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Gefchichte des deutfchen Bundes. 


Bon den beiden bewegenden Kräften, veren Gleichgewicht die Grundbedin— 
gung des Heils, ja felbft des Dafeins unferer Nation ausmadt, hatte Jahr- 
hunderte bindurd die eine, vie centrifugale, das öffentliche Leben Deutſchlands 
faft ausſchließlich beherrſcht. Nicht in Schranken gehalten durch das ermäßigende 
Walten einer entgegengefegten, zum Mittelpunft ftrebenden, einheitverlangenven 
Richtung, war fie, weit über das äußerſte Ziel hinausfchweifend, zu einer Macht 
ber Zerftörung tet. AS ein innerer Feind hatte fie die Heiligthimer des 
Baterlandes pr geben, vie Neihsverfaffung zerrüttet und dem anbringenden 
äußern Feinde verrätherifh in vie Hand gearbeitet, das Reich in feine Atome 
aufzulöfen. Das Bolt im Ganzen war feines Unglüds Schmied; die Fürften und 
leitenden Staatsmänner, den Kaiſer an ver Spige, freilich des hohen Berufes 
uneingedent, den deutfchen Geift durd mächtigen Impuls in beffere Bahn zu 
lenken, handelten, indem fie ven Untergang des Gemeinwefens und die Schmad 
der Fremdherrſchaft mit unbeilvoller Verblendung berbeiführten, im weſentlichen 
Einflang mit der öffentlihen Meinung. 

Das Jahr 1812 fah die Gefchide Deutſchlands gleihfam erfüllt. Das Reid) 
lag in Trümmern ; das deutſche Volf ſchien aus der Reihe ver Nationen geftrichen. 
Es gab an der Stelle des Baterlandes: eine öfterreihifhe Monarchie, die das 
(este deutihe Staatsoberhaupt eigenmädhtig von Deutichland losgeriffen hatte, — 
ein Preußen bis an die Elbe, welches die Früchte der Politik von Bafel erntete, — 
eine däniſche und eine ſchwediſche Provinz, einen Staatenbund von vier König- 
reihen 1), fünf Großberzogthümern 2), elf Herzogthümern 3) und vierzehn Fürften- 
thümern 9), deſſen Glieder die Segnungen der längft erfehnten Souveränetät um 
einen Preis erfauft hatten, welcher nebft Allem, was einer Nation werth ift, 
auch die geträumte Ungebunvenheit felbft der Vernichtung anheimgab, unter 
franzöfifchem Broteftorat und mit franzöfiihen Prinzen und Marſchällen als Lan— 
desherren, — franzöfifche Departements vom Elſaß bis an die Oftfee, darunter 
eine ldaiſerliche 32fte Militärbivifion 5), theilweife beftehend aus ehemaligen Staaten, 
die von Napoleon's Gnaden ſouverän geworben 6), — und endlich Gebiete, welche 


4) Bayern, Württemberg, Sachen, Weitphalen. 

2) Rranffurt, Baden, Heſſen, Berg, Würzburg. 

3) Naffau, Anbalt:Bernbura, Anb.-Götben, Anb.-Deffau, Medlenburg- Schwerin, Meilen 
burg StreliggySachfen:Belmar, S. Gotha, S.:Meiningen, S.Roburg, S.-Hildburgbaufen. 

9 Sobenjoflern-Gechingen, Sobengollern- Sigmaringen, Iſenburg, Yichtenftein, Leyen, Lippe 
Detmold, Schaumburgskippe, Reuß-Greiz, Neuß-Schleiz, Neuß-Yobenftein, Reuß-Ebersdorf, Mal: 
def, SchwarzburgNudofftadt, Schwargburg-Sonderabaufen. 

5) Geſchaffen durch Senatuskonſult vom 13. December 1810, 

6, Didenburg, Aremberg, Sulm-Salm, Salm-Kyrburg, die Hanſeſtädte, dann Theile des 
Großberzogtbums Berg, des Königreichs Weftphalen w ſ. w. 
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vorläufig res nullius waren 7). Nicht ein neuer Rechtszuſtand hatte fich ergeben 
aus jener deutſchen Revolution, die mit dem Augenblick ihren Anfang nahm, als 
das Teste Grundgeſetz des Reichs unter ſchweren Opfern zu Stande gebracht 
worden: fondern eine Ordnung der Dinge, die das Aufhören des deutſchen Na- 
mens zur VBorausfegung hatte und bie für Mittel-Europa das bleibende Geſetz 
des Lebens werden mußte, fofern es gelang, was bereits gelungen ſchien, „de 
depayser l’Allemagne*, d. h. die Nation, welche jeit Jahrhunderten politifch 
faum nod eine Nation gewefen, zu entnationalifiren. Das war Deutſchland in 
feiner tiefften Ernievrigung, das Werf der einfeitig unfere Entwidlung beftim- 
menden Kraft, welche die Freiheit der Theile zu verwirklichen antrieb, koſte es 
auch die Freiheit und das Leben der Geſammtheit. 

Aber, worauf‘ die Ordnung der Dinge von damals, foweit fie das Herz 
von Europa betraf, ſich gründete, war eine irrige Annahme. Jenes Herz hatte 
nicht ausgeſchlagen; Deutjchland lebte fort und das Volk der Ideologen erlebte 
eine Wiedergeburt, die felbft feinen beften Freund, welder Alles daran gewandt, 
fie zu bewirten, in freudiges Staunen verfegte, die daher den mächtigen Yeind, 
in deffen Augen es längft nicht mehr Eriftenz gehabt, wahrhaft erſchüttern mußte 9). 
Der Teste Funke des großen Aſchenhaufens entzündete fi zur Flamme; Preußen 
wurbe der Herb einer Begeifterung und dieſe Begeifterung ſchuf Thaten umd 
Opfer, die das Glänzendſte find, was die Blätter der Weltgeſchichte aller Zeiten 
und Völker ſchmückt. Die Freiheitskriege, foviel fih au im Einzelnen Trübes 
beimifcht, im Ganzen eine wundervolle hiſtoriſche Erjcheinung — von GStein’s 
grunblegendem Wirken, von Mort’s Helventhat und des oftpreußifhen Landtags 
hochherzigen Beſchlüſſen bis zu Blücher's todesverachtendem Vorwärts, das fogar 
halbe Verräther mit fortriß, und dem Siegeseinzug der Deutihen in Paris —, 

hrten den Beweis des Geiftes und der Kraft, daß bie deutſche Nation ihr 
eben im Jahr 1806 nicht befchloffen, daß fie nur vorübergehend aufgehört 
habe, eine europäifhe Macht zu fein. 

Ein Volt, welches mit Berhätigung feines Wollens und Könnens alfo bie 
bewundernde Welt erfüllt, hat ein Recht auf Daſein. Aber wirkliches Dafein hat 
das Volt nur in georbnetem Gemeinwejen. — Weil die Nation erftorben ſchien, 
hatte das Reich für aufgelöft gegolten;. fie war am Leben, ftand in voller Kraft 
unb Heldengröße da, triumphirend über innern und äußern Feind: jo war ihr 
Reich nur ſcheinbar umtergegangen, es beftand in ver That. Doch es fragte 
ſich nun, in welchen rechtlichen Formen. Nicht ob es ein Deutſchland fernerhin 
geben folle, war zu beantworten, fondern: innerhalb welder Örenzen und mit 
welcher Verfaffung. Die Grenzen beftimmte, freilich dürftig genug, der Urt. 1 
des erften Parifer Friedens y. Die Verfaſſung des wiederhergeftellten Reichs 
neu zu orbnen, war bie Aufgabe deutſcher Staatskunſt auf dem Wiener Kongreß. 
Folgen wir dem Gange diefer vaterländiſchen Arbeit, wodard die mit theurem 


7) Erfurt, Stadt und Gebiet, die Herrſchaft Blanfenbayn, die ‚niedere Grafihaft 
Kapenellenbogen batten nicht nur feinen Herrn, fondern waren auch äußerlich in völlig 
proviforifchen Zuftänden. — Wenigftens auf franzöfiichen Fuß gefept, aber auch nicht inforporirt, 
waren die fog. ilyrifchen Provinzen, Görz, Krain, der Villacher Kreis von Kärntben, öfter. 
ferien, öfterr. Friaul und das Litorale. 

8, Stein erkannte in den Deutfchen von 1813 das Volt von 1805 und 1806 nicht wie: 
der; Napoleon foll nah der Schlacht von Großgörichen ausgerufen haben: »ces animaux 
ont merveilleusement appris«, 

9 Der Statusquo 1792, 
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Herzblut errungene Befreiung von der Fremdherrſchaft beſiegelt werden ſollte. 
Dieſer Werdegang der neuen Verfaſſung iſt die Geſchichte des deutſchen 
Bundes. 

Dank der kräftigen Bemühung Stein's, der zu Wien „in ſeiner Eigen— 
ſchaft als Mann ſeine Stimme in die Wagſchale der Geſchicke Europa's legte, 
der dort nicht Vertreter irgend einer Macht, ſondern für ſich ſelbſt eine Macht 
war“ 10), hatten vor Eröffnung des Kongreſſes am 28. und 29. September 1814 
die Verbündeten fih dahin geeinigt, die Angelegenheit der deutſchen Berfaffungs- 
reform als eine befondere, deutſche Sache anzuerfennen und fie einem Aus- 
ſchuß von fünf deutſchen Mächten zu überlaffen. Diefen Fünfer-Ausſchuß bildeten 
die Bevollmächtigten des Kaifers von Defterreih, ver Könige von Preußen, Bayern, 
Württemberg und des Kurfürften von Braunſchweig, welcher lettere fich einen 
Monat darauf bewegen Jieß, die Würde eines Königs von Hannover anzunehmen. 
Es waren die Trümmer des Kurfürftenraths, die fich bier fammelten zu neuer 
Einung. Aber abgejehen von dem Kur-Erzkanzler, deſſen Geſchicke ſich vollendet 
hatten, von Sachſen, das zwijchen Sein und Nichtfein ſchwebte, von der öfter- 
reihifhen Selundogenitur, welde Toscana zurüdenpfing, waren Baden und 
Kurhefien von der Fonftituirenden Thätigkeit ausgefchloffen 11). 

Achte Legitimiften, deren es freilich unter uns feine giebt, fobald Fürften- 
thum und Legitimität einander widerftreiten, hätten als Vorbedingung der recht— 
lichen Gültigkeit aller weitern Akte fordern dürfen, daß, da ber deutſche Thron 
durch des Kaifers Abdankung vom 6. Auguſt 1806 erledigt 12), vie verorbneten 
Reichsverweſer die Stände zu einen Reichstag beriefen, oder, weil nur das unter 
dem Kaifer verfammelte Reich Berfafjungsänderungen vorzunehmen befugt, eine 
Neuwahl des Reichsoberhaupts veranftaltet würde. Dody wer aud das Wefen des 
öffentlichen Rechts tiefer durchſchaut, als ſolche kühne Dilettanten, mochte Bedenten 
tragen, den Fünfer-Ausfhuß zu dem Werfe, welches er am 14. Oftober 1814 
in die Hand nahm, für berechtigt zu erachten. Ein Schein rechtlicher Autorität in 
dem durch Revolution und Invafion zerrütteten Reiche konnte höchftens darauf 
gegründet werben, daß Preußen die Initiative der Wiederherftellung Deutſchlands 
ergriffen 13), daß mit ihm Hannover 14) und Defterreid 15), mit Defterreich 
Bayern 16) und Württemberg 17) Berträge geſchloſſen, welche theils eine beftimmte 
Form der Neubildung vorgefest, theils das Gelingen derſelben von fouveränem 
Ermefjen völlig oder faft abhängig gemadt hatten, während die Mehrzahl ver 
übrigen Glieder des Reichs, foweit ſolche bereits als ſelbſtſtändig anerfannt wor- 
den, fi vertragsmäßig verpflichtet hatten, ven Erforderniffen der zu gründenden 


— — —— — 


10) Worte von Pertz. — In einer Denkſchrift von 14. Sept. 1814 entwickelte Stein 
dem ruffiichen Kaifer, daß Rußland fich jeder Einmiſchung in die deutiche Verfaſſungsſache zu 
enthalten und fie den deutichen Mächten allein zu überlaſſen babe. 

11) „Der einzige als geſetzmäßig anzunehmende Zuftand in Deutfdyland fei der, in welchen 
ed nach dem Lüneviller Frieden durch den Hauptdeputationd-Abjchluß von 1803 verjegt worden.‘ 
Hardenberg in der Sitzung des Fünfer-Ausichuffes vom 29. Dftober 1814. Vgl. Klüber, 
Alten des Wiener Kongr. 11, 137. 

12) Vorausgeſetzt, Daß er dadurd erledigt worden. 

13) Vertrag mit Rußland zu Breslau und Kaliſch vom 27. und 28. Februar 1813. 

14) Vertrag mit Großbritannien (Kurbraunichweig) zu Reichenbach, 14. Juni 1813. 

15) Vertrag von Töplitz, 9. September 1813. 

16) Vertrag von Ried, 8. Oftober 1813. 

17) Vertrag von Fulda, 2, November 1813. 
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deutihen Verfaſſung ſich fügen zu wollen 18), Unter den legtern waren denn auch 
Kurhefien 19) und Baden 2). Aber hatten vieje deßhalb ſämmtlich darauf verzichtet, 
bei ven Berathungen mitzuwirken? Und wie ftand es mit Medlenburg, An- 
halt und den Hanfeftäpten, die vor Allen 21) vie „trügerifche Feſſel“ abgeftreift ? 
Konnte der erfte Schritt zur Wiederherftellung des Gemeinweſens fein völlig 
legaler jein, warum mußte es ein jo entfchiedener Yortjchritt auf der 1803 und 
1806 eröffneten revolutionären Bahn werden ? 22). So entftehen nicht Orbnungen 
für die Dauer. Doc fo entjtand aud nicht die neue Verfaffung Deutſchlands. 
Am 16. November löfte fih ver Fünfer-Ausfhuß refultatlos auf 23). Er ging an 
dem lauten Proteft gegen die Unrechtmäßigkeit feines Vorhabens, aber aud) an 
dem in feinem Schoß kundgegebenen Widerfprud gegen das Dafein des Vater— 
landes jelbft zu runde, 

„Aus verfhiedenen Bölferfhaften, 3. B. Preußen und 
Bayern, fo zu jagen eine Nation Schaffen zu wollen, fünne nicht 
die Abficht fein"! Dahin hatte Wiürttemberg’s Erklärung ſchon in der dritten 
Sigung des Fünfer-Ausſchuſſes vom 20. Oktober gelautet 24). Am 16. November 
erflärten die Geſandten derſelben Macht deren” Austritt aus dem Ausſchuß. — 
Unter dem nänlihen Datum beftritt Barden das Recht ver fünf einzelnen deut— 
- [chen Fürften, Gefetgeber ver übrigen zu werden; fremde Ketten habe man abge: 
ftreift, nicht um einheimische zu tragen. Und ebenfalls am 16. November forderte 
eine gemeinfame Note von 25 Fürften und 4 freien Städten gleiche Theilnahme 
Aller an der Verfafjungsgründung, forderte Freiheit der Nation und als Schluß: 
ftein Herftellung der Kaiferwürde 3). 

Württemberg gegenüber konftatirte eine öfterreihifche Note vom 22. Novem- 
ber die Thatfache, daß die Auflöfung des Fünfer-Ausſchuſſes feine Schuld jet; 
das Dafein deutiher Nation bezengte darin ſelbſt ein Metternidy mit der energi- 
ſchen und ewig wahren Behauptung, daß es keineswegs von der Willfür der 
Fürften abhänge, dem Bunde beizutreten oder nicht. Es handelte fi demnach 
anerfanntermaßen um die Form für das Deutfchland, deſſen integrivende Theile 
die deutſchen Fürftenthümer find und das älter und erlauchter ift als die Krone 
Württemberg. 

Keime neuer Rehtsbildung, wie fie zu pflanzen der Fünfer-Ausſchuß nicht 
vermocht hatte, feste die Verbindung ver deutſchen Kleinftanten an 26). Der deutſche 
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18) Verträge von Frankſfurt a. M. im November und December 1813. 

9, Vertrag vom 2. Deceinber 1813, Art. 2. 

20, Vertrag vom 20. November 1813, Art. 4, 

21) Schon im März 1813 traten fie dem Breslauer Bündniß bei. 

22) Die beſſere Einſicht fpricht ſchon in der erſten Zißung vom 14. Oftober 1814 die 
Aeußerung des Kürften Metternich aus, daß „die Unmöglichkeit, über die künftige Verfaſſung 
ſofort mit allen Ständen gemeinfchaftlich zufammenzutreten, vor Augen lieae”. (Klüber, 
Akten des Wiener Kongr. It, 71.) Dagegen ging Württemberg davon aus, daß der Bund 
nur aus den das Komité bildenden fünf Fürſten befteben follte, die übrigen Staaten 
aber nur als Kreismitalieder angejehben werden fünnten. ( Klüber 11, 106. 107.) Das 
gegen ſprach Metternich. (Klüber 11, 109.) 

23) Kür das Kolgende vol. Klüber, Akten des W. Kongr. I. und II. 

2°) Königl. Württ, Erkiärung über die zwölf Deliberationspunfte, Ad 2, b. (über 11, 97.) 

25) Säuffer, deutiche Geſchichte IV, 800. Gervinus, Geſch. des 19. Jahrh. I, 286 fg. 

26) Am 14. Oktober 1814, an dem Tage da fich der Künfer-Ausichuß konſtituirte, verſam— 
melten fich bei Gagern die Geſandten von 19 Staaten (beide Heſſen, beide Mecklenburg, die 
ſächſ. Herzogthümer, die Anbaltiner, Oldenburg, Braunſchweig, die Schwarzburger, Nafjau, 
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Bund ift freilich überhaupt feine Improvifation des 19. Jahrhunderts; er ift vor- 
bereitet im KRurverein von Renfe, im ewigen Yandfrievden, im Schmalkaldenſchen 
Bund, in Union und Liga, auf dem weitpbälifhen Kongreß, im deutſchen Für: 
ftenbunde, jogar im norddeutſchen Reichsbund und undeutſchen Rheinbund — aber 
der Bund im Sinne des Staatsrechts der veutfchen Gegenwart, er felbft war im 
Entjtehen, während ber Fünfer-Ausſchuß fih in fruchtlofen Berathungen barüber 
verlor. Er ift das Werk weder der Verabrevungen von Langres und Chaumont 
noh des Pariſer Friedens, weder Defterreihs und Preußens noch weit weniger 
Bayerns und Württembergs, fondern der Heinen Staaten: aber ein Werf wider 
den Willen viefer feiner Stifter, feine Schöpfung gebanfenvoller Staatsmänner, 
vielmehr im eigentlihen Sinn des Worts eine Ausgeburt der Umftänve, eine 
vollendete Thatſache. Die Berhältniffe haben ihn diktirt; da war es der Natur 
ver Sadye gemäß, daß die am wenigften Mächtigen dem waltenden Verhängnif 
im dunklen Drange fich zuerft ergaben. Ohne zu wiffen, daß dadurch das Fun— 
dament gelegt werde, jchloffen die Kleinitaaten ihren Verein der ſouveränen Für- 
jten und freien Städte, näherten fich einander mehr und mehr, beftinunten wer als 
Träger felbftftändigen ftaatlihen Willens unter ihnen anzuerkennen fei (3. B. 
Lichtenftein im Februar 1815) und wer nicht (3. B. Leyen, Ifenburg, Bentind) 27), 
zogen vie ſchwer beftimmbare Grenze zunächſt unſcheinbar für ihren befondern 
Kreis und erlevigten, ohme Ahnung von der Bedeutſamkeit ihrer Schritte, die 
Frage nach der Mitgliedſchaft des Bundes. Es war eine wahrhaft konftituivende, 
doch in völliger Adfichtlofigkeit und Unbefangenheit konſtituirende Thätigfeit. Die 
politiſchen Pläne, welche jener Kreis veutfher Staaten verfolgte, find nicht zur 
Neife gediehen, find gefcheitert, waren ihnen felbft nur in äußerſten Umriffen 
deutlih und theilweife fogar aus dem Widerfprucd gegen die Mittelftanten ber- 
vorgegangen 28), waren unausführbar: fo das Kaiferthum 29). Aber daß zur Ver— 
folgung folder Aufgaben der Kreis fih bildete und abſchloß, das war 
entſcheidend. Unwillkürlich erwuchs in ihm ein Organ des rechtsbilvenden Ge— 
ſammtwillens deutjcher Nation anftatt des durch die deutſche Umwälzung zerftörten 
Trägers der Verfaffungsentwidlung, an Stelle von Kaifer und Reich, deren Wie- 
bereinfegung cben dieſe Staaten — mehr aus Rechtsgefühl als aus politifchem 
Bewußtſein — forderten. Da fehlte noch, daß die —2 ihren Hader aus⸗ 
trugen, daß die Frage, worüber faſt ein europäiſcher Krieg entflammt wäre, er- 
ledigt wurde, ob Sachſen leben oder fterben, ob es preußifch oder ein Glied des 
Bımdes fein follte; da fehlte noh, daß Bayern und Württemberg ihre unhalt— 
bare Sonverftellung aufgaben: und der Verein diefer Aller war Deutfchland, war 
das Reich; fein Wille war Gefeg und es brauchte die Geſammtheit ver Fürſten 
und Städte nur ſich ſelbſt zu erkennen, nur ſich felbft zu wollen, fo hatte das 
alte Deutichland die neue Form, das Reich feine Bundesverfaflung. 

Dahin fam es. Der Gang der Entwidlung war feft vorgezeichnet und un— 
abänderlih. Aber was menſchliche Abfiht hinzuthat, war ſchwankend und will- 
fürlih. Was Gleichgültigfeit gegen die höchſten Güter - eines großen Volks, was 


Schaumburg⸗Lippe, die Hanſeſtädte. Vgl. Shaumann, die Bildung des deutſchen Bundes 
auf dem Wiener Kongreß, in Raumer's hiſtoriſchem Tafchenbuch 1850, S. 190 fa.. 197 fa., 
219 fg. Häuſſer IV, 798 ta, 800 fa.. 802, 804. Gervinus I, 287 ig. 

27) Klüber I, Seit 4, S. 42. 

3) Shaumann, S. 198. 207—209. Häuſſer IV, 802. 

29) Gervinusd, a. DO. I, 287—293. 
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Charakterſchwäche bei gutem Willen, was Cigenfinn bei nieverer Selbftfucht und 
Gefinnungslofigfeit, was voreiliges Verzagen der Beften und Zähigkeit der Ver— 
worfenften wetteifernd vermögen, um bie Grundzüge einer zeitlich nothwendigen 
Berfaffung bis zur Unfenntlichfeit und zur Erregung tiefen Abſcheus, ja unver: 
holener Geringihägung von Seiten der Gründer zu verzerren, das ift unferm 
Baterlande nicht erfpart worden. Der deutſche Bund war im Jahr 1815 die 
einzig benfbare, weil die einzige nicht nur zufülligen, fondern auch wefentlichen 
Lebensbeziehungen der Nation entſprechende 9) Form unferes Reiches. Und das ift 
eine Wahrheit — trot der Bunbesverfaffung wie fie damals entftand, trog dem 
Geifte, in welchem fie fortentwidelt wurde, und namentlich trog ihrer Handhabung 
feit beinahe einem halben Jahrhundert unfeligen Beſtandes. 

Sechs Monate waren vergangen feit der Sprengung des Fünfer-Ausſchuſſes 
und die Berfaffungsarbeit ruhte noh immer. Berfafjungen werden aber nicht ge 
arbeitet; fie entitehen. Wenigftens im Großen und Ganzen. Ihr Werdeprocef 
braucht Zeit. Daher find überall, wo Menfhen an einer Verfaſſung „arbeiten“, 
ſolche Ruhepaufen nothwendig. Wenn nachher Unangemefjenes, vielleicht Ueber— 
eiltes ihr Werk ift, fo würde zweifelsohne dieſes Werk nicht beffer ausgefallen 
fein bei raftlofer Gefchäftigkeit. Ideen reifen, Gegenſätze gleihen ſich aus; die 
beften Entſchlüſſe vermögen dabei Nichts: denn das Beſte gefchieht hier unab— 
hängig von Entſchließungen. — Ienes Halbjahr unterbrochener Thätigfeit war 
für Deutfchland nicht verloren. Da wurden die Fragen, woraus ernfte Berwid- 
lungen ver großen Mächte gedroht, begütigend wenn auch nicht befriedigend er- 
lebigt: in dem Meer von europäifhen Wirren, denen ver Wiener Kongreß fteuern 
follte, war die deutſche Verfaffungsangelegenheit eine Inſel, worüber von allen 
Seiten gewaltige Wogen leicht hinweggingen. Da entſchied fih das Scidfal 
Sachſens und mit diefem trat ein neues Glied in die mehr und mehr gefchloffe- 
nen Reihen. Da näherte fi Baden dem Stantenbunde der Kleinen, die bald 
vierunddreißig an der Zahl zufammenftanden. Da wurde die Herftellung des 
alten Rechts eifrig verlangt und ernft betrieben, am eifrigften von den unter: 
brüdten Reichsſtänden, deren einzige Hoffnung vie deutfhe Gefammtmonardie war 
und fein wird, doch aud von Stein, gleihjam dem Legten in der Reihe ver 
Sidingen und Hutten. Aber auch das Kaiferthum erwies fich eben jegt als un- 
wieberherftellbar aus innern und äußern Gründen; aus äußern: in Töplig, 
Chaumont und Paris waren — des Auslands nicht zu gedenken — Preußen und 
Defterreih bawider einig geworden und hatten fich wechfelfeitig in dieſem Sinne 
verpflichtet 3); aus innern: Preußen hatte fi ein Anrecht auf die Krone erwor- 
ben und Defterreich fein Vorrecht nicht eingebüßt; weder konnte Preußen über 
Defterreih, noch Defterreich über Preußen, nod ohne Beide das übrige Deutſch— 
land ſich ſelbſt beherrſchen. — Da überfam eine gewiffe Refignation vie Gemüther. 
Die Sache, die entſchieden werben follte, begann man als entſchieden anzufehen, — 
entſchieden durch die Weltverhältnifie, denen fi) Deutſchland fogar im Augenblid 
heroiſchen Auffhwungs, um nur das Dafein zu retten, nicht hatte entziehen kön— 
nen, — entſchieden aljo durd die bevingenden Umftände dieſer feiner Rettung, — 
entfchieven ferner durch gegebene VBorausfegungen im eignen Innern —: eine 
Berfaffung aber geftaltet Borhandenes, formt nicht Neues. Der fechste Artikel 
des Barifer Friedens ward ald das Symbol einer nicht blos äußerlichen Noth- 


20) Gervinus, a. D.E, 314. 
A, Schaumann, S. 165 fg., 200 fo. 
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wenbdigfeit erfaßt. — Da endlid erwachte vie lebhafte Theilnahme der vom 
Kongreß ausgefchloffenen Nation; Sturm und Drang patriotifher Gefühle regte 
ſich mächtig und ergab doch feinen beftimmten politiihen Plan; Forberungen 
wurben laut, die in ihrer Allgemeinheit keine Berfafjungsform ausſchloſſen, vwiel- 
mehr unter gar mannigfadhen Formen fowohl erfüllt werben als auch unerfjllt 
bleiben konnten. Die Dinge zu nehmen wie fie waren und fie einfach zu formu— 
liren, das ftellte fih unabmweisbar als Aufgabe hin: für vorhanden mußten dann 
aber die gerechten Forderungen des Volks fowie jener gewaltfam unterjochten 
Reihsftände erachtet, als gegebene Borausfegungen mußten auch fie geachtet werben. 
Dazu gehörte, daß der Staatenbund, welder bereits da war und nur ber Ber: . 
faſſung beburfte, diejenige präcife Faſſung erhielt, bie ihn als angemefjene 
und einzig möglide Form des beutjchen Gemeinwefens, als Hort der Einheit 
und freiheit eines Baterlandes jo tapferer und treuer Männer außer allen 
Zweifel ftellte. 

Die Rüdtehr Napoleon’s von Elba trieb gebieterijch zur Arbeit; die Ruhe— 
paufe nahm ein Ende; aber eine Unruhe bemächtigte ſich jet der Arbeiter, die 
freilich nit hindern fonnte und eher dazu beitrug, daß bas Rothwendige ge⸗ 
ſchah, die jedoch zur i Folge hatte, daß es in einer Weife gefhah, welche wün— 
ſchen läßt, es wäre wo möglih unterblieben. Das Gefühl der Nothwendigkeit 
des deutſchen Bundes war die Frucht der ftillen Entwidlung vom November bis 
zum Mai. Diefem Einen was Noth that mußte gewiß Alles geopfert werben. 
Unglüdlicherweife pochten darauf Diejenigen, welde dawider anfämpften. Und in 
der num über alles Maß gefteigerten Nefignation, daneben aud aus wenig eblen 
Beweggründen, ward, um das für nothwendig Erkannte durchzuſetzen, beffen 
wahres Weſen preisgegeben: man opferte dem veutfhen Bunde, um ihn nur 
gründen zu können, recht eigentlich pen deutſchen Bund. 

Am 23. Mai 1815 eröffnete Fürft Metternich die Konferenzen zur Her— 
ftellung ver neuen Berfafjung Deutſchlands. Anweſend waren außer ven öfter- 
reichiſchen, preußiſchen, bahriſchen, hannövriſchen vie Bevollmächtigten von 

Sachſen, Baden, Grofberzogihum Helfen, Holftein, Luremburg und fünf Ab- 
georbnete der übrigen Heinen Staaten. Die württembergifhen Geſandten erſchienen 
nicht und entfchulvigten fih für viesmal fchriftlich 32); fie nahmen aber audy ferner 
an feiner Berathung Theil. Metternich, zugleich im Namen von Preußen, legte 
ver Berjammlung einen neuen Entwurf vor, beftehend aus fiebenzehn Ar- 
tifeln =). Er bilvet ven Ausgangepunft der Verhandlungen vom 26. Mai bis 
zum 10. Juni, den Endpunkt in der Gefchichte der zehn Berfaffungsentwürfe feit 
der Abrede vom 28. Januar 1814 zu Langres und dem PVertrage vom 1. März 
1814 zu Ghaumont, — einer Gefchichte leiver in abfteigender Linie 9). 

Denn der Plan, weldhen unmittelbar nach jenem Bertrage der Freiherr vom 


32) Protokoll vom 26. Mai, bei Klüber 11, 342, 

3) Klüber 11, 314—323, 

3%: Meberficht der Entwürfe einer Bundesverfaffung: I. Stein’s Pan von 10. März 
1814. 18. Entwürfe Preußens vom 13. Sept. 1814 in 41 Artikeln, vom 10. Kebr. 1815 
in 120 85., von demſelben Zage in 106 $$., vom Anfang April in 14 Artikeln, vom 30. 
April veip. 1. Mai gleichfalls in 14 Art. I. Entwürfe Defterreiche vom Dechr. 1814 
in 15 Artikeln, vom 7. Mai 1815 in 19 Art. IV. Gemeinfame preußifcheöfterreichtiche 
find die zwölf Artikel, die am 16. Dt. 1814 dem Fünfer-Ausihun, und die ſieben— 
zebn Artikel, die am 23. Mai 1815 den Konferenzen vorgelegt wurden. — Zehn Ent- 
würfe im Ganzen. — Der Zeit nach der 1. von Stein, der 2. 5., 6., 7., 8. von Preußen, 
der 4. und 9. von — der 3. und 10. gemeinſam öfterreichiich-preußifch. 
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Stein am 10. März an Harbenberg und Münfter, am 11. dem Kaifer von 
Rußland mitgetheilt, war von dem Zuftande Deutfhlands vor Napoleon’s Ein- 
griffen ausgegangen und hatte, was nicht wiederherzuftellen oder was verbejlerungs- 
bepürftig war, durch Einrichtungen, die auf dem alten Recht des Landes und 
jedes einzelnen Deutſchen beruhen follten, zu erjegen, alfo mit Beſeitigung des 
eingeriffenen Despotismus die Rechte und den Beſtand des Ganzen, 
der einzelnen Fürften und. ver Unterihanen zu vereinigen geftrebt. Nach dieſem 
Plan garantirte die fünftige Bundesverfaffung jedem Deutſchen beftimmte politische 
Rechte, namentlih auf Schutz gegen willtürliche Verhaftung, auf ordentliche Rechts— 
pflege, ferner jedem Bundesſtaat eine landſtändiſche Verfaſſung; eine Bundesver- 
ſammlung follte gebildet werden aus Abgeordneten der Fürſten und freien Städte, 
aus Abgeordneten der Yandftände der deutſchen Staaten; diefer Bundestag, jähr- 
lich fehs Wochen verfammelt, erhielt die Bundesgejepgebung, die Beftenerung 
für Bundeszwede, die Entſcheidung der Streitigfeiten zwifchen einzelnen Bundes: 
gliedern und zwifchen Fürften und Unterthanen. Die in den Freiheitskriegen ge: 
gründeten Kriegseinrichtungen mit Yinientruppen, Yandwehr und Landſturm follten 
beibehalten werden. An die Stelle des Kaifers und der oberften Reihsverwaltung 
trat ein Bundespirektorium, veffen Mitglieder Defterreih, Preußen, Bayern und 
Hannover; e8 follte den Bundestag leiten, die von diefem gegebenen Gejege aus: 
führen, Verfaſſungsleben und Rechtspflege der Staaten, Deutjchlands auswärtige 
Angelegenheiten, der deutſchen Fürften' und Unterthanen gegenfeitiges Verhältniß 
beauffichtigen; ihm ftand das Recht über Krieg und ‚Frieden mit allen daraus 
fi ergebenden Folgerungen, ihm die Sorge für das Heerweien Deutſchlands und 
für die Orenzfeftungen zu, Ale Binnenzölle und Einfuhrverbote eines deutſchen 
Staates gegen andere follten aufgehoben werden, Deutſchland Ein Zoll» und 
Handelsgebiet bilden. — Die Ausarbeitung dieſes Plans hatte Stein damals dem 
Grafen Solms-Laubah, Wilhelm von Humboldt und Spiegel oder Rademacher 
zugedacht. Die fo beſchaffene Bundesakte zu unterzeichnen wollte er die deutſchen 
Fürften, deren Souveränetät von diefen Einrichtungen abhänge, berufen ſehen; 
das Direktorium endlich hätte die Berfaffung einzuführen und den Bundestag zu 
verfammeln, zu eröffnen gehabt. 

Ale folgenden Pläne und Entwürfe ftehen unter dem Niveau dieſes erften, 
aber immer jeder folgende finft unter das des nächftvorhergehenden. — Am 13. 
September 1814 theilte zu Baden bei Wien in vorläufiger Beſprechung Harden— 
berg den mit Stein und Solms im Juli d. I. verabreveten Entwurf (in 41 Art.) 
dem Fürſten Metternich mit 3), Diefer Staatsmann, der urfprünglic einer Allianz 
völlig ſelbſtſtändiger Staaten als der für Deutfchland angemefjenen Form oder 
Formloſigkeit 9), und dann fo nachdrucksvoll gegen Württemberg, welches doch 


35) Klüber 1, Seit 1 S. 45—56; Feftitellung,, welche Nechte jedenfalls und zum wenig: 
ften die Landſtände baben follen, uw. A. Vertretung der Berfaffung bei dem Landesherrn und 
dem Bunde (Art. 7); jeder jebt im Beſitz der Landeshoheit befindliche Staat übt in feinen 
Grenzen die landeshobeitlihen Rechte aus, welche die Bundesafte nicht zum aemeinfchartlichen 
Beſten ausnimmt oder beichränft (Art. 3). Antbeil der cbemalinen Neichäftinde am Bunde 
(Art. 4). Defterreich fol nur für Salzburg, Tyrol, Berchtesgaden, Vorarlberg und das am 
Oberrhein zu Erwartende, Preußen für die Lande linfs der Elbe Mitglied fein (Art. 21. Ders 
letzungen des Bundesvertrags werden mit der Acht beftraft (Art. I. — Die Schweiz und die 
Niederlande werden zu einem beitändigen Bündniß mit dem deutjchen Bunde eingeladen (Art. 40). 

%) „Ein ausgedebntes Spftem von Verträgen und Bündniffen zwiſchen den deutichen Kür: 
ſten.“ tg an Münfter, den 12. Oft. 1813. Castlereagh memoirs 9, 60, Ger: 
vinusl, } 
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wie er das Loos Italiens auf Deutſchland übertragen wünſchte, der vaterländi— 
ſchen Einheit das Wort geredet hat, verſtand es meiſterhaft, den Gegenſatz zwi— 
ſchen denen, welche fein Deutſchland, und denen, welche für das alte Reich die 
neue Form des Bundes wollten, dadurch zu verſöhnen, daß er, fortwährend auf 
Seite der Letztern ſtehend, ein Deutſchland herſtellen half, welches nicht viel 
mehr als kein Deutſchland war. Einverſtanden mit denen, welche die Einheit er— 
ſtrebten, und früher der Anſicht derjenigen, die ihr widerſtrebten, war er eine 
concordia discordantium (Einheit und keine Einheit) zu erlangen beſtrebt: die 
Halbheit. — Ueber den Badener Konferenzen ruht ein Dunkel; aber ihr Er— 
gebniß war eine merkliche Schwächung des an ſich nicht glücklichen 37) Entwurfs. 
Man hatte ſich dort dahin geeinigt, nicht das Ganze, ſondern nur einen Auszug 
von zwölf Artikeln den demnächſtigen Berhandlungen zu Grunde zu legen 3), 
Dieſe zwölf Artikel jahen dann im Fünfer-Ausſchuß Bayern umd Württemberg 
als unvereinbar mit ihrer Souveränetät an 9). So fräftig nun Metternich gegen 
eine Souveränetät rheinbündiſchen Gepräges ſich äußerte, der Entwurf war ihm 
doch aud zu kräftig: Weſſenberg arbeitete im December 1814 einen minder an: 
ftößigen, der, Anfangs unbeachtet geblieben, fpäter im Weſeutlichen zur Geltung 
fommen follte 9), — Als am 2. Februar 1815 eine gemeinfhaftlihe Note von 
32 Staaten Preußen und Defterreid, zu endlicher Eröffnung des deutſchen Kon- 
greſſes aufgefordert, an vejfen Verhandlungen zur Herftelung deutſcher Einheit 
und Freiheit die ſämmtlichen Staaten Theil zu nehmen hätten, und als zwei 
Tage darauf Preußen ſich befürwortend an Defterreich gewandt, da erklärte ſich 
am 9. Februar Metternich damit einverftanden:, am folgenden Tage ?!) überreichten 
ihm die Preußen zwei von Wilhelm Humboldt detaillivt ausgenrbeitete Entwürfe, 
deren einer (in 120 88.) die Eintheilung Deutihlands in Kreije. beibehielt ?2), 
während der andere (in 106 $$.) davon abjah *); beide gingen noch von ber 
Rothwenvigfeit, die gerechten Anfprücde ver Nation zu befriedigen, und von dem 
Gedanken einer Bereinigung Deutfhlands zu einem feiten Staatskörper aus; in 
beiden war daran feitgehalten, daß chne Bundesgericht dem deutſchen Rechtsge— 
bäude „ver legte und nothwendigſte Schlußftein“ fehlen würde. Bon folder ins 
Einzelne eingehenden Behandlung der Berfaffungsjahe war allein Heil zu erwar— 
ten. Aber diefe Entwürfe Preußens jcheinen von Defterreic fo zu fagen ad re- 
ferendum genommen zu fein. Da begann die Kataftrophe ver hundert Tage. 
Jetzt ſchlug ſogar Stein, daran verzweifelnd daß eine Einigung im Ginzel- 
nen erzielt werde, vor, ſich fchleunig über die wefentlihen Punkte zu ver- 
einbaren, dieſe befannt zu machen, die nähere Entwidlung aber ven 
jpäteren Bertretern Deutfhlands am Bunde zu überlaffen. Hier 


—. 





37) Gervinus I, 274. 275. 

35) Alüber 1, Set 1, S. 57—61. Das Minimum ftändiicher Rechte, in Art. 11; 
der Bundesvertrag überläßt es, ein Mehreres den Stinden einzuräumen, 

3) Klüber 11, 85 ja., 88 fa., 90 ia., 95 ra., 103 fa., 107 fg., 114 fg., 148 1a. 
167 9. 177 u. |. w. 

) Klüber 11, 1—5. — In 1ö Nrtifein. Der 13. Art. lautet: „Im allen deutichen 
Staaten werden Landſtände binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen in Hinſicht der Steuern 
und der allgemeinen Yandesanftalten befondere Rechte eingeräumt werden. Jedoch bleibt jedem 
einzelnen Staat überlaffen, den Ständen eine der LYandesart, dem Gharafter der Einwohner 
und dem Herkommen gemäße Einrichtung zu geben.“ i 

s) Klüber I, 6—18. (Die Note bildet den amtlichen Kommentar zu den Entwürfen.) 
2) Alüber 11, 18—54. 
s) Klüber II, 55—64, 
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begegneten fich der Gedanfe des Unmuths eines Stein mit der ganzen Art zu 
denken und zn wollen, welche dem Fürſten Metternich eigen if. So antwortete 
diefer auf eine Eingabe der vereinigten deutſchen Staaten vom 23. März, mit 
welcher die Kaiferfrage abſchloß, der Kongreß jolle nicht auseinandergeben, ehe 
die Grundlagen der deutſchen Verfaffung feftgeftellt wären. Alfo nur die Grund- 
lagen! — Um 29. und 31. März ertheilten Preußen und Defterreich bie fahrift- 
liche Zufage, den deutſchen Bund glei jett wirklich zu fchließen, über feine 
wefentlihen Grundlagen ſich zu vereinigen und die nähere Ausführung ruhigern 
Zeiten aufzubehalten. — Der Entwurf, welden im Anfang April Wilhelm von 
Humboldt vorlegte %), enthielt in 14 Artifeln nur „Grundlagen“, berüdfichtigte 
ferner die Weffenbergifche Arbeit, enthielt aber noch die wejentlihen Garantieen 
ver Freiheit und Einheit, fo die Verbürgung beftimmter Rechte der Landſtände 
unter Schuß des Bundes, uneingefchränfte Religionsübung und Preffreiheit, Ent- 
bindung der Richter von ihrer Unterthanenpflicht bei Klagen gegen den Landes— 
herren, Bundesgeriht u. A. auch für jede verfafiungsmäßige Beſchwerde beim 
Bunde. Diefer Entwurf konnte nicht unverändert bleiben;- er mußte durchgeſehen 
und abgefhwächt werben. Daraus ging der preußifhe Entwurf vom 30. April 
hervor, der dem Fürſten Metternih am 1. Mai übergeben wurde %), Einen 
Segenentwurf in 19 Artikeln ftellte (am 7. Mai) Defterreid auf 46); es war 
eine von Weffenberg verfaßte Ueberarbeitung feines ſchwächlichen Decemberplans, 
jedoch mit Benugung des legten preußifhen; die Beftimmung über vie landſtän— 
diſchen Verfaffungen war in verbädhtiger Weife verallgemeinert 97), das Bundes- 
gericht beibehalten. Am 8. Mai begannen Unterhandlungen über Bereinigung des 
öfterreihifhen und des preußifchen Entwurfs; am 11. fand die erfte förmliche 
Konferenz Statt. Diefe Konferenzen hatten zur Folge, daß der preußifche Ent- 
wurf preisgegeben oder, wie man zu fagen pflegt, daß beide Entwürfe zu einem 
gemeinfhaftlihen dritten verfchmolzen wurden, nämlid dem oben erwähnten in 





—— 


2 Klüber 1, Heft 4, S. 104-111; die Kreiseintheilung iſt weggelaſſen; $. 9 ſetzt 
beſtimmte Rechte der Landſtände feſt; ſie ſtehen unter Schutz und Garantie des Bundes. 

“6) Klüber 11, 298—308. — In der Einleitung: „Die Fürſten und freien Städte ..., 
durchdrungen von dem lebhaften Gefühl, daß es weſentlich notbwendig ift, fi) in einen Bund 
zu vereinigen, daß darauf überhaupt die Äußere und innere Sicherheit, Unabhängigkeit und Frei— 
beit des genteinfamen deutichen Baterlandes berubt, und daß nur ein ſolcher Bund den allge⸗ 
meinen Wünſchen und Erwartungen der deutſchen Nation entſpricht . . . ... “8.8 beginnt: 
„Alle Mitglieder ded Bundes verpflichten fich, in ihren Staaten für eine unparteiiſche Gerechtig— 
feitäpflege Sorge zu tragen und jeden willfürlichen Eingriff in die Rechte der Perfon und des 
Eigenthums zu verbindern. In diefer Abficht beftimmen fie biermit ausdrüdlich, daß die Richter 
in Klagen gegen den Landesherrn in demjenigen, was die Entjcheidung der Sache betrifft, ihres 
als Untertbanen oder fonft in irgend einer andern Gigenfchaft gneleifteten Eides entbunden fein 
jollen, auch Fein Richter anders als durch förmlich geſprochenes Urtheil feines Nichteramts ent- 
fegt werden ſoll. . . .“ 8. 9: „In allen deutihen Staaten wird die beftchende landſtändiſche 
Berfaffung erhalten, oder eine neue dergeftalt zu organifirende, daß alle Klafien 
der Staatsbürger daran Theil nebmen, eingeführt, damit den Landftänden das Necht 
der Bewilligung neuer Steuern, der VBeratbung über Pandesgefege, welche Eigenthum oder pers 
fönfiche Freiheit betreffen, die Beſchwerdeführung über bemerkte Verwaltungsmißbräuce und bie 
Vertretung der Verfaſſung und der aus ihr herfließenden Rechte Einzelner 
zuftehen. Die einmal verfaffungsmäßig beftimmten Rechte der Landſtände werden unter den Schuß 
und die Garantie ded Bundes geſtellt ....“ 

# Klüber II, 308-314. 

47) Der betr. Artifel 14 lautet: „In allen deutfchen Staaten wird die beftehende Iandftän- 
diſche Verfaſſung und perjönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder, wo fie dermalen nicht vorhan⸗ 
den ift, jegt eingeführt und unter Schu und Garantie des Bundes geſtellt.“ 
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17 Artikeln 28), an deſſen Vorlage in der Konferenz vom 23. Mai Metternich 
die Bemerkung anknüpfte, es follten wenigftens die Grundzüge einer neuen 
Berfaffung feftgeftelt werben, die nähere Entwidlung aber dem Bundestag vor: 
behalten bleiben. Da war denn die Berbürgung beftimmter landftändifcher Rechte 
auf folgenden „Grundzug“ reducirt: „in allen deutſchen Staaten foll eine land- 
ftändifhe Berfaffung beftehen“ 99). 

Und diefer Entwurf litt auf den Konferenzen, denen er zu Grunde lag, 
unter dem Auf ver Freiſinnigkeit oder vielmehr eines mit der Souveränetät un— 
vereinbaren Gentralifationsbeftrebene. Er mit feinem Minimum eines „Soll“ 
gefährdete das Zuftandefommen des ganzen Wertes. Folglich, um das Werk ber 
Einheit zu retten, bedurfte es neuer Entwerthung dieſer ftufenweife immer mehr 
entwertheten Berfafjung 39). 

Am 29. Mai nahmen die Konferenzen ihren eigentlihen Anfang. Denn in 
der Eröffnungsfisung vom 23. hatte nur eine Borlefung des Entwurfs ftattge- 
funden; in ver zweiten Sigung vom 26. war freilid die Vorlage bis zu Ende 
durchdiskutirt; fchriftlihe und mitndliche Erinnerungen waren ſowohl über das 
Ganze — unbeilverfündenvden Inhalts von Bayern, beilfam reformirender Ten- 
benz von den fünf Abgeorpneten des Vereins der Kleinftanten —, als auch über 
einzelne Punkte — von Heflen, Lippe, Bremen — zur Sprache gebracht: aber, 
während Württemberg ſich fernhielt und Sachſen wegen mangelnder Inftruftionen 
den bloßen Zufchauer abgab, trugen jene Fünf im Namen ihrer Komnittenten 
anf Zulaffung aller Staaten an. Diefe Zulaffung erfolgte und am 29. Mai 
waren zum erften Mal die fämmtlihen Bevollmächtigten (mit Ausnahme ver 
württembergifchen) vereinigt. Damit beginnt die Konftituirung des Bundes. 

Die Berathung über den Entwurf hub von Neuem, hub jett erft förmlich 
an. Aber glei in der nächſten Sigung am 30. Mai warb ein Beichluß gefaßt, 
der die im Berlauf der Geſchichte ihrer Entwürfe fo geſchwächte Verfaſſung in 
einem der wichtigften Punkte vollends entfräftete, der, wenn er beftehen blieb, 
diefem Werk einen großen Theil feiner Würde rauben mußte und der, weil es 
in ver That damit fein Bewenden gehabt hat, dem zu gründenden Bunde von 
vornherein das Bertrauen der Nation entzog — ein Beſchluß, welcher den beut- 
fhen Gefhiden der folgenden Decennien ein trauriges Gepräge aufgedrüdt hat, 
&8 handelte fih um vie landſtändiſche Verfaffung in den einzelnen Staaten, 
Gagern für Luremburg, davon ausgehend, daß das nadte „Soll“ des Entwurfs 
unbefriedigend fei, beantragte eine den früheren Entwürfen entfprechenve inhalt- 
vollere Faflung. Für „unbefriedigend“ allerdings erachtete die Konferenz jenes 
„Sol“: doch aus entgegengefegtem Gefihtspunft. Eine neue Faſſung warb be- 
liebt, do dahingehend, daß in allen deutſchen Staaten eine lanvftändifche Ver- 
faffung nicht Statt finden „ſoll“, fondern Statt finden — „wird“. An ſich be 
trachtet gilt es gleichviel, ob das Grundgeſetz des Bundes feierlich ausſpricht, 
daß etwas fein foll oder daß es fein wird. Aber dieſes „Wird“, weldes ala 
eine Abänderung des „Soll“ beſchloſſen ift, hat nicht denſelben Sinn; es ift 
an Stelle der Borfchrift eine Vorausſage; und eine folhe Vorausſage trägt das 
Gegentheil der Erfüllung in ſich: das lehrte felbft Blindgläubige diefer entjeelte 
Artikel des Bundesgrundvertrags. 


48) Klüber II, 314—323. 

49) Alüber II, 318. 

5) Die Protokolle über die Konferenzen vom 23., 26,, 29., 30., 31. Mai, 1., 2, 3. 5., 
8,, 10. Juni 1815 bei Alüber 11, 324560. 
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Am 31. Mai war die Verhandlung wie in jener vorbereitenden Sitzung 
vom 26. bis zum legten Artikel des Entwurfs vorgebrungen; doch von einem 
Abſchluß ihrer Arbeit war die Konferenz weit entfernt: gewiffermaßen eine For— 
mulivung der Gegenſätze ftellte fih als das Ergebniß heraus. — Am 1. Juni 
zeigte Baden, das gegenüber dem Fünfer-Ausſchuß ſich fo eifrig um Zulaffung 
beworben, das fpäter der Vereinigung der Fürften und Städte fi angeſchloſſen, 
feinen Austritt an, Hatten doch die badiſchen Kongrefigefandten ſchon vor Eröff- 
nung der Konferenzen — am 15. Mai — Wien verlaffen, war doch an dem 
bisherigen das Großherzogtum nur dur einen Subftituten vertreten! Baden 
erflärte, e8 hätte gewünjcht diefe Verhandlungen bis nad dem Frieden (d. h. bie 
zur enblihen Entſcheidung zwiſchen Napoleon und dem Baterlande!) verjchoben zu 
ſehen; es würde nun allen Schritten Bayerns und Württembergs fih anſchlie— 
pen, — Württembergs, das fi völlig ausgefchlofien, und Bayerns, das im 
Schoße der Konferenzen beftrebt war, entweder aus einem wohlgeorbneten Staaten: 
bunde ſich jelbft oder wo möglid die Stiftung einer nationalen Bundesorbnung 
überhaupt auszuſchließen! So wurde denn ohne die beiden Souveräne Preßburger 
Datums und unter deftruftiver Mitwirkung des Dritten im Bunde von 1805 das 
Werk ver Wieverherftellung Deutſchlands fortgefegt. Mit Bayern aber harmonir- 
ten leider mehr und mehr das königlihe Sachſen und das großberzogliche Heflen. 

Was half es, daß am 1. Juni eine Kommiffion ernannt wurbe, um in Ge- 
mäßheit der bisherigen Erörterung, die eben nur Erörterung gewejen, die Bun- 
desafte neu zu redigiren, daß am 2, Juni beichloffen wurde, die neue Redaktion 
in 20 Xrtifeln noch an vemfelben Tage den anweſenden Mitglievern durd bie 
Diktatur mitzutheilen und, damit die möthige Zeit zu Entſchließungen bliebe, die 
nächte Verſammlung erft auf den folgenden Abend nm 8 Uhr anzufegen! An 
diefem Abend des 3. Juni follten, ohne in eine neue Diskuffion über alle ein- 
zeinen Artikel, inſoweit ſolche nicht vorbehalten worden, einzugehen, vie allen- 
falls in Hinfiht der Redaktion zu machenden Erinnerungen vernommen, dann 
aber zur Unterſchrift gejchritten und für die noch mit feiner Inftruftion ver- 
jchenen Bevollmächtigten behufs nachträglicher Beitrittserklärung das Protofoll 
offen behalten werden. Wäre diefer VBorfag nur ausgeführt, hätten die Staaten, 
denen die Bundesverfaflung, wie fie damals war, eher zu oder als zu ftraff 
erjhien, wenigftens an diefen Grundlagen feftgehalten, hätten fie die Wider- 
willigen nur ausjcheiden laffen und den Bund gegründet, wie er jpäter doch auch 
ohne Württemberg und Baden feinen Anfang hat nehmen müfjen und nehmen 
fönnen! Das Gottesurtheil vom 18, Juni hätte fih in Münden und nöthigen- 
falls in Darmftadt und Dresden wohl fühlbar gemadt, wie ja Waterloo die 
von Deutichland abgewandten Gemüther in Karlsruhe und Stuttgart zur belle 
alljance befehrt bat! Schied damals Bayern aus, dann lieh fih dem Verlangen 
Medlenburgs, das am 3. Juni, unterftügt von Kurheſſen und Weimar, die 
Beftimmung über die Lanpftände im Sinne des Gagern'ſchen Antrags vom 30. 
Mai reformirt wünſchte, willfahren; dann durfte die Bundesverfaflung einmal 
in auffteigender Linie fi entwideln und nach Napoleon's Sturz erfolgte der Bei- 
tritt der Widerftrebenden unmeigerlih aud zu dem ihnen noch mißliebigern, d. h. 
kernhaftern Bundesvertrage! — — Doch jener Vorſatz blieb unausgeführt und 
war wohl unausführbar. Am 3. Juni erklärten fi Bayern, Großh. Heffen und 
Sachſen gegen weſentliche Beftimmungen des Entwurfs, namentlich erftere beide 
gegen eine, welche die übrigen (in Vetreff ver Iuden und ver Kuriatftimmen ber 
fog. Mediatiſirten), jo wichtig fie fein mochten, an Wichtigkeit weit überragt: 
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gegen die Einſetzung eines Bundesgerichts. Heſſen hatte bis dahin ausdrüchk⸗ 
lich dafür geſtimmt; mittlerweile war der Bevollmächtigte deſtruktiv inſtruirt! — 
Daß außerdem Bayern und Sachſen, unterſtützt von beiden Heſſen und Naſſau, 
zum Art. 1 wie ſchon früher ven Ausdruck „ſouveräne“ Fürſten, ver als 
„überflüſſig“ abgelehnt worden, durchſetzten, wogegen — „weil felbiger über- 
flüſſig fei und der Sache Nichts hinzuthue“ — Preußen fi zu Protofoll er 
flürte, — daß Braunfchweig, Lippe, Hobenzollen, Oldenburg Rauganfprücde 
geltend machten, kommt nicht in Betracht im Vergleich zu der Kataftrophe, welche 
mit dieſer Konferenz, worin das Werk feinen Abſchluß hatte finden follen, ihren 
Anfang nahm. Alſo eine neue Schwähung, und zwar eine folhe, bie an das 
Tieffte des Wefens der Verfaſſung rührte, ward zugemuthet — zugemutbet früher 
ihon von Bayern, dann auch von Sachſen, jest von Bayern und Gr. Heflen 
im Widerfprud mit allen Uebrigen! War ver Entwurf noch nicht entwerthet ge- 
nug? nod nicht auf die niedrigſte Stufe herabgedrückt? 

Die Situng vom 5. Juni erinnert an ven 16. November des Fünfer-Aus— 
ſchuſſes; die Konferenzen ſchienen der Auflöfung nahe. Und unter welchen Um: 
ftänden! Metternih, der energiih auf Abſchluß drang, gab als Grund an, die 
Bundesafte fei noch vor Schluß des Kongrefles unter ven Schuß der Mächte 
zu ftellen. So war denn das Gewebe deutſcher verfafjungbildender Staatsfunft bis 
auf den erften Faden aufgetrennt, nämlich bis auf jenen, den Stein einwob, als 
er Die deutſche Sache dem Einfluß des Auslandes zu entheben wußte! — Defter- 
reich indeſſen erflärte, den Inhalt der im Protofoll vom 3. aufgeführten Artikel 
als vie Grundlage des zu fließenden Bundes anzunehmen, unb forberte zu 
gleichen Erklärungen auf. Darauf verweigerten den fofortigen und unbebingten 
Beitritt Bayern und Sachſen. In den „mehrſten“ Punften beizutreten bereit er- 
flärte fid) das Großherzogthum Helfen. Cinwendungen erhoben, wenn aud) bei: 
tretend, vie großh. und berzogl. ſächſiſchen Häuſer, Medlenburg,' Naſſau, Kur: 
hefien. Aber was verhängnißvoller felbft als Bayerns und Sachſens ganze und 
Gr. Hefiens halbe Weigerung werben follte, Luremburg und Naffau traten zwar 
bei, doch unter dem Vorbehalt, daß der Bund fib auf ganz Deutfhland 
erftrede. Diefer Vorbehalt bildet die wahre Peripetie der vaterlänbifchen Tra— 
gödie. Sein und Nichtſein des Bundes war durch ibn abhängig gemacht von dem 
guten Willen derer, die in demſelben Augenblick ven jchlimmften Willen, und 
verer, welche gänzlihen Widerwillen an ven Tag legten. Diefer Vorbehalt gab 
ven Ausſchlag. 

Denn hatte audy eine beveutende Zahl von Staaten, Preußen an der Spiße, 
einverftanden mit Defterreih am 5. vorbehaltlos ihren Beitritt erklärt, ſchon am 
6. mehrte ſich die Zahl derer, welche fürmlid zur Bedingung machten, daß ver 
Bund ganz Deutſchland umfaſſe. Verſtand fie ſich doch won felbft, viefe Bedin— 
gung! Der deutſche Bund ift entweber die neue Form des uralten Reichs und 
Rechtes unferer Nation, oder er ift auch heute noch, obſchon er Alle umfaht, 
ein Sonderbund und fo wenig legitim wie einft der Nheinbund. Aber jenen Bor- 
behalt damals erheben, ftatt vorbehaltlos beitretend ven Beitritt Aller als eine 
Pflicht zu fordern, das hieß jedweden Kern und Keim einer Neubildung des 
Rechts zerftören oder vielmehr die Willkür der Minderheit zum Gefeg über Leben 
und Tod des deutſchen Gemeinwefens proflamiren. Nur freilid jene ftolze Rechts: 
anficht, die am 22. November 1814 nad Defterreihs Bekenntniß gewefen, wo- 
nah es nicht von der Willfür abhangen follte dem Bunde beizutreten oder nicht, — 
fie war verfchollen und die Sigung vom 5. Juni Schloß mit einer Ausſprache 
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Metternich's, die vollftändig im Sinne der damals von ihm glänzend wiberleg- 
ten war. 

Er fette einen neuen Termin; „Morgen früh vor 12 Uhr follen bei dem 
Seneraljetretär der Verfammlung die Erklärungen eingereicht fein. In diefen fol, 
falls nicht unbebingt beigetreten wird, zu unterfcheiven fein, 1) ob wegen Ein- 
wendungen gegen die gejammten Berhältniffe des Bundes der Beitritt ver- 
fagt wirb, over 2) ob nur gegen einzelne Artikel Einwenbungen gemacht wer- 
den, ober 3) ob der Beitritt nur aus Mangel an binreihenden Infteuftionen 
für jest verfagt wird“ ! 

Der 6. und 7. Juni waren hritiihe Tage. Beide Heflen, Sachen, Holftein, 
beide Medlenburg fnüpften ihren Beitritt ‚fürmlicd an die Bedingung des Bei- 
teitts Aller. Selbft Hannover’ vorbehaltloſe Beitrittserflärung war nicht völlig 
unbedingt: die Bundesakte in ihrer jegigen Geftalt — und darum handelte ſich's 
doch nur — müßte für ven Fall, daß wider Verhoffen nicht alle deutſchen Staaten 
beiträten, Modifikationen erfahren, welche vie veränderte Yage der Sade dann 
erfordern würde. So ftand in Ausficht, daß, ſobald Württemberg, Baden, Bayern 
nicht beiträten, eine Reihe von Staaten um deſſentwillen fih ganz zuritdziehen 
und nun die übrigbleibenven nidt etwa auf der feften Bafis einer anerkannten 
Bundesverfaffung vereinigt bleiben, ſondern nun erft über eine der veränderten 
Lage entfprehende neue Konkorbienformel, alfo ganz von Neuem verhandeln 
würden, wobei der Zerfegungsproceß fi genau in denſelben Stadien — Austritt, 
Beitritt mit Vorbehalt des Beitritts der Nichtbeitretenden, Forderung von Modi— 
filationen wegen veränderter Yage — und fogar mehrmals wiederholen konnte, 
Ein Gefühl, daß das ganze Werf im Begriffe fei zu fcheitern, batte fich der 
Gemüther bemädtigt. Bon dieſer Troftlofigkeit zeugen die Weuferungen in ber 
preußifchen und hannoverſchen Note, daß es befler fei, einen „unvollfommenen 
deutichen Bund“, „vorläufiz einen weniger vollftändigen und vollfommenen Bund“ 
zu ſchließen, ald — „gar feinen”. Diefe verzweifelte Stimmung, diefer Hin- 
blid auf „gar keinen” Bund bewog dann Medlenburg zu dem ausgeiprochenen 
Wunfhe, daß durch neue Nachgiebigkeiten den Wiverwilligen, den Wiver- 
wärtigen ber Beitritt erleichtert würde. 

Diefer Wunſch ging in Erfüllung. Am 8. Juni fand eine Morgentonferenz 
zwifchen ven Bevollmächtigten Defterreihs, Preußens und Bayerns ftatt, worin 
Fürft Metternich „mit Vergnügen“ bemerkte, „daß nur in einigen wenigen Punkten 
eine Berfchiedenheit vorhanden fei, über welche man ſich leicht werde vereinigen 
fünnen, um eine gemeinfame Redaktion der Bundesakte unter dem Beitritt von 
Bayern und Sachſen zu Stande zu bringen“. In der darauf folgenden allge- 
meinen Konferenz einigte man fid) dann auch leicht über „einige wenige” Punkte, 
d. h. Bayerns Wille drang durch! 

Freilich ein Hauptſchlag, welcher die Bundesafte hatte treffen follen, ging 
fehl: die Eintheilung in zwei Abjchnitte, wodurch die ven Unterthanen gewähr- 
leifteten wenigen Rechte gewiffermaßen eliminirt oder doch in einen Appenbir, in 
einen Nebenvertrag gedrängt werben follten, wurde dadurd wirkungslos, daß in 
den für dieſen zweiten Abfag num erforderliden Einleitungsworten demfelben gleiche 
Kraft mit dem erften, ber die „Feſtſtellung“ des Bundes enthielt, beigelegt 
wurbe. 

Dagegen gehörte das Bundesgericht zu den „einigen wenigen Punkten“, 
melde zum Opfer fielen. Defterreih und Preußen, Sahfen und Hannover, Kur- 
befien, Medlenburg und Oldenburg, die fähfifhen Häufer und Lübeck hatten 


Geſchichte. 15 


jest nur noh ausprüdlihe Wünfhe! Bayern fchenkte dieſen piis desideriis 
„nach feinen Inftruftionen“ fein Gehör. Ebenjowenig dem Vorſchlag, ftatt Aus: 
trägalinftanz „Inftanz“ oder „permanente Inftanz“ zu fegen. — Und fo warb 
Bayerns Eintritt in das neue Haus des deutſchen Volkes ermöglicht um ven 
Preis, daß dem Berfafjungsgebäude fehlen follte, was die preufifchen Staats- 
männer als feinen Schlußſtein bezeichnet hatten. 

Zu Urt. 13 von den Landftänden „wurde beliebt, die Faflung, fo unvoll- 
fonımen fie auch fei, dennoch in dieſer Grundlage, jo wie fie entworfen worden 
(d. 5. am 30. Mai 1815, nicht am 10. März 1814, nicht einmal am 30, 
April 1815!) beizubehalten". 

Bor diefem Ausgang, bereits am 5. und 6. Juni, hatten Preußen und 
Hannover in officiellen Noten ven Bund, welden fie gründen halfen, als einen 
unvolllommenen gerügt, ver wur beſſer wäre ald gar feiner, Hannover 
hatte ausprüdlich erklärt, die Bundesalte erfülle nur zum Theil die Erwartungen 
der deutfhen Nation; denn fie begründe nur ein politifches Band unter den ver- 
ſchiedenen Staaten, nicht eine Bereinigung des gefammten deutſchen Volkes. Jetzt, 
nad) den legten Zugeftänbniffen, war der Bund um foviel unvollfommener ge 
worden, daß füglic Zweifel entftehen konnten, ob er immer noch beſſer als gar 
feiner wäre! — Dod diefes Minimum von Unerfennung blieb aud dem Werte 
vom 8. Juni. Denn in ver elften und legten Konferenz vom 10. Juni wurde 
die Unterfchrift und Befieglung der Bundesakte, welde das Datum des 8. trägt, 
vollzogen. 

Pit von Württemberg und Baden. Das erftere ftellte neue Beringungen, 
wänfchte dem erften Abjchnitt, abgejehen von dem über die Unterthanen handeln— 
den zweiten, beitreten zu bürfen und brachte allerhand Sophismen vor. Es wurde 
feine Rüdficht darauf genommen, kaum geantwortet. Die Uebrigen ſchloſſen den 
Bund, forderten vorbehaltiofen Beitritt und fchrieben fogar die Form vor, in 
weldyer verjelbe, falls Württemberg und Baden den Gründern gleichgeftellt wer- 
den wollten, zu erfolgen hätte. 

So umfaßte der Bund einftweilen nicht das ganze Deutfchland. Aber jene 
den Beftand des Ganzen gefährvenden Vorbehalte waren feit Bayerns Beitritt 
zum Schweigen gebracht. 

Dagegen laute Protefte begleiteten den welthiftorifhen Aft der Stiftung. 
Die unterdrüdten Neihsftände erhoben ihre Stimmen, Bentheim-Steinfurt am 
11. Juni, das Haus Solms am 12,, endlich am 13. alle dieje Fürften, Grafen 
und Herren insgefammt, indem fie förmlich und feierlih ihren Rechtszuftand von 
1805 ſich für ewige Zeiten vorbehielten. Nur Iſenburg proteftirte nicht: ſich als 
fouverän betrachtend, erklärte e8 am 10, Juni feinen Beitritt zum Bunde, Am 
14. Juni legte aud der Legat des Papftes Proteft ein, namentlich dagegen, daß 
das römische Kaiſerthum und heilige Reich nicht wiederaufgerichtet worben, „poli- 
tice unitatis centrum jure habitum et religionis sanctitate consecratum*. 
Es war bie letzte Neminifcenz daran, daß es einft eine Würbe gegeben, die in 
bejonders innigen Verein mit der Kirche vie völferredhtliche Einheit der Ehriften- 
beit varzuftellen berufen war. Worauf fie feit beinahe taufend Jahren geruht 
hatte, dieſe Würde, weſentlich verfchieden von ihr — das deutſche Königthum 
war aufgehoben! aufgehoben nicht dur einen Feind im Kriege, kraft Eroberung, 
fondern durch diejenigen, welde alsbald an feine Stelle traten, vie nunmehr 
fouveränen Fürften und freien Städte, deren Geſammtheit feither das officielle 
Deutihland ausmacht, den deutfchen Bund, — 
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Unter folhen ſchweren Geburtswehen entftand die neue Verfaffung. Kaum 
hatten die Federn deutiher Staatsmänner dieſe mühſelige Arbeit vollbracht, da 
erfolgte der enticheidungsvolle freudige Sieg deutfcher Waffen. Zehn Tage nach 
feiner Stiftung erlebte der deutfhe Bund die erfte gewonnene Schlacht: aber 
hatte er fie, war fie für ihn gefchlagen und gewonnen?! — Die Antwort hier- 
auf gab Angefihts von Europa der zweife Parifer Friede. Gefhloffen im Jahre 
der Grlndun des Bundes, das deutfche Gebiet nicht unbeträchtlich vergrößern, 
kennt diefer Vertrag die europäiſche Großmacht Deutfchland in ihrer neuen Form 
nicht einmal dem Namen nah: des deutſchen Bundes gefchieht darin mit feiner 
Sylbe Erwähnung. 

Indeffen feine Berfafjung war damals noch nicht ins Leben getreten. Das 
ihm beftimmte Organ des Wollens und Handelns, die Berfammlung der Bevoll- 
mächtigten feiner fouveränen Fürften und freien Städte, die Bundesverfammlung 
(dgl. dieſen Art.) hatte freilih am 1. September 1815 eröffnet werben follen ; 
aber der 9. Artikel der Bundesakte, welcher dies feftfegte, ift der erfte umerfüllt 
gebliebene des in Verheißungen fargen Grundgeſetzes. Hatten doch erft am 26, 
Juli Baden, am 1. September Württemberg ihren vollfommenen und unbebing- 
ten Beitritt durd Vollziehung des vorgefchriebenen Formulars erklärt! So war 
am 20. November 1815 der deutihe Bund zwar fonftitwirt, aber noch nicht 
fähig, fein Dafein geltend zu machen. In jener europäifchen Urkunde genannt 
konnte, durfte, ja mußte er dennoch werden; daß feine mächtigften Glieder ihn 
ſtillſchweigend damals verlengneten, war von übler VBorbeveutung für die nach— 
malige Stellung und Bebentung des durch Kampf und Sieg wiederhergeftellten 
Baterlandes im Kreife der Mächte! 

Aber hergeftellt war wenigftens das nadte Dafein eines Deutſchland. Es 
follten ja nur die Grundlagen einer Verfaffung, es follte nicht vie Verfaffung 
jelbft fein, worüber die Stifter des Bundes ſich geeinigt hatten. Bon der Aus- 
führung diefer Grundzüge, von dem Bau der auf dieſem Fundamente fi) erhob, 
hing Alles ab. Die Gefchichte des Bundes ift die Geſchichte nicht einer gewor- 
denen, ſondern einer im erften Werden begriffenen Verfaſſung des geretteten und 
befreiten Reiches, 

Es galt alfo, dem eigentlihen Bund, die wahre Staatsorbnung Deutſch— 
lands noch zu Schaffen. Allerdings nicht aus irgendwelchen politifhen Theorieen 
und patriotiihen Phantafteen heraus, fondern unter ven Bedingungen der gege- 
benen Rechtszuftände, nicht auf anderer Bafis als auf der vom 8, Juni 1815. 
Nur die Grundlage war da: dod eben fie war auszubauen; Grundzüge einer 
Berfaffung harrten und bepurften der Ausführung: aber im den Grundzügen ſtand 
die Berfaffung feſt. — Das war, das ift die Aufgabe; fie wurde und fie wird 
von feiner Seite mit der rechten Ehrfurdt und Aufrichtigkgit ergriffen! Die Bun- 
desafte enthält nur das Fundament: aber eben das Fundament; fie enthält 
die Keime deilen, was dem Vaterlande beftimmt ift: doch nur bie Keime, 

Und diefe Bundesafte, von welcher jeve weitere Entwidlung, von der aber 
and wirklich eine Entwicklung anheben fol, ift feit ihrem erften Werben dem 
Volle verleidet worben! Berleidet vor Allem durch die Gründer ſelbſt. Wider: 
willig und geringſchätzig nahm ein jeder, freudig und anerfennend feiner vie felbft- 
gewählte Form an. Mit herber Rüge geißelten officielle Aftenftüde vie Schwächen 
des neugeftifteten Bundes. So wurde ter Geift der Nation, von dem eine Ver— 
fafjung getragen fein will, wm Wurzel zu fchlagen und zu geveiben, biefer Ver— 
faflung feinvlih geftimmt, Aus unfichtbaren Tiefen des Volksthums ſtrömen fonft 


Geſchichte. 17 


belebende, treibende, zwingende Kräfte: dieſem Verfaſſungswerk warb wie abſicht- 
(ih das nährende Erdreich entzogen. 

Und leider trug die Bundesalte einen innern Widerfprucd mit ihrer Be- 
ftimmung, die Grundlage eines großartigen Föderativſyſtems zu fein, in ſich felbft. 
War fie doch unter den Händen folder Mitarbeiter entftanden, die nichts weniger 
wollten, als was fie werben follte. Hatte doch Sachſen durchgeſetzt, daß im Art. 7 
jede wichtige und wefentlihe Beftimmung, weldhe ver Bund treffen konnte, an 
Einftimmigteit oder Zweibrittelmehrheit gebunden worden. Mag man num ftreiten, 
ob einer zuſammengeſetzten VBerfaffung gemäß ihrem fünftlihen Charakter nicht 
eher damit gedient fei, Neuerungen zu erfhweren; unftreitig ift es, daß, bejaht 
man aud die Frage, dies nur von einer Berfafjung gelten fann, vie wirklich eine 
Verfaſſung iſt. Aber die Bundesafte war eben nur die Grundlage einer ſolchen. 
Sie hatte feinen Sinn, wenn fie nicht zum Ausbau fam. Sinnwidrig war 
daher oder gar feindſelig jeve Beftimmung, wodurd die Entwidlung deſſen, was 
nur Keim jein ſoll, erſchwert und faft unmöglich gemacht wird! 

Was find aber Formen noch fo mangelhafter Art, wenn ein reiches Leben 
den Inhalt bildet? die unfcheinbarfte gewinnt dann Licht und Glanz, die jchwer- 
fälligfte wird beflügelt, die unangemeffenfte wird zum plaftifhen Ausprud des 
Innern. Recht und Berfaffung haben nicht ornamentalen Charakter; das Recht ift 
Lebensgeftalt, kein Schmud und Zierrath; die Verfaſſung ift georbnetes Vollks— 
bafein. Freilich wejlen Gemüth wäre unempfänglic für Erhabenheit der Form, 
für die Pracht der Erſcheinung? Heil der Nation, im deren Berförperung auch 
die Schönheitsidee verwirklicht ift. Aber vie ſchwächlichſte Knechtsgeſtalt eines 
Boltes wird geabelt durd feine Seele. Und fo konnten die Feſſeln, welde der 
Art. 7 der Bundesafte deren eigner Entfaltung auferlegte, ven Aufſchwung des 
Berfofiungslebens nicht hemmen, wenn die fouveränen Fürften und freien Städte, 
deren Einftimmigteit oder überwiegende Mehrheit erforverlih war, damit vie 
Bundesafte, welche vorwiegend Verheißung ift, in Erfüllung gehe, einig waren 
und immer einiger wurden im Geiſte der Baterlanpsliebe und hochherziger 
Achtung der Freiheit ihrer Unterthanen. Regierte fie dagegen ein rheinbündifcher 
Sinn, waren fie gleihgültig gegen ihr Deutichland, mißtrauiſch gegen die Nation, 
eiferfücdhtig auf deren — und Egoiſten ohne Verſtändniß ihres wahren 
und edleren Selbft, dann freilih wurde jener Artikel 7 eine fürchterlihe Waffe 
in ihren Händen, um unmöglich zu machen was zumeift noth that. — 

Faft anderthalb Jahre beftand ver veutfhe Bund ohne Organ. Erft am 
5. November 1816 wurde die Bundesverfammlung eröffnet. Mit verheißungs- 
vollen Worten! Die freie dffentlihe Meinung der Nation werde ber 
Leitftern ihrer Berathungen fein, die Erfüllung des Nationalbedürf— 
niffes ihre heilige Pflicht. — Die erſten Verhandlungen, wenn aud) in patrioti» 
fchen Reven eines Gagern u. A. Mandes unflar empfunden und unficher gewollt 
erfcheint, die erften Arbeiten des Bundestags, jo namentlih die Kompetenzbeftim- 
mung vom 12. Juni 1817, tragen das Gepräge würbiger Gefinnung und reb- 
licher Abſicht. Daß gleichzeitig Preußen im Geiſte derer, melde für vie Freiheit 
der Nation, wenn auch vergeblich, auf dem Wiener Kongrefie vorgefämpft hatten, 
eifrig Hand an's Werk legte, das Königswort vom 22. Mai 1815 zu erfüllen, 
daß in Weimar, jelbft in Bayern konftitutionelle Rechte verbrieft wurben, be- 
rechtigte zu vaterländifhen Hoffnungen ! 

Sie find getäufcht worden. — Ein unrühmlicher Wettftreit der Feindſeligkeit 
und des Mißtrauens hub an zwifchen ven Regierungen und dem Volke. Wer von 
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beiden Seiten ihm angeftiftet, ift ſchwer zu entſcheiden: welder Theil dabei die 
größere Schuld trage, ift unfchmwer zu verfennen, Deuiſchland hatte, mit Mar 
von Schenkendorff zu reden, einen Frühling erlebt wie jeit taufend Jahren noch 
feinen; ungeftüme Triebe und gährende Säfte vegten ſich mächtig; gegenftandlofe 
Sehnſucht, leidenſchaftliche Gluth, reizbare Aufwallung, träumerifches heißes Ver— 
langen ſchwellte die Bruſt der jugendlich wiedergebornen Nation; der Lenz mit 
ſeiner Art und Unart durchtobte die deutſche Welt; Blitze wetterleuchteten durch 
die feuchte bedrückende Atmoſphäre über dem kaum vom Eiſe der Fremdherrſchaft 
in einhelliger Empörung befreiten Lande. Wahrlich eine lohnende Aufgabe maß- 
haltender Staatskunſt war es, zu ſteuern nach gewiſſem und nothwendigem Ziel 
in ſolchen Frühlingsäquinoktien! Aber von Allem, was geſunde Politik gebot, iſt 
das Gegentheil geſchehen. Erſt wurde das Volk gereizt und beleidigt durch Läſte— 
rung und Verkleinerung ſeiner großen patriotiſchen Erhebung: und die Läſterer 
behaupteten einflußreiche Stellungen. Dann erregten Agenten und Spione des 
Auslandes, das ſich in dem gegen jeden auswärtigen Einfluß erbitterten Volle 
frecher denn je gebervete, Verdacht und fanatifchen Haß. Die heilige Allianz, der 
Englaud, wie —* Liverpool im Parlament angab, wegen geheimer mit der 
happy constitution unvereinbarer Artikel ven Rüden wandte, — der Kongreß von 
Aachen, für melden ber deutſche Bund wie nicht vorhanden war und der bod 
über deutfche Dinge ſich verbreiten durfte, fchürten das Feuer. Und nun bemäd- 
tigte fi die Furcht vor Verſchwörungen, die nicht eriftirten, vor Aufftänden und 
Umwälzungen, deren Gedanke ven Deutſchen nod; fern lag, fogar wohlwollenver 
Staatsmänner; und ven Uebelwollenden vienten viefe politifchen Beängftigungen 
zum erwänfchteften Vorwand. Statt mit ftarfer Hand und unbeugfamer Energie 
Großes und Gutes zu ftiften, wurde nun Halt gemadht und die veutfhe Po— 
litik fant herab zu deutfcher Polizei! Jetzt hatte vie Gährung in den Ge- 
müthern einen Gegenſtand, bie fteigenve Unbefrierigung zu wachſender Unzufrie- 
denheit einen Anlaß; jest nahm die Nation Miene an, zu wollen, was gefürchtet 
wurde. Und ver erfte Anjchein, fo trügerifh er war, galt als Rechtfertigung der 
Schritte, wodurch er erzeugt worven. So ftanden wir vier Jahre nad der Neu- 
geftaltung Deutfchlands auf der abjchüffigen Bahn, welche nun Jahrzehnte hin- 
durh beinahe mit Nothwendigkeit eingehalten worden, und auf welder ber 
regierungsfeinplihe Sinn des Volkes die Regierungen und der volfsfeindliche 
Sinn der Letzteren die Nation gleihfam wetteifernd in immer jäheren Sturz 
verwickelte. 

Nur zehn Regierungen waren an ven Berabredungen von Karlsbad Sl) 
betheiligt; das legale Organ des Bundes warb umgangen, weil unter ven Mit- 
gliedern des Bundestags noch der Geift fortlebte, in weldem fie eröffnet worden 
und weil nichts weniger als „pie freie öffentlihe Meinung der Nation” der Leit- 
ftern von Konferenzen fein fonnte, in welden vie Regierungen gegen das vor— 
geblich zügellofe, vie Fortdauer und Eriftenz Aller bedrohende Treiben bes Volkes 
eine Eidgenoffenfhaft gründeten. War e8 aber nur die Minderheit der beutjchen 
Staaten, vie ſich bier verpflichteten, den ftürmifchen Geiftern das „quos ego* 
zuzurufen, und Mittel und Wege berietben, aller Bewegung Einhalt zu thun: 
fie hat wie jene Minorität auf dem Wiener Kongreß, in deren Fußtapfen fie 
trat, die Oberhand erlangt. Die bornirte Weltanfhauung der freiheitsfeindlichen 


5”, Wichtige Urkunden für den Rechtszuſtand der Sr Nation mit eigenbändigen An« 
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geheimen Karlsbader Konferenzen ift der Leitftern der Verhandlungen am Bundes- 
tag geworben. Nicht das öffentlihe Recht, das feiner Entwicklung harrte, nicht 
die öffentliche Wohlfahrt, der mit vereinigten Kräften feiner Glieder der Bund 
zu dienen hatte, ſondern eine fire Idee, ein ächter Spleen regierte die deutſche 
Welt. — Ordnung und monarchiſches Princip find Worte von gutem Klang. 
Deutfhen Obren aber tönen, fo oft feit den Tagen von Karlsbad dieſe Saite 
angefchlagen wird, Miflaute dazwiſchen, fchrille Difjonanzen. Denn es giebt nur 
Eine wahre Orbnung, das ift die Rehtsorbnung: fie war in Deutſchland er- 
färtermaßen mangelhaft und gerade ihrer Ausbildung wurde nun Halt geboten 
im Namen der Orbnung! Das monarchiſche Princip hat feine bedeutende Wahr- 
beit als die Krone fefter, geficherter, vechtliher Organifation, als perfünlichfier 
Ausdruck zufammenfaffender Einheit eines großen Bollsganzen: und bier wurde 
verfucht, Armuth des Volks an Recht umd Freiheit, Ohnmacht und Zeriplitterung 
des BVaterlandes zu verewigen, der nationalen Einigung zu wehren — im Na- 
men des monarchiſchen Principe. — Die fieberhafte Unruhe des Volkes, das den 
Regierungen mißtraute, ftempelten viefe zur Revolution und ftraften fie dadurch, 
daß fie dieſes Mißtrauen in der That rechtfertigten. Die Furcht vor Reaktionen 
erbitterte die Untertbanen; und die wachſende Erbitterung ebnete Reaktionen den 
Weg. Die Furcht vor revolutionärer Bewegung hemmte jede fortſchreitende vater- 
ländifhe Richtung im Kreife der Regierenden, und ber gehemmte Yortfchritt, der 
entfchloffene Rüdfchritt erzeugte revolutionäre Tendenzen. So überbot ein Theil 
den andern zum Unheil des Ganzen: Regieren heißt aber, das Leben einer 
Geſammtheit führen, erhaben über aller Furcht und ſtark genug, nichts fürchten 
zu dürfen. Eine deutſche Regierung in diefem hohen und wahren Sinn, die un- 
beirrt das Große und Vaterländiſche wollte, die jeder Zeit, auch wenn die Unter: 
thanen Unrechtes anftrebten, das Rechte that, eine folhe bat es damals nicht 
gegeben. Sie ftellten fih fämmtlih auf Eine Linie mit ihren Unterthanen, in- 
dem fie, gleih einer Gegenpartei, nad deren wirklicher oder vermeintlicher 
Handlungsweiſe ihre eigene Politik beftimmen ließen 32). | 

Im Anſchluß an die Karlsbader Zufammenkunft fanden vom 25. November 
1819 bis zum 24. Mai 1820 Konferenzen von Miniftern aller deutſchen Staaten 
zu Wien ftatt. Diefer Kongreß arbeitete das zweite Grundgeſetz des Bun- 
des; die fog. Wiener Schlußakte, datirt vom 15. Mai 1820, ift das Wert 
der Konferenzen. Alſo die Regierungen felbft nahmen dem Bundestage feine we- 
fentlichfte verfaffungsmäßige Befugniß der Weiterbildung des Bundesrechts. War 
er zu Karlsbad als die oberfte politifche Behörde in Deutſchland bezeichnet, deren 
legale Beſchlüſſe als Gefeze des Bundes unverbrüchlich ausgeführt und gehand— 
habt werden müßten, fo wurde jetzt in der wichtigften Angelegenheit vie Achtung 
vor dieſer oberften politiihen Behörde des Baterlandes bei Seite gefeßt; die 
fämmtlihen Glieder des Bundes übergingen das Organ der Geſammtheit! — 
Am 8. Juni 1820, dem fünften Jahrestag der Stiftung des Bundes, erhob 
ein Plenarbefhluß des Bundestags, deſſen formelle Gültigkeit nicht einmal zwei- 
fellos ift, da die erforderliche vorgängige Verhandlung im engeren Rathe nicht 
ftattgefunden Hat, die Wiener Privatarbeit der einzelnen Staaten zum zweiten 


2 Dal. die Bundesbeſchlüſſe vom 20. Sept. 1819, 11, Dechr. 1823, 16. Auguſt 1824, 
21. Oft. 1830, 27. Oft. und 10. Novbr, 1831, 14. Juni, 28. Juni, 5. Juli, 9. Aug., 23. 
Auguft, 29. Novbr. 1832, 20. — 8. Aug., 10. Okt. 1833, 13. Novbr. 1834, 28. April 
1838 — die Wiener Minifterkonferenzen von 1834 ! 


2* 


20 Deutfcher Bund, 


Bundesgrundgefeß, das gleiche Kraft und Geltung haben follte wie die Bunbes- 
afte jelbft. 

So waren denn die Grundzüge weiter ausgeführt. Aber der Geift, in wel- 
chem es gefchah, entſprach wenig der Abſicht der Mehrheit der Stifter. Zweierlei 
war danach zu erwarten und zu begehren gewejen: einmal, daß das lodere Band, 
welches vie Staaten umfchloß, ftraffer gezogen, daß der Bund, wie Hannover 
einft gewollt, eine wahrhafte „Vereinigung des gefammten deutfchen Volls“ wurde; 
ferner, daß die Rechte der deutſchen Unterthanen präcifer gefaßt und erweitert, 
daß die nur vorläufig beibehaltene, erflärtermaßen unvollfommene Faſſung des 
Art. 13 vervolllommnet, daß feftgeftellt wurde, welche Gerechtfame zum Wenig- 
ften deutfchen Ständen gebühren, daß die Lüden, worüber in dieſer Hinficht einft 
Preußen geflagt, gefüllt wurden. Die Wiener Schlußakte fteht nicht außer Be— 
ziehung zu folden Erwartungen und Forderungen; fie find ihr befannt und ge- 
läufig: das fteht zwifchen ven Zeilen gefchrieben. Aber fie erfüllt fie nit. Das 
Geſpenſt der Revolution hat den dräuenden Finger erhoben und die Karlsbader 
Beihwörungsformel allein verheißt Hülfe. Daher, ftatt Deutſchland als Ganzes 
einheituoller darzuftellen, hat die Schlußafte den Bund ausdrücklich und abficht- 
(ih noch völferrehtlicher verfplittert. Ferner, ftatt ein Minimum von Rechten 
der Unterthanen zu verbürgen, das ihnen nicht genommen werben fann und biejes 
zu artituliren, fest fie faft ironifh ein Marimum, worüber hinaus den Deut- 
ſchen nichts vergönnt werden fol, und begründet eine polizeiliche Centralifation, 
die mit jener wölferrechtlichen Lockerung des lofen Verbandes in auffälligem Wider— 
ſpruche fteht. 

Es ift anzuerfennen, daß die Wiener Schlußafte das Bundesrecht weſentlich 
fortentwidelt bat. Aber fie entftand unter feinem glüdlihen Stern! Die Grunv- 
züge der Bundesafte find um ein Bedeutendes weiter ausgeführt durch fie: doc 
nicht principgemäß, ſondern nah Nütlichleitsgründen der Art, wie die Karle- 
bader Auffaffung der Sachlage fie an die Hand gab. 

Die Bundesakte ließ fih im zwei entgegengefegten Richtungen ausbilden. 
Entweder nah dem Wunfche der Einen fo, daß das Ganze erftarfte, wenn 
auch unter Einfhränfung der Selbftftändigkeit der Theile. Oper, was Andere 
vorziehen mochten, fo, daß die Freiheit der Theile fi jedweder Einmifhung 
und Bevormundung enthob, vielleicht auf Koften ver Kraft und Einheit des 
Ganzen. Aber weder eine das Vaterland ftärkende Entwidlung der ftaatsredht- 
lien, nod eine ver freiheit mohlthätige Steigerung der völkerrechtlichen 
Elemente der Bundesverfaffung enthält in ehrlicher Konfequenz die Schlußakte. 
Vielmehr eine Verquidung Beider: der völferrechtliche Charakter ift erhöht, um 
die Souveränetät der Herrſcher über das Vaterland zu ftellen; und ein ftaate- 
rechtliches Wefen iſt eingemifcht, um vie Wreiheit der Nation in ihren innern 
Angelegenheiten zu zügeln. Vaterländiſcher Einheit ftellt die Schlußakte den Bund 
als völkerrechtlichen Berein gegenüber; und bürgerlicher Freiheit in den (wie man 
meinen jollte) ſich ſelbſt überlaffenen Staaten fett fie denfelben Bund entgegen 
als abfolut gebietende und verbietende Gentralpolizeigewalt. 

War es bei ſolchem Grundtypus ein Wunder, daß bie Nation fein Auge 
hatte für bie wirklichen Vorzüge dieſes Bundesgrundgefeges? Seine Mängel, fein 
ngwrovy wevdog aber wurde verhängnißvoll für die ganze politifche Richtung ver 
Deutfhen. Der Dualismus der Schlußakte fpiegelt fih Jahre lang in dem felt- 
famen Widerſpruch, der die Oppofitionsparteien in Deutſchland charakterifirt, fo- 
weit es ſich um ihr Verhalten zur deutſchen Politit im Ganzen und Großen 
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handelt. Nicht etwa fordern die Führer des Volts einhellig und ftetig ſtraffere 
vaterländifhe Einheit, etwa den Bundesſtaat ftatt des Staatenbundes; fondern 
abwechjelnn vertreten fie die eine und die andere Seite: bald eifern fie freilich 
gegen die Zerfplitterung und Ohnmacht des Ganzen und gegen die partifularifti- 
[hen Spaltungen: bald aber erhöhen fie dieſe jelbft, berufen ſich auf die völlker— 
rechtlihe Natur des Bundes, wollen und wünſchen die vollfte Unabhängigkeit ver 
einzelnen Länder. Diefelbe Principlofigfeit, daſſelbe Handeln nah Nuͤtzlichkeits— 
gründen findet fih aljo hüben und drüben! Nach bloßer Zweckmäßigkeit beruft 
man fi auf den Bund als ein ftaatsrechtliches Gemeinwefen, um binauszumeifen 
auf ein Höheres über den Staaten: die Einen um Rechte zu wahren, bie An- 
dern um fie zu unterbrüden, — und mit dem gleichen Eifer auf feine völfer- 
rechtliche Natur: theils um jene Wahrung der Rechte, theils um ihre Unterbrüdung 
zu bintertreiben. So wechſeln die Rollen bis auf unfere Tage, nicht zum Vortheil 
der politifchen Charaktere der Deutſchen und zum entfchiedenen Nachtheil des poli- 
ttihen Charakters von Deutichland. 

In denfelben Bahnen bewegt ſich die ganze folgende Geſchichte des Bundes. 

Auf die Frage: was hat der Bund feit den 42 Jahren feines Beftehens, 
während eines bi8 1848 ununterbrocdhenen, faft beifpiellofen Friedens für Deutſch— 
lands Kräftigung und Förderung gethan, ift feine Antwort möglid. So un- 
gefähr äußert fih am entſcheidender Stelle ein deutſcher Staatsmann, den wir 
auch im Folgenden meift ftatt unfer reden laffen 3). Der Schaden, ver hieraus 
erwuchs, ift unabfehbar; ſchon der moralifhe Nachtheil, die Wirkung auf bie 
Gefinnung der Nation ift Übergroß. Nicht ein einziges Lebenszeichen der Bundes: 
verfammlung gab fi fund, woraus das Volk hätte entnehmen können, daß feine 
dringendſten Bedürfniſſe, feine wohlbegründetften Anfprühe und Wünſche im 
hohen Rathe des deutſchen Bundes irgend Beachtung fünden. Die Regierungen 
felbft, offenbar daran verzweifelnd, daß das Organ ihrer eigenen Bereinigung 
zu andern Zmweden als denen der Sicherheitspolizei verwendbar fei, umgingen, 
wo einmal gemeinnügige Anordnungen beabfihtigt wurden, den Bundestag und 
betraten den Weg jeparater Unterhandlungen, Auf diefem Wege entftand ver 
Zollverein, ein ſprechender Beweis dafür, daß der 19. Artikel ver Bundesakte 
auf verfaffungsmäßige Weife nicht erfüllbar, — fo entftand, ein erfter Anfang 
gemeinfam veutfcher Geſetzgebung, die allgemeine Wechfelordnung. Der Gedanke, 
daß es zwedlos und unnöthig fei, irgend einen Antrag, der Opfer erheiſche, an 
ven Bund zu bringen, wurde allgemein bei ven beutfchen Regierungen. Wohin 
eine folhe Berleugnung aller höheren Auffaffung führe, davon legen die Proto: 
tolle der Bunvesverfammlung Zeugniß ab. Außer etwa Einer gemeinfam deutſchen 
Inftitution, die bier begründet ift, bieten diefe Verhandlungen faft nur das troft- 
loſe Bild nichtiger Rangftreitigkeiten, unerheblicher Kabinetszwifte und geringfügi- 
ger Privatreflamationen dar. Daß bier das Interefje und die Sehnfucht der größten 
europäiihen Nation vertreten werben follte, davon ift felbft vie Spur verlöſcht 
worven. Man kann in dieſer Beziehung nicht deutlicher ſprechen, al® der preußi- 
fhe Minifter, welcher ven Bevollmächtigten am Bundestag dahin inftruirte: 


55) Joſeph v. Radomwig, Deutichland und Friedrich Wilbelm IV., Hamburg 1848, 
namentlich deffen Denfichrift vom 20. November 1847; vgl. daf. S. 39 fg. — Weſentlich über: 
einftimmend hatte fich eine Dentichrift des preußiichen Bundestagsgefandten Grafen v. Dönhoff: 
Friedrihftein ausgeſprochen, welche diefer Staatsmann im September 1847 dem König 
von Preußen bei deffen Anwejenheit am Rhein überreichte. 
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„Berlin und Wien find die Sige der Aktion; Frankfurt ift der Indifferenz— 
punft ver deutihen Dinge“ ! 

Nah langwierigen wibrigen Zwiftigfeiten warb im Jahr 1821 die Bundes- 
friegsverfaffung in Angriff genommen. Die betreffenden Verhandlungen er- 
öffneten einen tief ſchmerzlichen Blick in die Selbftjuht und kleinliche Eiferfucht 
beutfcher Regierungen. Aber der Fortſchritt ift groß, vergleiht man das Heer— 
weſen des Bundes mit dem des Reiches. Freilich wurde vorläufig nur Mangel- 
baftes zu Stande gebradt; die Korpseintheilung leidet an ernften Gebrechen, in 
denen fich die Mifere der deutſchen Zuftände fpiegelt und worin fi ſchlimme 
feparatiftifhe Hintergedanken und Gehäffigfeiten verrathen; die Gleichheit ver 
Neglements und Kaliber wurde von der Willkür abhängig gemacht; ein Ober- 
fommando warb auf den wirklichen Kriegsfall beihränft und aud biefür der we— 
jentlichften Attribute beraubt. Seit 1841 geſchah num aber für die Reform des 
Heerwefens Bedeutendes; Friedrich Wilhelm’s IV. Thronbefteigung bezeichnet hie— 
für eine neue Epode. Zum erften Mal unterwarfen fi die deutſchen Souveräne 
einer wahrhaften Oberaufjiht durd den Bund. Es ift das einer der wenigen, 
wo nicht der einzige Glanzpunkt der Gefchichte des Bundes. Daß nad) zwanzig: 
jährigem Deliberiren, ob Ulm oder Raftadt zu befeftigen fei, auf Preußens An- 
laß der Bau beider Bundesfeſtungen beſchloſſen wurde, gehört in daſſelbe Kapitel 
des Nennend- und Rühmenswerthen. 

Uber nah Auen, obſchon allmählig in feiner Vertheidigungskraft geftärtt, 
war und blieb der deutſche Bund eine europäifche „Ohnmacht“. In Luremburg 
hatte fich’8 zeigen müflen, daß einem deutſchen Bundesgliede durch feinerlei diplo— 
matifche Intriguen aud der geringfte Theil feines Gebiets entrijfen werden könne, 
daß die Bundesgrenze unter feinem Vorwand angetaftet werden dürfe. Statt deſſen 
ward diefe Angelegenheit auf das Kläglichſte erledigt; aus dem Scheinerfag für 
den verlornen Theil von Luremburg drohen nod in Zukunft ernfte Berwidlungen 
und ver bisherige Friedſtand in Betreff der Stellung Limburgs zum Bunde ift 
nur eine fortgefegte Demüthigung Deutſchlands. 

Wie gern erinnerte man fi des Bundesfhluffes vom 18. September 1834, 
worin anmaßender Einmifhung des Auslandes würdevoll gegenübergetreten wurde, 
wie gern felbit des mehr als vorfichtig gefaßten Befchluffes vom 17. September 
1846 in der Schleswig-Holftein’shen Angelegenheit, wenn nicht gerade ver 
Gang, welchen viefe bis zum Londoner Prototol und vollends feither genommen 
bat, gerade ſolche Erinnerungen trübte, gerade ſolche patriotiihe Aufwallung als 
gehaltlos und unwirkſam erfcheinen ließe. 

Und im Innern — die Aufhebung des badischen Prefgefeges und die In— 
fompetenzerflärung in Sachen des hannoverſchen Grundgefeges — wie furdtbar 
ift die Folgerichtigkeit dieſer Inkonſequenz in der Politif der Bundesverfanmlung ! 

Ueder das Beſte endlich wie über das Schlimmfte, legteres immer befürchten 
laffend und gewiß auch begünftigend, breitet der Beihluß vom 1. Juli 1824, 
ver die Beröffentlihung der Bundestagsverhandlungen unterfagt uud 
auch heuie noh, nachdem er dur neuen Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 
ausdrücklich und rehtsgültig aufgehoben ift, fih, als ob er noch in Kraft wäre, 
geltend macht, ven Schleier undurchdringlichen Geheimniffes! Wenn irgend eine 
Mafregel dem deutſchen Bunde Berverben bereitet hat, jo that es dieſe. Ohne 
das unfelige Zurüdziehen in das Dunkel der geheimen Protokolle hätte es nie 
dahin kommen können, daß der Bund fich foldergeftalt feiner Pfliht gegen 
Deutſchland, gegen alle nationalen Anforderungen hätte entfhlagen können, Es 
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wäre nie dahin gekommen, daß aud der nackteſte Partikularismus durch einfachen 
grundlofen, unmotivirten Widerfprud vie heilfanften Unternehmungen zu lähmen 
vermochte, — nie dahin, daß Preußens redliche Bemühungen in den Jahren 
1840— 1848 ſcheitern und, völlig unbekannt geblieben bis 1848, nicht einmal 
"die geringe Wohlthat verbreiten konnten, welche die auf das Gute gerichtete Ab- 
fiht als einen Troft im Unglüd gewährt. — 

So ift die Heberzeugung die herrſchende geworben, daß eine Reform 
des Bundes eine Nothwendigfeit fei. Sämmtliche deutſche Regierungen, jeve für 
fih, und deren Gefammtheit durch ihr Organ, ven Bundestag, haben dies als 
ein Kredo vor aller Welt verfündigt. Bahnen find betreten, find verlaffen, bie 
zum Ziele führen follten,; das Ziel ſelbſt ift unerreicht geblieben. Ein folgender 
Artikel wird darauf zurückkommen. 

Die Geſchichte des Vaterlandes fennt der Krifen, wo es fih um Sein ober 
Nichtfein handelt, bereit8 mehrere. Das Bewußtſein, daß die deutfche Gegenwart 
in einer folhen mitten inne fteht, muß aber allgemein werben. Den Gemüthern 
darf die höhere Weihe nicht fehlen, welche die Größe des Moments erfordert. 
Wenn die bisherigen Reformverfuhe, jowohl die, weldhe von den Thronen und 
Kabinetten, als aud die, welde von Nebnerbühnen und Kathevern ausgingen, 
gefcheitert find, jo beveutet das nur, daß die Vorläufer der Reformation 
bereit8 der Vergangenheit angehören, daß die Entwidlung ber deutſchen 
Dinge an der Schwelle der Reformation felbft angelangt ift. Und 
wenn die Bunvesverfafjung mit allen Mängeln, unberührt von ftärmifchen Be- 
wegungen ber Zwijchenzeit wiederhergejtellt ift, jo beweift ſolche Reftauration nicht 
den etwa verfannten Werth ver Inftitutionen, fondern nur das Erforderniß ver- 
doppelter Auftrengungen behufs der Hebung fo tief wurzelnder Uebelſtände. 

„Es giebt einen Zwang, der nicht —8 iſt und doch noch unwiderſteh— 
licher als ſie“, ſagte einſt Paul Pfizer: „die unüberwindliche Natur der Dinge 
und das innere Geſetz ihrer Entwicklung, die zwar durch Mißverſtand, böſen 
Willen und halsſtarriges Widerſtreben geſtört, verkümmert und zurüdgehalten, 
aber nie ganz überwältigt werben kanu.“ 

Eine Reform des Bundes thut noth: darin ftimmen Alle überein, ſollten 
auch Etwelche jet ihre Ueberzeugung zurüddrängen oder verleugnen. Diefe Reform 
fteht bevor: wie fern oder nahe, das wird Niemand vorherzufagen ſich erfühnen; 
die Nothwendigkeit aber ift eine dringende. Und endlid, eine Reform des Bun- 
des gilt es: nicht eine Bejeitigung, vielmehr eine Erneuerung — aber eine 
er, von Grund aus, wahrlih eine Reformation an Haupt und 
Hliedern. 


Derfaffung des deutfchen Bundes. 


Weſen des Bundes. Der äußern Grfcheinung nad ift der deutſche 
Bund eine Verbindung von Staaten, eine Union im weiteren Sinne des 
Worts. Diefer äußere Schein, welcher allerdings der innern Wahrheit nicht ganz 
ermangelt, bat für Patrioten, deren Blick auf der Oberfläche haften bleibt, deren 
hiſtoriſches und juriftifches Urtheil nicht gereifter ift, die niederſchlagende Bedeu— 
tung, daß fie, politifch betrachtet, als Deutſche eigentlich vaterlandslos find, daß 
Deutſchland, wie jener öfterreihiihe Staatsmann über Italien gefagt hat, nur 
ein geographifher Ausdruck ift. Indeſſen erfheint der deutfhe Bund wenigitens 
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als eine wirklihe Staatenverbindung: er iſt augenfcheinlih kein bloßes 
Bündniß, keine Allianz. Dies bedarf aber fogleih einer Erörterung *). 

Die Staaten jind völferrehtlihe Perfonen, Subjefte, und zwar die haupt- 
ſächlichſten Subjefte des Völkerrechts. Als folhe ftehen fie in einem durch das 
Bölkerreht normirten Verhältniß zur willenlofen Schöpfung; es giebt ein Ber: 
mögensredht ver Staaten, ein unmittelbares oder Sachenrecht und ein durch andere 
völferrehtliche Perfonen, namentlich Staaten, vermittelte, d. b. Forderungs— 
recht. Zu legterem gehören die Allianzen oder Bünpniffe. Diefe find regel- 
mäßig auf Leiftungen, fei es des einen Alliirten gegen den andern, oder auf 
gegenfeitige gerichtet, wenn aud auf wieberholentlihe, terminlihe oder an ven 
jedesmaligen Eintritt des casus federis gefnüpfte Leiftungen. Ihr Inhalt ift alfo 
ein rein obligatorifcher, Es giebt jedoch Rechtsverhältniſſe von Staaten, deren 
Weſen ein anderes, nicht obligatorifhes ift, und die veffenungeachtet Allianzen 
beißen. 

i Das Staatenrecht erſchöpft ſich keineswegs im Obligationenredht, ebenfowenig 
wie das Privatrecht innerhalb eines einzelnen Volls. Wie die Redhtsfubjelte in 
diefem, vorzugsweife die menfhlihen Individuen, in perſonenrechtlichen Ber- 
hältniffen zu einander ftehen und foldhe begründen können, deren wichtigfte dort 
das Familienrecht ausmachen, fo kennt das Völkerrecht die perfonenredtlihen Ver— 
hältniffe der Staaten. Das perfonenrechtlihe Verhältniß ift nicht auf einzelne 
Leiftungen gerichtet, fo daß es erfüllt wird durch feinen Untergang, fo daß fein 
Zwed die solutio, die Auflöfung ift; fondern es ift ein Verhältniß der Dauer, 
harakterifirt zwar nicht durch die rechtliche Unftatthaftigkeit der Auflöfung, wohl 
aber durch die auf Dauer gerichtete Abſicht bei ihrer Eingehung. Es ergeben ſich 
daraus einfeitige oder gegenfeitige Rechte — nicht auf einzelne, wenn auch noch 
fo umfaſſende und zahlreiche und wiederholte Leiftungen, fondern — an ver ganzen 
Perfon, d. 5. eben an ver „Perfon”, alfo unter Borausfegung der Perjönlichkeit 
auf beiden Seiten, der Selbjtftänvigfeit und Unabhängigkeit, der ftaatlihen Qualität 
oder Souveränetät. Hierauf beruhen Rechtsverhältniffe ver Staaten als beftimmter, 
gefchloffener Stantengruppen, gemwiffermaßen Staatenfamilien; fie machen 
das völkerrechtliche Verbindungsrecht aus. 

Das Kennzeichen einer Staatenverbindung ift der Charakter der Dauer 
und Allgemeinheit des gemeinfam zu verfolgenden Zweds. Diefer ift kein 
vorübergehender oder ganz fpecieller, wie bei der Defenfivallianz mit ausdrück- 
licher oder ſtillſchweigender Beziehung auf einen beftimmten Gegner, oder wie bei 
dem Schug- und Trutzbündniß, wenn es nur für beftimmte Eventualitäten ge- 
Ihloffen worden. Er ift ein bleibender und allgemeiner: daher ift eine für alle 
Fälle eingegangene Defenfiv- und Offenfivallianz fein bloßes Bündniß, fein 
obligatorifches Verhältniß der Staaten, fondern eine wahre Staatenverbindung. 

Dei Bündniffen obligatoriihen Inhalts finden fid) nur ausnahmsweife und 
ohne dar dadurd das Wefen des Forberungsrehts aufgegeben wird, dagegen bei 
Staatenverbindungen regelmäßig gemeinfame organifhe Einridtungen 
zur Erfüllung des gemeinfam zu verfolgenden Zweds. Dem Bleibenden dieſes 
Zweds entjpridt bei der Staatenverbindung dann das Bleibende folder gemein- 
famen Einridtungen. 


*) Bgl. den Art. „Bundesftaat, Staatenbund“, von welchem die nachfolgende, das Ver: 
faffungsrecht des deutichen Bundes einleitende Darftellung tbeilweife abweiht Anm. d. Med. 
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Die Bereinigung von Staaten für einen umfaffenden und dauernden Zweck 
zu Ginem politifchen Geſammtkörper mit bleibenden organifhen Einrichtungen be— 
hufs Erfüllung ver Bereinszwede, namentlid mit einem die Gejammtheit 
repräfentirenden Organ ift ver Staatenbund (Systema eivitatum con- 
foederatarum). Als ein folder erfcheint ver deutſche Bunt. 

Die Konfequenzen aus dem Weſen der völferredhtlihen Staatenverbinbung 
find, abgefehen von den Rechten des einen der verbändeten Staaten an ber völ— 
ferrechtlihen Perfon des andern und von den forrefpondirenden Pflichten des einen 
Staats gegenüber den Perfonen ver Mitverbündeten, in Bezug auf Entftehung 
und Endigung biefes Rechtsverhältniffes folgende: Die Gemeinfamkeit der ver- 
einigten Staaten beruht auf völferrechtlihem Vertrag, auf dem Rechtsakt ver 
Bereinigung. Die Zufammengehörigfeit der Staaten hat feinen andern rechtlichen 
Grund. In der dur den Bereinigungsvertrag vorgefehenen Weife ift ber 
Berband wieder aufzulöfen. Ift der Verein als ein immerwährenver geſchloſſen, 
fo hat dies die Bedeutung, daß einfeitiger Austritt aus dem Bunde nicht frei 
fteht: mit Uebereinftimmung ſämmtlicher Theilnehmer wird aber auch 
ein folder Staatenbund im Wege Rechtens aufgelöftl. Denn der Rechtsgrund 
der Unauflöslichkeit ift der übereinftimmende Wille der Kontrahenten; abgefehen 
von dieſem mutuus consensus beftand Feine Unauflöslichleit des Bundes: ber 
eontrarius consensus, daß der Bund gelöſt werbe, hebt jene frühere Verabredung 
anf. Nah ver rechtmäßigen Auflöfung ftehen die Staaten in berfelben Ifolirt- 
beit auf dem Boden des gemeinen Völkerrechts nebeneinander wie vor dem Ab— 
ſchluß des Bundes: denn der politifche Geſammtkörper, welder während ber 
Bereinigung beftand, beruhte lediglich auf der völkerrechtlichen Ueberein- 
funft und war abgefehen von ihr gar nicht vorhanden. 

So ſcheint e8 num auch mit dem deutfchen Bunde ver Fall zu fein. Er be 
ftand vor 1815 nicht. Da fchloffen vie deutfchen ſouveränen Fürften und freien 
Städte — und zwar die erfteren nicht für ihre Perſonen, fondern nad) 
Grundfägen des Staats- und Völkerrechts als rechtmäßige Vertreter ihrer Staaten, 
deren höchſte Gewalt ihr eigenes Recht, — dieſen völferrechtlihen Verein. Sein 
Entftehungsgrund ift die Bundesafte vom 8. Juni 1815. Gr ift geichloffen als 
ein beftändiger; der Austritt foll feinem Mitglieve geftattet fein. Wenn daher 
bie fouveränen Fürften und freien Städte einftimmig den entgegengefegten Willen 
haben und erflären (contrarius consensus oder mutuus dissensus), daß ihr Bund 
aufhören folle, dann — fo fheint es — erreicht der deutſche Bund fein Ende; 
es beftehen dann nur einzelne deutfhe Staaten auf dem Boden des europätjchen 
Völferrechts umverbunden mebeneinander. Ein Deutſchland giebt e8 demnach nur 
infofern, nur bis dahin. So ift Deutfchland im Weſentlichen wirklich ein 
geographiicher Ausdruck. 

Dover trügt biefer Schein? Ift der veutiche Bund etwa fein Staatenbund? 
ift er etwa, worüber ja Deceunien hindurch geftritten worben, ein Bundesftaat? 
ift er gar, wie ohnmächtige Verſuche richtiger Deutung befagten, ein ſchwer befinir- 
bares Drittes, weder Staatenbund noch Bundesftaat und ſowohl das Eine als 
auch das Andere, eben (womit nichts ausgefagt ift) ein „Bund“? Oper, wenn 
er, was wohl zweifellos feftteht, ein Staatenbund ift, find die Rechtsſätze, welche 
aus dem Wefen des Staatenbundes vorhin abgeleitet wurden, auf ihn nicht 
fämmtlidh anwendbar? — — 

Die äußere Erfheinung an fih charakterifirt das Verhältniß vereinigter 
Staaten und das Wefen ihrer Bereinigung, harakterifirt auch die Berfafjung 
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des deutſchen Bundes nur in höchſt ungenügender Weiſe. Das Entſcheidende 
ift die rehtlihe Grundlage. Auf verfelben Rechtsbaſis bilden ſich Formatio— 
nen, die in der äußern Erſcheinung wenig oder nichts miteinander gemein haben 
und doch nad) venfelden Grunpfägen zu beurtheilen, juriftifh gleihartig find; 
umgefehrt ergeben fih auf heterogenen Orundlagen ähnliche Rechtsbildungen, vie 
aber von der Wurzel ber verſchieden, „gruudverſchieden“, daher als weſentlich 
abweichend zu beurtheilen find. 

Diefe Wahrnehmung ift für die Würdigung des Weſens unferer deutfchen 
Berfaffung von der größten Wichtigkeit. Ihre Beftätigung empfangen wir aus 
einer — folgemweife bier unabweislihen — vergleichenden Ueberfiht der Rechts— 
bildungen, welche einerfeits auf völkerrechtlicher, anderſeits auf ftaatsredht- 
liher Grundlage fih entwideln. Weftzubalten ift dabei, daß der fonftitutive 
Faktor aller völferrehtlihen Formationen der übereinjtimmende Wille einer Mebhr- 
beit von Staaten, ver Faktor aller ftaatsrechtlihen Bildungen die Willensüberein- 
flimmung eines Bolfs, einer nationalen Einheit, — dort alfo inter- 
nationaler, bier nationaler ©emeingeift ver Grund der Entftehung des 
Rechts ift. Der Entftehungsgrund beftimmt aber das Weſen des fich bildenden 
Rechts: fo verwandt äußerlich aud die gebildeten Formen fein mögen, fo wefent- 
lich verfchieden find fie gemäß dem abweichenden Entftehungsgrunde,; und fo un- 
ähnlich die auf ftaatsrechtlicher, wie die auf völferrehtliher Bafis entftandenen 
Formen untereinander fein mögen, fo gleihmäßig im Wefentlihen ift ihr Cha- 
rafter. 

Der übereinftimmende Wille mehrerer Staaten kann, abgejehen von Allianzen, 
fofern dieſe perfonenredhtlihen Inhalts, folglid den Unionen im weitern Sinne 
beizuzählen find, und abgefehen vom Staatenbunde, noch mannigfaltige Staaten- 
verbindungen begründen, fo die Union im engeren Sinn, wonad) jeder ber ver- 
einigten Staaten feine befondere Stantsgemalt behält, dieſe befondern Staatsge— 
walten aber kraft ver Berfaffung eines jeden Staats einem und demſelben Sub- 
jekte zuftehen, woran fi dann gewöhnlid eine weiterreihende Gemeinſamkeit, 
gemeinfhaftliche Zwecke und organische Einrichtungen zur gemeinfamen Erfüllung 
derfelben anfchliegen (Kriegsweien und Diplomatie), Werner aber begründet die 
Willenseinheit mehrerer Staaten fogar wirflide Staatswejen; es giebt 
Staatenbildungen auf völkerrechtlicher Baſis. Das jo völlerrechtlich ent- 
ftandene Staatöwefen bat dann fein eigenes Staatsrecht: ein Staatsrecht, 
deflen Rechtsquelle international ift. 

Verſchmelzen die verſchiedenen Völker zu Einer Naticn, fo ift der völker— 
rechtliche Urfprung eine Antiquität und nicht mehr maßgebend. Oder geſchieht 
zwar dies nicht oder noch nicht, verfchwinden aber die Faktoren dieſer Staaten- 
bildung als folche, nämlich hören die Staaten, welde ven neuen Staat aus- 
machen, auf, wirflide Staaten zu fein, werben fie Provinzen, bat jeber 
für ſich nicht weiter, wie bisher, eine wirklide Staatögewalt, vaun bat 
ebeufalls die Entjtehungsweife aufgehört, juriftiih relevant zu fein; die Staats: 
bildung ging bier auf völferrechtliher Grundlage vor fi: dod fo, daß ver völ- 
ferrechtliche Charakter darüber zu Grunde ging — Wenn dagegen bie 
Willenseinheit mehrerer Staaten dur freien Bertrag oder durch eine von allen 
einzelnen anerfannte Autorität einen dieſe Staaten umfafjenden politiſchen Ge- 
fammtlörper ins eben ruft, der einen wirfliden Staat bildet, aljo umter einer 
in ihrem Bereich jelbftftändigen obrigfeitlihen Gewalt, Staatsgewalt — doch in 
der Art, daß die einzelnen Staaten als fjolde fortbauern, daß jeder bexjelben 
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feine wirkliche Staatsgewalt beibehält, aus deren Rechten nur Alles vasjenige 
ausgefchieden ift, was bie neubegründete Centralgewalt zu einer wahren Staats- 
gewalt für das Ganze macht, fo ift diefer neue Geſammtſtaat oder Bundesitaat, 
dem ein eigenes Staatsrecht entſpricht, wonad feine Verhältniffe beurtheilt wer: 
ven, nichts deftoweniger in feinem Weſen beftimmt durch vie Rechtsquelle 
und diefe ift eine völkerrechtliche. Er trägt völkerrechtlichen Charakter an 
fih; er ift ein Probuft internationaler Rechtsbildung; er ift, obwohl ein 
Staat, immerhin eine Staatenverbindung im ftreng völkerrechtlichen 
Sinn. Daher finden infonderheit auf ihn die Grundſätze des Völkerrechts über 
Auflöfung folder Staatenverbindungen Anwendung. Für immer geſchloſſen gilt, 
aud wenn der Stiftungsvertrag darüber nichts feſtſetzt, dieſe Staatenverbindung 
ihrer ftaatlihen Natur gemäß; feinem ber vereinigten Staaten ift einfeitiger 
Austritt aus der Union verftattet: aber die einftimmige Willenserklärung 
ſämmtlicher Betheiligten, ver mutuus dissensus, hat die Endigung des Bun- 
desſtaats zur rechtlichen Folge, und die bisher zu Einem Staat Verbundenen find 
hinterher was fie vorhin geweſen, einzelne einander vollfommen freinde Staaten, 
es müßte denn während des Beftandes eine Verfchmelzung ver Nationen zu Einem 
Bolf erfolgt fein. Die äußere Erjcheinung (ver Bundesftaat ift ein Staat) ift 
dafür alfo feinesmwegs maßgebenb. 

Anderſeits find die Bildungsformen, welche die rechtsbildende Araft eines 
Volks zum Ausgangspunft, das nationale Gefammtbewußtfein alfo zur 
Rechtsquelle haben, gar mannigfaltiger Urt; darunter find namentlich zwei Ge— 
ftaltungen des äffentlihen Rechtslebens ven Produkten völferrechtlider Faktoren 
nah der äußern Erjcheinung völlig fongruent. — Das Staatsweſen eines 
Volkes kann einfad fein; es befteben innerhalb vefjelben entweder gar feine 
felbftftändig berechtigte Gliederungen: dann ift der Staat dieſer Nation ein cen- 
tralifirter; ober es beftehen darin felbftftändig berechtigte Glieder, aber nur 
jog. Gemeinden oder Kommmmen (Ortsgemeinde, Bezirkögemeinde, Pro: 
vinzialgemeinde): dann ift der Staat zwar kein centralifirter, aber noch ein ein— 
facher. Das Gemeinwefen einer Nation fann aber auch ein zufammengefegtes 
fein; es bilden ſich — immer auf Grundlage des nationalen Gejammtbemußtfeins, 
aljo auf der Bafis gemeinen Staatsrechts — innerhalb vefjelben jelbftftändige 
Glieverungen, jede unter einer aus eigenem Recht beſtehenden Regierungsgemwalt, 
nämlich Länder over Territorien unter Landeshoheit, d. h. unter einer 
öffentlichen politifchen Gewalt, Obrigkeit, welder einzelne zur Staatögewalt ge- 
hörigen Rechte zuftehen, — oder wirkliche Staaten, d. 5. aljo unter einer 
für den Bereich des einzelnen Gliedes des Ganzen beftehenden Obrigfeit, welche 
für diefen Bereich den Charakter einer vollen Staatsgewalt hat. Im legten 
Fall bilden diefe Staaten zufammengenommen ven Staat der Nation; die einzel: 
neu Staatögewalten find der Staatägewalt über das Ganze, der Gentralftaats- 
gewalt untergeorbnet; dann ift das Gemeinweſen ver Nation ein Staatenftaat 
oder Gejammtftant (Bundesftant), äußerlic völlig zufammenfallennd mit ver eben- 
jo benaunten Form, welhe, ihrer Entftehung nad) ganz abweichend, durd) über- 
einftimmenden Willen unabhängiger, einander an ſich fremder Staaten hervorge- 
bracht ift. Der Geſammtſtaat auf nationaler Grundlage ift aber um diejer feiner 
Rechtsquelle willen von dem völferrechtlihen im Weſen verſchieden. Eine Auf: 
löfung im Wege Rechtens ift hier ganz ausgefhloffen. Das Ganze 
ift hier das Prius; die Theile find Produkte des Gemeingeiftes. Wie bei Gemein- 
weſen auf völferrechtlicher Bafis ein Aufhören der Theile, fo ift bier ein Auf- 
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hören des die Theile umfaffenden Ganzen nur durch völlige Zerfegung ber 
nationalen Eriftenz, dort der nationalen Befonverheit, hier der nationalen 
Geſammtheit denkbar. 

Die Rehtsbildung auf der Bafis der BVollseinheit kann aber noch einen 
Schritt weiter gehen: das Gemeinwefen der Einen Nation fann fi dahin ent- 
wideln, daß die Glieder defjelben Staaten find, jeder umter einer befonvern 
vollen Staatsgewalt für feinen Bereih, dak dagegen die Gewalt über das 
Ganze aufhört eine wahre Staatsgewalt zu fein und nur noch aus 
einzelmen fpeciell beftimmten Rechten der Staatsgewalt befteht. Dann ift auf 
Grundlage gemeinen öffentlichen Rechts diefer Nation, alfo auf 
ftaatsrehtliher Bafis, d. bh. unter Borausfegung der politifchen Einheit 
des Volks ein Staatenbund entftanden. 

Diefer Staatenbund der Einen Nation ift ver äußern Erſcheinung 
nad jener völferrehtlihen Form ganz gleih, wonach felbftftändige, einander an 
fih fremde Staaten eine Verbindung zu Einem politiihen Gefammtlörper unter 
Einem alle fouveränen Einzelnen zufammenfaffenden Organ, vem nicht eine wahre 
Staatsgewalt beimohnt, gejchloffen haben. In feinem Wefen aber ift ver Staaten- 
bund ftaatsrehtlihen Urfprungs durchaus verfchieden von dem Staaten- 
bunde völferrehtlihen Urfprungs !). Es findet hier das umgelfehrte Ber- 
hältniß ftatt wig beim Bundesftaat. Der Bundesftaat völferrechtliher Herkunft 
ift ein Staat, bat fein Staatsredht, ift aber ein von Grund aus völker— 
recht liches Gebilde. Der Staatenbund ſtaatsrechtlicher Herkunft ift fein Staat, 
bat fein eigenes auf die BVerhältniffe der Einzelftaaten zu einander und zum 
Ganzen anwendbares bejonderes Völkerrecht, ift aber ein von Grund aus 
ſtaatsrechtliches Produkt. Dort alfo ein Staatsreht auf internationaler, 
bier ein fpecielles VBölferreht auf nationaler Grundlage. Daraus ergeben ſich 
namentlic für Entftehung und Endigung Konfequenzen, welche dem Wefen ver 
völferrehtlihen Staatenverbindung, „Staatenbund“ genannt, biametral wider: 
ftreiten. Die Entftehung des nationalen Staatenbundes ift nicht Entftehung des 
Gemeinweſens: dieſes befteht mit der Nation, mit ihrer Gefchichte, mit dem in 
ihre ſich immerfort bethätigenden nationalen redhtsbildenden Gemeingeift, ganz 
abgefehen von diefer Form, welche letterer ſich zu geben für gut befunden; 
bie Entftehung des Staatenbundes ftaatsrehtlihen Urfprungs bedeutet nur bie 
Entftehung einer neuen Berfaffung für das beftehende, davon unabhängige 
Gemeinweſen. So ift es aud mit der Auflöfung des Staatenbundes beſchaffen. 
Nicht nur ift einfeitiger Austritt einzelner Mitgliever rechtlich unftatthaft: das 
theilt diefe Form mit dem fir immer gefchloffenen völferretlihen Bunde von 
Staaten; ſondern aud die Uebereinfunft, der mutuus consensus ſämmtlicher 
Glieder ift, rechtlich betrachtet, nicht im Stande, den Bund zu vernidten. 
Er ift unauflöslich nicht blos deßhalb, weil die Stifter des Bundes dies beab- 
fichtigten: wo dies, wie beim völferrechtlihen Bunde, der Fall ift, da verliert bei 
gegentheiliger Abficht der Kontrahenten, bei deren übereinfimmend auf die Auflö- 
fung gerichtetem Willen, ver Bund diefe Eigenſchaft. Der nationale Staatenbund 
ift unauflöslich, weil, abgefehen von feiner Stiftung, eine Gemeinfamteit, ein 
Gemeinwefen beftand; dies befteht daher fort, auch wenn die Abſicht ſämmt- 
licher Betheiligten die entgegengefegte geworben ift: vielmehr ift dieſe entgegen- 


1, Waip, das Weſen des YBundesftaats, im der allgemeinen deutſchen Monatſchrift für 
Wiffenihaft und Literatur. 1852, 
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gefegte Abfiht widerrehtlid, revolutionär, rechtlich nichtig; hat fie Er⸗ 
folg, fo ift fie ein Unrecht, ein rechtswidriger Erfolg, ein Umfturz. Wie denn 
alles Recht ald Menjchenwerk vergänglih, nicht ewig ift, jo aud dies nationale 
Recht des Staatenbundes! Aber, endigt ein folder Staatenbund, fo ift entweder 
die Boltseinheit, welche feine Grundlage bildet, zerftört, d. h. die Nation hat 
aufgehört zu eriftiren; ober die Endigung des Staatenbundes beveutet nur bie 
Auflöfung diefer Verfaſſung des Volkes: der Bund, d. h. das Gemein» 
wejen der Nation, ift damit nicht untergegangen; die Nation bat dann 
die Kraft und das unveräußerliche Recht, fich eine neue Verfaſſung, ihrem öffent- 
lichen Gemeinleben eine neue rechtliche Geftalt zu geben. Löſt fich alfo ver völfer- 
rechtliche Staatenbund auf, jo bleiben die Staaten, was fie vor Stiftung bes- 
felben waren, ifolirte völferrechtlihe Perfonen: es befteht feine Gefammtheit der- 
ſelben mehr; löſt fi der ftaatsrechtlidhe Staatenbund auf, fo bleiben die Staaten, 
wenn nur das Volk nicht fein Leben eingebüßt hat, wie vor dem Bunde bie 
Staaten der Einen Nation: es befteht die nationale Zufammengehörigfeit, welche 
älter ift als ver Staatenbund, welche die Grundlage deſſelben ausgemacht hat. 

Wie fteht es mit Deutfhland? Entſcheidend hiefür ift die rechtliche Bafis 
des deutſchen Bundes. Auskunft darüber ertheilt einzig und allein bie deutfche 
Staats- und Rechtsgeſchichte. (Vgl. „Geſchichte des deutfchen Bundes“ und „Rö— 
miſches Reich deutſcher Nation“.) 

Es giebt eine deutſche Nation. Sie entſtand aus der Verſchmelzung un— 
vermiſcht gebliebener, rein germaniſcher Vollsſtämme. Vorbereitet war ſolche Ber- 
ſchmelzung innerhalb der großen fränkiſchen Monarchie, die noch heterogene Be— 
ſtandtheile enthielt; ſie vollendete ſich bei der Auflöſung des Weltreichs der 
Karolinger und half dieſe herbeiführen. Das deutſche Volk ſchuf ſich alsbald ein 
eigenes Gemeinweſen, das beinahe tauſend Jahre den Namen deutſches Reich 
führte. Seine Staatsform war von vornherein eine zuſammengeſetzte. Gleich 
im Beginn der Entwicklung, unter König Heinrich, hatte das Reich eine freilich 
vorübergehende, jedoch ein Menſchenalter überdauernde Phaſe, worin es ein 
Staaternbund ſtaatsrechtlichen Urſprungs, ein nationaler Staatenbund war: die 
Centralgewalt, in der Hand eines nominellen Königs, war damals keine wahre 
Staatsgewalt, ſondern die aus einzelnen wichtigen Hoheitsrechten beſtehende Bun— 
desgewalt, zuſtändig durch Wahl dem Fürſten eines ver vereinigten Staaten 
Deutſchlands, alfo ein Staatenbund unter Hegemonie oder Vorſtandſchaft eines 
deutſchen Herzogs; Gin deutiher Staat (Sachſen) war Bsrort des deutſchen 
Bundes. 

Der deutſche Nationalwille litt zu feiner Zeit Centralifation, aud eigentlich) 
niemals die einfache Staatsform; ftets gab es felbftftänbige Gliederungen unter 
befondern politifhen Gewalten. Das mit Deutſchland vereinigte heilige römifche 
Reich war vollends eine völferrechtliche Einrichtung; in Folge diefer Verbindung 
bilveten ſich die Rechtsverhältniffe der Glieder zu einander und zum Ganzen bes 
Baterlandes in einer dem Völkerrecht analogen Weife, immer aber auf der Bafis 
der NRationaleinheit. Die Glieder des deutſchen Gemeinweſens erlangten Lanves- 
boheit, dann annäherungsweife fogar Staatsgewalt; fie wurden feit dem weft 
phälifhen Frieden fürmlih Staaten. Bis zur Revolution von 1806 war bie 
diefen Staatsgewalten übergeorpnete Reichsgewalt felbft eine wahre Staatsgewalt. 
Die Auflöfung des Reichsſtaatsrechts, mit welcher die Feinde und Verräther ben 
Untergang Deutſchlands, ein Depayser des deutſchen Volls gefommen glaubten, 
batte, wie die Geſchichte feit 1813 lehrt, feine andere Bebeutung, ald daß bie 
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bisherige Berfaffung, welche Deutfchland gehabt, die fogenannte Reichöver- 
faſſung, zerftört war, — nicht aber das Reich in dem Sinn, ald ob Deutſch- 
land, die Nation und ihr Gemeinwefen, aufgehört habe zu eriftiren. — Nach der 
Befreiung von der Fremdherrſchaft, nad einem mit eigener Kraft des fortleben- 
den Bolfs fiegreic beftandenen glorreihen Kampfe, der zu dem ausgefprodhenen 
Zweck unternommen und von fremden Mächten unterftügt war, das Reich, d. h. 
Deutſchland, wieverherzuftellen 2), galt e8, diefer Nation eine neue Ver— 
faffung zu geben. Denn die Elemente ber alten waren größtentheils zerftört: 
eine bloße Reftauration des Status quo ante 1806 war fchledhterdings unmöglich. 
Nicht alfo galt es, eine Gemeinfhaft der deutſchen Staaten erft zu erfinden, 
zu [haffen, ſondern vie vorhandene uralte Gefammtheit rehtlih neu zu ge- 
ftalten und zwar, menn bie Revolution nicht fortgefegt werben jollte, unter 
ausgleihender Anerkennung der in der Zwifchenzeit entftandenen Rechtöverhältniffe 
und unter nachträglicher Regitimation aud mancher wider Recht geltend gemorvener 
Lebenszuftände der Glieder des großen Ganzen. 

Da fragte ſich's allerdings: wer ftellt ven deutſchen Gefammtwillen 
gemeingältig dar? „Kaifer und Reich” in der alten Form beftanden thatfächlich 
nicht mehr; die Nation hatte fein Organ. Es konnte alfo nicht ohne Weiteres 
auf eine Hiftorifch gegebene Geftalt des rechtsbildenden Willens zurüdgegangen, 
nod weniger eine Form der Zukunft anticipirt werben. — Ergebniß der ganzen 
deutſchen NRechtsentwidlung war aber die Reichsmittelbarkeit des größten 
Theil ver Nation; Jahrhunderte lang hatten die Reichsmittelbaren nicht als 
Faktoren deutſcher Rechtsbildung gegelten. Auch die reihsunmittelbare Ritterfchaft 
war bereitd vor 1806 von jevem Antheil an redhtögeftaltender Thätigkeit ausge: 
ſchloſſen. Aber im Wege der Revolution, alfo nur faktifh, waren zahlreihe Glie— 
der der Körperſchaft, welche im Berein mit dem Neichsoberhaupt den Willen 
Deutſchlands auszudräden befugt gewefen, waren Reichsſtände in landſäßige 
Stellungen herabgefetst, folglich mit denen auf gleiche Linie geftellt worden, die 
an ber Darftellung des Willens ver Nation keinen Theil hatten. Ihr Proteſt von 
1815 fällt ſchwer ins Gewicht; ihr Vorbehalt altehrwürdiger Rechte hallt noch zu 
und herüber ! 

68 waren denmad; Ueberrefte derjenigen, welche in ihrer Gefammtheit be- 
vechtigt gewefen, für Deutihland zu wollen und die deutfhe Verfaffung 
zu entwideln. Die fowohl gegenfeitig als von auswärtigen Mächten als ſou— 
verän anerfannten Reichsftände waren 1815, nachdem der Verſuch von fünf 
Staaten, Deutſchland Geſetz zu geben, fehlgefhlagen war, d. h. die nunmehr 
fouveränen Fürften und freien Städte in ihrer Gefammtheit waren 
die Träger des Willens von Deutſchland. 

As Sole jtifteten fie den deutfhen Bund, Es war ihr gemein- 
famer Wille, daß er fo und nicht anders beichaffen fein, vaß er fo heißen, 
daß er ein beftändiger, unauflöslicher, daß er aus biefen und nicht andern Mit: 
gliedern beftehen ſollte. Was fie feftfegten, gilt, weil fie es wollten. 

Aber nicht gilt Alles nur deßhalb, weil fie es feftftellten. In den wejent- 
lichten Punkten befräftigten fie beftehendes Recht, ftellten fie geſtörte 
Rechtsordnung wieder ber. Hätten fie in folden Punkten anders gewollt, 
jo würden fie das Recht Deutſchlands verlegt, unrecht gehandelt, die Revolntion 
von 1806 fortgeſetzt haben. 


u m nn 


2) Aufruf von Kaliſch, 25. März 1813. 
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Die Unauflöslichkeit der deutſchen Rechtsgemeinſchaft ift durch fie nur be— 
ftätigt: daher befteht völlig unabhängig von dem Willen der Stifter des Bun— 
des beflen Unauflöslichleit. — Die Mitglievfhaft konnte anderweit beftimmt 
werden: aber was zu Deutfchland gehörte, als dieſes noch „Reich“ hieß, mußte 
von Rechtswegen zum deutfhen Bunde gehören. Die Stifter fchloffen ſich übri- 
gens eng an das Recht an; fie verfügten, daß diejenigen deutſchen Fürften, welche 
zugleid auswärtige Kronen trügen, dem Bunde für diejenigen ihrer Staaten bei- 
träten, welche zum deutſchen Reichsverband gehörten. Das Herzogthum Schleswig 
und das Königreich Preußen (im alten Sinn des Worts), obwohl in Realunion 
mit deutfhen Reihslanden, wurden, meil nicht zum Reiche gehörig, nicht zum 
Bunde gezählt. Sie erfannten fomit an, daß der Bund bie nene Form für das- 
jelbe Objelt fei, welches das Neid geheißen hatte. — Die Stifter konnten dem 
Gemeinwefen einen andern Namen geben; aber welchen fie auch wählten, fo war 
er ver politiihe Ausprud für Deutſchland. 

Neu fhufen fie dem taufendjährigen Vaterlande die Verfaffung. Und in- 
ſofern läßt fih eine Aufldfung des deutſchen Bundes durch Unanimität aller 
Mitglieder denken: im Sinne der Auflöfung der Neihöverfaffung, nämlidy als 
Aufhebung der Bundesverfafjung, nicht aber al3 Auflöfung des Bundes, 
vd. 5. fo, daß dadurch Deutfchland jemals aufhörte Deutfchland zu fein! 

So hat die Geſchichte des deutfchen öffentlichen Rechts fih 1815 nur fort- 
gefegt. Der Gefammtwille veutfher Nation hat im Verlauf feiner Ent- 
widlung ein neues Probuft hervorgebracht; Träger befelben war die Geſammt— 
heit der 1815 fonveränen Fürften und freien Städte unferes 
Reichs. Der Staatenbund, weldyer damals geftiftet ift, geftiftet durch den über: 
einftimmenden Willen eben der fouveränen Fürften und freien Städte Deutſch— 
lands, ruht daher auf ſtaatsrechtlicher Grundlage, ift das Erzeugniß 
des nationalen Gemeingeiftes: er ift fein völkerrechtliches ©ebilve 3). 
Sp ſehr auch Grundſätze eines eigenen deutſchen Völkerrechts maßgebend find 
für die Nechtsverhältniffe unferer Staaten zu einander und zum Vaterlande, fo 
wenig die Bundesgewalt den Charakter einer wahren Staatsgewalt hat, fo meit 
entfernt das deutſche Gemeinwefen davon ift, ein Staat (Einheitftaat wie Bundes- 
ftaat) zu fein, fo verleugnet doch unfer Bund nirgend feine ftaatsrehtlidhe 
DBafis. Ep ift ein nationaler Staatenbund: äußerlich betrachtet, eine bloße 
Staatenverbindung, feinem nur nad der Rechtsquelle zu würbigenden Wefen 
gemäß die rehtlihe Geftalt des üffentlihen Lebens einer großen 
Nation. Nicht ift die Zufammengehörigkeit der deutfhen Staaten eine Wirkung 
völterrechtlicher Verträge, ein Wert von 1815, eine Folge der Stiftung bes 
veutihen Bundes: ſondern umgekehrt, die Sonveränetät der vielen deutſchen 
Staaten wie das Dafein der Bundesverfaffung von 1815 hat den Grund der 
Legitimität in der Fortdauer ımferer Bolfseinheit. 

Der deutihe Bund ift Deutihland in der Form eines Staaten- 
bundes. Er tft nad Außen und als Ganzes eine freie, unabhängige Macht, 


3, Zahariä, deutiches Staats» und Bundesrecht, Tb. 11 11854) 5. 612, nennt den 
Bund „kein gewöhnliches willkürlich geichaffenes Bertragsverbälnif , jondern ein Produft einer 
innern, auf einem unverjübrbaren Recht der Nation beruhenden und ald unabweisliches Bedürf- 
niß fich aufdrängenden Nothwendigkeit. Letztere iſt die rechtliche Baſis feiner Exiſtenz und feiner 
Wirffamkeit nadı Innen und Außen, und der wabre Grund feined Beftandes und feiner Unauf— 
löslichkeit"". 
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bie als folde in dem europäifhen Staatenſyſtem eine Stelle einnimmt, eime 
europäiſche Macht. Es ift diejelbe Geſammtmacht, welche das Reid war, nur 
daß das Reich Deutfchland in Form einer Monardie war. „Deutſchland er- 
ſcheint feit dem gejchloffenen Bunde wieder in feiner Gefammtheit ald Macht‘, 
fo lautet $. 6 der Kompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817. 

Über in Form eines Staatenbundes. In feinem Innern ift diefer euro- 
päifhe Staatsförper eine Gemeinfhaft felbftitändiger, unter fih unabhängiger 
Staaten, ein völferrehtliher Berein. Geine innern Berhältniffe werden 
beurtheilt nad) dem befonvern Völkerrecht diefer Staaten, das mit dem europäi- 
jhen BVölferreht nichts gemein hat, das auf ſtaatsrechtlicher Bafis beruht, 
das zum gemeinen deutjhen Recht gehört: das ift das Bundesrecht. 

Allerdings ift der deutſche Bund ein völferrechtlicher Verein fonveräner Für— 
ften und freier Stäpte %), aber nicht beliebiger Fürften und Städte, fondern der 
Fürften und Städte Deutſchlands 9), ver Stände des Reichs; und nicht auf 
dem Boden des Völkerrechts überhaupt, fondern nur innerhalb der Grenzen bes 
Reichs auf veutfhem Boden als Produkt deutſcher Geſchichte. Daß der Bund ein 
völferretliher Verein ift, berührt nur feine innere Verfaffung, das Rechtsver— 
bältniß der Öliever zu einander und zum Ganzen: für Europa ift ver beutfche 
Bund eine Geſammtmacht ©), die, wie jede andere, vermöge ihrer innern Unab- 
bängigfeit die Formen wechſeln könnte, ohne aufzuhören viefe Macht im Kreife 
der Staaten zu fein. Das Völkerrechtliche unſeres Bundes ift eine rein häus— 
lihe Angelegenheit des deutſchen Volls. — Ja, wenn bier von „Völkerrecht“ 
bie Rebe ift, fo gefchieht dies felbftverftanden nur analoger Weife. Wohl wäre 
es zu wünjchen, daß es bereits ein Völkerrecht gäbe, entiprehend dem Bundes- 
recht! was heute noch unerreihbar fcheint, wäre erreicht, wenn die Staaten 
wenigftens von Europa zu folder Staatengemeinfhaft organifirt wären wie das 
Gemeinwefen der deutichen Staaten, wenn der elfte Artikel der veutihen Bundes: 
afte, foweit er den ewigen Landfrieden des Reichs beftätigt und der neuen Ver: 
faffung anpaft, nicht wie gegenwärtig für eine einzelne Nation, fondern für eine 
Reihe von Völkern Geltung hätte, d. h. wirflih Völkerrecht enthielte! — 

Die öffentliche Gewalt in Deutſchland ift eine zufammengejegte: Gewalt 
über die Theile und Gewalt über das Ganze. Die erftere ift eine wahre 
- Staatögewalt, größtentheils monarchiſch, ausnahmsweife republikaniſch geftaltet. 
Die legtere, die Bundesgewalt, ift feine wahre Staatögewalt, fondern der 
Inbegriff beftimmter vertragsmäßig feftgefegter Hoheitsredte: 
bie ftaatsrechtlihe Bermuthung ftreitet nicht dafiir, vielmehr dawider, daß ein 
Recht der Staatsgewalt ihr zufteht; es muß erwieſen fein. Aus welchen Hoheits— 
rechten die Bundesgewalt befteht, das beftimmen vie Bunbesgrundgefege, alfo die 
Bundesafte und Wiener Schlußakte; wo dieſe nicht zureihen, bie im Grunpver- 
trag bezeichneten Bundeszwede. Diefe Zwede des Bundes find Erhaltung 
der Äußern und innern Sicherheit Deutihlands, fowie der Unab- 


4 Miener Schlußafte, Art. l. 

5, Bundesafte, Eingang, Art. I. Wiener Schlußafte, Eingang und Art. I. 

6, Wiener Schlußafte, Art. I und XXXV. Kommetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817 
8. 6. Bundesbeichluß vom 12. Juni 1817, die auswärtigen Berbältniffe des deutfchen Bundes 
betreffend: „Die deutiche Bundesverſammlung, eleitet von dem Grundſatz, daß der deutiche 
Bund in feiner Geſammtheit als Freie unabbängige Macht zu betrachten, .. . .“ 
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bängigkeit und Unverletbarfeit der einzelnen veutfhen Staaten 7), 
Eine Fortbildung ift rechtlich möglih, aber innerhalb ver verfaffungsmäßigen 
Grenzen, nämlih nicht im Widerfprud mit dem Geifte des Bundes, mit feinem 
Weſen, jedenfalls alfo entſprechend feinen grundgefeglichen Zwecken 3), Innerhalb 
ihres fo vertragsmäßig feftgeftellten Bereichs ift die Bundesgewalt höchſte Ge- 
walt, übergeorvnet der Staatägewalt des einzelnen deutſchen Staats. In ihr 
hat Deutfhlanv Perfönlichfeit und ift rechtlich fähig, einen Gefammt- 
willen ?) zw bethätigen. 

Eigentlihe Unterthanen bes Bundes giebt es nit. Die Staaten felbft 
find nit unterthänig: fie bilden, was nody zu erörtern bleibt, vie Faktoren ver 
Bundesgewalt. Die einzelnen Deutfhen aber find Unterthanen biefer Staaten, 
d. 5. freilich nit der Staaten in abstracto, fonbern in deren Gigenfchaft als 
deutihe Staaten, ald Bunbesftaaten, ald Mitgliever des Bundes, 

Das Bundesrecht trägt den Charakter eines ftriften Rechts, ebenjo wie 
das öffentliche Recht einer abfoluten Demokratie, worin jedes Glied des Demos 
zugleih Theilhaber an der dffentlihen Gewalt ift; eine freiere wiffenfchaftliche 
Behandlung ift ausgefchloffen: die Interpretation ift, foweit dies überhaupt mög- 
lich, in die Grenzen blos ſprachlicher Auslegung eingefchloffen. Der Grund dafiir 
liegt in der Wahrung der Freiheit der Staaten, die nicht weiter beſchränkt fein 
fol, als der ftrenge Begriff der Bundesgrundgefete erheifht, — fpeciell in der 
Erflärung vom 11. Deceniber 1823 über allgemeine bundesgefeglihe Principien 
und ftaatsrechtlihe Theorieen in Bundesfachen und die ihnen verfhiedentlich ver: 
liehene Autorität: diefe Erklärung ift normativ für jedwede Behandlung und Auf- 
faffung des Bundesrehts von Seiten fowohl der Rechtslehrer und Schriftfteller, 
als aud der Staatsmänner und Gerichtshöfe in den einzelnen Staaten. 

Bundesgewalt, Subjeft. Träger der Bundesgewalt, d. h. das 
Subjelt, weldhem die Bundesgewalt aus eigenem Recht zufteht, ift pie Geſammt— 
heit der Mitglieder des Bundes 19 Sie ift zufammengefegt aus allen 
denen, welchen im den einzelnen beutichen Staaten die Staatsgewalt aus 
eigenem Rechte zufteht; diejenigen, welche einzeln vie Souveränetät über die 
Theile haben, behaupten zufammengenommen vie Gewalt über das Ganze 
von Deutfhland. Die Bundesgewalt ift eine Kolleftivgewalt der ſouverä— 
nen Fürften und freien Städte Deutfhlands, Daher ift nicht, wie es 
ben Anfchein hat, die Bundesverfammlung Subjeft der Bundesgewalt zu eigenem 
Net, fondern fie ift nur das Organ des eigentlichen Trägers derfelben; fie 
ftellt den Bund in feiner Oefammtheit nur vor; fie ift das beftändige ver- 
faffungsmäßige Werkzeug feines Wollens und Handelns 1), d. h. fie ift bie 
Bertreterin der juriſtiſchen Perfon, welder vie Gewalt über Deutjchland 
zufteht. (Bgl. ven Art. „Deutfhe Bundesverfammlung“.) 

Mitglieder des deutſchen Bundes find die fouveränen Fürften und freien 


undesafte, Art. IT; und, in — Ordnung, die Staaten voranſtellend, Deutſch— 
land —— Wiener Eclufakte, Art 1. 
Biener Schlußafte, Art. IV. 
9) Wiener Schlußakte, Art. X. 
10, „Die Gefanmtbeit der —— oder „des Bundes“, vgl. Wiener Schlußakte, 
Art. IV. VI. XVI. XXXVI. L, 1. 3. 
41, Wiener Schlußakte VII. 
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Städte Deutſchlands 12). Die deutſchen fouveränen Fürſten find Mitgliener wicht 
für ihre Perfon, fondern in ihrer Eigenfhaft als deutſche Souveräne. 
Die Mebiatifirten find nicht Mitglieder 3), Dankt ein Souperän ab, fo hört er 
auf, Mitglied des Bundes zu fein. Die Fürften find Mitglieder für ihre 
Staaten, ganz nad) Weife des Völkerrechts, wonad der, welchem die Stagte- 
gewalt aus eigenem Recht gebührt, ald Träger der Perfönlichfeit des Staats an- 
zuſehen ift 1%), Aber fie find Mitglieder 15): fällt ein Staat einem beutjchen 
Fürſten zu, fo ift diefer niht zweimal Mitgliev, ſondern er ift es nun aud 
für den menerworbenen Staat. Der Regent, ver für pen Souverän bie ganze 
Staatsgewalt ausübt, übt au feine Mitglievfhaft am Bunve aus, — Was bie 
freien Städte betrifft, jo gelten diejenigen Subjefte, denen die Staatsgewalt Diefer 
Republifen (in Hamburg: das Kügsov) zufteht, als Mitglieder des Bundes für 
biefelben; das ift aber die ftäptifche Korporation, 3, DB. in Hamburg Rath und 
erbgefejlene Bürgerſchaft. — Städte und Fürſten haben Mitgliedſchaft in ihrer 
nationalen Eigenſchaft; daher die fouveränen Fürften für ihre deutſchen 
Staaten, fo der König von Dänemark für Holftein und Lauenburg; baber 
dürfen nenn an feinen nichtveutfhen Souverän, wie an feinen Nicht- 
fouperän ohne Zuftimmung des Bundes abgetreten werben 16); daher ‚beichränfte 
fi das Gebiet des Bundes urfprünglid auf das Reichsgebiet 17): eing Aus— 
dehnung iſt ftatthaft, aber nicht im Widerſpruch mit dem Bundeqzwech, ber 
Deutihland im Auge hat, alfo nur auf deutſche Lande 18). 

Der Bund hat gegenwärtig fünfunddreißig Mitglieder, 31 Türften 
[einen Kaiſer 19), fünf Könige 20), einen Kurfürften 21) und fieben Großherzoge 2), 
acht Herzoge 3), acht Fürſten 24), einen Landgrafen 35)] und vier freie Städte %;, 
Bier deutihe Souveräne tragen zugleih auswärtige Kronen, ber Kaifer von 
Defterreih,, der König von Preußen, ver Großherzog von Luremburg, Herzog 
von Limburg und der Herzog von Holftein und Lauenburg. In ver Anzeige vom 
6. April 1818 find die Staaten des öfterreihifchen Kaifers, in der vom 4. Mai 





12, Bundesafie I. Wiener Schlußafte I. Der Bund beftebt aus fouveränen Fürften 
und freien Städten: Wiener Afte, Art. LVII. Zahariä, a. O. ıı, 635. — 

13, Jachariä, a. O. 11, 634 und Anm. 3 daf. £ 

13, Wiener Schlußakte II: „Der Verein beftebt als eine Gemeinfchaft —— 
Staaten,” Wiener Akte Vi: „Der Bund iſt auf die gegenwärtig daran theilnehmenden 
Staaten beſchränkt.“ Zachariä, a. O. I, 635, Anm. 5. 

15, Aachariä 11, 635, Anm. 5, 

16) Wiener Alte Via. €. 

17, Wiener Alte Vız Bundesafte 1. 

18, In die ſem Punkt haben die gegen den Eintritt von Sefammtöfterreich gerichteten, am 
ER on Englands und Franfreihs (9. Febr, 1851) Net. Bol. Zachariä, a. O. 
il, A . 

19, Defterreich. 

= —— Bayern,. Sachen, Hannover, Württemberg. 

) Bellen. 

32, Baden, Heffen und bei Rhein, Lugemburg, Medienburg- Schwerin, Sachſen, Oldenburg, 
Medlenburg-Strelip. 

23) Holftein und Lauenburg, Braunfchweig, Naffau, Sachſen-Koburg-Wotha, Sarhjen-Mei- 
ningen⸗Hildburghauſen, Sachſen⸗Altenburg, Anbalt-DeffauKöthen, Anhalt- Bernburg, — Perzog 
von Limburg iſt der Luxemburger Großherzog. 

24, Schwarzburg.Rudolftabt, Schwarzburg-Sonderähaufen, Liechtenftein, Walde, Reuß älterer 
Linie (Meußs-Greiz), Neuß jüngerer Linie Reub-Echleig), Schaumburg⸗Lippe, Lippe. 

25), Heſſen⸗Pomburg. 

26) Frankfurt am Main und die drei Hanfeftädte. 
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1818 die des Preußenkönigs bezeichnet, melde Theile des beutfchen Bundes bil 
ven, Die in ber Öfterreihiichen Erklärung genannte Grafihaft Hohen-Geroldseck, 
dem Fürften von der Leyen gehörig, ift jeither an Baden abgetreten; die Lom— 
barbei, mit dem beutichen Reich in Realunion, wurbe nit dem Bunde einver« 
leibt, Zu den in der preußifchen Anzeige bezeichneten Landen traten im Jahre 1848 
Dft- und Weftpreußen 27) und der größte Theil von Poſen 28), deren Aufnahme 
aber, weil ver Akt verjelben formell ungültig gemefen, nad drei Jahren nichtig 
erklärt wurbe 29); im Jahre 1834 wurde das Fürftenthum Lichtenberg von Koburg 
an Preußen abgetreten und in Folge des Vertrags vom 7. December 1849 ift 
der Könlg aud für die hohenzollerſchen Fürſtenthümer Mitglied des Bundes. 
Daß der König von Dänemark nit nur für Holftein 9), ſondern aud für 
Lauenburg dem Bunde angehört, wurde bei Eröffnung des Bundestags am 5. 
November 1818 ausprüdlih zu erfennen gegeben. In Folge der belgischen Revo- 
(ution wurde dem Bunde die Hälfte von Dans entriffen; als Entſchädigung 
warb das neugebildete Herzogthum Limburg in den Bund aufgenommen 31): feit- 
ber ift ber König der Niederlande Mitglied für Luxemburg und Limburg. Nach 
dem Ausſterben des Haufes Sachſen-Gotha jegte die Erbtheilung unter den ſäch— 
ſiſchen Fürften drei Staaten an Stelle der bisherigen vier 3). Das Haus Anhalt- 
Köthen erloſch #) und fraft Vertrags zwilhen Bernburg und Deffau wurde mit 
legterem Köthen vereinigt. Durch Bundesbeſchluß 3%) trat Heflen-Homburg in bie 
Reihe der dentichen fouveränen Staaten. Im Ganzen normativ für den beutjchen 
Territorialbeftand find Artikel 15—52 der Wiener Kongrefakte, der zweite Pariſer 
Friede und der Frankfurter Territorialvecei vom 20. Juli 1819, 

Unter ven Staaten des deutſchen Bundes befteht volltommene Rechts gleich— 
beit; als Bunvesgliever haben fie völlig gleiches Recht 35); auch der Schein von 
Suprematie eines berjelben fol vermieden werden 3), Diefe Gleichberechtigung 
zeigt fih hauptjädlid darin, daß jeves Mitglied an ver juriitifhen Perfon, der 
die Bunvesgewalt beimohnt, an dem „Bund in feiner Geſammtheit“ Antheil hat, 
daß feines blos Objekt ver Bundesgewalt, beherrſcht, daß jedes zugleich Sub— 
jeft ver Gewalt, Theilhaber daran, mitherrfhend ift. Das Maß des Antheils 
aber ift verſchieden beftimmt. 

Es findet darin Ausdruck, wieviel Stimmen jedes Mitglied durch feinen 


— 


27, Bundesbefhluß vom 11. April 1848, 

28, Bundesbeſchl. vom 22. Aprif und 2. Mat 1848; Beſchluß der deutichen Nationaler: 
fammlung vom 27. Juli 1848, (Demarkationslinie in Polen, 4. Juni 1848.) Dal. Denkſchrift 
über die Ereigniffe in Großherzogthum Poſen jeit dem 20. März 1848; aus den Akten des 
—“ de Innern (welche die preuß. Regierung der deutſchen Nationalverſammlung vor— 
egte). 

. 29, Preußifche Erklarung in der Situng des Bundestags vom 20. Sept. 1851. 

30, Die Aufnahme von Schleswig in den deutichen Bund, das mit dem Bundesland 
Holftein in Realunion, mit dem Peg urn, Dänemark nur im Perfonalunion ftebt, beantragte 
mit allen Stimmen gegen zwei die Ständeverfammlung des Herzogthums am 24. November 
1846. Dal. Bundes — vom 4., 12. April 1848. ©. den Art. „Schleswig“. 

3, Bundesbeihuß vom 18. Auguft 1836; Staatövertrag vom 19. April 1838, Art. 115 
Bundesbefchluß vom 11. Mai, 5. und 16. Sept. 1839. Zachariä, a, O. 11, 629, Anm. 15. 

32, Staatsvertrag und gemeinjchaftliches Patent vom 12. und 15. November 1826, zur 
Kenntniß der Bundesverfanmlung gebraht am 25. Januar 1827, 

33, 23, November 1847. 

3, Bom 7. Juli 1817; das Stimnwerhältniß ordnete erft die Deklaration v. 17. Mai 1838. 

35, Bundesafte 111. 

36, Kriegsverfaſſung des deutfchen Bundes vom 9, April 18241, Art, VIII. 
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Bevollmächtigten in der Bundesverfammlung zu führen bat. (Vgl. „Deutſche 
Bundesverfammlung".) Das Verhältnig der Stimmen am Bundestag, wonad) 
das Machtverhältniß der deutihen Staaten fi beſtimmt, ift ein boppeltes, 
ein regelmäßiges und ein ausnahmsmweifes: das erftere ift das des fog. engeren 
Rathes, Ietteres ift das des fog. Plenum. Im engern Rathe führt fein Mit- 
glied mehr als Eine Stimme; nicht jedes hat eine Stimme für ſich (Virilſtimme), 
ſondern einige führen zufammengenommen Cine Stimme (Ruriatftimme). Biril- 
ftimme haben elf Mitgliever: Defterreih, vie fünf Königreihe, jedes der beiden 
Heflen, Holftein-Lauenburg und Yuremburg-timburg. Die beiden letzteren find 
nit etwa Kuriatſtimmen 37); der Souverän in feiner Eigenſchaft als folder ift 
Mitglied des Bundes: fo der König der Niederlande ald Souverän von Lurem- 
burg und Limburg; er führt für beide Lande kollektiv als deutſcher Fürſt eine 
Birilftimme. — Der Kuriatftinmen find ſechs; fie ftehen zu: 1) dem Großherzog 
und den Herzogen von Sachen, 2) Braunfchweig und Naffau, 3) beiven Medien- 
burg, 4) Oldenburg, beiven Anhalt, beiven Schwarzburg; 5) Lichtenftein, beiden 
Reuß, beiden Lippe, Waldeck und Heflen-Homburg; 6) den vier freien Städten #), 
So befteht nach der regelmäßigen Ordnung des engeren Rathes die Gefammtheit 
des Bundes, die Trägerin der Bundesgewalt, aus 17 Stimmen, aus 11 ſou— 
veränen Fürften, aus 5 Kurien fonveräner Fürften und aus der Kurie der freien 
Städte. — Im Plenum führt fein Mitglied weniger als Eine Stimme; 
einige Mitglieder haben mehr als Eine Stimme; feines jevod mehr als vier. 
Einundzwanzig Mitgliever [drei Großherzoge 39), fünf Herzoge 39), acht Fürften 41), 
ver Landgraf] führen je eine, drei Mitglieder [Braunfchweig, Medienburg-Schwerin 
und Naffau] je zwei, fünf Baden, Kurheffen, Heſſen und bei Rhein, Holftein- 
Lauenburg, Luremburg-timburg) je drei, ſechs [Defterreih und die Königreiche] 
je vier Stimmen %2). Hiernach befteht die Trägerin der Gewalt aus 66 Stimmen, 
wovon 45 auf 14 Fürften vertheilt find, deren übrige einundzwanzig 17 Yürften 
und 4 Städten zuftehen. 

Das Stimmenverhältnig der Mitglieder des Bundes, d. h. ihr Antheil an 
der Bundesgewalt, bemißt fi) noch nad) einem andern Mafftab, nämlich nad 
den Berfaffungsbeftimmungen über die Formen, in weldhen der Gefammtmwille des 
Bundes zur Sprache fommt #3). Diefe Formen find: 1) einfahe Mehrheit 
des engeren Raths; hier entſcheiden neun Stimmen gegen acht; bie ſechs 
Kuriatfiimmen machen alfo 2/3 der Majorität aus; ftehen auf ihrer Seite drei 
Birilftimmen, fo find die größten deutfchen Staaten überftimmt; treten ihnen nur 
zwei Birilftimmen bei, fo find fie überftimmt; 2) Einftimmigfeit des engeren 
Raths; jede Birilftimme hat hier ein Veto; Staaten einer Kurie dringen mit 
ihrem Widerfpruch nicht durch; 3) Mehrheit des Plenum, ftets Zweipdrittel- 
mehrheit, alfo 44 gegen 22; bei der Zufammenfegung des Plenum 1815 hatte 
bafjelbe 69 Stimmen und 24 Staaten hatten je 1 Stimme; dieſe zufammenge- 
nommen hinderten jeven Beſchluß; vie jegigen 21 für ſich allein find nur die 


37, Dagegen: Zadhariä, a. O. 11, ©. 646, Anm. 10. 

38), Bundesafte IV. 

39, Sachen, — in Oldenburg. 

“0, Alle außer Holftein-Xauenburg, Braunfameig und Raffau. Vgl. Anm. 23, 
a, D. b. alfo die ſämmtlichen. 

42, Bundesakte VI. 

43), Bundedafte VI. VII. Wiener Alte X—XV. XXXVIII. XL. XLV. XLVIH, 
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era 4) Einftimmigkfeit des Plenum; ver Heinfte Staat hat ein 
eto. 

Juhalt der Bundesgewalt. Die Bundesgewalt ift nicht Staatsgewalt. 
Der Bund bat daher weder die gefeggebende, noch vie richterlihe, noch die Re— 
gierungsgewalt. Aber er hat einzelne Hoheitsrechte und jedes derſelben ift zurüd- 
zuführen auf eine der drei Hauptgruppen und Grundformen der Staatsgeiwalt. 
So hat er einzelne Rechte der gejeßgebenden, ver richterlihen Gewalt, fo einzelne 
Regierungsredhte. ‚ 

1) Das Recht der Geſetzgebung, weldes zur Bunbesgewalt gehört, 
reicht alfo nicht fo weit, als die gefeßgebende Gewalt eines Staats; es ift ver 
Inbegriff beftimmter vertragsmäßig eingeräumter Befugniffe, Gefege zu geben. 
Es ift alfo nie zu präfumiren, daß im Zweifel der Bund zur Gefeßgebung kom— 
petent fei; jondern die Kompetenz ift zu erweilen. Sie wird beftimmt durch den 
Inhalt der Bundesgrundgefege und, wo dieſe nicht zureichen, durd die Zwecke 
des Bundes: wie die Geſetzgebung des Staats nicht über den Staatszweck hin- 
aus, fo erftredt fi die des Bundes nicht über den Bundeszweck hinaus, 
Die Kompetenz des Bundes, neued Recht zu fegen, fann in bunbesverfaj- 
fungsmäßigem Wege erweitert werden, aber nur im Einklang mit dem Grund— 
harakter des Bundes. Daher hängt die Gültigkeit eines Bundesgefeges nicht nur 
von der Beobadhtung der verfaffungsmäßigen Form (vgl. „Deutihe Bundesver- 
ſammlung“), fondern aud von der Einhaltung der verfaffungsmäßigen Kompetenz 
ab #), — Ein formwidrig oder mit Ueberſchreitung der Kompetenz gefaßter Bun— 
desbeſchluß ift nichtig, hat für Niemand geſetzliche Kraft, aud nicht für diejenigen, 
welche bei feiner Entftehung mitwirken. Dahin gehört vor Allem ein Bunbes- 
geſetz, wodurch eine in anerfannter Wirkſamkeit beftehende landſtändiſche Ber- 
fafjung eines deutſchen Staats von Bundeswegen und im Widerfprud mit den 
Beftimmungen diefer Berfaffung abgeändert werben follte #5). ferner ein Geſetz 
des Bundes über die innere Einrihtung und Berwaltung eines deutſchen Staats %6), 
*68 von den durch die Bundesverfaſſung ausdrücklich ſtatuirten Ausnahme— 
fällen #7), 

Ein (formell und materiell) gültiges Bundesgefeg bat Rechtskraft für 
die Bundesglieder, d. h. es verpflichtet fie, vafjelbe in ihren Staaten zu 
publiciren; zu biefer Publikation kann das füumige oder widerftrebende Mitglied 
von Bundeswegen genöthigt werben, erforberlihen Falls durch militäriihe Exe— 
fution. Die Unterthanen der Bundesftaaten werten durch ein gültiges Bundes— 
gefeg an ſich weder berechtigt noch verpflichtet, ſondern erft in Folge der 
Publikation veffelben durch die Landesſtaatsgewalt. Diefe Publikation ift dann 
aber Publikation eines Bundesgeſetzes, nicht eines Landesgeſetzes, hat 
daher die für die Landesgefeggebung beſtehenden verfafjungsmäßigen Formen nicht 
zu beobadhten. Daraus folgt: wenn der Yandesherr das Bunbesgefeg nicht feinem 
wahren Inhalte nad publicirt hat oder wenn das publicirte Bundesgeſetz als 
ſolches nichtig ift, fo kann das publicirte Geſetz nur als Lanvesgefeg Geltung 
beanfpruchen, diefe aber ift dann nad der Berfaffung des Landes zu beurtheilen. 





4), Wiener Alte X, 
. +5) Wiener Alte LVI. 

6, Wiener Alte XV. XXV. Bgl. den Bundesbeſchl. vom 5. Juli 1832 wegen Aufhebung des 
babifden 5 — 

47) Bun XIIVXVIII. Wiener Alte XXVXXVIII. LIX. LX. LXI. LXIII. 
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— Die Landesgefete find Geſetze des Souveräns; fle erlattgen keine Rechtskraft 
wider feinen Willen, ohne feine ausprüdlihe Sanftion: er aber ift Mitglied des 
Bundes und fo können Lanvesgejege ben Bundesgeſetzen, deren unverbrächliche 
Aufrechthaltung feine Pflicht ift, nicht derogiren. Werner find Bundesgefege Er- 
laffe ver Bundesgewalt: an diefer wirkt jeder Souverän mit und jo fann er zu 
feinem Bundesgefege mitwirken in Widerfpruh mit den Rechtspflichten, die er 
gegenüber feinem eigenen Staat und Bolt hat *); überftimmt Tann er aber nicht 
werben, fobald ihm etwas zugemuthet wird, was er nicht als Mitgliev des Bun— 
bes, fonvdern als Souverän des befondern Staats zu leiften hat #8), 4 ®. Aen— 
derung feiner Landesverfaffung. Jede Erweiterung der Kompetenz des Bundes, 
Geſetze zu geben, findet ihre Schranke an den Verfafjungen ver einzelnen Staaten. 
Wenn endlich in der Verfaffung eines Bundesſtaats Beftandtheile enthalten find, 
welche mit der Bundesverfaffung im Widerſpruche ftehen 99), fo hat ver Souverän 
als Bunvesglied die Pflicht, ſolche Beſtandtheile au entfernen, aber weder bie 
Pfliht nob das Recht, dies aus eigener Machtvolllommenheit mit Hintanſetzung 
der von der Berfaffung feines Staats für Aenderungen derfelben vorgejchriebenen 
Formen auszuführen: nur dürfen viefe Formen felbft oder die Handhabung der- 
felben nicht die Erfüllung jener Bundespflicht erfhweren oder unmöglich maden 9). 

2) Die Gerihtshoheit, welde zur Bundesgewalt gehört, iſt nicht volle 
rihterlihe Gewalt, fondern der Inbegriff vertragsmäßig feftgeftellter einzelner 
Nechte vderfelben. Sie enthält zumächft ein Oberauffihtsreht für gewiſſe Puntte 
des Gerichtsweſens der einzelnen Staaten, die von Bundeswegen garantirt find. 
Daß Jedermann in Deutſchland die Betretung des Rechtswegs unverwehrt und 
and unbehindert bleibe 1), daß für jeden deutſchen Staat ein Gericht britter 
Inftanz beftehe 32), ift Sache des Bundes. Unmittelbar vichterlide Hoheit hat 
der Bund: 1) in Rechtöftreitigkeiten der Bundesglieder, 2) in Berfaffungsftreitig- 
feiten zwifchen Regierungen und Ständen, 3) bei Reflamationen von Mebiatifirten, 
4) im Falle daß Forderungen von Privatperfonen deßhalb nicht befrienigt werden 
fünnen, weil bie Verpflichtung, venfelben Genüge zu leiften, zwifchen mehrern 
Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten ift. Die der Juftizhoheit in dieſen Fällen 
entfpredyende Gerichtsbarkeit fteht nicht einem ſtändigen Bundesgerichte 
zu; fondern dafür beftehen theils Inftitutionen des Reichsrechts, welche bis 1806 
neben den Reichsgerichten beftanden haben, jedoch in einer ber hentigen Verfaffung 
gemäßen Ausbildung mit bedeutenden Modifikationen ihrer früheren Geftaltung — 
Austräge, theils eine völlig neue Einrichtung. 

Austräge bilden die richterlihe Inftanz im Namen, vd. h. unter ver Hohett 
des Bundes in den Fällen 1 5) und 4 9% (vgl. „Austräge”). Für der 
zweiten Fall tft ein Bundesſchiedsgericht 59) eingefett, welches theilmeife auch 
über Fälle ad 3, die im Uebrigen von ver Bundesverfammlung beurtheilt wer- 


*) Dal. den Art, „Landtag im den deutſchen Staaten”, 
8, MWiener Alte XV, 
49, Wiener Akte LX VII—LXIX. 
50, Miener Akte LVIII. 
51, Wiener Afte XXIX. 
52, Bundesakte XII 
53, Bundesakte XT. Wiener Alte XXI—XXIV. 
5%, Wiener Alte XXX. 
Mr — vom 30, Oft. 1834, nebſt dem Bundesbeſchluß vom 12. Mat 1835 und 
. Mai k 
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ven, und ebenfalls über Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern entſcheidet, wenn 
viefe fi darliber vereinigen und beim Bundestage darauf antragen 56), — Bel 
einem Streit zwifchen ver Regierung und den Ständen eines beutichen Fürſten— 
thums 57) über die Auslegung der Verfaffung oder über die Örenzen ver Rechte 
der Stände an der Staatsgewalt, kann 59) vie Regierung, went alle landes— 
verfafjungsmäßigen Mittel zur Erledigung des Streites erfolglos angewandt wor- 
ven, bei der Bunvesverfammlung eine Entſcheidung durch das Bundesſchieds— 
geridt a 59), doch nur In Folge einer Bereinbarung mit den 
Ständen 9), Berpflichtet ift dazu die Regierung nicht, außer wenn fie bie 
Dazwifchentunft der Bundesverfammlung überhaupt nachſuchen will 1), Dagegen 
haben bie Stände fein Recht, das bundesſchiedsgerichtliche Verfahren zu bean- 
tragen 62). Das Bundesſchiedsgericht ift weder eine ftändige Behörde, noch befteht 
es für den einzelnen Fall nothwenbigerweife aus lauter rechtsgelehrten Richtern. 
Bon den 17 Stimmen des engeren Raths werben auf drei Jahre je wel Per: 
fonen ernannt, ein rechtsgelehrter Richter und ein Verwaltungsbeamter 63), Aus 
viefen 34 wird fiir den betreffenden Fall das Schiedsgericht in folgender Weife 
gebilvet, Die Hägerifche Regierung wählt brei (darunter nicht die beiden, welche 
fie ernanttt refp. bei deren Ernennung fie betheiligt) 6%); ebenfalls drei wählen 
vie Stände; das Wahlrecht ver vier Wochen ſäumigen Stände vevolvirt an den 
Bundestag 9), Die fehs Ernannten wählen aus den übrigen Schiedsmännern 
einen Obmanit; viefen ernennt bei Stimmengleichheit die Bundesverfammlung 66), 
Unter Umftänden 67) können auch je 2 oder 4 gewählt werben 68), fo daß das 
Schiedsgericht aus 5, 7 oder 9 Perſonen zufammengefegt fein kann. Die vor— 
her feftgeftellten Denkſchriften ver Parteien überträgt der Obmann einem 
der don der Regierung und einem der bon den Ständen (rejp. dent Bundestage) 
gewählten Schievsmänner zur Relation und Korrelation 69). Darauf verfammelt 
fich das Schledsgeriht an einem von beiven Theilen, eventuell von der Bundes— 
verſammlung, beftimmten Ort und entfheidet den Streit durch Stimmenmehrheit 


567 Bundeöbefchluß vom 30, Oft. 1834, Art, XII. 

57, Mach Urt. Xı des cit. Aundedbefchluffes ſoll zwar das Schiedsgericht auch zur Schlichtung 
der In den freien Städten zwifchen den Senaten und den verfaffungsmäßigen bürgerlichen Behörden 
fich ergebenden Jrrungen und Streitigkeiten analoge Anwendung finden (abgeſehen vom 46. Art. 
der Wiener Kongrehafte in Vetreff Frankfurts): aber hier ift von Analogie vernünftigerweife 
feine Rede. * Wiener Akte LXII. 

38) Jachatäa, a. O. II, 771. 

59, Rundesbeſchluß vom 30. Oft. 1834, Art. 1. 

60, Art, I cit. fagt nichts davon. Aber vgl. die Worte des Arr. 111: „Erfolgt im Kalle der 
Vereinbarung über die Berufung an das Schiedsgericht." Zahariü, a. O. Anm. 8, 

615 Zahariä, a D.; Bundesbeichlun dom 30. Oft. 1834, Art. 1: Die Bundesgkieder als 
ſolche verpflichten ſich gegen einander, nicht eher die Dazwifchentunft des Bundes nachzufuchen. 

62, Zahariä, a. D. Anm. 7. Eine Bitte um Verwendung der Bundesverfammtlung dafür, 
daß die Regierung das fchiedsrichterliche Verfahren beantrage, ſteht den Ständen zw. Dafan follten 
ſich Holſteins Stände erinnern. 

65 Bundesbeihtuf vom 30. Oft, 1834, Art. TI. 

64, „fofern nicht beide Theile mit deren Julafſimg einwerftanden find. Bundesbeſchluß vom 
30, Dft., Art. M. 

6) —*2 vom 30. Dft., Art. III. 
66, Bundesbeichluß vom 30. Dft., Art. IV. 

67) Dies ift dem Mebereinfommen beider Theile Überlaffen; in Ermanglung eines folchen 
bleibt es bei der Dreizabl. 

68, Bundesbeſchluß Art. III. 

69), Bundesbeſchluß Art. V. 
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nah „Gewiffen und eigener Einfiht* 7%, Der Schiedsſpruch hat bie 
Kraft eines austrägalgerihtliden Erfenntnifjes; vie Bundes-Erefu- 
tionsorbnung findet hierauf ihre Anwendung 71), Anftände in Betreff ver 
Koften erledigt die Bundesverfammlung 72). 

Ueber Reflamationen der fog: Mevdiatifirten in Bezug auf Artikel 14 Der 
Bundesafte und Artikel 63 der Wiener Schlußakte trifft entweber die Bundes— 
verfammlung felbft Entſcheidung over fie beſchließt durch Stimmenmehrheit, eine 
rihterlihe Inftanz eintreten zu laffen 73): dieſe wird dann dadurch gebilvet, 
daß die Bundesverfammlung per majora aus der Lifte der Schiedemänner vier 
ernennt, welche einen Obmann wählen oder denen (bei Stimmengleihheit) ver 
Bundestag folden ernennt. Die jo zufammengefegte richterlihe Inftanz entſcheidet 
im Namen und Auftrag der Bundesverfammlung; ihr Ausfprud hat die Rechts- 
kraft eines austrägalgerichtlihen Erfenntniffes 7%). 

3) Regierungsredhte. — Die Regierungsrehte des Bundes darakteri- 
firen deutlicher noch als jene andern Attribute die deutfhe Verfaſſung. Hierin 
aber unterjcheivet ſich vie Reichsgewalt des legten Zeitraums wenig oder gar micht 
von der heutigen Bundesgewalt, und da zeigt es fih, wenn man von Aeußer— 
lichkeiten und eitlem Schein abfieht, wie die Bunbesverfaffung nur die reife Frucht 
der taufendjährigen Entwidlung des Reichsftaatsrehts ift; ob man dieſe nun 
sünftig oder ungünftig beurtheilen mag, das Ergebniß bleibt daſſelbe! 

er Bundeshaushalt ift mehr als einfadh. Der deutſche Bund hat ver- 
mögensrechtliche Perfönlichkeit. Die Objekte des Bundesvermögens find aber nicht 
zahlreich; die wichtigften Gegenftänve ftehen in Beziehung zur Bnndesmilitärge- 
walt, namentlich bie Feſtungswerke, Gebäude, Kafernen und die zum beftändigen 
Feſtungsmaterial gehörigen Gegenftänve 75); die verauftionirte Flotte war eben— 
falls im Vermögen des Bundes. Die Kameralgewalt des Bundes, worunter hier 
ver Inbegriff von Regierungsredhten über das vorhandene öffentlihe Gut ver- 
ftanden wird, erftredt fi auf zwei Hauptlaffen: die Bundesfanzleifafle und vie 
Dundesmatrifularfaffe 76). Erſtere beftreitet die Koften der Kanzlei der Bundes- 
verfammlung; jede der 17 Stimmen des engern Raths trägt dazu gleich viel bei; 
das Simplum beträgt 2000 Gulden. Ferner gehört dazu die Bibliothef und 
fonftiges Inventar (3. B. Mobiliar) des Bundestags; dies verwaltet unter Auf- 


70, Bundesbeſchluß Art. Vi. Erachten die Schiedsrichter zur Fällung des definitiven Spruchs 
eine näbere Ermittlung oder Aufflärung von Thatfachen für unumgänglich notbwendig, fo zeigen 
fie dies der Bundesverſammlung an, welche die Ergänzung der Akten durch den Aundeitande 
gefandten der betbeiligten Regierung bewirken läßt; Art. Vi. Abgeſehen von der im leßten 
Fall unvermeidlichen Verzögerung muß die Inticheidung fpäteftens binnen 4 Monaten, von der 
(Ernennung des Obmanns an gerechnet, erfolgen und bei der Bundesverfammlung jur weiteren 
rg an die betheiligte Regierung eingereicht werden; Art. VIII. 
‚ Art. IX. 


72) Art. X. 

73, Indem die Bundesverfammfung felbft entſcheidet, bildet fie eine richterliche Inſtanz, wie 
ehemals die Reichsverfammlung; aber die bumdesgefeglihen Normen fafjen Entfcheidung von 
Seiten des Bundestags und richterliche Inſtanz als Gegenfäpe. 

7%, Qundesbeihluß vom 15. Seyt. 1842. Der Streitfall ift erforderlichen Falls zu in- 
—— von dem in anderweiten Rechtsſachen der Reklamanten zuſtändigen Landesgericht zweiter 
Inſtanz. 

75, Zahariä, a. O. II, 827. 828, 

75, Zur Aufficht darüber befteht die IF Rehnungsfommiffion, ein Ausfhuß der 
Bundesverſammlung (3 Bundestagsgefandte). Bundesbefchluß vom 21. Juni 1827, 14, DR. 1830, 
27, Januar 1831. Zachariä 11, 830 und 834. 
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ſicht der Bunbesverfammlung der Kanzleidireltor. Die Bundesmatrikularkaffe be 
fteht aus den Beiträgen der Bunbesgliever, welche der Bund vermöge feines 
Defteuerungsrechts beitreibt. Aus dieſer Kaffe werben alle übrigen Bedürfniſſe 
des Bundes beftritten; von ihr ausgefondert werden können Filiallaffen, 3. B. 
eine Kriegskaſſe. — Die Bundesgemwalt enthält in Bezug auf Deutſchlands 
Haushalt Rechte der Finanzgewalt. Bon einer. Zollhoheit freilich ift nur negativ 
die Rebe, indem die Bundesakte die Befeitigung der Zollſchranken im Innern zum 
Gefihtspuntt hat 77), welche ver Bund als folder nicht, wohl aber eine mächtige 
Einung von Staaten befjelben zu erreichen vermodht bat. Dagegen bat der Bund 
ganz unzweifelhaft das Hoheitsrecht, zur Dedung feiner Bedürfniſſe und zur Er: 
füllung feiner Zwede vie erforverlihen Mittel berbeizufhaffen, d. 5. alfo das 
Befteuerungsredht 78). Dies ift Feine volle ftaatlihe Steuergewalt. Der Bund hat 
fein Recht, ummittelbar von dem Privatvermögen in Deutfchland Quoten zu er- 
heben, von den einzelnen Deutſchen Gelppräftationen zu fordern. Ein ſolches Recht 
hatte aber aud die Reichsgewalt feit dem 16. Jahrhundert nicht mehr. Doc hat 
der Bund, feinem Weſen gemäß, das Recht, Leiftungen der Mitglieder, Geld— 
präftationen von diefen zu verlangen, d.h. Beiträge von ihnen, Duoten von 
ihrem Staatsvermögen zu erheben, Die Höhe diefer Beiträge wird bemeffen 
nad der Größe ver Bevölferung der Staaten. Die Leiftung der Gelpbeiträge ift 
Bundespfliht. An der Erfüllung diefer, wie aller andern Bundespflichten können 
die Mitglieder nicht durch die Landesverfaſſung gehindert, noch darin befchränft 
werben 79), Die Stände des Landes dürfen vie Bewilligung ver Beiträge nicht 
beanftanden; fie haben nicht das Recht, das Vorhandenſein eines Bedürfniſſes 
des Bundes und den Umfang des erforderlihen Dedungsmitteld oder die gerechte 
Bertheilung der Beiträge auf die einzelnen Staaten gemäß der Matrifel zu prü— 
fen. Aber fie haben allerdings zu unterfuchen, ob die zu Grunde liegende Bun- 
despflicht zur Zahlung eines Beitrags wirflid vorhanden ift; ferner haben 
fie darüber eine Stimme, aus weldhen Staatsfonds die Summe entnommen 
werben fol; endlich, wenn folgeweije eine neue Auflage, eine neue Beftenerung 
eintritt, die gerechte Repartition auf die Unterthanen zu überwachen. 

Die Bundesmilitärgemwalt 90) ift für Deutfchland als eine in politifcher 
Einheit verbundene Geſammtmacht ein wejentliher Beftandtheil der Bundesgewalt. 
Wie diefe aber Inbegriff einzelner beftimmter Hoheitsrechte, fo ift auch der Heer- 
bann des Bundes nicht die volle Militärhoheit eines Staats, namentlidy feine 
unmittelbare Gewalt über das deutfhe Volk, fondern vireft nur eine Gewalt der 
Geſammtheit über die Bundesglieder, die fonveränen Fürften und freien 
Städte. Am Bundeszwed ferner bat die Militärgewalt des Bundes ihre 
Grenze. — Einbegriffen in dieſen Heerbann ift die Aufftellung eines Bundes— 
heers, die Errihtung von Bertheidigungsanftalten zur Sicherftellung des Bun- 
desgebiets, das Aufgebot des Bundesheers und der Oberbefehl über daſſelbe. — 


77, Bundesafte XIX, 

78, Wiener Alte LII. 

79, W. 4. LVIII. 

, W. 4. 1. Bundesbeichluß vom 5. Dftober 1820, 9. und 12. April 1821, 11. Juli 
1822, 28. Juli 1825, 19. Auguft, 9, 14. Dechr. 1830, 10, und 17. Rebr., 3. und 17. März 
und 25. April 1831, 17. Mai und 13. Sept. 1832, 12. Nov. 1835, 26. März 1841 und 11. 
Auguft 1842. Für die Leitung der Militärangelegenbeiten des Bundes beftcht der Militäraus« 
— — und die techniſche Bundesmilitärkommiſſion. Zachariä, a. O. 
11, g. 
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Das deutſche Heer ift zuſammengeſetzt ans den fog. Kontingenten der einzelnen 
Staaten, die von dieſen aud unterhalten werden, und zwar in einem folder 
Stand, daß fie in fürzefter Zeit nah der vom Bunde erfolgten Aufforberung 
marſch- und ſchlagfertig, und in allen ihren Theilen vellftändig gerüftet, 
ausrüden können, Die Bundesmatrifel beftimmt die Größe des Truppenbeitrags; 
feit 1853 beträgt das Kontingent eines jeven Staats an ftreitbarer Mannſchafi 
1!/, Procent ver Bevölkerung, an Erfagmannfchaft 1/, Procent. Auch ein be— 
ftimmtes Verhältniß der Waffengattungen iſt durch die Bunbesfriegeverfaffitrig 
feftgeftellt: die Neiteret beträgt den fiebenten Theil des Kontingents; doch find 
der Stellung von Reiterei überhoben DOlvenburg, Naffau u. A.; darin bon Med» 
lendburg: Schwerin vertreten wird Medlenburg-Strelig, das überdies nur 1/,, des 
Kontingents an Reiterei zu ftellen bat. Das Bundesheer befteht aus zehn Arntee- 
forps (in der Stärke von ungefähr einer halben Million); ſieben berfelben 
find ungemifchte, d. h. fle werden von Staaten einzeln für fich geftellt; drei find 
gemifchte oder kombinirte, d. h. werben durch Kontingente mehrerer Staaten ge: 
bildet. Das 1., 2, 3. ftellt Defterreih, das 4., 5., 6. Preußen (fo lange Alt- 
preufen und Pofen als Theile des Bundes galten, ftellte Preußen ein viertes 
Armeelorps), das 7. Bayern, das 8. Württemberg, Baden und Großh. Hefien, 
das 9. Sachſen, Kurhefien, Luxemburg-Limburg, Naffau; das 10. Hannover, 
Braunſchweig, Holfteln-Pauenburg, Medlenburg, Oldenburg und bie Hanfeftäbte. 
Erimirt find das Großherzogthum und die Herzogthümer Sachſen, beide Anhalt, 
beive Schwarzburg, Lichtenfteitt, beide Neuß, Waldeck, beide Lippe, Heflen-Hom- 
burg und die Statt Frankfurt: fie ftellen zufammen eine Referve-Infantertebtut- 
fion, zunächſt zur Berftärfung ver Ariegsgarnifonen in ven Bundesfeſtungen, 
wogegen die hierdurd in ihrer Stärfe verminderten gemifchten drei Armeelorpd 
von der Stellung zur Kavallerie» und Artillerie-Referve befreit find 31), Das 
Bunvesheer befteht auch im Ftieden und die Bundesgewall enthält das Recht, 
durch Bevollmächtigte Mufterungen tind Uebungen anzuorbrten. — Das Recht, 
eine Bundesfeftung zu begründen, ift durch die Zuftimmung des Bunbdesgliedes 
bedingt, auf deffen Staatsgebiet die Feftung errichtet werben fol 82), das bdeitt- 
zufölge wichtige Hoheitsrechte innerhalb feiner Grenzen dent Bunde einzutäumen 
hat. — Das deutſche Heer kann entweder ganz oder theiliwelfe aufgeboten werben; 
die fog. Kriegsbereitſchaft ift theilweife Mobilmahung. Sechs Wochen nady Aus: 
rilden ber ftreitbaren Mannfchaft bat die Hälfte der Erſatzmannſchaft nachzufol— 
gen. — Das aufgeftellte Kriegsheer ded Bundes Ift Ein Heer und wird von 
Einem Feldherrn befehligt. Diefen Oberfelpherrn, wie den Ihm zur Seite 
ftehenden Senerallieittenant des Bundes, ver ihm fofort erfegen kann, er 
nennt die Bundesverſammlung. Seite Stelle hört mit Eintritt des Friebens 
wieder anf. Der Oberfeloherr wird von der Bundesvetſammlung, welche feine 
einzige Behörde iſt, im Eid und Pflicht genommen. Näheres In dem Artikel 
„Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes“. 

Der deutſche Bund hat nicht die Polizeigewalt eines Staatswefens; aber zu 
den Regierungsredhten, die in ver Bundesgewalt enthalten find, gehören Rechte 
der Polizei. Sie find umfchrieben dur den Bundeszwed, Die äußere und 


8, Bundesbeſchluß vom 9. Dechr. 1830 cit. 

82, Dagegen darf fein deutfcher Staat eine ſtehende Brüde über einen Fluß, deſſen 
anderes Ufer Ausland ift, amlegen obne Zufimmung des Bundes; vol. Bundesbeſchiuß 
vom 27. Febr. 1832. 
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innere Sicherheit Deutfchlands ift die Aufgabe des Bundes. Diefe innere Sidher- 
beit ift von unfern Staatsmännern einerfeits gar engherzig gedeutet, anderſeits in 
fol; engherziger Auffaffung zu einem Umfang ausgevehnt, den vie Stifter des 
Bundes erwieferer Maßen nicht beabfichtigten und der mit der Natur eines Staaten- 
bunvdes überhaupt unvereinbar if. Man nahm die innere Sicherheit vorwiegend 
in der bulgären Bedeutung des Wortes Polizei und bilvete den deutſchen Bund 
zu einer umfafjenden Polizeianftalt nievrigfter Gattung aus. Die Verhandlungen 
auf den Wiener Konferenzen des Jahres 1815 über den zweiten Artikel der Bunves- 
alte ergeben, daß man fid) damals flar bewußt war, es handle fid) bei ber in- 
nern Sicherheit Deutſchlands als Bundeszweck gar nicht um bie innert Ber- 
hältniffe der einzelnen Staaten. Ja, um dieſer Mißveutung vorzubeugen ſchlug 
Holftein die gegenwärtige Faſſung des Art. II vor und eine frühere, wonach von 
der Sicherheit Deutſchlands und ber einzelnen Staaten die Rebe war, wurde durch 
übereinftimmenden Beſchluß anfgegeben. Die innere Sicherheit des einzelnen vent- 
ihen Staats Tiegt daher völlig außer ver Kompetenz der Bunbesgewalt und ver— 
fällt derfelben nur inſoweit, als durch viefelbe die innere Sicherheit ved Bundes, 
Deutfhlands, wirklich bedingt ift. Hat man nun aud) vemgemäß den Grund— 
fat aufgeftellt, daß die Einmiſchung in bie innern Verhältniffe ver Staaten 
ausgefhloffen fei, fo hat man daran doch keineswegs feftgehalten, vie Linie tft häufig 
und weit überſchritten, vie Regel ift dur Ausnahmen beinahe ſelbſt zur Aus: 
nahme geworben. Und in der Praris bat felten oder nie die Störung der Öffent- 
lien Rechtsordnung von Seiten ver Gemwalthaber als Attentat auf die Sicherheit 
des Ganzen gegolten, aber ftets und immer felbft ver leiſeſte Schein einer Ueberfchrei- 
tung von Seiten des Volks und feiner Vertreter. Die Polizei des Bundes, auf 
die bloße Negative bejchränft, hat fich alfo tief in vie häuslichen Angelegen- 
heiten der einzelnen deutſchen Staaten hineinerftredt und ift obenein fo gelibt, 
ale wäre der Bund eine Aſſekurauzgeſellſchaft der Herrfcher gegen unbegründete 
wie wohlbegründete Anſprüche der Unterthanen. Unzmweifelhaft eim Gegenftand ver 
Türf tefer negativen Polizei des Bundes ift die Verhitung und BVereitelung 
von Krieg und Neprefialien unter Bundesgliedern 8), von Verbindungen eines 
oder mehrerer Staaten unter ſich oder mit dent Auslande gegen die Sicherheit bed 
Bundes 9), von hochverrätheriſchen Verfuchen gegen bie Bundesverfaffung 89, von 
Aufruhr, deſſen ein Staat nicht Herr werden kann oder der mehrere beutfche 
Staaten befaßt („Bewegungen“ in mehreren Staaten !) 86), von Behinderung eines 
Bundesglieds an Erfüllung feiner Bunvespflichten, jedenfalls aber auch von einem 
Umſturz der Lanbesverfaffung Seitens ver Regierung und gemeinfamem Unter- 
nehmen der Umwälzung beftehenvden Rechts von Seiten mehrerer Staatsgewalten. 

Die pofitive Aufgabe der Regierungsthätigfeit, fo wenig fie von ven Bundes— 
grumdgefegen verfannt ift, erfcheint nicht nur als äufferft vernachläſſigt durch die Bun— 
bespraris, ſondern ihre Erfüllung ift auch durch die Beftimmungen der Grundgeſetze 
auf das Aeuſſerſte erfchwert 37). Für die materiellen Interefien des Vaterlandes 
ift feit 1815 DBieles und Großes, von Bundeswegen nichts gethan. Der Artikel 
19 der Bundesalte fteht auf dem Papier, das ift Alles: dagegen bezeugt ber 


85, Bundesaftexi. Wiener Afte X VIII fg. 
34, B. A. XI. 

85, YBundesbeichluß vom 18, Auguſt 1836. 
86, Wiener Alte XXV—XXVI. 

87) B. A. VI. W. 1. LXIV. 
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Zollverein, fo verfümmert in mander Hinficht feine Entwidlung ift, bezeugen Pap- 
farten=, Telegraphen-, Münz-Vereine, mas die Mehrheit deutſcher Regierungen will 
und vermag und was doch die Geſammtheit derfelben in verfaffungsmäßiger Weife 
weder gewollt noch gekonnt hat. Vollends dann die geiftigen Intereffen, beren 
Pflege landläufige Staatsmänner, wie fie leider auf deutjhem Boden unfrautartig 
wuchern, wie eine Gefährbung der innern Sicherheit Deutfchlands anfehen! Der 
Artifel 18 der Bundesakte ftatuirt Preffreiheit, und die Bundespolizei in Bezug 
auf die Preſſe fannte bis vor wenigen Jahren feine gerechtere Ausführung ber 
Bundesverfaffung in biefem Punkt und feine reifere Weisheit, als die Einführung 
und finnlofe Handhabung der Genfur 88), Gutes erftrebt hat die Bundespolizei im 
Bezug auf ven Nachdruck 39, Das Bereinswefen wußte fie ebenfowenig zu 
orbnen, wie die Preffe, und darin bleibt aud die Organifation vom 13. Juli 
1854 hinter den Zielen einer echten und freifinnigen Polizei weit zurüd. Das 
Unterridtswefen, wenigftens in feinem Höhepunkte, dem Univerfitätswefen, 
darf wohl al8 eine gemeindeutfche Angelegenheit betrachtet werben; aber ein Un— 
glüd war e8, daß die Bundespolizei ſich feiner bemädhtigte und zwar daß dies 
nicht aus dem Geſichtspunkt nationaler Bildung, fondern im Intereffe jener dem 
Umfang nad überfpannten, dem Inhalt nad unglaublid beſchränkten allgemeinen 
Sicherheit geſchah. 

Die Standes, Rang: und Würden-Berhältniffe ver Bundesglieder 
und Mediatifirten unterlagen jelbftverftanden ver Regierungsgewalt des Bundes 9); 
ber Fehlgriffe in der Ausübung gab es auch den einen und den andern; die Gefammt- 
beit ver Bundesgliever, welche fi in Bezug auf Schulden des Reiches nicht für ver- 
pflichtet hielt, erachtete fidh für befugt, anftatt Kaifers und Reichs zu normiren, 
ob eine Familie zum hohen Adel gehöre oder nicht 91). 

In Anfehung der auswärtigen Politik eignet dem Bund die volle Ge- 
walt eines ftaatlihen Gemeinwefens. Denn dem Ausland gegenüber ift Deutjch- 
land, das im Innern aus unabhängigen Staaten befteht, Ein Großes und Gan- 
zes 9). Und doch ift die auswärtige Politit ein Problem für jeven Staatenbund, 
ein beinahe unlösbares für den deutſchen Bund in feinem gegenwärtigen Beſtande. 
Nicht entgehen ihm erforderliche Attribute; doch von den verfaffungsmäßig zu- 
ftändigen wird fein Gebrauch gemacht und es ift nicht abzufehen, wie ohne tiefgrei- 
fende Reform, und zwar an diefer Stelle nicht des Bundesrecht, ſondern der 
Praris der einzelnen Staaten, ja faum ift zu gewärtigen, daß felbft nad folder 
Reform und bei großen Opfern, welche die Einzelftanten etwa zu bringen gemeigt 
fein folten, die Bundesgewalt von ihren Befugniffen Gebraud zu machen im 
Stande wäre Eine noch fo treue Darftellung der Bundesverfaffung in biefem 
Punft giebt nothwendigerweife ein untreues Bild von dem, was wirklich gilt. 
Hierin ftimmen aber die Bundesverhältniffe mit den Zuftänden des Reichs völlig 
überein ; jeit Jahrhunderten bat es in Deutfchland hiemit genau dieſelbe Bewand- 





88, Prefaefep auf 5 Jahre, vom 20. Sept. 1819 u. ſ. w. Bundeäbefchluß vom 6. Sept. 
1832, 9. Novbr. 1837, 22, April 1841, 19. Juni 1845. 

89, Proviforifher Beihluß vom 20. Sept. 1819 u. f. w., 13. Noobr. 1834 u. f. w. 

20) Bundesbefchluß über die Courtoifie für die mediatifirten Fürften vom 18. Auguft 1825, 
für die mediatifirten Grafen vom 13. Febr. 1829. 

9, Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1845. 

92, Rompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817 $. 6; Bundesbefhluß von demfelben Tage; 
Wiener Alte II. XXXV. 
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niß gehabt : freilich mit Einem charakteriftifchen Unterfchiede, der aber die Gegen: 
wart in vortheilhafterem Licht erfcheinen läßt. “ 

Eine Darftellung auch der Reichöverfaffung in Bezug auf auswärtige Politik 
gewährt eine ganz verfehlte VBorftellung von dem, mas in Wirklichkeit Beftand 
hatte. Der Kaifer allerdings hatte volle und ausjchließlihe Repräfentativgewalt ; 
er allein vertrat Deutſchland dem Ausland gegenüber; er allein ftellte die völfer- 
rechtliche Perfönlichleit des Reiches dar, unterhielt deſſen diplomatifhe Beziehungen 
mit ven Mächten, fchloß völferrechtlihe Verträge War er aud in Betreff der 
wichtigften derfelben, fogar in der Ausübung feines Majeftätsredhts über Krieg 
und Frieden an die Zuftimmung des Reichstages gebunden 9), das Ausland ver 
handelte nur mit Ihm und hielt fi an Ihn, des Reichstags fo wenig achtend 9), 
wie jede Macht in völferrechtlihen Dingen davon abfieht, ob der andere Kontras 
hent nad dem innern Staatsrecht feines Yandes mit oder ohne Bolfsvertretung 
vorzugehen befugt ift, wie jede den andern Staat verpflichtet erachtet fobald das 
Staatsoberhaupt eine Verpflichtung übernommen hat. Uber neben dem Reich kannte 
das Ausland Jahrhunderte hindurch noch andere völkerrechtliche Subjekte im Reid); 
deutſche Stände und Staaten mit ihrem feit dem weftphälifchen Frieden felbft ver- 
faffungsmäßig fanktionirten, buchſtäblich beſchränkten, in der That fchrankenlofen 
Bündnißrecht 9), agirten wie enropäifhe Mächte, und nit nur bie Größten, 
fondern fogar vie Kleinften; die diplomatiſchen Beziehungen mit ihnen wurben 
forgfältig unterhalten und waren von mehr Belang, als das Berhältniß zum ganzen 
Deutichland ; mit der deutſchen Politif konkurrirte, nur zu oft al ar und ihre 
Aufgaben vereitelnd, die Sonderpolitif der deutſchen Fürften. Was aber das 
Schlimmfte war, bie fogenannte Politif des Reichs war Jahrhunderte lang in 
Wahrheit öfterreihiiche Politik ; gab es auch Reichsdiplomaten, fie vertraten Deutſch⸗ 
lands öſterreichiſche Intereffen und häufig genug auch die Deutſchland fremben, ja 
wiberftreitenden Interefjen Defterreihs. Nicht immer, wo deutſche Sonberpolitif 
Gegenminen grub, war fie undeutſch; oft diente fie dem Vaterlande vielmehr gegen 
vaterlambsfeindlihe Plane der nominell deutſchen, wirklich aber nicht minder par- 
titulariftiichen Politit des Hauſes Defterreic. 

Diefe Unwahrheit ift aus unfern auswärtigen Angelegenheiten entfernt ; von 
biefem Lug und Trug ift die Gegenwart frei, wenn aud aus feinem andern als 
dem wenig erbaulihen Grunde, weil e8 jegt gar feine, nicht einmal eine dem 
Namen nad gefammtdeutfche Politik giebt. Heute zu Tage, wie zur Zeit des Reichs, 
treiben die Glieder des Gemeinweſens Politik auf eigene Hand. Und fie find, wie 
damals, befugt dazu und es würde von Deutfchland in völferrechtlihen Dingen 
feine Rebe fein, wenn nicht die einzelnen fouveränen Yürften und freien Städte 
davon reden machten. Die deutfhen Staaten haben, wie früher die Reichsftände, 
ihr verfafjungsmäßig fanktionirtes, buchſtäblich beſchränktes Bündnißrecht 8). That- 
ſächlich iſt daſſelbe — dies ift anzuerkennen — nur in Bezug auf diejenigen 
Bundesglieder, welche zugleich europäifhe Mächte find, ein fo ſchrankenloſes wie 
vormals das aller Stände des Reis. Stellt man alfo die Kompetenz der Bundes- 
gewalt in Bezug auf auswärtige Politif dar, fo täufcht man ſich und Andere, 
wenn man auffer Acht läßt, daß neben ber völferrechtlihen Perfon Deutfchlands, 


93, J. P. O. 54 * — 
9) no m Frieden von Lünen 
%) PP vım 8.2. 

%) Bundesalte XI. 
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die noch obenein obſervanzmäßig aller Vertretung baar ift, aud wenn fie es nicht 
wäre, andre völferrehtlide Subjefte nebenher gehen, welde ſich anderfeit3 zu 
jener von Rechtöwegen verhalten, wie die eigentlih nur im Innern felbftftänpigen 
und unabhängigen lieder eines Staatsförpers zu ver im politifcher Einheit ver- 
bunden fein follenden Geſammtmacht. 

Deutſchland bildet nad Außen ein politiiches Ganzes. Der deutſche Bund 
ift eine Großmacht des europäifhen Staatenſyſtems, wie Frankreich und England, 
aber aud (jo muß man hinzufügen) wie Preußen und Defterreic 97). Er hat fünig- 
lihe Ehren; er hat den Vorrang vor allen Staaten ohne königliche Ehren, auch 
vor den Staaten mit füniglihen Ehren, welche lediglich Staaten des Bundes find; 
den übrigen Monardien mit königlichen Ehren fteht er, wie aud die Schweiz und bie 
norbamerilaniiche Union nad ; fo find Defterreih und Preußen, Dänemark und 
die Niederlande, obwohl ihre Souveräne für ihre deutihen Staaten ihm unter- 
georbnet find, ihm überlegen. Sein Verhalten zum Ausland beftimmt der Bundes- 
zwed, der in dieſer Hinficht die äußere Sicherheit Deutſchlands, die Unabhängig- 
feit und Unverlegbarfeit der deutihen Staaten begreift. Er hat das Recht, Krieg, 
Friedensbündniffe und andre Verträge zu beſchließen 98) ; dieſe Nechte übt er jedoch 
nur zu feiner Gelbftvertheidigung, zur Verfolgung jenes ausgefprochenen Zwecs 9), 
woburd natürlid ein diefem Zwed entipredhender Angriffstrieg keineswegs ausge— 
icloffen ift. Kein einzelner Staat fann von Auswärtigen verlegt werden, ohne 
daß die Verlegung zugleich und in demfelben Maße die Geſammtheit des Bundes 
trifft. Dagegen ift jeder einzelne Staat, der eben feine eigne Politif treiben darf, 
verpflichtet , jeinerfeits weder Anlaß zu vergleichen Berlegungen zu geben, noch 
auswärtigen Staaten ſolche zugufügen 100), Führt ein fremder Staat über eine ihm 
von einem Bundesglied widerfahrne Verlegung Beſchwerde beim Bunde und der— 
jelbe findet fie gegründet, jo liegt ihm ob, das betreffende Bundesglied, welches 
im Uebrigen freien Spielraum hat die Sache möglichft zu verwideln, zur fchlen- 
nigen und genügenden Abhülfe aufzufordern und mit biefer Aufforderung nad) Be: 
finden der Umftände Mafregeln, wodurch weitern friedeftörenden Folgen zur rechten 
Zeit vorgebeugt wird, zn verbinden. Wenn ein Bundesſtaat bei einer zwifchen ihm 
und dem Ausland entjtandenen Irrung die Dazwiſchenkunft des Bundes anruft, 
fo bat derjelbe den Urſprung folder Irrung und das wahre Sachverhältniß forg- 
fältig zu prüfen ; ergiebt fid) aus dieſer Prüfung, daß dem deutſchen Staate das 
Recht nicht zur Seite fteht, fo hat der Bund denfelben von Yortfegung des Streites 
ernftlic abzumahnen num die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erfor- 
derlihen Falls zur Erhaltung des Friedensftandes geeignete Mittel anzuwenden; 
ergiebt fih das Gegentheil, fo ift der Bund verpflichtet, dem verletten Bunves- 
lied feine wirkfamfte Verwendung und Vertretung angeveihen zu laffen und ſolche 
* auszudehnen, als nöthig iſt, damit demſelben volle Sicherheit und ange— 
meſſene Genugthuung zu Theil werde 101), Das Alles gilt aber nicht von einem 


97, Des Bundes Beqrüntung und Konftituirung durch die Bundes- und Kongreß⸗!! Afte vom 
8. l„und 9.“!) Juni 1815 und die am 5. Novbr. 1816 erfolgte Eröffnung des Bundestags wurde 
allen europäifchen Mächten „mit Einfluß derjenigen, welche zugleich Glieder des 
deutſchen Bundes find“, und den nordamerifanifchen Freiftaaten förmlich befannt gemacht. 
Dal. Bundesbeichluß vom 12. Juni 1817, I, 

93, Miener Alte XXX V. 

9, Ebendaſelbſt. 

100, 9, A. XXXVI. 

100, W. U. XXX VI. 
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Bundesftagte, der zugleich enropäifche Macht ift, in Bezug auf deſſen auferbeutfche 
BDefigungen. 

Wenn aus der Unzeige eines Bundesſtaats ober aus anderweiten zuverläf- 
figen Angaben Grund zu der Beſorgniß geſchöpft wird, daß ein einzelner deutſcher 
Staat oder die Gefammtheit des Bundes von einem feindlichen Angriffe bedroht 
fei, jo hat der Bund fofort die Frage, ob die Gefahr eines folhen Angriffs wirf- 
lih vorhanden, in Berathung zu nehmen und darüber in ver fürzeftmöglichen Zeit 
einen Ausſpruch zu thun. Wird die Gefahr anerkannt, jo muß gleichzeitig wegen 
der in folhem Fall umverzüglih in Wirffamfeit zu jegenden Vertheivigungsmaß- 
regeln ein Bundesbeſchluß gefaßt werden 102), Wird die Vorfrage, ob Gefahr vor: 
handen ift, verneinend entſchieden, jo bleibt nichtödeftoweniger den Bundesftanten, 
welde von der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt find, unbenommen, gemeinfchaft» 
liche Vertheidigungsmaßregeln zu verabreden 103), d. h. durch ihre Nüftungen bie 
Gefahr, welche nod nicht vorhanden ift, herbeizuführen, ohne dod etwa ber Ge- 
fahr, welde eriftirt, vorbeugen zu fünnen. Wenn ein Bundesglied, das zugleich 
auswärtige Staaten hat, in biefen bedroht oder angegriffen wird, fo tritt für den 
Bund die Verpflihtung zu gemeinſchaftlichen Vertheidigungsmaßregeln oder zur 
Theilnahme und Hülfeleiftung nur infofern ein, als derſelbe Gefahr für das Bundes— 
gebiet erfennt 109; beginnt foldes Bundesglied in feiner Eigenſchaft als europätjche 
Macht einen Krieg, ſo bleibt derjelbe dem Bunde ganz fremd 105), d. h. foweit 
er ihm fremd bleibt. . 

Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht feinvlich überfallen 
wird, tritt fofort der Stand des Krieges ein und ed muß ohne weiteren Verzug 
zu den erforderlichen Bertheidigungsmaßregeln gefhritten werden 106), Zur Theil: 
nahme an biefen, wie, wenn ſich der Bund zu einer förmlichen Kriegserflärung 
genöthigt fieht, zur Theilnahme an dem gemeinfhaftlihen Kriege find ſämmtliche 
Bunbesglieder 197), auch diejenigen, welde auswärtige Kronen tragen 108), ver: 
pflicptet. Der dänische Krieg dient zum Beiſpiel, daß aud mit Solden in ihrer 
Eigenſchaft als fremde Mächte der Bund in Krieg verwidelt werben fann. Bei 
ausgebrohenem Kriege fteht jedem deutſchen Staate frei, eine größere Macht zu 
ftellen, als fein Bundeskontingent beträgt, wofür jedoch (viefe Beſtimmung dient 
zur Aufmunterung für den Patriotismus) feine Forderung an den Bund ftatt- 
finden kann 109), Nach Eröffnung eines Bundeskriegs ceffirt alle Sonderpolitif ver 
deutſchen Staaten; da giebt e8 nur eine Geſammtpolitik Deutſchlands; kein Mit— 
glied des Bundes darf mit dem Reichsfeind einfeitige Unterhandlungen eingehen, 
noch einfeitig Waffenftilftand oder Frieden fließen 110), Hier verftummt fogar 
der Mund der deutjchen Großmächte 111); fie find derfelben Beſchränkung unter: 
worfen ; alle Partikularinterefien werden zum Schweigen gebracht: Preußen darf 
für fih Krieg anfangen ; es darf aber nicht für ſich Frieden fchließen, falls jener 
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103, W, A. XuII. 

194) W. A. Xxuvii. 
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106) W. A. XXXIX. 

107, W. A. XL1. 
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Krieg inzwiſchen ein Bundeskrieg geworben iſt. Entſprach dem der Hergang des 
Kampfes mit Dänemark, inſonderheit ver Ausgang 112)2 Wird, ja kann die deutſche 
Praris eine den pofitiven Recht gemäße fein ?! — In einem Kriege zwifchen aus- 
wärtigen Mächten, auch in andern Fällen, können VBerhältniffe eintreten, welche vie 
Beforgniß einer Berlegung der Neutralität Deutſchlands veranlaffen (wir haben 
es in jüngfter Bergangenheit erlebt); dann hat der Bund ohne Berzug die zur 
Behauptung diefer Neutralität erforverlihen Mafnuhmen zu befchließgen 113), z. 2. 
die Kriegsbereitichaft oder die Aufftellung ter deutfchen Armee. 

Das Organ des Bundes in diefem, wie jedem andern Theil feiner Gewalt, 
ift die Bundesverfammlung 114). (Bol. d. Art.; f. dort auch über vie Be— 
fugniffe des. Präfiviums der Berfammlung). Nirgend tritt vie Mangelhaftig: 
feit dieſer Inftitution fo unverhillt zu Tage, wie bei ver auswärtigen Politik, 
Eine ſolche ift bei dem jeßigen Organismus geradeswegs ein Un ding. Kanı 
beim beften Willen ein Staat wie Preußen feine Beziehungen zum Ausland ab- 
bängig maden von der miühfeligen Procedur einer derartigen Mafchine ? Und 
doch find, wenn feine Ummälzung dazmwifchen tritt, Defterreih wie Preußen ab- 
hängig von den Inftruftionen fo und foviel Heiner und Fleinfter Höfe, abhängig 
gerade da, wo es rafcheftes und einmüthigftes und ‚energievollftes Handeln gilt, 
in Tagen der Gefahr! Deun gleih, ob Gefahr da fei, darüber müjjen Inftrut: 
tionen aus fünfunddreißig Nefidenzen eingeholt und abgewartet werben. Denn kei 
feinvlihem Ueberfall tritt freilich fofort der Kriegsftand ein, zu den erforberlicen 
Bertheivigungsmaßregeln wird ohne Verzug gejchritten, aber das heißt: ohne Ber- 
zug werben Inftruftionen der 35 eingeholt und auf Grund der von 35 Geiten 
ber eingetroffenen Inftruftionen wird „ſofort“ befchloffen. Und, winkt die Ausſicht 
auf Waffenftillftann oder Frieden, jo beftellt ver Bundestag zu fpecieller Leitung 
der Unterhandlungen einen Ausfhuß, ernennt einige Bevollmächtigte und verfich! 
fie, wozu er ſelbſt durch 35 Regierungen inftruirt fein muß, mit gehörigen In 
ftruftionen 115); das mühſam erlangte Refultat ſchwerwiegender weisheitsvoll ge 
führter Negotiationen hängt danıt davon ab, was deutſche Staaten, die zufammen 
über mehr als 22 Stimmen verfügen, wollen oder nicht wollen 116), Während 
des Krieges aber fteht der Oberfeloherr unter einem Ausſchuß derfelben Bundes 
verfammlung und erhält von ihr, der durch 35 Regierungen inftruirten, Voll: 
machten und Befehle, auch in befonvdern Fällen jpecielle Inftruftionen 117), 

In Bezug auf die auswärtigen Berhältniffe überhaupt liegt dem Bundestag 
ob 118), als Organ der Gefammtheit des Bundes für die Aufrehthaltung fried- 
liher und freundſchaftlicher Verhältniffe mit dem Ausland, die jeder einzelne 
deutfche Staat zu ftören oder zu verwirren die Macht hat, Sorge zu tragen 11), 
ferner die von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten anzu” 
nehmen 120) und, wenn es nöthig befunden werben follte, im Namen des Bundes 





142) Friede von 2. Juli 1850. 

119, Wiener Alte XLV. 

118) MW, U. VII. XXXVI fg., insbeſ. L 

115, W. A. XLIX. 

116, Ebendaſelbſt. 

117) ale des deutfchen Bundes vom 11. Juli 1822, $. 48. 
118, W. A L. 


119, Bundesbefchluß vom 12. Juni 1817 über die auswärtigen — * des Bundes 
120, Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817, 111, 1—9: Alle auswärtigen Geſandtſchaften bei 
der Bundeöverfammlung gelten als alfredirt an den deutſchen Bund, Das in der Wiener 
Kongreßafte angeführte Reglement sur le rang entre les agens diplomatiques Art. I theilt 
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Gefandte an fremde Mächte abzuordnen. Das paffive Gefandtſchaftsrecht des 
Bundes ift in Kraft ; es fehlt nicht an auswärtigen Agenten in der veutfchen Bundes- 
hauptſtadt. Das aftive Geſandtſchaftsrecht ift außer allem Braud) 121): Jeder halb- 
wegs Kundige entnimmt ſchon daraus, wie es mit der auswärtigen Politif des 
Bundes beſchaffen ift und welche Rolle, wenn ausnahmsweife Gefandte des Bundes 
auftreten, folhe ana& Asyouevos, denen die Diplomatie der Einzelftaaten weber 
fih unterzuoronen nod mit ihren Erfahrungen und feften Beziehungen Dienfte zu 
leiſten, vielmehr alle erdenklichen Schwierigkeiten zu bereiten reif und bereit ift, 
jpielen werden, fpielen müffen und — gefpielt haben. 

Die Macht, welche die Bundesverfaffung dem Vaterlande gewährt, ift aljo 
fläglid ; eine große Nation ift durch fie zur Ohnmacht verurtheilt; unfer weites 
und jhönes Reich, zwiſchen fräftigen eroberungsluftigen Einheitsftaaten gelegen, 
bat faum die Garantie des ungeftörten Beftandes feiner Integrität und Unab- 
hängigkeit, faum das nadte Dafein, aber feine Möglichkeit, ein Leben im höheren 
Styl, wofür ein Volk ſich begeiftert, mit den Bölfern Europas zu führen, feinen 
Willen wie fihs ziemt mit Nachdruck geltend zu machen und das Gewicht feines 
Namens in die Wagſchale der Geſchicke der Welt zu werfen: unter den tonan- 
gebenden Mächten der Gefchichte ift Deutſchland mundtodt; es ift wie nicht vor- 
handen und namenlos. 

Gewährleiftung der Volksrechte. Aber, nah Außen ohne Kraft 
und Anfehen, geradeswegs eine Null, entfaltet der deutfhe Bund im Innern 
einen unerfhöpfliden Reichthum von Segnungen der Freiheit und Wohlfahrt ? — 
Ein edles Volt wird ſich nicht befriedigt fühlen, jo lange es der Hochachtung der 
übrigen Nationen ermangelt, fo lange e8 die feiner würdige Weltftellung nicht 
errungen hat; bürgerliche Freiheit wird es nicht ſchadlos halten für nationale 
Ehre: doch kann fie ihm zum Troſte gereihen und feine fittlihe Energie ftählen 
zu künftigem Auffhwung ; ja fie fann ihm theilweife die Anerfennung der Mächte 
fihern, die feiner Machtlofigkeit halber es gering ſchätzen. Was bietet zum Troſte, 
wenn auch nimmer zum Erfag für Entbehrung ächter Größe die Bundesverfaf- 
fung uns Deutfhen an heiligen Gütern bürgerlicher Freiheit ? 

Die Antwort lautet niederfhlagend. Die Deutſchen find allerdings nicht ge- 
knechtet, nicht rechtlos. Ein georbneter Rechtszuſtand beglüdt faft jedes beutjche 
Land ; wohlerworbne Rechte werden gemeinhin geachtet; in der Mehrzahl ver 
Bundesftaaten ift dem Volk durch feine Bertreter eine Mitwirfung an der Aus— 
übung der öffentlihen Gewalt eingeräumt ; wenigftens Keime und Anfänge eines 
freieren öffentlihen Rechts find allenthalben vorhanden. Aber der Bundesverfaf- 
fung verdankt davon die Nation das Wenigfte und die Handhabung des Bundes- 





die diplomatiſchen Perfonen in drei Klaſſen; Art. V behält jeder Macht vor, einförnige Bes 

mungen für jede der drei Klaſſen zu treffen. Von Seiten des deutfchen Bundes find daber 

otfhafter, Nuntien und päpftliche Legaten als unmittelbare Nepräfentanten der Perſon 

ihres Sowveräns zur erften Klaffe, die Gejandten, welche mit dem Charakter bevollmächtigter 
Minifter bekleidet find, zur zweiten Kaffe, alle übrigen diplomatijchen Agenten (alfo auch die 
Minifterrefidenten) zur dritten Klaſſe gezählt. — Vgl. Bundesbeſchluß vom 19. Febr. 1824. 

121) Der diplomatifche Verkehr von Seiten des deutjchen Bundes „kann ſchri a Kung münds 
lich oder durch abgeordnete Gefandtichaften geführt werden. Es ift daher nur eigne freie Beftim- 
mung des Bundes, wenn derfelbe, unbefchadet des Geſandtſchaftsrechts, für dermalen in der 
Regel feine allgemeine beftändige Gefandtfchaften bei auswärtigen Höfen und Regierungen zu 
halten fich entſchließt, fondern für jeßt zum dipfomatiichen Verkehr, theils auf fchriftliche und 
mündliche Mittheilungen, theils auf außerordentliche Gefandtfchaften zu beftimmten Zweden und 
Aufträgen ſich befchräntte. Bundesbefhluß vom 12. Juni 1817, 11. 1. 
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rechts iſt feit beinahe vierzig Jahren eine foldhe geweſen, ven mwelder die Verfaf- 
fungen der deutſchen Staaten nichts zu hoffen und Alles zu fürdten haben. Frei— 
beit genießen die Deutfchen nur als Unterthanen der einzelnen Staaten : aber die 
Staaten felbft haben gegenüber dem Bunde nicht die Freiheit, frei zu fein. Der 
Schlußſtein des Rechtszuſtandes in Deutſchland fehlt alfo. Hier könnte bie 
Bundesverfaffung von unermeßlichem Werthe fein, wenn fie leiftete, was nach dem 
Entwurf des Freiherrn vom Stein zum Bundeszweck gehören follte: „Schuß 
der verfaffungsmäßigen Rechte jeder Klaffe der Nation”, over wie 
es no die preußifchen Entwürfe vom Februar 1815 nannten: „Siherung 
der verfaffungsmäßigen Rechte jedes Einzelnen“. Die hannoverſche 
Berfafjungsgefhihte am Ende der dreißiger und im Unfang ver fünfziger 
Jahre kennzeichnet den Bund in feinem Verhältniß zu Freiheit und Friebe ber 
Deutſchen. 

In feiner Wahlkapitulation Art. I. $. 2 gelobte vormals unſer König, der 
römifche Kaifer, „die deutſche Nation, das Neid, die Fürften... fonft aud 
einen jeden bei feinem Stand und Wefen zu belaffen"“ und Art. XV. 
$. 1: „pie mittelbaren Reichs- und der Stände Pandesunterthanen in ſein em 
fatferlihen Schuß zu haben und zum ſchuldigen Gehorfam gegen ihre Landes» 
obrigfeiten anzuhalten.“ Diefe Sanftion der Rechte von Seiten des Reichsober- 
hauptes war nicht wefenlos: denn in Seinem Namen urtheilte Sein und des 
Reiches Kammergericht und dieſes war fompetentes Forum für gerichtliche Klagen 
der Privaten wegen jedes rechtswidrigen Gingriffs in bie Freiheitsſphäre, felbft 
wenn dur die Landesgeſetzgebung Rechte verlegt worden! — Befonvere 
Rechte ficherte die Reichsverfaffung ven deutſchen Reihsmittelbaren nicht zu, außer 
in Betreff der Religionsübung. Aber fie gewährte eben ven nicht von ihr 
garantirten Rechten Schutz. So verfagte ver Kaifer Leopold I. einem Reichsgut- 
achten, woburd die Stände das ihren Ständen zuftändige Steuerbewilligumgs- 
reht und Steuerverweigerungsrecht aufzubeben verfuchten, mit Entjchiedenheit bie 
reihsoberhauptlihe Sanktion. Er verbriefte num zwar den Landſtänden ihr Recht 
von Reichswegen keineswegs; doch erflärte er bei feinem Veto, daß es bei ben 
Rechten, welche die Landftände hergebracht hätten, fein Bewenden 
haben folle. 

Mit vem Erwerb der Souveränetät, mit der Auflöfung der Reihsverfaffung, 
von revolutionärem Schwindel befallen, hielten etlihe Rheinbundfürften ihre Unter- 
thanen für politifh rechtlos geworden, für eine Art ftaatsredhtlih Hö- 
riger (läge da nur nicht eine contradietio in adiecto!) und ihre Sonveränetät, 
die ihnen eigentlih bis 1815 weder de jure noch de facto zufam, für ſchrankenlos 
nad allen Seiten bin, d. 5. im Grunde, weil jedes wirkliche Recht einen be— 
ftimmten Inhalt, fomit eine Schranke hat, für etwas mehr oder doch etwas An- 
dres als ein Recht! 

Bei der Stiftung des Bundes gingen Preußen und Hannover von der Noth- 
wendigfeit aus, Rechte der deutſchen Unterthanen in ausgebehnter Weife von 
Bundeswegen anzuerfennen und gegen willfürlihe Berlegung zu ſchützen. Oefter- 
reich ſchloß ſich wenigftens fcheinbar ſolch volfsthümlicher Beftrebung an. (Bgl. 
„Sefchichte des d. B.“). Aufrichtig einverftanden erflärten fi) die vereinigten 
mittlern und feinen Staaten. Württemberg und Bayern (letzteres weniger ber 
Freiheit abhold, als der „deutſchen“ Freiheit) durften mit ihrem Widerſpruch durch⸗ 
dringen ; fo fand der Geift des Rheinbunds Eingang in das neue Deutſchland. 
Bergebens fprad die bannoverfche Note vom 21. Oftober 1814 für bie Berein- 
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barkeit von Königthum und Biltgerfreiheit, fir den wahren Sinn der Souveräne- 
tät; ed war Hannover, welches damals das Banner der unveräußerlichen Rechte 
der Nation bochhielt und ven begrifflofen Souveränetätspünfel oder, mie Stein 
ihn nannte, Sultanismus bloßftellte — dor aller Welt und für alle Zeiten’! 
Dürftig find die Grundrechte des deutſchen Volle, welche ver zweite Abfchirttt 
der Bundesafte feftftellt; und was die Schlußafte zugefügt hat 122), ift kaum ver 
Rede werth. Aber auch dies Wenige hat der Nation mährend einer lattgen Reihe 
von Jahren verfünttnert werben birfen. Der Grundſatz det drei Inftanzen ift 
wohl beobachtet worden, aber das damit verbundene Recht der Aktenverſendung 
an eine deutſche Iuriftenfafultät oder an einen Schöppenftuhl, welches bei gemein- 
ſchaftlichen oberften Gerichten jeder der Parteien zugefichert ward 123), tft anthen- 
tifch zerdentet 124) und die Mißdeutung wirft noch fort, wiewohl ein förmlicher 
Bundesbeſchluß 135) jene authentifche Interpretation längft entträftet hat. Daß eine 
land ſtändiſche Verfaffung in allen deutſchen Staaten ftattfinden „wird“ 126), 
blieb Für viele Staaten, barimter Preußen, bis vor Kurzem in futuro und ſcheint 
auf Oeſtetreich kaum noch anwendbar, obwohl deſſen Kaifer die Bundesakte un— 
verbrüchlich halten verpflichtet iſt #27). Hierzu hat bie Wiener Schlußakte und 
haben nad ihr noch andere bundesrechtliche Normen eine Sicherting des monardji- 
ſchen Prinzips Hinzugefügt 129), aber feine Wahrung der Volksrechte; benn bie 
Beftimmung, daß die in anerfannter Wirkfamkeit befiehenden landſtändiſchen Ver- 
faffungen nur anf verfaffungsmäßigem Wege abgeättdert werden können 129), ift 
ungemein werthvoll, hat aber in entfcheidenden Krifen noch keine in anerkannter 
Wirtjamfeit ſtehende Berfaffung vor dem Umſturz bewahrt, wofür Holftein, Han- 
nover, Kurheſſen, Bremen, abermals Hannover und feit 1850 faft alle deutſchen 
Staaten Belege liefern. — Ausführlid und mit allem Fug forgfältig (denn 
bier hatten die Stifter des Bundes eine fchwere Schuld zu fühnen) find vie 
Rehtsverhäftniffe „ver iin Jaht 1806 und feither mittelbar geworbeneit ehe- 
maligen Neihsftände und Reihsangehörigen” georbnet 130); der Freiherr vom 
Stein, ſelbſt ein Glied der NReichsritterichaft, meinte, es möchte weniger von ven 
Meviatifirten und mehr von der Nation Aufhebens gemacht werben. Und vie Na- 
tion hätte ein beſſeres Verſtändniß von biefen Dingen und gerechtere Theilnahme 
für das ſchmerzliche Loos der Beraubten an den Tag gelegt, wäre nicht ihrer faft 
vergeſſen worden iiber biefen und wären unter ihnen fpäter nur mehr Stimmen 
laut geworben, welde fürftlihen Hochfinn für Freiheit und Recht der Deutichen, 
für Einheit und Ehre des Baterlandes bezeugten. Ungerecht beurtheilt, gleichgültig 
und jcheel angefehen find vie in ihren Rechten tief Gekränkten dann weiter nod) 
gekränkt uud verlegt, ohne daß fie verftanden, das Bewußtfein zu weden, in ber 
Kränkung ihrer Rechte feien Rechte ver Nation verletzt. (Vgl. Br. I. ©. 41 und 





122) Wiener Alte XXIX. LIV. LVI. LXV, 

123) Yundesakte XII. Bol. oben Bd. I. S. 121. 

2%) Bundesbefchluß vom 13. Novbr. 1834 und 5. Novbr. 1835, 

125) Dom 2. April 1848. 

126) Bundesafte XIII3 das ‚wird ift übrigens authentiich ala „ſoll“ interpretirt durch 
Diener Alte LIV. 

137, Bundesafte 111, 

28) Wiener Alte LVII. Bundesbefchluß von 16, Aug. 1824, Nr. 1. Bundesbeichluß vom 
28. Juni 1832. 

129) Miener Alte LVE, cit. 

10, B. A. XIV, ®. 9. LXIII. 
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die Art. „Mediatifirung”, „Standesheren"). — Die Religionsübung ber ver- 
ſchiedenen Konfeffionen verfah der Bund mit feiner nenen Garantie ; fie rubt noch 
heute auf Reichsgefeg 131) und Hertommen ; aber ven Angehörigen der römiſch-katho— 
liſchen und der evangelifchen Kirchen ift ver gleiche, von der Verſchiedenheit des Be— 
fenntnifjes unabhängige Genuß ver bürgerlichen und politifhen Rechte zugejichert 131), 
Den Juden dagegen nahm der Bund, was fie in manchen deutſchen Staaten 133) 
durch bürgerliche und politiſche Gleichſtellung mit den Chriften gewonnen, indem 
er ihnen beließ, was ihnen von 13%) Bundesſtaaten bereits eingeräumt worden, und 
im Uebrigen eine Verbeſſerung, namentlih den Genuß der bürgerlichen Rechte 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten 135) verhieß. — Wäre e8 doch ein Wort 
der Wahrheit gewejen, was bei Eröffnung des Bundestags 136) der Präfidial- 
vortrag ausſprach, und worauf dann ein Botum des Öroßherzogthums Heffen am 
Bunbdestage 137) Bezug nahm, daß der Artifel 18 der Bundesafte ein wahres 
deutſches Bürgerrecht begründe. Leider ift dieſer Artifel weit davon entfernt ! 
Zufolge feinen Beftimmungen (vgl. „Deutſches Bürgerrecht“) ftcht zwar Er- 
werb und Befig von Grundeigenthum einem Deutfhen in ganz Deutſchland frei, 
aber fein Net der freien Niederlaffung ohne folden Erwerb, ja nicht 
einmal ein irgenpwie gefhüsgtes Recht des Aufenthalts ober auch nur 
des freien Durdzugs. Das war doch zur Zeit der Reichsverfafjung anders. 
Der Landfrieve von 1548 $. 1 verpflichtete jeden Reihsftand, des andern 
Unterthanen, geiftlihe und weltliche, vurd fein Fürftenthum, Landſchaften, Graf: 
haft, Herrſchaft, Obrigkeit und Gebiet frei, jiher und unverhindert wan- 
dern, ziehen und werben zu laffen, Im weftphälifchen Frieden 138) heißt es: 
adeoque ea omnibus et singulis utriusque partis foederatorum vasallis, subditis, 
clientibus et incolis eundi, negotiandi redeundique potestas data 
sit virtuteque praesentium concessa est. Öegenwärtig dagegen ift bie 
unbeſchränkte Freiheit, den Aufenthalt im jedem zum beutjchen Bunde gehörigen 
Staate zu nehmen, fein allgemeines ftaatsbürgerlices Recht der Deutſchen, ſon— 
dern nad) dem 14. Artikel der Bundesafte, ein befonderes Recht ver Mebiatifirten, 
aljo ein Vorrecht! So fteht es mit dem deutſchen Bürgerredt der Bunbes- 
verfaffung; deutſchen Staaten gegenüber find Deutihe von Rechtswegen Aus— 
länder 139); die Eigenschaft, ein Deutſcher zu fein, ift nad dem Bundesrecht eine 
Prärogative der Fürften, Grafen, Herrn und der Ritterſchaft des Reichs. In— 


131) Paſſauer Bergleih, Neligionsfriede, weſtphäliſcher Friede (4. P. O V. und VII). 

152) Bundesafte XVI. 

133), Nämlich von folhen Souveränen, die nachher nicht Mitglieder des Bundes wurden, 
z. B. vom Fürften Primas, vom König Weſtphalens 
: Br urfprüngliche Faſſung lautete: „in“. Die Nenderung der Meinen Präpofition än« 
erte viel, 

tar) Die bürgerlichen Rechte im Gegenfaße der politifhen Rechte; die Bürger: 
pflichten — — 

136, Am 5. Novbr. 1816. 

137, Bei der Berathung über die Abzugs- und Nachfteuerfreibeit: „. . . wenn die Beftim« 
mungen des Artikels XVII... ein allgemeines deutfches Bürgerrecht begründen 
ſollen. . .. .“ Das medienburgifche Botum tete binzu, aus Art. VIII. laſſe fich der 
Zweck erkennen, daß der Deutiche in feinem Theile des verbündeten Deutihland 
als Rremder behandelt und dadurch das Gefühl eines A Vaterlandes 
wieder ermwedt werden ſolle. (Wiedererwedung that aber nicht noth ; das batte Napoleon 
fühlen müſſen; nur rechtliche Anerkennung !) 

138) J. P. O, 1x. 8. 2. 

139) Dal, das oben angefügte mecklenburgiſche Votum am Bundestag. (Anm, 137). 
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beffen diefe Eigenfhaft ift unveräußerlih ; von der Bundesverfaffung verlaflen, 
behauptet ein jeder Untertban, ja ein jeder Einwohner eines deutſchen Staats 
jedem veutfchen Staate gegenüber „eundi, negotiandi, redeundique potestatem* 
auf Grund des meftphälifchen Friedens (vgl. d. Art.), freilih ein Minimum 
de utſchen Bürgerrechte, 

Um ein vorurtheilsloſes unbefangenes Urtheil über die deutſche Verfaſſung der 
Gegenwart zu gewinnen, müßte man zweierlei Gutachten einholen: das eine von 
einem Ausländer, der deutſchen Dingen fremd, dem deutſches Geſchick gleichgültig, 
aber einem Kunfttenner des Verfaſſungsweſens; das andere von einem Deutjchen, 
der ohne Kunde von ſtaats- und völferredhtlihen Doftrinen dahinlebt, aber das 
Baterland im treuen Herzen trägt — beide werden über diefer Bundesverfaffung 
den Stab brechen : der Eine, weil fein vernünftiger Gedanfenzufammenhang darin 
erfennbar , der Andere, weil nicht einmal das Recht auf Dafein eines Deutſch— 
land dadurch verbürgt, übereinftimmend viefelbe verurtheilend. Und doch leben wir 
der Ueberzeugung , welche der öſterreichiſche Bundespräſidialgeſandte bei einer der 
zahlreihen aus den Furhefftichen Landen an ven Bundestag ergangenen Befchwerben 
über lanvesherrlihe Berfügungen, fi der bebrängten Unterthanen annehmenp, 
am 17. März 1817 für berechtigt und wünfchenswerth erklärt hat „daß Deutfd- 
land nur darum mit dem Blute der Völker von fremdem Jod be- 
freit und Länder ihren rehtmäßigen Regenten zurüdgegeben wor- 
den, pamit überall ein rehtliher Zuftand an die Stelle der Will- 
für treten möge." 


Deutfche Bundesperfammlung. 


1. Borgefchichte. Die deutſche Bundesverfammlung in ihrer Zufammenfegung 
und im Bereih ihrer Befugniffe ift das Ergebniß der vielhundertjährigen Ent- 
widlung einer Inftitution, welche zum Mittelpunkt der Verfaſſung Deutſchlands 
geworben war. Die Stände des Reichs find nicht nur zu einer felbftändigen 
Gewalt über die Theile deſſelben und nicht eher gelangt, als bis fie in ihrer Ge— 
fammtheit, d. h. als Stände, aud über das Ganze bedeutenden Antheil an ver 
Beherrſchung erlangt hatten, bis fie zu der Korporalion erwachſen waren, worin 
man das Neid in Berfon erbliden und die man als „das Reich“ bezeichnen durfte. 
Diefe Körperfchaft, ver Reihstag, hatte mit dem Ende des fünfzehnten Jahr— 
hunderts eine beftimmte Gliederung gewonnen ; der ftändifche Organismus beftand 
feither aus drei „Räthen“, d. h. aus drei großen Einungen der Wahlfürften, ver 
übrigen Fürften und ver Städte, deren jede wiederum aus mehrern Einungen zu— 
fammengefeßt war, namentlid der Fürftenrath I). Mit Ende des 16. Jahrhunderts 


ı) Im Fürftenratb beftanden die befondern Einungen der geiftlichen und der weltlichen Wahl— 
fürften (geiftliche, weltliche Bank). Desgleichen im Fürſtenrath eine geiftliche und eine weltliche 
Fürfteneinung ; die Aufnahme in den Fürftencath ſetzte u. A. die Reception in die befondre Eis 
nung voraus; auf der BEER Bank bildeten die aftweltfürftlichen Käufer eine befondere Eis 
nung und innerhalb dieſer gab es noch fpecielle Vereine, z. B. der nach zehn Strophen alter 
nirenden Häufer ; ferner ftanden die Grafen und Herrn in vier Vereinen, deren jeder eine Ges 
fammtftimme führte. Auf der geiftlichen Bank bildeten (bis 1803) die nichtgefürfteten Prälaten, 
Nebte, Aebtiffinnen u. ſ. w. zwei Einungen, die f. g. ſchwäbiſche und die f. g. rheiniſche Prälaten- 
furie, deren jeder eine Kuriatſtimme zuftand. Endlich gliederte fih der Städterath in zwei Ei 
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befeftigte fi die am meiften ſchwankende Orbnung des legteren 2); mehr noch im 
weftphälifhen Frieden 3), weldher-aud die Stellung des Städteraths zu den beiden 
obern Räthen verfaffungsmäßig ficherte 9). Nach und nad war es Sitte geworben, 
daß, wie die Städte ald juriftifche Perfonen nothgebrungen ihre Vertreter, fo auch 
die Fürften ihre Bevollmächtigten zum Reichstage fandten und immer feltener ihre 
ſtändiſchen Gerechtſame felbft ausübten. Als der erfte Neihätag nad) dem Ende 
des breißigjährigen Krieges durch den Neihsabjchied von 1654 geſchloſſen und eben 
darin feftgefegt war, daß minveftens alle zehn Jahre eine Reichöverfammlung 
berufen werben müſſe, trat die thatfächlihe Wendung ein, wonad ber Reichstag 
permanent wurde: das im Jahr 1663 zu Regensburg unter feinem allerhöchften 
Dberhaupt verfammelte Reich ift nicht wieder verabſchiedet worden 5). Dadurch 
wurde ohne Weiteres aus ber deutſchen Ständeverfammlung ein beftänpiger 
Kongreß von Bevollmädtigten der deutfhen Fürften und freien 
Städte, Der Reihstag von Regensburg bildete jo den Uebergang ven den Ber: 
fammlungen der Fürſten und Stände Deutfchlands zu der heutigen Bundgsver- 
jammlung. In den legten Zeiten der Reichsverfafjung ift das Streben unver- 
fennbar, den Organismus dieſes permanenten Geſandtenkongreſſes zu vereinfachen ; 
indeſſen alle hier einfchlagenvden Reformverfucdhe, deren letter, welchen die Reichs» 
deputation von 1802 in ihrem Hauptfhluß vom 25. Februar 1803 niederlegte 6), 
freilich den Fürftenrath noch komplicirter gemacht hätte, fchlugen fehl. Während 
die Reichsverfaffung mit ftarfen Schritten ihrer Auflöfung entgegenging, war mehr» 
fach die Rede von einer Berjhmelzung der Reichstagskollegien 7), wonach entweber 
neben den PVirilftimmen der Kurfürften Kuriatftimmen der mindermächtigen Fürften 
oder neben PBirilftimmen ver Lesteren etwa die Führung mehrerer Stimmen von 
Seiten der hervorragenden Glieder des Reichs beftehen 8), die der Städte wohl 
gar verſchwinden follten. Keine derartige Verſchmelzung, aber eine Bereinfahung, 
der eine veränderte Auffaffung vom Wefen des Stimmrehts zu Grunde lag, pro= 
jeftirte, nachdem ver Reichötag, während er Ferien hatte), in venelutipnärer 
Weiſe befeitigt war 10), der Rheinbund, deſſen Berfafjung jedem Mitgliep eine 
Stimme gab und die ſämmtlichen Fürften in zwei geſonderte Kollegien, in das 
der Könige (zu welchem aud die Großherzoge gehörten) und in das der Fürften 


— 


nungen, die rheiniſche und die ſchwäbiſche Bank, deren Ritgueder jedoch Virilſtimmen führten. — 
Die große Einung der Ritterſchaft hatte bekanntlich nicht Siß und Stimme auf den Reichstage. 

Joh. Zaf. Mofer bält das Verhältniß der Fürſtenrathſtimmen auf dem Augsburger 
Neichötage von 1582 für normativ; dies trifft einigermaßen zu. 

3) Der Reichsſstag von 1653 und 1654 ift normgebender ald ber von 1582 — aus 
nabeliegenden Gründen, 

4) 3. P. O. vın. &. 4. 

6) Daher ift der R. U. von 1654 der „jüngſte“: J. R. A. 

6) Speciell für den Fürftenratb im $. 32 des R. D. H S,, deffen Neuerungen der Kaifer 
durch fein Veto vom 27. April 1803 vereitelte. 

7) Zeugniß davon geben die von Häuffer für feine deutfche Gefchichte und von dem Ver: 
— feit 1851 benutzten handſchriftlichen Reichſtagsberichte der Göttinger Bib— 
liothek. 

8) Unſchwer erkennt man beide Projekte als fombinirt und ſachgemäß umgeſtaltet in dem 
heutigen Organismus der Bundesverfanmlung wieder, das eine in dem engeren Nash, das 
andre in der Plenar form. 

9 Dom 7. Juli bis 13. Oftober 18086. 

10) Am 1. Auguft 1806; an der Spipe der acht Fürften, welche fih damals vom Reiche 
losſagten, fand der Erzkanzler, welcher den Borfig im Kurfürftenrath, das Direktorium des ganzen 
Reichstags und fomit die geſammte Leitung der reichöftändifchen Verhandlungen hatte, 


Bundesverfammlung. 55 


glieverte 11); dieſe Bundesverfammlung (Didte) ift jedoch nicht ins Leben 
getreten. 

H. Entſtehung. Die erften Entwürfe der Bundesverfaſſung ſchloſſen 
fih an vie Berfaffungszuftände des Reichs eng an. Das Ständeweſen im 
Reich beſchränkte fih nicht auf die Reihsverfammlung; neben ihr gab es 
Kreisverfammlungen : die Kreisſtandſchaft hatten Diele, vie feine Reichsſtand— 
Ihaft hatten; eine PVirilftimme führten am Kreistage,, die im Fürſtenrath 
nur an einer Geſammtſtimme Theil hatten, und Viele, denen in leßterem nur 
Eine Stimme zuftand, waren mit mehreren fkreisftändifchen ausgeftattet. Eben 
weil die Vertretung politifcher Freiheit nicht an Ein Organ gebunden war, durfte 
an dem Centralorgan nicht jedes Glied Antheil, nicht jedes vollen und am wenig- 
ften gleihen Antheil beanſpruchen. Noch die preußifhe Note zu den Bunbesent- 
würfen vom Februar 1815, von denen nur einer an kreisſtändiſcher Einrich- 
tung fefthielt, gab ihr und deßhalb viefem ausdrücklich den Borzug 12), Ja 
Württemberg 13) und Bayern 1%) waren davon ausgegangen, daß nur die fünf 
Staaten, welche Anfangs den deutſchen Ausihuß bildeten (vgl. „Geſchichte des 
deutfhen Bundes”), den Bund bilden, folglih fie allein Antheil an ber 
Bundescentralgewalt haben, alle übrigen auf Kreisftandfhaft beſchränkt fein foll- 
ten. Abgeſehen von der Kreisverfaffung nahmen die erften Entwürfe an, daß bie 
Inftitution, welche an die Stelle des „Reichs“ und des Reichsoberhaupts zu treten 
beftimmt war, in zwei Räthe gegliedert würden, deren erfter, aus Defterreich, 
Preußen (jedes mit 2 Stimmen) 15) Hannover, Bayern, Württemberg beftehend, 
ungefähr dem Kurfürftenrath, deren zweiter, aus allen Mitglievern des Bundes 
(mit Biril- oder Kuriatftimmen) zufammengejegt, einer Vereinigung von Yürften- 
und Städterath entſprochen hätte. Nur der erfte Rath (in den Entwürfen mit 
Kreiseinrihtungen „Rath der Kreisobriften" genannt) follte permanent und 
der eigentliche Träger der Regierungsgewalt fein, aljo an Stelle des Reichsober— 
hauptes treten ; der zweite Rath, jedes Jahr in der Nefivenz des erften Raths 
verfammelt, wäre eine Art von geſetzgebendem Körper geworben. Der preußijche 
Entwurf vom 30. April 1815 bezeichnet den erften Rath als Bundesrath, den 
zweiten ald Bundesverfammlung 16), 


1, Sehr richtig iſt die Bemerkung Zdpfl’s (Staatsrecht, 2. Aufl., 1, 250), daß das 

ifollegienfoftem der Rheinbundsakte an die Einrichtung der ordentliden Reichsdeputation ers 
nnere. 

12) Klüber, Alten des Wiener Kongrefles, 11. 6 fg. 

13) Klüber, Aften des W. K., ı1., 107. 

14) Klüber, Akten des W. K., IL, 91. 

15) Bon Bayern und Württemberg beftritten, von erflerem unter der Bedingung, daß es ſelbſt 
auch zwei Stimmen erhalte, zugeftanden. 

ıh Der $. 3 des Entwurfs lautet: „Die Angelegenheiten des Bundes werden beforgt durch 
eine zu gewiffen Zeiten regelmäßig oder auch außerordentlich zufammenfommende Bun: 
Dehleriamml ung und einen beftändig zufammenbleibenden Bundesrath, die fich zu ein- 
ander wie zwei Kammern derfelben repräfentativen Verſammlung verhalten. (Daß diejer Ver: 
gleich nicht ganz zutrifft, leuchtet aus dem Folgenden ein.) Der Bundesrath befteht aus eini- 
er durch die Bundesurfunde von der Geſammtheit der deutfchen Stände ein für alle Mal dazu 
eauftragten Fürften, welchen einige andre Bundesmitglieder wechielnd dergeftalt zugeordnet wer: 
den, daß feines von dem Rechte, daran theilzunehmen, ausgeſchloſſen bleibt. Ihm gebührt die 
Leitung ded Bundes, und deſſen Bertretung bei auswärtigen Mächten, ſowie Alles was 
zur ausübenden Gewalt gehört; die gefeßgebende dagegen theilen beide miteinander, und 
gefegliche Verfügungen, allgemeine Einridtungen, und Bewilligung von Bei: 
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Diefe Bafis ift verlaffen in dem äfterreichifhen Entwurf vom Mai 1815 17), 
Ausgehend von der Nechtsgleichheit der Bundesglieder fegt er eine Bundesver- 
fammlung, die unter Borfig Defterreihs jährlid am 1. November beginnt 
und bis zur Beendigung der Geſchäfte dauert. Sie befteht aus 15 Stimmen : 
8 BVirilftimmen ( Defterreih , die Königreihe, Baden, Holftein) und 7 Kuriat- 
ftimmen (beide Heſſen, die ſächſiſchen Häuſer, Braunſchweig und Oldenburg, vie 
medlenburgifchen Häufer, die naffauifhen Häufer , ſodann Anhalt, Hohenzollern, 
Lichtenftein, Schwarzburg, Waldeck, Neuß und Pippe, endlich die freien Städte) 18), 
— Der Gang der Entwidlung, weldhen die Bundesangelegenheiten nahmen und 
auf den die Vereinigung ber mittlern und kleinern Staaten fo großen Einfluß 
übte (vgl. „Geſchichte des deutfchen Bundes“), führte mit einer gewiſſen Nothwen- 
bigfeit zur Annahme und Ausbildung diefes legteren Syſtems. Es handelte fich 
dabei nur noch um BVBertheilung der Stimmen und fchließlic, da von jeder andern 
politiihen Organifation Abftand genommen worben, um eine noch größere Siche- 
rung derjenigen Bundesglieder, denen bei aller Auspehnung des Stimmrechte 
doch regelmäßig feine eigene BVirilftimme zuerkannt wurde, Eine folhe größere 
Sicherſtellung forverte eine Erflärung der vereinigten Fürften und freien Stäbte 
vom 25. Mai 1815 19) zu Art. IV der von Defterreih und Preußen gemeinfchaft- 
lih den Konferenzen gemachten Vorlage und fand viefelbe darin, daß in be— 
ftimmten befonders wichtigen Fällen „die Bundesverfammlung ſich zu 
einem Pleno bildet, in weldem jedes Mitglied eine Birilftimme“ 
führt 20), woraus die heutige Ginrihtung mit einer Modifikation dieſes Antrags 
hervorgegangen: ift. 

Nah dem preußifcheöfterreichifchen Entwurf 21) beftand die Bundesverfamm- 
lung aus 15 Stimmen; biefe waren aber anders vertheilt, als in dem öſter— 
reihifhen Mais-Entwurf ; Luxemburg und jedes der beiden Heffen hatten Piril- 
ftimmen ; der Gefammtftimmen neben ven elf Birilftimmen gab es vier: 1) Med: 
lenburg, DOlvenburg, Anhalt. 2) Die fähfifhen-Häufer, Schwarzburg , Reuf. 
3) Braunfhweig, Naffau, Hohenzollern, Lippe, Waldeck, Lichtenftein. 4) Die 
Städte 2). 

Am 29. Mai unterftügten diefen Borfhlag Preußens und Oeſterreichs Bayern, 
Hannover und Großherzogthum Heffen. Dagegen war einerjeits die Zahl 17, an- 
berfeit8 19 beantragt, immer unter VBorausfegung der elf Birilftimmen , bei 
denen es denn auch blieb, alfo von einerjeits aht Stimmen 1) Medien: 
burg, 2) vie ſächſiſchen Häuſer, 3) Braunfhweig, 4) Naffau, 5) Oldenburg, 


trägen zur Beftreitung der Bundesfoften fünnen nur dur die Bundesverfammlung befchloffen 
werden, Die Vollſtreckung der Bundesfchlüffe geichiebt durch einzelne Mitalieder def- 
felben, vermöge von dem YBundesrath ertheilter beftinmter Aufträge, wenn die fünftigen organi: 
ſchen Gefege nicht Kreife oder Kreisvorfteher ald beftändige dem Bunde durch Verantwortlich. 
feit verbaftete Beauftragte deffelben aufftellen.” Klüber, Akten des Wiener Kongrefjes 11, 301. 
Der Bundesratb in feiner Stellung zur Yundesverfammlung erinnert, ninımt man noch Kreiſe 
mit Kreisvorftebern hinzu, an die des Reichs regiments zur Neichöverfammlung im 16. Jahr: - 
hundert. 

17, Klüber, Akten des W. K. II, 308 fg. 

18, Klüber, a. D. 309. 

19) Klüber, Akten des W. K. 11, 373 fg 

20) a. D., 375, 376. 

21) Klüber, Aften des W. K. II, 314 fg. 

#2) a. D., 322. 323. 
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6) Anhalt, Schwarzburg und Reuß, 7) Lippe, Hohenzollern, Walved und Lichten— 
ftein, 8) die Städte, von anderſeits ſechs Gefammtftimmen. Letztrer Borfchlag 
wurbe aboptirt, fo daß 1) Medlenburg, 2) die ſächſiſchen Länder, 3) Naffau und 
Braunfhweig, 4) Dlvenburg, Anhalt und Schwarzburg, 5) Neuß, Lippe, Walved, 
Hohenzollern und Lichtenftein, 6) die freien Städte je eine Gefammtftimme führen 
follten, wobei nur Oldenburg fih noch das Protofoll offen hielt 3). 

Gegen die Bildung eines Plenum waren Anfangs Bayern und Großherzog- 
thum Heflen ; e8 befürworteten dieſelbe außer ven Mitglievern ver Kuriatftimmen 
Defterreih, Preußen, Hannover, Yuremburg und fo wurbe diefe Form der 
Beſchlußfaſſung für Ausnahmefälle — nicht etwa zweite Kammer der 
Bundesverfammlung neben dem engern Rath — allgemein beliebt 4). Damit 
aber im Plenum nur ungefähr das Verhältniß der Stimmen zur Bevölkerung 
der Staaten, wie ed der Bundesverfammlung zur Grundlage dient und welches 
fonft in ver allerauffallenpften Weife verlegt fein würde, falls die größeren Staa— 
ten auch im Plenum nur eine Birilftimme hätten, Beachtung fände, ſchlugen 
Defterreih und Preußen vor 3), daß je vier Stimmen im Plenum Oeſterreich 
und die Königreiche, je drei Holftein, Luremburg, Baden, Kurhefien, Großher- 
zogthum Heſſen, die übrigen 26 eine Stimme führen follten. Diefer Vorſchlag 
wurde im Allgemeinen angenommen, doch dazu noh Medlenburg-Schwerin und 
Naffau je zwei Stimmen und jevem ber Lippe und jever Hauptlinie des Hau- 
fes Reuß eine Stimme 2%), endlich in der folgenden Konferenz vom 30. Mai nach— 
träglih Braunſchweig zwei Stimmen 27) zuerkannt, fo daß das Plenum 69 Stim- 
men zählte. Hierauf beruht die Einrichtung des heutigen Bundestags im IV. 
und VI. Artikel ver deutfhen Bundesafte. Im Verlauf der Geſchichte feit 1815 
hat die Zufammenfegung fih dahin verändert, daß im eugern Rath die zehnte 
Stimme für Holftein und Lauenburg 3), die elfte für Luremburg und Lim— 
burg 29) geführt wird, und aus der jechszehnten (der fünften Kuriatftimme) beide 
Hohenzollern ausgefhieden find 3%), während Heffen-Homburg darin auf: 
genommen 31) ift, daß im Plenum (abgefehen von Holftein-Lauenburg und Luxem— 
burg-Pimburg) die fechszehnte Stimme weggefallen ift (Sahjen-Gotha-Altenburg) 
und die Namen der 17. bis 19. verändert 32), ferner die 24. (Anhalt-Köthen) 3), 
27. (Hohenzollern-Hedingen) und 29. (Hohenzollern-Sigmaringen) in Abgang ge- 
fommen find, dagegen die Stimme von Heffen-Homburg binzugetreten ift, wonach 
die 24 Einzelftimmen bis auf 21 eingefhmolzen find und die Zahl der Stimmen 
im Plenum nunmehr 66 beträgt. 


23), Klüber, Alten des ®. K. ıI, 404, 405. 
24) Klũber, Akten des W. K. 11, 406. 


26) a. ©. 406. 407. 
27, Klüber 11, 418. 
28) Laut Erklärung vom 5. November 1816, 
29) Dal. „Geſchichte des deutfchen Bundes“, 
%) Staatävertrag vom 7. Dezember 1850. 
31) Bundesbefhluß vom 7. Juli 1817 und 17. Mai 1838. 
’ 32) Sahien-Gotba-Altenburg + 11. Febr. 1825. Staatsvertrag und Patent vom 12. und 

15. Nobr. 1826. Seitdem beißt die 17., nunmehr 16, Stimme des Plenum (bis dahin Sachien: 
Koburg) Sachſen-Koburg-Gotha, die 18., nunmehr 17,, (bi8 dahin: Sachſen-Meiningen) 
Sadhjen-Meiningen=-Hildburgbaufen, die 19., nunmehr 18., (bid dabin Sachfen-Hild: 
burgbaufen) Sachſen⸗Altenburg. 

33) Anhalt-Köthen + 23. November 1847, 
2 
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III. Nechtlihe Stellung. Die eg ober ber 
Bundestag 9) ift mit Das eigentliche Subjelt, nicht ber Träger ber 
Bundesgewalt (vgl. „Verfaffung des veutfhen Bundes”), ſondern nur bas 
Drgan viefes Trägers, aber fein Organ zur völligen Ausübung der Gewalt 
und fein einziges Drgan 3). Subjekt der Bundesgewalt ift nicht ein einzelnes 
Mitglied des Bundes, fondern die Gefammtheit der Bundesglieder W): 
demgemäß befteht der Bundestag aus den Bevollmädtigten ſämmtlicher 
Mitglieder ; tie Geſammtheit ver Bevollmächtigten ftellt die Geſammtheit ver 
Mitgliever dar und übt die Gewalt, welde viefer zufteht 37), innerhalb der ihr 
vorgezeichneten Schranten aus #), 

Die Beftellung der Bevollmächtigten von Seiten der Fürften und Städte 
ift nicht nur deren politifches Recht, fondern aud ihre Pflicht 9), ihre Bunbes- 
pflicht 39). Jever diefer Bevollmächtigten ift Beamter des betreffenden Staats, in 
den Fürftenthümern alfo Diener des Fürften zu Zwecken bes Staats; denn ber 
Fürſt ift Bundesglied in feiner Eigenfhaft als Souverän des Staats; bie 
Ausübung der Bunvdesmitglienfhaft ift Ausübung eines mit der deutſchen Staats- 
gewalt untrennbar verbundenen Hoheit srechts, eines Ausfluffes deutſcher 
Staatsgewalt; das Drgan diefer Ausübung, der Bevollmäcdtigte am Bunde, 
ift daher Diener des Fürften in keinem andern Sinne, wie jever Bermte 41). 

Der Bevollmädtigte ift von feinen Kommittenten d. 5. dem Bunbesglieve 
welches er vertritt, unbedingt abhängig, erhält Inftruftionen, an die er 
gebunden ift, und Hat deren treue Beobachtung, fowie feine Geſchäftsführung 
. Überhaupt vor Lem Souverän zu verantworten. Bor „ihm allein“, jagt vie 
Diener Schlufßafte 42) ; vieß kann mifverftanden werben und ift beyeitd mißbeutet 
worben, als ob der Bunvestagsgefandte dem Fürften etwa nur in Perſon und 
nicht dem Staatsminifterium, reſp. dem vorgefegten Minifter verantwortlich wäre: 
ed werben aber Hoheitärcchte durch die Räthe der Krone, welche ver Fürft einfegt und 
abjegt, ausgeübt ; der Bevollmädtigte am Bunde empfängt feine Inftruftionen vom 
Minifterium, reſp. einem der Minifter, dem er dann für deren Befolgung verantwart- 
lich ift. Die Bollsvertretung kann ihn freilich wegen feiner Abftimmung am Bun- 
destage nicht zur Rechenſchaft ziehen, aber feineswegs weil ihn bie unverant- 
wortliche Perfon des Souveräns, fondern deßhalb, weil ihn das Minifterium Jeder⸗ 


36) Der Ausdruck »Bundestag« findet ſich auch in offickellen Aftenftüden, 3. ®. im dem 
Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817, Die auswärtigen Verbältniffe des deutfchen Bundes be 
treffend 


end. 

Fe Wiener Schlufafte, Art. VII. und fg. Bgl mit Art. 1, ‚11. IV. daf. und Bun 
desafte IV. 

36) Bundesafte 117. Wiener Akte IV, Dat. „Berfaffung des deutfchen Bundes”, 

37, Wiener Akte VII. VI 

38) Miener Alte IX. ’ 

39%) Daraus folgt nicht, wie 1850 gefolgert wurde, daß, wenn Die Inftitution des Bundes: 
tags in verfaffungsmäßigen Wege aufgehoben ift, die Bundesglieder verpflichtet find, fie 
BEN ESIBERURILEN. Dal. Maul, deutfches Staatde und Bundesrecht IL, 638. 
nm. 2 


0) Bundesafte III. 

2) Er ſteht daber nicht etwa fo, wie Beamte der evangeliſchen Kirche bei der Konfiftorial: 
verfaffung : diefe find Organe des Kirchenregiments und injofern des Fürften als des Txägers 
derfelben Dagegen bier kommt der Rürft in feiner andern Eigenfhaft zur Sprache, fondern 
rade ald Souverän ded Staats. Diener des Fürften, als des Staatsoberbauptes, find aber 
Staatödiener. 

+2) Wiener Alte VII, 
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mann gegenüber bedt %). Beſteht Berantwortlichkeit der Minifter gegenüber ber 
Boltövertretung, fo ift e8 weder ehrlich noch vernünftig, zu leugnen, daß ver Mi- 
nifter, refp. das Minifterium in demſelben Grad und Maß, wie für andre Staats- 
afte, auch für bie dem Bundestagsgefandten ertheilten Inftruftionen ver- 
antwortlid if. Allerbings, wird dieſer Sa anerfannt, wie er Anerkennung 
verbient, jo kann fein Minifterium den Bevollmädtigten inftruiren, am Bundes— 
tage für Aufhebung ver in voller Wirkſamkeit ftehenden Landesverfaſſung mit- 
telft Bundesorbonnang zu ftimmen, ohne ſich eine Anklage der Stände zuzuziehen, 
und es fehlt an jenem verhängnißreichen dog nos nov orw, um geltendes Staats» 
recht aus den Angeln zu heben! — Daß der Bevollmädhtigte am Bunde feinem 
Souverän allein verantwortlich fein fol, berührt aber auch fein Verhältniß zur 
Bundesverfammlung ; weder fle noch ihr Präſidium hat eine oberauffichtliche, rich 
terlihe oder Disziplinargewalt über die Bunvestagsgefandten #). 

Die Alte des Bundestags find daher Handlungen der Gefammtheit der Bun- 
desgliever ; es find vie Regierungen ber deutſchen Staaten felbft, welche ihre Bota 
abgeben, Hiermit in Verbindung fteht denn auch, daß das Stimmverhältniß der 
Mitglieder nicht bedingt ift durch vie Zahl der anweſenden Bevollmächtigten ; bie 
einfache Mehrheit im engern Rath beftimmt fi nicht nad der Majorität der an- 
wejenden Bundestagsgefandten, fondern ift und bleibt neun; aud wenn bei einer 
Abftimmung nur die neun anweſend gewefen, bilden ihre übereinftimmenden Beta 
einen Mehrheitsbeihluß engern Raths. Defhalb ift pas Stimmenverhältniß 
unten dem Geſichtspunkte des Antheild der veutihen Staaten an der Bundesge- 
walt zu betrachten ; vgl. „Berfaffung des d. B.“ — ferner Mann jeder Staat 
einen eigenen Bevollmächtigten am Bundestag haben, ohne dadurch, wenn er 
nur an einer Geſammtſtimme des engern Raths participirt, eine eigene Stimme 
zu gewinnen; mehrere Staaten können durch Einen Geſandten vertreten fein, der 
dann die möglicherweife abweichenden Inftruftionen feiner verfchievenen Bollmadt- 
geber zu befolgen, alſo vorkommenden Falls jowohl pro re ald contra rem zu 
vetiren hat. Die 2, 3, 4 Stimmen, welche bie mittlern und größern Staaten im 
Plenum führen, können fie dur einen oder mehrere Bevollmächtigte vertreten 
laffen; nur ift bier die Möglichkeit ausgefchloffen, dap die Mehreren abweichende 
Inftruttionen erhalten ; in der Stimmgebung folder Staaten wird dadurch nichts 
verändert. 

Des Bundestags, als des ausfchlieflihen Organs ihres Wollens und 
Handelns bebarf bie Gefammtheit ver Bumdesgliever unausgeſetzt; ohne ihn ift 
fie handlungsunfähig: er ift ver Vertreter diefer juriftifhen Perfon, ver die Bun 
desgewalt zufteht. Daher ift die Bundesverfammlung beſtändig, d. h. ein per- 
manenter Kongreß von Bevollmädtigten der Bundesglieder. Ihr 
Sig ift Frankfurt am Main *). — Nur die Möglichkeit einer Vertagung 
von höchſtens 4 Monaten ift vorgefehen 9); während dieſer Ferien find aber 
Präſidium und Kanzlei ununterbrohen im Ant; neben dem Präfivialgefandten, 


43) Dies gilt i ndeſſen nur foweit, wie von andern Staatsbeamten. Bol. JZahariä a. O. 
11, 669. Anm. 7. 

4) —— aD. 11, 669. 

45) Bundesafte IX. Das Verhältniß diefes Staats zur Bundesverſammlung ift geregelt in 
dem Notenwechjel zwifchen leterer und dem Senat ber freien Stadt vom 22., 23., 25. und 
30. Dftober 1816. 

%) Bundesafte VII. a, E. : Bundeöbefchluß vom 26. Juni 1817 (proviforiich). 
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reſp. deſſen Subftituten 97) müſſen wenigftens zwei Bundesgefandte zu Frankfurt 
a. M. anmefend fein; fie werden durch Uebereinfunft oder in Folge der Abftim- 
mung bezeichnet; der fo gebildete „Ferienausſchuß“, an dem übrigens aud 
andre in der Stadt anweſende Bundesbevollmächtigte theilzunehmen berechtigt find, 
beſorgt das Laufende, verfügt in dringenden Fällen die frühere Einberufung des 
Bundestags und trifft, wenn Gefahr im Berzuge ift, die nöthigen „proviforifchen 
Einleitungen”, — ein Mehreres niemals, — Die Beftändigfeit oder Permane 
ber Bundesverfammlung ift nicht etwa gleichbedeutend mit der Unauflöglichkeit (gleich 
falls fogenannten „Beſtändigkeit“) des deutfchen Bundes 28). So lange e8 eine Bun— 
desverfammlung giebt, ift fie nicht ein foldhes Organ ver Gefammtheit des Bundes, 
das von Zeit zu Zeit neu konftituirt wird, fondern eine ſtändige Behörde. Aber 
fie fteht nit über dem eigentlihen Subjelt der Bundesgewalt, das fie vielmehr 
nur jo lange vertritt, als dieſes durch fie vertreten fein will: es fann fidh ein 
andres verfaffungsmäßiges Organ feines Wollens und Handelns fhaffen, vd. h. 
den Bundestag abſchaffen; und durd feine Sophismen läßt ſich vie gefchichtliche 
Thatfache hinwegleugnen, daß die Gefammtheit der Bunbesgliever im Jahr 1848 
den Bundestag aufgehoben hat 39), indem fie ein andres (proviforifches) Organ 9), 
und dann abermals eine andre Behörde 51) an feine Stelle fegte, und daß er auf: 
gehoben blieb, bis die Gefammtheit ver Bundesglieder fich über feine Wieberein- 
jegung vereinigt hatte, was bekanntlich noch lange Zeit nicht der Fall war, als 
bereits eine Berfammlung von Bevollmädtigten deutſcher Staaten als Bundestag 
fungirte. Seit 1851 befteht die Bundesverfammlung wieder zu Recht, folglidy ift 
fie feither „beftändig“ ; aber während jenes Trienniums der Reformverfudhe war 
fie e8 nicht, weil fie überhaupt nicht beftand — weder thatfächlich, noch rechtlich. 
Etwas Andres ift es mit ver „Beftänpigfeit" des Bundes; über ihn hat bie 
Gefammtheit der Bunvesgliever keine Macht: fondern er ift eine Macht über 
ihnen. (Bgl. „VBerfaffung des d. B.“). 

Den Borfig in der Bundesverfammlung führt Defterreich #2). 
Nicht etwa hat der Kaiferftaat ein Direktorium des beutfhen Bundes, eine 
Gewalt über die Bundesglieder, eine Hegemonie über Deutfchland. Es befteht grund- 
gejeglihe Gleichheit ver Rechte und Pflichten unter ben deutſchen Staaten #9); 
felbft der Schein einer Suprematie eines Bundesftaats über den andern fol 
vermieden werben. Vielmehr hat der Bevollmädtigte Defterreichs bei dem 
Drgan des Bundes, bei der Behörde der deutſchen Gentralgewalt die Ge- 
fhäftsleitung, fo and) die Vertretung derfelben und mittelbar deſſen was fie 
repräfentirt, nad) Außen hin; er hat feinerlei Direktorialrechte, ſondern nur 


#7, Siehe w. u, 

43) „Beftändig” in Bundesakte ı entipricht der Umauflöslichfeit in W. Schlußafte V; in an: 
derm Sinne „beftändig” nennen den Bundestag Bundesafte VII und Wiener Akte VII. Bol. Za— 
hariä, die Rechtswidrigfeit der verfuchten Reaktivirung der im Jahr 1848 aufgehobenen deut: 
ihen Yundesverfammlung, Göttingen 1850, S. 54—61. Zahariä, Staatsrecht, 11, 639. 

49, Bundesbeihluß vom 12 Juli 1848 in Anerkennung des Befchluffes der deutſchen Na: 
tionalverfammlung vom 28. Juni d, I 

50) Die proviforifhe Gentralgewalt war, wie der Name fagt, ald eine interimiftische Behörde 
eingefeßt ; die year were. war aber nicht proviforifch aufgehoben, fondern defini— 
tiv; vgl. Zahariä, Nechtswidrigkit S. 61 fg. 

51) Die Bundescentrallommiffion, das f. g. Interim, in Folge des Dertrags vom 30. 
September 1849. Bol, „Reform des deutichen Bundes. 

52) Bundesakte V. 

53) Bundesakte 1115 Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes vom 9. April 1821, Art. VIII. 
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Präfidialbefugnifjfe. Der Bundestag hat nicht büreaukratiſche, fonbern kolle— 
gialiihe Form; bei Stimmengleichheit in der engern Berfammlung fteht dem Vor: 
figenden die Entſcheidung zu 9). Stellvertreter des öfterreihifhen Geſandten im 
Präſidium ift der Bevollmädtigte Preußens, für welchen der von Bayern ein- 
tritt u. ſ. f. 

Die Sigungen der Bundesverfammlung find a) ordentliche 
und außerordentlidhe: die ordentlichen finden. Donnerftagg um 11 Uhr ftatt 
(früher Montag und Donnerftags von 10—1 Uhr); die außerorventlichen werden 
befonders verabredet und vom Präfivium angefagt; b) förmlidhe und vertrau- 
liche: die förmlichen find folenn und haben officiele Wirkung ; die Bunvestags- 
gefandten treten darin lediglich als Organe ihrer Kommittenten auf; ihre Aeuße— 
rungen find die Yeußerungen der Bunbesgliever over gelten als ſolche; demnach 
find die fürmliden Sigungen bie eigentlihen und alleinigen des Bundes: 
tags. Die vertraulihen Sigungen find Berfammlungen der Bevollmächtigten zu 
perjönlihem Meinungsaustaufh, Beiprehungen, Debatten, Berabretungen, bed 
ohne officielen Charakter; es wird darin fein Protofoll geführt; die fpeciellen 
Aufzeihnungen einzelner Anfihten oder des Ergebniffes einer Verhandlung find 
rein privater Natur ; bei Abftimmungen ift Niemand an fein Botum für die fpätere 
förmlihe Sigung gebunden, da in dieſer ja nicht des Bevollmächtigten perjönliche 
Ueberzeugung, fondern ver Beſchluß feiner Regierung zur Sprache fommt. Der 
Werth dieſer vertraulichen Sigungen ift jedoch nicht body genug anzufchlagen, wenn 
fie in rechter Weife verwerthet werben. c) Sigungen des engern Raths und 
des Plenums. Diefer legte Unterfhied ift von ver höchſten Bedeutung 55). 

Plenum und engerer Rath find nicht zwei Senate, Kammern, Häufer, „Ab- 
theilungen“ des Bundestags, nicht etwa eine vollzähligere Verfammlung und 
ein Ausſchuß derfelben, wobei der legtere wie bei ſtändiſchen Berfammlungen 
permanent wäre, während ver volle Landtag nur von Zeit zu Zeit zufammentritt, 
Es giebt nur ein Organ des Bundes, die Bundesverfammlung ; fie, bie eine 
Behörde, vertritt die Geſammtheit ver Bundesgliever nad der zwiefahen Ber- 
theilung des Stinmverhältniffes derſelben. Der Antheil an der Gewalt, melden 
jedes Mitglied hat, ift ein mehrfach beftimmter (vgl. „Verfaffung des d. B."): 
diefer zwiefachen Beftimmung des Antheils an der Gewalt entſpricht die zwiefache 
dorm, welche vie Eine Bundesverfammlung annimmt. In der Geftalt des engern 
Raths kommt keinem Mitglieve mehr als eine, in ver des Plenum feinem we— 
niger als eine Stimme zu. Daher fagen die Bundesgrundgefege: „bie Bun- 
pesverfammlung bildet ſich zu einem Plenum“ 56), d. h. fie legt die zweite 
Art ver Stimmenvertheilung ihren Entjheivdungen zu Grunde. In der Plenar- 
figung findet feine Erörterung noh Berathung ftatt, fondern wirb einfach 
abgeftimmt; die Berathung muß zuvor in der Form des engern Rathes ftatt- 


54) Bundesafte Vır, Alinea 3. 

55) Weber die arge Mikdeutung des Verhältnifjes von Plenum und engerem Rath in der 
Theorie (Archiv für das öffentliche Recht des deutichen Bundes, Heft 1.) und Praxis (Devefche 
des Kürften Schwarzenberg an den öfterreichiichen Gefandten in Berlin vom 21. Juli 1850, woncd 
das Plenum uranfänglih am 14. November 1816 den engern Rath konſtituirt haben, dieſer 
fomit auch 1850 aus dem Schoofe jenes hervorgehen follte, vgl. die meifterbafte Erörterung in 
9. A. Zachar iä's oben cit. Schrift „die Nechtöwidrigfeit der verfuchten Reaktivirung u. |. w.“ 
. 6 fg. Die Ausführung Zachariä's ift von bleibendem Werthe für die Wifjenfchart des deut: 
Bundesrechts ; man darf fordern, daß unſere Staatsmänner davon unterrichtet find. 

56) Bundesatte VI. Wiener Akte XII, 
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gefunden haben 7), Folglich ift das Plenum nur eine Form der Befhluß- 
faffuitg und zwar eine ausnahmsweiſe, für ganz beſtimmte Fälle Der 
engere Rath ift die alleinige Form officteller Erötterungen und Be— 
ratbungen und die regelmäßige Form der Befhlußfafjungen bes Bun— 
destags 59). 

Sowohl im der Form des engern Rathes, als im Plenum werben die Be— 
fhläffe nad der Mehrheit ver Stimmen gefaßt, doch in ber Art, daß in ver 
erfteren vie abfolute, in letzterer Form nur eine auf zwei Drittheilen der Abftim- 
mung beruhende Mehrheit entſcheidet, im engern Rath alfo mindeftens 9 gegen 8, 
im Plenum 44 gegen 22 Stimmen votiren 9), Wie die Grundgeſetze des Bun- 
des beftimmen, in welden Fällen ftatt der regelmäßigen Beſchlußfaſſung im engern 
Rathe Plenarbefhluß erforverlih, fo auch, in welden Fällen die Entſcheidung durch 
Stimmenmehrheit, melde die Regel- bildet, ausgefhloffen fei: Weberall 
daher, wo nicht ausprüdlicd eine Ausnahme feftgefegt ift, genügt ein Mehrheits- 
befhluß des engern Raths; er bildet die Regel; mamentlich entſcheidet er auch, 
ob ein Ausnahmefall ftattfindet, ob ein Gegenftand fich für das Plenum eignet 69). 
Die verfaffungsmäßigen Ausnahmen find aber folgende. 

Ein Mehrheitsbeihluß des Plenum (alfo 2/4 Majorität veſſelben) 
ift erforberlih für Entfheidungen die Bundesakte betreffend El), dußge- 
nommen authentifche Interpretationen verjelben 62): für eine Kriegserflärung 6a, 
für Annahme und Beftätigung eines Friedensſchluſſes 8%, 

Ein einftimmiger Blenarbefhluß wird erfordert bei ver Annahme ober 
Abänderung von Bundesgrundgefegen 5), wozu ausprüdlich 66) die authen- 
tifche Interpretation eines beftehenden Grundgeſetzes gerechnet wird, bei otgani- 
[hen Bundeseinridtungen, d. h. bleibenden Anftalten als Mittel zur Er- 
füllung der ausgefprodenen Bundeszmede 67), bei Aufnahme neuer Mitglie- 
der in den Bund 68), 

Bon der Einftimmigkeit im Plenum ift die des engeren Raths charakteriſtiſch 
dadurch unterfchieden, daß bei der erftern ſämmtliche Bundesglieder, bei le» 
terer nur die 17 Stimmen übereinftimmen, d. b,, weil darunter ſechs Kuriatftimmen 
find, mehrere diffentirende Staaten, die zu einer Kurie gehören, überftimmtt 
fein fönnen. Solde Fälle, wofür das Erforderniß einftimmigen Beſchluſſes im 


87) B. A. VII, Alinea 2. W. A XII. 
68) B. A. VI, VIl, Alinea 1, 2. W. U XL, XII, XIV, 
BA VI, Alinea 2. W. A. XI. 
60) W. U XI. B. A. VII, Alinea 1. 
BA VI. W. A. XIII, XVII. 
62) Ueber autbentifche Interpretation eines Bundesgrundgeſetzes ſ. w. u. 
63) W, A. XII, XL. 
64), W. A. XTI, XLIX. 
65, W. A. XIII, 1. e 
66) Kommiffionsgutachten vom 29. Zuli 1819. 

B. A. VI, Vin, Alinea 4. W. A. xıl, XIII, 2. Ueber die Verftage, ob 
fie unter den obwaltenden Umftänden notbwendig find, und über Entwurf und Anlage der 
felben in ibren allgemeinen Umriſſen und wejentlichen Beftinmungen ift einftintmiger 
— nothwendig; Wiener Akte XIV, wodurch der Bundesbeſchluß vom 29. Juli 1819 
modificirt iſt. 

68) Nicht ohne Weiteres aus W. A. VI abzuleiten; die „Geſammtheit der Bundes— 
glieder‘ findet auch in einem Mebrheitsbeichluß des engern Ratbes ibren Ausdrud, Aber ungmweis 
deutig aus Wiener Alte XII und Xıll, 3. 
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engern Rath befteht, haben die Bundesgeſetze vorgefehen 69); deutlich bezeichnet 
haben fie feinen. Es bleiben aber nur zwei Fälle übrig, die dahin gehören kön— 
nen. Bei Religionsangelegenheiten 70) und in Bezug auf jura singulo- 
rum 7) ift Stimmenmehrheit ausgefhloffen, ohne daß zugleihb Plenarbeſchluß 
dafür geforvert wird. Jura singulorum fommen aber möglicherweife bei fehr 
verjchiedenartigen Gelegenheiten zur Sprade und aus ber Natur der Fra— 
gen, bei melden fie berührt find, kann das Grforberniß eines Plenar- 
befchluffes fi ergeben 72) ; abgejehen davon, alfo an fi, qualificiren fie ſich für 
den engern Rath, nur mit Ausfchluß der Entſcheidung durch bloße Majorität. 
Dies entſpräche jedoch fehr wenig der hier maßgebenden ratio juris. Denn bie 
Betheiligten, melde durch Ausihluß des Mehrheitsentfcheivdes geſchützt werden 
follen, find e8 durchaus nicht: wenn fie nur Antheil an einer Auriatftinnme haben, 
fo können fie bei aller Einftimmigleit des engeren Rathes in ihren Rechten und 
Intereffen eine Kränkung erleiden. Daher unterliegt es für jura singulorum kei— 
nem Zweifel, daß der Ausfhluß der Majorität nicht die Forderung der Einftim- 
migfeit (Plenarbefhluß tft gar nicht poftulirt), fonvdern die freie Zuftimmung 
der Detheiligten bedeutet, ohne welche kein derartiger Beſchluß gültig und 
unter beren Borausfegung Einftimmigfeit gar nicht vonnöthen ift 73). Die Forderung 
ber Einftimmigfeit ohne gleichzeitige Forderung der Plenarform genügt dem Zwede 
nicht, ſchützt nicht die jura singulorum — und die Übrigens nirgends ausgefprocdene 
Forderung einftimmigen Plenarbefhluffes ſchießt über das Ziel weit hinaus und 
ermöglicht, daß wohlthätige Beſchlüſſe, wogegen foldhe Staaten, die wegen jura sin- 
gulorum Einſpruch erheben könnten, nit Einfprudy erheben, denen fie vielmehr zu = 
ftimmen, bintertrieben werben durch andere Staaten, welde gar nicht wie Jene 
dabei betheiligt find. Das hätte aber feinen gefunden Sinn. 

Der zweite Fall, die Religionsangelegenheiten, ergiebt ein fichere- 
res Refultat. Feſt fteht, daR hierbei die bloße Majorität ausgefchloffen und 
nit Plenarbeſchluß erforverlih fein fol. Daraus folgt aber feineswegs 
ohne Weiteres die Nothwendigfeit der Einftimmigfeit, indefjen doch auf einem 
Ummege. Die Stifter des Bundes hatten unverkennbar einen ganz andern Ge— 
fihtspunft ; fie ſchloſſen Mehrheitsbefhluß in demfelben Sinn aus, wie der weft- 
phäliſche Friede; fie gedachten einer itio in partes ber Religionsparteien und ber 
amicabilis compositio des J. P. O. V. 52. Davon fann aber im deutfchen 
öffentlichen Recht der Gegenwart aus dem einfachen Grunde feine Rede fein, 


6) B. A. Vıl, Aline 4... . »fann weder in der engern Verſammlung 
noch in Pleno ein Beſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden.« 

70, 8, 4. Vır, Alinea 4, vol, mit B. A. VlI; W. A. XIII, 4, vol. mit W. A. XII. 

71) B. A. VII, Alinea 4, vgl. mit B. U. VIund W. A. X115 doch vol. W. A. Xımı 
und dazu W. A. XV. S. w. u. im Text. 

72, Das bat auch B. A. Vır, Alinea 4 mit dem „weder — noch“ im Sinne, 

73) Bundesafte Vır, Alinea 4, fordert für jura singulorum Ausſchluß des Stimmen: 
mebr, nicht (vgl. Bundesafte VI) Plenarenticheid; auch nicht ausdrüflih Stimmen: 
einhelligkeit. Dazu vgl. Wiener Alte XV: „In Rällen, wo die Bundesglieder nicht in 
ihrer vertragsmäfigen Einheit, fondern als einzelne felbftitändige und unabhängige Staaten er 
ſcheinen, folglih jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bundesgliedern eine befondere, 
nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffne Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemutbet werden follte, fann ohne freie Zuftimmung ſämmtlicher Betbeiligten 
fein diefelbe verbindender Beſchluß gefaßt werden.« Alfo nicht bloße Mehrheit, d. b. Zuftinimung 
der Betheiligten; find aber fänmtliche Betheiligte einverftanden, jo kann der Widerjpruch eines 
oder mehrerer nicht betbeiligter Staaten fein Hinderniß in den Weg legen. 
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weil die Stimmen am Bundestage nicht „Religionseigenfhaft" 74 haben 
wie ehemals die Reichstagsftimmen, weil bei folder itio weder Preußen auf 
Seite der Evangelifhen, nod auch Defterreih auf Seite der Römiſchkatholiſchen 
treten dürfte. Nun fcheint es bier auf daſſelbe hinaus zu kommen, wie bei 
ben jura singulorum: ver Widerfprud des Betheiligten müßte ven Beſchluß 
hindern, die Zuftimmung befjelben anderſeits ausreichen. Betheiligt find aber 
bier Religionsgemeinfhaften, mit deren feiner irgend eine der Bundestagsftimmen 
identifh ift. Daher hat es bei Religionsfadhen einen guten Sinn, daß, wenn 
auch diejenigen Staaten, um die es fi zunächſt handelt, Ja fagen, das Nein 
eines andern Staats den Beſchluß bintertreibt. Religiöfe Interefien, welde jene 
vielleicht preisgeben, fann ein anderer Staat, unter Umſtänden felbft ein folcher, 
deſſen Bevölferung zum geringften Theil der betreffenden Religionspartei angehört, 
mit Gewifienhaftigfeit wahrnehmen. Hier alfo ift Einftimmigfeit ein rationelles 
Erforderniß; da jedoch die Bundesgefege dafür feinen Plenarbefhluß verlangen, 
fo tritt die Form des engeren Raths, wiewohl fie nicht genügenden Schuß ge- 
währt, als die Regel ein. Religionsangelegenheiten bilden alfo den einzigen Fall, 
wofür Einftimmigfeit des engeren Rathes geboten erjcheint. 

Eine eigenthümliche Gejchichte hat der Fall der gemeinnügigen Anord— 
nungen. Die Bunbesafte verlangt dafür Plenarbefhluß 75), ſchließt aber nicht 
Entſcheidung durch Stimmenmehrheit (hier alfo Zweibrittelmajorität in pleno) 
aus 76), Die Wiener Schlufafte ſcheint damit übereinzuftimmen, indem fie Au— 
fangs 77) die „in der Bundesafte ausdrücklich bezeichneten Fälle“ dem Plenum 
zuweift und unter den Fällen, wobei fie, bie Bundesafte ergänzend, Stimmen- 
mehrheit ausschließt, der gemeinnügigen Anordnungen nicht gedenft 78), Demgemäß 
würde dafür Plenarentiheivung mit Zweidrittelmajorität genügt haben. Eine ent- 
gegengefegte Dispofition war aber bereits vorbereitet in der authentiſchen Beſtim— 
mung des Begriffs gemeinnügiger Anordnungen, welde dahin ging, daß dies 
„ſolche Gegenſtände“ find, „die an fich nicht in die Sphäre des Bundes fallen, 
aber zum allgemeinen Nuten Deutſchlands gereihen” 79). Denn damit war biefer 
Hal auf Eine Linie mit denen geftellt, wobei jura singulorum in Betradht fom- 
men 3%, Und unter vdiefen Geſichtspunkt ftellt ihn gewiffermaßen vie Wiener 
Schlußakte, indem fie vie „freiwillige Vereinbarung unter den fämmtlihen Bundes— 
gliedern” dafür vorausfegt 31). Somit erfordert jede „gemeinnügige Anordnung“ 
nicht blos Zweidrittelmehrheit, ſondern Einftimmigfeit in pleno, wenn überhaupt 
hierbei von einem Bundesbefhluß noch die Rede fein kann. 

Dem Auslande gegenüber vertritt die Bundesverfammlung als das 
verfafjungsmäßige einzige Organ der Gefammtheit der Bundesglieder Deutſchland 


7%), Eine Unterfuchung über das Wefen der Neichöftandichaft und inäbefondere die Religions: 
eigenfchaft einer Neichdtagsftimme enthält meine Schrift über den „Fürſtenrath feit dem Lüne— 
vilfer Frieden“. Berlin 1853, Theil 11, vierte Streitfrage, S. 196—252, bei. S. 221 fg. 

75) Bundesafte VI. »Gemeinnügige Anordnungen his Arte; zu den gem. Anordn. 
im weiteren Sinne zäblt die Bundesafte daher auch die organiſchen Bundeseinrichtungen, 
Davon weicht die fpätere authentiſche Interpretation ab. 

76) B. A. VII, Alinen 4. 

mM) W. N xu. 

75) W, A. XIII. 

79) Bundesbefhluß von 29. Juli 1819. 

80) Bol. W. A. XV. 

8) = A. LXIV. 
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in ber Eigenſchaft einer europäifchen Macht 82). So find denn aud die Gefandt- 
haften auswärtiger Höfe und Regierungen bei dem deutſchen Bunde als akkre— 
ditirt bei dem Bundestage zu betrachten; fie haben ſich zuoßrberft an den 
präfibirenden Gefandten der Bundesverfammlung zu wenden und bemfelben ihr 
Beglaubigungsfchreiben in Ur- und Abfchrift, auch nah der Beſchaffenheit des- 
felben, in ver Ueberfegung 83) mitzutheilen; ver präfivirende Gefanbte giebt bier 
von der Verfammlung Kenntniß, legt ihr die Abjchrift des Beglaubigungsicrei- 
bens rejp. auch die Ueberjegung vor; etwaige Bedenken gegen ein Krebitivfchreiben 
können auch einen Gegenſtand der vertraulichen Beiprehung des Bundestags aus- 

„ machen; ift bei dem Beglaubigungsfchreiben nichts zu erinnern, fo wirb das 
Original in der Berfammlung eröffnet, verlefen und die Geſandtſchaft als gehörig 
affrebitirt angenommen; von der ſonach erfolgten Affrevitirung wird die Anzeige 
zu dem Protofoll der Bundesverfammlung gemacht. Mit Päflen verfieht ver 
Bundestag die bei dem Bunde beglaubigten Gefandtichaften. — Das aktive Ge- 
fandtihaftsreht übt die Bundesverfammlung aus; das dafür Erforderliche (Kre- 
ditive) erläßt dieſelbe unter der Unterfchrift und Ausfertigung: „Der beutfche 
Bund und in deſſen Namen ver Faiferlich öfterreichifche präfidirende Gefandte ver 
Bundesverfammlung“, in der franzöfifchen Ueberfegung: „La Confederation Ger- 
manique et en son nom, le Ministre d’Autriche, President de la Dißte.* 
Die Bundesverfammlung erläßt ihre Noten in deutſcher Sprade und legt 
für die auswärtigen Regierungen eine Ueberfegung in lateinifcher oder franzöſiſcher 
Sprade bei. Die Berhandlung mit auswärtigen Geſandtſchaften kann ſchriftlich 
oder mündlich gejchehen; jede Mittheilung an viefelben ift ſtets das Ergebniß 
eines Beichluffes der Bundesverfammlung; bei mündlichem Berfahren werden mit 
dem Präfidenten nod einzelne Bunvesgefandte beauftragt. Die Präfivialgefandt- 
ſchaft bat’ jede Note oder Eröffnung einer auswärtigen Macht in der nächſten 
ordentlichen, rejp. einer außerorbentlihen Sigung zur Kenntniß des Bundestags 
zu bringen: ausnahmsweife ift das Präfivium ermächtigt, einem zu erbittenven 
Ausſchuſſe die erfte Mittbeilung zu machen. — Die Begründung und Konfti 
tmirung des deutfhen Bundes, wie bie Eröffnung des Bundestags ift den aus— 
wärtigen Mächten in vorgezeichneter Weife von Seiten der Bundesverfammlung 
notificirt worben 8%), 

Die höchſte ftändige Behörde des Bundes, melde den Träger ber 
Bundesgewalt, die Gefammtheit der Bundesgliever, überhaupt vertritt, ift 
der Bundestag. Das fonftige Bundesbehörvenweien, über welches daher vie 
Bundesverfammlung Autorität hat, ift einfach und erinnert am meiften an 
entſprechende Inftitutionen in den freien Städten 85). Die ftänbigen Behörten 
werben vom Bunbestage nur theilweife eingefept und zwar meiftens durch Ver— 

theilung ver Gefhäfte an Mitgliever ver Verſammlung 86), alfo durch Einfegung 





8) W. N. L; vol. überbaupt W. U. XXXVi — LI. 

85), » Jede Megierung kann das Beglaubigungsichreiben für ihre Geſandtſchaft an den deut: 
fhen Bund in der ihr eigenen Nationale oder jonft gefälligen Sprache faffen; es wird jedoch 
nebft der mit dem Original jedesmal zu überreihenden Abjchrift auch eine leberfegung, entweder in 
der deutſchen, lateinifchen oder franzöfifchen Sprache zu übergeben ſein;“ Bundesbe— 
ſchluß vom 12. Juni 1817, 111, 3. . 

8) Bundesbeichluß vom 12. Zum 1817, die auswärtigen Verhältniſſe des deutjchen Bun: 
des betreffend. 

85) Einiges erinnert auch an das Kardinalstollegium, die Kongregationen u, ſ. w. 

8) 3. ». nicht die Bundesfanzlei, die vom Bundestage beftellt und befoldet wird. 


»2Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staars-Wörterbug. IN. 5 
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und Befegung von Deputationen over Ausſchüſſen: fo die Bundes-Ereku- 
tionstommiffion 87), die Reflamationslommiffion 8), der Militäraus- 
ſchuß 89), die Kommiffion zur Beauflihtigung der Ständeverhand- 
(ungen in ven einzelnen deutſchen Staaten 9), Theil greifen aber die einzelnen 
Bundesglieder, deren Verein ja die eigentliche Gewalt hat, Quelle aller Aemter 
des Bundes ift, unmittelbar ein, indem fie die Behörden beftellen. So befteht vie 
tehnifhe Militärfommiffion anı Bundestage, melde die von ber ihr über 
georbneten Bunbesverfammlung übertragenen techniſchen Arbeiten auszuführen, 
namentlih die Aufficht Über das Bundesheerweſen und insbefonvere die Bundes: 
feftungen hat, aus ſechs Mitglievern, von denen Defterreih, Preußen, Bayern 
je eines und die Staaten, welde vie drei gemifchten Armeekorps bilden, für 
jedes derjelben Eines ernennen und die aud von den betreffenden Regierungen 
befolvet werben; fie reffortirt unmittelbar unter den Militärausfhuß des Bunbes- 
tags; unter ihr ftehen die militärischen Yofaltommiffionen. — Außer ven ftändigen 
Behörden werben durch vorübergehenden Auftrag amtliche Funktionen übertragen; 
fo fungiren die niht permanenten Ausſchüſſe der Bundesverfanmlung I), 
die der Bunvdesverfammlung untergeorbneten aufßerorbentlihen Specialtommiffio- 
nen 9), die vom Bunde bevollmäcdtigten deutſchen Regierungen 9), das Bundes- 
Ichiedsgericht, die Bunbesausträge, die außerordentlihen Gejandten Deutfchlands A), 
der Oberfeloherr des Bundes 9) u. f. w. 


— 


87) Kür 6 Monate ernannt; beſtehend aus 5 Mitgliedern und 2 Stellvertretern; bei der 
Erneuerung werden wenigftens 2 neue Mitglieder aufgenommen; zu ibrem amtlichen Wirkunge 
ei gebören alle Vollziehungsgegenſtände. Vgl. Bundesszefutionserdnung vom 3. Aug. 1820, 

rt, I und I, 

88) Drei Mal jährlich ernannt; beftchend aus 5 Mitgliedern; fie bat die Privateingaben an 
die Qundesverfammlung, foweit fie nicht bereits vom Präfldium zurücgewiefen find (als unerheb— 
. — formell unſtatthaft) zu begutachten und ec an die Bundesverfammlung zu 

erichten. 

89) Anfangs zur Ausarbeitung der Kriegsverfoifung beftellt; dann fortdauernd für die Bun 
deömilitärangelegenbeiten, u. f. w. — Im Jahr 1851 beftand er aus den Geſandten von Defter 
veich, Preußen, Bavern, Sachſen, Hannover, Württemberg, Grofberzugtbun Seffen. 

%) Durch Bundesbefchlun vom 28. Juni 1832 Art. IV vorläu peut ſechs Jahr ernamnt, 
feither fortdauernd. Ihr follen nach Bundesbeichluß vom 29. November 1832 die einzelnen Me 
gierungen durch ihre Bundistagsgefandticait von den Etändeverbandlungen Kenntniß geben, 

9,3. 8, der jedesmalige — — die Kommiſſionen zur Revifion der Bundesverfaſſung, 
wie der fogenannte politiſche Ausfhun, gebildet durh Bundesbefchluß vom 29. Februar, 
— durch Bundesbeſchluß vom 8. März 1848, dann der ebenſo genannte vom 23. Aus 
guft 1851. Der Ausichun zur Leitung von Unterbandlungen über Waffenftilftand und Frieden 
in Folge eines Bundesfriegs (Wiener Akte XLIX), der Aueſchuß für die orientaliiche Angelegen⸗ 
beit vom 24. Mai 1854, u. ſ. w. — Sie dürfen nicht permanent erklärt werden; Geſchafts— 
ordnung vom 29. April 1819, 8. 3, 

9) 3. B. die Kommiffion für das Archiv des Neichetanımernerihts zu Weplar 1821, die 
außerordentliche Gentrafunterfuhungstommiffion zu Mainz, niedergejeßt durch Yundesbejchluß vom 
20, September 1819 (beftehend aus den Bevollmächtigten von 7 deutſchen Etaaten, aufgelöft 
im Jahr 1828); die Centralkommiſſion für politiiche Unterſuchungen in Folge des Bundesbe: 
fchlufjes vom 8. Auguft 1833 (fie fungirte noch 1840); — die 17 Vertrauensmänner, welche 
durh Bundestefhluß vom 8. März 1848 berufen der Nevifionsfommilfion der Bundes: 
verfammfung gutachtlichen Rath über die Umgeſtaltung der deutjchen BVerfaffung zu geben (von 
je einer der 17 Stimmen des engeren Raths ernannt), vom 15. bis 25. April thätig waren und 
ibre Arbeit am 27. April dem Bundestag überreichten; die Konmifionen für ein gemeinfames 
Wechlelrecht, Handelsrecht u. |. w. 

9, 3. B. W. A. XX. XXXIII. 

3. B. W. A. XLIX. 

) Bundestriegsverfafjung von 1621, Abſchnitt VI $. 45- 50. Ebenſo der Generallieute— 
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Ueber vie Wirkfamteit des Bundestags hat der Bundesbeſchluß vom 1. Juli 
1824 den Schleier des Geheimnifjes gebreitet; diefer Beſchluß ift zwar durch den 
Bundesbefhluß vom 7. April 1848 förmlich aufgehoben; thatſäch lich befteht er 
aber noch fort 9), Die Protokolle der Bundesverfammlung find der deutſchen 
Nation gegenüber Manuffript! Indeſſen: littera seripta manet: der Geſchichte, 
infoweit fie von Bundesprotofollen überhaupt Notiz zu nehmen bat, werben fie 
fein Geheimniß bleiben. 


Reform des deutlichen Bundes. 


Reformator ift der nit, welcher das Beſtehende in unveränverter Ge— 
ftalt beibehalten will, oder fih auf Verbefferungen im Einzelnen beſchränkt; eben- 
ſowenig, wer einen Rehtszuftand zu entwideln verſchmäht und, feinen Umfturz 
vorausgefegt, die durch ihn geortneten Lebensverhältniſſe ohne Rückſicht auf ihn, 
als wäre er nicht vagewefen, von Neuem zu ordnen unternimmt. — Ginfaches Feft- 
halten an dem, was ift und wie es ift, kann zweckmäßig und nothwendig fein: 
in der Regel freilidy zeugt der Konfervatisnus in diefem Sinn von geringen 
Seiftesgermögen, von Unprobuftivität und arger Trägheit, namentlich von mau— 
er Einfiht in das Wefen des Rechts, das als ein Werk ver Gefchichte ihrem 

ebensgefe der Wandlung unterliegt. Häufig, und bei voller Gefundheit im Großen 
und Ganzen ftets, genügt Hebung einzelner Uebelftände: allerdings nicht minder 
häufig, und da immer, wo bie Berhältniffe durch und durch frankhaft find, wird 
mittelft folden gemäßigten Fortihritts nur abgetragenem Gewand ein neuer Lap— 
pen angeflidt oder gar in alte Schläuche junger Wein gefüllt. Unter Umftänden 
aber ift die Gewalt der Verhältniffe, denen das Recht Form zu geben hat, fo un- 
bändig, das Leben fo von Grund aus ein andres und neues geworben, daß bie 
beftehenven rechtlihen Ordnungen wie reife Hilfen allenthalben auffpringen , daß 
die vorhandenen und bisher gültigen Normen wie ein ausgewachjenes Kleid nir- 
gend paffen wollen, daß überall ftolz entwidelte Gliedmaßen in unverhüllter Blöße 
preisgegeben erfcheinen : dann wird es fraglich fein, ob das Net, deſſen Umge— 
ftaltung unabbeweisiih noth thut, einer Umgeftaltung fähig oder ob es als ab- 
ſolut entwidlungsunfähig auszurotten, ob alſo die ſchwere Arbeit der Rechts- 
bildung, wie wenn noch nichts dafür gefhehen wäre, erft anzufangen ift. Nur im 
erften glücklicheren Fall ift Reform denkbar, dann aber aud geboten: dann liegt 
bie Beibehaltung des unveränderten Beitandes außer dem Bereich des Möglichen, 
dann ift die Aenderung von Einzelheiten eine Thorheit, die wegmwerfende Igno— 
rirung der hundert- oder taufenbjährigen Vorarbeit, tie Ueberhebung über das 
Zuſammenwirken der Geifter der ganzen Vergangenheit und das Streben, Alles 
erft von heute zu batiren, ein Frevel. Dagegen mo wirflih das, was beftand, 
ganz und gar werth ift zu Grunde zu gehen, wo nicht der leifefte Antnüpfungs- 
punft fortfchreitender Entwidlung, wo nichts zu entfalten, wo die Bafis felbft 


nant des Bundes, die Führer von ſolchen Theilen des deutfchen Kriegsheers, welche nach 
8. 46 cit. ausnabmöweije die Bundesverfammlung zu ernennen bat, die ſämmtlichen Offie 
ciere des Hauptquartiers, welche der Feldberr in Eid und Pflicht des Bundes zu nehmen bat. 
%, Bol. 5. A. Zaharii’s Vorwort zur 2. Auflage feines deutichen Staats: und Buns 
desrechts. 
5* 
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morſch ift, va wird die Ummwälzung des gefammten Aders zur gefchichtlihen Noth- 
wenbigfeit, vollzieht fih unaufhaltfam und ver Pflug, von Gottes Hand regiert, 
zerwühlt das Ervreih, damit die Ausfaat neue Ernte zu zeitigen vermag. 

Die Sache der Reform iſt die gefährbetfte. Gemeinhin wird das Bedürfniß 
verfelben in Abrede geftellt oder, wenn es nicht mehr verleugnet werben fann, durch 
einzelne Zugeftänpniffe zu ftillen verfucht, bis die Sehnſucht nad einer burchgrei- 
fenden Aenderung des Nechtsbeftandes zur Leidenfchaft geworben ift, melde nicht 
Umgeftaltung, fondern Zerftörung des geltenden Rechts forbert und erftrebt. Wie 
viel damit verloren ift, wenn das Beſtehende, was ein durch und durch Andres 
werben fol, ftatt fi zu verändern, vernichtet wird und der neu zu fchaffenden 
Ordnung der Dinge nicht einmal zur Grundlage dient, wie dadurch die neue 
Schöpfung den Charakter des Willfürlihen und Ephemeren erhält, das erfennt der 

unbefangene Blid defjen, welcher nicht verfennt, daß die Nation ein Weſen ift 
wie der einzelne Menſch, eben ein Gemeinwefen, weldes nicht jeven Tag neu 
entfteht, fondern ein ununterbrochenes Dafein führt, deſſen rechtliche Geftaltung 
daher nicht ohne Abbruch von Kraft und Dauerhaftigfeit und Angemeſſenheit wie- 
verholentlih ab ovo anfangen darf, fondern bei den gewaltigften Veränderungen, 
wo bie fortjchreitende Entwidlung des Volksthums fie nothwendig macht, in le— 
bendigem Zufammenhang mit feiner eigenen Bergangenheit zu verharren hat. Ein 
Recht von heute ohne die Grundlage des Rechts von geftern ift ſchwerlich aud 
nur die Bafis eines Rechts für morgen; ein Volk aber, deſſen Organifation fo 
ſchwankend und haltlos ift, hat gleichſam feinen Körper, kein wahres Leben, feine 
Geſchichte und keine Zufunft ; entweder es gewinnt endlich fefte Geftalt over es 
geht aus mangelnder Lebensfähigfeit zu Grunde. 

I. Die Stifter des deutſchen Bundes waren bei aller erklärten Feindſchaft gegen 
die Revolution recht eigentlihe Söhne der Revolution. Beftehendes achteten fie, 
foweit fie ih Nuten davon verfpraden ; aber ven Beftand deutſchen Rechts als 
folden mißachteten fie unleugbar. Sie datirten die vaterländifche Geſchichte vom 
Parifer Frieden und Wiener Kongreß; fie verſuchten eine Schöpfung aus dem Nichts. 
Und fo gerecht wird der Hiftorifer fein müffen, anzuerfennen, daß in diefem Yalle 
faum eine andre Wahl blieb (vgl. „Geſchichte des deutſchen Bundes“): die deutfche 
Revolution von 1806 hatte die Reichsverfaffung zertrümmert und eine befon- 
ders tiefe Pietät für Recht und Geſetz, vie dem Gefchledht von damals, Fürften und 
Völkern, völlig fremd war, würde dazu gehört haben, dieſen Schutthaufen zu einer 
Grundlage der neuen Rechtsordnung Deutfchlands auszubauen und das Reich zu 
reformiren , ftatt den Bund gleihfam zu erfinden. Was aber 1815 gefünbigt ift 
gegen das zufammenhängende Dafein deutſcher Nationalität, das hat vie Wifjen- 
haft zu fühnen ; die deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte wird aud den Bund 
als ein Produkt der Entwidlung des Reiches, aljo Deutſchland als das unter wandel- 
baren wechjelnden Formen Eine und Daffelbe darthun. Sie wird (denn bisher ift 
wenig dafür geſchehen) damit dem Vaterland einen namhaften Dienft erweifen und in 
der folge darin die Kraft des Geiftes bewähren, ver das Leben auch in feinen 
größeften Machtäußerungen zu Ienfen und Widerftrebendes zu bewältigen vermag. 
Ehe jedoch dieſe Geiftesarbeit vollbracht iſt, ehe fedann ihre beveutfamen Ergeb» 
niffe in das Gefammtbewußtfein des deutſchen Volfes übergegangen find, haftet 
der Rechtsordnung des Bundes der Charakter des Ephemeren an, ven ihm bie, 
Weife feines Urfprungs aufprüdt. Es ift bis dahin ſcheinbar Willfür, daß er fo 
und nicht anders befhaffen, ja daß er überhaupt if. Was liegt da näher als 
die Ausfiht und, im Gefühl ver Mangelhaftigkeit des Beſtehenden, der Wunfch, 
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daß er vergehe, wie er entftand ? was liegt da ferner, als das Bemühen, bie 
Bundesverfaffung zum Ausgangspunkt der Entwidlung zu nehmen, fie als bie 
Grundlage einer befjern Ordnung der Dinge anzuerfennen, — was liegt ferner, 
als ver Gedanke der Reform des Bundes?! Und doch, eine Reftauration 
deſſen, was vor dem Bunde beftand, ift nicht nur unftatthaft wie jede Reftaura- 
tion, nicht nur unausführbarer als 1815, jondern gerabeswegs willfürlich; denn 
die Reihsverfaffung ift gewefen, ift todt und ift dem deutſchen Vollsthum ber 
Gegenwart fremder, als irgend eine Rechtsordnung einer andern Nation heutigen 
Tages. Wiederum aber von vorn anfangend mit dem Aufbau öffentlichen Rechts, 
würden die Deutſchen abermals ein Ephemeres herftellen, das noch geringere Gewähr 
der Dauer in ſich trüge. Wehe dem Baterlande, wenn der deutfche Bund als 
Grundlage aufgegeben wird ober gar wenn es dahin kommt, daß ber faft fünfzig- 
führige Rechtsbeftand nicht mehr fortentwidelt werden Tann und folglih aud 
als Bafis des Neuen aufgegeben werden muß. 

Der deutſche Bund ift gleih von feinen Stiftern als ein unvollfomme- 
ner erklärt, nur „beſſer als feiner“, bejfer als Formlofigkeit und Anarchie 
Die Bundesverfammlung, der feine Ausbildung anvertraut war, leiftete dafür fo- 
viel wie nichts. Die Bundesakte enthält erflärtermaßen bloße Grundzüge; die 
Wiener Schlußalte vervollftändigt diefelbe zwar einigermaßen, aber durchaus nicht 
im Geifte der Stiftung, überhaupt nach feinem feften Princip, fondern in einer 
widerſpruchsvollen Weife, in Gemäßheit worübergehenver, von Vorurtheilen befan- 
gener Zeitrihtungen. (Bgl. „Geſchichte des deutfhen Bundes“). Der Bund wurde 
zu einem Berein der Regierenden, ver vorwiegend deren gemeinfamen ſchein— 
baren Intereifen gegen die Regierten diente; er entfprah nur mangelhaft dem 
Weſen eines wahrhaft nationalen Verbandes. Eine Umgeftaltung ſchien die ein- 
fahe Rüdfiht auf die Eriftenz Deutjhlands zu erheifhen. Was Preußen feit 
1840 anzubahnen verſuchte, waren einzelne, wenn aud wichtige Verbefferungen ; 
felbft dieſe Beftrebungen jcheiterten an Defterreih® Bemühen, pas Beftehende un: 
verändert zu erhalten. Aber das Gefühl der Nothwendigkeit einer durchgreifenden 
Aenderung wuchs zu einer Macht im deutschen Leben an, ver ſich endlich fämmt- 
lihe Regierungen beugten und die aud das Organ der Gefanmtheit in verfaf- 
fungsmäßiger feierliher Form anerkannte. Nicht Eine deutſche Regierung verleugnete 
die Forderung totaler Umgeftaltung der deutfchen Verfaffung. Der Bundesbeſchluß 
vom 8. März 1848 erklärte eine Revifion ver Bundesverfaffung auf wahr: 
haft ai rap und nationaler Örundlage für nothwendig, erhob 
alfo zum Geſetz über Fürſten und Völker Deutfchlands, daß die Reform des 
Bundes ein unabweisbares Bedürfniß fei. 

II. Das Grundübel der Reichsverfaſſung ift in vie Bundesverfaffung über- 
gegangen. Diefe ift zwar nicht vermifcht mit ausländifhem Weſen und kirchlichen 
Elementen, woburd jene zu einer dem Volke räthjelhaften Erfcheinung geworben; 
fie ift nicht „heilig-römiſch“, nicht „römiſch-deutſch“, fondern rein deutſch, rein 
weltlid und wahrhaft modern. Aber jene durfte und diefe darf nur in vermittelter 
künftliher Weife als Organifation des deutfchen Volkes gelten. Im Reiche waren 
die Deutſchen aus allem unmittelbaren Rechtsverhältniß zum deutſchen Gemein- 
wefen getreten, veihsmittelbar geworben bis auf eine geringe Minderheit. Darin 
lag die Haupturfache des Verfalls. Denn ein Theil diefer Minderheit, auf ver allein 
die Einheit und ftaatlide Ordnung des Ganzen berubte, fand ihren Bortheil in ver 
Zerftörung derſelben; und dic Uebrigen, zu ſchwach um Widerftand zu leiften, wurben 
"unterbrüdt, wurden Unterthanen ihrer mächtigeren Genoffen, Die Reihsverfaffung, 
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welche zu Grunde ging, ift aber fo dem deutſchen Bolfe nur mittelbar ver- 
loren gegangen : dasjenige, worin alles NRechtsleben ver Deutſchen beftand , die 
einzelnen Territorien, blieben entweder unangetaftet nnd gewannen durd die Auf: 
löfung der vaterlänbifchen Einheit an Hoheit und Macht oder wurden Theile an- 
derer größerer Lande, deren Kraft fie mehren halfen und die ven Unterthanen 
einen weiteren Spielraum und eine wirffamere Vertretung ihrer wenigftens mate- 
riellen Intereffen boten — Diefelbe Unwahrheit der öffentlich-rechtlichen Berhättniffe 
findet fi in der Bunbesverfaffung wieder. Die einzelnen Deutſchen ftehen im einer 
lediglich durch ihre Fürften und Obrigkeiten vermittelten Beziehung zum vater- 
ländifhen Gemeinweſen; ja mit einigem Schein fann eine folde durchaus in Ab— 
rede geftellt werben. Der Partikularismus ift der ausſchließliche Träger ver na— 
tionalen Einheit. 

Zwei Fragen, fo nahe fie fich berühren, find namentlih in Anwendung auf 
die deutſchen Zuftände ſtreng auseinander zu halten: bie Frage nad ber Theile 
nahme ver Unterthanen an dev Ausübung der öffentlihen Gewalt, d. h. die Frage 
nah ven fonftitutionellen Rechten ver Völter — umd die andre Frage nad dem 
Berhältniß der Nation zur höchſten Gewalt überhaupt, d. h. die Frage, inwiefern 
ein Bolt zur Gefammtheit in georbneter rechtlicher Beziehung fteht. Eine Nation 
ohne konftitutionelle Rechte ift ein ummünbiges Volf, aber ein Volk; dagegen Tine 
folde, deren Berfafjung fie von jedem unmittelbaren Berhältniß zur oberften Ge— 
walt ausſchließt, fie mediatiſirt, entbehrt der rechtlihen Form ihres Dafeins als 
Ganzes, ift nad ihrem eigenen öffentlichen Recht ohne Vaterland und feine Na— 
tion. Politifche Unmünbdigfeit mag einem politifh reifen Bolfsgeift unerträglich und 
als ein Abbruch nationaler Ehre erfcheinen ; aber ein öffentliches Recht, das dem 
Volke im Ganzen die Eriftenz abſpricht, e8 zum politifchen Tode verurtheilt , ift 
nichts Andres als ein Öffentliches Unrecht : entweder ftirbt die Nation in ver That 
und löſt fih in Atome auf, oder fie bethätigt ihre Lebenskraft dadurch daß fie 
jenem unnatirlihen Zuftand ein Ende macht und ihrem Vaterland eine Geftalt 
giebt, vermöge deren — ganz abgefehen von Eonftitutioneller Freiheit — das Ge— 
meinwefen eben ihr Gemeinwefen ift und feine Rechtsordnung die unmittelbare 
Beziehung der Einzelnen zur Geſammtheit herftellt. 

Für ein Bolf in diefer Lage hat dann die Frage der Eonftitutionellen Rechte 
ein bei Weitem höheres Intereffe, als für jene, deren politifches Dafein gefichert 
ift und nur eine der Manneswärbe ver Regierten angemeffene Ausbildung ber 
ftaatlihen Formen wünfchenswerth oder nöthig macht. Für die Deutfchen ift vie 
Theilnahme an der Ausübung der öffentlihen Gewalt über ganz Deutfchland nicht 
nur eine Sache der Freiheit, fondern eine Eriftenzfrage. Sie würde aufhören eine 
folde zu fein und einen lediglich freiheitlihen Charakter annehmen, wenn bie 
deutſche Monardie, welche von den Fürften erft zur Wefenlofigkeit herabgefett 
und dann abgeſchafft ift, wieverhergeftellt und eine Wahrheit würde; benn die 
Einherrſchaft, welche überhaupt Bolt und Land in braftifcher Weife perfonificirt, 
bat für eine Nation, deren Dafein in Frage fteht, ebenfalls eine ganz andre Be- 
deutung, als für Bölter, in berem einheitlich nationalem Leben es fi dabei nur 
um dieſe oder jene Staatsform handelt. Ohne ein beutfches Königthum ift aber 
Einräumung konftitutioneller Rechte an die Nation, ift Herftellung einer Vertre— 
tung des deutſchen Volks ald Trägerin folder Rechte, völlig abgefehen von ihrem 
Werthe für die Freiheit, das Mittel zur Begründung eines unmittelbaren 
Rehtsverhältniffes der deutfhen Untertbanen zum Bunde, der Weg 
politifher Lebensrettung des Baierlandes, 
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So will ter Ruf verftanden fein, der Schon zur Aufrechthaltung der Reichs— 
verfaffung dem Reichötage von Regensburg als einem deutfchen Herrenhaufe ein 
Haus der Gemeinen zur Seite zu ftellen, der jpäter dem Fürftenrath des deutfchen 
Bundes, wie felbft officiell die Bundesverfammlung genannt ift!), ein Unterhaus 
des deutſchen Volls beizugefellen verlangte, der in den Entwürfen eines Stein, 
eines Pleſſen auftaucht, der dann in frommen Wünſchen der Patrioten 2), in An- 
trägen deutſcher Abgeorbneten 3) wiederballt, ver, vor den Stürmen ber leßten 
frangöjifchen Revolution zuerft in Baden 4) erhoben, in Nord, Süd, Weft und 
Dft des Baterlandes immer lauter wurde, in ben die fämmtlichen Fürften 5) 
Deutihlante und auch der Bundestag mit offiziellen Beſchlüſſen einftimmten und 
der noch zulegt in dem unverbrofjenen Bekenntniß eines greifen deutſchen Königs 6) 
fein Echo gefunden hat. Das bebeutet die Forderung einer deutſchen National— 
verfammlung. Sie fteht im fchroffen Gegenfage ſowohl zu dem ftabilen Feſt— 
halten des umveränderten Beftands der Bundesverfaflung, wie zu dem Beftreben, 
durch Beflerungen einzelner Mängel dem kranken öffentlihen Recht Heilung zu 
bringen, wie aud zu einer die Bundesordnung und unfere ganze Geſchichte feit 
1806 verleugnenden Ummwälzung : fie ijt der Kern der Reform des beutfchen 
Bundes 7). 

IH. Sie ging im Jahr 1848 vorübergehend in Erfüllung. Am 30. März 
forderte die Bundesverfammlung die Bundesregierungen auf, fofort die Stände- 
fanımern zu Wahlen von Nationalvertretern zu veranlaffen, um „zwifchen ben 
Regierungen und dem Volke das deutiche Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen‘ ; 
für je 70,000 Seelen follte Ein Abgeoroneter eintreten. Am 7. April mobificirte 
der Dunbestag feinen Beihluß dahin, daß nicht die Stänvdeverfammlungen wählen 
follten, fonvern die Nation als folhe, um deren Vertretung es fi) hanvelte, 
daß ferner auf 50,000 Seelen Ein Abgeordneter käme; dabei wurde bie zu 
erwartende Nationalverfammlung ausprüdiih als eine „konſtituirende“ 
bezeihnet und die freie Zuftimmung des deutfhen Volkes als 
wejentlih erforderlih zur Feftftellung einer neuen Berfaffung 
des deutſchen Bundes proflamirt. Die Regierungen insgefanmt vollzogen 
dieſen Bundesbefhluß und orbneten Wahlen an, wobei feine Wählerfchaft auf bie 
Angehörigen ihres befondern Staates bejhränkt, fondern jeden volljährigen Deut: 
fhen zu wählen befugt war; Preußen ſandte aud für vie mittlerweile in den 
Bund aufgenommenen Lanvestheile, Oft: und Weftpreufen und Deutjchpofen 
(vd. h. die Provinz Pofen mit Ausnahme des durch königlichen Erlaß vom 26. 
April neugebilvdeten polnifhen Herzogthuns Gneſen), die vom Bunde anerkannte 


1) Präfidialvertrag in der Zigung des Yundestags vom 16. Auguſt 1824. (Pb. A. G. von 
Meder, Staatsaften für Geſchichte und öffentliches Necht des deutfchen Bundes, Theil I1., Frank: 
furt a. M. 1833, ©, 255.) 

2) K. Ib. Welder, Paul Pfizer u. A., vgl. auch Deutiche Zeitung, November 1847: 
»Ein Deutiches Unterhaus ?« I und 1. 

9) Welder vor Allen. 

%) Baſſermann's Antrag in der zweiten Kammer vom 12. Xebruar 1848, 

5) Dal. das Tagebuch von 1848 im Gothaer genealogifhen Kalender von 1849. 

6) Schreiben des Könige von Württemberg an den öfterreichifchen Premier Fürften Schwar⸗ 
zenberg vom 18. Januar 1851. 

7) »Als Deutjcher umd als Negent meines Landes kann ich nach Gewiſſen und Ueberzeu— 
gung eine Bundeärevifion nicht als eine zeitgemäße, geniigende und definitive erkennen, welche 
den gerechten Anfprüchen der Nation auf eine Selbfttheilnahme an ihren großen politifdhen Ge: 
ihicten nicht die gebührende Rechnung trägt.« So fchreibt der König von Württemberg. 
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proviforifche Regierung der Herzogthümer Schleswig-Holftein im Namen ihres 
Herzogs, deſſen Wille als ein durch die dänische Revolution gebundener unfreier 
erachtet worben, auch für Schleswig Abgeorbnete in das Parlament 8). Als dieſes 
am 18. Mai zufammentrat, hieß die Bundesverfammlung diefes Organ deutſcher 
Bolfseinheit hoch willlommen: „Die Macht außerorbentlicher Begebenheiten bat 
eine Berfammlung biehergeführt, wie unfere Gefchichte fie noch niemals ſah. Im 
feinen Grundveften hat das alte politifche Leben gebebt und von dem Jubel umd 
Vertrauen des ganzen Volkes begrüßt, erhebt fi eine neue Größe, das deut— 
{he Parlament. Die deutfhen Regierungen und ihr gemeinfames Organ, bie 
Bundesverfammlung, mit dem deutſchen Bolt in der gleichen Liebe für unfer 
großes Vaterland vereint und aufrichtig huldigend dem neuen Geifte der Zeit, 
reihen den Nationalvertretern die Hand zum Willtomm und wünfdhen ihnen 
Heil und Segen.“ 

Die Berufung, Wahl und Eröffnung des deutſchen Parlaments ift und 
bleibt ein epochemachendes Ereigniß in der Geſchichte. Wir dürfen dabei völlig 
abfehen von der politifhen Aufgabe, welche dieſer Verfammlung geftellt war, von 
der Art und Weife wie fie viefelbe zu Löfen verfuchte — auch davon, daß fie 
ſcheinbar fpurlos untergegangen ift. Das bloße Dafein einer deutſchen National- 
verfammlung, ja ihr vworübergehendes Dafein ift von unermeßliher Bedeutung. 
Es ift damit für alle Zeiten und Angefichts der Welt dofumentirt, daß die Deut- 
fhen nicht nur Unterthanen von einigen dreißig europätfhen Staaten find, deren 
Regierungen einen völkerrechtlichen Berein miteinander gefchloffen haben, fondern 
eine Nation ausmachen. Das ift die neue Größe, der die Regierungen und 
ihr Organ, der Bundestag, die Hand zum Willlomm boten, die deutſche 
Nation Öffentlih anerkannt als ein lebendiges Ganzes, als ein Wejen, 
welches einen Willen bethätigt, fobald es ein Organ feines Wollens und Han- 
delns erlangt, wie vorübergehend damals. Nichts weiter folgt daraus und 
nichts weiter ift bleibend, als daß es ein deutſches Volk giebt und daß bie 
im Bunde vereinigten Staaten aljo die Staaten Einer großen Nation find. Aber 
dies Eine ift in der That ein Bleibendes und hiefür ift vie deutfhe National- 
verfammlung das Denkmal — were perennius. freilich ift es an ſich nicht nen, 
vielmehr uralt; aber e8 hat fid) als lebendig und unverjährbar zu bewähren; und 
fo bewährte ſich unfer Dafein als Nation erft in Kampf und Sieg der Befreiung 
von ber Fremdherrfhaft, dann neuerdings unzmweideutig, wie man aud fonft 
— urtheilen mag, durch die bloße Exiſtenz der Verſammlung in der Pauls- 
kirche. 

Die politifhe Stellung dieſer Repräfentation des deutſchen Volks konnte die 
verjchiebenartigfte fein, ohne daß dem Grundgedanken Abbruch geſchah. Geſtand 
man ihr nur berathende Stimme und etwa für ganz beftimmte Gegenftände zu, 
fo mochte ſolche beſchränkte Vollmacht der fittlihen Würde unferer Nation wenig 
entſprechen; doch aud) dann war die „neue Größe" vorhanden — das deutjche Bolt 
lebte vor Aller Augen und ftellte fih dar als das Subjeft jener obſchon geringen 
politifchen Rechte, Aber ihre Stellung, was (mie nicht ftarf genug betont werben 
fann) das Weſen der Sache nicht berührt, war eine herborragendere. Sie follte 
eine fonftituirende Berjammlung fein; fie follte zwifchen den Regierungen 
und dem deutſchen Bolfe das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande bringen. Als 
Organ der Regierungen beftand der Bundestag; das Organ des Volles war fie 


8) S. oben „Geichichte des deutfchen Bundes“, 
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ſelbſt. In Bezug auf das Werk der Berfaffungsbildung alfo hatte der rechts— 
erzeugende Wille Deutfchlands zwei Faktoren gewonnen: die Bundesver- 
fammlung und die Nationalverfammlung. Und zwar war der legteren 
die Initiative in die Hand gelegt. Wie aus dem Nationalbewußtfein alles Recht 
eines Bolfes, auch jein öffentliches Recht entfteht, fo follte aus dieſen Tiefen 
deutſchen Bolfsgeiftes, deſſen Dffenbarungen Regierte wie Regierende vernehmen 
können 9), die Vertretung der Regierten das neue Staattreht des PVaterlandes 
ſchöpfen, das Werk deutſcher Berfafjung zu Stande bringen. So groß gedacht 
alfo die Stellung des Parlaments erjcheint, fo haftet ihr doch von vornherein der 
Mangel an, daß diefe Berfammlung nur eine konftituirende war, d. h. daß fie 
nit den Charakter einer bleibenden Inftitution des Bundesrehts, fondern bie 
ihrer Natur nad vorübergehende Beftimmung hatte, Inftitutionen zu fchaffen. 
An fich betrachtet könnte eine folhe Berfammlung einen Rechtsbeſtand herbeiführen, 
worin es an jeder Vertretung des Volkes fehlt. Im viefer Beziehung würde bie 
jofortige Gründung einer Nationalrepräfentation mit den bejcheidenften Befug— 
nifjen dem Bolfe mehr gewährt haben, als die einmalige Berufung einer Ber- 
fammlung mit ver Vollmacht, künftig geltendes Recht zu ſetzen. 

IV. Diefen Mangel empfand das Parlament; wenn auch deſſen Verhand— 
ungen fein wörtliches Zeugniß davon enthalten, fo bietet feine Handlungsweiſe 
dafür den Beleg: laut redet die Sprache weltbefannter Thatfachen. Die National: 
verfammlung fuchte fofort einen Boden in der lebendigen Gegenwart zu gewinnen, 
unbeſchadet ihrer Miſſion für die Zukunft. Sie ſchuf zwar fein Parlamentsheer, 
um ihren Beſchlüſſen Nachdruck zu geben; aber fie veränderte fogleih das Bun— 
desreht, aus welhem fie hervorgegangen war, Sie gab am 28. Juni 1848 ein 
Geſetz, errichtete darin eine proviforifhe Gentralgewalt, die aufzuhören 
habe mit der Bollendung des Berfaffungswerts 10), für welches diefelbe nicht kom— 
petent fein jolle 14), und mit deren Cintritt der Bundestag ein Ende nehme 12). 
Die Eentralgewalt follte demnach proviforifch einem Reichsverweſer zuftehen, ver, 
für jeine Regierungshandlungen jelbft unverantwortlich, diefelben vollzöge durch ein 
der Nationalverfammlung verantwortliches Reihsminifterium, deſſen Ernennung 
ihm zuftünde; ſoviel thunlich hätte er ſich mit Bevollmächtigten ver Einzelſtaaten 
ins Einvernehmen zu fegen. Das Geſetz bezeichnet Deutichland wiederum als das 
Reid und zwar ausdrücklich als Bundesſtaat 13) Jetzt war das Parlament 
die Reihsverfammlung; feiner Aufgabe des Konftituirens für die Zukunft 
nicht uneingevent, nahm es fortan überdies einen Platz ein in dem von ihm be= 
gründeten öffentlichen Recht der Gegenwart. — Am 29. Juni wählte die National 
verfammlung den Erzherzog Johann von Defterreih zum Reichsverweſer. 
Nicht weil er ein Sproß des Erzhaufes, in welchem die ehemalige Wahlfrone 
heimiſch geworben, nicht weil er des legten römischen Kaiſers Bruders, Sohn des 


— 


9) Diejem Gedanken gab den nicht unzweideutigen Ausdruf „Nationalfouveränetät” Heinrich 
von Gagern am 20. März 1848, 

10, Geſetz vom 28. Juni 1848 $. 15: „Sobald das BVerfaffungswerf für Deutfchland voll: 
endet und in Ausführung gebracht ift, hört die Thätigkeit der provitorifchen Gentralgewalt auf.“ 

1, Ebenda $. 3: „Die Errichtung des Verfaſſungswerks bleibt von der Wirkjamfeit der 
Gentralgewalt ausgefchloffen.” 

12) Ebenda $. 13: „Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der proviſoriſchen Gentralgewalt 
hört das Beſtehen des Bundestags auf.“ 

13) Ebenda $. 2, a. 
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vorlegten Reichsoberhaupts und Joſephs II. Neffe, wenn auch im Grunde nicht 
„obgleich“ er ein Fürft, fondern weil er als Fürſt fich einer Popularität erfreute, 
die aus ſchwer erflärbaren Urſachen, gleihfam aus einer räthjelhaften Laune des 
Bolksgeiftes ſich gebildet hatte, wie anderjeits oft Unbeliebtheit entfteht, und bie 
immer der bunten Seifenblafe ähnlich fieht, welche, fo lange ihr die Sonne Glanz 
und Farben leiht, dem Auge wohlthut, bis fie dann zerplakt. 

Am Tage der Wahl beglückwünſchte ver Bundestag in officiellem Schreiben 
den Erzherzog und erklärte fich für früher bereits ermächtigt, feine Wahl Namens 
ber Regierungen zu genehmigen. Johann, obwohl er mittlerweile von feinem nad) 
Tyrol geflüchteten Souverän aud zum öſterreichiſchen Reichsverwefer ernannt wor: 
den, nahm am 5. Juli die „hohe Würde eines Negenten von Deutſchland“ an mit 
ausprüdlier Berufung auf die Zuftimmung der Regierungen, — an bemfelben 
Tage, an welhem 1792 vie legte kaiſerliche Wahlkapitulation bejhworen war, vie 
Franz II. fpäter zu halten fich nicht ftark genug fühlte. Am 11. Juli hielt ver 
Erzherzog feinen feierlichen Einzug in der alten Stadt der Kaiferwahl; am 12. 
verpflichtete er fi in der Paulskirche, vor einem Thronfefjel ftehend, der National- 
verfammlung und der Nation auf das Geſetz des Parlaments und nahm gleich 
darauf im Haufe Thurn und Taris die förmliche Abdankung der aufgehebenen 
Bundesverfammlung entgegen, weiche ihre Aufgabe für beendigt anzufehen er- 
flärte. Wenn ihm dieſe dabei Namens ver Regierungen die Ausübung ver 
Bundesgewalt übertrug, fo übertrug fie ihm Alles, was ihr jemals zugeftanden 
hatte; denn fie war (und neuerdings ift fie) das verfaffungsmäßige Organ z ur 
Ausübung der Hoheitsrechte, deren Subjeft die Geſammtheit der fouveränen 
Hürften und freien Städte Deutjchlands ift. (Vgl. „Bundesverfammlung“ und 
„Verfaſſung des dt. Bundes“.) Alle Regierungen ohne Ausnahme erfannten die 
Umgeftaltung des Bundesrechts, welhe von der Nationalverfammlung unternom- 
men und eingeführt worben, durch Ernennung von Bevollmächtigten bei ber 
proviforifchen Gentralgewalt, wohl aud in befondern officielleu Erklärungen aus- 
drücklich an. Wenn Preußen in einer ſolchen das Verfahren des Parlaments miß— 
billigte und einen Vorbehalt zu Gunften der Regierungen für die Zufunft erhob, 
ſo weigerte es ſich doch teineswegs, und ebenfowenig für die Dauer Hannover, 
der Anerkennung der neuen Ordnung der Dinge. Mit diefer allgemeinen Aner- 
fennung von Seiten derer, welche bisher in ihrer Bereinigung Träger der Gen: 
tralgewalt gewefen, hatte jene Ordnung aber volle Rechtskraft beſchritten; die alte 
Verfaffung war erlofchen und von felbft ergaben fi daraus wichtige Folgerungen 
für den nunmehrigen Rechtszuftand des deutſchen Bundes. 

Deutſchland war aus einer zufammengefegten Monarchie im Wege der Re- 
volution und zahlreicher zuletzt fiegreicher Kriege gegen das Ausland ein Staaten- 
bund geworden, ver, fo mangelhaft er auch namentlich im diefer Hinficht geformt 
war, den Charakter eines nationalen Berbandes nit verleugnen konnte. Die 
Reform defjelben ging von demfelben Hauptgefihtspunft aus, wie vormals die 
Reform des norbamerifanifhen und gleichzeitig die des ſchweizeriſchen Staaten- 
bundes; fie erftrebte deſſen Umgeftaltung in einen Bundesſtaat. Am unzwei- 
veutigften hatte viefen gemeinfamen Zwed des deutſchen Volks und der deutſchen 
DObrigkeiten der König von Preußen in feinem Patent vom Morgen des 18. März 
ausgefproden, das von dem Prinzen von Preußen und unter den Miniftern von 
dem erften Rechtsgelehrten Deutfchlands gegengezeihnet ift. Die Berufung einer 
fonftituirenden Nationalverfammlung hatte den Staatenbund keineswegs bereits in 
einen Bundesftaat umgewandelt. Dazu that das Gejeg vom 28. Juni 1848 den 
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erften Schritt. Aber es anticipirte nur gewiffermaßen den Bundesſtaat, ohne 
die Umgeftaltung felbft vollziehen zu können. 

Der Reichsverweſer war nit Souverän von Deutfchland, wie ehemals 
unfer Kaifer; ſondern, obwohl unverantwortlih, hatte er, wie der Präfivent 
einer Republif, nur die Ausübung ber Gentralgewalt. Diefe war ihrem Inhalte 
nach nicht volle Staatsgewalt, vielmehr noch befchränfter als die bisherige Bundes— 
gewalt, da jede fonftituirende Befugniß davon getrennt worden. Das eigentliche 
Subjett diefer Gewalt waren die Fürften und Städte in ihrer Gefammtheit; 
aber tiefe Gefammtheit hatte fein anderes Organ ald den Reichsverwefer, der 
Niemand verantivortlih war. Und er übte fie durch Minifter, auf deren Ernen- 
nung bie Regierungen feinen Einfluß hatten, und mit formlofer Berüdfichtigung 
von Bevollmädtigten der Staaten, welche doch nur die einzelnen Bunbes- 
glieder vertraten. Aus legteren einen „Staatenrath“ zu bilden, was Rudolf von 
Auerswald als preußifher Minifterpräfivent anregte, hätte den eigentlichen Zwed, 
der Gejammtheit ver Staaten ein Organ zu geben, ſchwerlich erfüllt, fo wohl— 
thätig es auch fonft hätte wirken mögen, d. 5. vorausgefeßt den Einklang unter 
den Regierungen, der durchaus nicht vorhanden war, 

Was den Uebergang zum Bundesſtaat in dem neuen öffentlichen Rechte 
Deutfchlands ausmachte, lag in der Stellung der Nationalverfammlung. Wie ge- 
fagt, nicht in ihrer konſtituirenden Eigenfchaft, obwohl aud dieſe eine andere 
geworden war, feitdem der Vertretung des deutſchen Volks nur die einzelnen 
Regierungen, jeder Drganifation als Geſammtheit entrathend, und eine von dem 
Berfaſſungswerk ausgejchlofjene Eentralgewalt gegenüberftanden. Aber alle übrigen 
Attribute der Gewalt des deutichen Staatenbunvdes waren an die Wirkfamteit eines 
Reiheminifteriums gebunden, welches der Nationalverjanmlung verantwortlid war, 
So lange der höchſten Gewalt im deutſchen Bunbe der Charakter ver Staatsge- 
walt fehlte, war der Bund fein Bundesftaat; aber fobald die Ausübung derfelben 
von ven Bundesgliedern unabhängig, dagegen an die Mitwirkung einer einheit- 
lihen Nationalrepräfentation gebunden war, hatte der, Staatenbund aufgehört, in 
feinem Innern ein völferrechtlicher Verein zu fein, und war ein nationales Ge— 
meinmwejen geworben, welches wiſſenſchaftlich gar nicht anders zu begreifen ift als 
unter dem Geſichtspunkt eines Uebergangszuftandes vom Staatenbund zum Bun— 
vesftaat. Und fo follte es aud fein. Dem zum Staatenbunve geloderten deutſchen 
Reih, das rechtlich niemals aufgehört bat, weil die Nation nicht mittlerweile 
vernichtet worden, follte das proviforiiche Staatsreht vom 28. Juni 1848 die 
Brüde bauen zu einem georbneten deutſchen Staatswefen auf der Grundlage des 
rechtmäßigen Fortbeſtandes ver deutſchen jouveränen Staaten, d. b. alfo zu ber 
Rechtsordnung eines deutſchen Bundesſtaats: dieſe Brüde jollte dann abgebrochen 
werben, wann die Nationalverfammlung, weldhe mittlerweile daneben als Reichs— 
verfammlung fungirte, zwiſchen den Regierungen, vie jegt ifolirt daftanden, und 
vem Bolfe, das in ihr vertreten war, das Verfaſſungswerk zu Stande gebracht 
batte. 

Daß der Ausgang ein anderer war, daß diefe Brüde vom Alten zum Neuen 
zerbarft, ohne zum jenfeitigen Ufer geführt zu haben, und daß mit ihrem Sturz 
nicht nur die Reichsverfammlung der Zwifchenzeit, nicht nur die fonftituivende 
Wirkfamkeit der Vertreter der Nation, fondern and (was damit an fich nicht 
zufammenhängt) jever Antheil unferes Volks an der Leitung der vaterlänvifchen 
Geſchicke, ja fomit jedweder Ausdruck eines unmittelbaren Rechtöverhältniffes von 
deutſchem Bund und veutiher Nation zu Grunde ging, darf den umbefangenen 
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Blid des Rechtshiſtorikers bei Beurtheilung des deutſchen Staatsrechts, wie es 
feit dem Juli 1848 in anerfannter Wirkfamkeit beftand, nicht trüben. Die Be: 
deutung deſſelben wird baburd nicht berührt. 

V. Ueber die definitive Geftaltung der deutſchen Gentralgewalt waltete weder 
innerhalb noch außerhalb der Nationalverfammlung, weber bei den Regierungen, 
noch bei ven Regierten eine Hare und beftimmte Vorftellung ob, die aud nur in 
dem einen oder dem andern Kreife auf Uebereinftimmung beruhte. Es war bei 
halb nicht der Fehler, fondern das Unglüd des Parlaments, daß vie Berhand: 
lung über die Grundrechte fo koftbare Zeit und Kraft vorwegnahm. Bolt mt 
Bertreter bedurften dieſer verhängnißvollen Baufe vom Juli bis zum December 
1848, damit der politifche Gedanke, ver noth that, ftill zur Reife gedieh. 

Auch die deutihen Diplomaten des Wiener Kongreffes hatten im ihrer Ber: 
fajjungsarbeit ein halbes Jahr paufirt und viefen Zeitraum mit allerhand Tauſch— 
verträgen zur Regelung des Territorialbeftandes, mit europäiſchen Wirren und 
mit glänzenden Feften verbradt. Die Volksmänner der Paulsfirche füllten bie 
unvermeidliche Paufe mit endloſen Berathungen über Fragen, welche vie Nation 
jehr nahe angingen und ihr um fo mehr am Herzen lagen, je mehr jelbft bie 
dringenpften darunter feit Stein’s erftem Berfaffungsplan vernachläſſigt worden. 
Was frommte ein noch fo ftolzer Verfafjungsbau ohne gefichertes politifches Recht 
der Einzelnen? Kein Entwurf damaliger Zeit, fei es von Zöpfl oder dem Grafen 
Robert von der Golg, weder das Patent Frievrih Wilhelm’s IV. vom 18. März, 
nod die fpäteren preußifchen, hannoverfchen, bayerifchen Pläne entbehrten der je: 
genannten Grundrechte: die oftroyixten Verfaffungen von Preußen und Oeſterreich 
jhienen barin einander zu überbieten, Und hielt doch 1815 Stein, als ihm die 
fertige Bundesafte zu Gefiht fam, das ganze Werk für wertblos, weil barın 
eine Habens-Corpus-Ate fehlte! Nun, das Zumenig von 1815 bewirkte ald 
Reaktion das Zuviel von 1848; war in Wien über der Feftftellung des Bundet 
die Nation und ihre Freiheit in Vergeſſenheit gerathen, fo trat eine Weile zu 
Frankfurt die Herftellung des Neiches in Hintergrund gegen das Intereffe der MI 
fihernden Volksrechte: dieſe follten eben die folive Grundlage abgeben für dad 
Gebäude des Bundesftants, über deffen Ausbau man mittlerweile ins Reine zu 
kommen beftrebt war. — Hätten nur während deſſen die deutſchen Regierungen 
fi über einen beftimmten Plan der Bundesgeftaltung zu einigen vermocht, ftatt 
daß fie ſämmtlich rathlos blieben und nur etliche, die noch überbies einander 
entgegenarbeiteten, allmählich die Kraft ver Berneinung erlangten. 

VI. In Einem Punkt herrſchte wenigftens bei der Nationalverfammlung Ueber: 
einftimmung: die Gentralgewalt, wie fie auch organifirt werde, folle die Kompe— 
tenz einer vollen Staatsgewalt erhalten. Denn eben ver Staatenbund war 
in einen Bundesftaat umzugeftalten. Bier erwuchſen Schwierigfeiten, pie hätten 
überwunden werden müſſen, ehe die Frage nad der Form ver Reichsgewalt, ehe 
namentlidy die Reichsoberhauptsfrage zur Sprache fam. Statt deſſen wurde bie 
legteve verwirrt und entftellt durch die fehlende Erledigung nöthiger Voraus—- 
ſetzungen und durd das verftedte Hineinfpielen folder Borfragen. Um es mit 
Einem Worte zu fagen: die Frage, ob Deutſchland eine Monarchie fein ſolle, 
konnte nicht eher aufgeworfen werden, bis man entſchieden hatte, ob gauz 
Deutfhland und wie vaffelbe in ein geſchloſſenes Staatswefen zu vereinigen wäre; 
die Frage ferner, ob Preußen oder Defterreich für immer oder ob nad) 
oder Turnus der eine und der andere deutſche Staat Träger ber Sonveränetät 
werben follte, durfte nicht eher in Rebe ftehen, bis es gewiß war, daß Oeſter⸗ 
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reich und Preußen u. ſ. w. einer Staatsgewalt untergeorpnet fein wollten, ja 
untergeordnet werden konnten, 

Die Achillesferfe der Bundesverfaffung ift die Berbindung deutſcher Staaten 
mit nichtveutfhen. Der Vortheil, daß der Bund fih an zwei europäifche Groß- 
mächte anlehnt, die feine Mitglieder find, ift nur deßhalb wirklich ein Vortheil, 
weil Deutihland in jeiner verfafjungsmäßigen Ohnmacht folder Anlehnung be 
darf. Selbft innerhalb der geringen Kompetenz der Bundesgewalt find jene omi- 
nöſen Verbindungen ein Hinvernig, welches lähmend wirft. Das für Deutfchland 
Wünſchenswertheſte und Nothwendigfte kann Dänemarks Intereffen oder denen 
Defterreihs in Ungarn oder Italien, weil ja nicht die Interefien aller Nationen 
immer miteinander vereinbar find, entſchieden zumiderlaufen: dann muß aber 
regelmäßig Deutfhland darauf verzichten, weil Dänemark oder Defterreich vie 
bundesverfallungemäßige Befugniß haben, es zu bintertreiben. Anderjeits müßte, 
wenn durh Stimmenmehrheit ein Bunvesbefhluß zu Stande gefommen ift, ber 
auf das öſterreichiſche Italien oder Ungarn unübertragbar ift, Defterreich ſich ge— 
fallen lafien, daß in feinen deutfchen Staaten ein Geſetz, das es zu publiciren 
die Bundespfliht hat, Rechtskraft gewinnt und daß es bier gilt, während es in 
andern Theilen verjelben Monarchie nicht gilt und auf diefe fogar nachtheilig wirft. 
Schon der Stantenbund mit feinen winzigen Herrſcherrechten würde kaum verträg- 
li mit dem aus deutſchen und nichtdeutſchen Landen zufammengefegten Oeſterreich 
fein, fobald dieſes mehr * will als eine Union ſelbſtſtändiger Reiche, kaum 
verträglich mit Limburg, ſobald dieſes wirklich ein deutſches Bundesland iſt, wenn 
Deutſchland ſich unabhängig ftellte von däniſchen, niederländiſchen, außerdeutſch— 
öfterreihifchen Intereſſen, wenn dieſer Staatenbund ſelbſt eine Wahrheit wäre, 
Anders verhält es fih mit Preußen, deſſen außer dem Bunde belegene Yande 
von ver Staatsgewalt ausprüdlich ven in den Bundeslanden publicirten Beſchlüſſen 
ein für alle Mal unterworfen find und, weil hier feine wiverftreitenden Interefien 
denkbar, unterworfen fein fünnen: 1848 übrigens gehörte von der preußischen 
Monarchie nur das polnische Herzogthum Gneſen nicht zum Bunde. 

Nun folte an tie Stelle ver lodern Bundesgewalt eine deutſche Staatsge— 
walt treten. Deutſchland ſollte eine wirklihe Regierung, eine gefeßgebende und 
eine richterlihe Gewalt haben. Die Bundeslande des öfterreihifhen Staats foll- 
ten alfo Theile eines deutſchen Gefammtftaats werden, während vie außer: 
deutſchen Lande dies nicht werben und dabei doch mit jenen die Provinzen des- 
felben öfterreihifhen Staats bleiben follten. Für Luremburg, Holftein und 
Lauenburg ftand die Sache anders: fie waren nie Provinzen eines andern Reichs 
gewejen; und daß Limburg aufhöre, eine nieverländifhe Provinz zu fein, haben 
wir ohnedies das Recht zu fordern. Preußen vollends blieb in feiner innern Ein- 
beit unberührt; nur feine Stellung nad Außen mochte verlieren oder gewinnen. 
Aber Defterreih kann fein Staat fein, wenn Deutfchland ein Bundesftaat 
wird und das deutſche Defterreid zu diefem Bundesſtaate gehört; die öfter- 
reichiſche Monarchie wird dadurch innerlich aufgelöft. Deutſchland einſchließlich des 
deutſchen Oeſterreich kaun alſo fein Bundesſtaat werben, ſondern höchſtens 
einen Staatenbund bilden und zwar auch nur eine ſolche Nichtigkeit von Staaten- 
bund, wie jeit 1815. 

Es war aber die Aufgabe — und, wie gejagt, in dieſem Einen Punft 
herrſchte Uebereinftimmung — , das Baterland aus der bisherigen Nullität empor- 
zuziehen, ihm ven gebührenden Play unter den Nationen zu fidern, den deut— 
ihen Bunvdesftant zu gründen. In Wien hatte man feine gerechten Bedenken 
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und ſprach Ein Mal zum Entfegen mander deutſchen Phantaften ehrlich aus 1%), 
daß Defterreih in einen ſolchen Bundesſtaat unmöglih eintreten könnte. Später 
indeſſen jchienen fid) zwei Auswege zu öffnen: ber Beftand der öſterreichiſchen 
Monardie ftand in Frage; rijfen fi) Ungarn und Jtalien los, fo mochte ber 
Reſt deutſchen Neichsgefegen geboren. Thorheit und Frevelmuth Hielten ſich die 
Wage, wenn an biefen Ruin von Defierreih fih Hoffnungen für Deutfchland 
fnüpften! Der andere Ausweg war nicht minder thöriht und faft eben fo frevel- 
haft: Defterreic übernehme vie Gentralgewalt über Deutſchland; dann dürften 
aud die nichtveutichen Lande nach venfelben Geſetzen leben, wie vie deutſchen; 
die Einheit des öfterreihiichen Staats bliebe gefichert, ja erbielte eine meue 
Sanftion. Thöriht war dieſe Ausfiht: denn der Sachverhalt bliebe durchaus 
berjelbe, wie auch die Gentralgewalt beſchaffen fein modte, ob monarchiſch ober 
nicht, ob in Händen Defterreihs oder in andern: fobald fie eine wahre Staats 
gemalt ward, wären die einen Theile des öfterreihiichen Staats dieſer Staatöge 
walt unterworfen, die andern nicht, folglich die Einheit des ganzen Defterreid 
zerftört. Frevelhaft aber ſowohl vom öfterreihifchen Standpunft, wie vom deut— 
fen: denn ver Umftand, daß der Souverän von Defterreicd deutſches Neide 
oberhaupt, vechtfertigte nicht im Minveften, daß den nichtveutfchen Landen der 
babsburgifhen Monarchie Geſetze und Rechte aufgeprungen würden, welde für 
Deutſchland heilfam erachtet und dort eingeführt worden; ebenfowenig aber. wäre 
Deutjhland damit gedient, daß fein Reichsoberhqupt dieſe höchſte Stelle zu 
Gunſten feiner außerdeutſchen Erblande ausbentete und wäre e8 auch im feiner 
andern Weife, als’ indem es (und gerade hierin erblidte man das Ausglei: 
hende) jene auslänbijchen Interefien zu Rathe zöge, wo es beutfche Interefien 
zu wahren gälte. Auch nicht die dem Träger deutſcher Gentralgewalt etwa aufge 
drungene Mitwirkung eines Parlaments ift e8, was allein im Wege fteht: venft 
man fi) den deutſchen Bundesſtaat, wogegen freilid) nicht nur die Nation, jew 
dern aud die Staaten und ihre Fürften und Obrigkeiten begründeten Ginfprus 
erheben müßten, rein abjolutiftifch und ven Kaifer von Defterreich als deſſen 
Selbſtherrſcher, aud in den Erblanven veffelben jedes konftitutionelle Hinder: 
niß entfernt, fo ift und bleibt ver politifche Unfinn, daß das deutſche Defterreidh 
gleichzeitig integrivenver Beftandtheil von zwei Staaten-ift, bie einander 
fremd find, und wenn die Gemeinjchaftlichfeit des Herrſchers felbit zu einer Ber 
einigung Deutſchlands und Defterreichs in Regierung und Verwaltung, alfo that: 
fählic zu einem Weltreich der europäifchen Mitte führen follte, die politifde 
Unwahrbheit, daß ftets oder abwechſelnd entweber dem außerdeutſchen Defterreih 
ein feinem Interefie fremdes, wohl gar feindlices, nämlich ein dem Intereſſe 
Deutſchlands gemäßes Lebensgefeg imponirt oder Deutjchland, wie bereits zut 
Zeit der innerlich ebenfo unwahren Neihsverfaffung, nad Maßgabe deſſen, mas 
nicht ihm, fondern Defterreih wohl und noth thut, regiert, d. 5. zu Grunde 
gerichtet würde, 

Wenn alfo Deutichland nicht darauf Verzicht leiften wollte, ſich buntes 
ftaatli zu organifiren, oder wenn jelbft mit dem Staatenbunde Ernft gemacht 
werben ſollte, fo war vor allen Dingen vie beſondere Lage des Bundesgliedes 
zu berüdfichtigen, welches Deutfchland wie feinen Augapfel zu hüten und deſſen 
europäiſche Miffion es als eine Aufgabe des veutjchen Geiftes theuer werth zu 
erachten hat. Diefe Sendung Defterreihs, vermöge deren jene herrlichen deutſchen 


1%) Das Minifterium Pillersdorf im April 1848. 
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Lande zu einem ftaatlihen Ganzen mit außerdeutſchen Reichen zuſammengewachſen 
find, muß in Erfüllung geben: vas iſt eine Ehrenſache Deutſchlands im Angeficht 
der Welt. Aber fie fol womöglid in Erfüllung gehen, ohne das deutſche Defter- 
reich dem großen Vaterlande zu entfremden oder gar zu entäußern, und ferner 
ohne Deutſchland in feinem Entwicklungsgange zu Macht und Freiheit zu hem— 
men oder deſſen gejammte Kraft für viefen Einen deutſchen Zweck, welchen Defter- 
reich verfolgt, in Anfpruc zu nehmen. Bor Allem war daher den deutjchen Landen 
der habsburgifchen Monardie die Ausnahmeftellung zu erringen, welche fie in 
den Stand jest, als Theile eines Staats, der fie mit außerdeutſchen Reichen 
dauernd verſchmilzt, jene gewaltige Aufgabe der Bölfergefchichte zu löfen und 
dennoch bei Deutſchland zu bleiben, und nichts deſtoweniger eine koncentriſche 
Öeftaltung des legteren möglih zu machen, fei es nun daß Deutſchland ein 
Bundesftant‘ mit oder ohne monarchiſche Spige wurde, fei es auch nur daß es 
in der Form des Staatenbundes den unabweislichften Anforderungen, als europäi- 
ſche Macht vie gebührende Geltung zu erringen, Genüge that. Eine Ausnahme: 
ftellung hatte Defterreih von jeher eingenommen; fie war ihm zu Zeiten zuge— 
ftanden, als fie noch gar nicht die Lebensbebingung geworden, die fie heute ohne 
allen Zweifel ift, vorausgefegt dap Deutjchland feine jegige unerträgliche Yage, 
feine „Ausnahmeſtellung“ aufgiebt. 

VU. In ver deutſchen Nationalverfammlung fehlten vie Stimmen nicht, weldye 
Privilegien für Defterreich forderten; die Ertheilung dieſer Privilegien war 
die Borfrage für den Bunbesftaat, ganz abgefehen von der Oberhauptsſache; 
und nicht nur für die Begründung des Bundesſtaats, fondern fogar für die 
einfache Bewahrheitung des Stantenbundes. — Uber die Mehrheit des Parlaments 
verwarf die Privilegirung, als bei ver erften Lejung des Derfaffungsentwurfs 
Heinrid von Gagern einen darauf bezüglihen Antrag ftelltee So wurde viefe 
Angelegenheit, die mit allen Lebensfragen Deutſchlands und Defterreihs auf das 
Innigfte zufammenhängt, zu einem bloßen Moment der Oberhanptöfrage und, 
vermifcht mit allerhand Sympathieen und Antirathieen, unterlag fie einer völlig 
fchiefen Beurtheilung, ja verwirrte die Frage nad dem Oberhaupte des Bundes: 
ſtaats, die doch nicht anders umd nicht in höherem Grade von ver Löſung des 
Problems, wie Oeſterreich Defterreid, bleiben, wie dabei Deutſchland Deutſchland 
werden und doch Defterreich fein nennen fann, abhängt, als die Frage nad dem 
Bundesftaat überhaupt, ja nicht anders und nicht mehr als die Frage nad) Sein 
oder Nichtſein des Vaterlandes, welche Faſſung aud) das wechſelvolle Treiben der 
Parteien in Parlament und Kabinetten, oder die unbefangere Forſchung der Wiffen- 
ihaft von Staat und Recht diefer Frage (ob ein Deutichland oder kein Deutjch- 
lant ?) immerhin geben möge. 

Wir haben ein unveräußerliches Recht auf die deutſchen Yande des Haufes 
Lothringen-Habsburg und an den regierenden Herrn dieſer Lande. Unfer Recht 
erlifcht nicht etwa, wenn er und die Gemeinfhaft aufkündigen wollte; vielmehr 
würde der Kaifer von Defterreih, fobald er feine deutfchen Lande von Deutjch- 
land zu trennen unternähme, eine Rechtöpflicht verlegen, vie ihm heilig fein muß. 
Daher änderte weber das Programm von Kremfier noch die am 4. März 1849 
oftroyirte Reichsverfaſſung Defterreihs, welche freilich Deutſchland nit dem Namen 
nah zu kennen ſchien, die Sachlage. Das deutſche Defterreih war und blieb 
deutſches Land. 

Inhalt und Umfang der gegenfeitigen Pflichten und echte beftimmt vie 
Bundesverfaflung. Defterreih hat das Necht und die Pflicht, mit dem übrigen 
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Deutihland im Berhältniß eines unauflöslihen nationalen Staatenbundes zu 
ftehen. Keine Orbnung der Dinge darf ins Peben treten, welche viejes Rechts 
verhältniß alterirt; felbft die Zuftimmung Defterreihs ändert nichts darin: denn 
der Bund ift als ein unauflöslicher nationaler Berband eine Macht über ven 
Bundesgliedern, auch über Defterreih und feinem Kaifer. Weber alfo darf Defter- 
reich rechtsgültig ſich fo geftalten, daß die deutſchen Lande deſſelben ihren Bundes— 
pflichten entzogen werden, noch darf Deutichland eine Einrichtung treffen, wodurch 
Deutjchöfterreih von dem deutſchen Bunde ausgefhloffen wird. Nur eine Revo 
Iution fann Defterreih von Deutſchland trennen: fei e8 eine deutſche Ummälzung, 
welde an die Stelle des deutſchen Bundes ein Deutfchland fett, zu weldem 
Deutihöfterreih nicht ohne die öfterreihifhe Monardie aufzulöfen, d. h. gar 
nicht gehören fann oder aus welchem dieſe unvergleichlihen deutſchen Lande von 
vornherein ausgeftoßen find, — ſei es ein Umfturz von Defterreich her, vermöge 
deſſen uns jene Provinzen entrijien fein follen, falls wir nicht dem öſterreichiſchen 
Ausland uns fügjam anſchließen und feinen andern Willen haben wollen, ale 
den Willen Oeſterreichs. Wir rühmen uns aber, die deutſche Nation zu fein, 
welche das veutjche Volk von Defterreih zu den Ihrigen zählt und nicht ver 
feugnet, welde aber einen eigenen Willen zu haben ſich vermißt, der häufig ein 
ganz anderer fein kann als die mit weiſer Rüdfiht auf Verhältniffe, welche uns 
fremd find, gefaßten Entſchließungen des Wiener Kabinets. 

Faſt hat es den Anſchein, als wäre jene veutjche Revolution mit der vom 
Parlament befchloffenen Reihsverfaffung ins Wert geſetzt. Es kommt in der 
That einem Ausſchluß Defterreihs nahe, wenn Deutfhland einen Bundesſtaat 
bilden will — ganz abgejehen von dem erblichen Kaiferthbume Preußens —, ohne 
daß Defterreih mit Privilegien bevadt ift. Dagegen ftreift das Auftreten 
der öfterreihifchen Regierung gegenüber dem Parlament an jene andere Revolution, 
die von Wien datirt; denn mit bürren Worten forderte das faiferliche Kabinet 
die Uebertragung der Oberhaupswürbde an Defterreih, wodurch doch in der That 
nichts geänvert und fein Problem gelöst, fondern nur ein politifcher Unfinn dur 
eine politiſche Unwahrheit bemäntelt worden wäre; mit dürren Worten fagten bie 
Staatsmänner von Olmütz, daß Defterreih regieren müſſe und fich feiner ander 
weiten deutfchen Gentralgewalt unterorpnen werde. — Aber die Bolitit von Franl- 
en und Olmütz erinnert eben nur (wenn auch ziemlicd) lebhaft) an jene beiden 

rten von Ummwälzung; wenigftens das Parlament und mit deſſen Vollmacht das 
Reihsminifterium eröffneten Unterhandlungen über eine dem deutſchen Oeſterreich 
einzuräumende Sonberftellung: inveffen dieſe Unterhandlungen ftanden unter det 
feinvlihen Konftelation der Parteiung, welche fid in Betreff der Oberhauptd- 
frage bilvete. Man faßte die Frage (jedenfalls öfterreichifcherfeits) fo aufı 
als gälte es, Preußen um jeden Preis an die Spige zu ftellen und deßhalb 
Oeſterreich abzufinden, bei Seite zu drängen, auszuſchließen: es galt aber im 
Gegentheil, die Lebensbebingungen der öſterreichiſchen Monarchie anerfennend aus— 
zugleihen mit den Lebensbedingungen Deutſchlands, Defterreich gerecht zu werben 
ohne Deutſchland zur immerwährenden Ohnmacht und Unfreiheit zu verurtheilen. 
So wirkt entfcheivend die Form auf den Inhalt; die ſchiefe Stellung einer an 
ſich gerechtfertigten Frage verbreht die Antwort: jene Verhandlungen ſcheiter— 
ten. — 

VII. Der Gentralgewalt des zu errichtenden Bundesſtaats die Geftalt zu geben, 
welche die Gentralgewalt des Staatenbundes gehabt, mit andern Worten: den 
Antheil der Glieder des Reichs an der Herrfchaft über das Ganze in der Weile 
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des Antheils der Glieder des Stantenbundes an dem abgeſchafften Bundestage 
zu beftimmen, lag den Regierungen nicht minder fern, als dem Parlament. Die 
deutihen Staaten als Faktoren des deutſchen äffentlichen Lebens mußten Berück— 
fihtigung finden; dies follte aber in anderer Art gefchehen, nämlich indem fie 
Faltoren der Bertretung der Nation wurden, wie bis 1806 als Reichsftände, 
doch num mit gewiflen zeitgemäßen Modifikationen und nicht mehr ausſchließlich. 
Ein getreues Abbild der Nation gewährte in der That weder eine NRepräfentation 
des Volls im feiner ungetheilten Ginheit, nod eine bloße Bereinigung feiner 
partifulariftiihen Elemente, alſo weder die Ffonftituirende Nationalverfammlung, 
noch der alte Reichstag. Wohl aber beides zufammen. So follte denn der neıte 
Reichstag beftehen aus einem Unterhaufe, worin das Bolt ald Ganzes, worin 
die Deutſchen als ſolche vertreten wären, dem fog. Bolfshaufe, und aus einem 
Oberhauſe, worin die deutfchen Staaten ihre Darftellung fänven, dem fog. 
Staatenhbaufe. Eine Darftellung der Staaten erblidte man aber nicht in 
einer Berfammlung von Bevollmädtigten der Regierungen, fondern nur in einem 
Berein Solcher mit Abgeordneten der Stäntelammern, in welchen letteren ber 
Partitularismus nicht in feiner dynaſtiſchen, ſondern in feiner nicht abzuleugnen- 
den voltsthümlichen Bedeutung erfcheint. 

Im nenen Reichstag alfo follten Einheit und Mannigfaltigfeit des veutfchen 
Weſens fih die Wage halten. Um fo nothmendiger erſchien es, in der Gentral- 
gewalt vie Einheit möglichft lauter und rein zur Sprade zu bringen. Denn im 
Reich beftanden die Staaten mit ihrer nur durch die Attribute der Neichsgewalt 
befchränften Souveränetät; in der Nationalvertretung überwog weder Einheit 
noch Bielbeit; folglich hatte der Bartikularismus in dem neuen Bundesſtaate das 
Uebergewidht, fobald er aud in ver Gentralgewalt Ausorud erhielt. Diejen 
Sinn hatte der Sieg der Monardie in der Nationalverfammlung. Es war 
nicht derfelbe wie bei fonftigen Berfaffungsfämpfen; das läßt fi nur gegenüber 
dem Berfuche behaupten, die Gentralgewalt einem Präfidenten zu übertragen, wozu 
jeder Deutijhe wählbar wäre; fiir diefen Vorſchlag ftimmten 122 Abgeordnete. 
Im Uebrigen galt e8 den Kampf ver Einbeit mit dem Partifularismus; aber die 
„Kaiferlihen” waren nicht Unitarier, nicht Feinde deutſcher Bejonverheit: fie 
erfannten die Bielheit der Staaten als berechtigt an und nahmen fie in bie 
Nationalrepräfentation als ein Gegengewicht des einheitlihen Elements derfelben auf. 

Die Frage der Monarchie hat für Deutfchland einen ganz eigenen Werth, 
der bei andern Nationen gar nicht in Betraht kommt. Das Königthum per- 
fonificirt. Nun haben die Theile Deutichlands größtentheils eine ſolche Per- 
jonififation erhalten, während das Baterland im Ganzen erft im Ringen nad) 
Perfönlichkeit überhaupt begriffen ift. Dies Ziel ift gewiß auch auf anderem Wege 
zu erreihen; denn fonft wären nur Monardieen wahre Staaten! Aber in vie 
Augen fallenvder ift feine Erfcheinungsform eines Volks, als die monarchiſche. 
Eine Nation, deren Dafein in Frage geftellt wird, bat daher einen Zug zum 
Königthum, der mächtiger ift, als alles politifche Urtheil und Vorurtheil. Sagen 
zu Können, „dieſer Mann ift Frankreich“, hat für die Franzoſen felten einen 
Werth, bat für dieſes in ftraffer Gentralifation gehaltene Volk eher die Bei— 
mifhung von Unfreibeit. Aber für Deutſchland ſcheint es die Verförperung der 
Idee der Ginheit felbft, die handgreifliche Widerlegung Alles deſſen, was uns 
als Nation verneinen mag, die unumftößliche Gewißheit anerkannter Eriftenz des 
Baterlandes, 

An die Spige des Bundesftaats ein Direftorium zu ftellen, fand baber 

Bluntfhli und Brater, Deutfches Staate-Wörterbud. IM. 6 
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geringen Anklang. Die wenigen Freunde waren überbies uneimig, melden Staaten 
daffelbe zu übertragen fei, ob dreien (Defterreih, Preußen, Bayern), ob fünfen 
(Oefterreih, Preußen, Bayern, Hannover, Sachſen), ob jehjen (denn warım 
Württemberg ausfhliegen?), ob fieben, achten, nennen: das führte ja zum 
Bundestag oder man blieb, ohne Gewinn für das Ganze und in höchſt unge 
rechter Benachtheiligung einzelner Staaten auf halbem Wege ftehen. für dei 
Bundespirektorium ftimmten nur 97 Abgeordnete; dawider 361. 

Bereinbar mit der deutfhen Monarchie, für weldhe, nachdem vie Fürſten 
fie hatten langſam verbluten laſſen, vie erfte deutſche Rationalverfammlung fd 
erflären follte, waren gar verjchiedene Einrichtungen. Für feine diefer Formen 
zeigte fich weniger Neigung, als für eine wechjelweife Regierung von Defterreid 
und Preußen; dahin vereinigten ſich nur 80 Vertreter gegenüber 377. Der fell: 
der Turnus noch andere Staaten umfafjen? nur noch Bayern? oder im Ganz | 
fünf? oder ſechs? oder fieben ? oder acht? das hätte wieder feine Grenze gehabt! — 
Eine Mehrheit von 258 gegen 211 entſchied, daß ein deutſcher regierenver Fürſ 
Träger der Centralgewalt fein fol. So würde Deutſchland wieder eine Wall 
monarhie? Das Parlament erklärte fi gegen eine Wahl: auf drei Jahre (nur 
120 waren dafür), auf ſechs (196 ftimmten bei), auf 12 Jahre (viefe fem 
hatte nur 14 Anhänger), auf Lebenszeit (39 ftimmten dafür). Aber im erer 
Lefung verwarf das Parlament mit 262 gegen 211 Stimmen aud die Erblid‘ 
feit, fo daß es wie Ironie lang, als am 25. Januar 1849 bejchloffen ward, 
der Träger ver Gentralgewalt folle „Raifer der Deutſchen“ heißen. 

Aber dennoch war es ein Wort von großem Klang — Herftellung ein 
Kaifertbums der Deutfhen! Und es war feine Reftauration. Denn ein 
deutfhen Kaifer hatte e8 noch nie gegeben, fondern nur einen römijden 
Kaifer, deſſen mittelalterlihe kirchlich völterredtlihe Aufgaben das deutſche Köniz 
thum zerrütteten. Vollends ein Kaifer follte e8 fein, der nicht gegen keimende— 
Fürſtenthum fruchtlos ankämpfte, wie früher ver deutſche König, ſondern de 
das partifulare Fürftenthum als anerkannte Inftitntion des deutfchen äffentlid® 
Rechts zur Seite ftünde. Diefem legtern aber follte in feiner Gefammtheit et 
Reihsrath diejenige Theilnahme an der Ausübung der kaiferlichen Gewalt fidern, 
deren die deutſche Verfaſſung, wenn fie nicht in den Wolfen ftehen oder die gan 
Geſchichte des Vaterlandes rüdgängig machen fol, ſchwerlich entrathen kann. 

Nachdem der Antrag des Abgeorbneten Welder vom 12. März, ver, br 
vorgerufen dadurch, daß die oftropirte öſterreichiſche Verfaffung vom 4. Min 
1849 Defterreich ohne jede Rüdfiht auf Deutſchland konftruirte, in der Hauptfadt 
dahin lautete, mit Einem Gefammtbefhluß das Verfaſſungswerk zu beendigen und 
die erblihe Oberhauptswürbe der Krone Preußen zu übertragen, am 21. Min 
1849, dem Jahrestage des berühmten „Aufgehens von Preußen in Deutſchland“, 
mit 283 gegen 252 Stimmen verworfen worden, begann im Parlament vie zweil! 
Lefung des Verfafjungsentwurfs. 279 gegen 255 Abgeorbnete votirten darauf bit 
beutfhe Monardie und am 27. März 267 gegen 263 deren Erblichkeit. © 
follte demnach ein regierender deutſcher Fürſt erblicher Träger ver Gentralgemall 
des Bundesftantes, erbliher Kaifer der Deutfchen fein. Die deutſche National 
verfammlung ſchritt nunmehr zur Katjerwahl! Nicht nur aber hatte die Ber 
tretung des Volts ohne Mitwirfung der Regierungen die Monarchie beſchloſſen, 
nicht nur nahm fie Rurfürftenreht und zwar die Befugniß der Wahl einer Dy’ 
naftie für fih in Anſpruch, fondern die Reichsverfaffung, welde fie als Gele 
zu verfündigen Willens war, befchränfte ven Antheil ver Staaten auf deren Ber 
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tretung im Stantenhaufe: die Regierungen, deren Gefammtheit feit 1815 alleinige 
Trägerin ver höchſten Gewalt gewejen, follten für immer darauf angewiefen fein, 
ihre, d. h. Deutſchlands Bartifularintereffen durch Abgeorpnete wahrzunehmen, 
weiche nicht nach Inftruftionen, fondern nad perjönlicher Ueberzeugung in einer 
Körperjhaft zu votiren hatten, worin venfelben andere Elemente von gleiher 
Stärke zur Seite ftanden und welder eine andere Körperihaft, das Volkshaus, 
und mit diefem zufammen die Gentralgewalt, von deren Ausübung die Regie- 
rungen ganz ausgeſchloſſen, das Gegengewicht hielt. Denn ver Neihsrath, ver in 
erfter Lefung beſchloſſen geweſen, war in der zweiten verworfen worden. 

IX. Hier, abgejehen von allen Formfragen der Kompetenz, den Inhalt allein 
ins Auge gefaßt, ging die Reformbewegung in das Ertrem einer rückſichtsloſen 
Gentripetalität, eimer völligen Nichtachtung des in feinen Grenzen wohlberedhtigten 
Bartifularismus über, ein Ertrem, welches vem Wefen der veutfchen Dinge ebeufo- 
wenig entipricht wie das entgegengefegte Extrem rückſichtsloſer Gentrifugalität, 
völliger Nichtachtung der nationalen Einheit, woburd die Bundesverfaffung von 
1815 unleivlih und einer Reform auf nationaler Orundlage dringend bepürftig 
geworben. 

Dieje Frage nah dem Inhalt ımd der Subftanz fpitte fih unglüdlicherweife 
in eine Frage des. Formalismus, in die Frage ber Kompetenz zu. Es handelte 
ſich eigentlih um die rechtliche Stellung der deutſchen Staaten in dem neuen 
Bundesftaat; der Streit aber drehte fih um ihr Verhältniß zur Konftituirung 
deſſelben. Dabei refurrirten die Regierungen größtentheils auf das Bundesrecht 
von 1815; fie felbit hatten aber insgeſammt in die Umgeftaltung deffelben, vie 
mit der Einjegung der proviforifchen Gentralgewalt bezeichnet ift, eingewilligt; es 
beftan ein neues Bundesrecht von 1848: freilich proviſoriſch, d. h. bis zum 
Eintritt der neuen befinitiven Verfaffung, jedoch mit befinitiver Veränderung ver 
bisherigen. Unterlag es feinen Zweifel, daß bis dahin vie Regierungen durch 
ihr Gefammtorgan, den Bundestag, Deutſchland ausſchließlich vepräfentirt hatten, 
fo mar eben die Bundesverfammlung abgeihafft; vie Regierungen hatten fein 
anderes Organ ihres Gefammtwillens als den Neichsverwefer und viefer hatte 
feinerlei Kompetenz in Betreff ver Verfaſſungsſache. Es war für die Regierungen 
eine verzweifelte, eine unnatürliche Lage. Uber die Yage war gegeben durch bie 
in anertannter Wirkfamfeit beftehende Orbnung der Dinge vom 12. Juli 1848. 
Aus folhen verzweifelten Lagen, in melde ein dem Leben nicht entſprechendes 
Recht verfett, pflegen fi nicht nur die Bölfer, fondern aud die Regierungen 
gewaltiam zu befreien. 

Eine Bereinbarung war unmöglid. Denn das andere Subjeft fehlte, 
mit welchem das Parlament ſich zu vereinbaren hatte. Mit den einzelnen Re- 
giernngen, die, noch überdies untereinander uneins, verfchiedene und in ſich un— 
vereinbare Forderungen ftellten, war Vereinbarung nit nur thatfädhlid unaus- 
führbar, fondern rechtlich unftatthaft. Das Parlament jelbft hätte ven Bundestag 
berftellen nnd ihm die dem Reichsverwefer mangelnde Befugniß in der Berfaffungs- 
ſache beilegen müjjen: darüber fann aber wohl fein Zweifel jein, daß dies ber 
fichere Weg gewejen wäre, Alles zw vereiteln, daß die für Grundgefege erforder: 
liche Einſtimmigkeit nimmermehr erzielt worden wäre. 

Preußen hatte mit der Note vom 23. Januar 1849 allerdings einen Aus— 
weg angebahnt. Bon den Formellen fieht dieſe trefflihe Staatsſchrift ab; fie 
faßt das Meaterielle ver Sache ins Auge; die Regierungen find einmal wichtige 
TFaftoren des deutſchen Lebens und die Revolution von 1848 hatte fie keineswegs 
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zerftört; follten fie ganz unberüdfichtigt bleiben im der höchſten Frage des Bater- 
landes? Preußen fordert Gehör für die Regierungen; dazu bedurfte e# freilich 
feines Gefammtorgans; denn gehört zu werben verbient jede einzelne; bie 
Anfichten der einzelnen Staaten fielen ſchwer ins Gewicht, wenn aud alle ein 
zelnen zufammen feinen verbindlichen Geſammtwillen barzuftellen vermochten. 

Breußen fordert von dem Parlament ein Eingehen auf vie Vorſchläge derer, 
weldhe einmal reelle Mächte waren und find, obgleih das Bundesrecht von 1848 
fie ignorirt. Preußen drang mit Einem Wort nicht auf formelle Vereinbarung, 
fondern auf fubftantielle Berftändigung. — Uber auch diefe mißlang. Eine 
Reihe von Regierungen vereinigte ſich zwar zu Vorſchlägen; aber abgefehen von 
dem politifchen Werthe verfelben hätte felbft ihre mwörtliche Annahme fein Refultat 
gehabt, weil andere Regierungen Anderes begehrten, 3. B. Defterreich den Weg— 
fall eines Vollshauſes (ald ob damit irgend etwas zur Pöfung des öfterreichiid- 
deutſchen Problems gefhehen wäre!), oder grollend ſchwiegen. Indeſſen das Par- 
lament nahm überdies wenig Rückſicht darauf; die Verwerfung des Reichsrathé 
bewies, daß es in feiner Mehrheit vie Bedeutung der Staaten verkannte, ber- 
fennen wollte: die Minderheit fühlte, was bamit verloren war! Endlich zeigte 
fih’8, daß die preußiſchen Staatsmänner den gefunden Sinn ihrer eigenen Staat® 
ſchrift nicht verftanden oder vergefien hatten; fie pochten bald nachher auf Bereit 
barung, wie wenn fie vorher nicht aus eigenem Ermeſſen, fondern etwa burd 
Infpiration den Weg der Rettung aus diefem Vereinbarungsftreit gewieſen hätten! 

X. Am 28. März 1849 wählte die deutſche Nationalverfammlung den König 
Frievrih Wilhelm IV. von Preußen zum erblichen Kaifer ver Deutſchen. 
In der Paulskirche befanden ſich 538 Abgeordnete; feiner derſelben ftimmte für 
einen andern Fürſten; aber 248 enthielten ſich der Abſtimmung; die 290, melde 
ein Botum abgaben, votirten einftimmig. An vemfelben Tage verkündigte bie 
Nationalverfammlung als Gefeg die neue Verfaſſung des veutfchen Reihe. Der 
Reichsverweſer wollte ſofort abdanken, wurde aber beveutet, daß feine 
fortdaure, bis die definitive VBerfaffung eingeführt mworben. 

Nicht die perfönlihen Eigenfhaften des zum Kaifer Gewählten, nicht die 
Tugenden Friedrich Wilhelm’s IV., keine vorübergehende Volksneigung wie bie 
jenige gewefen, welche die Blide auf Johann von Defterreich gelenkt, bewogen 
das Parlament zu dieſer Wahl; venn es galt ja die Wahl eines Herrfder 
gefhlehts: aber ebenfowenig wurde damit vor dem Haufe ber Welfen und 
Wittelsbah, vor den Geſchlechtern Johann Friedrich's des Beftändigen und 
Philipp's des Großmüthigen der Dynaftie der Hohenzollern als folder ber 
Vorzug gegeben ; ſondern entfheidend waren die Eigenfchaften ver Erblande bei 
Erkornen; der Staat Friedrich's des Großen wurde zum Kaiſer der Deutſchen 
gewählt. Der leitende Gedanke der Nationalverfammlung war fein anderer. War 
er eine Laune? follte, wie in faft allen veutfchen Landen die Oppofitionsparteien, 
fo aud der Oppofitionsftaat des alten Reihs an’s Ruder kommen ? 

Die Hegemonie eines Staats überhaupt hatte wohl die Bedeutung, daß 
unwillkürlich die tauſendjährige Entwicklung, vermöge deren ſich deutſche Staaten 
gebildet und Rechtsſubjekte im deutſchen Gemeinweſen geworden, Anerkennung fand. 
Und in der That ohne eine radifale Umwälzung werben bei feiner Berfaflung® 
änderung die Staaten unberüdfichtigt bleiben können; freilich gebührt ihnen eine 
andere Werthihägung, als fie die Reihsverfaffung von 1848 ihnen gewährte. 
Aber niemals werden Individuen als folde mit Nachdruck vie Gentralgewalt 
führen; fondern immer gilt e8 die Hegemonie eines oder mehrerer Staatel- 
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Darum wählte man Preußen? was galt ven Parlamente diefer Staat? Die 
Antwort liegt nahe. Berufen, Deutſchland mit feinen 40 Millionen in ein 
Staatswefen zu vereinigen, fand die Nationalverfammlung in Preußen gleichſam 
ven Anfang der deutſchen Einheit, nämlich einen Staat, in welchem von jenen 
40 bereits 16 Millionen geeinigt find; und zwar aus dem beutfchen Norben 
und Süden, DOften und Weften, ſowohl Katholiten wie Proteftanten: wenn alle 
Gegenfäge der Welt mitten durch Deutſchland gehen, fo finden ſich alle deutſchen 
Gegenfäge in Preußen beifammen und politifch überwunden. Diefer deutſche Mi- 
frofosmos bot fi, wenn eine Erbmonardie bergeftellt werben follte, wie von 
felbft al8 der Träger ver Einheit in der veutfchen Welt. Ein abfolutiftifcher Staat 
gegenüber dem deutſchen Berfafjungsleben hatte Preußen aufgehört zu fein. Die 
Härten des fog. ſpecifiſchen Preußenthums fchrieb man dem Charakter des Un— 
fertigen zu, ven biefer Staat als eine Stufe zur nationalen Einheit an ſich 
trägt; fie, glaubte man, würden ausgeglichen dadurch, daß jene Elemente durch 
die neue Stellung Preußens und den Kontakt mit denen des übrigen Deutfchland 
das Gegengewicht erhielten, das ihnen noth thäte. 

XI. Eine Deputation der Nationalverfammlung, welche vie Botſchaft der Kaifer- 
wahl nad Berlin brachte, wurde vom Könige von Preußen am 3. April empfan— 
gen. Diefer Fürft erklärte ven Boten des Parlaments, daß er aus ver von den 
Bertretern der deutſchen Nation getroffenen Wahl ein Anrecht auf die Krone 
ableite, daß er aber feinen Entſchluß von ver Zuftimmung der deutſchen Fürften 
abhängig made. Gleichzeitig wurde auf die Nothwendigkeit von Mopifitationen 
der Reihöverfaflung bingewiefen. Am 5. April ließ der König durd eine Cirkular— 
depeiche feines Minifteriums die deutſchen Regierungen auffordern, ſich über den 
D itritt zum Bundesſtaat und über Aenderungen der Berfaffung zu erflären; 
proviforijch die Gentralgewalt zu übernehmen erflärte fi Preußen bereit. 

Der Widerſpruch gegen die Reichsverfaffung führte zum Bruch mit der Na- 
tionalverfammlung, welche alle Modifikationen verfelben von der Hand wies. Die 
Erklärung über das Anrecht und vie Bereitwilligkeit, an die Stelle des Reichs— 
verweſers zu treten, führte andererfeits zu einer Spannung zwifchen Preußen 
und ben beutfhen Königshöfen. Bon dieſen erflärte fih nur Württemberg für 
bie Reichöverfafjung, aber gegen die Uebertragung des Kaiſerthums an Preußen 15); 
die andern (mebft Lichtenftein und Homburg) erkannten die Neichsverfaffung nicht 
an; Bayern und darauf Hannover gaben ald Grund den Ausschluß Defter- 
reichs m. Alle übrigen deutſchen Staaten, 29 an ber Zahl, willigten in Reiche- 
verfaffung und Kaiferthum: in einem beträchtlichen Theile Deutſchlands wurbe die 
erftere förmlich eingeführt, ja das Militär darauf beeibigt. 

Die Agitation für die Annahme und Durchführung ver Verfaſſung, melde 
die Nationalverfammlung unternahm, fuchte fih auf der Linie der Geſetzlichkeit zu 
erhalten; aber die nationalen Leidenfhaften überflutheten viefe Fünftlihen Dämme 
und entfachten die gefeglih fein wollende Bewegung zu offenem Aufſtand. Es 
begann in Baden, Sachſen, Bayern, Preußen eine Revolution zu dem erklärten 
Zwed, das Werk der Nationalverfammlung zu ſchützen und zu vollenden; aber 


15) Württemberg und andere füddeutichen Höfe hatten Mitte März 1848 durch befondere 
Agenten den König Friedrih Wilhelm für Annahme der Reichsoberbauptswürde zu beftinnmen 
—— Der König hatte damals einen Glauben an ein Vorrecht Oeſterreichs auf die Kaiſer— 


86 Deutfcher Sund, 


die Mittel und Wege waren geeigneter für andere Zwede und Biele, als vie 
nationale Einheit: das trat am unverhüllteften in Baden zu Tage. 

Am 28. April hatte das preußifhe Minifterium ven Parlament die defini- 
tive Ablehnung der Reichsverfaffung und ſomit der Kaiferfrone erklärt, Am 14. 
Mat rief Preußen die in diefem Staat gewählten deutſchen Abgeoroneten zurüd. 
Und am 30. Mai hielt, nachdem wiederholte maflenhafte Austritte, welche nur 
ſehr theilweife die Folge von Abberufungen Seitens ver Regierungen waren, vie 
Zahl der Abgeordneten bis auf 135 geichmälert hatten, das Parlament feine leiste 
Sigung in der Paulskirche, worin eine Mehrheit von 71 Stimmen vie Verlegung 
nah Stuttgart beſchloß. Dort wurde am 6. Juni eine Reichsregentichaft, beſtehend 
aus fünf Abgeordneten, gewählt und ver Reichsverwejer abgejegt. Am 18. Juni 
ließ der württembergifhe Minifter Römer die Zugänge zum Situngsgebäude 
milttärifch abfperren und machte fo dem NRumpfparlament, an welchem ex jelbft 
Theil genommen, ein Ende, 

XI. In dieſer ernften und gefahrdollen Zeit erließ Friedrich Wilhelm IV. das 
Manifeft von Charlottenburg am 15. Mai 1849, worin ber König die bisherige 
preußifche Politit zu vechifertigen fjuchte und verfindigte, daß er in königlicher 
Treue und Beharrlichkeit nicht daran verzweifle, die Einheit Deutfchlands erreicht 
zu fehen, daß feine Regierung mit den Bevollmächtigten der größeren veutjchen 
Staaten, die ſich ihm angefchloffen, das in Frankfurt begonnene Werk der deut- 
ſchen Berfafjung wieder aufgenommen habe; vieje Verfaffung folle und werde in 
fürzefter Frift der Nation gewähren, was fie mit Recht verlangt und erwartet, 
ihre Einheit, vargeftellt durch eine einheitliche Erefutivgewalt, die nach außen ben 
Namen und die Intereffen Deutſchlands würdig und kräftig vertrete; und ihre 
Freiheit, gefichert durch eine Volksvertretung mit legislativer Befugniß. Dabei fei 
die von der Nationalverfammlung entworfene Reihsverfafjung zu Grunde gelegt 
und nur biejenigen Punkte derſelben feien verändert, vie, aus den Kämpfen umd 
Zugeftänpniffen ver Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohl des Baterlandes 
entſchieden nadhtheilig feien. Einem Neihstage aus allen Staaten, die fich dem 
Bundesftaate anfchliegen, werde dieſe DVerfafjung zur Prüfung und Zuftimmung 
vorgelegt werden: „Das ift Mein Weg“, fagte König Friedrich Wilhelm, „nur 
der Wahnſinn oder die Lüge kann ſolchen Thatſachen gegenüber die Behauptung 
wagen, daß Ich Meiner früheren Ucberzeugung und Meinen Zufiherungen untren 
geworben." Gleichzeitig rief ver König fein Volk in die Waffen, um Deutſchland, 
wozu Preußen berufen fei, in fo ſchwerer Zeit gegen innere und Äußere Feinde 
zu ſchützen, Ordnung und Geſetz herzuftellen im eigenen Lande und in ven übri- 
gen deutfchen Ländern, wo Preußens Hilfe verlangt werde, um Deutſchlands 
Einheit zu gründen, feine Freiheit zu ſchützen — ! 

Ein neuer Weg der Bundesreform war alfo betreten. Preußen ergriff vie 
Initiative. Die Regierungen nahmen das Werk der Nationalverfammlung auf, 
eine deutſche Verfaſſung zu Stande zu bringen, den Staatenbund in einen Bun: 
desftaat zu verwandeln. Es liegt darin eine Wendung, wie fie nicht zum erften 
Mal in der deutſchen Gejchichte auftrat. Aber dabei wird abzufeben fein von 
verhältnigmäßig nebenſächlichen Umftänden; der Charakter der Bewegung ift 
ſcharf ins Auge zu faffen. 

Vergebens hatten unfere Könige und Kaifer Jahrhunderte lang verfucht, vie 
Grundbedingungen ftaatliher Eriftenz im Reiche deutfcher Nation zu erfüllen, 
Friede und Recht fiher zu ftellen. Es war der legitimen Autorität nicht gelun- 
gen, an die Stelle der Willkür und Anardie Gefeg und Gericht zu fegen; Alles, 
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was von Oben ber defretirt wurde, war geſcheitert. Da warb der andere, ver 
entgegengefette Weg eingefchlagen, der der Einung. Und was der Befehl ver 
Könige nicht vermodyt hatte, das brachte das Bundeswefen zu Stande; die gejeg- 
gebende Gewalt hatte fein Gerichtswefen gründen können: es entjtand im Wege 
ver Autonomie. Die Einung wurde reicher und mächtiger; endlich umfaßte fie das 
geſammte Reih und führte fo zum ewigen Lanpfrieden: wer da noch an die— 
fem Bunde feinen Theil hatte, der trennte ſich von Deutſchland, wie 3. B. die 
Eidgenoſſenſchaft und das preußifche Ordensland, oder hielt ſich in Sonverftellung, 
wie die Erblande des Kaifers, die von dem auf föberaler Grundlage neubegrün- 
beten Gerichtshof des Reichs erimirt wurden. 

Hiermit parallel bewegte fi die Bundesreform feit dem 18. Mai und 
namentlich dem 28. Juni 1848. Wie vamals das Königthum, verſuchte jett die 
Nationalvertretung, nachdem fie den Bundestag hinweggeräumt, als eine oberfte 
Autorität die Erfüllung ver Lebensbedingungen eines deutſchen Staatsweſens zu 
defretiren. Ihr Berfuh mißlang. Und wie dazumal, fo nahmen jegt diejenigen, 
an welchen das Werk gefcheitert war, es jelbft wieber auf, Der Weg, den Preußen 
betrat und anwies, war mit Einem Worte der der Einung. 

Wenn auch fie nicht zum Ziel geführt, fo lag es nicht daran, daß ber ein- 
gefchlagne Weg ein Irrpfad: es lag am denen welde ihn einſchlugen ebenfofehr, 
wie an benen welde ihn verbauten ; es lag vielleiht an dem vorgefaßten Ideal, 
das auf viefem Wege verwirklicht werden follte. Aber für eine Bundesreform, 
welcher Art und Ausvehnung fie fein möge, giebt es feine Ermöglihung, außer 
der Einen mittelft ver Autonomie der deutfhen Staaten. Weber wird 
Deutihland ein Bunvesftaat, noch wird fein Staatenbund eine Realität anders 
als im Wege der Einung. Bunvesbefchlüffe werden höchſtens fanftioniren ; und 
jeibft eine rabifale Umwälzung würde für die Dauer nicht fchaffen, nicht einmal 
zerftören, wenn den foldergeftalt vollendeten Thatſachen nicht die Einigung das 
Siegel aufprüdte. Ift doch nicht nur das Bundesreht von 1815, ſondern aud 
vie reftaurirte Bundesverfaſſung von 1851 folder Einung Ergebniß. Ausgeſchloſſen 
ift damit keineswegs, daß als Faktor autonomer Neugeftaltung Deutſchlands das 
deutſche Bolhk fid jenen Faktoren beigefellt, fei es durch feine Bruchtheile in 
den Ständelammern der Einzelftanten (und da wäre es fogar fein andrer neuer 
Faktor), fei e8 in einer Vertretung feiner Geſammtheit. 

XIU. Der fpecielle Gedanke diefer von Preußen angeregten Einung war 
folgender. Der deutſche Bund in feinem unauflöslichen Beſtande bildet die Grund— 
lage; er bevarf eines neuen Gentralorgans, nachdem die Bundesverfammlung 
untergegangen. Nicht foll er in einen Bundesftaat verwandelt werben ; das 
ift unmöglich, wenn nicht Defterreich ausgefchlofien fein fol. Sondern die übrigen 
Mitglieder, denen es möglich ift einen Bundesftaat zu organifiren, vereinigen fid) 
freiwillig dazu. Auf alle übrigen ift gerechnet; denn es gilt, Deutſchland, jomweit 
es möglich ift, eine finatliche Gefammtorbnung zu geben. Erreichte die freie Ei- 
nung das ihr geftedte Ziel, jo beftünde der deutſche Bund aus zwei Gliedern, 
ftatt aus einigen dreißig: nämlich aus dem deutſchen Defterreidh und dem neuen 
Bundesſtaat. Dann brauchte er Feines fo komplicirten und fchwerfälligen Organs 
wie der Bundestag, fondern nur bes Vereins zweier Bevollmächtigten, eines öfter- 
reichiſchen und eines Delegirten des Bundesſtaats, fammt dem zugehörigen Per— 
fonal von Unterbeamten, Militärbevollmächtigten u. f. w. Indeſſen audy das lofe 
Berhältuiß des Staatenbundes von 1815, worin Defterreih verharren mürbe, 
während aus den zahlreichen jonftigen Faltoren Ein einziger würde, ift, wenn es 
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mehr als vegetiren fol, unanwendbar auf Oeſterreich, namentlich ſeitdem bie loder 
verbundenen deutſchen und außerdeutſchen Beſtandtheile zu einen feften Staate- 
ganzen Foncentrirt find; Bundesrechte und Bundespflichten, ſobald fie nicht illu 
forifh werben, treiben in viefes Staatöganze einen Keil hinein. Daher follte vas 
Verhältniß, worin nur Dentfchöfterreich ſich befindet, nämlich Mitglied eines Staaten- 
bundes zu fein, in welchem dann der neue Buntesftaat das andre Mitglied wäre, 
auf Gefammtöfterreich übertragen werben. Dann verlöre freilih der Staatenbumt 
feinen deutfchnationalen Charakter ; aber das deutſche Volk hätte fih darüber nicht 


zu beffagen, weil der Bundesftaat dem größten Theil der Nation ftaatlihe Eri- | 


ftenz, alfo mehr gewährte als bisher der deutſche Bund und dabei das Berhält- 
niß Defterreihs doch nicht gelodert, fondern noch befeftigter geworben, weil 
alſo Deutſchland ſich geeinigt, ohne Defterreih aufzulöfen oder auszuftoßen, und 
ebenfalls Defterreih ſich foncentrirt hätte, ohne fih von Deutſchland zu trennen 
oder Deutfchland auf der Stufe von Nichtigkeit zuritdzuhalten wohin e8 1815 
geftelli worden. Der deutſche Bund, ganz Mitteleuropa umfaffend, beſtünde dann 
aus zwei großen Reihen, dem öfterreihiihen Einheitsftant und dem deutſchen 
Föderativftaat. VBorftand diefes letzteren Reiches follte nad jenem Plane das durch 
die Stimme der Nation bezeichnete Preußen fein, das feine ganze europätiche 
Weltftellung in das Erbe der Väter fonferirte, Kein Kaiferthum, eine Reihsvor: 
ſtandſchaft follte beftehen:: und darin lag ein Gegenſatz zur Reichsverfaſſung ver 
Nationalverfammlung nicht blos dem Namen nad. Der NReihsvorftand follte in 
der Ausübung der Gentralgewalt nit aur an den Reihstag, an Staatenhaus 
und Volkshaus gebunden fein, fondern außerdem an einen Fürftenrath, ein Für: 
ftentollegium, worin die Staaten durch Bevollmächtigte vertreten wären. 
Mochte man immerhin ven Neihsvorftand als Monarden mit dem Dogen von 
Venedig vergleichen, mag die Theorie noch fo Triftiges einzuwenden haben, Deutſch— 
land, wenn es Deutfchland bleibt, erträgt feine einheitlichere Centralgemalt : ven 
allem Antheil an ihr ausgefhloffen können die Staaten nicht fein; das erheiſch 
ein nicht nur gonvernementales, ſondern auch echt volksthümliches Intereſſe. 

Da num aber ver Bundesftaat im Bunde, ver fog. engere Bunbesftaat, eben 
ein Werf ver freien Einung fein follte, fo war von vornherein gevenfbar, daß 
deutſche Staaten die Theilnahme daran verfagten. Dann blieben diefe einfach auf 
dem Boden des Bundesrechts von 1815 ftehen; und der Bund hatte außer dem 
Bundesftaat und Defterreih noch foviel befondere Glieder, als fich deutſche Staa- 
ten von erfterem ausgefchloffen hatten. Diejer Umftand mußte zu einer anbermweiten 
und komplicirteren Ginrihtung des Gentralorgans für den Bund führen, ale 
wenn biefer eine Union Defterreih® und des neuen Reichs wäre; er konnte auch 
eine Mopififation des Verfaſſungsplans für die vereinigten Staaten nothwudig 
machen. Daß viefe Eventualität aber der Todesfeim des ganzen Unternehmens 
wurde und als folder gewiljermaßen von den Unternehmern anerfannt war, das 
fpricht vielleicht für den guten Glauben des preußiſchen Gouvernements, läßt indeſſen 
aud andere Deutungen feines Wollens und Bermögens zu. 

XIV. Am 17. Mai 1849 begannen zu Berlin Konferenzen über das neue 
Berfaffungswerf, In der erften Sigung betbeiligte fich noch Defterreih, trat jedoch 
zurüd, weil es fi nur um eine Einigung handelte, die einen Bundesftaat in: 
nerhalb des Bundes gründen wollte, woran Defterreich keinen Theil nehmen 
konnte. Die darauf Defterreih angetragene Verhandlung über eine Ausdehnung 
des Bundesverhältniffes auf die Gefammtmonardie fand feinen Anklang ; Defter- 
reich wies den Vorſchlag einer Union feines ganzen Territoriums mit den in einen 
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Bundesſtaat zu vereinigenden andern Staaten entſchieden zurück. Iene Konferenzen 
wurben bis zum 26. Mai fortgefegt. An dieſem Tage wurde von den Bevoll- 
mächtigten Bayerns, Sachſens, Hannovers und Preußens ein Schlufprototoll 
unterzeichnet, wobei der erftgenannte die Genehmigung feines Hofes vorbehielt. 
Sie wurde, nahdem Preußen noch im Juni und Juli vergeblih mit Bayern 
unterhanbelt hatte, am 8. September verweigert. Württemberg hatte vie Einla- 
bung zu den Konferenzen unbeantwortet gelaffen 16); erft am 26. September er- 

Härte es ſich gegen ven preußiihen Plan. 

Sao hatten denn am 26. Mai drei deutſche Könige, die Majeftäten von 
Preußen, Sachſen und Hannover ein Bündniß gefchlofien, das fog. Dreikönigs— 
bünpdnif. Das Statut derfelben in 5 Artikeln befteht aus zwei von einanber 
wohl zu unterfcheivenden Elementen. Es enthält vie Berpflichtung ver drei Fünig- 
lichen Regierungen, unter Beiftimmung vo Bolfsvertretern einen definitiven Rechts— 
zuftand zu begründen: zu dieſem Ende hatten ſich biefelben über eine Reichsver— 
faffung und darüber vereinbart, dieſelbe ins Leben treten zu lafjen, ſobald ein aus 
den verbündbeten Staaten zu berufenber Reichstag, der feine andre Befugniffe 
haben follte, dieſe Borlage angenommen haben würde 17), Daneben ftiftet das 
Statut einen proviforifhen Rechtszuftand : die drei Königreiche ſchließen mit Be— 
zugnahme auf Artikel XI der Bundesalte einen Bund im Bunde, der mit ben 
Zweden ver Bundesafte durchweg in Uebereinftimmung eine energifche Verfolgung 
eben diefer erftrebt. Die gemeinfamen Angelegenheiten des Stantenvereins leitet ein aus 
Bevollmächtigten der verbündeten Regierungen gebilveter Berwaltungsrath; bie 
vollziehende Gewalt übernimmt auf ein Jahr Preußen: außerdem wird fofort ein 
Schiedsgericht der vereinigten Staaten beftellt. Diefes lettere wurde am 2. Juli 
1849 zu Erfurt eingefegt; ver Berwaltungsrath fonftituirte fih am 18. Juni zu Berlin. 

Problematifh war von vornherein das Gelingen des ganzen Unternehmens! 
Es verleugnete durchaus nicht eine der bemofratifchen Partei in Deutſchland feind- 
lihe Tendenz ; e8 trug fie vielmehr auf die Stirn gefchrieben. Ein Werk natio- 
naler Einigung darf aber niemals in ven Streit politifcher Parteien herabgezogen 
merben, wenn es gelingen, d. h. wenn es nicht blos jenem Gtreite zum Behikel 
dienen fol: ſobald es einem Parteimanoeuvre ähnlich fieht, gleichviel ob einem kon— 
fervativen ober liberalen oder demokratiſchen, fo ift e8 vom Grund aus verborben, 
Das war das nowro» wevdog ver Politit des General v. Radowitz. Sie über- 
wand ſcheinbar VBorurtheile des Batitularismus durch den Shreden vor ber 
Revolution, vor der Demokratie; als der Schreden feine Macht verlor, gefellten 
ſich zu den vemofratifchen Widerfachern, die gleichſam künſtlich hervorgebracht, die 
eigentlihen Gegner nationaler Einheit, ferner die Gegner der Einheit 
unter biefen Beringungen, enblid die furchtſamen Begünftiger des Beftehenven 
oder vielmehr bes zu Reftaurirenden. 

Das Unternehmen wäre jedoch in den bloßen Vorbereitungshandlungen fteden 
geblieben, wenn die Gründer der Frankfurter Reihsverfaffung außerhalb ver Na- 
tionalverfammlung für ihr Wert Partei genommen hätten gegen biefes, welches 
daffelbe verbrängte. Aber die NReichsverfaflung war verloren ; das, was man ihre 
„Durchführung“ nannte, ging darauf aus, fie radikal zu verändern ; die Regie 


16, Eine nachträgliche Antwort war auch die württembergifche TIhronrede vom 15. März 
1850, deren Eleganz nur durch eine ziemlich gleichzeitige des Königs Ariedrich VII. von Dänes , 
marf überboten wird. 

17, Statut vom 26. Mai 1849, Art. IV; NReichöverfaffung vom 28, Mai 1849; Authen- 
tiſche Denkichrift vom 11. Juni 1849, 
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rungen, welche fie angenommen hatten, vermodten an ihr nicht feftzubalten, ohne 
die Geſchichte Badens in allen ihren Phafen zu wiederholen. Im Bunde mit der 
Demokratie war die nationale Partei gewiß, Konzeffionen machen zu müflen, wo— 
durch das Wefen ihres Werks aufgehoben würde. Die Reiheverfaflung, welche vie 
rei Könige der Nation barboten, bewahrte, fo weientlich abweichenn fie war, doch 
der Hauptfadhe nach treuer die Schöpfung der Nationalverfammlung, als’ jene 
Berfuhe der Durdführung vom erften Augenblid an zu erfennen gaben. Es mar 
unleugbar in Herrn von Radowig mehr Pietät vor der Reicheverfaffung vom 
28, März, als in der Stuttgarter Reichsregentſchaft und der badiſchen Eonfti- 
tuante: darum braucht diefe Pietät in General von Radowitz durchaus nicht groß 
geweſen zu fein. Die eigentlihen Gründer des Frankfurter Werkes entfchloffen ſich 
daher, die Form dem Inhalt zu opfern ; fie gedachten, ihr Werk zu retten, indem 
fie es als ihr Werk aufgaben. Wenn die zu Gotha am 27. und 28, Juni 1849 
verfammelten ehemaligen Mitglieder der Nationalverfammlung fih gegen das 
Dreilönigsbündnig erflärten, fo war dies ohne Ausſicht. An einen Beitritt ver 
Regierungen, welde die Reihsverfaffung anerfannt hatten, war dann fein Ge— 
danfe. Somit hätten die drei Könige nad einiger Zeit in einem ftolzen und ihrer 
reinen Intentionen bewußten Manifeft an vie Nation fi von dem Verſuch, 
Deutſchland zu einigen, zurüdgezogen indem fie der Nation die Schuld des Mik- 
lingens beimaßen, aber den Haupttheil ver Verſchuldung denen aufluden , melde 
durch finnlofes und eitles Feſthalten an ihrer Fraukfurter Arbeit das Scheitern 
ihres eignen Werkes herbeigeführt. Und im Volke wäre die Zahl derer groß ge 
weien, melde über Grund und Folge daſſelbe gedacht hätten; ja vom Seite 
ber demofratifchen Partei felbft wäre ven „Gothaern“ der Vorwurf gemacht wor- 
den, ein Unternehmen, das für fie zubereitet, zu Grunde gerichtet zu haben, weil 
es nicht von ihnen vorbereitet worden. 

Wie jest die Sachen ftanden, gefhah von Seiten ver Nation, was nur zur 
Förderung gefchehen konnte. Denn an eine Theilnahme der Demokraten war nid 
gedacht und dieſe entfprachen völlig der Abfiht der Regierungen, indem fie fih 
fern hielten ; fein Wahlgefeg der Welt konnte den Erfolg herbeiführen, den dieſes 
paffive Verhalten den Regierungen verfchaffte. — Nur in Hannover zeigte fich eine 
große Zahl von ehemaligen Parlamentsgliedern der nationalen Partei als Gegner 
des vom König von Hannover geſchloſſnen Maibünpniffes ; fie hielten an ver 
Frankfurter Verfaffung feft. Sie kamen damit mehr, als ihnen erwünfcht fein 
mochte, ven geheimen Wünſchen ihres Gouvernements zuvor. 

Denn darin lag die zweite innere Unmahrheit, an der das preufifche 
Unternehmen krankte. Wenn freie Einung die Bafis des zu gründenven Bundes- 
ftants fein follte, fo lag tie Eventualität, daß ber eine oder anbre Staat dem 
Bündniß nicht beitrat, auf der Hand. Gerade an dieſe Eventualität Mmüpften 
aber Sachſen und Hannover, die beiden Mittontrahenten, ihre Borbehalte. 
Sie fiherten fid) ven Austritt für ven Fall, daß ein Staat nit eintrat 18), 


'8) Mit dieſen Vorbehalten bat man fich zufanımenzureimen, daß Hannover und Sachien 
die autbentifche Dentfchrift vom 11. Juni mitvollgogen und auch in ihrem Namen an die Na: 
tion gelangen ließen , worin es wörtlich heißt: »wie feft und zuverfichtlich auch ihre Hoffnung 
fei, dat der neue Bundesftaat das gefammte Gebiet des Bundes von 1815 umfaffen werde, fo 
wird fich doch dieſes Gebiet aud denjenigen deutfhen Landen bilden müffen, deren 
Negierungen fich dem vorgelegten Entwurf anfchließen und deren Vertreter ibn in einem aus diefen 
Yanden einzuberufenden Neichätage annehmen“, und daß fie fich auf die Reichöverfaffung vom 
28. Mai verpflichteten, deren $. 1 wörtlich lautet : »das deutiche Meich beftebt aus dem Gebiet 
derjenigen Staaten des bisherigen deutfchen Bundes, welche die Reichöverfafjung anerfennen.« 
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Ob ſie nicht vollſtändig überzeugt waren, daß Bayern nun und nimmer eintreten 
würde?! 

So war die Union ihrer ganzen Entſtehung nach ein Kartenhaus. Drei Ver— 
bündete, von denen zwei den Bund ſo geſchloſſen hatten, daß er für ſie eine offne 
Frage blieb, nahmen in dieſen wunderlichen Bund andre Staaten auf! Außer 
Bayern, Württemberg, Holftein-Pauenburg, Luxemburg⸗Limburg, Heffen- Homburg, 
Lichtenftein, Frankfurt (Oeſterreich's nicht zu gedenken), traten ſämmtliche 
deutfche Regierungen ein. 

XV. Der proviforifche Rechtszuſtand, weldher am 26. Mai gegründet wor- 
ben, befaßte jest den größten Theil Deutſchlands; Preußen hatte darin die voll- 
ziehende Gewalt ; mit Preußen regierte der Berwaltungsrath, ein reformirter Bun—⸗ 
destag. Es galt nun die Gründung des definitiven Beftandes, wozu die Verbün— 
veten ſich ſämmtlich verpflichtet. Dazu gehörte nichts weiter, als die Berufung 
eines Reichstags, worin die Unterthanen der vereinigten Staaten im Boltshaufe 
und die Regierungen und Ständefammern verfelben im Staatenhaufe vertreten 
wären, und die Zuftimmmung biefes Reichstags zu dem Werf ver Regierungen. 
Somit war der Bundesitaat innerhalb des Bundes fertig und konftituirt ; er fonnte 
einfach ins Leben treten. — Als aber nun Ernft gemacht wurde, ald das Bünd— 
niß fih realifiven follte, da öffneten Sachſen und Hannover die bereit gehaltene 
Dinterpforte, die Herr von Radowitz nicht fonderlicd beachtet gehabt, und zogen 
ſich leife aus der Gefellichaft zurüd, zu welcher fie — freilich gleich mit ver Bedin— 
gung, ſich zu entfernen, falls nicht alle Gäfte erfchienen — felbft eingeladen hatten 19)! 

Am 19. Dftober 1849 beſchloß der Berwaltungsrath der vereinigten Staa: 
ten, Wahlen von Abgeorpneten zum Volkshauſe auszufchreiben ; Sachſen und Han- 
nover, die dagegen Einfprud erhoben, traten am 21. Dftober aus dem Berwal: 
tungsrath aus. Am 13. Februar 1850 berief diefer den Reichstag der vereinigten 
Staaten zum 20. März nah Erfint: am 25. Februar erflärte Hannover feine 
Losjagung vom Dreilönigsbunde. 

Gegen vie Berufung des Reichstags legte Defterreich ſchon am 28. Novem— 
ber 1849, im Berfolg eines heftigen Notenwechſels mit Preußen, Proteft ein. 
Das Jahr darauf, an dieſem Tage, erlebte Defterreich die Unterwerfung bes 
Herrn v. Manteuffel zu Olmütz: bis dahin jollte diefer Staatsmann aber erft als 
Mitglied des Reichstags die Trifolore des Bundesſtaats hoch halten („ohne Ueber- 
ſtürzung“) und proviforifcher Unionsminifter geworben fein. 

Als Defterreich proteftirte, hatte e8 wenige Wochen vorher mit Preußen durch 
den Wiener Vertrag vom 30. Sept. 1849 eine neue Gentralgewalt des ge— 
ſammten Bundes gefchaffen, das ſog. Interim oder die Bundescentralfom- 
mijfion, zufanmengefeßt aus zwei öfterreihifchen und ebenjoviel preußifchen Be— 
vollmädtigten. Diefe Behörde trat am 28. December, während jener Streit über den 
Bundesftaat und fein Parlament diplomatiſch tobte (denn die Noten waren nicht 
in gebunvener Reve verfaßt !), an die Stelle des Reichsverweſers. Wie im Bun— 
pestag die Einheit Deutfchlands durch das gerade Gegentheil, die Vielheit jelbft, 
repräfentirt wird, fo während des Interims durch den leibhaftigen ee 

Ehe Hannover förmlich den Dreilönigsbund aufgegeben, nahm es Theil an 
Berhandlungen, welche gegen denſelben gerichtet waren. Diefe gingen von Bayern 
aus und führten zu einem neuen Berfafjungsprojeft. Man hat ven Entwurf vom 


19, D. b. vol. Reichsverfaffung vom 28. März 1849 $. 1 und dazu die authentifche Den: 
fchrift der drei fünigl. Regierungen vom 11. Juni 1849. S. oben Anm. 18, 
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27. Februar 1850 als die Vierkönigsverfaffung bezeichnet ; indeſſen Hannover 
trat demfelben fhließlich micht bei, fo daß er eher ein zweiter Dreifönigsplan ge 
nannt werben mag. Ihn ftellten die Kronen Bayern, Württemberg und Sachſen 
auf, weiches Lestere damals fih zwar vom Verwaltungsrath zurüdhielt, aber je 
nen Austritt von dem andern Bündniß noch nicht erklärt hatte, folglih zu 
gleiher Zeit an die Verfaffung vom 28. Mai 1849 gebunden und für bie vom 
27. Februar 1850 engagirt war. Nach diefem Plan follte Deutſchland baranf ver 
zichten, einen Bundesftaat zu bilden, weil Ocfterreih an keinem Bundesſtaat theil: 
zunehmen vermöge ; der Staatenbund follte aber als folder reformirt werben. An 
der Spige vejielben ftünde ein Fürftentollegium, woran die deutſchen Staaten, ir 
ſieben Stimmen vertheilt, durch Bevollmädhtigte vertreten wären, die nad Inſttub 
tionen votirten, d. h. alfo ein vereinfachter Bundestag. Daneben follte eine Ne 
tionalvertretung, ein Volkshaus beftehen ; das eigentliche Grundgeſetz wäre zwilden 
ihm und dem Fürftenrath zu vereinbaren, Uebrigens würde den einzelnen Staaten 
ihre Diplomatie uneingefhränft verbleiben. — Als Defterreih im März 1850 in 
Allgemeinen feinen Beifall zollte, ftellte es mit richtigem Talt das Berlange, 
mit feinen fämmtlihen alfo aud außerdeutſchen Staaten einzutreten. Denn miht 
das preußiſche Kaifertyum, wicht die einheitliche Spige, nicht einmal der Bund 
ftaat ift das für Defterreih Unannehmbare, ſondern aud der Staatenbund, auft 
wenn er die Nullität bleibt, die er feit 1815 ift. Der Staatenbund des Mündnt! 
Projekts von 1850 ſchließt entweder Defterreih aus ebenfo wie die Reichsde 
faffung der Nationalverfammlung, over hört auf ein deutſcher Bund zu fd 
indem er das öfterreichifhe Ausland mitaufnimmt, was überdies den Wegfal 
einer deutſchen Nationalvertretung ohne Weiteres zur Folge hat. 

XVI Am 20. Mär; 1850 wurde der Reichstag zu Erfurt eröffnt 
Mittlerweile hatte am 26. Februar der Verwaltungsrath eine Aovitionalakte zum 
Bündnig vom 26. Mai befchloffen, worin mit Rüdfiht auf den Nichtbeitrii 
Bayerns und andrer Staaten einige Mopififationen beliebt waren. Die Gefamu' 
heit derjenigen Staaten, welde die Reichsverfaffung (vom 28. Mai 1849) am 
kennen, bilden den deutſchen Bundesftaat unter dem Namen „deutſche Union‘; 
das Bolf- und Staatenhaus führen den Namen „Parlament der deutfchen Union 
Das Berhältniß der Union zu den nicht beitretenden deutfchen Staaten bleibt W 
näheren gegenfeitigen Verſtändigung vorbehalten 2%), Die Union übt in dem beit 
hen Bunde alle diejenigen Rechte und erfült alle diejenigen Pflichten als Gr 
fammtmacht, welche allen einzelnen Staaten der Union zuftehen und obliegen. Di 
Fürſtenkollegium befteht aus fünf Stimmen. Der Reihsvorftand (Preußen) heißt 
Unionsvorftand. 

Gröffnet wurde das Parlament durd den Verwaltungsrath, welcher den‘ 
felben gegenüber durch fünf Rommiffarien vertreten war. Vorgelegt wurde DM 
Parlament der Entwurf der NReihsverfaflung vom 28. Mai nebft ber denfelben 
anthentifch interpretirenden Denkſchrift vom 11. Juni 1849 und ber Anpitional 
afte vom 26. Februar 1850, fowie Vorlagen über das Reichsgericht. 

Die Lage der Dinge war die, daß bie vereinigten Regierungen unter ein 
ander an jene Vorlagen gebunden waren, Nahm dieſe das Parlament an, fe be 
ſchritten ſie Rechtskraft, ſo beſtand die deutſche Union mit ihrem ganzen Berfal 
ſungsorganismus zu Redt. 

Indeffen auch die Additionalakte genügte offenbar dem wirklichen thatſachliche 





20) Geregelt durch dad Bundesrecht von 1815. 
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Beftande der vereinigten Staaten nicht mehr. Ferner wollten die Regierungen 
Aenderungen ihrer eigenen Vorlagen, welche fie aber nicht zu proponiren wünfchten. 
Während alfo fonft einer Regierung mit nichts mehr gedient zu fein pflegt, als 
dadurch, daß das Parlament die Regierungsvorlage unverändert annimmt, fo ar- 
beiteten bier folder Annahme von Seiten der Bollövertretung die officiellen Or— 
gane entgegen und die Partei des Parlaments galt als die gouvernementale, 
welde gegen die unbevingte Annahme ftritt. — Machte aber das Parlament Ab- 
änderungsvorfhläge, fo war die Union nicht fonftituirt und über feine Propo- 
fitionen hatten vie —— ſich erſt zu vereinbaren, was vorausſichtlich wegen 
auseinandergehender Meinungen mißlingen mochte; ja die Regierungen konnten 
dann auch von denjenigen Punkten, in welchen ſie bisher einig und gebunden 
geweſen, zurückweichen. 

Das Parlament nahm auf die Wünſche der Regierungen die eingehendſte 
ſorgfältigſte Rückſicht; es machte eine ganze Reihe von Vorſchlägen: aber gleich— 
zeitig nahm es die Vorlagen unverändert an und erklärte, nur in ſolche ver pro— 
ponirten Aenderungen zu willigen, worüber unter. ven Regierungen Uebereinftim- 
mung fein würde. So war die Union konftituirt, die Reichsverfaſſung und Addi— 
tionalafte traten in Kraft; jeve vom Parlament vorgefhlagne Verbefierung konnte 
gleichfalls in Kraft treten, ſobald die Regierungen einhellig waren. 

Am 29. April 1850 wurde das Parlament von Erfurt vertagt. Zum Ab- 
ſchluß des Unionswerts verfammelte ſich wenige Tage darauf ein erlauchter Kon- 
greß der vereinigten Fürften am 8. Mat im Königsfchloffe von Berlin. Da nahm 
die Sache eine ganz eigenthümliche Wendung. 

XVH. Auf freier Einung follte die Union beruhen. Das heißt, es follte 
Niemand zum Beitritt gezwungen werben, Der König von Preußen, geftütt auf 
die bilettantifche Rechtsweisheit des General Radowitz, verftand unter freier Ei- 
nung jedoch die Befugniß derer, die beigetreten, wiederauszuſcheiden. Eine Einung, 
der man ſich anfchliegen muß, ift freilich feine: aber eine folhe, worin man 
bleibt, fo lange es einem beliebt, ift vollenvs Feine! Die Eröffnungsreve 
des Königs, die auf obiges Ideal eines freien Vertrags binausfam, trug fofort 
ihre Früdte. 

Die Union wurde nicht ins Leben geführt. Sondern ein neues Proviforium 
ward begründet, die proviforifche Union, mit proviſoriſchem Vorftand, proviſoriſchem 
Fürftentolleg , proviforifhen Miniftern! Dabei loderten Kurhefien, damals von 
Divenburg (Fürft gegen Fürft) an die Treue des gegebnen Wortes gemahnt, Schaum- 
burg = Lippe u. ſ. w., die von preußifchen Beamten regiert wurden, die lodern Bande. 

Mittlerweile hatte Defterreih den erften Schritt zur Reaktivirung der 
alten Bundesverfaffung gethan. Allerbings einen jeltfamen! Es brauchte ven 
untergegangenen Bundestag; es mußte ihn fchaffen und ſchuf ihn aus dem Nichte. 
Wie aber dann viefer Meifterftreih eines Advokaten in Sachen des Staats hat von 
der Wiflenfchaft, der ehrwürbigen Richterin über Hoch und Nievrig, der unpar- 
tbeilihen Freundin der Wahrheit, gebilligt und wie daraus gar eine neue 
Theorie des Bundesredhts hat zugeftugt werben mögen in dem „Archiv für öffent- 
liches Recht des deutſchen Bundes”, das ift, wenn auch gleichgültig für die Ge- 
fchide der Welt, für die Wiſſenſchaft eine Schmach! Heinric, Albert Zachariä von 
Göttingen hat in feiner Haffifhen Schrift Über die Reaktivirung des Bundestags 
die Erfinder ver Lehre von dem Zweilammerfpftem des Bunvestags, von dem aus 
dem Plenum ausfriehenden engeren Rath zurechtgewieſen und bie entehrte veutjche 
Wiſſenſchaft wieder zu Ehren gebradit. 
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Dur Cirkulardepeſche vom 26. April 1850 berief nämlich Defterreich „ala 
Bundespräfident“ auf den 10. Mai eine „außerordentliche Bundesverſammlung“ nad 
Frankfurt a. M. Der Fürftenlongreß in Berlin beſchloß, weder dieſe Verſamm— 
lung als Bundesverfammlung, noch Defterreihs Präfivium anzuerfennen, aber 
Bevollmädtigte zu ſchicken und tort als Union im Ganzen aufzutreten. Nichte- 
beftoweniger fonftituirten fih in Frankfurt elf Regierungen, barımter die Dä- 
nifche, mit der Deutfchland noch Krieg führte, als „Bundesplenarverſammlung“, 
berietben „in pleno“, was nah Bundesrecht platterbinge unmöglich if, 
und beichloffen, aus diefem Plenum den engern Rath hervorgeben zu Iaf: 
fen. Am 14. Auguft 1850 lud Defterreich als Präſidialhof zur Beſchidung des engeren 
Rathes ein. Trotz des preußiſchen Proteſtes vom 25. Auguſt wurde ein „engerer 
Rath" mit elf Stimmen am 2. September eröffnet. Er faßte in der Folge je 
genannte Bundesbefchlüffe über Schleswig-Holftein und Rurheffen, die ſodann zu 
bewaffneten Bunveserefutionen führten, melde ven Übrigen Regierungen einfad 
als Yandfrievensbrucd gelten mochten. 

Die proviforifche Union brödelte mehr und mehr ab. Bon einer Durchfüh— 
rung war feit dem 18. Dftober ausgefprodener Mafen feine Rebe; noch weniger 
von einer Wiedereröffnung des vertagten Parlaments. Worauf Preußen hinzielte, 
das waren „freie Konferenzen“, frei, d. b. folhe, worin weder die Anerfennung 
der Union, nod des Bundestags vorausgeſetzt werden, und zwifchen den beider 
Parteien verhandelt werben follte. Zu Konferenzen fam es dann mıdh feit vem 
23. December 1850 in Dresden; aber fie waren nichts weniger als freie in obigem 
Sinne. Denn mittlerweile war die ganze Einung vom 26. Mai 1849 zum Ge— 
fpött geworben und in alle Winde verweht. Der Minifterpräfident von Man— 
teuffel war Ende November nad Olmütz gewallfahrtet und hatte ter ganım 
prenßifchen Politik ſeit dem Manifeft vom 15. Mai 1849 ein Ende gemacht. 
Oeſterreich hatte geſiegt; aber es fiegte noch vollftäntiger, als vie Punltationen 
von Olmütz verhießen. Sein Wille entſchied in Kurheſſen und Schleswig-He— 
ſtein; ja in Holſtein half Preußen dieſen Willen ſelbſt vollſtrecken. Die Drestan 
Konferenzen, melde ven Anſchein nahmen ale follte eine Reformatio in pejns 
daraus hervorgehen, blieben glüdflicherweife ohne Refultat und lieferten nur „ſchätz 
bares Material". Danach und in dem allgemeinen Chaos der beutfchen Dinge 
erſchien die Wieverherftellung des Bundestags als eine wahre Wohlthat ! 

XVII. Am 27. März 1851 eröffnete Preußen den Regierungen ber ci-devant 
Union, die fih dafür intereffiren mochten, daß es den Bundestag mitkonftitwiren 
werbe, forderte zu dem gleihen Schritt auf, und erflärte, e8 wiirde, wenn fie an- 
ders beliebten, ſich an fie nicht kehren. Am 22. April theilte Preußen denſelben 
mit, es werde am 12. Mai den bezeichneten Schritt thun und Ind zu gleicdhzei- 
tigem Gintritt ein, was indeſſen feine beſondere Wirfung hatte, 

Die Bundescentraltommtifion ſchloß ihre Thätigfeit am 12. Mai 1851 und 
übertrug am 5. Juni 1851 ihre Gewalt auf die mittlerweile unter Zuftimmung 
fänmtlicher Bundesgliever eingefegte Bundesverfammlung. Preußen veranlafte nicht 
einmal, daß der neue Bundestag von diefer Einfegung datirte, ſondern lieh es 
unbeftinmt, ob nicht jene Verſammlung, welcher der Fürſtenkongreß die Anerten- 
nung verfagt, dennoch der rehtmäßige Bundestag gewefen. Jene Bedingung, melde 
der Fürftenfongreß zu ftellen befchlofjen hatte, daR die Union beim Bundestag ale 
Gefamnitheit die Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder vertrete, war verfchollen: 
denn von der Union waren die legten Spuren verweht! 

Als Oeſterreich fein gefahrprohendes Vorhaben, mit feinem gefammten Aus— 


— — 


— 
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land in den Bund einzutreten, aufgegeben, machte auch Preußen die Einverlei- 
bung feiner öftlihen Provinzen, die formell anfechtbar war, rüdgängig, um ſich 
die Stellung als europäifhe Macht außerhalb des Bundes zu wahren. Denn ver 
Bund felbft war nun wieder die Scheingröße die er gewefen, als 
die Nation, die jämmtlichen Regierungen und die Bundesverfammlung eine Bun— 
desreform für unerläßlih erfannten, als vie Führer des Volks ihre Ehre und bie 
Könige deutjhen Namens ihr Wort dafür verpfändeten und als der Bundestag bie 
Revifion der Bundesverfafjung auf nationaler und zeitgemäßer Grundlage beſchloß. 

Die Nothwendigkeit der Bundesreform ift durch das totale Fehlichlagen aller 
bisherigen Verſuche, die von Volfsvertretern und von Fürften unternommen wor- 
den, nicht widerlegt. Sie ift und bleibt eine hiſtoriſche Nothwendigkeit. Aber wehe 
Deutſchland, wenn die Gefchichte diefer geſcheiterten Reformverſuche, die Geſchichte 
diejer Irrthümer und Täuſchungen, dieſes Aufihwungs nnd diefer Niederlage nicht 
zur unvergehlihen Lehre für alle Zukunft dient, Denn „mit ver Geſchichte bre- 
chen“ ift eitel Thorheit; aud mit der Gefchichte der vereitelten Neformation des 
deutſchen Bundes „brechen“ nur Thoren: fie fortzufegen und dabei die begangnen 
Fehler nicht wieder zu begehen und andre ähmlidye zu meiden, das ift die Weis- 
beit, weldye ver Nation und ihren Leitern zu wünfchen wäre. 

XIX. Soll aber jemals eine Reform des Bundes zum Ziele führen, fo er- 
ſcheint zweierlei, womit freilid nod allein nichts gewonnen ift, als Vorbe— 
dingung bes Öelingens : von Geiten der Nation ein wahrhaft brüderlicher Ge- 
meinfinn, damit nicht jeder Schritt zur Einigung die Fortfchreitenden verumeinige; 
von Seiten der Machthaber — es mag porabor klingen — eine Hanthabung 
ver heutigen Bunvesverfafjung in fo nationalen und freiem Geifte daß endlich 
einmal flar wird, was das Bundesrecht an ſich verſchuldet und was ber unvolks— 
thümlihen und verwegnen Praris zur Laft fällt. Jenes erfte Poftulat verfteht 
fid von jelbft: fo lange die Bayeru und Preußen und Hannoveraner u. f. w. 
über ihre politifhen Provinzialismen fid) nicht in echtem Hochdeutſch verftän- 
digen, ift die Bundesverfaffung der adäquate Ausprud ihrer Uneinigfeit. Was aber 
jenes zweite betrifft: Eine Revolution leitet ſich am eheften und beften dadurch 
ein, daß Alles, was befteht, ſich werth zeigt, zu Grunde zn gehen. Eine 
Reform hat das Beftehende zur Bafis und deſſen Umgeftaltung zum Zweck; 
daher dient ihrer Sade vie Bemühung, aus vem, was ift, zu machen was ir- 
gend fih daraus machen läßt. Zeigt fid) durch eine hochherzige Politik der deut— 
hen Regierungen, daß es an ver bisherigen miferablen Praris lag, daß alfo das 
Bundesrecht nicht jo verkehrt war, wohlan fo werden mande fcheinbare Mängel 
als Vorzüge erfcheinen ; aber e8 wird unzweideutig werden, was wirflider und 
unbeilbarer Mangel if. Wo das Beſtehende völlig verhaßt und ver- 
achtet wird, mißlingt jede Neform; es fehlt ihr Grund und Boten. An 
ben deutſchen Regierungen ift es, den Beweis des Geiftes und ver Araft zu füh- 
ren, daß bie deutjche Bundesverfafjung ihre guten Seiten hat, wie für die Fürften 
jo für die Nation, Iſt diefer Beweis geführt — und er läßt fi führen —, 
dann erft hat die Sache deutfcher politifher Neformation ein Fundament. Dann 
werben nicht mehr Luftfchlöffer gebaut werden, weder von Fürften noch von Par- 
lamentsrednern und Schriftftellern. Dann werten die Makel und Mängel befei- 
tigt, dann werden die Grundzüge — denn mehr befiten wir nit — in na— 
tionalem und freien Sinn ausgeführt, daun wird der Bund, deſſen Idee danad) nicht 
mehr ein Räthfel ift, aus ureignem Geifte des deutſchen Volkes neugeftaltet. E8 wird . 
— das heißt: es werde! Denn auf abfhüffiger Bahn der Ausbentung gegen: 
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wärtigen Bundesrechts für einfeitige Intereffen nur etwa noch ein Decennlum 
vorwärts — und der deutſche Bund ift unrettbar. 

XX. Daß eine Bundbesreform noth thut, fteht feft. Der Zwed des Bundes, 
wie die Grundgeſetze von 1815 und 1820 ihn felbft ausſprechen, fordert zu feiner 
Erfüllung eine Reformation an Haupt und Gliedern. Deutſchlands innere un 
äußere Sicherheit, die Unabhängigkeit und Umnverlegtheit der deutſchen Staaten, 
zumal ber mittleren und Meinen, aber aud der größeren, — das Paterlant 
in feinen höchſten und heiligften Interefien, die Nation, ver alle Adern unter 
bunden find und die nur dem Namen nad) eine Nation ift, ohne Heimatreht un 
ohne alle rechtliche Beziehung zu der Gefammtheit, zum Baterlande, — Alles in 
Allem was deutſch heißt, fteht auf dem Spiel! 

Ob eine Reform noch möglih ift? ob die Bunbesverfaffung aud nur alt 
Grundlage Stand hält ? ob fie and nur das Nothoürftigfte, eine Vertretung der 
Nation, ertragen fann 21)? Es gilt, dies zu erhärten. Und das liegt im der Hand 
Derer, welche Deutſchlands Geihide wieder ansfchlieklich leiten. Der Weg ber 
Ginung zwifhen deutſchen Staaten ift ber einzig mögliche, redt- 
lie, loyale Möge er von einfichtsvollen und patriotifhen Staatsmännen 
bald betreten werben. Ihnen fteht reichhaltiges Material zu Gebote: nicht nurtat 
der weiland Drespner Konferenzen , ſondern aud die Vorſchläge, Entwürfe m 
Ürbeiten der deutihen Nationalverfammlung, die Pläne von Preußen und Barer 
und, was für die nächte Zukunft von größerem Werth fein wird, vie Reib! 
von Projekten einer Bundesverfaffung feit Steins erſtem Entwurf 
Die Gefhichte der Bundesakte ift ja eine —28 deutſcher Berfafjungpsplän 
in abſteigender Linie (Vgl „Geſchichte des deutſchen Bundes“): ſind wir dr 
mals von Stufe zu Stufe mehr und mehr gefunfen bis dahin, wo das Bunt 
recht der Gegenwart fteht, bis anf Null nämlid, — wohlan, fteigen wir num 
mehr hinauf! Und, find wir nur erft auf dem Punkt emporgelommen, von tat 
aus Freiherr Karlvom Stein fein Deutſchland betrachtet wifjen wollte, fo wit 
unfer öffentliches Recht, wenn auch vielleicht einem Ideal ftantlicher Architekten 
wenig entfprechend, immerhin ein gefunver und kräftiger Körper fein für vie ar 
funde Seele eines großen Volks. 


kiteratur. 


I. Geſchichte des deutihen Bundes. Klüber, Alten des Wiener Kor 
grefies, 31 Hefte in 8 Bänden, Erlangen 1815 — 1819; namentlid Br. I. 
Deſſelben Ueberfiht der diplomatifhen Verhandlungen des Wiener Kongrefiet, 
Frankfurt a. M. 1816. Protokolle der veutfhen Bundesverfauumlung. Lo® 
dietaturae. Frankfurt a. M., gedruckt in der Bundespräfidialdruderei. Phil. Ant. 
Guidov. Meyer, Staatsakten für Gefhichte und öffentliches Recht des deutſche 
Bundes, Th. I Frankfurt 1822, Th. IT 1827, 2. Aufl. 1833, Suppl. z. Tb. u 
1839. P. U. Pfizer, über die Entwidlung des öffentlihen Rechts in Deutſchlaud 
durch die Verfaffung des Bundes, Stuttgart 1835. C. Fr. Wurm, fritifche Berfudt 
über die öffentlichen Redtsverhältniffe in Deutſchland feit der Mitte des Jahre 
1832, Leipzig 1835. 8. Th. Welder, wichtige Urkunden für den Rechtszuftan 


2, Der König von Württemberg jehreibt am 18. Januar 1851: »Die Ausführbarfeit ein 
allgemeinen parfamentarijchen Bundes beſtreiten, beißt nichts andres, als den Bund fel 
mit diefer Zeit unvereinbar und auf die Dauer unmöglich balten. Bl. 
Anm. 7. 
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der deutfchen Nation, mit eigenhändigen Anmerkungen von Klüber, aus deſſen 
Papieren mitgetheilt und erläntert. Mannheim 1844. Pertz, Leben Stein’s, 
Bd. III und bei. IV. Shaumann, Bildung des deutſchen Bundes auf dem 
Wiener Kongreß in Raumers biftorifhen Tafhenbuh vom 3. 1850, ©. 190 
bis 219. Gervinus, Gejhichte des 19. Jahrhunderts feit ven Wiener Ver— 
trägen, Bd. I, ©. 286 fg. Bo. II, 495 fg. Häuffer, deutſche Gefchichte, 
Bd. IV, 785 fg. Zöpfl, Grundſätze des allgemeinen und deutſchen Staatsredhts, 
4. Aufl, 1855, S. 252—254. 9. WU. Zahariä, veutfches Staats- und Bun- 
desrecht, Th. I, 2. Aufl., 1853, ©. 163—186. — Das eben erfcheinende, ftoff- 
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wörterbuch, des Freih. K.v. Kaltenborn-Stahau „Geihichte der veutfchen 
Bundesverhältniffe und inheitsbeftrebungen von -1806—1856 unter Berüd- 
fihtigung der Entwidlung der Landesverfaffungen“ zwei Bände, Berlin 1857, 
bat leider bei den obigen Arbeiten nicht zu Rathe gezogen werben fünnen. Diefes 
Buch hat entſchieden Anſpruch auf die Aufmerkfamfeit der Nation und — von 
Seiten der des Rechtes Kundigen — auf forgfältige Prüfung der darin befolgten 
rechtswiffenfchaftlihen Methode wie ver aus dieſer fih herausftellenden Ergebniffe 
für den öffentlichen Rechtszuſtand Deutſchlands. 

I. Verfaſſung des dentihen Bundes, Phil. Ant. Guido v. Meyer, 
a. D. Th. II u. Suppl. dazu. Klüber, öffentliches Necht des deutſchen Bundes 
und der Bundesftaaten (4. Aufl. 1840). 2%, v. Drei, das öffentliche Recht des 
deutfhen Bundes und der deutſchen Bundesftaaten, Th. I, Tübingen 1820, 
5. W. Tittmann, Darftellung der BVerfaffung des deutſchen Bundes, Leipzig 
1818. E. H. de $. (Schwarzkopf) Exposedu droit public de l’Allemagne, 
Gendve et Paris 1821. Rudhart, das Recht des deutichen Bundes, Stuttg. 
u. Tübingen 1822. Zöpfla. O., ©. 251 fg. Zachariä, a DO. Th. II, 
(2. Aufl., Göttingen 1854) ©. 607 fg. Heeren, ver deutfhe Bund in feinen 
Berhältniffen zu dem europäifhen Staatenfyftem, Göttingen 1817. L. v. Dreſch, 
Beiträge zu dem öffentlichen Recht des veutichen Bundes, Tübingen 1822, Desf. 
Abhandlungen über Gegenftände des öffentlichen Nehts, München 1830, Wurm, 
a. DUB. Heffter, Beiträge zum deutfchen Staats- und Fürftenrecht, Berlin 
1829. Pfizer, a. O. 4. 8, Reyſcher, publiciftiiche Verfuche, Stuttgart 1832. 

III. undesverfammlung. Klüber, Akten des Wiener Kongrefies. Ph. 4. 
G. v. Meyer a. O. Th. II u. Suppl. dazu. Protokolle der deutfchen 
Bundesverfammlung cit. Klüber, öffentliches Recht cit. $. 116 fg. Rud— 
hardt, a. D., ©. 32 fg. Bundesrehtlidhe Fragen, Halle 1851. Zöpfl 
a. D., Th. I, S. 273 fg. Zachariä a. D., Th. II, ©. 638. Desf. kleines 
Meifterwert : „vie Rechtswiprigfeit der verjuchten Reaktivirung der Bundesver- 
fammlung, Göttingen 1850 (vgl. oben Reform des deutſchen Bundes), 

IV. Reform des deutihen Bundes. Vgl. Zahariä, a. D., Th. I, 
©. 180 u. ©. 187 fg.N). Karl von Kaltenborn, a. O., Bd. IE und im 
erften Bande die Vorrede, ©. IV—XV, 

V. Nach weiſe der Literatur vollftändiger bei Zahariä a. O., Zöpfl 
a. D. und namentlid mit eingehender Charakteriftit bei Robert v. Mohl, 
Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfhaften, Bd. II, Erlangen 1856, 
S. 244—286. Aegidt. 





1) Kür obigen —* hat der Verfaſſer die von ihm ſeit 1848 geſammelten Aktenſtücke in 
officiellem Abdruck eingeſehen. 


Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. III. 7 
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Deutiches Bürgerrecht. 


Denn das Stantswörterbud dem deutſchen Bürgerrechte einen eigenen Artile! 
widmet, fo fann der Beftimmungsgrund zunächſt nicht blos in der unmittelbaren 
praftifhen Wichtigkeit deffelben, fondern wohl eben fo fehr in feiner hiftorifchen 
und politifhen Bedeutung gefucht werden; — und dieſe wäre allerdings für fid 
erheblih genug, um einer befonderen Darftellung würdig zu fein. 

Ein wahres deutſches Bürgerrecht ift bei der zur Zeit geltenden Ordnung 
der Dinge ſchwer theoretiih zu begründen und noch ſchwerer zur wirfliden Gel: 
tung und Anerkennung zu bringen, weil e8 uns an einem einheitlichen deutſchen 
Gemeinweſen fehlt, in dem und zu dem man im Berhältniffe eines Bürgers oder 
Angehörigen ftehen Fünnte, und das die Mittel böte, vie im Bürgerrechte ent- 
baltenen Befugniffe zu fihern und zu ſchützen. Der deutſche Bund, ein vertrage- 
mäßig begründeter Berein der ſouveränen Fürften und freien Städte Deutſchlande, 
bat in Gemäßheit viefes feines Charakters weder Unterthanen noh Bürger; nur 
die einzelnen Mitglieder des Bundes haben Unterthanen, nur in deren Staaten 
giebt es Staatsbürger. Es kann daher aud nur in den Einzelftaaten und gegen- 
über denfelben von einem wirklichen Staatsbürgerrecdhte gejprodhen werben, wobei 
ed indefjen allerdings möglich bleibt, daß der Bund den Inhalt diefes Bürger 
rechts entweder allein oder dod mit beftimme und daß er die Garantie für da 
Beftand und die Anwendung der darin begriffenen Rechte übernehme. 

Anders verhielt ſich's biemit, jo lange Deutſchland einen einheitlihen Staat, 
das Reich bildete, und johin ein förmliches Reichsbürgerrecht eriftirte. Freilich mar, 
da faft alle Deutfchen nur mittelbare Unterthanen des Reichs, und Direkt einer 
Landeshoheit unterworfen waren, der Inhalt und Umfang dieſes Reichsbürger 
rechts nur noch von geringer Bedeutung; die rechtliche Stellung der Unterthanen 
wurde faft ausſchließlich durch die Yandesgefeggebung beftimmt und dieſe bebar- 
velte die Angehörigen der übrigen deutſchen Xerritorien in der Regel ebenfo «li 
Fremde, wie die Unterthanen nichtveutiher Staaten. Gewiffe Wirkungen waren 
indeffen nody immer an das Reihsbürgerredht geknüpft, und zwar nicht blos in 
Bezug auf die unmittelbaren Unterthanen des Reichs, ſondern auch in Bezug auf 
die landſäßigen Perfonen. Dahin gehörten insbefonvere 

a) die Fähigkeit, in allen veutfchen Ländern Erbe zu fein, fo daß das be 
fannte Heimfallsreht (jus albinagii) dann ausgefchloffen war, wenn der Erbe ein 
Deutjher war. (Das Abzugsgeld wurbe aud von den Angehörigen deutſcher 
Territorien erhoben, jo wie die Nachſteuer aud dann zu entrichten war, wenn 
Jemand in ein anderes Reichsland ausmwanderte); 

b) freier Aufenthalt und freier Betrieb des Handels in allen beutfdhen 
Territorien, freilih unter Beobachtung der geltenden Laudespolizeigeſetze (cf. Land— 
frieve von 1548 8. 1); 

e) die Fähigkeit, Reihsämter und Würden, wie insbefondere die Stellen bei 
den höchſten Reichsgerichten zu belleiden und im deutſchen Stiftern und Ritterorden 
Präbenden zu erwerben; 

d) das Recht auf religiöfe Duldung, beziehungsweife auf freie Religions: 
übung nad) Maßgabe der näheren Beftimmungen des weftphälifchen Friedens; 
endlich — und das ift ein wefentliher Beftandtheil des Reihsbürgerrehts — 
participirte 

e) jeder Reichsangehörige an den Oarantieen, welche die Reichsver faffung 
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allen geſetz⸗ und verfafjungsmäßig begründeten Rechten der Unterthanen in ber 
NReichsgerichtsbarkeit bot. Man konnte auch zum Schutze folder Rechte, melde 
zunächſt auf der Yanvesverfaffung und ver Landesgeſetzgebung berubten, ven 
Schub des Reichsoberhauptes und namentlid der Reichsgerichte anrufen. Es 
fonnten daher nicht blos Beſchwerden wegen Verweigerung over Verzögerung der 
Juftiz von Seite der LYandesgerichte, fondern auch Klagen gegen ven Landes: 
herrn * wegen Mißbrauchs der Landeshoheit an die Reichsgerichte gebracht 
werben !). 

Mit der Auflöfung des deutſchen Reichs hörte, fo wie überhaupt, fo auch 
bezüglich des Unterthanen-Berhältniffes jede rechtlihe Gemeinfhaft unter ben 
deutſchen Staaten auf. Es gab fortan nur Unterthanen ver einzelnen nun fou= 
verän gewordenen Staaten, und die Regelung ihrer Verhältniffe war nun einzig 
und allein Sache der Lanvdesgefeßgebung, ohne daß ihr dabei irgend eine redt- 
lihe Schranke entgegenftand. Bei der Abſchließung des Rheinbundes hatte man 
niht daran gedacht, Über die rechtliche Stellung der Unterthanen etwas feftzu- 
fegen; nur die Verhältniſſe der Mebiatifirten und ihrer Beamten fanden in ver 
Rheinbundsakte ihre Normirung. In Einer Beziehung hatte indeſſen der Rhein- 
bund Folgen für die Stellung der Unterthanen ver Einzeljtaaten geäußert. Der 
Proteftor ließ fih nämlid in den Beitrittsurfunden der proteftantifchen Landes— 
herren das Berfprechen geben, daß vie Hebung ver katholifchen Religion der ver 
proteftantifchen vollfommen gleichgeftellt und daß die Unterthanen von beiden Kon— 
feſſionen ausnahmslos gleiche bürgerlihe und politiiche Rechte. genießen jollten 2). 

Bei der Berathung der deutſchen Bundesakte, durch welche die neue Ord— 
nung der Dinge in Dentjchland begründet werben follte, war bie Frage über vie 
Feſtſtellung der Rechte der Unterthanen von mehreren Seiten angeregt unb zur 
Berhanplung gebracht worben. Wenn man aud von der Wieberherftellung des 
Reiches bald abitand, jo hielten e8 doch gar mande gewichtige und einfichtige 
Stimmen (u. U, Stein, W. v. Humboldt, Münfter) für nothwendig, daß dem 
Bundesvertrag die feierlihe Anerkennung der wejentlichen Unterthanenredhte ein- 
zuverleiben jei und daß man im Bunde eine Garantie gegen willfürliche Ver— 
legung aufrihten müſſe. Daher follte vie Zwedbeftimmung des Bundes auch 
„ben Schug der verfaflungsmäßigen Rechte jeder Klaffe der Nation” umfafjen 
und im Konterte des Bundesvertrags follten als Rechte der Unterthanen nament- 
lih anerkannt werben: 

a) die Freiheit und Sicherheit der Perfon, fo daß eine Bejchränfung 
derfelben nur infoweit zuläffig ſei, als fie in dem beftehenden Gefegen begründet 
und durch den orbentlichen Richter verfügt ift. Die gänzliche Aufhebung ver Leib- 
eigenfchaft, wo fie etwa noch vorhanden war, verjtand fih dann von felbft; 

b) pas Berbot des Schul- und Univerfitätsbanns oder die Freiheit, feine 
und der Seinigen Ausbildung auf jeder deutfchen Lehranftalt zu fuchen; 

e) die Sicherung der Unabhängigkeit ver Landesgerichte und die Möglichkeit, 


1) Dal. N. Tb. Gönner, deutiches Staatsrecht. Landshut 1804. S. 58; dann J. St. 
Vütter, Anleitung zum deutſchen Staatörechte. Bayreuth 1792. Bd. 11. S. 578, 

2, ©. die fraglichen Urkunden bei Guido von Meyer, Staatsaften Bd. 1. S. 126. — 
In der Note des —* an den Fürſten Primas vom 11. Sept. 1806 findet fich in Bezug 
auf die Unterthanen nur eine negative Aeußerung, die lautet: »les discussions, que les Sou- 
verains pourraient avoir avec leurs sujels, ne peuvent éêtre portées ä un tribunal 
ötranger.« Als ein folches fremdes Tribunal, das nicht für die Untertbanen beftebt, wird un: 
mittelbar darauf auch der Bundestag bezeichnet; f. v. Meyer, a. a. O. ©, 122, 
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gegen ihre Entſcheidungen an ein Bundesgericht mit Beſchwerde ſich wenden zu 
können; 

d) die Freiheit chriſtlicher Religionsübung aller Orten, wo vie Unterthanen 
eine firdliche Gemeinde zu bilden fih im Stande fühlen, und die Berfiherung, 
daß jede im Staate anerkannte Religionsgefelihaft ausjhliegend zur Berwaltung 
ihres Kirchenvermögens berechtigt fei ?). 

Bon allem diefem gelangte nun wie bekannt jchließlich nichts zur Aufnahme 
in die Bundesafte. Die Mittelftaaten boten Alles auf, ſich in dieſem Punkte 
möglichfte Freiheit zu bewahren, und wollten daher durch den Bundesvertrag keine 
Verpflichtungen übernehmen. In Folge deifen erhielten dann aud nur wenige bie 
Rechte der Unterthanen überhaupt betreffenden Berfügungen die allgemeine Zu- 
fimmung, an deren fragmentarifcher Geftalt die Art ihrer Entftehung fi deut⸗ 
lich genug beurkundet. Auf ihnen beruht der wirkliche Gehalt des zur Zeit be- 
ftehenden deutfchen Bürgerrehts, und es ift daher unfere Aufgabe viefelben hier 
zufammenzuftellen. i 

1. Von den auf Religion und Kirche bezüglihen Vorfchlägen warb nur 
das gut geheißen, was im Artifel 16 der Bundesafte enthalten ift. Darnach fann 
die Berfchiedenheit der chriftlichen Neligionsparteien in den Ländern und Gebieten 
des deutfchen Bundes feinen Unterfchied im Genuſſe der bürgerlihen und politi- 
ſchen Rechte begründen. Im zweiten Abfage wird den Juden das, was ihnen an 
Rechten von den einzelnen Bunbesftaaten bereit8 eingeräumt war, gewährleiftet 
und wirb verfprodhen, daß bie Bundesverfammlung in Berathung ziehen werde, 
wie auf eine möglichſt übereinftimmende Weife die bürgerliche Verbefferung ver 
Bekenner des jüdiſchen Glaubens in Deutfhland zu bewirken fei und wie infon- 
derheit denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen vie Uebernahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten verfchafft und gefichert werben fünne. — 
Das Berfprehen des zweiten Abjages ift bis zur Stunde ohne Erfüllung ge 
blieben; die Beftimmung im erften Abfate wird von der Bundesverfammlung in 
einem fo engen Sinne verftanden und ausgelegt, daß fie nahezu illuſoriſch wire. 
Man geht nämlicd davon aus, daß der Artikel 16 fi auf die Neligionsübung 
überhaupt nicht erftrede, daß vielmehr die Frage, ob eine Konfeffion das Recht 
des gemeinfamen, resp. öffentlichen Kultus habe, nad wie vor aus den Verord— 
nungen bes weftphälifchen Friedens zu beantworten fei. Nur für ven Ball, daß 
hiernach eine Konfeffion im Lande als eriftenzberechtigt erfcheint, äußert dieſer 
Anfiht nad der Artikel 16 Wirkungen. Unferes Erachtens ift diefe Auslegung 
ver Bundesafte, auch von den politiihen Bedenken, welde fie gegen fich bat, 
abgefehen, eine irrige %, Die Bundesakte fhließt fih an den Zuftand der Dinge, 
wie er in den Nheinbundftaaten in allgemein anerkannter Geltung war, an und 
feste daher insbeſondere das Recht der Religionsübung - als felbftverftänplich vor- 
aus. Vgl. den Artikel „Belenntnißfreiheit”. 

2. Außer dem, was der Artikel 16 der Bundesalte über die Rechtsverhält— 
niffe der Unterthanen verfügt, ift insbefonvere nody der Artikel 18 feinem ganzen 
Inhalte nach der Feftftelung gewiffer Grundſätze über viefelben gewidmet. „Die 
Bundesgliever kommen überein” — fo lautet der Eingang — „ven Unterthanen 


3) Dal. Job. 2. Klüber, Ueberſicht der Diplomat. Verhandlungen des Wiener Kongreffes 
überhaupt und über wichtige Angelegenheiten des deutſch. Bundes inſonderh. Abth. 11. S. 269 ff. 

+) Dal. über diefe Kontroverfe noch die Fritifche Ueberſchau der deutichen Gefepgebung und 
Rechtsw. Bd. V. S. 167 ff. und die dort angeführten Autoren. 
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der deutſchen Bundesſtaaten folgende Rechte zuzuſichern“ 5), Die zugeficherten 
Rechte ver Unterthanen find aber: 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu er- 
werben und zu befigen, ohne deßhalb in dem fremden Staate mehreren oder 
höheren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthanen. 
Selbftverftändlih muß der Erwerber das Recht haben, fi in dem Stante, wo 
fein Grunvbefig liegt, aud aufzuhalten. 

b) Die Befugniß des freien Wegziehens aus einem Bundesſtaate in ven 
andern, der fie ermeislih zu Unterthanen annehmen will, fo wie die, in Civil- 
und Militärbienfte deſſelben zu treten, — beides jedoch nur infoferne feine Ver— 
bindlichfeit zu Militärdienften gegen das bisherige Vaterland im Wege fteht. Da- 
mit wegen der zur Zeit ver Abſchließung des Bundes obwaltenden Verſchiedenheit 
der gejeglihen Vorſchriften über Militärpflichtigkeit hiebei nicht ein ungleidhartiges, 
für einzelne Bundesftaaten nachtheiliges Verhältniß entftehen möge, fo follte bei 
der Bunvesverfammlung die Einführung gleihförmiger Grunpfäge über 
viefen Gegenftand in Berathung genommen werben. Allein die Ungleichartigkeit 
der erwähnten Vorfchriften befteht, wenn aud in etwas geringerem Grade, zur 
Stunde noch und die Bundesverfammlung Hat ihre Aufgabe, darin Gleichförmig— 
feit herzuftellen, fo wie manche andere erft noch zu löfen 6). 

ec) In Berbindung damit fteht die Freiheit von aller Nadfteuer (jus 
detractus, gabella emigrationis), infoferne irgend ein Vermögen, fei es aus 
Beranlaffung einer Auswanderung, oder aus dem Grunde eines Exrbihaftsanfalls, 
eines Berfaufs, Taufches, einer Schenkung, Mitgift u. f. w. aus einem Bundes: 
ftaate in den anderen übergeht. In den näheren Beftimmungen, über welche fich 
die Bundesverfammlung am 23. Juni 1817 zur Verwirklichung der grundgefeg- 
lihen Anorbnung vereinigte, wird noch beſonders ausgeſprochen, daß es bezüglich 
der Nachfteuerfreiheit keinen Unterſchied made, ob vie Erhebung der Abgabe bis- 
ber dem lanvesherrlichen Fiskus, den Standesherren oder anderen Privatberedhtig- 
ten oder Kommunen zuftand, und daß die Aufhebung der Nachfteuer keinen Grund 
zur Entſchädigungsforderung an den Landesherrn wegen ber den Berechtigten ent- 
gehenden Einnahme abgeben könne. Beſondere, unter den Bunbdesftaaten bereits 
beftehende oder in Zukunft abgefchloffene Yreizügigkeitsverträge find von Wirkſam— 
feit, infoferne fie noch günftiger find und die freiheit nod) weiter ausbehnen, als 
das Bundesrecht. Vgl. oben ven Artikel „Auswanderungsrecht“. 

Während die Bundesakte in den bisher angeführten Berhältniffen (1 und 2 
a— e) beftimmte Zufiherungen giebt, die, um rechtswirkſam zu fein, blos ver 
Publikation bevürfen, giebt 

d) ver letzte Sat des Artikels 18 das Verſprechen einer künftigen Re— 
gelung der Preſſe und des Autorrehtes. „Die Bundesverfammlung wird 
ſich“ — das find die Worte dieſes Satzes — „bei ihrer erſten Zufammenkunft 
mit Abfafjung gleihförmiger Berfügungen über die Preffreiheit und die Sicher: 


5) Im Entwurfe hatte diefer Eingang gelautet: „Den Unterthanen der deutichen Staaten 
wird von den Bundesgliedern gegenfeitig zugeſichert“; erft in der Sigung vom 8, Juni ward 
die iepige Redaktion — wie ed fcheint auf Bayerns Antrag — angenommen; f. Klüber a. a. 
D. 265 


6, Daß auch die Intereffen des Bundesheerwefens eine GHleichförmigkeit in der fraglichen 
Beziehung beifchen , brauchen wir wohl faum befonders bervorzubeben, Mebrere einzelne Staaten 
haben durch Separatverträge die Lücke ergänzt; vgl. Klüber, öffentl. Recht des deutichen Buna 
des (IV. Aufl.) Bd. 28 (©. 306) Note f. 
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ftellung der Rechte ver Schriftfteller und Verleger gegen. ven Nachdruck befchäfti: 
gen." — Die gleihförmigen Berfügungen über die Preffe, die der Beſchluß vom 
20. September 1819 brachte und die bis zum Jahre 1848 in Kraft blieben, 
normirten befanntlih nicht die Preßfreiheit, fondern führten eine fehr weit 
ausgebehnte Cenjur ein. Erſt ver Bundesbeſchluß vom 3. März; 1848 erflärte, 
es ftehe jedem Bundesſtaate frei, die Cenfur aufzuheben und Preffreiheit einzu- 
führen, fette alfo die VBorfhriften von 1819 außer Wirkfamkeit. Die dadurch im 
Bundesrechte entftanvene Lücke füllte der Bunvesbefhluß vom 6. Juli 1854 7) 
wieder aus, der „allgemeine Beitimmungen zur Verhinderung des Mißbrauchs 
der Preffreiheit" trifft. S. das Nähere hierüber in dem Artikel „Preffreiheit". — 
Die gleihförmigen Normen zum Schutze des Autorrehts gegen Nachdruc kamen 
zwar fpäter (1837) zu Stande, als jene über die Prefie; allein ihr Inhalt war 
dem Zmwede entfpredhender, und die Bundesverfammlung bat es ſich angelegen 
fein laffen, das, was anfänglich darüber feftgefegt war, nad Maßgabe ver An- 
forderungen einer Hareren Einfiht und des praftifchen Bedürfniſſes zu ergänzen 
und zu erweitern 8). S. oben ven Artikel „Autorrecht“. 

Auf diefen wenigen Zufiherungen beruht ver pofitive Begriff des wirflich 
beftehenden deutſchen Bürgerrechts 9), das, wie aus ber bisherigen Ausführung 
erhellt, wefentlih nur Rechte gegen ven eigenen Staat, nicht auch Rechte gegen- 
über den anderen deutſchen Staaten, — nicht einmal das Recht des freien Auf: 
enthalts, gejhweige denn das der Nieverlaffung u. f. w. enthält. Aber auch gegen- 
über dem eigenen Staate werben ven deutſchen Unterthanen nur einzelne Bürger: 
lie Rechte zuerkannt; politifche Rechte werben nicht nur nicht gewährleiftet, 
jondern die Fähigkeit dazu wird den Deutſchen durch die Bundesgeſetzgebung ge: 
radezu abgeſprochen 10), 

Laßt hiernach der Inhalt des deutſchen Bürgerrechtes jehr Vieles ver- 
miffen, fo ift ver Schuß, der den darin begriffenen Rechten bunvesgefeglich ge- 
währt ift, nod mangelhafter. Zwar ift das Recht der Beſchwerdeführung beim 
Bundestage den Berheiligten eröffnet. Allein viefem fehlt e8 an derjenigen Unab— 
hängigfeit und Selbſtſtändigkeit, welde die Grundlage des Vertrauens bildet; und 
die Art, wie die wirklich an den Bundestag gebrachten Bejchwerden dort bisher 
behandelt wurben, war nicht geeignet ein foldes Vertrauen zu erweden ober zu 
ftärfen. In folange nicht eine vichterliche Inftanz, analog dem Reihsfammergericht, 


— rn denfelben bei H. U. Zachariä, die deutichen Verfaffungsgefeße der Gegenwart. 
‚si ff. 


8) Aus der jüngften Zeit gehört hieher der am 1. Juli 1857 in Sraft getretene 
Bundesbeſchluß vom 12. März 1857, den Schup dramatifcher und mufifalifcher Werke gegen unbe 
fugte ART ung und Darftellung betreffend, woͤrnach der Auktor auf Lebenszeit, fein Erbe und 
Nachfolger noch 10 Jahre lang des gefeplichen Schuges genießt. \ 

9, In der neueften Zeit bat die Bundesverſammlung auch das VBereindwefen durd We 
ſchluß geregelt, nicht in der Abſicht, dieſes Necht dadurch den Unterthanen zu fihern, fondern um 
deifen Ausübung „tim Intereſſe der gemeinfamen Sicherheit und Ordnung“ zu normiren; ſ. den be: 
treffenden Beichluß vom 13.. Juli 1854 bei Zahariä, deutfche Verfaffungsgefege S. 57. 

10) Die Nichtigkeit diefer unferer Behauptung brauchen wir nicht umftändlich zu. beweifen; wir 
erinnern nur an Die Art des Dollzugs des Artikels 13. Aus dem vorber angeführten Beſchluſſe vom 
13, Juli 1854 über das Vereinsweſen entnimmt man, daß diefelbe Auffeffung zur Stunde die herr⸗ 
fchende fei. In $. 3 werden nämlich die Vorfchriften über die politifchen Vereine mit folgenden 
Worten eingeleitet: „ſo ferne derartige Dereine nicht nach Maßgabe der Landesgeſetze überhaupt 
unterfagt find“, Hiedurch gerade hat fich das Bundesrecht in den grellſten Widerſpruch mit dem gan: 
zen modernen Rechtöbewußtfein und zum Theil auch mit den Berfaflungen der Bundesftaaten gejept. 
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über ſolche Beſchwerden entſcheidet, wird daher das praftifche Bedürfniß unbefrie- 
digt bleiben, und auch ſolche Beftimmungen, welde ihrer Wortfaffung nad) die 
Untertbanenrechte zu fihern und zu gewährleiften geeigenfhaftet wären, wie z. B. 
die des Artifeld 29 der Wiener Schlußafte über Juftizverweigerung, werden ohne 
Wirkung bleiben. Sollten die Beftimmungen der Bundesafte reelle Vortheile Bieten 
und wirklih ein allgemeines deutſches Bürgerrecht begründen, dann müßte den- 
jelben wenigftens bei der Anwendung diejenige Ausvehnung gegeben werden, beren 
fie ihrem Wortlaute und ihrem Zwede gemäß fähig waren. Vgl. noch oben ven 
Artikel „Beſchwerde“ und den Artikel „Iuftizverweigerung“. 

Nah allevem wird es erflärlich erjcheinen, wenn aud) diejenigen, welche in 
Bezug auf das Maf der Unterthanenrechte nur die geringften Anſprüche machten, 
mit dem, was das Bundesrecht bot, nicht zufrieden fein konnten. Piel ja ſelbſt 
ein Bergleih des gegenwärtigen Zuftandes mit dem zur Zeit des Reichs micht 
zum Bortheil der Öegenwart aus; die Bundesgefeggebung gemwährleiftet nicht ein: 
mal fo viel, als die Reichsverfafjung gefichert hatte 11), Daher trat dem auch 
bei jeder politifchen Erregung das Berlangen nad ausgedehnteren und beffer ge— 
fiherten Rechten in den Bordergrund und daſſelbe äußerte ſich befonders lebhaft 
in der Bewegung des Jahres 1848: die „Grundrechte des deutſchen Volkes“ 
follten feftgeftellt werden. Der Entwurf eines deutſchen Reihsgrundgefeges, welcher 
im April 1848 von den 17 VBertrauensmännern ausgegangen war, fuchte zuerft 
den vom PVorparlamente formulirten Forderungen zu entfpreden 12); er zählte in 
Artifel IV 8. 25 jene Rechte auf, welche das Neid dem deutſchen VBolfe gemähr- 
leiftet und welche zugleih der Berfaffung jedes einzelnen dentfchen Staates zur 
Norm dienen follten. Die wichtigften verfelben find: 

a) eine Bolfsvertretung mit entſcheidender Stimme bei der Gefeßgebung und 
Beftenerung, der die Minifter verantwortlih und deren Verhandlungen öffentlich 
find; 

b) eine freie Gemeindeverfafjung auf Grundlage felbftftändiger Verwaltung 
der Gemeinde-Angelegenheiten ; 

c) Unabhängigkeit der Gerichte, adminiftrative Unabjegbarfeit der Richter, 
öffentliches und mündliches Verfahren mit Schwurgerichten in Kriminalſachen und 
bei politifhen Vergehen, Vollziehbarkeit der rechtskräftigen Erkenntniſſe deutfcher 
Gerichte im ganzen Gebiete des deutſchen Reiche; 

d) freies Berfammlungs- und Vereinsrecht, unbefchränftes Petitionsrecht von 
Einzelnen jowohl als Körperfchaften, verfaffungsmäßig gefichertes Beſchwerde— 
recht ; 
e) Preßfreiheit ohne Beihränfung durch Cenfur, Koncejfionen und Kautionen, 
Aburtheilung der Preßvergehen durch Schwurgerichte; 

f) Sicherftellinng ver Perfon gegen willfürlicye Verhaftung und Hausſuchung; 

g) Berechtigung aller Angehörigen des deutſchen Reichs, in jedem einzelnen 
Staate und an jedem Drte ihren Aufenthalt zu nehmen und unter den nämlichen 


11) Erft der außerhalb des Bundes ftehende Zollverein ift einigen der dringendften Bes 
dürfniffe gerecht geworden; die Vereinsftaaten baben z. B. die Verpflichtung übernommen, die 
Angehörigen der übrigen unter denielben Bedingungen, wie die cigenen Unterthanen, zum Sans 
deld: und Gewerbe-Betriebe zugulaffen. 

12) S. den Entwurf bei Roth und Merk, Quellenjammlung zum öffentlichen Medhte. 
Bd. 1. S. 370 ff. Die Bezeihnung „Grundrechte wird in den Verhandlungen des Vorparla— 
ments bereitd gebraucht. 
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Bedingungen, wie die Angehörigen des betreffenden Staates, Grunpftüde zu er- 
werben und Gewerbe zu betreiben; 

h) Auswanderungsfreiheit, Freiheit der Wahl des Berufs und der Bildung 
dazu im In- und Auslande; 

i) Freiheit der Wifjenfhaft, dann des Glaubens und ver privaten und 
öffentlichen Religionsübung 13); Gleichheit aller Religionsparteien in bürgerlichen 
und politiſchen Rechten. 

: Die deutſche Nationalverfammlung hatte bald nad ihrem Zufammentritte 

einen befonderen BVerfaffungsausfhuß gewählt und ihm übertragen, vie auf bie 
Berfaffungsfrage ſich beziehenden Vorſchläge zu machen. Diefer, von der Anficht 
ausgehend, daß zuerft jene Verhältniſſe zu regeln feien, bei denen Alle gleich 
mäßig intereffirt jhienen, und welde vie nothwendige Grundlage des eigentlichen 
Berfaffungswertes bilden müßten, beſchloß zu allernädhft, einen „Entwurf über die 
Volksrechte“ auszuarbeiten und der Berfammlung vorzulegen 1%), Der fehr aus- 
führlihe Entwurf warb in der Verſammlung felbft noch bedeutend erweitert, ohne 
doch ſachlich mehr zu bieten, als der Giebenzehner-Entwurf. Es ift hier nicht der 
Drt, alle die mannigfadhen Nachtheile auseinanderzufegen, welche diefer Gang ver 
Berhandlungen und die Art und — wie fie gepflogen wurden, auf das Er- 
gebniß der Thätigfeit der Nationalverfammlung geäußert hat. Es warb nicht blos 
der günftige Moment zur Gründung einer einheitlihen Verfaſſung verfäunt, fon: 
bern es ging aud das Bertrauen verloren, indem die VBerfammlung viel zu weit 
ausgriff und Dinge gleihförmig zu reguliven unternahm, bei denen diefes, an fid 
unnöthig, den Wünſchen des Volkes widerfprad. 

Die Grundrechte des deutſchen Volkes, melde fpäter als Abſchnitt VI in 
die Reihsverfaffung aufgenommen wurden, hatten zwar in einzelnen deutſchen 
Staaten Gefegestraft erlangt; allein mit dem Scheitern der Reihsverfaffung mußten 
auch fie fallen, da ihr Beftand von dem Beftehen einer fie gewährleiftenden und 
Ihügenden Reihsgewalt bedingt war. Und fo ift das deutſche Bürgerrecht zur 
Stunde nod auf dasjenige befhränft, was die deutſche Bundesafte in Bezug af 
daſſelbe bietet ! 

Siehe die vollftändige Darftellung der „Grundrechte“ bei Zöpfl, Grunpfäge 
des allgemeinen und deutſchen Staatsredhts, IV. Aufl. (1856) Br. II S. 222 
bis 252, wobei auf die einſchlägigen Beftimmungen ver Berfaffungen der Einzel- 
ftaaten fortlaufend Rüdfiht genommen ift; vergl. noch Ottow, die Grundrechte 
des deutſchen Volkes nebft den Entwürfen zu dem Geſetze und Hinweifungen auf 
andere Berfaffungen. Frankfurt a. M. 1849 *), Böyt. 


Deutiche Kriegöverfaffung, f. Kriegsverfaffung. 

Deutſche Nationalverfammlung, ſ. Nationalverfammlung. 

Deutiche Landftände, f. Landſtände. 

Deutfchorden, f. Orden. 

Diäten, ſ. Abgeordnete, 

Diderot, ſ. Enchklopädiſten. 

13) Das Vorparlament hatte noch beigefügt: „Unabhängigkeit der Kirche vom Staate“. 
RatBer Lo 3 * ra. hi " * —*— des Verfafjungs:Ausfchuffes der deutſchen 

. Tb. £ ; f. den Bericht des Ausichuffes über den Entwurf ebend. S. 371 ff. 


*) S. auch den gleichzeitig gefchriebenen Art. „Deutſche Bundesverfaffung”, oben S. 49 ff. 
Anm. d. Reb. 
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I. Bon einer ſtaatsrechtlichen Dienftbarteit fpridt man da, wo bie 
ftaatlihe, an fi unbefchränfte und vollftändige Herrfhaft (Staatshoheit) inner- 
halb ver Grenzen des Staatsgebiets zu Ounften eines andern Staats oder poli- 
tifchen Gefammtlörpers in dauernder Weife durch einen fpeciellen Nectstitel 1) 
vergeftalt eingeſchränkt ift, daß fie dem Berechtigten gegenüber zu einem beftimmit 
begrenzten Dulden oder Unterlaffen verpflichtet erjcheint. Die fog. ftantsrechtliche 
Dienftbarkeit konftituirt alfo ein Rechtsverhältniß zwifchen zwei von einander un— 
abhängigen politischen Körpern und ift infofern gar nicht ftantsrehtlih im 
eigentlichen Sinne, ſondern in das Gebiet des Völkerrechts zu verweilen, durch 
welches die für dieſelbe Geltung in Anſpruch nehmenden allgemeinen Rechtsnormen 
allein konftitwirt werben können. Wenn aber eine ältere Theorie zwiſchen ftants- 
rechtlichen und völferrehtlihen Dienftbarkeiten zu unterſcheiden für nöthig 
bielt 2), fo erklärt fi dies aus der befondern Berfaffung des deutſchen Reiche, 
als eines zufammengefegten Staatskörpers, in welchem bie einzelnen Zerritorial- 
herren zwar unabhängig von einander fich gegenüber ftanden, aber doch der höhern 
Stantsgewalt von Kaiſer und Reid unterworfen waren, durch welche auch befon- 
dere, unter den Begriff einer Dienftbarkeit zu fubjumirende Nechte begründet 
oder aufgehoben, alſo durd eine für beide Theile verbinpliche ſtaatsrechtliche 
Norm regulirt werben konnten. 

Die Begriffsentwidlung der ſtaatsrechtlichen Dienftbarkeit kann fih un- 
bevenflih an die Analogie der ciwilrechtlihen Serpitut anlehnen. Im Allgemeinen 
erfcheint auch fie als ein dingliches, das völkerrechtliche Eigenthum oder 
Staatshoheitsreht beſchränkendes Recht, man mag nun dafiir die gewöhnlich ge- 
wordene Auffaffungsweife, daß die Serpitut fi) durch abgelöste Eigenthums— 
beftanptbeile bilde, aboptiren ober nit. Schon hierdurch tritt fie in Gegenſatz 
zu allen blos obligatorifhen, nur eine perfönliche Verpflichtung begründenden 
Berhältniffen, wie fie zwiſchen Staaten unendlich häufig und in ber mannig- 
faltigften Geftalt vortommen. Die Eriftenz ver Staatsfervitut ergreift wefentlid, 
das Staatsgebiet felbft, als Objekt des befchränfenden Rechts; fie ift ein jus 
in re, ein Recht, welches die Sache felbft, wenn gleich nur in beftimmter Rich— 
tung und Grenze, dem Berechtigten unterwirft und deßhalb aud von ihm gegen 
jeden Beſitzer des belafteten Gebiets, ohne Rüdficht auf das Verhältniß deſſel— 
ben zu ben Borbefigern und unabhängig von allen Aenverungen in ver Beherr- 
ihungsform oder dem Herrichaftstitel u, |. w., geltend gemacht werden kann, 
infofern nicht die wölferrechtlihen Akte jelbft, durch welche bie ftaatsrechtliche 
Dienftbarfeit begründet wurde, aufgehoben oder annullirt werben. 

Hiermit ift der ftaatsrechtlichen Dienftbarkeit zugleich die Eigenfchaft der 
Dauer verbürgt, vie aber auch von vornherein infofern etwas Weſentliches ift, 
als Alles, was nur von vorübergehendem Interefje für ben bereditigten Staat 


.——_— 1. 


1) Ausgefchloffen bleiben hiernach von dem Begriff die durch das Völkerrecht anerkannten 
allgemeinen Beſchraͤnkungen der Willfür im Verhältniß der Staaten qu einander und Dasjenige, 
was man wohl mit dem Namen Servitutes juris gentium uaturales (vgl. Heffter, europ. 
— der Gegenwart $. 43 vgl. mit 8. 33 daf.) genannt bat. 

2) Gönner, Entwidl, des Begriffs und der rechtl. Verhältn, deutfcher Staatsrechtsdienſt⸗ 
barfeiten. Erlangen 1800. 
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fein kann und der BVerpflichtete nur vorübergehend dulden oder unterlaffen fol, 
nicht Staatsfervitut fein fann und and nicht als foldhe bezeichnet zu werben 
pflegt; 3. B. Durdmarfh von Truppen für einen beftinmten Fall, oder wäh- 
rend eines vorhandenen Kriegszuftandes, im Oegenfag zu einer auf bauerndem 
Bedürfniß beruhenden Militärftraße, wie fie namentlih für deutſche Bunbes- 
ftanten durch neuere Staatöverträge begründet worden ift. Ob aber deßhalb über- 
haupt in allen Fällen, wo das fonftituirte Recht durch einen Enptermin begrenzt 
oder von einer Refolutivbeningung abhängig gemacht ift, der Begriff ver Dienft- 
barkeit cejfire und nur ein obligatorifches Verhältniß begründet werde? ift eine 
theoretiſche Frage, die für die völferrechtlihe Servitut wenig oder gar kein praf- 
tiſches Intereffe haben dürfte 3). 

Die Regel: „Servitus in faciendo consistere nequit* ift im römifhen Eivil- 
recht aus dem Wejen ver Servitut im Verhältniß zu dem durch fie beſchränkten 
Eigenthumsrecht abgeleitet und ihre praftifche Bedeutung die, daß eine Verpflich— 
tung zum Thun oder Leiften nicht als Beſtandtheil der Seroitut auf jeden Be- 
figer der Sade, fondern nur als Obligatio auf den Erben des BVerpflichteten 
übergeht; fragt man nun, ob jener Sat aud für vie Servitus juris publici maf- 
gebend fein könne? fo ift allerdings die Verſchiedenheit zwijchen dem privatredt- 
lihen Eigenthum, weldes eben nur Rechte, aber feine Pflichten involoitt, 
und der Staatshoheit, die nad dem ftaatsrechtlihen Princip zunächſt Pflicht 
für den Inhaber und nur folgeweife Recht ift, unverkennbar. Allein Pflicht ifi 
fie doh nur im PVerhältniß zu dem beherrſchten Staate felbft; andern Staaten 
gegenüber, worauf es bier allein anfommen fann, ift fie lediglid ein, Alles was 
die Staatshoheit gewähren kaun, umfaffendes und jede fremde Einwirkung aus 
ſchließendes Recht und dadurd die Aooption des civilrechtlichen Grundfages ohne 
Zweifel ermöglicht. Die oben angeveutete praktiihe Bedeutung des Satzes aber 
dürfte für die ftantörechtliche Dienftbarfeit von der allergeringften Erheblichkeit 
fein, da der Unterſchied zwifchen Umniverfal- und Singularfucceffion auf die Se 
cejjion in die Staatsgewalt gar feine Anwendung findet und jeder Nachfolger in 
diejelbe Staatögewalt zur Anerkennung der von den Borgängern in der Regie 
rung vechtsgültig übernommenen VBerpflihtungen verbunden ift. Es bliebe mithin 
nur der höchſt jeltene Fall übrig, daß die dem Berechtigten gegenüber zu einem 
Thun verpflichtete Staatsgewalt völlig erlöfcht oder zu eriftiren aufhört, wie 3. B. 
durch Auflöfung des deutſchen Reichs vie bisherige Reihsgewalt. Hier würde natür- 
lid aud die von ihr gegen einen andern Staat übernommene Verpflichtung zu 
einem beftimmten Thun erlofchen fein; dabei aber die weitere Frage entftehen, ob 
nicht daſſelbe in Beziehung auf alle ihr Staatögebiet belaftenden Servitutes qua in 
non faciendo consistunt, troß der entgegenftehenden Auffaffung des: Civilrechts, 
angenommen werben müſſe? mas wir doch unbedenklich ftatuiren möchten, da im 
völferrechtlihen Verhältniß ver Staaten zu einander fein durchſchlagender Grund 
bervortritt, die Verpflichtung zu einem Thun und vie ‚Verpflichtung zu einem 
Unterlafien verfchieven zu behandeln 9). Damit würde. daun ‚der auch bei. Staats- 





3) Bekanntlich ift auch dem Sage des ftrengen Civilrechts »Servitutes ipso quidem jure 
neque ex lempore, neque ad tempus, neque sub conditione, neque ad certam con- 
ditionem constitui possunt« durch Anerkennung einer pacli vel doli exceptio (L. 4. D. de 
serv. 8, 1.) die Spiße abgebrochen. 

4) Als Beiſpiel könnte bierbei die im Lüneviller Arieden Art. 6 vom deutſchen Reid 
Franfreih gegenüber übernommene Verpflichtung, mehrere Pläge und Feſtungen dieſſeits des 
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pdienftbarfeiten zmeifelloes vorkommende Unterſchied zwiſchen affirmativen und 
negativen Servitnten 5) eine befondere rechtliche Bereutung gewinnen 6), 

II. Die Subjefte ver Staatsvienftbarkeit find in der Regel zwei Staaten, 
wevon der eine ber Berechtigte, der andere der VBerpflichtete ift, Zweifellos braucht 
aber ver Berechtigte Fein ſog. einfaher Staatsförper zu fein und überhaupt feine 
ftaatlich organifirte politifhe Macht. Auch einer dauernden Konföveration, einem 
Staatenbund kann das jus servitutis zuftehen. Ein Beifptel der Gegenwart liefert 
das deutſche Bundesrecht in Betreff der Bunvesfeftungen, bei weldhen vie Pro— 
prietät und Souveränetät des Einzelſtaats durch das dauernde Recht des Bundes 
eingefchränft ift. (Das Befatungsrecht ift hier natürlich Beftandtheil des Bundes- 
Servitutsrehts, auch da wo es wieder als befonderes Recht eines Einzelftaats, 
; B. Defterreihs, Preußens oder Bayerns bei den beftehenden Bundesfeftungen, 
in ber Ausübung normirt ift.) Untertbanen dagegen fünnen bier nicht als 
Servitutöberechtigte auftreten; in feinem alle die eigenen Unterthanen eines 
Staats, bei melden auch für das hergebrachte oder verliehene Hoheitsrecht ftets 
nur der Geſichtspunkt ber —— der Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit 
des Staats unterliegenden Konceſſion (Privilegiums) maßgebend fein kann. 
Aber auch Feine fremden Staatsunterthanen können das berechtigte Subjekt bei 
einer Staatsdienſtbarkeit ſein; denn auch ſie ſind nach dem allgemein herrſchenden 
Territorialprincip der Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit des Staats, auf deſſen 
Gebiet ihnen Rechte eingeräumt ſein ſollten, unterworfen und ihr eigener Staat 
kann nicht mehr Recht bei etwaigen Berlegungen in Anſpruch nehmen, als über- 
haupt das völferrehtlihe Schutz⸗ oder Verwendungsreht reicht. Etwas anders 
würde ſich die Sache nur dann ftellen, wenn der fremde Staat felbjt ver Stipu— 
lator ift, obmohl das Stipulirte nur feinen Unterthbanen zu Gute kommt, 3. B. 
bei einer vertragsmäßig zugeficherten freien Paſſage zu Land oder zu Wafler, bei 
dem Recht zu fordern, daß gewilfe Häfen offen gehalten werben, oder Freihäfen 
fein jollen 7) u. f. w. 

Eine fog. völferrechtliche Garantie gewiffer Rechte eines nichtfonveränen Aus— 
länder macht dagegen dieſe Nechte noch nicht zu einer eigentlichen Staatspienft- 
barfeit 8); fondern aud hierbei entſcheidet der ſtaatsrechtliche Geſichtspunkt ver 
nicht willfitrlidy revofabeln Konceffion und in Betreff der Ausübung verfteht ſich 
bei etwaigen Kollifionen und NRechtöftreitigfeiten mit Dritten die Unterwürfigkeit 
unter die Gefete und die Gerichtsbarkeit des betreffenden Staats von felbft. Ge— 
nügte die völferrechtlihe Garantie, um die gegen einen Staat begründeten Rechte 
von Individuen in Staatsfervituten zu verwandeln, fo müßte ein Gleiches auch 
von derartig garantirten Rechten der eigenen Unterthanen gelten und wir hätten 
3: B. dur Urt. 14 der beutfchen Bundesalte ebenfoviel Servitutsberedhtigte als 


Rheins, namentlich auch die Reichsfeſtungen Kehl und Philippsburg in ihrem demolirten Zuftand 
zu belaffen, benugt werden. Jedenfalls ift durch den Pariſer Frieden vom 20, Novbr. 1815 
Agt, «Ik. die völlige Freiheit auf deutiher Seite bergeitellt worden. ' 

5, Heffter, das. europ Völkerrecht der Gegenwart. 3te Ausg. ($: 43) S. 86. 

6) Abgeſprochen wird ſie ihr z. B. von Alüber, öffentt. Recht $. 559 Note c. Ä 

7, Ein dem Parijer Frieden von 1763 Art. 17 angehöriges Beiſpiel (Recht der britiichen. 
Unterthanen, in gewiſſen Gegenden Kampechenholz zu fällen) bebt mit frühern Schriftitellern 
auch Heffter, europ. Völkerrecht S. 86 Note 4, hervor. 

8, A. M. Heffter, europ. Völkerrecht S. 85, welcher das im Reichsdep.Hauptſchl. von 
1803 5. 13, und in der deutjchen Bundesakte Art. 17 geichütste Poftrecht des Hauſes Thurn und 
Taxis als Beifpiel einer völkerrechtlichen Servitut aufführt: 
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Meviatifirte, welchen der Beſitz der bürgerlihen und peinlihen Gerichtsbarteit 
u. ſ. w. garantirt ift. Dies mwiderftreitet entfchieven dem juriftifhen Verſtand und 
muß als unpafjend zurüdgemwiefen werben, felbft wenn man nicht unerwogen läßt, 
daß ihre Gerichtsbarkeit fi von andern Patrimonial-Gerichtsbarkeiten dadurch 
unterfheidet, daß fie ihnen als Beſtandtheil der früher befeffenen Landeshoheit 
verblieben ift. 

Das verpflichtete Subjekt fann nur ein Inhaber von Staatshoheitsrechten 
fein. Deßhalb kann neben dem einfachen Staat allenfalls no der Bundesftaat, 
nicht aber ein Staatenbund auf biefer Seite auftreten, da er gar feine ftaatlichen 
Hoheitsrechte, fein Staatsgebiet u. f. w. hat. Zwar kann möglicher Weife bie 
Bundesgewalt andern Staaten gegenüber Berpflichtungen übernehmen, gewifle ihr 
außerdem zuftehende Rechte innerhalb des Bundesgebiet gar nicht oder nur in 
bejchränfter Weife zur Anwendung bringen zu wollen, 3. B. nad einer gewiſſen 
Seite hin feine Bunpdesfeftungen anzulegen, womit eine von der Souveränetät 
der Einzelftaaten ganz unabhängige, dieſelbe gar nicht berührende Verbindlichkeit 
der Bundesgewalt begründet fein wirbe. Außerdem und in allen Fällen, wo bas 
von der Bundesgewalt zu fonftituirende Recht die Duldung einer fremden Ein: 
wirkung auf das Bundesgebiet zum Gegenftand bat, alfo die Natur einer direkten 
Belaftung der davon betroffenen Einzelftaaten involvirt, und folgeweife die Km: 
ftituirung ver Servitut bundesrechtlih nur unter der Bedingung vermittelt werben 
kann, welche dad Bundesrecht (Wiener Schlußafte Art. 16) für die Fälle aufftell, 
wo „jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen ———— eine beſondere, 
nicht in den gemeinſamen Verpflichtungen Aller begriffene Leiſtung oder Verwilli— 
gung für den Bund zugemuthet werben ſoll“, da wird durch „die freie Zuſtim 
mung“ ver beteiligten Einzelftaaten in Wahrheit eine vie legtere felbft be 
ſchränkende Gerechtigkeit konftituirt; diefe Einzelftaaten find dann in Wahrkeit 
das dem Servitutsberechtigten gegenüber ftehende verpflichtete Subjelt und ver be 
treffende Bundesbeſchluß hat bier gemwilfermaßen nur vie Bedeutung einer die 
Beitellung erleichternden Vermittlung und arantieübernahme von Geiten wi 
Bundes, was für den Beſtand oder die Erlöfhung der Dienftbarleit möglicher 
Weiſe von Einfluß fein könnte, 

III. Den Gegenftand ver Stantsbienftbarkeit bilden im Allgemeinen ein: 
zelne Beftandtheile der Staatsgewalt, mögen es nun weſentlich in dem— 
jelben enthaltene Rechte oder hiftorifche Pertinenzen verjelben fein. Dabei fann die Be- 
ſchränkung entweder darin beftehen, daß fie dem Berechtigten gegenüber in gewiſſer 
beftimmter Weife nicht zur Ausübung gebracht werden bürfen (Serv. in non 
faciendo), oder dem Rechte der Ausjchließlichkeit gegenüber darin, daß eine Kon- 
furrenz in ver Ausübung für den fremden Staat begründet ift (Serv. in patiendo). 
MWefentlic für den Begriff der Staatsvienftbarkeit ift aber dabei immer zweierlei: 

1. daß die ftaatlihe Unabhängigkeit und Selbitftändigkeit des Berpflichte- 
ten im Ganzen over in allen übrigen Beziehungen fortdauere 9), weil 

9, Im Wefentlihen richtig ift, was fchon I. J. Mofer, nachbarl. Staatsr. Buch ım, 
Kap. 4 $. 8 fagt: „Indeffen bleibet bei allem dem der Befiper eines: folhen Landes dennoch 
der ordentliche Landesherr, weil 1) derfelbige die Regel und das Mehrere für fi, 2) der Andere 
hingegen nur einzelne Stüde bat, dahero 3) auch fih feines Mehreren anzumaßen berechtigt 
ift, als er durch Verträge, das Herkommen, Lehenbriefe zc. hergebracht bat, noch 4) fich Amie 
bei einem Landesheren) der Schluß von dem Befig eines Nechts auf das andere machen läßt.“ 
Nichtig fagt au Heffter, europ. Völferreht ©. 86: „Die äußerfte Grenze dabei ift, daß der 
verpflichtete Staat in feine völlige Abhängigkeit von dem Willen des Berechtigten gefegt, fondern 
nur in beftimmten Hoheitsbefugniſſen beſchränkt wird.“ 
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nur unter biefer Vorausfegung von einem Dienftbarteits-Berhältniß eines unab- 
bängigen Staats dem andern gegenüber die Rede fein kann; und 

2. daß die den Gegenftand der Berechtigung bildende Befugnig innerhalb 
ihrer durd Vertrag oder Herfommen gefeßten Grenzen in ihrer Ausübung nur 
von dem fouveränen Willen des Berechtigten abhängig, aljo nicht der 
Staatsgewalt des Berpflichteten untergeorbnet fei, weil außerdem weder eine 
—— Dienſtbarkeit, noch eine Berechtigung des Staats als ſolchen beſtehen 
würde 10). 

Aus dieſen Prämiſſen ergiebt ſich: Abgeſehen von den von ſelbſt hier aus— 
geſchloſſenen ſog. Enklaven können Verhältniſſe, bei welchen die Staatsgewalt 
oder das Territorium im Ganzen Gegenſtand der Berechtigung eines andern 
Subjekts find, wie z. B. beim Lehensverhältniß, der Territorial-Pfandſchaft, ver 
ſog. Halbſouveränetät, und bei der ſtaatsrechtlichen Unterordnung der einzelnen 
Theile eines Bundesſtaats, nicht unter den Begriff einer Staatsfervitut geſtellt 
werben 11), Ebenfowenig können die in Deutfchland früher fo häufigen fog. Kon« 
dbominatsverhältniffe hierher gerechnet werden, und fallen 3. B. aud nicht unter 
den Art. 34 der Rheinbundsafte, der hauptſächlich Servitutes juris publici zum 
Gegenftand hat und deren Aufhebung bezwedte, obwohl er vermöge des allge- 
meinern Ausdrucks „droit actuel sur les possessions* zu einer erweiterten Anwen— 
dung geeignet war und biefelbe auch wirklich gefunden hat, 3. B. durch die Beziehung 
deffelben auf die Lehensherrlichkeit/bei feudis extra curtem 12), — Im Uebrigen 
fönnen mittelbarer Gegenftand der Staatsfervitut alle möglichen Rechte, ins- 
befondere auch Grundgerechtigkeiten, 3. B. Jagdrecht und andere nußbare Rega— 
lien, ferner Patronatsrechte u. ſ. w. fein, vorausgefegt nur, daß die Aus- 
übung der Staatsgewalt im Territorium des Verpflichteten in Betreff derfelben 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt ift, und fid dafür der ſouveräne Wille des Berech— 
tigten an deren Stelle, foweit die Beihränfung reicht, zu fegen berechtigt fei. 
Dies allein ift das Entſcheidende und überflüffig mithin eine Aufzählung ver 
möglihen — mittelbaren — Objekte der Staatsfervitut. 

IV. Für die Ausübung der in der Staatsſervitut enthaltenen Geredht- 
fame, insbefondere da, wo fie in einer dem Rechte der Ausfchlieflichkeit wider: 
ſprechenden Einwirkung auf das fremde Staatsgebiet oder Geltendmachung hoheit- 
licher Funktionen im fremden Territorium befteht, wird die Regel, daß Servituten 
überhaupt „pfleglich“ (eiviliter) auszuüben feien, gewiß auch hier gelten müſſen. 


10) Heltere Pubficiften, wie 3. B. Weſtphal, das deutfche Staatör. Abhdlg. 48, wollen 
zwiſchen abhängigen und unabhängigen Servitutes juris publici im deutfchen Neiche unterſchie— 
den wiflen. Dies war felbft bier unrichtig und I. J Mofer, nachbarl. Staatörecht Buch IT. 
Kap. 4, nennt ganz richtig nur die legtern Serv. jur. publ., obwohl er überhaupt von Re— 
galien eines Reichsftandes in eines Mitreichsſtandes Landen handelt, welche allerdings entweder 
in fandeshoheitliher Unabhängigkeit oder mit landfäßiger Unterordnung befeflen werden konnten. 
Für diefen Regalienbefig überhaupt konnte wohl die Regel aufgeftellt werden, daß die Ver- 
muthung für die Subordination unter die Landeshoheit desjenigen ftreite, in deſſen Territorium 
fie ausgeübt würden; falfh war aber für wirfliche Servitutes juris publici der Satz von 
Gönner über ſtaatsrechtl. Dienftbarfeit $. 84 (S. 180) und geil. deutich. Staatör. $. 100 
S. 314), daß fie „der Staatsgewalt des befafteten Territoriums ſtets unterneordnet feien“, 

21) Aehnlich wie auch im Privatrecht Pfandrecht, Superficies, Emphyteuſis, erbliche Kolo— 
nat- und GErbzinsverhältniffe ni * zu den Servituten gerechnet werden und zwar, was das 
römifhe Recht betrifft , gewiß nicht blos aus biftorifchen Gründen. 

12) Klüber’s Abhandl. und Beobaht. Bd. I. Nr. 1 und Nr. 12, H. A. Zahariä, 
deutiches Staats⸗ und Bundesrecht, Th. 1. S. 150, 
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Sie find daher fo auszuüben, daß fie dem Berpflichteten möglichſt wenig zur 
Beläftigung gereihen und es ift diefem ſelbſt ver gleiche Vortheil, oder die Aus— 
übung der gleichen Befugniß, foweit e8 mit dem Rechte felbft vereinbar oder nicht 
ausdrücklich darauf verzichtet ift, im Zweifel unbenommen 1). ferner folgt aus 
ver Natur der Staatsfervitut als eines die Souveränetät beſchränkenden Rechte 
von felbft die Regel, daß die Rechtsvermuthung bei einer in Anſpruch genomme- 
nen Erweiterımg für den Berpflichteten ftreitet und daß die analoge Aus— 
dehnung des fonftitwirten Rechts unzuläffig iſt. Dagegen ift es falfch, die 
extenfive Interpretation für ausgefchloffen zu betrachten, weil aud die Ertenfiv- 
Interpretation nur die Erkenntniß des wirflihen Vertragswillens oder des wah— 
ven Inhalts der Berechtigung bezwedt. Nur fo läßt fid) die gewöhnliche Regel, 
daß ftrifte Interpretation ftatt finde, als richtig betrachten. — Wo fidy die 
Berechtigung auf das Herfommen oder den unvordenklichen Befitftand ſtützt, ent: 
ſcheidet natürlich dieſer Befigftand allein über den Umfang des Rechts. 

V. Die Begründung von Staatsfervituten zwiſchen fouveränen Staaten 
fann natürlih nur dur ſolche Titel erfolgen, welche das Völkerrecht Überhaupt 
anerkennt. Ausgeſchloſſen ift vaher die erwerbende Verjährung (prescriptio defi- 
nita). Es bleibt nur die vertragsmäßige Einigung, fei es in einem Frie— 
densſchluß oder in einem andern Staatsvertrag übrig, wobei die Frage, ob durch 
ven Bertrag ſchon das Recht felbft erworben werde? unbedenklich zu bejahen, 
jedenfalls für das Völkerrecht eine müßige if. Die Nachweiſung ausdrücklicher 
Einräumung kann aber auch hier erfegt werben durch den unvordenklichen 
Beſitzſtand. Er begründet die auch im Völkerrecht anerkannte und unentbehrlide 
Rechtsvermuthung einer rechtmäßigen Erwerbung. 

Wenn die deutfchen Reihspubliciften ven bei privatrechtlichen Servituten vor: 
kommenden Grwerbungstitel einer praseriptio definita aud für ihre al® servi- 
tutes juris publici behanbelten Gerechtſame eines deutſchen Neichsftandes im 
fremden Territorio anerkennen und auferdem no der Begründung durch Privi 
legium gevenfen, fo hatten fie dabei felbftverftännlih nur das Verhältniß der, 
einer höhern Staatsgewalt und ven Reichsgefegen untergeorbneten, reichsunmittel 
baren Glieder des Reichs im Auge. Was das Privilegium oder die kaiſerliche 
Berleihung betrifft, jo bezogen ſich diefelben hauptfächlic auf ſolche Gerechtſame, 
die früher die Kaifer felbft befeffen und ausgeübt hatten, die fie aber vor dem 
feftern Abſchluß der Territorien und vor der Konfolivation der Landeshoheit und 
deren reichsverfaffungsmäßigen Sicherſtellung gegen weitere Taiferliche Eingriffe, 
an benachbarte geiftlie oder weltliche Neihsftände verfauft, verpfändet ober ver 
ſchenkt, Ichens- oder eigenthumsweife überlaflen hatten 14), Seitdem es eine durch 
den weftphälifchen rieven (Instrum. pac. Osnabr. Art. VIII. $. 1) beftätigte 
und dur die Wahlfapitulation (Art. I. $. 8) befeftigte Negel war, daß den 
Ständen in ihren Territorien in ihre Landeshoheits- und Negierungsrechte unter 
keinerlei Vorwand eingegriffen werben dürfe, fiel die rechtliche Möglichkeit einer 
folden Konftitwirung wurd faiferliches Privilegium, abgefehen davon, daß bie 
Kaifer gar nichts mehr zu vergeben hatten, weg. Ja felbft die Möglichkeit einer 
Konftituirung durd) ein mit Zuftimmung der Reihsverfammlung errichtetes Gele 


— — 


3, Dal. Sefiter, europ. Völkerrecht $. 43 ©. 87, 

14), Vielfach, insbefondere bei —————— Hãuſern, waren dergleichen Berechtigungen 
dadurch entitanden, daß bei den ftattgefundenen Thbeilungen dem Einen oder Andern gewiſſe 
nutzbare Rechte, ohne Ruͤckſicht auf die geographiſche Gebietsabgrenzung, überlaſſen worden waren. 
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war dadurch jo gut wie ausgefchloffen, daß hierbei die Beftimmung des weftphä- 
lifchen Friedens über Ausfhluß der pluralitas votorum (Art. V. $. 52) von 
dem Betheiligten als Schugwehr gebraucht werben konnte. Aber die aus früherer 
" Zeit hergebrachten Gerechtjame ver fraglichen Art vanerten größtentheils fort bis 
zur Auflöfung des deutſchen Reichs, dieſer bunteften aller Mufterkarten ftaats- 
und privatrechtlicher Berwidlungen und Anomalieen, und haben zum Theil noch 
die Beftattung des Reichskörpers überlebt 15). Einer großen Zahl derfelben brachte 
aber das Jahr 1806 das Vernichtungsurtheil, theils duch die Mediatiſirung 
des Berechtigten oder Berpflihteten, womit eine Konfolidation oder Erlöfhung 
des Rechts felbft oder wenigftens die Unmöglichkeit feines Fortbeftandes ald Staats— 
fervitut verbunden war, theils zwifchen den Souveränen des Rheinbundes durch 
den ſehr vernünftigen Art. 34 der Rheinbundsafte, ven fog. Verzichtsartitel, wel- 
her ja die Hauptbeftimmung hatte, den einzelnen Souveränen innerhalb ihres 
Stantsgebiets einen reinen Tiſch zu verfchaffen 16, Damit war natürlich nicht 
ausgeiprohen, daß Staatsjervituten für die Zukunft zwifchen ven Rheinbunvs- 
ftaaten überhaupt nicht ftattfinden fünnten; und find auch durch die Rheinbunds- 
afte jelbft, allenfalls mit einer Ausnahme, feine Staatsfervituten beftätigt oder 
neu bedungen worden 17), fo hat jevenfalld vie fpätere Zeit eine Reihe von 
Staatöverträgen aufzuweifen, durch welche nmamentlih zwifhen deutſchen 18) 
Staaten, und zwiſchen einzelnen verfelben dem Bunde gegenüber, Staatsvienftbar- 
teits-Berhältniffe begründet worden find. Hiernach unterjcheiven wir jet in 
Deutſchland Staatsfervituten im engern Sinne und Bunpdesfervituten. 
Zu den legtern kann man rechnen: 1) das Recht des Sites ver Bundesver: 
ſammlung in der freien Stadt Frankfurt a. M. 19) nebjt den dazu gehörigen 
Befugniffen, insbefondere ven zum Schuß der deutſchen Bunbesverfammlung vie- 


15, So gedenft z. B. Klüber, öffentl. Recht $. 411 Note, als noch beftehend des wei- 
marifchen Geleits zu Erfurt und Gotha, obwohl daffelbe durch die Rheinbundsakte eigentlich 
aufgeboben war. Daffelbe ift erft durch die neuern Zullvereinsverträge befeitigt worden, — Noch 
jept befteben 4. B. aus früherer Zeit her die hannoverfchen, vefp. boffteinifhen Poftgerechtfame 
in Bremen, Hamburg und Lübeck. 

16) Vgl. über den Einfluß des Verzichts auf Staatsfervituten: Winfopp, rhein. Bund 
Br. 11. ©. 84, 113. Bd. VII. S. 490. — Doch ift aud in diefer Hinficht über Mancherlei 
geftritten worden, 3. B. ob auch negative Servituten unter den Verzicht fielen? Vgl. Heffter, 
a. a. O. S. 88 Note 1. 

17) Bon einer Mebrbeit ſpricht Klüber, öffentl. Recht $. 46, unter Bezugnahme auf 
Art. 2 u. 37 der Rheinbundsafte. Der Art. 37 gebört aber gar nicht hierher. Er betrifft das 
den Mediatifirten vorbehaltene Eigentbum an ihren Domänen und die fonftigen Nechte derjelben, 
die nad) den oben ad I1 gemachten Bemerkungen gar nicht unter den Begriff der Staatsferpitut 
fallen. Der Art. 2 aber beftätigt unter Anderem die fortdauernde Geltung des $. 39 des 
Reichsdep.⸗Hauptſchl. vom 25. Febr. 1803 und der — I ge von 1804, 
in Betreff welcher allenfalls die Beftimmungen über die Errichtung der Oftrois@rkebungsftellen 
auf dem rechten Rheinufer bierher gezogen werden fünnten. Der 8. 39 des Reichsdep.Hauptſchl. 
beftinmte aber auch ausdrüdlich: „„Diefe Büreaug find nur in Dienftfahen, außerdem aber 
feinedwegs von der Gerichtsbarfeit der Landesherren ausgenommen. 

18, Gin Beifpiel.einer negativen Staatsferpitut, welche Durch den Parifer Frieden vom 20, 
Novbr. 1815 Art. III gegen Kranfreich begründet wurde, bildet die Derpfliätung, Hünin— 
gen, deſſen Feſtungswerke demolirt wurden, nicht wieder zu befeſtigen und auch keine andere 
Befeftigum auf 3 Meilen Entfernung von Bafel anzulegen. Andere, auf neuern Staatöverträgen 
(Wiener Kongrehafte u, f. w.) berubende Beiſpiele, außerdeutſche Staaten betreffend, ſ. bei 
Klüber, öffent, Recht 8. 560. 

19) Bundesakte Art. IX. Regulativ über die Lokalverhältniſſe der BB. dal. vom 22. 
Oftbr, 18165 cf. v. Meyer's Staatsaften Tb. 11. S. 33 F., 9. A. Zach ariä, deutfches 
Staats- und Bundesrecht. Tb. 11. $. 257 der 2. Aufl. 
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nenden, in neuerer Zeit namentlid durch eine — erweiterten Ein⸗ 
richtungen; 2) die ſog. Bundesfeſtungen zu Mainz, Luxemburg und Landau, 
zu Raſtadt und Ulm 20), Theils im Zufammenhang mit dem barauf bezügliden 
Befagungsreht, theils auch unabhängig davon find die durch ben Fr 
Zerritorialrecef vom 20. Juli 1819 (Art. 6, 23, 32) beftimmten Militär- 
ftraßen für Preußen, Bayern und Defterreih. Dergleihen Militärftraßen waren 
aber auch ſchon vorher in der Wiener Kongreßakte Art. 31 ftipulirt zwifchen 
Preußen und Hannover; zwei für Preußen durch hannoverihes, und eine für 
Hannover durch preußifhes Gebiet. — Merkwürdig dur feine Mifhung ift das 
durch Staatsvertrag vom 11. Januar 1827 21) zwijchen Hannover und ber 
freien Stadt Bremen begründete Berhältniß in Betreff des Bremer Hafens an 
der Geefte und Wefer, indem die Bremen eingeräumten Rechte, neben dem privat- 
rechtlichen Eigenthum an dem fraglichen Diftrift, fi als Servitus juris publici 
ver bannoverfhen Staatshoheit gegenüber verhalten, und andererfeits in Be- 
treff des „mit voller Staatshoheit” (Art. 8 des Vertrags) an Bremen überlafjenen 
Bezirks von circa 100 Morgen, der Vorbehalt der Militärgewalt und Bertheibi- 
gungsmaßregeln gegen äußere Feinde eine Staatsjervitut für Hannover, ver 
bremifhen Staatshoheit gegenüber, konftituirt. 

VI Die Erlöfhung der Staatsfervituten durch aufhebende Verträge oder 
Berziht des Berechtigten 22), Untergang der Sade, Aufhören des Zwecks umd 
Konfolivation verfteht fih ganz von felbft. Eine erlöſchende Verjährung erkennt 
das Völkerrecht nit an und fie muß alfo auch bier cefjiren. Andererfeits müfjen 
diefelben Gründe, melde völferrehtlih einen Staatenvertrag fuspendiren, wie 
namentlich ber Kriegszuftand zwifchen ven Betheiligten, aud bei Staatsdienſtbar— 
feiten ihre Anwendung finden 3). 

Was endlih vie Literatur über Staatsbienftbarkeiten betrifft, fo fehlt es 
an einer neuern, dem gegenwärtigen Stand der Wiſſenſchaft entfprechenven, 
Monographie. Die ältere Literatur ift verzeichnet bei v. Ompteda, Lit. des 
Völferr. $. 214 und v. Kamps, Portf. $. 101. ©. auch Pütter, Lit. vs 
Staatsr. Th. IT. ©. 819 ff. Auf die vormaligen PVerhältuiffe im deutſchen 
Reiche bezieht fih noch hauptfählid Gönner, Entwidl, des Begriffs und der 
Grundſätze der deutfchen Staatsrehtspienftbarfeiten. Erlangen 1800. Ueber das 
Allgemeine find die befannten Lehr und Handbücher des Völkerrechts (Heffter, 
europ. Völferr. der Gegenwart $. 43) zu vergleichen. HR. Zaqariu. 


Dienftbotenordnung, j. Öefinve. 
Dienfteid, ſ. Eid. 


— —— Dienſtpragmatik u. f. w., f. Amt, Amtsver— 
brechen, Disciplinarvergeben, Staatsdiener. 


20, 5, die Verträge und Bundesbeftimmungen darüber in dem angef, Staats- und Bundes: 
recht. Ih. 11. $. 292, 293, 


21, Der Vertrag ftebt in der bannoverfchen Geſetzſamml. Jahr 1827 Nr, 7 und ift daraus 
abgedruft in Martens Nouv. Recueil Tom. VIl. p. 100 seq. 


q 
Beif er Hier bildet wieder der Verzichtsartitel 34 der Nheinbundsalte das am nächften liegende 
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23, Heffter, europ. Völkerrecht ©. 87. 
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Es ift begreiflih, daß es Familiengeheimniſſe gebe, welche amtlich geachtet 
und der Bublicität entzogen bleiben müffen, aber es ift ſchwer, einen Grund auf- 
zufinden, der bei einer nicht ſchuldbewußten Verwaltung die Auflegunz des Amts- 
gebeimmifles in Bezug auf die Regierungshandlungen rechtfertigte. Es giebt 
wohl Staatsgeheimniffe, die man nicht ohne möglichen Nachtheil der Publicität 
Preis geben fann, allein im Befige diefer find allein die ihrer Natur nad ge— 
beimen Stellen, die Minifterien; felbft ein wefentlicher Theil deſſen, was man 
fonft als Staatsgeheimniß behandelte, hat, vor das Forum der öffentlihen Land— 
tagsverhandlungen gezogen, aufgehört, viefen Charakter zu tragen. Die ganze 
Berwaltung fol (im konftitutionellen Staate) nad einer, das Ganze durchdringen⸗ 
den Gliederung, durch das Mittel frei gewählter Nepräfentanten dem Publikum 
offen liegen. Die Gemeinde-Bevollmädtigten follen die Verwaltung der Magiftrate, 
die Landräthe die der Kreisregierungen, die Landftände die der Minifterien be- 
wachen, würtigen und entdedte» Gebrechen denunciren. Was fol in Mitte veffen 
ein von feinem Privatintereffe gebotenes Amtsgeheimniß, weldes die kontroliven- 
den Körper verhindert, gerade das zu erfahren, was ihnen zu wiſſen am noth- 
wenbigften wäre ? 

Diefes Amtsgeheimnig, unfähig irgend einen Nachtheil zu verhüten, weil 
e8 da, wo etwa hiezu ver Fall gegeben wäre, nicht eriftirt, ift für den Miß— 
brauch der Amtsgewalt eine fiherere Schutzwehr, ald man dem erften Anblide 
nad wohl denken jollte. Jedermann weiß, daß es im ftrengen Sinne nirgends 
gehalten wird. Wie follte e8 3. B. bei einer Regierung bewahrt werden können, 
wo alle Gefchäfte ver Stelle durch die Hände fchreibenvder, mit 24 fr. täglich be- 
zahlter Taglöhner laufen, wo alle Akten durch andere gleich kümmerlich bezahlte 
Taglöhner berumgetragen werben; wer follte da an der Möglichkeit zweifeln, um 
weitere 24 fr. jedes beliebige Aftenftüd fauber abgefchrieben, oder audh im Dri- 
ginal, zur Einfiht erhalten zu können? Alles Uebel, was möglicher Weiſe durch 
Nichtbeobachtung des Amtsgeheimniſſes geihehen fünnte, gefchieht fo oder anders, 
gefchieht bis zur legten Möglichkeit, gejchieht unabwendbar, aber mehr oder min- 
der mit Verlegung übernoumener Verpflichtungen und mit Schwädhung des amt- 
lichen Anſehens einer zur Klatfhanftalt gewordenen Stelle, während vie Pflicht 
des Amtsgeheimniſſes gerade Kraft genug behält, alle guten Folgen unmöglich 
zu machen, die aus der Belanntwerbung von Amtshandlungen entftehen könnten. 
Man hat 3. DB. eine gefegwidrige Gefchäftsbehandlung, eine Kompetenzüberfchrei- 
tung, einen Mißbrauch der Amtsgewalt, eine Bedrückung der Unterthanen er- 
fahren, Jedermann kennt fie, Jedermann weiß fie gewiß, aber Niemand darf feine 
Duelle nennen, Niemand darf das Unrecht denunciren, Niemand es vor einen 
Richter ziehen, dem es Rede ftehen muß. 

Man fagt, dem Betheiligten, wenn er ſich beſchwert glaubt, fteht der Weg 


— 


*, Anm. d. Red. Das Folgende ift in abgekürzter Faffung einer Schrift des bayr. Staats: 
rathes v. Beisler „Betrachtungen über Gemeindeverfaffung und Gewerbeweſen“ (Augsbur 
1831) entnommen. Die Verderblickeit einer übermäßigen Ausdehnung des Amtsgeheimniſſes i 
bier, aus der amtlichen Praxis heraus, jo treffend dargeftellt, daß nichts Wejentliches * 
unebnien oder beizufügen wäre. Bgl. übrigens Bd. I ©. 217, wo jene Uebelſtände im Umri 

reits bezeichnet find, 
Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staats-Wörterbug. II. 8 
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der Beſchwerde offen; ein vornehmer Beſcheid, mit welchem man ſich das Anfehen 
giebt, die Gerechtigkeit bis auf ven Boden ausgefhöpft zu haben. Weiß man 
denn auch, wie viele Nüdfichten der Furcht und der Hoffnung einem Betheiligten 
Schweigen auflegen? weiß man ed, wie viel Gefegwidriges ein von hoher Hand 
gehaltener mächtiger Beamter thun fann, bis ein Betheiligter e8 wagen darf, ihn 
offen anzugreifen, bis er hoffen darf, irgend Glauben zu finden, ober bis er 
gefichert ift, nicht mit dem offenen Rechte in der Hand, beim erften Schritte er- 
drüdt zu werben ? 

Aber in den meiften Fällen, und gerade in folhen, wo das Unrecht im 
weiten Umfange wirft, giebt es nicht einmal einzelne ſpeciell Betheiligte; ver 
Betheiligte ift ein großes Publikum, die Einwohnerſchaft einer ganzen Stadt, 
einer ganzen Provinz, wo jeder Einzelne pro rata fo gering getroffen wird, daß 
ihm Dulvden und Schweigen das geringere Uebel fcheint. Niemand fühlt fi ver- 
pflihtet, fi für das Ganze zu opfern, oder aud nur fid) den Unannehmlichkeiten 
eines Unternehmens zu unterziehen, bei welchem man mit Haren Beweifen in der 
Hand auftreten muß, die man aber, wie gewiß aud die Sade fein mag, nicht 
fider ift von einer Verwaltung zu erobern, die Hinter dem Walle des Amtäge- 
heimnifjes fiht, welcher vem Angreifenden die Perfon feines Gegners, feine Waffen 
und feine Alliirten verbirgt. Somit geveibt und wuchert der Unfug unter dem 
allmächtigen Schuge des Amtsgeheimniffes. 

In der ganzen Verwaltung eines Fonftitutionellen Staates, wenn man fein 
Princip nicht geradezu verleugnen und fi mit demfelben in Oppofition fegen 
will, kann umd darf es fein Geheimniß geben, welches nicht aus befondern Rüd- 
fihten auf Privatverhältniffe, auf die Moralität und auf die Sicherheit des 
Staates auferlegt wird, aber in dieſem Falle ausprüdlih und namentlid 
durch Geſetze bezeichnet werden muß; 3. B. das Geheimniß der Hypothetenbücher, 
das Geheimniß bei ftrafrechtlihen und polizeilichen Unterfuhungen, bei der Sicher- 
heitspolizei, wo Publicität die Entvedung des Verbrechens verhindern wilrbe, 
bei Borfommniffen, deren Belanntmadhung Skandal veranlaffen würde :c. 

In der ganzen innern Verwaltung, bei den fogenannten eigentlichen Aomini- 
ftrativ-Gegenftänden ift fein Fall denkbar, wo das Amtsgeheimniß gerechtfertigt 
wäre, In dem fonjtitutionellen Staate fol nicht mit Intriguen, nicht mit biplo- 
matifhen Kunftftüden, nicht nad unbelannten Borfhriften, nicht nad Tendenzen, 
die den promulgirten Gefegen und Berorbnungen fremd find, fondern einfach nad) 
dem Gefeß, in feinem Sinne, regiert werden, und ſolches Regieren bat das 
Tageslicht nicht zu ſcheuen. Namentlich fol jevem irgend Betheiligten das pofitive 
Recht zuftehen, alle ihn betreffende Akten im Original einzufehen, damit er jeven 
Augenblid fid) überzeugen könne, ob, wann, wo, von wem ihm Unrecht zugefügt 
worben, und es follte ihm das Recht zuftehen, nicht blos .ein Kollegium, fondern 
* die Perſon des Referenten, der ven Gegenſtand bearbeitet hat, direlt anzu= 
greifen. 

Solche Deffentlichleit würde der Schreden ſchlechter, und die Ehre redlicher 
Beamten fein, fie würde Gutes vom Schlechten jondern lehren und würde ver 
Staatsregierung wie den Staatsgenoffen Diejenigen bezeichnen, auf welche man 
vertrauen könnte, und auf welde nicht. 


Diktatur, f. Abfolute Gewalt, Nothredt. 
Didcefe, ſ. Bifhof, Katholifhe Kirche, 
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I. Ie mehr vie einzelnen Staaten in frieblihen und dauernden Verkehr mit- 
einander traten und bie jog. auswärtigen Beziehungen und Interefjen einen 
regelmäßigen und mehr und mehr wejentlichen und integrirenden Theil des poli- 
tiichen Lebens jedes Staates zu bilden begannen, ja die Schickſale ver Völker da— 
durch vielfach ihre förmliche Geftaltung erhielten, wenn fie aud nicht allein da— 
durch bewegt und gemadht wurden, — um jo mehr widmeten die Staaten dieſem 
Gegenjtande ihrer Thätigkeit befondere Aufmerffamfeit und Sorgfalt und um jo 
natürlicher war es, daß, nach dem großen Principe von ver Theilung der Arbeit, 
diefe Thätigkeit des Staats von den übrigen politiichen Funktionen beftimmter 
gefhieden wurbe und demgemäß aud eine beſondere Klafje von Staatsbe- 
amten für viefen Kreis des politifchen Lebens ſich berausbilvete. Freilich bat es 
lange gedauert, ehe dieſe Unterfcheidung und Sonderung vollftändig gemadt und 
für dieſe Stantsthätigfeit und für dieſe Staatsbeamten eine techniſche Bezeichnung 
und ein feititehender Name üblich geworven ift, nämlich: Diplomatie und 
Diplomaten. Es fcheint dies erft um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ge- 
iheben zu jein, während man früher in ver Bezeichnung vielfady hin und ber 
fhwanfte und entweder zu allgemeine Namen (Politif, Stantsfunft, Politiker, 
Staatsleute) oder zu fpecielle gebrauchte (wie Unterhandlungstunft, Geſandte, Unter 
händler). Wie wenig üblidy der Name noch im vorigen Jahrhundert war, mag 
wan ſchon daraus jchliegen, daß ber Freiherr v. Pacaffi im feinem 1777 zu 
Wien erjchienenen „Sefandtihaftsrechte ven Namen Diplomatie oder Diplomaten 
niemals gebraudt. Flaſſan in feiner Histoire de la diplomatie Frangaise 
erfte Auflage 1809 ; 2. Auflage 1811) fagt, daß ter Ausdruck Diplomatie üb: 
li ſei depuis un certain nombre d’anndes und hält es nöthig zur Erläuterung 
auf ven Titel feines Werkes noch den Zufag zu machen: ou de la politique 
de la France. Pölig aber in feinem Bölferredht (1. Auflage 1824; 2. Aufl. 
1828) erflärt ausdrücklich, daß die Worte Diplomat, diplomatiſch und Dip— 
lomatie (im heutigen technifchen Sinne) jeit den letten zwanzig Jahren in der 
Staatsfprahe Europa’s und Amerifa’s erft häufig gebraucht worden find. Ver— 
einzelt fommen fie aber ſchon früher vor. 

Spradlih hängt der Ausprud Diplomatie zufanmen mit diploma, 
Urkunde, insbejondere politiichen und völferrechtlichen Inhalts. Der Name giebt 
eine Erinnerung an die Zeiten, beſonders noch an das 17. und 18. Jahrhundert, 
wo die ſtaatsmänniſche Kunft fich -vielfah um die Entzifferung alter Pergamente 
oder Diplome, zur Verftärfung veralteter Anfprüche bewegte, und deutet für das praf- 
tiiche heutige Leben darauf hin, daß der Staatsmann überhaupt in den völferrechtlichen 
Satungen, in den Stantsverträgen, die jegt vorzugsweife diplomatiſche Urkunden 
von den Publiciften genannt werden, die feite Bafis feiner Thätigfeit zu fuchen 
bat, und daß alle viplomatifhen Verhandlungen und veren Refultate (Verträge 
beſonders) fi zur juriftifchen Sicherheit in eine urfundlihe Form notbwen- 
dig Heiden müſſen. Ja eine gewiffe Förmlichkeit, ein ceremonielled Handeln hat 
fi mit der Diplomatie, doc nicht blos aus dieſem Grunde, verſchwiſtert. Ganz 
beftimmt wird aber jegt unterfchieden zwifchen einem Diplomatifer (Diploma— 
tif) der die Erforfhung von Urkunden, gleichviel welchen Inhalts, zu feiner Thä— 
tigfeit macht, und einem Diplomaten, der, allerdings häufig auf Grund ber 
Prüfung einer Urkunde (Diplom), in den auswärtigen Staatsverhältniffen thätig 
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iſt. Früher unterſchied man dies nicht ſcharf und ſelbſt in die neueſten Definitionen 
von Diplomatie, auch der berühmteften Autoren, 3. B Flaſſan's, haben ſich dieſe 
Unbeftimmtheiten nod verirrt. Aber die Diplomatik ift jet für den wahren Dip- 
(omaten eine ziemlidy untergeoronete Hülfswiſſenſchaft. 

Nah dem bisher Gefagten ift der Begriff der Diplomatie leicht feſtzu— 
ftelen. Man verfteht darunter die ftaatsmännifche Thätigkeit in auswärtigen An- 
gelegenheiten, vie praftifhe Staatsfunft im Verkehr der Staaten untereinander, 
im Unterfchiede von der fog. innern Politik, Die diplomatiſche Kunſt ift alt. 
Sie ift gelibt und ausgezeichnet geübt worden, lange bevor e8 eine Wiffenfhaft 
der Diplomatie gegeben hat. Letztere ift erft ein Produkt der neueften Zeiten. Unter 
ihr wird man aber füglich nichts Anderes zu verftehen haben als das Syften von 
Grundfägen, nad welchen jene praftifche Kunft auszuüben ift, um durch dieſelbe 
die möglichft beften Refultate zu erzielen. Fürwahr die diplomatiſche Kunft wird 
nur allzuhäufig im Dunkeln tappen, irren und ftraudeln ober doch einzig 
in ihrem Erfolge von der genialen oder auch nicht genialen Tüchtigkeit des ein- 
zelnen Diplomaten gänzlid abhängen, fo lange es nicht der Wiffenfhaft gelungen 
ift, ein Syften fefter Grundfäge in diefer Beziehung aufzuftellen. Freilich vie 
Kunft zu negociren wird niemals auf Afademien erlernt werben; es gehört vor 
Allen dazu eine natürliche Anlage und vie Gelegenheit, felbft in Geſchäften ge- 
braucht und darin erfahren zu werten. Aber die Wiffenfhaft wird eine nicht 
geringe Unterftügung für das Erlernen und für das Ausüben jener praktiſchen 
Kunft abgeben. 

Leider ift bis jett diefe Wiffenfchaft der Diplomatie noch unvolllommen genug 
zu nennen. Herrfcht doch felbft noch die größte Unklarheit über ihren eigentlichen 
Umfang, indem vie Theoretifer vielfach geneigt find, die der diplomatiſchen Wif- 
ſenſchaft zur bloßen Unterlage dienenden Disciplinen felbft mit in die Diplomatifche 
Wiſſenſchaft Kineinzuziehen (3. B. nod Karl v. Martens und zum Theil Klüber), 
oder indem fie ftatt einer ſyſtematiſchen Entwidelung ein bloßes hiſtoriſches Tab— 
leau liefern (wie Battur), oder audy den Charakter der diplomatiſchen Wiſſenſchaft 
nur negativ beftimmen, wie I. v. Liechtenftern, der befonbers in der Abwehr fremden 
Einfluffes von unferem Staate die Thätigkeit der Diplomatie ſucht, ober enblich 
des Haren Begriffs fchier entbehren, wie F. v. Kronburg, oder body die Reminis- 
conzen an die Diplomatit nicht ganz überwinden können, wie Flaſſan in feiner 
Definition. Kurz, die Diplomatie als Wiffenfchaft ift noch eben fo jung als un- 
vollfommen, und das Befte darüber findet fich mehr gelegentlich in den Schriften, 
die fpeciell dem Völkerrechte gewidmet find, namentlih in dem geiftreihen Werfe 
Heffters, denn in den Schriften, melde vorzugsweife fid) als Theorien der Di: 
plomatie ankündigen, 

Uebrigens nennt man in einer weiteren Bedeutung diplomatifhe Wiſ— 
jenfhaften alle viejenigen, welche der eigentlichen Diplomatie als Grundlage 
dienen und deren Studium den Diplomaten auf feine eigentlihe Kunft und Wiſ— 
fenfchaft zur Vorbereitung dienen müffen, alfo ſämmtliche ſog. Hülfswiſſen— 
Ihaften ver eigentlichen Diplomatie. Das ift denn allerdings ein ziemlich ſchwan— 
fender Begriff. Da unftreitig die Diplomatie zu den Wiffenfhaften vom Staat, 
alfo zu den politifchen Disciplinen gehört, fo Können darnach ſämmtliche Staats: 
wiſſenſchaften, fowohl die juriftifchen als die fameraliftifchen (öfonomifchen) bieher 
gezählt und als fug. viplomatifche im weiteren Sinne bezeichnet werden. Indeſſen 
nennt man von allen dieſen meift nur 1) europäifches Völkerrecht, in&befondere 
das Geſandtſchaftsrecht, obgleich die Diplomatie im engern Sinne die Vorſchriften 
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über die Rechte und Pflichten der diplomatifchen Agenten (Geſandten :c.) füglid) 
als einen ihr gehörigen Gegenftand fi vindiciren darf; 2) das pofitive Staats: 
recht ver vornehmften europäifhen und amerifanifhen Staaten, 3) die eigentliche 
Politik oder Staatöfunft, die ſich insbefondere auf die innern Staatsverhälttiffe, 
auf die Berfaffung und Verwaltung des Staats bezieht, aber als ſog. äußere 
Politik wefentlid mit der Diplomatie ald Wiffenfhaft zufammenfällt, 4) die phy- 
fiihe und moralifhe Statiftif der enropäifchen und amerifanifhen Staaten, 5) Na- 
tional- und Staatsölonomie und insbefondere 6) Handelspolitif. Wegen des hifto- 
rifhen Charakters der Diplomatie wird als Hülfswiffenfhaft ferner hervorgehoben 
7) die Geſchichte überhaupt und vor Allem die des europäifchzamerifanifchen Staa- 
tenfuftemes. Wegen der Nothwendigkeit für den Diplomaten, auch jet noch zur 
Feſtſtellung gewiffer Rechte auf alte Urkunden zurückzugehen gehört 8) auch bie 
Diplomatit oder Urkunvenlehre, die namentlich befähigt, die Aechtheit einer 
Urkunde kritifch zu prüfen, bieher, obgleich heutzutage vergleihen Kenntniffe und 
Unterfuhungen mehr von den Archivbeamten ald von den Diplomaten verlangt 
werben. Endlich darf man nod als Hülfswiffenfhaften anführen 9) die Lehre von 
dem Staatsfanzleiftyl, von der Abfaffung von Staatsſchriften aller Art, insbe 
fondere vom diplomatiſchen Styl, 10) die Lehre von der Chiffrir- und Dediffrir- 
funft, ferner 11) die Kunde von dem Geremoniell an den Höfen, zur See ꝛe., 
obgleich die Diplomatie im engern Sinne zum Theil die Vorſchriften über das 
eigentliche diplomatiſche Ceremoniell in ſich aufnehmen mag, und ſchließlich ift dem 
Diplomaten wegen feines VBerfehres gerade mit der Staatsgewalt fremder Völker 
12) Kenntniß verfhiedener Sprachen nothwendig, beſonders früher ver lateinischen, 
jegt der franzöfifhen, nachdem Legtere mehr oder weniger die allgemeine diplo— 
matiſche Sprache der Welt geworben ift. 

Der Umfang der Wiflenfhaft von der Diplomatie im eigentlichen Sinne 
wird ſich alfo ſehr befchränfen. Füglich wird die Lehre von den diplomatiſchen 
Subjekten darin zu erörtern fein und demnad von der Einrichtung des Minifter 
viums des Auswärtigen, von den Arten, Rechten und Pflichten der Geſandten und 
andern diplomatifchen Agenten im Auslanvde, vom diplematifchen Korps, ſowie von 
den Formen des diplomatischen Verkehrs, vom Geremoniell, von der Art ven 
mündlichen und fohriftlihen Verhandlungen, vom viplematifhen Styl, alfo vor- 
Gefanptihaftsrehte gehandelt werben wüflen. Vorzugsweiſe werben aber im 
viefer Wiſſenſchaft die Grunpfäge über den Verkehr des einen Staats mit ann 
dern Staaten darzulegen jein, auf der Bafis des Rechts, ſowohl des po— 
fitiven Staatsrechts der einzelnen Staaten als des gemeinen europäiſch-amerikaniſchen 
Völkerrechts, ferner im Geifte der Nationalwohlfahrt, des wohlverftandenen 
Interefles des Einzelnftaates, das aber immer möglichſt in Harmonie mit den In: 
tereffen der Menjchheit, insbefondere des europäiſch-amerikaniſchen Staatenſyſtems 
zu fegen und auch in feinen Kollifionen mit dem Juterefle eines andern Staates 
ober jelbft ver Gejammtheit der übrigen Staaten möglichft zu einer billigen Aus: 
gleihung zu bringen ift, indem alle Staaten als organifche, ſich gegenfeitig er— 
gänzende und vollendende Glieder eines großen Ganzen zu betrachten find. Die 
Rechtsbaſis ruht vorzugsmeife in der Souveränetät des einzelnen Staats, dem 
ver Diplomat angehört, doch unter Anerkennung der Souveränetät, d. h. ber Frei— 
beit, der Perfönlichkeit, ver Selbftbeftimmung jedes andern Staates, Die Klug: 
heitsbafis ift die Wohlfahrt jedes einzelnen Volkes und Staates, body unter 
Feſthaltung verfelben Reciprocität,. Die Rüdfichten der Humanität und Sittlichkeit, 
die Lehren ächter Religiofität mögen die Kollifionen befeitigen oder ausgleichen, 
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denn zulegt führen alle foldye Kollifionen, wenn fie die Diplomatie nit zu über: 
winden vermag, zum Kriege und der Diplomat wird burd ven Feldherrn feine 
Thätigkeit fortfegen laffen müfjfen. Der Krieg ift aber, namentlid heutzutage, 
überall nur als ein Ausnahmezuftand anzufehen. Die diplomatifhe Wiſſenſchaft 
wird zugleih zu lehren haben, wie, aud abgejehen von der Feldherrnthätigkeit, 
von Blut und Schlachten, von Friegerifhen Niederlagen und Siegen, der Krieg 
durch Unterhandlungen, feien fie bireft oder unter Vermittlung dritter Staaten, 
zu befeitigen und wieder zum Frieden zu erheben fei. Die Diplomatie ift aber 
regulär eine Friedenspolitik. Sie lehrt, durch welche Mittel der Berkehr *) unter 
den Staaten auf das Vortheilhaftefte für alle Theile zu geftalten fei, durch Poft: 
und Telegraphenverbindungen, durch Eifenbahnen, durch Schifffahrt, durch Zoll: 
erleidhterungen, durch Hanvelsverbindungen ꝛc. und wie dieſer Zuſtand möglichft 
für die Zufunft dauernd zu erhalten fei durch Aufrichtung von feften dynaſtiſchen 
Verbindungen, durh Handels: und Schifffahrtsverträge, durch Freundſchafts-, 
Schutz- und Trutzbündniſſe, nöthigenfalls durch militärische, ſowie direkt friegerifche 
Bündniſſe, ſei es zur Vertheidigung, ſei es zum Angriff gegen die niemals ganz 
ausbleibenden Uebergriffe einzelner Staaten. 

II. Das was bier über ven Umfang der diplomatiſcheu Thätigkeit angedeutet iſt, 
ift aber nichts als ein faft- und farblofer Formalismus, der erft die volle Lebens: 
kraft und den reellen Inhalt gewinnt bei Anwendung diefer Grundfäge, bei Aus: 
übung der praftiihen Kunſt im einzelnen Falle, dur die befondere Stel: 
lung des einzelnen Diplomaten zu einem beftimmten Lande und zu einer beftimmten 
Zeit. Und nicht blos der vaterländifche Staat des Diplomaten , fondern auch ver 
Staat, dem gegenüber der Diplomat fein Vaterland zu vertreten hat, beite in 
ihrer befonderen Natur wie in ihren Wechfelverhältniffen, prägen ber viplomatijchen 
Thätigkeit erft den Stempel der Wirklichkeit und des Lebens auf. Dazu find die 
tonangebenden politiihen Berfönlichkeiten des einen wie des andern Yandes 
mit ihren individuellen Charakteren, ja felbft zeitweiligen Stimmungen und Nei- 
gungen auf das VBollftändigfte zu berüdfichtigen und vie oft rein zufälligen Kon- 
junfturen und Berhältniffe ver Gegenwart ganz befonders in Anfchlag zu 
bringen. Und gerade diefe fonkrete Anwendung und Ausübung, falls fie eine glüd- 
liche fein fol, verlangt eine tüchtige Naturanlage und eine praftiihe Sagacität 
bei dem Staatsmanne. Der ächte Staatsmann wird überall als Ausgangspunkt 
feiner diplomatiichen Ziele die fonfrete Individualität feines Baterlandes und deſſen 
befondere Berhältniffe zu den übrigen Staaten und zum gefammten Staatenjuftem 
nehmen. Ein geläuterter Patriotismus wird ihn erfüllen und zugleid in ven Stand 
ſetzen müffen, die dem Patrioten fo gefährliche Klippe eines egoiftifchen Partifula- 
rismus, eines fchelfüchtigen und miß günftigen Lokalpatriotismus, die National: 
und Staatseiferfucht möglichſt glücklich zu umfciffen. Freilich in der Staatspraris 
ift diefe edle Diplomatie bis jett noch feltener gemefen, wenn aud) feit dem 
Sturze des großen Eroberer Napoleon I. mehr und mehr geläuterte Anfichten 
über die diplomatifhe Prafis herrfchend geworden find und aud im Leben, zur 
Veredlung beffelben, bereits ſichtbare Spuren dargelegt haben. 

Daraus folgt aber zugleih, daß die Diplomatie eines jeven Landes ihren 


*) Anm. d. Red. Neben den wirtbichaftlihen Intereffen kommen auch die gemeinfamen 
Kulturs und Givilifationsinterefjen in Betracht, und je mehr der moderne Staat fi 
felber in feiner hohen geiftigen Aufgabe begreifen lernt, um fo entfchiedener werden diefe Inte: 
reffen geachtet und gepflegt werden, 
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befonbern Charakter haben werde und müſſe, daß die Diplomatie einer Großmacht 
andere Ziele und Zwecke ſich fegen werde, als einer Macht zweiten und britten 
Ranges, daß eine Seemacht anders agiren müfje als eine Landmacht. Wenn eine 
Großmacht immer in dem Sinne thätig fein muß, ihren berechtigten Einfluß auf 
vie Gefhide des europäifhen Gefammtlebens überall mit zur Oeltung zu bringen, 
jo wird fie doch das Maß dieſes Einfluffes im jedem einzelnen Yalle nad ihrer 
eigenen befondern Natur und Machtftellung überhaupt, fowie nad der konkreten 
Natur der jedesmaligen Berhältniffe und Konjunkturen und nad) ihren eigenen 
wahren Intereſſen dabei erft näher zu beftimmen haben. Ein Ueberfhägen ver eigenen 
Macht und des eigenen Berufes ift eben jo gefährlih, als ein Unterfchägen, ein 
bloßes paffives Zufhauen und Abwarten für eine europäifhe Großmacht unwür- 
big ift. Mächte zweiten Ranges habem meift ein natürliches gemeinſchaftliches 
Intereffe, namentlidy gegenüber ven Uebergriffen ver Großmächte, doch müſſen fie 
fidy beſcheiden, mehr eine zuwartende Stellung einzunehmen und mehr nur an eine 
innere Vollendung ihres Staatswejens, dann an die auswärtige, fog. große Po— 
litit zu. denken. Mächte dritten Ranges und überhaupt die Kleinjtaaten müfjen 
bauptjählih nur auf ihre ungeftörte Erhaltung bevadıt fein. Neutralität ift dazu 
feineswegs immer das rechte Mittel, fondern häufig vielmehr das feite Anfchliegeu 
an eine befreundete Großmacht oder auch eine beveutende Verbindung der Mittel: 
ftaaten. Freilih fommt hier Alles auf die Umftände an und dürfen die Kleinftaaten 
nie vergeflen, daß fie eben nur ſehr untergeorpnete Beſtandtheile des europäiſchen 
Staatenfyitemes find. 

Eine foldhe Diplomatie ift die ver Praris aus der wahren Natur der wirklichen 
Lebensverhältniffe herans. Sie fließt keineswegs ein Handeln nad höhern Ideen, 
nad leitenden Grundfägen aus, aber dieſe Ideen und Grundſätze find aus dem 
wirflichen gefhichtlih überfommenen Verhältniffen entnommen, haben alfo eine reale 
Unterlage. Diefer Art der viplomatifhen Kunft gegenüber fteht die Schule ver 
Doftrinäre, vie nad vorgefaßten Meinungen der Schule, ver Philofophie oder 
BPhilanthropie, des Weltbeglüdenwollens das Leben zu geftalten fucht und bei dem 
beften Willen nirgends praftiihe Ziele erreicht, fondern immer auf halbem Wege 
fteben bleiben muß. Die wahre Diplomatie ift aber eine Diplomatie der That- 
fraft und der Principien zugleih und unterfcheidet ſich eben fo wefentlic von ber 
bloßen Eintagspiplomatie, die mit jedem neuen Morgen um das tägliche 
Brod bettelt, ald von der Eventualdiplomatie, die da in ewigem Zögern 
und Zaubern immer nur auf künftige glüdlihe Ereigniffe harret, die erft zum 
Handeln beſtimmen follen und die für ven zweifelnden Zauberer niemals kom— 
men werben. 

Diefe volle Berüdfihtigung des konkreten Lebens und der realen Berhältniffe 
des europäifchen Staatenfyftemes wird and der Autor einer Wiſſenſchaft ver 
Diplomatie feftzuhalten haben, wenn er dem praftifchen Diplomaten durch feine 
wiſſenſchaftlichen Konftruftionen wirklihe Hülfe und einen ficheren Stütpunft bare 
bieten und nicht blos ein unpraftifches Iveal abftrafter Schulweisheit und bie jub- 
jettiviftifchen Wünfche eines philantropifhen Träumers zum Beften geben will. 
Die Wiſſenſchaft ver Diplomatie fol füglich feine höheren als vie praftiich er- 
seihbaren Ideale, nah Maßgabe ver gegebenen politiihen Verhältniſſe aufftellen, 
fonft wird fie leicht müßiges Gebantenfpiel für das Stubierzimmer. 

III. Über erft die Keuntniß des bisherigen Verfahrens der Diplomatie und ver 
Diplomaten aller widhtigeren Staaten in ver ganzen biftorifhen Zeit ihres 
Beftehens wird den biplomatifhen Praktiker wie ven diplomatiſchen Theoretiter 
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befähigen, jene angedeutete, wahrhaft hiftorifche Auffaffung ver diplomatifchen 
Thätigkeit fi anzueignen und entweber in feiner praftiichen Kunft zu bewähren 
oder in dem theoretiihen Gebäude der Diplomatie niederzulegen. Die Ge fchicte 
der Diplomatie wird alfo für beide von der größten Wichtigkeit fein. Die Lehren 
der Gefchichte werden auch bier vem Kundigen die rechte Anweifung für vie Be- 
handlung des biplomatifchen Stoffes in der Gegenwart geben und das Wirklich, 
das Vernünftige und Nothwendige in den beftehenven Verhältniſſen erfennen Taffer. 
Die glänzenden Cigenfchaften berühmter Diplomaten, von denen die Geſchichte 
berichtet, ſowie nicht weniger deren Irrthümer und. Fehler werden einen PBrüfftein 
bilden für die Thätigkeit in der Gegenwart. Leider ift dieſe Geſchichte ver Diple- 
matie bisher in ihrem ganzen Umfange noch nicht vollftändig zu jchreiben unter 
nommen. Flafſan verfuchte fich allerdings mit großem Glüde an ver Darftellung 
der franzöfifhen Diplomatie, aber aud) fein Werk reiht nur bis 1792. 
Droyſen Hat neuerlichft wenigftens begonnen, eine Gefchichte der preußifchen 
Diplomatie (in feiner Geſchichte der preufifhen Politit, Br. I, 1856. Bo. II a 
1857) zu fchreiben, aber leider nicht von dem Standpunkt eines Staatsmannes, 
jondern von dem eines abftraft philofophirenden und hiftorifirenden Gelehrten, 
der mit vorgefaßten Meinungen an bie Bearbeitung des Stoffes herangeht und 
die Pebensverhältniffe der früheren Jahrhunderte durch die trügerifche Brille feiner 
einfeitigen Auffaffung der Gegenwart und feiner ideologifhen Wünſche anfieht. 
Andere haben nur auf Specialien ſich beziehenve, obwohl zum Theil fehr verbienft- 
liche Arbeiten geliefert. Doch giebt z. B. für die Zeit der franzöfifchen Revolution 
bis zum Sturze Napoleons I. Thiers in feinen Geſchichtswerken fehr beveutenve 
Beiträge zur Gefhichte der enropäifchen Diplomatie, und verbienftlic im viefer 
Beziehung ift aud das Werk von Gervinus, Geſchichte des 19. Jahrhunderts 
feit den Wiener Verträgen. Endlich bieten die Werke über die Gefchichte des 
Völkerrechts, fowie insbejondere der VBölferverträge manche Ausbeute, befonders von 
Voß, Koch, Schöll, Aucillon, Ward, Laurent, Wheaton und de Garden , ſewie 
die Werke über die Geſchichte des europäifhen Staatenfuftems, namentlich ven 
Heeren und Pölitz. Schätbare Beiträge enthalten die „Erzählungen merkwürdiger 
Fälle des Völkerrechts“ von ©. F. v. Martens (1800, 2 Theile) und vie 
causes c&ldbres du droit des gens (1827, 2 tms.) und nouvelles causes 
(1843, 2 tms.) von Karl v. Martens, endlid in Bezug auf die völferredht: 
lihen Beziehungen bie Phases et causes célèbres du droit maritime des nations 
par Ferd. de Cussy (2 tms., 1856). 

Berfuhen wir bier in der Kürze ven hiftorifhen Gang der Diplo— 
matie anzudeuten. Bevor die internationalen Verhältniffe ver Staaten, auf ver 
feften Grundlage ver gegenfeitigen Anerkennung ver Perſönlichkeit und Selbftitän- 
vigfeit, d. i. der Souveränetät der inzelftanten, einen beftimmten Redts- 
charakter erlangt hatte, fo lange vielmehr das internationale Leben vorherrſchend 
durd) den Drang des einzelnen mädhtigften Staats zur Bildung eines alle an- 
deren Staaten unterjohenden Univerfalreihes beftimmt und getragen warb, 
konnte die Diplomatie diefen allgemeinen internationalen Typus nicht verleugnen ; 
fie gieng nur auf Eroberung und Unterjohung aus oder beſchränkte fi in den 
feinen Staaten wefentlihd auf ein Syſtem ver Vertheidigung. Die Rechtsbafis 
fehlte no. Die Wahl der Mittel, um zum Zwecke zu gelangen, war eine völlig 
Ihranfenlofe ; felbft das ſchlechteſte Mittel war willfommen, wenn es nur zum 
Ziele führte. Dies ift der Charakter der biplomatifchen Kunft des Altertbums, 
namentlih aud ver Griechen, ver Römer, ferner im Ganzen au des Mittel: 
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alters, doch veredelt durch den Geift des Chriftenthums, und im Zaume 
gehalten durch ben rivalifirenden Kampf zwiſchen ven geiftlihen und welt« 
lihen Machtträgern, fowie abgeſchwächt durch den vagen Charakter des ange- 
ftrebten Univerfalreihs, eines großen Lehnreihs nämlich, welches den Vaſallen— 
ftaaten eine nicht unbedeutende Selbftftändigfeit Geläßt. Im Alterthum fehen wir 
Die Führung der Staatenverhandlungen zumeift in den Händen der Redner, 
gleichfam zur Andeutung, daR es gegenüber anderen Staaten nur auf bie Beob- 
achtung einer vielfach trügerifhen Runftform, nicht auf die Anerkennung von 
Grundſätzen, von Rechten und Pflichten antomme. Es war überhaupt Rebner und 
Staatsmann und Geſandter zu der Zeit meift eine und biefelbe Perfönlichkeit. 
Das römiſche jus feciale, welches noch am meiften darauf Anſpruch machen kan, 
Satzungen des Bölferrehts und der Diplomatie zu enthalten, da das jus gentium 
der Römer nur Privatredht ift, hatte gleichfalls nur eine formelle "Bedeutung 
und ftellte wejentlih nur die Formen und Förmlichkeiten auf, unter, welchen am 
beften und ſchönſten andere Staaten durd das römifche Reich unterjoht werben 
fünnten. Bon den biplomatifhen Charakteren des Alterthums mag bier nur Phi— 
lipp von Macevonien erwähnt werten, ber wahre Repräfentant des diplomatifchen 
Geiftes des ganzen Altertbums, infofern er durch Klugheit und Liſt, ja durch 
Schein, Trug und Tüde, durch Lüge und Heuchelei feine kühnen politifchen Pläne 
verfolgte. 

Im Mittelalter waren vor Allem die Geiftlihen, wie durch ihre Bildung 
faft allein zu allen ſchwierigen Dingen befonvders in der Politif befähigt und be— 
nutzt, jo die Träger der Diplomatie, felbft in ven weltlichen Reichen. Die großen 
Päpfte jenes Zeitalters find vorzugsweife die großen Diplomaten beffelben, Ihre 
Ziele, durch religiöfen Nimbus verherrlicht , waren die großartigften und er: 
habenften und — zu folden Zweden glaubte man nur allzuhäufig um fo weniger 
eine Schen in Anwendung der Mittel bewahren zu müfjen. Die Diplomatie der 
römijch-beutfhen Kaifer war im Ganzen weder eine fehr gefchidte, noch eine fehr 
grüdlihe. Im Kampfe mit dem Papftthum unterlagen fie nicht blos diefem, ſon— 
dern verloren, allerdings zugleich mit demſelben, ihre politifche Gentralftellung als 
die politiihen Häupter, ald die Oberlehensherrn aller chriftlihen Völfer und 
Staaten, indem fie feit vem 14. und 15. Jahrhundert wejentlih nur noch faifer- 
lich titulirte Könige von Deutfchland waren, denen fi die übrigen europäiſchen 
Fürſten mehr und mehr, kraft ihrer Souveränetät, ebenbürtig zur Seite ftellen 
fonnten. — Eine Wiffenfhaft ver Diplomatie ift während des Alterthums 
und Mittelalters aud nicht in ihren erften Spuren vorhanden, 

Mit dem Sinfen ver politiihen Macht ves Papſtthums und des Kaiferthums 
beginnt eine neue Aera des völkerrechtlichen und diplomatifchen Lebens. Es ent- 
ſteht ein Syftem gleicher, felbftftändiger, fouveräner Staaten. Nachdem aber num 
die faiferlihe und päpftliche Zucht und Bevormuudung der einzelnen Staaten mit 
ihren, die Willkür mäßigenden Schranken gefallen, und der Grundſatz von ber 
Anerkennung jedes anderen Staats als eines ebenbürtigen und fonveränen nod) 
nicht in das volle Bewußtfein der Staaten gedrungen war, jehen wir in ben erften 
Zeiten dieſes neuen Zuftandes der Staatenfreiheit die Einzelftaaten fi ihrer Wil- 
für, ihrem Egoismus zum Theil zügellos bingeben. Die alten Tendenzen zur 
Bildung von Univerfalreihen oder doch zur Unterjohung der Nachbarftaaten, be- 
ſonders der mindermädtigen, treten gewaltig in den Vorbergrund und bebrohen 
das internationale Leben mit einem Rüdfall in das Syften des Mittelalters oder 
gar des Alterthums. Aber kein Staat erweift fih als mächtig genug, um zur Be— 
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friedigung feines Egoismus dieſe Reftauration vorzunehmen, fo oft auch Verſuche 
dazu gemacht werben und fo vielfady ſich auch die Heineren und mittleren Staaten 
in ihrer Eriftenz überall bedroht ſehen. Das war ein Zuftand der fortwährenven 
Furcht und Hoffnung, einer jeden Augenblid zweifelhaften Staatseriftenz, um 
zur Eroberung ſcheuten die großen Staaten, zur Erhaltung und Bertheidigung 
ſcheuten die feinen Staaten fein Mittel, fei es der Gewalt, fei es ver Lift, fei 
e8 der Heuchelei und Lüge. Da berrfchte eine wahre Lügendiplomatie und fein 
Staatsmann trug Bedenken, dies einzugeftehen. Dies auswärtige Leben der 
Staaten ruhte aber auf einer Bafis des inneren Lebens, welde eine völlig ent: 
fprechende, jenes tragende und unterftügende war. Die bisherigen oberlehensherr 
lichen Potentaten fuchten die Macht ihrer Vaſallen durd jegliches Mittel der Lil 
und Gewalt zu breden, um fi mit ber Gewalt des abjoluten Monarchen zu 
umkleiden und bie vereinzelten, fingulären Privilegien und Befugniffe, welche 
ihnen ald Lanvesherren und Dberlehensherren zuftanden, zu einer univerfellen 
Staatsgewalt und fih zum Träger, zur Perfonifilation des Staats zu er 
heben. Die äußere Politif war die Frucht diefer inneren. 

Aber durd alle diefe Wirren und Kämpfe vermag ſich die neue Idee van 
der Souveränetät der Einzelnftaaten, von den rechtlichen Grundlagen des inter 
nationalen Lebens doch mehr und mehr in ihrer Herrfchaft auszubreiten , freilid 
langfam, und indem mehrere unvolltommene Zwifhenftabien vorher zu durchlaufen 
find, ehe der heutige, mehr rechtlich geficherte Zuftand eingetreten ift. 

Das Streben nad) Univerfalmonardie, namentlih des Kaifers Karl V. 
ſcheiterte. Auch am die Verſuche Philipp’s II. ift zu erinnern und an feine trü⸗ 
geriſche Diplomatie. Es nimmt nun zwar die Politik und insbeſondere Diplomalit, 
unter dem Einfluſſe der neuen reformatoriſchen Geiſtesrichtung, der Entfaltung 
der Künfte und Wiffenfchaften, der Verfeinerung der Sitten, wenigftens' einen 
äußerlich befferen Schein an. Aber es war eben nur ein Schein von gutem 
Glauben und Redt in der Diplomatie, und wie wahr das fei, mag das Falun 
bezeugen, daß gerade in den Anfang des 16. Jahrhunderts jenes berüchtigte Bud 
des Italieners Macdhiavelli: il Principe (zuerft Venedig, 1515) fällt, wel: 
ches nichts als eine fyftematifche Theorie der wirklichen Praris in dem Berhalten 
der einzelnen, beſonders der italienifhen Staaten untereinander ift und Lift, Ge 
walt, Lug und Tüde dem Politifer und Diplomaten zur Durhführung jeiner 
Pläne empfiehlt. *) Und Macchiavelli findet darin fo wenig Anftoß, daß er but 
Buch an Lorenzo v. Medici, ven Neffen des Papftes Leo X., richtet. Aber gerade 
für die Charafteriftit der damaligen internationalen und diplomatiſchen Gedanken 
muß es als fehr wichtig erfcheinen, daß die Haupttendenz des Buches iſt, alt 
Heinen italienifhen Staaten zu vernichten und einen italienifchen Univerjalftaat 
durch einen mächtigen und rüdfichtslofen Fürften, ver zu jenem großen Zwedt 
vor feinem Mittel zurückſchreckt, zu errichten. In viefer Zeit werben auch me 
und mehr die ftehenden Geſandtſchafien und fomit ein wahrhaft Tonftante! 
biplomatifcher Verkehr unter den Staaten und Höfen üblich. 

Mit dem 17. Jahrhundert nimmt die Diplomatie einen noch befjeren Schein 
an. Sie Heivet fi in das Gewand der Galanterie, des feinen Hoflebend eines 
prunkhaften und weitſchweifigen Ceremoniells. Sie tritt im Kleide des feinen Belt: 
tons und einer angenehmen Aeußerlichkeit auf. Sie wird das Spiel ber Höfintrt 
guen, nicht felten auch der fürftlihen Maitrefjen, mit einem freien Spielraum fir 





*) Dal den Art. Machiavelli. 
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Beftechlichkeiten aller Art. Das Zeitalter Ludwig's XIV. ift vorzugsmeife ber 
Schauplatz diefer geledten und höfiſchen Diplomatie mit ihren zahllofen Rang- und 
Geremonialftreitigkeiten aller Art. In dieſe Zeit fällt auch erft die eigentliche und 
vollftändige Ausbildung des Geſandtſchaftsrechts in der Praris der Höfe. Ihr 
gebört das lange Zeit hochberühmte, doch vorzugsmweife nur durch eine Menge 
von biplomatifhen Beifpielen wichtige Wert des M. de Wicquefort, Y’am- 
bassadeur et ses fonctions an. 

Der Kern jener Diplomatie war noch nicht erfüllt von dem ächten Geifte 
des Rechts und von den wahren Ideen des europätfchen Staatenfyftems. Das 
Princip der Univerfalmonardie ift zwar als befeitigt anzufehen. Aber die mächti- 
gen Staaten ftreben nun vor Allem nah einem PBrincipate über ihre Hleineren 
Nahbarn und nad einer allmähligen Einverleibung verjelben in das eigene Reich. 
Zu Ausgang des 16. Jahrhunderts begnügte fi hiermit auch ſchon das Haus 
Defterreih. Heinrih’s IV. von Franfreih große Politik ftrebte aber beſonders 
darnach, ven öfterreihifchen Plänen einen Damm entgegenzufegen und es gelang 
dies namentlih unter feinen Nadfolgern. Die Projekte Heinrich's IV. über vie 
Umgeftaltung des europäifhen Staatenfyftems nad einem Syſtem von einander 
bie Wage haltenden Staatengruppen, unter Vernichtung der öſterreichiſchen Haus- 
madht, mögen fie für's Erfte nur in den vertraulihen Unterredungen mit dem 
Minifter Sully dargelegt oder wirklich bereits als Unterlage zu viplomatifchen 
Verhandlungen mit der großen Königin Eliſabeth von England gevient haben, 
befunden wenigftens mehr und mehr die allmählige Herrfhaft des Gedankens von 
ber Berechtigung eines friedlichen Nebeneinanverfeins fouveräner Staaten und von 
ver Nichtberehtigung des Principats. Freilih die Nachfolger Heinrich's auf dem 
franzöftfchen Throne, namentlib Ludwig XIV., machten wiederholt Principat- 
verfuche, und e8 konnte ihnen damals noch gelingen, manche ſchöne Stüde von 
Deutſchland jenfeits des Rheines an ſich zu reißen. Aber wie fehr man bereits 
die Rechtsidee als Trägerin des internationalen Lebens anzufehen begann, zeigt 
fih namentlich daraus, daß man ſowohl bier als bei anderen Gelegenheiten in 
jener Zeit, zur Rechtfertigung der eroberungsfüchtigen Pläne einer ſcheel- und 
raubfüchtigen Diplomatie, überall Rechtsgründe vorzubringen ſucht, wenn aud) 
nur feheinbare. Man berief ſich gern auf vergilbte Bergamente, um feine Präten- 
fionen zu befhönigen, auf alte Urkunden und Diplome, fo daß nun die Urkun- 
denlehre, die Diplomatif ein Hauptftubium ver internationalen Polititer wurde, 
und ihnen der Nanıe der Diplomaten und ihrer Kunft der der Diplomatie 
ſeitdem allmählig gegeben ward. Die Reunionsfammer und ihre Scheinredhtögründe 
für vie Groberungen Ludwig's XIV. im Elſaß follen bier wenigftens als ein 
Beifpiel erwähnt werben. Freilich fie waren in der That ein Hohn des Rechte. 
Die eifrig war ferner die franzöfifhe Diplomatie bemüht, um zur Beſchönigung 
ihrer Diplomatifhen Unternehmungen zu beweifen, daß das Teſtament Karl’s II. 
ven Spanien dem früher abgefchloffenen Theilungsvertrage vorgehen müſſe! Die 
Diplomatie entbehrt aufervem gänzlich der nationalen Grundlage, fie ift nur all- 
zuoft eine rein dynaſtiſche Inftitution zur Geltendmachung fürftliher und höfiſcher 
Specialintereffen, zur Befriedigung der Laune, des Ehrgeizes, der Ruhmſucht, ver 
Eitelkeit, der Eroberungsluft der Fürften. 

Daß die Herrfhaft des Nechts gleihmwohl begonnen hatte in die Diplomatie 
einzubringen, war befonders offenfundig da, wo bie Gefammtheit aller Staaten 
zu einem großen Kongrefie zufammentrat und fo die Willfür und die Uebermacht 
der Einzelnen durch die Tüchtigkeit und Machtfülle ver Geſammtheit gezügelt und 
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geregelt ward. Ich erinnere namentlih an den weftphälifchen Friedenskongreß, der 
durd feine Sagungen einen neuen, freilich fpäter bald wieder vielfach angegrif- 
fenen Rechtsbeſtand für die enropäifhen Staaten fhuf und auch äußerlich und 
fichtbarlid die einzelnen Staaten als durd eine gemeinfame Ordnung des Rechts 
zu einem Staatenfyftem verbunden erjcheinen ließ. Der berühmte Holländer Hugo 
de Groot (Örotius) hatte aber bereits jo viel Vertrauen zu ter wachſenden 
Macht des Rechts im Stantenleben, daß er mitten in ben Gräueln des großen 
vreißigjährigen Krieges eine Theorie von Necdhtsgrundfägen für ven Staatenver- 
fehr in feinem Buche: De jure belli ac pacis (zuerft 1625) aufftellte, und 
wirklich errang fid dies Bud nicht blos die größte Anerkennung in den Schulen 
der Gelehrten, fonvern erhielt bald vie entfchievenfte praftifche Autorität bei den 
Staatöleuten, mamentlih aud bei den Diplomaten, an den Höfen, bei den 
Fürften. (S. ven Art. Örotius.) 

Gegen ven Ausgang des 17. Jahrhunderts, je mehr bei den Gewaltftreichen 
Ludwig's XIV. das Principatfyften gegenüber ver neuen Rechtsordnung eines 
Syftems felbftftändiger Staaten zeitweilig den Sieg zu erreichen drohte, und ſich 
die Herrſchaft des neuen Völkerrechts burd ihren eigenen Inhalt und vurd ihre 
eigene Kraft nicht erhalten zu können ſchien, defto mehr fann man, namentlich 
von Seiten der Heinen und mittleren Staaten, auf gewiffe Hilfsmittel mehr 
äußerliher Art, um das Necht gegen den böfen Willen ver Uebermädtigen zu 
ſchützen. Diefem Bedürfniſſe, viefem Drange verdankt der Gedanke eines Syſtems 
des Gleihgewichts feine Entftehung. Man verftand darunter eine ſolche Ver: 
theilung der (phyfiihen und zum Theil moralifhen) Macht unter ven einzelnen 
Staaten und Staatengruppen, daß diefelben einander gegenfeitig die Wage halten 
und von Nectöverlegungen abjhredten oder doch abbrädten. Schon obiges Pro— 
jeft von Heinrich IV. lief darauf hinaus, Der Freiherr Franz v. Ifola ſchrieb 
darüber 1668 ein Bud: „Bouclier d’Estat et de Judice, contre le dessein 
manifestement decouvert de la Monarchie universelle, sous le vain pretexte 
des pretentions de la Regne de France.* Dies Gleihgewichtsfyftem ift nun 
bis zur Stunde in der Praxis als herrfchend zu bezeichnen (Equilibre politique, 
balance du pouvoir, systöme de contre-poids), und berufen fi die Mächte 
fortwährend darauf, um ihre wirflihen oder vermeintlichen Rechte zu ftügen, zu 
begründen oder aud) um die Anſprüche Anderer abzuweifen. Häufig genug verftedt 
ſich aber hinter dem, was man im Namen des europäiſchen Gleihgewichts fordert 
oder auch zurückweiſt, nichts Anderes als der Egoismus, das Sonderinterefle, fo- 
wie die Eiferfucht der einzelnen Staaten, Aud die neuefte Geſchichte bietet reich- 
liche Beifpiele zum Belege diefer Behauptung. Der Minifter Friedrich's IL von 
Preußen, Graf Hergberg, brachte bereits (1786) das Ganze in ein theoreti- 
ches Syftem und Heeren und Andere bearbeiteten darnach die Gefhichte der drei 
letzten Jahrhunderte (Gefchichte des europ. Stantenfyftems). Auch die Schrift bes 
Engländers Leckie, bistorical research into the nature of the balance of 
power in Europe (London 1817), die zu Gunften ver Gleihgewichtstheorie eine 
neue Yändervertheilung in Europa fordert, ift zu erwähnen ſammt ver ein Gleiches 
verfudhenden berühmten, im ruffifchen Intereſſe abgefaßten Schrift: Die europäi- 
Ihe Pentardie (Leipzig 1840). Die feit jenem Jahrhundert fhon auftauchenden 
Träume von einem fog. ewigen Frieden, die namentlich in unferer Zeit wieder 
in Schriften und an Höfen ihr philantropifches Spiel treiben, dürfen bier nicht 
ganz Übergangen werben, 

Diefe Zeit ift übrigens reich an berühmten Diplomaten, freilich von fehr 
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verjchievenem fittlichen Werthe. Berühmt durch feine Nechtlichkeit ift ver geſchickte 
franzöfifhe Unterhändler zu Rom, Karvinal d'Oſſat (F 1604). In die Zeit von 
Heinrih IV. gehören dann noh Sully, de Mornay, de Sillery, Duper- 
roy, Billersi, Sanci, Jeannin. Berühmt wegen feines glänzenden Talentes 
der Unterhandlungsfunft ift der freilich mehr als zweideutige Kardinal Richelieu 
(+ 1642), der durch feine geſandtſchaftlichen Inftruftionen und Berichte zur Aus— 
bildung der gefandtichaftlihen Diplomatie viel beitrug und deſſen Memoiren und 
fonftiger politiſcher Nachlaß für das Studium der Unterhandlungstunft von In- 
terefie find. In die Zeit Ludwig's XIII. gehören noh ver Graf v. Brienne, 
ver Marfhall v. Baffompierre, ver Pater de la Tremblaye, ver berühmte 
Unterhändler Graf d'Eſt rades. Mazarin (F 1661) hatte den Beginn feines 
Glüdes der Lift und den Ränken zu verdanken. Er befaß eine große Fertigkeit 
in ver Berftellung und ed war ihm zur Gewohnheit geworben, ftets Umwege 
einzufchlagen, indem er fid) ven Anſchein gab, als wenn ihm an der Sade, nad 
der er gerade am meiften trachtete, nichts gelegen fei. Ja er fand, wie es fcheint, 
oft mehr Vergnügen daran, die Perfonen mit denen er unterhandelte zu binter- 
geben, als an der Erreihung feiner Abſicht. Aus der Zeit Ludwig's XIV. find 
neben Mazarin no zu nennen als berühmte Diplomaten Servien, GColbert, 
be Torcy, der die fchwierige Aufgabe ver franzöfiihen Diplomatie zu Utrecht 
glücklich löste. Das ift die franzöftihe Diplomatenfchule dieſes Zeitalters. 

In England glänzte die Königin Elifabeth durd große Gaben und war 
König Wilhelm II. aus dem Haufe Oranien unftreitig der größte und nobelfte 
Bolitifer des 17. Jahrhunderts. Sodann ift Kardinal Wolfen unter Heinrich VIII., 
ferner find die beiden Cecil unter Elifabeth, ferner unter Jafob I. ein Diplomat 
ver alten Schule, Henry Wotton, zu nennen, der nod als Wahlfprudy in ein 
Stammbudh ſchreiben konnte: Legatus est vir bonus peregre missus ad 
mentiendum reipublice causa, während fich ver edle William Temple 
(+ 1698) offen zu dem Grundſatze befannte, daß man in der Politik ſtets bie 
Wahrheit fagen müſſe. — Unter den bolländifhen Diplomaten zeichneten ſich 
aus ver Grofpenfionävr Witt, Hieronymus Beverning, San Oldenbar— 
neveld, Hugo und Peter de Groot. Auch Italien, Spanien hatten ihre 
berühmten Namen. In Schweden glänzte ver Kanzler Drenftierna. Das 
Haus Defterreih erfreute ſich ſtets einer Zahl der tüdhtigften Diplomaten und 
mag aus diefer Zeit nur der Graf Trautmannsdorf genannt werben, ber 
am Münſter-Osnabrück'ſchen Friedensfongreß ſich nicht nur um Oeſterreich, fon- 
dern um Europa verdient gemadht bat. Hier foll noch das „Testament politique 
de Charles duc de Lorraine et de Bar; deposé entre les mains de 
l’Empereur L£opold à Presbourg le 29. Nov. 1687, en faveur du Roi 
d’Hongrie et ses successeurs arrivans A l’Empire* (Leipzig 1697) Erwähnung 
finden. Daffelbe giebt eine Anweifung für die Politik, insbefondere Diplomatie 
der Zukunft des öſterreichiſchen Haufes und charafterifirt die Diplomatie feiner 
Zeit auf das Schärfjte. Es ift hier nicht der Ort in alle Details dieſes interef- 
fanten Schriftftüdes einzugehen. Ich will nur Giniges über die: Instruetions sur 
les negotiations Etrangeres et domestiques (S. 167 ff. der genannten Schrift) 
anführen. Der Prinz ſchlägt darin zu Hebung der öfterreichifchen Diplomatie eine 
merkwürdige Anftalt vor, indem er es tadelt, daß bei der Auswahl der Diplo- 
maten der Zeit vorzugsweife nur auf hohe Geburt Rüdficht genommen werde, 
Gr empfiehlt deßhalb die Ginrihtung einer Akademie von 30 Politikern, aus 
venen das diplomatifche Korps zu ergänzen und zu verbeffern fei, durch eine ganz 
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praftiihe Manipulation. Sodann giebt er Vorſchriften über die Eigenſchaften, 
Fähigkeiten und Stellungen der an die einzelnen europäiſchen Höfe zu fendenden 
Gefandten. Regulär jollen an jeden großen Hof zwei Gefandte geſchickt werben, ver 
zweite meift aus ver Zahl jener politifhen Akademiker zur techniſchen Unterftügung 
des erſten Geſandten. Er verlangt zu ſenden nad Konftantinopel un homme de 
belle apparence, ferme de parole, mais concis, solide dans ses raisonnemens 
et point du tout entêté de son caractere; le seconde fol jein un homme 
intrepide, doux, mais pressant dans ses raisonnemens etc. — Nach Rom u 
homme fastueux qui fasse plus de montre qu'il ne dise de paroles, qui sache 
de faire aimer et non pas craindre; fein Gehülfe fol präcis fein und hartnädig 
immer wieder ganz biefelben Gründe gegenüber den Herren Italienern für feine 
Behauptungen anbringen; das werde am beften helfen. — Nach England un 
homme familier, populaire et magnifique; der Gehülfe fol haben un genie 
ouvert, foll fein berebt, gerecht, ehrlih 2. — Der, welder von England zurüd: 
fommt, fol nad Holland gefchidt werden. — Nah Frankreich ift zu fenven un 
homme qui aflecte la simplieite, flug und zurüdhaltend, jo daß er mehr ftupide 
als intriguant erjcheine; der Gehülfe fol ſich zwar ſehr zurüdgezogen halten, 
aber eigentlidy immer auf ver Yauer liegen; er müſſe fih jo anftellen, daß man ibn 
mehr für einen, felbft über feine eigenen vaterländiſchen und über die franzöfifchen 
Berhältnifje wenig unterrichteten, neugierigen Reifenden halten dürfe, der aber im 
Geheim die intimfte Korrefpondenz mit feinen Kollegen, welche nad Paris von 
Konftantinopel, Polen, Rom, Schweden, Venedig ꝛc. geſchickt find, ftantskluger 
Weiſe unterhält ꝛc. 

Die Diplomatie des 18. Jahrhunderts iſt dem Grundcharakter nach überein: 
ftimmend mit der des 17. Jahrhunderts. Die Herrſchaft des Nechts ift immer 
noch im Kampfe mit der übermädtigen Herrichaft des Egoismus, der Eroberunge 
(uft der einzelnen Staaten; indeſſen ift eine Nüancirung im Charafter wahrnehur 
bar und liegen Bedingungen zu einer wirklichen Weiterbildung zum Beſſeren vie: 
fach vor. Wenn auch der volle Reſpekt vor der Souveränetät und Unabhängigkeit 
der einzelnen Staaten immer noch nicht ganz in das Fleifh und Blut des Staatk 
lebens und in die Gefinnung der Staatsleute gebrungen iſt, fo fühlt doch jeder 
einzelne Staat, daß er als folder durchaus nicht mehr im Stande fei, die 
mehr und mehr ſich befeftigende Rechtsordnung des europäifhen Staatenſyſteme, 
fei es durch Bildung eines Univerfalreihs, fei es durch Beſchränkung auf ein 
bloßes Principat zu durchbrechen, und daß er, um eroberungsfüchtige Zwede 
glüdlidy zu erreichen, ſich nothwendig mit anderen, gleichgefinnten Staaten ver‘ 
binden und fomit die gute Beute, wohl oder übel, theilen müſſe. Leider findel 
dann der einzelne Staat noch leiht genug Genoffen zu folden Plänen; aber 
regulär erhebt ſich gegen ſolche rechtsbrüchigen Anmaßungen auch ein vielfad 
glüdlicher Widerſtand anderer Mächte, freilich oft mehr aus Mißgunft, Eiferſucht 
und Furcht ob der Vergrößerungen der Nachbarn, weniger aus dem Bewußtſein 
von der nothwendigen Anerkennung und Erhaltung der Souveränetät aller Staaten. 
Das ift das fog. Theilungsſyſtem, systtme copartageant, welches bereits ſeit 
dem 17. Jahrhundert in der Diplomatie zur Herrſchaft zu gelangen ftrebte, Dit 
Bertheilungen der fäfularifirten Yänder, die Abtretungen deutſcher Gebiete al 
Schweden durd den weftphälifchen Frieden leiteten die Praris dieſes Syſtems 
reine ein. Sodann projektirte König Karl Guftav von Schweden cute 

heilung Polens, vermochte aber 1656 den Churfürften Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg, mit dem er theilen wollte, nicht zu überreden. Siegreich 
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genug zeigte fi aber das Syſtem gegen ben Beſtand ber dfterreichifchen 
Monardie nad dem Tode Kaiſer Karl's VI. 1740. Kaifer Joſeph's II. Tauſch- 
oder Theilungspläng in Betreff Bayerns wurden durch die preußifche Diplomatie 
vereitelt. Endlich kam das Syftem in den drei Theilungen Polens zur voll- 
ftändigen Durchführung, und verleugnete hierin die diplomatiſche Praris vollftän- 
dig die Rechtsbaſis. 

Dagegen wurbe die räumliche Bafis der Diplomatie eine ausgevehntere durch 
den Eintritt der Freiſtaaten von Nordamerika in vie Reihe ver fonveränen Staaten, 
Ein Wendepunkt in der viplomatifhen Eutwicklung bildet e8 ferner, daß Schwe- 
dens im 17. Jahrhundert gewonnene diplomatiſche Höhe geftürzt wird, daß Ruß— 
land durch das Genie Peters d. G. und Preußen durch das Genie Friedrichs 
d. ©. als tonangebende Großmächte aufzutreten beginnen. Endlich wird es feit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts mehr und mehr üblih, ohme daß fich aber 
darüber bis jetzt eine fefte Rechtöregel gebildet hätte, daß in allen großen Fragen 
der europäifchen Diplomatie gewifje größere Mächte (Pentarchie), fei es gleich von 
Anfang an oder doch nadträglih, die Vermittlung oder auch die Entfcheidung in 
Anfprud nehmen, fobald fid die Streitenden nicht fofort einigen können. 

Don den Diplomaten des 18. Jahrhunderts nennen wir befonders den Defter- 
reicher Fürſt Kaunitz, der mit großem Gefchid die Intereſſen der öfterreichifchen 
Hauspolitik geltend zu machen ſuchte. Auch die Venetianer hatten bis zu ihrem 
Untergange ftets tüchtige Diplomaten (Contarini, Cornaro, Soranzo, Rani), 
In Preußen, wo die perſönliche Birtuofität der hohenzollerſchen Fürften den diplo- 
matifchen Beamten meift nur die Thätigfeit der Ausführung ber Föniglichen Pläne 
überließ, find neben König Friedrich II. Graf Dohna und Graf Hergberg 
zu erwähnen. In England zeichneten ſich zu Anfang dieſes Jahrhunderts aus 
Marlborough, glei groß auf dem Schladtfelde wie in der Diplomatie, und 
ihm gegenüber Charles Bolingbrofe, fpäter die beiden Pitt, von weldyen 
Hefiter mit Net jagt, daß fie volllommen das Ideal der britifchen Politik in 
fih trugen und durd die That lebendig machten. In der Zeit find die Diplo: 
maten Frankreichs nicht fehr beveutend, doc dürfen genannt werden Dubois, 
Fleury, Morville, Chauvelin, Amelot, vArgenfon. Bon Norb- 
amerifanern find Wafhington und Franklin befonvers hervorzuheben. Auch 
die ruſſiſchen Diplomaten der Zeit zeichneten fi in großer Zahl aus. 

Aus dem krankhaften Zuftande des Theilungsſyſtems wurde das diplomatische 
Leben erlöft durch das Unglüd der Napoleon’shen Univerfalmonarhie. Die Sagungen 
des Wiener Kongreſſes beftätigen dann die Geltung des Rechts im Staatenverfehre 
auf’8 Neue, wenn fie auch, vermeintlihd nach den Rückſichten auf das fog. Gleich— 
gewidt, in ihren fpeciellen Neufonftruftionen des politiihen Lebens vielfach fehl- 
gegriffen haben. Eflatant zeigte ſich dies in der Zertrümmerung des durch den 
Kongreß neugeichaffenen Königreihs ver Niederlande, wodurch ein Königreich 
Belgien entftand, ferner durdy die unglüdlihen Wirkungen der politifchen Feft- 
fegungen in Betrefi Polens, Krakau's, Neuenburg's ꝛe. — Durd die fog. 
heilige Allianz, d. d. Paris 26. Sept. 1815, erlangte die biploma- 
atifhe Praris in den perſönlichen Verheißungen und Berpflihtungen der 
Sonveräne eine nene Bürgſchaft dafür, daß fie im Geiſte des Rechts und ber 
Freiheit, der Nattonal-, nicht blos der Dynaften-Interefjen geübt werden möge. *) 
Leider ließen dies die beſchränkenden Mafregeln, welche vie Regierungen auf den 


*) Bl. hierüber den Art, „Heilige Allianz” Bd. I. S. 109, 
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Kongrefien von Aachen 1818, Laibach 1821 und Verona 1821 gegenüber allerlei 
revolutionären Bewegungen in den einzelnen Ländern feftfegten, zeitweilig in 
Frage ftellen. Immerhin ift die Herrfchaft des Rechts in der Diplomatie mehr 
und mehr aud in diefer Zeit gewachſen. 

Die Pentarchie hat auch in dieſem Jahrhundert ihre ariftofratifche Thätigteit 
fortgefeßt, ohne daß ihr Recht dazu eigentlich ſich firiren ließe. Der jüngfte Parifer 
Traktat von 1856, der den Krieg zwifchen Rußland einerjeits und der Türkei, 
Frankreich, England und Sardinien andererfeits ſchloß und der durd die Pentar- 
hie mit Hinzuziehung von Sardinien und der Türkei abgefchloffen wurde, ift von 
großer Bedeutung. (S. den Art. Kongreſſe und Friedensfhläjfe.) 

Charatteriftiih für die Diplomatie der neueren Zeit, befonvers feit der fran- 
zöfifchen Revolution von 1789, ift, daß fie fich ſeitdem namentlich aud in vie 
inneren Angelegenheiten fremvder Staaten mifcht, bejonvers in das Verfaf- 
fungswefen, und zwar nicht blos wenn unmittelbare perfönliche Verhältniſſe und 
landesherrlihe Rechte dazu auffordern, jondern im Namen des allgemeinen eure 
päifchen Friedens, der Aufrechterhaltung eines geordneten Rechts- und Staatk 
zuftandes, oder and) wohl im Namen der Religion, der Humanität und Gittlid- 
feit, leßteres bejonders gegenüber nichtchriftlihen Neichen; ferner auch, namentlich 
in Bezug auf die fontinentaleenropäifchen Länder zum Schuß des monarchiſchen 
Princips in den monarchiſchen Staaten. Bon einem Rechte zu folder Ein 
mifhung fann freilich nur die Rede fein, wenn die inneren Berhältnijfe eines 
Landes die Eriftenz eines ſouveränen Staats oder gar des europälfchen Staaten: 
ſyſtems bireft oder indireft bevrohen. Die Einmifchung darf dann felbft eine frie 
gerifche fein. (Bgl. ven Art. Intervention.) Indeſſen hat fih die Diplomatie zu 
Einmifhungen bisher auch aus dem bloßen Geſichtspunkte der Sonverinterefien, 
aus Rückſichten dynaſtiſcher Verwandtihaft oder aus anderen mehr zufälligen 
Gründen vielfach beftimmen laſſen. Eine frievlihe Einmiſchung, vie ſich auf blohe 
gute Ratbfchläge, auf Anbieten guter Dienfte oder der Vermittlung bejchränft, 
wird aber überall als rechtlich zuläffig jet angefehen. Kurz, nachdem die Dipl 
matie, namentlid) der tonangebenden Staaten bereits feit den Zeiten Richelien's 
fih in auswärtigen Verhältniffen jedes einzelnen Staats und jeder Staatengruppt 
als mächtig und oft übermächtig gezeigt bat, ift fie num feit ven legten acht 
Decennien aud) eine nicht felten der freien Selbitftändigfeit und Nationa entwid- 
fung gefährliche Macht geworden. Deutfchlands innere politiſchen Verhältniſſe geben 
davon Kunde feit der erften franzöfifhen Revolution. Doc ſcheint ſich die Diple 
matie in neuefter Zeit in ihrer Neigung, ſich in die inneren Berfafjungsangelegen- 
heiten der Staaten zu mifchen, mehr zu mäßigen. 

Befonders rühmend ift noch zu erwähnen, daß die neuere Diplomatie den 
alten gefpreizten, ceremoniellen, hoffährtigen Charakter mehr und mehr aufgegeben 
bat. Die Gefchäftsformen find mehr einfad und ver Natur der Berhältnifje an 
gemeflen geworben. Die alten, zum Theil lächerlichen Geremionialftreitigfeiten, fonft 
fo häufig, tauchen jest kaum nod auf, (Vgl. den Art. Geremoniell.) Die Diplo 
matie ift nicht mehr blos oder auch nur vorzugsweife der Befriedigung dynaſtiſchet 
Interefien oder gar der Laune des Souveräng gewidmet, fondern fühlt vor Allem 
den Beruf, Vertreter der großen nationalen Intereffen des Staats zu fein. Gin 
vollfommener Zuftand liegt Feineswegs vor. Aber im Ganzen fteht die heutige 
Praris über der jeder früheren Zeit. Das Recht wird im Brincip mehr ald je 
anerfannt; die Alugheit der Diplomatie wird weniger als je blos im ſeibſtſüchti 
gen Interefje ausgebentet, wenn aud) bis jegt weder das Recht vollfonmen herrſcht 
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noch die Erwägungen der Klugheit und bloßen Nüslichkeit immer das richtige Maß 
halten. Ale Grundſatz für den Grad ver Tüchtigkeit des diplomatifchen Verhaltens 
der einzelnen Staaten darf feftgehalten werben, daß je mehr das innere Staats- 
leben in dem einzelnen Yande auf dem Grunde des Rechts und nach humanen 
Wohlfahrtsrüdfihten thätig ift, um fo reiner und befier die Diplomatie des Staats 
fih verhalten wird. Dob würde e8 zu weit führen, nad diefem Maßſtabe vie 
Diplomatie der einzelnen Staaten in den Details bier näher zu darafterifiren. 
Unter der Firma von Forderungen und Verpflihtungen im Namen des fog. euro: 
päiſchen Gleichgewichts verfteden aber auch jest noch die meiften Staaten nur 
allzuoft ihren Eigennuß, ihre Eiferſucht und Habſucht und ſcheuen ſich nicht, vie 
beften Rechte anderer Staaten zu opfern. So konnte erft neuerlich das befte beut- 
ihe Recht in der Holftein-Schleswig’ihen Sache gegenüber Dänemarf an ver 
Diplomatie des ſog. Gleichgewichts der anderen europäifchen Großftaaten, nament- 
üb Englands, Rußlands und Franfreihs, zu Grunde gehen. — 

Trotz der allmähligen Wandlung der neueren Diplomatie zum Guten, zu 
einer nationalen und rechtlichen Kunft, iſt fie bis auf den heutigen Tag nicht 
pepulär geworden. Es ift das nicht zu verwundern. Es liegt in der Natur ver 
diplomatiſchen Berhältniffe, in ihrer Beziehung zu den Fürften und zu den Höfen, 
daß die Diplomatie vorzugsmeife ein Geſchäft der vornehmeren Stände ift 
und zu allen Zeiten gewefen ift, ſchon im Alterthum, durch das Mittelalter hin- 
durch, bis auf die neuefte Zeit. Auch iſt die ächte Uriftofratie, eben wegen 
ihrer gebornen Stellung zu den Thronen, am meiften dazu befähigt. Es liegt 
der Grund keineswegs blos in der befferen äußeren Nepräfentation und in ber 
größeren gefellihaftlihen Tournüre, ſondern e8 wirft bier auch eine gewiffe tra= 
vitionelle Vererblihung politifher Grundfäge, das Feithalten vurh Jahrhunderte 
reichender Pläne und das Bewußtfein gefiherter, unabhängiger, hoher Stellung. 
Die Uriftofratie Hält inftinftmäßig an den überfommenen politifchen Traditionen 
ihres Staates feit und ift demnach vorzugsmeife berufen zur Vertretung des 
Staats nah. Außen, wo der Staat vor Allem feinen gefchichtlich überlieferten 
Gejammtdarafter, feine volle hiſtoriſche und politifche Natur zu dofumentireggbat. 

Uebrigens hat ſich neuerlih der Sprachgebrauch jo firirt, daß man "Nicht 
alle Berfonen, welche viplomatifche Gefhäfte betreiben, tehnifch mit dem Na— 
men ber „Diplomaten“ bezeichnet. Man giebt denfelben dem Minifter des 
Ausmwärtigen jedes Staats und auch den oberiten Räthen veffelben, nicht dem 
untergeorbneten Berfonal des auswärtigen Miniſteriums. Bon den politifchen 
Sendboten des Staats im Auslande werben aber regulär nur biejenigen als 
Diplomaten bezeichnet, weldye ven fpecifiih diplomatiſchen Charakter, d. b. ven 
Charakter der officiellen Repräfentation des Staats und insbejondere bes 
fürftlihen Souveräns im Auslante haben. - Dahin gehören unzweifelhaft die fog. 
harakterifirten Gefandten in ihren vier Klaffen, die man fümmtlih unter dem 
Namen: Ministres publics zu begreifen pflegt und die zur unmittelbaren Ber: 
handlung mit ver fremden Staatsgewalt beauftragt find, fowie einen officiellen 
beglaubigten öffentlichen Charakter im Auslande Haben. Dagegen nennt man 
technifch weniger fo die bloßen Agenten, welde biplomatifhe Gefhäfte in un- 
mittelbarer Verhandlung mit der fremden Staatögewalt im Auslande, aber ohne 
amtlichen Charakter betreiben; aud regulär nicht Die fog. Kommiſſarien, welde 
blos mit beftimmten einzelnen Gefhäften und ohne direfte Verhandlung mit ven 
höchſten Organen der auswärtigen Staatsgewalt beauftragt werden, Am wenigften 
fönnen die Konfuln auf den Namen der Diplomaten Anfprud machen. Es 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staatd-Worterbuß All. 9 
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fehlt ihnen jeder eigentlich diplomatiſche Charakter und was Pinheiro-Ferreira 


(in den Noten zu Martens droit des gens I. 443) und Eufiy (r&glements con- | 
sulaires, 13. 14. 75 ff.) vom Öegentheil behaupten, ihre Behauptungen find nihte | 


als Wünſche, denen gegenüber die Praris und alle Autoren ftehen. Nur ven 
Konfuln der riftlihen Mächte in den nichthriftlihen Staaten, fowie denjenigen 
Konfuln, die damit etwa ausdrücklich privilegirt werden, gebührt der diplomatl: 
ſche Charakter; fie haben wirflid einen repräfentativen Charafter und eine br 
eigentlich gefandtichaftlichen ähnlihe Stellung. Sie werden mit Recht Diplomaten 
genannt. (S. den Art. Gefanbte,) 

Bon franzöfifhen Diplomaten der neueren Zeit find als ganz beſondert 
bebeutend hervorzuheben Talleyrand de Berigord, in weldhem fi „pas 
viplomatifhe Genie erfchöpfte", Napoleon I., König Louis Philipp, 
Napoleon II. Bon ven zahlreihen Defterreihern fol nur Metternid 
und neben ihm aus nmeuefter Zeit Fürft Schwarzenberg und Graf Due! 
genannt werden; von Preußen Fürft Hardenberg, Graf Bernftorff, Wil 
beim v. Humboldt; von Engländen Ganning, Caſtlereagh, Welling 
ton, Balmerfton. Bon der großen Zahl ruſſiſcher Diplomaten ausgezeichneter 
Art mag bier nur Nefjelrode ftehen. — . 

Die Literatur der Diplomatie ift nicht allzu umfangreih. Die geſchicht 
lihen Werte wurben ſchon oben notirt. Die neueften Werke über Völferredt, 
befonders das von Heffter (3. Aufl. Berlin 1855), fowie über Geſandtſchafte 
recht, bejonders das von Alex. Miruß (Leipzig 1847), enthalten auch einen 
Pafjus über Diplomatie. S. ferner: Ueber ven Begriff ver Diplomatie und Ne 
nothwenbigen Eigenfchaften des Diplomatifers von Freih. v. Liechtenftern 
(Wien 1814), und von Demfelben: Was hat die Diplomatie als Willen 
ſchaft zu umfaffen und der Diplomat zu leiften (Altenburg 1820). Hülfemann, 
über vie Bedeutung der Diplomatie für die neuere Geſchichte (Göttingen 1820) 
C. de Garden traité complet de Diplomatie, ou theorie generale des rel 
tions exterieures des Puissances de l’Europe (I—III. Paris 1833). Charles de 
ei Manuel diplomatique (Leipzig 1822), vierte Auflage unter dem Titl: 
Guffle diplomatique. Preeis des droits et des fonctions des Agents diplomatigu® 
et consulaires (Yeipzig 1851). de Cussy, dictionnaire ou manuel-lexique du 
Diplomate et du Consul (Leipzig 1846). — Intereffant find die Betrachtungen 
eines Heinftaatlihen Diplomaten in dem Buche von Fr. Kölle, Betrachtungen 
über Diplomatie (Stuttg. 1838). de Hoffmann, Conseil à des jeunes Diplo 
mates (Paris 1841). Joſ. v. Rehfues, Entwurf einer allgemeinen Inſtrultion 
für die preußiſchen Diplomaten. Von Werten über die biplomatifche Unterhant 
lungstunft find zu nennen: de Callidres, de la manidre de negocier avec les 
Souverains (Paris 1716). Pecquet, de l’art de negocier avec les Souveraln 
(Paris 1737). de Mably, principes des negociations (Haag 1757). Die politi⸗ 
ſche Unterhandlungskunſt, oder Anweiſung mit Fürſten und Republiken zu unter 
handeln, aufgeſtellt von einem Staatsmann in der Einſamkeit (Leipzig 1811). 
Meissel, Cours de Style diplomatique (Dresven 1823). — Ueber die Samm 
lungen des diplomatiſchen Materials wir ver Art. „Völkerrecht“ literarifhe Nach 
weife enthalten. Beachtenswerth find endlich die wichtigeren Memoiren bedeutend? 
Staatsmänner, fo die Denkwürdigkeiten und Briefwechfel von P’Offat, Jeau— 
nin, Görg, Temple, Gent, Gagern. 
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Diefes Inftitut beruht auf der Einrichtung der fog. ftehenden Geſandten. 
Zwar unterhielten ſchon die Päpfte des Mittelalters am konftantinopolitanifchen 
Hofe und im fränfifhen Reihe eine Art von ftehenden Gefandten in ihren fog. 
Apocrisiarii seu Responsales. Aber vie weltlihen Fürften folgten dieſem Bei— 
jpiele erft im Ausgange des Mittelalter und anfangs nur vereinzelt. Auch thaten 
dies lange Zeit nur die politifhen Hauptmächte und zwar meift nur gegenüber 
andern Mächten von gleiher Bedeutung. Erft am Ende des 16. Jahrhunderts 
fam der Gebraud mehr in Gang und feit König Ludwig XIII. von Frankreich 
unter dem großen Minifter Richelien und noch mehr in den Zeiten Ludwigs XIV. 
wurde die Sitte allgemein. Der fteigende Verkehr unter den einzelnen Staaten, 
die politifhen Beziehungen, die lehenrechtlihen Verbindungen, vie erbrechtlichen 
Anwartihaften, die dynaftifhen Berwandtihaften und Freundfchaften, vie eigen- 
thümliche Art der Hof- und Kabinetspolitit machten eine folde Einrichtung zur 
Unterhaltung einer beſtändigen politifhen Verbindung und ununterbrochenen gegen- 
feitigen Beobadhtung zu einem Bebürfniffe, und war man von Seiten der fürft« 
lihen Höfe um fo geneigter, diefem ſchon durch die Nüdfichten des Staats ge— 
botenen Bedärfniffe Befriedigung zu gewähren, als die neue Einrichtung zugleich 
der fürftlihen Eitelkeit jhmeichelte, denn viefelbe gab jedem Fürften eine äußer— 
liche Repräfentation feiner politifhen Größe und Madt an allen andern widti- 
geren Höfen Europa’s, und gewährte zugleich durd die dauernde Anweſenheit 
diplomatiſcher Vertreter der verfchiedenen Mächte an feinem Hofe viefem letteren 
einen befonderen Glanz. 

Es ift jest allgemein üblih, die Gefammtheit der diplomatiſchen Vertreter 
fremder Staaten bei einem Souverän mit dem Namen: „Diplomatifches 
Korps“ zu bezeihnen. Diefe Bezeihnung fol zuerft in Wien 1734 aufgefom- 
men fein und zwar dur eine Dame, wie dies in einem Briefe des preußifchen 
Gefandten v. Fürft an König Friedrich II. GVehſe, Geſch. des öfterreich. Hofes, 
VIII 113) erzählt wird. Eigentlich bedeutet der Ausprudf eine Sammlung von 
diplomatiſchen Altenftüden und war bis dahin nur biefür üblich gewefen, wie 
denn 3. B. die berühmten Sammlungen von Dumont und Rouffet fo titulirt find, 
während fpäter dafür mehr der Name recueil diplomatique in Gang gekommen 
tft. Jedenfalls deutet die Bezeihnung Corps diplomatique glüdlih und wigig bie 
Gefammtheit der in den einzelnen Diplomaten perfonificirten biplomatifchen Kennt- 
niffe an. Ein Korps, einen Körper im Sinne einer rehtlihen Gemeinſchaft 
(Korporation) bilden die fremden Diplomaten an einem Hofe eigentlich nicht, 
böchftens in äußerlihen Beziehungen und im einzelnen Falle, wenn zufällig bie 
Interefien und die Zwede aller Einzelnen übereinftimmen. Regelmäßig find vie 
von den einzelnen Diplomaten verfolgten Zwecke fo verfchieven, daß fie ſchon 
deßhalb fein folches Korps bilden, fondern nur eine politifhe Genoffen- 
haft, teren einzelne Mitglieder beftimmte einzelne gleihe Rechte und 
Pflihten gegenüber dem fremden Hofe und unter ſich jelbft haben, ohne formelle 
juriftifhe Organifation der Einzelnen zu einem Rechtsganzen. 

Bon den politifhen Bertretern fremder Staaten bei dem Souverän gehören 
aber zum fog. biplomatifhen Korps vorzugsweife nur bie mit einem fog. reprä- 
jentativen Charakter verfehenen viplomatifchen Agenten, alfo vie fog. harafterifirten 
Gefandten ver vier Klaffen. Freilich fpielen die bloßen Gejhäftsträger, bie 
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nur von dem Miniſter des Auswärtigen ihres Staats, nicht von ihrem Souverän 
ſelbſt eine Vollmacht haben und auch nur bei dem Miniſter des Auswärtigen bes 
fremden Staats beglaubigt find, ohne unmittelbare Beziehung und Verhandlung 
mit dem fremden Souverän, eine fo untergeortnete Rolle, daß fie bisweilen 
weniger dahin gezählt werden; manche Autoren, wie 3. B. Bollgraff (Movern: 
Politik ze. 2c.), Schließen fie ausprüdlid davon aus. Ferner können die bloßen 
Agenten und Kommiffarien und ebenfo die Konfuln, weil ihnen alla 
der repräfentative Charakter gänzlich abgeht, falls fie fih aud an demfelben Orte, 
wo ein diplomatifches Korps eriftirt, aufhalten, nicht zu vemjelben gerechnet werben. 
Auch bildet die Gefammtheit von bloßen Kommiffarien an irgend einem Orte ober 
die Gefammtheit der Konſuln fremder Länder an einem Handelsplatze fein foz. 
diplomatifches Korps. Nur in Bezug auf die hriftlihen Konſuln in nichtchriſtlichen 
Staaten, infofern und weil ihnen ver repräfentative, d. h. bier in specie ber 
diplomatifhe Charakter zufommt, darf man dies behaupten. Diefelben bilven dort 
in ihrer Gejammtheit eine Art von diplomatiſchem Korps untergeordneten Ranges, 
gleichviel ob fie fih im der Nefivenzftabt des Souveräns oder an einem bloßen 
(provinziellen) Handelsplatze aufhalten. Aber gewöhnlich bezeichnet man techniſch 
mit dem Namen des diplomatijchen Korps eben nur die Gefammtheit der dharal: 
terifirten Oefandten an dem Hofe eines Souveräns und in der Hauptftabt einer 
Nepublif. Auch die Mitglieder eines außerorbentlihen Kongreffes von wir 
lihen Gefandten dürfen in ihrer Gefammtheit als diplomatiſches Korps, doch nır 
im.uneigentlihen Sinne, bezeichnet werden. Wehnliches gilt von dem Geſandten— 
fongreß, wie er in der deutfhen Bundesverfammlung zu Frankfurt a. M. 
befteht, doch beſtimmt ſich deren Stellung vorzugsweife und wejentlich nad den 
befonderen Satzungen des deutſchen Bundesrehtes und erft in zweiter Linie 
(nämlich gegenüber ven bei dem Bundestage affrebitirten Gefandten der auswärti- 
gen Mächte und zum Theil gegenüber der Stadt Frankfurt als einem fouveränen 
Stante) nad europäiſchem Völkerrecht. 

Für's Erfte ftehen die einzelnen Mitglieder des biplomatifhen Korps an einem 
fremden Hofe in gar feiner gefhäftlihen Beziehung zueinander, fondern jedet 
einzelne fremde Diplomat hat einzeln feine Geſchäfte mit dem befendeten Hofe zu 
betreiben. Doch fann durch ausprüdliche Verabredung der Staaten ausnahms 
weife es geichehen, daß mehrere oder auch alle Mitglieder veffelben in gemein: 
fame Verhandlung mit der fremden Staatögewalt treten. Ferner fünnen auch 
die Umftände ein jo gemeinfchaftlices Auftreten rechtfertigen, fofern es der 
einzelne Diplomat für angemeffen hält und fals ihm feine Inftrußtionen ber 
gleihen nicht verbieten. Es kommt dies befonderd vor, wenn die allgemeine 
Stellung eines Geſandten oder des ganzen Korps verlegt wird, oder auf fehr 
eflatante Weife völferrechtlihe Verletzungen, 3. B. fremder Unterthanen zc., vor: 
fallen oder Nothſtände zu befeitigen oder zu mildern find, wie eine Revolution, 
eine Belagerung, ein Bombarbement. Auch hat im leßteren Falle nicht felten das 
diplomatifche Korps, namentlich‘ auch das der hriftlihen Konfuln in den nidt- 
hriftlihen Reihen, gemeinfame Schritte gethan nicht blos gegenüber ver Regie 
rung und den Behörden des befendeten Staates, fondern auch gegenüber ven 
Organen der dritten Staatsgewalt, melde die Verlegung des Wölkerrechts, die 
Dedrohung des Lebens und des Eigenthums der Landesgenofjen der Gefandten 
vornahmen, namentlich gegenüber fremden Generalen und Seeofficieren, welde 
eine Belagerung leiteten, ein Bombarbement oder eine Blofade des Ortes an 
ordneten oder vorbereiteten, um entweder dagegen ans irgend einem runde zu 
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proteftiren, oder doch um Auffhub oder Milderung der Mafregeln zu bewirken 
und namentlih das Eigenthum und Leben ihrer Landeskinder möglichft in Sicher: 
beit zu bringen. In ſolchem Falle treten auch Häufig die Konfuln in hriftlichen 
Staaten als eine proteftirente Gemeinfhaft auf, ohne daß fie aber deßhalb 
ein diplomatiiches Korps werben. 

Regulär bilden die Mitgliever des diplomatifchen Korps nur bei gewiffen 
ceremoniellen Gelegenheiten eine äußerliche Gemeinſchaft, mamentlich bei 
Hoffeften, bei Krönungen, bei feierlihen Gratulationen am Namens- oder 
Geburtstage des Souveräns oder am Neujahrstage, oder nad Errettung des 
Souveräng aus einer Lebensgefahr oder bei deſſen Rückkehr nad) einer längeren 
Abweſenheit u, ſ. w. Auch wird ihnen wohl eine bejondere Theaterloge, ferner 
werben ihmen befondere Räume zur Beimohnung der Landtagsverhandlungen und 
von kirchlichen Feierlichkeiten überwiefen. 

Bei ſolchen Repräfentationen des biplomatifhen Korps hat es jeit alten 
Zeiten und bis heutzutage nicht an Rangftreitigkeiten unter den einzelnen Mit- 
gliedern gefehlt. Die Annalen des 16., befonders des 17. und auch noch bes 
18. Jahrhunderts wifjen darüber gar manderlei Dinge zu erzählen, deren Tücher: 
lichkeit und Abgefhmadtheit bei der heutigen freieren Lebensweife und bei ber 
mehr geiftigen und nationalen Auffaffung der Politif und der Diplomatie in un— 
ferem Jahrhundert ſchier unglaublid klingt. Dod find noch nicht alle Ausfichten 
auf fernere Rangftreitigfeiten abgeſchnitten. Schon vie nach Völkerrecht vorhandene, 
aber nicht recht feftitehende Rangverfchienenheit der Staaten, ſowie die Verſchie— 
venheit ver Klaffen der Diplomaten geben noch allerlei Möglichkeiten. Doc bat 
„zur möglidhften Vermeidung von Präcedenzftreitigkeiten”, wie es ausbritd- 
lich dort heißt, das auf dem Wiener Kongrefje von den Hauptmächten nor- 
mirte Reglement vom 19. März 1815 über ven Rang der diplomatifhen Agenten, 
ergänzt durch das Aachener Protofoll vom 21. November 1818, Manches gethan. 
(Siebe den Art. „Geſandte“.) In dem Artifel 4 viefes Neglements wurde feſtge— 
Vest, daß die biplomatifchen Agenten unter fih in jeder Rangflaffe ven Rang 
nad dem Datum der amtlichen Bekanntmachung ihrer Ankunft zu nehmen hätten, 
daß jedoeh dieſe Borfchrift Hinfihtlic der Nepräfentanten des Papftes feine 
Reuerung veranlaffen follte. In letterer Beziehung ift zu bemerken, daß nad 
wie vor die Sefandten fatholifher Mächte den päpftlihen Gefandten gleichen 
Ranges überall den Vorrang einräumen, daf dies dagegen von Seiten ver Reprä- 
fentanten proteftantifher Mächte nicht gefchieht, daß namentlich neuerlichft engli- 
ſche Geſandte dies wieder ausprüdlich verweigert haben. Anvermeitig fest Art. 3 
und 6 feft, daß der Titel eines außerordentlichen Botſchafters, Minifters ıc. 
feinen Borrang gebe, und daß letzterer ebenfowenig durch verwandtſchaftliche und 
andere Familienverhältniſſe oder durch Allianzen begründet werben folle. Werner 
haben nad Art. 2 einzig und allein die Gefandten erften Ranges (Botjhafter, 
Ambafjadeure, Legaten, Nuncien) ven vollen repräfentativen Charakter im 
ftrengeren Sinne. Art. 5 ordnet an, daß jeder Staat einen uniformen Modus 
in Betreff des Empfanges (ver Verabſchiedung) der Gefanbten jeder Klaſſe auf 
ftelle und beobachte. — Derjenige Diplomat, welcher nad dieſen Rangvorſchriften 
zuerft rangirt, fteht bei allen ceremoniellen Repräfentationen an der Spite bes 
biplomatifhen Korps, führt das Wort im Namen veijelben, hält befonvers die 
feierlichen Anreden u. f. w. Sein Ehrentitel ift Doyen, d. i. Xeltefter des 
tiplomatifhen Korps (von Dechaut, Dekan). 

Die politifhe Bedeutung der Eriftenz von ſog. diplomatiſchen Korps in 
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allen Staxten muß fehr hoch angefchlagen werben. Das Wechſelverhältniß ver 
Staaten ift dadurch das engfte geworben. Jeden Augenblid ift die ganze politiſche 
Aktion eines Souveräns durd ein zahlreihes Korps von feinen Beobachtern und 
politifchen Kennern fontrolirt und Kuriere, ſowie neuerlich telegraphifche Depeſchen 
berihten augenblidliih darüber an die vaterländiihen Negierungen der au& 
wärtigen Agenten, um biefe zu unterrichten, zu belehren, zu warnen, je nach ven 
Umftänden, fowie zu bewirken, daß fofort entſprechende Belobungen, Billigungen 
oder auch Nefervationen, Proteftationen, Demonftrationen, Drohungen und nod 
ftärfere Mafregeln ald Antwort auf jede Aktion erfolgen. Dazu wird jedem ein- 
zelnen fremden Gefandten, je nah dem Maße feiner Inftruftionen, ſowie dem 
Korps es überall geftattet, durch Rathſchläge und anderweitig bei allen wichtigen 
—— Alten der beſendeten Regierung, ſelbſt in Bezug auf bedeutſame innere 
andesangelegenheiten einen gewiſſen Einfluß geltend zu machen, der ſich freilich 
juriſtiſch nicht beſtimmen läßt und vielmehr von der perſönlichen Virtuoſität und 
geſellſchaftlichen Stellung des Geſandten an dem fremden Hofe, von ben befreun— 
deten oder verwanbtidhaftlichen Beziehungen der beiden Höfe, fowie nicht weniger 
von der, bier überall zulett entfcheidenten Mactftellung und Mactbereit- 
ſchaft der fremden Regierung, wie überhaupt, fo nad) der befonderen Natur bes 
einzelnen Falles, abhängig ift. 

Endlich follen aud die guten humanen Wirkungen dieſer internationalen 
Inftitution, welde von Flaffan (histoire I. 13, 14) befonders hervorgehoben 
find, nicht geleugnet werden, wenn fie freilihd Ylaffan zum Theil wohl zu hob 
angeſchlagen hat. Unter diefem Vorbehalte jchliefen wir mit Flaſſan's Worten: 
Toutefois le corps diplomatique, ind@pendamment des heureux eflets de 
son action convenablement dirigee, embellit le tröne, en l’entourant d’une 
pompe majestueuse A laquelle chaque souverain semble vouloir contribuer 
par son repr@sentant. Il tend encore à adoucir les moeurs gendrales, 
à diss@miner les jouissances agr@ables, les decouvertes utiles, et tandis que 
les ministres des nations incultes rapportent des pays oü ils ont r&sid& le 
gofit des lettres, des arts, et des vues de perfectionnement: les ministres des 
cours polies, par leur noble manidre de vivre, donnent une espdce de legon 
publique d’urbanite, qui insensiblement reflue sur les classes inf@rieures, 

v. Kaltenborn. 


Dieciplinarvergeben und Disciplinarverfahren. 


I. In der Schule macht fich das disciplinarifche Element hauptſächlich durch 
Aufrechthaltung derjenigen Ordnungen und Einflüffe geltend, die theils das Ge 
fammtverbältnißg der Schitler zum Yehrer und zu einander regeln, theils dem Ein 
drucke der Lehre unterftüend zu Hilfe kommen follen. So umfaßt es wefentlid das 
erziehende Moment neben dem Unterricht. Aber auch wo das erziehende Moment 
auf den höchſten Stufen ver Unterrichtsanftalten fehr zurüdtritt, um dem reifen: 
ven Charakter des Jünglings ſich in freier Selbftftändigfeit entwideln zu laflen, 
erfordert immer noch die Cigenthümlichkeit des Verhältnifjes, im welchem fich bie 
Jünglinge einer großen Bildungsanftalt fowohl zu diefer, als zu einander umd 
zu der Außenwelt befinden, eine Berüdfichtigung, die fih in der Disciplin ver 
fündigt, die von der Anftalt über ihre Zöglinge gebt wird und bald den Chr 
rafter einer Milderung und Begünftigung trägt, fofern fie bei beftimmten Vor⸗ 
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fommniffen erleichternde Rüdfihten auf die Befonderheiten der Stellung und 
Berhältniffe dieſer Jünglinge nimmt, bald aud eine Schärfung zu enthalten 
Scheint, wenn fie Handlungen und Lebensweifen, die im allgemeinen bürgerlichen 
Leben ihren eignen Folgen überlaſſen worden wären, um der Auftalt willen rügend 
und firafend vor ihr Forum zieht, oder auch bei ſolchen Handlungen, vie ſchon 
dem gewöhnliden Strafrechte verfallen, noch befonders im Interejje der Anftalt 
einſchreitet. Solien aber aud die Disciplinarmittel von dem Geifte des Rechts 
geleitet jein, wie fle denn ihren Zwed auf das Entjchievenfte verfehlen würden, 
wenn fie in den duch fie Betroffenen das Gefühl erlittenen Unrechts erweckten, 
fo bleibt doch das ihr charakteriftiiches Merkmal, daß nicht die Erfüllung einer 
Rechtspfliht, fondern unmittelbar der Zweck ver Anftalt, oder das erziehende 
Motiv in dem Borbergrund fteht, daß jie nicht um des Rechts willen, fonvern 
um des Geveihens der Anftalt willen, oder zum eignen Beften des Betroffenen, 
zu feiner Hebung und Beflerung angewendet werben. Eben deßhalb bleibt ihre 
Anwendung jederzeit falultativ, müflen fie jo geartet fein, vaß fie fi nad ven 
Individnalitäten und der Mannigfaltigkeit ver VBerhältniffe modificiren laſſen, und 
mäfjen fie auf einem nicht durch Formen beengten, väterlich eingehenden Ber- 
fahren beruhen. 

Eine ſolche visciplinariihe Behandlung tritt in ihrem eigenften Weſen in 
den Schulen hervor, in den jüngften Jahren oft felbft mit Ausjchliegung ander: 
weiter ftrafrechtlicher oder polizeiliher Ahndung in Fällen, vie fonft eine folche 
beroorrufen würven. Es tritt hier das rein erziehende Moment der Disciplin auf 
das Entſchiedenſte in. den Vorgrund und bildet unter allen Umftänben die Haupt: 
fache, oder follte e8 doch. Eben vefhalb muß bier mit der freieften und umfichtig- 
ften Behandlung ver individuellen Fälle verfahren werben, und hat man fich ftets 
zu erinnern, daß die Disciplinarregeln der Schulen nicht deßhalb da find, damit 
eben eine abftrafte Regel aufredht erhalten, ſondern damit ein beftimmter Er- 
ziehungszwed an den Kindern erreicht werde, daß fie alfo bei Seite gefegt wer- 
den müflen, wenn die Anwendung ver Regel diefen Zwed nicht fördern, vielleicht 
ihm jhaden würde. Allerdings beftehen auch hier gewiſſe durch die Disciplin zu 
handhabende Dronungen, welde nur mittelbar dem Zwecke der Anftalt dienen, 
fofern fie dieſer jelbft ein ruhiges und gebeihliches Beftehen und Wirken erleich— 
tern jollen. Auch fie find dem Hauptzwede der Anftalt unterzuorbnen, und bei 
ihnen, wie bei aller Schulvisciplin, jeder ftarre Formalismus, alles Chablonen- 
mäßige und jede Uebertreibung forglih zu vermeiden. Auch Hier erkennt man 
übrigens recht deutlih, wie überlegen das organifhe Wirken dem Medanis- 
mus des Formenwefens ift, und wie leicht, fiher und mit wie wenig äußeren 
Mitteln ein wahrhafter Päbagog auch die Disciplin feiner Schule handhabt und 
jenen guten Geift in ihr erhält, welcher leifter, mas ohne ihn feine Form und 
keine Regel verbürgen kann. — Aud ven akademiſchen Geſetzen, für eine 
Lebensſtufe berechnet, die der fpeciellen Erziehung entwachfen ift und ſich an bie 
Berantwortlichfeit des freien bürgerlihen Lebens gewöhnen fol, find visciplinari- 
{che Momente beigemifcht, theils um in Ausnahmefällen den erziehenden Einfluß 
doch noch zu einer wünfchenswerthen Geltung zu bringen, theils und hauptſäch— 
ich, um die Eigenthümlichleit des Verhältniſſes einer fo großen Anzahl von 
Fünglingen, die für einen gemeinfamen Zmwed vereinigt find, nad) allen Seiten 
bin zu berüdfichtigen. 

I. Die Grundgedanken diefer urfprüngli ver Schule augehörenden Dis— 
ciplin finden fih, mit ven Modifikationen, welche ſchon die Verſchiedenheit des 
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Lebensalters bedingt, auch in andern Lebensverhältniffen im amaloger 
Anwendung. Eine gewiſſe Disciplin wird überall nöthig oder wünſchenswerth 
ſein, wo eine größere Anzahl Menſchen in einem gleichartigen, aber ihnen eigen— 
thümlichen Verhältniſſe für einen gemeinſamen Zweck, unter einer beftimmten 
höheren Leitung, vereinigt find. Der Lehrherr, ver zahlreiche Lehrlinge, der Haus 
herr, der viel Gefinde, der Fabrikherr, der viele Arbeiter befhäftigt, wird es nicht 
umgehen können, beftimmte Disciplinarvorjhriften zu geben und eine gewiſſe Die 
ciplin zu handhaben. In ſehr entſchiedener Weife hatte fi eine folche im jenen 
merfwürbigen Stande ver Bergleute entwidelt, in weldem das deutſche Mittel: 
alter überhaupt, im Wege der freien naturwüchſigen Rechtsbildung, ein fo fchöne 
Mufter einer Organifation der Arbeit geboten hat. Nicht blos auf den Kriege 
fchiffen, wenn aud auf ihnen am ftrengften, überall, wo ſich Menſchen ten 
ſchwanken Booten vertrauen, bie fie über die Wogen des Meeres tragen follen, 
wird eime ftrenge Disciplin gehanphabt; denn das Leben Aller hängt baven ak, 
daß die Befehle des kundigen Sciffsführers raſchen und pünktlichen Gehorſan 
finden und daß keinerlei Unorbnung und Verwirrung die Bewegungen des Scifie 
ftört und behindert. Ueberhaupt wird die Disciplin um fo jhärfer, je größer bie 
Gefahr ift, die aus einer Erſchlaffung der Ordnungen, zu deren Schutze fie 
dienen fol, hervorgehen könnte. Schon deßhalb ift die Disciplin in ven Gr 
fängniffen, welde eine Anzahl verbrederifher, oder des Verbrechens ver 
dächtiger Menfchen wider ihren Willen zurüdhalten, eine nothwendig ftrenge, um 
in den Strafanftalten kommt für einen großen Theil ihrer Infaffen noch vie 
weitere Rüdficht hinzu, daß man fie an Orpnung, Gehorfam, Reinlichkeit, Fleiß 
gewöhnen und dadurch beijern will. Weber dieſe Disciplin wird bei Gelegenheit 
des Gefängnifweiens zu handeln fein, weßhalb hier nur bemerkt werben mag: 
daß die Gefängnißpisciplin von dem größten Einfluß auf ven Charafter ber in 
unferer Zeit jo vorherrſchenden Freiheitsftrafen ift, daß es eine ber feltfamen 
Inkonſequenzen der Zeit zu fein ſcheint, wenn vie Kriminaliften ihren game 
Scharffinn in Abwägung der Jahre, Monate, Wochen, Tage ver Freiheitsſtraſen 
aufbieten und daneben fi gar nicht darım zu kümmern feheinen, mas biet 
Strafen eigentlih für- die damit Belegten in fih fallen, und daß unter bei 
mancherlei Gefängnißſyſtemen, welde fämmtlid an infeitigfeit und Oberfläd- 
lichkeit leiden dürften, dasjenige immerhin ſchon einen wefentlihen Vorzug voran 
bat, das mit den mildeften Disciplinarmitteln auskommen fann. ß 

Das Heer, wie immer e3 gebilvet und geftaltet ſei, vereinigt eine groß! 
Anzahl Menjhen für einen dem gewöhnlichen Leben fremden Zweck und tremat 
feine Glieder während der Dauer des Dienftes von ihren fonftigen bürgerlichen 
Verhältniffen, giebt ihnen eigenthümlihe Rechte und Pflichten, bringt fie zu 
einander in ein feftes und inniges Verhältniß, fchafft einen befonderen DOrganit 
mus inmitten der Gefellihaft, ver auch fein beſonderes Leben und feine beſon— 
deren Ordnungen haben muß. Dazu kommt, daß, wie auf den Schiffen, fo auch 
in dem Heere, pünftlicher, unverbrüchlicher Gehorfam die Seele des Dienftes und 
ftrenge Mannszucht fowohl die Beringung des guten Geiftes im Heere, wie Die 
Sicherung der frietlihen Bürger gegen Gewaltthätigfeit der Gewaffneten iſt 
Beide können nur durd die Disciplin eingeübt und erhalten werden. Bei dem 
Solvaten tritt e8 ſchon Har hervor, daß auch gemeine Verbrechen, die er begeben 
mag, zugleich eine Seite bieten können, welche auch in bisciplinarifcher Hinfiht 
zu beachten ift, daß Verbrechen entftehen, die eben nur der Soldat zu begeben 
im Stande ift, und daß Handlungen, die in jedem anderen Verhältniffe unbe 
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achtet bleiben würden, bier von Seiten der Disciplin eine vielleicht ftrenge Ahn— 
dung herausfordern. Doc es liegt nicht in dem Bereiche tiefes Artikels, vie 
Meilitärverbredyen, die Militärbisciplin, das militärifhe Strafverfahren und vie 
Meilitärgerichtsbarfeit zu erörtern, und ed waren biefe und frühere Punkte bier 
nur zu erwähnen, weil eben auch in ihnen fi die leitenden Iveen des Dis- 
ciplinarverfahrens darlegen, die hier im Wefentlihen in ihrer Anwendung auf vie 
Sffentlihen Beamten zu betrachten find. 

II. Wenn aud im Altertum eine gewiffe censura morum über die 
öffentliden Magiftrate unter mehrfachen Formen geübt worden ift und zum 
Theil befonderen Auffichtsbehörden vertraut war, fo erfchien doch die fpecielle 
Standesvisciplin damals weniger nöthig, da ber jährliche Wechfel der meiften 
Beamtenftellen ein einfacheres Mittel bot, biejenigen unſchädlich zu machen, bie 
das Bertrauen verwirft hatten. Zu dem entgegengefegten Ertreme ging man im 
Mittelalter überall da über, mo die Aemter zu erblihem Befig wurden, weil fie 
auf einer materiellen Unterlage von Privateigentbum berubten, mit der fie ver- 
erbten. Da jevoh im Mittelalter überhaupt fehr wenig regiert und verwaltet 
wurbe, diejenigen Angelegenheiten, die das Wohl und Wehe der Einzelnen am 
direfteften berührten, meiſtens nicht durch ftehende Beamte, fondern unter einer 
Mitwirkung volfsmäßiger Inftitute beforgt wurden, und zulegt gegen Mißbrauch 
und Bedrückung eine derbe Selbfthülfe bereit und Zeitfitte war, fo mag jeme 
Einrihtung wenigftend gegen unten nicht fo viel geſchadet haben, wenn fie auch 
die Wirffamfeit der höheren Inftanzen nothwendig lähmen mußte. Wo ferner 
auch im Mittelalter auf ımbeftimmte Zeit beftellte Beamte vorfamen, die das 
einem Höheren zuftehende Recht in deſſen Namen und Auftrag hanvhabten, da 
war das Verhältniß im Wefentlihen dafjelbe wie im Alterthum, ja eigentlich nod) 
einfacher: man beburfte feiner befonderen bisciplinarifhen Mafregeln und Anftal- 
ten, weil man es jeberzeit in feiner Gewalt Hatte, einen mißfälligen Beamten 
zu entlaffen. Die mit der legteren Freiheit verbundenen Mißbräuche wieder führ- 
ten in der Uebergangszeit von dem Yehensftaate zu dem Staate der Neuzeit zu 
einer andern, völlig verſchiedenen Phafe, in welder das einmal verliehene Amt 
zwar ale eine öffentliche Betrauung und nicht mehr als ein privatrechtliches Be— 
ſitzthum, aber und eben im öffentlichen Intereſſe vergeftalt auf Lebenszeit ver- 
lieben erjhien, daß es höchſtens dur eine fehr grobe, richterlih anerkannte, 
die Beibehaltung geradezu unmöglihd machende Verſchuldung verwirft werben, und 
ver Beamte fih im deſſen und feiner Vortheile Befig auch gegen die höheren 
Gewalten durch jegliche Rechtsmittel vertheidigen und behaupten konnte. Unter 
dem Ginfluffe einer Theorie und einer ©erichtspraris, welche eben aud von 
Beamten gebildet wurden, entwidelte fi ein Syſtem, wonad der einmal ange- 
ftellte Beamte nicht anders als durch Urtel und Recht aus feinem Amte entfernt, 
auch nicht wider feinen Willen auf eine andere Stelle over an einen andern Ort 
verſetzt werben konnte. Gelang e8 auch, ihm die wirkliche Ausübung des Amtes 
zu entziehen, fo mußten ihm doch die Einkünfte und fonftigen Genüffe deffelben 
belaffen werben, fo lange fie ihm nicht durch rechtsfräftigen Richterſpruch ab- 
erfannt waren. 

Es liegt ſehr nahe, ſich alle die üblen Folgen und Mißbräuhe zu denken, 
die bei einem Syſtem drohten, welches das Amt denn doch wieder faktiſch zu 
einer Art Eigenthum machte, das nur durch eigentliche Verbrechen zu verwirten, 
aus deſſen Befig auch der Unfähige nicht zu verbrängen war, beflen Inhaber 
feinen Borgefegten gewiſſermaßen rot bieten konnte. Die Erfahrung hat jene 


138 Disciplinarvergehen 


Bejorgniffe gleihwohl für jene Zeit nicht beftätigt. Es ift faum zu vertennen, 
daß jenes Syſtem größeren Uebeln, als die ihm zur Laft zu legen fein mögen, 
entgegentrat, daß in den Richtungen und Berhältniffen feiner Zeit manches lag, 
was feine Uebel milverte, daß es auch gute Seiten entwidelte, vie feine Uebel 
in vielen Fällen für jene Zeit aufwogen. Es follte ven Beamten gegen bie Will- 
für der vielen Kleinen Herrfcher in Deutſchland ſchützen, die den Staat nicht als 
eine Sache der Pfliht, fondern als eine Sade ver Macht und des Genuſſes 
auffaßten. Es follte dem Beamten möglid machen, ohne Gefährbung feiner 
Eriftenz feine Pflicht auch den rechtswidrigen oder fonft gemeinſchädlichen Gelüften 
der Mächtigen gegenüber zu erfüllen. Es war durch Zuftände veranlaft, bei denen 
nicht der gewifjenlofe und gleißnerifhe, fjondern der befte und reblidhfte Beamte 
oft am meiften in Gefahr war, willfürlic verbrängt zu werben, und berubte auf 
dem Öevanfen: daß das Beibehalten einzelner ſchlechten Beamten nit jo gefähr- 
lich fei, wie eine Unficherheit ver Beamtenftellung und eine Berfuhung des Standes 
zur Pflihtverleugnung. Es follte dem Beamten möglih maden, das Geſetz 
und deſſen Zwede, fein eignes Pflichtgebiet, auch gegen Höhere zu firmen. Es 
gehörte einer Zeit an, wo nod nicht viel regiert warb und wo bie meiften 
Staatsgefhäfte auch wieder mehr in einer privatrechtlihen, als in einer eigent- 
lid abminiftrativen Form behandelt, vie meiften äffentlihen Rechte und Pflichten 
eben als Rechtsſachen betrachtet und auf den Rechtöweg übergeleitet wurden. Auch 
lag in jener Zeit noch Fein feinvliher Gegenfag im Innern des Staatslebens. 
Der Beamte konnte in der oder jener einzelnen Angelegenheit anderer Meinung 
fein als feine Borgejegten, aber er konnte ſich nicht in Oppofltion gegen bas 
ganze geltende Syftem befinden. Es gab feine ftreitenden Syfteme, ſondern 
neben dem zu Recht beftehenden höchſtens ſyſtemloſe Gelüfte, wider daſſelbe zu 
handeln. Die Nidhtantaftbarfeit der Beamten forberte zu verboppelter Vorficht bei 
ihrer Anftellung auf. Hatte man fi gleihwohl geirrt, fo folgte daraus noch nicht, 
daß man fi) des umtauglichen Beamten in keiner Weife hätte entlevigen Fünnen: 
man konnte es nur nicht in fo kurzer und einfacher Weife, wie vorher oder nad: 
ber, fondern man mußte mit ihm unterhandeln und ihn gegen eine Entjchäti- 
gung zu freimilligem Abgange zu beftimmen fuchen, was, wie eine Bergleichung 
der Penfionsetats zeigen dürfte, denn doch nicht fo koſtſpielig geweſen ift, wie 
die neueren Staatsvienftpragmatifen. Bei vielen Behörden machte ed auch bie 
Kollegialverfaffung möglih, ſchwache Mitgliever zu übertragen; Einzelbeamten 
wurden tüchtige Gehülfen beigegeben, die man mehr mit Ausfihten als mit 
Geld bezahlte; es kam nicht leicht vor, daß ein Beamter bei noch rüftiger Kraft 
zurüdtrat, weil er das Amtsjahr erreicht hatte, wo er eine ihm genügende Pen- 
fion verlangen konnte. Die eftigfeit der Stellung der Beamten hat aber jeden- 
falls, fobald von oben herab ein guter Geift maltete, weſentlich dazu beigetragen, 
jenen ehrenhaften, pflichttreuen und felbftftändigen Charakter zu entwideln und zu 
erheben, der feit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts namentlich den preußi= 
ſchen, ſächſiſchen, hannöveriſchen Beamtenftand bezeichnete. Auch diente es zu dem 
gleihen Zwede und warb durch diefes Syſtem begünftigt, daß in jener Heit bie 
mittleren und unteren Beamten fih häufig mit ihrer Stellung innig genug ver- 
flochten, um einen Werth darauf zu legen, ihr Leben darin zu verbringen, und 
daß fie ſich gänzlich mit den ihnen befohlenen Vollskreiſen und deren Interefjen 
iventificirten, während fie fpäter gleichgüftiger gegen die Umgebung wurben, in 
der fie wirkten, weil ihr Streben auf Weiterfommen gerichtet warb, ober doch 
eine VBerfegung ihnen ſtets in Ausficht ftand. — Jevenfalld war aber in jener 
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Zeit das Disciplinarwefen wenig entwidelt und eingreifend, und die Mittel, vie 
man in biefer Beziehung etwa anwenden konnte, beſchränkten fi meift auf Ber- 
mweife, Geldſtrafen, allenfalls das Einliegen eines Erekutionsboten. 

Das Berhältnig konnte nicht in dieſer Weife fortbeftehen. Wie die Nach— 
wirfung ber franzöfiihen Revolution zuerft in den fündeggihen Staaten ein veges 
Drganifiren bervorrief, womit man den patrimonialen und privatrechtlichen Stanb- 
punft des früheren Staates aufgab und vie politifche Idee in den Vorgrund ftellte, 
wurde es nöthig, die Beamten ftraffer zu faſſen und im fichererer Unterorbnung 
unter vie Borgefegten zu halten. Die Anſprüche an die Thätigfeit der Beamten 
wurben gefteigert, die Berantwortlichfeit größer, das Schwergewicht entſchiedener 
auf die höheren Inftanzen gelenkt, das Gentralifiren und Vielregieren vorberr- 
fhend. Hauptfählih aber war es das fonftitutionelle Syftem, mit deſſen Ein- 
führung die Stellung der Beamten ſich wejentlich änderte; theild weil man von 
der Anfiht ausging, die Berantwortlichfeit der Minifter, über deren Bedeutung 
man freilich fehr unklar war, würde nicht durchzuführen fein, wenn die Minifter 
fih nit unbedingt auf ihre Unterbeamten verlaffen könnten, theils weil ſich neue 
Gegenfäge im Staate bildeten, welche eine Oppofitionsrihtung der Beamten un- 
zuläffig erfcheinen ließen. Nun wurbe auch das Disciplinarwefen jorgfältiger ent- 
widelt und geltend gemacht. 

1) Die Disciplinarvergehen find fowohl von den gemeinen Ber» 
brechen ver Beamten, wie von ven Amtsverbrehen zu unterjdeiven. 
Die erfteren find ſchuldvolle Verlegungen der allgemeinen Rechtsordnung, wie fie 
auch von Nichtbeamten begangen werden können, werben nad bem gewöhnlichen 
Strafverfahren behandelt, haben aber aud ihre Nachwirkung auf das Disciplinar- 
weſen, ſofern e8 von der Natur des Verbrechens und der Strafe, von ber aus 
erfterem abgeleiteten Darlegung der Gefinnung des Beamten, wie von der Nach— 
wirfung der legteren auf feine bürgerliche Ehre abhängt, ob er in feiner Stellung 
belafjen werben foll oder nicht. Im der Regel hat jet die Verurtheilung wegen 
gröberer gemeiner Verbrechen die gänzliche Auflöfung des Staatsdienerverhältniffes 
zur Folge, aud wenn dies nicht in dem Strafurtheil ausdrücklich ausgeſprochen 
if. Wo das Strafverfahren nur eine unbedingte Freifprehung oder eine unbe- 
dingte Berurtheilung kennt, können freilih Zweifel erwachſen, wenn nämlid ver 
Angeklagte zwar freigefprodhen und folglich rechtlich für völlig unſchuldig zu halten 
ift, gleihwohl aber ein moralifher Verdacht gegen ihn fortbefteht und von folder 
Art ift, daß, wenn er begründet wäre, fein Verbleiben im Amte höchſt bedenklich 
erfcheinen würde. Es wird in folhen Fällen nichts zu thun fein, als ihn mit 
einem angemeflenen Ruhegehalt zu quiesciren. Wo man dagegen zwijchen unbe- 
dingter Freifprehung oder Berurtheilung und freifprehung von der Inftanz, 
zwiſchen Schulvfreierflärung und Straffreierflärung unterjcheivet, bleibt e3 in dem 
legteren alle gewöhnlich auch ven Vorgeſetzten überlaffen, ob fie, wenn es ſich 
um eim Berbrehen handelt, pas, wenn es erwiefen wäre, bie Entlafjung recht⸗ 
fertigen würde, zu einer ſolchen vorfchreiten wollen oder nicht; es follte aber auch 
bier eine Penfionirung eintreten, da Jedermann rechtlich für unſchuldig zu halten 
ift, fo lange feine Schuld nit als erwiefen betrachtet werben fann. — Amts— 
verbrechen find gleichfalls ſchuldvolle VBerlegungen der allgemeinen Rechtsordnung, 
wie fie aber nit von Jedermann, fondern nur von Beamten begangen werben 
fünnen, und es ift über fie bereit3 von anderer Seite in einem eignen Artikel 
gehandelt worden. Daß fie, eben wegen ihrer fpeciellen Beziehung auf das Amt, 
zugleich eine bisciplinare Seite barbieten und in der Regel auch visciplinare 
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Mafregeln veranlaffen werden, ift ſelbſtverſtändlich. — Disciplinarvergehen ent 
halten feine Verlegung der allgemeinen Rechtsordnung, fondern find wider die 
inneren Anftalten, die Wirkfamfeit, den gemwünfchten Geift des Beamtenftante 
gerichtet. Es handelt ſich dabei keineswegs durchgängig um fpecielle Vergeben in 
einzelnen Handlungen oder Unterlafjungen, fondern häufig um ein allgemeins 
disciplinarwidriges Verhalten, um irgend eine fpecielle Richtung, die man 
mit dem gebeihlihen Wirken des Beamtenftandes nit für verträglich hält. Sie 
find theils fpeciel amtliher Natur, mie namentlich gröbere Fehler bei Verrid 
tung der Amtsgefhäfte, Ungehorfam gegen erhaltene Befehle, Unfleig und Säumiz 
keit in Erfüllung ver Pflichten, ungebührliches Benehmen gegen die Borgefegten 
oder die Untergebenen, Streitfucht und Unverträglichkeit, unwahre Berichte, Plauder 
haftigfeit und Wehnliches, alles, wenn es nit den Charakter des eigentlichen 
Amtsverbrehens annimmt; theild gehören fie dem Privatleben an, erfcheinen aber 
für die amtlihe Stellung des Beamten nachtheilig, wie Prunfliebe, Spielfudt, 
Aergerniß gebenve gefchlechtlihe Ausfhweifung, tiefe Verwidlung in Schulter 
weſen, unanftändiges Betragen an öffentliben Orten, Religionsfpötterei, aus 
wenn fie noch nicht den Charakter des ftrafrechtlih zu ahndenden Verbrechen 
trägt, jebody einen Mangel an Ehrfurdt vor dem Heiligen verräth; überhaut 
alles, was geeignet fein muß, die Würde des Amtes berabzufegen, unzuläſſig 
Kollifionen hervorzurufen, gerechtes Mißtrauen gegen die Zuverläffigfeit und fitt 
liche Stärke des Beamten zu erweden. 

Endlich können auch politifche Gründe theils ein Disciplinarverfahren geye— 
den Beamten, theild eine unfreiwillige Entfernung vefjelben aus feiner Wirkam 
keit rechtfertigen. Es ift gewiß fein fchönes, fein erfreuliches Zeichen, daß dem 
fo ift; aber zu leugnen ift es denn doch nicht, daß, wie bie heutigen Regierungen 
in den meiften Staaten geftellt find, ihnen nicht zugemuthet werden kann, vor 
ihren eignen Beamtenfreifen aus Strebungen geförbert zu fehen, die denn dad 
mit entſchiedener Anfeindung der Regierungen Hand in Hand gehen und M 
offenen, bewußten und principmäßigen Gegnern ver beſtehenden Zuftände, mal 
auch oft ohne es zu willen und zu wollen, die Wege bahnen *). Aber auch gan 
von dieſen tieferliegenden Beforgniffen abgefehen, welche wenigftens nicht Le 
Stande des derzeitigen Augenblids gelten, und aud den oft wiederholten Di 
von dem Segen einer Oppofition im Staate auf guten Glauben hingenommen, 
fo wird doch, feit man eine folhe Oppofition nicht blos in den Meinungen, 
fondern auch in der Berfaffung ſich geltend machen läßt, und ein Eomtrabikter: 
ſches Element als eine eigne, abgefonvderte Gewalt in den Staatsorganismus ein 
geführt hat, in weldem früher die Mäßigungen, Kontrolen, Schranten un 
Bürgfcaften über das Ganze deſſelben verbreitet und in innere Harmonie gelet 
waren, das Bedürfniß für die Regierung erwachſen, wenigftens in ven Reihe! 
ihrer eignen Diener und Werkzeuge nur Beiftände, oder doch feine Gegner zu 
erbliden. In England, wo fid bis in die Regierung Wilhelms III. hinein IT 
Regierungsorganismus au in feinem Innern fpaltete und gegnerifche Element! 
vereinigen wollte, mußte man bei dem Aufbau des heutigen englifchen Regierung 
foftems, des parlamentarifhen Regimentes jene Gewohnheit aufgeben und wir 
ftreng darauf gehalten, daß wenigftens die Träger politifher Funktionen in d 
Beamtenwelt fih in politifher Eintracht verhalten. Wer das nicht will, mus 
austreten. Daſſelbe Princip ging mit dem konftitutionellen Syſteme aud nad 


*) Vol. über dieje Frage auch den Artifel „Staatödiener”. Anm. d. Rel. 
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Franfreih, Belgien und den anderen Staaten über, die ihre Verfaffung nach 
dem fogenannten englifch-franzöfiihen Syfteme umformten. Es dürfte Mar fein, 
daß, was dort, wo die Negierungsfyfteme in einem fteten, von den Majoritäten 
ver parlamentarifhen Gewalt beftimmten Wechſel begriffen find, für unumgäng- 
lih eradtet wurde, es noch entjdhiedener fein muß, wo das Regierungsfuften, 
wie in Deutfhland, ein feftes, von der monardifchen Leitung beftimmtes ift, das 
die ſtändiſche Oppofition wohl mäßigen, ihm in einzelnen Fällen ein Veto ent- 
gegenſetzen, das fie aber nicht nad ihrem Willen umgeftalten kann. In England 
bat übrigens jenes Princip eben nur auf die politifchen, nicht auf die technifchen 
oder fonft rein gefchäftsmännifhen Beamten Bezug, wogegen bie letteren fich 
freifih auch einer Theilnahme an dem politiihen Yeben enthalten und den Mint- 
ftern der verſchiedenen Parteien mit gleiher Treue und Zuverläffigfeit dienen. 
Die preußifhe Verordnung vom 11. Juli 1849 führt, neben „feinpfeliger 
Barteinahme gegen die Staatsregierung”, auch nod Nichtbethätigung des Muthes, 
den der Beruf erfordere, und Berlegung der Pfliht der Treue an, wobei bie 
„Treue“ im allgemeinen Sinne genommen zu fein jcheint, wo dann freilich beide 
Momente nach fubjetivem Ermeſſen ſehr verſchieden beurtheilt werden können. ' 
2) Die Mittel, die zur Geltendmachung der Disciplin in allen 
dieſen Beziehungen angewendet zu werben pflegen, find theils leichterer theils 
fhwererer Art und freilih nicht auf alle Kategurieen des bisciplinarwidrigen Ber- 
baltens gleihmäßig anwendbar, wie denn außerdem aud bier der allgemeine in 
Staat und Staatsdienft waltende Geift und der Impuls von oben von unendlich 
eingreifenderer Wirkſamkeit ift, als dieſe Disciplinarmittel. In den Fällen, wo 
es ſich um eine unzuläffige Gewohnheit handelt, durch die fi der Beamte miß- 
fällig macht, werben den ftrengeren Mafregeln Warnungen und mit mehr oder 
weniger Feierlichkeit ertheilte Verweiſe vorausgehen. Ebenfalld Berweife wer- 
den gegen einzelne begangene Fehler, gegen Säumigfeit und Unfleiß gerichtet, und 
namentlich in ven legteren Fällen weiterhin durch Geldſtrafen gefchärft werden, 
die jedoch eim feitbegrenztes Maß haben müſſen. In manden Staaten fünnen an 
die Stelle der legteren, wenigftens bei fubalternen Beamten, auch leichte Arreft- 
trafen treten. Bleiben diefe Mafregeln, auch nad vorhergegangener Verwarnung 
vor noch ftrengerer Ahndung, erfolglos, fo wird wohl einem disciplinarwidrigen 
Berhalten gegenüber, weniger aber als Strafe für eine einzelne That over Unter- 
laffung, eine zeitweife Ginftellung (Suspendirung) im Amte verfügt, melde 
auch wegen einzelner Handlungen, aber nicht ſowohl ald Disciplinarmittel oder 
Strafe, wie als Sicherungsmaßregel eintreten kann, falls diefe Handlungen eine 
Unterfuhung bervorriefen, die eine gänzlihe Entlaffung zur Folge haben fann. 
Eine weitere Disciplinarmaßregel ift die Berjegung auf eine andere Stelle, vie 
jevoh aud ohne Verſchuldung des Staatsdieners, lediglich in Folge einer rein 
Iofalen Unzuträglichkeit, oder aus fonftigen abminiftrativen Rückſichten, nicht felten 
fogar wegen bejonverer Zufriedenheit mit dem Beamten verfügt wird, und jeben- 
falls den Charakter des Straf: und Beſſerungsmittels nicht trägt, ſobald fie feine 
Lage nicht verſchlechtert. Freilich iſt eine ſolche Verſchlechterung aud ohne Ber- 
ringerung bes Ranges oder Einkommens denkbar, wenn die neue Stellung von 
individuell werthvollen Berhältuiffen, wie Güterbefig, Familiennähe, losreißt, 
oder in rauhe, unfreundliche Gegenden überführt, oder mit unangenehmen’, viel- 
leicht allen Neigungen und dem Lieblingsberufe zuwiderlaufenden Geſchäften ver- 
bunden ift, wie 3. B. wenn ein Mitglied eines Dikafteriums wider feinen Willen 
zum Vorfteher einer Strafanftalt beftimmt wird, oder ein Profeffor, vie in vielen 
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Staaten aud als Staatsbeamte betrachtet werben *), ebenfo unfreiwillig in 
eine praftiihe Wirkfamfeit verfegt werben ſoll. Hier können Ehifanen vorlommen, 
denen durch genaue Bezeihnung des Kreiſes, innerhalb deſſen eine Berfegung 
ftatthaft ift, a werben follte Wahre Strafe, wenn aud nur Disciplinar- 
ftrafe, ift die Berfegung auf eine nah Rang oder Einkommen, oder in beider 
Beziehung, fchlechtere Stelle; e8 wäre denn, daß fie als eine Art Gnadenmaß— 
regel an die Stelle einer eigentlid verſchuldeten ſtrengeren Ahndung träte. Ein 
weiteres ftrenges Disciplinarmittel fann die Duiescirung, bie auf unbe 
ftimmte Zeit verfügte Einftellung ter Aktivität, Verfegung in Wartegeld jein, 
wenn fie nicht aus Gründen verfügt wird, am denen der Beamte unſchuldig ift. 
Sie hebt feine amtlihe Wirkfamfeit auf die Zeit ihrer Dauer auf, läßt ihm 
aber feinen Rang und einen gefeglich beftimmten Theil feines Einkommens, unt 
behält dem Staate das Recht vor, ihn zu jeder Zeit wieder zum Dienfte zu be 
rufen. Dann folgt, als eine Erklärung, daß das Disciplinarverfahren nicht zum 
Biele geführt habe, die gänzlihe Entlaffung. Diefe kann dreifacher Art fein. 
Wenn dem Beamten feine eigentliche Schuld zur Laft fällt, vie Vorgeſetzten aber 
feine Beibehaltung aus abminiftrativen Gründen bebvenflic finden, jo können fir 
feine Benfionirung verfügen, welde mit Beibehaltung des Ranges und eines 
beftimmten Einkommens verbunden ift, das Dienftverhältnig aber dergeftalt löſt, 
daß er nicht wider feinen Willen wieder zum Dienfte gezogen werben fann, vie 
vielmehr eine neue Anftelung bedingt. Hier jind Fälle denkbar, wo die Gerechtig- 
feit eigentlich verlangen wirbe, daß ihm fein ganzes Ginfommen verbleibe. Fällt 
ihm dagegen eine wirkliche Verfhuldung zur Laft, die dem Gefege nah und nad 
erjhöpftem Disciplinarverfahren, in manden Fällen auch ohne diefes, feine fürm- 
liche Entlaffung rechtfertigt, jo kann zu biefer gefchritten werden, wobei man je 
doch in manchen Staaten zwiſchen einer bloßen Entlaffung, welde ven Rang 
und die Wieveranftellungsfähigfeit beläßt und nur das Einkommen und die Wirf- 
ſamkeit entzieht, und einer Entfegung, Abſetzung, unterfcheidet, bei der auch 

der Rang verloren geht und feine Wiederanftellung erfolgen fol. (Die Tettert 

Folge follte jevod auch bier im Gnadenwege aufhebbar fein, da Menſchen irren 
fönnen, aud den Gejegen Fülle begegnen, denen gegenüber fie ſich ungerecht er- 
weifen nd überhaupt alle unmwiberruflihen Mafregeln, die über menfchliches 
Schickſal verfügen, ihr Bedenkliches haben, beſonders in fo wechſelvollen Zeiten, 
wie die unfrigen find.) Im Uebrigen pflegt man, wo jener Unterfhied gemadht 
wird, die Entlafjung in leichteren, die Entjegung in yröberen und befonbers in 
ſolchen Fällen eintreten zu laffen, wo die bürgerliche Ehre des Beamten gelitten 
bat. Zuweilen läßt man in beiden Fällen aus Mitleivsrüdfichten, namentlich für 
die Familie des Beamten, eine Unterftügung aus Staatsmitteln fortdauern, bie 
aber nicht über das Maß des Nothoürftigen hinausgeht. Beide Mafregeln follten 
jedenfalls nur bei erwiefener Berfhuldung eintreten, wogegen überall, wo 
es fi nur um Verdacht handelt, oder wo nur Meinungspifferenzen im Spiele 
find und die Abſicht des Beamten feine an ſich verwerfliche ift, Rang und Rube: 
gehalt gewahrt werben follten. Denn wenn der Staat der Möglichkeit einer Un: 
gerechtigfeit durch ein Meines Geldopfer ausweichen kann, jo fol er e8 thun; ver 
Nachtheil, der fir ihn aus dergleichen hervorgehen kann, verſchwindet Hinter dem 
Bortheil einer mehreren Siderftellung der Beamten vor Willfür und Chifane, 
und vor Allem hinter dem Wegfall der Gefahr einer Ungerechtigkeit, und für ven 


*) Anm. d, Red. Diefe Auffafiung ift freilich unrichtig. Bot. den Art. „Staatödiener". 
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Beamten wird in der Regel die Entlaffung, auch wenn fie mit Beibehaltung des 
Ranges und einem Ruhegehalte verbunden ift, immer noch fo viel äußeren Nach— 
theil enthalten, daß man nicht zu beforgen hat, er werde das Eintreten einer 
ſolchen Wendung fuhen. Denn ver Ruhegehalt entſpricht doch höchſtens in ſolchen 
Fällen dem Dienfteinfonımen, wo der Beamte fo lange gedient bat, daß es ihm 
freigeftanden hätte, fih in Ruheſtand jegen zu laffen, und bie Entlafjung ent- 
zieht ihm jeiner Wirkſamkeit und nimmt ihm die Ausſicht auf Vorrücken. 

3) Eine auch erft in neueren Zeiten praktiſch gemorbene Frage ift es, ob 
aub die aus dem Staatsdienfte entlaffenen, fowie die zeitweilig 
quiescirten Beamten, die Erfteren, wenn fie Rang und Ruhegehalt bewah— 
ren, einer Standesvisciplin und welcher fie unterliegen. Bei den blos zeitweilig 
uiescirten ſcheint es unzweifelhaft, vaf fie der Standespisciplin in allen ben 
Punkten unterworfen find, die nicht unmittelbar mit ber wirklichen Geſchäftsfüh— 
rung zufammenbängen. Denn fie haben nicht aufgehört, Staatsbiener zu fein, 
fteben dem Staate zu fteter Berfügung und können jeden Augenblid wieder zum 
aktiven Dienfte einberufen werben. Auch bei den gänzlich Entlaffenen möchten wir 
feineswegs in Abrede ftelen, daß mande Seiten der Disciplinargewalt auch auf 
fie Bezug leiven. Doch wird man auch bier mit großer Sorgfalt und Feinheit 
zu unterſcheiden haben, und vie Anwendung der einſchlagenden Grundſätze wird 
nur in mobificirter Weife gerechtfertigt fein. Es kann allerbings dem Staate nicht 
gleihgültig fein, ob Jemand, ver feine Titel führt, vielleicht fein Standeskleid 
trägt und aus feinen Kaſſen feinen Unterhalt bezieht, fih und den Stand, dem 
er angehört, berabfegt, in ökonomiſche Zerrüttung verfällt, in amtlicher Eigen- 
ichaft erfahrene Geheimniffe ausplaudert, oder einer gehäffigen Anfeindung des 
Regierungsiyftens die Autorität feiner früher befleideten Stellung leiht. Es kann 
dies wohl die Anwendung folder Disciplinarmittel rechtfertigen, die vielleicht eine 
Abftellung jener Mipftände hoffen laſſen. Zulegt aber muß ſich ver Staat doch 
fagen, daß der Nachtheil derfelben für ihn in dieſen Fällen lange nicht fo groß 
ift, als wenn es ſich um aftive Beamte handelt, daß durch den Austritt aus 
dem Staatöbienfte, unter Aufgebung der weiteren aus ihm zu erwartenden Vor— 
theile, do eine gewiſſe Freiheit des Privatlebens erworben worden ift, und daß 
der Rang und der Ruhegehalt gegenwärtig nicht mehr Gnadenſache, fondern 
etwas dur den früheren, vielleicht langjährigen Staatsvienft Ermorbenes und 
Bervientes find, das hödftens durch wirkliche grobe Verſchuldung rechtlich ver- 
wirft werben und deſſen Entziehung nicht, wie die des Staatspienftes, als poli- 
tifche Nothwendigkeit erfcheinen kann. Es fcheint denn doch hart, wenn ber ent- 
faffene Beamte, der nichts mehr von dem Staate zu erwarten bat, als den Rang 
und ven Ruhegehalt, auf melde ihm das Geſetz in Kraft feiner früheren Lei- 
ftungen Anſpruch gegeben bat, genau venfelben Rüdfihten und Beichränfungen 
unterliegen follte, wie vie aftiven Beamten, die nob in voller Pfliht und Wirk— 
famteit ftehen und nod alle Vortheile des Staatsdienftes genießen. Namentlich, 
jcheint uns aud das Einholen eines Urlaubs bei den entlafjenen Beamten feine 
Begründung mehr in dem Zwecke des Urlaubs zu haben. | 

4) Das Disciplinarwefen der Staatsbeamten findet häufig auch analoge An- 
wendung auf die Beamten von Gemeinden und Korporationen. Es wäre 
jedoch zu wünſchen, daß biefe Anwendung überall geſetzlich geordnet würde; denn 
eine unbebingte Uebertragung des Disciplinarwefens im Staatsbienfte auf vie 
Beamten von Gemeinden und Korporationen ift ſchon deßhalb nicht zuläffig, weil 
bier die entfcheidenden Inftanzen wefentlich andere find. Auf der anderen Geite 
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fann gerade hier eine größere Bürgjhaft gegen Willfür gewährt werben, wenn 
man einen Rekurs an die bier in der Regel unparteiiiche Inftanz des Staates 
eröffnet. Bei ven Geiſtlichen ift das Disciplinarwefen eher noch älter, als kei 
den Staatsbeamten, und von dem Geiſtlichen häufig auch analog auf die Lehrer 
übergetragen worben. Iſt auf der einen Seite hier weniger ftrenger Anfprud auf 
ftraffen Ga und pünktlichſte Einhaltung aller Gefhäftsformen zu machen, 
und wird man Geiftlihen und Lehrern gegenüber zu manden, in der Natur vie 
fer Berufszweige und ihrer Angehörigen begründeten Rückſichten veranlaft jein, 
jo ift man dagegen in Betreff ihres fittlihen Verhaltens eher ftrenger, und due 
decorum cleriei ift ein weitumfaffender Begriff, welcher nicht aus den neueren 
Staatsdienftgefegen gefhöpft iſt, ſondern den viefe eher zu analoger Anwendun 
dem Kirchenrecht abgeborgt haben. Die Kirhenpraris hat übrigens gute Muſter 
einer disfreten, umfichtigen und humanen Handhabung der Kirhendisciplin ge 
geben. 

5) Bei dem ganzen Disciplinarwefen iſt das Berfahren eine befonders 
wichtige und allerdings eine fritifche Seite. Feſt fteht: der Beamte ſoll nicht ur 
gehört verdammt, es ſoll ihm eine Bertheivigung feiner Sache verftattet werben. 
Einer eigentlich juriftiihen Behandlung find aber diefe Dinge, eben weil es id 
nicht um wirkliche Verbrechen, häufig gar nicht um einzelne beftimmte Handlungen 
oder Unterlajjungen handelt, nur in den jeltenften Fällen fühig; es wird fie 
nur ein Furzes, ſummariſches Berfahren ftattfinden können, und wie will man 
fi) eines wahrhaft unparteiifhen Richters verfihern? Die vorgefegten Behörden 
erheben die Rüge gegen den Beamten; die vorgefegten Behörden füllen vie Ent 
jheidung, und wenn aud eine weitere Berufung von ihnen zu einer andere 
Stelle eröffnet. ift, wie dies vor Eintritt der ftvengeren Mafregeln gewöhnlid 
und nöthig ift, jo find es wieder tie Kollegen der vorgefegten Behörden, mei 
ftens mit ihnen in der Richtung, die die Entſcheidung diftirt hat, ſympathiſirend, 
am die der Nefurs geht. Und doch Mann dies alles nicht wohl anders fein, va ſeht 
häufig eben nur der Vorgeſetzte ſich im fortgefegtem Gefchäftsverkehr mit ven 
Beamten von ver Nothwendigfeit der Disciplinarmaßregel überzeugen kann, de 
Aufrechthalten eines LUnterbeamten gegen feinen VBorgefegten durdy eine ande 
Inftanz in vielen Fällen auch wieder Unzuträglidkeiten nad ſich ziehen, da 
Beftellen einer befonderen, etwa aus Veteranen des höheren Staatspienftes be— 
ftehenven Rekursbehörde, wie anfprehend es ſich auch in der Idee ausnimml, 
doch eine ganz neue Inftanz von zweifelhafter Wirkfamfeit im Staate aufrichten, 
in vielen Fällen gar fein ausreihendes Eingreifen zulaffen und zulegt doc den 
Zwede nicht entfpredhen würde, Es könnte fein, daß in den Mitgliedern eine 
ſolchen Behörde ſich eine gewiſſe Eiferfudt auf ihre Nachfolger in der aktiven 
Staatsleitung geltend machte, die fie dann beftimmte, viefelben in ber Dis 
ciplinargewalt über ihre Untergebenen ungebührlich zu beeinträchtigen, daß derſelbe 
Staatsmann das ſachkundigſte Mitglied jener Behörde wäre, der dem zu beit 
theilenden Beamten angeftellt, gehoben, begünftigt hat und immer noch für Ihn 
eingenommen ift; e8 könnte auch fein, daß ein umgekehrtes Verhältniß ftatt fände 
und eine folde Berufung a Pontio ad Pilatum ginge, wie das in dieſem Dit 
eiplinarwefen überhaupt nicht jelten ver Fall fein wird. In gar vielen Fällen 
wird man überhaupt feine Unterlage der Entſcheidung haben, als die eignen 
Wahrnehmungen des Vorgefeggen, und da kommt es dann ganz darauf am, I 
viel Vertrauen die Nekursinftanz diefen ſchenkt. Zuviel Vertrauen kann dem au— 
geihuldigten Beamten, zuwenig kann dem Vorgefegten und dem Dienfte ſchaden 
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Gegen grobe, nahweisbare Ungerechtigkeit wird Abhülfe zu erlangen fein, 
Aber neben einer ſolchen ift hier unftreitig, nad der ganzen Natur der Dis- 
ciplinarvergehen und des Disciplinarverfahrens, für gar manderlei Willtür, aus 
welcher ein ſchlimmer faktiſcher Drud hervorgehen und die viel böfes Blut machen 
fann, Raum, und allerbings ift dabei ver politiiche Parteiftanppunft ganz befon- 
vers gefährlid. Zur Milverung dieſer Uebelftänne mag es beitragen, wenn bie 
Disciplinargewalt der verjchievenen Inftanzen nah Maß und Umfang genau be- 
grenzt, die ftärferen Mittel nur den höheren, in der Regel doch unbefangenen, 
milveren, weniger tur Perfönliches beftimmten Behörden vorbehalten, geeignete 
Refurswege eröffnet find, und namentlich vor einer Entlaffung und unfreiwilligen, 
mit Berfhlimmerung der Lage verbundenen Verfegung die Berufung auf eine 
mwenigftens nit unmittelbar betheiligte hohe Inftanz, einen Minifterrath ober 
Staatsrath, verftattet ift, eine fürmliche, mit Berluft des Ranges und Ruhe— 
gehaltes verbundene Abjegung aber nur nach Urtel und Recht eintreten kann, da 
die Fälle, in denen eine folhe Maßregel gerechtfertigt ift, jederzeit einer richter- 
lichen Unterfuhung und Beurtheilung fähig fein werben. Milvern kann das alles, 
wenn aud nicht unbedingt fihern. Mehr muß von der eignen Ueberzeugung ber 
höheren Staatslenter hinſichtlich der Wichtigkeit eines Geiftes des Vertrauens, der 
Zuverfiht und der würbigen Selbftftändigkeit in den ihnen untergebenen Beamten, 
von der überwachenden Cinfiht und Unbefangenheit der Negenten und von dem 
Lichte der Publicität erwartet werben, 
In der Regel find die Sicherungsmaßregeln zu Gunften ver Beamten bei 
dem Richterſtande gehäufter und gefchärfter, als bei ven Berwaltunge- 
beamten. Zum Theil ſcheint und dies allerdings, wenn es nicht bloße Nach— 
ahmung franzöfiiher Vorgänge ift, aus Neminiscenzen früherer Zeiten herzu— 
rühren. Die Gefahr einer ungebührlihen Einmiſchung der Politif in die Rechts— 
pflege, wenigftens von Seiten der Regierungen aus, dürfte jegt viel geringer fein 
als ehedem, und die Juftiz, die jest ungleih mehr auf ihr eigentlihes Gebiet, 
das des Privatrehts, beſchränkt ift, viel weniger der Weg zu fein, auf weldem 
politijche Zwede verfolgt werden. Auch hat der Verwaltungsbeamte nicht minderen 
Anfprud auf Schuß gegen Willfür, wie der Juftizbeamte. Allerdings aber liegt 
es in der Verſchiedenheit dieſer Gefchäftszweige felbft, daß nicht alle Disciplinar- 
rüdfihten bei den Juftizbeamten ebenfo einfchlagen, wie bei ven Verwaltungs» 
beamten, und die Erfteren fünnen feltener in den Fall fommen, fich gegen die 
Stanvdespisciplin zu vergeben als dieſe, weil fie weit feltener nad fpeciellen 
Anmweifungen Borgefegter zu handeln haben, Auch ift nichts zu verabfüumen, was 
dazu beitragen kann, das Vertrauen zu der Juftiz zu erhalten und zit verftärfen. 
So vürften denn die Bürgſchaften für die Juftizbeamten nicht abzuſchwächen, wohl 
aber vie für vie VBerwaltungsbeamten den erfteren möglichft nahe zu vüden fein. 
6) Die Gefeßgebung der einzelnen deutfhen Staaten anlangend, 
die natürlih in manchen Einzelheiten unter fi abweicht, jo führen wir bier aus 
Breußen die Verordnungen vom 10. und 11. Juli 1849 über das Disciplinar- 
verfahren gegen richterliche und nichtrichterliche Beamte, das Geſetz vom 7. Mai 
1851, die Dienftvergehen der Richter und die unfreiwillige Verfegung derjelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand betr., und das Geſetz über vie 
Dienftvergehen ver nichtrichterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 an; aus Bayern 
das Edikt vom 26. Mai 1818; aus dem Königreich Sachſen das Gefe vom 
28. Juni 1835; aus Hannover das Landesverfaffungsgefeg mit feinen mehr 
maligen Abänderungen,; aus Württemberg bie Dienftpragmatif vom 20. Juni 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 10 
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1821; aus Baden das Edikt vom 30. Januar 1819; aus Kurheſſen it 
Geſetz vom 14. Juli 1851; aus dem Großherzogthum Heffen das Gi 
vom 12. April 1820; aus Sahfen- Weimar das Geſetz vom 8. März 1850; 
aus Sahfen-Gotha das Geſetz vom 25. März 1849; aus Braunſchweiz 
das Gefeß vom 12, Ditober 1832; aus Naffau vie Edikte vom 6. December 
1811, 6. Januar 1816, 18. Juni 1819 und die Verordnung vom 12. Janua 
1832; aus Anhalt-Deffau-Köthen das Gefeg vom 10. April 1850; a 
Anhbalt-Bernburg die Gefege vom 13. Februar 1851 und 24, November 1851; 
ans Schwarzburg-Sondershaufen das Gefeg vom 21. März 1850. — 
Bgl. auch den fhon Bd. I ©. 219 angeführten Auffag von Heffter. 
Bülen. 


Diffidenten. 


Der Begriff der Diffiventen gehört einer beftimmten Entwidlungsftufe ei 
Berhältniffes des Staat? zu den duriftlichen Religionsgemeinfhaften an. Er jet 
vorans, daß der Staat einerfeit8 zwar an feinem erflufiven Staatsfirchentbm 
fefthalte, viehnehr aud) andern Bekenntniſſen eine genofjenfhaftlihe Ne 
gionsfreiheit verftatte, andererfeit8 aber doch die volle Anerkennung auf tm 
Boden des öffentlichen Rechts und die Ausftattung mit einer politiſch bevorzugte 
Stellung Einer beftimmten Kirche oder auch beftimmten Kirchen vorbehalte (für 
desfirchen), deren Religionsübung als die herrſchende Regel, und wovon bie U 
weichung als eine — mehr oder weniger Beſchränkungen unterliegende — Ant 
nahme behandelt wird. Zwar fünnte man nah dem Wortfinne des lateiniſchen 
dissidere mit dem Namen ver Diſſidenten Alle belegen, welche nur das negafii‘ 
Merkmal der Abtrennung von der, in einem beſtimmten Lande normalen, bil‘ 
lich-religiöſen Gemeinfhaftsform mit einander gemein haben, auch wenn N 
Abtrennung durch Staatögejeg verboten, und deßhalb aud ihre genoffenfchaftidt 
Darftellung unerlaubt over felbft ftrafbar fein follte. Allein es bat ein wohl dl 
gemeiner Sprachgebrauch darüber entſchieden, daß zu jener Abtrennung auch N 
pofitive Merkmal ihrer ftaatlihen Zulaſſung hinzutreten muß. Und dabei fat 
dann wieber eine große Menge möglicher Abftufungen von der bloßen Duldun 
bis zu einer relativen, jedod immer unter der Finie der Landeskirche bleiben?! 
Öffentlichen Anerkennung und Förberung vorkommen, — Abftufungen, welde de" 
ber effeftiven VBebentung der abweichenden Neligionsgemeinfchaften, der Dow 
ihres Beftandes, ter relativen Ausbreitung, den Yeiftungen für pas religiöfe Lean 
und die fittliche Kultur der ihnen angehörenden Volksbeſtandtheile abhängen ” 
den. Dagegen ift für den Begriff des Diffidentismus die Stellung gleichgültig 
welche die diſſidentiſchen Gemeinfhaften in ver hriftlihen Religionsgefhiet 
einnehmen, ob fie in ber letzteren, alfo gemefjen am veligionsgefchichtlihen Mah 
ſtabe, als eigentliche Kirchen oder als Sekten ſich darſtellen. Denn ebenſo wie 
eine (religionsgeſchichtliche) Kirche in Folge der beſonderen Entwicklung eines ein 
zelnen Volkes und Staates von der landeskirchlichen Stellung ausgeſchloſſen jem 
kann (3. B. die griedhifche), ebenfo ift e8 von der andern Geite möglich, daß 
Folge diefer Entwidlung eine bloße (religionsgefdhichtliche) Sekte ſich allein de 
Öffentlichen Anerkennung und Förderung erfreue, und die Anhänger der Ar 


’) In diefe Stellung fällt das unteriiheidende Merkmal der diffidentifchen Religion 
gemeinichaften von den Sekten. Val. d Art. 
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fih politifh in ver Page von Diffiventen befinden. Man fann daher innerhalb 
des Diffidentismus wieder Diſſidenzkirchen und diffidirende Selten unter- 
ſcheiden. 

Die eigentliche Geſchichte des Diſſidentismus beginnt erſt nach der Kirchen- 
reformation. Freilich war ſchon im Mittelalter die Möglichkeit deſſelben ſeit ver 
Spaltung der Kirche in die griehifhe und die römische gegeben, und in ven . 
wenigen Beijpielen einer Staatsbildung, welche Bevölferungsbeftandtheile von 
beiden Kirchen umfaßte, laſſen fih denn auch die Anfänge oder Vorläufer einer 
ftaatlihen Behandlung ver einen Kirche als Diffivenzfiche wahrnehmen, Allein 
viefe Beifpiele find doch im Mittelalter nur ganz ſporadiſch, ftehen im Wider: 
ſpruch mit ter au als politifher Grundſatz berrichenden Anſicht von der Notb- 
wendigkeit kirchlicher Ginheit der Nation, und finden fid nur auf den Grenz: 
gebieten zum Morgenlande. Anders feit der Kirchenreformation. Dieje brachte es 
niht blos zu einer Bermehrung der Zahl ver Kirchen und mit ihr zu einer 
Steigerung der Bedingungen, unter welden in vemfeiben Wolfe der Unterſchied 
von Yandes- und Diſſidenzkirchen eine Stätte finden konnte, ſondern ſchloß auch 
in ihrem Principe der Unmittelbarfeit des Bandes der Gläubigen zu Chrifto eine, 
allerdings erft fpäter entwidelte, Anerkennung ver Gewijfensfreiheit ein, 
welche, je mehr fie als ein wertbvolles und vom Staate zu ſchützendes Gut er- 
fannt wurde, den Grund zu mannigfachen Abzweigungen von den herrſchenden 
Kirhen legte. Zunächſt freilid war man in katholifchen wie in evangelifhen Ge- 
bieten der Anfiht, daß der Staat einer beftinnmten Kirche, auf deren Wahl die 
perſönliche Anficht der politifhen Machthaber einen principwidrigen Einfluß aus: 
üben konnte, diefelbe erflufive Berechtigung zu gewähren habe, wie fie früher im 
chriſtlichen Abendlande allein der römiſch-katholiſchen Kirche zugeftanden hatte. 
Allein indem jenes perfönlibe Gewicht da, wo es fih nicht im Bunde, fondern 
im Widerſpruche mit ven religiöfen Ueberzeugungen der Völker geltend machte, 
nur theilweiſe feine Abfichten zu verwirklichen, und eine mit jenen Ueberzengungen 
ftreitenve erflufive Staatsfirhe berzuftellen vermochte, wurde es hiſtoriſch der 
nächfte erzeugende Grund der biffiventifchen Religionsgemeinfchaften. Nicht immer 
nämlich führten tie ſchweren und oft blutigen Kämpfe, die aus jenen Herftellungs- 
verſuchen hervorgingen, zu dem reinen Siege der einen Konfeſſion, die ſich nun— 
mehr als erfiufive Staatskirche behauptet hätte. Vielmehr ſchloſſen fie häufig mit 
einer Art Kompromiß, weiches neben der einen mit der vollen Gunft der politi- 
ſchen Gewalt ausgeftatteten umd als Negel der Religionsübung des Yandes be- 
bandelten Konfeſſion doch auch der andern, als Ausnahme von diefer Negel, eine 
bald Mehr buld weniger fichergeftellte genoſſenſchaftliche Eriftenz zugeſtand. Ein 
befonders lehrreihes Beifpiel diefer Entwidlung der Dinge, in weldyer denn aud) 
ver Name der Diffiventen zum erften Dale als technifcher auftritt, bietet ſich in 
Bolen dar. Hier begann nad der Inforporation Weſtpreußens in das polniſche 
Reich (16. März 1569) der Berfuh, ein zum großen Theil evangeliihes Land, 
welches feiner früheren Selbftftändigfeit die Yortfchritte der Reformation zu ver- 
danken hatte, durch Gegenreformation, die mit allen Mitteln ver politifhen Ge— 
walt betrieben wurben, ver katholiſchen Kircheneinheit wieder zu unterwerfen. Das 
Ziel warb aber nur theilweife erreicht. Die ungebrocdhene Selbftftändigfeit und 
Macht der großen Städte (Danzig, Glbing und Thorn) und die Glaubenstreue 
einzelner ritterfchaftliher Samilien und vieler Gemeinden boten unüberwindliche 
Schwierigkeiten. Das Refultat war, daß zwar die römifch-fatholifche Kirche wieder 
zur herrſchenden, ihre Religionsiübung zur Regel erhoben wurde, allein ven als 
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„Diffidenten” bezeichneten Evangelifchen doch eine individuelle und genoſſenſchaft 
liche Religionsfreiheit zugefprohen werden mußte, welde freilih bis auf ven 
Warſchauer Traftat von 24. Februar 1768 gegen oft wiederholte Anläufe und 
Kränkungsverfuhe im Kampfe lag. (Vgl. Laspeyres Geſchichte und heutige 
Berfaffung ver kathol. Kirche Preußens. Br. I. ©. 401 ff.) 

Auch in den meiften deutſchen ZXerritorien bilvete ſich der Sache nad) cin 
Gegenfag von Landesfirhen und Diffiventen, nicht felten auch bier als Wirkung 
theilweife gelungener Gegenreformationen. Noch öfter aber ergab er fich jeit den 
17. Jahrhundert aus ausdrücklichen, kraft landesherrlihen Reformationsrechts ver 
liebenen Konceffionen an Anhänger viffentirender Belenntniffe, welche, in ihren 
Heimatlande religiös bedrängt oder bebrüdt, dem an fie ergebenden Rufe zur 
Einwanderung in ein fremdes Land folgten, weldes ihnen eine friedliche, men 
auch befchräntte, Neligionsübung gewährleiftete. Wenn diefe Konceffionen im IT. 
Jahrhundert häufiger aus politiſcher, beſonders ftaats- und volfswirtbicaftlide 
Zwedmäßigfeit, wie aus principieller Anerkennung und Vertretung der Gewiſſent 
freiheit hervorgingen, fo zeigte fih am den gleichartigen Konceffionen des 18. 
Jahrhunderts ſchon mehr die Einwirkung des letzteren Geſichtspunktes. Die ent 
jchievene Ueberzeugung dagegen, daß ver Staat ebenfowohl um der Gewiſſent 
freiheit feiner Glieder, als um der Selbftftändigfeit und Gigenartigkeit des reli 
giöfen Lebens willen, deſſen Gang zu regeln nicht Aufgabe des Staats fein fanı, 
die Verpflichtung habe, die Seceffion von ven Landeskirchen in gewiffen Grenz 
gewähren und aud in genofjenfhaftliher Form fi) darftellen zu laſſen, — die 
Ueberzeugung hat ſich erſt im 19. Jahrhundert foweit verbreitet, daß fie aud in 
der Mehrzahl der deutſchen Staaten zu einem politifhen Principe fiH befeftigt. 
Der Werth des letzteren büßt dadurch nichts ein, daß es oft und laut genug 
aus dem hohlen Grunde blos formaler Yreiheitstheorieen und irreligiöfer Ter 
denzen in Anfprudy genommen worben ift. 

Zur Befriedigung der Forderungen biefes Princips, welches freilich von KM 
leivigen Schwanken deutſcher Staatsmarimen wieberholt erfchüttert wurbe, gab 
bis in die Mitte des Jahrhunderts nur den Weg des Neformationsrehte, di 
es bedurfte zur Zulaſſung einer viffiventifhen Religionsgefellfhaft doch imm 
einer befondern Konceffion von Ceiten der Staatsgewalt, welche zugleid 
die näheren Bedingungen und Schranken ihres erlaubten Daſeins und Wirten! 
fowohl dem Staate als den Landeskirchen gegenüber zu beftimmen hatte, Er! 
unter ben Veränderungen des öffentlichen Rechts im Jahr 1848 fam es im vieler 
Berfafjungsgefegen zur Sanftion des Satzes, daß die Bildung von Religion“ 
gefellichaften nicht mehr von befonderer Zulaffung abhängig, daß fie alfe nur 
durch die allgemeinen Beringungen des Affociationsrehts beichräntt fe 
(Vgl. meine Schrift: Die Stellung ver Religionsgemeinfhaften im Staat, 
©. 18 fi) Diefer Sag wurde entweder in ausprüdlicher Beziehung auf Reli— 
gions geſellſchaften ausgeſprochen (3. B. preuf. Verf. v. 31. Ian. 1850, Art. 12) 
oder er folgte aus der Allgemeinheit, im welcher das Recht ver Vereinsbildung 
gewährt ward (3. B. hannov. Gef. v. 5. Sept. 1848, 8. 4). Es konnte nunmeht 
in den betreffenden Staaten gegenüber den Landeskirchen, die in ihrer bisherigen 
öffentliben Beventung und Stellung verblieben, eine doppelte Art diſſidentiſchet 
Religionsgeſellſchaften geben, einmal ſolche, die nur auf dem Boden der du 
die Verfaſſung gewährleiſteten religiöſen Vereinigungsfreiheit ſtanden, und ſodann 
ſolche, vie ihre Rechte aus der beſondern ihnen verliehenen Konceſſion ableiteten, 
Rechte, welche — ohne an die der Landeskirchen zu reichen — doch viel weile! 
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gehen fünnen, als aus dem Grunde der Bereinsfreiheit ableitbar if. In der 
jüngften Zeit hat die gegen die Berfaffungsbildungen jener Sturmjahre eingetre- 
tene Reaktion aud die Freiheit der Vereinigung zu diffidentifchen Religionsgemein- 
ſchaften getroffen. In vielen Ländern (nicht in Preußen) fiel diefe entweder durch 
die Aufhebung der fie ertheilenden Berfaffungsgefege, oder dadurch, daß die Re— 
gierung ein neues, von der bisher approbirten Interpretation abweidhendes Ver— 
faſſungsverſtändniß aufftelte (fo in Hannover; ſ. Allgem. Kirchenblatt f. d. evangel. 
Deutihland 1857, Nr. 12), Die Nothwendigfeit der Konceffion und mit ihr das 
Reformationsreht in feinem früheren Umfange trat dadurd wieder ein. 

Was nun die, befonders bei Gelegenheit der Frankfurter Grundrechte viel 
verbandelte, Frage betrifft, ob überhaupt ber Gegenſatz von Lanvesfirchen und 
piffiventifhen Gemeinfhaften in unfern deutſchen Verhältniffen einen ſoliden Grund 
babe, fo ift viefelbe zu bejahen. Wenn die Entwidlung des religiöfen Lebens vie 
religiöje Einheit der Nation aufgehoben hat, ohne der römiſch-katholiſchen und 
ver evangelifhen Kirche die effektive hiſtoriſche Bedeutung der beharrliden und 
für das nationale Kulturleben wichtigften religiöfen Bildungsftätten zu entziehen, — 
wenn ferner die Zulaffung von Belenntniffen, vie von diefen Kirchen abweichen, 
als eine rechtliche, der Achtung der Gewifjensfreiheit wie der Selbftftändigfeit ver 
religiöfen Sphäre ſchuldige Nothwendigkeit erfannt ift: fo wirb der Staat ben 
Forderungen, die aus diefen gegebenen Grundlagen folgen, nur dadurch entfpre- 
hen fünnen, daß er einerfeits an jenen Kirchen ihre öffentliche Stellung als 
Landeskirchen vollftändig anerkennt, und andererfeitd andern Religionsgemeinjchaf- 
ten, ohne fie auszuſchließen, die ihrer geringeren oder überhaupt noch unbewährten 
Bedeutung für das fittlihe Gemeinleben entiprechende Eriftenz verftattet. Dann 
fteht man eben auf dem Standpunkte der Unterfcheidung zwijchen Landeskirchen 
und difſidentiſchen Religionsgemeinihaften, — ein Standpunft, der jest aud) 
feinen erheblihen Anfehtungen ausgejegt fein wird. Dagegen gehen in unjern 
Tagen die Meinungen darüber weit auseinander, ob die rehtlih zu achtende 
Bildung diſſidentiſcher Gemeinfhaften ſchon im Bereiche der Ajfociationsfreiheit 
liegen, over immer durch einen konkreten Akt ftaatliher Zulaffung kraft Reforma- 
tionsrechts vermittelt werben folle. 

Zu Gunſten der erftern Anficht fpricht, daß 1) für ven Staat die ihm gegen 
den Mißbrauch des Aſſociationsrechts zuftehenden aufſehenden und reprimirenden 
Befugniffe ver Polizeigewalt auch gegen Mifbraud der religiöfen Bereinsfreiheit 
ausreichen; 2) daß ein wirkliches Recht der Gemwifjensfreiheit nur unvolllommen 
beftehe, fo lange vie Seceffion von den Landeskirchen nur mitteld einer befontern, 
nach Zwedmäßigfeitsermeffen der Regierung zu gewährenden aber aud zu vers 
fagenden Grlaubniß möglid fei; 3) daß der Staat nit durd Mittel der Hem- 
mung ober Erſchwerung der Seceſſionen die Landeskirchen Fünftlid zu konſerviren 
habe, ſondern daß die Landeskirchen felbft die Bedeutung, die der Staat ihnen 
beifegt, durch ihre eigene Kraft und die geiftige Ueberlegenheit ihres Wirkens er- 
halten müſſen; 4) dag ein befonderer Akt der Zulaffung von Seiten des Staats 
doch ein gewilfes Maß ver Konfolidation ver diffidentifhen Gemeinſchaft voraus: 
jege, zu welcher ohne eine, auf dem Boden der gemeinen Freiheit ftehende Be— 
fugniß religiöfer Bergefellfhaftung entweder gar nicht oder nur in widergeſetzlicher 
Weiſe gelangt werben könne, 

Für die zweite Anficht wird befonvers geltend gemadt, daß 1) ein auf 
wirklichem Ernfte religiöfer Ueberzeugung beruhendes Seceffionsftreben durd äußere 
Erſchwerungen nur erftarfen und troß derſelben zur Anerkennung ſich durchſetzen 
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werde; 2) daß die Religionsiehren auch einen fo ergiebigen und wichtigen Duell 
von Meinungen über allgemein fittlihe und bürgerliche Berhältniffe bilden, daß 
der Staat eine verbundene Wirkfamkeit Mebrerer zur Darftellung und Ausbrei- 
tung der erfteren erſt nach gewonnener Einſicht über ihre Zufammenftimmung 
mit ben legteren geftatten könne; 3) daß da, wo Landesfichen eriftirten, manche 
wichtige Einrichtungen, die im Zweckbereiche des Staates wie der Kirche liegen, 
3. B. Voltsihule und Eheordnung, auf der Bafis des Zufammenwirktens des 
Staats mit den Yandesfirhen georonet feien, und daß es daher für viffivirenve 
Unterthanen erft einer mit ihrer Zulafjung zu verbindenden Ausnahmöftellung zu 
diefen Einrichtungen bepürfe. 

Bon diefen Gründen ſcheinen vie legteren die durchaus ſchwächern zu fein. 
Der erfte Grund (die Ueberwindungsfraft, welche einer ernften viffidentifchen 
Richtung gegen ftantlide Hinderniffe beimohnt) ift im beften Yale der leidige 
Troft, daß es für fehlerhafte Einrihtungen und Thätigfeiten des Staats in ber 
göttlichen Defonomie der fittlihen Welt noch Korreftive giebt, alfo feine Recht— 
fertigung jener Einrichtungen felbft. Der zweite Grund (ver Einfluß ver Reli- 
gionsiehre auf das bürgerlihe Verhalten) wird, foweit er Beachtung vervient, 
durch die allgemeinen Befugniffe ver Polizeigewalt über das Vereinsweſen zur 
Genüge befriedigt. Der dritte Grund (das Beftehen bürgerlich-kirchlicher Inftitute) 
ergiebt nur bie Nothiwendigkeit, daß neben der die Negel bildenden, ftaatlid- 
firhlichen Geftaltung aud ein YAusnahrmsrecht befiche, welches für die Mitgliever 
diſſidirender Religionsgemeinfhaften die Wege eröffnet, um durch ihre Seceffion 
von den Yandesfirhen nicht von den Zweden ausgefchloffen zu fein, zu denen 
die bürgerlich-kirchliche Einrichtung das regelmäßige Mittel bietet. Einen beachtens 
werthen Weg in Bezug auf die Eheſchließung hat hier das württembergifche Ge— 
fe vom 1. Mat 1855 eröffnet. €. Herrmann, 
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Konrad Chriſtian Wilhelm von Dohm, geboren den 11. December 
1751 zu Lemgo in der Graffhaft Lippe, war der Sohn eines evangeliſchen 
Seiftlihen. Er bezog im Herbſt 1769 vie Univerfität Leipzig und wandte fich 
bier bald von der Theologie zur Jurisprudenz, um bereits im Anfang des Jah— 
ves 1771 dem Univerfitätsftubium zeitweilig Balet zu ſagen. D. hatte in 
Leipzig fleißig ftubirt, namentlich viel gelefen aus dem Reiche der Philofopbie 
und Pädagogik. Insbejondere hatten Baſedow's Schriften ihn angezogen. Er wurde 
für deſſen vielverfprechende Pläne fur Reform des Chriftenthums und des Er: 
ziehungswefens mit Begeifterung erfüllt, Ueberhaupt befunvete fih fhon damals 
bei D. die ihm fein ganzes Leben hindurch gebliebene Neigung, zum gemeinen 
Beften und zur Veredlung der Menfchheit zu wirken, ein gewiſſer philantropifti- 
her Zug und ein gewiſſes unpraftiiches Ipdealifiren, verbunden mit dem lebhaf— 
teften Wunfche, recht bald einen großen und zwar gerade praftifhen Kreis für 
feine Thätigfeit und für die Verwirflihung feiner Ideale zu erlangen. Er beſchloß 
nad Altona zu Baſedow zu gehen, um bei diefem ſich weiter zu bilden, nament: 
lich in philofophifch-praftiichen Studien, mnfte aber gar bald erfahren, daß ver 
Umgang mit Bafedow, der ſich felbft in farfaftifher Weife den großen Rühr- 
Löffel Deutſchlands nannte und deſſen leidenſchaftliches und unorventliches, rauhes 
und geiziges Wefen den idealiſtiſchen D. abftieß, ihm nicht weiter bringe, be 
fonders da Baſedow den jungen Mann hauptſächlich nur als einen Korrefpon- 
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denten benugen mochte. Bald nah der Ueberſiedlung Baſedow's nah Deffau 
(1772) verließ ihn D., um in Leipzig feine juriſtiſchen und philoſophiſchen 
Studien fortzufegen. 
Einflußreih war für D. der nähere Umgang mit dem befannten Philofophen 
Garve, mit Engel, Weiße und dem trefflihen Zollikofer. D. fühlte fi ſchon 
jest berufen, als Schriftiteller aufzutreten. Ermuntert durch Lavater überfegte er 
Bonnet’8 Essai de Psychologie (Yemgo 1773). Aud eine ſchon früher ange- 
fnüpfte Verbindung mit Gleim befeftigte fih mehr und mehr und führte auf den 
Blan, in Bereinigung mit andern jungen Männern Bolfsjhriften auszuar- 
beiten. Gleim wollte für eine zu dieſem Ende eigens zu errichtende Buchhandlung 
forgen. Borzugsweife richtete fi aber von nun an das Beftreben D.'s darauf, 
eine Anftellung in Preußen unter dem großen König Friedrich II. zu erlangen. 
Er erhielt 1773 die Pagenhofmeifterftelle am Hofe des Prinzen Ferdinand (jüng- 
ften Bruders von König Friedrich II.) in Berlin, wurde aber bald einer Stellung 
überbrüffig, in welcher D., wie er felbft in einem Briefe fchrieb, nah „Begeg— 
nung, Befoldung, Wohnung und allem Anderen nur eine Art von Bedienter“ 
war. Dod hatte er Mufe zu Bekanntſchaften und literarifchen Arbeiten. Er trat 
in Beziehungen mit Sulzer, Spalding, Teller, Nicolai, Büſching u. W. und 
beihäftigte fih mit der Ueberfegung und Bearbeitung mehrerer Reiſewerke, fchrieb 
aud 1774 eine „VBorgängige Nachricht von dem jegund vollendeten Elementar- 
wert, mit Wiffen Baſedow's.“ Uebrigens benußte er den Aufenthalt in Berlin 
am wenigften, um von dem eigentlihen Geſchäftsweſen ſich Kenntniß zu ver 
ihaffen, hatte aber trogdem die größte Neigung zum Eintritt in den praftifchen 
Staatsdienſt und beſchloß deßhalb nod nachträglich ſich durch juriftifche Studien 
dazu vorzubereiten. Bereits ald Schriftfteller vielfach befannt, bezog er noch 
einmal die Univerfität. Er wählte Göttingen, wo er namentlih mit Meiners und 
mit dem Freiherrn v. Stein, dem großen deutſchen Patrioten, in nähere Be- 
ziehungen trat. Seine Studien erjtredten fi beſonders auf das Staatsrecht, auf 
Geſchichte und Statiftit, doch fehnte jih. D. immer mehr nach praftifcher Be— 
jhäftigung. Der Buchhändler Weigand in Leipzig veranlaßte im Jahre 1776 D. 
und Boje, zur Fortjegung des ſog. enchklopädiſchen Journals eine neue Zeitfchrift 
berauszugeben und fo entftand das „Deutfhe Muſeum“, weldes unter den älteren 
Zeitfchriften unferer Literatur einen ehrenvollen Play behauptet. D. lieferte darin 
befonders Hiftorifhe und nationalökonomiſche Aufjäge, trat aber 1778 von ber 
unmittelbaren Mitredaftiou zurück. In dieſer Zeit publicirte er auch eine „Ge— 
ihichte der Engländer und Franzoſen im öftlihen Indien” ; dieſelbe ift aber 
Fragment geblieben. Er überfandte fie dem preuß. Minifter Graf Schulenburg 
mit der Bitte um Anftellung, als gleichzeitig ihn ein Ruf als Profeffor nad 
Kiel und ein anderer an das Carolinum nad) Kafjel erreihte. D. ging nad) 
Kaffel, da man in Berlin nichts bieten fonnte, gab aber nad wenigen Jahren 
feine dortige Stellung nicht blos wegen des Dranges, gerade in preußifche Staats- 
dienfte zu treten, auf, ſondern aud wohl, weil er fih der Gabe eines großen 
Lehrtalentes nicht erfreute und dazu feine Bruft [hwädhlid war. Im Spätherbft 
1777 bot ihm ver preuß. Miniſter Schulenburg eine Stelle als Lehrer bei dem 
zweiten Sohne des Prinzen (nahherigem Könige Friedrich Wilhelm IT.) von 
Preußen an und forberte ihn zu einer fofortigen perfönlihen Vorftellung bei 
Friedrich d. ©. auf. D. unternahm die Reife und ließ vor feiner Audienz dem 
großen König feine obige Geſchichte der Engländer und Franzofen in Indien, zu— 
glei mit einem Memoire, einem Plane zur Wiederbelebung der Embener Kom- 
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pagnie und des preußifch- oftindifhen Handels überreihen. Der König empfing 
ihn dann fehr freundlich, fagte, daß die in dem Memoire entwidelten Ideen gut 
gemeint, aber für Preußen nicht paffend feien, und feste umftändlich auseinaner, 
wie ihm, dem Könige von Preußen, ein Regiment Soldaten wichtiger fei als ein 
Kriegsichiff, deſſen Koften venen eines Infanterieregiments völlig gleihlämen. Am 
andern Tage erhielt D. ven Befheid, daß man für jegt feine Stelle für ihm habe. 
Der Minifter Graf Hergberg machte aber günftige Ausfihten für die Zufunft un 
unterhielt feitvem mit D, eine Korrefpondenz. Nach feiner Rücklehr nad Kaſſe 
trat D. in Verbindung mit dem nachherigen Fürft Primas v. Dalberg, bamalt 
furmainzifhem Statthalter zu Erfurt; er mußte demfelben monatlich eine Ueber 
fiht der merkwürdigſten politifchen Ereigniffe entwerfen und feine eigenen Bemer 
kungen und Anfichten hinzufügen. Um die Zeit wurbe ihm der Antrag, im öfter: 
reihiiche Dienfte zu treten, doc unter der Bedingung des Religionswechjels gefteli. 
D. wies ihn ohne alles Bedenken ab. Graf Hergberg, dem er davon jchrieb un 
von welchem D. bereits mehrere Schriftftüde in Bezug auf den bayerifchen Ert- 
folgeftreit erhalten hatte, munterte D. auf, aud hierüber feine Stimme zu er 
heben. D. ſchrieb: „Geſchichte des bayerifhen Erbfolgeftreites nebft Darftellung 
der Lage veffelben im Jenner 1779", doch anonym. Diefe Gefchichte ift abe 
Fragment geblieben, indem nad dem bald beigelegten Streite das Intereſſe auf 
hörte und außerdem Hertzberg zu großer Behutfamfeit rieth, weil eim minder 
mächtiger Fürft gegen etwaige Verfolgung nicht wohl fügen könne. Erſt in 
Herbft des Jahres 1779 erhielt D., als ihm eben Dalberg eine Profeffur in 
Erfurt anbot, eine Beförderung in Preußen, nämlich als geheimer Archivar ia 
Berlin mit 500 Thaler Gehalt und dem Titel als Kriegsrath. Das Patent übe 
diefe doch nur fehr unbedeutende Stelle ift ein wahres Mufter von Förmlickeit 
und faft hausväterliher Berüdfihtigung individueller Umftände und Ber 
hältniffe. 

In Berlin zeichnete fih D. gar bald durd feine Thätigkeit und feine tid— 
tige Geſchäftskenntniß aus. Seine Gewifjenhaftigteit und fein Dienfteifer fun 
bei dem Minifter Hergberg und felbft bei dem Könige Anerkennung. Aber ME 
gewöhnlichen Beihäftigungen feiner Amtsftellung mit ihrem kleinlichen Charakter 
jagten dem geiftvollen und nad höheren Dingen ftrebenden Manne nidt zu 
Einige Heine viplomatifhe Sendungen konnten ihm um fo weniger Befrievigung 
gewähren, da der Erfolg nicht fehr glüdlih war. Dazu wurde feine Hauptthätig 
keit vielfah völlig in den Hintergrund geftellt, indem D. wefentlicd nur für ven 
Minifter Hergberg arbeitete. D. fand es aber umerträglid, das bloße Werkzeug 
eines Andern zu fein, Wie auf fchriftftellerifhem Gebiete, fo auch auf dem 
praktiſch-politiſchen wollte er das, was er wirklich leiftete, öffentlich leiften um 
vor aller Welt dargelegt wiffen. Auch fehlte D. überhaupt jene Feftigfeit und 
Dauerhaftigkeit des Charakters, um in ſchwierigen und felbft wiberwärtigen Dir 
gen lange ausharren zu fünnen, und anderfeits fühlte er ſich allzufehr, m 
lange auf eine mehr hervorragende beamtlihe Stellung warten zu können und zu 
wollen. D. fmüpfte 1783 Unterhandlungen an, um in öfterreichifche Dienfte 3" 
treten. Nun eüdlich wurde er zum geheimen Kriegsrath befördert, von ber UM 
angenehmen Arbeit in den Archiven befreit und, wie er dies befonbers gewünſcht 
hatte, in dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten vorzugsweiſe be 
Ihäftigt. Bald wurden ihm zur Förderung der großen Pläne Friedrichs II. M 
Betreff des deutſchen Fürſtenbundes ehrenvole Aufträge zu Theil. D. ſchrieb: 
„Ueber den deutſchen Fürftenbund”, doch anonym. Die Schrift, unter Mitwir: 
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fung Hertzberg's entftanden, war eine gelungene zu nennen und machte neben 
der ähnlihen von Johannes Müller großes Aufjehen. In ver erften Zeit feines 
Berliner Aufenthaltes gab D., auf Mendelsfohn’s Veranlaffung, jene berühmte 
Schrift: Ueber die bürgerliche Berbefferung der Juden (Berlin 1781) heraus, 
wodurch er die befanntlid noch unfere Gegenwart fo vielfach befchäftigende Juden: 
frage zuerft in Anregung brachte. 

Im Jahr 1786 wurde er zum preußifchen Gefandten am kurfölnifchen Hofe 
und am nieberrheinifch-weitphälifchen Kreife ernannt. D. erwies ſich aud bier als 
kunbiger Gefhäftsmann und wurde mit auferorbentlihen Aufträgen von Seiten 
feiner Regierung vielfach beehrt. Als in Folge eines Aufftandes in Wachen eine 
reihesfammergerichtlihe Unterfuhung weitläufiger Art eingeleitet worden war, 
braden im Sommer 1787 neue Unruhen aus. Das Kreispireftorium wurde als 
faiferlihe Rommiffion beauftragt, ſchleunig zu umterfuhen und begab fih mit 
800 Maun Jülih’fcher Truppen nah Aachen. D. hatte vorzugsmweife die Sache 
zu leiten und verlegte feinen Wohnfig deßhalb auf längere Zeit nad Aachen. 
Er ſuchte ächt ftaatsmänniih durch Cinführung von Reformen zu vermitteln; er 
dachte an eine zeitgemäße Neugeftaltung der Stadtverfaffung und machte deßhalb 
einen Entwurf, ohne daß es ihm glüden wollte, ein praftifches Ziel auf dieſern 
Wege zu erreihen. — ferner wurde D. in der damaligen fog. Nunciaturftrei- 
tigkeit, nämlih in dem Zmiefpalte der deutſchen Erzbifhöfe mit dem römifchen 
Stuhle wegen der Kompetenz der geiftlihen Gerichtsbarkeit benugt; er fuchte da— 
bei im patriotifhen Sinne die deutſche Selbitftändigfeit zu wahren, doch ließ der 
preußifche Hof, zum Leidweſen D.'s, nad zweijährigen fruchtlofen Bemühungen 
vie ganze Sade fallen, die Hergberg für ein „wahres Kreuz der großen Politik" 
erklärte. — Auch in der Lütticher Kondjutor-Angelegenheit gelang es D. nicht, 
die Preußen günftigen Pläne durchzuſetzen. As dann kurze Zeit nachher (1789) 
zu Lüttich eine Revolution ausgebrohen war und das Reichskammergericht ein 
Mandat erließ, daß die Unterfuhung und Beftrafung durch das Kreispireftorium 
veranlaßt werde, jo wünſchte D. eine Vermittlung durch eine Berfaffungsreform, 
während jeine Regierung dies zwar nicht ganz zurüdwies, aber doch, wie fid 
Hergberg ausprüdte, die Juftiz mit ver Politif vereinigt wiffen wollte, und der 
Zwiefpalt im Kreisvireftorium zulett einfach die Gewalt fiegen ließ. D.'s Pläne 
fcheiterten; er wurde dazu von vielen Seiten wegen feiner viplomatifchen Thätig: 
feit angegriffen und verbädtigt. Zulegt nahmen vie Defterreiher die Sade in 
vie Hand; tie unentfchievene preußifche Vermittlung hatte feinen Erfolg gehabt; 
und D. mußte es nun mod erleben, daß feine Regierung gerade ihm wieder 
Bormürfe machte. Die ganze Angelegenheit wurde von ihm veröffentlicht in einer 
Schrift: Die Lüttiher Revolution im Jahre 1789 und das Benehmen Sr. 8. 
Majeftät von Preußen in verfelben (Berlin 1790). 

Mit der Rüdtehr von Aachen nad Köln begann für D. eine unruhevolle 
Lebensperiode; er wurde in das äußere, unftete Treiben einer verhängnißvollen 
Zeit immer mehr verflohten. Die Wirkungen der franzöfifhen Revolution ver: 
breiteten ſich aud über Deutfchland, -befonders in Folge der Kriegserflärung gegen 
Frankreich. D. war nicht in der Lage, bdiefen Krieg zu billigen, der durd das 
Mißtrauen zivifhen Preußen und Defterreih zu neuen politifben Verwicklungen, 
zu ſchmachvollen Niederlagen, Separatbündniffen, Abfällen führte. D. wurde zu 
allerlei viplomatifhen Sendungen benugt, die für ihn um fo peinlicher waren, 
je weniger er grundfäglid das preußifhe Neutralitätsfyftem billigte. 

Zum Kongreß von Raftabt ward D. neben dem Grafen v. Görg und dem 
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Freiherrn v. Jacobi als dritter preußifher Geſandter abgeſchickt und entwidelte 


dort eine bedeutende viplomatifhe Thätigkeit. Freilich blieb Alles ohne Refultat, 


aus den bekannten Gründen. Vorzüglich war e8 D., der in tiefer Entrüftun 


über den Geſandtenmord die nahbrüdlichften Unterfuhungen anftellte, und giet | 


er felbft in feinen „Denkwürtigfeiten” darüber fpeciele Auskunft. Aber feine un: 
parteiifhe Unterfuhung und Kritik fand nirgends Unterftügung und Anklany. 
Man hielt e8 auch von Seiten feines Hofes für das Befte, den Schleier nid! 
zu lüften. 

Es ift bier nicht der Dirt, die vielfahe anderweitige Gefchäftsthätigkeit D.! 
in der unmittelbar nachfolgenden ftürmifchen Zeit in ihren Details weiter zu ver: 
jolgen. Nach dem Frieden von Lüneville und feinen Folgen wurde D. hauptfählid 
verwandt, um die Berhältniffe in den nenerworbenen Gebieten Preußens zu reg: 
liren. Beſonders glüdlih war er in Betreff Goslar's. Mit dem herrſchenden 
politifhen Syfteme ver preußifhen Politif wenig zufrieden, war er doch überall 
vedlih bemüht, das unter Umftänden Beſte zu erreichen. Freilich die wirklichen 
Erfolge waren felten vie beften und konnten es füglich nicht fein im einer Zeil 
wie die damalige. D. fühlte ſich nicht glüdlih in dieſen Irrfahrten feiner diple 
matiſchen und politifhen Beihäftigungen. Er fehnte fih nad anderer Ihätigkeit 
Im Jahre 1800 entwarf er eine Denkjchrift über die Lage des nördlichen Deutik- 
lands, im welcher er bereits die Grundzüge des nachherigen Projekts eines preukt 
ſchen norbifhen Bundes von 1806 feftftellte. Aber fein Plan fand damals fein 
Beachtung. Der Oberft v. Maffenbad veröffentlichte dieſe Denkfchrift, doch ch 
D. mit Namen zu nennen, zuerft in feinen Memoiren (II. 201—229), fpüte 
beffer Gronau in ver Lebensbefchreibung. 

Im Juni 1804 ging D. als Kammerpräfivent der Eichsfeld - Erfurtijden 
Kriegs- und Domänenfammer nach Heiligenftadt, ein Poften, der freilich füglid 
als ein Exil angefehen werden konnte, da er D. von aller tonangebenven Thäty 
keit ausſchloß und da die dortige Thätigfeit weder mit D.'s bisherigen Beſchäft 
gungen noch auch ganz mit feiner Neigung harmonirte. Aber jedenfalls amar 
er ſich fehr bald vie Zuneigung der von ihm verwalteten Landſchaften im hebit 
Grave. Auch war er dort durch den Beſitz eines Nittergutes Puftleben bei Now 
haufen bereits feit einigen Jahren anfäßig geworben. 

Nachdem in Folge der Schlaht bei Jena vie Franzofen die thüringiiber 
Befigungen Preußens befegt und fofert unter franzöjifche Verwaltung geſtell 
hatten, trug D. kein Bedenken, ſich mit den Siegern alsbald in Verbindun 
und Unterhandlung einzulaffen. Es muß dieſer ſchnelle Uebergang in das fein 
lihe Lager allerdings als auffallend erjcheinen, beſonders wenn man bedenlt, 
welche bedeutende politiſche Stellung D. bisher in Preußen eingenommen um 
welches Bertrauen man ihm geſchenkt hatte. Freilich war D. mit der feit dan 
Tode Friedrichs befolgten preußifchen Politik überall unzufrieden gewejen. | 
haßte die halben Mafregeln und konnte deßhalb am wenigften vie preußiſche 
Diplomatie der Zeit billigen. Dazu waren ſeine Reformpläne, beſonders auch 
ſeine Projekte wegen einer politiſchen Neugeſtaltung von Norddeutſchland unbeadtel 
geblieben und er fühlte fi durch die Stellung in Heiligenftadt zurüdgelett 
Ueberhaupt war die Anhänglichkeit D.'s an den preußiſchen Staat mehr nur eine 
perfönliche, auf Frievrih d. ©. gerichtete und beſchränkte; fie ſchwand mehr un 
mehr mit dem Tode defielben und um fo mehr, je weniger die nachherige preutt 
Ihe Bolitit in Friedrichs Geifte agirte und je unglücklicher fie in ihren Erfolgen 
war. Wie die gebildeten Stände der damaligen Zeit die Tugend des Patriotis⸗ 
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mas kaum kannten und fi vielmehr in einer flachen Weltbürgerlichleit und 
Philantropie gefielen, fo laborirte namentlih auch D. an dieſer Zeitftimmung. 
Den ädten deutſchen Patriotismus, nun vollends in ver befonderen Form einer 
preußiſchen Vaterlandsliebe verftand er nicht recht zu empfinden, darum aud) 
nicht zu bethätigen, jo daß er gerade leicht im Unglüde dies für ihn als 
„LZemgoer" nur fünftlihe Vaterland preisgeben fonnte. Alles dies mag ben 
Ichnellen Wechfel erklären. Doch muß man au eine gewiffe Unbeftändigkeit und 
Ruheloſigkeit in dem Charakter D.'s, die ihn ja fortwährend daran hatte denken 
laffen wieder aus dem preußiihen Staatsdienſte auszufheiden, in Erwägung 
ziehen, um ein milveres Urtheil zu fällen. D. jelbft glaubte aber fo wie er es 
that handeln zu müſſen, beſonders um den ihm anvertrauten preußifchen Gebieten 
eine möglichſt günftige Stellung gegenüber den Eroberern zu verjchaffen, fowie 
auch wohl um nicht fein Eigenthum vurd die Eroberer bevroht zu ſehen. 

Durh Talleyrand’3 Verwendung wurde D., der bereitd den Franzofen ver- 
dächtigt worden war, zum Chef aller Civilbehörven in der Provinz Eichsfeld— 
Frfurt und in der Grafſchaft Hohnftein erklärt. Sodann eilte er an der Spike 
einer landſtändiſchen Deputation in das Hauptquartier Napoleon’s, um die Bitten 
und Beſchwerden dieſer Yande dem Kaifer vorzutragen. Napoleon hatte bereits 
Berlin wieder verlajjen. Er mußte in Warfchau aufgefucht werben und gab allerlei 
gute Zufiherungen. Als nad dem Frieden von Tiljit die Eichsfeld - Erfurtifchen 
Gebiete zum Königreich Weftphalen gefhlagen wurden, veffen König Ierome, der 
Bruder Napoleon’s, ward, fo reiste fofert eine Landesdeputation, in der ſich aud) 
D, befand, nah Paris zur Hulvigung. Anch gewann es den Anjchein als ob 
D.'s Ehrgeiz durch eine Minifterftelle bei dem neuen König befriedigt werben 
jolfte, als ihm endlih Johannes Müller vorgezogen wurde, D. wurbe indeß 
zum Gtaatsrath ernannt und bald varauf als Gefanbter an den Dresdener 
Hof geihidt. Er lebte hier in angenehmen BVerhältniffen und in einer gewiffen 
Mufe. As 1809 die Deiterreiher Sachen bevrohten, verließ der Hof und bie 
Diplomatie Dresden. D. begab fih nad Kaffel und lernte dort durd) eigenen 
Augenschein vie Erbärmlichkeit der Zuftände an Jerome's Hofe Fennen. 

Nah feiner Rückkehr nad Dresden ward er bald von einer anhaltenden 
Kränflicheit heimgefucht. Er zog fih von den Geſchäften zurück und lebte ſeitdem 
auf feinem Gute Puftleben in Jänvliher Zurüdgezogenheit. 

Nah der Reftauration der preußifhen Herrihaft fonnte D. — und es ift 
dies ein Zeichen, wie er fich in Betreff feines Uebertritts in weſtphäliſche Dienfte 
verfönlih von aller Schuld frei wußte — daran denken, felbft wieder in den 
preußifchen Staatsvienft zu treten, indem in ihm das Verlangen zu werfthätiger 
Theilnahme an einer neuen und — fo hoffte er — befjeren Geftaltung der Dinge 
mächtig vorhanden war. Doch war es natürlih, daß man in den hödhften Um: 
gebungen des Hofes ihn menigftens als einen ſchwankenden politifchen Charakter 
anfah, den man bei der Neubildung des deutihen Lebens gegen entichievene 
Träger des nationalen Patriotismus zurüditellen dürfe. D. gab felbft ven Ge- 
tanfen bald auf. Er widmete ſich vorzugsweife der Ausarbeitung eines größeren 
Berfes, welches unzweifelhaft zu den beventenveren hiſtoriſchen Produften gehört 
und ihm ein cben jo ſchönes Denkmal geſetzt bat, wie er es darin Preußens 
großem Könige Friedrich IT. gefest hat. Es find das die „Denkwürdigkeiten mei- 
ner Zeit oder Beiträge zur Geſchichte vom legten Viertel des 18. und vom An— 
fang des 19. Jahrhunderts 1778 bis 1806". Leider ift davon nur die erfte 
Abtheilung bis zum Tode Friedrichs II. in fünf Bänden erfchienen, 
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D. ftarb am 29. Mai 1820 im 69. Lebensjahre. Sein Sohn Alexander 
ftarb kinderlos. Nur dur feine noch lebende Tochter eriftiren Nachkommen D.?. 

Sein politifher Standpunft war der des liberaliftiichen Idealismus un 
des humaniftifchen Philantropismus ganz im allgemeinen Charafter ver damalige 
Zeiten. Die volle Würdigung der fpröden Wirklichkeit der hiftorifh überkommenes 
Lebensverhältniffe und der Aufbau ver Politif auf der lebendigen Grundlage ta 
bejonderen Nationaleigenthümlichfeit wurden ignorirt oder doch für nicht mwefentlis 
gehalten, oder für leicht zu überwinden erachtet. D. war ein denkend er Staat 
mann, und biefer Ruhm ift fein; aber er war kei feinem Denken allzuviel Ivealü 
und Ipeolog, um die Praris des Lebens beherrihen zu können. D. war fein Ein 
tagspolitifer oder gar ein zaudernder Eventualpolitifer, und er tadelte mit Rei‘ 
gerade diefe kranfhafte Richtung der preußifhen Diplomatie, jene Politik ver hal: 
ben Maßregelu feit Friedrichs Tode bis 1806. Aber indem fih D. bei allen feinen 
Plänen beftimmte und durchdachte Ziele feste, fo nahm er doch überall einen jı 
großen Anlauf, ſchätzte die Dinge nicht nad der Wirklichkeit, fondern nad ver 
gefaßten Meinungen, wenn er aud häufig geradeaus von der Befriebigung te 
Bedürfniſſe redete. Und fo mußte er es denn faft überall erleben, daß er in in 
nen Erfolgen nicht glüdlih war, eben weil er fih im unpraktiſchen Idealieme— 
meift ein zu hohes Ziel feste. D. war aber zu wenig eine geniale Natur un 
war zu wenig gerade an die Spige der Staatöverhältniffe und in den leiten 
Mittelpunkt geftelt, um etwa in genialer Weife durch Machtſprüche und ent 
ſcheidende Gewaltafte etwas von feinen Idealen durchſetzen zu können. Namentlis 
gelten diefe Mängel von der Diplomatie D.'s, indem es ihm bier nicht felten # 
der vollen Würdigung aller influirenden fremden Glemente fehlte; freilih de 
Mifglüden lag auch gar häufig zum Theil mit an der damaligen Energielofigki 
und Neitralitätsfucht feiner Regierung. Glüdliher war D. als abminiftrirenie 
Beanter und überhaupt in Fleineren Lokalverhältniſſen. Hier brachte es fein bee 
Verftand, fein freundliches Wohlwollen gegen Jedermann, feine Piebensmirnizf! 
verbunden mit einer tüchtigen Gefchäftsfenntniß zu den beften Refultaten. Uetetal 
war aber D.'s Streben ein höchſt ehrenwerthes, von wahrhaft ſittlichen Met! 
getragenes und troß einer gewiſſen Ruheloſigkeit und Unftetigfeit feines gan 
Weſens, die aber mehr nur feine Individualität peinigten und den Gang fen! 
Geſchäfte nicht wefentlih zu ftören vermochten, war fein politifches Auftreten © 
durchaus beftimmtes und konfequentes. Er war alfo ein Staatsmann im beſſeret 
Sinne des Wortes, aber dod nur nad der Schule, ein Doltrinär, ein Diplom! 
und Politiker der Philofophie und Philantropie, nicht der vollen lebendigen Wirl 
lichkeit, nicht der individuellen deutſchen Nationalität, nicht des hingebenden un 
aufopfernden Patriotismus N). v. Kaltenborn. 


Doftorat. 


Denn das Staatswörterbudy einen Artikel über das juriftifche Doktor! 
bringt, fo kaun dies faft nur im Hinblide auf die frühere Bedeutung viefes da 


—— 


h) „Ghriftian Wilhelm v. Dobm nach feinem Wollen und Handeln. Ein biograpbilhe! * 
ſuch von W. Gronau Eemgo 18243Dies vortreffliche Werk iſt beſonders durch zahlte 
Beilagen aus D.'s handſchriftlichem Nachlaſſe ſehr intereſſant. 
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ftitutes geſchehen. Heute kommt demſelben eine ftaatsrechtlihe Wichtigkeit nicht 
mehr zu *). 

Doktor oder Magifter hieß urſprünglich Jeder, der an einer hohen Schule 
Borlefungen hielt. Dadurch daß man fpäter es nicht mehr dem Belieben des 
Einzelnen überließ als folder Doftor aufzutreten, fondern die Befugniß dazu an 
gewiſſe Borbedingungen fmüpfte, entftand zu Ende des zwölften oder Anfang des 
dreizehnten Jahrbunverts an den Univerfitäten Paris, Bologna ꝛc. die Doftor- 
würte als afademifher Grad, und fam von da mit Ginführung des Univerfitäts- 
wejens nah Deutſchland. Sowohl die Päpfte als fpäter die deutſchen Kaifer (feit 
Friedrich II.) behaupteten und übten das Recht, Doktoren und namentlich Dof- 
toren der Rechte entweder unmittelbar oder mittelbar durd Stellvertreter, melde 
den Titel Pfalzgrafen (mwenigftens die der Kaifer) führten, zu ernennen. Den 
Univerfitäten oder Fakultäten wurde gewöhnlich glei bei Errichtung der Univer: 
fität aud das Recht verliehen, die Licenz oder den Doftorgrad zu ertheilen, 
Wegen ver mit dieſer afademifchen Würde verbundenen Rechte und Ehren juchten 
allmählig auch Soldye darum nad, denen die Abfiht fern lag, Vorlefungen an 
einer hohen Schule zu halten. 

Daß den Doktoren im engen Sinne, d. h. den Doktoren der Rechte, ein 
perjönliher Adel zukomme, wurde zwifdhen dem 12. und 16. Jahrhunderte wohl 
nur von Wenigen bezweifelt. Die Rechtsdoktoren ftellten fi unter vem Namen 
der Nitter der Rechte, Equites Legum, Equites oder Milites Justitie geradezu 
als eine andere Adelsklaffe ven übrigen Milites oder Equites an die Seite, Die 
Promotion und der NRitterfhlag waren in biefer Beziehung gleichbeveutende Feier- 
lichkeiten. Diefen ihren Abel fand die togata militia, wie man die Gefammtheit 
ver Doktoren zu nennen pflegte, begründet in vielen Stellen des Corpus juris 
eivilis, 3. ®. ce. 14 C. de Advocatis diversorum judiciorum (Il. 7), L. 2. $. 
net. D. de excusationibus (XXVII. 1), c. 7 C. de postulando (II. 6), ce. 3 
C. de off. divers. jud. u. ſ. w., obgleid alle dieſe Stellen nur durch eine ganz 
willfürlihe Auslegung auf die Doktoren der Rechte, die ja zur Zeit der römi- 
ſchen Kaiſer als abgejhloffener Stand noch nicht eriftirten, angewandt werben 
fonnten. Aber auch die Reihsgejeggebung hat den Adel der Doktoren ver Rechte 
oft und förmlich anerfannt. Namentlid waren vie Doktoren durch $. 39 des Reichs— 
abfchiedes von 1498, dur Tit. XIV bis XVII der „Orbnung und Reformation 
guter Polizei" von 1530 und Tit. XI bis XIV ver Reidhspolizeiorpnung von 
1577 bezüglid; der Kleiderorpnuung denen vom Adel und zwar den Rittern gleich— 
geftellt, und durften daher mit ihren rauen 3. B. Perlen und Gold tragen. 
Ebenjo behaupteten fie das Recht, Wappen mit offenem Helm und Schild zu 
führen n. ſ. w. 


*) Das Doftorat in feinem jegigen AZuftande, wo der Erwerb deſſelben oft nur eine Geld: 
frage und der Befitz deſſelben bedeutungslos ift — denn auch die venia legendi wird von be- 
fonderen Fähigkeitsnachweiſen abbängig gemacht — ericheint als ein verfaultes Anftitut, das 
entweder reformirt oder aufgegeben werden müßte. Seine Reform wäre durch die gründliche 
Abftellung der Käuflichfeit bedingt. Auf dieſe Art wieder zu Ebren gebracht fünnte es auch 
wieder zu realer Bedeutung gelangen. Werden die durd theoretische oder durch praftifche 
Keiftungen ausgezeichneten Rechtsgelehrten — und dieje allein — von den wilfenichaftlichen 
Autoritäten zum Doftorat berufen, fo entſteht daraus ein neues wünſchenswerthes —88 
zwiſ en Theorie und Praxis und die Staatsgewalt weiß wohin ſie ſich zu wenden hat, wenn 
das Bedürfniß eintritt, über legislative Fragen die vereinigte Stimme der wiſſenſchaftlich be: 
währteften Ibeoretiter und Praftifer zu hören. 

Anm d Ned. 
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Biel wichtiger als dieſe und ähnlihe Ehrenredhte war der Anfpruch ver 
Doktoren auf Kanonikate. Auch in viefer Beziehung wurde von ihnen eine Gleich— 
ftellung mit dem übrigen Adel mit Erfolg behauptet, und baburd bereiteten fi: 
fih den Weg zu den erzbiſchöflichen und bifhöflihen Sigen. Die Kirhenverfamm- 
ungen von Koftnig, Baſel und Trient haben vie Rechte der Doftoren in dieſer 
Beziehung ausgejprohen. Nah der Synode von Koftnig ſollte nirgendwo eine 
Gewohnheit, jo alt fie auch fein möchte, nirgendwo ein Statut, fo feierlich es 
auch vom päpftlihen Stuhle beftätigt wäre, zum ausſchließlichen Vortheile ves 
Adels gelten. Die Konforvate der deutſchen Nation mit Martin V. festen feft, 
daß in allen Erz- und Domftiftern der jechste Theil der Präbenden an Doktoren 
vergeben werben folle.. Das Koncil von Trient verorbnete, daß wenigſtens Die 
Hälfte der hohen Dompräbenden an Doktoren oder Licentiaten der Rechte oder 
der Theologie vergeben werben ſolle. Selbjt ver weſtphäliſche Friede verfügt noch 
Urt. V 8. 17, es folle möglichjt für die Aufnahme von Adeligen und Dok— 
toren in die Kapitel Sorge getragen werben. 

Einigermaßen verwannt mit diefen Beftimmungen ift das Recht jedes Doctor 
juris canoniei (und Doctor Theologie), den ökumeniſchen Koncilien, doch mur 
mit einer berathenden Stimme, beizuwohnen. (Walter's Lehrbuch des Kirchenrechte 
8. 152.) 

Die Doktoren theilten ferner mit den andern Adeligen das Recht, Beiſitzer 
im Reichsfammergerichte fein zu können, als wozu entweder adelige Geburt over 
die Doktorwürde verlangt wurde, 

Endlih nahmen die Doktoren Befreiung von allen ordentlihen und außer: 
orventlihen Staatslaften, namentlich auch der Ouartierlaft in Kriegszeiten, von 
der Pflicht, Bormund zu werden, vom Abſchoß und Nachiteuer, und zwar wie es 
iheint mit Erfolg in Anſpruch. Auch für diefe Befugniſſe berief man ſich auf 
verſchiedene Stellen des Corpus juris und deren mitunter jehr wunderliche Ans 
legung durch die Gloſſatoren. 

Unter den Doktoren ſelbſt gab es vielerlei Rangſtreitigkeiten. Insbeſondere 
wurden die doctores bullati over codicillares, d. h. die ohne Promotion von deu 
Pfalzgrafen ernannten, von den doctores promoti immer mit einer gewiſſen 
Beratung behandelt. 

Heute werden Doktoren nur nod von den Fakultäten durch eine feierliche 
Handlung, die man Promotion nennt, freirt. Der Promotion gebt eine Prüfung, 
examen rigorosum, vorher. Bei ver Promotion jelbft muß der Doktorand jeine 
vorher aufgeftellten Sätze (Thefen) gegen die von den Profefforen gemachten Ein- 
würfe vertheidigen und eine Abhandlung (quastio inauguralis) vortragen, worauf 
er gegen Ableiftung des jogenannten Doktoreides, der an verſchiedenen Univerfi- 
täten ſehr verſchieden lautet, fürmlid, zum Dofter enannt wird. An manchen 
Univerfitäten geht die ganze Feierlichkeit lateinish vor ſich, am den meiften ift 
man davon abgefommen. Nicht immer ging es bei den Prüfungen fehr gewiſſen— 
haft her; mancher Fakultät waren bei der ganzen Verhandlung die von dem 
Kandidaten zu entrichtenden Gebühren das wichtigfte. Noch mehr war dies früher 
bei den Doctores bullati der Fall. 

Das ganze Inftitut fam dadurch in Mißkredit und verlor an Anfehen, und 
fo ift heute der Doktortitel‘ faft nicht mehr als eben ein Titel. Nur für diejeni- 
gen, die öffentliche Borlefungen halten wollen, ift ev die nothwendige Vorbedin— 
gung, und infoferne läßt fi Jagen, dar das Doftorat heute wieder feinen ur 
fprünglihen Standpunkt eingenommen bat. (Bon dem medicinifchen Doftorate, 

. 
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ohne welches die mebicinifche Praris nicht ausgeübt werden Tann, fpredhen wir 
bier nicht.) 

Auch die Beftimmung einzelner Landesgeſetzgebungen, wonach gewiffe Stellen, 
namentlich Advofaturen, nicht ohne ven Doftortitel erlangt werben konnten, werben 
jo ziemlih allentbalben aufer Gültigkeit getreten fein. Dagegen haben neuere 
Strafproceßgefeße, z. B. das bayeriihe vom 3. Auguft 1848 über Einführung 
der Schwurgerichte, den Doktoren (aller Fakultäten) das Recht auf einen Platz 
in der Gefchwornenlifte eingeräumt. 

Bon Standpunkte einer vernünftigen Freiheit der Wiſſenſchaft und des 
Unterrihtes läßt es fih nur billigen, dag den Fakultäten das Recht erhalten 
blieb, vie Fähigfeit derjenigen zu prüfen und zu beurfunden, die öffentlich als 
Lehrer an hohen Schulen auftreien und künftig felbft Mitgliever der Fakultäten 
werben wollen. Die wirflihe Zulaffung zum Lehramte muß fih die Staatsgewalt 
vorbehalten. Nur wäre bei der Promotion und namentlich bei der verfelben vor- 
bergebenven Prüfung mehr Gleihförmigfeit, namentlich gleichförmiger Exrnft und 
gleichförmige Strenge bei ven verſchiedenen Univerfitäten zu wünſchen. — 

Bol. Meiners, Gefhichte ver Entftehung und Gntwidlung ver hohen 
Schulen unfers Erotheils, Göttingen 1802, Bd. IT ©. 203 u. fg. Seuffert, 
Berſuch einer Geſchichte des deutſchen Adels in den hoben Erz= und Domftiftern, 
Aranffurt a. M. 1790. Mediens, 


Doftrinorismus. 


Der Doktrinarismus ift, wie die Bitreaufratie (f. d. Art.) vorzugsweife eine 
moderne Staatsfrankheit. Ihr Name ift erft in unferm Jahrhundert, und zuerft 
in Frankreich aufgefommen, indem eine Anzahl gelehrter Politiker fpöttifch ale 
Doltrinäre bezeihnet wınden. Man wollte damit andenten, daß fie von den 
Dottrinen der Bibliothef und der Stubirftube befangen das öffentliche Leben 
weder natürlich begreifen noch zweckmäßig fördern. Bon den europäiſchen Völkern 
find die Franzofen und die Deutfchen am meiften der Gefahr ausgejegt, in den 
Fehler des Doktrinarismus zu verfallen; weit weniger find es die Engländer, 
welche durch ihre hiſtoriſche Gebundenheit, durch ihre reale BVBerftändigfeit und 
durch ihre derbe Selbftfucht vor derfelben meiſtens bewahrt werden. 

Dem Mittelalter war der Doftrinarismus faft nur in der äußerſt bevenf- 
lihen Form des Dogmatismus befannt; die Doftrinen des Mittelalters hatten 
durchweg eine religiöfe Begründung und Färbung; fie waren Dogmen und Aus- 
(änfer von Dogmen. Die Kirche ſprach fie aus und berief fih dabei auf vie 
göttliche Autorität, welche bemüthigen Gehorfam forvere. Die ftantlihe Doftrin 
war noch ganz gebunden an die firchliche Lehre und wagte es nodh nicht, felbft- 
ftändig ihren eigenen Weg zu ſuchen. In der neuern Zeit aber ift das weltlich- 
geiftige Selbftbewußtfein des Staates aufgewacht, und damit die Bedeutung der 
politifhen Wifjenfchaft geftiegen. Der heutige Staat vertraut nicht mehr, wie der 
mittelalterlihe, in gläubiger Ehrfurdt der kirchlichen Geiftesleitung. Zur Voll— 
jährigfeit gelangt, bedarf er nicht länger der Hlerifalen Erziehung und VBormund- 
ihaft. Er prüft felbitftändig die Grundlagen feiner Eriftenz, unterfucht die Prin- 
cipten feines Lebens, bemißt die Zwede feines Strebens und wählt mit Freiheit 
die Mittel, viefelben zu erreichen. Gr bat in der Geſchichte und Philofophie, 
in der Inrisprudenz und Politif, in der Nationaldfonomie u. f. f. eine ihm eigene 
weltliche Wiſſenſchaft erworben, die von der geiftlichen Wiſſenſchaft völlig unab- 
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bängig geworben, die weſentlich das Werk menfhlihen Forſchens und Dentens, 
nicht die Ueberlieferung einer göttlichen Offenbarung if. Es ift das fiher ein 
hoher Borzug des modernen Staates vor dem Staate des Mittelalters, ein Bor- 
zug, der noch ein mächtiges Wahsthum in Zukunft verheigt; wie denn in allem 
menſchlichen Leben die Klarheit des verftändigen Bewußtſeins eine höhere Ent- 
wicklungsſtufe tft als der dunkle Drang des inftinktiven Strebens, 

Mit Recht fordern wir von den heutigen Staatsmännern wiffenfhaftliche 
Bildung und principielle Sicherheit, und verachten die gevanfenlofe Routine und 
intriguante Schlauheit als niedere Formen des öffentlichen Yebens. Nicht vie Vor— 
liebe für eine wiffenfhaftliche Begründung der Gefege und Mafregeln, nicht vie 
Grfenntniß und das Bekenntniß der leitenden Ideen, nod das treue Fefthalten 
an den für wahr und gerecht erfannten Principien find doktrinäre Charafterzüge. 
Sie find vielmehr die Tugenden gerade der bedeutendften und geehrteften Staate- 
männer. Der Doftrinarismus beginnt erft da, wo die wiffenfchaftlihe und ideale 
Richtung in einfeitiger Ueberfpannung bie realen Zuftände vernadläffigt, wo vie 
Doktrin das Weſen der Dinge mißachtet, wo mit fahmäßigen BVorftelungen 
vüdfichtslos operirt und wirkliches Leben nad abftraften Regeln nuglos gequält 
ober gar zerftört wird, Auch der ächte Staatsmann fennt Begriffe, aber feine 
"Begriffe find Erfenniniß der Wirflihfeit und wie biefe lebendig; ver 
Doftrinär dagegen bildet fi todte Begriffsformeln, falt und ftarr, obne 
Glafticität, ohne Fortbildung, unfähig das Yeben zu faffen und zu begleiten. 
Die Philofophie des wahren Staatsmann ift nicht fo träumerifh, noch jo luftig, 
um über die gefhichtlihen Beringungen ver Nation, für welche er arbeitet, bin- 
weg zu fehen und feine bifterifche Erwägung und Berüdfihtigung ber beftehenven 
Berhältniffe ift hinwieder nicht fo ausſchließlich, um auf das ideale Streben nad 
Bervolllommnung zu verzichten: während ber philofophiihe Doftrinär für ibeale 
Abſtraktionen ſchwärmt und alles bijtorifche Recht veradhtet, und der hiftorijche 
Doktrinär allein das Ueberlieferte ſchätzt und jede neue Idee als Thorheit ver: 
lacht, oder als revel verdammt. Der Doftrinarismus verhält fih zur Willen- 
fhaftlichfeit in der Politit wie ein gelehrter Pedant zu einem geiftvollen Mann. 
Er ift die beſchränkte und verborbene Abart der höhern Staatsfultur. 

Die Büreaufratie zeigt ſich mehr in ver unteren Breite, der Doftrinarismus 
findet fi eher auf der ſchmalen Höhe des Staats, Jeder Schreiber kann zum 
Biüreaufraten, nur der höher Gebilvete ein Doftrinär werben. In der Neigung 
zum Yormalismus begegnen fie fi, nur haben die Formen oder Formeln ves 
Doktrinärs ein ivenles Gewand, die des Büreaufraten eine real-mechaniſche Hand— 
greiflichkeit. Die Doftrinärs beftimmen die Melodie und geben ven Takt an, vie 
Büreaufraten ftreihen darnach ihre Geigen und blafen in ihre Hörner. Wenn vie 
Büreaukratie wie eine große bevorzugte Kafte fih von den Regierten und Gemaf- 
regelten unterfcheidet und in fi zufammenfchließt, fo vereinigen ſich die Doktrinäre 
zu engen und erflufiven Koterien. Die kirchlichen Doftrinäre der verfchievenen Dof: 
trinen des Mittelalters haben ſich wechfelfeitig verflucht, und ihre voftrinären Gegner 
dem böllifhen oder — was nod) viel ſchlimmer, weil im Erfolg gefiderter war — 
dem irbifchen Feuer überliefert. Die neueren ftaatlihen Doftrinäre der verſchiedenen 
Richtungen find zwar im der Negel befchränfter und mäßiger in den Mitteln ver 
gegenfeitigen Verfolgung — obwohl in der franzöfifchen Revolution die Guillotine 
auch in ihrem Dienfte die Köpfe ver Geguer weggejchnitten hat — ; aber der Partei- 
und Faktionshaß wird unter ihnen heute noch leicht zu den beftigften und giftigften 
Aeußerungen gereizt. 
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Wir finden den Doftrinarisinus in fehr verfchievenen Organen des Öffentlichen 
Lebens, aber doch nur da, wo ein weiter Gefichtöfreis offen liegt und eine allgemeine 
principielle Aeußerung möglid) ift, wie vorzüglih in den Kammern, in den Mini- 
fterien, in den Gerichten, in der Preſſe. 

Nicht jede principielle Diskuffion in ven Kammern, welche zu feinem greif- 

baren Ergebnif, zu feinem wirklichen Gefege over Beſchluſſe führt, ift deßhalb ſchon 
doftrinär; denn zuweilen ift es höchſte ftaatsmännifche Praris, bei gewiffen Gelegen- 
beiten ſich über weitwirtende Principe auszufprehen, ſei es um zu warnen ober zu 
drohen, oder um zu ermmthigen oder um aufzuflären. Aber oft verfallen doch vie 
Kammerparteien — befonders auf dem Kontinent — in den Fehler voftrinärer Ver— 
bandlungen, vie den Disputationen der Schule gleichen, weil fie ohne allen prafti- 
fhen Werth, ohne ein wirkliches Ziel find, und nur der Geiftesübung und der 
Raufluft ver Parteien dienen. Jusbeſondere läuft der dritte Stand mehr als alle 
andern Gefahr, in doktrinäre Bejchränftheit zu verfallen: denn feine zur Abftraf- 
tion binneigende Natur geräth leicht auf joldhe Abwege, und die moderne Schul- 
bildung giebt ihm eine Menge von voftrinären Regeln mit, über die er nur ſchwer 
Herr wir. 

In den Minifterien macht fi der Doktrinarismus noch weniger breit. 
Haft nur in Paris ift einige Male feit ver Revolution der principielle Charakter 
der Regierungspolitif in das doftrinäre Extrem ausgeartet. In den meiften Staaten 
des Kontinents find die principiellen Minifter noch viel zu felten, als daß viel von 
ihrer Karrifatur, von boftrinären Miniftern zu bejorgen wäre. Die Gefahr, daß 
bloße Gefhäftsroutine und daß die Büreaukratie bis da hinauf reichen, ift zur 
Stunde noch größer, als die des Doftrinarismus, Aber mit dem erhöhten politi= 
ſchen Bewußtjein, ober anders ausgebrüdt, mit der Willenfchaft des Staats wird 
aud das Bedürfniß nad principiellen Staatsmännern fteigen, und dann die lettere 
Gefahr wie der Schatten dem Lichte nachziehen. 

Nirgends aber hat der Doftrinarismus zähere Wurzeln geſchlagen und nir- 
gends aud ift er mehr in die Breite gewachſen, als feit Jahrhunderten in ver 
Rechtspflege; und nicht blos auf dem Kontinent, wo derſelbe die alten Geſetze 
der römiſchen Kaifer wie eine fortwirfende Autorität verehrte und darnach die 
neuen Zuftände bemaß, fondern nicht minder in England, wo die Jurisprudenz 
fih in ihrem eigenen nationalen Formalismus verfing. Geit einem halben Jahr: 
hundert aber zeigen ſich überall — und früher noch viesjeits als jenſeits des 
Waſſers — zahlreihe und deutlihe Spuren, daß auch die Rechtswiſſenſchaft und 
tie Rechtöprarid in der Genefung von diefem Doktrinarismus begriffen fei. Die 
Juriften fangen an, fih von der Autorität veralterer Doftrinen zu emancipiren, 
ohne auf der andern Seite in den entgegengefegten Fehler neuer willfürlicher 
Doftrinen zu verfallen; die Gefeteswerfe der neuern Zeit geben dem heutigen 
Rechtsgefühl einen bewußten und gemeinverftändlichen Ausdruck und die Reformen 
der Rechtspflege bringen viefelbe dem Rechtsleben des Bolfes näher. 

Am wenigften bedenklich ift der Doktrinarismus der politiſchen Prefie, 
welche wie der Chor in ver antiken Tragödie nicht direft handeln eingreift, fon- 
dern die Handlungen und das Schidjal ver äffentlihen Gemwalten und des Bolfes 
mit innerem Intereffe begleitet, und bald Lehren empfängt, bald Lehren giebt. 
Bird fie gar zu boktrinär, jo wird fie langweilig und verliert fie an Einfluß. 
Ginigen Doktrinarismus aber verzeiht man ihr billig, wie man dem Prediger 
einiges Pathos, dem Advokaten einige Bosheit und dem Virtuoſen einigen Char— 
latanismus nachſieht. vluntſchli. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staaté⸗Wörterbuch. II. 11 
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Domänen 


(Domanium, domaine, demesne) nennt man im Allgemeinen alles Eigenthum 
das der Staat mit wefentlich gleichem Rechte und zu gleichen Zweden wie Privat 
leute, d. b. zum Zwede des Erwerbs befigt; im engeren und allgemeiner üblichen 
Sinne nur den werbenven Grundbeſitz tes Staats. Wir fließen aljo de— 
von aus: 

1) das Gebrauhsvermögen des Staats, deſſen finanzieller Ertrag nur zu: 
fällig ift; 

en das werbende bewegliche Vermögen des Staats, Ein folder Befig, heut 
zutage ohnedies eine große Seltenheit, folgt ganz andern Gefegen als vas 
eigentliche Domaniun; 

3) die dem Staate als foldem vorbehaltenen Nutzungsrechte, die Regalien, 
obgleid) fie in vielen Ländern den Domänen vechtlic gleidy ftehen und in Deutfd- 
land mit ihnen faft viefelbe Geſchichte haben; 

4) die nicht regalen Staatögewerbe, infoweit fie nicht — wie Brennereien 
und vergl. — zur Ausbeutung feines Grundbeſitzes dienen; 

5) die öffentlichen, dem gemeinen Gebrauche überlaffenen Saden, binfichtiic 
deren dem Staat als ſolchem ein Auffichtsveht und gewiſſe polizeiliche Pflichter 
zutommen. Gleihgültig ift es für unſern Zwed, daß einige Geſetzgebungen (mi 
ver Code) hier von einem domaine public, andere (wie das preuf. Landrecht 
von einem gemeinen Staatseigenthbum reden. 

I. Die Gejhihte der Domänen ift von großer ökonomiſcher und peliti- 
cher Bedeutung. In wirthſchaftlicher Hinficht lehrt fie, wie das Grundeigenthun 
fi) dem beweglichen Vermögen nähert, je intenfiver feine Bewirthfchaftung wirt. 
Auf die uranfänglihe Gütergemeinfchaft folgt die Periode des vorwiegenden Staatk 
und Korporationenbefiges, endlich die Zeit des freien Privateigenthbums, vie Ber: 
minderung der Domänen, bie der tobten Hand ungünftige Gefeßgebung. Die 
Theilnahme des Staats am wirthſchaftlichen Leben wird je vielfeitiger deſto in: 
virefter, Während er fonft den größern Theil des Landes felbft beſaß und fid 
um ben übrigen Grundbeſitz wenig kümmerte, umfaßt jest feine polizeiliche Thä— 
tigkeit die gejammte Landwirthſchaft des Volks; aber fein eigner Grundbefig win 
immer geringer, und jelbft zu denjenigen Landgütern, vie er noch zu eigen behält, 
tritt er in immer fernere Beziehung. Der Selbftverwaltung folgt die Berpadytung 
auf immer längere Perioden, wo nit gar die Erbpacht die Domänen faft ganı 
in den freien Verfehr bringt. Politiih ift es merkwürdig, wie der Staat aus 
einer unflaren Mifhung von öffentlichen und Privatrechten ganz auf den Boden 
des öffentlichen Rechts hinübertritt. So lange die Regierung faft nur die Erhal- 
tungsfoften des Hofes beftreitet, beruhen auch ihre Einkünfte vorwiegend auf ihrem 
Privatvermögen. Sobald die Zwede und die Ausgaben der Staatsgewalt fih er: 
weitern, bildet fi der Gedanke von der Beitragspflicht der Bürger: ven öffent 
lihen Ausgaben treten die öffentlichen Einkünfte, die Steuern, gegenüber, Die 
Domänen, Anfangs Eigenthum des Regenten und nur mit einigen öffentlichen 
Ausgaben belaftet, erhalten eine mehr öffentlihe Natur, indem fie unveräußerlich 
werden, bis endlich die neuefte Geſetzgebung fie für Staatseigenthbum erflärt. Auf 
dem Domänenbejig erwächſt das erblihe Königthum ver Aderbauftaaten; je aus: 
gedehnter verfelbe, deſto unumfchränfter die monarchiſche Gewalt, deſto jchroffer 
ihr fisfalifcher Charakter. Mit feiner Verringerung beginnt der Antheil ver Stände 
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am Regiment, Anfangs befchränft auf einen beftimmt ausgefchiedenen Theil ver 
Bermwaltung, allmählig ſich ausbreitend über ihr ganzes Gebiet. Alle Territorien, 
wo noch in neuerer Zeit das Privatgut des Fürften eine überwiegende Rolle 
fpielt, tragen im Wefentlihen den Charakter großer Standesherrſchaften. 

Bemerkenswerth ift die Bedeutung der Domänen in den meiften revolutionären 
Bewegungen. Die fiegende Partei ftärft ſich entweder durch rechtswibrige DVer- 
mehrung bes öffentlihen Eigenthums oder umgefehrt fie verfchleudert es, um den 
Gigennug zahlreicher Privatleute fir fih zu gewinnen. Schon Konftantin verherr- 
fichte jeine Belehrung, intem er bie Güter heibnifcher Gemeinden der Kirche zu- 
wies. Wie Edward IV. ven Kampf der Rofen durch mafjenhafte Konfisfationen 
umd eben fo großartige Veräußerungen endigte, ift befannt. Jene nüchternen, Har- 
blifenden Fürften, die als Gründer einer ftrafferen Staatsordnung gelten, ver- 
mehrten das Krongut in rüdfichtslofer Weife. So in Frankreich Philipp ver Schöne 
und feine Nahfolger, fo Karl IV. in feinen lützelburgiſchen Erblanden. An den 
Namen des Wiederherfteller8 der ſchwediſchen Ordnung, Karl XI, knüpft fich 
die Grinnerung ausgebehnter Reunionen, wie in Spanien an erbinand und 
Iſabella. Die Reformation brachte den dentſchen Fürften eine Vermehrung wie 
ihrer ftaatlihen Madıt jo ihres Kammerguts, während Heinrich VIII. vie ſäku— 
larifirten Kichengüter zu jenen Landverkäufen benutte, die mit der Umwandlung 
der englifchen Landwirthſchaft in Verbindung ftehen. Die engliihe Republik fuchte 
vie Rüdfehr des Königthums zu vereiteln, indem fte die Nefte des Kronguts ver- 
äußerte; die franzöfiiche bereicherte die Nationaldomäne durch Ginziehung von 
geiftlihen und Emigrantengitern, um fte fogleih wieder zu verfchleudern. Das 
Gintagsfönigthum von Weftphalen wollte Boden gewinnen durch jene fpäter fo 
verhängnißvoll gewordenen Domänenverfäufe. Wie endlich Dänemark ven fieg- 
Iofen Sieg über die Herzogthümer aud im biefer Hinſicht mißbraucht: wie es zu 
ven Domanialeinfünften des Geſammtſtaats 181/, Proc. beiträgt, um 60 Proc. 
zu empfangen; mie das Evift vom 21. Juni 1856 ven Berfauf Holftein - Lauen- 
burgiiher Domänen widerrechtlich befiehlt: das ift ein Schandfleck mehr in ver 
Geſchichte ver Schleswig - Holftein’fchen Bewegung. — 

Die Domänen find der Ältefte Theil des Finanzweſens. Wo die Volkswirth— 
ſchaft ausfhliehlih auf der Urprobduftion beruht, muß der Staat der größte 
Grunbbefiger fein; ebe der Fürft nicht durch Eroberungen einen folhen Befig 
erlangt hat, ift ein erblihes Königthum unmöglid. Gelvfteuern find bei biefer 
Naturalwirthſchaft undenfbar; Naturalftenern kommen faft nur ald Grundzins vor, 
Daber, und weil man den Fürften als Staatshaupt nod nicht vom Grundherrn 
zu umterfcheiven weiß, gilt e8 für ein Zeichen perfönlicher Freiheit, nicht in den 
Stenerrollen zu ftehen. So bilden die Domänenintvaden faft das ganze Staats- 
einfommen. Die griehifhen Freiſtaaten — troß der Allmacht ihres Staats, 
troß der großen Opfer, welche ihm bie reichen Bürger freiwillig brachten — find 
über diefe Vorftellungen nicht binausgefommen. Nur Fremde und Sklaven wurden 
pireft beftenert; die TéAn, die Einnahmen aus Domänen, Bergwerfen und Zöllen, 
waren bie beliebtefte und hauptfächlichite Finanzquelle. Auch bei den Römern 
war, trog ihres früh entwidelten Steuerwefend, der ager publicus weit ausge— 
vehnter als der ager privatus. Wälder und Weiden in ven eroberten Ländern 
gehörten fämmtlih dem Staate, der tavon die einträglichen Weidegelver erhob. 
Das übrige Staatsland, theild gegen eine Abgabe offupirt, theils verpadhtet, 
warb in Italien dem Staate durd die Ariftofratie immer mehr entfrembvet, bie 
endlich Diocletian, nad mehreren Reunionsverfuhen, das freie Eigenthum daran 
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betätigte. In den Provinzen dagegen erhielten fid reiche Staatsgüter und hier 
zeigt fi das Gegentheil der oben gefchilverten Entwidlung. Unter den Kaifern 
ändert der Name Fiskus feinen Sinn; die Staatsgüter werden nad) und nad, 
ohne ein beftimmtes Geſetz, zu faiferlihen Arongütern — eine Verwandlung, 
die etwa unter Diocletian vollendet war. 

Das Neih Karls des Großen ift das Mufterbild patriarhalifcher Domä— 
nenwirthichaft. Das capitulare de villis giebt davon ein vortheilhaftes Bild. Das 
mächtige Domanium, eine Miſchung von Familiengütern verfchievener Dynaftieen, 
römifhen Staatsgütern und neuen Grwerbungen, verwalteten nad gleichmäßigen 
Grundſätzen Beamte, die mit Yäntvereien oder Naturalien befoldet waren. di 
Einkünfte wurden theils in Geld an den Kaifer gefchict, theils von dem Hofe 
auf feinen Wanderungen von Pfalz zu Pfalz jelbft verzehrt. 

In England befaßen zwar fon die angelfähfiihen Könige, wie alle Klan- 
fürften, ein ausgevehntes Domanium. Aber erft unter den Normannen beganı 
jene habfüchtige Berwaltung des Yandes nad den Orundfägen einer großen De 
mänenwirthichaft, welche in ver Gefchichte wohl nur in Mehemed Ali's ägyptiſcher 
Herrschaft ihres Gleichen findet. Nicht nur erhielt der Eroberer ein großes Gebiet 
als Krongut: das ganze Yand galt als feine dominion; der Satz des engliſchen 
Rechts: „der König ift der lord paramount“ ftammt aus jener Zeit. Im da 
Domänen und im VLehensobereigenthbum hatte das neue Königthum feine Wurzd; 
die Gerichtögewalt war nur Pertinenz der Lehensherrlichkeit, die Gericytsvermwal 
tung nur ein Theil des Finanzwefens. Die ganze Berwaltung lief auf Bereicherung 
des Schates hinaus, felbft die Sheriffsämter wurden verpachtet; Fein Mlittel blieb 
unverfucht, die Güter des Adels in Domänen unter Verwaltung der Landvögte 
zu verwandeln. Aehnliche Zuftände, nur dem Geifte der Zeit gemäß milder, 
herrſchten in Deutſchland in den Tagen der allmädtigen Kriegs- und Domänı 
fammern, wo jener Fürft von Deffau fih rühmen mochte, er habe den adeligen 
Grundbefig feines Landes ausgefauft. Doch vie haushälterifhe Herrichaft MT 
Normannen dauerte nicht lange. Schon Körig Johann bedurfte einer auferoret 
lichen Revenue. Seitvem ftieg die Macht des Parlaments mit dem finfenden Dr 
mänenertrag. Die Könige fühlten dies wohl; zahlreiche acts of resumption bei 
gen es. Die legten Selbſtherrſcher griffen endlich zu dem verzweifelten Palliativ 
mittel, durch fortgefegte Domänenveräußerung die Steuerbewilligung zu umgeben. | 
Doch blieb das Krongut immer mit der Föniglihen Würde verbunden und fil 
nie an die Nadfommen der geftürzten Königsfamilien. Seine legten Refte, de | 
mehrt durch iriſche Konfisfationen, waren in ſolchem Maße Staatsgut, daß te 
Parlament die Veräußerungen Wilhelms III. geradezu annullirte. Trogdem, um 
troß des Statuts I Anne c. 7, weldes die Unveräufßerlichfeit des Krongute be | 
ſtimmte, gingen die Verſchleuderungen weiter. So ift Großbritannien, feit Georg UI. 
1760 die Erbrevenuen der Krone mit einer Civillifte vertaufchte, im Beſitz eine 
fehr unbeveutenden Domaniums, das aber unzweifelhaft reines Stantseigenthum it 

In Frankreich fand zwar tie feudale Anfiht: „ver König ift der alleinige | 
Grundeigenthümer“, oft von den Königen und nod von Ludwig XIV. behaupte, 
feinen Eingang in das Recht. Defto fefter hielten vie Könige am der Unveräußer 
lichkeit der Domänen und ihrer ftaatlihen Eigenschaft, gegenüber den Uſurpationen 
der Barone und den Unabhängigfeitsgelüften apanagirter —— Hier am ſtreug 
ften ward die „Lehre von den Domänen” durchgeführt, die um 1286 zuerſt auf 
tauchte, ald Papft Honorius IV. die flcilifhen Domänen für unveräußerlih 1 
Art der Kirchengüter erklärte, Philipp dev Yange brachte fie nach Frankreich. En 
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Karl ver Schöne ſprach: „Zur Domäne gehört Alles, was je dazu gehört hat”, 
eine von allen fpäteren Königen, insbejondere von Karls IX. berühmten Do- 
mänenbefrete von Moulins (1566) beftätigte Marime. Ihr trat der Sag zur 
Seite: der König iſt unfähig, Privateigenthum zu erwerben und Bbefigt das 
Domanium nur kraft feiner Souveränetät. Als nun die Nation die Souveränetät 
und damit aud (Defret vom 22. Nov. 1790) das Eigenthbum der Domänen er- 
langte, fand fie nod einen beträchtlichen Theil verfelben vor, troß der ſchlechten 
Wirtbichaft der Bourbonen. In demjelben Dekret ward das Domanium für ver- 
außerlih erflärt; wie maßlos dies benugt wurde, ift befannt. Auch nad der 
Reftauration find die Domänen veräußerliches domaine de l’etat geblieben. 

Ein doppeltes Bild bietet die deutfhe Domänengeſchichte: vie Reiche: 
güter und die landesherrlihen Rammergüter. Während das Geheimniß von Karls 
des Großen Macht fein Schag war, während felbft die frommen Schenkungen 
feines Nachfolgers noch ein bedeutendes Krongut übrig ließen, wetteiferten vie 
folgenden Dynaftieen im BVerfchleuderung der Neihspomänen. Schon vie fränti- 
jhen une ſchwäbiſchen Kaifer hielten das Reihsgut von ihren Familienbeſitzungen 
gefondert: Verleihung und Berpfändung der Neichsgüter fhien ihnen das ficherfte 
Mittel, fih Anhang zu Schaffen. Die Sıhfenkaifer verfhenften an Geiftliche, die 
Hohenftaufen an Fürſten. Wohl traten fie den Ufurpationen der Fürften oft mit 
gemaffneter Hand entgegen: jene blutigen Sachſenkriege Heinrihs IV. wurden 
befonders um den Befit der niederbeutfchen Reichsdomänen geführt. Das hemmte 
nicht den Lauf der Dinge. Die Ohnmacht der kaiſerlichen Gemalt fteht in Wechfel- 
wirtung mit ihrer finanziellen Schwäche. Es fam dahin, daß feine Kriegsrüftung 
möglich war, die nicht durch Reichslehen oder = Zölle bezahlt ward. Bor ver fai- 
jerlofen Zeit ward die Abnahme des Reichsguts noch nicht fo fühlbar: es war 
damals noch viel zu verjchenten da, und das BVerlorne warb zum Theil wieder 
erſetzt durch das im 13. Jahrhundert fo häufige Ausfterben abeliger Geſchlechter. 
Erft feit vie Lützelburger das Reichsgut zum Beften ihrer Erblande beraubten, 
war fein Untergang für immer entfchieden. Für immer. Denn das Berfprechen 
ver Kaifer, heimfallende Lehen nicht wieder auszuthun, warb nicht gehalten; zur 
Ginlöfung von Reichspfandſchaften waren fie zu machtlos, bis dieſelbe durch 
Karls V. Bahlkapitulation (Art. 1 $. 9) auch rechtlich unmöglich gemacht ward. 

Auf den Trümmern der Reihspomänen erwuchſen die KRammergüter 
ver Pandesherren. Ihre Beftanbtheile waren: 1) Amtslehen, d. h. diejenigen 
Reihsgüter, womit die Herzoge und Grafen, als fie noch Reichsbeamte waren, 
zur Beforgung ihres Amtes belieben wurden. Sie gingen fpäter — nad) ver 
Tendenz ves Mittelalters, öffentliche Pflichten in Privatrecht zıe verwandeln — 
mit der Erblichkeit des Amtes in den erblidhen Befig der Fürften über; 2) rechte 
Reihslehen, auf denen die Verpflichtung zum gemeinen Lehendienſte ruhte; 3) das 
allodiale Erbgut der fürftlihen Familie, fpäter faft überall in ven Reichslehens— 
nerus aufgenommen; 4) angefallene Reichspfandſchaften; 5) ſäkulariſirte Stifts- 
und Kirchengüter. Dies Kammergut beftritt die Yandesausgaben; nur der Ausfall 
warb Durch Steuern gededt. Das Befteuerungsreht der Fürſten war durchaus 
fein unbefchränftes; reichsrechtlich erftredte es fih nur auf die durch die Reichs— 
ſtandſchaft gebotenen Ausgaben und die Unterhaltung von Feftungen und Garni- 
fonen, nad gemeinem Herfommen auch auf die Prinzeffinnenfteuer. In den meiften 
Landern trat fogar der fürftlihen Kammerkaſſe eine Steuerkafje unter Ber: 
maltung der Stände gegenüber (zuerft in Kurſachſen 1451). 

Rah und nah, befonders im 17, Jahrhundert, drang die franzöfifche Lehre 
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von ber Unveräußerlichteit der Domänen in Deutfchland ein, vertheidigt von ven 
römifhen Juriften. Die Folge waren zahlreihe Hausgejege, welde vie freien 
fürftlihen Yamiliengüter in Fiveifonmiffe verwandelten. Im 18. Jahrhundert war 
die Unveräußerlichkeit der Domänen in den meiften Territorien anerfannt, wenn 
man au mit Mofer behaupten muß, daß fie nie gemeinrehtliher Grundſatz ge- 
worden. Fremd blieb dagegen den meiften deutſchen Staaten die Lehre, das 
Kammergut fei reines Staatsgut. Wo der Fürft einzelne Kammergüter als 
Chatoullgut von den übrigen ausſchied, da that er ed nur um fie der Kom: 
trole der Stände zu entziehen. Wirkliches Staatsgut waren nur die Befigungen 
ver Neihsftädte und die Tafelgüter geiftliher Fürften, bei denen vie Erblichkeit, 
alfo auch die Bermifhung von öffentlihem und Privatrecht unmöglid war. Die 
Trennung von Kammer» und Steuerkaſſen dauerte vielfah fort, wenn auch ber 
Fürft oft über beide gleih unumfchränft gebot. Erſt der neueren Gejeggebung 
gelang es — auch hier nad Preußens Vorgang — den ftaatlihen Gedanken in 
die Domänenwirthichaft einzuführen und an vie Stelle ver fürftlihen Kammer: 
intraden eine Givillifte zu jegen. (S. d. Art, Eivillifte.) 

I. Nur aus viefer wirrenreihen Geſchichte des veutfhen Kammerguts ift es 
erflärlih, wie bei uns die in England und Frankreich faum aufgeworfene Frage: 
wem ftehbt das Eigenthbum der Domänen zu? die Urſache jo vielfachen 
Streites werden fonnte. Ihre Beantwortung ift für den Fall eines Dynaſtie— 
wechjels von großer praftiiher Wichtigkeit. 

Die Einen erklären die Domänen für Staatsgut, die Andern für Privatgut 
der fürftlihen Familien. Dritte endlich weifen ihnen eine Mittelftellung an und 
fagen: die Domänen und nugbaren Hoheitsrechte,kommen dem Landesherrn allein 
zu; nur bat er als Zwedf (modus) die Verwendung für öffentlihe Bedürfniſſe 
anzuerkennen. Uns fcheint es unmöglid, ein gemeines Recht in dieſem Punkte 
feftzuftellen. Nicht nur die neueren Gefeßgebungen gehen unendlich weit auseinander; 
auch die Geſchichte zeigt wenig Uebereinjtiimmung in ben Territorialredhten eder 
fie führt auf Zuftände, jo grundverſchieden von den unfrigen, daß man für vie 
- Gegenwart gar Nichts daraus fliegen kann. So viel ift freilih nachweisbar, 
daß nirgendwo in Deutfchland dem Fürſten von der Landſchaft ein Staatsgut 
zur Beftreitung der Regierung zugewiefen worden. Aber eben fo gewiß fieht die 
goldene Bulle (Kap. 20 $. 1) die Domänen als Pertinenz der Landeshoheit an; 
und bei einem Wechſel der Dynaftie fielen die Kammergüter faft regelmäßig an 
den neuen Landesheren, nicht an die Nachlommen des verbrängten Haufes. Floſſen 
einerjeits bie löblichen Erfparniffe des Kammerguts in manden Ländern in bie 
fürftlihe Chatoullfaffe, fo trug andererjeits das Kammergut vie öffentlihen Aus— 
gaben und ward nie zur Privat-, fondern zur öffentlichen Verlaſſenſchaft des 
Fürften geſchlagen; auch bilvete die höchſte Inftanz für Kammerſachen nicht der 
dürft privatim, fondern feine oberfte Landesbehörde, wie auch die Vögte ber 
Kammergüter meift zugleich richterlihe Beamte waren. 

Anderfeits ift zu erwägen: Scheint die Analogie ver „zur Unterhaltung des 
Reichs und des römischen Kaiſers“ beſtimmten Reichsgüter für die öffentliche 
Natur des Kammerguts zu fprehen: fo darf man aud ven großen Unterſchied 
nicht vergejlen, daß das deutſche Reich fein Erbreih war und eine Bereinigung 
bes faiferlihen Familienguts mit den Reichsdomänen feit den Saliern nicht jtatt- 
fand. Hatten die Stände häufig ein Mitauffihts- oder Kontrolereht über das 
Kammergut: fo bleibt erft nachzuweiſen, ob dies mit dem Eigentum der Do- 
mänen im Zufammenhang ftanb oder. nur den Zwed hatte, das Steuerbewilli- 
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gungsreht ver Stände nicht illuforifh zu machen. Wenn die Stände häufig dem 
Fürften das veräußerte Kammergut mit Yanvesfräften wieder einlösten, fo finden 
fich eben fo häufig Reverjalien der Fürften darüber, — ein Beweis, wie aud) 
Das eingelöste Rammergut noch für fürftlihes Eigen galt. Will man endlich 
die öffentlihe Natur des Kammergutes daraus ableiten, daß ein Theil davon 
Amtsiehen war, aljo dem Fürften kraft jeiner öffentlichen Eigenſchaft zufam: fo 
führt das nur in ein neues Feld von Schwierigkeiten, in eine Zeit, wo man 
Staats und Privatreht gar nicht zu fcheiden wußte. Damals konnte Alles was 
ver fürftlihen Kaffe VBortheile brachte, fie eben fo gut aud Audern bringen; der 
Beamte vedte die Kaffenausfälle feines Bezirks aus feinem eigenen Vermögen 
und benutte eben jo leicht das öffentliche Vermögen zu feinen Privatzweden; das 
Recht und feine Ausprüde waren noch jo ſchwankend, daß man unter vicus 
publieus eben jo wohl eine füniglihe Domäne als einen ganz fteuerfreien Ort 
verstehen konnte! Sehr wichtig ift auch, daß die Regalien, dieſe unzweifelhaften 
Hoheitsrechte, die Schidjale des Kammerguts theilten, zu ihm gerechnet und oft 
genug auf privatrechtlichem Wege erworben wurden. Dies allein bemeift, wie 
grundverſchieden von ven heutigen die damaligen Zuftände waren, und wie un- 
abweisbar das Bedürfniß einer radifalen Neugeftaltung. 
Sicher fcheint, daß der Yandesherr Eigenthümer der Kammergüter war: ob 
aber als folder, alfo nad öffentlihem Rechte, oder Fraft eines privatrechtlichen 
Titel8? — dies läßt fih nur nad gründlichen Detailunterfuchungen für jeden 
einzelnen Fall nachweiſen. Hierbei ift von befonderer Wichtigkeit, ob das Erbgut 
ver fürftlihen Familie in dem betr. Lande ven Hauptbeftandtheil des Kammerguts 
bildete. — Darum fünnen wir auch jenen von Dalberg in die Rheinbundsafte 
eingeführten Artifel 27 nicht ohne nähere Prüfung im Einzelnen billigen. Er 
lautet: Die mebdiatifirten Fürſten „conserveront chacun comme propriété patri- 
moniale et privde tous les domaines sans exception“ und geht von der Anſicht 
aus: mit dem Rechte der fürftliben Familien auf vie Landesregierung fei 
ipso jure auch die Belaftung des Kammerguts mit Yandesausgaben erlojchen. 
Diefer Meinung laufen aber vie Vorgänge bei der Verdrängung anderer fürft- 
licher Familien in der veutfchen Geſchichte jchnurftrads zuwider. — Die neuere 
Geſetzgebung hat diefe Schwierigkeiten eingefehen und, ohne auf Unterjcheibung 
ver Beſtandtheile des Kanımerguts einzugehen, dem Streite durch die definitive 
Erflärung, wen das Eigenthum der Domänen zuftehe, ein Ende gemadt. Diefe 
Erklärung ift — billigerweile und auch hiſtoriſch richtig — im den Heinen Terri— 
terien für die Fürftenhäufer günftiger ausgefallen als in den größeren Staaten. 
Eine Uebereinftimmung ift weder in den Staats- noch in den Hausgefegen vor- 
handen. Darum follte man billig vie eitle Mühe aufgeben, ein gemeines Recht 
zu fuchen, wo es nicht ift 
Preußen ward zuerft den veränderten Bedürfniffen der Zeit gerecht. Schon 
ver große Kurfürft ließ von den Einkünften aus Domänen und Regalien eine 
fefte Summe für die Ehatoulle abſetzen, ohne Ausfheidung der betr. Güter. 
Daran fhlieft fih das Edikt Frieorih Wilhelms J. vom 13. Auguft 1713, das 
den Unterſchied zwiſchen Domänen und Chatoullgütern ganz aufhob und beide 
für unveräußerlih erklärte. Endlich beftimmte das Allg. %.:R. Th. IT Tit. 14 
8. 11, das bejondere Eigenthum der Domänen oder Kammergüter ftehe dem 
Staate, ihre ausſchließliche Benutzung dem Oberhaupte zu. Dabei blieb es. Nur 
bat fih der $. 16 deſſelben Titels: „Domänengüter können nur infoweit an 
einen Privatbefiger gültig gelangen, als der Staat dagegen auf andere Art 
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ſchadlos gehalten wird“, als fehr vehnbar bewiejen. Das Hausgeſetz vom 6. Nov. 
1809 und vie Berorbuung vom 9. März 1819 „erflärten” dies dahin: jet 
nicht ganz unentgeltliche Veräußerung zu dem Zwecke, den Domänenbauern freies 
Eigenthum zu verfchaffen, ift erlaubt, wenn fie. eine entſprechende Vermehrung 
des Nationalwohlftandes bewirkt. Andere Berfäufe follen nur zur Tilgung von 
Staatd- und Domänenſchulden, Schenkungen nur zur Belohnung der Helden aus 
den Freiheitsfriegen gefhehen. Zum Erſatz dieſes Ausfals werden heimfallen 
Lehen nicht wieder ausgethan. 

In Defterreicdh erflärte das bürgerliche Gejegbud Art. 287 die Domäne 
für Staatövermögen. Dod find ihre Verhältniſſe in den einzelnen Theilen ver 
Monardie nicht die gleihen. So unterjcheidet man in Ungarn zwifchen Kamera! 
gütern und dem von der Krone untrennbaren unveräußerlichen Krongute. 

Die übrigen größeren deutfhen Staaten laffen ſich hinſichtlich ihre 
Domänengefetgebung in zwei Öruppen fcheiden, wenn man fi an vie Sadı 
hält und dur die große Verſchiedenheit der Ausprüde ſich nit beirren läßt 
Einige Berfaffungen haben fämmtlihe Domänen oder einen Theil verfelben für 
Staatsgut erflärt, andere belafien fie als Patrimonial-Eigenthum des fürftlicen 
Haufes mit der Verpflichtung des alten Kammergutes, zu ben Landesausgabe 
beizutragen. 

Staatsgut und ohne Konfens der Stände nicht veräußerlic find die De 
mänen in Bayern (Tit. TII der Berf.), K. Sachſen (Berf. $. 16—20), Württen: 
berg (8. 103—108). Doc fteht dem Staatsgute in Sachſen das Fideilommij 
des königl. Haufes, in Württemberg das Hofpomänenfammergut gegenüber, Eigen 
thum des fürftlihen Haufes und im Beſitze des jevesmaligen Negenten. In Sadien 
bildet überdies einen Theil des Staatsgutes das (nicht ausgefchievene) königl. Dr 
mänengut. Für feine Nugung, welche für die Dauer jeder Regierung der Staat‘ 
faffe überwiefen wird, ift die Civillifte das Aequivalent. In Hannover erklärt: 
das Verf.Geſetz vom 5. Sept. 1848 ($. 78 ff.) die Domänen für ein nur mil 
Konfens der Stände veräußerliches, von der königl. Chatoullkaſſe getrenntes Kur 
gut. Die thatfählihen Aenderungen hierin in Folge der Oftropirungen vom |. 
Auguft 1855 find noch nicht völlig durdgeführt. In Kurheſſen ift nach Ba. 
$. 107 ff. das Domanium Staatsgut, bis auf weitere Verabredung mit de 
Agnaten, und darf ohne Konfens der Stände fo wenig veräußert werden, al? 
das, zwar ausgefchiedene, doch von den Staatsbehörden verwaltete Furfürftlidt 
Fideifommißgut. In Oldenburg ſcheidet $. 208 der Berf. Staats- und Krongul, 
ebenfo in Sachfen-Koburg-Gotha ver Vertrag vom 1. März 1855 Gtaatsgul 
und herzogliches Domänengut. In Naffau erklärte zwar die Verordnung vom 29. 
Nov. 1851 die Domänen für Staatseigenthum; die thatſächlichen Zuftände dei 
Augenblids entjprehen dem aber durchaus nicht. 

Patrimonialgüter des fürftlihen Haufes mit der oben angegebenen Ber: 
pflihtung find die Domänen beijpieläweife in Baden (Verf. $. 59), Braunſchweig 
($. 61 ff), Weimar (nad) der landesherrl. Propofition vom I. 1856), Großh. 
Heſſen (Verf. $. 6, 7). Im legterem Lande ift jedoch ein Drittheil der Domänen 
an den Staat abzugeben und wird mittelft allmähligen Verkaufs zur Schulden 
tilgung verwendet. 

Was das Berhältnif der Agnaten des Landesheren zu den Domänen br 
trifft, fo fteht ihnen, wo die Domänen Staatsgut find, ein Miteigenthum dara 
jo wenig zu wie an ven übrigen Pertinenzen der Landeshoheit. Sie haben alle 
fein Einſpruchsrecht felbft gegen Schmälerungen der Subftanz ver Domänen; dem 
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vie Regierungsfolge ift feine finguläre ‚Privat-, fondern eine univerfelle Staats- 
juccefjion. Wo das Domanium als Patrimonialgut des fürftlihen Haufes gilt, 
da entfheiden die Beftimmungen der Hausgefege über die Rechte der Agnaten. 

II. Die Domänen genießen faft überall jura fisci, insbefondere vie fie: 
falifche Verjährungsfrift, wo nicht gar (wie im preuß. Landr. 1. c. $. 36 f.) die 
Verjährung gegen die Domänen gänzlich ausgeſchloſſen ift. Die Steuerfreiheit 
der Domänen ift, wo fie Patrimonialgut find, nad denſelben Grunpfägen zu 
beurtbeilen wie die des ritterfhaftlichen Grumpbefiges. Wo das Domanium 
Staatsgut ift, da foll feine Steuerfreiheit nur unnöthige Weitläufigkeiten im 
Finanzweſen verhindern. Doch ift eine Abſchätzung feiner Steuerfähigfeit, der 
emeintelaften wegen, wünfchenswerth. Auch follten gewerblihe Anftalten auf 
den Domänen unbedingt befteuert werben, 3. B. Brennereien. Denn da bei ihnen 
der Steuerfat die Produftionstoften der Fabrikate in einem beftimmten Berhält- 
niffe erhöht, jo liegt in der freiheit von ſolchen Steuern eine unbillige Bevor- 
zugung. 

Endlich fei bier no der Rechtsfrage gedacht: ob die von einem Ufur- 
pator ausgeführten Domänenverfäufe von dem zurüdfehrenden legitimen 
Fürſten annullirt werden dürfen? *). Die Frage bat für die Käufer der weiland 
töniglich weſtphäliſchen Domänen eine verhängnißvolle Bedeutung gehabt. Bon 
der Wiffenfhaft ift fie ziemlich widerfpruchslos dahin entſchieden, daß in biefem 
Falle ganz diefelben Beitimmungen gelten, welde jede Regierung hinſichtlich der 
wohlerworbenen Rechte ihrer Unterthanen befchränfen. Wenn die Zwifchenherrichaft 
nicht blos eine vorübergehende Dffupation und die Veräußerung nicht der da— 
maligen Staatöverfaffung entgegen war, fo läßt fi gegen die Rechtsgültigkeit 
des Berfaufs nichts einwenden. Selbjt wenn eine eigentlihe Succeffion in die 
Herrſchaft des Ufurpators nicht ftattgefunden, verbleibt dem Käufer der Anſpruch 
auf Schuß feines Rechts. Bietet doh das Civilrecht für gleihe Verhältniſſe vie 
exceptio rei vendite ac tradite. Demgemäß haben auch alle nad Napoleon’s 
Sturz reftaurirten Fürften die von ihm und feinen Geſchöpfen vollzogenen Do- 
mänenverfäufe anerfannt; ſelbſt die Bourbonen (Art. 16 des Pariſer Friedens 
von 1814). Daß die furhefliiche Regierung eine Ausnahme macht, entfpricht dem 
eigenthümlichen, nunmehr hiſtoriſch gewordenen Charakter des dortigen Regiments, 
(Bgl. hierüber 9. 4. Zahariä in ver Zeitichr. f. Staatswiff. Jahrg. IX. Heft 
1 u. 2.) 

IV. Wir haben gefehen, wie in allen civilifirten europäiſchen Staaten das 
Domanium fi beträchtlich verringert hat und jest, im Vergleich mit ven Steuer- 
einnahmen, ein fehr geringes Einkommen abwirft. Somit fann e8 nur als ein 
beiterer Anadhronismus gelten, wenn Art. 109 ver württembergiichen Berfaffung 
beftimmt: „Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureidht, wird der Staats— 
bedarf durch Steuern beftritten.” — Es war daher erflärlih, daß die national- 
ökonomiſche Wiffenfhaft vie Frage aufwarf: ob der Staat nit wohl thue, 
die Domänen ganz zu veräußern? Die Antwort war in England und 
Frankreich eine faft einftimmig bejahenvde, während in Deutſchland vie Stimmen 
getheilt find. 

Der ökonomiſche Geſichtspunkt foll zwar nicht ausfchlieglih maßgebend fein. 
Aber der Staat darf ſich der Einfiht in vie oben erwähnte wirthſchaftliche Noth- 
wenbigfeit nicht verfchliegen, weldhe für den Grund und Boden das freie Privat- 


*) Bol, den Artikel „Regierung de facto”, 
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eigenthbum fordert, fobald die Bewirthſchaftung intenfiv geworden. Es kommt 
darauf an, zu erfennen, ob die Urproduftion diefe Stufe erreicht bat. Wo das 
Land in den Händen weniger großer Grumdbefiger fidh befindet; wo jene primi— 
tive Dreifelderwirthichaft herrſcht, die fein ftreng gelondertes Privateigenthum, 
ſondern lediglich fefte Wohnfige vorausfegt; wo ven WYähigfeiten und der Speku— 
lation des Landwirths wenig Spielraum geboten ift; wo Mangel ift au gebilde— 
ten und wohlhabenden Landwirthen; wo Pachtungen felten und nur auf kurze 
Zeiträume vorfommen — da ift ein großer Domänenbefig ganz in der Orbnnung 
Eben deßhalb find die Forften aud auf umferer Kulturftufe noch ein paffenves 
Befigthum für den Staat. Die Forftwirtbfchaft bleibt an Intenfität ftets um 
ein Bedeutendes hinter ver Landwirthſchaft deſſelben Volkes zurüd. Große Grund 
ftüde, die bei vorgejchrittener Yandwirthichaft immer feltener werden, find für das 
Forſtweſen unentbehrlih. Die für den Volkswohlſtand vortheilhaftefte Benutzung 
der Wälder jest eine lange Umtriebszeit voraus, ift alfo fir ven Privatbefiger 
wenig einträglih, während fie dem unfterblihen Staate leicht fällt. Aus dem: 
jelben Grunde ift vie Verpachtung für Forſten unanwendbar, daher die Bewirth 
Ihaftung durch Staatsbeamte ganz angemefjen. Die den niederen Klaſſen jo wohl: 
thätigen Walpfervituten werden von dem Staat weit leichter ertragen und groß— 
müthiger gewährt als von Privatbefigern. Alles öfonomifhe Gründe, die für Bei— 
behaltung der Staatsforften fprechen. Und in der That ift in den meiften Staaten 
ein bedeutender Theil des Waldbodens Staatsgut orer im Beige der todten Hand, 
felbft in Frankreich (1834), troß feiner fprihwörtlih geworbenen ſchlechten Walt: 
wirthſchaft, 48 Proc. der Waldungen. (Bgl. Roſcher, ein nationalötonomifches 
Hauptprincig der Forſtwiſſenſchaft, Leipzig 1854, befonders Abſchn. III und TV, 
und den Wrtifel: Forſtwirthſchaft.) 

Unfere Landwirthſchaft dagegen ift auf eine Stufe gelangt, wo vie per: 
fönlihen Eigenfchaften des Landwirths von entſcheidender Bedeutung find. Da 
zeigt fi natürlich bei den Domänen die anerfannte Wahrheit von der Unein- 
träglichkeit der Staatsgewerbe. Ein perſönlich nicht intereffirter Beamter wirt 
wirthfchaftli nie jo Biel leiften wie ein freier Eigenthümer; ein Domänenpächter 
nur dann, wenn ber Staat ihm fehr günftige, alfo ven Finanzen nachtbeilige 
Bedingungen ftellt. Wahr bleibt alſo Ar. Smiths Ausfpruh, die Domänen 
feien der Eoftfpieligfte Theil des Stantseinfommens. 

Die wenigen öfonomifchen Bedenken, weihe man gegen die Veräußerung 
anführt, erledigen ſich leicht. Sagt man, die Domänen verſprechen gerabe jetst in 
der Zeit der fteigenden Grundrente einen erhöhten Ertrag: fo ift eben fo richtig, 
daß die Grundrente der Privatbefigungen noch fchneller fteigt als die der Kam— 
mergüter. Und muß nicht das Uebergehen eines guten Theils von Grund und 
Boden in eine einträglihere Bewirtbihaftung von Vortheil fein für vie Volls— 
wirthichaft, und damit für das Stenereinfonmen? — Die Meinung, der Do— 
mänenbefig beförbere den Staatskredit, ift ganz illuſoriſch, wie fchon eine ober: 
flächlihe Vergleichung zwiihen England und Rußland Ichren mag. Ein rechtlich 
und ökonomisch ftreng geordnetes Finanzweſen ift das beſte Fauftpfand für die 
Staatsgläubiger. 

Defto mehr Gewicht legt man auf die politifhen und polizeiliden 
Bedenken gegen die Beräußerung der Domänen. Man meint, die Erhmonardie, 
‚hervorgegangen aus dem Domänenbefige, müſſe aud in ihm ihre Hauptftüge ber 
BVoltsvertretung gegenüber finden. Wäre dies Bedenken wirklich begründet: dann 
wäre es allerdings hohe Zeit, die Domänen fofort zu veräußern. Denn ein Rüd- 
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fall in die alte bausväterliche Herrſchaft fürftliher Grundherren ift das Troft- 
lofefte, was unfern Staaten gefhehen könnte. In ver That ift aber ein folder 
Rückfall heutzutage eben jo undenkbar, wie die Furcht vor einem zu weit gehen- 
ven Einfluß der Stände auf die Finanzen unbegründet. Dadie Kammern nad 
den meiften deutſchen Berfafjungen alle Ausgaben, welche auf privatrechtlichen, 
bundes- oder landesgeſetzlichen Verpflichtungen ruhen, nicht verweigern dücfen, fo 
beichräntt ſich ihr Bewilligungsrecht faft allein auf neue Steuern, Und diefen 
wird man, bei den fteigenden Preifen und Staatsbebürfniffen, auch troß bes 
Domänenbefiges nicht entgehen. Wer vie legten Bewegungsjahre erlebt hat, wird 
nicht meinen, daß in ven fleinen deutſchen Staaten mit ihrem ausgedehnten j 
Kammergut die Krone feiter ftehe. — Sehr ſchlagend Hingt die Behauptung, bei 
großem Domänenbefige fei die Steuerlaft Heiner, alſo ver Anlaß zur politifchen 
Unzufrietenheit geringer. Dahin gehört jene lanvläufige Vergleihung: „weil Bel: 
gien faum 4, Bayern dagegen 20 Proc. feiner Einkünfte aus Domänen bezieht, 
\o ift ver belgiſche Bürger ungleich mehr belaſtet“ — eine jener Spielereien mit unver- 
ftandenen Zahlen, an denen der furor statisticus unferer Tage fo rei ift. In 
Wahrheit ift die abjolute Höhe der Steuerfummen ganz gleichgültig; die Steuerfähig— 
feit der Bürger entſcheidet allein. Kann nachgewiefen werden, daß das Domänen: 
einfommen binter dem notorischen Wahsthum des Bodenertrags wefentlich zurüdge- 
blieben ift (wie dies für Preußen v. Patow in feinem Berichte im Abgeoroneten- 
hauſe — Seifion 1856/57 — nachgewieſen hat): fo ift bis zur Evidenz gezeigt, daß 
vas Kammergut in Privathänden größern Ertrag bringen würde. So erlangt der 
Staat durch den Domänenverfauf nicht nur die VBortheile, die aus einer zwedmäßi- 
gen Berwendung des Grlöfes entjpringen, fondern aud die Möglichkeit höherer 
Steuern ohne vermehrten Steuerdrud. Bei einem gebildeten Bolfe — und 
auf ein ſolches rechnet der fonftitutionelle Staat — wird eine Steuererhöhung unter 
viefen Umftänden ſchwerlich Erbitterung erregen. Nur in Zeiten, wo die Steuern 
ihon jehr body find, ift eine Domänenveräußerung, welche feine jofortige Ber: 
minberung der Stantsausgaben mit fid) bringt, allerdings nicht räthlich. — Yerner 
widerſpricht es der öffentlichen Natur des Staats und beeinträchtigt feine Unpar— 
teilichfeit, wenn er als Konkurrent von Privaten auftritt. Seine Macht, fein in- 
birefter Einfluß auf jeve ervenklihe Thätigkeit der Privaten iſt ohnedies fo unge- 
heuer gewachſen, daß man jedes direkte Eingreifen der Staatsgewalt in Privat- 
verhältniffe nach Kräften vermeiden follte. Gegen Gemeindegüter gelten ſolche 
Bedenken nicht; die Gemeinde fteht ihrer Natur nad ihren Gliedern viel näher 
und überdies jorgt die Aufjicht des Staats für ihre Unparteilichkeit. — Kaum zu 
erwähnen ift die manchmal gehörte Behauptung, es fei gut wenn der Staat Do- 
mänen befige, um ausgezeichnete Bürger für ihre Dienfte belohnen zu können. 
dür fo ungewöhnlide Fälle wird ein nicht ganz zerrüttetes Finanzwefen auch ohne 
Domänenbefig Rath wifjen. 

Wichtiger find einige Bedenken der Wirthihaftspolizei. Die noth- 
wendbige Erhaltung des Brennftoffs, der Schug mander Gebirgd- und Küften- 
gegenden vor ver Macht der Elemente, die Benugung wüften Bodens u. A. tritt 
ju den obigen Gründen hinzu, um die Erhaltung der Staatsforften zu vehtfer- 
tigen. Zur Hebung der Landwirthſchaft ift der Beſitz wenigftens einiger Kammer: 
güter umerläßlih : hier ftellt man Verſuche mit neuen Erfindungen an, errichtet 
landwirthſchaftliche Schulen, züchtet koftbare Viehrafien u. f. w. — Solde Aus— 
nahmen ftoßen aber die Regel nicht um, daß ein ausgedehnter Grundbeſitz des 
Staats zu finanziellen Zweden in bodkultivirten Ländern nicht gerechtfertigt ift. 
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Nur Mangel an biftorifchen Sinn fann die feit Jahrhunderten fortgefegte Ber: 
minderung des Domaniums in faft ganz Europa für ein Werf permanenten Irr— 
thums oder böfen Willens erflären. 

Damit ift nicht gejagt: der Staat folle, wie weiland der Düne Dlaf, ven 
Erlös aus dem Domänenverfauf zu feinen täglichen Bedürfniſſen verwen: 
den oder einer Ölonomifchen Theorie zu Liebe feines Grundbefiges in aller Eile 
fi entledigen. Nur ein allmäliger Berfauf zu wahrhaft probuftiven Zweden, zur 
Sculventilgung oder zur Erridtung gemeinnügiger Anftalten ift da zu empfehlen, 
wo aus den Verfaufspreifen der Grundſtücke und Ähnlichen Anzeihen Har hervor— 
geht, daß der Domänenertrag ein zu geringer ift. Derartige Schuldentilgungen 
befreien nidyt nur den Staat von einer drüdenden Verbindlichkeit, ſondern ver: 
ringern fogar meift direkt vie Staatsausgaben: die Zinserfparniß pflegt beveutenter 
zu fein als der Ausfall im Domänenetat. — Stätigfeit und Gleihmäßigkeit iſt 
das erfie Gefeg für das Finanzwefen. Daher, und wegen ihrer geringen Einträg— 
lichkeit, find große einmalige Domänenverfäufe nicht zu billigen. Nur in Zeiten 
höchſter Noth mögen fie das einzige Mittel fein zur Herftellung des Staatskredits 
So die preußifhen Domänenverfäufe zur Zeit der franzöfifhen Invaſion: ves 
politifchen Orundes ganz zu gefchweigen, daß ver Beſitz ver großen Domänen 
die Habfucht Napoleons nody mehr gereizt haben würbe, Die folgenden Jahre ven 
1820—1840, wo bei einem trefflihen Zuftande der Finanzen über 35,5 Mill 
Rthlr. aus dem Erlös verfaufter Staatsgüter zur Schulventilgung verwendet mur: 
den, bieten — troß einzelner Bedenfen — ein Mufter produftiver Domänenver 
fäufe. Ueber die große öſterreichiſche Finanzoperation, die 1855 zur Veräußerung 
einer Mafje von Staatsgütern für circa 80 Mill. fl. führte, läßt ſich jegt noch 
fein Urtheil fällen. 

Wie wenig dem Geifte der Zeit angemeſſen eine direkte Betheiligung des 
Staats an der Produktion ift, lehrt ein Blid auf die vereinigten Staaten 
und Rußland. Nad den Verträgen mit den Einzelftaaten aus den Jahren 
1780— 1802 und nad den Abtretungen der Indianer, Franfreihs und Spaniens 
befigt die Union ein ungeheures Domanium (ſchon 1842, alfo vor der Ermwerbung 
der großen weſtlichen Territorien, 1076 Mill. Acres) mit allen Bedingungen einer 
ertenfiven Wirthſchaft. Trogdem hat man nie an feine Verpachtung oder gar 
Anminiftration gedacht; die Yanbverfäufe bilden einen ‚großen, jährlich fteigenven 
Einnahmepoften. Wenn dagegen in Rußland von den 275 Mill. Rubel jährlicher 
Einfünfte faft 206 Mill. aus dem Staatseigenthbum und Monopolien fließen, fe 
deutet dies auf eine für Wefteuropa längft vergangene Kulturftufe. 

V. Endlich geben wir noch eine furze Domänenftatiftit, Wir hüten uns 
aber, weit gehende Schlüffe daraus zu ziehen. Die Zahlen bieten wenig Anhaltsunktp 
zur Bergleihung; denn die Budget verftehen unter Domänenintraven fehr ver- 
ſchiedene Dinge und befolgen bei Angabe des Roh- und Neinertrags wenig gleich— 
mäßige Grundfäge. Evident ift nur die geringe Vedeutung des Domaniums in 
den meiften Öroßftaaten. Dagegen erfcheint das ausgedehnte, aber wenig einträg- 
liche ruffiihe Staatseigenthum in falſchem Lichte in einer Tabelle, die nur das 
Einfommen berüdfihtigt. Das jährliche Einfommen aus Domänen und Forften 
des Staats betrug in 
Anhalt-Defjau-Köthen 1856/57 Thlr. 623,000 = faft 48 0/,des Staatseintommens. 
Medienburg- Schwerin 1855 Thlr. 11/, Mill.! — 43,75 9, 


1) Bon 542,763 Einwohnern lebten 1852 in den Domänen 206,986, 
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Schweden 1854/56 Rthlr. 4,962,800 2 = 34,5 %, 
Kurheſſen? 1846/48 Thir. 519,000 = 26 %/, 
Dannover 1853/54 Thlr. 1,614,800% = 20,17 %/, 
Bapern 1855/61 fl. 8,137,412 = 19,66 %/, 
Baden 1856/57 fl. 2,271,924 = über 18 9), 
Vürttemberg 1855/58 fl. 2,147,460 = faft 17%), 

Rußland (nad Reden) Silb.-Rub. 37,55 Mil.5 = 13,6 9/, 
Bereinigte Staaten (Yandverfäufe) 1855/56 Doll. 8,917,654 6 = 12 9%, 
Dänemaf 1856/58 Thlr. R.M. 1,699 Mil, = faft 12 9%, 
Preußen 1856 Thlr. 8,446,586 7 = 10,1 %/,8 

GSriehenland 1856 Dradm. 1,782,8739 = faum 10%), 

KR. Sadjen 1855/57 Thlr. 971,040 = 9,5 %, 

Schweiz (Bundesbutget) 1857 Fr. 224,136 10 — wenig über 8 0), 
Portugal 1856/57 Neis 630,753,269 1 = etwas über 5 9), 
Belgien 1856 Fr. 5,13 Mill. 1? = faum 4), 

Franfreih 1856 Fr. 40,788,33213 — 2,5 %/, 4 

Niederlande 1856 nieberl. fl. 1,307,699 = 1,8%, 

Defterreih 1854/55 fl. E.-M. 3,620,944 = 1,5 9, 

Norwegen 1854/57 Spe.-Thlr. 52,400 5 = 1,5%, 
Grogbritannien 1855/56 Pf. St. 281,561 = 0,4 %/, 

VI. Ein Eingehen in techniſche Details liegt nicht in unferer Abſicht; daher 
befhränfen wir uns binfihtlih der Verwaltung ter Domänen auf eine kurze 
Ueberficht. 

Die böhfte Domänenbehörde bildete im Mittelalter der Fürft mit feinem 
Bicedom. Friedrich II. gründete zuerft für feine italienifhen Lande ein Landes— 
follegium mit Räthen. Gin ähnliches Beiſpiel ift von Philipp dem Kühnen von 
Slandern 1385 überliefert. As Kaifer Mar (1501) in Wien feine Hoftammer 
errichtete, wurden ſolche follegiale Oberbehörden in Deutichland allgemein und bie 
Grundlage des nah ihnen benannten Finanzweſens. fleichzeitig erhielt unter 
Franz J. vie franzöfifhe Verwaltung eine der modernen ähnliche Geftalt. Bezeid)- 
nend genug nahm dieſe Ummandlung die ſtädtiſchen Kämmereifaffen zu ihrem 


2) Dies ift die Einnahme aus dem gefammten Etaatsvermögen. 

3, 30,3 %, des Bodens ift unmittelbares Staatseigenthum. 

*, Dies find nur die Ucherfchüfie aus den Amtskaffen. Die Einnahme aus dem gefammten 
Staatövermögen berechnet Xebzen auf 35,2 0 

5) Diefe Ziffer entbält im Wefentlihen nur den Obrof der Kron- und Apanagebauern. 

6, Diefen Ertrag bofft man fo zu fteigern, daß die Zölle von 64 auf 48—50 Mill. finten 
fönmen. 

7, Mit Einſchluß der Arondotation und des Erlöſes aus Domänenverfäufen. 

8, Die gefammte Rein-Einnahme zu 83,6 Miu. angenommen. Der Domänenertrag der Lan— 
destbeife ift ſehr verfchieden: am geringften in Rheinland und Weftwbalen, am bedeutenditen in 
ten Regierungsbezirten Magdeburg, Gumbinnen und Rranffurt. 

9 Ohne die Domänenverküufe, mit denen man in leßter Zeit ſebr leichtfinnig umging, nur 
1,479,225 Dradın. 

0, Mit Einſchluß des Ertrags der Bundeöfapitalien. 

12) Die Ziffer ift zu hoch, fie umfaht noch mehrere andere Poſten. 

12) Mit Einichlup der Wenzölle. 

13), Ohne das Einkommen aus dem Verkauf von Staatöwaldungen. 

14) Yegont rechnet freilih für 1850 6,4 %, (2241 Mi, Ar.), feine Berechnung umfaht aber 
fänımtlihe Staatögewerbe, Eiſenbahnen x. 

15) Mit Einſchluß der Zehenten, 
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Borbilde, wie ja das ganze neue Staatöwefen vorwiegend auf den Stäbten rubt. 
Heute bildet die Domänenverwaltung gewöhnlich eine Abtheilung des Finanzmini- 
fteriums, wo nit wie in Rußland ein befonderes Minifterium, oder wie in 
Großbritannien eine unabhängige Behörde dafür beſteht. 

Die Benugung der Domänen ift auf dreierlei Weife möglich: durch Selbft- 
verwaltung, durch Verpachtung, dur Berfanf. So folgen die Benutzungsweiſen 
biftorifch auf einander und weifen wiederum auf das Geſetz des Strebens nach dem 
freien Privateigentbum hin. 

Die Selbftverwaltung verfteht fih überall von felbft, wo Pachtungen ver 
Landwirthſchaft noch unbefannt find, (Ueber die Verwaltung der Staatsforften f. d. 
Art. Forſtwirthſchaft. Ihr Hauptmangel, die Unficherheit der Einkünfte, wird bei berr- 
ſcheuder Naturalwirtbichaft leichter getragen. Der Hof over die Bewohner ver Billa 
verzehren die Produkte felbft. Auch die geringe Sorgfalt des Beamten ſchadet der 
kunſtloſen Wirthichaft wenig. Bon feiner Unredlichkeit ift cher die — leiht zu ver- 
hindernde — Verwandlung des Amtgutes in Cigenthum, als eine Unterfhlagung 
ver Einkünfte zu fürchten, Je vermwidelter die Wirtbichaft, deſto nachtheiliger wirt 
die Adminiſtration, je ausgebreiteter das Geldweſen, vefto fühlbarer die Unregel- 
mäßigfeit der Einkünfte; je nothwendiger ein großes Betriebskapital, deſto toft- 
jpieliger die Verwaltung. Nah Malchus verihlang fie zu Anfang diefes Iahrbnn- 
derts in Deutichland oft ein Viertel dei Ertrags. Befonvers ſchlimm find tie fort- 
währenden Anfragen bei den Oberbehörden, die oft ben beften Zeitpunkt für 
wirtbichaftliche Operationen verfäumen laffen und nur dann befeitigt werben kön 
nen, wenn man der Bcamtenwillfür freien Spielraum laffen will. Dieß warb auch 
bald eingefehen. Als es nad dem weftphäliihen Frieden galt, die zerrüttete Volte- 
wirtbichaft zu heben, wart in Deutfchland vielfach die Verpachtung eingeführt, vie 
vorher nur fehr vereinzelt vorfam. Aber erft das organifatorifhe Genie Friedrich 
Wilhelms I. bafirte fie auf fefte wirthſchaftliche Grundſätze. — Heute ift tie A 
miniftration nur ned ausnahmsweiſe zuläffig: bei ökonomiſchen Muſterwirthſchaften, 
bei Gütern, deren Ertrag nur in baren Gefällen befteht, oder ſolchen, die zu ihrer 
Herftellung großer Kapitalien betürfen, oder folhen, deren Einkünfte für ven Haus 
halt des benachbarten Hofftaats verwendet werben u. f. w. 

Eine Mittelftufe zwiſchen Arminiftration und Pacht nimmt bie fogenannte 
Gemwährsapdminiftration ein, eine Erfindung des großen Churfürſten. Bier 
zahlt der Pächter eine fefte jährliche unerläßliche a: vom Ueberſchuß erbält 
er einen Antheil. Ueber dieſe Nugungsweife liegen wenig Erfahrungen vor. Sicher 
ift fie, wenn einträglic für den Staat, fo nachtheilig für ven Pächter, daß fid 
bald feine Bewerber mehr finden werben. 

Ehe man zur reinen Pacht überging, fette man oft, wie es Gully that, 
Intendanten über die Pächter oder (fo in einigen Theilen Preußens noch bis im 
diefes Jahrhundert) über eine Anzahl Domänen, welde theils verwaltet, theile 
verpacdhtet waren. Dies Berfahren bietet alle Nachtheile der Selbftverwaltung und 
hat fi nur unter den eigenthümlichen Berhältniffen Südpreußens nad der Thei— 
lung Polens bewährt. Es galt damals, die neu erworbenen Grundftüde kennen zu 
lernen und die zahlreihen polniſchen Pächter zu fchonen, für die man beim Man- 
gel intelligenter Landwirthe feinen Erfag finden Fonnte, 

Die Berpadhtung gefchieht Anfangs an Beamte, fpäter an Privaten, 
denen einige amtliche, beſonders polizeiliche Pflichten auferlegt werben, endlich an 
ganz felbftftändige Landwirthe. Während fie in England fhon früh eingeführt 
ward und ſchon unter Heinrich I. fogar Pachtraten in Geld vorkommen, fielen die 
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erften Berſuche in Deutfhland (im 16. Jahrhundert) fehr Fäglih aus. In ver 
That, wo die Pächter jährlich wechſeln, da bat das alte deutſche Sprichwort feine 
Geltung: „Wer feinen Gütern gram ift, mag fie nur verpachten.“ Je verwidelter der 
Betrieb, defto länger natürlich die Pachtperioden. Heutzutage ift Verpachtung das 
Gewöhnliche. Als leitender Grundfag muß gelten, die Bachtverhältnifje ver Domänen 
möglichft mit denen der Privatgüter auf Fine Stufe zu ftellen, welche ja das wirthfchaft- 
liche Bedürfniß hervorgerufen hat. Daher verweifen wir auf die Artikel Landwirth— 
ſchaft und Landgüter. — Nicht leicht ift es, zuverläffige Männer für ven Pacht zu 
finden, umd ſich nicht durd vie glänzenden Angebote von Schwindlern täufchen zu 
lafien. Aus Furt hiervor gab man — früher gewiß mit gutem Grunde — ver 
Berpadhtung unter der Hand den Vorzug oder bejchränfte die Konkurrenz bei ber 
Berpachtung an den Meiftbietenven. Gegenwärtig, bei der geftiegenen Bildung und 
Rechtlichkeit des Landvolts, follte man der Mitbewerbung einen freiern Spielraum 
tafjen. (Bgl. v. Patow in dem angeführten Berichte.) — Remiffionen für ven Fall 
unverſchuldeter Noth dürfen fi nur auf das an Saat und Wirthſchaftsnothdurft 
Fehlende erftreden, find aber eben fo unentbehrlich wie die Verpflichtung des Päd) 
ters zu einigen Meliorationen. — Die Verpachtung der Domänen ganzer Diftrifte 
an einen Ginzelnen oder an’ eine Geſellſchaft ift durchaus verwerflih, wie bie 
Ausfaugung der römifhen und franzöfifhen Provinzen durch ihre General: 
pädter zur Genüge gezeigt hat. Auch politifch ift e8 unangemeffen, Einzelnen 
eine jo ungeheure Gewalt einzuräumen. Die Allgemeinheit der Generalpachtungen 
in den griechiſchen Republiten, felbft in ihrer Blüthezeit, hängt zufanmen mit 
ver Gleichgültigkeit des hellenifhen Staats gegen wirthſchaftliche Dinge und mit 
feiner Scheu vor Anftellung bejolveter Beamten. 

Noch mehr als vie Zeitpacht nähert fih dem Berfaufe die Erbpadt. An- 
gefeindet einft von den römiſchen Juriften Deutſchlands, die darin einen Verſtoß 
gegen die Unveräußerlichkeit der Domänen fahen, nicht minder angegriffen von dem 
Haſſe des Rapifalismus gegen jede fogenannte erblihe „Belaſtung“ des Bodens, 
bietet fie einem aufblühenven Bauernftande große Vortheile. Bon dem aufgeklärten 
Despstismus warb fie häufig angewendet und mit dem Abbau der Domänen ver- 
bunden. Das entiprad den Ideen jener Zeit, denen die Vermehrung der Bevölfe- 
rung als ficherftes Mittel galt zur Erhöhung der Steuer und Wehrfraft des Yan- 
des. Nationalötonomifch ift fie fehr vortheilhaft:: wer für feine Nachkommen forgt, 
wird natürlic noch eifriger für fein Grundſtück wirken als ein Zeitpächter. Nur 
muß die Geſetzgebung darüber wachen, daß der Erbpädter durch Unglüdsfälle nicht 
allzubart getroffen wird. Zerftüdelung ift ihm nicht geftatiet, alfo kann er jelbft bei ge- 
ringen Schaden leiht um ven Hof und das Erbbeſtandsgeld zugleich kommen. Der 
Staat zieht aus ver guten Wirtbichaft des Erbpächters nur-geringen Vortheil: denn 
eine häufige Revifion des Kanons ift nicht thunlich. Daher tft von der Vererbpach— 
tung zum Berfauf nur ein Schritt. — Die Erbenzinsverleihung bietet faft 
alle Nachtheile des Verkaufs ohne feine Vorzüge. Der geringfügige Erbenzins tft 
nur eine Anerkennung des Obereigenthums, nicht eine Vergeltung der Nutzung. 
Sie ift alfo nur im fehr feltenen Fällen zu empfehlen, etwa für Heine Güter 
auf unbenugtem Boden und zur Hebung eines verarmten Bauernftandes. 

Ueber ven Verlauf verweifen wir auf das unter IV Oefagte. Als Regel 
gilt: diejenigen Domänen find zuerft zu veräußern, bei denen ſich das Mifver- 
hältniß zwifchen Staats: und Privatwirthſchaft am meiften fühlbar macht, alfo 
zuerjt in ven Landestheilen, wo die Landwirthſchaft am meiften vorgefchritten ift. 
Sehr nützlich ift meift die Zerihlagung der Domänen vor dem Berfauf, außer 
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in Gegenden, wo die Zerftüdelung des bäuerlichen Befiges ſchon allzumeit gediehen 
ift. Auch den minder Bemittelten follte man die Koukurrenz möglid machen, in 
dem man eine ratenweife Zahlung des Kaufſchillings geftattet. Kleine tfolirte, wenig 
einträglihe Parcellen find zu veräußern, aud wenn man den Domänenbefig als 
Negel fefthält. Bor dem Ausbieten allzuvieler Grundſtücke auf einmal warnt vie 
Geſchichte der franzöfiihen Domänenverfäufe. — 

Literatur. Im Allgemeinen vgl. die Andeutungen in Roſcher's Grundrij 
der Staatswirthihaft pag. 103—106, denen wir in vielen Punkten gefolgt fin. 
Ferner Roäll, de domanio. (Amsterd. 1831.) Bofje in Erſch und Gruben 
Enchklopädie. 8. v. Domänen. Rotted im Staatslerifon s. v. Domänen. Du- 
cange s. v. domanium. — Gejdichte der Domänen außer einzelnen Bemerkungen 
in den rechtsgefhichtlihen Werfen von Eihhorn, Waitz, Schäffner, te 
hiftorijhen von Boedh, Hegewiſch, Sinclair, den ftatiftifchen von Sprin- 
ger, Lehzen u. A. für Deutſchland: Hüllmann, deutſche Finanzgeſch. im 
M.A (Berlin 1805). Derfelbe, Gef. ver Domänenbenugung in Deutſchl. (Franti. 
1807). Für Frankreich: Merlin, repertoire de jurisprudence s. v. domaine un 
liste ceivile. Legoyt in Guillaumin-Cocquelin, dietionnaire d’&conomie poli- 
tique. s. v. domaine. Für England: Gneift, das heutige engliſche Verfaflunge 
und Berwaltungsreht. Bd. I passim. — Ueber die Rechtöverhältnifie des deutſchen 
Kammerguts giebt Zahariä, deutſches Staatsrecht II. 400 ff. ven Literaturnad— 
weis. — Oekonomiſche Bedeutung und Berwaltung d. D. außer den befannten Ver 
fen von Smith, Rau, Mehl, Top u. 4: Malchus, Politif der innen 
Staatöverwaltung. Derfelbe, Organifation ver Behörden. Shreber, Abhan- 
lung von Kammergütern und Einfünfien, 1754. Nicolai, Verwaltung des Demi 
nenmwejend in Preußen. 2 Thle. 1802. Strelin, Nevifion ver Lehre von Auf 
lagen und Domänen. 1821. Seutter, über die Verwaltung der Staatsdomänen. 
Flotow, Fertigung der Ertragsanfchläge über Domänen. Thl. 1. u. 2. 1820/22 

v. Treitſchke. 
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Dritter Stand. 


Der Sprachgebraud des „dritten Standes" (tiers Etat) ift befannter Magen 
von Frankreich auf Deutſchland übergegangen. Urjprüngiid) 1) wurde die Vertretung 
der franzöſiſchen Städte auf ven Generalftänden des Königreihs, oder aud die 
vertretene Bürgerfchaft dieſer Städte felbft jo genannt, im Gegenſatze zu ven beiden 
erften bevorzugten Ständen des Klerus und des Adels. Die Geſchichte des dritten 
Standes fällt demnach mit der Geſchichte des franzöfifchen Bürgerſtandes (vergl. 
„Bürgerſtand“) zufammen. Der Bürgerftand war eben der vritte Stand, er gall 
zugleich als der „gemeine” (Regeljftand, über ven fi) die geiftliche und weltlide 
Ariftokratie emporhob. Die untern Klaffen, auch vie bäuerliche von den Grund— 
herrn abhängige Bevölkerung, kamen nur als Gegenftand ver Beherrſchung u 
Ausbeutung in Betracht. Sie hatten keine politifyen und daher aud feine ft 
diſchen Rechte. Wiederholt hatte der dritte Stand aud auf die politiiche Entwid 


) Die Beziichnung »gens de tiers et commun dtat« fommt nad Thierry oft ver" 
den Urkunden des 15. Kabehunderte, 
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lung von Frankreich einen großen Einfluß geübt, von jeher im Gegenſatze zu der 
mittelalterlichen Lehensverfaſſung und daher oft in offenem Kampfe mit dem Adel. 
Er half ven Königen in ihrem Beſtreben, den modernen Einheitsſtaat zu verwirf- 
lichen. So oft er aber leidenſchaftlich gereizt war, zeigte er eine bemofratifcherepu= 
blifanifche Gefinnung. Seine unmittelbaren Organe hatte er theils in den General- 
ftänven, theild in den Provinzialftänden. Nachhaltiger noch war feine indirekte 
Wirkſamkeit, indem die rihterlihen Magiftraturen und die Finanzbeamtung größten- 
tbeils aus ihm refrutirt wurben und die Pflege der Wiffenfhaft und ver teratur 
vorzugsweife ihm überlaffen blieb. Obwohl er fich gelegentlich manche Demüthigung 
gefallen laflen mußte, jo war fein Selbftgefühl dennoch in fortwährendem Wachs— 
thum begriffen. Als ein Redner des vritten Standes in der Berfammlung von 
1614 vie drei Stände der Nation mit drei Brüdern einer Familie verglich, unter 
denen ber dritte Stand freilich der jüngfte fei, „aber zuweilen ftellen die jüngften 
Söhne das Haus wieder her, das die vornehmen ältern zu Grunde richten”, führte 
der Adel — entrüftet über dieſen Bergleihd — Klage bei dem Könige: „Es fei 
unerträglih, daß die Söhne von Schuftern und Schuhflidern fih Brüder ver 
Barone zu nennen wagen. Eher verhalte fi) der dritte Stand zum Abel, wie ver 
Bediente zum Herrn”. Die fpätere Gefhichte ftellte ven Beweis her, daß das 
ftolge Selbftgefühl des dritten Standes einen fejteren Grund und daher auch eine 
größere Berechtigung habe, als die hochmüthige Verachtung deſſelben von Seite 
des zweiten 2). Aber in der franzöfifhen Revolution überhob er fih. Er wollte, 
wie Sieyes verkündete, „aus Nichts Alles werben”. Zur Macht gelangt, und rüd- 
fichtslos feinen alten Ideen von Einheit des Staates und Gleichheit der Bürger nach— 
ftrebend, verwarf er mit den mittelalterlihen Standesunterfchieden auch jede neuere 
Drganifation der Volksſtände. In dem Einen gleihen Staatsbürgerthum joll- 
ten fih alle Stände nit blos zufammenfinden, ſondern völlig auf- 
löfen. Unmittelbar aus der Menge ver gleihen und freien Bürger follte der 
ganze Staat aufgebaut werden, britter Stand und Bolf für immer vaffelbe fein. 
Die Ereigniffe haben vie Selbfttäufhung des dritten Standes aufgebedt. Die 
Formen der alten Stände freilid waren zerftört und konnten nicht wieder her- 
geftellt werben. Die bürgerliche Gleihberechtigung und die neue Wahrheit des 
Staatsbürgertbums blieb. Aber es famen innerhalb ver nationalen Gemein: 
haft und innerhalb der Bolkseinheit doch politiich wirkende innere 
Gegenfäge großer Bolkstheile zu Tage, welde den Staatsmann zur Bead- 
tung nötbigten. Auch wer das natürliche Bedürfniß eines ariftofratiihen Standes 
(vgl. Urtitel Adel und Ariftofratie) läugnete, oder bei dem innern Berfall, in 
n der mittelalterliche Adel gerathen war, eine Berüdfichtigung dieſer ftändi- 

hen Unterfheidung für unzeitgemäß hielt, konnte doch nicht die heftigen Kämpfe 
zwifchen ven gebildeten Bolksklaffen und den untern Maſſen, die in verſchiedenen 
Formen bald losbrachen, überſehen: und wenn er fie näher ins Auge faßte, jo 
mußte er wahrnehmen, daß hier natürliche, früher überfehene Gegenfäge der focia- 
len Stände zu Orunde liegen. Es madte fi der vierte Stand laut und ſtark 
genug neben dem britten und als ein amberer geltend. (Vgl. den Artikel Vierter 
Stand.) Bon da an befommt der Ausdruck „dritter Stand” einen andern Sinn, 


2), Einen geiftvollen Ueberblick über die Gefchichte des dritten Standes bis zum 18. Jahr: 
bundert giebt Aug. Thierry in dem Recueil des Monuments inédits de l’histoire du tiers 
Etat. Paris 1850. 


Bluntſchli und Brater, Deutjches Stants-Wörterbuch. III. 12 
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als er zuvor gehabt hat: und dieſer neue Spracdgebrand gehört nicht mehr bios 
Frankreich, er gehört faft eher nod Deutfhland an, weldes zuerft die Nat 
des Vierten Standes und damit aud) die Begrenzung des Dritten Standes nad 
unten bin begriffen hat. Nur von dieſer modernen Bedeutung des Dritten Star: 
des ift bier näher bie Rebe. 

Der dritte Stand in dem mobernen Sinn ift nicht mehr wie früher Eins 
mit dem Bürgerftand, wenn gleich er hiftorifch in dieſem mwurzelt. Der Bürger: 
ftand ift gegenwärtig nur ein ftädtijher fein ftaatliher Begriff mehr. Da 
dritte Stand dagegen ift noch ein eminent politifcher, fein municipaler Begriff, il 
ein Hauptbeftandtheil des ganzen Bolfes. Der Bürgerftand ift auch äußerlich auf den 
Umfang der Stadt begrenzt, der dritte Stand dagegen breitet fih mehr und mehr 
auch über das Land hin aus. Der Bürgerftand umfaßt die ganze zur Stadt gehörig: 
Bevölkerung; der dritte Stand ift, joweit er zugleich ſtädtiſch ift, auf den höher ge 
bildeten und focial höher geftellten Theil der Stadtbewohner beſchränkt. Eben durch 
feine Bildung und fociale Yebensftellung unterjcheidet er ſich zunächft von dem vierten 
Stand. Es giebt freilich keine ſchroffe Grenze zwifchen dieſen beiden Volksſtänden. 
An den Grenzen find fie hin und her unter einander verbunden und durch einander 
gemifcht und eine äußerliche Scheidung nad irgend einem formellen Merkmal if 
nicht möglich. Aber vie beiden Maffen, als Mafjen, in ihrem innern Zufanmen 
bang, Charakter, Geift betrachtet, heben ſich trogdem, daß ihre Ausläufer von bei: 
den Seiten wie Grenzbewohner bald auf das eine bald auf das andere Gebid 
übertreten, ganz deutlich ab. Die ganze fociale Erſcheinung, die geſellſchaftlich 
Berbindung oder Abftoßung, die befondere Berufsbeziehung, die verſchiedene Au 
turftufe und Denkweiſe bringen zufammen einen fo beftimmten Einprud heret, 
daß es in ver Regel nicht ſchwer wird, ganze Gruppen und Klaffen oder felbft di 
einzelnen Individuen mit Sicherheit fei es dem dritten, fei e8 dem vierten Stan 
zuzuweiſen. An den Grenzen kann man leicht zweifeln oder fehlgreifen, da may 
man es auch wohl der Willkür der Perſonen überlaffen, fi) dahin oder verthin 
zu wenden. Aber im Innern der beiden großen Stände ift die ganze Haltung m 
Färbung unverfennbar eigenthümlich und verſchieden. 

Der dritte Stand, wie er gegenwärtig überall auf dem Kontinent beſteht, 
aber vorzüglich in Deutſchland ähnlich wie in Franfreih große Ausbreitung e 
langt bat, zeichnet fi vor ven untern Schichten des vierten Standes (Kleinbürger, 
Bauern, Arbeitern) 3) vorzüglich durch zwei Dinge aus, für's erfte durch fein 
höhere Bildung, ſodann durch feine liberalen Berufsarten, Die obere 
Klaffen des dritten Standes, Beamte, Geiftlihe, Gelehrte, Advokaten, Aerzte 
Doktoren aller Fakultäten haben durchweg fogar eine ftrenge wiſſenſchaftliche 
Erziehung erhalten und find in ihrer Jugend mit dem Geifte des klaſſiſchen 
Alterthums genährt und erfrifcht, und auf den Univerfitäten mit den Früchten DT 
modernen Wiffenfhaft ausgeftattet und, was fr das Leben noch mehr Werth bat, 
in das Heiligthum wiffenfchaftliher Forſchung und Geiftesfreiheit eingeweiht worden 
Ihnen nahe kommen diejenigen Klaſſen, welche zwar weniger eine antit-taffiide, aber 
ftatt derfelben eine modern wiſſenſchaftliche Bildung empfangen haben, in mathe⸗ 
matiſchen und Naturwiſſenſchaften, neuern Sprachen u. ſ. f., wie die Officiere der 
ſtehenden Armee, die Ingenieure, viele höhere Techniker, Lehrer, Schriftſteller. 





3) Ueber die abweichenden Auffaſſungen Anderer, z. B. Riehl's, vgl. die Art. „Stine 
und »Bierter Stande, 
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Uber e8 umfaßt der dritte Stand überdem aud bie großen Kaufleute, bie 
Fabrifanten, die Künftler und fünftleriijhen Handwerker und eine Maſſe von mitt- 
feren Landwirthen, welche durch ihre Bildung und Lebensart von den eigentlichen 
Bauern fid) unterſcheiden und doch nicht zu der wirflihen Ariftofratie zählen. In 
diefen Klaffen wirkt befonders die ftädtifhe Kultur und die feinere gefell- 
ſchaftliche Erziehung fort. Fehlt e8 auch an einer forgfältigeren wiſſenſchaft— 
lichen Bildung, fo finden viefelben in der Kenntniß fremder Sprachen, oder doch 
in der Bertrautheit mit der nationalen Literatur, in der Theilnahme an den ge- 
felligen reifen und Genüffen der gebildeten Welt, in der mannigfaltigen Begeg- 
nung mit fremden und neuen Erfcheinungen, einen gewiſſen Erjag. 

Ale dieſe Klafjen haben Heutzutage ziemlich dieſelbe fociale Bildung und 
daher auch ähnlihe Bedürfniſſe. Wie verfchieden fie auch im Uebrigen venfen 
und arbeiten mögen, eine genoffenfhaftlihe und ftändifhe Verwandt— 
ſchaft befteht doch unter ihnen. Sie verftehen ſich mwechjelfeitig leicht, finden ſich 
gejelichaftlih bequem zuſammen, zeigen gemeinfame Charafterzüge, haben gemein- 
ſame Grimdanfhauungen, fie haben auch ftarfe gemeinfame Intereffen ver Kultur 
und der Bolitif, 

Bas wir öffentlihe Meinung beißen, ift mefentlih die Meinung des 
dritten Standes; der größere vierte Stand kümmert fid nur um die großen Begeben- 
beiten und ſpricht fi auh dann nur in der Noth aus, und unfer niedere Abel 
ift emtweber gerabezu ein Beftanptheil des britten Standes geworben, ober wenn 
er fih von demſelben abſchließt auch mit der öffentlichen Meinung in offene Feind- 
ſchaft gerathen, und der hohe Adel behält, wenn er eine befondere Meinung hat, 
dieſelbe gewöhnlich für fih. Unfere Literatur ift größtentheild wie aus dem britten 
Stand erwachſen, fo auch vorzugsweife für denſelben beftimmt, ſowohl vie gelehrte 
und wifjenfhaftlihe als vie jchöngeiftige Litteratur. Wie die Franzofen ihn po- 
itifch mit dem Volke verwechjelt haben, fo find wir nicht fiher, ihn literarifch 
mit der Nation zu verwechſeln. Wie unfere Schulbildung und fogar eine gelehrte 
Bildung weit verbreitet und vorgefchritten und eine gewiſſe mittlere Ausftattung 
in Bermögen und Erwerb fehr allgemein ift, fo erfcheint ver fo ausgedehnte und mit 
den untern Mafien vielfältig verwachſene dritte Stand fo groß und fo überall, 
daß man leicht über ihm die Maſſen vergißt, die noch hinter ihm ftehen. 

Diefer Irrthum hat audy in Deutſchland häufig ſchon politifch gewirkt. Der 
dritte Stand hat gegenwärtig ein fehr lebhaftes Selbftgefühl, er fühlt fi nicht 
blos als den Träger der nationalen Kultur, fondern ebenfo als das natürliche Organ 
der politifhen Einficht der Nation. Er hat ein gewifles Verſtändniß für pie Bedürfniſſe 
amd die Wünfche der Zeit, und weiß viefelben auszufprechen und die Mittel zu ihrer 
Befriedigung zu erwägen. Er verfteht die Rechnung und ift in der Kritif geübt. 
Er befitt auch das erforderliche Vermögen und findet die Muße, um ſich mit den 
öffentlichen Gejhäften abzugeben. In den Kammern, voraus in den Deputirten- 
fammern, fist und ſpricht er faft allein. Auch in der Nationalverfammlung zu 
Frankfurt war er in ungeheurer Majorität vertreten. Eben damals hat er denfelben 
Fehler gemadt, den die Franzofen 60 Jahre früher gemacht hatten. Er bat ſich 
felber mit der Nation identifichrt und eine Verfaſſung gemacht, welche fowohl den 
höheren Stand der beutfchen Fürften als den untern Stand ber arbeitenden Klafjen 
völlig tgnorirte. 

Ueberhaupt ift ver Doktrinarismus vorzüglich ein Gebrechen des dritten Stan- 
des. Seine Schulbildung, feine Lektüre, feine Befhäftigung in den Schreibftuben, 
feine ganze Kultur zieht ihm häufig zu fehr von der berberen Natur ab und er 
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verliert dann das Verſtändniß der Realitäten und giebt ſich leicht abftraften Schul: 
begriffen und leeren Gedankenbildern hin. 

Der dritte Stand ift der natürliche Vertreter der Intereffen der Kultur und 
der Givilifation. Die Barbarei erichredt, die Rohheit ärgert ihn. Er ift der beweg— 
lichfte Theil ver Nation, ver vielgeihäftigfte, gewandtefte. Die abminiftrativen, 
technischen, imduftrielen Talente aller Art find voraus bei ihm zu finden. eve 
Kunft und jede Wilfenfhaft hat in ihm ihre Meifter und Schüler, Kenner unt 
Liebhaber. Das Bewußtfein der allgemeinen Menſchenwürde und der Menſchenrecht 
ift in ihm befonders ſtark. Er vor allen verlangt Rechtsgleichheit, Selbſtſtändigkeit, 
Freiheit. Er nimmt lebhaften Theil an allen Fortſchritten der Gefellihaft. Sein 
Einfluß ift allenthalben mächtig. Die öffentlihen Beamten find die meiften von 
feinem Fleifh und Blut, und alle find durch feine Erziehung bindurd gegangen. In 
der Staatsverwaltung, in den Gerichten, in der Polizei ift er überall thätig, überall 
umentbehrlid. In den Kammern ericheint er wieder ald Kontrole und ald Drgan 
der öffentlihen Meinung. Die Prefie ift faft ganz in feinen Händen. Die Gelt- 
mächte gehören ihm an. Die Börfe, vie Kredit- und Aftienfpefulation find feine 
Sade. Es fann den Menſchenkenner nicht befremden, wenn er ſieht, daß zuweilen 
der dritte Stand fidh für ven herrſchenden hält. In der That, er hat im ven 
Zeiten Ludwig Philipps geherrſcht: ver König felbft war ein prägnanter Ausdrud 
des dritten Standes. Aber die Februarrevolution von 1848 bat ihn furdtbar aus 
feinem Herrfcherbehagen aufgejchredt. Der wild geworbene vierte Stand ſchüttelte, 
indem er den Julithron ummwarf, auch für einige Zeit die Herrſchaft des dritten 
Standes ab. Diefer kann fich wie mit der fonftitutionellen Monardie, fo aud 
vortrefflidh mit der repräfentativen Demokratie, aber nit mit der unmittelbaren 
Demokratie vertragen, denn im jener übernimmt er fofort die Repräfentation und 
berrfcht wieder unter dem Namen des Demos, in vdiefer aber fühlt er fih von der 
Gewalt umd Rohheit ver Maſſen beengt und getrüdt. In der neuen republife- 
niſchen Berfaffung erholte er fi allmählig wieder von dem heftigen Sturz, benugte 
gefickt die Spaltung innerhalb des vierten Standes und unterwarf die reihe 
Partei in diefem mit Hilfe der andern ver Ordnung dienenden Elemente vieles 
Standes; in der Nationalvertretung befam er bald von neuem das Uebergewicht. 
Er konnte, einen Präfiventen feines Gleihen an der Spige, von Neuem auch in 
der Republif fi als herrſchenden Stand fühlen. Da wurde er zum zweiten Mal 
geftürzt, und dießmal nicht dDurd) eine Empörung der unzufrievenen untern Schid- 
ten, fondern durd einen heftigen Schlag von oben, von Geite eines Fürften, 
welder von feinem Beruf, das napoleonische Kaiferthum in Frankreich berzuftellen, 
erfüllt war. Der erfte Sturz war in feinen materiellen Wirkungen für den brit: 
ten Stand verberblih, ver zweite Schlag fügte ihm feinerlei öfonomifchen Scha— 
den zu, ſondern brachte ihm eher ökonomiſche Vortheile, aber er verlegte fein mo— 
raliſches Selbft- und Ehrgefühl viel ftärker. Der neue Monarch, auf ven vierten 
Stand fi ftügend, behandelte den dritten mit einer Geringfhätung, welde ver- 
jelbe als eine töntliche Beleidigung empfand und mit unverföhnlider Oppofition 
vergalt. 
Der dritte Stand ift vollfommen fähig, feine Privatangelegenbheiten 
jelber zu beforgen, mit Recht fträubt er ſich daher gegen die ftaatlihe Bevormun- 
dung in diefen Dingen als gegen eine Unwürdigkeit: er verfteht aud die Ver— 
waltung in den engern Kreifen des Gemeindelebens. vortrefflih, für ihn bat 
daher das Verlangen nah Selbftverwaltung (self-government) einen guten 
Grund; er ift auch zur Kontrole der Regierung und zu freier Beurtbeilung des 
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gefammten öffentlihen Lebens aufgelegt und gejchidt, er darf daher einen erheblichen 
Antheil an der Gefegesberathung und -Feftfegung, an der Rechenſchaftsprüfung in 
den Kammern anjpredhen, und legt naturgemäß auf die freiheit der Preſſe einen 
Werth. Auf ihn vorzüglich find bisher die Inftitutionen und Grundſätze berechnet 
worden, welde das Spftem der Fonftitutionellen Rechte und Freiheiten 
bilden. In den Beamtungen hat er fi jo feftgefett, daß er trog aller Aus- 
ftoßungen und Bereinigungen, welde ‘eine diktatorifche Gewalt vorgenommen, und 
trog der Beimifhung und theilweifen Ueberordnung adlicher Flemente doc) die große 
Mebrbeit ver Aemter inne hat. Auj die Dauer läßt ſich in dem civilifirten Europa feine 
Staateform und feine Regierung behaupten, welche dem dritten Stande nicht eine forg- 
fältige Aufmerkfamkeit zuwendet und einen wejentlihen Einfluß auf die öffent: 
lihen Angelegenheiten verftattet. Wenn die Monardjie, wie Ludwig Philipp gethan, 
fih lediglich auf den dritten Stand ftügen will, fo fann leicht in der Gefahr vie 
Stütze unter ihr breden. Als ruhende Unterlage ver Monarchie ift der vierte 
Stand bei weitem ficherer für die Monardhie, als ver dritte, der voll Beweg— 
lichkeit und Beränterlichkeit ift. Aber wenn vie Monarchie den dritten Stand nicht 
refpeftirt, wenn fie ihn knechtet, jo unterminirt er ihren Beftand und durchkreuzt 
dur taufend Wendungen und Ablenfungen alle ihre Intentionen und ihre ganze 
Wirkſamkeit. Er ſcheut die offene Empörung, wenn er nicht den vierten Stand 
als Unterftügung hinter fid weiß, aber er bringt feinen politifchen Bedrücker durch 
langfame unabläffige Untergrabung zu fiherem Fall. Wir fönnen gegenwärtig dieſe 
inneren Kämpfe in mehreren europäiſchen Staaten beobachten. Am Deutlichften 
wohl in Neapel, wo der dritte Stand freilich ſchwächer ift als in Dentſchland oder 
in Frankreich, aber ſich völlig mißachtet und unterbrüdt fühlt. Den dritten Stand 
nnterbrüden, heißt zugleich die Bildung der Nation erniedrigen und den Fortſchritt 
der Givilifation beeinträchtigen, denn ber britte Stand ift der Vorläufer und ber 
natürlihe Repräfentant ver nationalen Kultur und Givilifation. 

So vortrefjlihe Anlagen aber in dem dritten Stande find und fo achtungs— 
werth und bedeutend feine Privat- und öffentliche Thätigkeit erfcheint, fo darf man 
doch nicht überfehen, daß unfere großen europäifhen Völker keine bloße Dritten- 
ftandes-Bölter find, wie man vielleicht die Chinefen bezeichnen fünnte, und daß 
ber britte Stand doch nur einen Theil des Staatskörpers befeelt. Wo der dritte 
Stand zu voller und ausfchließliher Herrfhaft im Staate kommt, ta bildet er 
die repräjentative Demofratie, als die ihm dann naturgemäße Staatöver- 
fafjung aus (vgl. den Art. Demokratie). In der That, die Vorzüge und die Män- 
gel dieſer Staatsform find wefentlih Vorzüge und Mängel des dritten 
Standes. Wenn, er in den Formen der fonftitutionellen Monardie fi der Herr- 
ichaft zu bemächtigen fucht, fo geräth er auf ven Irrweg jenes falfchen Konfti- 
tutionalismus, welcher eine Zeit lang in Frankreich und nah franzöfifhem Mufter 
eine große Anzahl anderer europälfcher und deutſcher Staaten trog mander Ver— 
beflerungen im Detail dennod im Oanzen in Berwirrung geftürzt und gelähmt 
bat. Die Erfahrungen der letten Jahrzehnte in viefen Ländern haben gezeigt, daR 
ver dritte Stand fowohl in Frankreich als in Deutichland zwar fähig fei zur 
Berwaltung und fähig zur Kontrole ber Regierung, daß er aber nicht 
fäbig fei, große Völker zu regieren und große Politif zu üben, 
daß ihm wohl eine beadhtenswerthe Stimme in dem Rathe der Na- 
tion, aber nit das entſcheidende letzte Wort gebühre. Es fehlt ihm zur 
Herrſchaft vie Hoheit der Gefinnung und die Weite und Sicherheit des poli- 
tifhen Blids, der dazu nöthig ift, und es fehlt ihm die Anerkennung und Ehr— 
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furcht der Mafjen, ohne welde die Autorität nicht durchgreift. Er muß daher ber 
Monarchie die Herrfhaft und nicht blos ald Schein und Form, fondern im 
Wahrheit überlaffen, jo daß in ver Herrfchaft die wirfliche Regierung mit ihrer 
Macht und Autorität inbegriffen ift. Er kann fie dabei wohl mit feinen Einfihten 
und mit feinen Talenten unterftügen, aber zunächſt nicht in leitender, fondern in 
bülfreiher Stellung. Diefe politifche Unterordnung unter die Monardie hindert ihn 
nicht, ven Reichthum feiner Kräfte nach allen Richtungen hin zu entfalten und durch 
feine eigene freie Thätigfeit in der Wiffenfhaft, ver Kunft, der Induftrie, Wohl: 
ftand, Bildung und Ruhm der Nation zu erhöhen, Er kann fih um verfelben 
willen mit größerer Zuverficht feiner freiheit erfreuen und feiner Beweglichkett 
hingeben. 

Er bedarf der Regierung nicht zu ſeiner Vormundſchaft, denn er iſt auf ſeinem 
Gebiete ſo mündig, wie jene auf dem ihrigen, und hat die Mittel ſich ſelber zu 
helfen, in der Regel zu ſeiner Verfügung. Aber er bedarf der Obrigkeit über ſich, 
als ein Theil des Volkes und als ein Glied des Staates. Er empfängt von ihr 
ſowohl Rechtsſicherheit als Förderung der allgemeinen Bedingungen ber öffentlichen 
Wohlfahrt, jo wie er hinwieder auch ihr in ihrem Amte hülfreich die Hand bietet 
und aud fie vor Mißgriffen und Ungebührlichkeiten bewahren hilft. Wenn er im 
Staate zur bloßen Bitreaufratie herabfintt und in den Gefchäften zur Krebitfchwin- 
delei fih aufbläht, wenn er an den politifhen Fragen nur infomweit noch fich be: 
theiligt, als fie zugleich Geldfragen für ihn find und im Uebrigen fi ven gefell: 
ſchaftlichen Genüffen und Lüften in wilder Ausjhweifung oder gelangweilter Bla— 
firtheit Hingibt — Züge, welche wir in den großen europäifchen Städten in ent: 
feglihen Dimenfionen wachen fehen — dann ift er ſchwer krank, wenn gleich er in 
üppigem Scheine fi wohlgefällt: und diefe Krankheit des dritten Standes ift zu: 
gleich ein großes Leiden für das ganze Volf und gefährvet die Macht und die 
Wohlfahrt des ganzen Staates weit mehr, ala gelegentliche Anmaßungen und über: 
triebene Anforberungen des dritten Standes im Gefühl jeiner überſprudelnden 
Kraftfülle, die Autorität der Monarchie bedrohen. Bei Fehlern ver legtern Art 
genügt in der Regel bie einfache Zurechtweifung, bei Gebrechen ver erftern ift eine 
lange und fhwierige Heilung nöthig, die meiftens nur im Zufammenhang mit ge 
waltigen Ereigniffen und Schidfalen gelingt, durch welche der moralifhe Ernft und 
die fittliche Volkskraft neu geweckt und angeftrengt wird. 

Am meiften trägt aber — außer den fittlihen und geiftigen Einwirkungen ver 
Religion und der Wiffenfhaft und neben den öffentlichen Inftitutionen — dazn 
bei, den dritten Stand fortwährend in gefundem Dafein zu erhalten und bie 
kranken Anwandlungen desfelben wieder auszuftoßen, der innere Zuſammenhang 
vesjelben mit dem vierten Stande. Seine Nerven werben von Zeit zu Zeit über: 
veizt und ſchwach und feine Säfte werben verbraucht und verborben, aber aus ber 
Tiefe des Volkslebens, aus dem vierten Stand, der in feiner Derbheit und theil- 
weifen Rohheit nod näher mit der weiten ewig frifchen Natur verbunden ift, 
wa fortwährend friſche Säfte in den dritten Stand auf und werben ihm wieder 
tarfe, thatkräftige Muskeln zugeführt, in denen das neu beginnende Nervenleben 
nod lange hin ſich üben und wieder erholen kann. Es ift für Deutfchland ein großes 
Glück, daß es in feinem Bauern- und in feinem niedern VBürgerftand noch ein 
ungeſchwächtes gewaltiges Refervoir von natürlihen Volkskräften befigt, aus dem ber 
Stand der Kultur, der dritte Stand, täglich fchöpft, ohne es auszufchöpfen. 

Bluntiäli. 
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Durchfuchungsrecht. 


Unter dieſem völferrehtlihen Inftitute verfteht man gewöhnlich die Befugniß 
ver feelriegführenden Mächte, fremde, feindliche wie neutrale Schiffe zu unter- 
fuchen, um fi über ihren feindlichen oder neutralen und völferrehtsmäßigen Cha- 
rafter zu vergewiffern. Da jedoch neuerlih den Seemächten zur Unterbrüdung des 
Sflavenhandeld auch in Friedenszeiten die Befugniß zur Unterfuhung fremder 
Schiffe eingeräumt worben ift, fo ift diefe Definition nicht umfangreich genug. An 
den,Fal, wonad jeder zollberedhtigte Staat zur Ausübung feines Zollredhts 
die einlaufenden Schiffe an feinen Zollftätten „redidiren“ und unterfuchen 
darf, um namentlich die Wanrenverzollung berechnen zu können, wird gewöhnlich 
bei der techniſchen Bezeihnung des Duchfuhungsrehts nicht gedacht. Uebrigens 
gebraudt man au den Namen Unterfuhungsredht und Befihtigungsredt. 
Die franzöfifhen Namen find: droit de visite, droit de recherche, die englifchen 
Rigbt of visitation and search. Eine Unterfheidung zwifchen Unterfuchung und 
Durchſuchung iſt nicht allgemein anerkannt. 

I. Durchſuchungsrecht in Kriegszeiten. — Seit alten Zeiten und 
ſchon in ber berühmten Seerehtsaufzeihnung des Consolato del mare wird dies 
Recht den Friegführenden Mächten eingeräumt. Dafjelbe rechtfertigt fich theoretifch 
volltommen, wenn auch feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts, namentlich feit 
Hübner, es nicht an fpigfindigen Theoretifern vereinzelt gefehlt hat, welde, nad) 
dem Princip der Freiheit und Unabhängigkeit der Staaten, das Recht wenigftens 
in der einen ober andern Hinfiht, namentlich auf offener See, beftritten haben. 
Da aber ohne daffelbe ein Seekrieg faum mit einigem Nachdruck geführt werben 
könnte, indem 3. B. einfach durd das Aufziehen einer falfchen neutralen Flagge ſich 
die feindlihen Schiffe gegen alle kriegeriſchen Mafregeln des Gegners [hüten möchten, 
fo fcheint das Durchſuchungsrecht in der Natur des Seekriegs und fomit des Völker— 
rechts begründet. Alle Glieder des europäiſch-amerikaniſchen Staatenfyftems erfennen 
ja den Krieg als das letzte Rechtsmittel zur Schlichtung völferredhtliher Strei- 
tigfeiten an; fie müffen mithin aud die einzelnen notwendigen Maßregeln veffel- 
ben fich gefallen laffen. Eine für den Seefrieg nothbwendige Mafregel ift aber 
jmes Durchſuchungsrecht. Dazu ift das Recht durch eine große Menge von Ver— 
trägen unter ben verfdiedenften Nationen vielfah und ausvrüdlid als eriftent 
anerfannt worden. In der Praris ift denn aud einzig Streit Über die Ausfüh— 
rung und Ausbehnung des Rechts. 

Namentlih ftehen räumliche Schranken für die Ausübung des Rechtes 
jeft. Daffelbe darf nur in den Gewäſſern der friegführenden Parteien, ſowie auf 
offener See geübt werden. Unftatthaft ift deſſen Ausübung, wie ja überhaupt jede 
andere Friegerifhe oder audy nur politifhe Handlung von Seiten der Kriegführenden, 
im Gebiete neutraler oder befreundeter Staaten, ja felbft ver Bundesgenoſſen, wo— 
fern dieſe nicht ausdrücklich oder ftillfehweigend die Erlaubniß oder Genehmigung 
ertheilen. Die im eremten Gebiete, wie überhaupt alle unter Kränfung der Neu— 
tralität gemachten Prifen müſſen jedvoh nur auf Reklamation des gefränften 
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(neutralen) Staates, wieder herausgegeben werden; ohne dieſe Reklamation erſchei— 
nen ſie an ſich als gute Beute in der Seerechtspraris. 

Nur vie Befehlshaber der bewaffneten Land- und Seemacht und insbeſondere 
die Führer ver Kriegsfhiffe und der mit orbentlihen Marfbriefen verfehenen 
Kaper ver kriegführenden Mächte, während der Dauer des Krieges, dürfen 
das Recht ausüben. Doc ift in Verträgen bisweilen auf den Gebraud ver Kaper 
dabei gegen einzelne Staaten verzichtet, wie dies in den Verträgen Großbritanniens 
mit den nordiſchen Mächten von 1801 in Bezug-auf fonvoyirte Schiffe ver Fal 
war; ferner dürfen Kaper nah dem gewöhnlichen Gebraude der Seeſtaaten nicht 
in die Flüffe des Feindes innerhalb ver durch Seetonnen bezeichneten Orenzen ein- 
dringen und Schiffe angreifen, wibrigenfalls fie als Seeräuber behandelt werben; 
endlich ift in Folge des Parifer Traftates von 1856 von den meiften Staaten bie 
Kaperei fogar ald abgefhafft angefehen worden; freilich Nordamerila bat fic 
damit nicht einverftanden erflärt. 

Ale Kauffahrteifchiffe find ver Durchſuchung unterworfen, nit aber Kriegs 

fchiffe irgend einer Art, fowie auch wohl nicht andere Staatsfhiffe, deren umver- 
fänglicher Charakter in die Augen fpringt. Die bloße Kriegsflagge kann aber noch 
fein Schiff zum Kriegsſchiffe machen oder überhaupt von der Durchſuchung be 
reien. 
Specieller Zwed der Durchſuchung ift Feftftellung des feindlichen oder neu: 
tralen Charakters im Allgemeinen, ſowie des völlig unfträfliden neutralen Ber: 
haltens nicht blos nad) den allgemeinen Satungen des europäiſchen Völlerrechts, 
fondern auch gemäß ben befonveren Beftimmungen der etwaigen Verträge ver 
durchſuchenden Kriegspartei mit dem neutralen Staate. Ufo wird durchſucht: 
1) um überhaupt die Feindlichkeit oder Neutralität (vd. h. Nichtfeinvlichkeit) des 
Schiffes feftzuftellen; 2) um das Dafein von Kriegstontrebandartifeln aufzudeden; 
3) um eine etwaige Verlegung der Blokade zu bemweifen; 4) um das Vorhanden⸗ 
fein feindlicher Berfonen, Depefchen, Mannfchaften c. am Bord darzulegen. 5) So 
lange der Grundfag „Frei Schiff, frei Gut” nicht allgemein galt, was erft 
durh die Sagungen des Parifer Friedens von 1856 und ihre Billigung von 
Seiten aller Mädte in dieſem Pafjus fichergeftellt ift, durchſuchte man namentlich, 
um das am neutralen Bord etwa vorhandene feindliche Eigenthum (als konfistabel) 
zu entdeden. 

Damit nun bie Unterfuhung feine übeln Folgen für den neutralen Schif- 
fer babe, muß er im Stande fein, zu bemeifen: 1) die Nationalität des 
Schiffes und 2) da diefe regulär von der Nationalität ver Mannfhaft (oder doch 
des Schiffers und eines beftimmten Theiles der Mannſchaft — es herrſcht darüber 
in den einzelnen Staaten feine Uebereinftimmung) abhängt, die Nationalität ber 
Mannihaft, obgleich bisweilen durch befondere Verträge, 3. B. Frankreichs (neuer: 
lichſt 1839. mit Texas) feftgefegt ift, va der Charakter der Mannſchaft burd die 
Nationalität des Schiffes an ſich gedeckt werde; 3) die Beſchaffenheit, Herkunft, Be- 
ftimmung, fo wie ben fpeciellen Eigenthumscharakter ver Ladung, und 4) die Reife, den 
Kurs des Schiffes, fo wie envlich, 5) den Charakter ver Paffagiere. Dies Alles muf 
der Schiffer durch die Schiffspapiere an feinem Borb beweiſen können. Welche 
und wie viele Papiere erforderlich feien, darüber fehlt e8 an allgemeinen Borfchrif- 
ten des europäifchen Völkerrechts. Demnach find die Staaten, befonvers die größe 
ren, meift fehr willfürlih, ja maßlos in ihren desfallfigen Forberungen gewefen. 
Namentlich gilt dies auch von Dänemark. Zuvörberft kommt es natürlid auf bie 
Veftfegungen der etwaigen befonderen Verträge zwifchen dem friegführenden und dem 
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neutralen Staate an. Sodann haben aber die Kriegführenden häufig auch zu An— 
fang des Krieges hierüber willfürlihe Forderungen in Manifeften, Proflamationen, 
Moten ꝛc. aufgeftellt und vie Prätenfion gemacht, Jeden, der fih darnach nicht 
Buchftäblidy richte, bei Entdeckung der Papiermängel durch die Durchſuchung mit 
Wegſchleppung des Schiffes zu beftrafen. Es ift das freilich hart. Füglich follte 
es genügen, wenn überhaupt nur die wefentliden Papiere vorliegen. Dahin 
gehören 1) die Eigenthumspapiere über das Schiff. 2) Auch jett ift e8 noch nöthig, 
ſolche Papiere in Betreff ves Gutes am Bord zu haben, damit neutrale Güter, 
voie dies jest durh die Satungen jenes Parifer Traftates allgemeine Praris ge- 
worden ift, auf feindlihen Schiffen unangefochten bleiben, falls fie dort verladen 
find; 3) die Eonnoffamente und Gertepartien; 4) das Schiffsmannfhaftsverzeihniß 
(Mufterrolle); 5) das Reifejournal; 6) möglichft genaue und officielle anderweitige 
Beweiſe über den neutralen Charakter des Schiffes und auch Gutes, foweit ver- 
feibe nicht aus den Eigenthumspapieren hinlänglich erhellen follte; 7) die Päſſe 
(namentlih auch der Paſſagiere). Wenn fonft fein befonderer Verdacht vorliegt, 
x bat fih die Unterfuhung zunächſt nur zur befhränfen auf eine Prüfung ver 
apiere, 

Das Berfahren bei der Durchſuchung ift nach der Mehrzahl ver hierüber 
abgejhloffenen Berträge, welche fich vorzugsweife dem pyrenäifchen Frieden zwi- 
fhen Spanien und Frankreich von 1659 Art. 17 als Mufter angefchloffen haben, 
gewöhnlich folgendes. Der Kriegführende giebt dem zu durchſuchenden Schiffe ein 
Zeihen, Signal, feinen Lauf inne zu halten (coup d’assurance, semonce). Das 
Signal befteht entweder in einem blinden Kanonenfhuß oder im Aufziehen einer 
Flagge oder im Zurufen oder wie es fonft möglid if. Darauf nähert fi das 
Durchſuchungsſchiff auf ganze oder (nad befonveren Verträgen) halbe Kanonen- 
ſchußweite und jendet von da eine Schaluppe mit geringer Anzahl von Leuten 
(zwei, drei, vier zc.) an Bord des fremden Schiffes, oder man begnügt fi auch 
bisweilen, den fremden Schiffer mit den Seebriefen zu ſich kommen zu laffen, 
wozu aber verfelbe, namentlich bei ftürmifchem Wetter, infofern überhaupt bie 
Papiere einer Gefahr ausgefegt werden, an fi nicht verpflichtet zu fein fcheint. 
Erft wenn fih aus den Papieren felbft oder aus dem Verhalten des Schiffes oder 
der Mannjhaft vor oder bei der Unterfuhung der Verdacht einer Unrichtigfeit in 
der einen ober andern Hinſicht ergiebt, follte billigerweife der Unterfuhung eine 
weitere und fhärfere Ausdehnung gegeben und Schiff und Ladung felbft durch— 
ſucht werben dürfen. Freilich in der Praris diftinguirt man nicht oft jo fein, und 
dehnt meift die Unterfuhung auf Papiere und Schiff zugleich ſchon anfänglich aus. 

Denn fih das fremde Schiff auf das Signal anzuhalten weigert, oder wenn 
es gar 3. B. durch Aufſtecken aller Segel ꝛc. augenſcheinlich zum Entfliehen fid 
anſchickt, jo hat ver Durchſuchende das Recht, augenblidlih Gewalt anzuwenden. 
Doch wird in der Regel erft nur ein ſcharfer Schuß in die Segel und Maſten des 
renitirenden Fahrzeuges geſchickt und erft dann, wenn auch hierauf nicht angehal- 
ten wird, auf den Rumpf des Schiffes ſelbſt gefchoflen. 

Findet der Durchſucher Alles in Orbnung, fo muß er das Schiff ungehin- 
dert weiterfegeln laflen und darf ihm in der Regel feinen befonderen Kurs vor- 
fchreiben. Sind die Papiere nit im Stande, den vollneutralen Charakter zu be— 
meifen oder wird ein Blokadebruch nachgewieſen oder das Dafein von Kriegsfon- 
trebande, feindlihen Mannfchaften, Depefchen ꝛc. konftatirt, oder hat fi das 
Schiff thätlich widerjegt, oder ergiebt ſich das Schiff als ein feinvliches, jo hat 
ver Durchſucher das Recht zur Beihlagnahme und Wegführung (Aufbrin 
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gung), um es vor ein ſogenanntes Priſengericht zu bringen, durch deſſen 
Erfenntniß es gute Prife des Kaptors wirt und in deſſen Eigentbum übergeht. 
Im Fall der Kriegsfontrebande am Bord eines neutralen Schiffes trifft vie Kon- 
fisfation meift nur diefe Artikel, nicht Schiff und übrige Yadung, und man begnügt 
fi) häufig mit Ausladung derfelben, ohne das Schiff aufzubringen. Der Transport 
nad dem Prifengerichte wird fo bewirkt, daß die Mannfhaft des aufgebrachten 
Schiffes auf das durdfuchende (ganz oder auch theilweife, nah Gutbefinden) ge 
Ihafft wird und dafür von dem Kriegsfhiffe Mannfhaften auf den Kauffahre 
gejegt werden. Der Kaptor ift dafür verantwortlid, daß das genommene Schif 
gut geführt und ficher geftellt werde, doc kann er das Schiff auch andermeitig, 
wenn nur ficher, transportiren laffen. (S. den Art. Prifengeridt.) Ueber vie am 
Bord gefundenen Schiffspapiere muß fofort im Beijein des aufgebradten Schiffer: 
ein genaues Verzeichniß gemacht werden; dann find jelbige in ein Behältniß zu 
verfchließen und dies vom Kaptor wie vom Schiffer zu verfiegeln. Aehnliche Bor: 
fihtsmaßregeln find in Bezug auf Koffer, Kaften ꝛc. zu machen. Die Verträge fint 
darüber fehr vetaillirt. 

Das Segeln der Kauffahrer unter Convoy, d. 5. unter dem Schuß ven 
begleitenden Kriegsſchiffen, deren Commandeur auf fein Ehrenwort ven vollneutralen 
Charakter der Kauffahrer verfichert, befreit nad der bisherigen Praris nicht unbe 
dingt von der Durdfuhung; ja das Segeln unter feindlidem Convoy wirt, 
wenn auch beftritten, jo doch meift als ein Bruch der Neutralität angeſehen 
(S. d. Urt. Seekrieg.) 

U. Durchſuchungsrecht zur Unterbrüdung des Sklavenhan— 
dels. — Diefe Unterbrüdung ift das Ziel der europäifhen Mächte feit dem An- 
fang diefes Jahrhunderts. Dahin geht fhon der Parifer Frieden mit Großbri— 
tannien von 1814 Zufagartifel 1 und Deklaration der acht europäifhen Mächte 
auf dem Wiener Kongreß vom 8. Feb. 1815, fowie das päpftliche Breve vom 3. Der. 
1839. Befonders verdienftlid waren die Bemühungen ver englifhen Regierung, 
den afrikanischen Sklavenhandel nad Amerika hinüber zu unterbrüden. Zu dem 
Behufe mußte e8 fehr wirkfam fein, in den dortigen Seegebieten Kriegsfahr- 
zeuge aufzuftellen und viefen möglichft ausgedehnt das Recht zu-verfhaffen, alle 
dort fegelnden Kauffahrteifchiffe der eigenen und fremden Nationen zu durchfuchen, 
um bie im Sflavenhandel begriffenen zu ertappen und zu beftrafen. Die meiften 
Staaten, namentlid) die dabei nicht direft intereffirten, zeigten fi num geneigt, 
ven Sklavenhandel zu verbieten und fi für ihre Schiffe jene Durchſuchung ge 
fallen zu laſſen. Dahin gingen die Verträge zwiſchen England, Frankreich und 
Niederland vom 30. November 1831 und 22. März 1833 nebft den Beitritts- 
alten von Dänemark, 26. Juli 1834, von Sardinien 8. Aug. 1834, der Hanſe— 
ftäbte 9. Juni 1837, von Toskana 24. Nov. 1837. Seit 1841 weigerte fi Fran: 
reid, den Engländern das Durchſuchungsrecht, das den franzöfiihen National: 
charakter beleivigte und oft mit Brutalität geübt wurde, ferner zuzugeftehen. Da- 
gegen ſchloß Lord Aberdeen von Seiten Großbritanniens mit Defterreih, Preußen 
und Rußland am 20. Dec. 1841 einen ferneren Vertrag zur Unterbrüdung bes 
Sflavenhanvels ab. Diefer Vertrag dehnt das Durhfuhungsredht über den gan: 
zen atlantifhen Ocean und an ven weftlichen und öftlichen Küften Afrifa’s aus. 
Die Schiffe follen wie nad den Konventionen von 1831 und 1833 von ben 
Gerichten desjenigen Landes, dem fie gehören, gerichtet werben (Prifengerichten), 
find ferner fhon allein auf Grund ihrer Ausrüftung zum Sklavenhandel zu 
verurtheilen und follen nad) ihrer Berurtheilung zerftört werben. Diefem neuen 
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Bertrage traten fpäter viele Staaten bei: der deutfhe Bund am 19. Juni, 
ver dazu mit Defterreih, Preußen, Rußland den Negerhandel für ebenfo 
ftrafbar wie Seeraub oder Menſchenraub erflärte. Frankreich entſchloß fih nad 
einigen Jahren auf gleihen Fuß wieder zu fontrahiren. Es ſchloß deshalb einen 
Bertrag mit England am 29. Mai 1845 ab. Aber nicht alle Staaten wollten das 
Recht ver Durchſuchung ihrer Kauffahrer durch fremde Schiffe ſich gefallen laf- 
fen. Namentlih ift Nordamerika entſchieden dagegen, indem es, beſonders we— 
gen der erceffiv überwiegenden Seekriegsmacht Englands, in folder Konceffion, 
jelbft zu jo edeln Zwecken eine abfolute Gefahr fieht. Doc ſchloß es mit Eng: 
land am 9. Aug. 1842 eine Konvention, wonach es fich herbeiläßt, eine Flottille 
von mindeftens 80 Kanonen an der afrifanifhen Küfte zur Ueberwahung des 
Sklavenhandels aufzuftellen und eine gewiffe gemeinfchaftlihe Operation mit ven 
dortigen engliihen Kreuzern zu gewähren, ohne aber die fremde Durchſuchung 
ameritanifher Schiffe zu koncediren. — Obwohl nunu aud Brafilien trog vielfacher 
engliicher Bemühungen nicht beigetreten war, fo wagte doch England durch eine 
Barlamentsafte vom 8. Aug. 1845 die brafilianifchen beim Sklavenhandel betroffenen 
Schiffe jogar ohne Weiteres den englifhen Apmiralitätsgerichten zu unterwerfen, 
wogegen aber Brafllien unterm 22. Dft. 1845 feierlich proteftirte, indem es dieſe 
Alte ald evident gegen allen Gebrauch, gegen alle Gerechtigkeit und als eine 
arge Berlegung der Würde und Unabhängigkeit des brafilianifhen Staats erklärte, 

Nenerlih ſcheint das Durchſuchungsſyſtem mehr in Berfall zu gerathen. 
England fcheint fi zu überzeugen, daß jede Seepolizei zulegt doch nicht recht 
von Erfolg fei; es ſucht das Uebel an der Wurzel anzugreifen und veshalb 
feine Beftrebungen direft auf Eivilifirung ver afrifanifchen Negervölfer zu 
richten. 

Wegen des Durdfuhungsrechts in Kriegszeiten ſ. Heffter, Völkerrecht 
(3te Aufl., Berlin 1855) $. 167, von Kaltenborn, Seerecht (Berlin 1851) 
Br. U. 8. 235 ff. Ortolan, diplomatie de la mer II 202 f. Wheaton, 
droit des gens II. 185 ff. — In Bezug auf den Sflavenhanvel: von Kalten- 
born Bd. Il. $. 215 nnd befonders das vollftändige biftorifche Material in Ch. 
de Martens et F. de Cussy, recueil, tom V. 436 ff. v. Kaltenborn. 


Dynaftieen, j. Fürſtenhäuſer. 
Dynaftifche Intereffen, ſ. Monardie, 


E. 


Ebenbürtigkeit. 


Der Begriff „Ebenbürtigkeit“ hängt mit der Standesverfaſſung eng zuſam— 
men; er fann nur bei einem‘, in beſtimmte Geburtsſtände gegliederten Volke vor: 
tommen und beruht auf einem rechtlihen Oegenfage zwiſchen Standesgenoffen und 
Richt-Standesgenofjen. Die rechtliche Wirkung des Ebenbirtigkeitsprincips äußert 
fih in dem Grundfag: daß im gewiſſen rechtlichen Beziehungen nur Standesge- 
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noffen mit einander verkehren können, daß dieſe untereinander eine höhere recht 
liche Berührungsfähigteit haben, als Ungenoffen. j 

Bei diefem Sachverhalt verfteht es fi von felbft, daß der Begriff ver 
Ebenbürtigkeit nur im Zufammenhang mit der ſtändiſchen Entwidlung eines 
Volkes dargeftellt werden kann. Je künftlicher die ganze ftändifche Gliederung eines 
Bolfes geordnet ift, um fo tiefer wird ber Ebenbürtigfeitsgrundfag in bie ver- 
ſchiedenſten Rechtsverhältniffe eingreifen; je mehr eine Annäherung und endliche 
Ausgleihung der Geburtsftände ftattgefunden hat, je weniger wird bas Eben: 
bürtigkeitsprincip in Anwendung kommen. Diefer Sat findet in der Gefchichte 
feine vollftändige Begründung. 

Im Mittelalter wirkt das Ebenbürtigfeitsprincip nicht nur bei allen Stän- 
den, ſondern aud in verſchiedenen Rechtsinſtituten. Es kommt zur Anwendung in 
proceſſualiſchen Berhältniffen und in privatrehtliher Beziehung. Im heutigen 
Recht kommt das Ebenbürtigkeitsprincip nur bei dem hohen Abel in Betracht; 
es ift ein dem Privatfürftenreht ausſchließlich angehörendes Inftitut; 
bei allen andern Ständen hat es rechtlicdy keine Bedeutung mehr. 

Ferner beſchränkt fich auch beim hohen Abel die Wirkfamkeit auf das Fami— 
lienreht, befonders auf die Schliefung von Ehen. Nur im fehr untergeorbneter 
Weiſe übt es nod Einfluß in procefjualifher Beziehung, bei den fog. Pärsgerichts: 
höfen der Standesherren. 

Zur größern Ueberfichtlichkeit zerlegen wir die ganze gefchichtlihe Entwidlung 
des Ehbenbürtigkeitöprincips in drei Perioden: 1) Alte Zeit, bis zum 11. Jahr— 
hunderte; 2) Mittelalter, bis zum Ende des 15. Jahrhunderts; 3) Neuere Zeit, 
der neuere Reihsftant bis zu feinem Untergange. Daran fnüpfen wir 4) eine 
Erörterung über die rechtliche Wirkung des Ebenbürtigkeitsprincips in der Gegen- 
wart, indem wir es als ein Inftitut des heutigen Privatfürftenrechtes juriſtiſch 
feftzuftellen haben. 

I. Alte Zeit bis zum 11. Jahrhundert. Die altveutiche Verfaffung 
ift eine freie Vollsverfaſſung; der Schwerpunkt der politifhen Macht ruht in ver 
Berjammlung der freien Männer. Diefe, die ingenui, boni homines, arimanni, 
exercitales find die vollberechtigten Gemeindemitglieder ; fie entfcheiden im ver 
Bollsverfammlung über alle wichtigen Angelegenheiten, fie finden das Recht in 
den Gerichten, fie vertheidigen im Heerbann, als woaffenfähige Krieger, das 
Baterland. Unter dieſen Freien giebt es allerdings gewiſſe Familien, welche durch 
alten Geſchlechtsruhm ausgezeichnet, eine Art von Mel bilden (Uravel, nobilitas). 
Die Entftehung diefes Uradels entzieht ſich jeder hiſtoriſchen Betrachtung ; ebenfomenig 
laſſen fih in diefer Zeit beſtimmte Vorrechte für ihn nachweiſen. Das Weſen des 
Adels ift Erblichkeit; hierauf, nicht auf das Maß feiner Vorrechte fommt es an. 
In diefer Periode ift der Abel nod fein abgeſchloſſener Stand, er gehört zum 
großen Stand der Freien; nur infofern hat er eine politifche Bedentung. Den 
Freien gegenüber fanden die Unfreien, servi, welde im öffentlichen Leben gar 
feine Berechtigung hatten. Diefe Unfreiheit konnte wohl duch Freilaſſung beendet 
werben, doch gewährte dieſe keineswegs alle Rechte der Freien, am wenigften die 
politifhen. Die Treigelaffenen bildeten zwifchen Unfreien und Vollfreien eine 
Mittelklaffe. Bei diefer hohen Bedeutung der Freiheit (Ingenuität) trat der Ge- 
genſatz zwifchen VBollfreien und Unfreien in den VBorvergrund; nur zwifchen ihnen 
303 das Ebenbürtigfeitsprincip eine ſcharfe Schranke; von einer jtändifchen Ab— 
fonderung des Adels war faum noch die Rebe. 

Diefe ältefte Geburtsftandesverfaffung blieb nah der Völkerwanderung in 
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ven neu gegründeten Reihen, aud im Frankenreiche, im Wefentlichen viefelbe. 
In den Volksrechten werden nur die Ehen zwijchen Freien und Unfreien verboten 
umd oft mit harten Strafen belegt. Der Unfreie, welcher fi mit einer Freien 
verbeiratbet, erhöht dadurd niemals feinen Geburtsftand; eine Freie, welche fich 
mit-einem Unfreien verheirathet, verliert dadurch wenigftens ihre Freiheit. Alle 
Kinder aus folhen Ehen folgen immer ver ärgern Hand, d. h. demjenigen Eltern- 
theil, welder niedriger geboren ift. Ja, einige Volksrechte festen auf ſolche Ehen 
vie ZTodesftrafe; befonders ftreng waren fie in den Volksrechten der Langobarden, 
ter Sadjen, der ripuarijchen Franken, der Weftgothen verpönt. Auch die Ehen 
jwijchen den verſchiedenen Arten der Unfreien waren nicht geftattet, ebenfowenig 
follten ſich Hörige und Freigelaffene miteinander verheirathen. 

In dieſen Sphären galt in der erften Periode das Ebenbürtigkeitsprincip 
in feiner ganzen Strenge; Geburtsftandesgleichheit bildet die nothiwendige VBoraus- 
ſetzung zur Entftehung einer rechtlich wirkſamen Verwandtſchaft; Unebenbürtige 
tonnten die Rechte eines Mitgliedes der Sippe nicht erwerben. Allein alle viefe 
Beftimmungen bezogen fih nur auf die verfhiedenen Klaffen der Unfreien; gegen 
Ehen freier Perjonen untereinander konnte vom Standpunkt der Ebenbürtigkeit 
fein Einwand erhoben werben. Die gemeine Freiheit hatte noch eine fo hohe Be- 
deutung, daß Übel und Freiheit, im Gegenſatz zur Knechtſchaft und Hörigfeit, 
faft für identiſche Begriffe galten. 

II. Mittelalter vom 11. bis zum Ende des 15. Jahrhunderts. 
Schon am Ende der vorigen Periode entwidelten ſich Berhältniffe, welche ven 
ionft jo hohen Werth ver Gemeinfreiheit herabjetten. Durch Drud und Beamten- 
willtür verloren viele fleine Gemeinfreien ihr Grundeigenthum; fie begaben ſich 
in den Schug der Mächtigen, der geiftlihen und weltlihen Großen, ließen ſich 
auf ven Gütern verjelben nieder und mußten Abgaben und Dienfte leiften. Viele 
der großen Örundbefiger erwarben für ihre Befigungen die Immunität, welde 
anfangs nur in der Vertretung ihrer freien und unfreien Hinterfaffen beftand, 
ſich aber allmählig in eine felbftftändige Gerichtsbarkeit verwandelte; dadurd wurde 
einerfeits die Gauverfaffung durchlöchert und endlich gefprengt, andererſeits wur: 
den baburd vie äffentlich- rechtlichen Verhältniſſe der freien Hinterfaffen, die fonft 
freie Gaugenoſſen waren, fehr beeinträchtigt. Es entwidelte ſich eine mächtige 
Beamtenariftofratie der Herzoge und Grafen, melde bei zunehmender Schwäche 
ves Königthums immer mehr Gelegenheit fanden, ihre großen Reihsämter und 
Beneficien ebenjo erblic zu machen, wie ihre Allovtalfamilienbefigungen von Ur- 
iprung an es gewefen waren. Aus den großen Reichsbeamten wird ein erblicher 
Fürſtenſtand, welder im 12. und 13. Jahrhunderte fhon als ein fertiger Stand 
der Hochfreien, der Semperfreien dafteht. Während der Sachſenſpiegel noch 
mehr an dem veralteten Princip der erften Periode hängt und den Hauptaccent 
auf vie Bollfreiheit legt, hat fi jhon im Schwabenfpiegel die neue Stanbes- 
verfafjung vellftändig ausgeprägt. Die Hochfreien oder Semperfreien find hier ein 
abgefchloffener Stand und zwar der höchſte Stand ver Nation, ein herricen- 
ver Übel. 

Am beftimmteften fpricht fih das Standesprincip des hohen Adels in dem 
Art. 7O (Laßb.) aus: „Ez is niemen semper vri . wan des vaters und muter. 
und der vater und der muter sempaer vri warn .. die von den miteln vrien sint 
geboren . die sint och mitel vrien. und ist ioch die muter sempaer vri und der 
vater mitel vri.. diu kint werdent mitel vrien . und ist der vater semper vri und 
diu muter mitel vri . diu kint werdent aber mitel vrien.* Wie fonft nur für 
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Ehen zwifchen Freien und Unfreien, fo gilt jest auch für Ehen zwiſchen Semper: 
freien und allen andern Klaffen der Freien ver Grundfag: „das Kind folgt ve 
ärgern Hand“. Diefe Semperfreien find der herrſchende Stand im deutſcher 
Reihe, indem fie einerjeits als Landesherren ein beftimmtes Territorium vegieren 
andererfeit8 als Theilhaber an den Reihsverfammlungen ein Mitwirfungsrecht be 
der Reichsregierung haben. Wegen des legtern Rechts gerade heißen fie Semper: 
freie, welches Wort aus „Sendbarfrei“ entjtanden ift; es find demnach Diejenigen 
Freien, welche beredhtigt find, des Kaifers Send, synodus, Berjammlung zu ke 
ſuchen. Alſo gerade auf diefe Gigenfchaft, welche fpäter als Reihsftannicat 
bezeichnet wurde, legte man damals ſchon das Hanptgewidt. 

Während fi jo ein Theil ver Freien unter günftigen Umftäuden zur dem 
berrihenden Stande der Nation hbinaufarbeitete, wurde eine große Anzahl ve 
frühern Freien zur Vogteipflichtigkeit, - ja zur Hörigfeit hinabgedrückt. Der alt 
Stand der Freien löste fid) auf, die gemeine Freiheit verlor ihre hohe Bedeu 
tung. Die Gemeinfreien, welde ſich gegen vererblihe Abgaben in ven Schuß ver 
Mächtigen begeben hatten, wurden als Pfleghafte, Bogtleute, advocatii be 
zeichnet und in manden Beziehungen ganz wie Cigenleute behandelt. Dagegen 
hatte fih eine Klaffe der frühern Unfreien zu einer höhern Stellung emporgefchwun- 
gen; es waren dies die fog. Dienftmannen oder Minifterialen. Diefelben 
wurden früher ganz wie Cigenleute behandelt, doch nur zu ehrenvollem Dienſten 
namentlich Kriegs- und Hofdienften gebraucht, fie führten eine kriegeriſche Lebensar 
und befaßen Beneficien, anfangs nad Hofredt, fpäter aud nad) Lehenrecht. Eim 
gleiche Friegerifche Yebensart führten zum Theil diejenigen Freien, welche ihren alter 
Freiheitsftand bewahrt, jede Vogteipflichtigkeit und Zinsbarfeit von ſich ferngebalten 
und ihr altes Allod in feiner Freiheit behauptet hatten. Wegen ihrer Schöffenbarfeit 
im Grafending hießen fie die Schöffenbarfreien. Mit dem Untergang des alten 
Heerbanns, mit der fteigenden Bedeutung des Neiterbienftes verloren die Kleinen 
Gemeinfreien ihre alte Waffenehre; nur die größern Freien waren fähig ve foft- 
fpieligen Roßdienſt zu leiften. Die Waffenfähigfeit, früher eine ehrende Eigenihait 
aller freien, bejchränfte ſich jegt nur auf eine Heine Anzahl von Freien, fie wurde 
zu einer ariftofratifhen Auszeihnung. So entftand das Rittertbum. Diejeibe 
Eigenfhaft ver Waffenfähigkeit und der kriegerifchen Lebensweife fand ſich aber auch 
bei einem Theile der Unfreien, ven Minifterialen, vor. Dadurch wurde allmählis 
eine Verſchmelzung der Minifterialen und der ritterbürtigen Freien vorbereitet und 
endlich durchgeführt. Aus den Minifterialen und einem Theil der Schöffenbaren, 
die ſich einer erblichen friegerifhen Lebensweife befleißigten, entftand ein mener 
Stand, der Ritterftand, deſſen Yebensprincip kriegeriſche Ehre war. 

Im Sachſenſpiegel hat fich diefer neue ftändifhe Entwidlungsproceß noch nicht 
firirt, es ift dafelbft nody wenig von Rittern die Rede; im Schwabenſpiegel fint 
bie Ritterbürtigen bereits als die Mittelfreien zu erkennen; im Heinen Kaiſerrechte 
(aus dem 14. Jahrhundert) bildet das Nitterthbum bereit den Mittelpunkt -ver 
ftändifchen Entwidlung. So fteht im 14. Jahrhundert als zweiter Geburtsftand 
neben den Semperfreien, nobiles, der Stand der Ritterbürtigen, milites. 
Jener ift der erbliche Herrſcherſtand, dieſer ver erbliche Kriegerſtand. 

Erſt allmählig wurde der Ritterſtand, nicht aber die Ritterwürde, erblich. 
Anfangs war die Abſtammung von Rittern keine nothwendige Vorausſetzung. Aber 
ſeit dem 12. Jahrhundert wurde es anders; die Ritterbürtigkeit wurde die Be— 
dingung zur Erwerbung der Ritterwürde, zur Erwerbung von Lehen, zur Führung 
der ritterlichen Waffen und zur Theilnahme an den Turnieren. Die ritterbürtigen 
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Geſchlechter ſchloſſen fih immer mehr gegen die übrigen ©emeinfreien ab und 
bileeten einen höher berechtigten Geburtsftand unter den freien. Keineswegs allen 
Scöffenbaren gelang es in dieſen Ritterftand zu treten, fo daft dadurch ein Theil 
per Umfreien, die Dienftmannen, einen höhern Geburtsftand errangen als ein 
großer Theil der frühern Freien. Innerhalb des Nitterftandes verſchwand feit dem 
14. Jahrhundert jeder Unterſchied zwifchen freien und unfreien ritterbürtigen Ge— 
ſchlechtern völlig, indem die Dienftmannen jede Spur ihrer frühern Mnechtifchen 
Eigenſchaft abftreiften. Der Gegenfag zmwifchen Freiheit und Unfreiheit fand nur 
noch in dem unterften Sphären der Gejellihaft ftatt. Während aud in ven 
Städten die Unfreiheit völlig verfhwand (die Luft macht frei), unterſchied man 
unter den Bauern no Freie und Unfreie. Um fo ſchärfer prägte fidh der Ge- 
genfag zwiihen Edlen und Gemeinen aus; die Geburtsftandesverfaffung wurde 
von dem feudaliftifhen Princip völlig durchdrungen. 

Mit diefer neuen Standesentwidlung erhielt aud der Begriff der Ebenbürtig- 
teit eine weitere Wirffamfeit. Wie ſich die Semperfreien, die Familien des Herren- 
ftandes, von allen andern Klafien trennten und ein befonveres Geburtsrecht in 
Anſpruch nahmen, fo ſchloß fih aud der neu gebildete Ritterftand gegen bie 
Semeinfreien ab. Die zu Schild und Helm Gebornen betrachteten fih als Ge— 
noffen, alle andern ald Ungenoſſen. Ueberhaupt unterfhied man bei viefer 
feubaliftifchen Geburtsftanvesverfafiung: 1) Genoſſen, 2). Ungenofjen oder Unter- 
genofjen, 3) Uebergenoflen. 

Die redtlihen Wirkungen des Ebenbürtigfeitsprincips zeigten ſich im ver- 
ſchiedenen procefjualifhen Inftituten : 

1) beim gerihtlihen Zweifampfe. Bier ftand feft, daß Niemand ver- 
pflihtet war die Herausforderung eines Untergenoffen anzunehmen; nur einem 
Genoſſen oder Uebergenoffen durfte man den Kampf nicht meigern ; 

2) beim Zeugniß. Keiner durfte über den Andern ein gerichtliches Zeug- 
nig ablegen, wenn er nicht deſſen Genoffe oder Uebergenoffe war. Niemand brauchte 
das Zeugniß eines Untergenofjen gegen ſich gelten zu laſſen; 

3) beim Urtheilfinden. Es braudte Niemand ein Urtheil über fich fällen 
zu laffen außer von feinen Genoſſen; man konnte jeden Urthelsfinder unter feinem 
Stande zurüdweifen. 

Uebrigens konnte in allen diefen drei Fällen des gerichtlichen Verfahrens ver 
Uebergenoffe auf fein Recht der Rekufation verzichten und 3. B. das Zeugniß, das 
Urtheil des Untergenoffen gegen ſich gelten laſſen. 

Natürlih machten fih die neuern Geburtsftandesunterfhiede vor allem im 
Eherecht geltend. Wie oben bemerkt, hatten fi die Semperfreien auch in dieſer 
Beziehung bereits von allen andern Ständen gefchieden. Nicht fo ſchnell gelang 
es den Nitterbürtigen fih im Eherechte von den nicht=ritterbürtigen Freien zu 
trennen. Anfangs galt nody die Ehe zwiſchen den ritterbürtigen und den nicht- 
vitterbürtigen, aber vollfreien Geſchlechtern für ebenbürtig; die freie, nicht ritter- 
bürtige Frau wurde ihres Mannes Genoffin: „NRittersweib hat Rittersrecht." 
Allein immer fhärfer wurde die Grenze zwifchen Ritterbürtigen und Nicht-Ritter- 
bürtigen gezogen und wenigftens im Lehenrecht wurden Kinder aus folden Ehen 
nicht für fucceffionsfähig angejehen und folgten der ärgern Hand. Während man 
früher, noch im ſächſiſchen Lehenreht, nur Abftammung von einem ritterbürtigen 
Bater und Großvater verlangte, wurde fpäter Erforbernig „von Vater und 
Mutter rittermäßig, Schildes- und Wappengenoß zu fein”. Als die feubaliftifchen 
Geburtöftandesunterfchiede ihren Höhepunkt erreicht hatten, galt es als Grundſatz, 
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daß aud in eherechtlicher Hinfiht nur Genofjen fih miteinander 
verbinden follten. Ehen zwijchen Ungenoffen waren zwar nidyt abjolut ver- 
boten und unmöglid, aber ſtets mit rechtlihen Nachtheilen verbunden: der Mann 
aus einem höhern Stande zog feine niedrigere Frau nit mit zu-fih herauf; vie 
Frau aus einem höhern Stande ſank dagegen in den Geburtsſtand ihres niedriger 
gebornen Mannes herab; die Kinder folgten immer der ärgern Hand. 

Diefe Ebenbürtigkeitsgrundfäge im Eherecht wirkten nit nur auf das Ber: 
hältniß der Gatten zu einander und der Eltern zu den Kindern, fondern aud 
auf die weitern Verwandtſchaftsrechte ein. Eine rechtlich wirkſame Blutsverwantt- 
ihaft war nur unter der Vorausſetzung der Ebenbürtigfeit möglih, der tiefer: 
ftehende Ehegatte wurbe in rechtlicher Beziehung kein Glied der Sippe oder Blut 
freundſchaft, er erwarb durch feine Ehe durchaus feine Berwandtenre dte; 
eine Verwandtentutel und eine Erbfolge nad; Geblütsreht war nur unter Eben: 
bürtigen möglich; Ungenofjen blieben ausgeſchloſſen. 

In diejes künftlihe und vielgeglieverte Geburtsſtandesſyſtem des fpätern vent- 
ſchen Mittelalters trat nun feit dem 15. und 16. Jahrhunderte, als eine neue 
Macht, das römifhe Recht, deſſen Aufgabe es in vielfader Beziehung war, 
die ftarren Schranken des Feudalismus zu brechen und ven Begriffen ver Staats 
einheit und ber bürgerlichen Gleichheit wieder Geltung zu verjchaffen. Diejes 
leitet un® zur dritten Periode über. 

IL. Neuere Zeit; der neuere Neichöftaat bis zum Untergang 
deffelben. Das ältere römifche Recht hatte in fi ähnliche Gegenfäge durchge 
macht wie das deutfche; jene Kämpfe über das connubium zwiſchen Patriciern 
und Plebejern waren aber feit Jahrhundeten ausgefämpft und das juftinianijce 
Recht hat jeves Eheverbot aus Standesrüdfichten zwiſchen Freien aufgehoben. 
Ale Ehen unter Freien galten für gleich und rechtlicy wirffam; vie Frau trat in 
den Stand des Mannes, mochte fie vorher einem höhern oder niederen Geburts- 
ftand angehört haben, fie theilte alle feine Würden und Ehren, die Kinder folgten 
dem Bater. Weder in dem Vormundſchafts- nod im Erbrecht fam Standesungleidy 
heit in Betradht. Nur Ehen zwifchen Freien und Sklaven waren rechtlich unmög— 
lid. So ftand das römifche Recht im Wefentlihen zwar auf demfelben Standpunkt 
wie das alte deutſche Recht der erften Periode, es bildete aber einen fchroffen 
Gegenſatz zu dem ausgeprägten feudaliftiichen Geburtsftandesunterfchied des fpätern 
mittelalterigen Rechtes, welches zur Zeit feiner Neception das geltende war. 

Mit diefen Grunpfägen des römischen Rechtes maßen die Iuriften die deut: 
ſchen Geburtsftandesverhältniffe; in ihren Schriften ignorirten fie die deutſchrecht— 
lihen Ebenbürtigfeitsprincipien vollftändig oder erklärten fie in ihrer romanifiren- 
den Weife für unvernünftige Gewohnheit („consuetudo non magna ratione suffulta“). 
In der Gloſſe zum ſächſiſchen Land- und Lehenreht haben dieſe romanifirenven 
Principien fhon tiefe Wurzeln gefchlagen. Es heißt dafelbft: „des Mannes Ehre 
zieret fein Weib und adelt fie” ; „es find fonft kein ander leut in ver Welt mehr, 
als eigene und freie", 

Diefe von den römiſch gebildeten Juriften behaupteten Grundſätze konnten in 
gewiffer Beziehung um fo eher Gültigkeit gewinnen, als fie mit einer wirklich 
berechtigten Zeitrihtung, mit einem praftifchen Lebensbedürfniß Hand in Hand 
gingen. Der jchöpferifche Keim war aus der mittelalterigen Geburtöftandesverfaf- 
fung gewichen; die bisherigen Geburtsftandesunterfchievde verſchwanden oder ver- 
loren wenigftens ihre bisherige Schärfe. Entſchieden wurde es zu einer allgemein 
anerfannten Lehre des gemeinen Rechtes, daß die Ehe zwifhen einer Per: 
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fon des Ritterftandes mit einer bürgerlichen feine Mißheirath, ſon— 
dern eine ebenbürtige Ehe fei und daß aud bier die Kinder dem Stande 
des Baterö, nicht der ärgern Hand, folgten. Mit der Veränderung des Kriegs— 
wejens verlor der Ritterftand feine hervorragende Bedeutung, er konnte daher den 
übrigen Freien gegenüber feine abgefchloffene Stellung nicht mehr behaupten und 
jo wurbe bier dem römijhen Recht der Sieg über das alternde feudaliftifche Princip 
der Geburtöftandesverfaflung möglid. 

Anders verhielt e8 fih mit dem Stand der Semperfreien, deſſen Kern wir in 
ven reichsſtändiſchen Häufern wieder finden. Allerdings verfuchten die Romani- 
ſten aud gegen ihn ihre nivellirenden Principien in Anwendung zu bringen; aber 
ihre Theorie konnte bier feinen feften Boden gewinnen, weil ihr die lebendige 
Macht der Thatſachen nicht zur Seite ftand. Während der Nitterftand, als erb- 
licher Kriegerftand, mit der alten Kriegsverfaffung fein Yebensprincip verlor, wurde 
die Stellung des Herrenftandes durch dieſe Veränderung nicht gefährvet; vielmehr 
bob fi feine Bedeutung mit der weitern Entwidlung der deutſchen Reichsverfaſ— 
jung immer mehr. Diejer hohe oder herrſchende Arel wurde der Inbegriff der 
jenigen Geſchlechter, welche Landeshoheit und Reichsſtandſchaft beſaßen. Dieſe bei- 
den Rechte gewährten dieſen Familien eine ſo glänzende und hervorragende Stel— 
lung, daß ſie ſich in ihrer abgeſchloſſenen Geburtsſtandesverfaſſung nicht nur 
behaupten, ſondern auch noch befeſtigen konnten. Durch die Vereinigung des 
Herrenftandes in reichsſtändiſchen Kollegien wurde die Grenze gegen alle andern 
Stände auf's jchärffte gezogen. 

Die romanifirenden Juriften ftellten freilich in ihren Schriften aud bier den 
abftraften Grundſatz bin, daß jede Ehe eines reichsftändifchen Herrn mit einer 
Freien eine vollgültige und ebenbürtige Ehe fei. Ignorirten fie doch überhaupt 
jede Rechtsbildung, die fih nicht aus dem Corpus juris fonftruiven ließ. Wer 
aus ihren Schriften das wirflihe Herfommen des deutſchen Fürftenftandes ken— 
nen lernen will, jchöpft daher aus trüber Duelle Gin praftiiher Staatsmann 
dagegen, wie Beit Ludwig von Sedendorf in feinem berühmten deutſchen Fürften- 
ftaate bezengte 1655 das Gegentheil: „Nach altem Herfommen Deutſchlands ver- 
heirathen ſich vie deutſchen Fürften und vornehmen Neihsgrafen an feine andern 
Perfonen, als welche aus fürftlichen, gräflichen oder venfelben gleichgeachteten Ge— 
ſchlechtern geboren find; und find Erempel anzuziehen, daß im Falle es eine 
fürftlihde und hohe Perſon hierin anders gehalten und an eine gemeine vom 
Adel oder bürgerliche Standesperfon fi vermählte, es ihnen nicht allein zur 
töten Nachrede gereicht, fondern aud den aljo erzielten Kindern ihr Stand und 
Recht zur Landesregierung fehr befhnitten, auch wohl aberfannt oder fie mit 
geringen Gütern abgewiefen worben.” Der befte Beweis für viefes feſtſtehende 
Herfommen des Fürftenftandes ift, daß man in fo vielen fürftlihen Häufern durch 
fo viele hundert Jahre findet, daß die Fürften nur Ehen mit reichsſtändiſchen 
Gefchlehtern gefhloffen haben und unter fo vielen hunderten fürftliher Vermäh— 
lungen bis in das 16. Jahrhundert ſich faum ein paar Beifpiele des Gegentheils 
nachweifen laffen. Allein dieſes im Fürftenftand beftehende unleugbare Herfommen 
wurbe jeit dem 16. Jahrhundert allerdings durd zwei Umftände einigermaßen 
gefährbet: 

1) durch eine faljche Anficht vieler Juriften, welde ven fog. nievern del 
für venfelben Stand mit dem Herrenftand oder hohen Abel hielten und deßhalb 
Gleichheit einer Ehe zwifchen Mitgliedern des hohen und niedern Adels behaup- 
teten. Eine ſolche grundfalſche Anficht war nur möglich in einer Zeit, wo jede 
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biftorifche Kenntniß der eigenen Rechtszuftände fehlte und man fi allein an vie 
nominelle Gleichheit der Bezeihnung hielt. Im ftreng-veutfhen Sinn des frühen 
Mittelalterd war nur der Herrenftand wahrer Übel; ver fog. nievere Adel war 
ein Stand der Dienenden, veflen Glieder zum großen Theil aus wirkliche 
Unfreiheit fich emporgearbeitet hatten, ver hohe Abel dagegen ein Stand ber 
Herrfhenden, welher wie im Reihe, fo im eingelnen Territorium zur Ber: 
[haft berufen war. 

2) Durd die kaiferlihen Standeserhöhungen, welde feit vem 15. Jahr- 
hundert die frühern Standesunterfchieve zu verwifhen begannen. Der Kaiſer galt 
als Duelle aller Gnaden, “Titel und Würben. („Und ift auch kein Übel... er 
fei von Königen, Fürften, Herm oder andern, ber feinen Anfang anders habe, 
dann von dem heiligen Reiche, ald dem Grunde alles Wels“, heißt es in einem 
Diplom K. Sigismunds vom I. 1473.) Als mit dem Unfange des 15. Jahr 
hunderts die Titel des hoben Adels vom Kaifer öfter an ritterbürtige Familien 
verliehen mwurben, zweifelte Niemand daran, daß ein fo erhobenes lecht in 
die Genofjenfhaft der alten Semperfreien eintrete, es erhielt alle Vorrechte wei 
hohen Adels, befonvders die Reichsſtandſchaft, obgleich die bloße Standeserhöhunz 
fein reihsunmittelbares Gebiet gewähren konnte. Damals umfaßte ber Begriff wei 
hohen Adels alle fürftlichen, gräflihen und freiherrlihen Familien; fie alle ware 
oder wurben als ſolche reihsftändifch. Die Reichsſtandſchaft hing in viefer zeit 
nicht mehr wie früher nothwendig mit der Lanveshoheit zufammen, fie wurbe al 
ein perfönlihes Recht betrachtet. 

Wäre diefe rechtliche Auffafjung des Hohen oder reichsſtändiſchen Adels vie 
berrfchende geblieben, fo wäre damit allerpings die alte Grundlage dieſes Stanbei 
zerftört worden. So lange es dem Kaifer völlig frei ftand, jeden Günftling nad 
Belieben in diefe erlauchte Genoſſenſchaft einzuführen und ihm damit die Höchften 
Prärogative zu verleihen: war die Geburtsftandesverfafiung des hohen Adels einer 
bedrohlichen Auflöfung ausgefegt. Alleiır fehr bald ermannten fid die alten Ge— 
fchledhter des hohen Adels und brachten ven in Vergefjenheit gerathenen Gruntiag 
von der dinglichen Grundlage der Reichsftandfhaft wieder in Erinnerung und 
im Jahr 1653 zur Anerkennung in der Wahlfapitulation; der Beſitz eines reiche 
unmittelbaren Gebiets mit Landeshoheit wurde die reichsgefegliche Bebingung ver 
Reihsftandfchaft. Die Ertheilung eines hohen Adelstitels von Seiten des KRaifers 
reichte nicht mehr zur Erlangung der Reichsſtandſchaft hin; es gehörte dazu mod 
hinreihende Oualificirung mit einem Immebiatbefig und Zuftimmung des kurfürft- 
lihen und desjenigen Koflegiums, in welches die Aufnahme ftattfinden follte. 
Kamen dieſe Bedingungen nicht hinzu, fo blieben die neu erhöhten Adelsgeſchlechter 
unverändert in ihren biöherigen ftaatsrechtlichen Berhältniſſen, wenn fie audy eben 
fo erhabene Titel wie die reihsftändifhen Gefchlehter führten. Diefe Fürften, 
Grafen und Herren konnten, dem blos ritterbürtigen Adel gegenüber, keine ftaats- 
rechtlich bevorzugte Stellung in Anfprudy nehmen. 

Da der Begriff des hohen Adels nie reichsgefeglich feitgeftellt worben äft, je 
entftand unter den Juriften ein lebhafter Streit, ob dieſe hochtitulirten, aber nicht 
zur Reihsftandichaft gelangten Gejchlechter zum hohem Übel zu rechnen feien, wo— 
mit natürlid die Entſcheidung über die Ebenbürtigkeitsfrage eng zufammenbing. 
Dejahte man dieſe Frage, jo konnte jeve Ehe eines Reichsſtandes durch einen 
faiferliden Gnadenbrief in eine ebenbürtige verwandelt werben. In ber That 
wurden auch ſolche kaiſerliche Stanveserhöhungen ausgewirkt und benugt, um eine 
an fi umebenbürtige Ehe im eine gleiche und ebenbürtige zu verwandeln. Bei den 
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verfhiedenen Anfichten der Juriften über den Begriff des hohen Adels und vie 
Grenzen der Ebenbärtigkeit konnten ſolche Stanbeserhöhungen zur Erhebung von 
Anfprüden, Seitens der Defcenventen aus folhen Ehen, benugt werben und bei 
ver ſchwankenden Praris der NReichsgerichte ließ fih der Erfolg eines ſolchen Pro— 
ceffes nicht mit Sicherheit vorausfehen. 

Die reihsftändifhen Häufer benugten daher einen befonvers hervorſtechenden 
Fall von Mißheirath, um dem Standeserhöhungsreht des Kaifers Schranken zu 
ziehen. Herzog Anton Ulrih von Sahfen-Meiningen hatte fih mit einer Perjon 
bürgerlihen Standes, Philippine Eliſabeth Cäfarin (nicht Schurmann, wie fie 

ewöhnlich genannt wird) verheirathet; er erwirfte für viefe feine Gemahlin ein 
Frftenbiplom von K. Karl VI. im Jahr 1727, ihre Kinder wurven „nad ge 
meinen Rechten" für rechtgeborne Fürften und Fürftinnen, ja felbft für ſucceſ— 
fionsfähig erflärt; leßteres wurde jedoch bereit vom Kaiſer 1731 wieder fus- 
pendirt. Diejer Fall im Haufe Sachſen, welches von jeher vie ftrengften Eben- 
bürtigteitsgrundfäge behauptet hatte, erregte die Aufmerkſamkeit des Fitrftenftandes 
im höchſten Grade, und veranlafte die Aufnahme folgender kaiferliher Zufage in 
die Bahlfapitulation von 1742 Art. XXII S. 4: 

„Roh auch den aus unftreitig notorifher Mißheirath erzeugten 
Kindern eines Standes des Reiches oder aus folhem Haufe entiprofienen Herrn 
zur Berfleinerung des Haufes die väterlichen Titel, Ehren und Würden beilegen, 
vielmeniger biefelben zum Nachtheil der wahren Erbfolger und ohne deren befon- 
dere Einwilligung für ebenbürtig und fucceffionsfähig erflären, auch wo vergleichen 
vorhin bereits geihehen, ſolches für null und nichtig anfehen und achten.” Hierzu 
wurben in der Wahlfapitulation von 1790 noch folgende Zufäge gemacht: Nach 
ven Worten: „unftreitig notorifher Mißheirath“: „oder einer gleich anfangs ein- 
gegangenen morganatifhen Ehe", und am Schluffe: „Soviel aber die noch 
erforverlihe nähere Beftimmung anbetrifft, was eigentlich notoriſche Mißheirathen 
jeien, wollen Wir den zu einem barüber zu faflenden Regulativ erforderlichen 
Reichsſchluß baldmöglichſt zu befördern uns angelegen fein laſſen.“ 

Ein ſolcher Reichsſchluß ift aber nicht erfolgt; eine gefeglihe Regulirung 
der Ebenbürtigkeitsverhältniffe der reichsftändiihen Häufer hat daher nie ftattge- 
funden. Wie in den meiften Lehren des Privatfürftenrechts, fo beruht auch hier 
alles auf dem Herkommen der reihsftändifchen Häufer. Auf dieſes nimmt 
auch jene berühmte Stelle ver Wahlfapitulation allein Rüdfiht; fie will keines— 
wegs irgend einen neuen Begriff von Mißheirath aufftellen, fondern nur das 
alte Herfommen beftätigen. 

Bei viefem Mangel geſetzlicher Beftimmungen über Mißheirathen ftellten vie 
Juriſten fehr verfchievene Grundfäge auf. Manche ftarre Romaniften fuhren fort, 
auch auf die Ehen des Fürftenftandes die Grundfäge des römischen Rechtes un- 
bepingt anzuwenden und erflärten jede Ehe mit einer freien Perfon für eben- 
bürtig. Allein nad jener Stelle der Wahlfapitulation war eine folhe Behauptung 
tanım noch möglich. Wir finden daher unter den neuern Staatsrechtslehrern eigent- 
ih nur nod zwei Hanptaufichten vertreten: 

1) vie larere Anficht, welche behauptet, daß der hohe Adel, d. h. Abftam- 
mung aus einem Geſchlechte, welches Reichsſtandſchaft und Landeshoheit befige, 
fein wefentlihes Erforderniß für die Gleichheit ver Ehe fei. Die Vertheidiger die- 
fer Anficht gehen mannigfach auseinander und es ift bald auf alten ftiftsmäßigen 
Adel, bald auf Reihsunmittelbarteit, bald auf erlangte Titel des hohen Adels 
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Gewicht gelegt, bald blos der Beſitz der Standesredhte des niedern Adels ver 
langt worden; 

2) die ftrengere Anficht, welche hohen Adel, im oben feftgeftellten Sinn ve 
Wortes, als Erforderniß für die Ebenbürtigkeit der Ehen anfteht. 

Diefe beiden Anfichten befämpften fi, auch feit Erlaß der Wahlfapitulation, 
unaufhörlid ; und es ift eine merfwürdige Erſcheinung, daß fi in biefer wichtiger 
Frage die beiden größten Heroen des älteren deutſchen Staatsrechts gegenüberftanden. 
3. 3. Mofer huldigte ver larern, I. St. Pütter der ftrengern Anficht. Der 
ehrwürdige Neftor des deutſchen Staatsrechts, I. I. Mofer, ift weit entfernt 
von jener unhiftorifchen Weije ver ältern Romaniften; er giebt zu, daß es aller 
dings im Mittelalter bis zum 16. Jahrhundert ein feitftehendes Herkommen ve 
deutfhen hohen Adels war, nur unter ſich Ehen mit voller rechtliher Wirkumg 
zu fchliegen und jede Verbindung mit tem nievern Abel als eine unebenbürtige zu 
behandeln, er giebt ferner zu, daß auch zu feiner Zeit „vie meiften und gefdid: 
teften Staatsrechtslehrer es fir ein matrimonium juridice inequale und vi 
Kinder daraus für jncceffionsunfähig halten”, aber er behauptet: „daß es im ben 
legten Jahrhunderten nah und nad zu einem wahren und redhtsfräftigen Her 
fommen geworben ſei, daß die Ehe eines Fürften mit einer gebornen Alten von 
Adel quoad eflectus juris eine fürftenmäßige und gleihe Ehe fei“. 

Mofer beruft fi zur Begründung dieſes angebliden neuern Herfommen: 
auf ſieben Beifpiele, in welchen vie Wirkjamfeit der Ehen mit dem niedern Ax 
anerfannt worden fei. Solche einzelne Yale fünnen nur dann eine für das Her 
fommen entf&heidende Thatfache werden, fofern ſich zugleih annehmen läßt, daß 
man die Regel, welde bier befolgt worven ijt, ald eine von dem gefammten 
Fürftenftand beobachtete betrachtet hat. Mit Recht ift aber dagegen und wider vie 
Ableitung eines allgemeinen Reihsherfommens aus dieſen fieben Fällen geltend 
gemacht worden, daß entweder die Agnaten ſolche Ehen anerfannt haben, wodurch 
jede Ehe, auch die mit einer Bürgerlichen, zu einer ebenbürtigen gemacht werden 
fann, oder daß befondere Umftände, namentlidy religiös-politiiche Rüdſichten, 
vergleichen Mißheirathen die volle Wirfung einer gleihen Ehe verichafften. 

Terner berufen ſich Mofer und feine Anhänger auf die Praris der Reiche: 
gerichte, beſonders des Reihshofraths. Allerdings laſſen fih einzelne ſolche Er- 
fenntniffe anführen, wo Ehen des Yürftenftandes mit dem nievern Adel als gleiche 
behandelt worden find; aber die Praris ift durchaus feine fonftante geweſen, ſon— 
dern e8 liegen ebenjo Erkenntniſſe in contrarium vor. Nie haben aber die Neid: 
gerichte auf Das Herkommen felbft, ald etwas Erwiejenes erkannt, fondern 
ihre etwa bierher zu ziehenden Erfenntnifje ftügen fih nur auf ihre romanifirende 
und völlig unhiſtoriſche Theorie. Aber ließe fich felbft annehmen, daß die Reiche- 
gerichte fich jemals auf das Herfommen berufen hätten, jo würde doch ein ſolches 
Urtheil nicht mehr begründen, als daß es Recht unter den ftreitenden Theilen 
geworben ift. In einer Sache, wo es für Gegenftand ver Geſetzgebung des 
Reichs erklärt worden war (durch die Wahlfapitulation Karls VIL) über das Her- 
fommen etwas Entſcheidendes feitzufegen, konnte nicht einmal in frühern reiche- 
gerichtlichen Erkenntniſſen eine Entſcheidung über das Herfommen gefucht werben. 
Ein ſolches reichsgerichtliches Erkenutnig hätte nur dann eine entſcheidende Norm 
werben fünnen, wenn der Kaifer und die gefammten Reichsſtände ausdrücklich over 
ſtillſchweigend eine ſolche Norm gebilligt hätten. Gerade das Entgegengefegte ift 
geſchehen. Weil ver Neihshofrath ſich in einzelnen Fällen für die Gleichheit der 
Ehen mit dem niedern Adel ausgefprohen hatte, erließ K. Friedrich II. von 
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Preußen, nah ver Wahlfapitulation Karls VII., ein Schreiben an den Kaifer 
des Inhalts: 

„Wir follen auch aus Teutfchpatriotifcher Gefinnung ganz unvorgreiflid da— 

für halten, daß Euer Kaiferl. Majeftät Reichshofrath ſowohl als Neihshofcangzelei 
pro norma regulativa bei dieſer Gelegenheit ein vor alles zu beſcheiden jeien, 
daß alle diejenigen fürſtlichen Heirathen ſchlechterdings für ungleih zu achten, 
welche mit Perfonen unter dem alten reichsgräflichen Sig und Stimme in comitiis 
babenden Stande contrahirt werden und daß die aus folder Ehe zu erzengenben 
Kinder weder zur fürftlihen Würde, Titel und Wappen ihres Vaters noch zur 
Succeffion in deſſen Reichslande niemals fähig feien, noch dazu gelaffen werden 
follen.“ Ganz in demfelben Sinne ſprechen fid eine ganze Reihe fürftlicher Haus: 
gefege im 16., 17. und 18. Jahrhundert aus, welche gerade deßhalb erlaffen 
wurden, weil der Begriff der Ebenbürtigfeit durch die verkehrte Doktrin ver 
Iuriften einigermaßen ins Schwanfen gebraht worven war. Diefe Hausgeſetze 
extlären fih für die Beibehaltung des Altern Herkommens und fprechen ſich dahin 
aus, daß zur Gleichheit der Ehe eines Neichsfürften erforverlich fei, daß vie 
Gemahlin dem fürftlihden oder wenigftens altreihsgräfliden Stande angehöre. 
Ja, es fhloffen ſogar eine Reihe altfürftlicher Häufer eine Konvention, um ihre 
althergebrachten Stanvdesgrundfäge über Ebenbürtigkeit aufrecht zu erhalten und 
eine fharfe Grenze gegen alle Mißheirathen zu ziehen. 

Je tiefer die Wiffenfhaft in das Wefen ver deutfchen Standesverfaſſuug ein- 
drang, je mehr fie fih von den Banden einer faljhen romanifirenden Doftrin 
lesriß, um fo mehr trug fie aud dem alten, feftbegründeten Herkommen des 
deutfchen Fürftenftandes Rechnung. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts drang 
eine tiefere Auffaffung des Begriffes „des hohen Adels“ durch, veffen jurifti- 
ihe Firirung nur möglid war, wenn man denfelben auf Landeshoheit und Reichs— 
ſtaudſchaft begründete; kaiſerliche Stanvdeserhöhung konnte nach dieſer richtigen 
Anfiht die Rechte und Wirkungen des hohen Adels nicht geben; eine Mif- 
beirath konnte, felbft durch die Frtheilung der glänzendften Titel an den niedriger 
geboren Gatten, nicht in eine ftandesmäßige umgefchaffen werden. Dieſe Anficht 
gewann am Ende des vorigen Jahrhunderts durch Pütter’s epochemachende Mo- 
nograpbie „über Mißheirathen deutſcher Fürften und Grafen 1796" eine nod) 
feftere Begründung. Zugegeben muß allerdings werden, daß viele Familien des 
Reihsgrafenftandes und mande neue Fürftenhäufer diefe ftrengen Grundſätze 
nicht feſtzuhalten vermochten und daß bier vielfah die Ehen mit dem niedern 
Riftsmäßigen Adel als ebenbürtig behandelt wurben. Der alte WFürftenftand bat 
dagegen ftets das alte Herfommen feitgehalten; man bat den Inhalt viefes Her: 
lemmens aus unhaltbaren Gründen beftritten, aber es ift ftets von den alt- 
fürftlihen Häufern in ihren Hausgefegen anerkannt, öffentlich bis in bie 
neuefte Zeit behauptet und weder durch die Reichsgeſetzgebung noch durd das, was 
in einzelnen Fällen wirklich dagegen gefchehen ift, auch nur im mindeften erjchüt- 
tert worden. Diefe Grundfäge find durch die Aufhebung des Neiches nicht be- 
rührt worden, indem das Princip der Ebenbürtigfeit auf einem feftbegründeten 
Herlommen des deutfchen Fürftenftandes beruhte. 

IV. Das Ebenbürtigfeitsprincip feit Auflöfung des Weiches 
und im heutigen Privatfürftenrecht. inige nivellirende Rheinbunds- 
publiciften, wie z. B. Gönner, ftellten freilich die Anfiht auf, daß mit dem 
Untergange des Reiches, wie alles andere Ältere Recht, jo aud) das Ebenbürtig— 
feitsprincip untergegangen fei; fie beachteten dabei aber nicht, daß daſſelbe nicht 
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auf einem Artikel ver Wahltapitulation, fondern auf dem alten Herfommen ver 
fürftlihen Häufer beruhte, daß daſſelbe nit ſowohl durd die Reihsitanpfchaft, 
ſondern vielmehr nur dur den mit der NReihöftanpfchaft verbundenen Geburts: 
unterſchied bebingt jei. 

Durch die Bundesakte Art. 14 hat aber das Ebenbürtigfeitsprincip fogar 
eine ausbrüdliche und unzweideutige Anerkennung gefunden. Der Stand ver 
reihsftändifhen Familien war durch die große politiihe Kataftrophe in zwei fehr 
verjchiedene Klaffen gefpalten worden; die eine Klafje war zur vollen Souveräne 
tät emporgeftiegen, die andere Klaſſe hatte dagegen mit der Reichsſtandſchaft ihre 
Landeshoheit verloren. Die fupprimirten reihsftändifhen Häufer waren zu Unter: 
thbanenfamilien geworden; eine tiefgreifende ſtaatsrechtliche Kluft trennte fie 
von nun an von ihren ehemaligen Standesgenofjen. Allerdings hätten daher wohl 
über ihre Ebenbürtigfeit Zweifel entftehen können. Gerade um bdiefen etwaigen 
Zweifeln zu begegnen, bejtimmte der Art. 14 der deutſchen Bundesakte: „daß 
diefe fürftlihden und gräflihen Häufer fortan nichts deftoweniger zu dem 
hohen Abel in Deutſchland gerechnet werden und ihnen das Recht der Ebenbür: 
tigfeit in dem bis daher damit verbundenen Begriff verbleibt“, 

Der Urt. 14 ift nit nur deßhalb fo wichtig, weil in demfelben vie Eben: 
bürtigkeit der ſog. mebiatifirten Häufer bireft” anerfannt wird, fondern auch deß— 
halb, weil er wenigftens indirekt ausfpriht, daß nur die regierenden und bie 
ftandesherrlihen Häufer zum hohen deutſchen Adel gehören und im gegemfeitigen 
Ebenbürtigfeitsverhältnig ftehen, daß aber von dieſer Ebenbürtigkeit der bloße 
hochtitulirte landſäßige Adel ausgeſchloſſen iſt. Der für die mebiatifirten Häuſer 
ausgeſprochene Vorbehalt des hohen Adels und ver Ebenbürtigkleit würde gam 
nuglos fein, wenn hoher Adel und Ebenbürtigkeit ſchon ohne weiteres an die blos 
fürftlihe oder gräfliche Titulatur gefnüpft wäre. Die Worte „nichts deftoweniger“ 
unterftägen unfere Auslegung; fie befagen nämlich: Eigentlich ift das Recht ber 
Ebenbürtigfeit nur an das Verhältnig eines herrſchenden Adels gefnüpft; die 
Ungleichheit der Ehe mit dem Adel, weldem dieſer rechtliche Charakter fehlt, 
wird als ein beftehenver, auf dem Herkommen beruhender Grunvfag ange- 
jehen. Obgleih nun ben fog. Meviatifirten bie eigentliche Grundbedingung ihrer 
Ebenbürtigfeit, die Reihsftanpfhaft und die Landeshoheit entzogen ift, fo fol 
ihnen doch, aus Rüdficht auf ihre frühere Stellung, die Standesgleichheit mit 
ihren ehemaligen Mitftänden ergalten werben. Es ift dies ein den ehemals reiche: 
ftändifchen Familien bundesmäßig eingeräumtes Privilegium, weldes nit auf 
andere Yamilien ausgedehnt werten darf, wenn fie auch gleiche Titel führen. 

Da jehr viele neuere Hausgeſetze die Ebenbürtigkeit als Erforderniß für die 
Vollgültigkeit fürftliher Ehen und die Succeffionsfähigfeit der daraus entiproffe- 
nen Kinder feitfegen, fih aber nur felten auf eine Definition des Ebenbürtigkeits- 
begriffes einlaffen: fo ift es von hoher Wichtigkeit, daß wir gemeinrecht lich 
den Begriff der Ebenbürtigkeit juriſtiſch feftftellen. 

ALS ebenbürtige Ehen find anzufehen: 

I. in Deutſchland ſelbſt 

a) alle Ehen, welche die regierenden Häufer untereinander ſchließen, ohne 
Rüdfiht auf den Titel oder höhern Rang eines Haufes; 

b) alle Ehen mit den ehemals reihsftändifchen fürftlihen und gräflichen 
Häufern, auf welche der Art. 14 der deutſchen Bundesakte anwendbar ift. Die 
bloßen Titel des hohen Adels können dagegen keine Ehe zu einer ebenbürtigen 
madhen, fo wenig wie auch Stanveserhöhungen eines Regenten die Rechte ber 
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wahren Grbfolger jhmälern können. Werder ver Bund noch ein einzelner beutfcher 
Souverän ift im Stande, einem Unterthanen ven deutſchen, d. h. ven in ganz 
Deutſchland geltenden hohen Adel zu verleihen; ein einzelner Souverän nicht, 
weil er, als Beherricher eines einzelnen Bunvesftaats, Fein für ganz Deutfchland 
verbindliches Privilegium zu ertheilen vermag, die Bundesverfammlung nicht, 
mweil für fie das Recht ver Standeserhöhung weder durch einen fpeciellen Borbe- 
halt, nod durch den in der Bundesafte ausgejprochenen Bundeszwed begründet 
werben fann. Somit ift die Zahl ber ebenbürtigen ftandesherrlihen Familien in 
Deutihland völlig abgeſchloſſen, ein Eintritt in den Kreis derfelben rechtlich un- 
benfbar. 


II. Außer Deutſchland: 

Ale Ehen mit Gliedern auswärtiger europäiſcher regierender 
Familien find von jeher ald ebenbürtig angefehen worven. Es kommt dabei weder 
auf das Alter der regierenden Familie, noch auf die Größe des Landes an. Die 
Häuſer Bonaparte und Bernadotte müſſen daher als vollftändig ebenbürti 
betrachtet werben. Ja fogar folden Familien, welche ihre Souveränetät u 
Revolution oder ein anderes Faltum wieder verloren haben, wird die Ebenbürtig- 
feit in der Regel zugeftanden. Dagegen find Ehen mit auswärtigen Unterthanen- 
familien, wenn biefelben auch nod fo glänzende Titel führen, als Mißheirathen 
anzufehen. Die Ehe eines deutſchen Prinzen aus einem regierenden Haufe mit der 
Tochter eines franzöſiſchen oder engliſchen Duc oder Marquis würde gemeinrechtlich 
nicht als ebenbürtig gelten können. Wohl aber macht bie Erlangung der Souve- 
ränetät über das kleinſte Fürſtenthum den Inhaber verfelben und feine Familie 
ebenbärtig. Der Marfchall Berthier würde, als Fürft von Wagram und Groß- 

er des franzöfiichen Kaiferreihs, feiner Gemahlin, einer bayerifchen 
Brinzeffin, nicht ebenbürtig geweſen fein; er wurbe es aber, weil er vie Sou- 
veränetät über das Fürſtenthum Neuenburg erworben hatte und bamit in bie 
Zahl ver regierenden Fürſten eingetreten war. 

Obgleich die englifhe Nobility eine fo bedeutende und glänzende Stellung 
in focialer und ftaatsrechtlicher Beziehung einnimmt, fo können doch ihre Glieder 
den regierenden deutſchen Käufern nicht gleichgeftellt werben. So konnte der Prinz 
Eduard von Sahfen-Weimar (1851) mit der Tochter des Herzogs von Richmond 
nur eine morganatiihe Ehe eingehen. — Bei den auswärtigen, nicht ſouveränen 
Familien wird es darauf anfommen, ob eine Familie die Stellung eines wirklich 
berrfhenden Gefchledhtes einnimmt, ob fie ein Analogon von Lanveshoheit be» 
figt. Unter Umftänden wird fi alsdann die Ebenbürtigkeit einer ſolchen Che 

den laſſen. 

Das fo feftgeftellte Ebenbürtigkeitsprincip des gemeinen deutſchen Privat: 
fürftenrechts hat aber feine abfolut zwingende Kraft. Es kann vielmehr jedes 
Fürftenhans ein anderes Ebenbürtigleitsprincip durch Herlommen oder Hausgefek 
für ſich fanktioniren, wodurch das gemeinrechtliche Princip modificirt, der Begriff 
der Mißheirath gelinder over fchärfer firirt werden fann. So glauben wir aller- 
dings, daß Heinrih Zöpfl in feiner Schrift Über Mißheirathen mit großem 

nachgemwiefen bat, daß im dem oldenburgijchen Haufe, insbefondere in 
der Linie Holftein-Sonderburg-Auguftenburg ein Herkommen befteht, welches bie 
Ehen mit Damen des niedern Adels, befonders Gräfinnen, als ebenbürtige gelten 
läßt. Kann ein ſolches partituläres Herlommen over eine gleichartige hausgeſetz- 
liche Beftimmung nachgewiejen werden, fo tritt allerdings das gemeinrechtliche 
Princip, als blos fubfiniäre Norm, außer Anwenbung. 
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In ver Verfhärfung des Begriffes der Mifheirath würden vagegen Die vent- 
ſchen fonveränen Häufer nicht fo freie Hand haben. Geſetzt, ein deutſches fon- 
veränes Fürftenhaus würde hausgefeglih nur bie Ehen mit andern fouveräne 
Häufern für ebenbürtig erflären; jo würde eine foihe hausgefeglihe Beftimmunz 
gegen Art. 14 der deutſchen Bundesafte verftogen und fomit allen ſtandes herrlichen 
Hänfern dagegen ein Rekurs an die Bundesverfammlung offen ftehen. 

Nachdem die Grenzen ver Ebenbürtigkeit alfo feitgeftellt und zugleich bie 
möglihen Abweichungen von dem gemeinrechtlihen Princip ins Auge gefaßt fin, 
müffen nody folgende Grunvfäge für das praftifche Recht hervorgehoben werben: 

1) Jede an ſich nicht ebenbürtige Ehe Tann durd ven hinzutretenden Ken: 
fens der Agnaten im eine ebenbürtige verwandelt werben (fog. Heilung ver Mih- 
heiratb). Diefer Konfens kann entweder fo ertheilt werben, daß die aus einer an 
fi) unebenbürtigen Ehe gebornen Kinder fogleih als vollftändig fucceffionsfäbig 
anerfannt werden oder jo, daß foldhen Kindern nur ein eventuelles Erbrecht 
eingeräumt wird für den Fall, daß die ganze ebenbürtige Defcenvenz abgeben 
follte. Ein berühmtes Beiſpiel für den erften Fall ift die Bermählung des Fürſten 
Leopold von Deffau mit der Apotheferstodhter Anna Föſen (1698) mit agnati- 
fhem Konſens; aus diefer Ehe ftammt das ganze nod blühende Haus Anhalt: 
Deflau; nur ein eventuelle Erbrecht erhielten 3. B. die Nachkommen aus ta 
Ehe des Herzogs Ferdinand von Bayern mit der Marie Pettenbet (1588) zu 
geftanden; doc find die Nachlommen aus biefer Ehe, die Grafen von Wartem- 
berg, im Jahr 1736 erlofchen, 

2) Ift eine folhe Ehe, wie 3. B. die zwifchen Leopold von Anhalt- Deſſau 
und Anna Föſen, in der betreffenren Familie einmal als ftandesmäßig anerkannt, 
fo kann den daraus entfprumgenen Defcendenten von den Agnaten niemals bie 
ftandesmäßige Abftammung beftritten werben. 

3) Die Ebenbürtigfeit eines fürftlihen Kindes fann immer nur nach ben 
Grundſätzen beurtheilt werden, tie in dem Fürftenhaufe gelten, welchem vaffelbe 
nad feiner Geburt angehört. Ift es in feiner eigenen Yamilie als Prinz ode 
Prinzeffin anerkannt, jo müſſen es alle andern Familien ebenfalls als ebenbürtig 
gelten laffen. Niemand bezweifelte z. B. die Ebenbürtigfeit der Ehe des Herzogs 
Karl Friedrichs von Holftein-Gottorp mit der Großfürftin Anna von Rußlant, 
obgleich legtere die Tochter einer gebornen liefländifhen Bäuerin war. Einen in- 
tereflanten Fall diefer Art beantwortet Häberlin in feinem Staatsardiv; er wirft 
die Frage auf: „Wäre die Vermählung eines deutſchen Neichsfürften mit ver 
Tochter des Herzogs von locefter eine Mißheirath ?" Prinz Wilhelm Heinric, 
Herzog von Ölocefter, vermählte ſich 1766 mit ver Lady Marie Waldegrave, 
Wittwe des verftorbenen Carl Walvegrave, unehelicher Tochter des Ritters 
Eduard Walpole, Nah engliſchen Grundfägen galt viefe Ehe, welche in Deutfch- 
land entſchieden eine Mißheirath gewefen wäre, als eine vollgültige Ehe. Häberlin 
- hält daher mit Recht dafür, daß auch die Tochter des Herzogs von Gloceſter eine 
englifhe Prinzeffin und mithin die Ehe eines deutſchen Fürſten mit ihr Feine 
Mißheirath fei. 

Diefe drei legten Säte find hochwichtige Grundlagen des fürftlihen Fami— 
lienrechtes; wer fie leugnen wollte, würde das ganze Ehe- und Erbrecht ber 
fürftliden Häufer in die umfäglichfte Verwirrung bringen. Es kann der 
Ebenbürtigfeit eines Prinzen ober einer Prinzeffin feinen’ Eintrag thun, wenn 
unter den Ahnfrauen derfelben fi eine Stammmutter von bürgerlihem ober nie- 
derm adelichen Stande befindet, fobald nur dem oben entwidelten nbfaße ber 
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agnatifhen Anerfennung Rehnung getragen ift. Eine ftiftsmäßige Ahnenprobe 
ift niemals ein Inſtitut des deutſchen Privatfürftenrechts gewefen. 

Das Ebenbürtigkeitsprincip gehört wefentlih dem deut ſchen Fürftenrecht an; 
es läßt fi feineswegs als ein allgemeines Herkommen aller europäiſcher regie- 
renden Häufer nahweifen; fo bat z. B. in England nie eine rechtliche Be— 
fchränfung der Ehen des föniglihen Haufes durch das Ebenbürtigkeitsprincip ftatt- 

efunden; unter ven frühern Dymaftien waren Ehen mit Familien der englifchen 
Rositity fehr häufig; unter dem Haufe Hannover find allerdings meiftens nur 
Ehen mit regierenden Häufern gefchloffen, doch fehlt es auch am Beifpielen für 
das Gegentheil nicht, z. B. die bereits erwähnte Ehe des Herzogs von Ölocefter. 
Auch durch die berühmte Royal Marriage Act vom Jahr 1772 wurde feine Be- 
ftimmung über die Ehbenbürtigfeit der Ehen getroffen, fondern nur königliche Be— 
willigung zu den Ehen der Familiengliever verlangt. Den Anfprücen des Sohnes 
des Herzogs von Suffer und der Lady Augufta Murray, dem Oberften Auguftus 
v’Efte auf die Rechte eines großbritannifhen Prinzen wurde keineswegs die etwaige 
Unebenbürtigfeit feiner Mutter, fondern lediglich der Mangel des königl. Ronfenes 
zu feiner Eltern Ehe entgegengefegt. 

Am aller unbefchräntteften waren fonft die Ehen des ruffifchen Regenten- 
baufes. Als ver Ezar Wafilius im 16. Jahrhundert eine auswärtige Fürftin zu 
beirathen beabfichtigte, erklärten fich die Knefen vagegen und führten ihm 1500 
Ruffinnen zur Auswahl vor, und von Peters des Großen beiden Gemahlinnen 
war bie erfte eine ruffifche Fürftin und die zweite eine lieflänbifche Bäuerin; auch 
Peter II. war noch mit einer ruffifchen Großen aus dem Haufe Dolgorufy ver- 
mäblt. Dagegen ift in dem Hausgefege K. Alexanders I. vom 20. März 1820 feft- 
geſetzt: „Daß wenn irgend ein Glied der kaiferl. Familie in ein Ehebündniß 
mit einer Perſon tritt, die nicht die entfprechende Würde befist, das ift, nicht zu 
irgenb einem regierenden Fürſtenhauſe gehört, in einem folden Falle das 
Gued der kaiſerlichen Familie vem andern Theil nicht vie den Gliedern der kai— 
ſerlichen Familie zukommenden Rechte ertheilen und die in einer ſolchen Ehe er: 
zengten Kinder fein Recht zur Thronfolge haben follen.” Das ruſſiſche Haus- 
gefeg von 1820 ift alfo in feinen Gbenbürtigkeitsgrundfägen ftrenger als alle 
Dausgefege und das Herfommen der fonveränen deutſchen Häufer, indem nad) 
demfelben fogar Ehen mit den deutfchen ftandesherrlihen Häufern nicht ala eben: 
bürtig gelten können. 

Das Herfommen in ven europäiſchen Regentenhäufern ift jedenfalls zu abmei- 
hend, um daraus ein gemeinfames Ebenbürtigkeitsprincip ableiten zu können. Nur 
ſeviel fteht unbeftritten feft, daß ſich alle chriſtlichen europäifchen Regentenhäufer 
untereinander als ebenbürtig anfehen. Vollkommene Pärfhaft aller Sou— 
veräne und, falls ihr Recht erblich ift, Ebenbürtigkeit ihrer Familien unter einander, 
ift als ein feft- ftehenves Princip des europäifhen Bölferrehts anzufehen. — 

Schließlich bemerken wir nod, daß das politifche Urtheil über pas Princip 
der Ebenbürtigkeit fehr verfchieven ausfallen muß, je nahdem man dabei entweder 
Privatfamilien oder Regentenhäufer vor Augen hat. Ein Abſchließen einzelner 
Stände im Eherechte ift mit einem gefunden Boltsleben unverträglid); e8 verwan- 
delt das europätfche Princip der Geburtsftände in ein aſiatiſches Kaſtenweſen. 
Es erzeugt Haß und Verachtung zwiſchen den fo abgefchloffenen Ständen, während 
gerabe im wechfelfeitigen ehelihen Verbindungen eine humane Ausgleihung ber 
verſchiedenen Geburteftände ftattfindet. Ueberall find diefe Schranfen gefallen, wo 
das Vollsleben fih auf geſunde Weife fortentwidelt hat. Wo nod einzelne Refte 


202 Ebenbürtigkeit. 


einer folchen kaſtenmäßigen Abſcheidung vorkommen, können diefelben nur als zu be- 
feitigende Ueberbleibfel einer überwundenen Redhtsanfhauung gelten. Je Iebensträj- 
tiger und gefunder ſich eine Ariftofratie entwidelt, um fo weniger wird fie fich Faften- 
artig abſchließen, ſondern vielmehr in lebendiger Wechfelbeziehung mit den übrigen 
Kreiſen der Nation bleiben, um, wie die englifche, immer tücdige Elemente aut 
dem Kern des Volles an fich ziehen. Die Nation wird auf fie, wie auf ihre Blüthe 
nit wie auf eine gehäffige bevorrechtete Kafte ſehen. 

Anders fällt dagegen das Urtheil aus, wo es fi um die Ehen der Regenten: 
bäufer handelt. Hier ſprechen allerdings mande Gründe des öffentlihen Wohle: 
gegen die Ehen mit Unterthanenfamilien. Die Regentenfamilie fol eine erhaben: 
Stellung über allen andern Familien des Landes einnehmen; jeve Ehe mit Unter: 
thanen brächte Privatfamilien der regierenden und fo das Privatintereffe dem 
öffentlichen zu nahe Mit Einreigen folder Ehen würde bem gefährlihften Ne 
potismus und ber Herrfchaft einer Yamilienkoterie Thür und Thor geöffnet. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß bie neuen Verwandten jo viel als möglid 
beraufgezogen und begünftigt werben. Solche Begünftigungen können aber - nur 
auf Koften der Staatsfaffe und des zurüdgefegten wahren Verdienſtes ftattfinden. 
Es werden bei Zulaffung folder Ehen mit Unterthanenfamilien leiht Zurftänte 
eintreten, wie in ben geiftlihen Staaten, dem Kirchenftaate und ben beurtjchen 
geiftlihen Fürftenthümern, wo die dem Unterthanenftand angehörigen Familien de: 
geiftlihen Wahlfürften ein Nepotenregiment führten und auf Koften des Lande 
fih im höchſten Grade bereiherten. Dabei find alsdann ſtaatsgefährliche Par 
teiungen ber großen Adelsgeſchlechter, der geftürzten und erhobenen Nepotenfamilien 
unvermeiblid. Die erhabene unparteiifhe Stellung, welde dem Herrfherhaufe ge 
bührt, ift dabei gefährbet. 

Während daher im gemöhnlihen Privatrecht überall der Begriff der Mißhei— 
rath verfchwunden ift oder wenigftens im Berfchwinden begriffen ift, weil demſelben 
jedes gefunde Lebensprincip fehlt, läßt fich feine Beibehaltung im Fürſtenrecht aus 
Gründen des allgemeinen Wohles rechtfertigen. — 

Literatur. Für die gefchichtlihe Entwidlung der deutſchen Standesverhält- 
nifje ift die gründlich gelehrte Monographie von Göhrum: Geſchichtliche Dar: 
ftellung ver Yehre von der Ebenbürtigfeit nad gem. deutſchen Rechte II Bände 
Tübingen 1846, zu nennen. Für die Ebenbürtigfeitslchre befonders: Mofer in 
feinem großen Staatsreht Bd. XIX., in feinem Wamilienftanatsreht Bod. IL 
Pütter: Ueber Mißheirathen deutſcher Fürften und Grafen 1796. Heffters 
treffliher Auffag in feinen Beiträgen zum deutſchen Staats- und Fürftenredht, 
Berlin 1829. I. Abhandl. und” Derfelbe in ver Zeitfchrift für beutjches Recht 
Br. I. H. 2. H. Zöpfl: Ueber Mifheirathen in ven deutſchen regieren- 
den Fürſtenhäuſern überhaupt und in dem olvenburgifchen Gefammthaus ine- 
befondere. 1853. Die Ebenbirtigkeitsfrage ift im neuerer Zeit in folgenden Fällen 
bejonders beſprochen worden: 1) bei der Erörterung der Anfprücde des Oberften 
d'Eſte auf die Prärogative eines hannöverfchen Prinzen; 2) bei den Anſprüchen 
des Lömwenftein’ihen Haufes auf eventuelles Erbrecht in Bayern; 5) bei dem 
Bentinck'ſchen Proceſſe. Eine jehr überfichtlihe Darftellung der in dieſen Streit- 
fragen erwachfenen Literatur giebt R. v. Mohl in ver Bierteljahrsfchr. 1842. Nr. 17. 
Ueber die Ebenbürtigfeit und den hohen Adel ver ftanvesherrlichen Häuſer ſiehe 
befonder8 Pernice Qusstiones de jure public. Germ. Part. III. Itale 1835 
und Kohler Handbuch des Privatfürftenrechtes 8. 32. 

Hermann Schulze. 
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1. Begriff. Der fittlih- organische Charakter des Rechtes wirb in feiner 
Inftitution deutlicher offenbar, als in der Ehe, der Grund- und Gentralinftitution 
ver Familie. Eben durch vie ſittliche Idee und ihre rechtliche Geftaltung erhebt fich 
die Ehe über den Konfubinat, in ähnlicher Weije wie das Eigenthum über den 
bloßen Beſitz. Die Naturorbnung weist auf die Ehe hin, und infofern fann man 
jagen, vie Ehe berube auf einem göttlihen Gefeg. Wie vie Eine Menjchheit 
im die beiden Geſchlechter zerfällt, von denen feines für fich allein die ganze Menfch- 
beit darftellt, fondern nur beibe in ihrer Verbindung, fo wird auch inbividuell 
der ganze Menſch nr in der ehelichen Verbindung von Mann und Frau barge- 
ftelt. Das Bedürfniß und der Trieb zu dieſer Gefchlechtsverbindung ift daher 
von der Natur in den menfhlihen Körper gelegt; und bie Fortpflanzung bes 
Menſchengeſchlechts wird dur dieſe Einigung bedingt. Aber wenn aud die Natur 
die Ehe als Gefchlehtsergänzung und Herftellung der vollen Einheit des Menfchen 
gewollt und zu verfelben bingeleitet hat, die Ausbildung des Inftitutes felbft und 
die Erfüllung ber Ehe im einzelnen Fall ift doch fehr weſentlich das freie Wert 
bes Menfhen. In dem Inftitut der Ehe haben die Völker ihre Ueberzeugung 
von ber fittlihen Nothwendigleit diefer Geſchlechtsverbindung ausgefprodhen, in ven 
einzelnen Ehen aber fuchen die Individuen ihre perfönliche Ergänzung zu finden. 
In jenem wird das gemeinfame Geſetz, in diefen die individuelle Liebe und Frei- 
beit offenbar. 

Nur ein grobes Mißverſtändniß der neueren Naturrechtsiehre hat in ber Ehe 
ein bloßes Bertragsverhältniß, oder gar nur einen obligatorifchen Kontrakt 
iehen können. Dasfelbe ift nicht viel beſſer als die ältere barbarifche Meinung, daß 
ver Mann die Frau zu feinem Dienfte erfaufe oder erfämpfe, wie ein Pferb oder 
eine Kuh. Die Ehe ift nicht ein obligatorifches Band, welches den Mann zu 
dieſen, die Frau zu jenen Yeiftungen verpflichtet, fie bat wohl auch vermögens- 
rechtliche Wirkungen, aber dieſe find nur ſekundär, nicht primär. Das Wefen der 
Ehe ift in der perfönliden Ergänzung ber Ehegatten, nicht im einzelnen 
Yeiftungen, am wenigften in blos vermögensrechtlihen Yeiftungen zu ſuchen. Die 
Ehe bat daher einen familienrechtlihen, keinen obligatorifchen Charakter. Sie ift vie 
Gefhlehtsverbindung von Mann und Weib, nicht eine Geſellfſchaft 
zweier Eigenthümer. Wohl wird fie durch die freie Willensübereinftimmung ber 
Berlobten, und infofern durch Bertrag begründet; aber ver Inhalt des Familien» 
verhältniffes, das wir Ehe heiken, wird nicht von bem Belieben ver Kontrahenten 
beftimmt. Der Beftand und ver Gehalt der Ehe ift nicht von der wechſelnden 
Willlür der Ehegatten abhängig, etwa wie der Beftand und Gehalt eines Mieth- 
verhältnifies ober einer Societät; fondern beide find durch die höhere fittliche Ord— 
nung gegeben, welder das Individuum feine Willfür unterorpnen muß. Das Inftitut 
der Ehe ift alſo nicht ein Produkt der bloßen Konvenienz, fondern ein wefent- 
licher Beftandtheil ver fittlihen Weltorbnung. 

Es ift ebenfo noch eine uncivilifirte — obwohl in Gefegen civilifirter Völker 
ausgefprodene Anficht, daß die Rindererzeugung der Hauptzwed der Ehe fei. 
Die Kindererzeugung iſt doch nur eine Frucht der Ehe, aber die Ehe felbft befteht 
vor der Frucht und abgefehen von der Frudt. Die Geſchlechtsverbindung 
und Lebenseinigung von Mann und Frau ift der erfte und Hauptzweck ber 
Ehe. Auch die finderlofe und von Anfang als Finderlos vorgefehene Ehe ift eine 
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wahre Ehe. Die Ehegatten fuchen und finden in ver Ehe ihre perfönlide Er- 
gänzung. Sie ift die Einheit des vollftänpigen Menfhen. Diefe Wahr- 
heit hat das höchſte Alterthum ſchon als Idee gekannt, wenn auch nicht im ver 
realen Rechtöbilbung geübt. „Mann und Weib werben fein wie Ein Fleiſch“, 
ift ein uraltes Wort der mofaifhen Schöpfungsgefhichte (1. Mof. 2, 24). 

Über erft pie fortichreitende Givilifation hat nah und nah die Wechſel— 
feitigfeit der perfönlichen Ergänzung verftehen gelernt; die älteren Rechte Haben 
faft uur die Herrfhaft und vie Yuft des Mannes bedacht. Ebenfo wird es erfi 
allmälig Mar, daß die Ergänzung des Gefchlechtes nicht blos eine leibliche, 
fondern auch eine feelifche fei, daß fie aud eine Rechtsgenoſſenſchaft um 
eine moralifhe lebensgemeinfhaft jei. In ven früheren Rechten wird bie 
fleiihlihe Verbindung vorzugsweife und faft ausſchließlich beachtet. 

Die Ehe ift voraus Geſchlechtsverbindung; und die Gefchlechter fint 
leiblih. Ohne den Gegenſatz der Gefchlehter, ohne Mann und Frau feine Ehe. 
Infofern ift die Ehe durchaus ein irdiſch-menſchliches Verhältniß. Sie fer 
die männliche und meiblihe Körperbilvung voraus. Darum reicht fie auch nicht 
über das irbifche Leben hinaus, Es läßt fi) denken, daß die individuelle Liebe 
und Freundſchaft fortvaure unter den fortlebenden Invivivualgeiftern nach vem 
irbifhen Tode, aber die Ehe hat mit dem Tode aufgehört, denn biefer Löft mit 
dem Körper auch das Gefchleht auf. „Im Himmel wird nicht gefreit“ „ Lehrte 
auch Jeſus. 

Die Ehe iſt ferner eine Rechtsverbindung der Ehegatten. Was var 
deutihe Wort Ehe (wa) — Recht und Bund ausprüdt, ift in der That die 
wefentlichfte Seite der Ehe. Die leibliche Geſchlechtsgemeinſchaft iſt auch außer der 
Ehe als Konkubinat denkbar, und es ift eine Ehe denkbar, weldye ver religiöfen 
Heiligung und Weihe ermangelt, wie 3. B. die Ehe in dem fpäteren römifchen 
Reiche, bevor das Chriſtenthum Eingang fand, oder mande Ehen von Nichtchriſten 
in unferer Zeit. Uber die Rechts verbindung ift nicht wegzubenfen, wenn man 
nicht den Begriff der Ehe ſelbſt aufgiebt. Infofern ift die Ehe allerbings wefentlid eime 
Rectsinftitution. Daraus ergiebt ſich die organiſch übergeordnete Stellung 
des Mannes, in deffen Familie, Haus (Domicil), Stand, Volks- und Landrech 
die Frau eintritt, und hinwieder im normalen Zuftand die genoffenfhaftlide 
Stellung der rau, als ver rechtmäßigen und ebenbürtigen Lebensgefährtin 
bes Mannes, daraus auch das Verhältniß zu den ehelichen Kintern, daraus enblic 
das Güterreht der Ehegatten. 

Aber für das Leben ift dieſe Rechtsverbindung doch nur eine nothwendige 
Bedingung und von untergeorbnetem Werth. Höher als fie ift die volle Lebens— 
gemeinfhaft in allen übrigen Beziehungen, die ehelihe Sorge, Liebe 
und Treue, die ſich nicht mehr ala Recht beftimmen und ordnen läßt, in welcher 
ſich die fittlihe Bedeutung ver Ehe fund giebt. Die moralifhe Seite des 
ehelichen Lebens ift viel reicher, inhaltsvoller, als die juriftifche Seite !). Und viefe 


I; Kichte, Syſtem der Sittenlehre S. 332 (448): „Der phyſiſche Menjch ift nicht Mann oder 
Weib, fondern er ift beides; ebenſo der moraliſche. Es giebt Zeiten des menſchlichen Charaktere 
und gerade die edelften deffelben, Die nur in der Ehe ausgebildet werden Fünnen: bie bingebende 
Liebe des Weibes, die Alles für feine Geſellin aufopfernde Großmuth des Mannes; — Bater- 
und Mutterempfindungen u. |. w. Das urfprüngliche Veftreben des Menfchen ift egoiftiich; in der 
Ehe leitet ibn ſelbſt de Natur, fi in Anderen zu vergeffen und die eheliche Berbindung ift der 
—— Weg, von Natur aus den Menſchen zu veredeln. Die unverheiratheie Perſon iſt nut zur 
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ut oraliſche Bedeutung wird von Alters her unter ven höher civilifirten Völkern 
am liebften und gemeinverftändlidften in religiöfer Form ausgefproden. So 
erfcheint die Ehe in ihrer Vollendung aud als ein religiöfes Band. Dur 
die Weihe der Religion wird dann die phyſiſche Geſchlechtsverbindung veredelt und 
geheiligt, und die fittlide Würde der Ehe geoffenbart. 

Es ift daher wünſchenswerth, daß die eheliche Lebensgemeinſchaft aud in ver 
religiöfen Gemeinfhaft fi bewähre, und vie Ehe ift die vollfommenfte, 
in der nicht blos der Mann und die Frau, ſondern aud die Individualgeiſter 
ver Ehegatten ſich harmoniſch zufammen finden und ergänzen, in der die Ehegatten 
zugleich die intimften Freunde find. Es ift unläugbar ein Mangel, wenn in den 
wichtigſten religiöjen und geiftigen Dingen die Ehegatten völlig aus einander gehen. 
Aber wir dürfen doch nie vergefien, daß das eigenfte Geiftesieben rein indie 
viduell ift und nit auf ven Geſchlechtern beruht, daher aud nicht an die 
Ehe gebunden fein fann. Es iſt ſittlich nicht auftößig, wenn der Mann in feinem 
Geiftesieben nicht blos mit männlihen Freunden näher verbunden ift als mit 
feiner Fran, ſondern aud von einer Freundin beffer und harmoniſcher verftanden 
und gefördert wird ald von jener; und es verlegt nicht die ehelihe Treue, wenn 
die Ehefrau in ihrem religiöfen Glauben mehr Bertrauen zu einem Dritten. hat, 
als zu ihrem Ehemann, und ſich an einen Gewifjensfreund in diefer Hinfiht näher 
anſchließt ald an ihren Mann. Nur die Bermifhung mit gejchlehtlihen Neigungen 
bringt eine Gefahr, nicht die Unterfheidung der verfhiedenen Verhältniſſe. Das 
Eherecht darf fi nicht weiter erftreden, als fo weit die leiblihe und ſeeliſche 
Geſchlechtsgemeinſchaft reiht. Jenſeits diefer Grenze ift das Individualleben 
and nicht durch die Ehe gebunden, jondern bewegt ſich mit individueller 
Freiheit. 

Man hat bisher jene Grenze und dieſen Unterſchied, obwohl ſie im wirklichen 
Leben uns tauſendfältig ſichtbar werden, in der Wiſſenſchaft zu wenig beachtet. 
Die Ehe iſt ohne Zweifel die engſte denlbare Lebensgemeinſchaft unter ven Men— 
ſchen, aber dieſe eheliche Gemeinſchaft wird mit dem Tode nothwendig gelöſt. Die 
Freundſchaft ift feine jo enge Körpergemeinſchaft, aber fie iſt eine innere Geiſtes— 
und Eharakterverbindung, die and nad der Auflöfung des Körpers noch fortleben 
fann. Die Ehe ift — weil körperlid — ausſchließlich, die Freundſchaft ift 
nicht ausſchließlich, ſondern frei mittheilfam nad der Art des Geiftes, Die 
vollendete Che erhebt ſich daher geiftig zur Freundſchaft. 

11. Gefchichte. 1) Ein Ueberblid über die Gefchichte der Ehe macht uns 
einen höchſt peinlihen Einvrud, wenn wir uns ber traurigen VBerirrungen ver 
meunſchlichen Sitten und Gedanken und ihrer verberbliden Folgen erinnern, aber 
daneben aud einen tröftlihen Einprud, wenn wir wahrnehmen, daß fih in ihr 
die unverfennbare Veredlung der menſchlichen Civilifation abfpiegelt. Die begabteren 
und aftiveren Völker der Erbe find heute — troß der noch beftehenden Gegenfäge 
der Konfeffionen — in den wejentlihften Beziehungen doch über ven Begriff ber 
Ehe einiger, und es ift die Ehe unter ihnen für beide Ehegatten ein würbigeres 
Verhältniß geworden, als in irgend einem früheren Zeitalter ver Weltgeſchichte. 
Daneben verharren freilih die mindern und paffiveren Völker nod in Zuftänden, 
welche dem Europäer als barbarifh oder doc als nur halb civilifixt erſcheinen. 
Diefe Zuftände weichen aber allmählich vor der europäifchen Gefittung zurüd, deren 
Ueberlegenheit fi überall bewährt, wo ihr freie Bewegung verftattet ift. 

2) Barbarifhe Zuftände Wilde Ehe. Die wohl ältefte und niederfte 
Stufe der Ehe finden wir heute noch bei vielen wilden Völkern der untern farbigen 
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Naffen. Wir können dieſe Gefchledhtöverbindungen, die wir unter mannigfaltigen 
Bedingungen bei den Wilden in Afrifa, Aflen und Amerika finden, kaum Eben, 
höchſtens wilde Ehen heißen. Sie erheben fih nur wenig über die Begattungen 
der Thiere, und find von dem Konfubinate noch nicht ſcharf gefchtenen. Die milte 
Ehe ift eine Geſchlechtsverbindung ohne Würde und ohne fittlihe Freiheit. Sie 
ift nicht ein Beftanptheil der gemeinfamen Rechtsordnung und wird nicht als Redt 
geſchützt. Sie ift lediglich der Willtür und ber wilden Kraft der Individuen über- 
laffen, welche in ihr leben. Meiftens behauptet ver Mann bier die entſcheidende 
Stellung. Er kauft oder raubt Frauen wo er will und fo viele er will, er zwingt 
fie zu feinem Dienft und nöthigt fie, für ihn zu arbeiten. Er braudt und verachtet 
fie, und entläft fie, wenn er fie nicht mehr um ſich haben mag. Gelegentlich giebt 
er fie auch dem Gafte zum Gebrauch oder veräußert fie an einen andern Mamı. 
Nah Belieben hält er fih mehrere Weiber zu feinem Genuffe. Die Vielwei— 
berei (Bolygynie) ift immerhin weit verbreiteter als die Bielmänmerei 
(Polyandrie). Zumeilen aber fehen wir aud vie Frau als Herrin in der milden 
Ehe über mehrere Männer wie über ihre Knechte vefpotifch verfügen, wie ver: 
üglich unter den bunkelfarbigen Stämmen von Hinterafien und der Gübfeeinfeln 

eben ver eigentlichen Vielweiberei, in welcher doch Ein Mann die ganze Familie 
zufammenbält, und neben ver verächtlichen Vielmännerei, in welcher immerhin bie 
, Eine Frau auch die Einheit ver Nachkommenſchaft fichert, fommen überdem wechfe!: 
feitige Gejhlehtsgemeinfhaften“vor, welhe die Einheit des Haufes völlig 
unmöglih machen und die Fortpflanzung der Familie und des Geſchlechts gänzlic 
verwirren. Was die neuern Kommuniften und Mormonen als ihr Ideal ausge: 
fonnen haben, ift demnach nicht allein fein neuer Gedanke, es ift das nur Die feit 
Jahrtauſenden gelibte rohe Praris der Barbarei 2). Derlei Verſuche, die Polygamie 
und Weibergemeinjhaft neu einzuführen, Können heute noch unfere Civilifatien 
befleden, aber nicht mehr verderben. Die farbigen Raſſen felbft haben ſich theilweiſe 
über biefe tbierishen Zuftände erhoben und allmählich breiten ſich befiere Gefege 
aud Über die barbarifchen Völker aus und helfen viefelben erziehen. 

3) Niedereafiatifhe Eivilifationen. Die höhern Völker der lichteren 
Raſſen haben von jeher aud von der Ehe edler gedacht. Ihre Gefchlechtsverbindung 
wurbe daher durch die Religion geheiligt, und durch das Recht befeftigt. Der Unter: 
Ihied der Ehe und des Konkubinates trat nun überall beftimmt hervor. Auch 
wo es dem Manne verftattet wird, neben der Ehefrau eine over mehrere Bei— 
fhläferinnen zu halten — das ift wirflic die Anficht des ganzen Orients —, 
nimmt doch die Ehefrau eine würbigere Stellung ein, mit erhöhten perfönlichen 
Anfprühen, und hat das eheliche Verhältniß ein dauerhafteres und ſchöneres Rechte- 
gepräge. Sie allein bildet den Kern der Familie. 

Der Gedanke der Monogamie und einer nicht blos finnlihen Auffaffung ver 
Ehe, fogar die Begründung derſelben auf vie wechſelſeitige eheliche Liebe, welche 
Diele erft in dem chriſtlich-germaniſchen Europa zu finden vermeinten, ift dem 
Driente nicht ganz fremd. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß die arifhen und 
die ſemitiſchen Völker urfprünglih vie Ehe als Monogamie begriffen und geübt 
haben. Ueberall geben unter ihnen einzelne Yeußerungen oder Sitten Zeugniß, 


2) ©. Klemm bat in feiner Allgemeinen Kulturgefchichte der Menichbeit (feit 1843) eine 
Anzabl von Beifpielen gefammelt. Daneben val. Nichter in der Encuflop. von Erſch und 
ber s. v. Ehe (Ethnographie) und Unger, die Ehe, in der Einleitung. 
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Daß die Monogamie den höhern Menfchenraffen als das Ideal der wahren Che 
zleidhfam angeboren ift. 

Aber wenn aud vie Monogamie in den untern Klaſſen dieſer afiatifhen Be— 
völferungen bauptfählihd um der Schwierigkeit willen, mehrere Frauen und deren 
Kinder zu ernähren, thatfählih das Gewöhnlichere geblieben ift und die Polygamie 
meiftens dod nur von den reiheren und angefehenern Männern geübt wird, fo 
ift doch nicht zu verfennen, daß fi) der Drient vorzugsweife dem Principe der 
Bolygamie als dem wünſchenswertheren und durchaus erlaubten Ber- 
bältnif zugemwendet hat. Die Juden maden bievon eine merfwürbige Ausnahme, 

imdem fie umgefehrt von der ältern durd das moſaiſche Gefeß erlaubten Polygamie 
— nad der Art anderer femitifcher Völker hatten fie höchftens vier Ehefrauen 
und eine unbeftimmte Anzahl Kebfinnen — feit der Heimkehr aus der babyloni- 
fchen Gefangenfhaft zu der befleren Sitte der Monogamie übergegangen find. 
Die alten indifhen und bie perjifchen Gefege dagegen haben offenbar mono- 
gamiſche Tendenzen, fie verftatten wohl auch eine zweite und noch mehr Ehefrauen, 
aber zunähft nur wegen Unfruchtbarkeit der erften und fortwährend bochgeehrten 
Frau. Indefien die Praris der Fürften und nad) ihrem Vorbild der übrigen mächtigen 
und reihen Befiger hat in Indien und in Perfien überall wie in dem übrigen 
Drient, vie Sitte rei ausgeftatteter Harems aufgebradt. Am meiften für bie 
Erhaltung dieſes vorläufigen Sieges des polygamifchen Princips unter den Völlern 
des Drients bat das Gefeg Muhammeds gewirkt. Der Koran (IV. 3) erlaubt 
ven Gläubigen bis vier Frauen und darüber beliebig viele Beifchläferinnen,; und 
va die Eheſcheidung außerdem es dem Manne leicht macht, aud bie Ehefrau zu 
entlafjen, jo wird der Wolluft des Mannes in der That faft feine Schranke geſetzt. 

In den muhammedaniſchen Reihen können wir denn auch die verderblichen 
Folgen ver Polygamie deutlich erkennen. Die Ueberlegenheit der europäifchen Eivi- 
Iifation und des europätfhen Staates über den Orient beruht weſentlich darauf, 

daß Europa der Monogamie, der Orient der Polygamie ergeben ift. Die Polygamie 
ermietrigt den Begriff der Ehe, indem fie die finnliche Seite derfelben vornehmlich 
berüdficgtigt und die moralifhe Seite verfelben zurüd drängt. Sie forgt für bie 
Geſchlechtsluſt auf Koften der vollen und mwechfelfeitigen Lebensgemeinſchaft. Die 
Frauen werben im Harem für die Genüffe des Harems erzogen. Die weibliche 
Ehre und Würde können fih da nicht entfalten, die moralifche und geiftige Ent- 
wicklung des weiblihen Geſchlechts bleibt verfümmert, die freie Wechfelwirfung 
jwifchen dem Mann und der rau ift unmöglich, vie Veredlung des gefellfchaft- 
chen Lebens, für welche ver Berfehr beider Geſchlechter unentbehrlich ift, wird 
getrennt. Die Gefellihaft befteht nur aus Männern, und die Erniebrigung der 
Beiber wirkt ſchädlich zurück auf die Sitten und die Bildung der Männer. Wie 
die Defpotie zugleih den Charakter der Unterthanen und des Defpoten verbirbt, 
fo prüdt die Haremsherrfhaft der Männer zugleich die fittlihen und focialen An- 
lagen ber Frauen nieder und entnerot die Männer an Leib und Geele. Eine 
höhere Stufe der Eivilifation ift nur da möglih, wo beide Geſchlechter, jedes in 
feiner Weife, gemeinfam an verfelben arbeiten, und durch edle Wechſelwirkung 
fih fördern. 

Eine eigenthümliche Anfiht von der Ehe, melde hier noch Erwähnung ver: 
dient, ift die chineſiſche. Die Inftitutionen China’8 mahen auf uns einen 
halb kindiſchen, Halb alt-Kugen Einprud. Die Hinefiihe Eivilifation ift vornehmlich 
die Civiliſation der Schule, in welcher die Lehrmethode mit Hülfe des Stod8 regiert. 
Dem patriarhaliihen Charafter des Reiches der Mitte entfpricht es aber, daß die 
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Inftitution der Ehe verhältnißmäßig wohl georbnet ift. Der chineſiſche Staat jelbft 
ift no eine große Yamilie; und alle Familie führt auf die Ehe als ihren Aus 
gang zurüd. Die chineſiſche Ehe ift weientlih monogamifd 3). Wie ver Manı 
an der Spige des Hauſes fteht mit großer Gewalt, fo vermittelt au die Ehefrau 
als Hausmutter in einem ganz fpecifiihen Sinn die Einheit ver Familie un 
der Nachkommenſchaft. Dem Manne ift e8 zwar geftattet, neben der Einen redt- 
mäßigen Ehefrau noch Kebfinnen zu halten, und mit diefen Kinder zu erzemgen; 
aber diefe Kebfinnen find nur Mägde den beiven Ehegatten gegenüber, und tie 
von ihnen geborenen Kinder gelten vor dem Rechte ald Kinder ver Einen 
Ehefrau. Die Kebfinnen dienen nicht blos dem Hausherren, fie dienen auch ver 
Hausfrau, indem fie für diefe Kinder gebären und die Eine ehelihe Familie ver- 
mehren helfen. Das Uebel ver unehelihen Zeugung wird auf diefe merfwürbige 
Weiſe gemilvert. Aber auch die hinefiihe Ehefrau wird noch von dem eiferfüichtigen 
Mann in das Frauenzimmer eingeſchloſſen, und es fehlt auch bier ver freier: 
gefellige Verkehr der Ehegatten mit der Welt, welder das europäifhe Leben fe 
fehr verſchönert und veredelt. 

4) Höhere europäiſche Eivilifaton. Die dharafteriftiihen Mertmale ver- 
felben find hauptſächlich: 1) vie emtjchievdene Verdrängung ver Polygamie durch vie 
Monogamie; 2)die Würdigung der Frau aud in moralifher und rechtliche 
Beziehung ald Genoffin des Mannes; 3) die Befreiung der Frau aus den 
Banden des Harems und des Haufes und die Theilnahme derjelben an dem ge 
felligen Leben; 4) die Verwerfung des Konfubinates neben ver Ehe; 5) die 
religiöfe Heiligung und 6) die rechtliche Durchbildung ver Ehe. 

Nur ſtufenweiſe und nicht ohne große Kämpfe wurden diefe Fortfchritte ge 
macht: und die thatfählihen Zuftände waren und find oft fehr weit zurück Hinter 
den anerkannten Gejegen der Moral und des Rechts. 

Die hellenifhen Sitten und Gefege bilden ven Uebergang aus dem Spftem 
des Drients in das des Decidents. Auf dem europäifchen Boden wird auch bie 
Frau reifer und freier und die höhere Einfiht der Männer in die menſchliche 
Natur wirft aud auf die Stellung der Weiber günftig ein. Die griechiiche Ebe 
ift Überwiegend monogamiſch. Aber es fehlt nody jehr viel, um dieſelbe auch nur 
der römiſchen Ehe an die Seite ftellen zu können. Die fpartanifhe Ehe erinnert 
noch geradezu an die Oefchlechtsverhältniffe der Barbaren; den vermeintlichen 
Intereffen des Staates an der Erzeugung kräftiger Bürger werben unbedenklich vie 
Schambaftigfeit des Weibes, die ehelihe Treue, die Sicherheit der Abftammung 
und das ganze Familienleben geopfert %; und daß ein fo idenliftiicher und evler 
Geift wie Platon ſich einbilden konnte, eine gewiſſe Weibergemeinſchaft ſei eine 
anzuftrebenvde Einrichtung, bleibt trog der vortreffliden Widerlegung besfelben durch 
Ariftoteles eine bevenflihe Erſcheinung der helleniſchen Eivilifation überhaupt. Der 
Konkubinat war neben der Ehe in ver Negel geftattet; und von einer focialen 


3, Schisfing, überjegt von Nüdert, ©. 7: 


Zwei, die nur vom Tod getrennten, Die Gefährtin reich an Tugend, 
Die auf ftiller Flut entlang, Neih an Anmuth, Sitte, Zucht, 
Mann und Weib, zwei Spiegelenten, Die von Schönheit ftrablt und Jugend 
Schweben unter Wechſelſang! Hat ein Kluger ausgeſucht. 


9) Wir erinnern an die gymnaſtiſchen Uebungen nackter Jünglinge mit nackten Mädchen, 
an den Mädchenraub des Freien, an die Ueberlaſſung der Ehefrauen an andere, kräftige Männer 
zur Kinderzeugung, an die Ausichliehung der Arauen von den Mahlzeiten der Männer und an 
die öffentliche Kindererziehung. 
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Kultur der Frauen war felbft in dem fein gebildeten Athen fo wenig zu verfpitren, 
daß Männer, wie Perifles und Sokrates, wenn fie die geiftigen Vorzüge ver 
Beiber genießen und in gefelligem Berfehr mit Frauen ſich erheitern und erfrijchen 
wolten, nicht den Umgang mit Ehefrauen, fondern die Gefellfhaft der Hetären 
juhten. Die Ehefrauen ſchienen für die Yortpflanzung der Familie und die Be- 
jorgung des Haufes beftimmt, der weibliche Antheil an höherer Bildung und Ge— 
ſelligleit war den Hetären vorbehalten, 

Höher fteht die römische Ehe. Der Drientale fümmert fi wenig um vie 
finnige Keufchheit der Frau und hat fein Vertrauen zu ihr. Indem er fie miße 
trauiſch abſchließt und bewacht, fichert er fih den Alleingenuß ihrer Reize. Der 
Römer aber legt einen Werth auf die innere Tugend ver weiblichen Keufchheit 
und indem er ihr vertraut, geftattet er der rau größere Freiheit. Die römische 
dran wird von dem Manne und vom Staate hocdhgeehrt. Die römifhe Ehe war 
daher von Anfang an und blieb ftrenger monogamijd als die griehifche Ehe; das 
bürgerliche Recht ſchützte in älterer Zeit ihren rechtlichen Beſtand durch feine For- 
men (confarreatio, coemtio) und in fpäterer durch vie Rüdjicht auf gemeinfame 
ebelihe Gefinnung (maritalis affectio, consensus). Die römiſchen Juriſten haben 
den Begriff ver Ehe volltommen würdig erkannt. „Die Ehe", jagt Moveftinus 
(L.1 D. de ritu nuptiar.) „ift vie Verbindung von Mann und Frau und vie 
Gemeinſchaft alles Lebens, des göttlihen und menſchlichen Rechts“ (conjunctio 
maris et femins ‚- consortium omnis vitz, divini et humani juris communicatio); 
und die Inftitutionen ($. 1. J. de patr. pot.) erklären fie für „eine untheil 
bare Lebensgemeinſchaft“ (viri et mulieris conjunctio individuam vite consuetu- 
dinem eontinens). 

Aber in einigen Beziehungen ift doch die römiſche Rechtsbilvung noch unge— 
nügend, Die Genofjenfchaft der Frau mit dem Manne ift zwar im Principe aner- 
tannt, aber in ihren Konfequenzen nicht durchgeführt. Das ältere ftrengere Recht 
behandelte die Frau noch einer Tochter ähnlid und gab dem Manne eine über- 
triebene Gemalt über fie, und das fpätere laxere Recht löſte die enge Verbindung 
und ftellte Mann und Frau wie zwei Fremde einander völlig felbftändig gegenüber. 
Mit dem zunehmenven Sittenverfall der letzten Zeiten der Republif wurden auch 
die ebelihen Bande gelodert. Hatte das ältere Recht zu fehr die Beftimmung ver 
Frau betont, Kinder zu gebären 5), jo wendete das fpätere eine übertriebene Rüd- 
fiht der wechſelnden perfönlihen Stimmung und Gefinnung der Perſonen zu. 
Das religiöfe Moment wurde von dem büvgerlihen völlig verbrängt; und das 
bürgerliche erwies fich nicht ftarf genug, um die Inftitution vor dem Verfall zu 
wahren. Ganz im Gegenfag zu dem chineſiſchen Rechte forgte das römiſche Recht 
für die rechtliche Sicherheit der ehelichen Kinpfhaft durch die doppelte Fiktion, 
daß der Ehemann der Vater der Kinder feiner Frau und daß die Kinder ber 
Rebfin vaterlos feien, 

Der Einfluß des Chriſtenthums zunächſt auf die Sitten der erften Ehriften, 
dann auch auf das gemeine Recht des römijhen Reiches war erheblih,, mehr 
oh in der erftern als in der legtern Hinficht. Das Chriftenthum verlangte von 
keinen Belennern Zügelung der finnlichen Begierde. E8 verwarf jede aufßereheliche 
Geihlehtsverbindung als Sünde. Gerade durd ihre größere Sittenreinheit in 
gefchlehtlicher Beziehung zeichneten fih die erften Chriften vor den Heiden aus, 


5), Die römifhe Formel lautet: »liberorum procreandorum causa uxorem duceree. 
Auch der Ausdruf »matrimonium« (von mater) weift auf diejen Gedanken bin. 


BluntfHli und Brater, Deutfches Stants-Wörterbud. 111. 14 
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welche ven Naturtrieben freieren Lauf verftatteten. Chriftus hatte wiederholt das 
alte Ideal der monogamifhen Ehe, die Verbindung ver Ehegatten gleichfam zu 
Einem Körper, wieder betont, die Ehe auf eine göttlihe Ordnung gegründet, um 
gegen bie Immoralität einer unbegründeten Scheidung fi entſchieden ausgefprocen 
(Matt. V, 31. XIX, 3—9. Mark. X, 2—12). Das religiöfe Moment in 
der Ehe wurde nun weit energifcher als früher hervorgehoben — und Der Kon: 
fubinat rüdfichtlos verworfen. Es wurde Sitte der Ehriften, ihre Ehen durch ven 
Segen ver Kirche zu weihen. Die weltliche Ehegefeßgebung konnte fih Der ver 
änderten Anſicht auf die Dauer nicht entziehen, feitvem nun aud der Staat das 
Chriſtenthum als feine Religion angenommen hatte. E8 dauerte freilich nody mehrer: 
Jahrhunderte, bis die Gefeggebung des orientalifhen Reiches fi) ganz won ber 
firhlihen Wutorität leiten ließ. Selbft die Gefege Juftinians ruhen doch nod 
überwiegend auf dem ältern römifhen Recht: aber nebenher wirkte die Zucht ver 
Kirche ein, und die Scheidung wurde ſchon von ihm erheblidy erſchwert. Seit vem 
neunten Jahrhundert erwirbt auch in dem griechifchen Kaiferreich die kirchliche An- 
fiht das Uebergewicht. Aber niemals gab in den Ländern der griehifchen Kirche 
der Staat fein Recht der Ehegefeßgebung auf. ) 

Die Berbindung der hriftlihen Anfichten mit dem germanifhen Redts 
gefühl begründete eine neue Entwidlungsftufe der Ehe. In wejentliden Beziehungen 
flimmten fie überein, in andern befämpften fie fih, in no andern ergänzten fie 
fih. Jedermann weiß, daß die germanifhen Heiden wie die Chriften in ver Ebe 
nicht blos eine finnliche Gefchlehtsverbindung, fondern außerdem die innigfte, das 
ganze Leben beider Ehegatten in Glüd und Unglüd erfüllende Lebensgemeinfchaft 
erfannten, und gerade auf die moralifche Seite der ehelichen Liebe und Treue den 
größten Werth legten ©). Auch bei ven Germanen waren die Scheidungen jelten, 
und e8 galt fogar für nicht anftänbig, wenn die Wittwe — ohne befondere nde — 
fih zum zweiten Mal verheirathete. Die Keufchheit germaniſcher Frauen nöthigte 
den mwollüftigen Römern eine ſcheue Ehrfurcht ab. Auch war die germaniſche Ehe 
in der Regel monogamifh und die den Fürſten gewährte Ausnahme nur auf 
politifche Motive geftügt. 

Aber in manden Beziehungen widerftrebte die kirchliche Auffaffung der Ehe 
doch gar fehr der germanifchen Sitte und Denkweife. In der Kirche machte ſich 
troß der Anfihten von dem fahramentalen Charakter der Ehe, doch jene fpiritua- 
tiftifhe Neigung zur „Bekämpfung des Fleifhes“ und zur Enthaltſamkeit geltenv. 
Der ehelofe Stand ſchien vielen Kirchenvätern doch noch gottgefälliger und weit 
heiliger zu fein als die Ehe. Auguftin verglih jenen und. diefe mit einem leuch— 
tenben und einem finftern Stern. Daher die Verſuche, vie Geiſtlichkeit allmählich 
für den Cölibat zu gewinnen; daher die zahlreihen Beſchränkungen ver erlaubten 
Ehe durch eine wachjende Reihe von Ehehinverniffen; daher denn auch die ftrengeren 
Hemmniffe zweiter Chen geſchiedener Ehegatten, und im Zufammenhang damit 
bie möglichfte Behinderung der Eheſcheidung; daher endlich die Begünftigung der 
Keufhheitsgelübve. Nur mit Mühe gelang e8 der großen religiöfen Autorität der chrift- 
lichen Priefter, diefe zum Theil unnatürlichen, zum Theil übertriebenen Grundſätze 
unter den friihen vollfaftigen und kräftigen Germanen zu einiger Anerfennung 
zu bringen. In den Sitten und im Leben wiberftrebten dieſe auch dann noch, ale 


6) Tacitus Germ. c. 18 fagt von der deutichen rau: »Venire se laborum perica- 
lorumque sociam, idem in pace, idem in proelio passuram ansuramque«, und weiter 
e, 19: »unum accipiunt maritum, quo modo unum corpus unamque vilama. 
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fie ver Lehre ihrer Erzieher keine andere und beffere entgegen zu fegen wußten. 
Auch die germanifhen Fürften behaupteten noch während Jahrhunderten ihr Bor- 
recht, mehr als Eine Frau zu haben, wider die moralifhen Vorftellungen ver 
Bifchöfe. Länger noch erhielt fi neben ver Ehe ver Konkubinat, der den alten 
Germanen erlaubt war, und gelegentliche Geſchlechtsverbindungen, welde von der 
Kirche als fündlid verbammt wurden. Das neuere franzöfifche Recht hat hierin 
wieder bie ältere Anficht in neuer ermäßigter Form aufgenommen, indem es dem 
Ehemanne unterfagt, eine Ronfubine in fein Haus aufzunehmen, aber eine aufer- 
eheliche Geſchlechtsverbindung des Ehemanns außer der ehelihen Wohnung nicht 
verbietet. Die würdigere Anfiht der Kirche, daß die Che die Gleichheit der Ehe- 
gatten begründe und immer die ehelichen Kinder dem Vater folgen follen, konnte 
während des ganzen Mittelalters nicht vollftändig über die Mißachtung Herr werben, 
welche voraus die ariftofratifchen Klaffen gegen die unebenbürtige Ehe fühlten und 
über ven alten ſtändiſchen Grundſatz, daß die Kinder aus Ungenofjen-Ehen „der ärgern 
Sand folgen“, d. 5. in den mindern unter ven Ständen ber Eltern eintreten. 

Aber in der Hauptfache ergänzten ſich doch die chriftliche Religiofität und der 
germanifche Rechtsſinn vortrefflih. Das Chriſtenthum reinigte und heiligte die Ehe, 
indem es bie religiöfen Momente, das Germanenthum verebelte und Fräftigte 
fie, indem es die Ehre und die Freiheit der Hausfrau und den rechtlichen Charakter 
der Ehe vorzüglid in der Ausbildung der Ehegenoffenfhaft bervorhob. Die 
ebeliche Liebe durchdrang nun die ganze Inftitution mehr als in irgend einer 
frühern Periode der Geſchichte. Das germanifche Güterreht der Ehegatten, ſowohl 
in der älteren und heute noch verbreiteten Form der Güterverbindung unter ber 
Peitung des Ehemanns als der innerlich zufammen gewachſenen Gütergemeinichaft, 
ift die Bewährung dieſes Princips in der ehelihen Oekonomie. 

Die Ehe der mittelalterlihen riftlihen Völker als Inftitution ift aus ber 
Berbindung von rehtliherömifhen, firdliderömifhen und germaniſchen 
Ideen und Sitten erwachſen. Aber während des Mittelalters erlangte die Kirche 
das Webergewicht der Autorität, felbft über den Staat. Sie bradte die Ehege- 
richtsbarleit in den perfönlihen Fragen ganz an fih; die Biſchöfe erfannten als 
Richter über die Zuläffigkeit, über den Beſtand, über die Trennung der Ehe; bie 
weltlichen Gerichte wurden auf die Rechtspflege über die ſtändiſchen und die ver- 
mögensrehtlihen Wirkungen der Ehe eingefhränft. An die Stelle der königlichen 
Ehegeſetzgebung, die noch in der fränfifhen Monardie geübt warb, trat num bie 
päpftliche Gefeßgebung. Die Ehe galt von da an voraus als ein Inftitut des 
fanonifhen Redtes. 

Wir müflen eine gewiffe Berechtigung der Kirche zu biefer durchaus neuen 
Machtübung verfelben während des Mittelalters anerkennen. Die Völker beburften 
ihrer Erziehung; die Geiftlichfeit überragte durch religiöfe und geiftige Bildung 
alfe andern Stände, die Autorität der überlieferten Religion galt als pie oberfte 
und heiligfte, und fie erflärte die Ehe als ein Sakrament, deffen Schug die Pflicht 
der Priefter fei. Das kirchliche Ideal der Ehe entſprach den Gefühlen der Frauen, 
und wurbe von den Männern perehrt. Cine weltliche Philofophie, eine weltliche 
Wiſſenſchaft gab es nicht. Die gläukigen Völker beugten fi vor jener Geiftes- 
macht. Sie wurden felbft dann nicht an verfelben ine, als Gregor VII. in ver 
zweiten Hälfte des eilften Jahrhunderts die Ehelofigfeit des Klerus zu einem 
bindenden Geſetz erhob umd mit den gewaltfamften Mitteln den Widerftand ins- 
befondere ber deutfhen Priefterfhaft brach, welche ven Eheftand hoch und auch des 
Geiftlihen für würdig bielt. 
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Und doch mußte gerade feit diefer völligen Scheidung des römiſchen Klerus 
von dem Familienverband das Mißverhältniß allmählih fühlbar werden, Daß mım 
die Ehegefeggebung und die Chegerichtsbarfeit einem Stande anvertraut war, melde 
für ſich felbft ver Ehe entfagte, welcher die Ehe nicht aus perjönlider Erfahrun; 
verftand und welcher voraus nur ein theologiſch-moraliſches, nit ein innerlid | 
febendiges Interejje an dem Segen der Ehe hatte. Die Ehe war eine ausfchlier: 
lie —— geworben, und dennoch hatten die Laien nichts mehr 
zu den Ehegefegen zu jagen und waren unfähig erflärt, ven Redtsihug der Eh 
zu handhaben. Für den Staat war die Ehe von der eingreifendften Bedeutung, 
und der Staat hatte lediglich die Ausſprüche der Kirhe zu beadhten; das alt 
Recht des Staates, feine und der Privaten Rechtsordnung zu beftimmen und zu 
wahren, war ihm in dieſer wichtigen Beziehung entzogen. In der That vieje: 
auffallende Mifverhältnig konnte jo nicht ruhig fortvauern. 

Die kirchlichen Kämpfe des 16. Jahrhunderts brachten zuerft eine offene Wen: 
dung zum Ausbruch. Nicht der Staat hatte von fih aus die erfte Initiative er 
griffen. Die Theologen öffneten ver neuen Richtung die Bahn, Dann erft wurde 
der Staat feiner Hoheit wieder inne, und fing an, von der firdliden Bormund 
ihaft befreit, feine Selbitftändigfeit zu behaupten. Die kirchlichen Reformateren 
griffen zugleich den Cölibat der Priefter und die päpftlichen Defrete über vie Eh 
an, In jenem ſahen fie eine gewaltfame Unterprüdung der Natur lediglich zu bie 
rarchiſchen Zweden, und in dieſen eine in der Religion nicht geredhtfertigte, viel 
fältig mit den menſchlichen Berhältniffen in Wiverfprudy gerathene Geſetzgebung 
Sie erklärten den Eheftand für „die ſchönſte Orbnung, die von Gott eingefegt 
worden“, aber zugleidy als eine wejentlidy für die Menſchen gejhaffene und ven 
menfchliden Recht überlafjene Inftitution, als „ein weltlih Ding”, wie Lutber 
fagte. Sie bezogen die göttliche Ginfegung der Ehe mehr auf den Begriff ver Ehe, 
ald auf die einzelne Heirath, und widerſprachen der hergebrachten Kirhenlebre, daß 
dieſe ein unauflöslihes Saframent bilde. Sie lösten aud die Einzelnehe nicht ab 
von dem religiöfen Zufammenhang. Noch entſchiedener als die katholiſche Kirche 
forderten fie die firchlihe Trauung. Aber fie wollten der Natur und der indivinnellen 
Freiheit wieder zu Hülfe fommen wider die zahlveihen und häufig mißbrauchten 
Einſchränkungen des kanoniſchen Rechtes. Sie erfannten unbedenklich das Recht tes 
Staates an, die Chegefeggebung zu beftimmen und die Ehegerichtsbarkeit zr 
ordnen. Sie forderten nur, daß er dabei die Borjchriften des neuen Teftamentes 
berüdfichtige. 

Die proteftantifhen Staaten madten in der That zuerft wieder von dem 
Jahrhunderte lang nicht mehr geübten Rechte zur Geſetzgebung und Gerihtsbarkeit 
Gebrauch, in Anlehnung freilich noch an die Doftrin der Reformatoren, aber zu 
weilen doch auch felbftftändig enticheidend, ohne unbedingt den Rath ver Geift- 
lien zu befolgen, obwohl num diefe meiftens felbft in der Ehe lebten und aud 
fenft den Weltlihen näher getreten waren. So lange das aber nur in den pro- 
teftantiihen Staaten geſchah, konnte darin leicht nur ein Oegenfag der kirchlichen 
Konfeffionen gefehen werben : und in der That heute noch ift diefe Meinung jehr 
verbreitet. Und doch liegt bier nicht blos ein Widerftreit zwifhen Kirche und 
Kirche, eine Differenz zwiſchen Katholicismus und Proteftantismus vor, 
jondern der eigentlihe tiefere Gegenfag ift der zwifchen Staat und Kirde, 
zwiſchen dem Staate als ver weltlihden Macht und ver Kirche als der religiö- 
fen Gemeinfhaft, fei nun die Kirche katholiſch oder proteſtantiſch. 

Diefe zweite wichtigere Seite der Gegenfäge ift zuerjt in Frankreich, dann 
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in Defterreih, den vorzugsweife katholiſchen Mächten des Kontinents offenbar 
geworben. Nur ſchüchtern wagten es die franzöfifhen Könige zuerft im 16. Jahr: 
hundert wieder Verordnungen über das perfönlihe Eherecht zu erlaffen. Aber fie 
wagten es, und bie franzöſiſchen Juriften thaten das Ihrige, um die bürgerliche 
Natur ver Ehe und im Zuſammenhang tamit die Hoheitsredhte des Staates 
wieder zur Anerfennung zu bringen. Sie unterſchieden zwifhen dem kirchlichen 
und dem weltlihen Moment ver Ehe. Sie griffen die fatholifche Anficht, daß in ver 
Ehe ein Saframent wirffam fei, nicht am, aber fie behaupteten, daß damit nur 
ver religiöfe, nit der bürgerliche Charakter der Ehe bezeichnet werde, und 
daß es das Recht des Staates fei, dieſen zu orbnen, wie er alles übrige Pri« 
vatrecht ordne. Sie verfohten den Sat, daß die Ehe voraus auf einem Ehe— 
vertrag berube, und daß nur wenn ein gültiger Ehevertrag vorausgehe, bie 
religiöfe Weihe des Sakraments nachfolge, daß wenn eine Ehe nicht zu bürger- 
lihem Recht beftehe, aud von einem Saframent nicht die Rede fein fünne. Wie 
die deutihen Reformatoren erinnerten auch fie daran, daß die Ehe als Rechtsin— 
fitution älter fei als das Chriftenthbum und älter als die Kirche, und daß das 
Chriſtenthum fie heiligen könne, aber nicht fie begründe. 

Das tridentinifche Koncil (1545—1563) revidirte nohmals die fatho- 

liſche Anfiht, erflärte vie Ehe für ein wahres Saframent, erließ neue Kirchliche 
Geſetze über die Ehehinverniffe, die form der Ehe, die Eheſcheidung und bebrohte 
Jeden mit dem Anathem, ver dieſes Geſetzgebungsrecht der Kirche beftreite oder die 
firhliche Ehegerichtsbarkeit läugne 7). Die Autorität der Kirhenverfammlung wurde 
nahmals von dem weit größeren Theil der katholiſchen Chriftenheit anerkannt. 
Auch in Frankreich hielt man fi für einmal an diefe neue Eheorbnung, zu deren 
deftfegung der franzöſiſche Einfluß in Trient mitgewirft hatte. Aber nicht unbe 
dingt umd nicht ohne Vorbehalt. Der franzöfifche Staat verzichtete nicht mehr auf 
jein Recht der Gefeggebung und der Gerichtsbarkeit in Ehefahen. Er unterfchieb 
zwiſchen den rein dogmatiſchen Gefegen des Koncild und den Disciplinargefegen. 
Für die legtern, umd dazu rechnete er das Eherecht, behielt er ſich freie Prüfung 
und den endlihen Entſcheid aus feiner eigenen Autorität vor. Er ließ einftweilen 
die kirchlichen Ehegerichte fortbeftehen, aber unter ver Borausfegung, daß biefelben 
die Staatsgefege über vie Ehe beachten und handhaben. Er brachte dieſe mit 
dem Sirchengefep möglichft in Harmonie, aber er ging von dem Princip aus, 
daß diefelben Geltung haben, weil fie von dem Könige, nicht weil fie von dem 
Komcil erlajlen feien. 

Diele weltliche und ftaatliche Anficht erweiterte fih allmählich und wurde 
neh zur Zeit Ludwigs XIV. zur berrfchenden Ueberzeugung in Franfreih. Die 
Rechtsgelehrten und die Parlamente waren darüber einverftanden, aud der fran- 
zöfifhe Klerus ftimmte in feiner großen Mehrheit bei. Aber die volle Konjequenz 
jener Unterſcheidung trat erft in ver Geſetzgebung der Revolution von 1792 und 
ſodann in dem Code Napol&on hervor. Das Geſetz der Revolution war noch 
ganz radifal gefaßt, und wurde höchſt frivol ausgebeutet. Napoleon ermäßigte und 
exdnete auch bier das neue Net. Die Ehe wurde nun als NRechtsinftitut völlig 
abgelöft von der kirchlichen Gefeßgebung, fie wurbe durd die bürgerliche Geſetz— 


— — — 


7, Conc. Trid. Sess. XXIV. can. 1. 4. 12. De sacr. matrim. : »$Si quis dixerit matrimo- 
nium non esse vere el proprie sacramentum — et ecclesiam non poluisse constiluere 
impedimenta matrimonium dirimentia vel in iisdem constituendis errasse — — el causas 
matrimoniales nou speclare ad judices ecclesiasticos analhema sit.« 
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gebung an rein civile Formen geknüpft (fog. Civile he) und unter ven Schut 
ver ftaatlihen Gerichtsbarkeit geftellt. Die religiöfe Seite der Ehe wurde 


lediglich vem Gewiffen der Ehegatten und der moralijhen Einwirkung va 
Kirche anheim geftellt. Der Staatsrath Portalis begründete dieſe VBeränverun | 


folgendermaßen : „Einige Theologen glauben, daß nur das wahre Ehen feien, vi: 
in Gegenwart der Kirche eingegangen worden, Diefer Irrthum hat verderbliche 
Folgen. Es begegnet wohl, daß einzelne Ehegatten aus Unfenntniß oder mißleite 
die Gefege des Staates vernadhläffigen und ſich vor dem Priefter verheirathen 
ohne zuvor die Givilform zu beachten. Auf folhe Weife geben fie durch ungefer- 
lihe Ehen den Stand ihrer Kinder und die Gültigkeit ihrer Verträge preis. €: 
ift nothwendig, diefer Unoronung ein Ende zu machen und die Ruhe ver Yamilien 
fiher zu ftellen. Das Recht, vie Ehen zu orbnen, ift für die bürgerlidde Geſel 
haft nothwendig. Der Ehevertrag ift die Grundlage der menfhliden Drbnun; 
und es ift daher ein wefentliches Recht eines jeden Staates, die Bedingungen 
deſſelben feftzufegen. Wir vertennen nicht, daß die Ehe aud eine Beziehung zur 
Religion habe, welde fie moraliſch leitet und dur ihr Saframent fegnet. Aba 
daraus folgt nicht die Gerichtsbarkeit der Kirche, fonft müßte man ber Kirche dus 
Recht zugeftehen, Alles zu regieren, da die Moral fih auf alle menihlihen Hant- 
lungen erftredt. Wir würden dadurch die alten Irrthümer erneuern, welche die 
Beziehung aller Handlungen auf das Gewiffen benugten, um darauf das Princh 
der Herrſchaft der Kirche zu gründen. Auch das Berhältnig der Ehe zum Sakre 
ment ift fein genügenver Grund für die firdhliche Kompetenz über die Ehen. Wir 
erkennen ja auch die Ehen für gültig an, die von der Kirche nicht geheiligt werben, 
wie insbefondere alle Ehen der Nichtkatholiten.” In ver That wurde das veränderte 
Recht fogar von dem päpftlihen Stuhl anerfannt. Das Konkordat zwiſchen Na 
poleon und dem Bapfte Pius VII. Urt. 54. fagt ausdrücklich: „Die Pfarrer wer: 
den die Segnung der Ehe nur denen ertheilen, welche fi ausweifen, daß fie 
die Ehen in ver gehörigen Form vor den Beamten des Civilftandes abgejchloffen 
haben.“ 

Diefelbe Emancipation des Staates von der Leitung der Kirche in Ehe— 
ſachen und des bürgerlihen Rechtes von dem kanoniſchen Rechte wurde auch in 
Defterreich vollzogen. In dem Ehepatent Kaijer Joſeph I. von 1783 wird 
die Ehe als ein „bürgerlicher Vertrag" erklärt, durch vie Civilgefeßgebung normin 
und den Civilgerichten zum Schug übergeben. Die katholifhe Form der Eingehung 
ber Ehe wurde beibehalten, aber die Ehehinverniffe und die Ehefcheidung abweichend 
von den Kirhengefegen beftimmt. Joſeph II. folgte hiebei ven damaligen philofoppi- 
ſchen Lehrern der Aufflärungsperiode und beachtete nicht genug bie religiöfe Stim- 
mung und die Kulturftufe feines Volkes. Aber aud feine kirchlicher gefinnten Nach— 
folger behielten doch das mieberhergeftellte Recht ver Civilgefeßgebung und ber 
bürgerlihen Gerichtsbarkeit bei. Das öſterreichiſche Gefegbuh vom Jahre 1811 
enthält aud über das Eher ht eine Reihe von Beftimmungen, die fih zwar in 
wefentlihen Punkten (vorzüglid mit Bezug auf die Wirkung der Ehefheibung) 
ber firhlihen Geſetzgebung mehr annähern als das jofephinifche Ehegeſetz, aber 
u in andern abweichen und die Selbſtſtändigkeit des Staates aufreht er- 

alten. 

Ein theilweifer Rüdfall in die ältere Anficht ift aber in neuefter Zeit durch das 
Kontordat vom 18. Aug. 1855 eingeleitet und durch die kirchliche und bürgerliche 
Ehegefeggebung vom 1. Jan. 1857 vollzogen worden. Die erftere hat nun freilich 
blo8 Anwendung auf die fatholifche Bevölterung in Defterreih, aber durch bie 
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serrhefchränfte Anerkennung der tridentinifchen Gefege und durch die Wiederher- 
ftellung der kirchlichen Ehegerichtsbarleit hat der Staat doch fein natürliches Recht 
menigftens für einmal aufgegeben und fi nad der Weife des Mittelalters ganz 
ver firdlihen Doltrin unterworfen. 

Dei allen viefen Veränderungen in dem neueren Ehereht kommt außer ven 

tonfeffionellen Lehren die philofophifche Auffaffung der neuern Zeit fehr in 
Betracht. Die naturrehtlihe Schule des 18. Jahrhunderts fah von dem religtöfen 
Slauben völlig ab. Sie betrachtete die Ehe leviglih als einen Vertrag von Mann 
umb Frau und war zufolge ihrer Neigung überall die individuelle Bertragsfreiheit 
zu Ihügen, geneigt, aud die Ehe dem veränderlihen Vertragswillen ver Ehegatten 
za unterwerfen. Für vie fittliche Seite des Inftitutes hatte fie wenig Verſtänd⸗ 
miß. Sie behandelte die Ehe mehr oder weniger als ein Verhältniß der Konve— 
nienz. Das preußifche Landrecht von 1796 umb mehr noch die gerichtliche 
BPraris ließ fih durch diefe allerdings flachen Meinungen theilweife beftinmen, 
„Der Hauptzwed der Ehe ift die Erzeugung und Erziehung der Kinder” beißt es 
no darin (II. 1.8.1.) Die Scheidung wurde fo fehr erleichtert, daß in der That 
der Ernft und Dauerhaftigkeit diefer wichtigen Familienverbindung litt. Zu einer 
Flaren Sonverung der weltlich-rechtlihen von ber religiös-fichlichen Seite der Ehe 
fam es nicht. Das Landrecht ift gemiſcht aus naturrechtlichen und aus proteftanti- 
ſchen Gedanken, aus weltlihen und aus kirchlichen Elementen. 

II. Verhältniß von Staat und Kirche. In vemfelben Lande, unter 
vemfelben Volle, unter ven Bewohnern einer Stadt und auf gleiher Kulturftufe 
finden wir heute noch ſehr mejentliche Differenzen über die Orbnung und bas 
Recht ver Ehe. Der Gegenfat der Konfeffionen und der Gegenſatz des kirchlichen 
und bes ftaatlihen Standpunkts find nod nicht zu einem befriedigenden Austrag 
gelommen. Die Theologen unter fi und hinwieder mit den Juriften, und biefe 
unter einander und mit den Philofophen find noch in vollem Streit. Die Gefeg- 
gebung felbft, wie wir das nicht nur in Defterreih, fondern in minberem 
Grave freilich aud in Frankreich und in Preußen gejehen haben, ift in einem uns 

bern Schwanten begriffen. Neue Kämpfe ftehen überall bevor. Die Parteien und 
felbft Die beiden Geſchlechter beteiligen fih. Die Frauen find eher geneigt, ber 
firdlichen, die Männer eher ver ftaatlihen Auffaflung zu folgen. 

Berſuchen wir es, den Zwiefpalt der Anſichten und der Geſetze durch nähere 
Abgrenzung und Ausfheidung des Fremdartigen und Ungehörigen zu begrenzen 
und bie leitenden Principien zu bezeichnen, von denen ans fi ver Streit richtig 
beurtheilen läßt, und von denen aus feine Ausgleihung theild bereits unternom« 
men worden, theils vorherzuſehen ift. 

Die heutige europäiſch-civiliſirte Welt ift über folgende Grundſätze einig : 

1) Daß vie Ehe eine monogamifche Geſchlechtsverbindung fei. Sie weiß, 
daß darauf die Gefittung und der gefunde Zuſtand der Familie beruht. Sie ver- 
wirft daher entjhieden und mit Abſcheu die Polygamie, wie fie neuerlih von den 
Mormonen wieder verſucht worden, und noch entjchiedener die Weibergemeinſchaft, 
den thieriſchen Wunfh der Kommuniften, Sie will feine Haremswirthſchaft; und 
wenn fie genöthigt ift, im Orient nod Ausnahmen zu geftatten, fo betrady- 
tet fie dies nur als eine vorübergehende Schonung eines fremden Glaubens und 
fremder Sitten. 

2) Daf die Ehe eine genoffenfhaftlihe Verbindung fei. Sie achtet 
daher auch die Ehre und das Recht der Frau und unterfcheivet diefelbe wohl von 
einer bloßen Magd. Aus vemfelben Grunde ift fie der fogenannten Ehe zur 
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linten Hand, als einer Ungenofjenehe abgeneigt, und läßt fie nur no aus po- 
litifhen Motiven vynaftifchen Perfonen zu. Ebenfo folgert fie daraus, daß Die ehe 
lihen Kinder immer dem Stande des ehelichen Vaters, nicht mehr wie im Mittel- 
alter der ärgern Hand folgen follen. 

3) Auch die frühere naturrechtliche Anficht, welche die fittliden Moment: 
in der Ehe aufer Acht ließ, und nur den freien Bertrag vor Augen Hatte, if 
heute ziemlich allgemein aufgegeben. Die welche heute für das Recht des Staates 
und für die Zuläffigfeit der Ehefcheidung in die Schranken treten, ftimmen 
darin doch mit der firdlichen Anficht überein, daß die Ehe fid von einem auf eine 
beftimmte Zeitfrift over auf freie Kündigung abgefhloffenen Vertragsverhältniß 
wefentlich unterfcheide, daß diefelbe ihrer Natur nad auf die Yebenspauer ein- 
gegangen werde und daß eine Trennung nur aus ernften Urjahen und nur nad 
rihterlicher Prüfung und Geftattung zuläffig fei. - 

4) Daß die Ehe jedenfalls ein bürgerlihdes Rechtsverhältniß ſei, 
barf wohl ebenfo als eine allgemeine Ueberzeugung ausgefprodhen werben. licht blos 
um ihrer Folgen willen für das Güterrecht der Ehegatten und für das Eherecht 
der Kinder, auch nicht blos mit Rüdficht auf die perſönlichen und Yamilienredte 
und Pflichten der Eltern im Verhältniß zu den Kindern, ſondern ebenfo im Hinblid 
auf die nothmwendigen Nüdfichten auf den ehelichen Willen der Verlobten und auf 
die förperlihe und weltlide LTebensgemeinfhaft ver Ehegatten u. ſ. f. 
Die Beredhtigung des Staates, die Ehe als ein bürgerlides Rechte: 
verhältniß zu ordnen und die Gerichtsbarkeit darüber zu üben, fann 
vernünftigerweife nicht bezweifelt werben; denn ber Staat ift ja Die melt- 
liche Lebensordnung, und ihm liegt der Schutz alles Privatrehtes ob. Damit aber 
ift das Recht des Staates zur Ehegefeggebung und zur Ehegerichtöbarteit gegeben. 

5) Ebenſo müffen aud die Freunde des ftaatlihen Rechtes zugeben, daß bie 
religiöfe Auffaffung ver Ehe und vie religiöfe Seite des ehelichen Lebens in das 
Gebiet der Kirhe gehöre, zu weldher die Ehegatten fih betenmen, 
und ihr Gewiſſen betreffe. Ob daher vie Ehe ein Saframent jei oder nidt, 
ift eine Kirchen-, Feine Staatsfrage: und es ift eine Unbill, wenn ver Staat ver 
Kirche zumuthet, daß viefelbe eine Ehe fegne, welde fie aus religiöfen Motiven 
verwirft. 

6) Endlich — und das fcheint mir bisher noch nicht hinreichend beachtet bei 
dem ganzen Streite — ergiebt fid ein nothwendiger Gegenfaß zwiſchen ver ftaat- 
lihen und der firhlihen Grundanfhauung, deſſen einfache Anerkennung geeignet 
wäre, den ganzen Streit, wenn nicht zu fchlichten, doc fehr zu ermäßigen. Zwar 
find fowohl der Staat als die Kirche genöthigt, in der Ehe eine leiblihe und eine 
fittlihe Seite, eine reale und zugleich eine ideale Seite auzuertennen. Eine blos 
venle Gefhlehtsverbindung erhebt fih nicht über den Konfubinat, eine lediglich 
geiftige Liebe und Ergänzung ift Freundfchaft, nicht Ehe. Aber trogvem ift es 
offenbar, daß der Staat nad) feiner Natur mehr auf die Realität des wirk— 
lien Lebens und daß die Kirche nad) ihrer Beftimmung mehr auf die Idea— 
lität der moralifden Vollkommenheit fieht. Der Staat in feinem Recht 
normirt die Ehe wie fie ift, die Kirche im ihrer Moral empfiehlt die Ehe wie 
fie fein foll. Deßhalb fteigert ver Staat feine Anforderungen nit jo hoch als 
die Kirche, welche ihre Gläubigen zu moralifher Bervollflommnung ermahnt. Der 
Staat muthet in feinem Zwangsrecht den Menjchen nicht mehr zu, als fie auf ihrer 
Kulturftufe im Durchſchnitt ertragen können, die Kirche wünſcht in allen Fällen 
die Idee der volltommenen Che verwirklicht zu fehen. Aber eben deßhalb ift nur 
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pie ftaatlihe Auffaffung ter Ehe erzwingbares Recht, die der Kirche aber 
DM oral. 

Dieier Gegenfag ift imsbefondere auch von Chriftus vollftändig anerkannt 
worden. Chriftus hat hier fo wenig als in andern Dingen juriſtiſch erzwingbare Ge- 
fetse gegeben ; er hat vielmehr im Gegenfag zu dem Geſetz, deſſen äußere Macht 
umter den Menfhen und deſſen Nothwendigkeit „um der Herzenshärtigfeit ber 
Menihen willen“ er nicht beftritt, das höhere Moralgebot ausgeſprochen. Derjelbe 
Segenſatz geht auch durch die fpätere Gefhichte durch. Würbe er vollftändig be- 
griften, fo würden ſich die beiden Grundanſchauungen weniger feindlich ftoßen und 
reiben und mit der Bereblung der Givilifation würde das Gefeg des Staates 

dem Ideal der Kirche ſich nähern, die Kirche aber ſich davor hüten, ihre moralifche 
Wirkjamteit mit der ftaatlihen Gerechtigkeit zu verwechleln. 

In dem gegenwärtigen Zuftande wird das Verhältnig von Staat und Kirche 
mad) zwei verfchievenen Syſtemen geordnet: erftens nah dem Gegenfag der 
religiöfen Konfejjionen und zweitens nah dem der Sonderung von 
Staat m Kirde, 

A) Das konfeffionelle Syſtem unterfheivet ein fatholifches und ein 
proteftantifhes Eherecht, und der Staat erfennt für die Katholifen jenes an 
und handhabt für die Proteftanten dieſes. Konſequenter Weife muß er dann aud) ein 
griechiſches und ein jüpifhes und muhammedaniſches Eherecht anerkennen. 

Diefes Syftem entfpricht den überlieferten Sitten und ſchmiegt ſich den ver: 
ſchiedenen religiöfen Beftimmungen bequem an. In demfelben findet fi) der Staat 
mit den Kirchen ab und vermeidet ängſtlich, eine jelbftftändige Anficht geltend zu 
machen. Er entgeht fo in den meiften Fällen ven Konflikten, welche mehr den 
Eharafter von Streigfeiten unter ven Kirchen und Religionsgemeinſchaften anneh- 
men, aber in andern Yällen — wo ihn die leitende Hand der Kirche verläßt — 
tappt er im Dunkeln unfiher umber. In frühern Zeiten, als vie Menſchen ſchrof— 
fer nad Konfejfionen gefchieven waren, konnte dieſes Syſtem eher ausreihen ale 

heute, wo Katholifen und Proteftanten im Leben viel näher gefommen und felbft 
bie Juden in die fociale Gemeinschaft aufgenommen find. Für die gemiſchten 
Ehen bat vas| konfeffionelle Syftem keine Regel mehr, denn es ift kein Recht, 
fondern bloße Gewalt, wenn für viejelben der einen Kirchenmeinung der Vorzug 
vor ber andern gegeben wird. Das Unzureichende dieſes Syftems wird noch mehr 
empfunden, wenn man ber weit größeren Verſchiedenheit ver religiöfen Ueberzeu— 
gungen unter den Individuen als unter den Kirchen gedenkt und bennod) 
täglich fieht, daß Menfchen von dem verjdhiedenften Glauben im bürgerlihen Leben 
fih freundlich zufammenfinden. Es giebt zumal in ven Städten taufende von glüd- 
ligen Ehen, in denen der Mann nicht an die hriftlihen Dogmen glaubt, melde: 
die Kirchen für weſentlich erklären, und die Frau fi aufrichtig an tie Autorität ihrer 
Kirche hält. Für die mancherlei philofophifhen Parteien, die num in der Welt 
beſtehen, bat das blos konfeffionelle Syſtem überall feinen Mafftab mehr. Die 
Autorität der Kirche reiht nicht über den Kreis der Gläubigen hinaus: und es ift 
für den Staat weder ein Grund noch ein Recht vorhanden, um feine Bürger nad) 
einer ihmen fremden Kirchenantorität zu beurtheilen. Die große Mannigfaltigfeit 
der religiöfen und philofophifchen Gegenfäge unter ten Menſchen wird gegenwärtig 
noch verdeckt durd die Aufere Form des berfümmlihen Anfchluffes an ein Paar 
Konfeffionen. Aber wie kann ver Staat auf eine bloße äußerliche Form ein Syftem 
über das wichtigfte Inftitut des Familienlebens bauen, wenn er ſich überzeugt, 
daß jene Form in vielen taufend Fällen zur Lüge geworben fei ? 
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B) Der Staat wird ſich daher früher oder fpäter doch entſchließen müſſen, 
eine eigene Meinung über das Inftitut der Ehe auszubilden, und als fein 
weltlihes Eherecht auszufprehen, das er allen Privatperfonen gegenüber, 
gleichviel, ob fie Katholiten, Proteftanten, Juden, Ungläubige fein, haudhabt; 
d. 5. er wird zu dem Syſtem ver Sonderung von Staat und Kirche über: 
gehen. Dahin mweift in der That die — ber Zeit. Die napoleoniſche Geſetz 
gebung über vie Civilehe ift der bewußtefte Verſuch diefer Sonderung: im ihrer 
Weiſe aber haben ähnliches aud die öfterreihifhe und die preußifhe Geſetzgebung 
angeftrebt. Das Princip diefer Sonderung ift: Das ganze Ehereht wird als 
bürgerlihes Recht von dem Staate, als ein für Alle gleiches und nothwendiges 
feftgefeßt; und die religiöfe Seite der Ehe theils dem Öewiffen der Gläubigen, 
theil8 den moralifhen und Zudtmitteln ihrer Kirche anheim geftellt. Das 
Eherecht des Staates ift dann weder ein fatholifches, noch ein proteftuntifches, noch 
ein jüdiſches. Es hat die konfeffionelle Färbung verloren. Es ift vor allen Dingen 
ein menſchliches und bürgerlihes und will auch nur als foldhes gelten. 

Wohl kann e8 dann gefchehen, daß der Staat eine Ehe für möglid und gül- 
tig erflärt, welche die Kirche für moralifh unzuläffig und verbammlih hält, um 
ebenfo fann ver Staat eine Ehe für unmöglich oder für aufgelöft erflären, melde 
eine ber religiöfen Konfeffionen für erlaubt oder für noch religiös fortwirtenn hält. 
Derartige Konflikte find überall nicht zu vermeiden, fo lange e8 verfhiebene Re 
ligionen und Konfeffionen unter den Menfchen giebt. Das Anftößige der Kon: 
flilte aber ift befeitigt; denn der Staat thut feinerfeits den religiöfen Ueber: 
zeugungen feine Gewalt an, er orbnet nur, wozu er bad Redt und die Macht 
bat, das Allen gemeinfame bürgerlide Redt. 

IV. Eingebung der Ehe. 1) Grundbebingung für die Eingehung Der Ehe 
ift der freie Wille der Verlobten. Infofern ift diefelbe allerdings ein Vertrag 
und zwar ein höchſt perfönlidher, und in biefem Sinn ift der römifhe Sag: 
„consensus facit nuptias“, der auch von dem kanoniſchen Rechte adoptirt worden, 
wohl begründet. Daher ift jever Zwang unzuläffig, aud der der Eltern oder ver 
Obrigkeit. Das tft num in dem modern europälfchen Eherecht allgemein anerkannt; 
die ältern Rechte und heute noch barbarifche und halbeivilifirte Rechte haben vas 
vielfach verfannt, indem fie bald den Eltern, bald den Fürften verftatteten , über 
die Ehen ihrer Kinder und Unterthanen zu difponiren. Mann und Frau heirathen 
für fi, nicht für Andere. 

2) Daneben kommen manderlei Ehehinderniffe in Betracht, ſowohl 
trennende, welde die Gültigkeit ver Ehe zerftören, als aufſchiebende, melde 
Schwierigkeiten bereiten, die zu überwinben find. 

Aus dem Wefen der Ehe werben abgeleitet: 

a) die Rüdfiht auf den ledigen Stand der Ehegatten. Wer ſchon ver- 
beirathet ift, kann feine zweite Ehe eingehen. Die zweite Ehe wäre ungültig. 
Schwierigkeit macht bier befonders ein Fall. Da das kanoniſche Recht die völlige 
Scheidung nicht anerkennt, fo verwirft es die Ehe einer katholiſchen Perfon mit 
einer gefchievenen Proteftantin. Das proteftantifhe Recht dagegen erklärt dieſe für 
ledig und hindert fie nicht, fich wieder zu verheirathen. Wenn der Staat von bem 
fonfeffionellen Syftem ausgeht, fo muß er fonfequenter Weife jede Perfon nad 
ihrer Konfeſſion beurtbeilen, denn das ift ihr perfönliches Recht; daher wird er 
in dieſem Konflift die proteſtantiſche Perſon als ledig betrachten. Geht er von dem 
Princip der bürgerlihen Ehe aus und geftattet er die völlige Scheidung, fo ver— 
fteht fih, daß er die rechtmäßig geſchiedene Perfon nicht ald noch gebunden be— 
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Handeln darf. Die katholifche Doktrin kann dann nur firdliche, aber feine bürger- 
lichen Folgen haben. Die Praris in Deutſchland fhwanft hier noch zwiſchen bem 
Fanonifhen Recht, dem fonfeffionellen und dem bürgerlichen Syſtem. 

b) Das Ehehinvernif wegen zu naher Verwandtſchaft. Alle civilifirten 

Bölfer haben einen Abſcheu vor der Blutſchande und das fittlihe Naturgeſetz 
empfunden, weldes die Ehe in den Fällen unterfagt, wo bie beiden Perfonen 
bereits durd enge Bande des Bluts geeinigt find. Aber die Grenzen dieſes Ehe- 
bindernifjes werden auch heute noch fehr verfchieden beftimmt. Im Mittelalter 
vehnte die Kirche vaffelbe über die Maßen aus, fogar bis zum flebenten Gliede, 
nicht allein der Blutöverwandtfchaft, fondern ebenfo ver Schwägerfhaft. Es war 
Das eine Folge jener dem ehelofen Leben zugeneigten und der Ehe abgeneigten 
Zendenzen : und felbft die Geſetzgebung Innocenz III. von 1216 ermäßigte ba#- 
jelbe nur bis zum vierten Gliede der fanonifhen (deutfchen) Berechnung. Erft das 
tridentinifhe Koncil befchränfte es auf die zwei nächften Glieder, in weſentlicher 
Uebereinftimmung mit den Beftimmungen des vordriftlihen römifhen Rechts. 
Manche nenere Rechte, 3. B. das preußiſche Landrecht, das fächfifhe, das württem- 
bergifche Recht geftatten die Ehe ſchon unter Gefchwifterfindern, die noch im zweiten 
Gliede ſtehen, und befchränfen das Chehinverniß der Schwägerfhaft auf vie auf: 
und abfteigenden Linien. Das wegen geiftliher Verwandtſchaft (in Folge ver Pathen- 
fchaft bei der Taufe) hat nur im fanonifhen, nicht im bürgerlichen Rechte 
einen Sinn. 

c) Die Rüdfiht auf das Alter. Das kanoniſche Recht verlangt nur Mün— 
digkeit, mande neuere Rechte dagegen ein reiferes Alter zumal auf Seite des Manns 
(Breußen und Baden 18 Jahre, Sachſen 21 Jahre). 

d) Sehr ftreitig ift no das Ehehinderniß wegen Religionsverfhieden- 
beit. Der verjchievene Charakter der Zeitalter hat auf dieſe Frage einen großen 
Einfluß geübt. Während in den erften Zeiten des Chriftenthbums Ehen zwifchen 
Juden und Chriften und jelbft zwifchen Heiden und Ehriften — obwohl der Gegen- 
ſatz des religiöfen Glaubens gerade damals heftig empfunden ward — doch nicht 
jelten waren, 8) ift dagegen nad dem Siege des Chriſtenthums die Ehe zwifchen 
Ehriften und Nichtchriſten völlig unterfagt worden. Im Mittelalter galt jede Abwei— 
hung von dem fatholifhen Glauben als ein ſchweres, fogar todeswürdiges Verbrechen. 
Es bat daher nichts Auffallendes, daß in folder Zeit die Ehe eines rechtgläubigen 
Chriften mit einer häretifchen Perſon für ungültig erflärt warb. 9) Als aber bie 
Kirhenfpaltung des 16. Jahrhunderts nicht überwältigt werben fonnte und bie 
Konfeffionen genöthigt wurden, im Frieden mit einander zu leben, änderte ſich 
vie Anficht. Das erkiufive Princip Einer Konfeffion war fogar in der Ehe nicht mehr 
durdzuführen und felbft das kanoniſche Recht wurde injoweit ermäßigt, daß es bie 
Gültigkeit folder gemifchter Ehen (d. h. von Ehriften verſchiedener Konfeffion) 
nicht mehr beftritt, wenn ſchon es die Eingehung gemifchter Ehen mißbilligte und 
durch die Bedingung erſchwerte, daß die Ehegatten fich verpflichten müffen, ihre 
Kinder in dem katholifhen Glauben zu erziehen, wenn fie der fanonifhen Mit: 


8, Der Apoftel Paulus (1. Kor. 7, 12 ff.) läßt die Ehe einer — mit einer heid⸗ 
niſchen Perſon gelten und knüpft daran die Hoffnung, daß jene dieſe für das Chriſtenthum ges 
winnen werde, 

2) Schon das Laodic, und das Trull, Koncil (372 und 692) erklärten fich dagegen. In 
Rußland find gemifchte Eben zwar geduldet, aber unter Bedingungen, welche die berrfchende 
griechiſche Konfeffion diktirt hat. 
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wirkung des Pfarrers theilhaftig werden wollen. Auch bier hatte die Kirche wieder 
ihr Ideal der Ehe troß aller realen Schwierigkeiten feftgehalten. 

In der That gegen die gemifchten Ehen laffen fih mandherlei Bedenken er- 
heben. Während die Ehe volle Lebensgemeinſchaft ift, wird hier die religiöfe Ge— 
meinfchaft gehindert. Die Ehegatten trennen fi im der Kirche, und geben aus- 
einander in ihrem Glauben. Es entfteht daraus auch in einigen Beziehungen eine 
Nehtsungleihheit, ſoweit nämlid noch die Religion auf vie Rechtsbildung ein: 
wirft. Die Kindererziehung wird ſchwieriger und es fann leicht Streit entfteben, 
in welcher ver beiden Konfeffionen die Kinder zu erziehen feien. Wenn die Kirche 
Strupel bat, ſolchen Ehen ihren Segen mit vollem Bertrauen zu ertbeilen , fc 
ift das begreiflih; und am wenigften ift hier ein befehlerifches Verfahren ver Staats- 
gewalt gerechtfertigt. 

Trotzdem aber zeigt ein Blid auf das wirkliche Leben unferer Zeit, daß auch dieſe 
Differenz in den religiöfen Ueberzeugungen von der ehelichen Liebe überwunden werben 
könne. Es giebt fehr viele vortreffliche und frieplihe Chen zwiſchen Ehegatten von 
verjchiedenem kirchlichen Bekenntniß; und diefe Ehen find überdem wichtige Bun: 
desglieder für den Frieden der Konfeffionen. Kann fid) die Verdammungsſucht und 
die konfeffionelle Ausfchlieglichkeit darin nicht zurecht finden, fo weiß fi der Geiſt 
der Humanität und der wechjelfeitigen Achtung aud fir verſchiedene Ueberzeu— 
gungen um fo beffer damit zu vertragen. Jene Mängel find doch nicht fo groß, 
um das Wefen der Ehe zu afficiren. Sie find nicht größer ald andere Gegenfäke, 
fei es des Charakters oder des Geiftes, oder der focialen Bildung oder der politifchen 
Neigung, welche die Ehe doch auch friedlich auszugleichen die Kraft hat. Wie man 
aud darüber von dem Standpunkte eines beftimmten Glaubens aus denfen möge, 
es ift in unferem Jahrhuntert gar nicht mehr möglich, das mittelalterlihe Brincip 
neuerdings praftifh zu machen. Wer fid) in der heutigen wirklihen Welt ftatt in 
den Büchern umfieht, der wird bald gewahr, daß in ven Ehen fehr häufig mod 
viel größere perfönliche Gegenfäge mit Bezug auf Religion und Wiſſenſchaft friev- 
lid beifammen find, als die der hriftlichen Konfeſſionen. Mit der blos formellen 
Ausflucht, dag man diefe fchrofferen Gegenſätze des Chriftenthums und des Nicht: 
chriſtenthums ignoriren und die Ehe doch ſchützen könne, wenn nur gewiſſe Cere- 
monien gefchont werben, darf ſich aber gerade eine ernfte religiöfe und den wirk— 
lihen Glauben fordernde Weltanfhanung am wenigften beruhigen. Muf die Kirche 
Zaufende von Ehen als vollgültig anerkennen, in denen der Mann ein offener 
Pantheift oder Meaterialift, die Frau aber rehtgläubig ift, weßhalb follte fie 
ängftlicher fein in ver Anerkennung von Ehen zwifchen Chriften verſchiedener 
Kirhen ? Auch die Religion ift zunächſt doch Sache des Individualgeiftes, 
nicht der Bluts- nod der Kamiliengemeinfhaft. Die Ehe aber ift wefentlich 
Geſchlechts- und Familiengemeinfhaft. Iefus felbft hat auf viefen Unterſchied auf- 
merffam gemacht, indem er bezeugte, daß „im Himmel nicht gefreit”, Die menfc- 
liche Ehe folglich für das irdiſche Leben, nicht für ven Himmel abgefhloffen werde. 
Das ift das Princip, von dem aus der Staat die (an das körperliche Ge— 
ihledyt gebundene) Ehe aud dann in ihrem Beftande zu fchüten hat, wenn 
die Individnalgeifter der Ehegatten einer verfchievenen religiöfen Richtung folgen. 

Andere Ehehinderniſſe, die jedech nur von auffchiebender Natur find, haben 
in ver ſittlichen Ordnung der Familie ihren Grund, wie insbefondere bie 
Begrüßung der Eltern und die Zuftimmung der Väter der noch minderjährigen 
Berlobten. Wird diefelbe ohne Grund verweigert, fo wirb fie durch bie Obervor: 
mundſchaft ergänzt. Noch andere wurzeln in der Ordnung der Gemeinde ober 
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in Interejjen ver Gemeinſchaft (Staat oder Kirche). Die Ehe ift zwar zu- 
nächft eine privatredhtlihe Verbindung von zwei Privatperfonen, aber vaneben hat 
fie doch ald Gründung einer neuen Yamilie auch für die Gemeinſchaft eine Be— 
deutung. Es ift daher fein Unrecht, wenn aud den Gemeinden verftattet wird, 
ver Heirath von Ehegatten entgegen zu treten, welde außer Stande find, eine 
"Familie zu ernähren. Wird die Gemeinde zur Armenunterftügung verpflichtet, fo 
gebührt ihr das Recht, vie leichtfinnige Begründung neuer Armenfamilien zu be- 
bindern. Aber einzelne deutſche Geſetzgebungen (3. B. die bayerische) gehen offenbar 
zu weit, wenn fie der Gemeinde ein unbefchränftes Behinderungsrecht aus dieſem 
Grunde zugeftchen, denn das perſönliche Recht zur Ehe ift doch das primäre und 
wejentlichere und vie Rüdjicht auf die Gemeinde ift nur ſekundär. Es muß daher 
den Individuen das Recht offen bleiben, ihre Fähigkeit und Tauglichkeit zu einer 
orbentlihen Yamiliengrüntung nadzuweifen und eine unbegründete Ginjpradye der 
Gemeinde zu überwinden. Es ift freilich nicht leicht, jene zu bemefien. Der bloße 
Mangel an regelmäßigen Kapitalrenten oder einem geficherten Ginfommen darf 
durhaus nicht für genügend erachtet werden, um die Einfpradhe zu rechtfertigen, 
Es giebt viele brave Arbeiterfamilien, vie fih ohne Beläftigung der Gemeinde 
ehrlih durchbringen. Aber auch die phyſiſche Arbeitskraft allein reicht nicht aus, um 
die Einſprache zu befeitigen; denn es giebt genug lieverlihe Eltern, welche nicht für 
ihre Kinder jorgen, obwohl fie arbeiten fünnten. Am meiften Vertrauen erregen 
die Beweiſe der Bermögenstraft, welche auf die Moralität und Solivität der Der. 
ionen ein günftiges Licht werfen, wie insbejondere die Hinterlegung von Erſpar— 
nifjen bei den Sparkaffen währenn längerer Zeit oder die lange geübte Unter- 
ftügung anderer Hülfsbebürftiger (3. B. der Eltern). 

Blos für gewiffe Berufsklaſſen gelten andere Beihränfungen ver 
Ehe. Bon ver Art find die Heirathserfhwerungen für die Mannfchaft ver ftehen- 
ten Heere und der Gölibat ver fatholifhen Geiftlichkeit. (S. den Art. Cölibat.) 

3) Die ftaatliche Geſetzgebung bat aber nicht blos Ehehinderniſſe geſchaffen, fie 
bat zumeilen aud in umgefehrter Richtung die Eingehung von Ehen künſtlich zu 
fördern gejudt; theils indem fle mit dem ehelofen Zuftande gewiſſe privatredhtliche 
oder pelitiihe Nachtheile verband, theils indem fie die Ehegatten — zumal wenn 
die Ehe mit Kindern gejegnet war — mit mancherlei Vorzugsrechten bedachte. Es 
ift immer ein Symptom des fittlihen Berfalls, oder frankhafter ökonomischer Zu— 
ftände, wenn folhe Mafregeln nöthig erfcheinen, um vie rechtmäßige Yortpflan- 
jung der Yamilien wider die Ungebundenheit und Ausjhweifung zu fihern. Bon 
der Art war der Zuftand Roms im Ausgang der Republik und zu Anfang ver 
Kaiferzeit: daher aud damals in Rom in folhem Sinne die Geſetzgebung eingriff 
(lex Julia et lex Papia Poppoea). In unferer Zeit find diefe Gefahren noch nicht 
jehr groß, wenn wir von einigen großen Städten abfehen, und die Neigung zur Ehe 
ift noch für ſich ftark genug, am folder künſtlicher Hülfsmittel entbehren zu können. 

4) Die Form der Gingehung ver Ehe fol dazu dienen: a) die ehelidhe 
Gefinnung der Verlobten deutlich zu offenbaren, weßhalb regelmäßig perfönliche 
Aumejenheit und Erklärung gefordert wird (Verbot der Cheeingehung durd einen 
bevollmächtigten Stellvertreter); b) die Eriftenz einer wahrhaften Ehe aud) ven 
Mitlebenven bekannt zu machen: daher das Grforderniß der Deffentlidfeit 
ter Heirath im Gegenfag zu der heimlichen Ehe, 10) welche vie Sicherheit ver 


10, Das fanonijche Mecht hatte lange Zeit Die heimliche Ebe zwar mißbiltigt, aber mit Rück— 
ücht auf den Konfens des Ehegatten als gültig anerkannt. Erſt das ıridentinifche Koneil bat 
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Familie untergräbt; ec) den Zeitpunkt des Beginns ver Ehe zu firiren und 
zu beurfunden, welcher für viele Rechtsverhältniſſe maßgebend ift. 

Die Wichtigkeit diefer Rüdfichten wurde aud in dem alten römifhen und in 
den germanifchen Rechten gefühlt und die Sitte führte zu manderlei Hochzeit— 
feierlichleiten. Die Heirath war von jeher eine „hohe Zeit" (Hochzeit). Indeſſen 
bat doch erft die neuere Rechtsbildung derſelben die velle Beachtung zu Theil wer- 
den lafjen, indem fie beftimmte Formen als nothwendig vorſchrieb. Die älter 
Rechte ließen noch die heimliche Ehe 1) zu und batirten ven Beginn der Ehe erft 
von der thatfächlihen Vollziehnng des ehelichen Lebens. 

Wir haben in neuerer Zeit vornehmlich zwei Arten ber Form: a) die fird- 
lihe Trauung dur den ordentlihen Pfarrer oder deſſen Stellvertreter in 
Gegenwart von Zeugen und b) die bürgerlihe Erflärung vor dem Eivil: 
beamten. Einzelne neuere Rechte kennen nur die eine oder nur bie andere Form. 
Das tridentiniſche Koncil fordert die Erflärung vor dem Pfarrer und minde— 
ftend zwei Zeugen; die firhlide Segnung wirb zwar als wünſchbar, aber nit 
als nothwendig betrachtet; die fogenannte paffive Affiftenz des Pfarrers kann 
genügen und dient als Ausktunftsmittel, wo die Kirche Bedenken bat, ihrer Segen 
zu geben und doch die Ehe nicht verhindern fann. Die proteftantiihen Rechte 
fordern meift die aftive Mitwirkung des Pfarrers bei der Trauung. (PBreufi- 
ſches Syftem.) Die Napoleonifhe Gefeßgebung legt ausfhlieglih auf die Bürger: 
lihe Erklärung vor dem Maire das Gewicht. Das englifche Recht (Geier 
vom Jahr 1837) hält die Regel ver kirchlichen Trauung feft, läßt aber aut 
nahmsweife die Abfchliegung der Ehe aud vor Regiftratoren zu. Ebenfo fennt da— 
zürderifche Eherecht, welches vie firdhlihe Trauung als Regel hat, eine Civil 
form als Ausnahme. 

Die Hirhlihe Trauung bat in der That nicht blos das Anfehen des Alters 
und die Sitte für fi. Sie erfüllt auch alle jene Zwede der Form und tft über 
dem geeignet, die fittlihe Würde ver Ehe in ihrem Cingang zu veranfchazlicen 
und bie Ehegatten kei dem widhtigften Alte des Familienlebens an die göttlide 
Weltordnung und Weltleitung zu erinnern, Sie fpricht daher mehr zu dem Ge 
müthe voraus ber Frauen, ald die nüchterne und falte bürgerliche Form. Daraus 
erflärt es fi, daß auch in den Ländern der Napoleonifhen Geſetzgebung gewöhnlich 
die Neuvermählten nach ter Erklärung vor dem Maire, melde fie zu Ehegatten 
macht, zur Kirche gehen und binterbrein aus religiöfen Gründen freiwillig vie 
firhliche Trauung folgen lafjen. 

Aber in allen ven Fällen, in welden ver Staat feinen Grund bat, eine 
Ehe zu behindern, vielmehr die Pflicht hat, eine Che anzuerkennen, während ſei 
es die Kirche Bedenken bat, die firdhlihe Trauung vorzunehmen, fei es die 
Ehegatten Bedenlen haben, fi der kirchlichen Form zu unterziehen, ift diefelbe 
ungenügend oder unpaffend, Daher die Ausnahme einer Eivilform neben 


dur das Erforderniß einer beftimmten Form die heimliche Ehe ausgefchloffen. Das weltliche 
Eherecht muß auf das Verbot derielben einen großen Werth legen, weil die Seimlichfeit nit 
blos die Beziehungen der vermeintlichen gt zu einander unficher macht, fondern die wid 
tigen Beziehungen der Ehegenoſſen zu den Kindern, den Anverwandten, den Dritten, zu der 
Gemeinde, zu Kirche und Etaat in Verwirrung brächte. 

11) Das alte indifche Necht bat die Frage ebenfalls behandelt, wie wir fowohl aus Manus 
Gefepen eben, welche die fogenannte Gandharma-Ehe (freie verjönliche Eheverbindung aus Liche, 
obne Mitwirfung der Verwandten und der Prichter) mirbilligt, als aus der Sage der Sakumala, 
welche das Recht diefer Ehe vertritt. 
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jener firchlihen, bie in den meiften Fällen wohl die Civilform erfegen fann. 
(Englifches Syſtem) Und wo die Sonderung des Staate® und der Kirche in 
Eheſachen vollzogen ift, da paßt die bürgerlihde Form beſſer, ven bürger- 
lichen Charakter viefer Redtsinftitution auszufprehen und dient überdem dazu, 
mancherlei äußere Reibungen zwifhen Staat und Kirche zu verhindern. Die bür- 
gerlihe Form wird dann zur rechtlich nothbwendigen und die firdhliche bleibt 
dem Gemwilfen und ver freiheit ver Gläubigen anheimgeftelt. (Franzöſiſches 
Syſtem.) 

V. Trennung der Ehe. Da die Ehe ihrer Natur nach das ganze 
irbiihe Leben der Ehegatten einigt, fo ift ihr natürliches Ende nur der Tod 
eines der Ehegatten, aber viefes mit Nothwendigkeit. Die inpifche Anfor- 
derung am die Wittwe: „daß fie auh im Tode dem Manne folgen folle" ift 
daher unnatürlich und um fo ungeredhter, als fie nur die Wittwe nicht auch den 
Wittwer betrifft. Humaner war wohl die ältere germanifche Sitte, welche ver 
Wittwe eine zweite Ehe unterfagte, aber aus dem Begriff der Ehe eben fo wenig 
gerechtfertigt. 

Das tanonifhe Recht hat die Idee der Unauflöslichkeit der Ehe, welde 
in der That mit ihrem normalen Begriff gegeben ift, zu einem abfoluten 
Rehtsfag erhoben, ohne Nüdficht darauf, daß mande konkrete Eheverbindung 
den Ideal der Ehe nicht entfpricht, vielmehr wiberfpridt. Es läßt in ſolchen 
Fällen nur eine Trennung mit Bezug auf das äußere Zufammenleben ver Ehe- 
gatten (zu Tiſch und Bett) und auf die bürgerlihen Wirkungen der Ehe zu, aber 
nicht eine Löſung des innern religiöfen Bandes der Ehegatten. Der Gedanke, daß 
die Ehe ein Sakrament fei, überwog bei ihr alle anderen Rüdfichten. Dem 
Saframent wurde ein unzerflörbarer Charakter beigelegt. Die Kirche berief fich 
dabei auf ven Ausſpruch von Chriftus: „Was Gott zufammengefügt, fol ver 
Menſch nicht ſcheiden“, ohne zu bedenken, daß Chriftus feine Nechtsgefege 
gab noch geben wollte, ſondern in allen Fällen das ideale Moralprincip 
verfündigte und daneben das jüdiſche Scheidungsgefeg als Rechtsgefeg beftehen 
ließ umd unter der VBorausfegung des Ehebruchs fogar die Scheidung für moraliſch 
gerechtfertigt erklärte. 

Den praftifhen Schwierigkeiten dieſer unbedingten Verwerfung der Eheſchei— 
dung fuchte die kirchliche Gerichtsbarkeit in manchen Fällen dadurch zu begegnen, 
daß fie es vorzog, eine Ehe, deren völlige Trennung zumal von mächtigen Per- 
ionen verlangt wurbe, binterbrein als von Anfang an nichtig zu erklären, 
ftatt die wirflihe Ehe aufzulöfen. Die ausgedehnten Ehehindernifje gaben dafür 
manderlei Anhaltspunkte. Es ift aber Har, daß diefes Hülfsmittel weit bevenf- 
liher ift, als vie Scheidung, welche durch daſſelbe erfegt werben fol; denn bie 
Nihtigerllärung verwandelt die wirkliche Ehe in eine Scheinehe (matrimonium 
putativum) und wirkt ruckwärts zerftörend auf das ehelihe Familienleben ein, 
während die Scheidung die frühere Ordnung der Familie nicht antaftet, ſondern 
nur bie Fortfegung derjelben für die Zufunft abjchneibet. 

Die Anſicht des kanoniſchen Rechtes ift auch in die neuere bürgerliche Gefeg- 
gebung vielfältig für die Katholifen aufgenommen worben. Sogar der Code 
Napol&on, welder die Scheidung anfänglid verftattet hatte, wurde im Jahr 
1816 wieder in biefer Beziehung verändert und die Unlösbarkeit der Ehe von 
nenem ausgefprohen. Sie gilt ebenfo in Defterreid und in Bayern für 
Ratholifen. 


Dagegen haben die Reformatoren, das Recht der Eheſcheidung wegen Ehe— 
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bruch und aus Urfachen, welche viefem gleih kommen, vertheidigt, und ſich theil 
auf die Autorität von Chriftus theils auf das natürlihe Bedürfniß völlige 
Trennung berufen. In den proteftantifhen Pändern und ebenfo in fatholijde 
für Proteftanten wurde daher die Scheidung wieder geftattet und durch vie Gefrr 
gebung eine Anzahl von rechtmäßigen Scheidungsurſachen anerkannt. 

Stehen fid jo die konfeffionellen Anſichten entgegen, fo ift es auch hier wi 
Aufgabe ver modernen ftaatlihen Gefeggebung von dem weltliden Stan 
punft des Staates aus die Frage zu beantworten. Sowohl das preußifche Yan 
recht als der Code Napoleon haben es verſucht, und dieſes gilt im feiner ältere 
von dem fanonifhen Recht wejentlid abweichenden Faſſung noch in andern, aud 
in deutſchen Ländern. Die konfeffionelle Anfiht wird dann Fonfequenter Weil 
denn Gewiſſen der Ehegatten und den moralifchen Ginwirfungen der betreffen 
Kirche anheimgeftelt. Der Staat aber normirt das Redit, das er durch fein 
Gerichte handhabt. Da er es nicht aus religiöfen Vorfhriften, fondern aus jeina 
menſchlichen Einſicht in die natürlichen und Kultur-Verhältniſſe der heutigen Cr 
ſellſchaft herleitet, jo gilt dann viefes Recht gleihmäßig für Katholifen und Pır 
teftanten, für Chriften und Nichtchriften. 

Hat die Kirche mehr das Ideal der Ehe vor Augen, welches fie im je 
Bolltommenheit überall zu verwirklichen ftrebt, jo berüdfichtigt der Staat we 
dem normalen Charakter ver Ehe auch die oft getrübte Nealität der mir 
lihen Lebensverhältniffe. Von va aus gelangt er zu zwei Hauptgrundjäge: 

1) Es entjpricht unferer heutigen Givilifation die freie Löſung ver & 
nach der einfeitigen oder felbft mit Beiverfeitiger Willkür der Chegatten, wie fi 
das vordhriftliche römische Necht gefannt hat, nicht mehr. Die fittliche Würde 
der Ehe und tie große Gefahr, welche für das Familienleben und für die gany 
bürgerliche Geſellſchaft mit ver willkürlichen Lösbarfeit der Ehen verbunden il, 
machen die Prüfung der Scheivungsurfadhen und die Beihränfung der Scheitun 
gen auf diejenigen Ausnahmsfälle nothwendig, welde die erzwungene tortdan 
der Ehe für ein größeres Uebel erkennen laſſen, als die verftattete Scheitum. 
Daher fordert das neuere ftaatlihe Eherecht immer eine gerichtliche Prüfung 
und ein gerihtlihes Scheidungserfenntniß. 

2) Wenn aber ver Staat ſich überzeugt, daß genügende Urfachen vorliegen 
um die Trennung der Ehe zu begründen, dann zwingt er die Ehegatten nid, 
die Ehe fortzufegen, fondern fpricht die Scheidung aus. Das Nedht der ind 
viduellen Freiheit überwiegt dann wieder das Recht ver Ehe, 7 

Das weltliche Recht beachtet vor allen Dingen vie natürliche Eriftenz. S' 
die fonfrete Che eine gefunde und fittlihe, jo kommt die Scheidung nicht I! 
Frage. Nur wenn fie innerlich zerrüttet, wenn fie ald Ehe unwahr geworben iſ 
wird diefes thatſächliche Verhäftniß, welches ver Staat zu beffern nicht die Madt 
hat, anerfannt. Das Princip der ftaatlihen Scheidung ift demnach: Wenn die 
Ehe im einzelnen Fall innerlih gebroden ift, und ver Brud unbeilbar 
erſcheint, wenn die eheliche Gefinnung zerftört ift, daun wird diefer unfelige Zur 
ftand auf Begehren zunächſt des unſchuldigen Theils berüdfichtigt, um diefe ch, 
die aufgehört hat, eine wirkliche zu fein, aud vor dem bürgerlichen Rechte alt 
eine unwirfliche gelöft. Die Scheidung ift zwar immer ein Uebel, aber un 
Unftänden ein nothwendiges Uebel. Würde unter jener VBorausfegung die Fat 
dauer der Che noch feftgehalten, jo wäre viefelbe dod nur eine Fiktion, BA 
eine Ehe ohne alle Lebenggemeinfchaft der Ehegatten ift feine Wahrheit mehr. 
Die wechlelfeitige Ergänzung ver Gefchlechter hat aufgehört, und damit it dee 
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eg Weſen der Ehe, welches doch wichtiger ift, als ihre Form, ver- 

* Die meiſten Geſetzgebungen, welche dieſen Grundſätzen huldigen, haben eine 

AnzAhl von ehehaften Scheidungsurſachen aufgezählt. Der eigentliche Ehebruch 
simzzıt dann gewöhnlich vie erſte Stelle ein. Die älteren Rechte, insbeſondere das 
noſcaiſche und das römische verftehen aber unter dem Ehebruch nur die leibliche 
Gefchlehtevermifhung der Ehefrau mit einem andern Manne, nicht auch die des 
&hemanns mit einem lebigen Weibe. Diefe Unterfheidung hat in ver Sicherheit 
wer Familie und der Abftammung der Kinder einen natürlichen Grund und eine 
fittlihe Bedeutung. Die Untreue der Ehefrau verwirrt die Familie, die des Ehe— 
mannes bedroht ihren Beſtand nicht. Jene ift daher ein fchwererer Bruch der 
Ehe, als diefe. Aber da im Sinne der monogamifhen Che das Recht der gegen: 
feitigen ausſchließlichen Geſchlechtsgemeinſchaft beiden Ehegatten wechfelfeitig zu- 
fteht, jo fann eine fo große Untreue des Ehemannes auch auf vie perjünlicye 
Dingebung der Frau verderblich einwirken und in ihr die eheliche Liebe ertöbten, 
und dann hat auch die Ehefrau hinreichenden Grund, auf Trennung zu Hagen, 
Das kanoniſche Recht umd die neueren Geſetzgebungen feit der peinlichen Hals- 
gerichtsordnung Karls V. (Art. 120) haben daher ven Begriff des Ehebruchs auch 
auf die Fülle der legtern Art ausgedehnt. 

Wir begreifen es, wenn die Gefeßgebung den Ehebruch voranftellt bei ver 
Aufzählung der Scheidungsurſachen. In ihm ift die tiefe Verlegung der ehelichen 

Sgemeinfhaft auffällig, umverfennbar. Zum Theil haben die Aeußerungen 
ven Chriſtus auch zu diefer Boranftellung den Antrieb gegeben, wenn gleich wir 
wiſſen, daß Chriftus den Ehebruch ganz anders und nicht ſo fleiſchlich verſtanden 
bat, als feine Zeitgenoffen. Zum Theil ift viefe öfters ausſchließliche Beachtung 
des Ehebruchs aber noch ein Zeichen der überwiegend finnlihen Auffaffung ber 
Ehegemeinihaft, wie fie in den älteren Rechten Regel war. Man vergißt dabei 
zuweilen, daß es noch andere Verlegungen der ehelihen Treue und ver fittlichen 
Lebensgemeinfchaft giebt, welche die eheliche Geſinnung mindeſtens eben ſo gründ— 
Lid verwunden, als eine leibliche Untreue. Die Ehe ift doch nicht bloße leibliche 
Geſchlechtsergãuzung, ſie iſt volle perſönliche Geſchlechtsergänzung, und die 
feeliſchen und ſittlichen Momente darin ſind nicht geringer zu werthen als 
die leiblichen. Wenn der eine Ehegatte den andern böswillig verläßt, oder wenn 
ein Ehegatte durch ſein rohes und liederliches Leben dem andern die Fortſetzung 
der perſönlichen Gemeinſchaft zuletzt unmöglich macht, oder wenn er durch ſeine 
Berbrechen die Ehre der Familie tödtlich verwundet, ja wenn er auch nur fort— 
dauernd lieblos und unwürdig ſich benimmt, ſo kann daraus ein Bruch der Ehe 
entſiehen, der ſchwerer zu heilen iſt, als ſelbſt eine geſchlechtliche Untreue. Weß— 
halb ſollte daher die ſtaatliche Ehegerichtsbarkeit dieſe Arten des Ehebruchs weniger 

en, als jene andern? 

Alles kommt bier doch am Ende auf den rechten ſittlichen Ernſt an. Alle 
Scheivungsurfachen, die aufgezählt werden, können zu bloßem Vorwande miß— 
braucht werben, um fi von einer unbequem gewordenen Verbindung willkürlich 
leszumachen, und alle auch unter Umftänden eine Che jo vollſtändig zerrütten, 
daß ihre Fortdauer unleidlih wird und bie Zumuthung der Rechtsordnung an 
vie Ehegatten, trotzdem ſich als ehelich verbumden zu betradhten, übermäßig hart 
ericheint. Jede Aufzählung der Scheidungsurfadhen iſt kaſuiſtiſch und kaſuiſtiſche 
Gefetse find bevenflih, weil im Grunde grundſatzlos und niemald der Mannig- 
jaftigfeit der Erſcheinungen entſprechend. Mir ſcheint, die neuere Rechtsbildung 

Pluntfhli und Brater, Deutſchea Staats-Wörterbug. III. - #5 
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hätte ein einfacheres und befjeres Mittel, um auf der einen Geite vie Heiligkeit 
der Ehe gegen leichtfertige und trügeriiche Scheidungsverfuhe zu ſchützen, mt 
auf der andern ernften Scheivungsurfadhen doc ihre volle Wirkung zu verftatten, 
als jene ungenügende und entbehrlide Kafuiftif. Würde eine Jury gebilvet ven 
einer Anzahl gereifter und anerfannt chrbarer Ehemänner, welden ein Ber 
ſtändniß ſowohl für die Würde der Che, als für die Mifverhältniffe Des wirt: 
lihen Lebens haben, jo fünnte man bei einer guten Proceforbnung mit großem 
Vertrauen ihrem gewillenhaften und freien Urtheil die Antwort über vie Frag 
überlaffen : ob eine beftimmte Ehe fo tief und menſchlicher Wahrjcheinlichfeit nas 
unheilbar zerrüttet und gebrochen fei, daß biefelbe auf Begehren eines oder bei- 
der Ehegatten zu fcheiden fei, ober niht? Solde Gefhworne würden, -ohne ar 
beftimmte Scheidungsurfahen gebunden zu fein, je nad ver befonderen Geftaltuns 
des Falles das Nichtige wohl erkennen, und eine ſolche Praxis zugleih die In- 
ftitution der Ehe und die Rechte der Individuen ſchützen. Iſt aber eine folde 
Jury von ehrbaren Ehemännern, welde aud den Werth der Che zu jchäten 
wiffen, nicht mehr zu finden, weil eine frivolere Lebensanſicht herrſchend gemer- 
den ift, dann ift ſolchem Sittenverfall überhaupt nicht mehr durd firenge Geſetze 
gegen die Scheidung abzubelfen. 

Literatur, Außer den Bearbeitungen des Cherechtes in ben verſchiedenen 
Werken über Kirhenredht (von katholiſchem Standpunkte aus vgl. befonders tie 
Werte von Phillips, Walter und Permaneder, von proteftantifchem vie 
von Eichhorn und Richter) find zu erwähnen: Schulte, Handb. des Fatbol. 
Eherechts. Gießen 1855; Buddeus, d. Art. Che in ver Encyklopädie ven 
Erſch und Gruber, und I. Unger, die Ebe in ihrer welthifter. Entwicklung 
Wien 1850. Binntichri, 
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Der Ausdruck Ehre wird in mehrfach verſchiedenem Sinne gebraucht. Immer 
wurzelt der mit demſelben verbundene Begriff in dem Begriffe der Perſönlichkeit, 
und mit Recht findet ein neuerer Autor (Köſtlin) in demſelben geradezu „die ideale 
Duintefjenz des Begriffes der Perfönlichkeit Überhaupt” ; in oberfter Inftanz läft 
fih die Ehre hiernad) definiren ald die Anerkennung, melde vie in ihrem Wertk: 
ſich felbft fühlende und von Anderen gewürbigte Perfönlichkeit nad beiden Seiten 
bin findet. Eine etwas verſchiedene Geltung wird aber das Wort fhon dadurch 
erlangen, daß man bei deſſen Gebraud bald auf die innere und bald auf die äufere 
Seite der Werthſchätzung das ausfhliegliche oder doch vorzugsweife Gewicht legt. 
Auf die Selbftahtung und weit mehr noch auf die von Anderen gezollte Achtung 
wird ferner ganz befonders ver fittliche Werth des Einzelnen beftimmend eimmirken, 
doch fo, daß neben biefem aud wohl deſſen intellektuelle und fociale Bedeutung 
in Betradyt fommt, auf welche legtere fogar rein äußerliche Umftände, wie Bildung, 
Befig oder Beruf, von Einfluß find; je nachdem man nun ausſchließlich jener 
erfteren Geſichtspunkt fefthält oder zugleich auch dieſe legteren berüdfihtigt, kann 
der Ausprud Ehre wiederum eine nicht unerheblich verſchiedene Bedeutung ge: 
winnen, und man fann 3. B. ebenſowohl jagen, daß die fchärffte Kritik eimes 
wiſſenſchaftlichen oder fünftlerifhen Werkes deſſen Urheber nit an tie Ehre gebe, 
als man umgekehrt von einer Künftler- oder Autorehre ſprechen mag, deren Eriften; 
und Grad doch wefentlidy eben auf dem Urtheile über die Leiftungen des Betreffenden 
beruht. Endlich mögen auch wohl Figenichaften, am deren Befig eine gewiſſe Wertb- 
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ſchätzung fi zu knüpfen pflegt, ſich in der Weile objeftiviren, daß ihrem Beſitzer 
am ibretwillen dieſe als eine äußerliche aud dann noch gezollt wird, wenn deſſen 
fittlihes Verhalten ihren VBorausfegungen gar nicht entſprechen follte; man ehrt in 
folhem Falle die Perſon nicht mehr wegen deſſen was fie ift, fondern was fie 
fein könnte und follte, und in vdiefer Anwendung geht fomit das Wort Ehre wenig- 
ſtens fcheinbar jogar von dem oben aufgeftellten Grundbegriffe ab. 

Zum Theil im Zufammenhange mit dem eben Bemerkten ergiebt fi bie 
Unterfeheidung verfhiedener Arten der Ehre !). Es wird nämlich die Ehre 
eine verſchiedene fein fünnen, je nad der Verſchiedenheit der Nüdfichten, melde 
im gegebenen alle bei der Werthfhägung des Einzelnen zu Grunde gelegt werben, 
und es ftellt fih dabei aud wohl in Anbetracht ihrer verſchiedenen Stellung im 
Leben für beftimmte Klaffen eine befondere Ehre heraus, indem der Natur der 
Sade nad) in Folge diefer Verſchiedenheiten bald auf diefe bald auf jene Rückſicht 
das Hauptgewicht gelegt werben muß; es wird fogar in Folge der oben angeven- 
teten Objeftivirung ihrer VBorausfegungen von einer befonderen Ehre unter Um— 
ftänden geſprochen werben fünnen, unter weldhen doch von einer fittlihen Werth- 
ſchätzung der betreffenden Perfon gar nicht oder nur in fehr vermindertem Maße 
bie Rede fein kann. Bor Allem läßt fih eine allgemein menfhlide Ehre 
ausfcheiren, an welder alle und jede Menſchen ohne Ausnahme Antheil haben; 
fie beruht auf der Anerkennung ver felbft im erbärmlichften Subjekte noch erhaltenen 
Menfhenmwürbe, und äußert fid) in der Forderung, daß felbft in einem ſolchen 
noch der Menſch geachtet werde, Cine Steigerung vdiefer allgemein menjchlichen 
Ehre zeigt die Ehre des unbefholtenen Menſchen, d. 5. vesjenigen, 
welcher in feiner Beziehung den Anforverungen zuwider gehandelt hat, welche feine 
Menſchenwürde an ihn ftellt; beiden Stufen der Menfchenehre treten gleihmäßig 
diejenigen Arten gegenüber, bei welchen nicht mehr allgemein menfchliche, ſondern 
beſondere Rüdfihten auf beftimmte Menſchenklaſſen ven Ausſchlag geben. E8 gehört 
aber zu diefen legtern vor Allem die befondere Geſchlechtsehre des Weibes, 
bei welder wiederum viefelbe Abftufung wiederkehrt, welche foeben hervorgehoben 
mwurbe; and bezüglih ihrer hat man nämlich zu unterfcheiden zwifchen der Ge— 
ſchlechtsehre, welche allen und jeden Weibern als ſolchen zufteht und welche felbft 
der veriworfenften Dirne gegenüber immer noch geachtet werden muß, und zwijchen 
der weit höheren Ehre des unbefcholtenen Weibes, bezüglich deren vor Allem auf 
vie feruelle Keufchheit Gewicht gelegt wird. Hieher ferner die befondere Berufs: 
und Standesehre, welche gewilfen Klaffen von Perſonen zufommt, und als 
deren einzelne Unterart die den Dienern des Staat? und der Kirche zuftehende 
Amtsehre erfcheint. Diefe befondere Ehre macht fih aber in zwiefacher Richtung 
geltend. Einmal infoferne, als der eigenthümliche Beruf einer jeden Klaffe auch 
dem Ehrgefühle derſelben eine. eigenthümlihe Wendung, unbeſchadet deſſen was bie 
Allen gemeinfame Menſchenwürde erfordert, anzumweifen pflegt. In allen. fcharf 
ausgeprägten Berufsklaffen wird ſich ein eigenthümlich geftaltetes point d’honneur 
ausbilden, und es wird 3.2. die befonvere Soldaten und Dfficiersehre vorzugs- 
weife vie Tapferkeit, Treue und ritterliches Benehmen, die Kaufmannsehre die 
promptefte Erfüllung aller Gefchäftsverbinvlichkeiten, die unbedingtefte Solidität 
und Realität im Gefchäftsverfehre betonen, — für die befondere Ehre des Adels 
und bes höheren Bürgerjtandes (ber gentry) wird feinere Bildung und Gitte, 
dann auch wohl eine gewiſſe ftolze Unabhängigkeit der Gefinnung und des Auf- 

®v . 
1, Bol. Bluntfchli, deutihes Privatrecht, 1. S. 98-101. 
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tretens den Ausfchlag geben, — abfolute Unzugänglichkeit für alle äußeren Ein- 


flüfje, unbebingte Pünktlichkeit in ver Grfüllung und ftreng wiſſenſchaftlicher Emft 


in der Auffaffung feiner Amtspflihten vie befondere Ehre des Staatödieners auf 


machen, u. dgl. m. Daneben aber wird audy ver Beruf als folder eine befonver | 


Ehre verleihen, welche von der indivituellen Wertbihägung des Einzelnen fid 
mehr oder minder fharf abhebt, und audy dem Berufs: oter Standesangehörigen 
nod) beigelegt wird, welchen perfönlid zu achten man ſich dod in feiner Weile 
veranlaßt findet; wie vie allgemeine Menfhenmwürbe over die allgemeine Gefchledte: 
ehre des Weibes unter allen Umftänden Anerkennung finden muß, fo wird demnad 
aud bier um feines Berufs willen ter Ginzelne einer gewiſſen Ehre theilhaftia 
werben, ganz unabhängig von dem Urtheile, weldes ſich über feine individuelle 
Tüchtigkeit feftftelt, und man wird ſelbſt dann nod ven Rod ehren, wenn man 


dem Manne die Ehre verfagen zu müſſen glaubt. Am entjhiedenften, aber keines: | 


wegs ausſchließlich, macht ſich dieſer zweite Gefihtspunft bei ver Amtsehre geltent. 
Die Würde des Staats oder der Kirche theilt fih dem Amte mit, welches jem 
vertritt, und damit auch der Perfon, melde viefes befleidet, und zwar völlig unab— 
hängig von deren individuell menſchlichem Werthe; die Amtsehre ift infomeit ein 
bloßer Abglanz der Ehre des Staats und der Kirche, und in dem Staatsbeamtn 
ehren gewiffermaßen die Staatsbürger nur ſich felbft in ihrer Gefammtheit. Allen 
dieſen verſchiedenen Arten der Ehre tritt aber gegenüber die indivipuellmenfd: 
liche Ehre, welde, auf der individuellen Schägung des einzeln Menfchen als 
ſolchen beruhend und demmad die fünmtlihen bisher erörterten Geſichtspunkte zu 
einem Gefammteindrude zuſammenfaſſend, nethwendig eine ebenfo mannigfalti 

fein muß, als dieß die menſchlichen Individualitäten felbft find. Endlich läßt fid 
im Gegenſatze zu der bisher allein ins Auge gefaßten Cinzelehre auch von eina 
genoffenfhaftliden Ehre jpreden, foferne auch Genoſſenſchaften als jolde 
für ehrenhaft oder unchrenhaft gelten fünnen und demnach gleichfalls von Unebre 
fid) freizuhalten beftrebt fein mögen. Von bier aus mag vou einer Natiomalehre 
gefpredhen werden, von einer gemeinblicen oder Zunftehre, von der befonterm 
Ehre eines einzelnen Regiments, u. dgl. m., wobei ſich freilich nothwendig vie 
genoffenfhaftlihen mit der Ginzelehre ter einzelnen Genofjen berührt, indem beide 
ſich gegenfeitig bedingen; das Gefühl des Ginzelnen für die Gefammtehre feiner 
ganzen Genofjenfhaft ift e8, was man, in jeiner Anwendung auf engere Kreiſe 
wenigftene, als Korporationsgeift (esprit de corps) zu bezeichnen pflegt. 

An und für fi gehört nun der Begriff der Ehre, wie er im Bisherigen 
dargelegt worden ift, feineöwegs dem Rechtsgebiete an; indeſſen ergeben ſich 
alsbald mannigfade Berührungen defjelben mit dieſem legteren, und zwar find 
diefe nicht etwa vereinzelt und mehr äußerlicher Natur, fondern von der mejent- 
lihften und innigften Beichaffenheit. Bedingt find nämlich diefe Beziehungen ver 
Ehre zum Recht durch die Thatſache, daß derſelbe Begriff der Perfönlichfeit , auf 


welchem nad ter einen Geite hin die Ehre fußt, andererſeits aud den Begriff 


der Rechtsfähigfeit, alfo eine der Grundſäulen des Nechtsgebietes trägt. Weil dem- 
nad die Ehre einerfeits, die Rechtsfähigfeit andererfeits nur verſchiedene Attribute 
des gemeinfamen Begriffes der Perfönlichkeit find, muß die Geftaltung beider in 
einem gewiſſen Parallelismus erhalten werden; — weil die Ehre eine weſentliche 
Eigenſchaft der Perfönlichkeit ift, müßte der dieſer legteren ertheilte Rechtsſchutz als 
ein ungenügender erfcheinen, wenn terfelbe nicht auch jene erftere gegen Berlegungen 
fiher zu ftellen juchen würde. Aber freilich wird die gröbere Natur des Rechte, 
welche dieſem unmöglich macht, dem Ehrgefühle in feinen feineren Windungen zu 
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folgen, weder jenen Parallelismus noch dieſen Schuß in völlig erfhöpfender Weife 
berzuftellen und zu ertbeilen erlauben; es wird demnach in einzelnen Fällen vor- 
fommen fönnen, daß die Begriffe der rechtlichen und ber fittlihen Ehre fich zweien, 
jo daß dieſe ohne jene oder jene ohne dieſe vorliegt, was dann zu einer ähnlichen 
Dbjektivirung der die rechtliche Ehre bedingenden Momente führen muß, wie eine 
ſolche oben bereits nad anderen Seiten bin nachgewiefen wurde, — es wirb 
ferner nicht minder vorkommen fünnen, daß der Rechtsſchutz, welcher ver fittlich 
wie rechtlih anerkannten Ehre gewährt wird, unter gewiſſen Borausfegungen 
fh ungenügend ermeift. 

Bor Allem handelt es fih alfo darum, die verfhiedenen Abftufungen ver 
Rechtsfähigkeit und ver Ehre unter ſich fo weit möglich in Uebereinftimmung 
zu bringen. Unfähig die mannigfaltigen Geftaltungen der individuellen Ehre durch 
feine formellen Beftimmungen zu beherrſchen, muß dabei das Recht anf das Durd- 
ſchnitismaß der einem refpeftablen Menfchen gebührenden Achtung das Hauptgewicht 
legen, auf die Ehre alfo des unbefholtenen Menfchen; aber auch bei der Behand— 
lung ver beſcholtenen Leute wird immer noch diejenige Grenze eingehalten werben 
mäffen, welche vie Nüdficht auf die allgemein menſchliche Ehre fordert, und anderer- 
ſeits wird, wenn aud nur in untergeordnetem Maße, immerhin auch nod die 
befondere Ehre und deren Schmälerung Beadhtung finden müffen, und allenfalls 
and von Auszeihnungen die Rede fein fünnen, durch welde der Staat befonders 
hervorragende Grade der individuellen Ehre zu bezeichnen verfuhen mag. Als 
Ausgangspunkt ferner wird jederzeit der Satz dienen, daß einerfeits der Beſitz 
wenn nicht aller jo doch gewiſſer Rechte von der fittlihen Integrität und dem 
über fie begründeten Urtheile abhänge, andererſeits aber auch wieder gewiſſe rechts: 
widrige Handlungen dieſe fittlihe Integrität ſchmälern und auf das Urtheil über 
diefelbe beftimmend einwirken; es wird demnach eben ſowohl die Eriftenz der vollen 
Fechtsfähigleit durch den Befig ver Ehre bevingt erfcheinen, als umgefehrt eine 

älerung der Ehre als Folge rechtswidriger Handlungen eintreten müffen oder 

doch lönnen. Beide Male werden natürlidy die Schmälerungen des Rechts, welche 
in Folge der Schmälerung der Ehre eintreten follen, wenigftens annähernd rechtlich 
feftgeftellt werben müſſen; aber aud die Vorausjegungen ihres Eintrittes werben 
zumeift, und zwar nicht nur im legteren Falle, noch einer näheren rechtlichen Be— 
ſtimmung bevürfen. Nicht immer wird nämlich das Recht, indem es rechtliche Wir- 
tungen an die Schmälerung der Ehre knüpft, deren Vorhandenſein und Maß völlig 
der äffentlihen Meinung und ver über fie begründeten Ueberzeugung des Richters 
ambeimftellen können; in viel häufigeren Fällen wird es diefelbe vielmehr feinerfeits 
an beftimmte VBorausfegungen binden, und damit den an fidh nicht rechtlichen 
Begriff der Ehrenfhmälerung in einen Rechtsbegriff umfegen müſſen. Allerdings 
wird dabei die oben ſchon angeveutete Gefahr nicht zu vermeiden fein, daß in 
Folge diefer rechtlihen Formulirung Recht und Sitte unter Umftänden aus einander 
gehen mögen; allein nur auf dieſem Wege kann eine nod weit ſchlimmere Gefahr 
befeitigt, kann nämlid dem Individuum gegen widerrechtliche Willfür des Gerichts 
wie gegen ungerechtfertigte Abirrungen der öffentlihen Meinung ein einigermaßen 
zureihender Schub gefihert werben. 

Im Einzelnen geftaltet ſich begreiflich die Lehre von den Ehrenjhmälerungen 
in den pofitiven Rechten fehr mannigfaltig. Das römifhe Recht, ausgehend 
von einer dreifachen Abftufung der Nechtsfähigkeit, vermöge deren Freie und Un— 
freie, Bürger und Fremde, endlich Familienhäupter und untergeorbnete Familien- 
glieder unterfchieden werden, fennt zunächſt Leute, welchen wie alle Rechtsfähigkeit, 
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fo auch alle Ehre fehlt, die Unfreien; den Vollgenuß der Ehre (existimatio) knüpft 
daſſelbe überdies nod an ven Beſitz des Bürgerrechtes, ohne doch ben Fremden 
alle Ehre abzufpreden; ven Familienftand endlich läßt daſſelbe auf die Ehre über- 
haupt nicht einwirken. Eine Ehrenfhmälerung, neben dem Verluſte der Ehre, 
welcher in jeder ftrafmeifen Entziehung des Bürgerrehts oder gar ber Freiheit 
liegt, kennt dafjelbe zunächſt in der infamia ?). Diejelbe trat ein als Folge ber 
Berurtheilung wegen Kriminalverbrehen, manden Privatvelilten oder auch in 
gewiffen Schulpprocefien; als Folge ver Infolvenz, der ſchimpflichen Militärent- 
lafjung oder Entfernung von einer Tutel; als Folge einer Reihe für bejonvers 
unſittlich geltenber einzelner Handlungen (Bigamie, Ehebruch, Verlegung des Trauer: 
jahres, Bruch gewiffer eidlicher Zuficherungen, falfhe Delation u. dgl. m.); eudlich 
als Folge des Betriebes gewiljer befonvers veradhteter Gewerbe (Hurerei um 
Hurenwirthſchaft, Schaufpielerei, Thierfampf). Ihre Wirkungen beftanden urfprüng: 
lih in der Entziehung aller politiihen Rechte (des jus suflragii et honorum), 
alfo der einen Halbſcheid ver in der Givität enthaltenen Befugniffe, während vie 
andere, die Fähigkeit nämlih zum jus eivile, dem Infamen erhalten blieb 3); 
einige weitere, rein pofitive Zurüdjegungen verfelben (3. B. deren Beſchränkung 
bezüglih der Zulaffung vor den Gerichten, der Fähigkeit zur” Ehe) haben ſich ned 
in fpäterer Zeit erhalten, nachdem die politiihen Rechte und damit auch deren 
Entziehung ihre Bedeutung längft verloren hatten. Neben ver Infamie fteht aber 
noch eine Reihe von Ehrenfhmälerungen, welche, verſchiedenen Umfangs, von deu 
Genfor nad) freiem Ermefjen verhängt werben mögen; der Genfor konnte dem 
Bürger ebenfowohl alle politifchen Rechte entziehen, indem er ihn zum zerarius 
machte, als er deſſen tribus mindern, den Senator aus dem Senate ftoßen, dem 
Nitter fein Pferd nehmen, oder aud mit der bloßen Ertheilung einer rügenben 
nota fi begnügen konnte. In einer Reihe von Fällen legt überdies das römifche 
Recht aucd geradezu auf die VBerächtlichkeit (turpitudo) Gewicht, welche um beſon— 
derer Zuftände oder Handlungen willen gewiffen Perſonen in ver öffentlichen 
Meinung anflebt, ohne fi vabei auf die rechtliche Feftftelung ihrer Borat: 
jegungen irgendwie einzulaffen; zumeift handelt es fi dabei um Berhältnifie, 
welche eine fpecielle fittliche Würdigung der Individualität durd den Staat orer 
den Richter nothwendig machen (Zulafjung zu Ehrenämtern, zu Vormundſchaften, 
zum Zeugniffe u. dgl.), feltener um einzelne, ein für allemal rechtlich normirte 
Konfequenzen (3. B. gelegentlich der Vorausfegungen der querela inofficiosi testa- 
menti, der Zulafjung zur Stellung einer famosa actio, u. dgl.). Endlich beachtet 
das römifche Recht, wiewohl nur in untergeorbneter Weile, auch die Verſchiedenheit 
ber Ehre der verſchiedenen Stände; die befondere Kleidung und Ehrenzeichen 
gewiffer Stände, die Berüdfichtigung des Standes bei der Berhängung gewifier 
Strafen over auch im Eherechte u. dgl. m. wären im diefer Hinficht zu erwähnen; 
im Ganzen ift es indeſſen weniger der Gefichtspunft der Ehre als die Rüdfict 
auf Vortheile rein realer Art, welche ver eigenthümlichen Behandlung der Solvaten, 
ber Beamten u. dgl. im fpäteren Rechte zu Grunde liegt, ganz wie es nicht die 
verſchiedene Abftufung der Ehre geweſen war, welche vordem die Verſchiedenheit 
des Rechts der Patricier und der Plebejer erzeugt hatte. 

Wie das römische fo geht auch das Ältere deutſche Recht von dem Zu: 


2) Dal. zumal von Savigny, Spftem, I. S. 170-230, und ©. 516—559. 
3, Ausnahmoweiſe findet fi auch eine Ausfchliefung vom Zeugniß (intestabiles). 
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Sammenhange der Ehrenbaftigkeit mit der Rechtsfähigfeit aus 9). Der unfreie Mann 
Frrilid wußte fih in Deutſchland, wenn aud vom Landrechte ausgeſchloſſen, bald 
r zinen eigenen Kreis zu fchaffen, innerhalb deſſen er fein Recht und damit auch 
y «ine Ehre anerkannt ſah, und fogar ein unfreier Adel mag ſich mit ver Zeit 
us den Minifterialen oder Dienftmannen hervorbilden; aber ver echter verlor, 
wenn anders jeine Acht eine vollftändig wirkſame war, mit feiner Rechtsfähigkeit 
zu feine Ehre, und wenn ihm jelbft aus der Acht fich zu löſen verwilligt wurde, 
wuchte ihm doch dieſe legtere noch gefchmälert bleiben. Als eine bloße Schmälerung, 
niht Entziehung des Rechts ift die Rechtlofigkeit zu betrachten. Diefe entzieht 
zunähft ven Anſpruch auf Buße, und hat hievon ihren Namen, indem die Buße 
ganz vorzugsweije ald das „Recht“ des Mannes bezeichnet wurbe; eine Reihe 
von perfönlihen Unbilvden, welche ven unbejcholtenen Mann zur Klage auf Buf- 
zahlung berechtigen würden, mag darım dem Redtlofen ungeahnvet angethan 
werben 5). Auch ohne Wergeld find die rechtlofen Leute; Boch ſoll der Frieden auch 
an ihnen nicht gebrochen werben, d. h. jchwerere ihnen zugefügte Verlegungen 
jellen mit Acht oder üffentliher Strafe im Intereffe des Landfriedens geftraft 
werden, und nur der Beſchädigte felbft unvergolten liegen. Weiter ſcheint die Recht- 
loſigleit urſprünglich mie die römifhe infamia die politifchen Rechte entzogen zu 
haben; weder als Schöffe, Fürſprech oder Richter, noch als Zeuge, Geſchworner 
oder Eidhelfer kann der rechtlofe Mann im Gericht auftreten, und aud bie eigene 
Vertheidigung durch ven Eid, fo wie das Recht auf einen Vormund zur Klage 
oder zum Kampfe pflegt ihm aberfannt zu fein. Endlich entzieht die Rechtloſigkeit 
au die Fehnsfähigkeit, die Theilnahme an ehrbaren Genoffenfhaften, u. dgl. m. 
Es zählen aber zu den rechtlofen Leuten die Oberächter, welche zwar ihren Frieden 
aber nicht ihr Recht (im engeren Sinne) wiedergewonnen haben, fo wie alle vie, 
weldhe eines Verbrechens überführt oder geftändig waren, das an Hals und Hand 
oder an Haut und Haar gieng; rechtlos machte ferner der Betrieb gewiſſer als 
unehrenhaft geltenver Gewerbe (Kämpfen um Lohn, vagirendes Muficiren, Bettel- 
gang). Nah dem Rechte des fpäteren Mittelalters find überdies aud die unehe- 
lich Gebernen rechtlos; aber freilich ift bei ihmen nicht eine Ehrenſchmälerung 
der Grund der Rechtsſchmälerung, vielmehr umgefehrt die in den mangelhaften 
oder auch völlig fehlenden Familienrechten begründete Minderung der Rechtsfähigkeit 
ver Grund der erft in fpäterer Zeit beftimmter hervortretenden Minderung ver 
Ehre, und demgemäß reihen aud die Wirfungen der Redtlofigkeit bei der unächten 
Geburt entfernt nicht fo weit als in den Fällen, da dieſelbe durch Verbrechen 
eder anſtößige Lebensweiſe begründet ift. Neben ver Rechtlofigkeit Tennt das ältere 
germanijche Recht noch mande andere Arten ver Ehrenfhmälerung. Außer ben 
Heötlofen weiß z. B. das alte norwegifhe Recht aud von Halbrechtsleuten, d. h. 
ſelhen, deren Buße in Folge ungeeigneter Aufführung zwar nicht völlig hinfällig 
geworden, aber doch auf die Hälfte herabgefegt worden ift, und in däniſchen Rechten 
kommt Aehnliches vor 6). Unfere deutſchen Quellen kennen eine beſondere Ehrlofig- 


% Bol. Budde, Ueber Rechtlofigkeit, Ehrloſigkeit und Echtlofigkeit, 1842; Hillebrand, 
Ucber die gängliche und tbeilweife Entziebung der bürgerlichen Ehre nach den deutjchen Rechts: 
tüdern des Mittelalters, 1844. Es ift übrigens bier nicht am Orte, auf die mannigfach ver: 
itiedenen Anfichten über den Gegenftand oder gar auf eine Polemik gegen diefelben näber ein 


en. 

5; Der Sacfenfpiegel freilich gewährt dem — eine Scheinbuße, um dem Richter 
kın Gewette zu ſichern, d. er laͤßt um der öffentlichen Ordnung willen auch Jenem angethane 
Unbilden verfolgen, ihm ſel ß aber die Derfelgung nach wie vor nicht zu Gute kommen, 

6) Bal. Bilde, Strafr., S. 301 - 306, und 522—524. 
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keit, weldye wegen Handlungsweifen eintritt, die beſonders heilige Treuepflihte 

verlegen, und andererfeits die Ausſchließung von Rechten wirft, deren Befig em 
ganz befondere Ehrenhaftigfeit vorausjegt, „wente alle ere van truwe kumpt | 
(Gloſſe zum ſächſ. Landr. IN, $. 78, 8. 1). In gewiſſem Sinne läßt ſich aud vi | 
Berfeftung oder proviforifche Aechtung hieher ftellen, jowie eine Reihe von Ehrer 

ftrafen, welde ohne Recht und Ehre zu nehmen doch dieſe lettere zu fränfın 

beftimmt find, u. dgl. m. Endlich berüdfichtigt das deutiche Recht auch die befonten | 
Ehre neben der allgemeinen bürgerlihen, und zwar nicht nur infoferne ala es ii 

höhere Ehre, weldhe Stand, Amt u. dgl. geben, in dem Betrage der Buße abiyie 

gelt, durch deren Grlegung vie begangene Ehrenkränkung zu fühnen ift, als & 

ferner an den höheren Stand und Beruf manderlei andere Ehrenvorzüge zu nürfe 

fi) angelegen fein läßt, ſondern auch darin, daß daſſelbe den einzelnen Genofia 

ſchaften (3. B. Marfgenofienfhaften, Gilden u. dgl.) geftattet, Recht und Ehe, 

welche in der Theilnahme an ihrem Berbande beruhen, unabhängig von dem Redt: 

und der Ehre, melde das gemeine Landrecht gewährleiftet, in geeigneten Fälle 

dem einzelnen Genoſſen zu entziehen. 

Weniger die Reception des, fehr mangelhaft verftandenen, römifchen Reit 
in Deutſchland, als die Umwandlung, welche in dem fittlihen und focialen Ir 
ſchauungen des Bolls vor fih gegangen ift, hat auf die Umgeftultung unjer: 
neueren Rechtes beftimmend eingewirkt,. Bor Allen mußte die Möglichkeit einz 
völligen Entziehung alles Rechts und aller Ehre vor der fteigenden Gefittun 
weichen; die Unfreiheit, die Friedloſigkeit, felbft der in gewiffer Beziehung u 
deren Stelle getretene bürgerlihe Tod mancher Rechte mußte wegfallen, weil mi 
dem Bemwußtfein der Gegenwart die Behandlung von Menfhen als Sachen abjell 
unverträglid geworben ift. Ja fogar in noch weiterem Umfange macht fih I 
Gefühl für die unter allen Umftänvden zu wahrende allgemein menſchliche Chr 
heutzutage geltend; die Befeitigung 3. B. gewiſſer mit diefer unvereinbarer Strafen 
(Brandmarkung, Ausftellung am Pranger, Prügel u. dgl.), die Befeitigung fit 
gewifler, zwar an fi nicht verwerflicher, aber mit der beſonderen Gejchlehtihtt 
der Weiber unverträgliher Strafarten in ihrer Anwendung auf diefe, wird jet 
einigermaßen gebildete Volk, das für die eigene Würde einiges Gefühl befigt, j 
begehren und durchzuſetzen willen. 

Von den alten Anwendungsfällen der Rechtlofigteit hat ſich ver eine, vi 
Rechtloſigkeit nämlih als folge von Verbrechen, erhalten, aber freilid 
unter anderen Namen (Berluft ver bürgerlichen Ehre, Ehrlofigkeit, Infamie u. dgl) 
mit mehrfady abweichenden Wirkungen bekleidet, enblid von ben Weberreften de 
alten Ghrlofigfeit keineswegs ſcharf geſchieden. Die Wirkungen derſelben befteben, 
im Ginzelnen partifularrechtlid; verfchieden begrenzt, wejentlich in dem Verluſte der 
politifhen Rechte, alfo insbeſondere des aktiven und paffiven Wahlrechts in Staatk, 
Bezirks- und Gemeinveangelegenheiten fowie der Fähigkeit zu öffentlichen Aemtern 
und Würden, in dem Verlufte des Adels und aller üffentlihen Auszeichnungen, 
in ber Unfähigkeit zur Theilnahme an ehrbaren Genoſſenſchaften (Hünften, Vorſen 
u. dgl.) und zur Bekleidung von Funktionen, welche ein höheres Vertrauen bir 
ausfegen (Advokatie, Profuratur, Notariat, Geſchwornenthum, Vormundſchaſt), aus 
wohl in dem Rechte die Nationalkokarde zu tragen, die Waffen zu führen, eidliche— 
Zeugniß zu geben, Lehen zu befigen, ein Teftament zu machen u. dgl. m. Di 
Ehrloſigkeit pflegt dabei an die Verurtheilung wegen ſchwerer Verbrechen gelnüpft 
zu fein, oder, was bafjelbe ift, an die VBerurtheilung zu ſchweren Kriminalftrafen, 
welche letzteren foldenfalls, da nicht der Strafvollzug, fondern vie bloße der 
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urtbeilung entſcheidet, lediglich als das Kriterium der Schwere des Verbrechens 
eriheinen 7). Zweckmäßig erfcheint es, ihren Gintritt von einem befonderen Aus- 
Äprude des Gerichtes abhängig zu machen, oder viefem doch zu geftatten, in dem 
Mondemnirenden Sprudhe die Ehre dem Berurtbeilten ausprüdlid vorzubehalten, 
an befondere Umftände eben fowohl dem jchwerften Verbrechen ven Charakter ver 
Kihrenrührigkeit benehmen, als umgefehrt einem weit leichteren dieſen aufprägen 
Finnen. Die legtere Möglichkeit wird in der That von vielen Geſetzgebungen in 
ver Art berüdfichtigt, daß auch an die Berurtheilung wegen foldher Vergehen, bie 
yvar nur mit minder fchweren Strafen bedroht, aber fpecifiih fittenwidrigen Cha— 
ralters find, ja fogar an den bloßen Banferott, Ehrenfhmälerungen ein für allemal 
gelnäpft werden, oder doch durch beſonderen richterlihen Ausfprud mit derfelben 
verbunden werben Fönnen ; biefelben umfaflen foldhenfalls nicht immer die ſämmt— 
lihen aufgeszählten Wirkungen der modernen Infamie, Jondern nicht felten nur 
einige einzelne derſelben, und zumal im legteren Falle nähern fie ſich mehr ver 
Älteren Ehriofigkeit als der Rechtloſigkeit. Durch landesherrliche Begnadigung (resti- 
tutio fame) können der Regel nad vie Ehrenfhmälerungen dieſer wie jener Art 
getilgt werden; in manden Fällen, zumal im Falle einer erfolgreich durchgeführten 
Miniſteranklage, erleidet indeſſen tiefe Regel zwedmäßig eine Ausnahme, 

Im Gegenjage zu dem bisher Bemerkten ift die alte Rechtloſigkeit ver 
unähten Kinder heutzutage völlig weggefallen, over find dody nur noch einige 
wenige, ganz vereinzelte Spuren derſelben hin und wieder ftehen geblieben; das 
richtige Gefühl, welches eine Ehrenfchmälerung nicht an einen von der betreffenden 
Perfon unverjhuldeten Umftand geknüpft wiffen will, hatte zunächſt zu einer eigen- 
thämlichen Legitimationsweife geführt (legitimatio minus plena, oder quoad 
honores), welche dem Legitimirten vie Ehre und das bürgerliche Recht des ebelich 
Geborenen ohne deſſen Tamilienftandsrechte gewährte, und ließ fpäter, da die Er- 
tbeilung niemals vom Landesherrn verweigert zu werben pflegte, auch deren Ein- 
bolung als überflüffig erjcheinen. Die Rechtloſigkeit, welde als Folge des 
Betriebes gewijfer Gewerbe eingetreten war, hatte zumal in folge ber 
Unduldfamfeit der Zünfte zunächſt mißbräuchlich eine bedeutende Ausdehnung ge: 
wonnen, aber freilich eben damit aud an der Strenge ihrer Wirkungen etwas 
eingebüßt; durch einen Reichsſchluß von 1737 wurde indeſſen die Unehrlichkeit 
Anrücdigkeit) auf den Schinder oder Wafenmeifter und deſſen Kinver eingefchränft, 
und in der Anwendung auf feine Perjon (nicht die feiner Kinder), dann allenfalls 
an auf die Perfon von Huren und Hurenwirthen, von Landftreichern u. dgl. m. 
hat ſich dieſelbe auch gegenwärtig noch erhalten. Endlich findet begreiflidy audy die 
Verachtlichteit, welche gewiflen Perfonen ihres böfen Febenswandels wegen 
felgt, noch heutzutage ihre Stätte; wie dieſelbe indeſſen in ihren Vorausfegungen 
rechtlich fi nicht formuliren läßt, fo pflegen auch deren Wirkungen nicht ein für 
allemal gleihmäßig formulirt zu fein: Ausſchließung von öffentlichen Aemtern und 
Büren, feltener von allen politifhen Rechten, Fernehaltung von allen ehrbaren 
Genoſſenſchaften, Verminderung der perſönlichen Glaubwürdigkeit, Unfähigfeit zur 
Ucernahme von Vormundſchaften oter zum Betriebe gewiſſer Beruftarten, An: 
wendbarkeit der querela inofficiosi testamenti ihnen gegenüber u. dgl. m., pflegen 
als ſolche vorzukommen, und die Unehrlichkeit, nur durd ihre VBorausjegungen 


?| Anders murde die Suche eine Zeitlang in früheren Jahrhunderten betrachtet, aber freilich 
mit Verlennung deffen was die Natur der Sache ſowohl ale das Ältere Necht forderte. 
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von der Berächtlichkeit geſchieden, nimmt an venfelben ebenfowohl Antheil als vie 
Ehrlofigkeit, foweit natürlid die legtere nicht in ihren Folgen noch weiter greift. 

Zum Schluſſe aber ift noch zu erwähnen, daß auch ver moderne Staat in 
gewiffen Umfange noch auf die bejondere Ehre neben ver gemeinen bürgerlicher 
Gewicht legt, indem er einerfeits an beftimmte Vorausfegungen beftimmte Ehrar 
vorzüge bindet, anbererjeits aud wohl eine Benehmung ber befonderen Ehre obm: 


| 


Deeinträhtigung der gemeinbürgerlihen fennt, 3. B. eine Ausftoßung aus dem | 


Adelsverbande oder der Zunft, Wegweifung von ver Börfe u. dgl. m. Feſte 
ausgeprägt erfcheint aber, und zwar nach beiden Geiten hin, faft nur vie beſon— 
dere Ehre des Dfficiers- und Beamtenftandes, ald an mwelder ver Staat 
ein unmittelbares eigenes Interefje hat; der höhere Schuß, melden das Strafredt 
der Amtsehre beider Klaſſen gewährt, und die Kafjation oder Dienftentlafjung als 
Ausftoßung aus dem Beamtenverbande andererjeits mögen bier nur des Zuſammen⸗ 
hanges wegen in Erinnerung gebracht werben. In gleicher Weife mag endlich and 
nod der Orden gedacht werden als eines mehr oder minder erfolgreihen Mittels, 
beſonders hohe Grade der rein individuellen Ehre zu formeller ſtaatlicher Ancr- 
fennung zu bringen. 

Zweitens fommt aber das Recht mit der Ehre noch infofern in Berührung, 
als demſelben obliegt, diefe gegen jede Kränkung zu fhügen. d, „Niemant 
bat ein Recht auf Achtung, wie Niemand eines gegen Beradhtung, wohl aba 
Jeder eines gegen den Ausdruck der Verachtung;“ 9) fo einfah und ficher aber 
diefer oberfte Grundſatz an und für ſich ift, fo erheblichen Schwierigkeiten unter- 
liegt doch deſſen Durdyführung im Einzelnen, und zwar beziehen fich dieſe tbeils 


auf die nähere Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenkränkung, tbeil 


auf die Beftimmung des Weges, auf weldhem ver Rechtsſchutz gegen dieſelbe er 
theilt werben fol. 

Zunächſt läßt fih in gewiffem Sinn jede formelle Rechtsverlegung als eine 
Ehrenkränkung auffaflen, foferne in der Mißachtung der fremden Rechtsphäre noth⸗ 
wendig aud eine Mifachtung der freinden Perſönlichkeit jelbft liegt. Bon vielem 
Geſichtspunkte aus ift es zu erflären, wenn das römiſche Recht jedes mijentlih 
verübte Unrecht, welches weſentlich gegen die Perfon des Verletzten gerichtet ift, 
unter den Begriff der Ehrenfränfung bringt und fomit feiner injuria einen zugleich 
generellen, und ſubſidiären Charafter aufprägt; völlig denjelben Standpunkt nimmt 
aber auch das ältere deutſche Recht ein, fofern daſſelbe aus allen doloſen Rechte 
verlegungen neben der Berpflihtung zur Zahlung eines Frievensgeldes und zum 
Erſatze tes etwa angeridhteten Schadens audy noch die weitere Pflicht der Ent 
rihtung einer Buße an den verlegten Privaten entjpringen läßt. Aber auch dann, 
wenn wir, wofür zwar nicht das römiſche, wohl aber bereits das Ältere deutſche 
Recht entichievene Anhaltspunkte gewährt, von viefem weiteren Bereiche uns auf 
den engeren Kreis derjenigen Fälle zurüdziehen, in welchen die Berlegung ver 
fremden Ehre nicht blos ein acceſſoriſches, jondern geradezu das principielle Mo: 
ment der Handlung ausmacht, bleibt nody immer die genauere Begrenzung des 
Gebietes der Injurie fhwierig genug, und zwar nicht blos darum, weil hin um 
wieder (3. B. bei der fogenannten Realinjurie) gerade der Umftand zweifelhaft er 


8) Bgl. zumal Köftlin, die Ebmerlegung nad Ddeutichem Mechte in der Zeitichrift fur 
deutich. Necht, Bd. XV, S. 151—236 und S. 364—435, ferner Mitter maier, in Weieke's 
Rechtöleriton, V, ©. 863—904. 

9 Brinz Pandekten, I, ©. 516, 
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beinen kann, ob die Verlegung der Ehre oder irgend eines andern Gutes einer 
eftimmten Handlung ihr charakteriftiiches Gepräge verleihe. Bor Allem wird an- 
fannıt werben müſſen, daß aud nad) diefer Seite hin das Recht weder befähigt 
ob berufen ift, auf die Mannigfaltigkeit der individuellen Ehre einzugehen. Das 
echt kann und fol nit ven intividuellen Werth des Einzelnen auf die Waage 
gen und danach Jedem das Maß an Ehre zumeſſen, deſſen er genießen fol; 
aſſelbe bat vielmehr auch hier wieder auf das oben befprodene Normalmaß der 
inem unbeſcholtenen Menfchen zukommenden Ehre zurüdzugehen, darüber hinaus— 
cagende Grade einer höhern Ehre aber nur infoweit zu berüdfichtigen, als die— 
\elen überhaupt als ſolche rechtlich firirt find, oder als vieß etwa bei Beftimmung 
ver Schwere der Folgen thunlich erſcheint, welche vie Ehrenkränkung im ein» 
zelnen Falle für ihren Urheber äußern fol. Verſchieden mag dabei die Behandlung 
Derjenigen Perfonen ausfallen, über welche eine rechtlich anerkannte Ehrenjchmäle- 
rung ergangen ift; das ältere deutſche Recht läßt feine rechtlofen Leute gegen In— 
yurien principiell jchußlos, das neuere Recht dagegen, zu welchem bereits ver 
Sahjenfpiegel den Uebergang bildet, pflegt auch die an Ehrlofen begangene In» 
jurie als ftrafbar, nur freilich in geringerem Mafe ftrafbar zu betrachten, indem 
dafelbe zugleich von einem rvegeren Gefühle für die aud im befcholtenen Manne 
noch zu achtende allgemein menjhlihe Ehre und von ver Anſchauung ausgeht, 
daß aud in ver einem ſolchen zugefügten Injurie immerhin eine verwerfliche Ge- 
finnung ihres Urhebers ſich ausfprede. Sodann wird auch der Begriff der rechts— 
witrigen Verlegung nicht zu weit geftedt werden dürfen, damit nicht die Freiheit 
der Beurtheilung und damit die Möglichkeit eines öffentlichen. Lebens allzufehr 
beihränkt werde. In diefer Beziehung wird zumal auf die Abficht, zu beleidigen 
(animus injuriandi), Gewicht gelegt, aber freilich ver Regel nad} ein beſonderer Nach— 
weis derfelben nicht erbradht werben müfjen; ihre Abweſenheit wird unter Umftänden 
tie ftrafbare Injurie von der bloßen Indelikateſſe, Grobheit u. dgl. ſcheiden müffen, 
rer auch von der ftrafweifen Geltendmachung einer rechtlich anerkannten Befug- 
Dig zu Bucht und Erziehung. Trotz diefer Schwierigkeit einer feften Begriffsbeftim- 
mung erſcheint es indeſſen dennoch keineswegs zwedmäßig, wenn das Geſetz auf 
eine ſolche völlig verzichten, beziehungsweife dieſelbe lediglich dem richterlichen Er- 
meſſen anheimgeben will, und am wenigften zwedmäßig, wenn der Spruch ausfchließ- 
lich in die Hand gelehrter Richter gelegt ift; die Ungleichheiten und Willkürlichkeiten 
in den Entjheidungen, welche ſolchenfalls unvermeidlich find, erfcheinen im Vergleich 
wit den Nachtheilen, welche eine nicht völlig paſſende Geſetzesvorſchrift mit ſich führen 
mag, entſchieden ald das größere Uebel. Nothwendig ift e8 dagegen, daß von der In- 
furie im eigentlichen Sinne die Verleumdung ausgefchieden werde, d. h. der 
wifentlih falfche Vorwurf einer beftimmten ehrenrührigen Thatſache und deſſen 
Verbreitung; wo eine ſolche in Frage ift, muß jedenfalls der Beweis der Wahr: 
beit der betreffenden TIhatjache zugelaffen werden (exceptio veritatis), wenn aud) 
gute Gründe dafür fprehen mögen, bei der eigentlihen Injurie venfelben fern 
zu halten. 

Kaum minder fhwierig als die Beftimmung des Begriffs ver Injurie ift die 
Feſſtellung des Weges, auf weldhem ver Schuß gegen viefelbe ertheilt werden foll. 
durch die Injurie erſcheint zunächft die Privatperfon verlegt, gegen melde dieſelbe 
jerihtet ift, oder allenfalls mittelbar aud noch eine andere Privatperfon, welcher 
ein gewiffes Vertretungsreht dem ummittelbar Berlegten gegenuber zufteht (3. B. 
der Erbe bei Injurien gegen feinen Erblaſſer; der Ehemann oder Vater bei Injurien 
Tegen Weiber oder Kinder), und zunächſt muß ſich demnach ein Recht diefes Damni- 
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fitaten auf Genugthunng ergeben. Neben der Privatperfon wird aber jederzeit and 
der Staat verlegt fein, und zwar wenigftens darum, weil in jeder Injurie neth 
wendig eine formelle Verlegung des objeftiven Rechtes liegt, möglicherweije aber über 
dies auch noch darum, weil im gegebenen Falle (wie 3. B. bei einer Amtsehrenie‘ 
leidigung) zugleid die Gefammtehre des Staates felbft verlegt erfcheint, oder am 
weil in Folge ver Injurie eine weiter reichende Störung des äffentlichen Frieden 
zu befürchten ift, und von bier aus ließe fidh principiell neben der Klage des Frr 
vaten auch ein Einfchreiten von Amts megen rechtfertigen. Mit Recht wird indefie 
die officielle Verfolgung zumeift auf diejenigen Fälle beſchränkt, welde unter ti 
zulegt erwähnten Geſichtspunkte fallen, indem eine Vervielfältigung der Injurier 
procefje in feiner Weife wünſchenswerth, und der zunächſt Verletzte zugleich jere 
falls der befte Beantworter der Trage ift, ob im gegebenen Falle überhaupt je 
gerichtlichen Einfchreiten ein Grund gegeben fei. Dabei follte aber freilich binfiht 
lich der Klage des Privaten jeder Gedanke an einen Schadenserſatz ferngehalte 
werben; ein vermögensrechtlicher Schaden ift durch die Injurie als foldye nicht ent 
ftanden, fomit aud ein vermögensrechtlicher Erſatz nicht möglid, und foweit em 
ausnahmsweife eine fachliche Beſchädigung durch jene veranlaßt eingetreten m 
ſomit allerdings auch eine Klage auf deren Vergütung rechtlich begründet ift, & 

trifft diefe doch nicht ven Injurienhandel als folhen, fondern ſchließt fid ur 
äußerlih an biefen an. Die Anwendung von Geloftrafen und ſelbſt deren Ude 

weifung an den Verlegten will natürlid, durch diefe Bemerkung nicht ausgefhktt 

werben; vermieden werben follte aber jedenfalls die Unwürdigkeit der dem rim 
hen Rechte entnommenen äftimatorifhen Klage, indem es zu unferen de 
griffen von Ehre wenig paffen will, wenn dem Ginzelnen bie Abſchätzung & 
eigenen Ehre in Geld zugemuthet wird: weit anftänbiger noch wäre es, zu den ein fü 
allemal gejetzlich feftftehenven Bußfägen des älteren germanifchen Rechtes im Pr 

cip und vorbehalten einiges Spielraumes für das richterlihe Ermeſſen zuräde 
tehren. Zwedmäßig erjcheint vem Principe nad die Zulafjung einer auf Witer 
ruf, Ehrenerflärung over Abbitte gerichteten Klage, möge viefelbe m“ 
allein geftellt over aud mit der Klage auf eine Gelpftrafe verbunden mer 
nicht ohne praftifhe Schwierigkeiten ift deren Anwendung inveffen da, me d 
exceptio veritatis in Injurienproceffen nicht zugelaffen wird, foferne einerjeits de 
Injurianten ‚nicht zugemuthet werden fann, Vorwürfe als unwahr zu wider 
oder durch eine Ehrenerflärung zu befeitigen, von deren thatſächlicher Begründun 
er überzeugt, und nur darum das Gericht nicht zu Überzeugen im Stande ift, weil it 
bie Vorführung feiner Beweismittel verwehrt ift, andererfeits aber auch vie antı“ 
Gefahr ferngehalten werten muß, daß durch eine allzufehr auf Schrauben geftl!‘ 
Erklärung dem Injurirten ftatt einer Genugthuung nur eine zweite Injurie — 
Theil werde 19, Der Verhängung von öffentlichen Strafen im engem 
Sinne, zumal von Gefängnißftrafen, ift als fahgemäß anzuerkennen, und m“ 
insbefondere in den Fällen, da wegen öffentlichen Aergernijfes u. dgl. die Inu‘ 
einen befonveren Charakter annimmt, geradezu geboten ericheinen; Strafen vlt 

wegs befehimpfender Art, wie fie das fpätere Mittelalter liebte (Geige, Drilbir‘ 

hen, Tragen des Pafterfteines u. dgl.), dürfen dabei natürlich als mit dem Gefib‘ 
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0) Niemand wird z. B. dadurch eine Injurie beſeitigt halten, daß der Beleidi * 
ibm das baieriſche Landrecht, IV, K. 17, 8. 14 geftattet, am erſten Gerichtstage einfa 
„daß ihm die ausgeftehenen Schelt-Wort aus Zorn oder Unbedachtſamkeit entwichen ſcynd. 
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anf rer Gegenwart uuverträglicd nicht wieder aufgegriffen werden. Uebrigens ver- - 

zeht fih von felbft, daß in fällen eines öffentlihen Aergerniſſes ein polizeiliches 
SinT reiten zwar gerechtfertigt erjcheint, jedoch nur vorbehaltlich aller weiteren dem 
Berfegten felbft zuftehenden Schritte; die Verhandlungen der Injurienfahen über- 
yaupt, oder aud nur bie der geringeren Injurienfachen ein für allemal den Polizei« 
sehörden zu überweifen, wie dieß bin und mider verfuht wurde, muß geradezu 
als unwürdig bezeichnet werde. 

Zum Schluß nod eine Bemerkung. Mehr als anderwärts liegt bei Ehren- 
räntungen dem Verlegten nahe, zur Gelbfthülfe zu greifen, -und das Recht 
kann ever follte wenigſtens dieſen Umftand nicht unberädfichtigt laffen. Zum Theil 
handelt es ſich dabei lediglid um eine natürliche Aufwallung des Bluts, welde 
eben weil natürlich eine nicht allzu unmäßige Ueberfchreitung des rechtlich Erlaub- 
ten entſchuldbar macht; injoweit mag es genügen, wenn das Recht die Retorfion 
der Sujurie, d. 5. deren Grwiderung durch eine glei ſchwere Beleidigung, ge— 
ratezu für ftraflos erflärt, und allenfalls einen Exceß ter Selbfthülfe mit Rüd- 
Fit auf ven veranlaſſenden Vorgang milder beurtheilt. Zum Theil aber liegt ver 
bäufigere lebergang zur Selbfthülfe auch nody tiefer begründet, nämlich) darin, daß 
Das Het vie Ehre des Einzelnen überhaupt nur mangelhaft zu ſchützen vermag. 
Die geieglihe Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenfränkung wird in 
vielen Fällen zu eng erfcheinen, um alle Handlungen zu erfhöpfen, vie als In- 
jurien betradhtet und empfunden werben, — der Beweis der Injurie, für deren 
Eriftenz und Schwere gar häufig die unmerflichften und individuellften Züge einer 
Dandlung entſcheidend find, wird oft genug nicht geliefert werden fünnen, — 
gerate gegenüber den am tiefften ſchmerzenden Beleidigungen wird es fogar unleid- 
ich erfcheinen, überhaupt die eigene Ehre von fremdem Urtheil und Schuß ab» 
Hängig ftellen zu follen. Aus viefen Gründen bat fi in ver ganzen gebildeten 
Belt für Ehrenſachen die Selbfthülfe in der geregelten Geftalt des Zweikampfs 
(vgl. den Art.) als ein nothwendiges Uebel erhalten, nachdem diefer im Uebrigen 
als Mittel, Rechtsſachen zur Entſcheidung zu bringen, längft aufgegeben worden 
iſt. Die Berfuche, durch ftrafrechtliche Verbote denſelben zu befeitigen, find an ver 
Unmöglichkeit gefcheitert, eine anderweitige Dedung der von ihm ausgefüllten 

de in unferer Nechtsverfajlung zu befchaffen und es ift eine Oraufamfeit, wenn 
der Staat ven Einzelnen ftraft, weil er zu demjenigen Mittel gegriffen, das ihm zur 
rung der eigenen Ehre over felbft Eriftenz nach dem Urtheile ver Standesgenoffen 
Blieh, während er doch einen andern Weg, zu demjelben Ziele zu gelangen, ihm zu 
öffnen nicht vermag. Beſchränkt dagegen mag das Duell durd die Errichtung 
Kbirig organifirter und mit Genoffen der Streittheile befegter Ehrengerichte 
Merdings werden, jedoch wie alle Erfahrung gezeigt hat jelbft dieß nur unter ber 
öfegung, daß tiefen Gerichten die Befugniß eingeräumt werde, in den 
ertremften Fällen ihrerjeits auf jenes legte Ausfunftsmittel in Ehrenſachen, auf 
den Zweikampf, zu erkennen. K. Maurer. 


Eichhorn. 


Karl Friedrich Eihhorn, einer der erften Nechtsgelehrien die Deutſch— 
land je beiefien hat, ver Schöpfer einer willenfhaftlihen Behandlung des deut: 
ſchen Rechts, ift geboren zu Jena den 20, November 1781, geftorben zu Köln 
ten 4. Juli 1854, 

Sein Bater war der berühmte Theologe und Hiftorifer Johann Gottfried 
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Eichhorn, der aus ver Grafihaft Hohenlohe-Dehringen gebürtig ), zur Zeit der 
Geburt des Sohnes in Jena eine Profeffur befleivete, indeſſen bereits 1788 nad 
Göttingen überfievelte, und dort bis zu feinem Tode im Jahr 1827 eine te 
Hauptzierden der Univerfität bildete, fo daß Göttingen zur wahren Vaterſtad 
Karl Friedrichs wurde. Schon in feinen 16. Jahre konnte der reichbegabte jung: 
Mann, nachdem er nur vier Jahre das ftäntifche Gymnaſium befucht hatte, vi: 
Univerfität Göttingen beziehen, um ſich der Iurisprudenz zu widmen, Bol Humer, 
durchweg heiteren offenen lebensfrohen Sinnes, fand er Freude am Studenten 
leben in größeren Kreifen und genoß es in vollen Zügen, verfäumte aber batı 
nicht, eifrig zu ftubiren. Neben ven berfümmlichen Rollegien über Jurispruten 
befuchte er die Vorträge der berühmten damaligen Göttinger Docenten über Natur: 
wiſſenſchaften, Philologie und Gefhichte; er hörte, um nur einige Namen u 
nennen, bei Blumenbach und Heyne, bei Gatterer und Schläger. In der Jurit 
prubenz waren es insbeſondere Hugo, Pütter und Runde, die einen beftimmten 
Einfluß auf ihm übten, doch benugte er auch eifrig die Vorleſungen von Meifter, 
Martens, Leiſt, Waldeck und Claprotb. So vorbereitet, erwarb er nach vierjähri- 
gem Univerfitätsftubium am 18. September 1801 zu Göttingen vie juriſtiſce 
Doktorwürde, indem er eine Difiertation „de diflerentia inter austregas et ar 
bitros compromissarios“ vertheirigte. Sein Entſchluß war es, fi der Unive: 
fitätslanfbahn zu widmen, und insbefondere über öffentliches Recht zu dociren; 
da er indeſſen von der Ueberzeugung durchdrungen war, daß blos gelehrte Kennt 
niffe hierzu nicht ausreihen, daß vielmehr daneben eine praftifhe Anſchauung te 
Tebensverhältniffe Noth thut, fo ging er in ven Jahren 1801 bis 1803 nad 
Wetzlar und Wien, und lernte dort, mährend er mit einer großen Anzahl au 
gezeichneter Perfonen in nähere Berührung trat, den Geſchäftsgang ver beite 
höchſten Reichsgerichte kennen. In Wetzlar wurden feine Zwede insbefondere durc 
v. Gruben, den furmainzifchen Präfentirten, gefördert, indem verfelbe ihm Akten 
und Relationen des Reihsfammergerichts mittheilte, und vielfach Gelegenheit zu 
eigenen Ausarbeitungen gab; in Wien erwies fi ihm für Erlangung em 
näheren Belanntjhaft mit dem proceſſualiſchen Verfahren des Reichshofraths, ein 
Empfehlung an ven Reihshofrath v. Pufenvorf als ſehr nützlich. Auch in Regent: 
burg, am Sit des Reichstages, war er Willens gewefen länger zu verweilen, 
und befuchte vie alte merfwärbige Stadt im Sommer 1802 auf feiner Reife vor 
Wetzlar nah Wien; umerachtet er aber vafelbft durd den böhmischen Geſandien, 
Grafen Colloredo, einen früheren Univerfitätsbefannten, eine befonders freundlidt 
Aufnahme fand, und überall, wo e8 ihm winfchenswerth fcheinen mochte, einge 
führt wurde, fo überzeugte er ſich do bald, daß ein längerer dortiger Aufent 
halt für ihn Keinen reellen Nuten haben konnte, da der Reichstag in eine völlig 
Inaktivität verfunfen war, und die fir die einzelnen Reichsftände fo über 
aus wichtigen Entihädigungsfragen, um vie es ſich in Folge des Lüneviller Frie 
dens noch handelte, in allen wejentlichen Punkten in Paris nach Specialverträgen 
mit Bonaparte, ohne jedes Mitwirken des Reichstags erledigt wurden. 

Im Herbft 1803 von Wien nah Göttingen zurüdgefehrt, babilitirte fih €. 
an ber Univerfität, las im Winterfemefter 1803 auf 1804 über Reichsprecch, 
im Sommer 1804 über deutſche Rechtsgeſchichte, und trat gleichzeitig im bad 
Göttinger Spruchkollegium, welches damals eine große Anzahl von bevententen 


1) ‘ob. Gottfr. Eichhorn, ein Sohn des Superintendenten Eichhorn zu Weikersbeim, wir 
geboren den 16. Oft. 1752 zu Dörrenzimmern. 
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Rechtsfällen zu entjcheiden oder zu begutachten hatte. Indeſſen ſchon 1805 ver- 
lief er Göttingen, da fi ihm feine Ausficht auf baldige Erlangung einer 
feinen Wünſchen entſprechenden Stellung darbot, und folgte einem Rufe als 
außerordentliher Profeſſor ver Rechte nah Frankfurt an der Over. Hier finden 
wir ihn, während er, um ven Bedürfniſſen der Univerfität zu genügen, über 
faſt jämmtliche juriftiiche Disciplinen Vorlefungen halten mußte, bereit8 mitten 
in den Studien begriffen, durch die er fo Großes leiften follte. Schon nach einem 
weijährigen Aufenthalt in Frankfurt ließ er den erften Band feiner deutſchen 
Staats- und Rechtsgeſchichte druden, in deffen vom 13. Mai 1808 batirter 
Lorreve er Har und beftimmt die Anfichten über vie Behandlung des Rechts aus- 
ſpricht, die er bei aller feiner fpätern umfangreichen literarifhen und praftifchen 
Thätigkeit unverändert befolgt hat, und deren Anwendung auf Das deutſche Recht 
er zuerit im Jahr 1815 in einem Aufſatz über das geſchichtliche Studium des 
deutihen Rechts entwidelte, ven er dem erften Heft der von ihm mit Savigny 
gegründeten Zeitjchrift für gefchichtlihe Rechtswiſſenſchaft einverleibte, wo er neben 
Sapiguy's einführenden Worten über den Zwed der Zeitichrift gleichſam ein er- 
gänzendes Programm verfelben bildet. Eine jelten glüdlihe Wahl hatte E. im 
Jahr 1811 von Frankfurt nah Berlin an die im Herbft 1810 neu eröffnete 
Univerfität berufen, um neben Savigny, ver das römifche Recht an ihr vertrat, 
das deutſche Necht zu lehren. Wie überhaupt in jenem Moment der auferordent- 
liche Zufammenfluß geiftiger Kräfte an der Berliner Univerfität, die mit dem 
Karen Willen dur fie das vom Unglüd tief niedergedrüdte Volksbewußtſein zu 
kräftigen umd zu ftählen, geftiftet war, alle einzelnen Mitarbeiter an dem berr- 
lichen Wert über ihr gewöhnlices Sein emporheben mußte, fo war dies auch bei 
€. in hohem Grade ver Fall; er fühlte fi in eine ganz neue Lebensatmoſphäre 
verjegt, die in ihm alle Geiftesnerven anfpannte und zu gefteigerter Thätigkeit 
und Protnktivität führte; und daß es gerade Savigny war, mit dem er bier in 
ü Berührung fam, indem die gänzliche Uebereinftimmung beider Männer 
über vie Art und Weife, in welder vie Rechtswiſſenſchaft angefehen und behan- 
delt merken müſſe (Zeitſchr. für geſchichtl. Rechtsw. I. ©. 1), fie zu einander 
führte, darf für eine beſonders glüdlihe Fügung gelten, die für das von ihnen 
bebante Feld vie fünften Früchte tragen mußte und getragen hat. 
Doch vorerft follte E.'s ſchöne Thätigkeit in Berlin nur von furzer Dauer 
kin, indem ihn die großen Greigniffe des Jahres 1813 in Anſpruch nahmen. 
&, hatte ftets nach feiner innerften Natur und feinem ganzen Ideenkreiſe die Er- 
Medrigung unferes DBaterlandes unter franzöfiiches Joch beſonders ſchwer empfun- 
ka; er hatte fi in Frankfurt in feiner Sehnfucht nad einer thätigen Erhebung 
ober Frankreich im Spätherbft 1808 in den von König Friedrich Wilhelm III. 
durch Kabinetsordre vom 30. Juni 1808 „nad feinem Zweck und feiner Ver— 
faſſung gebilligten Tugendverein“ aufnehmen, und zum Direktor der Frankfurter 
Dauptlammer ernennen laffen (f. 3. Voigt, Gefhichte des Tugendbundes, Bers 
Un 1850, ©. 27, 40), indem er damals mit vielen andern Patrioten von dem 
Verein Reelles hoffte, und nicht erwartete, daß er nach wenigen Monaten von 
den tüchtigften feiner Mitglieder als unpraftiih erfannt und am 31. December 
1809 in Folge deffen vom König würde aufgelöft werden. Seitdem hatte er mit 
gepreßtem Herzen ven Drud ertragen, der auf Preußen und ganz Deutſchland 
laftete, hatte im Frühjahr 1812 die endlofen Züge der franzöſiſchen Heeresmaffen 
durch Berlin mit trübem Auge gefhaut, hatte mit Ekel den feilen Jubel vernom- 
mm, der Bonaparte’s Reife durch Deutichland zu einem Triumpbzug ftempelte, 
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und in eifrigfter Vertiefung in die glänzende Borzeit unferes Baterlandes Troft 
im Leiden gefuht, und Hoffnung für defjen neue Erhebung gefunden. Als nun 
im Winter 1812 die große Wendung der Geſchicke Europa’s eintrat, als am 4. 
März 1813 die Franzofen Berlin verließen, und endlid am 17. März ver 
langerjehnte Ruf des Königs zu ven Waffen erfolgte, war E., unerachtet er feit 
1810 verbeirathet war und einen Sohn hatte, einer ver erften, der ihm freudig 
Folge leiftete. Ins 4. kurmärkiſche Landwehr-Küraſſier-Regiment als Freiwilliger 
eingetreten, wurde er Nittmeifter und Eskadrouchef, und machte als folcher, indem 
fein Regiment dem Bülow'ſchen Armeeforps zugetheilt war, vie Schladhten bei 
Großbeeren (ven 23. Auguſt), Dennewig (den 6. September) und Yeipzig (ven 
18. Dftober) auf's ehrenvollfte mit. Vor Allem zeichnete er ſich bei Dennemig 
aus, jo daß er für feinen fühnen unerjchrodenen Muth neben dem ruſſiſchen 
Wladimirorden das eiferne Kreuz zweiter Klaſſe erhielt. Nach ver Schlacht bei 
Leipzig marfhirte er mit der Avantgarde durch Weftphalen nad Holland, von 
dort durd Belgien nah Frankreih und zog mit dem Bülow'ſchen Korps in Parit 
ein. Unmittelbar nad) dem Abſchluß des Friedens nahm er feinen Abſchied; nict 
ein einziges Mal war er in allen ven zahlreichen Gefechten, an denen er Theil 
genommen hatte, verwundet worben; fein rüftiger Körper hatte die großen Ar- 
ftrengungen des Feldzuges, die vielen Bivouals in rauher Jahreszeit, die er mit 
feinen, meiftens zum VBorpoftendienft beftimmten Mannfchaften durchzumachen hatte, 
ohne alle Anfechtung ertragen. Körperlic gekräftigt kehrte er über Göttingen, wo 
er einige Wochen bei feinen Eltern verweilte, nad Berlin zurüd. 

Der Winter 1814 zeigt ihn uns zu Berlin wieder ganz in feinem früheren 
Wirkungskreife. War es in den Zeiten der Grniebrigung des Vaterlandes die 
Aufgabe geweſen, fih und Anvdern an deſſen geiftigen Errungenſchaften ein Lab— 
fal zu bereiten, und fie einer beſſern Zeit zu retten nud zu erhalten, fo fam ee 
jet darauf an, fie für das Vaterland nugbar zu machen, dafür zu wirken, daß 
auf dem heiligen, mit dem theuern Blut der gefallenen Mitkämpfer befruchteten 
Boden herrliche Früchte gezeitigt würden; und jeder redliche Arbeiter mußte ſich 
zu doppelter Anftrengung verpflichtet fühlen, um ſich der wieder erlangten Frei— 
heit würdig zu erweifen, und den gerechten Anforderungen der geiftig gehobenen 
Zeit zu entſprechen. Ein edler Wetteifer durchglühte alle Beſſern unferes Volles, 
ein erneutes geiftiges Leben, Streben und Schaffen machte fidy überall in Staat 
und Kirche, in Wiſſenſchaft und Kunft geltend, trug ſchöne Früchte und berechtigt? 
zu noch ſchöneren Erwartungen. Auch E. nahm im vollften Maße Theil daran. 
Wie vor dem Feldzug las er in den Jahren 1814 bis 1817 mit vaftlofem Eifer 
über deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, ſowie über deutſches Staatsrecht, Fri 
vatreht und Kirdenreht, und juchte feine Zuhörer für die ernften und großen 
Aufgaben, vie fid) hier überall darbieten, zu erwärmen fowie ihren Geift über 
fie aufzuklären und durch Grlangung gediegener Kenntnifje zu einer tüchtigen 
theoretifhen und praftifhen Löſung derſelben heranzubilden. Gleichzeitig ſetzte 7 
feine feit anderthalb Jahren durd den Krieg unterbrochenen, ihm unter den DER 
änderten Berhältniffen nunmehr dreifach theuern Studien fort. Er ließ den ziel 
ten und dritten Band feiner deutſchen Staats: und Rechtsgeſchichte drucken, et 
veröffentlichte in der Zeitfchrift für gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft einen für DE 
Grforihung deutſcher Staats: und Rechtsentwidlung epochemachenden Auffag über 
den Urfprung der ftädtifchen Verfaſſung in Deutſchland; die erfte Hälfte deſſelben 
wurde im Jahre 1815 im erften Theil der angeführten Zeitfhrift S. 157 bit 
247 ausgegeben, vie zweite im Jahre 1816 ebendaſelbſt Theil 2 S. 169 bie 
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37 - — Auch hatte E. im Winter 1816 auf 1817 die Ehre. dem Kronprinzen 
von Preußen Borträge über deutſches Recht halten zu dürfen, vie ihn durch die 
vege Theilnahme des geiftvollen Prinzen befonders erfreuten. 

Im Jahr 1817 verließ E., indem er dem fehnlihen Wunfche feines altern» 
ven Vaters nachgab, Berlin und folgte einem Rufe nah Göttingen an die Uni- 
verfstät. Dort‘ las er von nun an bis zum Jahr 1829 täglich zwei bis drei 
Stunden über dieſelben Gegenftände wie in Berlin, und zwar abwechfelnd im 

einen Semefter über deutſche Rechtsgeſchichte und Kirchenrecht, im andern über 
veutihes Privatrecht und Staatsrecht. Sein Erfolg als Lehrer war ein noch grö- 
Bere ald in Berlin, ja in jeder Beziehung ein ganz außerorbentlicher. Kein 
Güttinger Auditorium reichte aus, um die Maſſe feiner Zuhörer zu faffen; er 
fab fih genöthigt eine Scheune zu miethen, Tiſche und Bänke hineinzuftellen 
umd drin zu leſen. Bon überall ber ftrömten reifere junge Männer, die fich dem 
Studium des vaterländifchen Rechtes mit Liebe und Eifer wibmeten, nach Göt- 
tingen, um bei E. zu hören; vie glänzenden Zeiten, die damals die ehrwürdige 
Georgia Augusta erlebte, verbanfte jie zum größten Theil feiner Anziehungskraft. 
Reben einer Unzahl von. tüchtigen Praftifern, die in E. willig ihren Lehrer er- 
Sunten, gewann er für die wiſſenſchaftliche Bearbeitung der von ihm doeirten 
e eine Hülle von frijchen Kräften, und nur wenige von aller denen, 
die in den folgendem Decennien fih um Aufllärung unferes heimiſchen Rechts 
wand jeiner Geſchichte Verdienſte erworben haben, vürften nicht zu E.'s Füßen 
welchen haben, faft alle aber es. freudig bezeugen, daß fie ihm bie befte Anregung 
wand. Dilfe bei ihren Studien verbanten! Neben feiner Pehrthätigkeit nahm E. an 
Den: umfangreichen praftiichen Arbeiten des Göttinger Spruchkollegiums ven reg- 
Nen Anteil, und arbeitete außerdem eine große Menge von publiciftifhen Gut- 
achten Über ſchwierige Rechtsfälle aus, die in den verjchiedenften Theilen Deutjch- 
lands in Frage famen, und über die von den Betheiligten die Anficht des be— 
rühniten Publiciften gewünſcht wurbe. In den Buchhandel find von folden nur 
: ein im März 1829 verfaßtes Rechtsgutachten in dem Bentinffhen 
Smcceffionöftreit (Heidelberg 1847), und ein Gutachten für die Domgemeinde in 
dremen (Hannover 1831). Gleichzeitig endlich führte er feine fchriftftellerifchen 
Arbeiten unausgefegt fort. Cine zweite verbefferte Ausgabe ver beiden erften 
Bände ver deutſchen Staats- und Rechtsgeſchichte erihien im-Jahr 1818; ihnen 
reihte fi im Jahr 1819 vie erfte Ausgabe des dritten Bandes an; alle drei 
Bünde wurden im Jahr 1821 mit Zufägen und Verbeſſerungen neu gedruckt und 
das ganze Werk im December 1822 durch Beröffentlihung des 4. Bandes voll- 
bet. Schon im folgenden Jahre ermöglichte E. die Herausgabe eines Handbuchs 
de deutſchen Privatrehts, umter dem Titel einer „Einleitung in das deutſche 
Privatrecht mit Einfluß des Lehenrechts“, vom 11. November 1823 vatirt die 
der erften Ausgabe veffelden; in den Jahren 1825 und 1829 ſah er 
ſich bereitö zu revibirten Ausgaben deſſelben genöthigt. In dem Buche „übergab 
dem Bublitum, wie er in der Borreve zur 2. Ausgabe 1825 erklärt, vie 
Refultate large fortgejetster Unterſuchungen, vie er bei Oelegenheit praktiſcher 
Ausführungen und feiner Vorlefungen ftets bemüht gewefen war zu berichtigen" ; 
‚er unternahm (jagt er 1844 in der Vorrede zur 5. Ausgabe) nad Bollendung 
ber deutſchen Stants- und Rechtsgeſchichte auf die gewonnene Grundlage für 
dozmatiſche Arbeiten, für welche er 16 Jahre aufgewenvet hatte, die Bearbeitung 
bes deuiſchen Privatredits, und hatte dieſes damals bexeits achtzehn Mal gelejen.“ 
Blanifgtiumd Brater, Deutſches Staate-WPörterbug. IN 16 
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Eine Heine Gelegenheitsfchrift „über Allovifitation ver Lehen“ veröffentlichte er 
1828 zu Göttingen. j 

Die Übergroßen Anftrengungen viefer Jahre hatten E.'s Gefundheit erfchüt- 
tert. Bon Haus aus beſaß er eine kräftige, ftämmige Körperfonftitutiom ; ein 
helles blaues Auge, das offen und klar um fi jchaute; doch litt er früh an 
Ueberfüllung der Säfte, an Andrang des Blutes nad) Bruft ımb Kopf: Hatte er 
die Strapazen des Feldzuges mit Yeichtigfeit überſtanden, ja hatten fie feinen 
Körper, wie er überzeugt war, gefräftigt, fo wirkte dagegen Mangel au Bewe— 
gung und Mustelanftrengung, wie es feine. figende Lebensweife mit ſich führte, 
nachtheilig auf ihn ein. Dftmaliges Reiten, um in kürzefter Zeit eine möglich 
ftarfe Körperbemegung zu erreihen, wollte nicht helfen; ebenfowenig hatte eim 
Aufenthalt im ſüdlichen Frankreich, den er zur Befeitigung von ihn beim Dociren 
beläftigenden Bruftbefhwerden im Winter 1824 auf 1825 nahm, dem gehofiten 
Erfolg; er kaufte ein Landgut in der alten. Heimat feiner Yyamilie, den »ormals 
der Reichsabtei Marchthal gehörigen Ammerhof bei Tübingen, und verbr 
mehrere Jahre hinter einander auf ihm feine Herbitferien ; das wirkte heilſam auf 
jein Befinden; da er indeſſen nad) Göttingen zurüdgelehrt die gewohnten Arbeiten 
ftetö zu verboppeln pflegte, um die verfäumte Zeit einzubringen nicht felter game 
Nächte bis zum tagenden Morgen burcdarbeitete, fo konnte. der günftige Einfluß 
der Unterbrehung der ihm ſchädlichen Göttinger Lebensweife immer nur von kurzer 
Dauer fein. Oftern 1829 endlich glaubte er nicht mehr fähig zu fein, dem großen 
Anſprüchen, die er am ſich ftellte, körperlich genügen zu können; zur inmigften 
Betrübniß feiner Göttinger Freunde, fowie aller derer, bie fih fehnten ſeinen 
Unterricht noch zu genieken, legte er fein ehrenvolles Univerfitätsamt nieber, ver- 
ließ Göttingen und zog ſich nad Ammern zurüd. Dort wollte er in der Nuk 
des Landlebens feine fernern Tage genießen, und gleichzeitig in Muße verfchievene 
von ihm begonnene Arbeiten vollenden. 

Wer E.’8 thätige Natur näher kannte, konnte nicht glauben, daß er feinen 
in Förperliher Mißſtimmung gefaßten Eutſchluß lange fefthalten wiirde. Mit gro» 
em Eifer übernahm er vie Bewirtbfchaftung feines Landgutes, und fand ſich 
bei dem praftifhen Sinne, ver ihm überhaupt eigen war, leicht in biefelbe; 
emfig arbeitete er daneben feine „Grundſätze des Kirchenrechts der katholiſchen 
und evangelifchen Religionspartei in Deutſchland“ aus, und ließ den erften Band 
verfelben im Frühjahr 1831 erſcheinen; allein ſchon mad britthalb Jahren ge- 
nügte ihm fein eben auf dem Lande nicht mehr, er fehnte fih nad ausgedehn⸗ 
teren Kreifen des Wirfens, umd lief fih, da er obenbrein in eimem durch 
liche Bewegung im freier Luft herbeigeführten frifcheren Körpergefühl eine mene 
Kräftigung feiner Geſundheit erbliden zu dürfen meinte, bereit finden auf drin⸗ 
gendes Zureden feiner Berliner Freunde und namentlich Savigny’s, im Herbſt 
1832 eine Doppelftellung in Berlin als Lehrer an der Univerfität und geheimer 
Legationsrath im auswärtigen Minifterium anzunehmen. Groß war die Freude 
Dieler ihm in Berlin, als ihrem Lehrer näher treten zu können, ergreifend vie 
Rede, mit der Schleiermadher ven alten Univerfitätsgenoffen begrüßte. Wie war 
es doch möglich, rief er ihm zu, daß Sie uns verließen, ver Sie uns durch 
gemeinfames Ringen und Kämpfen in den großen Jahren. ver Erhebung des 
Baterlandes fo ganz befonders angehörten, fo :unzertrennlich verbunden fchienen! 
Wohl uns und Ihnen, daß Sie endlich zurückkehren zu uns.in unſere ſpecielle 
Heimat; herzlih heißen wir Sie willlommen, theilen Sie fortan mit uns wie 
vormals unfere Mühen, unfere Freuden! — Zwei Jahre las €. in Berlin, über 
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Kirchenrecht und Staatsrecht; dann zog er ed vor, indem ihn das Leſen mehr 
angriff, als. er gehofft Hatte, feine Wirkfamkeit an der Univerfität ‚mit ber 
Stellung «ls geheimer Obertribunalsrath zu vertaufhen, Er wurde 1888 zum 
iede des Staatsraths, 1842 zum Mitglieve der Gefegestommiffion, 1843 

zum geheimen Oberjuftigtathe ernannt. In den Jahren 1838 bis 1841, und 
1841 bis 1846 war er zugleich Sprudmann beim deutſchen Bundesſchiedsgerichte, 
umd 1843 Mitglieb des Obercenfurgerichtes, wel legtere Stellung er jedoch 
freiwillig am 1. April 1844 nieberlegte, — Wiſſenſchaftliche Arbeiten beſchäftigten 
&. auch im dieſer Lebensperiode fortgefegt. Im Jahre 1833 veröffentlichte er von 
ſeinem ſtirchenrecht den zweiten, umfangreichen Theil; mit ibm ſchloß er dieſes 
Berk langjähriger Studien ab, von dem er äußerte, daß er e8 allein von feinen 
Büchern behaglich und mit Muße habe redigiren können; alle andern waren neben 
Borlefungen und andern Amtsgejhäften, dieſes anf feinem Landgute in den Haupt: 
ftüden zum Druck nievergejchrieben worden. Das Jahr 1834 brachte eine völlig 
itete 4. Ausgabe des erften Bandes feiner Nechtsgefchichte; eine ſolche 

hatte E. unternommen, indem er meinte — mie er es im der Vorrede zu dem» 
felben ausfpricht —, verjelbe fei bisher „auch nach zweimaliger Berbefjerung doch 
immer noch ver unvolllommenſte Theil des Buchs geblieben und zugleich in Be— 
ziehung auf viele Berhältniffe nicht ausführlid genug gemejen“. Bon dem drei 
aubern Baänden der Rechtsgeſchichte erſchien 1835 und 1836 eine 4te, von allen 
vieren 1842 bis 1844 eine 5. verbeijerte Ausgabe. Auch. vom deutſchen Privat- 
recht befergte er 1835 und 1844 eine 4. und 5. verbefierte Ausgabe, Ein Grunp- 
dig über das Staatsrecht der deutſchen Bunpesftaaten, den er für feine Berliner 
u im Winterjemefter 1832 auf 33 bogenweife druden ließ, kam nit 
in den Buchhandel. Zur Abfafjung einiger kürzerer Auffäge veranlaßte ihn feine 
1832 erfolgte Aufnahme in die Berliner Akademie ver Wiſſenſchaften; er las. in 
der Alademie am 6. Juni 1833 und 31. Juli 1834 „über die ſpaniſche Samm- 
\ung ver Duellen des Kirchenrechts‘. (gevrudt 1835 in den Abhandl. der Berliner 
Akdvemie, und nochmals 1842 in der Zeitjchr. für geſch. Rechtsw. 11, ©. 119 
bis 209); ſedann den 18, Januar 1838 „über vie techniſchen Ausprüde, mit 
welchen im :13. Jahrhundert die verfchievenen Klafjen ver Freien bezeichnet wur: 
ben“ (gebrudt 1840 in den Abb. der Berl, Afad.), endlich den 14. November 
1844 „über den Kunverein” (gevrudt 1846 ebendaſ.). Durch feine Stellung im 
auswärtigen Minifterium veranlaßt ift feine Abhandlung „Betrachtungen über vie 
Berfaſſung des deutfchen Bundes in Beziehung auf Streitigkeiten dev Mitglieder 
deſſelben unter einauber oder mit ihren Unterthauen in ihrer jegigen Ausbildung. 
Berlin 1833". Auf Veranlaſſung des königl. hannoverſchen Haufes verfaßte er 
feine ausführlide Schrift „Prüfung der Gründe, mit welchen vie Rechtsgültigkeit 
und Stanbesmäßigfeit der von dem Herzog yon Suffer mit Laby Auguſta Mur- 
rag geichleffenen ehelihen Verbindung behauptet worden ift, Berlin 1835", 
Seit dem Jahr 1840 fühlte ſich E. nicht felten körperlich fehr gehemmt und 
befäftigt; mehrmals reichte er in Folge deſſen Abſchiedsgeſuche ein, auf die er vom 
König’ von Preußen in den theilnehmendſten, berzlidften Ausdrücken abjchläglichen 
Beicheid erhielt, indem ihm zugleid wiederholt ein längerer Urlaub zur Wieder- 
berftellung feiner geſchwächten Geſundheit ertheilt wurde. Im Jahr 1847 legte er. 
endlich, allen Widerſpruch nicht achtend, feine amtliche Stellung nieder. Er glaubte 
wicht ferner vie mit feinem Amte verbundenen Geſchäfte pflihtmäßig erfüllen zu 
fonnen / da er ſich törperlich nicht mehr fähig fühlte, orventlih zu arbeiten. Ent- 
ferner Stehende ‚bielten folde Aeußerungen, bie er feit 1840 nicht ſelten that, 
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für Hypochondrie; es wies das aber ftets, wie alle. Bitten feiner Freunde, fid 
zu neuen literarifchen Publikationen zu entfchließen, mit der nur allzu eimleud- 
tenden Bemerkung zurüd, daß er eine ganze Reihe von wiflenfchaftlichen Arbeiten, 
die er fih Jahre lang vorgelegt habe (wie über Staatsrecht, Vollsvertretung, 
Gefhwornengerichte), doch nicht unausgeführt laffen würde, wenn fein Körper 
zuftand ihm nicht dazu zwänge, da angeftvengtes Arbeiten ihm während feines 
ganzen Lebens eine gemußreiche Freude getvefen fei, der er fich gewiß nicht mutb- 
willig berauben werde! — E.s ehrenvoller Abſchied war ihm mit dem Recht er 
theilt, feine Penſion im Auslande zu verzehren; er verließ daher Berlin und zog 
nah Ammern; dort lebte er, mit der Bewirthichaftung feines Landgutes vielfah 
befchäftigt, ſtill in engern Kreifen; die polittfchen Ereigniffe des Jahres 1848 
verftimmten fein Gemüth und ließen ihn fih noch mehr zurüdziehen. Seit dem 
Jahr 1850 verfchlimmerte ſich fein Zuftand mwefentlih; im Januar 1851 trat ein 
Schlaganfall ein, der ſich fpäter öfter wiederholte; am 4. Juli 1854 machte ein 
fanfter und fchmerzlofer Tod zu Köln, wo er ſich bei feinem einzigen Sohn, 
dem Appellationsgerichterath Otto Eichhorn aufhielt, feinem Leben ein Ende, 

So ſchloß das Leben dieſes um das Vaterland hochverbienten Mannes. Ir 
der Natur der Dinge liegt es, daß vie äußern Lebensſchickſale eines Gelehrten, 
wie e8 E. vorherrſchend war, zurüdtreten, und nur für Einzelne ein fpectells 
Intereffe haben Können; ganz anders verhält es ſich mit E.'s wiſſenſchaftlichet 
Bedeutung. Diefe gerade an diefer Stelle Mar und beftimmt hervorzuheben, if 
doppelt dadurch geboten, daß im meueften Tagen E.'s wifjenfchaftliche Verdienſie 
vielfach verfannt worden find, und zwar nicht nur von Solchen, denen die von 
ihm behandelten Gegenftände nicht näher bekannt find oder ganz feitab liegen, 
was feine nähere Beachtung verdienen möchte, fondern vielmehr gerade von Ar- 
beiten auf dem von ihm einft fo trefflih angebauten Felde, die alfo berufen 
ſcheinen könnten ein Urtheil abzugeben. 

E. Hat in die Behandlung des deutſchen Rechts und feiner Gefchichte, ven 
Ausprud im weiteften Wortverftande genommen, Epoche machend eingegriffen. Um 
von dem perfönlichen Einfluß zu ſchweigen, den er in biefer Beziehung als Lehrer 
ausgeübt bat, da fich verfelbe im Einzelnen fchwerer nachweiſen läßt, fo befunden 
e8 unwiderleglich die zahlreihen Bücher und Abhandlungen über ventfches Ned 
die vor und nach feinen Hauptfchriften in Deutjchland erſchienen find, auf jeber 
Seite. Mögen aber die einzelnen Schriftfteller, vie nach E. über deutſches Recht 
gefhrieben haben, ihm beiftimmen, und fogar vielleicht blindlings auf feinen An 
nahmen fortbauen, was eine Zeit lang unleugbar der Fall geweſen ift, ober 
mögen fie ihm entgegentreten, ihn im Einzelnen zu berichtigen und zu widerlegen, 
ja im Ganzen zu befämpfen fuchen; fie find insgefammt mächtig von E. influirt, 
ftehen auf feinen Schultern oder kämpfen mit feinen Waffen. Die ganze Behand 
[ung des deutfchen Rechts ift eben durch E. eine andere geworden, oder wie fid 
Jakob Grimm in der Borrede zu feinen deutfchen Rechtsalterthümern S. VI im 
Jahr 1828 ausprüdte, „die Wiffenfchaft des deutſchen Rechts Kat unter €? 
Händen einen neuen Schwung genommen". Nichts als bare Befangenheit ift es 
das in Abrede ftellen zu wollen, rührt — abgefehen von Einzelnen, vie durd 
perſönliche Nüdfichten ihr Urtheil beftimmen laſſen — davon ber, daß die Ir 
theilenden ſich nicht zu einem freiern Standpunkt erhoben haben, der ihnen einen 
weitern Ueberblid ermöglicht. Sie finden bier und dort an E. zu malen, oft 
genug indem fie ihm mißverftehen; aber auch wo fie ſich wirklich Meiner Berthti- 
gungen feiner Angaben erfreuen können, ja ſelbſt wo fie mit Fug und Recht ſtolz 
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ſein mögen, Reelles beſſer zu wiſſen als er, verfennen fie den gerechten Stand⸗ 
uch für bie Beurteilung. feiner, ‚wie aller ältern wiſſenſchaftlichen Leiftungen. 
Möchten fie: bedenken, daß auf keinem wiſſenſchaftlichen Felde die Bedeutung eines 
Arbeiters dadurch wernichtet. wird, daß es ſpätern Bearbeitern deſſelben Feldes 
gelingt, ihm mod): reichere Früchte abzugewinnen, ja felbft dann nicht, wenn fie 
Früchte aus ihm heroorloden, bie der. nody ungemürbte Ader jenem nicht zu. lie: 
fern vermochte! 

Zu ver: Zeit, ale €. jeine Kräfte: ber Bearbeitung des deutſchen Rechts in 
allen feinen Zweigen zu. widmen begann, war bie. Belanntichaft mit demſelben 
in Deutſchland im Allgemeinen. eine. jehr geringe; mochte: aber aud) immerhin ein- 

Buntten deſſelben eine mühſamere Erörterung zu Theil geworben fein, fo 
fehlte ea doch dabei an jeber. irgenpwie haltbaren wiſſenſchaftlichen Methode, und 
fo tomnte der auf das Einzelne. verwendete Fleiß wem Ganzen nur wenig from: 
men. Die in Deutihland herrſchende, durch Juſtus Friedrich Runde zur Geltung 
gebradyte "Anficht Über das gemeine deutſche Recht, verwechſelte vollftändig ein 
pofitives Redt,). welches in ‚einem beftinmten Volke, vermöge der gefammten Ent- 
widlung deſſelben gilt, mit. einem Naturreht, das man auf rein philofophifchem 
Bege für. alle Meuſchen ver: Welt aus den einfachen Gefegen des Denkens de— 
duciren zu können glaubte; ein Irrthum, der. in dieſer Weife ſich nur bei einer 
fehr geringen Einfihtrin vie. Natur ‚allen Rechtes überhaupt, und bei der ge= 
janımten Geifteörichtung der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts erflären läßt. 
Um aber die Ideen Mar. und ungeträbt wiederzugeben, die E. über vie Bearbei- 
tung des. deutſchen Rechts. vorfand, da nur fo eine Grundlage für vie Würdigung 
feiner: Anfichten "gewonnen werben kann, lohnt es aus Runde's, im Jahr 1791 
veröffentlichten „Grunbfägen eines gemeinen beutjchen Privatrechts“, einem Birch, 
welches wie allbelannt die größte Anerfennung fand und ſchon 1795 und -1801 
neue Ausgaben erlebte, Die bezeichnenden Werte auszuheben. „Das Erfcheinen 
einäs neuen Lehrbuchs des deutjchen Privatrehts (jagt Runde im Jahr 1791 im 
feinen: Borvebe). bedürfe feitter Entſchuldigung, da dieſer Theil der Rechtsgelehrt⸗ 
beit nech auf‘ der unterften Stufe ver Kultur ftehe”, und „feine Abficht bei der 
Arbeit aufiomichts Geringeres gerichtet fjei, als auf eine gänzliche Reform ber 
er vöhnlichen Behandlungsart, von deren Untauglichfeit er ſicher überzeugt 
ſei“. em: man, fährt er fort, aufgehört habe, ſich entweder deutſche Rechts— 
alterthämer oder füchfijches: Landrecht für anmwendbares und gemeines .. 
Reht-aufpräugen zu lafien“, „habe man die Uebereinftimmung der deutſchen Lan⸗ 
bederbnungen; Stadigeſetze, Familien- und Haudverträge zum Fundament eines 
EN era praßtifcher Rechtsgrundſätze gemacht“ ; „das heiße auf einen fehr ſandigen 

Gumnd bauen“, denn ſie „enthielten lauter pofitive Vorſchriften; und wenn ihrer 
and -neunundneumzig übereinftimmten, jo jei die barans formirte Regel dennoch 
insbe hundertſten Lande kein Geſetz; und es wäre folglich Thorheit daraus einen 
allgenieinew.Klagegeund zu formiren“. „Auf diefen Grund (d. i. „auf die Ueber 
einſtimmung der Weutſchen Land⸗ und Stadtrechte”, Runde $. 81) habe er nicht 
bauen «tönnen“, er ſei vielmeht „in Ermangelung von pofitivem gemeinem. deut- 
ſchen Rechte”, Wieres' bie. dentſchen Reichsgeſetze und die deutſchen Gewohnheiten 
enthielten bei ſeiner Arbeiteauf die, Natur der Sache” zurückgegangen, „welche 
wie andere Grundſätze eines hypothetiſchen Vernunftrechts bei Entſcheidung der 
Streitigkeiten in jedem Fall Anwendung habe, wo es an poſitiven Beſtimmungen 
fehle" (Rumve i$.,80). — Munde's Wille war es fomit, bie einzelnen deutſchen 
Nechteinſtitute aus dem Naturrecht zu konſtruiren, und dadurch ein praktiſch an- 
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wendbares gemeines deutſches Recht aufzuſtellen. Die einzelnen deutſchen Pari 
fularrechte follten ihm dazu nicht das Material liefern; dieſe filr ein gemeine 
deutſches Recht zu verarbeiten, hatten Andere. vor ihm verſucht, indem ſie ähfer 
lich deren Inhalt zufanmenftellten und aus vem ſo gewonnenen Aggregat vie 
übereinftimmenden "Säge ertrahirten (Selchow); ihr Verfahren war mehrfad in 
einer ‚Runde überzeugenden Weife angegriffen worden (früher von Tafinger, fpäter 
von Hufeland); ein Excerpt von dem, was in einzelnen von einander unabhän 
gigen pofitiven Rechten übereinftimmt, kann, ſofern es wichtig angefertigt ift, mie 
mehr als jedes einzelne benutzte Recht enthalten, und maß alje für bie Prapis 
als völlig werthlos ‚gelten; Runde und feine: Genoſſen fonıtten daher, wein & 
fein anderes gemeines beutjches Recht gab, auf. bafjelbe willig. verzichten, und fü 
ernteten ben allgemeinften Beifall, inbem ſie ihr vermeintlices Naturrecht alt 
„gemeines deutſches Recht“ mit einem „unmittelbaren oder praltiſchen Gebrauch 
(Runde $. 82) an deſſen Stelle jetiten. — 
Dieſer völlig unhiſtoriſchen Auffaſſung des deutſchen Rechts trat E. mit der 
größten Entſchiedenheit entgegen. Das geſammte Recht bes deutſchen Volls, wir 
das Recht jeden Volks, ift ein Prodult feiner ganzen Bildungs- und! Entwidlungs 
geichichte, ift mit und durch diefe ‚gegeben; weil eine beſtimmte deutſche Natin 
erxiſtirt, ift auch ein beftimmtes beutjches Recht vorhanden, das Recht ift murein 
Quote des gefammten mit einem beftimmten Voll gegebenen Voltslebens; ein de 
fimmtes Volt wird. als ſolches individualiſirt durch feine eigeuthümliche Spradt, 
alle feine Anfhauungen, feinen ganzen Ideenkreis, umb aljo.aud durch fein Red 
Das Recht, welches heute in Deutſchland und am. irgend einem eingelmen deu 
ſchen Orte gilt, fan nur aus der gefammten Entwidlung des Rechts‘ in Deutid 
(and überhaupt und an jenem Orte insbejondere vollftänbig erfaßt, geniügend ber 
ftanden, richtig angewendet, ſachgemäß fortgebildet und glücklich anf Legislative 
Wege verbeffert werben. Die Gegehiwart ift nur ein. Durchſchnitt der Gehhiht, 
und als folder nur dem verſtändüch, der. bie. vorhergehenden Stufen ihre Ent 
widlung beftiegen hat; das gilt. von ‚allen menfchlihen Erjeugnifjem, und’ 
Allem auch vom Recht. Es ift nun nicht etwa nur das beutiche Privatrecht, au 
weldes E, dieſe Grundgedanken angewendet wiffen will, ſondern das gefammt 
Recht und insbeſondere auch das öffentliche Recht Deutſchlands. „Im dem gegen 
wärtigen Zeitpunkt (ſchreibt E. am 13. Mai 1808), wo der geſellſchaftliche Zu 
ſtand von Deutſchland und insbeſondere feine Rechtsverfaſſung fo viele wichtig 
Veränderungen erlitten bat, wo ihm vielleicht noch eben jo wiele gleich wichtig 
bevorftehen, und Alles erft im Werden und.nod im Uebergange aus eimen du‘ 
ftand der Dinge in einen andern ift, ſcheint es Wichtiger als je, den: Blid ar 
die Vergangenheit zu richten, und fich. mit dem Geiſt unjerer ehemaligen Ber: 
hältniffe vertraut zu machen. Mag nun ven. diefen mehr oder weniger in die 
neuen Einrichtungen aufgenommen werden, — ohne eine genaue Kenntniß defſen— 
was War, und der Art und Weife, wie es bad. wurde, was es war, wird & 
immer unmöglich fein, ihren Geift und ihr Verhältuiß zu dem, was beſtehen 
bleibt, richtig aufzufaſſen.“ — Mit dieſen einleitenden Worten übergab E. ſein 
erſtes Buch. dem Pubükum; fie ſtellte er in- hörhft bezeichnender Weiſe am dt 
Spige der Vorrede zur erften Ausgabe des erſten Theiles feiner deutſchen Staatt 
und Rechtsgeſchichte! | - 
Was fpeciell das Privatrecht anlangt, fo ift: 88 €. Mar, daß im Khan, ME 
es in Deutſchland gilt, meben recipirtem römiſchem ‚Recht eine Filüe von urden 
ſchem oder in Deutſchland aus nationaler Wurzel erwachſenem Nechtsmaterial fh 
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findet. Diejer nationaldeutſche Beftandtheil des Rechts in Deutſchland tft nicht 
ein Aggregativon aus verſchiedenen von einander unabhängigen Rechtsquellen ge- 
floſſenen Sagungen und Partikularrechten deren Inhalt mehr oder weniger mit 
einamber übereinftimmt, je nachdem ihm reiner Zufall oder vorhandene ähnliche 
äuere: Einflüffe:' gleich oder verſchieden hat werden laffen, fondern vielmehr das 
Erzeugniß einer und berfelben nationalen deutſchen Bolfsüberzeugung, wie fie: mitt 
dem Borhanvenfein einer deutſchen Nation’ gegeben ift Dei bei weiten ‚größte 
Theil: des deutſchen Rechtsmaterials, welches in den vielgeftaltigen Partikular- 
rechten ver zahlloſen deutſchen Territorien und Ortſchaften gilt, iſt ans. biefer 
Aechtsquelle Hervorgegangen , und es findet bei ihm, weil dies der Fall iſt, eine 
Uebereinftimmung ſtatt; es ruht daffelbe auf einer gemeinfamen Grundlage, und 
eben dieſe fundamentale Grundlage, diefer übereinftimmenve innerfte Kern ver 
einzelnen Partitulnrrehte ift das gemeine deutsche Net. Weil bie einzelnen Ter— 
vitorien und Driſchaften Theile. Deutſchlands find, eriftiet in ihnen. die nationale 
ventihe: Belfsüherzeugung, und gilt in ihnen das von ihr producirte beutfche 
Recht; und bat anbererfeits dieſes Recht, weil es eben. in jenen ſpeeiellen Kreifen 
lebt, burd deren Eigenthümlichkeit eine befondere Geftalt, eine Partikwlariftiiche 
Beimiſchung. Aus dieſem nationalen deutſchen Rechte find die einzelmen partifulä- 
rem ‚Rechte in Deutſchland zu interpretiven, aus ihm zu ergänzen; es. tft daher 
biefes deutſche Recht eim gemeines fubfiviäres Recht Deutichlands, und zwar ein 
böchft praftifches. „Der ‚größte Theil. des deutſchen Rechts, fagt E,, Beitichr. I 
S. 125, erſcheint jetzt in der Geftalt eines partifulären Rechts; allein kein ein- 
jiges von allen deutſchen Partikularrechten hat ein abgefonvertes, für ſich beftehen- 
bes Daſein, und feines von ihnen kann es haben, weil fein deutſches Land durch 
Bollseigenthũmlichleit und Geſchichte jemals ganz von dem übrigen Deutjchland 
getterint geweſen tft.“ „Bei allen deutſchen Partikularrechten findet ſich Eigen- 
thümliches in einem höheren ober geringeren Grave, und iſt aus der Bilbungs- 
zeidiäte der einzelnen Länder zu erklären." „Die Nechtöverfaflung jebes bent- 
ſchen Landes muß in einem innern Zuſammenhang mit der des übrigen Deutſch— 
lands gedacht werben. Daher firebt auch fein deutſches Landesrecht nach der Boll: 
ftänbigteit, wie ein. in ſich abgeichloffenes, ala ein für fich beftehendes Ganzes. zu 
betrachtenpes Recht: nothwendig haben muß; und darum würde man ſich auch ganz 
vergeblich bemühen, irgend ein deutſches Partikularrecht blos aus jeinen geſchrie⸗ 
benen Quellen amd dem was wirklich ungeſchriebenes Lolalrecht iſt, im einem 
— — Zuſammenhange darzuſtellen. Beide Arten von Rechtsquellen 
ſetzen vielmehr weſentlich ein von ihnen unabhängiges und über ihnen ſtehendes 
gemteinıed- Recht voraus, welches fie beſtätigen, näher beſtimmen, abändern oder 
kefihräinten; und aus welchem fie ſelbſt ergänzt "werben. 
on. Der: Weg, anf. dem jenes gemeine deutſche Recht ermittelt werden muß, lanu 
uach Feiner: Entftehung aus einer gemeinfanien nationalen Grundlage kein anderer 
jein, als ein Aurüdverfolgen ver einzelnen, gegenwärtig in Deutſchland geltenden 
Aechts inſtitute und Rechtsſatzungen, bis zu ihren früheſten Geſtaltungen, mo mög— 
lich bis zu den Punkten wo ſich das partikulariſtiſch Abweichende von dem Gemein: 
kamen; Webereinftimmenden abgezweigt hat, wo bie-urverwandten nationalen ger- 
maniſchen Stammrechte fi im einzelne, mannigfaltig ſchattirte Territorlal-: umd 
Drtörechte gefpaltet: haben. Der Proceß des Wahsthums und Werdens des at 
den einzelnen Orten heute geltenden Rechts muß erforſcht werden, und zwar herab 
bis auf die heutige Stumbe, um baraus jeme gemeinfame Grundlage, in der eben 
das gemeine. dentſche Recht befteht, im Gegenſatz zum Lokal⸗ und ZTerritorial-Eigen- 
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thümlichen, d. i. zum partikulären Rechte zu gewinnen. Die Methode ver Beham 
hıng lann alfo nur eine biftorifhe fein. Es handelt ſich nicht um Aufftellun 
eines blos gedachten Nechtes, um philofophifche Konftruftion eines möglichen oder 
individuell für zwedmäßig gehaltenen Rechtes, jondern um Ermittelung eines be 
ftimmten, poſitiv vorhandenen Rechtes, das, foweit e8 das partifuläre Recht des 
einzelnen Ortes nicht mobificirt oder ausſchließt, in ihm gilt, ‚weil er :ein Theil 
Dentihlands if. Um nun das nothwendige hiftorifhe Material zu erlangen, if 
Durchforſchung aller Nachrichten über das deutſche Recht erforverlich, mögen fir 
fih in unmittelbaren Rechtsquellen, in Urkunden, Chroniken oder fonft wo finden 
iſt fogar, mm’ mande in Deutfchland verſchüttete urfprängliche Ideen und An 
ſchauungen des altdeutfchen Rechtes aufzubeden, Benugung ber vermanbten Stamm 
rechte, insbefonbere des norbifhen und engliſchen, nothwendig, wie: wir denn and 
aus einzelnen fpäteren glüdlichen Entfaltungen dieſer Rechte vie. Entwicklungefähig 
feit bei uns ebenfalls vorhandener urgemeinfchaftlicher. Rechtsinſtitule zu ermeſſer 
haben. Der Weg ift ein weiter, die Methove mühevoll; das kann und darf nidt 
abjchreden, es ift der einzig mögliche Weg, auf dem das uns gegebene Ziel «r 
reicht werden kann. | 
So E.“s Aufjaffung. Und er gieng friſch ans Wert, und hat eim Zolofiee 
Stüd tüchtiger Arbeit geliefert, ver eine Aufnahme zu Theil geworben ift, wie fi 
fie verdiente. Faſt allgemein wird heute mit E. angenommen, daß in ben neuen 
deutfchen Partikularrechten gewiſſe leitende Principien, Grundgedanken oder Grund 
anfhauungen enthalten find, die aus der Bildungs und Entwidlungsgejchichte der 
einzelnen Rechtsinftitute zu ermitteln find, und daß ein Syſtem verfelben da 
gemeine deutſche Privatrecht ift; dieſe Auffaſſung tiegt den meiften neuern Büchen 
über deutfches Privatrecht zu de, f. Renaud deutfches Privatrecht 1.849 
und vergegenmwärtige ich mir alle Angriffe auf fie, alle. Berjuche, fte umzuſtoßen, 
umzubilden oder zu berichtigen (vgl. die Weberfichten von: Gerber, Wiffenfhaftl 
Princip des deutſchen Rechts ©. 87 ff. 306; Reyſcher in f. Zeitſchr. 9. ©. Ah 
und 2. Rüdert: Begriff des gem. deutſch. Privatredits, 1857 ©. 90 ff.), fo tommt 
ich zu der Ueberzeugung, daß fie in ihren Grundlagen keine Berichtigung erfahrt 
bat, einer folden in tiefer Beziehung nicht mehr fähtg fein pürfte; und überhaup 
für. die einzig mögliche, ſachgemäße Auffaffung des gemeinen veutfchen Privatrecht 
gelten muß. — Nur einige der neueſten angeblichen Verbeſſerungsverſuche mögen 
bier kurz erwähnt werden. Reyſcher in feinen .Auffägen über das deutſche 
(in ſ. Zeitſchr. 1, ©. 11; 9, ©. 337; 10, ©. 154) meinte ber E.'ſchen Anfidt 
eine neue Zuthat hinzufügen und dem deutſchen Recht einen veicheren Juhalt er 
ftreiten zu können, indem er bei deſſen Konftruftion eine größere Rüdfl 
auf „allgemeine Rechtswahrheiten“ verlangt, weil „was die Natur, ® 
Geſchichte als nothwendig ermweifen, nicht weniger wahr ift, als das fog. pofitin: 
Recht‘. Bezeichnend erflärt Gerber, Deutfches Privatr. 8 5n. 5 dies für eine Me 
fehr zu dem alten von E. überwundenen naturrechtlichen Standpunkt Runde's (ſ. aud 
Gerber, Brincip ©. 310 und Wächter, gemeines Rt. D. S. 209), und ſpricht gugleid 
feine eigene Ueberzeugung unumwunden dahin ans, „daß ein Fortſchritt ver Bien: 
ſchaft des deutſchen Rechts nur auf der Grundlage ver E.'ſchen Anficht gene“ 
werben könne.“ — Befeler Spftem d. deutſch. Privatr. $. 14 ff. glaubte an E⸗ 
Anficht eine andere Erweiterung geben zu müfjen; indem er im Fällen, „Mo 
er ſich ausdrückt) das hiftorifche Material durchaus unzureichend ift, ; ober 'gati 
fehlt“, vie E.'ſche gefhichtliche Methode zur Begründung der Rechtsinſtitute 
überflüffig oder ſogar für unmöglich hält, foll in ihnen auf: die Natur der Sad 
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zurüdgegangen werben, worumter er „das die Rechtöverbältniffe naturgemäß be 
herrſchende Princip“ verfteht (f, Beſeler I.S. 113). Im Sinne E.'s muß ich darauf 
entgeguen, daß keinem Rechtsinſtitut, wie keinem vorhandenen Dinge, eine Gejchichte 
fehlt ,„ :mag » fie and erft von geftern datiren, und daß jede Ergänzung eines 
pofitiven Redtsinftituts aus einer andern Natur der Sache, als der bei ihm hiſto— 
rifeh gegebenen, d. h. ver. eben ihm eigenthümlichen, eine unftatthafte ift, und eine 
jeidhe dadurch feine Stüge findet, daß es an Material fehlt, das Imftitut und 
jeime ‚Brincipien zu ergründen; daß aber ein Zutagefördern des implicite in dem 
geltenven ‚Recht werborgenen Rechtsmaterials, durch Erſchließen aus ihm auf dem 
Wege der juriftiihen Konfequenz und Analogie, d. i. eine Produktion von willen: 
ſchaftlichem Recht, au von E. ſtets verlangt worden ift. — Ein anderer „Mangel“ 
beftebt nah 5. Walter (Syſtem des gem. deutſch. Privatr. Bonn 1855 8,18), 
bei E.’8 Methode darin, daß er die Schriften der Juriften und die Entſcheidungen 
der Gerichte, zu wenig berüdfichtigt und nicht an die rechte Stelle bringt”. Die- 
Ver : Zabel türfte in ſich zerfallen, menn man den jenen Worten fi anreihenden 
Satz Walters beachtet; er befagt: „Diefen Mangel hob Mau renbrecher, jedoch mit 
zu viel Uebertreibung hervor, und fiel dadurch in den Fehler, daß er bie urfprüng- 
lichen umd die verarbeiteten Quellen (v. i. die Schriften der Juriſten und die 
Entſcheidungen der Gerichte) nicht ganz unterſchied, und das Juriftenredht zu ſehr 
in den Vordergrund ftellte,” Ift Maurenbrechers Anficht über deutſches Privatrecht, 
vie feinen beiden. 1833 und :1840 erjchienenen Ausgaben eines deutſchen Pris 
vatrechts zu Grunde liegt, verfehlt, indem fie in der Communis doctorum opinio 
eine Rechtöquelle fieht, wie fie es denn gewißlich ift, fo darf das gemeine deutſche 
Aecht weder ganz: noch theilmeife auf fie fundirt werben, und es ift kein Mangel 
ver Methobe, wenn von E. bei der. Begründung des gemeinen. veutfchen Rechts 
angeblich pie Schriften der JIuriften „zu wenig berüdfichtigt werben“. 

Muß demnach E's Grumdgedanfe für abfolut richtig gelten, nad) welchem er 
vie keuenden Principien des heutigen deutſchen Rechte durch Verfolgung ber ein- 
seinen Rechtsinftitute und Rechtsfäge in Deutfchland in ihrem Entftehen, Wachfen, 
fi umbiloen, ja in ihrem ganzen Werden bis zu ihrem heutigen Sein, aufgefun- 
den wiſſen will, je. wird doch die Art, wie er dieſe feine genetifch-hiftorifhe Me- 

turchführte, noch manche Berichtigung hebürfen. Ich hebe einen Pımtt ber- 
vor, der mir in- biefer Hinficht beſonders wichtig erfcheint. Indem E. das won ihm 
ald- heutzutage nur in einem Spftem jener leitenden Principien des geſammten 
deutſchen Rechts eriftirend erfannte gemeine Recht im Mittelalter aufſuchen will, 
läßt er-fich verleiten, in jemer Zeit in gewifler Weife auch ein äußerlich vorhan- 
denes gemeines deutſches Recht anzunehmen, welches nicht nur in ven Rechten der 
eimpehten Stämme, Landſchaften und Orte eriftirt habe, ſondern gleichſam 
neben. und über ihnen. Hierin ſehe ich einen Mangel in konfeqwenter Befolgung 
bes aufg eſtellten Gedanlens, ein Anerkennen von einem Fragment einer vorgefun- 
denen fremden falſchen Auſicht, die ſich nicht völlig mit E.'s richtiger Grundanſicht 

verträgt. Bon jeher, ſoweit unfere deutſche Geſchichte zurückreicht, lebt Die nattonale 
deutſche Boltsüberzeugung in den einzelnen Stämmen und Gliedern der deutſchen 
Nation, individualiſirt durch deren neben dem gemeinfam Nationalen in ihnen 
vorhanbene-fpecielle Eigenthümlichkeit; und das ihr angehörende gemeine nationale 
deutſche Recht kommt nur durch das Medium der einzelnen Stammrechte ber 
deutſchen Nation zum Vorſchein. Nirgends eriftirte ein Deutfcher, der nicht einem 
keflimmten deutſchen Stamme angehört hätte; aus der Summe der einzelnen 
deutiben Stämme (deren jeder das gemeinfam Deutfche mit einer beftimmten 
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Stammeigenthümlichteit vermiſcht beſaß) beſtand die deutſche Nation; der Dentik: 


in Deutſchland war ein frieſiſcher, ſächſiſcher, thüringiſcher, fränkiſcher, fi; 
biſcher, bayerſcher, burgundiſcher Deutſcher, aber nicht ein Deutſcher an ſich, nich 
ein ſozuſagen —* „gemeiner Deutſcher“. An allen einzelnen Seiten de 
Vollslebens bekundet ſich das. Die deutſche Sprache erſcheint in ihren eimelne⸗ 
Dialelten als frieſiſche, ſächſiſche ꝛc. deutſche Sprache; eine deutſche Sptache al 
ſolche, entlleidet von jeder Stammesfärbung, iſt dem Altern Deutſchland unbekanm 
Ganz daſſelbe gilt vom deutſchen Recht; es: eriftirte in Deutſchland ein frieſiſc 
deutſches, ſächſiſch⸗deutſches, fränliſch-deutſches ꝛc. Recht, nirgends aber ein’ au 
ſchließlich deutſches Recht, welches von aller ftammrechtlichen Etgenthiimlichteiteit 
tleivet gewefen wäre In ben einzeln deutſchen Stämmen Iebte vie’ dentfä: 
Nation, In den einzelnen deutſchen Stammdialekten die deutſche Sprache in te 
eingelnen deutſchen Stammrechten das deutſche Nedht. EN 
Nar durch eine wiſſenſchaftliche Arbeit Kann und konnte ans den Gtämm 
vedyten das allen zu Grunde liegende deutſche erkannt; und vargeſtellt Werben; 
dußerlich trat es nicht ins Dafein und konnie es nicht! Wohl wäre es thaglid 
geweſen, daß das Bedürfniß des Lebens nad einem. Gemeinſamen, ein eigens 
Individuelles zn einer allgemeinen Anwendung hätte fonmen und dann alt m 
Gemeinfames Hätte ericheinen laſſen. Das iſt im Dentfchland in Beziehung il 
bie Sprache geſchehen; unfere heutige gerheine deutſche Sprache erwuchs aus een 
füobentf hen Dialelt, dem die Poefte das Uebergewicht gab, vermählte ſich dam 
mit einem mtittelveutfchen, und indem die ſo erwachſene Sprache fortwährend u 
andern Dialekten Einzelmes in ſich aufnahm, kam unſer Hentiges Schriftdeutſch yum 
Daſein und erlangte das Anſehen der gemeinen deutſchen Sprache, Auch tm Re 


ſchien eine Zeit lang das ſpeciell ſächſiſche Stammrecht, getragen durch ven Sachſe 


ſpiegel, einen generelleren Gebrauch gewinnen zu jollen; mie er im Lehnrecht den 
longobardiſch ⸗· deutſchen Lehnrecht zu Theil wurde. Wäre eine ſolche ng 
eingetreten, jo hätte, indem durch Neception das ſächſiſch-deutſche Stammiht zu 
einem gemeinen bentjchen Recht geworben wäre, Deutfchland in ihm ein Kefkkain 
verförpertes gemeines deutſches Recht beſeſſen. So aber eriftirte, abgeſehen ver 
dem geringen Inhalt einiger für ganz Deutſchland verbindlicher Reichsgeſetze, a 
Mittelalter nirgends ein abgejonvertes äußerlich formirtes gemeines' deutſches Rei 

Im: Gegenfag Hierzu findet nun E. in den mittelalterltden „MRechtsbfichen 
das gemeine deutſche Recht, jo wie es fich bis gegen Ende des dreizehnten Jahr 
hunderts ausgebilvet hatte”, Eichhorn Rechtsg. 2 Vorr. © I.; und weit. end 
nicht gerade abfolut gemeines Necht im Sachſenſpiegel und Schwabenſpiegel ne 
dergeſchrieben jieht, und namentlich beim Sachfenjpiegel *). einräumt, daß er je 


fächflihe Farbe habe und Bieles von feinem Inhalt auch eigenthümlich fahfiihe 


Recht ſei“ (Rechtsg. 2 ©. 274), fo behauptet er doch?: „Die Abſicht des Ber 
faſſers (des Sachſenſpiegels) gieng fihtbar nicht auf Darftellung des eigenthimlid 
fächftichen, fundern auf bie des ihm befannten anmwenbbaten Rechts ohne Rückſe 
auf vefjen Duelle” (Mechtsg. 2, ©, 273), und fagt vom Verfaſſer des Schwaben 
fpiegels, er babe bei feiner Ummrbeitung des Sachſenſpiegels „da wo ihm die 
Lehre Eile's blos auf die Berhältnifje von. Sachſen anwendbar ſchien, geſucht, ft 


durch eine Megel zu erſetzen, melde er für allgemein anwendbar Hielt“," Rechtez 





*) Dal. den. Art. „Eike von. Repkow.“ —JF mutt? X 


2. ©. 303, und noch beftimmter S. 305 : „nirgends giebt ſich und, bahn 
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Berfafier (des fog. Schwaßenfpiegels) ;bei dem was von ihm herrührt, irgend ein 
beftixiimttes Land und veffen Gewohnheiten im Auge gehabt habe, am wenigften 
Schwaben.“ | J 
Ich Halte dieſe Auffaffung 2) der Rechtsbücher (vie mir Übrigens unerachiet 
häufiger Gefpräche mit E. nie völlig Har geworben iſt) für nicht gerechtfertigt. 
Herr Eite von Repkow wollte und konnte fein anderes Mecht varftellen, als das⸗ 
jelige, welches in ven Gerichten galt, in denen er als Schöffe tyätig war; das 
aber war: fein anderes als ſachſiſches Recht, und zwar das art Recht einer 
beftimmmiter Gegend Oſtſachſens. Indem er num das oftjädhftfch-deutfche Recht in 
ſeinem Birche abfplegelte, zeigte daſſelbe freilich deutſches Recht, aber in der’ be 
flintmten Geftalt, in der es bei den Oftjachfen galt. An Drten ‚deren veutſches 
Recht vermöge der nahen Staummverwandtichaft ihrer Bewohner von dem ver Hei 
mat des Sachſenſpiegels wenig abwich, konnte in Folge deſſen ein Richter den 
Sachſenſpiegel unmittelbar benugen; er gewährte ihn eine reelle Hülfe, wenn er 
an wicht ftreng deſſen Inhalt befolgen konnte, ihn vielmehr überall nad) feiner 
eigenen Rechtskenntniß modifiehren mußte, was ihm nicht ſchwer fiel, da’ er ja 
üherhatıpt ' gewohnt war, das Recht aus ihr zu fchöpfen. Ein anderes Vers 
Hältnig fand dagegen am deutſchen Orten ftatt, deren Stammrecht dem ofl« 
ſachſiſchen ferner ſtand. Um für fie die Arbeit Eike's brauchbar zit machen, be: 
durfte es erft einer Umarbeitung derſelben; das in ihr niebergelegte ſächſiſch⸗ 
dentſche Recht mußſte in die Geftalt umgefornt werben, im ver in ihr das 
vertihe Recht galt, es war gleichſam eine Ueberfegung aus einem deutſchen Rechts⸗ 
bialeft in einem andern nothwendig; der Sachjenfpiegel mußte in eitten Schwaben: 
/hiegel, Frieſenſpiegel u. ſ. w. umgearbeitet werben. Es wird einzuräumen fein, daß 
bie in’ ſolcher Abſicht vom Verfaſſer des Schwabenſpiegels unternommene Ueber— 
arbeitung des Sachſenſpiegels ſeinem Werte in mancher Beziehung ein generelleres 
Anfchen gegeben hat, indem er bei Ausſcheidung des ſpeciell Sächſiſchen es mehrfach 
unterließ; dafür das. in feiner Heimat Geltende einzufügen; keine Stelle ift aber 
aufzuweiſen, in. ber er jenes, wie E. jagt, „durch eine Regel zu erſetzen ſucht, welche 
er für allgemein anwendbar hielt" ; das würde Studien vorausfegen, wie fie in 
Deutſchland im 13. Jahrhundert ſchwerlich auch nur möglich gewefen wären. Ein 
Schwabe konnte den Sachſenſpiegel in einen Schwabenfpiegel umarbeiten, baf dr 
aber auch fähig geweien wäre, ihn im einen Franfenfpiegel, Wriejenfpiegel u. ſ. w. 
für die einzelnen deutſchen Stämme umzuformen, tft ficher in Abrede zu ftellen, 
mb doch würde es nur dem, der dies vermochte, möglich gewefen fein, den allen 
zeutſchen Stammrechter gemeinfamen Kern, vie in allen individuell verförperten 
Grundgedanken des deutſchen Rechts herauszuftellen. 

Die richtige Anſicht über das im den mittelalterlichen Rechtsbüchern auf- 
zejeichnete Recht Abt natürlich einen direkten Einfluß auf vie Art ihrer Benugung 
bei des von E. mit Fug und Recht verlangten Methode der Ronftruftion des 
heutigen gemeinen: ventfihen Redyts. Unfere neuern deutſchen Partikularrechte haben 
einem bedeutenden Theil ihres Nechtsmateriald aus den ihrer Heimat angehörenden 
allern deutſchen Stammrechten überfommen; es gelten daher in ihnen die daher 
datitenden deutſchen Rechtsinftitute in beftimmter ſtammrechtlicher Geftalt, wenn 
auch im Einzelnen manche Eigenthimlichleiten derfelben allmälig verſchwunden ſind; 





2, Mal. darüber auch Eichhorn in f. Nechtöt. 2, S. 290 und 3, S. 346, in der Jeitſchr 
se; 1, ©. 127 Nöte and in D, Private, $. 10 
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wollen wir nam die diefen Rechtöinftituten der heutigen deutſchen Partilulanedi 
inwohnenden leitenden Principien richtig erfaflen und dadurch für fie. in dieſen Lehm 
ein gemeine deutſches Recht in Eicher Weife Fonftruiren, fo dürfen wir tw 
nicht ohne Berückſichtigung der alten ſtammrechtlichen Grundlagen der einzee 
Partikularrechte thun und fünnen bei unferer Arbeit nit ohne Weiteres mit 
die Rechtsbücher als unmittelbare Darftellungen des gemeinen deutjchen Redis u 
Mittelalter benugen. Die Rechtsbücher und. alle ‚Altern Privatanfzeichmungen ii 
Rechts in Deutfchland enthalten umferer Weberzeugung nad) wie die neuem Pa 
tifulanrechte durch die Gigenthümlichkeit der. Bewohner der einzelnen deutſchen & 
gend, der fie angehören, modificirtes deutſches Recht; aus den einzelnen lokale 
Formationen des deutſchen Rechts haben wir mit Beachtung ihrer Bildungsgeihit 
das ihnen allen als ſolchen zu Grunde liegende gemeine deutſche Recht zu Fomftruirs 
Gelingt dies, fo ‚fragt es fi) dann nach der Bedeutung des demgemäß aufgelel 
gemeinen beutjchen ‚Rechts. 

E. beanfprusht für das gemeine deutſche Recht eine praktiiche. Anmenbbartei, 
und unerachtet dieje feine Anficht fortgefeßt von Einzelnen, namentlich wie a 
neuefter Zeit, befämpft worden iſt, fo kann fie doc unbedingt für bie im Deu 
land herrſchende gelten und bürfte, richtig verſtanden, auch die allein richtige hir 
— Das gemeine deutſche Recht, erörterten wir, lebt in den einzelnen deutſchen Par 
tifularredhten; aber auch nur in ihnen umb durch fie, nicht neben ihnen. Gr 
Natur nad) ift «es deswegen, abgejehen von einigen in ihm enthaltenen, duch 
bietende Geſetze für ganz Deutſchland aufgeftellten Beftimmungen, kein abjeine 
ſondern ein ſubſidiäres, und zwar ein „bedingt ſubſidiäres“ gemeines Recht. Au 
ihm können die einzelnen deutſchen Partikularrechte interpretirt, aus ihm ergin 
werben, jo lange nicht beſtimmte Geſetzesalte deu Baden durchſchnitten ‚haben, d 
fie mit ihm als ihrer Wurzel. verbindet; umd eben deswegen ift Dies gemein 
deutjche Recht ein wirklich praktiiches. — Indem wir dies Recht als ein „kein 
fubfiviäres" gemeines Recht bezeichnen, jo thun wir es, um dadurch auszubrids, 
daß die Anwendung diefes Rechts al eines fubfiviären Rechts im dem Gebiet 
ber. einzelnen Partifularrehte an die Bedingung gefnüpft ift, daß im den betril® 
pen Partikularrechten die einzelnen fraglichen im gemeinen Recht aufgeftellten Reit 
Anftitute gelten (j. Wächter Württemberg. Privatr. 1, ©. 1082 und Gem, W# 
Deutſchlands ©. 104), Daß E. das gemeine deutſche Recht nur für cin m 
dieſer Borausjegung anmwenpbares, für ein „bebingt:", nicht für ein „unbe 
ſubſidiäres“ gemeines. Recht hielt, jpricht er in. den folgenven Worten feiner (ir 
leitung ins D. Privatr. 8.40 Mar aus: „Der praftiihe Ruben der Wiſſenſche 
(des deutſchen Privatrechts) beſteht darin, daß fie. ... die deutſchen Pariikulatit 
verſtehen, anwenden und aus dem gemeinen deutſchen Recht, wo beſondere Beftin: 
mungen fehlen, ergänzen lehrt. Wil man das gemeine deutfche Recht ein hypot hetiſche 
nennen, weil jeine Anwendung des im partifulären Recht begründete: Dafein d 
deutſchen Inftitute und jelbft wohl einer gewiſſen Gattung derſelben meiftens vorar⸗ 
ſetzt, jo iſt dagegen nichts einzuwenden.“ Wenn E. in dieſen Worten nur dem größl® 
Theil des gemeinen deutſchen Rechts für ein bedingt ſubſidiäres zu erklären Ihe" 
(ex fagt „meiftens“ fei feine Anwendung an jene Bedingung gelmäpft), und m 
danach annehmen möchte, daß er einen andern Heinen für unbebingtfubfibiän‘ 
gemeines Recht halte, fo ift dies doch ftreng genommen nicht der Fall. Bei 
wenigen Inftituten, die nad) E. jenen andern Heinen Theil bilden, fieht er © ft 
notoriſch an, daß fie in allen deutſchen Partitularrechten gelten, und verlangl ver 
wegen feinen weitern Nachweis von „ihren Dafein im einzelnen partitular® 
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Rechte”. Im einer Note zu ‚den foeben abgebrudten. Worten bemerkt E. ausdrüds 
Gig = „In der That findet jene Borausjegung aber auch beim römischen Recht (wie 
nethwendig bei jedem ſubſidiariſchen Recht) ftatt, nur daß es bier feltener zweifel⸗ 
haft ift, ob deſſen Imftitute recipirt feien oder nicht, während es nur bei einzelnen 
Beutihen Inftituten notoriſch ift, daß fie allenthalben in Deutſchland gelten". Es 
Fat alſo bei E., bei dieſem feinem Theile des gemeinen deutſchen Rechts, keines⸗ 
- RE die Bebingung weg, am welche ſich die Anwendung des übrigen gemeinen 
= Weir: im Partitularreht knüpft, fo daß feine Inftitute auch dann im einzelnen 
b ete zur Anwendung fümen, wenn deſſen Partitularrecht fie nicht kennt, 
Verdem es bedarf bei ihneu nur feines weitern Nachweiſes von ihrem Dafein im 

« wüizelnen Bartitularrechte; das was meiftens erft dargethan werden muß, ift bier 
ter, und fo kommt die aud bei diefen Inftituten vorhandene Bedingung ihrer 
vo Autentbarteit nicht weiter in Frage. — Die ganze Stellung des gemeinen deutfchen 
Arts ald eines bedingt-jubfiviären, hängt unmittelbar mit deſſen Eriftenz zus 

= Wainmen: nur in den einzelnen deutſchen Stämmen lebte ftets die deutſche Nation, 


4 


in den einzelnen Stammrechten das gemeine deutfche Recht; und jo lebt auch 
jegt nur in den einzelnen Partitularrechten das gemeine deutſche Necht, bat 
über oder neben biefen ein felbftftändiges Dafein. Im einzelnen Partitular- 
gilt das gemeine Recht in ver Form, in der fi daſſelbe in ihm verkörpert 
= wir finnen diefe Form, wo fie uns unvollftändig im Partikularrecht entgegen- 
= RR, ans dem Urbild ergänzen, welches wir aus dem geſammten deuiſchen Recht 
+ Mlannt haben, aber ftets ift es erforverlih, daß das jo zu ergänzende Gebilde 
so MM Portikularrecht eriftirt;. wir fünnen nicht ein vemfelben fremdes Gebilde in 
- bineintragen, dazu würde uns jedes Fundament fehlen; die nationale 
— ung, die Grundlage des gemeinen deutſchen Rechts, tritt nirgends 
unmittelbar zu Tage, ſondern ſtets vermittelt durch die der einzelnen Gegend ver 
das Bartilularrecht angehört. 
u lätter den Gegnern der E.'ſchen Anficht über die praftiiche Anwendbarkeit des 
deutſchen Rechts, behaupten die Einen, daß dafjelbe keineswegs blos ein 





& Mille, eine ſchwere Berfündigung fowohl gegen die Nationalität ver Deutichen, 
s Meigegen das wirkliche Leben“. Maurenbrecher Lehrb. 8. 4 und 4a. — Ohne 
Meanrensrehers Standpunkt zu theilen, behauptet auh Thöl (Einleit. ins 
deniſche PBrivatr. 1851 S. 127 und Bolfer. ©. 10), daß das gemeine Recht nur 
danii nicht gültig fei, wenn das Partikularrecht ihm wiberftreite; jedes Rechtsinftititt, 
belches, um angewendet zu werben, eine Anerkennung im Partilularrecht bedarf, ift 
dagegen nach ihm kein gemeinrechtliches, fondem nur ein partikularrechtliches. Indem 
» aber Thol dem Theile des in Deutichland geltenden Rechts, ‚dem E. als einem bedingt⸗ 
fubfiviären gemeinen Recht eine praftifche Bedeutung einräumt, dieſe abjpricht, will 
a ihn doch in den Darftellungen des gemeinen deutſchen Privatrehts mit bes 
handelt wiſſen und legt einer von E. principiell aus feinem Buche: vermiejenen 
Stauiſtit des partitulären dentfchen Rechts, einen Werth bei (Thöl Eint, S. 193), 
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ven ſie nur haben dürfte, ſofern in. ihr ein bedingt-ſubſidiäres gemieines Recht u 
Tage geförbert wird. Auch Befeler Privatr. 1, ©. 10, ſcheint Die Eriftenz cin 
unbedingt⸗ ſubſidiären gemeinen deutſchen Rechts in einem weitern Sinne an 
nehmen als E.; f. auch Renaub Deut. Privatr. $. 5. — Die Gründe, die fi 
E.'s Auffaſſung gegenüber viefen, auch von andern Neueren vertretenen Anfihte 
fprehen, find oben angebentet; näher muß bier nod derer gebacht werben, Bü 
überhaupt leugnen, daß es ein praktiſch anwendbares gemeines deutſches Recht ade 
Mit ver größten Schärfe ift viefe Behauptung von Wächter (Gemeines Rt 
Deutſchlands, 1844) ausgeflihrt worden. Nah ihm eriftirt in Deutſchland, ı& 
gefehen von ben wenigen durch ven deutſchen Bund begründeten Rechtefägen, ki 
„juriftifchegemeines" Recht, indem er jeve Gemeinfamfeit im Recht, bie nicht cin 
ftantsrechtliche oder völferrechttiche ift, für eine blos faftifche erflärt. Hierauf ift w 
E.'s Standpunft aus zu erwidern (ſ. auch E. I. Bekker in ſ. Iabrbud ver » 
meinen deutfchen Rechts, 1857, 1, ©. 2), daß bei demjenigen Theil allem Reit 
ber kein Geſetzesrecht, ſondern Gewohnheitsrecht ift, eine Gemeinfamteit, die ki 
ſtaatsrechtliche oder völkerrechtliche iſt, ſehr wohl eine juriftifche fein kann, um 
keineswegs ein blos faltiſche ſein muß. Bei der Entſtehung und Fortbildung de⸗ 
Gewohnheitsrecht iſt ver Staat als ſolcher nicht betheiligt, die eine mie bie arder 
iſt auch nicht an die Grenzen eines Staats gebunden. In Deutſchland beruht 
von jeher die Gemeinfamteit im Recht nicht darauf, daß Deutjchland ein Stu 
war, auch nicht auf Staatsverträgen, fondern varauf, daß die einzelnen bentide 
Partilularrechte eine gemeinfame nationale Grundlage hatten, daß eim ge 
Theil ihres Inhalts einer deutſch-nationalen Bolfsüberzeugung feine Entitcun 
und Fortbildung verdankt. Ein foldyes aus einer gemeinfamen Rechtsquelle herum 
gegangenes Recht ift ein juriftifch gemeinfames, und nichts berechtigt, ihm eine 
ttfche Anwendung im E.'ſchen Sinne zu verfagen. 
Wie Wächter leugnet aud Gerber das Vorhandenfein eines praktiſch ann“ 
baren gemeinen deutſchen Rechts und fpricht dies auf das Alferentfchtedenft at: 
„wir müffen“, fagt er, „ihm jeve Fähigkeit zur unmittelbaren Anwendung ablır 
den”, Gerber das wiffenfchaftl, Princip des gem. d. Rechts S. 272; und dam 
„jelbit die hypothetiſche Anwendbarkeit, welche einige Iuriften dem beutjchen Fri 
vatrecht vinbiciren, muß als außer aller juriftifchen Möglichkeit liegend, beiradt 
werben, weil es fich hier um einen Jublimirten Stoff handelt, der mitttelft 1 
theoretifher Operationen aus den vorhandenen wirklich anwendbaren Rechten F 
zogen wird“ Gerber ebenv. ©. 273. Es foll nad Gerber das deutſche Pa 
recht aus dem gemeinen deutſchen Recht erflärt, nicht aber ergänzt werben Amt: 
Er will (Privatr. $. 7) die Möglichkeit ver Ergänzung leugnen, „da dem In 
ver Wiflenfchaft des deutſchen Rechts alle und jede formelle Sanktion abgeht“ 
Gerber verkennt bei feiner Argumentation bie Bedeutung der Boltsüberzeuguns' 
er räumt ein, daß die Uebereinftimmung ber deutſchen Partitularredhte „aus eine! 
tiefern allgemeinen noch fortlebenven Rechtsbewußtſein des deutſchen Volks be 
Wiſſ. Princip ©. 291, er nennt ©. 269 das bentjche Privatredht „eine Dur 
ftellung der Rechtsüberzeugung des veutfchen Volks auf dem Gebiet des Privat 
rechts” ; er verdient aber gewiß ” Zuftimmung, wenn er dem Probuft ‚ein! 
ſolchen Volksüberzeugung, als „ver That des deutfchen Volfögeiftes auf beit 6 
biete des Rechts“, mie er fie $. 6 nennt, blos einen Anſpruch auf wifſenſchaſtice 
Behandlung vindicirt; fie hat vor Allem einen Anſpruch auf praltiſche * 
Faſſen wir übrigens das Reſultat der Gerber'ſchen Erörterungen genau ins. Aut 
fo ſteht dies E.'s Anſichten keineswegs jo entfernt, als man. nad den augefäbrte" 


K em erwarten möchte Räumt doch Gerber $. 7 Mote 3, wörtlich‘ ein, 
1 der Inhalt des deutfchen Privatrechts volllommen anwendbar fei, nämlich im 
Ser BDorm der Partikularrechte“; und verlangt, daß man im Rechtsgebiet des ein- 
iwen Partikularrechts forgfältig mach allen Faktoren der Rechtserzeugung forſche, 
ua entlich alles Gewohnheitsrecht daſelbſt auffuche, dann werde man innerhalb 
venelten „Gründe für Annahme oder Verwerfung jedes behaupteten Rechtsſatzes“, 
funven; man werbe erfennen, daß bei Inftituten des deutſchen Rechts, wie z. B. 
Der Lehre von den Erbverträgen, „bie Gründe der Anwendung allein in dem 
Bartitularrehte liegen, daß aber die willenfchaftliche Ausbildung derſelben nicht 
im Dienite eines beftimmten Partikularrechts, ſondern des gemeinen deutſchen Rechts 
geihchen it”. Erwäge ich diefe und ähnliche Aeußerungen Gerbers, fo vermag 
id, in Gerbers Gedanken keinen reellen Gegenſatz zu E.'s Lehre über bie An— 
werndbarleit des gemeinen deutſchen Rechts zu fehen, und ftehe nicht an, ein ſolches 
gemeines deutſches Recht, wie es Gerber aufitellt, eim „bevingt-fubfiviäres gemeines 
Beutihes Recht” zu mennen. Wenn Ludwig Rüdert (Begriff bes gem. d. Privatr. 
Ertl 1857 &, 91) es an Gerber zum Verbienft anrechnet, zuerft dem von E. art- 
genommenen formell gemeinen deutſchen Recht entſchieden entgegen getreten zu fein, 
ſo ſchiebt ex E. ein formell gemeines deutſches Recht unter, da biefer nie ein fol 
qges .angenemmen bat; und fein Tadel, „vaß Gerber ſich von der E.'ſchen Theorie 
oh nicht gänzlich) loszureißen vermöge“, dürfte nicht ſchwer wiegen. 
Mögen diefe Bemerkungen über. die Stellung, die einige der neueſten Schrift- 
Feller über deutſches Privatrecht E. gegenüber einnehmen, noch fo unvollftännig ſein 
(und. der Raum verbietet hier weiter darauf einzugehen), jo werben fie doch ge- 
lügen, um zu zeigen, wie Epoche madend E. in die Behandlung des deutſchen 
Hedrts eingegriffen hat. Wenn Reyſcher, indem er im Jahr 1855 in feiner Zeit 
Fehrift für dauſches Recht (Br. 15, S. 452) E.s wilfenfchaftlie Arbeiten harak- 
will, bemerkt, „es jei nicht ein neues Grundprincip, eine gänzlich neue 
der Wiſſenſchaft, was wir ihm verbanften, ſondern es ſei der Ernft und 
ver Forſchung, es fei befonders der feine gejchichtlihe Sinn und Takt, 
die geifteole Behandlung der Quellen, was uns in allen feinen Schriften ent- 
gegentrete”; fo kamn ich den erften Worten viefes Sages nicht beiftimmen. Wollte 
man jene Borte im firengften Sinne verftehen, jo find fie beveutungslos, da wir 
feinen einigen neuern Snriften „eine gänzlich neue Methode der Wifjenfchaft“ 
ag (ja ſchwerlich verdanken können); verfteht man fie aber in bejchränkterem 
, wie ed nad dem, was ihnen im Berfolg des Satzes entgegengeftellt- wir, 
ten jcheint, jo find fie ungerecht gegen E. Gerade das. ift das Charafteriftifche 
8 Behandlung des deutſchen Rechts, daß er in ihr einen Beftimmten Ge— 
verfolgt, und defien Anwendung anf das deutſche Recht zur allgemeinften 
Geluung gebracht hat; darin, daß E. dies that, liegt ſein Hauptverdienſt, und 
dies darf ihm nicht geſchmälert werden. Daß jede Spur einer geſchichtlichen Auf⸗ 
jaſſung des Rechts früheren Zeiten fremd gewejen fei, wird Niemand behaupten; 
„über nah Hugo's Anbahnung waren es Savigny und E,, bie fie, jeber in feiner 
“- Gphäre, zu der ihr gebllhrenden Geltung brachten; fie find bie beiden Häupter der 
noriſchen Juriſtenſchule, „mit der die ganze Behandlung der Rechtswiſſenſchaft 
eine andere geworben iſt“ (Stahl Geſch. ver Rechtsphiloſophie, B. VI), umd „ver 
Biverfpruuch gegen die Säge, die als Orundwahrheiten von ber hiſtoriſchen Schule 
vertheidigt worben find, ift mehr und mebr verſtummt“ ‚(Befter Jahrb,, 
1857, 4, ©. 10). Es iſt oben erwähnt worben, wie beftimmt E. bereits im Jahr 
1808,-während erft 1814 Savigny’s Beruf erſchien, eine geſchichtliche Auffaſſung 
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des Rechts in Deutfchland verlangte, und eben weil er fie für das praltiſche Rede 
ver Gegenwart für nothwendig erfannte, feine deutſche Rechtsgeſchichte unternahm, | 


E.8 ganze Methode des gemeinen deutſchen Privatrechts ift im Grunde ein 
Geltendmahung der gefhichtlihen Auffaſſung ves Rechts auf diefem Gebiete; um 
vie große Bedeutung feiner Einleitung ins deutſche Privatrecht beruht gerad 
darauf, daß jene Methode in ihr vurchgeführt, daß „ein neues Grumndprineip" is 
dem Buche bei der Behandlung des veutfhen Privatrchts befolgt ift! 

Schwer läßt es fi begreifen, wie Mande neuerdings haben behaupte 
fünnen, daß die von E. befolgte Methode ver Behandlung des deutſchen Recht 
nicht wefentlid von ihm herrühre. Wenn des Juftus Friedrich Runde um de 
deutſche Recht fo verbienter Sohn Chriftian Ludwig Runde in ver Bor 
zur Sten Ausgabe des Privatrehts feines Vaters S. XXXVI meint, dag vie 
jer eigentlih ſchon dieſelbe Methode gewollt habe, vie E. aufftellte, und ı 
wo der Vater, in $. 80 feines Lehrbuch, bei Entwidlung feines natwrrectlide 
Stanbpunktes, „von der Natur der Sache“ fpricht, ftatt deren eine „auf hiſten 
ihem Wege gefundene Natur der Sache“ einfchiebt, jo mag das der Pietät ii 
Sohnes zugerechnet werden; daß aber aud andere neuere Germaniften geneif 
find, Runde ftatt E. für den „Begründer der heutigen veutfchen Nechtswiflenfdeft‘ 
anzujehen (vgl. Renaud Privatr. $. 49, Neyicher Zeitihr. für d. Rt. 9 S. 38, 
beruht auf einem Berfennen des großen innern Gegenſatzes zwifchen Es ml 
Runde's Örundanficht über veutfches Privatrecht, der ſchon oben näher herr 
gehoben wurde, um E.'s Auffaffung des Rechts im Allgemeinen zu dharakterifir 
Ebenſowenig ift es gerechtfertigt, wenn Walter Privatr. $. 18 jagt, „Taſutze 
fand (1787) die richtige Methode der Behandlung des deutſchen Nedhts..., u 
E. führte ven von Tafinger bezeichneten hiftorifchen Weg genauer aus”; da M 
gegebene Standpunkt völlig verrüdt wird, wenn man jene ſchwachen Aufänz 
einer richtigeren Auffaffung des deutfchen Rechts, wie fie mit den um 
Behanptungen durchwirkt bei Pütter und Tafinger ſich finden, und durd Mat’ 
Bud, zur Zeit wie E. fehrieb, als befeitigt galten, für die richtige Merk e 
färt, die E. nur weiter ausgeführt habe (f. Runde Privatr. $. 81. a, E. ul 
8. 39 n. 9 umd Hift. Zeitfehr. 1, ©. 128, Reyſcher Zeitfchr. 9, S. 357, Or 
ber Princip S. 52, Befeler Privatr. 1, ©. 51). Wir können unfererfeits bie 
nur Gengler beiftimmen, wenn er, Privatreht ©. 39, fagt: „Die allein ridtt 
Behanplungsweife, deren erfte Keime wohl ſchor Pütters Elementa in ſich trug 
beginnt mit E.'s Einleitung ins deutſche Privatrecht, Göttingen 1823, an wi 
fid) dann die jüngeren, freilih von fehr verſchiedenen Gruntiveen burdzogal® 
Spfteme anfchliegen“ ; man vergleihe auch die Worte, in denen Gerber Privat 
$. 26 die Bedeutung E. würdig anerkennt. 

Wenn mande Neuere an E. eine zu vorherrſchend gefchichtliche Behandlung de 
deutfchen Rechts zum Vorwurf machen, fo wird mam, um gerecht zu fen, ml 
die Art feines Strebens, überhaupt nicht das, was er zu erreichen fuchte, un 
wie er es zu erreichen hoffte, tadeln dürfen, fondern nur einräumen müſſen, 
er unerachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und aller ihm zu Gebote ſtehende 
Gaben die ungeheure Aufgabe, die er ſich feßte und fegen mußte, noch lang? nich 
vollftändig gelöst hat, ja daf, wie es mad) der Natur jener Aufgabe wicht ande! 
fein konnte, noch fehr Vieles zu erftreben übrig geblieben ift und übrig bleibe 
mußte. Für feinen Theil unferes Rechtes ift ſicherlich die geſchichtliche Bepandin! 
dringender geboten, als für unſer deutſches Privatrecht. Im gröbften Irrtbum | 
befangen, wer mit Feuerbach meint, „die Gefchichte lehrt, mie etwas nad un 
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nach geworben; wie und mas dieſes Etwas fei, lehrt fie nicht; was der Gefchichte 
gehört, ift Shen dem Leben abgeftorben" 3); ihm ift mit Stahl (Gefch. ver 
Rehtsphilofophie, Bd. VI, Abſchn. 2) zu entgegnen : „die Vergangenheit ift nicht 
blos tranfitorifche, fte ift immanente Urfache ver Gegenwart; fie ift als Bergan- 
zenheit, als das mas fie war, noch in ihr enthalten”. Wenn wir das Werben 
unferes heutigen Rechts erkannt haben, kennen wir unmittelbar fein Sein 9); und 
nenn irgendwo, fo können wir gerade bei der eigenthümlichen Beſchaffenheit des 
heutigen gemeinen deutſchen Rechts, deſſen Sein einzig und allein aus feinem 
Berden erfaffen. Unbedingt ift es in gar manden Fällen E. noch nicht gelungen, 
vas Werden eines Rechtsinftituts jo zu erfaſſen und darzulegen, daß aus ihm das 
Sein, der gegenwärtige Zuftand defjelben unmittelbar erhellte; aber jein Streben 
var darauf gerichtet, er bediente fih ver Geſchichte als eines Mittels zu diefem 
weft, ven hiſtoriſchen Ballaft als ſolchen wirft er in feinem Privatrecht bereit- 
villig über Bord. Unbedingt muß eine nod größere dogmatifche Verarbeitung des 
deutſchen Nechtsmateriald erfirebt werben, als fie E. in feinem Buche erreichte; es 
ft das aber fein neues Ziel, weldes wir zu verfolgen haben, fondern nur ein 
weiterer Tyortfchritt in der Erreichung eines ihm wohlbefannten Zieles. €. hat oft 
vie einzelnen Geftalten nur im Groben herausgearbeitet, bat gezeigt, wie fie aus 
ver Vergangenheit in die Gegenwart hineinragen, und welches ihr Wefen im 
Allgemeinen ift; fie immer forrefter und ihre feinern Züge immer genauer im 
detail zu zeichnen, ift keine nene Aufgabe, fondern liegt naturgemäß im Verfolg der 
Aufgabe, die er ſich jegte. Selbit Gerber. fo bod er E. im Allgemeinen ftellt, 
ibeimt mir ihn in diefer Beziehung nicht richtig zu beurtheilen; indem er mit Fug 
und Recht, im Gegenfag zu einer blos äußerlichen geſchichtlichen Beiprehung ver 
inzelmen Inſtitute des deutſchen Rechte, eine tiefer eindringende fyftematifche Ver— 
wbeitung des Stoffes verfelben verlangt, wie das in mufterhafter Weife von Thöl, 
für das ſich allerdings dazu befonders eignende Handelsrecht geleiftet fei, wirft er 
GE. ver, daß er nur jenes gethan habe. Ja er geht fo weit zu erflären: „in ben 
Darftellungen E.'s und feiner Nachfolger liegt Nichts, was einen fpecififc jurifti- 
ihen Charakter an ſich trüge; das Juriftifche dabei liegt nur im Stoffe, die Dar- 
tellung tft nur die eines Erzählers“, Gerber Privatr. S. XXIV (cf. S. VID; 
und „ed muß aufgegeben werben, das deutſche Necht in blos äußerlicher Schil— 
vrung barzıftellen, es muß vielmehr unterfucht werden, ob in der Totalität ver 
mendlihen Wiederholung gewiſſer Nechtöverhältniffe ein wirkliches NRechtsprincip 
wögefprochen ift ꝛc.“, Gerber S. XXV. Daß das Feste zu erftreben fei, wird 
Ydermann einräumen, die Frage ift nur die, ob &, blos äußerlich geichichtliche 
Kchtsfafta referirt habe, er, deſſen Hauptitreben darauf gerichtet war, die „leiten= 
ten Principien“ des deutſchen Rechts zu ergründen? Und wenn es fih um den 
„decifiſch juriftiichen Charakter" handelt, ven Gerber in der Er ſchen „Daritel- 
lung“ vermißt, fo fehlt ihr allervings nicht felten jene feine Begriffsausipinnung, 
Vie wir den ausgezeichneten römifchen Juriſten abzulernen haben; fie dürfte aber 
ſtets erft das Produkt einer längeren wifjenichaftlichen Kultur eines Rechts fein, 
Die fie zu E.'s Zeit dem deutſchen Recht völlig abging, und ift in feiner Weiſe 
u verwechfeln mit einer äußern Glätte des juriſtiſchen Raifonnements, hinter ver 


3) Aehnliche Miverftändniffe |. bei Runge, Wendepunft der Mechtöw. 1856. S. 57. 
„sH Savigny Enftem, 1, S. XV: „Obne Kenntniß des lebendigen Zufammenbangs, welcher 
die "Gegenwart an die Bergangenbeit fmüpft, nebmen wir von dem Nechtszuftande der Gegenwart 
nur die äußere Erfcheinung wahr, begreifen nicht das innere Weſen“. 
Bluntfhli und Brater, Deutſches Staatse-Wörterbud. III. 17 
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manche der neueften juriftifchen Schriftfteller unfcharfe juriftifhe Begriffe verfteden, 
wenn fie nicht gar fie durch allerlei poetifhe oder naturhiſtoriſche Bilber in bödt 
unpraktiſcher Weife erfegen zu können wähnen. 

Um vie als nothwendig erkannte geſchichtliche Grundlage für das geſamm 
heutige in Deutſchland geltende Recht zu gewinnen, unternahm E. fein umfanz 
reichjtes Bud, für deſſen Vollendung ihm die ganze deutjche Nation den wärnite 
Dank jchuldet, feine großartige deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte. E. malt 
in viefem koloſſalen Wert jene Grundlage nit etwa blos fir das Private, 
jondern in gleiher Weife für das Staatsrecht, Kirchenrecht, Strafrecht und Prof 
recht Deutſchlands legen, indem er überzeugt war, daß fie insgefammt nur ricth 
erfaßt und begriffen werben fünnen, nachdem genau erfannt ift, wie fie zu ve 
geworben find, was fie jegt find, unter den einzelnen Theilen des geltenden Rett 
aber eine folde innere Verwandtſchaft und gegenfeitige Beziehung ftattfindet, W 
feiner ohne den andern ganz verftanden werden fann, und nicht wenige Rehtäp 
danfen ſich erft bei einer zufammenfafjenden Betrachtung aller vollſtändig erjhllge 
lafien. E. entwirft aus allen ihm zugänglichen Quellen ein Bild des Gtaat 
und Rechts in Deutſchland in der älteften Zeit, ein zweites nad) der Böll 
derung, ein drittes nad Ausfterben der Farolingijchen Könige, ein viertes im Ir 
zehnten Jahrhundert, ein fünftes im Zeitalter der Reformation, eim echte 
Anfange unferes Jahrhunderts. E. wählte eine derartige Gintheilung nad Huz 
Vorgang bei der römiſchen Rechtsgefhichte, und für feinen Zweck dürfte fie ud 
entjchiedene Vorzüge vor einer Behandlung nach einzelnen Materien haben, m 
auch nicht in Abrede zu ftellen fein wird, daß eine folde in anderer Hinfk 
wiederum Vortheile varbietet. Für höchſt einfeitig muß es gelten, wenn F. Ball 
in feiner deutſchen Rechtsgefchichte $. 5 bemerkt: „vie fteife — 
allgemeinen Zeitabſchnitten . .. bei E., nöthigt zu Unterbrechungen und Bier 
holungen, wodurch die Kraft der Darſtellung und die Einſicht in dem innem (ar 
widelungsgang ver Rechtsinſtitute großentheils verloren geht". Man fell? 
meinen, es fei nicht ſchwer einzufehen, daß ein fucceffives Abrollen einzeimt dr 
fammtbilver von frühefter Zeit an bis auf die Gegenwart, wie fie hinter emam“ 
fi in dem Leben unferes Volkes abgewidelt haben, in vieler Hinficht eine Ir 
digere Anjhauung gewähren muß, als ein Zerhaden in lauter einzelne El 
bei deren jedem erzählt wird, wie es ſich durch die einzelnen Zeitabjhuitte — 
entwidelt hat. Entſtehen bei der ſynchroniſtiſchen Methode Unterbrechungen I 
Darftellung der einzelnen Rechtsinftitute im verfchiedenen Perioden, und 
bolungen bei dem fpätern Wiederaufnehmen der abgeriffenen Fäden, jo ift — 
der Abhandlung nad Materien unvermeidlich, daß einer und derſelben Zeit 
börendes ſich gegenfeitig Bedingendes und Erklärendes aus einander gerijlen, ® 
die eigenthümliche Redytsentwidelung der einzelnen Zeit nicht in ihrer Total 
begriffen wird, daß vor Allem Schriftfteller und Lefer unterlaffen, fi Rechenſ 
darüber zu geben, welche Stellung die einzelnen monographiſch behandelten Red 
gebilve in ihren einzelnen Entwidelungsphafen zu den beſtimmten Gutwideln 
ftabien ver Nation eingenommen haben, wie fie getragen und bebingt Wi 
durd die neben ihnen geltenden Rechtögebilve, wie fie in ihrem gejammten ] 
ligen Sein ein Probuft einer beftimmten Stufe der Bildung der Nation | 
Wenn man die Schwierigkeiten zufammengeftellt hat, die gegen eine fyndpretift 
Behandlung der innern römischen Rechtsgeſchichte ſprechen (j. Schilling röm. Rech 
©. 3), fo fallen nicht wenige derſelben bei einer deutſchen Rechtsgeſchichte 
die Beſchaffenheit der Rechtsaufzeichnungen weg, aus denen wir bei ihr zu 
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Kunz eime zujammenfaflende Darftellung des in ven: Bolfärechten, ſowie des in 
wm Rechtsbüchern, und wieberum des nad dem mafjenhaften Einbringen ves 
müchen Rechts in den Statuten der einzelnen Territorien niedergelegten Rechts, 
it eine duch die Beichaffenheit ver Quellen, wie des in ihnen enthaltenen Stoffes, 
als weimäßig, ja als nothwenvig zu bezeichnenvde Vorarbeit für die Erfenntnif 
ws heutigen Rechts Deutfchlands. Wenn für eine Darftellung ver deutſchen 

erthümer eine Bertheilung des gefammten Stoff nad allgemeinen Zeit: 

em ganz angemejjen wäre, indem es fich bei ihnen um ein Erforſchen bes 

Üllemm handelt, das Jüngere nur dazu dient, das Alte zu erläutern (j. I. Grium, 
Reisgtöahterth. S. VII), und die Beitpunfte, in denen fi das Alte zu dem Neueren 
wngecildet hat, Feine fpecielle Beachtung verlangen, daher denn aud die Weis- 
thüneıer, deren Entftehungszeit unbelannt ift, eine große Bedeutung gewinnen, je 
i Das hei einer Rechtögefchichte, Die eine Grundlage für das heutige Recht geben 
wid, völlig anders; bei ihr kommt es gerade darauf an, ven Bildungsproceß bes 

- Wentigen Rechts darzulegen, das Auftreten, Umfichgreifen, Zurüctreten beftimmter 
Nechtegedanlen, das Entftehen und Abfterben der einzelnen Rechtsinſtikute zu 

. ermitteln, und bier wird eine ſynchroniſtiſche Behandlung ihre eigenthümlichen 
Borzüge befigen. Bon geringer Bedeutung dürfte es demnach für Walters, in 

. feiner deutihen Rechtsgefchichte gewählte Eintheilung des Stoffes fein, daß, wie 

. anfũhrt, Jatob Grimm eine gleiche mit beftem Erfolg feinen deutſchen Rechts: 

zu Grunde gelegt hat. 

- © Bei der Beurteilung von E.'s Rechtögefhichte muß der Zwed, um deſſen 
Willen er fie verfaßte, nie außer Acht gelaffen werben. Es iſt E. bei feinen 
Mltintlichen rechtsgeſchichtlichen Arbeiten ftets um Aufflärung der Gegenwart ans 

Vergangenheit zu thun; die ältern deutſchen Volks- und Rechtszuftände find 

Km Hohwihtig, infofern fie ihm zum Verſtändniß der Gegenwart dienen, nicht 

wm ihrer jelbft willen; er ift fein Antiquar, fein Stanbpunft ift überall in ver 
he Gegenwart, und er ſchaut rückwärts, um dadurch für die Gegenwart zu 
lernen. Mit riefigem Fleiß hat E. die umfaffendften Duellenftudien für jeine 
gemadt, und wenn er fih auch nicht darauf einlafjen konnte, 

umgedrudte Quellen in Archiven und Bibliotheken aufzufuchen und zu bemugen, ein 

Miterial für biefelbe zufammengebradht, wie e8 Niemand vor ihm in Deutſchland zu 

geftanden bat. Doch nicht hierin Liegt E.'s größtes Verdienſt als Rechts- 
„ſondern in feiner feltenen Intuition, wie fie nur einzelnen wenigen Meiftern 
e chen Kunſt zu Theil geworden iſt; die Rechtsinſtitute vergangener Zeiten 
gan unter feinen Händen beftimmte Öeftalten, werden Körper mit Fleiſch 

SBlut, bleiben nicht bloße Nebelwolten, die, wenn man ihnen nahe tritt, ins 

” e zerfließen und unfähig find, das heutige Recht irgendwie aufzuflären 
| amd zu befruchten. Daß die von ihm gezeichneten Geftalten nicht überall völlig 
orrel aufgefaßt ſind, verſteht ſich von ſelbſt; wie wäre das auch möglich geweſen 

Bel der Maſſe des zu bewältigenden Stoffes, der erſt wenig verarbeitet vorlag, 

Theil noch nie zum ©egenftand eimer geſchichtlichen Betrachtung gemadıt 

Mörden war! Bei ver Schilderung einiger Rechtsinſtitute, namentlich der älteften 
det, bat E. fogar Weſen abgejpiegelt, die in dieſer Weije nie eriftirt haben; das 
Ep 


„ #)3n der Borrede zur vierten Ausgabe der. Rechtsg. I. S. VIII erklärt Eichhorn im Jabr 
1834: „Gs war keineswegs meine Abficht, die Nechtsaltertbümer in ihrem ganzen Umfang zu 
orten ih wollte durch die Staatsgeſchichte, wie durch die Äußere und innere Nechtegeichichte 
8 ſichere geſchichtliche Grundlage für das jept beſtehende praktiſche Recht gewinnen.“ 
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haben neuere Specialunterfudungen in einigen Punkten dargethan, und werke 
es unfehlbar noch in andern thun. Kleinlich aber ift ed und verräth Mangel u 
aller Ueberficht über das endloſe Feld, das E. bebant, und dem er die ergiebigita 
Früchte abzugewinnen verftanden hat, wenn einzelne Neuere deßwegen Es Ye 
ftungen berabjegen; zumal fie meift nur durd Benutzung feiner Arbeiten in de 
Lage find, weiter in den Stoff einzubringen, als es ihm möglid war, oder mel 
ihnen in neu zu Tage geförderten oder doch befier evirten und leichter zugänglid 
gemachten Quellen, Hilfsmittel geboten find, die ihm abgingen, Außerdem blite 
nicht wenige dieſer Tadler, indem fie der Eden Darftellung eine richtigen, 
quellenmäßigere entgegenzufegen wähnen, bei einem rein äußerlichen Aufzählen de 
Ginzelnheiten ftehen, over entwerfen Bilder von Wefen, die, wie jeder Kenner da 
Lebens einräumen muß, in der Weife in feiner Zeit eriftirt haben können, & 
ihnen jede Lebensfähigfeit abgehen würde. Aber gerade in der Fähigkeit des Rep 
ducirens von unfern Blicken entrüdten Geftalten, aus einzelnen Fragmenten m 
Linien zeigt ſich die künſtleriſche geiftige Begabung des Hiftorikers, und viele hiſe 
rifhe Intuition ift es, die wir bei €. fo hoch anfchlagen. Mag er immer 
einzelne Geftalten falſch uns vorgeführt haben, er hat uns hundert andere mir 
dingt richtig abgefpiegelt, — noch mehr: er hat und verjegt in vergangene Kir 
den unferes Rechtes und fie für die Gegenwart nugbar zu machen gelehrt. 3% 
ftehe nicht an zu behaupten, wir verdanken ihm ven größten Theil deſſen, m’ 
wir heute in Deutſchland über unfere Nechtsentwidlung wiſſen; man vergleide d 
vor E. entworfenen, vürftigen, leeren, leblofen Darftellungen über unfer ä: 
Recht mit feinen Büchern; und auch bis zur gegenwärtigen Stunde wirt ſch 
der Kundigfte über gar viele Punkte der deutſchen Rechtsentwicklung nirgend an 
als in E.'s Rechtsgeſchichte Belehrung juhen und finden, 
Mit vdiefem Urtheil über E.'s Rechtsgeſchichte Tontraftirt jehr bedeutend 
Art, wie von ihr F. Walter in feiner deutfhen Rechtsgeſchichte (Bonn 1852 m 
1857) $. 4 im Allgemeinen fpridt, und es im Beziehung auf einzeln MT 
vielfach, faft überall aber abweiſend oder tavelnd thut. Nachdem Walter wur 
die älteren Schriftfteller über deutſche Rechtsgeſchichte aufgezählt, und zulegt 
der von K. ©. Biener 1787 veröffentlichten Geſchichte der deutſchen Redtägule 
als „eines gründlichen Werkes" Erwähnung gethan bat, führt er fort: 
allen dieſen Vorarbeiten begann E. 1808 feine deutſche Staats- umd Rechtsgeſchin 
welche anfangs faft nur eine Kompilation und in einer Form, die zulegt ee 
Verfaſſer ſelbſt als fehlerhaft erfannt wurde, im Fortgang des Werkes und M 
neuen Auflagen fi zu gründlichen jelbftftändigen Forſchungen erhob und durch 
Zufammenftellung des ganzen bieher gehörenden Stoffes eine nachhaltige Wirkınz 
hervorbrachte.“ Wie ein ſolches Urtheil über eine folde Arbeit vom Verfaſſer et 
neuen beutfchen Rechtsgeſchichte möglich ift, dürfte ſchwer zu begreifen fein; e N 
darin vollftändig die Bedeutung des beurtheilten Werkes unbeachtet gelafen; de 
„Zufammenftellung“ des Stoffes hat bei ihm ſicherlich am wenigften „eine N 
haltige Wirkung hervorgebracht“, fondern die Art, wie er darin verarbeitet IK 
die Erzielung deſſen, was Ihering (in Ihering und Gerber Jahrb. 1856, I 9. 
verlangt, wenn er jagt, „das Evangelium der Rechtsgeſchichte der Zukunft be 
in dem Sag, dafs hinter dem, was in der geſchichtlichen Entwicelung des Rt 
als Äußere Thatfache hervortritt, hinter dem rechtsgeſchichtlich Konkreten, and 
ein anderes Stück Rechtsgeſchichte ftedt, und zwar ber befte Theil.“ Daß N" 
E.ſche Rechtsgefhichte in ihren fpätern Ausgaben fortgefchritten ift, und name“ 
lich der erfte Band im Jahr 1834 im der vierten Ausgabe eine neue Umarbeitu 
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qahren hat, weil er, wie €, in ber Vorrede ſich ausprüdt, „auch nad) zwei- 
valiger Berbeflerung doch immer noch der unvolltommenfte Theil des Buches 
‚blieben und in Beziehung auf viele Berhältniffe nicht ausführlich genug war“, 
— kann unmöglihd E. zum Vorwurf gereihen, und die angeführten Worte be— 
gen nit, daß er die frühere Form feiner Arbeit „zulett ſelbſt als fehlerhaft 
ctaunt habe". Mehr Schein dürfte der vielfach, z. B. von Phillips (D. Privatr, 
- ©.218) und Reyſcher (in der Zeitfchrift für veutfches Recht 15 ©, 446, 449, 
154) ven Ehen Büchern im Allgemeinen gemachte Vorwurf für ſich haben, 
af Mein ihren verfchienenen Auflagen „zu ſtereotyp“ geblieben feien, zu wenig 
fremde neuere Auſichten berüdjichtigt hätten. Doc wird zu Gunften E.'s baran 
zu erinnern fein, daß ein Wechſeln der Anfichten wie Röde, und ein jeweiliges 
Anlegen deſſen, der den neuefteri Schnitt zeigt, wie es manche Kompendienfchreiber 
bavakterifirt, bei wiſſenſchaftlichen Arbeiten nicht eben für eine durch ernfte For- 
\dyung gewonnene wiſſenſchaftliche Ueberzeugung ihrer Urheber fpricht, und daß es 
\etyr leiht it, bei Büchern, die eben nur. Kompilationen find, neu aufgelefene 
Notizen bineinzufliden, daß aber ein Benugen neuer weſentlicher Anfichten oder 
Entdedungen in Büchern, im denen gewiſſe Gedanken konfequent durchgeführt und 
zur beftimmten Geftalten verkörpert find, meift ohne eine völlig neue Ausarbeitung 
derfelben unthunlih ift. Daß E. beim erften Bande feiner Rechtsgefhichte im 
Jahr 1834 eine neue Umarbeitung unternommen babe, wurde erwähnt, bei ven 
ſpãtern Bänden und bei feinem Privatrecht glaubte er es nicht thun zu müſſen 
umd fehlte ihm wohl auch die dazu erforberlihe Muße. 

An €8 deutfches Privatreht und deutſche Rechtsgeſchichte reiht ſich als fein 
drittes Hauptwerk fein 1831 bis 1833 erfchienenes Kirchenrecht. Es dürfte hier 
der paſſende Ort fein, auf daſſelbe näher einzugehen und feinen Standpunkt 
gegenüber von ältern und nenern firchenrechtlichen Arbeiten genauer. zu bezeichnen, 
Vewie den Einfluf anzugeben, den es in willenfchaftlicher und praktiſcher Hinficht in 

ausgeübt hat und noch ausüben wird; doch fühle ich mich dazu jest 
Siande. E. hatte für das Kirchenrecht eine ganz befonvere Vorliebe, und 
hielt fein Bud) darüber, das er mit mehr Muße als irgend eines feiner andern 
Bůcher meinte audgearbeitet zu haben, für fein reifftes Wert. 
Die von E. mehrfach gehegte Abficht, auch eine Darftellung des deutſchen 
t8 zu veröffentlichen, tft leider nicht zur Ausführung gefommen; gewiß 
wird jeder dieß bedauern, der die ſchönen Kenntniffe bevenft, vie er ſich durch 
Teine umfaffenden Studien und eine felten reiche Praris in ver Behanplung von 
tlihen Fragen erworben hatte. E.'s Borlefungen über deutſches Stants- 
tet, fo lehrreich und anregend fie waren, beſchränkten ſich ſtreng auf eine Dar- 
!egung des pofitiven deutſchen Staatsrechts, ſchloſſen die Politif grundfäglih aus; 
deri Winter 1832 auf 1833 gedruckte Grundriß läßt ihren Inhalt überfehen; 
denmenern Büchern über deutſches Staatsrecht entiprict das von H. A. Zachariä 
weiten am meiften dem Eschen Standpunkte. Möchte es doch E.'s Sohne, 
den Appellationsrath Otto Eichhorn zu Köln, gefallen, dem Publitum eine Aus: 
Wohl aus den zahfreihen Gutachten feines Vaters über ftantsrechtlihe Fragen im 
zu übergeben; vielleicht Tiefe ſich diefe mit den verfchiedenen gebrudten 
Ehen Auffägen und feinen beveutenpften Recenfionen zu einem Werk verbinden, 
Mi das Ganze als E.'8 Heine Schriften bezeichnen. 
6; Es politifher Standpunkt war im MWefentlihen beftimmt durch bie 
prüde feiner Jugendzeit und feine gefchichtliche Auffafiung aller vorhandenen 
zaſna Die troſtloſe Ohnmacht und Abhängigkeit von Frankreich, in die Deutfch- 
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(amd in ven Jahren verfunten war, im denen er zum Manne beranreifte, hatten 
auf ihn einen unauslöſchlichen Einbrud gemacht. Fiel dod im die Zeit feiner 
Univerfitätsftudien (1797—1801), die fich beſonders auf die deutſche Reichsver— 
faffung und das Reichsrecht bezogen, fo daß er noch im Winter 1803 fein erfies 
Kollegium über den Reichsproceß hielt, die Abtretung des linken Rheinufers au 
Frankreich, die eine Zertrümmerung der ganzen Reichöverfaffung berbeiführte. Hatte 
er doch in ben Jahren 1801—1803, während feines Aufenthaltes zu Wetlar, 
Regensburg und Wien, nur zu viel Gelegenheit, die jämmerliche Stellung ver 
deutſchen Neiche umd ‚feiner Fürſten Fraukreich gegenüber kennen zu lernen, ſowie 
die Frivolität, mit der die wichtigften Ungelegenheiten unfers Baterlandes ent- 
ſchieden wurden. Von Göttingen nah Preußen im Jahre 1805 übergeflevelt, 
erlebte er dort dem jähen Sturz der Monarchie Friedrichs des Großen, empfand 
in tieffter Seele die Schmach und das Elend, die feine neue Heimat trafen, trat 
mit den ebelften Männern, die am die Wiedergeburt und Erhebung des Bater: 
landes ihre ganze Eriftenz festen, in die engften Beziehungen, eilte einer ver 
erften, als ver Ruf von Preußens König erfholl, zu den Waffen, und hatte das 
Glüd, die Freiheit des Baterlandes von äußerem Drud mit erfämpfen zu Können. 
„Deutſchland ift frei, und id habe dafür mitgeftritten (jchreibt er ſeiner Frau 
nach der Schlacht bei: Leipzig); no in meinen alten Tagen denke ich am vem 
Genuß zu zehren, ven mir diefe Theilnahme an der gemeinfamen Sache macht“ 
(. Zeitfchr. für D. Recht 15, ©. 440). Wie hätten die Einprüde einer folche 
Zeit nicht unvertilgbar haften follen im imnerften Gemüth eines Mannes, wie € 
ed war; die Ideen, für die er damals erglühte, find bei ihm nie erfaltet. Sein: 
fefte Weberzeugung war es, daß an Deutfchland nimmermehr von Franfreih ans 
Heil zu Theil werden fünne; Alles was er feit feinen Kinderjahren mit eigenen 
Augen gefehen, hatte bei ihm viefen Glauben hervorgerufen, und feine Betrachtung 
der Geſchichte ver legten Jahrhunderte ließ es ihm, als in der ganzen Situation 
beider Länder und der Natur ihrer Bewohner begründet, ald eine fefte ımt 
dauernde, wenigftens für lange Zeit gegebene Thatfache erfennen. Schon änferlic 
bielt er das in ſich getheilte Deutjchland für beproht von dem koncentrirten Frant: 
reich; feit zwei Jahrhumderten ift das ſtets wieberfehrende Beftreben Frankreich 
dahin gerichtet gewefen, weftliche Provinzen von Deutichland abzureißen, und ir 
einem Berluft des linken Rheinuferd und der Niederlande fand E. den Anfanı 
der Knechtſchaft Deutſchlands (Nedhtsg. 4, ©. 584). Noch mehr aber war es bir 
E.’8 ganzen Ideenkreis beherrſchende gefchichtliche Auffaffung aller vorhandenen 
Zuftände, vie ihn gegen Frankreich einnahm, wenn es auch ungerecht ift, ven 
einem blinden Franzojenhaß bei ihm zu fprechen; er hegte die entfchievenfte Ab—⸗ 
neigung gegen die, wie er überzeugt war, „aus dem befonvern gefellichaftlichen 
Zuftand von Frankreich hervorgehende“ renolutionäre Richtung (Rechtsg. 4, ©. 641), 
wenn er auch nicht überfah, „daß deren Wurzeln ſich über ganz Enropa verbrei- 
teten” (Rechtsg. 4, ©. 583). Nichts galt ihm für verfehrter, „als die Meinung, 
die franzöfifche Revolution babe in ihrem Urfprung eine löbliche Richtung gehabt 
und bie Gräuel, die fie hervorgebracht hat, dürften nicht als nothwendige Folge 
ihrer Grundſätze felbft betrachtet werben“ (Rechtsg. 4, ©. 648). Für einen unfeligen 
Irrthum erflärte er „die Meinung im den größern ſüddeutſchen Staaten, daß ihre 
Selbftftändigfeit nur dur eine Verbindung mit Franfreich eine Garantie erhalten 
könne“ (Rechtög. 4, ©. 597); fte hat in ihrem Ertrem zu dem jede Selbftftänvigteit 
derſelben vernichtenden ſchmachvollen Rheinbunde geführt, und muß immerbar ein 
gleich. trauriges Reſultat haben. Nur eine „aufrichtige Bereinigung Defterreichs 
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amd WPrenfens könne, glaubte er, ihnen und ganz Deutfchlaud einen genügen— 
pen, Schuß gegen Frankreich gewähren" (Rechtss. 4, ©. 598). Er hoffte eine 
weitere „Entwidlung der Verfaſſung des deutfhen Buntes“ (Rechtsg. 4, ©. 651), 
prach e8 aber oft und mit der größten Entſchiedenheit aus, daß von Preußen 
die Zu funft Deutfchlands abhänge und feine politiſche Wiedergeburt ausgehen 
mũſſe. 

Was die innere Staatsverfaſſung anlangt, fo ging er davon aus, 
„var Staat und Recht fein Produkt menfhlicher Willfür ſei“ (Rechtsg. 4, S. 638), 
„daR jeder Staat vielmehr ein beſtimmt gegebener geſellſchaftlicher Zuftand ſei“ 
Mechtsg. 4, ©. 639), dem deſſen gefammtes Recht entfprechen und vie Gefep- 
gebung Rehnung tragen müffe, daß es daher feine abfolut vollfommene Staats- 
verfaffung und fein abjolut vollfommenes Recht gebe, fondern nur für ven einzel- 
nen Staat in einer beftimmten Gntwidlung eine relativ gute Staatsverfaffung 
umndb ein- relativ gutes Recht. In einem im Jahre 1836 gefhriebenn Zuſatz zu 
Veiner Rechtsgeſchichte 4, S. 672 räumt E. ein, „daß in den meiften deutſchen 
Staaten nah dem Jahre 1815 ein Bedürfnißß vorhanden gemwefen fei, neue Ber- 
faffungägefege aufzuftellen, welche alle öffentlichen Berhältniffe umfaßten” ; er be- 
zweifelt aber, „ob es zu den Borzügen biefer nenen Gefege gehört, daß die Beftim- 
mungen, welche bob nur die Mitwirkung der Stände bei fünftig zu treffenden 
Einrichtungen ordnen follten, aud fo viele Principien darüber anfftellten, welche 
Beveutung dieſe Einrichtungen felbft baben follten, und dadurch ver allmäfigen 
Entwidiung ver Berfaffung vorgriffen“. „Den Gefegen an fi, bemerkt er S. 644, 
lann eine. leitende, entwidelnde und repreifive Kraft beigelegt werden, aber feine 
ſchaffende; die menere Zeit weist dieſen Irrthum in zahlreihen Beiſpielen todt- 
geborner Einrihtungen nach.“ Ein abjoluter Staat ift, wie €. nie verfannt bat, 
eine miebrigere Entwicklung des Staates; er tadelt auf das jchärffte die Publiciſten 
des Aheinbundes, „welche vermöge der erlangten Somveränetät, ven Willen des 
Soerwerans für das einzige hielten, was bei Beurtheilung der Rechte der Regie: 
rang any Unterthanen Berüdjichtigung verdiene” (Rechtsg. 4, S. 662). Gleichzeitig 

aber werwirft er (4, ©. 662) die Lehre von der Volksfonveränetät in allen ihren 
Phafen;: als eine durchweg unhaltbare; ebenfo den „Irrwahn" (&. 651), „daß 
bei-jeber Berfafiung eine Thellung der öffentlichen Gewalt nady den verfchievenen 
Formen: ihrer Thätigfeit nothwendig fei, durch Trennung ber Gefeßgebung und 
ver vollziehenven Gewalt ein möglicher Mißbrauch der Geſetzgebung verhindert 
werde, und in einer monardjifchen Berfaffung die erehttive Gewalt vie Prärogative 
des Regenten fein müfle*. „Diefe Anficht”, fährt E. fort, „war in ihrem Urſprung 
Äme irrige Abftraftion von den Formen der germanifchen Berfaffungen, wo bie 
Mitwirkung, des Volks bei einzelnen öffentlichen Gefchäften, namentlich bei ver 

bung, für eine Folge einer folden Theilung genommen, und damit der 
weſentliche Charakter einer Monarchie verfannt wurde, welhem eine Thellung ver 
öffentlihen Gewalt direkt wiverfpricht, die fich aber auch im Berlauf ver framzöfl- 
ſchen Revolution bei der Republik unausführbar gezeigt hat“ (Nechteg. 4, ©. 644). 
As die umerläßlihe Bedingung des Geveihens eines monarchiſchen Staates kann 
ex nicht prägnant genug das beiverfeitige Gefühl des innigften Zufammengehörens 
von Fürſt und Untertharten hervorheben: „diefe unwiderrufliche Berbindung zwi— 
ſchen Herrſcher und Unterthanen, von Hohen und Nieveren gleich innig empfunden, 
vermag allein Untertanen zu einem Volk und einen Fürften zum Somverän zu 
erheben” (Rechtsg. 4, S. 603); vem Mangel diefes Gefühls giebt er den Sturz 
des preußiſchen Staats im Jahre 1806 Schuld, fowie er feinem Vorhandenſein 
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im Jahre 1813 es zufchreibt, daß es ihm und Deutſchland gelang, die franzöſiſchen 
Teffeln zu zerbrechen (Rechtsg. 4, ©. 617), 

Zu bevauern ift e8, daß E. fid nicht näher üffentlidh darüber geäußert bat, 
wie er ſich eine beilfame Geftaltung des lanpftänpifhen Weſens vadhte; er 
bemerkt in feiner Rechtsgeſchichte 4, ©. 671, im einer im Jahre 1836 hinzuge— 
fügten Stelle nur, daß man fid in den meiften deutſchen Staaten nad vem Jahre 
1815 durch ihre veränderten Territorialverhältniffe gezwungen ſah, „einen neuen 
ftändifhen Organismus zu Schaffen"; „bie Nothwendigkeit", jagt er, „ven lamb- 
ftändifchen Verſammlungen in Hinſicht ihrer Zufammenfegung und ihrer Verhand 
lungsweiſe eine neue Geftalt zu geben, berubte beinahe allgemein darauf, Daß bie 
frühere Verfaſſung gar keine fefte Grundlage für deren den jegigen Verhältniffen 
angemefjene Einrichtung darbot." Die Art wie in den fleinern deutſchen Staaten 
der Konftitutionalismus in den dreißiger Jahren ſich entwidelte, fagte ibm, wie & 
oft äußerte, nicht zu; er fürdhtete dur fie Schwächung ver Regierungsgewalt, au 
die er großen Werth legte, fowie innere Zerflüftung des Yandes in Barteien 
(vgl. Rechtsg. 4, ©. 613); felbft eine gutgemeinte Oppofition mißhagte ibm per- 
fönlid, er meinte, man miüfje den Regierungen die thatfächlic vorhandenen Schwie 
rigfeiten nicht vermehren. Einer vernünftigen fahgemäßen Reform war. er dabei 
nichts weniger als abgeneigt, denn er konnte es fich nicht verhehlen, „daß ver 
gefellfhaftlihe Zuftand in Deutichland zu einer Entwidlungsperiode ‚gelangt war, 
welche eine eingreifende Geſetzgebung nothwendig machte; er war ein anderer ge 
worben als der, in welchem die Wurzel der beftehenden Einrichtungen lag; das 
Feudalfyftem, aus welchem" bei ven meiften ihr Urfprung abgeleitet werben ' mußte; 
war feinem Weſen nad jhon lange wicht mehr vorhanden” (Rechtsg. 4, ©. 647); 
„Vieles offenbarte jih als veraltet und ohne inneren Gehalt, ja war zu eine 
Mißbrauch geworden". Als ein großes Unglüd beflagte er es aber, „daß von ben 
Anhängern der zerftörenden Grundſätze der meuern Politit alles Hergebrachte, 
Nationale und Individuelle, unter dem Namen des Feubalismus.von vor 
verworfen und ftatt der Reform Zerftörung geferdert worden fei; wodurch fir einen 
Widerftand hervorgerufen hätten, der die Grenzen verfannte, welche die Erhaltung 
des begründeten Rechts von dem Feſthalten der Einrichtungen einer vergangenen 
Zeit ſcheiden“ (Rechtsg. 4, ©. 648). E. ift ein offener Gegner Hallers ; „biefer 
habe, jagt er (S. 636), den ververblichen Theorieen eine nicht weniger falfche um 
gefährliche gegemübergeftellt, in weldyer das Dafein der Bölfer ignorirt werbe, mie 
die entgegengefegten das Dafein unabhängiger Obrigfeiten bei Seite ſetzen“: „feine 
Lehre habe den beftehenven geſellſchaftlichen Zuftand ignorirt, die Fortdauer eines 
längft untergegangenen vorausgefegt, für wohlerworbenes Recht ausgegeben, mai 
nie Recht und am wenigften wohlerworbenes gewefen fei, Gefahren gefeben, we 
nur von Veränderungen die Rebe war, deren Nothwenpigfeit das unmittelbar 
erkennbare Bedürfniß befundete, und ſelbſt gegen bereits vollendete Reformen 
Deforgniffe erregen und Rüdjchritte bewirken wollen” (Rechtsg. 4, ©. 651). 
„Andererfeits, meint er, find die Reformen, zu welchen vie Zeitereigniffe in. Deutſch⸗ 
fand führten, nicht immer fo vorbereitet worden, wie es die Achtung wohlermorbener 
Rechte und die Schonung, vie ihnen gebührt, wo ihre Aufhebung unerläßlich ift, 
erfordert hätte“ (Rechtsg. 4, ©. 652 u. 664). „Jede Aufhebung wohlerworbener 
Rechte, wen fie ohne dringende Nothwendigkeit geſchieht, erſchüttert die Sicherheit 
und Heiligkeit des Rechts, die Grundlage aller geſellſchaftlichen Ordnung; fie 
erregt zugleich einen unruhigen und leichtfinnigen Seift der Neuerung” (Rechtes. 
4, ©. 654). 
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Hür die Stadt: und Landgemeinden forderte E. eine felbftftändigere 

Verwaltung ihrer Angelegenheiten, jo daß ihre eigentlihen Gemeindeangelegenheiten 
nicht als bloße Regierungsjadhe behandelt würden (vgl. Rechtsg. 4, ©. 667); er 
lobte in dieſer Beziehung oft die preußifche Städteordnung von 1808 (vgl. Rechtsg. 
S. 670), und mar überhaupt gegen die Stellung, die der Beamtenſtand feit der 
zweiten Hälfte des fiebzehnten Jahrhunderts in Deutſchland erlangt hat (f. Rechtsg. 
©. 665, 668), fowie gegen die mit ihm Hand-in Hand gehende. Vielregiererei ; 
vie englifchen Zuftände jchienen ihm im dieſer Hinficht bei weiten den Vorzug zu 
verbienen. „Die neuere Befreiung der Gewerbe von mancherlei Beihräntungen 
bielt er für eine ver vortheilhafteften Maßregeln, beſonders we das Inftitut der 
Zünfte als polizeiliche Anftalt ohne Zwangsrecht konſervirt fei; die vermehrte 
Auspehnung der Polizeiaufficht, infonverheit der höheren Polizeigewalt, die zu dem 
Charakter der Regierungsmweife der neueften Zeit gehöre, verfehle dagegen. nicht 
jeiten ihren Zwed und werde bei manden Berhältniffen zu einer drückenden Laſt“ 
Rechtsg. 4, ©. 669). Der zabllofe unbegüterte erbliche und perſönliche Adel im 
beutigen Deutſchland erfhien ihm als ein Inftitut, dem jede reelle Grundlage 
fehle (Jechtsg. S. 668); „für eine politiiche Stellung des Adels fei unveräufßer- 
licher Grundbeſitz nothwendig“ (Allovifitation der Lehne, 1828. ©. 46), da num 
„de Bedeutung bes Yehnverhältniffes im öffentlichen Recht erloſchen iſt“, fo 
zweifelt er nicht, „daß vie völlige Auflöfung der Lehensverbindung und ihrer 
rehtlihen Folgen das Ziel der Gefepgebung fein follte, um Ginrichtungen treffen 
m können, burd welche die Unveräußerlichfeit des Grumvbefiges einen dem Be— 
dürfniß angemefjenen Umfang und jelbft größere Sicherheit erhält“ (Allovifik, 
&.47). In Beziehung auf den Bauernftand ftellte er nidht in Abreve, „daß man 
ihm einige Grleichterungen feiner Yaften verfchafft habe” (Rechtsg. 4, ©. 668, 
613), doch tabelte er die dabei vielfach durch die Gejeßgebung erfolgte Aufhebung 
wohlerworbener Rechte; fie fei feineswegs geboten gewejen, umd eine gezwungene 
Ablöfung von Dienften und andern Laften fei namentlid bei Kolonatverhältniffen 
nur gang ausnahmsweis zu billigen, va hier meiftens „durch eine Gefeggebung 
über die Natur der von beiden Theilen freiwillig eingegangenen Verträge daſſelbe 
zu erreichen gewejen wäre" (Rechtsg. ©. 653). 

Hinſichtlich der Organifation der Gerichte emtichien ev ſich nicht unbe- 
dingt für eine ftrenge Trennung der Juftiz von der Adminiftration (vgl. Rechtsg. 
4, ©.666); während er „die viel verbreitete Meinung, daß vurd Einführung 
ver Gefchwornengerichte, jo wie fie in Frankreich beftehen, eine weſentliche Ver— 
beſſerung des in Deutihland beftehenven Kriminalverfahrens zu erlangeu ei”, für 
ein „Borurtbeil” erflärte und (Redtsg. 4, ©. 721) erörtert, „daß das Inftitut 
edenfalls noch weſentlicher Verbeſſerungen bebürfe, un wirklich als empfehlens- 
werth anerfannt zu. werben“. 

Werfen wir ſchiießlich nod einen Blid auf E.'s ganze Berfünlichfeit. Er war 
ein edler, hochbegabter, ſehr gelehrter, praftiiher Mann, nidts weniger als ein 
bloßer Buchgelehrter, dem pas Leben der Gegenwart fern fteht und der fi in ihm 
nit zu bewegen weiß. Bon feinem wahrhaft kolefjalen Wiſſen, das er fi mit 
übergroßem, feinen ftarten Körper erſchöpfendem Fleiße zu erwerben gewußt hatte, 
geben feine angeführten Schriften das vollgültigfte Zeugniß; und fie find faft 
inggefammt verfaßt während ihn vie anftrengenpften. Berufsgefhäfte in Anfprud 
nahmen, 

Als Docenten haben Wenige ficy ‚eines gleichen Beifalld zu erfreuen gehabt 
wie E. Sein lebendiger ſchneller Bortrag hatte etwas ungemein Anregendes, 
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Grgreifendes; überall führte er auf die Quellen zurüd und zwang gleihjam feine 
Zuhörer zu ihrem Studium. Er wollte eben fo wenig auf dem Kathever wie in 
feinen gelehrten Schriften irgenpwie mehr geben als er wußte; in feiner Weil 
war es feine Abfiht, Punkte, die ihm dunkel waren, zu verveden, ſich binte 
Redensarten zu verfteden, durch hingeworfene Worte Unbeftimmtes ahnen zu laſſer 
ober durch Schlaglichter zu Blenden. Die einfache, offene, unmittelbare Darlegun; 
der behandelten Sache feflelte und führte Schaaren feiner Zuhörer zu einer dauem 
den, ernften Beichäftigung mit den von ihm behandelten Gegenftänven. Sein Bor: 
trag war an ſich nicht ſchön zu nennen, aber man vergaß feine Mängel völlı 
über den Gegenftänden, die er behandelte. Dft brach der Redner feine begonnene 
Säge ab, fprang plöglih auf andere Punkte über, indem er den bebambeltn 
Gegenftand von verſchiedenen Seiten zu erfaflen firebte. Auch in feinen Büchen 
verwendete er auf Glätte des Styls wenig Fleiß umd indem er Maſſen von ik 
zuftrömenden Gedanken zufammendvrängt, werden feine Sätze nicht felten jchme 
fällig, mitunter fogar ſchwer verſtändlich. Ueberhaupt legte er anf äußere Ant 
nung des Stoffes geringen Werth; es fam ihm Alles darauf an, ben imnere 
Zuſammenhang ver einzelnen Rechtslehren zu erfaffen, ihm zu verkörpern und zar 
Anſchauung zu bringen. 

Als Praftiter genoß E. ein weit verbreitetes, fehr großes Anſehen. Sen 
gefunder, praftiiher Sinn wurde durch ein felten treues Gedächtniß, das ihm den 
reihen Schat feiner Kenntniffe ftets gegenwärtig fein ließ, unterftügt, nnd da ihr 
durch die Bearbeitun r} von Maffen der ſchwierigſten, verwickeltſten Rechtsfälle aut 
den verſchiedenſten Gegenden Deutſchlands eine praktiſche Erfahrung zu Gebet 
ftand wie Wenigen, fo mußte dies als höchſt natürlich erfcheinen. Auch ale Mt 
glied des Staatsrathes und ber Gefegestommiffion in Berlin wurden feine Rum 
niffe, feine Umſicht, fein Beherrſchen des Stoffes bewundert; er hat eine Reiht 
der mwichtigften Gefege, die in ven Jahren 1838 bis 1847 in Preußen eſſen 
worben find, bearbeitet oder doch mitberathen. Auch an ver Abfaffung des penfi- 
hen Entwurfs einer Wechfelorbnung, aus der mit geringen Mopififatiornen-ipitr: 
die allgemeine deutſche Wechfelorpnung hervorgegangen ift, hat er reellen Yntheil 
genommen. 

Im gefelligen Berfehr zeichnete E. fein liebenswürdiges, friſches, offen? 
Weſen aus; er war bereit auf die verjchiedenften Fragen in traulichem Ami 
geſpräche einzugehen, liebte es befonders, über wiſſenſchaftliche Punkte ausführlid 
zu ſprechen. Es werden mir, der ich dieſe Zeilen fchreibe, zeitlebens jene Stunder 
zu den umvergeklichften gehören, wo ih mit ihm im Göttingen und fjpäter in 
Berlin auf weiten Spaziergängen die verfchiedenften Materien in eifrigfter Nat 
und Gegenreve durchſprach, überall von ihm zu lernen hatte und er nirgends jein 
Ueberlegenheit fühlen ließ. Da war keine Spur zu merken, daß er feinen Wider: 
ſpruch hätte ertragen fünnen; gar manchmal räumte er nad; längerem Disput vie 
Unbaltbarfeit einer von ihm früher entwidelten Anficht ein, erklärte einfad ſich 
geirrt zu haben, oder gab an, wie feine Anſicht durch Nichtkennen beftimmte 
Fakta oder Bauen auf von ihm für wahr gehaltene gangbare Annahmen entftar- 
ven fei. — Es war ihm eben nur um Wahrheit zu thun, und es erfrente ibn 
jede Meine Berichtigung feines Willens, wie ihm vie Aufklärung der gemichtigften 
Fragen feiner Wiffenihaft am Herzen lag. Dr. Sarl Freihert vom Ritihefr. 


Die Bedeutung des Mannes rechtfertigt ein ausführlides Gimgeben 
auf feine Wirkfamfert, mie man es im der obigen Darſtellung findet. Der Her 
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Berf. war überdies durch die Beſchaffenheit des Gegenftandes veranlaft, von dem 
Stoff eines fpäter folgenden Artifels über deutſches Recht Mandes zu anti 
ipiren, was nun einer Erörterung an jener Stelle nicht mehr bevürfen wird. 


N Die Redaktion. 


Einleitung. Ale Rechtsordnung befteht aus einem zwiefachen Elemente. 
Das Reht, weil dadurch vie äußern BVerkehrsverhältniffe unter ven Menſchen 
regulirt werden follen, berubt zunächft auf menſchlichen Thätigfeiten, Zuftän- 
ven and Borausſetzungen; das Recht aber, weil es zugleih ein Theil des großen 
Ganzen ver göttliben Weltordnung ift, beruht außerdem auf einer höhern, 
über dem Irdiſchen ftehenden, von nienfchlicher Einwirkung unabhängigen Macht; 
in jeder Rechtsordnung ift außer einem menfhlihen Elemente ein göttlihes. 
Das zeigt ſih ja ſchon bei der Entftehung des Rechts; aus der Thätigkeit und 
Teilnahme ver Menſchen empfängt das politive Recht feinen gefammten Inhalt; 
aber man ift doch längſt vahin gefommen einzufehen, daß Volksbewußtſein, Ge— 
wohnheit, Geſetz zwar thatfächlih die Faktoren find, welche die Entftehung des 
Fechts herbeiführen, daß aber noch eine höhere Kraft lebendig fei, welche jenen 
Faltoren gerade ihre Richtung giebt, und ihnen vie Schranfen fett, in melden 
fie ſich bei ihrer ſchöpferiſchen Thätigleit halten müſſen; jenes höhere Moment 
Miet bier, mag man es nun Naturrecht oder göttliches Recht nennen. Im od 
viel weiter Umfange und in noch viel auffälligerer Weiſe als bei ver Entftehung 
tritt das aber zu Tage bei ver Erhaltung des Rechtszuſtandes. Zunächft freilich 
tommen auch hier menſchliche Organe und Inftitute in Betracht; die ganze Auf⸗ 
abe des Staats geht ja zum guten Theile in viefer Richtung, die Einrichtung 
ver Gerichte und des gerichtlichen Verfahrens ift ausfchließlih dazu beftimmt; 
würden aber alle dieſe Borkehrimgen einen namhaften Nuten gewähren, wenn es 
nicht geſatiet wäre, fich jeden Augenblid an jene höhere Ordnung der Dinge zu 
dichten, ven der die menſchliche nur ein Theil ift? Dieſe Bedeutung hat ber 
Eid; and ganz mit Recht neunt ibm ein mittelalterliher Scriftfteller das „me- 

'eonjungens inferiora cum superioribus*. Wenn nämlid im Give Gott 
vum Bengen der Wahrheit und zum Räder ver Unwahrheit angerufen wird, fo 

dad nicht die Bedeutung, als ob Gott erft dadurch ein Willen von unſerm 
Uun bekäme, und als ob er erft beſonders autorifirt werben müßte, und zu 
hrafen, Gott ift allwiſſend und bedarf unferer Erlaubniß zu Nichts. Es foll viel- 
"erdurch dem Eid nicht die Aufmerkjamkeit Gottes auf ven Menſchen, fondern 
Ge des Menſchen auf Gott gelenkt werben; der Menſch ſoll ſich beim Eide 
2 jene Macht erinnern, welche über ver menſchlichen Ordnung thronend, dieſe 
důtzt und ſchirmt, und da für ſie eintritt, wo ihr aus ihr ſelbſt die Mittel zu 
her Aufrechierhaltung fehlen. 
Daß im diefer Weife der Eid für eim geordnetes Staats: und Rechtsleben 
ht zu entbehren fei, biefe Ueberzeugung ift den Völlern aller Jahrhunderte jo 
ef eingepflanzt gewefen, daß niemals ein Volt ernfthaft auf den Gebanten ge- 
oummmen it, fich des Eides, der mit den Uranfängen einer Rechtsentwichlung bei 
wem Volle vorhanden war, zu entledigen. Im der That hat jener englifche 
Stantömann recht, ber einmal äufjerte, fein Land könne drei Tage hindurch dem 
si eutbehren; und wäre es. nicht abſurd, ſich die Auflöfung aller Staatsorduung 
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überhaupt als möglich zu denken, durch die Abſchaffung des Eides fünnte man 
ſehr bald dazu gelangen, 

Wenn aber auch das Inftitut des Eides bei allen Völkern fich findet, 
fo ift doch die fonkrete Erfcheinung deſſelben und die Auffaffung im Einzelnen in 
den verſchiedenen Rechtsſyſtemen fehr verſchieden. So intereffant es num in mar- 
der Beziehung fein würde, die Normen über den Eid bei ven bervorragenten 
Kulturvölfern alter und neuer Zeit ind Auge zu faffen, fo muß doch jedem Ge 
danfen daran an dieſer Stelle entfagt werden; es muß bier vielmehr genügen, 
ven Blick auf Deutſchland einzufchränfen, wo der Grundgedanke des: Eibes br 
fonders tief erfaßt, die Ausbildung deſſelben befonvers reih und mannigfaltig it. 
Wir haben bei unferer Darftellung vorzugsweiſe die Geftaltung des Eides im ver 
Gegenwart im Auge; daß dieſe aber nur dann in genügender- Klarheit erkanz! 
werben fan, wenn wir bie Keime in der Vergangenheit aufgefucht und gebön 
gewürdigt haben, bevarf bei dem heutigen Standpunkte ver Wiſſenſchaft kaus 
einer Bemerkung. | 

I. Gefchichte. Allgemeine Grundfäge. Bei einer Gefchichte wi 
Eides in Deutfhland muß man naturgemäß ausgeben von den urfprüng liden 
germaniſch-heidniſchen BVerhältnifien, muß ſodann die, Einwirkung berüdit- 
tigen, welche Chriftenthbum und Kirdye währenn des Mittelalters hier. herder 
gebracht haben, um enblid das Verhältnig der Reformation und Revolutien 
zum Give zu berühren. 

1) Der altdeutfhe Rechtszuſtand binfihtlih des Eines. Wenn ver Er 
dazu dient, die menfchliche Rechtsordnung zu unterftügen, jo kann zwar fein, 
' und wäre fie mit den beften irbifhen Mitteln ausgeräftet, feiner ganz emtbehren: 
er wird aber da in der größten Anwendung ſich finden, wo jene Mittel am m 
vollfommenften find. Eine Unvolltonmenheit in ven Mitteln die Rechtsorbmma 
aufrecht zu erhalten tritt uns in hohem Grade aus den älteften deutſchen Zu 
ftänden entgegen, gerade damals aber war der Gebraud; bes Eides beſondere 
häufig. Ganz im Gegenfage zu der antiten Welt waren ja bei den Germanen 
die Grenzen der Wirkfamfeit des Staates fehr eng gezogen, indem man wit 
vom Staate als etwas Gegebenem und über Allem Stehenden ausgeht, ſonder 
das Individuum mit feiner jpecififchen Berehtigung zum Ausgangspunfte ninmt 
daher fam es num aber, daR es an einer ftarfen Staatögewalt und befonders m 
wohlorganifirten richterlichen Einrichtungen fehlte; je weniger nun der freie Manr 
durch ftaatlihe und irbifhe Schranfen bei feinem Thun und Laffen gebunven mar, 
deſto nothiwenbiger war der Hinweis auf eine höhere Weltorbnung im Eide. 

Um das nun auf dem Boden der Thatfachen nadyzumeifen, ift zweierlei nett: 
wendig; zunächſt muß gezeigt werben, daß bereits damals im Heidenthum ber 
Eid jene Beziehung auf das Göttliche gehabt babe, forann daß er wirklid 
in fehr ausgebehntem Umfang angewendet worten ſei. Erſteres ergiebt fih 
aus der Art ver Ableiftung. Schon der Drt ift harakteriftiich; es ift die 
gewöhnliche Gerichtsftätte, aber gerade diefe war den Göttern geweiht, es fint 
heilige Höhen und Haine, wo man die Gottheit felbft gegemwärtig glaubt. Noch 
mehr aber erhellt eine folde Beziehung ans der Form der Ableiftung; fie befteht 
wefentlih aus zwei Momenten, aus Rede und Berührung, die Eive gefchaben 
Ihon damals mit Mund und Band; es werben Götter angerufen und heilige 
Felfen und Steine berührt, aud wohl der Schwörende aus ver Fluth heiliger 
Gewäfler benegt. Inveflen find die Gegenftände ver Berührung allerdings ſehr 
verfchieden; jo ſchwört man im eigentlihen Deutſchland auch fehr häufig auf das 


Eid. 269 


Schwert, während uns aus Skandinavien von einem Ringe erzählt wird, ber 
a das rothe Blut eines im rechten Dinge geopferten Stieres getaucht, auf den 
Kitar gelegt, und beim Schwur berührt werden fol. Danach lautete die Formel 
yes gerichtlihen Eides in Skandinavien folgendermaßen: „Ich rufe auch deſſen zu 
Zeugen, daß ich auf den Ring einen Eid leifte in rechter Weife: fo helfe mir 
Steyr und Niordr und ber allmädtige Gott, als ich felbft pie Sache ver- 
folgen, oder der Sache widerreven, oder Zeugniß jagen, oder Wahrjprud thun, 
ser Urtbeil ſprechen will, wie ich es am Beften, am Wahrften, vem Rechte am 
Ungemefjenften vermag, und jo alle Rechtshandlungen vollführen werde, fo lange 
ih an viefem Dinge bin.” (Wilda, das Strafredt ver Germanen, ©. 979; 
Grimm, Rehtsalterthümer S. 896 ff.) 

Bas nun die Anwendung des Eides bei den Germanen betrifft, fo iſt es 
war den antifen Bölfern nie eingefallen, ihre Staatsordnung auf denſelben 
zu gründen, aber wir finden wenigftens ein jehr wejentlihes Element der Redyis- 
oxduung und Staatsordnung von Anfang an an den Eid geknüpft. Wir erinnern 
nämlich an die Stelle bei Tacitus, wo von dem Verhältniffe des- Dienftgefolges 
zum. Öefolgheren die Rede ift, und wo e& beißt: illum defendere, tueri, sua 
quoque fortia facta glorie ejus assignare, precipuum sacramentum est. 
Tae. Germ. ec. 14. Daß wirflid die Germanen ſich in ftaatlihen Dingen oft 
unmittelbar unter ver Gottheit fühlten, und von dort ihre Impulſe empfingen, 
dafür ift no jene Stelle des Tacitus merfwürtig, wo die Machtbefugniffe des 
dux auseinandergefest werben, und ſchließlich ausgefprochen wird, man thue etwas 

t: iussu ducis sed velut Deo imperante; Tac. Germ. c. 7; auch vie Zu— 
zichung der Priefter in diefer Stelle möchte nicht ohme Bedeutung fein. Ganz aus 
dieſem Sinne ift ver Ausprud ex Dei gratia entjtanden. Wenn fo ſchon ver Be- 
hand des Staats im Ganzen zum guten Theil auf dem Eive beruht, jo ift die— 
wenige Einrichtung des Staats, welde ausschließlich die Aufgabe hat, die Rechts— 
eronung aufrecht zu erhalten, nämlih das Gerihtswejen, faft ausfchlieflich 
anf denſelben gebaut. Wenn man fih daran erinnert, daß anfangs der Einzelne 
dem Cinzeinen mit jeiner Kraft gegenüber ſtand, und daß fie gar nichts gemein- 
james Höheres über ſich anerfannten, daß es alfo ein großer Fortſchritt war, 
wenn nur Überhaupt ver Staat intervenirte und man vom Fehdeweſen zum es 
richtsverfahren gelangte: jo wird man es nicht jo auffallend finden, wenn lange 
Zeit das Gefühl der Einzelberechtigung nod zu ftarf war, um zu dulden, daß 
der Staat fih mehr eingemifcht hätte, ald nur eben zur Vermeidung der offen- 
barften Gewalt nöthig war. Der Staat ftand noch im Hintergrunde, er war 
wht beteiligt bei dem Beginne des gerichtlichen Verfahrens, 8” ging dies vum 
des Finzelnen aus; er war aber aud) nicht betheiligt bei dem Verfahren, infofern 
allgemein verbindliche Normen gegeben hätte, in Gemäßheit welcher nad menſch— 
lihen Borausjegungen das Urtheil gefällt wäre, fondern da rief man vie höhere 
Macht zu Hülfe, der Beweis jtand bei den Göttern. Gottesurtheile und Eid find 
vie Hauptbeweismittel nah den Volksrechten; allerdings kommen auch Zeugen vor, 
aber mehr in einer Bedeutung wie bei ver freiwilligen Gerichtsbarkeit. Während 
min in den Gottesurtheilen die Entſcheidung ver menſchlichen Machtvollkommen— 
beit ganz entzogen und allein der göttlichen anheimgeftellt wird, fe legt man durch 
ven Eid die Entjcheidung® zwar in die Hand des Beichuldigten oder überhaupt 
eines dabei Betheiligten, fo jevoh, daß man fie nöthigt, ſich ihres Verhältniſſes 
zu einer böhern Ordnung der Dinge bewußt zu werben, die über ihnen fteht, 
und der jie für all ihr Thun und Laſſen verantwortlid find. Das galt damals 
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für das geſammte Rechtsgebiet; im Civilproceß ſowohl wie im Kriminalprocek 
werben foldhe Eide gefchworen. 

In einer zwiefahen Geftaltung nun tritt, uns der Eid aus dem altgermani- 
jhen Beweisverfahren entgegen; er wird entweber von der Partei allein ge 
ſchworen, und zwar mit wenigen Ausnahmen von dem Bellagten; in viefem 
Falle fpriht man von einem Eide sola manu, von einem einfahen Reimi- 
gungseide, von einem Eineide. Over aber der Eid ver Partei wird noch ver- 
ftärkt durch die Eide der Genoſſen; alsdann liegt ein Eid mit Eiphelfern 
vor. Welches von diefen beiden Inftituten das urfprüngliche geweſen fei, läßt ſich 
jhwer beftimmen; man würde vielleicht für die Priorität des einfachen Reinigungs- 
eides fich entſcheiden, wenn dieſer nicht in tem Volksrechten in fo wenigen Stellen 
und in fo untergeorbneter Bedeutung erwähnt würde. Er dient dort hauptſächlid 
zur Einführung einer Sache ins Gericht, wo dann natürlih der Kläger ihn 
Ihwören muß, und zur Erledigung von Incidentpunften; eine definitive Entſchei 
duug wird vermittelft feiner nur gewonnen, wenn der fonft geführte Beweis mif- 
lungen ift, ober in ſehr fleinen Sachen. Zur Zeit der Rechtsbücher ift das anders 
geworben, va findet fi der einfache Reinigungseid in vollfter Anwendung 9), 

Defto mehr finden wir glei anfangs den Eid mit Eiphelfern erwähnt. 
Die Eiphilfe fett nothwendig einen andern Eid voraus; es braucht das aber nicht 
nothwendig ein Neinigungseid zu fein, fonvdern kann eben fo gut in einem ®e 
fährbeeide von Seiten des Klägers, ja fogar in einem Zeugeneide oder promiffor 
chen Eide beftehen. Der Eid num, mit weldem die Eivhelfer einen folhen Haupt 
eid begleiten, bezieht fich feinem Inhalte nah nie darauf, daß eine beftimmte 
Ausjage oder Thatſache wahr fei, fondern daß der, dem fie helfen, einen wahren 
Eid ſchwöre; es handelt ſich alſo nicht um objektive, fondern um fubjeltive Wahr: 
heit. Die Eidhelfer jhwören, indem fie die Hände gemeinfam auf das Heilthum 
legen: dat sin eid si reine unde unmeine. Der Eid ver Eiphelfer ift alfo ein 
Glaubenseid, eine gefegliche Bürgſchaft, welche der Richter von vem Hauptfchwörer 
verlangt, damit er in deſſen Eid volles Bertrauen jegen könne, In dem Im: 
ftitute der Eiphelfer liegt demnach immer ſchon der Gedanke ausgeſprochen, daß 
doch der Einzelne fi der Gottheit gegenüber nicht ganz allein befindet, fonbern 
daß aud die Genofien an ver Beurtbeilung einer Rechtswidrigkeit Antheil babe 
müſſen; indeß ift doch der Berfuh, ver ftaatlihen Ordnung und objektiven feh- 
ftehenvden Normen Gingang zu verſchaffen, bier jeher jhüchtern, denn nur darüber 
legen die Eidhelfer ihren Eid ab, ob der Hauptſchwörer ein Menſch ift, zu dem 
man fich eines rechten Eides verjehen fann, der in inniger und wahrer Beziehung 
zur Gottheit fteht. Mit dieſer Stellung der Eidhelfer ftimmt es nun auch voll- 
fommen zufammen, wenn bei der Auswahl verjelben bejonvers auf perſönliche 
Bekanutſchaft mit dem Hauptfhwörer gefehen wird, und wenn in der Blüthezeit 
diejes Inftituts, wo es im feiner urfprünglichen Reinheit noch nicht durch fremp- 
artige Einflüffe beeinträchtigt war, die Verwandten des Hauptichwörers, welche 
ja zum Zeugniß unfähig fein würden, zur Eiphilfe zugelaffen werben, ja wenn 
oft jogar zu Gunſten ver perfünlihen Bekanntſchaft gegen einen weitern Grund- 


I, Dal. darüber und über das- Folgende den ausgezeichneten Auffag von Maurer über 
das Deweisverfabren nach deutfchen Rechten in der krit. Ueberſchau für die deutſche Geſetzgebung 
und Rectöwilfenichaft, Bd. V. Seit 2 S. 180 ff., wo nicht nur die (Ergebniffe der neuern 
Forſchung feit Rogge und Albrecht zuſammengeſtellt, fondern auch vielfach neue Auſſchlüſſe "geboten 
werden, 
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jag des altdeutſchen Procefrechts verjtoßen wird, und Weiber und Unmünbige 
von der Eidhilfe nicht ausgejchlojfen werden. Im Allgemeinen freilich verlangt 
man Leute männlihen Gejhlehts von perfünlicher Unbejcholtenheit. Bei der ber 
zeichneten Stellutg ver Eidhelfer kann es uns ferner nicht auffallen, wenn bei 
ver Beitellung vderfelben in jedem einzelnen Falle ver Hauptſchwörer, im deſſen 
Interefje die Eivhilfe vor fid) geht, die größte Betheiligung hat. Es enthält indeß 
noch feinen Wiverfprud gegen den Grundgedanken des Juſtituts, wenn bem 
Richter oder der Gegenpartei oder diefen beiden gemeinfam ein Einfluß dabei 
eingeräumt ift, wenn es namentlidy vorfommt, daß die eine Hälfte der Eidhelfer 
vom Hauptſchwörer frei gewählt wird, während bei der Beitellung ver andern 
Hälfte Richter und Gegenpartei konfurriren, Stets aber bleibt dem Hauptſchwörer 
ein jehr ausgedehntes Rekufationsreht; auch kommen alle dieſe Ausfunftsmittel 
erft im der fpätern Zeit vor, wo man unter veränderten Verhältniſſen die ganze 
Ginrihtung nicht mehr verjteht, und fie dod zeitgemäß aufzuftugen ſucht. Aus 
vem allgemeinen Principe ergiebt ſich aud der Maßſtab, welder bei der Beftim- 
mung der Zahl ver Eidhelfer obwaltet; je näher der Verdacht eines faljchen 
Eides liegt, deſto eifriger muß man natürlih darauf aus fein, diefen Verdacht 
zu zerftören; der Verdacht eines falſchen Eides entfteht aber beſonders, wenn bie 
Berführung zu bemfelben J iſt, alſo namentlich, wenn der Gegenſtaud des 
Rechtsſtreits bedeutend oder Strafe des in Frage kommenden Verbrechens 
ſchwer iſt. Dies iſt das erſte und hauptſächlichſte Element, wonach ſich die Zahl 
der Eideshelfer im konkreten Falle richtet; außerdem kommen wohl ähnlich wie 
bei ver Buße und beim Wergeld tie Standesverhältniſſe des Hauptſchwörers dabei 
in Betracht; doc ſcheint das nur eine untergeorpnete Rückſicht zu fein, die fi) 
wicht einmal überall findet und deren nähere Anwendung nod nicht gehörig aufe 
geflärt ift. Der Richter giebt übrigens durch feine Entſcheidung in dieſer Bezie— 
bung ven Ausihlag. Stets liegt bei der Berechnung das Duodecimalſyſtem zu 
Grunde, und danach giebt es eine auf und abfteigende Skala, doch pflegt man 
ſellen über den breifahen Zwölfereid hinauf, und unter den Dreiereiv hinunter 
zu geben. Indeſſen find auch das nur allgemeine Regeln, und in der Lex Ri- 
puariorum findet fi die Zahl von 72 Eidhelfern erwähnt. Ganz in Ueberein- 
ftimmung mit den obigen Grundſätzen ift endlich noch ver Umftand, daß ver 
Eiphelfer nur danı zum Schwur tritt, wenn er glaubt für die Reinheit des 
Haupteides dieſen ablegen zu fünnen; genügt do die bloße Weigerung der Eid» 
bilfe, um dem Haupteid die Kraft einer gelungenen Beweisführung zu nehmen, 
veum die Beweisführung gilt für mißlungen, wenn aud nur ein einziger Eid zu 
wenig erbradt iſt. Mau kaun ſich ja außerdem wohl ſcheuen für die Reinheit zu 
idwören, braucht darum aber noch nicht im der Lage zu fein, die Schuld aud) 
beſhwören zu können. Maurer, über das Beweisverfahren nach deutſchen 
Nechten, a. a. D. 

Wenn der Eid ein aus überirbifher Sphäre entnommenes Mittel ift, um 
den menſchlichen Rechtszuſtaud aufrecht zu erhalten, und er nur da Plag greift, 
wo vie menfhliden Mittel nicht mehr verfangen, fo erſcheint es nicht infonjequent, 
wenn man den Eid aud injofern dem Bereiche des menſchlichen Rechts entrückt 
anfieht, als für ven Meineid feine Strafe feftgefegt ift. Wie in dem Gefege 
der Juden bie zz... des Meineids vermieden ift, wie ferner auch die Rö— 
met anfangs von dem Örundfage ausgehen: Deum ultorem habet, und aud) 
jpäter der Meineid lange Zeit nur dann zur richterlihen Kognition fam, wenn 
ex beim Namen des Cäfar gefheben war, in welhem Falle ein crimen lese 
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majestäatis vorlag: fo fheimt auch in den älteften Zeiten der deutſchen Rechtsent- 
wicklung dev Meineid mit menjhlihen Strafen nicht geahndet zu fein, dafür aber 
ift dies Verbrechen mit den ſchwerſten Strafen von den Göttern belegt. Die 
Meineivigen batten nah germanifcher Religionsanficht einen beſondern Platz in 
der Hölle. 

2) Der Einfluß des Chriſtenthums und der Kirdhe, umd die Ge | 
ftaltung der Nechtögrundfäge über ven Eid während des Mittelalters. Bir 
auf allen Gebieten des höhern geiftigen Lebens, fo hat aud in der Sphäre des 
Rechts das Chriftenthbum und die chriftliche Kirche den wohlthätigften Einfluß auf 
Deutſchland ausgeübt. Indem aber das Chriftenthum überhaupt bei der Umwand— 
(ung, welche durch daſſelbe die Welt erfahren hat, mit möglihfter Berüdfichtigun; 
des Gegebenen und Geworbenen zu Werke ging, jo ift auch binfichtlic des Recht 
lebens nicht ohne Weiteres in alle vorhandenen Bildungen eingegriffen worden, jor 
dern nur dann trat das Chriftenthum umgeftaltend an viefelben heran, wenn fie mit 
ven höchſten Principien diefer Religion in Widerſpruch ftanden. Das Chrifterthun 
ift aber — und im Mittelalter tritt das ganz befonders hervor — jenes höher 
Element in ver Rechtsbildung, von dem wir oben geſprochen haben, welches der 
Gewohnheit und ven Geſetze feine Richtung giebt. War nun eine folde aus vem 
Heidenthume ftammende und mit dem Chriftenthum oder doch mit den Doltrinen 
der chriftlihen Kirche im Widerſpruch befindliche Rechtsſatzung tief in den natie 
nalen Eigenthümlichfeiten begründet, jo nahm der Kampf, welcher darüber zwi: 
ſchen ver Kirche und den Vertretern des deutfchen Nechtslebens fih entſpann, eft 
Jahrhunderte in Anspruch; aber jo langfam die Umwandlung dann erfolgen mochte, 
fie erfolgte fiher, und fiegreih ging die Kirche vor, wenn fie auch oft erft am 
Ende des Mittelalters zu ihrem Ziele fam. Schon im achten Jahrhundert fehs 
wir fie in ihren vornehmften Gliedern auf die weltliche Geſetzgebung den nad: 
haltigften, tiefgehendften Einfluß üben; indem dieſe ftille unmittelbare Einmirkumg 
nun beibehalten wird, fo tritt im ver Folge vie Kirche als foldhe mit ihren De 
fretalen auf, ohne ſelbſt im 14. Jahrhundert davor zurüdzufchreden, einheimht 
und eingemurzelte deutſche Rechtsinftitute fir ketzeriſch zu erklären. 

Machen wir nun die Anwendung davon auf ven Eid, Um beurtheilen zu 
fünnen, wie weit hriftliche Principien hier eingewirkt haben, tft es vor alle 
Dingen erforverlic, über den Inhalt diefer riftlihen Principien felbft ins Klar 
zu kommen. 

Die Lehre vom Eide fteht num auf dem Boden des Chriſtenthums durchaut 
nicht unangefodhten da, ſondern von dem Zeitpunfte an, wo das Chriftenthum 
in die Erſcheinung trat bis auf ven heutigen Tag find gerade über den Haupt: 
punft, über die Frage nämlih, ob der Eid den Chriften erlaubt fei ober 
nicht, die Meinungen vielfach getheilt gewefen. Es kann uns bier nun nmmög- 
(ih in den Sinn kommen, eine Prüfung dunkler Bibelftelen vornehmen und und 
damit auf ein Gebiet wagen zu wollen, was nad der Ausfage eines neueren 
Schriftſtellers trog einer exegetiichen Vorarbeit von 19 Jahrhunderten zum wilfen: 
ihaftlihen Abſchluß feineswegs reif ift. Es ift dergleichen aber auch glücklicher 
weife zu unſerm Zwecke gar nicht nothwendig, da es volllommen genügt zn 
fonftatiren, daß die Kirche, fowohl die fatholifche mit Einfhluß der griechifchen, 
als die proteftantifche in ihren beiden Konfeſſionen, eine fefte Anficht über biejen 
Punkt von jeher gehabt hat; die einzelmen Stellen, die den Eid für umerlanbt 
erflären, nehmen dem gegenüber nur nod ein hiftorifches Intereffe in Anſpruch 
und werben nur genannt, um daraus ermeflen zu fünnen, mie der Eid fort 
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vährenden Anfehtungen unterworfen geweſen ift. Es genügt aber diefes unfer Ver— 
fahren um jo mehr, als die herrſchende Anficht der Kirche ſich ſchon lange vor— 
er zu einem feftftehenden Lehrſatze gebildet hatte, ehe kirchliche Einflüffe auf 
Deutfchland wirken fonnten; die Kirche trat alfo auch bier vbllig abgefchloffen 
vor Das germaniſche Leben. 

Der Standpunkt der Kirche binfichtlich des Eides ift nun aber, näher be- 
trachtet, der, daß fie zwar mit aller Entichievenheit ſich dahin ausſpricht, er ſei 
äne durchaus erlaubte Handlung und auf keine Weife im Widerſpruch mit Gottes 
Bert, daß fie aber zugleid eine große Scheu vor der Eidesleiſtung zeigt, und 
ſich bemüht fie in möglichft enge Grenzen zu ziehen. Nicht daß der Eid an ſich 
Sünde wäre, wird von der Kirche behauptet; und wenn man zum Beweiſe einer 
derartigen Unterftellung das Verbot des Eides beim Klerus, das Verbot des: 
jelben im den gefchlofjenen Zeiten angeführt bat, jo beweist das Beides nichts, 
Denn abgefeben davon, daß das abfolute Verbot hinfichtlih des Klerus nur jehr 
turze Zeit in Geltung gewefen ift, fo verlangt gerade der Klerus eine befondere 
fittfiche Integrität; diefe fünnte aber, wie wir weiter fehen werden, durch zu 
häufige Eide Gefahr leiden, Das Verbot in den gefchloffenen Zeiten jagt vollends 
über die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit einer Handlung gar nichts, und wenn 
man von diefer Seite her den Eid angreifen will, jo gilt daſſelbe hinſichtlich ver 
Ehe; im jenen Zeiten fol man eben ganz im die Betrachtung desjenigen verjenft 
iein, was ihnen die befonbere Bedeutung gegeben bat. Wenn nun aber aud 
ver Eid nicht an fih Sünde ift, fo ift er doeh nad kirchlicher Auffaflung eine 
Folge ver Sünde: jo hat aud Chriftus nicht gejagt, der Eid ift ein Uebel, ſon— 
dern er ift vom Uebel. Und wie ver Eid eine Folge der Sünde ift, fo kann er 
auch leicht Beranlaffung bieten zu neuer Sünde, denn nicht weit vom ide liegt 
ver Meineid, und je häufiger die Give werben, defto näher liegt die Gefahr des 
Meineids. In diefer Weife ſprechen ſich in unendlichen Variationen die Kirchen— 
väter aus, das Dekret Gratians ift voll von dergleihen. So vergleicht Gregor 
von Nazianz das häufige Schwören einem Steine, der einen Abhang bernieder- 
rollt und endlich in vie Tiefen nes Meineivs ftürzt; fo fagt Augnftin: falsa 
juratio exitiosa est, vera juratio perniciosa est, nulla juratio secura est; bad 
befannte Wort: „Ihr follt Überhaupt nicht ſchwören“ fei nicht gejagt, als ob das 
Bahrfhwören eine Sünde wäre, aber das Falſchſchwören jei eine unendliche 
Sünde; er ſchwöre daher aud nur magna necessitate compulsus. Mit viefer 
Anfhauung tritt die Kirche, nachdem fie im untergehenden römiſchen Reiche weber 
hierin noch fonftwo in den Redhtseinrichtungen etwas hatte wahrhaft umgejtalten 
men, vor bie jugendfräftigen und entwiclungsfähigen germaniſchen Nationen. 
58 war eine mittlere Anfiht, mit der fie Fam; fie lag. in der Mitte zwijchen 
der gänzlichen VBerwerfung des Eides und der Erhebung veflelben zu einem Selbſt— 
mwede; ver Eid ift ein von Gott gegebenes Mittel, um die menſchliche Rechts— 
ronung aufrecht zu erhalten; er muß aber, um großes Verderben zu vermeiden, 
parfam angewendet werben. 

Wir wollen fehen, was bie Kirche ausrichtete, 

Zunächſt verfteht es fih von felbft, daß an die Stelle der heidniſchen 
Gidesformel eine hriftliche trat; ftatt des Niorbr, Freyr und Thor ruft 
man jeßt Gott und feine Heiligen an, ftatt auf Schwert oder Felſen legt 
man die Hand auf die Bibel, auf das Kreuz, auf den Reliquienfaften 
der Heiligen. (Grimm, Rechtsalterth. S. 50 ff., ©. 896.) In feiner Weile 
ſcheint dagegen das Erheben der drei Finger eine durch das Ehriftenthum 
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mit Hinblid auf die Dreieinigfeit hervorgerufene Uebung zu fein, vor allen Din- 
gen wohl deßhalb nicht, weil das Erheben der drei Finger erft ſehr fpäten Ir 
jprungs ift, fo daß nod in dem betreffenven Artikel ver Karolina blos von zwi 
Fingern die Rede ift (viefe follen als Strafe des Meineids abgehauen werden 
und noch Luther die zwei finger mit zwei Zeugen vergleicht; ja noch heutzutag: 
ift der Gebraud der drei Schwörfinger nicht allgemein; rauen und Geiſtlich 
fhwören gewöhnlich ohne jede Erhebung ver Hand. Wie allerdings die drei du 
ger beim Eide zu erflären feien, wifjen wir nicht, denn wir fönnen uns ummöy 
lid dem rationaliftifchen Erklärungsverfuhe Hommels anſchließen, der da meint 
durh das Aufheben von zwei Fingern füme es ganz natürlich, daß aud de 
dritte mit in die Höhe ginge. Das jcheint nun übrigens jedenfalls als feft ur 
genommen werben zu dürfen, daß durch das Chriftenthum die Sitte des Han 
aufhebens entftand. Uns würde es genügen, das aus der allgemeinen Erhebus 
zum Himmel zu erflären, die auch äußerlich angedeutet werden ſoll; indeſſen jür 
Arnold von Mainz hat profaijcher, vielleicht aber richtiger e8 aus dem Cifer de 
Geiftlichkeit hergeleitet, vie befehrten Heiden von dem Berühren irdifder Or 
genftände abzuhalten. Wie hartnädig ver Kampf war, ven vie Kirche jelbit üter 
die Umgeftaltung der Form des Eides zu führen hatte, das geht Daraus hr, 
daß auf dem vierten Koncil von Karthago vie Erfommunifation über die Anka 
verhängt werben mußte, welche bei ven Kreaturen jchwören, und noch viel Inte 
hält man Strafbeftimmungen gegen diejenigen Geiftlichen für nöthig, welde be 
Haupte Gottes ſchwören; vergleichen findet fid) im Dekret Gratians aufgenomms, 
und zum Klaren Beweije, daß es noch praktiſch ift, mit fog. dieta Gratiani u 
geftattet. Friefen und Longobarven ſchwören nur die wichtigern Give auf di 
Evangelium, unmwichtigere aber beim Gewande, auf vie geheiligten Waller 
(Grimm, Redtsalterthy. S. 899.) — Der Ort zur Wbleiftung des Gives wu 
nicht, wie oft fälfhlih angenommen wird, die Kirche, nicht vor dem Geiſtliche 
wurde gejhworen, ſondern an der Gerichtsjtätte vor dem Richter; Reliquientafte 
waren meift auf der Gerichtöftätte vorhanden, ſonſt wurden fie jedesmal and da 
Kirche dorthin geſchafft. . 

Wie ftellte fi aber die Kirche gegenüber dem häufigen Gebraude " 
Eides im germanifchen Rechtsleben? Wir fehen fie zunächſt gar nicht gegen # 
jenige Anwendung des Eides auftreten, welde zur Feſtigung der dffentliät 
Drdnung und der Staatögewalt im Allgemeinen dient. Das Sacramentum N 
Gefolgihaften wird feit ver Völkerwanderung immer häufiger erwähnt u 
jhon bei Marculf findet fi eine Formel, wonach alle Freien dem Könige de 
Eid der Treue fhwören müflen. Das Lehenswejen beruhte zum großen This 
auf dem Eide. In vielen einzelnen Einrichtungen tritt an die Stelle einer ftart 
Gewalt der Eid, fo in dem Inftitute ver Urphede. Wenn vie ſtaatliche Ort 
nung fih ganz zu lodern beginnt, oder wenn mehrere jelbftftändige Gemeinweſet 
zufammentreten wollen, fo entftehen Eidgenoſſenſchaften. Die Kirde nun | 
weit entfernt diefer weiten Anwendung des Eides entgegenzutreten, bebiente 14 
deffelben vielmehr zu gleichem Zwede, zur Konfolivirung einer ftaatlichen Gewalt, 
zur Aufrechterhaltung eines öffentlichen Friedens. Als im Frankenreiche in delt 
vielfaher ungünftiger Umſtände eine Rechtsunficherheit und eine Auflöfung al 
geſellſchaftlichen Bande hereingebrohen war, wie fie ohne Gleichen in ber Ge⸗ 
ſchichte iſt, als dort alle menſchlichen Mittel nichts mehr verfingen, da ſtellle 
die Kirche in der Errichtung des Gottesfriedens die Wiederaufrichtung um 
Erhaltung der Rechtsordnung unmittelbar der höhern Macht anheim; im Gottet 
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frieden ift aber gerabe der Eid von befonverer Bedeutung. Die Kirche bediente 
fih aber fogar des Eides zu einem ähnlichen Zwede anf ihrem eigenen Ge— 
biete; zwar die Organifation der Hierarhie wäre auch ohne ven Eid feft ge- 
meien, ed wurde aber immer mehr gebräudlih, daß die Biſchöfe dem Metropo— 
ten oder dem Papfte, daß die niedern Geiftlihen dem Bilchofe ven Eid des 
Gehorſams leifteten. Endlich bei der Regulirung des Verhältniſſes unter den bei- 
den großen Gewalten des Mittelalters kamen ebenfalls Give vor, denn ide 
chwuren gegenfeitig Bapft und Kaifer. 

Hinfihtlih des Berfprehungseides kann man über die Stellung, welde 
die Kirche dazu einnimmt, zweifelhaft fein; die gemeine Meinung geht dahin, daß 
das Auſtemmen diefer Art des Eides der Kirche allein zuzufchreiben fei. Ohne 
bier nun eine endgültige Anfiht ausfprehen zu wollen, und ohne hier irgend 
Belege anführen zu können, ſcheint es und doch, daß au der Verſprechungseid 
im germanifchen Kechtsleben feine Wurzel hat, daß die Kirche ihn in feiner 
Yelung vorfand, und daß fie wieder nur hinzutrat, um dadurch, daß fie in 
ihm ein Gott gegebenes Verſprechen annahm, ihm eine tiefere Bereutung und 
beſere Begründung zu geben. Bon ver Kirche ift ver Grundfag, daß der Eid 
einem nicht Hagbaren Geſchäfte Klagbarkeit verleihe, nirgends in dieſer Allgemein- 
beit ausgeſprochen, und nur aus zwei oder drei Stellen in ven päpftlichen Defretalen 
kann jeine Geltung abftrahirt werden, fo daß es auf dem Standpunkte des fanoni- 
ſchen Rechts allenfalls zweifelhaft fein könnte, ob ver Inhalt jener paar Stellen 
ut als Singularität zu faſſen wäre, 

Ganz anders ftellt fic) die Kirche gegen die Eide im deutſchen gerihtlihen 
Berfahren, welche fie von Anfang an als dem Seelenheil gefährlich verwarf. In- 
deſſen das deutſche Gerichtswefen war zu tief mit dem Wefen des deutſchen Volks 
vermadien, ald daß die dagegen gerichteten Beftrebungen ver Kirche fo leicht 
Kitten von Erfolg fein können. Es bietet ſich uns bier in der That eine fehr 
terefante Entwidlung dar; fo ftarf war anfangs der Wiverftand des germani- 
Nben Geiftes gegen die von Rom beabfichtigte Unterbrüdung des Reinigungseides 
und der Eidheifer, daß der germanifche Klerus in dieſer Frage Jahrhunderte lang 
nicht zu Kom, ſondern zu feinem Volksthum ftand, ja diefe Inftitute fogar auf 
das eigne lirchliche Gebiet übertrug; fo ſtark war aber doch endlich das Andrin- 
gen der Kirche, die bier, wie fait überall im Mittelalter, ven Foriſchritt vertrat, 
it) jahrhundertelangen Kämpfen jener Eid, nachdem er zuvor vom kirch— 

Boden entfernt war, auch im Gebiete des weltlihen Rechts unterdrüdt 
wurde Alſo auch die Kirche bediente fich eine Zeit lang der germanifchen Anwen- 
Bungites Eides in ihrem gerihtlihen Berfahren; fie beviente fich deſſelben 
Wim ganzen Bereiche ihres Gerichtsweiens, gegen Geiftliche fomohl, wie 
m Raien, fie beviente fich beider Erſcheinungsformen des gerichtlihen Eides, 
des Heinigungseides fowohl als der Eidhelfer. 

a8 num zumächit die Anwendung von Reinigungseid und Eiphelfern ge— 
Im Geiftliche betrifft, jo kommt ver einfache Reinigungseid bereits im erften Drittel 
"eb achten Jahrhunderts im Frantenreihe vor, die Eidhilfe dagegen, zwar ſchon 
Karls des Großen Zeit in gewohnheitsmäßiger Uebung, wurde auf dem beut= 

Notionalfoncilium zu Mainz 852 zu gefegliher Geltung erhoben. Mit ver 

Gen Begründung dieſer Inftitute auf dieſem Gebiet fieht es jehr mißlich 
Ws, denn wenn ſich auch für ven einfachen Reinigungseid noch ein Brief Gre— 
rs IL anführen läßt, fo hat doch die Eidhilfe Ieviglicd jenen Beſchluß des 
Rainer Rationaltoncils für fih, und weit entfernt daß Rom ſich dafür aus- 
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gefprochen, könnte man eher jagen, es hätte ſich geradezu offen dagegen erflärt. 
Denn während die angebliche Defretale des Papftes Leo, in mwelder viefer ſich 
Karl dem Großen — billigend hinſichtlich der Eidhilfe ausſpricht, und 
welche bei Benediktus Levita vorkommt, ganz einfach gefälſcht iſt, ſo wird in den 
falſchen Dekretalen, welche doch die wahre Meinung Roms enthalten, geradezu 
geſagt, es ſei unziemlich, wenn Geiſtliche ſchwörten, ſie ſollten nur ſchwören pro 
fide recta; es iſt das ein Ausſpruch, ver ſogar noch weiter reicht, als gegen bie 
Eidhilfe. Indeſſen der Reinigungseid der Geiſtlichen ſcheint in der That von Rom 
nicht ganz verworfen zu ſein, wenigſtens wird im Decretum Gratiani ihnen eine 
mäßige Anwendung deſſelben geſtattet; von Eidhelfern iſt auch dort nicht die 
Rede. Es mag richtig ſein, daß man Eid und Eidhelfer anfangs nicht ſowohl 
wie gerichtliche Vertheidigungsmittel als vielmehr wie ein Disciplinarmittel be— 
trachtete; indeſſen ſehr bald ging doch beides in einander über, und im 12. Jahr 
hundert fteht e8 ganz feft, daß die Verweigerung des Neinigungseides nicht blet 
die disciplinare Suspenfion, fondern ein gerichtlihes Straferfenntniß zur Folge 
hatte. Nach Allem fcheint es, daß der deutfche Klerus ſich hier, vielleicht unbe 
wußt, dem deutfchen Geifte anbequemen mußte; es follte vie lucida sacerdotii 
dignitas in jeder Weife aufrecht erhalten werben; das gefhah aber am beſten, 
wenn man fich derfelben Mittel bediente wie das Bolt, an deſſen Glauben über 
die fittliche Integrität der Geiftlichkeit ja Alles gelegen war. 

Nod viel ftärker tritt das Eingehen der deutſchen Kirche auf deutſche Eier 
richtungen zu Tage, da wo ihre Strafgewalt ſich auf die Laien erftredte, in 
den Senbgerichten; dort war aud) in der That aus demfelben Grunde ein nob 
näheres Gingehen vonnöthen. Das germanifhe Beweisfyften war im Send bit 
auf das unbedeutendſte Detail recipirt. Im Send kommen nicht blos Eid mt 
Eidhilfe vor, fondern ebenfo die Gottesurtheile, und während die purgatie 
canonica blos bie beiden erften Inftitute umfaßt, fo erſtreckt fi die purgatio 
vulgaris aud auf die Oottesurtheile. Indeß die Gottesurtheile ftanden doch za 
ſehr im Widerſpruch gegen die kirchliche Lehre, als daß man fi in Rom mit 
diefer Maßnahme des deutſchen Klerus hätte einverftanden erflären fönnen; um 
wenn man binfichtlich der Eidhilfe lange Zeit die fo oft vom päpftlihen Stubt 
befolgte Marine angenommen und ignorirt und gefhwiegen hatte, jo ift das * 
genüber den Gottesurtheilen nie geſchehen: diefe find ſtets gemißbilligt und 121 
auf dem vierten lateranenſiſchen Koncil für ketzeriſch erflärt worden. Die Gottesurtheil: 
beginnen in Folge davgn auf dem kirchlichen Gebiete zu weichen; als aber auf 
diefe Weiſe erft ein Riß in das von der Kirche befolgte germanifche Beweisver— 
fahren gefommen ift, fo beginnt nun aud eine fehr heftige Oppoſition gegen 
Eid und Eidhelfer, ja fo heftig ift viefe, dag die fhon in Abnahme gefommenen 
Gottesurtheile für einen Augenblid wieder Boden gewinnen, weil man fie für 
weniger unerlaubt hält als die Eidhelfer. Hauptfählih wirft aber zur Abfchaffung 
biefer Inftitute das ſeit Innocenz III. an Stelle des frühern Accnfationsverfab- 
rens getretene Ingquifitionsprincip; mit dem Aufgeben des Accufationsprincips war 
in der That die Hauptveranlaffung, welche zur Anwendung jener Mittel ſowobl 
bei Geiftlihen als bei Laien geführt hatte, hinweggefallen. Indeſſen vie gänzliche 
Abſchaffung geht doch ſehr langſam vor fi; die purgatio canonica hat aud im 
Proceßfyfteme Innocenz III. nod immer eine fubfiviäre Stellung; allmäbhlig 
kommt fie ganz außer Geltung. Hildenbrand, purgatio canonica und vulgaris. 
Münden 1841. ©. 35 ff. 
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Erft nachdem die Kirche aus ihrem eignen Gerichtsverfahren Eid und Eidhilfe 
„rückgedrängt hatte, konnte fie daran denken, deren Anwendung aud in den 
veltliden Gerichten zu bintertreiben. Veranlaffung mochte allerdings für vie 
Kirche vorliegen, fi gegen vie Behandlung zu erklären, welche dieſe Beweis: 
nittel in den meltlihen Gerichten damals erfuhren. Abgefehen nämlich von ver 
Matfienhaftigkeit des Schwörens überhaupt, fo lag noch ganz befonders in dem 
Inhalte des Eides der Eidhelfer eine große Gefahr hinfihtlih des Meineids, va 
es belannt ift, daß Krebulitätseive ftets mit größerm Leichtfinn geſchworen werben, 
al® andere Arten von Eiben. 

Noh im Sachſenſpiegel ift nun das alte germanifche Princip in voller 
Geltung; es heißt dort: Ssp. I 18, $. 2, svat so de man vor gerichte nicht ne 
dut, svo wetenlik it si, dat he des mit siner unscult untgeit, unde man’s in 
nicht vertugen ne mach. Auch die Eidhelfer, obgleich fie nicht fo genannt mwer- 
ven, kommen im Sacjfenfpiegel häufig vor, und find, wie wir auch fonft wiffen, 
geltenden Rechts, Nun giebt es im Sachſenſpiegel mehrere Säge, welche nad) ber 
Anfiht der Kirche mit den Principien des göttlichen Rechts nicht übereinftimmen, 
amd über weldhe fi, als fie anderthalb Jahrhunderte nach der Abfaffung jenes 
Fechtsbuchs noch feine Aenderung erfahren haben, zwifchen geiftliher un welt 
licher Macht ein heftiger Kampf erhebt, ver mit der Verurtheilung von vierzehn 
Artikeln res Sachlenfpiegels durd Gregor XI. 1374 endet. (Vgl. d. Art. „Eile 
v. Replow“) Unter den damals für ketzeriſch erklärten Artikeln beziehen ſich 
mehrere auf das altveutiche Beweisverfahren, und bier find es aufer Gottes- 
ubeil und Zweilampf, befonders Eid und Eidhelfer, von welchen behauptet wird, 
daß fie dem göttlichen Rechte entgegen feien. Zwar die Gottesurtheile und ver 
Sweitanpf find das Schlimmere; ihnen gegenüber fommt ver Eid nicht in Be- 
tadt, und falls er dazu dienen fann, eins von diefen Beweismitteln zu hinter 
treiben, jo wird er geduldet, und ber Papft geht nicht auf ven Antrag Klenkoks 

m, au die Anwendung des Eides zu verwerfen, daß die Parteien im Zwei: 

kampfe jeve ihre Unſchuld beſchwören fol; unter den fieben Artikeln, die von 

lenlol als letzeriſch bezeichnet, vom Papft aber nicht dafür gehalten find, befin- 
bet ſich aud diefer. Indeſſen auch Neinigungseid und Eidhilfe fteht mit dem 
göttlichen Rechte im Widerſpruch. Was nämlich zunächft den Reinigungseid an- 
Iongt, fo wird weniger Gewicht auf den Umſtand gelegt, daß ein Dieb, ver in 
der linfen Hand das Geftohlene halte, mit der rechten aber [hwöre, auf Grund 
deflen entgegen dem allgemeinen Gerechtigkeitsgefühl freigefprohen werben müſſe; 
der Sauptgrund wird vielmehr aus der Nichtübereinftimmung dieſes Beweismittels 
wit der Bibel entnommen, denn in der Bibel ift das göttliche Recht enthalten. 
Riht als ob der Eid an fi mit der Bibel in Widerſpruch ftünde: nur ber 
Reinigungseid ift der Bibel entgegen, va es bei Matth. heißt: in ore duorum 
vel trium testium stat omne verbum. Gegen die Eivhilfe wird noch befonders 
geitend gemacht, daß dadurch die Mehrheit einen entſcheidenden Einfluß auf das 
Urtheil gewinne, was nach der Bibel nicht ftatthaben dürfe, wo gefchrieben ftehe: 
te acquiescas in judicio sententie multorum; fonft wäre ja aud Chriftus mit 
Recht verurtheilt, denn vie Mehrzahl hatte das Kreuzige über ihm gerufen. 
Homeyer, Iohannes Klenkot wider den Sachfenfpiegel. Berlin 1855.) Unter- 
bien war nun auch die Entwidlung des deutſchen Proceffes rein aus fid) heraus 
Mer den veränderten Berhältniffen mit innerer Nothwendigkeit jo meit gebiehen, 
Rp ver Reinigungseid immer mehr verfhmwinden mußte und daß an 
die Stelle ver Eidhilfe das Zeugniß trat. So trifft Alles zufanmen, um 
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das Gebiet des Eides im gerichtlichen Berfahren zu beſchränken. Dennoch geht vie 
völlige Abſchafſung nur ſehr langfam vor fid. 

Wie die Kirche fih bemüht hatte, die Anwendung des Eides zu vermin: 
dern, fo ging fie aud darauf aus, um aud von der Seite her der mit ven 


Eide verbundenen Sündhaftigkeit entgegenzutreten, ihn vor ihr Forum zu ziehen: 
es konnte nämlich zweifelhaft fein, ob ein Eid in einem gegebenen Falle rechte 


verbinblich fei oder nicht, und aus folhen Zweifeln konnten zum Minveften Ge 
wiſſensbedenken entftehen; die Kirche fprach daher wegen Zwangs, Betrugs um 
Irrthums Relaration aus, fie entband durd Interpretation von folden Eiden 
die wegen ihres Gegenftandes ungültig waren, oft wurden ven Betreffenden geif: 
liche Strafen aufgelegt, es follte Niemand Richter in eigner Gewifjensfache fein 

No einige Worte Über den Meineid. Der Meineid war während de 
Mittelalters unter die Zahl der Verbrechen getreten; ſchon in den fränkiſe— 
Kapitularien finden ſich für denſelben die ſchwerſten meltlihen Strafen, und ı 
den Rechtsbüchern nimmt er ebenfo feinen Platz ein. In wiefern die Kirche day 
mitgewirkt hat, möchte ſchwer feftzuftellen fein; auf ihrem eignen Gebiete ten 
fie nur geiftlihe Strafen dafür, für Geiftlihe tritt Entfernung vom Amte ein, 
für Laten Buße und Erfommunifation. Es finden fi in den Beidhtbüchers mt 
im Delete Gratian's ſehr viele Abftufungen in der Strafe, je nah der Schee 
des Meineids im beftimmten Falle; fo foll ver Meineiv, welder vor einem Bi 
jhofe oder vor einem geweihten Kreuze gejhworen wird, mit breijähriger Bu 
berjenige aber, welcher vor einem nicht geweihten Kreuze geſchworen wird, mi 
nur einjähriger Buße geahndet werben; Eide aus Nothwendigkeit, für pas kehe 
geleiftet, haben eine noch geringere Zare. Im Allgemeinen wird von Geiten w 
Kirche darüber Klage geführt, daß über die Sünde des Meineids zu gering # 
dacht würde, und eingefchärft, daß er an Schwere dem Ehebrud und dem Mort 
vollfommen gleichftehe. 

Was endlich den Einfluß. des zu Ende des Mittelalters in Deutfchland ein 
gebrungenen römifhen Rechts auf den Eid betrifft, fo ift dieſer im Ganyan 
jehr unbebeutend gewefen, indem die allgemeine Auffafiung des Eides und tie 
Form gar nicht davon berührt wurden; und wie bie Neception des rämiide 
Rechts überhaupt durchgreifend nım auf civilrechtliche Verhältniſſe gewirkt hat, t 
ift der Eid nur infofern er fih anf ſolche bezieht, alfo nur im Civilrecht m 
Civilproceß, dadurch modificirt; feine Grundlage bleibt troßvem zum Theil ze: 
maniftifh, zum Theil fanoniftifch. 

3) Der Einfluß der Reformation und die fpätere Entwidlun. 
Die Reformation hat in verfchievenartiger Weife auf ven Eid eingewirkt; es gr 
ſchah damals eine neue Prüfung der chriftlichen Lehre anf Grund der Schrift 
und es hatte einen Augenblid den Anſchein, als ob die Anſicht, nach welcher te 


Eid in der Bibel verboten wäre, eine große Anhängerfchaft um ſich faınmeln fellte. | 


Dieſe Anfiht war während des Mittelalters, wo doch die Kirche ihr Regiment Ir 
ftraff hielt, von Zeit zu Zeit immer wieder aufgetaucht, und troß der Verdam 
mung, bie deßwegen jhon 431 auf der üfumenifchen Synode zu Ephefus über 
die Pelagianer verhängt war, ftellten doc die Katharer, Walvenfer und Albigenfer 
neben ihren übrigen Kegereien auch dieſe wieder anf. Wie kann es auffallen, 
wenn dergleichen damals in ber Zeit ver allgemeinen Gährung wiederholt wurt’ 
Schon Erasmus hatte fih, wenn aud vorfihtig, fo geäußert, und Wicleff war 
auf dem Koncil von Konftanz unter andern auch deßhalb verurtheilt, weil er alt 
Eide, die fih auf ein Bermögensintereffe beziehen, für verwerflich und jchriftwibrig 
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Mlärt hatte. Als nun die Reformation wirklich begonnen hatte, fo erklärten ſich 
arlſtadt umd nachher die Wievertäufer auf das Entjchiedenfte gegen den Eid; 
as den Artikeln der Bauern, die praftiiher waren, blieb ein berartiger Proteft 
sagegen weg. So wenig nun bie Reformation mit jenen Richtungen überhaupt zu 
hun hatte, jo wenig mit diefer einzelnen Behauptung. Auch nicht die freie Bibel- 
ferſchung hat dazu mitgewirkt, die zmeifelhafte Eregefe mußte nur einen Vorwand 
wit liefern; es waren ja überhaupt weniger eregetiiche Aengftlichleiten, als das 
Verlangen, ein neues Reich zu gründen ohme Obrigkeit, Ehe u. f. w., was dem 
Treiben ver Wiedertäufer Nahrung gab. Im dieſer Weife ſieht venn auch Luther 
vie Sade an, der ſich in unzähligen Stellen feiner Schriften ganz fo, wie er 
fih fonft gegen wiedertäuferiiche Unordnungen auszuſprechen pflegt, hierüber äußert. 
Er geht im Allgemeinen ganz in Uebereinftimmung mit dem heiligen Auguftin und 
mit Thomas von Aquino davon aus, daß der Eid eine Folge unferer Sündhaf— 
tigteit fei, und daß man bvenfelben möglichft meiden müſſe. Aber ganz dharafteri- 
ſtich für tie Luther'ſche Auffaffung und ganz im Gegenfab gegen die Wiever- 
tänfer fiebt er, woran Auguftin in feiner verderbten römischen Welt nicht denken 
fonnte, in der engften Berbindung des Eides mit der Obrigkeit eine Gewähr für 
deſſen gefahrlofe Anwendung; es verhalte fid) mit dem Eide ganz ebenfo wie mit 
dem Schwerte, welches auch in der Hand der von Gott gefeßten Obrigfeit feine 
Rechtfertigung erhält. Durchaus vem entſprechend, und fehr feft und entfchieden 
erflären ſich die Bekenntnißſchriften der beiden evangelifchen Konfeffionen über ven 
Eid; und befonvders im Art. 16 der Conf. Aug. und Apolog. Conf. Aug. wird 
unter Berwerfung der deffallfigen Lehren der Wiedertäufer erflärt, daß Chriften 
die von der Obrigkeit aufgelegten Eide ſchwören können. Aehnlich fteht e8 in ber 
Conf. Helv. Die Wievertäufer verſchwinden alsbald vom Scauplage; wie aber 
mande ihrer Lehren, jo wird aud diefe von einer Sekte feftgehalten, welche in 
mander Beziehung Aehnlichkeiten mit ihnen bat, indeß fehr viel milder ift und 
N ganz in den Schranken ver Ordnung hält — die Mennoniten; wir fommen 
darauf noch zurüd. 
Indem fo vie Reformation den richtigen Standpunkt hinſichtlich der Auffaf- 
Jung des Eides durch die Autorität der Neformatoren und der ſymboliſchen Bücher 
befeftigte, hat fie auch noch in anderer Beziehung einflufreih und hier zugleich 
umgeftaltend gewirkt. 

Zunächſt erftredt ſich diefer reformirende Einfluß auf die Form; man hielt 
s evangelifcherfeit8 mit der neuen Lehre für unverträglih, in der Eidesformel 
vie Hilfe der Heiligen anzurufen; es famen daher in den einzelnen evangelifchen 
tmitorien jehr bald neue Eidesformeln auf, in Gemäßheit deren die Betheurung 
af Gott und das Evangelium zur Negel wurde; andere Faſſungen vefjelben Ge: 
deulens oder Zufäge kommen auch vor. Schwierigkeiten entftanden nun aber bei 
den Reihsgerichten, und zwar erhoben zunächſt die evangelifhen Affefforen des 
Neihötammergerichts deßhalb eine Beſchwerde, in der fie ausführten, daß fie fich 
durd die bisherige Formel in ihrem Gewiffen bejchwert fühlten. In Folge deſſen 
wurde ſodann durch ven Reichsabſchied von Paffau 1552 die Berufung auf bie 
Heiligen und das Evangelium als in gleicher Weife zuläffig eıflärt, fchon in dem 
Reichsabihien von Augsburg 1555 aber wurde enbgültig feitgefeßt, daß der Eid 
af Gott und fein heiliges Evangelium als die alleinige für beide Konfeffionen 
gültige und verbindliche Formel bei den Reihsgerichten gelten folle. In Bezug anf 
vie Givesformel ift alſo durch die Reformation, trogvem daß etwas Neues ge- 
haffen ift, keine Zwiefpaltigkeit in Deutſchland hervorgerufen; es ift das eine von 
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den, wie man es wohl ausgebrüdt hat, lebenden Unionszeihen der hriftlichen 
Kirhe Deutſchlands, eine communio in sacris der fonft getrennten Konfeffionen. 
Das gilt oder galt indeß nur bei den Reichsgerichten; partifularrechtlih Fönnen | 
andere Formeln in Betracht fommen, doch fcheint die Anrufung der Heiliger 
außer Gebraud gekommen zu fein, und die Verſchiedenheit möchte befonders in 
Bnfägen beftehen. So heißt e8 in Preußen: jo wahr mir Gott helfe durch Jeſun 
Ehriftum zur Seligfeit. 

Auch in anderer Beziehung mußten hinſichtlich der Behandlung des Eidet 
Seitens beider Konfeffionen Verfchievenheiten zu Tage treten; fo negirte die evar- 
gelifche jede legislative oder richterlihe Mitwirkung kirchlicher Organe, am aller: 
wenigften aber wollten fid) ihre Anhänger eine Einwirkung durch die fatholiär 
Kirche gefallen laffen. Aber auch hier wurde in einer der widhtigften Beziehunge 
durch die Reichsgefeßgebung vorgefehen, e& wurde nämlich 1654 auf dem Reid 
tage befchloffen, jede judicielle Berüdfihtigung ver Relaratur des Eides da 
Neichegerichten zu verbieten. 

Das möchten aber ungefähr die einzigen Punkte fein, auf melden vie Re 
formation bier eingewirft hat; im Ganzen halten ſich die Proteftanten dur die 
Normen des kanoniſchen Rechts über den Eid gebunden; und namentlidy vie &l- 
tung des promifforifhen Eides wird aus Rückſicht auf Religionsverfchiedenheit me 
mals in Frage geftellt. 

Wir könnten jest in der Geſchichte des Eides die folgenden Jahrhunden 
ganz übergehen, und uns gleih zu den Umgeftaltungen wenden, weldye er in 
Folge der Revolution erleidet, wenn wir nicht aus jenem Zeitraume von eine 
Bewegung gegen den Eid auf dem philofophifhen Gebiete Erwähnung tie 
müßten. Zwar ift die Oppofition, von der wir hier ſprechen, nicht ven groie 
geihichtlihen Creigniffen an die Seite zu ftellen, welde unmittelbare Wirkunge 
zur Folge hatten; indeß bereitet dieſe Bewegung dod auch die folgenden Freig 
niffe in etwas vor. Die Bewegung gegen den Eid geht nun nicht etwa aus ven 
dem fog. Naturrecht; die Vertreter diefer Richtung erklären ſich vielmehr, gan 
unbedeutende Ausnahmen abgerechnet, mit der gefchichtlih gewordenen Lehre cin 
verftanden, und nicht blos ftimmen ihre a priori gefundenen Refultate dem d 
halte nad) damit überein, fondern fie fügen fih dafür mohl geradezu auf w 
Dibel, ein Verfahren was überhaupt in der naturrechtlichen Schule feit Grotie 
Vorgang nichts Seltenes ift. Ein Angriff und zwar ein recht nachhaltiger Ang 
gegen den Eid erfolgt erft durch Kant; Kant entkleivet nämlid den Eid geratun 
feiner religidfen Bebeutung, und will ihn nur in der moralifhen Spät 
gelten laffen. So fehr das nun mit der übrigen Kant'ſchen Lehre im Einklan 
ftebt, fo ſehr verſtößt es doc gegen die innerfte Natur des Eides, deſſen Br 
deutung ja gerade darin beiteht, daß eine über allem Menfchlichen ftehenve höher 
göttliche Drbnung der Dinge dabei angerufen wird. Man kann nicht gerade jagen, 
daß dieſe Kant'ſche Theorie mit ihren praftiihen Konfequenzen unfere Gelet: 
gebungen erfüllt habe; ob aber nicht vie öffentliche Denkart jehr tief davon ke 
rührt fei, ift eine andere Frage, die vwielleiht um jo mehr bejahend zu beant: 
worten ift, als wie überall jo auch in dieſem Punkte, Kant zahllofe Nachfolge 
in der theologifchen, juriftifchen, philofopbifchen Literatur bis in die erſten Jahr 
zehnde dieſes Jahrhunderts hinein gehabt hat, unter denen wir nur Meifter und Leu 
mit ihren Schriften über den Eid in Erinnerung bringen wollen. Similia simili- 
bus. Philofophifche Depuftionen müffen wieder durch philofophifhe Deduftionen 
befämpft werden. Gegen die durch Kant hervorgerufene und fpäter auch im andern 
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ſtemen ausgebildete Richtung erhebt ſich eine Oppofition aus der rechten Seite 
— Schule Hegel's. Das Buch von Göſchel über diefen Gegenftand ift unter 
weenittelbarer äußerer Bezugnahme auf die Schrift Leue's gefchrieben. Der tiefe 
ww nachhaltige Eindrud nun, den Göſchel hervorgerufen hat, ift gewiß im Ganzen 
&me mwohlihätiger zu nennen, ja es iſt fein unbeftreitbares Verdienſt, den Eid 
wißienfhaftlih wieder -uf diejenigen Grundlagen zurüdgeführt zu haben, ohne 
teren ftete Berüdfihtigung er verfommen muß. Auf der andern Seite ift indeß 
ebenjowenig zu verfennen, daß Göſchel an einer großen Ueberfchwenglichkeit, an 
einem Spiritualisnus ohne Gleichen leidet, wenn er den Eid, im Widerſpruch 
mit der gefhichtlihen Lehre vom Eid bei Auguftinus, Thomas ab Aquino, 
Luther u. ſ. f., geradezu zu einem Gelegenheitsgottesvienfte, zu einem Gottes— 
dienfte außer der Kirche an Wochentagen erklärt, und darüber Flagt, daß ber- 
jelbe zu einer äußern Anftalt degradirt, zu einer Ausnahme herabgefunfen fei, 
wenn er die Meinung ausſpricht, Jeder, der einmal in einem beftimmten Falle 
= vor der Ableiftung des Eives aus natürlihder Scheu zurüdzieht, begehe eine 
Sünde. 

Beil man der Anſicht war, daß unter den beregten Einflüffen der Eid in 
Geſetzgebung und Praxis und in dem Anſehen ver Menfchen gelitten habe, fo 
haben die maßgebenden Gewalten in Staat und Kirche in leter Zeit vielfache 
Reformen in Anregung gebradt. Zwar haben dieſe Reformverfuhe zu großen 
Refultaten nicht geführt; wir halten es inveffen wegen der Wichtigkeit des Gegen- 
ſtandes an fih und der Bezugnahme auf die jüngfte Vergangenheit für geboten, 
vie deßfallſigen Schritte wenigftens anzudeuten, werben uns aber dabei auf 
Preugen befchränten. 

Mit dem Beginne der vierziger Jahre beginnen in Preußen im Staat wie ' 
in der Kirche Reformverſuche hinfichtlich des Eives. Was zunächſt vie Stellung 
ver Kirche dazu anlangt, jo hat viefe befanntlih in Preußen keinerlei gefeb- 
yeberiihen Einfluß auf den Eid; deſſenungeachtet gehörte es zu den erften Lebens— 
ihen ihrer neugefchaffenen Organe, den Eid in den Kreis ihrer Verhandlungen 
zu ziehen, nicht als ob man dadurd einen formellen Einfluß auf die Normirung 
biefes Gegenftandes gewinnen wollte, man hat vielmehr fehr ftreng an dem ge- 
gebenen Standpunkte feftgehalten, fondern um durch moralifche Einwirkung einen 
beflern Zuftann herbeizuführen. Schon 1843 hatten ſich die Kreisfynoden, 1844 
vie Provinzialfynoden darüber ausgefprodhen; 1846 wurde der Eid einer ber er- 
fen Gegenftände auf der Tagesorbnung der Generalfyuode, Diefe ſchlug, „um 
die Bedeutung und Würde des Eides dem chriftlihen Bewußtfein einzuprägen", 
, wert vor: Berminderung der Eide und würbigere Eidesabminiftration. Eine 

eminderung der Eide wäre wieder in einer voppelten Beziehung denkbar; 
zmähft könnten ganze Kategorieen von Eiden binwegfallen, die man zur Erfor- 
dung ver Wahrheit oder zur Verſicherung eines Verſprechens für unnöthig hält, 
& wärben dahin befonders die fog. Geremonialeide gehören, durch deren Wegfall 
indeß auch fein großer Vortheil entftehen würbe. Die Generalſynode beſchloß, 
vielen Punkt ganz der Beurtheilung der weltlichen Gewalt anheimzuftellen. Außer: 
dem könnten Give über fehr geringe Werthgegenftände, in ſog. Bagatellfachen ab: 
geihafft werden; wohl mit Recht aber erklärt ſich die Generalfynode gegen eine 
ſolche Weiſe der Verminderung, denn abgefehen davon daß es ſchwer fein möchte, 
den Begriff der Geringfügigfeit, ver ein durchaus relativer ift, ohne große Härten 
‚ md Unbilligkeiten gefetsgeberifch feftzuftellen, fo erſcheint doch dem Eide gegenüber 
jeder Gegenftand des zeitlihen Vermögens unbedentend, und endlich könnte nicht 
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ſowohl die relative Geringfügigkeit eines Betrags als die relative Höhe eine Herab— 
fegung des Eides bewirken, indem die Gefahr des Meineids im legten Yalle viel 
näher liegt. In Betreff einer würdigen Adminiſtration kam die General: 
ſynode ebenfowenig zu einem Nefultate, vie zahlreihen Vorſchläge wurden faft 
ſämmtlich verworfen; einen Hauptpunft in der Debatte bildete die Theilnahme ver 
Seiftlihen bei der Abnahme des Eides. Eine allgemeine Zuziehung verfelben in 
allen Fällen wurde von allen Seiten befämpft; fie fei wegen Mangel an Kräf- 
ten, und auch „fonft“ unausführbar; die ſchon jest gelegentlich ftattfindende Zu- 
ziehung mit Rüdfiht auf die Perfonen auszudehnen, fei zu willfürli und daher 
bevenklih; eine Zuziehung endlich auf Antrag des Schwörenden oder der Gegen- 
partei werde zu PVerationen führen. Noch viel weniger Anklang als die Theil- 
nahme des Geiftlihen an dem Schwurtermine findet natürlid) der Vorſchlag, aus 
der Zuzichung des Geiftlichen einen eignen Vorakt zu machen. Es heißt in viele 
Beziehung: „auch möchte unfere Zeit eine ſolche felbftftänpige kirchliche Kontrel: 
in bürgerlihen Angelegenheiten faum zu ertragen vermögen“. Wenn man fo bie 
Garantie für einen chriftlichen Hergang bei der Givesleiftung nicht durch Theil: 
nahme eines Geiftlichen bewerfftelligen konnte, fo fuchte man darin einige Gemähr, 
daß man befchloß, dem Richter ein liturgifhes Formular zur Verwarnung vor vem 
Meineide zu geben, und außerdem bei Schwörenden, die noch nicht fonfirmirt fim, 
die Theilnahme des Geiftlihen eintreten zu laſſen. Ienem liturgifchen Formular 
ein Gebet hinzuzufügen, die Eivesleiftung von erfolgter Konfirmation abhängig x 
machen, unchriftliche Richter und undriftliche Parteien von der Eidesleiftung zurüd 
zubalten, das Alles hatte man fallen laffen. Die Refultate waren demnach gering, 
aber felbft diefe wenigen fanden feine rechte Berüdfichtigung. 

Unterdeffen hatte bereits der Staat, in defien Sphäre die Gefeßgebung über 
den Eid gehört, die Sadhe in die Hand genommen und Vorſchriften erlaffen ebenfe 
für die Verminderung als für eine befjere Apminiftration ver Eide. Noch 1839 
hatte das Juftizminifterium es für nothwendig erachtet, daß in Schenken un 
Krügen Eide abgenommen werden dürfen, und hatte fi das Kultusminifterium 
dabei beruhigt; auch hat fih der Staat ebenfo wie die Kirche fortwährenn auf 
das Entjhiedenfte gegen die Abnahme des Eides in der Kirche ausgefprochen 
Jedoch Hatte ein Juftizminifterial-Reffript vom 8. Ian. 1840 feftgefett, daß de 
Abnahme des Eides in dazu geeigneten Zimmern vor einem ſchwarz behangenmn 
Tifhe, auf welchem ein Krucifir befinvlih, vorgenommen werben folle. Weiter 
find 1841 über eine zwedmäßige Verminderung und wiürbigere Abminiftration die 
gutachtlihen Berichte der Yandesjuftizfollegien eingefordert worden; auf ben in 
Folge ver eingegangenen Gutachten erlaffenen Immediatbericht ift indeflen mittelft 
Kabinetsordre vom 30. Mai 1843 befohlen worden, daß von generellen Maf- 
nahmen Abftand genommen und die legislativen Beftimmungen ver Nevifton der 
Geſetzgebung bei den einzelnen einfchlagenden Materien vorbehalten werden follten. 
Durch Verordnung vom 28. Jan. 1844 find and bereits die Eide der Zengen 
und Sachverftändigen, fowie die Ignoranz- und fisfaliihen Eide angemefien 
nornirt. 

Endlich ging aud die Bewegung von 1848 nicht fpurlos an dem Eide 
vorüber; zwar wurde feine Eriftenz, feine Erlaubtheit damit nicht eigentlich in 
Frage geftellt; und wenn bin und wieder in den Debatten der freien Gemeinden 
der Eid für eine Unfittlichkeit, für ein Komdvienfpiel erklärt wurde, wenn Manche 
die gerichtliche Gidesleiftung verweigerten, weil fie nit an Gott glaubten, fe 
waren das doch höchſt vereinzelte Erſcheinungen, die in der Fluth jener ftürmifchen 
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Tage aufgetaucht, aber ebenfo fhnell wieder verſchwunden find, ohne daß fie irgend 
Einfluß geübt hätten. Die gefeßgeberifhen Faktoren jener Periode find ſtets von 
der Borausfegung ausgegangen, daß ein folhes Maf von Religion im Volke vor- 
handen jei, um den Eid aufredht erhalten zu können, und wenn fonft der Staat 
für atheiſtiſch erflärt worden ift, und man etwa angefangen hat, danach das Leben 
zu geftalten, jo hat man doch zu Gunften viejes Inftituts fofort eine Inkon— 
fequenz begangen (Herrmann, über vie Stellung ver Religionsgemeinfchaften im 
Staate. Göttingen 1849. ©. 36 ff.). Das allgemeine Bejtreben ging aber damals 
darauf allerbings aus, den Staat, der auf dem Boden der Religion überhaupt 
ftehen bleiben follte, von der befondern Berüdfihtigung gewiſſer Religionen oder 
Belenutnifie in feinen Anoronungen zu löfen. Diefe Trennung von Staat 
und Kirche machte ſich auch dem Give gegenüber geltend. Zunächſt wurde die 
Eidesformel davon berührt; man durfte in derfelben, ja man mußte die Be— 
ziehung auf Gott ftehen lafjen, venn der Glaube an ihn ift allen Religionen ges 
meinfam, und religionslos wollte man nicht fein, ohne das wäre aud der Eid 
zu etwas Anderem geworden; man burfte aber nicht mehr die befondere Beziehung 
auf den Gott einer beftimmten Religion und auf die Attribute diefer Religion 
für wefentlih in ver Eivesformel erklären. Die durch die Neichsgefege auf hrift- 
lihem Standpunkte eingeführte Eivesformel auf Gott und fein heilige Evangelium 
erwies fih demnach als zu eng, fie mußte der andern weichen: fo wahr mir 
Gott helfe. Diefe ift wenigftens in ven meiften deutſchen Staaten eingeführt, wenn 
auch nicht überall und nicht für alle Arten des Eides. Es genügte aber aud 
nach dem neuen Principe vollkommen, wenn fo die allgemeine Möglichkeit geboten 
war, daß ohne Rüdfiht auf das religiöfe Bekenntniß alle Bürger des Staats 
fih ver gleichen Eivesformel bevienen konnten, und es läßt ſich nicht abjehen, 
warum es micht erlanbt fein fol, zu dieſer für Alle gültigen und braudbaren 
Formel noch Zufäge zu machen, die aus der Religion des Schwörenden entnom- 
men And: dies widerſpricht doch durchaus nicht dem Zwecke der Eivesleiftung, ift 
vielmehr dazu geeignet, vie Wirkung noch zu erhöhen und die eibliche Angelobung 
mit dem veligiöfen Belenntniffe des Schwörenven in Uebereinftimmung zu bringen. 
Demgemäß ift e8 in Preußen geradezu ausgefprocen, daß es den Mitgliedern der 
beiden chriſtlichen Kirchen oder anderer Religionsgefelfhaften, für melde bisher 
eine befondere ihrem Glaubensbekenntniſſe entiprehende Eidesformel geſetzlich be— 
amd auh in ver Folge geftattet werben fol, den Eid in biefer Weile zu 
en. 

Wenn auch felten, jo fommt es doch nod immer vor, daß die Ableiftung des 
Eides von Einzelnen verweigert wird. Es fragt fih, wie ver Staat ſich zu 
ſolhen Weigerungen ftellen fol. Man muß unterfheiven, aus welchem Motive die 
Beigerung hervorgeht; diejenigen welche ven Eid verwerfen, weil fie nicht an Gott 
glauben, dürfen von Seiten des Staats, fo lange fie das erflären, zum Eide gar 
nicht zugelaffen werben, es fehlt bei ihnen an einer Borausfegung, unter der allein 
der Eid feine Bedeutung hat. Es giebt aber außerdem noch gewiſſe Sekten — und 
8 kommen für Deutſchland befonvers vie Mennoniten und Baptiften in Be- 
twaht — welche den Eid verweigern, weil fie annehmen, daß er in Gottes Wort 
verboten jei. Der bloße Rechtsſtandpunkt auch einer ſolchen Weigerung gegenüber 
ann nicht zweifelhaft fein, denn felbft bei der ausgevehnteften Belenntnißfreiheit 
it do immer daran feftgehalten, daß das religiöfe Bekenntniß den ftaatsbürger- 
lichen Pflichten feinen Abbruch thun folle; man Wird veßhalb die Mennoniten 
gar nicht zum Eide zwingen können, man wird aber alle die Nachtheile eintreten 
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laſſen müſſen, die fih aus der Weigerung mit rechtlicher Nothwendigleit ergeben : 
im Proceffe treten die fog. poenae jurare nolentium ein, eine Staatsanftellung, bei 
ber der Eid erforberlich ift, können fie nicht übernehmen, ftreng genommen müſſen 
fie vielleicht bei Weigerung des Huldigungseides verwiefen werben. Indeß wie man 
mit dem abftraften Rechtsſtandpunkte in den meiften ftaatlihen Dingen nicht zu- 
recht kommt, ſo möchte fi) auch hier eine freiere Erwägung empfehlen, und jo 
wenig für die oben bezeichnete Kategorie, aud wenn man das bort angebentete 
Bedenken fallen läßt, ein Auskunftsmittel indicirt erfcheint, jo jehr empfiehlt fi 
das nad) dem Grundſatze si duo faciunt idem non est idem, für vie Andern 
Wenn dort die ganze religiöfe Anſchauung fehlt, auf die der Eid als auf fein 
Fundament fih gründet, fo ift diefe hier in vollftem Maße vorhanden; jeme 
glauben nicht an Gott, folglich rufen fie feinen Namen aud nit im Eide an; 
diefe find vom Glauben an Gott durdaus erfüllt, glauben aber zugleih, daß « 
in der Schrift dieſen Gebrauch feines Namens unterfagt hat; es heißt in An 
38 des holländischen Glaubensbefenntniffes der Mennoniten: Jesus Christus rex 
et legislator novi testamenti Christianis omne jusjurandum interdixit, atque 
ea propter omne jusjurandum fidelibus novi testamenti illicitum est. Man 
kann ſich daher zu dieſen ſehr wohl verfehen, daß fie die Gewiſſenhaftigkeit be- 
figen, um aud ohne foldye befondere Bezugnahme die Wahrheit zu fagen, um 
danad hat man aud gehandelt. Schon durd den Bifitationsfhlug des Reich— 
fammergerihts vom 12. Oktober 1768 wird nämlich feftgefett, „daß den Mems 
niften Angelobung bei Manneswahrheit als ein Eid anzurechnen, aud bei ſich er: 
gebenven Fällen als ein Meineid zu beftraffen, und jenen foldhes vor der gefchehenen 
Angelobung jedesmal zu bedeuten ſei.“ So wird es denn auch jett in den meiften 
deutſchen Staaten gehalten. Man wird fich indeffen nur unter großer Borficht unt 
mit Berüdfihtigung der jedesmaligen thatſächlichen Verhältniffe zu der Statuirung 
einer folden Ausnahme entſchließen dürfen. Sehr behutſam ging man in Englanı 
gegenüber den Quäkern zu Werke, die 1689 vom Huldigungseide, 1695 auf 
einige Jahre von allen gerichtlihen Eivden, und 1715 durch eine eigene Parla- 
mentsafte definitiv von allen Eiden entbunden wurden; eine einfache Berficherumg 
follte genügen. 

Als Borausfegung für die rechtliche Möglichkeit jenes Eides gilt eine beſer 
dere Beichaffenheit ver Berfon, welde jhwört und des Gegenftandes, bw 
fichtlich deffen gefchworen wird. Die Perfon muß eidesfähig fein: dazu gehört 
im Allgemeinen Willens- und Difpofitionsfähigfeit, weßhalb alle Unmündigen und 
Wahnfinnigen von vornherein von jedem Eide ausgefchloffen find; oft ift indeſſen 
eine bejonvere Eidesmündigkeit angenommen und dieſe an gefteigerte Vorausſetzungen 
gefnüpft; die ſchwörende Perfon darf aber ferner im gegebenen Falle nit durch 
Zwang, Betrug oder Irrthum beftimmt gewejen fein, fonft ift der Eid ungültig. 
Hinfihtlih des Gegenftandes muß gemeinrechtlid angenommen werben, daß alle 
Eide aufrecht zu erhalten find, fobald fie nicht das Seelenheil des Schwörenden 
gefährden oder gegen wohlerworbene Rechte Dritter verftoßen. 

U. Der Eid in feinen einzelnen Anwendungen nah heutigem 
Necht. Der Eid kommt in allen Kreifen unferer rehtlihen Organismen in 
mannigfachfter Anwendung vor; er findet fi in den Nechtsverhältniffen des 
Staats, in denen der Kirche, und in dem rechtlichen Verkehre ver Völker 
unter einander; ift jevodh auf diefem letzteren Gebiete neuerdings aufer Ge 
brauch gekommen: das letste Beifpiel eines eidlich beftärkten Vertrages ſoll ver 
Friede zwifchen Sranfreih und der Schweiz 1777 gewejen jein. 


Eid. 285 


Wir faſſen nun zunähft das Vorkommen des Eides auf dem ftaatlihen 
Gebiete in's Auge und trennen dabei für unfere Zwede das öffentliche Recht und 
das Privatrecht. 

A. In ver Rechtsſphäre des Staats: 

1) Im öffentlihen Rechte.*) Wir wollen bier von der Anwendung bes 
Gides ausgehen, welche fih auf das Ganze des öffentlichen Rechts bezieht, und 
ihn dann im Berhältnig zu einzelnen Zweigen deſſelben betrachten. Auf den ganzen 
Organismus beziehen ſich: 

a) der Berfafjungseid des Landesherrn und der Hulpigungseid 

ver Untertbanen. Nachdem an die Stelle ver mittelalterlihen Anfhauung die 
moderne Staatsivee getreten ift, der privatrechtliche Gefichtspunft einem höhern 
ftaatlihen hat weichen müflen, und demgemäß erfannt wird, daß der Zufammen- 
bang von Fürft und Volk nicht auf beſonders gejchloffenen Verträgen beruht, fon- 
dern in einer ethifchen Idee feine Begründung findet, feitvem ift es von felbft und 
ehme alles Weitere Pflicht des Landesherrn jowohl als der Unterthanen, ven ge- 
gebenen Rehtszuftann des Landes aufrecht zu erhalten, und nichts ohne die ver- 
fafjungsmäßigen Organe daran zu ändern. Aber gerade in biefem Verhältniffe, 
dem höchſten, wohin es menſchliche Rechtsbildung bringt, zeigt fi die Ohnmacht 
und Unzulänglichkeit der Mittel, weldhe im Bereihe menſchlicher Madtvolltommen- 
beit zur Aufrechterhaltung des Rechtszuſtandes liegen, und bier befonders fucht man 
das Beftehende zu feinem Schutze an die ewige Ordnung der Dinge zu Inüpfen, 
Eine eidlihe Uebernahme viefer von felbft gegebenen Verbindlichkeiten liegt daher 
jehr nahe, wurden doch aud im Mittelalter jene Verträge meift eivlich beftärkt, 
Niht als ob durch den Eid das Rechtsverhältniß erft geihaffen würde, es erhält 
daraus nur eine Gewähr feiner Dauer. Cine Berfaffung umzuftoßen, die man 
nicht beihworen hat, ift zunächft nur eine Rechtsverlegung; der Umfturz einer be— 
ſchworenen Verfaſſung dagegen enthält außer der Rechtsverlegung nod eine un- 
mittelbare Berfündigung an Gott. Man darf fi indefjen bei ungefunden Berhält- 
niſſen über die Macht dieſes Schutzmittels Feine Illuſionen maden: trägt ein Fürft 
aus andern Gründen kein Bedenken vor einem Staatöftreiche, ein Volk vor einer 
Revolution, jo wird ver geleiftete Eid ſich gleichfalls oft nicht als mächtig genug 
erweifen. Dennoch fchliegen wir uns ven Worten Bluntſchli's an: „Je weniger es 
rechtliche Mittel giebt, den König zur Beachtung des beftehenden Rechts zu nö— 
tbigen, deſto nöthiger und heilſamer erfcheint dieſe Einrichtung, welche in feinem 
Gewifien das Gefühl ver Pflicht durch ernfte Ermahnung belebt und ſtärkt.“ (Allg. 
Staatsrecht, Bd. II. ©. 77 ver II. Aufl.) 

So befteht denn der Berfaflungseid neuerdings in den meiften deutſchen Staaten; 
je in Preußen, in deſſen Verfaſſungsurkunde 8. 54 es heißt: „Der König leiftet in 
Gegenwart der Kammern das eivlihe Gelöbniß, die Verfaffung des Königreichs 
fft und unverbrüchlich zu halten, und in Webereinftimmung mit verfelben und 
ven Geſetzen zu regieren." Es fcheint uns im Ganzen ein ziemlich unfruchtbarer 
Streit zu fein, der darüber geführt wird, ob der Verfafjungseid blos auf die Ver- 
ſaſſunggurkunde oder auf den gefammten Nechtözuftand des Landes, wovon dann 
Ye Berfaffungsurtunde nur ein Theil ift, ſich beziehe; unfruchtbar deßhalb, weil 
nan feine rechten Nutzanwendungen abfieht. An fi ift es viel natürlicher, daß 
ver Rechtszuſtand des Landes in feiner Gefammtheit beſchworen wird; fo gejchieht es 


*) Bl, den folgenden Artikel: „Der volitifche Eid.“ 
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in England, wo gar keine Urkunde eriftirt und die Königin ſich eidlich verpflichtet : 
das Volk dieſes Königreihs nah den im Parlament vereinbarten Statuten umt 
nad den Gefegen und Gewohnheiten veffelben zu regieren; und fo ſcheint es nad 
ver Faffung des Art. 54 auch in Preußen beabfichtigt zu fein. 


Nicht blos der Landesherr beſchwört übrigens in vielen Staaten vie Ber: 


faffung, fondern ebenfo vie Landſtände, Abgeorpneten und gewiffe Beamtenfatego- 
vien. Der Huldigungseid der Unterthanen Knthält das Berfprehen von ZTrew 
und Gehorfam gegen den regierenden Fürften, oft aud gegen deſſen Nachfolger 
in: der Landesregierung, zuweilen ſogar mit Berüdficdtigung eines andern ver 
wandten Haufes. Der Hulbigungseid wird beim Thronwechſel, außerdem bei Ueber: 
nahme gewiffer Verpflichtungen und Aemter, vielfah auch bei Grreihung eine 
gewiſſen Alters, mit deſſen Antritt ftantsbürgerlice Rechte verbunden find, geleiftet 
Inder fann es immer vorlommen, daß es Unterthanen giebt, welhe ven Hr 
digungseid nicht geſchworen haben; ihre juriftiiche Verpflichtung zu Trene m 
Gehorfam wird dadurd nicht geringer. 

b) Der Dienfteid der Beamten. Niht auf die ganze Spbär 
des Staatsorganismus, fondern nur auf ein enger begrenztes Gebiet deſſelber 
bezieht jih der Eid, welchen vie Beamten des Staats beim Antritt ihres Dien: 
ftes zu leiften haben. Im Allgemeinen wird dariu gelobt, das Amt nah ven gr 
feglihen Beftimmungen zu verwalten, oft ift das bis ins Einzelne hinein ſpe 
cificirt, Au bier wird durch den Eid eine Verpflichtung nit erft begrünt« 
fondern nur beftärft, auch Hier ift ver Eid nur ein Kautionsmittel, und iſt feiner 
juriftifhen Bebentung nah ganz mit Pfand und Bürgfchaft zu vergleichen, vie 
von gewiſſen Beamtenfategorien noch neben dem ide geforbert werden. Denned 
ift häufig vorgejchrieben, daß vie Beamten vor Ableiftung dieſes Eides feine Dienk 
bandlungen vornehmen jollen, ja binfichtlid der Richter ift die Beeidigung im der 
Art gemeinrechtlich nothwendig, daß alle Afte, welche vorher von ihnen vorgenom— 
men werben, ohne Weiteres der Nichtigkeit unterliegen. Gin folder Eid wird nicht 
blos von den eigentlich im Dienfte des Staats ftehenden Beamten verlangt, en: 
dern ebenfo von Gemeindebeamten, Geſchwornen, Bormündern, Advokaten, Aerzten 
und Doltoren; bei geringern Graden öffentlicher Beamten pflegt man fich mit 
einem Handſchlage zu begnügen. Cine Monftrofität ift es, wenn Gutsbefiter fit 
erlaubt haben, ihre Haus- und Wirtbihaftsbeamten in eidliche Berpflihtung m 
nehmen. Auch binfichtlih ver praftiichen Wirkfamfeit des Dienfteides darf mar 
ſich übrigens feinen übertriebenen Erwartungen bingeben. 

Die Verlegung des Dienfteides führt fowenig wie die des Berfaffungs- um 
Huldigungseides eine befondere Strafe mit ſich. 

e) Im Kriminalprocef. Hier hat fich der Gebraud des Eides fehr ver 
mindert, ſeitdem der Reinigungseid des Angeflagten endlich ganz gefallen ift. Seine 
eigentliche Bedeutung hatte mit dem Ende des Mittelalters, als das inquifitorifche Ber: 
fahren in die deutſchen Gerichtshöfe einprang, aufgehört; indeflen wie Das zu geben 
pflegt, er wurbe unverftanden in einzelnen Anwendungen noch beibehalten, wurde 
nun aber, während er früher ein Schutmittel für den Angeklagten gewejen war, unter 
dem Ginfluffe des veränderten Grundprincips zu einem Werkzeuge gegen ven An- 
geffagten. Man hielt e8 durchaus nicht mehr für nöthig, den Angeflagten vor 
der Berurtheilung ſchwören zu laffen, man verurtheilte ihn auch, ohne daß ver 
Eid in Anwendung gefommen wäre; indefjen wenn fein anderes Mittel mehr ver: 
fieng, fo bebiente man fi zur Gewinnung eines Geftändniffes auch der geiftigen 
Tortur des Reinigungseides. So hat er während ver ganzen Periode des Inqui— 


Eid. 287 


fitionsprocefies in dieſer feiner neuen Geftalt ausgehalten und erft die von einem 
andern Geifte getragenen neueften Proceßorbnungen haben ihn völlig aus ber 
Reihe der kriminalproceflualifhen Beweismittel geftrihen. Es ſchwören demnach 
im Strafproceß nur noch die Zeugen und Sadverftändigen. Die Beeidigung 
derſelben findet entweder in ver VBorunterfuhung oder in der Hauptverhandlung 
ftatt. Letzteres ift das Gewöhnliche und Erfteres gejchieht nur, wenn man fürchtet, 
bis dahin den Zeugen zu verlieren; tritt der ſchon in ver VBorunterfuhung be- 
eirigte Zeuge in der Hauptverhandlung doh auf, fo genügt es, ihm auf feinen 
geleifteten Eid zu verweiſen; für eine gewifle Klaſſe von Perfonen öffentlichen Cha- 
ralters ift eine ſolche Verweiſung auf einen geleifteten Eid, namentlih einen 
Dienſteid fehr gebräuchlich. Verſchieden find die Beftimmungen darüber, ob bie 
Beeitigung vor oder nad der Ausfage ftattfinden joll: erfteres ift das gemein- 
rechtliche Princip des kanoniſchen Rechts und ver Carolina, letteres findet ſich 
in vielen neuen Gefesgebungen. Welches aus friminalpolitiihem Geftchtspunfte 
vie zwedmäßigere Marime ift, möchte ſchwer zu jagen fein; vielleicht ift der mo— 
raliſche Eindruck bei der Beeidigung vor der Ausfage größer, vielleicht ergehen fich 
aber, wenn tie Beeidigung erft nachher ftattfinvet, die Zeugen in ihrer Ansjage 
unbefangener. *) 

d) Im Eivilprocek ift die Anwendung des Eides noch viel häufiger; doc 
* hier der Eid der Zeugen ganz in den Hintergrund gegen den der Par— 

eien. 

Zwar der altdeutſche Reinigungseid iſt auch hier endlich bis auf die letzten 
Grinnerungen getilgt: hier noch gründlicher als im Strafproceß, denn hier iſt das 
römiſche Recht mit feinen grundverſchiedenen Inſtituten geltend geworben. Das 
römiſche Recht hat aud einen Neinigungseid in den Givilprocek eingeführt, 
der aber faft nur durch ven Namen an jenen erinnert; er wird freilih von ber 
Partei geihworen, aber vom Nichter auferlegt, er entſcheidet die Sache nicht 
primär, jendern nur höchſt fubfiviär, er genügt aud zur Eutſcheidung nicht allein, 
jondern nur in Berbindung mit andern Beweismitteln, Wenn nämli die Be— 
weisführung unvollftändig ift, fo fann natürlich weder freigefproden noch verur- 
tbeilt werden, und es müßte daher eigentlich ein non liquet erfolgen. Um nun nicht 
Veranlaffung zur Selbſthülfe zu geben, fo muß in folhem Falle die fehlende Gewiß— 
beit dur einen Eid heibeigeführt werben; der Richter hat bei der Auflegung 
teffelben ziemlich freies Ermeſſen, er trägt ihn der Partei auf, welche die größte 
Lermuthung für fi) hat und das richtet ſich nach dem Erfolge des Veweisführers; 
hat diefer einen ftarken Beweis geführt, jo wird ihm das fog. suppletorium 
aufgelegt, ift das micht der Fall gewefen, fo wird der Gegner zum purgatorium 
mglaffen; bei eintretender Weigerung wird das Gegentheil von dem, was hätte 
kihtworen werben follen, als wahr angenommen, 

Die Hauptanwendung des Parteteides im Givilprocefje liegt nun aber in der 
Gidesdelation; auch biefe ift Acht römifchen Urjprungs. Während es ohne die 
Rehtsfiherheit von Grund aus zu gefährben, nicht geftattet fein kann, daß jede Par- 
ti für den Beweis ihrer Behauptungen auf den Eid refurrirt, fo fteht doch nichts 
atgegen, daß die eine Partei erklärt, fie wolle in dem Falle von ihrer Behaup- 
tung abftehen, daß die andere die Unwahrheit derſelben beſchwöre. So fann zwar 


*) Jedenfalls mun bier eine Hinweiſung auf den jpäter zu leiftenden Eid der Vernehmung 
vorbergeben. Anm. d Rev. 


288 Eid. 


Niemand durch feinen eigenen Eid einen ganzen Rechtöftreit entfcheiven, aber e 
fann Jeder, der in einem zweifelhaften Rechtsverhältniſſe zu einem Andern fteht, 
die Feftftellung vefjelben durch einen Eid bewirken, indem er den Andern zum 
Richter in eigener Sache madt. Er wird das thun, wenn ihm feine ſelbſtſtändigen 
Beweismittel zu Gebote ftehen, oder wenn er ein befonveres Bertrauen im bie 
veligiöfe Gefinnung des Anvern ſetzt. Derjenige, dem ein Eid auf diefe Weiſe zu- 
gefhoben ift, fann denſelben zurüdichieben, in welchem Falle ver urſpünglich Zu 
ſchiebende die Behauptung felbft beſchwören muß, über deren Unwahrheit er jemem 
zuerft den Eid zugefchoben hatte. Um dieſen Tiven entgehen zu können, hat fich in 
Deufchland das Inftitut der Gewiffensvertretung gebilvet, wonach es jever 
mit einem folden Give belafteten Partei ferifteht, vorläufig das Thema des darin 
normirten Beweifes durch andere Mittel zu erbringen, doch ift das nur ein ver 
läufiger Verſuch, nach deſſen Mißlingen auf den Eid zurüdgegangen werben famı 
Die Zufchiebung des Eides ftellt ſich juriftiich als eine Veräußerung, die AbIeiftung 
als ein Erwerb, deßhalb find zur Eideszufhiebung Unmündige ohne ihren Vormum 
unfähig, zur Wbleiftung hingegen fähig. 

Auer dem Notheide und dem deferirten Eide giebt es nun no eine große 
Anzahl von Parteieneiden im Givilproceffe, die aber alle nicht direkt auf die 
Entſcheidung der Sache ſich beziehen, fondern entweder nur fehr mittelbar vazı 
mitwirfen, oder aber gar nidts mit der envlichen Entfheidung zu thun haben. 
Sie werden alle vom Richter aufgelegt. Auch bei geftörten Rechtsverhältniſſen fel 
die bona fides das leitende Princip fein, und die Ehifane in möglichft enge Grenzen 
zurücgebrängt werben; in biefer Beziehung kann eine Partei im Proceß Häufig 
verlangen, daß ihr Gegner eivlich verfichere, er laſſe fich bei feinen procefjualifcer 
Handlungen von der Ueberzeugung leiten, daß dieſelben zur Erhaltung feimt 
Rechts nothwendig feien. Auch vdiefer fog. Gefährveeid ſtammt aus dem römi- 
ſchen Rechte und wenn er aud die unter Juftinian erhaltene Ausdehnung, wonach 
er über die ganze Procefführung verlangt werden fonnte, verloren bat, fe findet 
er doch mit Bezugnahme auf beftimmte proceffualifche Vorgänge, wie Friftgejuße, 
Reftitutionen, Eidesdelationen, Appellationen noch immer ftatt. Wichtig ift der Ei 
bei dem Beweife durch Urkunden, theil® in Bezug auf die Aechtheit der Urkunte 
(Diffeffionseto), theils in Bezug auf deren Herausgabe (Evitionseid). Zur Erhärtug 
des durd eine erwieſene widerrechtliche Handlung verurfadhten Schadens dient val 
juram. in litem und juram. Zenonianum. 

2) Im Privatredht. Wir haben gefehen, daß im deutfchen Mittelalter ver 
Eid eine derartige Stellung einnahm, daß er die Kraft befaß eine nova causa 
obligandi zu bilden, einem fonft nicht klagbaren Geſchäfte Klagbarfeit und rechtliche 
Eriftenz zu verleihen. Gegen diefe Auffaffung find feitdem zwei Feinde aufgeftanden: 
das römische Recht und das Naturredt. Das römische Recht nämlidy faßt den Eit 
(ebiglich als ein accessorium auf, fo daß feine Kraft und Wirffankeit fich lediglih | 
nad der des zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes richtet und ein eiblicher 
Bertrag an ſich juriftiich nicht mehr wirft als ein nichteidlicher, vor Allen aber 
feine nova causa obligandi erzeugt, fondern nur als moralifher Impuls zu 
betrachten ift. Mit andern Worten fagt daſſelbe das Naturreht. Dies hat nun 
bereit8 im 18. Jahrhundert foweit gewirkt, daß I. H. Boehmer ſich gegen die 
bisherige Anwendung des promifforiihen Eides in ver privatredhtlichen Sphäre 
erflärt: est juramentum tantum oratio accessorie, et secundum jus nature 
novum negotio robur non addit. Unter dem Einfluß diefer Momente, indem zu 
gleicher Zeit das kanoniſche Recht immer mehr in den Hintergrund trat, ift im 
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manden deutſchen Partikularrechten die Abſchaffung des promifforifchen Eides vor 
Äh gegangen ; jo vor Allem im preußifhen Landrechte, wo es heißt, daß durch 
eirlihe Beftärkung fein Vertrag mehr Kraft erhalte, als ihm die Gefege jhon an 
fih beilegen; außergerichtliche Verſprechungseide find außerdem bei Strafe ver- 
beten. Wo aber das gemeinrechtlihe Princip noch in Geltung ift, da find alle 
Eive in diefer Beziehung gerichtlich aufrecht zu erhalten, wenn fie nicht gegen das 
Seelenheil des Schwörenden verftoßen, oder die Rechte eines Dritten ge- 
führten. Es fragt fih, ob durch den Eid auch folhe Geſchäfte Redtsgültigfeit 
erhalten Fönnen, welche gegen vie Borfhriften der Geſetze abgeſchloffen find. 
Bar wird unterſcheiden müffen. Ift in dem fraglichen durch den eidlichen Vertrag 
a Gejege das öffentliche Intereſſe bedacht geweſen, fo kann gegen 
jelde Sejege der Eid eines Einzelnen Nichts vermögen, denn wenn aud im Eid 
der höchſte Grad der Verpflichtung liegt, jo kann doch Niemand ſich zu mehr ver- 
plihten, als worüber er gebieten kann; der Geiftlihe daher, der ein privilegirtes 
Serum hat, kann auch nicht eidlich darauf verzichten, und ein eidliches Verſprechen, 
kein Zeugniß vor Gericht ablegen zu wollen, ift ungültig. Ift aber das Gefer 
am zu Öunften des Handeluden und Schwörenvden gegeben, fo gilt ver 
dagegen geleiftete Eid, wie beim Verzicht auf eine künftige Erbſchaft, bei der Ber- 
gerung von Dotalgrundftüden, bei Schenkungen unter Ehegatten. Das ift das 
ip und tas find einige ver hauptſächlichſten, und fügen wir hinzu zweifellofeften 
Anwendungen; denn allerdings ift mit der Aufftellung jenes Princips noch nicht 
ide Schwierigkeit befeitigt, da es in vielen Fällen zweifelhaft ift, zu welder von 
Kategorieen ein beftimmtes Gefeß gehört; und häufig genug fommt es auf 
Bieje Weiſe vor, daß Geſetze von weitreichender öffentlicher Bedeutung durch Einzelne 
in Frage geſtellt werben. 

B. In ver Rechtsſphäre der Kirche. Zwar giebt es hier feine Eide, welche 
dem Verfaſſungs- und Hulvigungseide auf dem ftaatlihen Gebiete entſprächen, 
denn die Aufnahme im die Kirche gejchieht durch Gelübde und Belenntnig und 
von-Eiden, welche ver Papft oder der evangelifche Landesherr in feiner Eigenſchaft 
als oberfter Biſchof leiftete, verlautet Nichts; dafür aber finden ſich die Dienft- 
eide im analoger Anwendung. 

1) In ver katholiſchen Kirche ſchwört ver Biſchof und Erzbifhof dem 
Bapfte, ver Kuratfierus dem Bifchofe den Eid der Treue und- des Gehorfams, 
Die Formel für die Bifhöfe hat oft gewechſelt, feit Klemens VIII. ift fie aber 
dieſelbe geblieben; fie enthält eine allgemeine VBerfiherung des Gehorfams und in 
anger Reihe eine Aufzählung der einzelnen Obliegenheiten, darunter die Ver: 
Nihtung, Keger und Schismatiker zu verfolgen, worüber der Kurfürft-Erzbiichof 
von Dalberg auf Befragen von Rom aus eine beruhigende Erklärung erhalten hat. 
In den meiften Staaten, jo auch noch nad dem neueften Konkordate in Deiter- 
ih, haben vie Biſchöfe außerdem dem Landesherrn nod einen Eid zu leiften, 
er im die Kategorie der politifhen Give gehört. Es wird darin nicht blos im 
Ügemeinen Treue und Gehorfam gelobt, jonvern noch ganz befonders das VBer- 
fechen gegeben, an feinem Berkehre und Anſchlage, welder vie öffentliche Ruhe 
ährbet, theilzunehmen, und weder inner noch außer den Grenzen des Reiche 
ine verdächtige Verbindung zu unterhalten. Vgl. Bo. II, ©. 156, 157. 

2) In der evangelijhen Kirche gefchieht die Verpflichtung der Geiftlichen 
uf die ſymboliſchen Bücher gemöhnlid in eibliher Form. Außerdem wird 
— ein Eid geſchworen über die gewiſſenhafte Erfüllung 
er Berufspflichten. Der ſog. Externa kann darin auch gedacht werben, doch 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staaté-Wörterbuch. Il. 19 
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ift e8 ein Ausfluß des Territorialismus, wenn in einem foldyen Eide der Geiftlic: 
feine Pflichten ald Staatsdiener erfüllen zu wollen angelobt, und in der That 
hat die wieder felbftftändig gewordene Kirche ſich dagegen aufgelehnt. In Preußen 
wurde dur Kabinetsorbre vom 8. April 1830 der betreffende Pafjus aus den 
Dienfteive der Geiftlihen entfernt. Außer diefen beiden Eiden ſchwören die evar 
gelifhen Geiftlihen noch den fog. Simonieneid, der fi aus dem Name 
felbft erklärt. — 

titeratur: Malblane, doctrina de jurejurando, Altdorf 1781; edit 
nova. Tubinge 1820. — Meifter, über den Eid nad reinen Vernunftbegrifie, 
Leipzig und Züllihau 1810. — Bayer, Betrachtungen über den Eid, Nürubeg 
1829. — Stäudlin, Geſchichte der Vorftellungen und Lehren vom Eide, Gi 
tingen 1824. — Oaths, their origin, nature and history. By James Endel 
Tyler. London 1834. — Leue, von der Natur des Eides, Machen 1836. — 
Göſchel, der Eid nad) feinem Principe, Begriff und Gebrauche. Berlin 1837,- 
von Arnold, die hriftliche Fivesformel. Erlangen 1851. — Strippelmannie 
chriſtliche Eid nah Entſtehung, Entwidlung, Berfall und Reftauration. Kl, 
Band I 1855, Band II 1857. — Marr, der Eid und tie Eidespraris. Negat 
burg 1855. — Rrausfold, zur Lehre vom Eid als Beweismittel im Civilprech 
Minden 1855. 

Ernit Rei, 


Der politifche Eid. 


Der Aufgabe. des Staatswörterbuchs entſpricht ein näheres Eingehen auf de 
politiihen Eid und die einzelnen Arten vefjelben. 

Wie der promifforifhe Eid überhaupt, fo ift insbefonvere der politiſche 
von manchen Schriftftellern als ein unwirkſames und deßhalb zugleich entfittlihe 
des Inftitut verworfen worben. Seine Umwirffaufeit zu erweifen wird aber ff 
unmöglich fein. So oft aud Fürften und Unterthanen eine eidlich erhärtete Pie 
verlegt haben: man wird niemals ermitteln können, wie viele andere Pflicht” 
fegungen durch die Erinnerung an einen geleifteten Eid verhindert worden 
Die Verbreitung des promifjorifhen Eides unter allen Völkern, feine Erkais 
unter allen Wechſeln ver politifchen Entwidlung zeugt von einem tiefgemunei® 
Glauben an feine Wirkſamkeit, der den Zweifel Einzelner überwiegt. Die vllt 
Abſchaffung des politifhen Eides ließe ſich nur unter zwei Vorausſetzungen ed 
fertigen: bei einem Bolfe, in dem alles religiöfe Pflichtgefühl erlofchen, die Chr 
furcht vor Gott wie die Scheu vor einem rächenden Verhängniß aus allen © 
müthern verſchwunden wäre, — ober bei einem Wolfe, wo das politische Pie 
gefühl zu folder Volltommenheit entwidelt wäre, daß es von ar ie Netter 
feine Steigerung und Befeftigung mehr zu erwarten hätte. Wo diefe Vorausſetzunge 
nicht zutreffen, wird es wohlgethan fein, den politifchen Eid, ohne Ueberjhäti 
feiner Wirkfamfeit, beizubehalten umd zugleich vor mißbräuchlicher Vervielfältigus 
zu bewahren, 

1) Berfaffungseid des Staatsoberhauptes, Das alte Hertomme 
beutfcher und auferbeutfcher Staaten, wonach der Fürft beim Antritt feiner Regie 
bie Berfaffung zu beobachten und aufrecht zu halten gelobt, ift auch im den * 
Grundgeſetzen fanktionirt. Namentlich die deutſchen ——z—— — haben 
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it wenigen Ausnahmen 1) beibehalten oder angenommen. Dem Unterfchieve zwifchen 
inbifcher nnd fonftitutioneller Monarchie entiprechend, ift diefes Gelübve in früherer 
it zumeift auf Erhaltung ver ftändifhen Freiheiten, in den neueren Urkunden 
f Beobahtung der Staatsverfaffung gerichtet. So gelobt der Thronfolger in 
reußen: „die Verfaffung des Königreichs feft und unverbrühlih zu halten“, im 
Inigreih Sachſen: „daß er die Berfafjung des Landes, wie fie zwifchen dem 
inig und den Ständen verabichiedet worden ift, in allen ihren Beftinnmungen 
ährd feiner Regierung beobachten, aufredht erhalten und befhüigen wolle." Beſſer 
i in der legteren Formel die zweifache Aufgabe des Staatsoberhauptes bezeichnet, 
ann verfaffungsmäßig zu regieren und ven verfaffungsmäßigen Rechtszuftand 
albägen. 

Die Form der eidlichen Betheurung findet fih, was die größeren beutfchen 
aten betrifft, nur in der bayerifchen und jett in der preußiichen Verfaſſungs— 
Munde; häufiger ift die Zuficherung „bei fürftlihem Wort” oder ein einfadhes 

ohne Zuſatz (Kurbefien, roh, Helen). Die religiöfe Gewähr, die in 
vr Eirenkeiftung liegt, gebt dadurch verloren. Wo vie Landesgeſetzgebung zur 
efeftigumg öffentlicher Rechtszuftände vom Eid überhaupt Gebraud macht und 
vogemiß au die Staatsbürger zur Leiſtung eines Verfaſſungs eides anhält, da 
Hein die Natur der Sache zu fordern, daß das Staatsoberhaupt fein Gelübde 
d niht minder feierlicher Form ausſpreche. Denn im feinen Händen liegt bie 
röhte Macht, Gutes und Uebles zu thun, am der Heilighaltung feiner Zufage 
R das meifte gelegen. 
Das fürftlihe Gelöbniß ift in der Regel nicht ausfchlieglih ein „Verfaſ— 
ungseib"; es erſtreckt fih häufig (3. B. in Preußen, Bayern, Kurheſſen und 

. Heflen) zugleich auf die Beobachtung der Gefege. Der Eid des Thron- 
ogerd in Breufen lautet vollftändig: „Die Berfaflung des Königreichs feit und 
werbrächlih zu haften und in Uebereinftimmung mit berfelben und den Ge— 
ehen zu regieren.” Da aud das Verfaffungsgefeg ein Geſetz ift, fo kann dieſe 
dermel dut den Zweck haben, die Grundlagen des ftaatlihen Organismus — die 

— ald den wichtigften und zugleich vorzüglich ſchutzbedürftigen Theil 
der g befonders hervorzuheben: das Staatsoberhaupt gelobt, alle 
Sefepe, md in erfter Linie die Berfaffungsgefege heilig zu halten. Hiemit 

ber oben ©. 285 berührte Streit über die Tragweite des Berfaffungseides 

wie für die übrigen Staaten, wo das Gelübde in ähnliher Form 

vird, vollftändig abgefchnitten zu fein; das fürftlihe Gelöbnig umfaßt 

vie gefammte Landesgeſetzgebung. Nur kann es nicht im Sinne diejer 

Bere! liegen, auch das geringfügigfte Detail unter den Schuß bes Eides ober 

fürftlihen Wortes zu ftellen und an unbebeutende Vorfälle die Bezichtigung 

“ Üides- oder Wortbruches zu knüpfen. So ift au ver Eid der Staatsbürger 
m Beamten (Ziff. 2, 3) nicht gemeint. 

' hat bie Trage aufgeworfen, ob der Brud einer befhworenen 

erfaffung unter Umftänden entſchuldbar fein fünne? — Er ift Dies, 

biel, ob vom Fürſten oder von den Unterthanen ausgehend, unter denfelben 

'taudfegungen , unter welchen der Bruch einer nicht befhworenen Berfaffung 


— — 


w) Unter den größeren Staaten gehört außer Oeſterreich (ſeit Aufhebung der Verf.Ark. ven 
und 8. 13) nur das Groth, Baden bieber. — Beijpiele aus älterer Zeit und außer 
eutflen f. bei gadarii, D. Stanteredt. 2. Aufl. 1. $. 56, und Bluntfchli, 
Lam. Stantsredht. 2. Aufl. II. S. 77. 
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entfchulpbar werden fann. Er ift es mit anderen Worten, jo oft ein mahrd 
Nothrecht das Staatsoberhaupt oder die Unterthbanen über die Schranten de 
formalen Rechtes erhebt. Denn diefer Eid legt dem Fürſten oder Untertanen, & 
ihn leiftet, feine neue politiihe Pflicht auf; er will nur das Bemuftiein W 
fhon beftehenvden Pfliht intenfiv verftärfen ?). So weit vie Pflicht ! 
unbedingte, ift auch ver Eid, der fie erhärtet, fein unbebingter; in ven 
ordentlihen Fällen alfo, wo der Bruch einer unbefhworenen Berfafjung vor Ö 
und Menfchen gereditfertigt werden kann, ift aud ter Bruch der beſchwe 
fein Givesbrud. Die Borausfegungen des wahren Nothredhtes werben ara 
Artikel erörtern, Der Gefahr vorzubeugen, daß ein willfürliches Gelüften mit ie) 
Vorwande des Nothrechts befhönigt werde, fteht freilich nicht im der Madt ie 
Wiſſenſchaft. 

Kann die Ableiſtung des Gelöbniſſes, das dem Fürſten verfaffungsnt 
auferlegt ift, ald eine Bedingung des rehtsgültigen NRegierunf 
antrittes angefehen werben ? 

Ein Theil der Verfaffungsurkunden fordert das fürftliche Gelübde ohn = 
teren Zufat „beim Antritt der Regierung”. So die bayeriiche (1818), k. fücflkt 
(1831), kurbeffiihe (1852). 3) In demfelben Sinne ift ohne Zweifel $. 4 M 
preußifchen Berfaffungsurfunde zu verftehen, der den Eid ohne Seitbefiune 
im übrigen gleichfalls ohne weiteren Zufag vorſchreibt. Andere Verfafjungen, 4$ 
die württenibergifche (1819), ſachſen-meiningen'ſche (1829), fachjen-wei 
(1850) fordern das Gelübde ausprüdlid vor der Huldigungz nd u 
vor dem Regierungsantritt, vor Ausübung der verfaffungsmäßigen RP 
rungsrechte. In diefe dritte Klafie gehören gegenwärtig, nachdem mehrere ins 
1848 entjtandene 9) Berfaffungsbeftimmungen gleicher Art außer Wirkjamkeit 
worden find, noch Dlvenburg (1852) und Sachſen-Koburg-Gotha (1852. 
Grundgeſetze der zulett genannten Länder ordnen zugleich (nach dem Beifpiele M 
belgifhen) an, daß in ver Zwifchenzeit das verantwortliche und auf viedefeflm 
beeidigte Staatsminifterium die Regierungshanblungen vorzunehmen habe. 

Gegenüber den Beftimmungen der dritten Kategorie fteht vie Bejabur 
obiger Frage außer Zweifel. In Fällen der zweiten Art ift die Berentunz 
Hnldigungsaftes entfcheidend. Regelmäßig wird die Unterthanenpfliht w 
diefen Aft, ebenfo wie die Negentenpflict durch das fürftlihe Gelübde, niät 
begründet, ſondern nur anerkannt und beftärkt 5). Regelmäßig ift daher, went 











2) Val. oben S. 285, Zachar iä, a. a. O. 8.56, 575%. 3. Mofer, Staatäredt. le 
S. 1158. S, auch den medlenburg. Grbvergleich von 1755 & 355 in Zuchariä’s deutiden * 
faſſungsgeſetzen. ©. B58, j 

3) Die kurheſſiſche Verf. Urk. jagt, übereinftimmend mit einigen anderen: „Der Thromielt 
wird... geloben“. Held in feinem Syſteme des Verf.Rechtes I. S. 274 bemerkt, bier vor 
„eigentlich die Form einer juriftiichen Verpflichtung, die Zufage des Thronerben fei fahılt®) 
geftellt. Allein man folgt obne Zweifel richtiger der Auslegung, die von Demfelben Aut 
einem gleichartigen Kal (Art. 13 der Buntesafte) adeptirt worden ift: „Der Austruf wird 
demnach nicht etwa eine Prophezeihung einer von wabricheintichen künftigen Thatſache, ſonden 
eupbemiftiiche Bezeichnung einer ungweifelbaften Pflicht." S. 8 a a. O.) J 

9 Es iſt jedoch dieſe Formel keineswegs eine Erfindung des Jahres 1848. Beifpick # 
älterer Zeit f. bei ZJacharia, Saatsrecht. 1. S. 264. Mr 

5) Dal. Moſer, a. a. O.; Zachariä, a. a. ©, $. 575 Gneift, engl. Verfaſſungtte 
1. ©. 302. Daraus erklärt ſich auch, daß die Huldigung aus vielen neuern Berfaffungeurh”, 
ganz verfchwinden und ſelbſt da, wo fie verfaffungsmäßig vorgeleben iſt, wie in Bapern, N 
außer Gebrauch kommen konnte. Bal. Ziff. 2 im Tert. 
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Orundgefeg die Huldigung vom landesherrlihen Gelübve abhängig macht, hiemit 
nr gefagt: der Fürſt, der die feierliche Befräftigung feiner Negentenpflicht ablehnt, 
möge fih auch gefallen laffen, daß anderfeits eine feierliche - Bekräftigung ver 
Unterthanenpflichten unterbleibt. Uber vie Pflichten jelbft und die entfpredhenden 
Rehte beftehen darum nicht weniger 6). Durch ausdrückliche Beftimmungen der 
Lerfaffungsurkunde, durch die bei ihrer Berathung gegebenen Erläuterungen oder 
durch die Verfaffungsgefchichte des Landes kann indeß dem Hulvigungsaft aller: 
dings auch eine höhere Beveutung verliehen fein. So fchlieht fih 3. B. vie 
württembergifche Berfaffungsurtunde unmittelbar an eine bis ins 19. Jahrhundert 
Rt aufrecht erhaltene Satzung des Tübinger Vertrages vom Jahr 1514 an, die 
mit ummweidentigen Worten ven Uebergang der Regierung auf den rechtmäßigen 
ren von der Beſtätigung der Yandesfreiheiten abhängig macht 7). In foldhem 
Heriihem Zufammenhange wird allerdings anzunehmen fein, daß die Suspenfion 
ver Huldigungspflicht eine Suspenfion der Unterthanenpflict in ſich ſchließe 8). 

Begnügt fi dagegen eine Verfaffung, das Gelübde „beim Regierungsantritt“ 
u fordern, ohne Andeutung rechtlicher Folgen, die aus feiner Leiftung oder Ver— 
wigerung entipringen, fo kann die höchſte rechtliche Wirkung, die Legitimität des 
Kpierungsantrittes, aud nicht an viefes Gelübde geknüpft werden. Denn vie 
Ihrenfolge in der heutigen Erbmonardie beruht nicht auf einem Uebereintommen 
xiſchen Fürſt und Volk, das erft durch Zufagen von der einen oder anderen Seite 
rerieft würde, Den einzelnen Pandesverfaffungen bleibt es überlaffen, die Garantieen 
de Rechtszuſtandes zu verftärfen, indem fie Bedingungen, die dem gemeinen 
Kht fremd find, hinzufügen. 

Gleichgültig erfcheint e8 für die Beurtheilung diefer Frage, ob ein oftropirte 
eder paktirte Berfaflung vorliegt. Auch die erftere fann ven Regierungsantritt 
don einem fürftlichen Gelöbnig abhängig machen; aud die legtere kann ihn unab- 
hangig von einer ſolchen Bedingung ſtatuiren. Denn das Recht der Thronfolge 
N in unſern paktirten Verfaſſungen regelmäßig 9) nicht durch den grundgeſetzlichen 


— — 


6) Daneben macht ſich der Fürſt, der den grundgeſetzlichen Eid verweigert, ebenſo einer 
Serfaffungsverfegung fchuldig, wie der Untertban, der nach Ablegung des fürftlichen Gelübdes 
e Suldigung verweigert. Nur die Zufpenfion der Regierungsrechte folgt aus jener Ver: 
“sung eben fo wenig ipso jure, wie aus irgend einem andern verfaffungswidrigen Thun oder 
Saren des Ztaatsoberbaupted. Die Mafregeln, die fonft zur Herftellung eines verfaffungsmäfigen 
Mondes dienen fünnen, find dann auch bier am Platz, insbefondere — wenn died nach den be— 
"enden Inſtitutionen zuläſſig ift — die Erhebung einer Anklage gegen die Minifter, die zu der 
meigerung ibre Sand bieten. (Bgl. Nönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie. I. S. 623.) 
kbrigens wird die Fidcsverweigerung immer nur ald das Voripiel eines Attentats auf materielle 
"rundjähe der Verfaſſung oder auf den ganzen Beitand derjelben vorkommen. 

7) 5, Mobl, Staater. des Königr. Württemberg. (2. Aufl.) 1. S. 171 ff. 

Auch das bannover’ihe Staatsgrundgeieg vom Jahr 1833 entbielt die Beftimmung, daR 
m König erft zu buldigen ſei, nachdem er die unverbrüchliche Keftbaltung der Landesverfaffung 
wgeihert habe, Als der König Ernft Auguſt 1837 unmittelbar nach feinem Regierungsantritt 
Ne verfammelten Kammern vertagte, um den beabfichtigten Verfaſſungsumſturz ungeftörter durch 
wnbren, wurde von Stüve dieſer Aft als rechtsungültig angefochten, weil der Thronfolger 
ver Ablegung des Gelübdes zu feiner Negierungsbandfung befugt ſei (Staatelexifon, 2. Aufl. im 
Art. Hannover). Die Nichtigkeit einer folchen Argumentation wird auch bier nur im Jufammenbang 
mit der Geſchichte der Landesverfaffung und den bei Berathung des Grundgeſetzes gepflogenen 
Verhandlungen beurtbeilt werden können. 

9 Ausnabmen find z. B. in Belgien und Griechenland bei der Berufung der ———— 
und wittelsbachiihen Dynaſtie vorgekonmen. Inwiefern ſolche Fälle, wenn nicht ohnehin die Ver: 
Nungdurfunde fih klar ausſpricht; abweichend zu behandeln jeien, kann bier unerörtert bleiben, 
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Vertrag erft begründet, vielmehr wird derſelbe mit einer ſchon berechtigten 
Dymaftie geichlofien. Diefe unterliegt demnad nur denjenigen Bedingungen ves 
Negierumgsantrittes, die entweder aus dem bisherigen Rechtszuſtande ftillfchweigen 
überfommen oder in der neuen Vereinbarung ausprüädlid als ſolche von ik 
eingegangen find. 10) Unter allen Umftänvden erfcheint aber die Ablehnung des 
Gelübdes als ein Bruch der rechtsgültig beftehenden Verfaſſung und überdies als 
ein Vorbote von weiteren Schritten, die auf das Gebiet des Nothrechtes führen 
fünnen. (Note 6.) 

Der Regierungspvermwefer hat gewöhnlich beim Antritt feiner Funktioner 
dafjelbe Gelöbnif abzulegen wie der Thronfolger. Zumeilen (mie nad der bayeri- 
ſchen und großh. heififhen Berfaffungsurtunde) ift ihm überbies die eidliche Be 
theuernng auferlegt, daß er die Rechte ver Krone erhalten und die anvertraute Gewalt 
dem Landesheren getreu übergeben werbe. 

2) Huldigungseid, Staatsbürgereid. Die in früherer Zeit kein 
Negierungswechfel übliche, meift eidlich befräftigte Huldigung, die entweder ver 
den verfammelten Landftänden oder auch von allen Unterthanen geleiftet wunte, 
ift in die wenigften der neueren Berfafjungsurfunden übergegangen und ift teil 
weife, aud wo fie noch erwähnt wird (3. B. in der bayerifchen Verfaſſungsurkunde 
doch außer Gebrauch. Es fpricht ſich hierin das Anerfenntniß aus, daß fie im der 
heutigen Erbmonardie für die Begründung des ſtaatsrechtlichen VBerhältniffes mic 
weſentlich ſei. Häufiger wird jest von allen männlihen Staatsangehörigen bi 
ihrer Anfäffigmahung oder beim Antritt der Volljährigkeit, zumeilen in ned 
jüngeren Jahren, ein „Berfaffungs-“ oder „Huldigungseid“ geleiftet; auch dieſer Ei 
ift jedoch nicht allgemein, 3. B. nicht in Preußen vorgefchrieben. Er pflegt neben 
der Beobadtung der Staatsverfafiung die Pflicht zur Treue gegen den Lande— 
bern, die von jener ungertrennlich ift, noch beſonders hervorzuheben. Als britten 
Beftandtheil enthält er zuweilen, analog dem Gelübde des Staatsoberhauptes, eine 
Berpflidtung auf das „Geſetz“, deren Bedeutung ſchon oben erläutert ift. 

Je empfindlicher die perfünlihen Aufopferungen find, welde die Erfüllung 
einer bürgerlihen Pflicht erheifht, um fo ftärfer regt fih, wenn dieſe Pflicht 
erfülung befhworen wurde, die Berfuhung zum Eidesbruch. Darin liegt ie 
Bedenklihe des hie und da vorkommenden Gebraudes, bei der Befteurung ie 
eivlihe Ausfage über die für die Stenergröße maßgebenden Thatfahen zu foren. 
Die Kraft des Eides allein, wenn fie nicht von einem ftarfen politifhen Pflicht: 
gefühl unterftügt ift, wenn die öffentlihe Meinung den Betrug am Staate mil 
ſchlaffer Nachſicht beurtheilt, wird felten im Stande fein, den Antrieb des Eigen- 
nutzes zu überwinden. Deswegen empfiehlt fi jener Eid nur in einem Staat 
wejen, wo lebendiger Gemeinfinn verbreitet ift. 

3) Zum Amtseid im der weiteften Bedeutung des Wortes ift zumächft der 
Eid der Kammermitglieder zu zählen. Es entfpricht der Aufgabe der Bolke- 
vertretung, wenn den Abgeorbneten, während im allgemeinen Staatsbürgereid nur 
von Beobachtung der Verfafjung die Rede ift, zugleich die „Aufrehthaltung, 
Bewahrung“ verfelben als politifche Pflicht vor Augen geführt wird (bayeriſche, 
badiſche, k. ſächſiſche Verf.) Im einigen Staaten — fo nad) dem Vorgange von 
Bayern in Baden und Großh. Heffen — ift ferner ein Grundprincip der modernen 
Repräfentativverfaffung dem Abgeordneten-Eid durch Aufnahme des Zufages ein: 


10) Anderer Meinung ift Rönne, preuf. Staatsr. I. ©. 623, in Betreff der vereinbarten 
preußifchen Verfaſſung. 
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weißt: „in der BVBerfammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und 
Beite * (einſeitige) Rückſicht auf beſondere Stände oder Klaſſen berathen zu 
sellen,” ) 

Die Beeidigung der Wahlmänner bei Landtagswahlen kommt felten 
12) und ift nicht emipfehlenswerth. Die vage Verpflichtung, „mach beftem Wiffen 
ar Gewiſſen, zum Wohle des Landes zu wählen“, unmittelbar vor dem Beginn 
er Wahlhandlung auferlegt, hat ſicher noch niemals einem Kandidaten Stimmen 
mizogen oder gewonnen; fie vermag weder die Parteimeinungen umzuftimmen, 
2oh die politiihe Bildung, wo dieſe mangelt, zu erjegen. Aud die Verpflichtung, 
„auf Befehle, Drohungen oder Berfprehungen feine Rüdficht zu nehmen“, ift 
umehfiem,. Befehle und Drohungen, wo fie überhaupt Eingang finden, find 
Rärfere Einfhüchterungsmittel, als der Eid, ver fie entkräften fol. So weit 
melih ver Eid geradezu gegen Beftechungen gerichtet ift, erjcheint er verwerflich, 
weil die Wahlbeftehung, nad) deutſchen Anfhauungen wenigftens, für eine unehren- 
hafte Hanblung gilt, deren Abfhwörung den Wählern fo wenig angefonnen werden 
darf, wie überhaupt einer ehrbaren Berfammlung die Abihwörung von ehrenrüh- 
zigen Handlungen. Hier ift nur eine nahbrüdliche Hanphabung des Strafgefeges 
gegenüber ven einzelnen Schulvigen an ihrem Drt. 

Außer der Beeivigung der Geſchworenen, die für fo weſentlich gilt, daß 
de Jury ihren Namen davon erhalten hat, werben aud andere bürgerliche Funk: 
iemen im Dienfte des Staates oder der Gemeinde mit einer eidlichen Verpflichtung 
ängeleitet. Es ift darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſes religiöfe Hülfsmittel für 
iche Zwede nicht durch Anwendung auf geringfügige Angelegenheiten entwür« 
Ägt und zugleich abgenügt werde. In allen Dingen von untergeorbnetem Belang 
mi eine einfahe Hinweifung auf die übernommene Pflicht genügen. Sie kann 

werden durch Abnahme eines Handgelübdes; nur das Hand- 
ylühde „an Eidesſtatt“ ift ein widerfinniger Verſuch, ohne Ableiftung des Eides 
dech die Wirkungen deſſelben hervorzubringen. 

Der allgemein übliche Eid der Staatsdiener 13) bekräftigt die Pflicht 
des Gchotſans gegen das Staatsoberhaupt, hebt wohl aud die wichtigften fpeciellen 

‚ ferner das Dienftgeheimniß, das Verbot der Theilnahme an ge= 
offen Berbinvungen u. a. hervor. Ueberdies wird in den fonftitutionellen Ländern 
berall die Verpflichtung der Staatsdiener auf die Berfaffung dem Dienfteide 
inperleibt (preußiiche, bayerifche, württembergiſche, ſächſiſche Verf. Urk. u. ſ. w.). 
Diefe durh den Eid nicht gefchaffene aber beftärkte Berpflihtung unterſcheidet 
zwiſchen verfafiungswidrigen Anorbnungen von Seite ves höheren, und dem 
Sallzuge folder Anordnungen von Seite des untergebenen Beamten: beides ift 

idrig. Indeß wird vom Beamten nur Beobachtung, nicht, wie von ben 
Söllsvertretern Aufrechthaltung der Verfaffung gegenüber einem Attentat ber 
Mantögewalt gefordert, und wirklich würde dieſe legtere Forderung ihn mit ber 
adern Pflicht des Gehorjams in unlöslihen Konflift bringen. Befindet er fid) 
aber in einer Lage, wo er weder die Verfafjung beobachten kann, ohne den Ge— 
xxſam zu verfagen, noch Gehorfam leiften kann, ohne ver Berfaffung uuzweifel- 


#) Stabl, Rechts- und Staatslebre. TI, 8. 92. . 

12) den deutfchen Staaten nur in Bayern und Lippe-Detmold. Ein Handgelübde 
cd den Bablmännern im Königreih Sachen und in Baden abgenommen. j 

1) an. 3. Möfer in den patr. Phantafieen: „Alſo ift der Dienfteid nicht abzuſchaffen.“ 
d. 1. ©. 467 der Ausgabe von 1776, 


296 Eid. 


haft zuwiderzuhandeln, fo ift feine Pflicht, ſich dieſem Dilemma zu entziehen, indem 
er den Staatspienft verläßt 1%). 

Bom Heer wird das Gelübde des Gehorfams im Fahneneid geleifte. 
Ob es zugleih auf die Verfaffung zu beeidigen fei, ift eine neuerlich oft erörtert | 
Frage. In den legten Jahren der Bewegung wurde die Beeidigung vielfach durd 
gefet, dann wieder abgeſchafft. Gegenwärtig ſcheint fie nirgends mehr ftattzufinden; 
in der preußifchen Verfaſſungsurkunde ift fie ausdrücklich für unftatthaft erklärt B\ 
Daß auch das Heer zur Beobadhtung des Orundgefeges verpflichtet fei, kam 
nicht bezweifelt werben: es ift ja nur vorhanden, um den Zweden des Staater, 
des in feiner gegenwärtigen Organifation beftehenden Staates zu dienen. Did 
Berpflihtung trifft unbedingt jede Militärperfon, fo weit fie ſelbſt ftänbig, 
nach eigenen Entſchließungen handelt: den Führer einer Patrouille nicht weniger 
als den oberften Befehlshaber des Heeres. Wenn es nun überhaupt gebräudlis 
ift, die mwichtigften Pflichten ver öffentlichen Diener eidlich befräftigen zu Iafie, 
fo darf der Verfaſſungseid des Heeres ohne Inkonſequenz nidt umgangen mer 
den 16), Man könnte einwenden, das Verfaſſungsrecht liege im ordentlichen ar 
der Dinge von dem Berufskreife der Militärperfonen viel weiter ab, als won den 
der Civilbeamten; die beiden Fälle feien deßhalb nicht gleichzuftellen. Allein ti 
verfafiungsmäßige Haltung der Truppen ift, wenn fie unter außerorventliden 
Umftänden in Frage fommt, aud um fo widhtiger, und überdies treten feld 
Umftände dod häufig genug ein. Denn es handelt fih nicht nur um Angriffe anf 
den ganzen Beftand einer Berfaffung: jeder Truppenmarſch und jede Kantonnirumg 
in unrubigen und kriegeriſchen, jelbft in Friedenszeiten, ftellt die gemäffenbaft 
Verfaſſungstreue der Militärmaht auf eine Probe, die nicht immer glüdflidh be 
ftanden wird. Eingriffe in den organifhen Wirfungsfreis der Civilbehörden, ä 
bie freiheit der Perfon und des Eigenthums werden bei folder Gelegenheit am 
fo hänfiger begangen, je weniger ven Befehlshabern die Kenntniß 17) und Mhkiung 
des Berfafjungsrechtes eingeprägt ift. 


19) Bezüglich eines Minifters, dem vom Staatsoberhaupte verfafjungswidrige Anıtäbar> 
lungen angefonnen werden, ift died allgemein anerfannt; derjelbe Grundfag bat aber au ® 
das Verhältniß zwijchen dem höchften Staatsbeamten und den untergeordneten Behörden Geftum 
In der Regel wird übrigens dem Beamten, der durch rechtswidrige Zumutbungen genöthigt we, 
feine (ntlaffung zu nehmen, ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Fiskus zuftehen. Iſt dies 
nicht der Fall, $, beftebt gleichwohl dieſelbe Pflicht; fic wird dann freilih um jo jeltener erfällt 
werden. — Gin näheres Eingeben auf dieſe Frage ift ſpätern Artikeln vorbebalten; bier ſoll mr 
zur Abfchneidung von Mifverftändniffen noch erinnert werden, daß die geſetzliche rue 
des Richters überall viel weiter gebt als die des Verwaltungsbeamten, daß daher Der G 
einem Konflikt, der ihm die Pflicht des Rücktrittes auferlegt, feltener ausgeſetzt ift ald der andere. 
Insbeſondere begebt der Richter, der in einer bei ihm anbängigen Streitjache des Landesberrn 
nach rechtfiher Meberzeugung gegen das Intereſſe deffelben enticheidet, keineswegs eine Verletzun 
feines Dienfts oder Unterthaneneides; es wäre daher falfch, ihn in foldhen Källen von dem Ei 
ad hoc zu entbinden (vol. oben S. 10 Note 45). Wobl aber mag es ratbfam fein, ibn auf 
drüdlich darauf binzumeifen, daß diefer Eid der Erfüllung feiner Nichterpflicht nicht entgegenfteke. 

15) Bal. darüber Rönne a. a. O. S. 624, wo aud) die einjchlägige Literarur angegeben iſt 

16) Wo alle Staatsangehörigen in frühem Alter den allgemeinen Staatöbürgereid ſchwören 
wo folglich auch der Soldat ſchon vor feinem Eintritt ins Heer die Verfaffung beichworen bat, it 
es genügend, wenn ihm bei Abnahme des Fahneneides bedeutet wird, daß dadurch der früber 
geleiftete Verfaffungseid feine Geltung nicht verliere. s 

17) An diefer Kenntniß, in deren Ermanglung der Eid eine Karce ift, fehlt es freilich 
nicht allein im militärifchen Kreifen; noch häufiger an der rechten Stimmung und Ferm bei 
der Beeidigung. 
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Allerdings kann nun die Pflicht gegen die Verfaffung zuweilen in Konflikt 
fommen mit der Pflicht des Gehorfams. Aber viefer Gefahr fieht ſich der Eivil- 
beamte ebenfalls ausgefegt, der gleihwohl auf die Berfaflung beeidigt wird. Man 
täufcht fih auch, wenn man den Konflikt zu befeitigen glaubt, indem man ben 
Eid umgeht: die Pflichten jelbft beftehen, und Folliviren bisweilen, fie mögen 
eidlich beftärft fein oder nicht. Sucht man aber dadurch, daß neben die unbe- 
ſchworene Berfafiungspfliht eine (im Fahneneid) beſchworene Pflicht des .Gehor- 
ſams geftellt wird, der Löſung des Konfliftes wenigftens die erwünſchte Richtung 
zu geben, fo mag dies allerdings von Erfolg fein. Zugleich erhält jedoch die mili— 
täriihe Mifachtung der fundamentalen bürgerlihen Inftitutionen auf folhe Art 
neue Nahrung und trägt aud in Berhältniffen, wo von einem Konflikte ver Pflichten 
nicht die Rede ift, ihre ſchlechten Früchte. Brater. 


Eigenthum. 


L. Begriff des Eigentbumd. Aus ver Perſönlichkeit des Men- 
fen entipringt das Cigenthum. Indem das Individuum die Macht feiner Per— 
ſenlichteit über die unperſönlichen Dinge um es her empfindet, indem es Herrfchaft 
daran ergreift und darüber ausübt, hat e8 Bejig daran; und indem es fidh der 
watürlihen Ueberlegenheit ver Perfon über die Sadhe mehr oder 
weniger deutlich bewußt wird, und fo das Rechtsgefühl, daß ihm die Herrichaft über 
rie Sachen gebühre, hinzukommt, ſchafft e8 das Eigenthum, d. 5. die Rechts— 
herrſchaft der Perſon über die Sachen, die hinwieder nichts anderes iſt 
de das naturgemäße Verhältniß von Perſon und Sache. 

Die urſprüngliche Unterlage alles Eigenthums iſt, wie ſchon die Römer 
richtig erlannt haben 1), der Beſitz. Die Aneignung (Occupation) iſt die urſprüng⸗ 
he — und in den älteften Zeiten, wichtigfte Form des Eigenthumserwerbs. Mit 
ver Berminderung der herrenlofen Güter und mit der fteigenden Rechtsficherheit 
und Kulter tritt diefe Form mehr in den Hintergrund: und viel wichtiger wirb 
der abgeleitete Erwerb vurd den Eigenthumsverkehr und ber mittelbare 
Einfluß, welchen die Arbeit auf die Erweiterung und Bervolllommnung bes 

8 dadurch ausübt, daß fie die vorhandenen Stoffe für den menſchlichen 

Gebrauch ausbildet, und fo theils neue Saden hervorbringt, theild die vorhan— 
deren werbefiert und verſchönert. Mit Unrecht wollen viele Nationalöfonomen, 
iiber fie diefen Einfluß beachten, fogar die Entftehung des Eigenthums auf die 
Arbeit gründen. Wäre die Arbeit die urfpränglihe Unterlage des Eigenthums, fo 
die Form der Formgebung (Specififation) die regelmäßige Erwerbart vefjelben 

ir vie Arbeiter wären zugleih die Eigenthümer. Aber zu allen Zeiten diente 
die Formgebung nur ganz felten zum Cigenthungerwerb, und heute wie früher wirb 
der Arbeiter nur ausnahmaweife Gigenthümer ver Sache, auf welde er feine Arbeit 
verwendet. Der Zufammenhang der Arbeit mit dem Eigenthum ift demnach nicht 
ein ummittelbarer, jo daß aus jener dieſes entftünde, fondern ein mittelbarer, 
indem bie Arbeit dem Gigenthum Dienfte leiftet, und hinwieder dafür belohnt 
wird. Der Lohn freilich fommt dem Arbeiter als Gegenwerth für feine Leiftungen 


1, L. 1$. 1 de adquir. vel am. poss. : »Dominium rerum ex nalurali possessione 
coepisse Nerva filius ait ejusque rei vesligium remanere de his qus terra mari 
eoeloque capiumtur; nam bzc prolinus eorum fiunt, qui primi possessionem eorum 
apprehenderint.« 
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in der Form des Eigenthums zu, aber nicht des Eigenthums an der erarbeiteten 
Sade, fondern an andern Saden (Geld, Nahrungsmittel u. f. f.), welche einfad 
durdy den gewohnten Sadhenverfehr von ihm zu Cigenthum erworben werben. 

Zunächſt gehört dieſes Eigenthum nicht dem Staate an. Es ift weder aus dem 
Staatsrecht abgeleitet, nod ein Beftandtheil des öffentlihen Rechts. Es ift wielmehr 
in eminentem Sinne Privatrecht. Wie die Perfon eine Eriftenz hat, auch abgeſehen 
vom Staat und unabhängig vom Staat, fo ift aud das Eigenthum der Privatper- 
fonen außer dem Staate möglich. 2) Aud die unftaatlihen Nomaden und die bar: 
barifhen Jäger und Fiſcher der untern Raffen haben doch an ihren Kleidern, 
Waffen, Geräthichaften u. ſ. f. eine Art von Eigenthum. Aud der Ginftedler, ver 
ſich ver Gemeinſchaft der Menfchen entzogen hat und fern von allem Staatsver— 
bande lebt, nennt doch — und mit Grund — feine Kleider, feine Tagerftätte, 
die Früchte, die er genießt, fein eigen. Aber außerhalb ver Staatsordnung fan 
tod) das Eigenthum weder zu rechter Sicherheit kommen, noch zu höherer Kultur 
gedeihen. Das Eigenthum ale Rechtsinftitution bedarf, wie die Gejchichte Lehre, 
gar fehr der Ausbildung von Seite ver ftaatlihen Gefeggebung, ver Pflege ven 
Seite der Staatswirthſchaft, des Schuges der Gerichte und der Ueberwachung ber 
Polizei. Hinwieder übt die reale Ausdehnung und Geftaltung des Cigenthum 
und die Vertheilung deſſelben unter einem Bolfe eine mächtige Rüdwirfung ans 
auf den Beſtand und bie Wohlfahrt des Staates. Daher ift die Eigenthbumsfrage, 
obwohl ihrem eigentlihen Weſen nad) eine privatrechtlihe, doch mittelbar eine der 
widhtigften Staatsfragen und bedarf aud von den Standpunfte des Staates ans 
einer forgfältigen Erwägung. Ein Blid auf vie Gefhichte des Eigenthums, be 
fonders des Orundeigenthums wird diefen Zuſammenhang deſſelben mit der peli 
tifchen Geſchichte veranſchaulichen. 

I. Zur Geſchichte des Eigenthums. A. Eigenthum an beweg— 
liher Habe. Der Inftinkt führte die Menfhen ſchon in der Kindheitsperiede 
der Menfchheit leicht dazu, fi gewiffe beweglide Sachen anzueignen. Die 
Früchte, welche fie pflückten, das Wild, das fie fiengen oder erlegten, die Stein: 
eräthe, die fie ausfuchten, die Thierfelle, mit denen fie ihren Leib umhüllten, vie 
onen, mit denen fie ihre Lager dedten, gehörten ihnen. Das Eigentbum 
des Menſchen an beweglichen Sachen ift in gewiffem Sinn fo alt als ver Menſch 
Bon dem perfünlihen Bedürfniß getrieben, bemächtigte er fich verfelben, und invem 
er daran Befig ergriff, wurbe er zugleich feiner natürlichen Ueberlegenheit über vie 
felben inne. Er erfuhr, daß die Saden naturgemäß zur Verfügung ver Perſon 
dienen: es bämmerte in ihm eine Borftellung ver Rechtsherrſchaft über vie Se 
hen, vd. h. des Eigenthums auf. 

Aber diefes erfte Eigenthum an Fahrhabe ift noch mit vem realen Befis 
daran enge verbunten. Das Gefühl der Herrfchaft fann anfangs nur in der that- 
fählihen Ausübung der Herrfchaft wie erwachen fo ſich behaupten. Entflieht das 
gefangene Wild der Gewalt des Jägers oder Fiſchers, fo hat er mit dem Beſitz 





2) Die Erflärung des Eigenthums aus dem poſitiven Geſetz (4. ®. von Montesquien 
und von Macaulah) erklärt den Gedanken deffelben nicht und iſt überdem auch böchft gefährlich. 
Würde das Eigentbum nur auf dem Willen des Geſetzgebers beruben, fo fünnte es eben fo leicht 
von der Willfür des Geſetzgebers einer neuen Vertheilung unterworfen oder gang aufgehoben 
werden. Ideel ficher ift das Gigenthum nur, wenn wie Jedermann, jo auch der Gejepgeber fich 
bewuht ® daß es einen natürlichen, von dem Staate unabhängigen Grund bat. Bol. auch ®. 
Roſcher Grundlage der Nationalöfonomie, I. $. 77. 
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auch das Eigenthum daran eingebüßt. Aber auch wenn ihm die Früchte, die er 
gefammelt bat, oder wenn ihm feine Waffen geftohlen oder geraubt werben, fo ift 
er felten in ver Page, fie wieder zu gewinnen und mit dem Beſitz geht ihm auch 
das Gefühl des Eigenthums unter. Die Sache ift fein, fo lange er Gewalt über 
fie bat. Sie ift nicht mehr fein, wenn ein Anderer fie befigt. 

Den barbarifgen Bölfern ift der Unterſchied zwifhen Befig und Eigenthum 
nicht Mar geworben; wie er denn auch heute noch Kindern und ungebilveten Leu— 
ten ſchwer eingeht. Zu voller Klarheit ift derfelbe erft durd das römische Recht 
gelangt, welches das Eigenthum (dominium) durch ganz andere Rechtsmittel fhütte 
als den Befit (possessio), jenes durch lagen (rei vindicatio, actio negatoria), 
dieſes durch Polizeiverbote (Interdikte). Das mittelalterliche deutſche Recht kannte 
war den Unterſchied auch, aber es verwiſchte ihn noch in den Ideen (Gewere) 
und im Proceß und brachte das Eigenthum in größere Abhängigkeit von dem 
Beſitz als das römische Recht. Die nahe Verbindung und Beziehung des Bejites 
zum Gigenthbum an beweglichen Sachen ift auch in der heutigen Rechtsbildung 
noch ſehr augenfällig. Heute noch werden herrenlofe Sachen durch Befigergreifung 
angeeignet und entgeht das flüchtige Wild zugleich wieder unferm Befig und un— 
ferm Gigenthum. Die regelmäßige Uebertragung des Cigenthums ift fortwährend 
an bie Uebergabe des Befites gebunden. Aus ruhig fortgeſetztem Befig erwächst 
noch Eigenthum, und wenn für den Befig gewiffe Erforberniffe des redlichen Er— 
werbes fpreden, fo wird er fogar vorläufig dem Eigenthum ähnlich gefchligt. Aus 
dem Beſitz entfpringt noch die Vermuthung für das Gigenthum. Nah manden 
nenern Rechten wirft überdem die vertrauende Befigesüberlaffung von Seite bes 
Eigenthümers jo ftarf, daß von da an der rebliche Befig eines neuen dritten Er- 
werbers jogar beijer gejhligt wird, als das urfprüngliche Eigenthum des in feinem 
Bertrauen getäufchten Leihers. 

Das Eigenthum an Fahrniß ift demnach in hohem Grave vergänglich und 
veränverlih, wie die Sachen, morauf e8 fich bezieht. Die Verſuche verfchiedener 
alter Bölter, einzelne beſonders werthvolle oder individuell brauchbare Saden die— 
ſer freien und leichten Bewegung zu entziehen und ven Verkehr mit denfelben 
an firengere Formen zu binden, wie die Vorfchriften des alten römifchen Rechts 

der fogenannten res mancipi, die nicht dur Befigesübergabe, fonvern 

anf durch feierlihe Handlungen vor Zeugen oder dem Magiftrate (mancipatio 
und in jure cessio) zu Eigenthum übertragen werben follten, oder des nordiſch— 
1 hen Rechts, meldes den Verkehr des mit dem Hauszeichen geftempelten 
an die Kundfhaft von zugezogenen Zeugen band, haben fidy der Entwid- 

lung der Eivilifation gegenüber, welche auf ven leichten Wechfel wie des Befiges 
ſe auch des Eigenthums von Hand zu Hand Werth legt, nicht erhalten können. 
Ale jene Beichränfungen des Verkehrs haben ſich mit der Zeit theils läftig und 
widerwärtig, theils erfolglos gezeigt. Iene Formen find eingeführt worden, um 
das Eigenthum an folden indivinuellen Sachen beffer zu fihern und gleichſam 
dauerhafter zu machen; aber wenn einmal der Verkehr zu voller Wirkfamfeit ge- 
langt ift, fo legt ver Eigenthümer tarauf, daß er nady feinem momentanen Be— 
lieben und ohne feinen Freunden oder Yeinden davon irgend Nachricht geben zu 
müſſen, frei und bequem auch ſolche Sahen dem Verkehr übergebe und dafür an- 
dere Güter eintaufche, mehr Werth als auf die jehr zweifelhafte Mehrficherheit, 
welche jene äffentliben Formen ihm verjpredhen. Und da die „fahrenden Sachen 
alle leicht von der Stelle gebracht und dadurch dem kontrolirenden Blide entrüdt 
und verborgen werben, fo helfen jene formen gegen unredliche Entfrembung doch 
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nicht aus, Sie werden daher fpäter als eine Hemmniß und als eine Gefährt 
des redlichen Verkehrs empfunden und dann durch Nidhtgebraud oder ausdrücklich 
befeitigt. 

Diefes Fahrhabeeigenthum ift, wo es zur Geltung gefommen, fehr energiih 
und einfach. Gin großer Theil diefer Sachen — wie die efbaren Früchte — ift 
feiner Natur nad beftimmt, von dem Genufje des Menfchen aufgezehrt zu wer— 
den; eine zweite große Maſſe anderer Sachen — wie die Handwerfsartifel um 
die Fabrifate — ift geradezu von dem Menfchen gemacht, damit fie feiner Wil- 
für dienen. Indem er fie in feine Hand nimmt und feine Gewalt über fie kund 
giebt, fann er fie veredeln, umwandeln und zerftören, wie er will. Seine Herricaft 
darüber bat daher einen rüdjichtslofen deſpotiſchen Charakter; vie Sache ſelbſi 
fann ihr feine Schranke entgegen fegen, fie muß ihm ganz und gar und bis zum 
Untergang dienen 3): und in der Regel zeigen ſich auch feine Schranten, melde 
die Genofjenfhaft oder der Staat dem Individuum in dieſer Hinficht fetst. Die 
Ueberorbnung der Perfon über die Sache (des Menfchengeiftes über ein Stüd 
Materie) erfcheint vemnad bier in ihrer vollen Stärke und wir verwundern un 
nit, daß die allgemeine Nechtsanficht feit den Römern viefes Fahrhabeigenthun 
als ein abfolutes Herrfhaftsreht des Invividuums über die Sache ar: 
faßt und als das abfolutefte aller menfhlihen Rechte. Nur die Rückſicht auf vie 
lebendigen Sachen, die Thiere hätten hier einiges Bedenken erregen können. Aber 
da die alten Völker in dem Gefühl fchranfenlofer Uebermacht fogar die Sklave 
wie Sachen betrachteten und aud über fie abfolute Gewalt behaupteten, jo mahmen 
fie noch minder Rüdfiht auf die natürliche Berechtigung der Thiere: und bie 
fortſchreitende Civilifation hatte Mühe genug, vie Perfönlichfeit ver vienenven 
Menjhen wider ihre Bedränger zu fhügen, und dieſe gegen die Gleichftellung 
mit den Thieren zu wahren. Erft in der neueften Zeit fängt fie endlich an, fid 
auch der Hausthiere zu erbarmen und biefelben vor der unverftändigen und zumaf- 
Iofen Graufamfeit ihrer Eigenthümer einigermaßen zu fichern. 

B. Örundeigenthum. 

1) Barbaren Nomaden Theofratifhe Borftellungen 
des Drients. Juden. Mohammedaner. Indier. Chineſen — 
Biel langfamer entwidelte fih das Grundeigenthum, deſſen Geſchichte wei 
reihhaltiger und deſſen Ausbildung mannigfaltiger geworben iſt. Die Geſchicht 
des Grundeigenthums ift zu großem Theile die Geſchichte der Civilifation. Se 
lange die Wohnfige roh, unfiher und leicht veränverlic blieben und fo lange der 
Boden nur vorübergehend benugt wurde, fonnte der Gedanke des Grundeigen 
thums nicht entftehen. Die barbariihen Raifen find von fih aus überhaupt niemals 
zu Orundeigenthum gelangt. Nod) heute kennen die wilden Jäger in Auftralien, die, 
wie der Fuchs es aud thut, eine Erdhöhle zur Lagerftätte in Beichlag nehmen, 
oder die Indianer in den brafiliihen Urwäldern, vie wie die Vögel ihre Nefter, 
fo ihre Hängematten zwifchen die Bäume hängen oder aus Laubwerf Hütten wie 
Bienenkörbe fledhten, fein Grundeigenthum: und felbft den höher gebilveten no- 
mabifchen Völkern geht, mweil ihre Wohnfige keine Dauer haben, der Begriff des 
Örundeigenthums ab . Wo die Wohnung nur ein Zelt ift, gleichſam nur ein 
weiter um den Leib gefpannter Mantel, va ift fie Fahrhabe, wie das Kleir. 


; 3) Die ftofflichen Elemente freilich geben nicht unter, aber die aus ihnen gebildete Suche 
geht unter. ' 
%), Eine Menge von Nachweifen find gefammelt in Klemm Kulturgejchichte. 
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Erft wenn fie unbeweglih im Boden ruht, nimmt fie die Natur des Bo— 
dens an und fann in ihr das fefte Haus- und Heimatsgefühl ves Men- 
icheu nun Wurzeln fhlagen. 

Nicht jo leicht wie ein Stüd Fahrhabe konnte der Menfh den Boden ſich 
ameignen, und nicht ebenſo Gewalt über das Yand üben, wo er gerade weilte, Der 
Boden war vor ihm da und überbauerte fein Leben. Er folgte ihm nicht auf 
jeinen Wegen und fonnte nicht mitgetragen werden. Er war aud nicht beliebig 
umzuwandeln ober zu zerftören. Gin großer Theil ver orientalifhen Völker be— 
trachtete den Boden in feinem innern, natürlichen Zufammenhang als die Erbe 
uud fagte: „Die Erde ift Gottes, ver Menfh hat nur zeitweiligen 
Genuß daran, Gott ift ver wahre Eigentbümer, der Menfh nur 
der Nutznießer.“ Jedermann kennt diefe Auffaffung aus der mofaifhen 
Geſetzgebung II. Moſe 25, 23: „Ihr follt das Land nicht verkaufen ewiglich, 
venn das Land ift mein und ihr feid Fremdlinge und Gäfte vor mir." Nur an 
ven Häufern in den Städten wurde eine Art von Sondereigenthum anertannt, 
denn das Haus in feinem Bau und in feiner Einrichtung war dod unzweifelhaft 
das eigene Werf des Menfchen, nicht der allgemeinen Natur, Daran konnte daher ver 
Menic ein wahres Eigenthum behaupten. (III. Moſe 25, 30.) Es ift das die Theo- 
fratie, angewendet auf die Bodenkultur. Ihre Konjequenz läßt kein Gefühl ver 
Freiheit auffommen unter den Grumbbefigern und nicht einmal ein Gefühl ver 
Sicherheit. Gott giebt und nimmt wie er will. Freilich reagirt die menfchliche 
Natur gelegentlich gegen vie Lehre ver Priefter. Wenn lange Zeit die nämlichen 
Aeder von den Nachkommen Eines Gefchlehts bebaut und benugt worben find, fo 
fommt doch über die Familie oder über die einzelnen Nutnießer allmählich ein Gefühl, 
diefe Aeder gehörten ihnen und würden ihnen unbillig wieder entzogen, Es ift 
jehr zweifelhaft, ob vie moſaiſche Agrargefeggebung mit ihrem Rückfall der ver- 
theiiten Aeder im Jubeljahr jemals praftifch geworben und fiher, daß biefelbe 
auf die Dauer nicht praftifch geblieben fei. Aber jener Widerſpruch ver Religion 
umd des NRechtsgefühls kann nicht zu einer Verſöhnung und das Cigenthum auf 

folder Bafis nicht zur Entwicklung kommen, 

Ganz nahe verwandt mit der älteren theofratifchen Anſicht ift vie ebenfalls 
femitijche des Islam. Gott giebt nicht mehr unmittelbar die Landgüter an 
die einzelnen Befiger, aber mittelbar durd die Vermittlung feines Statthalters 
auf Erden, des Beherrſchers der Gläubigen. Diefem giebt Gott das gefammte 
Fand, damit er es zu religiöfen Stiftungen verwende oder in Stüde zerlege und 
bie Stüde weiter begebe, fei es zu feſtem Kriegslehn oder zu bloßem Zributland. 
Gott ift der Obereigenthümer, der Sultan fein Stellvertreter; das fefte menſch— 
k Recht am Boden ift nur abbängiges Lehensrecht. Stufenweife geht es von 

ber je den unteren Klaffen der Bevölkerung zu. Zuerft fommen neben ven 
reihen Stiftungsgütern die großen Lehnsbezirke der Führer in verfchievenen 
Kaffe, dann die Heineren Ritterlehen (Timar) der Sipahis. Bon Rechtes wegen 
werden nur die Gläubigen mit Lehen begnadigt. In ver Tiefe bebauen die Grund: 
holden den Boren, der ihnen zu erblicher Arbeit und fchwer belaftetem Genuß — 
wie aus Gnade — vergönnt ift. 5) 

Der gefammte Grundbefig bleibt auf diefe Weife im Zuſammenhang. Das 


5, Eine überfichtliche Darftellung über das osmaniſche Bodenſyſtem giebt D. H. Eifenbart. 
Die gegenw. Staatenwelt. I. S. 179 ff. 


302 Eigenthum. 


anze Reich ift ein inmerlih verbundenes Syften von Domänen, Stiftungen, 
rn Bauerftellen. Aber im Ginzelnen ift nirgends rechte Sicherheit des Beftan- 
des und überall tritt der freien Entwicklung rohe Willtür in den Weg. Zwar ift 
der Stellvertreter Gottes ein Menfh, dem die Borfchriften der Moral und vie 
Geſetze des Korans heilig fein müffen, der daher nad) Gerechtigkeit, nicht mehr 
nad müfteriöfen Infpirationen fein Amt verwaltet, mit dem fi) menſchlich rebven 
faffen fol, Aber wenn das auch nicht mehr volle Theokratie ift, fo ift es doch 
noch halbe Theokratie. Der Glaube an die göttliche Statthalterfchaft des Sultans 
ift geeignet, in dem Beherrſcher der Gläubigen ein übermäßiges -Selbftgefühl auf: 
zubläben und feine Leidenfchaften ins Grenzenloſe zu fteigern, und hinwieder ge 
eignet, die Unterthanen zu knechtiſcher Unterwürfigkeit zu flimmen: und auf dieſen 
Boden erwächst die vefpotifche Willtür des Oberherrn, welche das ganze Syſten 
bald prüdt, bald durchlöchert. Die Launenhaftigkeit des oberften Landesherrn mirt 
dann von den mittleren Lehensherren und von den untern Lehensbefigern je ber 
tiefer ftehenden Klaffen gegenüber nachgeahmt und verfinft da no mehr in Ge 
meinheit und Rohheit. Es ift viefes osmaniſche Lehensſyſtem doch um Bieles robe 
ald das mittelalterlich-germanifche. 

Schon in Afien aber zeigen fi neben ver theofratifirenden Betrahtung te 
Grundbefiges die Keime einer felbfibewußteren menjhlihen Auffaffung deſſelben, 
welche in Indien eine gewiſſe Ausbildung erreihen, dann aber — vermuthliä 
feit ver Mongolenberrfhaft — wieder untergehen, in China dagegen jorgfältig 
gepflegt und fruchtbar werben. Die alten indifhen Gefegbüher Mann um 
Yajnavalk ya) kennen ven Unterſchied zwifchen Gemeinve- oder Gefammteigen- 
tum und Sondereigenthum der Individuen, ftellen das Eigenthum an Fahrnij 
und an Grundſtücken unbevenflic zufammen, fchreiben alfo dem Menfchen wie a 
jener jo aud an biefen volles Recht zu, und laffen fogar eine Erfigung be 
Grundſtücke zu, wenn der Cigenthümer 20 Jahre fchweigend den Bauer gemähren 
läßt, wie ver beweglihen Saden in 10 Jahren. (Vgl. Manu VIU. 147 mit 
Dajnav. II. 24.) Auch der Unterſchied zwiſchen Befig und Eigenthum ift Yemit 
offenbar geworden und es fann jener, von ber Zeit geheiligt, zu diefem erftarten. 
Das erinnert durchaus an europäifches und fogar näher an römiſches Sachenreät. 
Aber das alte Recht, das wir doch nicht genauer fennen, ift feit Iahrhunderter 
untergegangen. Die mohammebanifchen Groberer haben alles Yand ſich angeeignd, 
als eine göttliche Verleihung: und beute noch wird der größte Theil des Bodent 
ald Krongut angefehen, das nur zu Erblehen (Adamanom) mit fhweren Grund 
abgaben an die einzelnen Befiger ausgegeben worven fei. Indeffen nimmt von ver 
Städten aus und unter dem Impuls europäiſcher Rechtsideen doch das eigentl 
Privateigenthbum wieder überhand 6), J 

Woher die Chineſen ihre Eigenthumsbegriffe belommen haben, iſt ni 
ermittelt; aber daß fie unter allen afiatifchen Bölfern das ausgebilvetfte und ein 
ganz rationellemenfhliches Syſtem des Grundbeſitzes feit langem befigen, ift eime 
ausgemachte Thatſache. Die Chinefen ftehen in dem Ruf der forgfältigften Heinen 
Aderbauer in ver Welt. Jenes Spftem und dieſer Vorzug fteben ſicherlich in 
einem inneren Rapport. Die Walt: und Weidewirthſchaft erinnert noch an das 





6, nl für das ältere Recht die Nachweifungen bei Warnkönig jurift. Encyklop. Er 
langen, 1853. 5. 137, und für Die neuere Boſcheron-Deſparte in der Revue historigue 
von Laboulaye. Jahrg. 1855, ©. 444 ff. 
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alte wilde Jäger- und Nomadenleben, weldes nicht zu feftem Grundeigenthum 
führt. Wo der Menfh dagegen feinen perfönlichen Fleiß dem Bau des Bodens 
zırmwenbet, wo er den Boden öfter umgräbt, regelmäßig befät, düngt, feine Früchte 
jchneidet, da wird er der engen perſönlichen Verbindung mit dem fultivirten Acker 
inne, und er füngt an zu denken: „Diefer Ader ift mein.“ Wo aber die Kultur 
ter Güter fih ver Gartenfultur annähert, wie das in China fehr allgemein ver 
Fall zu fein ſcheint, wird dieſes Sondergefühl noch lebendiger. Die dhinefifche 
Aultur folgt vornehmlid ven Rüdfihten ver Zwedmäßigfeit, der Nüslichkeit. Die 
Ehinejen werben nicht von großen Ideen no von mächtigen Leidenſchaften bewegt 
und erfchüttert. Sie halten fih,an das Nächfte mit Sorgfalt und Geſchick und fuchen 
aus dem Kleinften möglichft viel Früchte und Genuß zu ziehen. Ohne wiffen- 
ſchaftlichen Geiſt janımeln und verbreiten fie doch fleißig die Erfahrungen ihrer 
alten Geihichte und wiſſen ihre gelehrten und techniſchen Kenntniffe Hug zu ver- 
wertben. Eine tiefere Erkenntniß des Eigenthumsbegriffs ift ihnen auch heute nicht 
aufgegangen; in ver Theorie hat ſich noch die alt-orientaliihe Borftelung erhalten, 
daß das gefammte Land von Rechtes wegen dem Sohne des Himmels, dem Kaifer 
geböre und bie Landbauern ihr Recht nur wie Pächter von ihm ableiten. Aber in 
der Praris haben die Chinefen doch vie feubaliftiiche Beihränfung und Abhängig- 
feit, die aud bei ihnen früher wirkfam war, völlig befeitigt, für die Sicherheit 
und den Kredit des bäuerlihen Grunvbefiges durch Einführung von Grundbüchern, 
im welche alle Berfäufe und Verpfändungen eingetragen werden müſſen, ähnlich 
wie das nenere Europa trefflich geforgt und dem zahlreihen Stand Heiner Land⸗ 
wirthe jede Freiheit in der Kultivirung und in ber Veräußerung und Theilung 
ihrer Güter verftattet, die eine gemein-verberblihe ausgenommen, das Gut un— 
bebant umd unbenugt verwildern zu lafien. 7) 

2) Europäifches Grundeigenthum. 

In Europa verblaffen frühe ſchon die theokratifhen Ideen. Nur gelegentlich ver- 
nehmen wir nod einige Anflänge an die orientalifhe Grundherrſchaft Gottes, wie 
im Mittelalter in ver Lehre der Geiftlichkeit von den Kirchenzehnten, welche zur 
Anerfennung des göttlichen Obereigenthums gefordert werben. Die hriftliche Geift- 
lichkeit bezog ſich dabei auf die moſaiſche Geſetzgebung, welche im übrigen längft 

und für Europa nie praftifch geworden war. Das Gemeinfame in der 
europäifchen Rechtsanſchauung über Grundbeſitz ift, daß fih allenthalben die Men- 
ſchen getrauen, ſich den Boden zu eigenem Rechte anzueignen und ſelbſtſtändige 
menfhlihe Herrſchaft daran zu behaupten. Damit wird der Grundbefig vor 
der bevormundenden und ausbeutenden Gewalt ver Priefter, wie vor dem willtür- 
m Abfjolutismus der Sultane im Princip gefihert und der Entwidlung menjd)- 

5 Arbeit Raum verjchafft. 
Ger im Uebrigen gehen die Grundanfichten der einzelnen europäifchen Völker 
fehr aus einander und innerhalb vefjelben Volkes befämpfen fi oft die ver- 
ſchiedenen Spfteme, und wecjeln ab in ihrer Herrſchaſt. Insbefondere geht ein 
Gegenfag durch die europäiſche Kulturgefhichte hindurch, der zu verfchiedenen Zei- 
tem umb unter verfchievenen Völkern nur in verſchiedenen Formen erfheint. Wenn 
die Menſchen über ven Boden Herrihaft ergreifen, jo Fönnen fie das entweder 
in Berbindung thun, als eine Geſammt heit und dieſe Herrfchaft aud im 
Gemeinfhaft üben, oder fie können als Individuen die einzelnen 


7, Bol. Alemm Kulturgeihichte Vi. ©, 436 f. und Warnkönig Enchkl. S. 121. 
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Stüde fih ausſchließlich aneignen und jeder fein abgejhlojjenes 
Gut für fi beherrſchen. Diefe Doppelbeziehung der Beherrſchung durd vie 
Geſammtheit und durch die Individuen zeigt ſich num im manderlei Ge 
ftalten. Wir können viefelbe nach dem Vorgang der deutſchen Jurisprudenz al 
den Gegenfag von Geſammteigenthum und Sondereigenthum bezeichnen, 
indem wir freilid die beiven Ausprüde in weitfaltigem Sinne nehmen. Nicht klei 
die hiftorifhen Vorgänge, fondern aud die Befchaffenheit des Grunpftüds jet 
bat darauf einen Einfluß. Je ftrenger ver Abſchluß, je privater ver Gebraud 
des Bodens, je individueller die demfelben zugewendete Kultur und Sorge if, um 
fo mehr werden dieſe Stüde zum Sonderbefig paffen und daher auch dem Sonder 
eigenthum fich zuwenden, Je offener die Güter, je gleihmäßiger und einfacher ihr 
Kultur, je roher und wilder vie Erboberflähe wird, um fo eher gravitirt fie ju 
Gefammtbeherrihung. Es lafien fih von dem Individuellften zu dem Allgemeinfe 
abfteigend etwa folgende Stufen unterjdeiben : 

1) Wohnhaus, Stallung, Scheune, abgefchloffener Hofraum. 2) Umzäunte 
Garten. 3) Zufammengelegte Aeder und Wiefen, Einfang. 4) Offene Yeder ü 
ven Feldfluren zerftreut. 5) Offene Waide und Wald. 6) Bäche und Flüſt 
7) Unwirthliche Oeden, Moore, kahles Gebirg. 8) Seen. 9) Das Meer. 

Am Anfang der Reihe foncentrirt ſich die Herrichaft leicht zu individucke 
Sondereigenthbum, am Ende berfelben bleibt jie zum Oefammteigenthum erweit 
In der Mitte begegnen fih in Miſchung und in Kampf die beiderlei Arten de 
Herrfchaft | 

Zuerft unter allen europäiſchen Völkern und energifher aber auch farefe 
und einfeitiger als alle haben die Römer den Begriff des Sondereigenthums a 
Grunpftüden ausgebildet. Ihre Rechtötheorie ift dann auf die Nachwelt übergegu 
gen und ift heute noch ein wejentlicher Beſtandtheil des neueren Rechts. Zu 
haben aud die Römer urjprünglic jenen Gegenſatz gefannt. Die Häufer in m 
Städten waren wohl von Anfang an ausſchließliches Eigenthum ver einzeln“ 
Bürger, aber das Aderfeld war noch größtentheild Volkland (ager public 
und nur zu Befit die Stüde vefjelben (possessiones) an die Altbürger übe 
laffen. No in der fpäteren Zeit wiederholte ſich die alte Herrfhaft der Gejamm 
beit an dem Boden in erweitertem Umfang. Der Provinzialboven galt als Eige 
thum des römifchen Volks oder des Kaijers, war fomit Staatseigentb 
thnd die Provinzialen hatten nur abgeleiteten Befig an ihren Gütern. 

Indeſſen wurde bei den Römern ſchon in der erften Königlichen Periode e— 
anderer Theil des landwirthſchaftlichen Bodens zu voller Einzelherridel 
(dominium) unter die Bürger vertheilt, und dieſe affignirten Güter gänzlich Ir 
getrennt von dem urfprängliden Zufammenhang mit dem Gemeinland. Daul! 
war eine durchaus neue Entwidlungsftufe des Grundeigenthums eingeleitet. Gar; 
diefelben Borftellungen von abfoluter und ausſchließlicher Beherrſchung durch De 
Individuum, welche mit dem Eigenthum an beweglichen Sachen verbunden markt, 
wurden nun aud auf das Eigenthum au den Grundſtücken übergetragen. Da 
nämlihe Wort Dominium wurde gleihmäßig auf beiverlei Sachen bezogen um 
die natürlichen Unterjchieve zwifchen beiden nicht weiter beachtet. Anfangs war? 
die Formen des Gigenthumserwerbs nod anders beftimmt: für vie Grunpftüdt 
wurden öffentliche Formen der Eigenthumsübertragung (maneipatio, in jure ces 
vorgefchrieben. Aber fpäter famen auch diefe Formen — ſchon früh durch de 
Inftitut der Erfigung in ihrer Strenge gemildert — außer Gebraud: und M' 
bei dem Verkehr mit gewöhnlicher Fahrhabe wurbe die bloße Beſitzesübergabe aud 
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für den Gigenthumsverkehr mit Grundftüden für genügend erachtet. Beliebige 
Nutzungsweiſe, freie Beräußerlichkeit und Zheilbarfeit ver Grunpftüde galten als 
jelbftverftändlihe Wirkungen dieſes Privateigenthums, das ſich über ben italifchen 
Boden und den Boden der Provinzen mit italifhem Recht immer weiter aus- 
vehnte. Der fo großgezogene Begriff wurde dann auch unbedenklich auf vie 
Staatsgüter ausgedehnt. Das Aerar des römiſchen Bolks oder der Fiskus des 
tömifhen Kaiſers wurde für eine Privatperfon erklärt, und dieſer ebenſo ein abjo- 
intes und ausſchließliches Sondereigenthbum zugefchrieben wie den einzelnen Bür— 
gem an ihren Sondergütern. Wo die Natur der Erdoberfläche fich dieſer Indivi— 
zualheherrſchung durchaus nicht fügen wollte, wie in den öffentlichen Gewäflern, 
da zogen die römifchen Juriften es vor, dieſe Saden als in Niemandes 
Gigentbum dlich (res nullius) aufzufaffen. Die Borftellung ver Gefammt- 
md Gemeinherrfchaft wurde völlig verdrängt und ausgeftopen aus ihrer 
dJechtelehre. Nur in dem Begriff ver res publiee erhielt ſich noch ein letzter 
Rodflang derjelben. ® 
Die Folgen diefer römiſchen Gigenthumslehre waren in der erften Zeit fr 
vie gemeine Wohlfahrt überaus günftig, in ver fpäteren Zeit aber halfen fie ven 
Untergang des Reichs beſchleunigen und unvermeidlih machen. Die Menge von 
pebejiichen Kamilienvätern, welche durch die zahlreichen Affignationen Grund— 
eigenthum erworben Hatte, erhielt dadurch erft ein ftarfes Gefühl von Unabhängig- 
keit und Freiheit. Auch als ihnen noch fein oder nur ein verfümmerter Antheil an 
den politiichen Rechten vergönnt war, waren fie doch unbejchränfte Herren auf 
rem Grund und Boden. Ihr Privatreht war nun völlig geſichert und fo aus— 
zebehnt als möglich. Sie bebauten ihre mäßigen Güter felbft nad eigenem freiem 
Ermefien mit ihrem Geſinde. In diefem Stande freier Yandwirthe fand aud der 
Staat eine fefte Grundlage feines ftolzen Baus; aus ihm zog er fortwährend 
iiſhe Kräfte. Seine Heeresmacht, fein Wohlftand, fein Muth berubten großen- 
EB af ihm. Erſt als durch Handel und Wucher übermäßige Reichthümer und 
ben eine niedrige und unrubige Proletarierbevölferung in Rom ſich angejammelt 
halten, Ya. das fteigende Mißverhältniß auch jene gefundere Bafis an. Von Zeit 
zu Zeit noch verfuchten patriotiihe Staatsmänner durd neue Adervertheilungen das 
jü heilen und einen Theil der ärmeren Stabtbevölferung wieder bäuerlic) 
m komfoliviren. Diefe Verſuche aber, felten ganz durchführbar, hielten den Verfall 
wur wenig auf. Die Gelvariftofratie ver Stadt bemädtigte fi mehr und mehr 
ve Meineren Landgüter, deren Eigenthümer ausfaufend und verbrängend, umb 
ieſelben zu großen Grundherrſchaften zufammen. Die große Zahl bäuerlicher 
igenthümer, das Mark des Vollks, verminderte ſich in höchſt bevenklicher 
Bejſe fortwährend, und die friſche Duelle ver Volkskraft verfiegte nad und nach. 
den ungeheuren Domänen der Großen erhoben ſich fürftlihe Schlöfjer mit 
em Rurus der Erbe; aber fie wurden num theild von SHaven unter der Auf- 
Üdt ver Verwalter ohne alles eigene Recht, theils und fpäter meiftens von grund— 
Orig Kolonen mit ſchwer belaftetem Rechte und in moraliſch erniebrigter 
Selma, ausnahmsweife aud von bloßen Zeitpächtern bewirthſchaftet. Mit ver 
unwüchfigen Freiheit der Landwirthe verfiel auch die Kultur des Bodens im 
en. Die Campagne um Rom hatte früher eine große und wohlhäbige Bevölke— 
mag ernährt, und nun war fie in eine unfultivirte Weide für Schafe und Ziegen 
berabgefunten. 
E8 wäre thöricht, diefes Verderbniß ausjchlieglicd oder aud nur vorzüglich 
vom römiihen Eigenthumsbegriff zuzuſchreiben, aber er verhinderte daſſelbe nicht 
Bluntf gli und Brater, Deutſches Staate-Wörterbudg II 20 
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nur nicht, er förberte daſſelbe vielmehr. Es lag in ihm gar feine Rüdfidt 
weber auf die Familie, noch auf vie Gemeinde, noch auf den Staat. Alles Red 
wurbe in fchranfenlofer Weife dem Individuum beigelegt, welches als Herr ws 
Gutes anerfannt war. Es fam aud nichts darauf an, ob der Eigentümer fein 
Gut bebane oder nicht, ob er auf vemfelben lebe oder nit. Der ausſchließ— 
fihfte und willfürlihfte Egoismus war der Geift diefes römischen Grund 
eigenthbums, der nirgends als in der unverftandenen und undezwinglichen Madt 
der Natur eine Schranke fand. Ift es zu verwundern, wenn je die mächtigſte 
und reichften Egoiften zulegt die ſchwächeren und minder begüterten verſchlangen 
wie die Haififche die kleineren Fiſche? Sogar als die Noth des Staates hödt 
empfindlih auch für die fatferlihen Kafien geworden war und die Steuerkraft ie 
Landes zu erlöfchen drohte, wagte man nicht, die Willfür des Eigenthums im de 
Perfon der fen von ihren Gütern in der Stadt lebenden Grundherrn zu be 
fchränfen und gerieth cher auf ten Abweg, die dienenden Kleinpächter an de 
Scholle zu binden und mit juriftifhen Zwangsmitteln zum Bau verfelben # 
nöthigen. Die abfolute dinglihe Herrichaft der wenigen großen Cigenthümer übe 
ihre Domänen galt für unantaftbar: aber die perfönliche Freiheit der Maſſe Meiner 
Yandbauer wurde dem Bedürfniß der Landwirthſchaft bingeopfert. Zu folde 
ſchreienden Widerſprüchen führte die Entwidlung des römiſchen Rechts. 

In ſchroffem Gegenfage zu dem römifhen Privateigentyum an Lanpgäten 
fteht das flavifche Syftem des Gemeindeeigenthums. Wie aus dem erften ik 
Rückſicht auf die Gemeinfhaft verfchwinvet, fo fommt in dem legtern das Ir 
dividualeigenthum nicht zur Geftaltung und fortwährend überwiegt das Eigenthes 
der Gemeinschaft. Nicht blos Wald und Weine, welche unvertheilt bleiben und d 

emeinfamen Benugung anheimgegeben find, fondern aud das Ackerfeld m 

iefenpläge, welde zu Sonverbau und Sondernutzung vertheilt werben, 4 

hören der Gemeinde (beziehungsweife dem Grundherrn) zu Gigenthum, 
den Bauern, unter welche daffelbe zum Bau oder zum Genuß vertheilt if. Die 
Gemeinde fann, wenn fie e8 nöthig findet, eine neue Vertheilung vornehmen, wm 
fein Bauer hat ein Recht darauf, feinen bisherigen Ader wieder zu erhalten, a 
bat nur ein Recht, wie alle Andern, einen Antheil an dem gemeinen Ackerfeld p 
befommen. Die Größe der Theile ändert ſich nach der veränverlihen Zahl F 
Gemeindegenoffen und Über die Bauftelle entfcheitet oft das Loos. Die ſlavißß 
Gemeinde ift unter ſich verbunden wie eine Familie. Sie ift eine Brüpderfdafl 
mit einem Bater (Staroft) an der Spige. Sie forgt aud für ihre nachkomments 
Kinder. Damit diefe nicht leer ausgehen, veräußert und vertheilt fie ihre Gilt 
nicht auf ewig. Jeder nengeborne Knabe, der zum Dorf gehört, hat einen It 
ſpruch auf einen Antheil des Geweindeaderlanves. Gigenthum und Genug ſue 
zwar unterſchieden, aber die Genießenden find zugleich die Bauenden, und‘ Ihe 
Verbindung gehört zugleih das Cigenthum. 8) 

Diefes Syſtem fördert fiherlihd das Gefühl der Zufammengehörigfeit, de 
Bruderliebe, der Gemeinnügigfeit, welches gerade die unteren Klaſſen ber 
Navifhen Bevölkerung fo enge mit einander verbindet und zu mwechfelfeitiger Unter 
ftügung anregt. E8 widerftrebt dem falten Egoismus, der nur an ſich denft. Br 
barrlicy feftgehalten und konſequent vollzogen verhindert e8 die Entftehung einck 
ländlichen Proletariats und erhält eine gewiſſe wohlthätige Gleichheit unter ben 


3, Dal. v. Hatthauſen Studien über Nufland I. S. 124 ff. 
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Öemeindegliedern. In ihn ſcheint das Ideal der modernen Socialiften feine Ver: 
Birflibung erfahren zu haben. Die patriotiſch aufgeregte Phantafie begeifterter 
Bıfen fiebt in demſelben fogar die fociale Erlöfung Guropa’s in ver Zukunft. 
Benn wir uns aber erinnern, daß das Oefammteigenthbum in der ältern 
halb-barbarifchen Periode die weitefte Verbreitung gefunden, und überall mit der 
mahme der Civilifation auch die Ausbildung des Sondereigenthums begonnen 
ib mächtige Fortſchritte gemacht hat, und wenn wir überdem bevenfen, daß jene 
ung des Gemeindeeigenthums nicht minder einfeitig ift, als die römifche des 
fioitnaleigentbums, daß fie, Indem fie den Egoismus befämpft, aud die in- 
le Thatkraft ſchwächt, den perfönlihen Fleiß lähmt, ein frifches fröhliches 
“ Celbfigefühl nicht aufwachen läht, und die freiheit des Hausvaters beengt und 
miaerrrüdt: jo entfärbt fi vor unſerm Blick jencs iveale Gemälde und gehen 
"ne phantaftifhen Hoffnungen unter. 
Der Menih kann zu voller Entfaltung feiner Anlage und zu höherer Civi— 
ioh nur fommen, wenn er auch feiner inpividuellen Perſönlichkeit be- 
wird und diefelbe nach allen Seiten der Arbeit und des Genuſſes, auch auf 
Gebiete ver Bodenherrſchaft uud der Bodenkultur ausbreitet und in voller 
wirfen läßt. Darum war der harte Römergevanfe ver abjoluten Pri— 
haft der Perſon über das Gut trog der Begünftigung jeder Selbſtſucht 
e die Entwidlung der civilifirten Menfchheit bei weitem fürberliher als das 
x ſlaviſche Gemeingefühl der bäuerlichen Brüderſchaft. 
Im der Mitte zwiſchen römiſcher und ſlaviſcher Auffaſſung ſteht das ger- 
niſche Recht am Boden. Reich in feinen Keimen hat e8 mit der Zeit eine 
ie von inneren Wandlungen erfahren. Deutliher als in den andern Rechten 
N in ihm von Anfang an — fo weit die Dorfverfaffung reiht — ber 
egenjag und hinwieder vie Verbindung bes Sonder- und des Gefammt- 
emthums; aber aud über die Dorfgenoffenihaft hinaus, auf den zu vollem 
Mer beſeſſenen Ginzelhöfen tritt doch die Rüdficht auf die Familie und 
eVerihtsgemeinihaft hinzu und ermäßigt und beichränft die willfürliche 
Derfägung des Gigenthümers. Der einzelne freie Mann hat bier ſchon bei ver 
len Befinitiven Nieverlafjung in der Gegend wirkliches Eigenthum erworben, 
blos ein Loos an dem Gemeindefig. Haus und Hof gehört ihm allein, ihm 
en, jo entſchieden, daß der Ausorud „Eigen“ vorzugsweiſe für viefes Grund— 
"gilt. Bon jeher ranft aud in dem germanifchen Boltsbewußtfein das Gefühl 
erſönlichen und politiihen Freiheit an dieſem felten Stamm empor. Wenn 
BO die Freiheit nach germanifcher Anficht ſchen mit dem Blute von den Eitern 
langen wird, jo fehlt verfelben doch die rechte Sicherheit unt die reale Er- 
Ds, bis fie in dem freien Eigen eine Heimat und eine feite Zuflucht erworben 
Dt. Im der Berührung mit ver Erde nur wird fie ftarf. In dem Frieden des eigenen 
troßt der Öermane der ganzen Welt. (Vgl. d. Art. Haus.) Uber wenn aud 
dem Indibiduum und feinem Andern, aud nicht einer Gemeinſchaft gehört, 
es doch nicht völlig von dem Zufammenhang mit engeren und weitern Kreijen 
infhaft Losgerifien. Der Eigenthümer fteht nicht allein in der Welt. Er 
Pflichten gegen feine Familie und gegen die Genofjenfhaft der Gemeinde. Es 
Kewas Danerhaftes, über ein Menjchenleben Hinausreihendes in biefem Haus- 
Ind. Daber fann der Eigentbümer nicht eben fo bequem benjelben veräußern, 
die er ein Stüd Vieh veräußert. Die Familie hat ein Intereffe daran, daß das 
dut in fremde Hände komme, Auch ihre Konſolidirung für die Zufunft und 
be Arebit hängt daran. Das Grundeigen wire fo zu Erbeigen, deſſen Ber- 
20 * 
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äußerung unter Lebenden zwar nicht ganz gehindert, aber durch Rüchſichten anf 
die Sippfhaft beſchränkt ift, und das im Tode von Rechtes wegen den nächſer 
durch die Blutsverwandtſchaft beftimmten Erben anfällt. Und auch die Ball 
gemeinde und das Gericht haben einen Anfprud darauf, daß nicht heimlich, jor 
dern nur in offener Verfammlung das Orundeigenthum übertragen werde un 
daß nicht durch leichtfinnige Entäußerung die Zahl der dingberechtigten und tin 
pflichtigen Männer vermindert und tie politifche Genoſſenſchaft verkürzt war 
Jene Freiheit des Grundeigenthbums wird nah germanifcher Auffaflum 
durch diefe relative Gebundenheit des Gutes nicht aufgehoben. Die beide 
Merkmale vertragen fi eben jo, wie ſich die Beſonderheit ver Perjon mit ihre 
Theilnahme an der Gemeinfhaft verträgt. Wie der freie Mann zwar als Ir 
bividuum für ſich allein fteht und daher als ſolches Sondereigenthümer ift, I 
ift er do zugleih ein Glied verſchiedener Genofjenjhaftstreife, ıd 
die Pflichten dieſer zweiten Beziehung auf die Gemeinjhaft der Menden fi 
mäffen mit den Rechten der erften Etellung in ein harmoniſches Berhältnig $ 
bracht, fie dürfen nicht ignorirt werben. Durch dieſen richtigen und bleiberda 
Gedanken, den ſchon das alte germanifche Recht in feiner den damaligen Zufir 
den angepaßten Weife ausgefprodhen hat, wird die einfeitige Faſſung des römite 
Dominium forrigirt. * 
Zu Haus und Hof des Bauergutes gehört zunächſt außer dem 
Wieſe und Ackerfeld. Diefe Wieſen und Ackerſtücke find nicht mehr Stüde m 
Gemeinguts, wie bei den Slaveu, fondern zu wahrem bleibendem Grunki® 
thum unter die Dorfgenoffen vertheilt. Sie bilden mit dem Hofe zufammen d 
eigentliche bäuerlihe Hube, woran der freie Bauer volles Sondereigentiut 
hat. Aber daneben bleiben fie Beftanptheile der großen Fluren, in mi 
das fulturfähige Land urſprünglich zerlegt worben ift und werben mit fortmähr 
der Rüdficht auf die Kultur der gefammten Fluren nad gemeinjamer Birtb 
Ihaftsorbnung bebaut. Sie dürfen daher nicht eingezäunt und nicht in Br | 
ſchluß genommen werden. In venfelben Jahren werden fie wie die Na | 
verfelben Flur mit Frucht befäet und hinwieder in der Brache zur Viehweide W 
nugt. Das Recht der Gemeinſchaft ragt noch ftarf hinein in dieſes Felveigenthet 
und beſchränkt die individuelle Kultur ſehr erheblich. Bis auf unfere Zeit bi 
bat ſich in dem meiften deutſchen Bauerndörfern diefe Art ver Landwirthidaft ® 
halten. In dem grundherrlichen Dorfbann wurden die Fluren ganz ebenfo verii 
und doc wieder nach gemeinfamer Ordnung bewirthichaftet, wie in dem alten frei 
Gemeinden. Die einzelnen Aecker waren da zwar nicht zu vollem Gigenthum us 
gegeben, aber zu einem demſelben analogen Erbrecht, das mit der Zeit audi 
Eigenthum erftarfte. Erft die neuere Zeit hat hier im Großen Aenderungen PP 
bracht, theils durch die Einführung der Stallfütterung, durch den bleibenden NEE 
der Wiefen und die definitive Vertheilung auch des Weidelandes, theils ehe 
Anlegung fefter Feldwege über die Fluren, theils durch die neueren Methedet 
des Fruchtwechſels, enblih durd die Zufammenlegung der Weder und bie gan’ 
liche Zerlegung der Fluren in abgeſchloſſene Güter. Alle diefe Veränderungen UT 
ftärften die Kraft und Ausjchließlichfeit des Sondereigenthums, und befeiligli- 
die Beſchränkungen, welche früher durch die Gemeinfchaft eingeführt war 
näberten folglid das bäuerlihe Orumbeigenthum dem alt-römifhen Pr 
eigenthbum an, Unftreitig hat bei dieſer Veränderung ſowohl die Bovenkultur # 
Reichthum und Manmigfaltigfeit als bie perfänliche Freiheit ver Cigenthilmer 3# 
wonnen; und De Ausbildung des individuellen Eigenthums zeigt ſich auch hiet 
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ld N Fortſchritt in der Givilifation; aber damit vafjelbe nicht ebenfo wie in 
Kom verderblich ausarte, ift es doch gut, an die — zur Zeit latente — Rück— 
ft auf die Geſammtkultur des Dorfbannes zu erinnern, melde in dem alten 
demmigenthum liegt. Sie kann in anderen Anwendungen, ohne jene Berbefje- 
ungen zu beeinträchtigen, doch wieder bervortreten und Beachtung anfpreden. 
Neben vdiefen zu Eigen oder grundherrlihem Erbe vertheilten Aderfeld und 
Weſen gab es in der alten Dorfmarf auch unvertheiltes Land, bie foge- 
muate Allmende, an welder es fein Sondereigenthbum gab, wenn man 
mise etwa jpäter das Recht der ganzen Gemeinde im Gegenſatz zu fremden Ge- 
meinven und Ausmärfern jo benannte, fondern war Gefammteigenthbum ber 
Mari: over Dorfgenofienfhaft. Diefe Allmende beftand vornehmlid aus 
wie Weide und aus Wald, wohin weder der Pflug noch die Senfe kam, melde 
des Sonderbaues der einzelnen Bauerfamilien nicht bedurften. Die Allmende wurbe 
baber nur in Gemeinihaft von den Dorfgenoffen befefien und benutzt und 
galt deßhalb mit Recht ald Gemeinland, Bolfland. Keiner durfte ein Stüd 
deiſelben in ausſchließlichen Bau nehmen, noch für fi beſonders nugen, außer 
wenn die Gemeinde jelbft oder ihre Vorſteher es ausnahmswelfe erlaubten. Aller 
Seden war Allen offen und Alle hatten gleiches gemeinfames Recht daran. Nur 
Die Gemeinde konnte die Orbnungen darüber feftfegen und über weitere Verthei— 
lugen verfügen, und der Mehrheit mußte fich vie Minderheit unterziehen. Aber 
neben diefer Gefammtherrfchaft, welche hier maßgebend ift, zeigt fi doch aud 
Er ergänzende Rüdfiht auf die SonYerinterefien der einzelnen Genoffen. Die 
Mine: fteht do in einem engen Berband mit ven zu Sonbereigenthum 
r en Gütern. Zu jeder Hube gehört doch auch ein Antheil an der gemeinen 
der Allmende; dieſe iſt geregelt nach dem Maß des Sondergutes, welches 
fe Genofje zu Eigen oder zu Erbe bat. Das Recht der Geſammtheit wird fo 
\ näher beftimmt und beſchränkt durch das Recht der einzelnen Genoſſen. 
Bickei dem Ackerfeld die beiben Richtungen des Gigenthums auf das Individuum 
die Gemeinſchaft fichtbar werden, aber fo, daß die erftere entfcheidet und 
Die weite nur als Mopifitation wirft, jo erſcheinen im der Allmende wieder bie 
beiden Beiehungen, aber fo, daß die zweite hier den Charakter ver Herrſchaft 
Mm und bie erfte nur denfelben mopificirt. 
Auch in der modernen Rechtsbildung find noch manche Anwendungen dieſes 
erammteigenthums — zum Theil in der Form neuer Genoffenverbindungen, wie 
ED. der Aktiengefellfchaften — wahrzunehmen, und wo daffelbe zurüdgebrängt 
ae durch die Ueberhanpnahme des ausjchlieglihen Sonvereigentbums — wie 
ielen heutigen Gemeinbegütern —, find doc noch mancherlei Ueberrefte und 
kungen des ältern Rechts geblieben. Indeſſen ift eben dieſe Ausbreitung 
Mi Sondereigenthbums auch auf das vormalige Gemeinland für die neuere Zeit 
teriftiih. Die Urbarmahung des Landes hat Fortfchritte gemacht, die frühern 
inweiden find größtentheild verſchwunden, aud auf die Forftwirthichaft ift 
rößere Pflege verwendet worden. Zum Theil find dieſe Fortfchritte Folgen ber 
Beribeilung: der Allmende zu Sonvereigen, zum Theil find fie hinwieder zu Ur- 
Tahen verfelben geworben. Am zäheften bewährt fih vie Macht der Gemein- 
Haft. im der Walvung, deren langjames Wachsthum zu der egoiftiihen Aus- 
beutung Furzlebiger Sonvereigenthümer nicht paßt und deren Unentbehrlichteit für 
vie Gemeinichaft auch das natürliche Recht diefer begründet. Das Waldeigen- 
thum lediglich nad dem römiihen Begriff des willkürlichen Sondereigenthums 
hemeiien, beißt die Natur des Waldes verfennen und die dauernden Rechte und 
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Intereffen der auf einander folgenden Gejchlechter der Laune und dem Mikraud 
der momentanen Spekulanten hinopfern. Für den Wald paßt nur entweber va 
Begriff des Gefammteigenthums oder ein durch Rückſichten auf die Gemein 
haft wefentlih beſchränktes Sondereigenthum. 

Eine fernere Cigenthümlichkeit, wodurch fih das germanifche Syſtem wi 
Grunpbefiges von dem römiſchen unterfcheidet, die Spaltung des Gigenthuni 
in ein höheres Recht des Lehens- oder des Grundherrn und in ein abgeleitete: 
Recht des Vaſallen oder des Grundholden ift vorzüglid während des Mittelalter: 
mannigfaltig ausgeprägt worden. Die Ehrenrechte und die ivenleren Herrenredt 
blieben dem erfteren als fogenanntes Obereigenthbum, die realen Nugungsret 
des zu Dienft und Treue verpflichteten Vaſallen und des zu Zehnten, Zinie, 
Frohnen verpflichteten Grundholden erweiterten und verbichteten fich mit der Zu 
zum Nugeigenthum. Diefes Syſtem, ungenau gewöhnlid Feudalſyſtem y 
nannt, fegte indeffen große, aus mittleren Rittergütern und kleineren Bauergüten 
zufammengefügte oder in viefelben zertheilte Domänen und Grundberrigafte 
voraus. Es ift, wie der politifhe Charakter des Mittelalters, ariftofratijd 
Um den großen Herrn ſchaaren fid die Heineren Vaſallen und verftärten fer 
Autorität und feine Macht, und weiter ziehen vie Nittergutsbefiger von im 
erbhörigen Bauern Einkünfte und erfreuen ſich ihrer Unterthänigkeit. Inzwiſhe 
war die rechtliche — wenn auch nicht immer die faktifche — Lage felbft der eigen 
Leute in dem fpätern Mittelalter beſſer als die der römiſchen Kolonen, Jene mara 
doch durch die Gerihtsverfaffung, an welcher fie jelbft als Urtheiler einen Antkel 
hatten, in ihrem Rechte am Boden geſchützt, befjer als die Kolonen, welde be 
der Beamtenjuftiz des römifchen Reiches wenig Gerechtigkeit und noch wengt 
Verſtändniß ihrer Zuftände fanden. Diefe engeren Verbände mit ihren Kriegk 
Gerichts- Polizeiherrlicgkeiten und ihren Unterthänigkeiten — für bloße pam 
rechtliche Genoffenſchaften zu mächtig und zu politifh ausgebildet, und ala Olt 
der des Staates zu privatrechtlich » jelbftftändig — waren der Einheit des 
ſowohl als der freien Darftellung des Privatlebens hinderlih. Sie wurden 
von der neueren Zeit aufgelöft. Der von den Römern gelehrte Begriff des un 
fpaltenen Einen rein privatredtlihen Eigenthums half dieſe Auflöfung des leben 
und des gutöherrlihen Verbandes vollziehen. Mit dem Anfehen der Ariftofrak 
verſchwand diefe Art der Unterorbnung des Nugeigenthums unter das Obereigt 
thum und jenes wurde zu vollem Individualeigenthum ausgedehnt. Die Rechte de 
Obereigenthums wurden zulegt abgeftoßen wie welfes Laub. 

Endlich ift als ein darafteriftiiher Zug des germanifchen Syſtems vie uak 
innere Verbindung des Grundbefiges mit der politifhen Verfallun 
zu erwähnen, welche befonders im Mittelalter in hundert Geftalten erfcheint. She 
der Unterfchied ver Stände fand ein Abbild in der verfchiedenen Art und den LT 
ſchiedenen Normalmaßen des Grundbeſitzes. Was Tacitus ſchon von ben erſten 
Niederlaſſungen bemerkt: „agros secundum dignationem partiuntur“, zeigt ſu 
fpäter no in immer neuen Anwendungen. Es gab ein Normalmaß der fünf 
lihen Domäne (300 Huben), des hochfreien Edelhofs (30 Huben), des ſchoffen 
baren Gutes (3 Huben), des einfachen Bauerngutes (die Vollbauern mit ent 
vollen, die Halbbauern mit einer halben Habe). Die Fürften und Herren war” 
regelmäßig Lehensherren. Die Mittelfreien beſaßen Lehengüter oder jchöffenbar 
Alod, die Heineren Bauern Vogteieigen oder hofhöriges Erbe. Die Landeshobeit 
und die Reichsſtandſchaft, vie Gerichtsherrlichkeit in mehreren Abſtufungen, I 
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andfkamdihaft, wie hinwieder die Dingpflidt war in dem Boden gleichſam ver- 
ah en. 
Diefe Verbindung von Orundbefig und politiihen Rechten wie Pflichten hebt 
Wedeutung des Grundbeſitzes über den bloßen materiellen Werth und das 
iske Privatintereffe empor, und giebt der äffentlihen Verfaſſung etwas Feſtes, 
nbenmeglihes. Man fühlt fih in einer jolden Verfaſſung nit wie in einem 
en Geimmer, das man ohne Anftrengung auseinander bricht und neu fon- 
Weit, fondern wie in einem foliven und ſchweren Quaderbau, an welchem fich 
widgt leicht etwas ändern läßt. Indeſſen aud dieſen maffiven Bau hat die Zeit 
umtergraben und verwittert, und er ift endlich zufammengeftürzt. Ueberall, fogar 
ii England, wo doch die alten Formen der mittelalterlihen Verfaſſung forgfältig 
Sehhont wurden und die Ariftofratie mächtig blieb, ift jener Zufammenhang von 
Der Zeit gelöft worden, weldhe im Gegenſatz zum Mittelalter ſchärfer zwifchen 
Rechten, die in der organifirten Geſammtheit, d. 5. im Staat ihre 
Duelle un ihr Maß finden, und Privatrechten, welche den Individuen als 
nen angehören, unterfchiev, und es ald Unnatur empfand, daß die 
Müatlihen Regierungs- und Gerichtsrechte wie eine Frucht der Herrengüter be 
Handelt und mit dieſen vererbt und veräußert werden. Auch erjchien jene Unbe- 
meglichteit und Unveränderlichfeit der Gutöherrichaft zu plump und ungefügig, um 
Dem wechjelnden, beweglichen und auf Zwedmäßigfeit und feine Kultur der öffent: 
lien Anftalten dringenden Bedürfnifjen des modernen Gefammtlebens zu genügen. 
So find jene germanifchen Eigenthümlichkeiten des Grundbeſitzes allmählig 
. und mweggeräumt worden. Aber war denn in jenen Gedanken nichts 
l es? Dar Alles nur eine nationale Bejonverheit, welde von der Durd- 
Eeälbung des menfhlihen von den Römern gelehrten Rechtes als unbraudbar aus» 
en, nur eine mittelalterlihe Verwirrung, welde von der modernen Kultur 
Nichts aufgelöft wird? In einigen Beziehungen wirken viefelben nod fort und 
einen dauernden Werth. 
In wirthihaftliher und in focialer Hinficht ift noch heute der Gegen- 
der Herrengüter und der Bauerngüter von großer Bedeutung. Die herr: 
Ä Güter werden unter der Kontrole und mit Hülfe angeftellter Verwalter 
won bänerlihem Gefinde und von Pächterfamilien bewirthſchaftet, vie Bauerngüter 
Dagegen von den Familien der Eigenthümer oder Grundbeſitzer felbft. Die erfteren 
Bienen noch als Unterlage einer höheren, vornehmeren Lebensftellung, auf ven 
ruht der eigentliche Bauernftand. Es ift ein großes Glüd für Deutfhland, 
die Zahl der Bauerngüter weit überwiegend und nod in friihem Wahsthum 
ift, und daß daneben die Zahl ver herrfchaftlihen Güter ſich zwar ver- 
bat, aber doch noch jo beveutend ift, um als ariftofratiiche Ergänzung 
Mdienen und dur höhere Kultur vorzuleuchten. -Die Zuftände von England find 
Mdiefer Beziehung viel gefährlicher, indem da umgekehrt die ariftofratifhe Grund- 
kerrihaft, unterftügt von der Geldmacht, fi) übermäßig ausgebreitet und eine 
- Denge von jelbftftändigen Heineren Gütern verfchlungen hat. 
- Im Einzelnen und Beſonderen ift es oft ſchwer dieſe Unterſcheidung aufzu= 
R rd Naturgemäß berühren ſich vie Grenzen, und die Auflöfung ver alten 
fände-und der Mangel an einer Organifation der medernen Stände vergrößert 
vie Schwierigkeit, diefen Gegenfag näher zu ordnen. In den wictigften Privat- 
rebten ftehen herrichaftlicher und bäuerlicher Grunvbefig einander gleich. In bei- 
verkei Grundbeſitz bat fih das Gefühl ver Sicherheit und der freiheit des Eigen- 
ums entwidelt und die in dem Örumbeigenthum liegenden Befugnijje wie feine 


; 
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Schranfen find wefentlid) in beiden Arten die gleihen. Nur in einigen Dinge 
bewirkt viefer Gegenfag auch privatredhtlihe Modifikationen: wie insbejondere di 
Patronatsrehte, gewiffe Ehrenrehte, das Recht oder die Pflicht zu g 
wiffen der gemeinen Land- und Viehwirthſchaft in dem Dorf dienlichen Anftalteı 
und Anfhaffungen, ein befonderes Jagdrecht, und die Fähigkeit zur Stil: 
tung von Stammgütern und Fideilommißgütern fi ausſchließlich an ti 
berrfhaftliden, und hinwieder die Nußung der gemeinen Mark, ein be 
fonvderes bäuerliches Familien- und Erbredt, das Inftitut des Alten 
theils und ver Interimswirthihaft und die Wähigkeit zu bänerliden 
Erbgütern ebenfo an die bäuerlichen Güter anfchlieft. 

Wichtiger als dieſe privatrechtlichen Wirkungen des Unterfchieves find de 
öffentlihen. Der Unterſchied jelbft, wenn er von der Höhe des Staates ai 
überfhaut wird, zeigt fi auch ganz unverfennbar in großen Maſſen. Gem 
darım gehört er vorzugsweife dem öffentlichen Rechte an, welches das Ball u 
feinen großen Gruppen auffaßt und nad ven mafjenhaften Kräften und Intereſe 
frägt, die ganzen Klaffen eigen find. So wie man fi die Bauerngüter als Ein 
große Maſſe venft, und vie herrſchaftlichen Güter als eine zweite weit Mein 
ihr gegenüber ftelt, fo fpringt der Unterſchied in ven focialen und ftänbilde 
Berhältniffen ver beiden Klaffen von Grunpbefizern in vie Augen. Jedermam 
bemerkt, daß die Sitten, die Bildungsgrade, die gefellihaftlihen Anfchauunge, 
die Anſprüche an das öffentliche Leben, die Neigungen und Interefjen un de 
Ausprudsweifen beider Klaffen durchaus und gründlich verſchieden find. Bea 
daher auch die moderne Rechtsbildung den Gedanken, daß irgend eim obrigkt 
liches Recht ein bloßes Gutsrecht fei, wegwirft, fo ift doch eine repräfent 
tive Berückſichtigung jenes wichtigen Unterfchieves im Staate auch mit ihr mf 
blos verträglich, fondern wenn es ihre Aufgabe ift, die den Staat beftimmend 
Mächte und Fähigkeiten in ihrem Werthe zu begreifen und organifch barzufkder 
für die moderne Berfaffung eine Nothwendigfeit. Diefe Berüdfihtigung durdtan 
mehr oder weniger auch die neuere Staatsverfaffung, indem zum Behuf ver Ri: 
tionalrepräfentation fowohl in ven Reihs- und Randesftänden alt 
den Provinzial» und Kreisräthen den beiden Klaſſen bald eine geſonden 
Vertretung verftattet, bald aus denfelben doch beſondere Abtheilungen der 
freife und Wahlförper gebildet worden find. Die bäuerliche Repräfentation ift übe 
Natur nah ein ſolid-demokratiſches, die gutsherrfchaftliche ein ausgezeid‘ 
netes ariftofratifches Element in der allgemeinen Repräfentation. Werben M 
beiden Klaffen nicht unterſchieden, fondern in der Einen Kaffe der Grumbbefik! 
zufammengefaßt, fo bat diefe Mifhung in unferer Zeit, anders als im Mittel 
alter, die Auflöfung und Vernichtung des ariftofratifhen Elementes zur Holt 
Wird aber die Unterfcheidung, wie das in der neueren Zeit theilmeife in Preußen 
geihehen ift, in fcheinbarer Wiederbelebung mittelalterlich - ftändifcher Gegenfit! 
fünftlih zu Vorzugsrechten des landſäßigen Adels ausgeprägt, fo erhält dad M' 
ftofratiiche Element eine überjpannte, der modernen Entwidlung feindfelige Ste: 
lung, welde im Mißverhältniß ift zu den wirklichen Kräften und den gerechten 
Anſprüchen der Bauerfhaft, und fchlieglid für die Ariftofratie felbft ver 
wird. Am wenigften aber paßt in ten modernen Staat hinein die Ertheilun 
obrigfeitliher Rechte an die Gutsherren, denn dieſe Rechte find mothwend? 
öffentliche Pflichten, welche von der Stantseinheit abgeleitet und perfönlid 
erfüllt werden müffen, nicht aber zur Zubehörde eines Privateigenthums wert! 
dürfen, (Bgl. den Art. „Grundherrſchaft“.) 
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11. Pflicht und Necht des Staates im Berbältniß zum Pri— 
mteigenthbum. 1. Das Hauptverhältnig des Staates zum Cigenthum liegt 
wf der Seite der ftaatlichen Pflicht, mehr nod als auf der Seite des ftaatlichen 
Rechte. Voraus hat der Staat die Aufgabe, das Privateigenthbum als fol- 
bes — aljo auch in feiner Gelbftjtändigkeit und Freiheit gegenüber der Staats- 
mwalt — anzuerfennen und zu ſchützen. Dieſe Pflicht ift in vielen Berfaf- 
ungen als eines der wichtigften bürgerlihen Rechte ausgefprodhen; von den beut« 
ihen . DB. in Preußen Art. 9: „Das Eigenthum tft unverleglid. Es kann nur 
as Gründen des äffentlihen Wohles gegen vorgängige in dringenden Fällen 
zerigftend vorläufig feftzuftellende Entfhäpigung nad Maßgabe des Geſetzes ent- 
yoyen oder bejchränft werben.“ Bayern IV. 8: „Der Staat gewährt jevem 
Ömehner Sicherheit feiner Perſon, feines Eigentums und feiner Rechte.‘ 
Sadien $. 27: „Die freiheit der Perfonen und die Gebahrung mit dem Ei- 
yentbume find keiner Beſchränkung unterworfen, als welche Gefeg und Recht vor- 
\öriten" Hannover $. 28. Württemberg $. 24: „Der Staat fichert jedem 
Dinger Freiheit der Perfon — Freiheit des Eigenthums.“ Baden 8. 13: 
‚Agentbum und perjönliche Freiheit ver Badener ftehen für alle auf gleiche Weife 
unter dem Schuge ver Berfaffung“ u. f. f.; von andern Berfaflungen 3. B. in 
Frankreich feit der Berf. von 1791 Tit. 1 in allen neueren Berfaffungen wie- 
ehelt, in Belgien Art. 11, in ven fhweizerifhen Kantonalverfaſſungen: 
Jirih 8.15, Bern 8.18, u.f.f., in Norbamerifa Zuf. v. 1791 Art. IV. 
In verfhievenen Formulirungen wird überall derſelbe Grundſatz anerkannt, er ift 
ÜUymeines Recht ver civilifirten Welt. e 

— Dieſe Gewährleiftung des Eigenthums durch den Staat zeigt ſich vor- 


in ver Geſetzgebung. Der Staat varf auch nicht durch Gefege den 
mehr Eigenthum entziehen und ven Anvern geben. Aber er darf und foll 
turäifeine Geſetzgebung, wo ein Bedürfniß fich zeigt, die Eriftenz und ben In- 
Halt des Eigenthums wider BVerfennung und Störung fihern, die Formen bes 

erfehrs ausbilden und die allgemeinen Bedingungen feftfegen, deren 

die geſunde Fortdauer des Eigenthums bedarf. Bon großer und wohlthätiger Wir: 

hang Mar in dieſer Hinficht die Thätigkeit der neueren Gefeggebung, um das 

gentbum von ewigen Laften zu befreien und durch vie Einführung 

von Grundbüchern und der Form der Fertigung im Grundbuch (vgl. diefen 
Üıt) die Sicherheit und den Kredit des Grundeigenthums zu erhöhen. 

Der ſtaatlichen Gefeggebung fommt es aber auch zu, viejenigen Schranten 
Frivatwillkür aufzurichten, welhe durh das Neben- und Miteinander: 
öehehen der Menſchen bevingt und burd die allgemeine Wohlfahrt ge 

"werden. Die mancherlei Beihränfungen des Grundeigenthums im Intereffe 
“ Nahibarverhältnifie oder im Interefje der dauernden Berürfnifie (z. B. Be- 

gen des Waldeigenthums) oder zur Erhaltung der nationalen Kraft und 

heit und um der politifhen Organifation des Staates willen (gefchloffene 
Güter, Unveräußerlichkeit ver Güter) können aus viefem Gefichtspunfte gerecht: 
fein. Offenbar kann die Gefeggebung leichter das Grundeigenthum als das 

m an Fahrhabe derartigen Beihränfungen unterwerfen, weil jenes feiner 

feit wegen bequemer zu kontroliren ift, während biejes fi vor jever 
verbirgt, fie Fan aber auch dieſe Beſchränkungen eher rechtfertigen, weil 

>= Boden umd die Multur des Landes auch eine Grundbebingung für vie Eriftenz 
>08 gamen Volkes ift, und das Grundſtück weder das Erzeugniß einzelner Men- 


- 
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ſchen noch gänzlid ihrer Macht anbeimgegeben ift, folglich das Recht une vir 
Interefien der Gemeinfchaft in der Natur des Bodens felbft eine Unterftügun 
finden. 

b) In der Rechtspflege, welde in einzelnen konkreten Fällen das Eigen: 
thum ſewohl direkt in Form des Civilverfahrens gegen die gefchehene Störun 
und Berlegung, als indireft durch das Strafverfahren gegen verbrecheriſche Ur: 
griffe in Schug nimmt und wieder berftellt. 

ce) In der Polizei, melde zunächft das Cigenthum gegen drohende ver 
legungen zu fihern den Beruf hat. Aber darf nicht auch die Polizei, in ähnlide 
Weife wie die Gefeßgebung, durch ihre Verordnungen die freie Ausübung te 
Eigenthums befchränfen? Sie hat das ſchon in allen europäiſchen Staaten, kein 
vers im 18. Jahrhundert in reihlihem Maße gethan und fie thut es zum Ti 
aud heute noch. Sie hat vorgejchrieben, was für Gewächſe ver Bauer pflan, 
wie die Häufer im Innern und nad Außen gebaut, wie die Fabriken eingeridt! 
werben follen, was für Kleider die Leute tragen oder nicht tragen dürfen wi 
Es ift aber einleuchtend, daß bei unbeſchränkter Polizeigewalt die Sicherheit un 
bie Freiheit des Privateigenthums ganz illuforifh wird. Das ift gerade ver gui 
Fortſchritt der Erkenntniß des Gigenthbums, daß es mefentlih ein Recht mt 
Privatperfon fei und um deßwillen aud vor der Einmiſchung und dem Drad 
der Staatsbeamtung gewahrt bleiben müfje. Ebenfo wird Niemand beftreiten, 
die wichtigen Garantieen, welhe den Eigenthümern in der repräfentativen Ure 
nifation der gefetsgebenden Gewalt geboten werben, in der Bejegung der Prli# 
ftelen gänzlich fehlen, daher auch die Gefahr eines Mißbrauchs der üffentlidtt 
Gewalt gegen das Privatrecht, die dort in verfchwindender Geringfügigfeit w 
handen ift, hier weit größer wäre. Auf der andern Seite ift ebenfowenig zu @ 
fennen, daß die öffentliche Wohlfahrt in manden Fällen dringend das peligeilidt 
Einſchreiten fordert, um eine allgemeine Gefahr oder Noth abzumenven, um 
zu dieſem Behuf auch allgemeine Polizeiverorbnungen unerläßlich find, mäk u 
gewiffer Beziehung doch vie Willfür des igenthümers befchränten, 3. ®. 
Rüdficht auf Fenersgefahr Vorfchriften über die Anlage von Feuerheerden u 
Kaminen, mit Rüdficht auf die gemeine Reinlichkeit Beftimmungen über die Bal® 
ableitung, um der gemeinen Gejunpheitspflege willen Verordnungen über von de 
fehr mit Giften u. ſ. f. ” 

Wie läßt fich dieſer gr löfen, ohne daß durch ein gewaltfamet ge 
ſchneiden beffelben jei es die freiheit des Eigenthums, fei es die allgemeine Dr 
fahrt Schaden leidet? Am meiften hilft die ſcharfe Scheidung der privatred! 
lihen und ber öffentlichen Elemente und Momente. Es ift vor allen Dinge 
nicht die Aufgabe und nicht das Recht der Polizei, das Privatrecht zu orduen 
Daher darf fie feinerlei Verordnungen erlaffen, welde die privatrechtlihe Gef 
tung und Ausübung des Eigenthums verändern oder hemmen. eve allgemein 
Modifikation. oder Beſchränkung des Eigenthums von privatrechtlichem Gehalt ⸗ 
privatrechtlicher Form iſt ausſchließlich der Geſetzgebung vorbehalten, nicht danebti 
auch der Polizei erlaubt. Die Gerichte find berufen, die Freiheit des Privateiger 
thums aud gegen ſolche Uebergriffe ver Polizei zu fügen. Dagegen ift bie 
wirklih befugt, innerhalb ver geſetzlichen Schranken Alles anzuorbnen, 
allgemeine Sicherheit und vie öffentliche Wohlfahrt erfordert, und barf 
aus Öffentlihen Gründen und foweit das allgemeine Bedürfniß s*— 
heiſcht, auch vie Ausübung des Privateigenthums beſchränken und ſogar in * 
fällen, z. B. dringender Gefahr des Brandes, der Ueberſchwemmung, der #" | 
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fein, u. f. f., vorübergehend in vaffelbe eingreifen. Eine das Eigenthum be- 
ihrakende Polizeiverordnung ift daher immer nur publiciftifh, niemals 
‚rin —trechtlich zu begründen, und darf nie weiter reihen, noch länger 
nern, ald das öffentlihe Wohl es fordert. (Vgl. den Art. „Polizei“.) 
für das Privatwohl zu forgen, ift niht Sade der Polizei, fondern 
vr —Brivaten jelbft. 

3. Neben ver Pflicht des Staates zur Gewährleiftung des Eigenthums be- 
wir die Hoheit deſſelben wie über die Perfonen der Staatsangehörigen "fo and 
er ihe Vermögen. Sie ift von ftaatsrehtlihdem Gehalt und nur die An: 
Serdung der Staatsautorität und Staatsmacht in ihren verjchiedenen Organen 
u Funktionen aud auf das Vermögen. Sie äußert fih in der Gefeßgebung, 
m der Polizei und für die Cigenthümer oft am empfindlichften in ver Beſteu— 
ung. (Bol. die Art. „Steuern” und „Steuerpflicht“.) Das Eigenthum wird 
baruch allerdings theils beſchränkt theils belaftet, aber niemals privatrechtlich, 
\ondern immer öffentlich - rechtlich. Es bevarf daher hier auch feiner weitern Erör- 
terung. Der Gefichtspunft des Privateigenthums tritt hier ganz zurüd, denn dieſes 
bleibt in feiner privatrechtlichen Selbftftändigfeit vollfommen anerfannt, der Ge- 

tes Staates ift allein maßgebend. 

4. Anders verhält es fi mit dem Rechte des Staates zur Enteignung, 
Ezpropriation. (S. den Art. „Erpropriation”.) Denn bier entzieht der Staat 

on das Eigenthum an einer beftimmten Sache und ergreift jelbft 
enthum daran, wenigſtens vorübergehend. Diefe Wirkung, obwohl fie 
| von der Hoheit des Staates oder anders ausgedrüdt von dem Princip 
eeht, dan dem öffentlichen Bedürfniß der Gefammtheit auch das Privatrecht 
Ve Einzelnen zum Opfer gebracht werden müffe, alfo das Recht der Gemeinfchaft 
da höhere dem des Individuums überorbnet, greift doch unmittelbar das 
Maiteht an. Würde das rücdfichtslos gejchehen dürfen, fo wäre damit das 
Pindy der Privatfreiheit und des Gigenthums gebroden. Aber eben die Ausbil- 
Mg Beier ausnahmsweiſen Gingriffe in das Privatrecht zeigt am beutlichften, 
wie ſcheu und rückſichtsvoll auch die Geſammtheit vor der Unantaſtbarkeit des 
Vrivateigenthums ſich beugt. Sie macht das Recht der Enteignung nur in Fällen 
Aca dringenden öffentlichen Bedürfniſſes geltend und auch dann nur gegen 
en Entfhäpigung des Privaten, fo daß ter Werth des Privateigenthums 

Mm unverjehrt bleibt und er aus Gründen des öffentlichen Wohle nur genöthigt 
Wi, fid) einen Auskauf gefallen zu lafien. 

IV. Zur Neformfrage des Eigenthums Während vie Weltge- 
Ste den engen Zufammenhang ver fteigenden Givilifation und der Ausbildung 
enthums deutlich macht und alle neueren Staaten die Unverleglichfeit des 
Otbums als eine Grundbedingung der redhtlihen GEriftenz und ver Wohlfahrt 
üerlennen, erheben fih im unferer Zeit eine Menge feindlicher Stimmen bald 
She Idee des Eigenthums felbft, welche fie als eine Ausgeburt des ſchänd— 













wien Egoismus verbammen, bald gegen die Verwirklichung und die Formen 
und verlangen, fei cs Abichaffung des Sonvereigenthbums und ausjchließ- 
be Anerkennung des Rechts ver Gemeinjchaft, fei es eine fo tief greifende Um— 
Haltung des Gigenthbums, daß das bisherige Privateigentbum darüber zu 
Immde ginge oder doch ſchwere Einbuße litte. (Kommunismus und Socialis- 
uns, Bal. die entſprechenden Artikel.) Dieſe Stimmen haben oft einen ftarfen 
Dieerball und lauten Beifall gefunden, und wir haben bereits verjchiedene ernft- 
ice Berſuche erlebt — beſonders im Jahr 1848 —, die dem Eigenthum feind- 
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lichen Doftrinen praftifh zu machen. Alle diefe Unternehmungen find freilich ge 
f&heitert; die Macht der Stantögewalt und des Eigenthums, welche fi von da 
gemeinfamen Gefahr bedroht fahen, konnte wohl augenblidlich verblüfft und ge 
lähmt werden; dennoch war fie zu groß, um dem erften großen Feldzug ie 
fommuniftifchen oder der focialiftiihen Revolution dauernd zu erliegen. Aber vi 
Welt war doch von einer furdtbaren Gefahr, wie von der unerwarteten Gruptien 
eines Bulfans überrafht und es war die Sicherheit des Cigenthums für einig 
Zeit durch diefelbe ſehr erfchüttert worden. Woher follen wir nun die Zuperfidi 
nehmen, daß dieſe Gefahr nicht nochmals wiederkehren werde? Wir fünnten vol: 
Beruhigung nur dann fhöpfen, wenn wir uns überzeugten, daß die Urfade 
die zu jenen Angriffen geführt, verſchwunden feien oder doch viel von ihrem&tär: 
verloren haben, und uns nur dann fiher fühlen, wenn feither die Macht de 
Rechtsordnung größer geworden wäre. Können wir ung biefer Wahrnehmunz © 
freuen ? 

In einigen Beziehungen freilich hat ſich vie Sachlage feither vwerbefiert. d 
vor die Revolution gegen das Gigenthum ausgebrodhen, hatten nur Wenige 
für möglich gehalten. Die Erfahrungen des Jahres 1848 haben Jedermann it 
das Dafein einer folhen Gefahr aufgeklärt, und der Schred davon figt ned 
den Glievern der befigenden Klaffen. Die Einſicht in eine Gefahr aber ift, richh 
benugt, der Anfang ihrer Bewältigung. Iene Erfahrungen konnten fo vie Mad 
der angegriffenen Rechtsordnung ftärten und fie haben fie wirklich geftärkt. Daras 
vornehmlich ift die neue Erhebung und BVerfhärfung der Regierungsgemalt ı 
der Kriegsmacht gegründet worden. Diefelben haben aber noch in eimer an 
Hinficht heilfam gewirkt. Sie haben — um ver allgemeinen Uebel willen, wid 
alle auch die eigenthumslofen Klaſſen der Bevölkerung betrafen — im biefen | 
Zweifel gewedt gegen die fommuniftifchen Lehren. 

Aber in der Hauptfahe wirken die Urfahen, welche vie Erhebung br” 
letarifhen Maffen wider das Eigenthum veranlaßt haben, noch fort, wiewit 
erften großen Kampf, ja die Haupturfadhe, das unleugbare Mißverhältnij ie 
mäßiger Reichthümer und Genüffe der Wenigen auf der einen Seite, und dm 
weitverbreiteten Mangels und Dürftigkeit großer Maffen auf ver andern 
woran die heutige Geſellſchaft frankt, und weldhes in den großen bewegten E 
ſtädten ganz beſonders auffällig und reizbar erfcheint, Hat eher noch an Au" 
nung zugenommen, wenn gleich vie Schroffheit deffelben gemilvert fein mag. X" 
diefes Mifverhältniß wäre die Geiftesverirrung, welche zu Beftreitung des 1” 
thumsbegriffs geführt hat und die Berborbenheit der moraliſchen Gefinnung, mei 
ihre Luft hat an dem Umfturz der Cigenthumsorbnung und im Trüben ju rider 
hofft, nicht fehr gefährlich. Einzelne Böfewichter können wohl aus folden NA" 
das Eigenthum Cinzelner gelegentlich ſchädigen — zu allen Zeiten bat et Die 
und Räuber gegeben —, aber ein ernfter Angriff auf die ganze Inftitution I 
Gigenthums wird erft möglih, wenn die Maffen von folhen Doftrinen eg 
werben, umb das werben fie nur wenn fie fchwere Mißſtände empfinden. 
Eigenthum ift ein fo natürlich» menſchlicher Begriff, es ſchließt ſich fo elf” 
ftändlih an die Beſonderheit und Selbftheit der einzelnen Perfonen und gamil” 
an, die Inftitution ift ferner feit Jahrtauſenden fo feft gewurzelt im ver Geſchih 
unſerer Civiliſation, und in den Sitten ſo lebendig, daß auch die Maſſen au 
Eigenthum als an eine natur-nothwendige und geradezu als am eine heilige 3 
ftitution glauben und daher für eigenthumsfeindliche Doftrinen wicht lebt eng 
nommen werben. Ihr ganzes Bewußtſein und ihr Gewiſſen fträuben ſich degeg 
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z wenn der Drud und die Noth für die Menge unleivlih wird, wenn bie 
Mände der Givilifation wie eine ſchwere Krankheit empfunden werden, in 
DER Berftimmung und in fieberhafter Aufregung fann fie momentan für jede 
Srung gewonnen werben. 

Derartige Mißverhältnifje aber find jleiver in bevenfliher Weiſe noch vor- 
ren. Es giebt große Mafjen in ver europälfhen Bevölferung, welche mit 
Mitzen und mit Arbeit überladen find und mit ihrem Lohne faum vie nothdürf— 
üem Bedingungen dieſes ſchweren Lebens erfhwingen, ganze Klaſſen von Ar- 
tern, welde elend wohnen, dürftig gekleidet und ſchlecht genährt und doch nicht 

Änmmeel der Fortdauer diefer ärmlichen Eriftenz ficher find. Es giebt in dem mo— 
men, auf jein Chriſtenthum und feine Eivilifation ftolgen Europa auch feit der 
Aufhebung aller Leibeigenihaft Zuftände, welde in vielen Beziehungen thatſäch— 
Ki jchlimmer find, als die der antiken Sklaverei. Die tägliche Arbeit des modernen 
Proletariates ift ficher im Ganzen nicht geringer und nicht leichter als vie des 
antiten Skiaven, und die Genüfje vefjelben find um Vieles kümmerlicer und 
weniger geichert. Der Vorzug der perjönlichen Freiheit, der ihm durch die Geſetz⸗ 
gebung gemährleiftet wird, wirft wohl für Einzelne, die fih aus viefem Abgrund 
emporringen, auf's befte, aber der Mafle gegenüber bient er nur, um ben 
ſchreienden Widerſpruch zwifchen ver Idee und der Wirklichkeit heftiger zu machen 
amd ihren Mißmuth zu reizen, venn in der Wirklichkeit ift die Freiheit dieſer 
Bente von ver Macht des Kapitals in Fefleln gelegt. Taufende und Zehntaufende 
ſind zwar niht Sklaven dieſer oder jener Perſon, aber fie find Sklaven dieſes 
oder jenes Fabrikationszweiges, oder diefer oder jemer Einrichtung. Ihre Kräfte 
amd. Yertigfeiten heben fie über vie natürlihen Armen (vie Waifenfinver und die 
wechlihen) empor, aber die unnatürlihen Gejellfhaftsverhältnijfe drücken fie 
unter jene Armen nieder. 

Die Unnatur und das Mifverhältnig einer folhen Eriftenz ohne Genuß 
wird. Überdem durch tie Vergleihung mit den entgegengefegten Eriftenzen, die im 
Webermaß der Genüſſe ſchwelgen, noch mehr verbittert. Wenn der Ueberfluß des 

den Mangel der Dürftigkfeit ergänzt und deckt, fo wird der Wider- 
ſtreit beider gemildert und verſöhnt. Wenn aber jener unbekümmert um dieſen ſich 
eigießt, und ſich beide trennen und meiden, wie das leider in unſerer Kulturwelt 
Häufig geihieht, dann wird der Gegenfag zu töbtliher Feindſchaft gefteigert. Im 
den bürftigen Klaffen gährt dann der Haß wider den Reichthum und wider das 
thum, in dem fie die Duelle aller ihrer Uebel zu erkennen wähnen. Wird 
Egoismus des Eigenthums ohne Rüdfiht auf die menfchlihe Gemeinfchaft zu 
u äuferftien Konfequenzen getrieben, fo tritt ihm nun ber Egoismus der Ver— 
(ofigfeit vrohend entgegen, und verlangt mit räuberifher Gewalt Theilung 
Düter, In der That, wenn ber einfeitige und ridfichtslofe Egoismus ber 
dduen, der die Seele des römischen Gigenthumsbegriffes ift, als oberftes 
Geſetz anerlannt und in maßlofer Weife überfpannt wird, fo erliegt er feinen 
genen Komfequenzen und derſelbe Egoismus, welcher in der Regel als Vertreter 
NE Gigentbuns erfcheint, zeigt fih nun aud als Angreifer des Eigenthums. 

Nicht daß man das Uebel der neueren Gefellichaftszuftände aufpedt und auf 
Seilmittel denkt, ift zu tadeln — das ift nur Hebung einer menſchlichen Pflicht —, 
wohl aber haben vie fommuniftifhen und, wenn aud in minderem Grabe, bie fo- 
dalitiihen Berſuche zur Bekämpfung des Uebels dieſes nur verfchlimmert, und 


bie wirkliche Heilung noch erfchwert, denn fie haben die Stimmung vergiftet und 
das Mißtrauen gegen jede Reform gereizt. 
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Der gemeinſame Fehler aller jener Verſuche, auch wo fie in guter Meinun 
unternonmen wurden, war der, daß fie ſämmtlich ſei e8 unmittelbar die Eriften 
des Eigenthums angriffen oder dod mittelbar die Sicherheit deſſelben bedrohten 
Die Erfahrungen vorzüglid) des Jahres 1848 haben nun aber deutlich gezeigt, 
daß jede Störung diefer Sicherheit des Eigenthums fofort das Webel, deſſer 
Heilung angeftrebt wird, vergrößere und die Leiden unfers gefellfchaftlihen Air 
pers vermehre. In dem Verhältniß, in weldem das Eigenthum unſicher wir, 
verliert es an Werth, und bie allgemeine Werthverminderung ber ver 
bandenen Güter ift zugleich eine Verminderung der in ihnen liegenden Aräft, 
um die menſchlichen Bedürfniſſe zu befriedigen; durch Ausbreitung der Armuth ft 
den Dürftigen ficher nicht gebolfen. Dazu kommt, daß jede Unficherheit des Figer 
thums auch den Kredit unſicher macht, und der Mangel an öfonomifchen Be 
trauen lähmt den ökonomiſchen Verkehr unter ven Menſchen. Es wird daher aus 
um fo weniger Arbeit gefucht, und um deßwillen auch die Arbeit geringe 
belohnt. So enge find Eigenthum und Arbeit verbunden, daß wenn das Eige- 
thum erfchüttert wird, aud) die Arbeit an Werth verliert. Es ift daher den dr 
beitern nicht fo zu helfen, daß man die Cigenthimer bevrängt. Im Gegenteil, 
jeve wahre Reform der empfundenen Mißftände muß die Siherheit des Pr 
vateigenthbums als eine unentbehrlihe Grundlage aller Heilung u 
das forgfältigfte bewahren. 

Un ein Zufammenmwerfen des gegenwärtigen Eigenthums und am eine nm 
Vertheilung deſſelben, fei es nad gleichen Theilen, ſei es je mach dem verihit 
denen Maße ver individuellen Fähigkeit und Anftrengung , darf daher überall nid 
gedacht, es muß vielmehr die geſchichtliche Vertheilung der Güter vor al 
Dingen anerkannt werben. Zu viefer gefhichtlihen Gütervertheilung gehört M 
Erbrecht auch, welches das Recht und den Erwerb der früheren Geſchlechter ia 
Nachkommen überliefert und den Zufammenhang ver Vergangenheit mit der Oyer 
wart ſchützt. Die reformirende Sorge des Staates darf nicht zur Vorm 
über das Privateigentbum und noch weniger zur Willkür über daſſelbe gehe 
werden. Die ſchützende und heilende Thätigkeit des Staates bezieht ſich nur W 
die allgemeinen Grundbedingungen und Schranfen der Inftitution, deren GErfülun 
und Bewegung im Ginzelnen theil® der Gefhichte des Privatvermögens theild # 
Freiheit der Individuen überlaffen bleiben muß, und darf nur infoweit einihrt 
ten, als die überlieferten und gegenwärtigen Zuftände der Inftitution an un 
(iher Verderbniß und an unfittlihen Berfehrtbeiten leiven. Im Grunde läft it, 
wenn wir von den Mafregeln einer forgfältigen Volkswirthichaftspflege abfeben 
die nicht bier zu erörtern find, das Ziel aller Reform des Privatredts I 
Einen Worte ausfprehen: Herftellung eines gefunden Kreislaufs unl 
nad) Sättigung des Mangels durch Hinleitung des Ueberfluffes,t 
anders ausgedrückt, Berüdfihtigung der Verbindung unter ben Men 
{hen zugleich mit der Ausprägung und mit dem Schuge des Judit" 
dualrehts; alfo auch bier wieder thut Bekämpfung der Grtreme und ihrer Gin | 
feitigteit hauptſächlich Noth. | 

— Vorſchläge verdienen hier eine kurze Beleuchtung: 

1. Läßt ſich nicht ein außeres oder inneres Maß finden für ven Umfang 
des Privateigenthums, fo daß, wo dieſes Maß überfchritten würde, der Ueberfluf 
erfihtlih und im Intereffe ver Gemeinjhaft in Befchlag zu nehmen märe? © 
jet hat Niemand eine Formel vorgefhlagen, welche zugleich gerecht und UT 


gemäß die Grenzen des erlaubten Privatreichthums beftimmte. Ge verfteht 14 







Eigenthum. 319 


jede gefetlihe Abgrenzung nad einer beftimmten Anzahl von Taufenden over . 
underttaufenden oder Millionen durdaus willfürlih und gar nit durchzuführen 
wäre, ohne die Sicherheit des Privateigenthums ernftlih zu gefährden, die wir 
xls unerläßliche Bedingung jeder Heilung erfannt haben. Am eheften wäre viel- 
eiht eine Verhältnißzahl für die zuläflige Ausvehnung des Grundeigenthums zu 
mitteln; denn am eheſten läßt fih aus Nechts gründen eine gewiſſe Vertheilung 
des vodens unter eine beſtimmte Anzahl von großen und von kleineren Grund⸗ 
ãgenthümern verlangen und am leichteſten eine Abweichung von den Normalıy 
fontroliren. Auch liegt die Gefahr der Yatifundien wie der übermäßigen 
erung dem gemeinen Berftäntniß nahe genug, um daſſelbe für eine 
zeſchränkung empfänglicd zu machen. Aber auch in biefer Anwendung 
in iſſens doch fein irgend zu billigender Vorſchlag gemadt worden. Das 
befannte licinifhe Agrargejeg, welches eine Anfammlung von mehr als 500 
in Giner Hand unterfagte, auch wenn es nicht blos auf die Befigun- 
gen am Gemeinland bezogen, fonvdern auf das Grundeigenthum felbft ausgevehnt 
werben jollte, ift doch dafür, weil völlig willfürlich auch ungeeignet. 
moraliſche Princip läßt fi wohl eher erfennen. Man kann fagen: 
Nur das ift fittlich betrachtet wahres Vermögen eined Individuums, was biefes 
zu beherrfchen vermag. Es ift ein dem Eigenthum fittlich widerſpre⸗ 
chendes Berhältnig, wenn das Vermögen über die Perſon und nicht die Perſon 
uber das Vermögen herrſcht. Der Geizhals, ver feine Schäge häuft, ohne fie 
Dermünftig zu benugen, ift fittlich gefprodhen ver Sklave, nicht der Herr feines 
8; und der Schwelger und Verſchwender weiß ebenfowenig ſittliche Herr- 
zu üben. Wer daher mehr Bermögen hat, als er fittlih zu bewirthſchaften 
amd zu benutzen fähig ift, bat von dem Standpunft der Moral aus mehr als 
ihm gebührt. Aber vie Uebertragung diefer moralifhen Geſetze in das menſchliche 
Rebt-ift werer zu billigen noch wäre fie praftiich durdzuführen. Sie würde die 
ehrliche Inftitution des Eigenthums von Grund aus ummälzen und bem 
Nichter würde es immer an einem äußerlich fihern Maßſtab fehlen, 
an er tie moraliſche Tüchtigkeit der Individuen bemißt. 

- Am eheften noch läßt fih für den Grundbefig ein Mafftab finden, und 
derfchlebene pofitive Rechte haben derartige Verfuche gewagt. In einer Beziehung, 
nämlich mit Bezug auf die Ausbeutung und Ausrodung der Wälder, hat fogar 
das allgemeine moderne Recht die entſchiedene Tendenz, die Willtür der Eigen— 
Ahümer im Interefie ver Gefammtheit zu befchränfen, wenn gleich auch da feine 

getroffen wird, daß nicht alle Waldungen zulegt in die Hände von 
Privaten fommen, weldhe damit ein Holzmonopol erwürben. Cingreifen- 
keineswegs tadelnswürbig ift ſchon die Beftimmung einzelner Statuten, 
fulturfähige Boden nicht zum gemeinen Nachtheil unbebaut liegen bleiben 
und daß die unfultivirten Felder wieder zur Allmende gezogen, oder ber 

n freigegeben werben. Denn fo abfolut gehört der Boden nidt dem 
 Eigenthämer an, daß biefer ihn zur Wildniß werden laſſen und doch noch ſein 
Gigenthum daran behaupten dürfe. Auch die in einigen nordamerikaniſchen Staaten 
neuerlich aufgelommene Regel, daß vas Grundeigenthum nicht auf die Dauer von 
ee auf den eignen Gütern getrennt fein, ned) der felbftftändigen Wirthſchaft 
8 entbehren dürfe, ift bier zu erwähnen, indem er das Aufkom— 
— herrſchaften, deren Eigenthümer fern in den Städten leben, 
fehe ejäwert. Es find das immerhin beachtenswerthe Keime einer zukünftigen 

Rebtöbilbung, 


























= 


320 Eigenthnm. 


2. In ähnlicher Weife, wie früher im vömifchen Reiche, ift heute noch in 
Amerika und in andern großen Kolonialländern der europätfchen Staaten auf lanıt 
bin dafür geforgt, daß jede neue Familie leicht vom Staate Grundeigenthum ı 
halte. Die proletarifche DBeftg: und Familienloſigkeit ift vorzüglih eine europült- 
fontinentale Krankheit. In der fogenannten neuen Welt ift noch mehr als geny 
Raum für die Bevölkerung, die ſich dort niebderlaffen und arbeiten will, Betrachtt 
man die Erde in ihrem Zufammenhang und denkt man fi, die Menſchheit hät 
diefelbe neu zu vertheilen, fo wird man fi wohl überzeugen, daß bie Erdeben 
fläche reichlich befähigt fei, Die ganze Menfchheit auf's befte und dauernd zu w 
nähren. Die Menfchen dürfen nur nicht in einzelnen Gegenden ſich übermäfiz 
zufammendrängen, fie haben ven Beruf, vie geſammte Oberfläche zu eefüle. 
Die vorhandene Noth in manchen Ländern ift daher mehr ein Nefultat der ment 
lichen Geſchichte, ald eine Folge der natürlihen Bedingungen; und eben varım 
muß es auch eine Aufgabe der Givilifation fein, ihre eigenen Fehler wieder ı 
verbejlern. 

Einzelne europäifche Staaten, wie vorzüglich die weftlihen und dann and 
der öftlichfte haben num einen Theil dieſes ungeheuren Vorrathes von Bas, 
welcher die Kultur noch erwartet, in ihren Befig gebracht, und fo große Bir 
von Bolfland oder Kronland over Stantsländereien zu neuen Güte 
vertheilungen an Privaten in fteter Bereitfhaft. Daß auch dieſe States 
fih in fpäter Zukunft erſchöpfen werben, ift wahrſcheinlich, aber auf Jahrhunter: 
bin nicht zu beforgen; und fogay jene entlegene Furcht vermindert ſich durch di 
Erwägung, daß das Wahsıhum ver Bevölferung mit der Ertragfähigteit hr 
Erde fiher in einem beftimmten Verhältniß fteht, umd daher nach einem göttlids 
Naturgefeg feine Grenze finden wird, bevor der Boden erfhöpft würde. Aber & 
mitteleuropäifhen Staaten, und ganz vorzäglid Deutſchland haben cs bisher ve 
fäumt, fi folhe Vorräthe anzulegen. Die große deutſche Auswanderung (. d Et) 
wentet ſich fremben Yändern zu und ift nicht zugleich nationale Kolonifatin: Da 
die civilifirten Völker das Bedürfniß haben zur Ausbreitung und gemötbigt IR, 
dur neue Urbarmahung und neue Kulturen der Verarmung ganzer Bo 
entgegen zu wirfen, fo ift e8 auch eine wichtige Pflicht der civilifirten Stasi, 
für verfügbares Staatsland zu neuer Vertheilung an Privateigenthämer F 
forgen. 

3. Aber jelbft wenn der Staat ein großes Volkland befigt, und Stüde d 
von an die Privaten abgiebt, ift noch nicht für den nothwendigen Kreislauf # 
forgt. Es werden aus dem weiten Reſervoir Kanäle abgeleitet, durch melde da 
See abfließt, aber jenes erhält feine neuen Zuflüffe zurüd. In dem Lehensfpft 
des Mittelalters lag ein folder Kreislauf. Der Lehensherr vertheilte feine 
mäne unter die Bafallen zu Sonvergütern, und wenn die Vafallen ohne 
oder fpäter ohne Geſchlechtsvettern ſtarben, fo fiel das Lehen dem Herrn 
beim, der num eine neue Vaſallenfamilie damit ausſtatten konnte. Diefes Spften 
ift in dem neuern Europa untergegangen. Wir fennen feinen Heimfall der Ol 
mehr zu neuer Verleihung. Die Neigung ver Zeit fteht auch jedem Verſuche en 
gegen, einen nothwendigen Heimfall der Privatgüter an den Staat zu erneut! 
ft die freie Veräußerung aud des Grundeigenthums geftattet, fo wirb baml 
das Heimfallereht illuforiih, und das veräußerlide Eigenthum bat für den 6 
genthümer einen höheren Werth, als das unveräußerlihe, denn bie individuell 
Freiheit bewegt ſich leichter mit jenem als mit dieſem, und der Eigenthümer fam 
jenes bequem verwerthen, diefes nicht. Daher führt die Entwidlung des Privat 
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igenthums als Bondereigenthums zur Veräußerlichkeit deſſelben, und dem— 
emäß zur Beſeitigung des Heimfallsrechtes. 

Weniger Widerſtand in dem modernen Bewußtſein regen die Vorſchläge zu 
iner Korreltur des Erbrechtes auf, durch welche jener Kreislauf hergeſtellt 
zerden lönnte. Die ſocialiſtiſche Läugnung und Beſeitigung des Erbrechtes freilich 
uuß wieder entſchieden mißbilligt werden. Würde die Erblichkeit des Eigenthums 
aufgehoben, fo würde dadurch mindeſtens der halbe Werth des Eigenthums und die 
denkt des Eigenthums mit zeritört. Das Erbrecht erhält das Eigenthum und 
verbelt <6. Die Errungenichaft ver Vorfahren wird durch das Erbrecht den Nach— 
Vom überliefert, und der Fleiß des Vaters gefteigert durch die Ausfiht, daß 

| feinen Kindern zum Nuten gereiche. Der Zufammenhang ver Familie 
Er das Erbrecht feinen ötonomifhen Ausdruck und feine Stübe. 

Uber jo beftimmt wir jeden Anariff auf das Princip des Erbredhts als einen 
Fr auf die Familie und auf die Givilifation befämpfen müfjen, fo ift doch 
eern Seite nicht zu überſehen, daß die Reform der vorhandenen Mif- 
auf dem Gebiete des Erbrechts am wenigften Schwierigkeiten findet. 
Dean ad das Erbrecht im Ganzen wirffam bleiben muß, fo bat doch fein Ein» 
nee bei Lebzeiten des Erblaflers ein feftes erfülltes Erbrecht: und wenn bie 

geändert wird, jo werden feine erworbenen Rechte gefränft, es können 
Mr Definungen untergehen, die, ohne daß der Erbe es irgend zu hindern ver- 
WE, ebenjo aus andern Gründen plöglic verſchwinden könnten, 3. B. durch 
On Heirat) des Erblaffers und Kinderzeugung oder durch den frühern Tod des 
Krmintlihen Erben oder durch ein Teftament des Erblaffers. 

Dieſelben Gründe, welche für das Familienrecht ſprechen, welches nun— 
mehr in der ganzen eiviliſirten Welt berrihend geworden ift, und welchem gegen- 
Bea aufden individuellen Willen des Erblaffers gegründete teftamentarifche 
rt mr wie eine Ausnahme von ver Regel erfcheint, find auch für die Aner- 
ud Ansvehnung eines Erbrechts der größern Gemeinſchaft, ber 
Me oder des Staates wirkſam. Der wahre Grund alles natürlichen 

och die Gemeinſchaft, welche den Erblafier und den Erben mit ein- 
ander verbindet, der Aufammenbang des Bluts und der Pietät, der Sitte und 
Der alte, mit einem Worte die Gemeinfhaft und die Fortdvauer der 
Rafje Nun giebt es aber verſchiedene Kreife folder Raffegemeinichaft. Der Eins 
ein Kind feiner Eltern, aber er ift aud ein Kind feiner Gemeinde ober 

° Saterlandes; er ift mit feiner Sippſchaft durd Hundert Beziehungen des 
u, der Sorge, der Erziehung u. f. f. verbunden, aber er ift in ähnlicher 

ac mit feinem Volte verbunden, deſſen Lebensform ihm eingeprägt und in 
Sprache und Sitte er erzogen ift. Der Kreis der Gemeinde und des Staates 
id) ein weiterer umd inſofern auch ferner als der des Haufes und der 
wandtſchaft. — Diejer Gedanke hat denn auch vielfältig zur Anerfennung 
fubjidiären Erbrechtes des Staates an der Verlaſſenſchaft geführt in Er— 
— * Teſtament- oder Familienerben. Sowohl das römiſche als das 


hang en t bat denfelben in verſchiedener Weiſe formulirt. 
dieſes Recht des Staates auf das erblofe Gut ift für den befprodhenen 


Zwed eines organifchen Kreislaufes durchaus unwirffam. Wird der Staat nur 

m zum Erben, wenn feine Teftaments- und feine andern geſetzlichen Erben 

—* d, jo wird ſein Erbrecht nur in den ſeltenſten Ausnahmöfällen ver— 

k umd mit jo wenigen Tropfen kann jenes Reſervoir nicht ergänzt werben. 

Fin jo ärmliher Zufluß ift durchaus ungenügend für das große Bedürfniß bes 
Bluntfli und Brater, Deutſches Staais-Wörterbugd. Il. 21 
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Abfluſſes. Ueberdem wird biefer feltene Erwerb des Staates gewöhnlich ven öffen 
lihen Kaſſen zugewiefen und wie die Steuern und fiskaliſche Gefühle für öffent 
lihe Bedürfniſſe verwendet, nicht wieder an Privatperfonen verliehen. Das it 
alfo in keiner Weife Regulirung des Eigenthums. 

Damit das Erbreht der Gefammtheit ald Eigenthumsreform wirk, mi 
daſſelbe 1) mit dem Erbrecht der Sippen in Konkurrenz treten, 2) bunt | 
die Lehre des Pflihttheils gegen zerftörenve legtwillige Verfügungen geidir 
fein, und es muß 3) das dem Staate angefallene Erbgut nicht zu öffentlice 
Verwendungen benugt, fondern zu neuer Verleihung an Privatperjonen, ver 
züglih zu privatredhtliher Ausftattung der dürftigen Familien wide 
hingeleitet werben. Detaillirte Vorſchlage in diefem Sinne find im neuerer Je 
ſchon gemacht 9), das Syſtem aber noch nirgends in die Praxis eingeführt worte 
Die Konkurrenz des Erbrechtes der Gemeinſchaft mit dem Erbrecht ver Bermant 
ſchaft ift nicht ohne Analogie in der Geftaltung des Erbrechtes, indem ver 
verband ebenfo neben dem Blutöverband berüdfichtigt wird und ber überlebt 
Ehegatte mit den Sippen konkurrirt, und hat einen guten Grund darin, daß uf 
in den realen Zuftänden des Privatlebens die verſchiedenen Verbände neben m 
mit einander beftehen und wirfen. Je enger der Familienzuſammenhang um 
Blutsverwandtihaft ift, um jo ftärfer wirkt auch das Gefühl ver Zujanme 
gebörigfeit, die wechjelfeitige Sorge, und. um fo energifcher tritt auch die erbreit 
liche Semeinfchaft in den Borbergrund. Je mehr fih dagegen die Vermanlt 
ſchaftskreiſe erweitern, um fo gleihgültiger werben vie Beziehungen ber Sipriäl 
und um fo beveutfamer tritt die Gemeinfhaft und der Pietätsverband mit 
Gemeinde oder mit dem Staate hervor. Es ift daher ganz ver Natur entjprdd 
daß in demfelben Verhältniß, wie der eine Verband ſchwächer und unerheblte 
wird und bie Bebeutung des andern Verbandes zunimmt, auch das Erbredt kit 
Berbände georbnet werde, — 

» Literatur. Cine irgend zureidhende welthiftoriihe Gefchichte vet Ey 
thums, insbefondere des Grundeigenthums, giebt e8 noch nicht. inzelne Im® 
tungen dazu finden fi in der Rechtsphilofophie von Ahrens und in berj 
ſchen Encyflopädie von Warnfönig. Ev. Laboulahe hat bie ältere rommit 
germanifche Geſchichte des Grundeigenthums im Dceident zu ſchildern geſucts 
der Schrift: Histoire du droit de propriété fonciere. Paris 1839. Weber WE 
Eigenthum nad römifhem und deutfhem Recht ift die beſondere Literatur W 
römifchen und des deutſchen Rechts zu vergleichen, über vie philofophifche Begrämm 
des Eigenthums die verfchiedenen naturredtlicen, zum Theil auch vie nati 
ötonomiſchen Werke. Die Schrift von Thiers: Sur la propridtd, ift aus natiendb 
ötonomifhem Standpunkt gefehrieben und vorzugsweife eine Streitfchrift gegen W 
Kommuniften und Socialiften. Bluntiäli 
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Den deutſchen Juriften ift fhon häufig und in vielen Fällen leiber hl 
ohne Grund eine weitgehende Nachläffigkeit vorgeworfen worden in Erfüllung ih 
heiligften Aufgabe, Hüter und Pfleger des nationalen Rechtsbewußtſeins zu 1 


9) Dal. K. Brater, die Reform des Erbrechtes zu Gunften der Notbleidenden. Binde 
.- r% Bluntichlt, Privatr. Gefepb. für den Kanton Zürich, Mit-Erläuterumgen. BT 
.67 ff. 
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Im fo lieber wird man bei einem Manne verweilen, ver, freilih aller Hilfs- 
ittel der Wiffenfhaft beraubt, doch mit einer ftaunenswerthen Geiſteskraft 
xs feiner Zeit und feinem Volke gehörigen Rechtöftoffes ſich bemächtigt hatte und 
nit folher Meifterihaft ihn darftellte, daß fein Werk eben fo raſch als nachhaltig 
ıt eine wahrhaft nationale That, als ein größter Dienft für unſer deutiches Volk 
n den weiteften Kreifen emipfunvden wurde. Diefer Mann ift Eife von Repkow, 
ver Berfafier des Sachſenſpiegels. 

Se jhliht war die Art des Mannes, fein Zeitalter für literariſchen Ruhm 
\o wenig empfänglich, daß mur zufällige und ganz aphoriftifche Nachrichten über 
Im uns erhalten find, daß felbft feine Autorfchaft des älteften und beften deutſchen 
Nehtsbuhes Schon bezweifelt werben konnte. Diefe Zweifel find aber in ver That 
bt begründet. Geringerer Werth für die Entſcheidung ver Frage mag darauf 
gelegt werden, daß ver Gloſſe zum Sachſenſpiegel, die etwa 100 Jahre nad dem— 
\dben verfaht ift, ja ſchon einer nur ungefähr 50 Jahre hinter dem Original 
wrüdtchenden lateiniſchen Ueberjegung des Rechtsbuches E. unzweifelhaft als deſſen 
Oerfaffer gilt; entſcheidend ift die fog. rhythmiſche Vorreve, welche in den meiften 
Öanbiäriften vorkommt, und welde ausprüdlid E. als Verfafer und den Grafen 
Dover von Falkenftein als eifrigen Beförverer des Werkes nennt. Freilich hat 
an Berenten gegen Aechtheit und Glaubwürdigkeit auch diefer Vorrede nicht 
gAehlt, der am meiften entgegen zu ftehen fcheint, daß fie fichtlih aus zwei nad) 
Vom und Inhalt völlig verſchiedenen Stüden zufammengefegt ift, die unverkenn⸗ 
Sr verſchiedenen Zeiten gefchrieben wurden. Aber die Aechtheit des erften, jün- 
om Stüdes vahingeftellt fein laſſend, muß doch die des zweiten, welches bie 
Anbeiht von E.'s Autorſchaft enthält, mit voller Sicherheit behauptet werben; 
am nicht nur, daß es in den älteften und forrefteften Handfchriften fich findet, 
“trägt feine fiherfte Gewähr in ſich felber. Kein Anderer als ver Verfaſſer ves 
duches tonnte in jo einfachen Worten über die Art der Arbeit Rechenſchaft geben, 
"arbelt in den wärmften Ausprüden zu ihrem richtigen Gebrauche ermahnen, 
Toy alles gerechten Selbftgefühls in ungefünftelter Beſcheidenheit zu künftigen Ber- 
beſſerungen äuffordern, das Bewußtſein der übernommenen Verantwortlichkeit, die 
deforgui dor Entftellung und Mißbrauch jo angelegentlih und energiih aus« 
reden, in fo fchlichter und doch fo beredter Weije ven inneren Drang jchilvdern, 
vr ihm zu Offenbarung und Mittheilung des als wahr und nützlich Erkannten 
et. Kur der Schöpfer, nicht ein Abichreiber des Buches konnte Worte wie 
"le Ireiken : 

Diz recht ne han ich selve nicht underdacht ; 
iz haben von aldere an unsich gebracht 
Unse gude vore varen; 
mach ich ouch, ich wil bewaren, 
Daz min scaz under der erde 
mit mir icht vor werde. 
Von godes halven de gnade min 
sol al der werlt gemeine sin. 

Bon E.'s Lebensumftänden, welden wir demnach unbedenklich als den Ber- 
fafer des Sachſenſpiegels zu betrachten haben, find übrigens nur äußerft bürftige 
Rotigem auf uns gelommen. Abgefehen davon, daß E. in der eben beiprodenen 
Öorrede feine nahen Beziehungen zu dem Grafen Hoyer von Falfenftein, Vogt 
von Dueblinburg, andeutet, begegnen wir feinem Namen noch in vier Urkunden 
don den Jahren 1209, 1215, 1219 und 1233, von denen die erfte und vierte 
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ihn als Schöffen, jene zu Wettin, viefe zu Salbke bezeichnet, während er im ver 
zweiten und dritten neben dem Grafen Hoyer unter den Zeugen erwähnt wirt. 
Auer der vollftändigen Ipentität der Namen und der für den Berfafler eines 
Rechtsbuches jo wahrfcheinlichen Stellung als Schöffe rechtfertigen die in den Ur 
funden wie in ver rhythmiſchen Vorrede vorfonımende Berbindung zwiſchen €, 


und H., jo wie ver Umftand, daß unzweifelhaft in der Heimat dieſer Männer, 


in dem Anhaltifchen, ver Sachjenfpiegel entftanden ift, vie Annahme, daß ver €. 
der Urkunden eine und vie nämliche Perfon jei mit unferm E., welder vemnad 
im erften Drittel des 13. Jahrhunderts lebte und in oftfähfiihen Gerichten als 
Schöffe thätig war. Irgend weitere Nachrichten über ihn befigen wir nicht. 
Nah der rhythmiſchen Vorrede hat E. lange mit Fleiß und Anftrengung ar 
jeinem Werke gearbeitet, daſſelbe ift unverkennbar aus einer jehr reihen Kenntnif 
des vor Gericht angewenveten Rechtes hervorgegangen, wornad) wir das Bud ir 
die fpätere Lebenszeit des Verfaſſers zu verfegen haben, etma 1220—1230. 3» 
mit ftimmt denn auch ver Inhalt volltlommen. Das Wert muß vor 1235, ji 
jelbft vor 1228 vollendet fein, wie daraus zu fchliefen, daß es unter den jühl- 
ihen Fahnlehn das Herzogthum Braunſchweig-Lüneburg und unter ven Suffrager- 
Bifhöfen von Magdeburg ven Biſchof von Kamin nod nicht erwähnt; jeres war 
aber im Jahr 1235 in die Reihe der ſächſiſchen Fahnlehn aufgenommen , bieer 
ihon 1228 dem Erzbiſchof von Magveburg untergeben worben, und die eine wie 
die andere Thatfache, namentlich die erfte, der bedeutungsvolle Verſöhnungsalt de 
Hohenftaufen und Welfen, konnte dem ſächſiſchen Schöffen nicht füglich entgehen 
der fi in feinem Buche als ein fehr zuverläffiger Kenner feiner Heimat bemäht 
Andererjeits ift in dem Rechtsbuche allem Anſcheine nad bereits vie 2 
Henrici benugt, vie nady den neueften Mittheilungen von zuverläffigfter 
(Homenhyer, die Stellung des Sachſenſpiegels zum Schwabenfpiegel S. 74) mehr 
Iheinlih um das Jahr 1224 erlaffen wurde, jo daß zwijchen viejes Jahr zud 
1228 die Bollendung des Sachſenſpiegels zu fegen wäre. Freilih fehlt 6 and 
nit an weithin abweichenden Anfichten, welche das Rechtsbud in die Teiten 
Jahrzehnte entweder ſchon des 12. oder umgefehrt erft des 13. Jahrhunderts 
verlegen. Aber nicht blos wird damit die ganz beftimmte Nachricht ver rhufb 
mifhen Borrede über E.s Autorfhaft rein willfürlid außer Acht gelafjen, m 
wenigftens die Ipentität diefes E. mit dem in den Urkunden vorfomment 
ohne genügenden Grund gelängnet; es ftehen auch jeder diefer einander entgegen 
gefegten Anfichten noch befondere Gründe entgegen. Der Sachſenſpiegel ift in m 
ven, unbeftreitbar in die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts fallenden Arbeiten be 
reits benügt, und andererfeits fann feine Darftellung der Königswahl nicht vor das 
dritte, höchſtens zweite Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts geſetzt werden; früher finben 
wir nur ein ganz ſchwankendes Vorrecht einzelner nod nicht feft bezeichneter Für 
ften bei jener Wahl angedeutet; das Recht von fieben beftimmten Fürften zur Bor- 
wahl, die übrigens noch der Zuftimmung der übrigen Reihsftände bedarf, wie bie 
Sache im Sachſenſpiegel dargeftellt wird, hat erft feit vem 13. Jahrhundert fid 


| 


entwidelt, um ſchon am Ende veffelben in ein ausſchließliches Wahlrecht eben jener 4 


7 Fürſten, der Kurfürften, überzugehen. 

Wie E am Schluß feiner rhythmiſchen Vorrede erzählt, hat er feine Arbeit 
zunächſt in lateiniſcher Sprache verfaßt und diefelbe erft nachträglich, namentlich auf 
Andringen des Grafen Hoyer, aber nur zögernd und im Bewußtfein der außerorbent- 
lien Schwierigkeiten ver Aufgabe in die deutſche Sprache nmgearbeitet. Stimmen 
wir in den Danf, welchen ver befcheidene Autor dafür dem Grafen Hoyer gezollt 
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willen will, gegen tiefen, noch mehr aber ihm felbft gegenüber freudig ein, denn nur 
jene deutſche Bearbeitung konnte das Rechtsbuch zu dem machen, was es wirklich 
geworben, zu einem deutſchen Volksbuch größter und trefflichfter Wirkſamkeit. Das 
Yateiniiche Original befigen wir nicht mehr; die vorhandenen lateinifhen Texte 
find fpätere Ueberfegungen aus dem Deutſchen. Diejes Fehlen fann aber, da nad) 
ber deutſchen Bearbeitung der Iateinifche Tert begreiflich fehr an Werth und Be— 
«tung verlieren mußte, die Glaubwürbigfeit ver Erzählung nicht beeinträchtigen. 
Sie berißtet eine jo konkrete Thatſache, daß fie ſchon darum nicht füglich für die 
maiige Erfindung eines Abſchreibers gehalten werden lann, vielmehr einen neuen 
. Mesfiändigen Beleg für die Aechtheit der Vorrede und ſomit für ihre eigene 
B Ehe darbietet, und überdies ift ihr Inhalt nichts weniger als fo unmahr- 
Ri, wie es Manche hat vünfen wollen. Ganz im Gegentheil lag im An- 
e 13. Jahrhunderts für die Darftellung rechtlicher Materien vie lateini- 
yahe ſehr viel näher als die deutſche, und vie von E. zuerft für foldhe 
de berjnchte Anwendung ver letztern mußte in der That auf ganz aufer- 
Me Schwierigkeiten ftoßen, mie fie durch fein eigenes Buch und felbft 
Me andere weit jüngere Arbeiten zur Genüge erwiejen werben. 
Seinem Inhalte nach umfaht der Sachfenfpiegel das gefammte Rechtsgebiet, 
öffentliche wie das Privat, das materielle wie das Proceß-Recht; nur find, 
fi von ſelbſt verfteht, alle viefe Rechtsmaterien in der ganz ſummariſchen 
ürze abgehandelt, ja zum Theil nur angedeutet, wie dies bei einem erften Ver— 
m den vorhandenen pofitiven Rechtsſtoff zu bewältigen, nit anders erwartet 
erden Tann. Stadt-, Dienft- und Hofrechte werben wegen ihren allzu Io« 
len Besiehungen von der Darftellung ausgeſchloſſen, während dieſe das Lehn— 
mich blos mit umfaßt, fondern ihm fogar, feiner damals Alles überherr- 
enden Bereutung entſprechend, eine bejondere Abtheilung hinter dem Landrecht 
Monet Mir wenigſtens ſcheint es trog der mancherlei dagegen erhobenen Zweifel 
ehrſcheinlichſte, daß auch das füchfiiche Lehnrecht unferm E. zuzufchreiben 
des dem Landrecht zur Ergänzung ver darin begonnenen Arbeit nachjchidte; 
an mitm, daß der Schwabenfpiegel, eine Nachbildung des Sachſenſpiegels, 
ME das Lehnrecht in einer beſondern Abtheilung mit umfaßt, ſondern es be— 
ENDEN auc, vie älteften Hantichriften des Sacfenfpiegels Yand- und Lehnrecht 
Mändig als ein zufammengehöriges Ganzes, daß fie fogar die Rapitelzahlen 
ip beide hinnurchgehen laſſen. Man wird darnadı das Zeugniß der rhythmi— 
ei Borreve auch für das Lehnrecht mitifen gelten laffen, um fo mehr ale €. 
ien Plan, das gefammte Recht darzuftellen, nur fehr unvollftändig würde aus- 
haben, wenn er das jo wichtige Lehnreht übergangen hätte. Endlich fehlt 
ſt nicht am einem lateinifchen Texte, mwelder, der jog. auetor vetus de be- 
nad den fcharffinnigen Ausführungen Homeyers mit hoher Wahrfchein- 
Het Für das Original des fächfischen Lehnrechts gehalten werden darf, fo daß 
hier dem Bericht ver Vorrede entſprechend auch die urfprüngliche lateiniſche 
Foearbeitung befäßen. 
“€. Bei, treu feinem Plane, das geſammte Recht feiner Zeit darzuftellen, aus 
Rechtsquellen geihöpft, neben dem Gemwohnheitsrecht 3. B. auch einzelne 
h8- und Kirchengeſetze benugt. Wie aber alles damals geltende Recht mit un- 
fheblihen Ausnahmen bloßes Gemohnheitsreht und felbft als ſolches noch nir- 
ade aufgezeichnet war, hat E. feine Rechtskenntniſſe jo gut wie ausſchließlich 
As der gerichtlichen Praris genommen, aud da, mo ihm andere Quellen offen 
enden hätten, indem er z. B. die wenigen vorhandenen Reichögefege mehren: 
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theils nicht ihrem Wortlaute nad feinem Werke einverleibte, ſondern mur ihren 
Inhalt fo mittheilte, wie er ihm im Leben entgegengetreien war. Sollen wir der 
ſchlichten Schöffen darum tadeln, oder nicht vielmehr beneiden, daß ihm ver Gegen 
fa zwifchen dem gejchriebenen Buchftaben des Gefeges und der lebendigen Rehtt- 
übung noch gar nicht zum Bewußtſein gefommen war? Aber nicht blos im dieſen 
Bunte, in welchem freilich alles gelehrte Wiffen dem Verfaſſer nur jehr wenig 
helfen konnte und alles Befte nur von der Schärfe feiner Beobachtungen zu cr 
warten ftand: and in allen andern Beziehungen ftellt fih uns E. als ein Nam 
dar, dem Theorie und Syftem ſehr ferne lagen. Am auffallenpften und nadtki 
ligften tritt die® in der äußerſt loſen Aneinanderreihung der einzelnen Materie 
hervor, welche dem Sachſenſpiegel fogar fhon den Vorwurf abjointer Ortnunt 
lofigkeit zugezogen bat. Diefer Vorwurf geht zu weit. Um dem Buche geredt # 
werben, hat man nicht nur die noch jett erfenntlichen ſpätern Einfchiebjel ausw 
ſcheiden, fondern auch überdies nicht zu vergeffen, daß felbft in ven älteften Has 
ihriften, die immerhin um Jahrzehnte jünger find als das Rechtsbuch jelber, ge 
mande für uns nicht mehr erfennbare Einſchaltungen und Verſchiebungen fd 
finden fönnen; auch die den Zufammenhang zerreißende Eintheilung des Lantıt 
in 3 Bücher rührt nicht von E. ber, fie gehört erft dem 14. Jahrhundert, ı 
wahricheinlichften dem Gloſſator Johann v. Bud) an. Ueberblidt man aber ma 
Berüdfichtigung dieſer Punkte den Inhalt des Sachfenfpiegels, fo gliedert fd 
derfelbe leicht und einfach in größere Abfchnitte, in welchen das Zuſammengehöriz 
zufammen behandelt wird. Nur darf man nicht in einer Zeit, im welder wile 
ſchaftliches Denfen überhaupt noch nicht begonnen hatte, eine Ordnung nad imem 
Prineipien, fondern nur nach äußern Gegenftänden erwarten; vie gelegentül 
Einhaltung eines allgemeinen Sates bei einer Materie, zu ber er nur 
einzelne Beziehung darbietet, darf nicht wundern; auch einmal ein Fortſchreiten He 
ad vocem fann nicht befremden; jelbft ein Wiederzurüdtommen auf eine fnk 
Ihon beſprochene Materie und Nachträge zu derfelben müffen einem S 

zugut gehalten werben, der zuerft ohne alles Vorbild aus dem zerftreuenven 
ven Rechtsftoff fammelte und in treuem Fleiß langer Jahre ihn nachbeffernd mehr, 
der nach einer erften Vollendung feiner Arbeit in lateinifher Sprade in d 
deutſche Form fie umgoß. 

Die Art und Weife, wie E. feine Rechtskenntniſſe gefammelt hatte, muß 
ihn von jelbft dahin führen, abgejehen von einigen Grundzügen ber allgemein 
deutſchen Reichsverfaffung, nur das Recht feiner fächfifhen Heimat barzuftels, 
das er eben in dem dortigen Gerichten fennen gelernt hatte, und im weifer 
ſcheidung hat er mit voller Abfichtlichfeit ein weiteres Ziel nicht verfolgt, & 
diejes für feine und, fügen wir hinzu, für die Kräfte der damaligen Zeit 
haupt einzig erreihbare. Ja felbft aus dem weitern Kreiſe des ſächſiſchen Reh! 
wird weſentlich nur das oftlächftiche abgehandelt, Abweihungen in andern CM 
ten werden nur gelegentlic) berührt, während füp- und weſtdeutſches Recht volftän 
dig ausgefhloffen, bleiben und ein gemeines deutſches Necht fo wenig aud m 
angedeutet wird, daf man das Bewußtſein der Exiſtenz eines folchen dem fühl 
Ihen Schöffen unbedenklich abfprehen Tann, Man fieht aud bier wieder, UM 
faſſendes, gelehrtes Wiſſen ift nicht das, wodurch E. zu wirken fucht, und er 
jelbft zu folhen theoretifhen Abftraftionen nicht gekommen, welche nahe zu fiegen 
ſchienen, wie die Gewinnung des Begriffes gemeines deutſches Recht aus ein 
Vergleihung der verfchiedenen deutſchen Landesrechte. Aber fo nahe und eine der 
artige Abftraktion gelegen ift, fo kühn und ſchwierig wäre fie für jeme Tage gee 
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deſen, in welchen trog aller wirklich zu Tage tretenden Macht des gemeinfamen 
eutſchen Geifteslebens doch das Bewußtſein eines folhen noch nicht durchgedrungen 
var, vielmehr jeder einzelne Stamm für fi noch in einem natürlichen Zuftand 
artikularer Gebunvenheit verharrte. Der Sachſenſpiegel giebt einen fehr intereffan- 
en Beleg für viefen Zuſtand der Dinge, für viele Öetbeittpeit bes Rechts in dem 
Bewußtjein der Zeit bei einer thatjächlih fo weit gehenden Gemeinfamfeit bes- 
velben, — Aber iſt es nicht, wenn auch ohne den Apparat und die Formen ber 
Bifenihaft, des wiſſenſchaftlichen durchdringenden orfchergeiftes genug, wenn 
G, lange Iahre hindurch unzählige einzelne Nechtsfälle treu und ſcharf beobachtet 
and die Jurisprubenz feiner Tage, welche meift nur inftinktiv und ohne fidyeres 
Bewaßtjein ihrer Gründe ihre Entfheidungen fand, bis zu foldem Grade geiftig 
beherricht, daß er die weſentlichſten Regeln des Rechts herauszufinden und rein 
als ſolche, losgelöſt von den unterliegenden Thatfahen, darzuftellen vermochte? 
Der glüdtichfte Taft lieh E. auf ein enges Gebiet fi beſchränken, das er mit 
Derjenigen Sicherheit zu überbliden vermochte, welche erfte und wefentlichfte Vor— 
ansjegung zum Gelingen feines Werkes war. 
Die in ſich befchloffene, männlich Kräftige Art E.'s, wie ſie ihn die vollftän- 
hung eines engern Kreifes dem bloßen Umherſchweifen in weitern 
Gebieten vorziehen ließ, tritt uns auch in feiner allgemeinen Auffaffungsweife 
des Rechts, im feinen politifhen Anfichten mit mächtiger Anziehungsfraft ent 
gegen. Mit welcher Sicherheit bat der ernfte Schöffe das eigentlihe Rechtsgebiet 
wenverwandten Regionen geſchieden, wie vollftändig frei z. B. ſich erhalten von 
Eimfledjtung aller. moraliſchen und religiöfen Sentenzen, deren Vermengung mit 
den Mechtöftoffe fo ſchwer zu vermeiden war für ein Gefchlecht, welches vie Auf- 
En der weltlichen und der kirchlichen Gewalt täglich mit einander verwechſelt 
Bei einem fo tiefblidenden Geifte ift es auch ſchwerlich für ein bloßes Wert 
xes Zufealls zu halten, wenn wir im dem großen, weltbewegenven Gegenſatz zivi- 
Wem der faiferlihen und der päpftlihen Gewalt €. für die Unabhängigfeit der 
"fern Son der letztern auftreten und dieſe Unabhängigkeit in ſcharf gezogenen 
vertheidigen fehen, wie namentlich in dem beveutfamen Sage: ban 
der sele unde ne nimt doch niemanne den lif, noch ne krenket nie- 
nande-än lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koninges achte na 
UL» 63. 2). An eine gegenfeitige Emancipation jemer beiden Gewalten von 
'inanber, wie fpätere Zeiten fie fi entwideln fahen, dachte freilich E. und konnte 
—* nicht denken; bie Ideen feiner Zeit über das chriſtliche Kaiſerreich waren 
ie ſeinigen; der hriftlihe Kaifer Konftantin ift ihm erfter Begründer bes 
Suhren Rechts, von Karl dem Großen, dem Bekehrer ver Sachſen, leitet er das 
Recht ab; die Pflicht der weltlichen Gewalt, ihren Arm zum Vollzug 
Anordnungen zu leihen, ift ihm außer Zweifel. Wenn aber trog alles 
Selen die einfchmeichelnne Schlußfolgerung aus folder Anfhauungsweife, in ber 
Berbinpung weltlicher und geiftlicher Gewalt müſſe die letztere als die ihrem Weſen 
nah Höhere gelten, es über E. nicht zu gewinmen vermochte, fo haben wir die ficher 
ht als die Folge einer durch Äußere Zufälligfeiten beftimmten Parteiftellung und 
dm fo wenig als blos negative Schen vor Außerften Ertremen aufzufaſſen; es 
Nvielmeht die pofitive That eines ftarten Geiftes, der mit wunderbarer Schärfe 
(he die Erfaffung rechtlicher Verhältniſſe ausgeftattet war und mit fiherem Takte 
Ye Oremen erkannte, über welche Hinaus den kirchlich-religiöſen Borftellungen 
(ner Zeit nicht nachgegeben werben vurfte, follten anders das Staats- und Rechts— 
(eben wicht Mäglich verlümmern. 
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Mit eben viefer fpecififchejuriftiihen Natur E.'s bringe ich auch feine ſcher 
von Vielen bemerkte fonfervative Neigung, ſeine ſehr deutlich hervortretende Bar: 
liebe für das Althergebrachte in Verbindung. Die beharrende Regel, melde tie 
wechſelnden Verhältniffe beherricht, ift das, was der Jurift fucht, und fie, einmal 
gefunden, ift die Fahne, weldhe er vertheibigen oder mit welder er ſich jelber auſ 
geben muß, Bände ev die fraft äußerer Sanftion herrſchenden Normen in unlöt 
barem Wiverfpruch mit feinem innern Rechtsbewußtſein: es bliebe ihm nichts an 
deres übrig, als aus dem allgemeinen Rechtsbewußtſein feiner VBolksgenoflen, nit 
aus feinem perfönlihen Meinen, neue Normen nicht zu jchaffen, ſondern nur alt 
die richtigen zu offenbaren, nod in dem fcheinbar radifalften Beginnen durdan 
tonſervativ. Glücklicher aber ift ver geftellt, der, wie E., in allem ihn umgebenden 
Recht rein das Produkt des Geiftes und der Geſchichte feines Volkes zu erkeumen 
bat, dem felbft die naive Erkenntniß, alle Unfreiheit habe ihren Anfang in,wite 
rehtliher Gewalt, an der Gültigkeit diefer ungeredhten Gewohnheit einen praii 
ſchen Zweifel nicht zu erregen vermag, Wie follte aber ein folder Mann nicht m 
vorzugsweifer Neigung an der Gewordenen hängen, abgewendet von dem neu ef 
Werdenden, das ihm jo natürlih als Abfall von der nad ihrer Natur Dauer iv 
anfpruchenden Regel erfheinen muß. Erwägt man dabei, in weldy’ Lebhafter de 
wegung gerade im 13. Jahrhundert die Rechtsentwiclung in Deutſchland begüia 
war, wie leicht ferner für uns von unferm weit entfernten Beobachtungspuk 
aus das erfte Hervortreten eines neuen Gedankens mit feinem völligen praltiſche 
Durchdringen in Eins zufammenfließt, fo wird der Inhalt des Sacjenipieglh 
der im Vergleih mit jüngeren Mittheilungen aus dem 13. Jahrhundert ale 
dings etwas alterthünlich fich anläßt, nicht befremden. Daß E., wo völlig und ie 
ausgeprägte Rechtsbildungen in feiner Zeit nen auftraten, ihnen gerecht zu wert 
verftand, beweift 3. B. feine ſchon oben berührte Darftelung der Königank, 
im welcher er wichtige, gerade während feiner Lebzeiten erft neu entwickelte Rudi 
füge mit voller Sicherheit vorträgt. 

G, hatte es unternommen, von fo ziemlich allen Hilfsmitteln entblögt, WW 
lid aus der Beobadtung des Lebens heraus das Recht feiner Zeit darzufelen 
und er hat diefe fchwierigfte Aufgabe in einer Weife gelöft, welche ihm bie Br 
wunberung aller Zeiten fichern muß. Während faft voller zweier Jahrhuuden 
hatte man zu der Zeit, als E. auftrat, abgeſehen von den wenigen bihftig 
Reihsgefegen, kein gefchriebenes Recht gehabt und die nothwendige Folge darch 
hatte die fein müffen, daß man des bereits gewonnenen Schatzes vechrlicher 
ftellungen und Begriffe nur höchſt unvollkommen fid) bewußt war; erft bie 
liche Firirung des Rechts und die dadurd bedingte Formulirung deſſelben fell e 
als eine felbftftändige, überfehbare Größe dem individuellen Bewußtſein der 
zelnen gegenüber. So war es ein fühner Gedanke, aus der unendlichen Mag 
und Mannigfaltigfeit der Regeln, weldhe nah Recht, Religion und Moral, 
Sitte, Anftand und Nüsglichkeitsrüdfichten das Thun und. Laſſen ver Menſchen 
beherrſchen, die eigentlichen Rechtsregeln herauszuſuchen, und nur einem Man 
von. ungewöhnlicher Begabung mochte es gelingen, ein foldes Unternehmen # 
glüdlihem Ende zu führen, Schon ein beträchtliches Mehr über das billig zu Emma 
tende hinaus wird geboten, wenn die jchwierige Aufgabe, wie es im Sadyenfpiegt 
geihehen, in einer Sprache voll köſtlicher Kraft und Klarheit gelöſt wird. 6 
Verdienfte um die” deutihe Profa zu würbigen, in veren Geſchichte ex faum MIN 
der Epoche machend ift wie in der des deutſchen Nechts, muß andern kompelen 
Urtheilern überlaffen werden; ſicher hat aber die treffliche Form des Buches von 
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jeher nicht am wenigften dazu beigetragen, ihm fo zahlreiche Berehrer zu werben, 
und ein vergleihender Blid anf vie fpäteren, mittelalterlichen Rechtsdenkmäler 
zeigt, wie E. auch in viefem Punkte glei mit dem erften, verfuchenden Schritte 
einen Borfprung gewann, der von den Spätern nur ſchwer wieder eingeholt wer- 
den konnte. 

Auf die ſpecifiſch juriſtiſche Bedeutung feiner Arbeit zurüdtommend, kann man 
aber nicht anders als es geradezu ftaunenswerth finden, wenn man flebt, wie 
wenig E. an der bloßen Oberfläche der Dinge haften bleibt, nur die äußere Er- 
ſcheinungsform der Rechtsverhältniſſe befchreibend, wie er vielmehr überall in die 
Tiefe zu dringen und ten Rechtsſatz jelbft in feiner abftraften Reinheit als 
allgemeine Regel zu erfaffen fucht. Die entjchlevenfte Schwäche ver deutſchen 
Rechtsquellen ift wohl unftreitig die, daß fie im großen Ganzen zu biefer Ab— 
ftraltion ſich nicht zır erheben vermochten. Anſchaulicher nicht felten als felbft die 
Haffiichen Quellen des römischen Rechts die üblichen Rechtsverhältniſſe und vor 
Augen führend, bleiben fie doch meiftens fo fehr in diefen hängen, daß ver Mangel 
an durchſchlagenden juriftifchen Principien fhon von bewährten Kennern als cha— 
rafteriftifches Merkmal des Altern deutſchen Rechts hingeftellt werden konnte. Ie mehr 
aber diefer Vorwurf, neben welchem kaum ein wahrhaft fo zu nennenves altveutjches 
Recht beftehen könnte, den meiften Quellen gegenüber mit einem gewiffen Schein 
von Berechtigung erhoben werden mag, um fo höher muß in unfern Augen ver 
Mann fteigen, welcher als der faft Einzige in dem weiten Zeitraum von Jahr: 
hunderten bis in das Innere drang und einheitliche Grundſätze da entvedte, mo 
minder ſcharfe Augen die bunte Bielheit in den äußern Erfcheinungen nicht mehr 
zu durchdringen vermochten. Der Sachfenfpiegel ift wohl unter. allen veutfchen 
Rechtsquellen verhältnißmäßig am reichften an eigentlichen Rechtsgrundſätzen, deren 
von €. bereits gewonnener Vorrath in den fpätern Rehtsbüchern und felbft in 
ven einer höhern Kulturftufe angehörigen Stabtrechten lange nicht in dem Maße 
gemehrt und zu höherer principieller Reinheit erhoben wurde, ala man in fleißiger 
Shilerung der verihietenartigften Rechtsverhältniffe ven Sachfenfpiegel übertraf. 
Der juriſtiſche Scharfblick E.'s war im der geiftigen Erfaffung und Bewältigung 
des Rechtöftoffes feinen Zeitgenoffen fo weit vorangeeilt, daß er in der ganzen 
Zeit, welche bis zum Ende des Mittelalters der freien Entwidelung unferes ein— 
beimifchen Rechts noch übrig blieb, nicht mehr überholt, meift faum erreicht wurde, 
und erft unfere Tage auf dem mühevollen Wege biftorifhen Forſchens den Ver— 
fuh machen können, ven principiellen Gehalt des altveutichen Rechts ans Licht 
u fördern. 

Die E. in feinem Sachſenſpiegel für jene Zeiten wirklich Unvergleich 
iihes geleiftet hat, fo war fein Werft auch von einem Grfolge begleitet, wie er 
zur jehr wenigen literariihen Arbeiten zu Theil geworben ift. Nicht ale ob er 
perfönlih Gegenſtand befonderer Huldigungen geworben wäre; die gleichzeitigen 
Chroniken wiflen uichts von ihm zu erzählen, und doch ſcheint das Bud ſchon 
bald nad feinem Erſcheinen die Aufmerkſamkeit weiterer Kreife aud auf die Per- 
fon des Berfaffers gelenkt zu haben, fei es im freumplichem, fei es in feinvlichem 
Sinne. Sp wenigftens erzählt aus E.'s Mund das erfte jüngere Stüd der rhyth— 
mischen Borrede, deſſen Aechtheit zwar nicht mit foldher Sicherheit wie vie bes 
jweiten behauptet werden mag, nmamentlid) weil es in einigen ver älteften Hand- 
ihriften fehlt, veilen Abfaſſung durch €. jelbft aber doch aud eben jo wenig 
enticheidende Gründe entgegenftehen. Seine größten Triumphe hat E. nach feinem 
Tode in feinem Buche gefeiert. Noch im Laufe des 13. Jahrhunderts wurde der 
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Sachſenſpiegel in weiten Kreifen nicht viel anders als ein Gefegbuch gebraucht 
er bat Jahrhunderte hindurch dieſes Anſehen behauptet und felbft vie Unterbrädun 
des deutſchen Rechts durch das römische ſiegreich überdauert. Dagegen gehört die 
Anfiht, das ſächſiſche Landrecht fei ein wahres, von E. nur überfetstes Privilegium 
Karl's des Großen erft dem 14. Jahrhundert an; fie ift wahrfcheinlich von dem 
Gloſſator Johann von Bud erfunden und in der etwas jüngeren Gloſſe zum Lehr: 
recht infoweit nachgeahmt, als diefes darin zu einem Gefege Friedrich I. geftempet 
wird. €. felbft hatte nur im Allgemeinen das Sachſenrecht auf Karl den Groken 
bezogen; brei wichtige, weitreichende Säge ihres alten Rechts haben nad ihm bie 
Sachſen fogar gegen den Willen des Kaifers behalten; viefem alle einzelnen, i 
feinem Buche vorgetragenen Rechtsſätze als wahre Gefege in den Mund zur lege, 
fonnte €, natürlich ſich nicht einfallen laſſen, da er ja wiffen mußte, aus gay 
andern Quellen gefchöpft zu haben. Jenem Gedanken, das Sachſenrecht mit Kal 
dem Großen in Verbindung zu bringen — eine fo nahe gelegene Borftellung # 
das Mittelalter, welchem der gewaltige Kaifer als der Staatsordner fihlehtie 
gilt — begegnen wir noch mehrfach im jenen Zeiten, wie er 3. B. bei den Inn 
zu erwähnenvden kirchlichen Angriffen auf den Sachſenſpiegel zur Vertbeitigu 
deſſelben gebraudt wird; dagegen ſcheint die fpeciellere Borftellung ver Glfe® 
ihrem ftrifteren Sinne nie eine allgemeinere Verbreitung und Anerkennung giu 
den zu haben. In der That war au eine folhe Borftellung für jeme Zul 
nicht ein nothwendiges Vermittlungsglied, um den Gebrauch des Sacfenfpiad 
wie man ihm machen wollte und wirklich machte, zu rechtfertigen. Johann v. 
hatte in Folge feiner gelehrten Rechtsfenntniffe und feiner Belanntfchaft mit da 
fremden römiſchen und kanoniſchen Rechtsquellen ein ſolches Bedürfniß; et 
langte für jeden anzuwendenden Rechtsſatz eine äußere Sanktion, die er n 
Darftellung eines bloßen Privatmannes nicht finden konnte und doch ſink 
Lehren des Sachſenſpiegels gefunden wünſchte zum Schutz feines geliehtemhein 
ſchen Rechts gegen die immer ftärfer worbringenden fremden Rechte. Solkefür 
fihten gehörten aber damals nur Einzelnen an; im Allgemeinen war mar 
Rechts in feiner andern Weife bewußt als im feiner Erſcheinungsform als wi 
unmittelbar aus dem Boltsleben hervorgehendes Volksrecht. Wenn alſo der. Ye 
des Sachſenſpiegels in vemfelben ven Haren und präcifen Ausdruck der Re | 
anfhauungen fand, die ihm felbft die natürlichen, die ein Theil feines eiſch | 
geiftigen Seins waren, wie konnte er da zögern, eben diefen Ausdruck eben 
Rechtsanſchauungen, in welden er ſich mit der Allgemeinheit in Webereinftimmi 
wußte, als einen allgemein gültigen anzuerfennen? Eine Unterſcheidung 

der Autorität, die dem Buche als folbem, und ver, welche feinem Inhalte 
woher zufomme, war auf biefem Standpunkte nicht möglich. Die unklare Anlehnung 
an Karl den Großen mochte das Anfehen des Buches immerhin etwas fügen 
das Befte mußte es felbft für fich felber thun. 

Der große Triumph, den E. in feinem Werfe erlebte, war eben ber, Def 
alsbald fein gefammtes ſächſiſches Volk in feinen Worten ven richtigen Austrud 
des bisher unausgefproden geltenden Rechtes anerfannte; daß der Spiegel, 
welchem er nad der Vorrede feinen Landsleuten ihr Recht hatte zeigen wolkn, 
nad) dem allgemeinen Urtheil als ein fo getreuer erfunden wurde, daß malt ches 
fo vafch als allgemein das zurächgeftrahlte Bild für die Sache, das Rehtäbid 
für das Recht felbft ohne Zaubern nahm. Man muß fich den langen ver® 
gegangenen Dämmerungszuftand ſchwankender Gewohnheiten ohne allen | 
Rechtöftoff vergegenwärtigen, um es begreiflih zu finden, mit welder Begier‘ | 


| 
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man ſich für ven praftifchen Gebrauch der zuerft gebotenen Rechtsaufzeichnung 
bemädhtigte, mit welcher freude man der Errungenfhaften gemahr wurde, melde 
tie bißherige inftinktive Geiftesthätigfeit der Nation aufgehäuft hatte, und deren 
man jest erft ſich deutlicher bewußt wurde, da fie als ein befonderes Ganzes und 
issgelöft von der individuellen Borftellung der Einzelnen benfelben gegenüber: 
traten. Diefe Betrachtungen erklären wie ich glaube die Art und Weife, wie E.'s 
Zeitgenoffen und die nadyfolgenden Generationen, froh des neuen Erwerbs, fein 
Bert benützten; fie ſahen varin nicht eine individuelle literarifche Arbeit über das 
Recht, die in ihrer Individualität ftreng gewahrt werden müſſe, ſondern den Aus- 
vrud des Rechtes felbft, welchen fie, wo andere Orte oder Zeiten es erheifchten, 
mit größerer oder geringerer freiheit zu ergänzen, zu berichtigen, zu mobificiren 
Rh für berechtigt hielten; es war ihnen fehr viel mehr als eine unmaßgebliche 
Herfering einer bloßen Privatmeinung, und doch fein unabänderlich bindenves 


f 


‚Ss fand der Sachſenſpiegel raſch die weitefte Verbreitung im nörblichen und 
witlen deutſchland, wejentlih als unmittelbare Erkenntnißquelle des geltenven 
benutzt und das auf das vielfachfte felbft in den Städten, deren beſonderes 

& nit darftellte, da er eben die befte und brauchbarſte Darftellung des 
Rehts Äberhaupt enthielt. Frühzeitig erhielt er von unbelannten Händen — felbft 
Aimelne Nahbefferungen &.’8 fünnten möglicherweife darunter fein — Zufäge und 
gen, vie allmälig firirt wurden, und in ihrer Gefammtheit im Verhält- 

Alf dem urjprünglichen Buche nicht ganz unbeträchtlich find, bei denen aber 
wiltemmener Mehrung des jo erwünſchten Stoffes vie Unächtheit des Ur— 
fehr bald vergefien war, ja außer von dem Mehrer felbft nur von ben 
erfannt worden fein mag. Und warum hätte man auch jpätere Zufäge 

don E.'s eigener Arbeit ſondern jollen, die man nur als den Ausdruck 
veb-geltenden Rechts betrachtete, zu ver alſo jede Vervollſtändigung dieſes Aus- 
Baturgemäß zu gehören fcheinen mußte? Mit der Ausbreitung deutſcher 
ab dentichen Einflufjes nach Often wanderte auch der Sachſenſpiegel dahin 

SB mach Pol und den Dftfeeländern und wurde auf dieſen Wanderungen ins 
md Bolnifhe überjegt, während er näher feiner Heimat Duelle und 
AnBage einer Reihe weiterer, zum Theil ſehr werthvoller Darftellungen norb- 
Rechts wurde. So ift er ſchon in Magdeburger Rechtsmittheilungen an 
md im Hamburger Stadtrecht, beide no dem 13. Jahrhundert angehö- 
benügt; er ift ſpäter ausführlich gloflirt und zum Ausgangspunkt für vie 
des gerichtlihen Verfahrens in den Richtſteigen Land- und Lehnrecht 

; er wurde in den Niederlanden zu dem jogenannten holländiſchen Sachſen— 
umgearbeitet, in Schlefien mit unbeveutenden Aenderungen und Zufägen 

FM officiellen Landrecht des Fürftenthums Breslau gemacht, aus ihm bat das 
Weichbildrecht Vieles emtlehnt, und er ift eine Hauptquelle für das reich. 
eRechtsbuch nad Diftinktionen in folhem Maße geworden, daß demfelben 
—— nicht unpaſſend der Name vermehrter Sachſenſpiegel beigelegt wer— 


J 


J 


Auch in dem ſüdlichen Deutſchlaud hat der Sadfenfpiegel weite Verbreitung 
er ift fogar in einigen Haudſchriften in oberdeutihe Mundarten über: 
u Ein Beweis nicht nur für die ungemeine Bedeutſamkeit der Eichen Arbeit, 
Y auch für die weitgehende Ginheit des deutſchen Rechts; unbewußt hatte 
a feinem ſächſiſchen Recht zugleich auch die weſentlichſten Grundſätze des ge- 

@ dentihen Rechts ausgefprohen, Bei ver ſpec ifiſch-ſächſiſchen Färbung des 


j 
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Nechtsbuches, das eben doch nur zufällig und ſoweit das fächfifche Recht mit dem 
allgemeinen deutſchen zufammentraf, auch das legtere enthielt, konnte aber var 
Sadjenfpiegel von ſolcher Brauchbarkeit wie im Norden im Süden nicht fein un 
fo war bier feine beveutenpfte Wirkung eine mittelbare, die nämlich, daß er geger 
Ende des 13. Jahrhunderts, etwa zwiſchen 1276 und 1281, Veranlaſſung, Ber: 
bild und Duelle des Schwabenſpiegels wurde. Daft zwiſchen beiden Recht— 
büchern ein Filiationsverhältniß beftehe, war nie verfannt. worden, und aud varin, 
daß der Sadjenfpiegel das Original, ver Schwahenfpiegel die Nachbildung Ik, 
haben ſich von jeher die meiften und die beften Stimmen vereinigt, obgleih # 
bis in die jüngfte Zeit auch nie an Opponenten gefehlt bat, mweldye die umgeleht: 
Stellung vertheidigten. Es ift bier nicht der Ort, alle die äußern und innm 
Gründe zu entwideln, welde jene erfte Annahme zur zweifellofen Gewißhe 
machen; nur bei ber geiftigen Art der jüngeren Arbeit, deren Betradtung f 
fih allein fhon ven Ausſchlag geben müßte, wollen wir nod einen Auge 
verweilen, da wir in ihr vielfach einen intereffanten Gegenfag zu &.’3 Ridtm 
in ver Bearbeitung des deutſchen Rechts erfennen. 
Dem Berfafjer des Schmabenfpiegels ftand unverkennbar ein weit andy 

teteres Wiſſen als dem norddeutſchen Schöffen zu Gebot; er bemügt nicht e 
unmittelbarer und vollftänbiger als E. die neuern Reichsgeſetze, er entlehut mi 
Vieles aus den Kapitularien und ben alten Volksrechten der Baiern um W 
Aamannen, die längft aus dem praktiſchen Gebrauh verſchwunden waren; © 
zieht vielfach römiſches und kanoniſches Recht zur Bereicherung feines Bert 
heran, er nimmt Stellen aus ver Bibel auf und verſchmäht felbft Previgten € 
geiftliche Bücher feiner Zeit nicht als Duelle. Aber folher Geftalt den Stefi w 
mehrend mifcht er in der Freude feines Wiſſens aud gar manches Nichtjuritil 
ein, die Früchte einer für jene Zeiten nicht gewöhnlichen Belefenheit mit freigkif 
Hand ausftreuend. Die Mehrung des Rechtsſtoffes ift nicht immer mit einerglid 
mäßigen Beherrihung vefielben verbunden, ver feuntnigreiche Berfafler des Sraber 
ſpiegels iſt hie und da mehr Diener als Herr ſeines Wiſſens. Man fieht, at 
ver erfte Nachahmer des Sacjenfpiegels hat feine Sorge weit mehr auf & 
Bereicherung als auf innere Klärung deſſelben gerichtet und er ift damit ein. 
hängnißvoller Wegweijer für die fpätere juriftifche Literatur des Mittelalters F 
worden. Die eminente Bedeutung der E.'ſchen Arbeit tritt aber vieleicht in fi 
andern Punkte fo ſchlagend hervor, als darin, daß fie Beranlafjung und Du 
einer fo völlig anders gearteten und in fid doch immerhin fo bedeutenden Ech 
pfung wie der Schwabenſpiegel werden konnte. E. hatte den Weg eröffnet, 
bisher nur inftinftiv geübte Recht mit Bewußtfein zu erfaflen; auf dem eine 
eröffneten Plane mochten nun vie verſchiedenartigſten Geifter jeder nach fin 
Weife das begonnene Werk weiter befördern. — 

Daz recht nieman leren ne kan 

daz den lüten allen 

künne wol gevallen => 
ſchrieb E. in feiner rhythmiſchen Vorreve, und in der That, neben vem beifpielleie® 
Erfolg, welcher fein Wert begleitete, hat es aud an einer höchſt merlwürdige 
Verfolgung veſſelben nicht gefehlt. Sie ging von dem Auguftinermönd Job 
Klenkot aus, welder etwa feit dem Jahre 1330 in verſchiedenen Schtiſte 
21 Artikel des Sachſenſpiegels als ketzeriſch angriff und unerſchüttert durch beit: 
Verfolgungen, unbeirft durch die Abmahnungen felbft feiner Ordeusbrüder in de 
aufopferungsvollen Arbeit feines Lebens nicht eher nachließ, als bie er endlich in 
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Jahre 1374 ein Berbammungsurtheil Gregor XI. wenigftens gegen 14 jener 
Artikel erwirft hatte. Merkwürbig wie der Kampf ſchon dadurch ift, daß Angreifer 
und Berurtbeiler felbft den auferorbentlihen Einfluß des angegriffenen Buches 
sugeftehen müſſen, wird er noch intereffanter durch die Perfönlichkeit Klenkok's, der 
bei aller feiner Zähigkeit doch nichts meniger als ber blinde Fanatiker ift, für 
welden man ihn auf den erſten Bli zu halten geneigt jein könnte, Seine Schrif- 
ten gegen ven Sachſenſpiegel, unverkennbar aus,aufrichtigfter Ueberzeugung bervor- 
gegangen, find in maß- und wirbevoller Ruhe gehalten; gegen feine Verfolger 
ya Magdeburg, wo er zuerft in einer durchaus behutfamen, nicht gehäffigen Weife 
\eine Bedenken gegen das Rechtsbuch geäußert hatte, bewährt er einen verſöhnlichen, 
jedem Racegevanten fernen Sinn, Auch in den Sätzen, gegen welde der Angriff 
N richtet, zeigt e8 ſich, daß nicht blos hierarchiſcher Eifer fr die von E. ges 
läugnete rüpftlihe Suprematie Klenkok's Widerftand hervorrief; außer den dahin 
yielenden Yehren des Sachſenſpiegels greift er aud eine Neihe anderer Borfchriften 
wiielben an, welche mit der Kirche gar nicht zufammenhängen, wie verjchievene 
Säge über das gerichtlihe, mamentlid das Beweisverfahren und das Erbrecht, 
oder weiche mwenigftens mehr nur die kirchliche Lehre als die Kirchliche Herrſchaft 
betreffen, wie einige mit der Ehe zufammenhängende Punkte. Die Gründe gegen 
E, werden aus dem geiftlihen und dem Katfer-Recht entlehnt, deren erfterem na- 
mentlich, wie fid von felbft verfteht, eine über allen Widerfprud erbabene Auto- 
rität beigelegt wird; aber aud die inneren Bedenken gegen manche Satungen des 
Sachfenfpiegels, wie fie einer weiter fortgefchrittenen Zeit leicht einleuchten mußten, 
werben hervorgehoben. So ftellen ſich die Angriffe Klenkok's gegen das Rechtsbuch als 
in ihrer Art gerechtfertigte Folgen einer andern Weltanfhauung und fortgefchritte- 
ner Bildung dar. Der Schwabenfpiegel hatte in freundlichem Anſchluß an den 
Sachſenſpiegel den jpröven einheimischen Nechtsftoff dur Entlehnungen aus frem- 
den, weiter entwidelten Rechtsiyftemen zu bereihern und zu mobificiren gefucht; 
auch Klenkok hält fih an dieſe, aber fie in feinvlichen Gegenfat zu dem heimiſchen 
Rechtsbuche bringend und vemfelben jie vorziehend, während in wieder anderer 
Wendung die ganz gleichaltrige Gloſſe des Sachſenſpiegels des Gegenſatzes zwifchen 
dem fremden und dem heimiſchen Recht ſich bewußt ift, aber leßteres gegen 
eriteres zu ſchützen ſucht. Aehnlich bemerken wir in faft allen Quellen des 14. 
Jahrhunderts und fpäterer Zeit ein allmäliges Borbringen tes fremden Nechts 
und fchon dieſe allgemeine Verbreitung und Gleihmäßigkeit ver Erſcheinung be 
weist, daß es ihr an imnern Gründen nicht fehlen konnte, 

In ver That, das Leben, wie e8 im 14. Jahrhundert ſich entwicdelt hatte, 
ieß fi in den Rechtsregeln nicht mehr feftbannen, wie fie von E. am Anfang 
des 13. Jahrhunderts mit eher rüdwärts als vorwärts gewendetem Blick aufgeftellt 
worden waren. Die nicht mehr zu entbehrende Anshülfe Kot ſich in dem fertigen 
tanonifhen und römischen Recht leicht und gefällig tar, bie überdies beide nicht 
ald fremde Rechte betrachtet wurden, das erfte nicht, weil ed von dem geiftlichen 
Oberhaupte ver Chriftenheit, das zweite nicht, weil es von den vermeintlichen 
Regierungsvorfahren der jegigen römischen Kaifer ausgegangen war. Was Wunder 
alſo, daß man mit raſch gefaßtem Entfchluffe zu dieſem bequemen Ausktunftsmittel 
griff? Und dennoch, obgleich eine gewilfe innere Berechtigung dieſes Verfahrens 
inerfennend, ergreifen wir faft unwillfürlic Partei für ven Sachſenſpiegel; es ift das 
der ummiderftehlihe Zauber, welden jeves Ganze und Bolle, in fi Beichloffene 
dor allem fünftlih Zufammengetragenen voraus bat. E. hatte, darin glüdlicher 
Jeftellt als feine Nachfolger, vie relativ leichtere Aufgabe zu löfen, das bisher rein 
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inftinktiv entwidelte nationale Rechtsbewußtſein jo vollftändig in ſich aufzunehmen 
und mit folder Klarheit zu feinem eigenen zu maden, daß er in Stand geſetzt 
wurbe, es in abäquaten, allgemein gültigen Ausprüden auszufprehen. Bald nad 
ihm erwies ſich aber jener dunkle rechtsbildende Trieb, der unbewußt in ven Mafien 
waltet, nicht mehr mächtig genug, um das Recht auf einer ‚vem fortſchreitenden 
Leben entſprechenden Stufe zu erhalten; bie deutſche Nechtsentwidlung war bei 
dem Punkte angelangt, bei welchem freies Beherrſchen des gegebenen Rechtsſtoffes 
in felbftbewußtem Denken zu ihrer Fortführung unentbehrlihd wurde. Daß dabei 
bie fremden Rechte berüdfichtigt werben mußten, vielfach zur Ergänzung und durd— 
gängig als formales Vorbild, verftand fi ganz von felbft; das war tief im der 
univerfellen deutſchen Geiftesrichtung begründet; es war ein ohne Thorbeit nicht 
zu verſchmähender Vortheil des fpäter lebenden Geſchlechts, die Errungenfchaften 
vorangegangener Generationen fih anzueignen. Das häufig Unbefriedigende de 
fpätern mittelalterlihen Rechtsbildung liegt nur darin, daß man im Allgemeinn 
zum Entlehnen gejhicdter und gemeigter war, als zur Durchgeiſtigung bes eigenen 
heimiſchen Rechts. 

Würde ein E des 14. Jahrhunderts unfere Rechtsentwicdlung in  ambere 
Bahnen gelenkt haben? Würde es ihm, die größte Innigkeit nationaler Rechte⸗ 
anfhauung mit erweitertem Wiſſen verbindend, gelungen fein, aus ben fremben 
Rechten nur die wahrhaft univerfellen Gedanken herauszufühlen? Hätte er es ver 
mocht, mit ihrer Hilfe das heimifche deutſche Recht zu größerer principieller Reis 
beit zu erheben und fo noch einmal auf erhöhtem Standpunft alle Strablen eine 
durch Entlehnungen von Außen erweiterten, aber nicht gefälfchten nationalen Recht: 
bemwußtjeins in fih zu fammeln und mit folder Klarheit wieder auszuftrömen, 
daß dadurd künftigen Zeiten Weg und Richtung fiher vorgezeichnet worden wären? 
Der Gang unferer Rechtsentwidlung war ein anderer; die Freude an den fremben 
Schägen gewann je länger je mehr das Uebergewiht, und das Schidfal hatte 
uns einen andern, unendlich viel weiteren Weg vorgezeichnet, auf welchem wir 
durch die völlige Aufnahme ver fremden Rechte hindurch, die während langer 
Zeiträume die heimischen Rechtsideen gänzlih überwuchert und faft verbrängt 
hatten, noch jegt nach einem geiftig durchbildeten Rechte nationalen Gehaltes zu 
ringen haben. — Mit welder Virtuoſität aber einft E. den Kern des nationale 
Rechtsbewußtſeins getroffen hatte, zeigt deutlicher als alles Anvere die einmüthig 
Entrüftung, mit welcher Magdeburgs Bürgerſchaft den fühnen Angreifer bes 
Sachſenſpiegels verfolgte, und die höchſten Behörden der mächtigen Metropole alle 
Städte, Fürften und Herren des Sachſenlandes zur gemeinfamen Abwehr der 
Frevels an der vaterländiichen Sache aufforberten und das in einer Zeit, im 
welcher die meiften ver in Frage ftehenden Säge bereits nahe daran waren, von 
jelbft dem veränderten Yeben zu erliegen ober wenigftens ihre innere Bedeutung 
zu verlieren. Ja das Sachſenvolk hat in dem unendlich viel fchwierigeren Kampfe, 
welden jein altes Rechtsbuch feit dem Ende des Mittelalter mit dem bamals 
in ganz Deutſchland eingedrungenen römifchen Recht zu beftehen hatte, trei zu 
jenem gehalten und es fortwährend als ebenbürtige Uuelle dem legtern zur Seite 
geftellt, damit nicht minder ſich felbit als feinen großen Schöffen ehrend. 

Litteratur. Homeyer, Sadjfenfpiegel I. IL, 1.0.2. — Derfelbe, vie 
Stellung des Sachſenſpiegels zum Schwabenfpiegel. — Derfelbe, Johannes 
Klentot wider den Sadjenfpiegel, aus den Abhandl. der Akademie der Wiſſenſch 
zu Berlin 1855, 3 Io 
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Eintommen. 


1. Die Bergänglichteit der wirthſchaftlichen Güter, insbejondere die fchnellere 
oder langjamere er na welche jie durch die Benugung jelbft erfahren, nöthigt 
den Menſchen, wenn er anders in feiner öfonomifchen Sage nicht zurüdgehen will, 
fortdauernd barauf bedacht zu fein, ſich neue Güter zuzuführen als Erfag für die 
zu Grunde gegangenen. Hierauf beruht der wichtige, mit dem Begriff der Wirth. 
ſchaft ſich unmittelbar herausftellende Gegenfag von Stammvermögen, Ka- 
pital, und Einlommen. Stammvermögen ift derjenige Theil der einer Perfon 
zugehörigen Gütermenge, welder nur durd feine Nugungen Dienfte zu leiften 
beftimmmt ift, felbit im feinem Werthe aber unverändert erhalten werben fol; unter 
Einfommen dagegen verfteht man die Geſammitheit der einem wirthſchaftenden 
Subjekt in einer beftimmten Periode, 3. B. einem Jahre neuzufließenven 1) Güter, 
welhe ohne Berminderung des Stammvermögens beliebig verbraucht werben kön— 
nen. Das Einkommen unterfcheidet ſich demnach von der Gefammteinnahme einer 
Birtbihaft dadurch, daß es diejenigen neuhinzugekommenen Güter nit mitum— 
faßt, welche nur Erſatz eines aufgewendeten over als aufgewendet angenommenen 
Kapitals find. Zwar hat man mitunter aud viefe Güter dem Einkommen zured- 
nen wollen und in biefem Sinne dann rohes und reines Einkommen unterfhieven, 
aflein es wiberfpricht dies dem richtigen Sprachgebrauch und ift nur geeignet zu 
Berwirrungen zu führen. Andererjeits ift das Einfommen von dem Reinertrage 
zu unterfcheiven infofern, als jenes das Verhältniß neuentſtandener, nidyt blos 
Kapital erfegender Werthe zu einer beftimmten Perfon, dieſer das Verhältniß 
ſolcher Werthe zu einem beftimmten Geſchäft bezeichnet. Der Reinertrag eines 
Unternehmens umfaßt alle diejenigen Früchte deffelben, die nah Dedung des 
verbrauchten Kapitald übrig bleiben; um das Einkommen des Unternehmers zu 
halten, muß man hiervon die Zinfen abziehen, die diefer fir geliehene Kapi- 
talien zu zahlen bat. Diefe Zinfen bilven dann freilih Ginfommen ver Kapitali- 
fien, und infofern kann man fagen, daß aller Neinertrag fih in Einkommen auf- 
löfe. Gleichwohl ift der Unterfhied von praftiicher Bedeutung, indem fi daraus 
> DB. die Verfchievenheit von Steuern auf das Einfommen der Unternehmer und 
von ſolchen auf den Reinertrag der Unternehmungen ergiebt, oder indem daraus 
hervorgeht, wie man bei der Berechnung des Einkommens einer Nation, die zum 
Theile mit fremdem Kapital producirt, abgejehen von dem Einkommen aus Lohn- 
arbeit, nicht ohne Weiteres den Neinertrag der Produftivgefchäfte zu Grunde legen 
darf, fondern hiervon erft die an's Ausland zu bezahlenden Zinfen im Abzug 
bringen muß. 


— 


2, Wir laſſen den fonft gewöhnlichen beichräntenden Zuſatz „wirrbichaftlihen” weg. Von 
ſelbſt verſteht fich die Beſchränkung auf wirtbichaftliche Güter, ſobald man das Einfommen von 
Perſonen vergleicht, bei welchen das Maß der freien Güter ald ein gleiches angenommen werden 
hann, 3. B. von Bewohnern der nämlichen Ortjchaften oder Länder, Wil man dagegen das 
Einkommen von Wirtbfchaftöfubickten vergleichen, bei denen jene Gleichheit nicht ftattfindet, z. B. 
von Bewohnern verfchiedener Länder oder von verihiedenen Nationen, io fann man nicht umbin, 
diejenigen Güter, die von den (Einen ald freie genoſſen werden, während die Andern fich diefel- 
ben oder einen entiprechenden Erjap nur durch wirtbichaftliche Thätigkeit verfchaffen können, beim 
Einkommen der Erftern mit im Anſchlag zu bringen. Es tft nur ein anderer Ausdruf biefür, 
wenn man darauf binmweift, wie in folchen Fällen, um das Verbältnik richtig zu —— nicht 
blos die Größe des Einkommens (an wirthſchaftlichen Gütern), ſondern auch die natürliche Ber: 
Vchiedenbeit des Bedarfs berüctiichtigt werden müſſe. 
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Das Einkommen läßt fi eintheilen 

a) in ordentlihes und außerordentliches. Da nämlich vie Berürf 
niffe der Konfumtion regelmäßig wiederkehren, jo muß eine georbnete Wirthſchaft 
auch auf regelmäßig wiederkehrende Einkünfte gegründet fein. Diefe bezeichnen wir 
als ordentliches Einkommen, ald außerorbentliches dagegen diejenigen Güter, welche 
Jemanden einmalig zufallen, ohne daß auf eine regelmäßige Wiederholung zu rechnen 
wäre, 3. B. dur Schenkung, Erbfall, Okkupation. Wertbvollere Güter diefer Art 
pflegen aus dem Stammvermögen Dritter berzuftammen umd werden daher volle 
wirtbichaftlicd in der Regel nicht als Einkommen aufzufaffen fein, d. b. fie können 
nicht verzehrt werben, ohne daß der Gefammtreihthum dadurch beeinträchtigt würte, 
und ebenfo werden umgekehrt die Bezieher eines ſolchen außerordentlichen Einkommens 
von größerem Werthe, jelbft wenn es nicht von Dritten herrührt, 3. B. bei wichtigen 
Erfindungen, dafjelbe meiftens nicht als ein Verbrauchsobjekt behandeln, jondern ir 
dacht fein, fich daraus eine Grundlage dauernder Nutungen zu bilden, es zu fat 
talifiren. Dies ift wohl der Grund, weßhalb mande Volkswirthſchaftslehrer ven Br 
griff des Einkommens auf das orbentlihe Einkommen beſchränken. 

b) Urfprünglides, abgeleitetes Einkommen. Diefer Gegalıt 
bezieht fi nur auf wirthſchaftliche Güter. Als urfprünglices Einkommen badk: 
net man demjenigen Güterzuwachs, welchen ver Empfänger feiner eigenen Wirk 
ſchaft verdankt, als abgeleitetes das aus ver Wirthihaft Anderer bezogene Ci 
fommen. Die Bedeutung diefer Unterfheidung liegt darin, daß man bei ver ® 
rechnung des Gejammteinfommens eines Verbandes von Wirthſchaften, 3. B. eine 
Nation, natürlih nur das urjprüngliche Einkommen in Anfag bringen darf, inden 
das abgeleitete nicht ein nen hinzutretendes, ſondern in jenem mitenthalten ift. Hierin 
liegt zugleich, daß eine direkte Beiteuerung des Einfommens nie die Gefammtmenz 
des ursprünglichen treffen darf. Wenn ein Vater feinem Sohne eine beftimmte jähr: 
liche Unterhaltsfumme ausfegt, jo muß man entweder ven Bater nad) feinem Total 
eintommen befteuern und den Sohn freilaffen, over, wenn man das Einkommen det 
Sohnes befteuert, bei dem des Vaters die entſprechende Summe in Abzug bringen 
Hieraus erhellt die Wichtigkeit der richtigen Feitftellung deſſen, was als urfprüng 
liches und was als abgeleitetes Einkommen aufzufaflen ift. Die Entſcheidung ift — 
dingt durch die Auffaflung der Begriffe: wirthfhaftlihes Gut und Bropuftivitä 
Wenn man, wie die Bhyliotraten, nur ven Yandbau für produftiv erflärt, jo mf 
man auch alles Eintommen mit Ausnahme desjenigen ver Landwirthe und Orun 
eigenthümer als abgeleitetes anfehen. Man gelangt dann, da es im Allgemeinen 
einfacher und zwedmäßiger erſcheinen wird, das Einkommen bei Denen zu fallen, 
die e8 urfprünglich, als bei Denen, vie es abgeleiteter Weife beziehen, ſobald man 
eine birefte Bejteuerung des Einkommens verlangt, dahin, diefe ausfchlieglid auf 
die Grundbefiger legen zu müſſen, was andererfeits nur die Folge haben kann, dei 
letztern auch das entſcheidende Gewicht bei der Ordnung der politiſchen und focialen 
Angelegenheiten zuzugeftehen. Fordert man mit Adam Smith wenigftens vie Mate 
rialität zum Begriffe eines wirtbichaftlihen Gutes, jo befchränft ſich das urſprüng 
fihe Einfommen auf die Klaffen, welche es mit Operationen an ftofflichen Gegen 
ftänden zu thun haben, und es ergeben ſich für dieſe Klaffen diefelben Folgerungen, 
wie bei der phyfiofratiihen Auffaffung für die Grundbefiger. Betrachtet man bin 
gegen, wie dies nothwendig erjcheint, wenn man nicht einen großen und gewichtigen 
Theil der auf vie äußere Wohlfahrt gerichteten Beftrebungen und ihrer Refultate will: 
fürlic aus dem Gebiete der Wirthfchaft und Wirthſchaftslehre ausſcheiden will, all 
Leiſtungen als produktiv, welde einen dem gemachten Aufwande entſprechenden 
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Aueielt haben, was im Taufchvertehr durch den freiwillig venjelben zugeftan- 
wen, die Broduftionstoften überfteigenven Preis erkennbar wird, jo muß aud 
me Eintommen als urfprünglices gelten, welches Jemanden in Folge feiner 
vi önlihen Leiftungen oder VBermögensnugungen zufließt, over richtiger, eben dieſe 
tefkungen und Nugungen bilden fein urfprünglices Einkommen. 

Diefelben können entweder unmittelbar zur Befrievigung der eigenen Bedürf— 

ufe verwandt oder aber gegen gleihwerthige Güter, Nugungen oder Dienfte 
Dritter ausgetaufcht werben. Je mehr ſich der Verkehr entwidelt, deſto geringer 
vn vebhältnißmäßig der Theil des Einfommens, welcher unmittelbar verbraudt, 
„dito größer derjenige, welcher vertauſcht wird. Dieſe VBertaufhung kann dadurd 
Rmiktelt werden, daß ſich die Arbeit und die Bermögensnugungen an ftofflichen 
Ögenftänden firiren und num diefe nach Verhältniß des Werthes, ver ihmen da— 
dad verliehen worden ift, ausgetaufcht werden; fie fann aber aud unmittelbar 
in der Form von Bermiethung der Arbeitskräfte und Kapitalien ftattfinden. Ge— 
Weht das Yesstere, fo ift es für den Charakter des Ginfommens des Austauſchen— 
vn volltommen gleihgültig, zu weldem Zwecke, ob zur Produftion von Sad: 
em oder zur ummittelbaren Befriedigung perſönlicher Bedürfniſſe der Eintau- 
ende vie Miethobjekte verwendet, ob er ein gepachtetes Grundſtück als Aderfeld 
aM als Luſtgarten benugt, ob er ven gemietheten Diener in feiner Werfitatt 
beiten over an feinem Tiſche aufwarten läht. In dem einen wie in dem andern 
alle ift der Bermiether nicht auf fremde, jondern auf von ihm ſelbſt herrührende 
Werthe angewiejen, lebt er nicht auf Dritter, ſondern auf feine eigenen Koften, 
bezieht er nicht abgeleitetes, fondern urfprüngliches Einkommen. Als abgeleitetes 
Einkommen ericheint diefer Auffaffung zufolge überhaupt nur dasjenige, welches 
hue Öegenleiftung von Andern bezogen wird, wie das der Bettler, Spieler, 
Diebe, Findet ein Taufchgefchäft nicht in Folge freier Vereinbarung, fondern unter 
Imangseinwirtungen ftatt, fo kommt es darauf an, ob die ausgetaufchten Güter 
wirttidh gleihen Werth haben oder nicht. Injoweit der Eine der Betheiligten da— 
vi Bertblojes Hingiebt und Werthvolles dafür empfängt, bezieht er abgeleitetes 
Onfommen, während der Andere an feinem urfprünglien Einkommen eine ent- 
frebende Einbuße erleidet. Der vornehmite Fall, der in dieſer Weziehung in 
Vetradht kommt, ift der Tauſch ver Dienftleiftungen der Regierung gegen die Ab— 
Aben der Unterthauen. Infofern die erftern den Werth ver legtern erreihen oder 
Überfteigen, erhöhen fie das urfprünglihe Einkommen ver Nation; infoweit Dies 
Not der Fall ift, bezieht die Regierung ein abgeleitetes Einkommen auf Koften 
kr Unterthanen. 

e) Notbwenpiges, freies Eintommen. Unter jenem verjteht man 
nm zur perjönlihen Erhaltung der Wirthſchaftenden unentbehrlihen, unter dieſem 
en darüber hinausgehenden Theil des Einkommens, deſſen Verwendung durd) 
eine Rückſichten der Lebensnothdurft beſchränkt ift. Wird gleich dieſe Unterſcheidung 
N ihrer Anwendbarkeit durch die Relativität des Begriffs des Unentbehrlichen 
Inigermaßen beeinträchtigt, jo fann man fi ihr doch wegen ihrer innern Wich— 
Meit bei ver Betrachtung der Wirthſchaft ver Völker nicht entziehen, denn das 
tie Einkommen ift offenbar derjenige Theil des nationalen Güterzuwachſes, auf 
"dem vie Möglichkeit einer Vermehrung der Vevölferung, einer Srweiterung des 
ensgenuſſes und einer fortgefegten Kapitalbildung ausfhließlih beruht. Mit 
'ellem Rechte legt man daher auf die Größe des freien Einkommens ein entſchei— 
endes Gewicht; allein man fann dabei doch, indem man den nationalwirtbichaft- 
hen Standpunkt mit dem privatwirthſchaftlichen verwecjelt, in eine einfeitige 

Bluntfgli und Brater, Deutjches Staats-Wörterbud. II. 22 
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Uebertreibung gerathen, von der namentlih Ricardo umd einige feiner hänge 
nicht freizufprehen find. Dieſe Schriftfteller unterſcheiden rohes und reines Ein 
fommen. Unter dem erftern verftehen fie die gefammte Bruttoeinnahme, unter des 
legtern die Rente und den Kapitalgewinn, mit andern Worten: das Einkomme 
aus Vermögen, was im Wefentlihen als freies Einkommen angefehen ver 
fann, da der Bermögende in der Regel noch in feiner Arbeitskraft die Mittel fir 
feinen nothbürftigen Unterhalt befist, jenes Einkommen daher wenigftens eventnd 
vollftändig für weitergehende Bebürfnifje zu feiner Dispofition fteht. Den Arkeitt 
lohn fehen fie auch vollswirthſchaftlich lediglich als einen Beftanbtheil ver Ir 
duktionskoſten an, indem fie von ter Annahme ausgehen, daß derſelbe im Gun 
und Großen den zur Erhaltung des Arbeiterbeftandes unumgänglichen Betrag nik 
überfteige. Wie num für den Privatunternehmer die abfolute Größe feiner Pr 
duktion gleichgültig ift, vorausgefegt, daß ihm nad Abzug der Produltionikks 
der gleiche Werthbetrag übrig bleibt, fo — ſchließen fie — hat auch für vie Ke 
als Ganzes nur der Ueberſchuß über die Produktionskoſten, nicht der Gefammtak 
ihrer Erzeugniffe, nur das reine, nidt das rohe Einkommen Bedeutung. A 
Nation, die für 10 Millionen producirt, von denen 5 zur Erhaltung der Aal 
dienen, ift nach ihrer Meinung um nichts ſchlimmer daran, als eime anden, de 
um ein Produft von 12 Millionen zu erhalten, 7 Millionen an Löhnen autıka 
muß. Die leßtere fann, da das Einkommen der Arbeiter eben nur deren Ab 
bedarf det, von dem fich nichts abziehen läßt, keinen Grofchen mehr an Etat 
erheben, feinen Mann mehr in Heer oder Flotte aufftellen, als die erftere. Di 
Macht beider ift fih vollftändig gleich. 
Gegen dieſe Auffafjung nun läßt fih ein doppelter Einwand erheben. et 
Erfte ift daran zu erinnern, daß biefelbe überhaupt nur den wirthfchaftlicer® 
folg, d. 5. das Verhältniß zwifchen ven vorhandenen Bebürfniffen md MM 
äußern Befrievigungsmitteln ins Auge faßt, daß dieſer Maßſtab aber fir it 
Würdigung der nationalen Bedeutung der gegebenen Wirthfchaftszuftiite HH 
ausreihen kann. Die arbeitende Bevölkerung hat für ein nationales © 
nicht blos die Bedeutung eines Produftionsinftrumentes, fie bildet einen Bd 
theil feiner Gefammtperfönlichfeit und hat als folder, wenn fie fich and eat 
erhält, für daſſelbe ſchon durch ihre Eriftenz einen Werth, indem fie weſch 
zur Erfüllung der Beſtimmung der Nation mit beiträgt, ſich nach allen SM 
auszuleben. Wenn man fie fi Yinmweg und ihre Leiftungen etwa durch M 
erfetst denkt, welche die nämlichen Unterhaltstoften fordern, fo hebt man ehnt® 
mit zum großen Theile die Nation felbft auf. Das gewonnene Reinei 
bat dody am Ende nur infofern einen Werth, als noch eine Nation vorhant 
ift, deren Kulturentwidlung es vermittelt. Wil man hiervon abfehen, ram 
giebt fih als Ideal wirklich jener von Sismondi fpottweife aufgeftellte RM 
bem es gelungen ift, indem er eine Kurbel dreht, ganz allein das reine 
men zu Stande zu bringen und dadurch die Eriftenz der Nation felbft | 
zu maden. — Sodann aber zweitens läßt fi) die Ricardo'ſche Auffaffung @ 
nicht in dem befchränfteren Sinne rechtfertigen, den ihr, wie es fcheint, # 
felbft geben will, und wonach die Größe des Einfommens aus DBermögen MM 
ftens für die wirthichaftliche Yage der Nation allein maßgebend fein fol. I 
Beziehung darf einestheils nicht Überfehen werben, daß der Arbeitslohn 
meiften Berhältniffen das Maß des für den Fortbeftand der Arbeitöf 
dingt Nothwendigen in der That überfteigt, alfo zum betreffenden Theil wi 
freies Einkommen repräfentirt, welches zur KRapitalanfammlung benutzt ober 4 
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kftreitung Öffentlicher Bebürfniffe durch die Stemer herangezogen werden kann. 
aderntheils it hervorzuheben, wie felbft verjenige Theil des Lohnes, w als 
stöwendige Bedingung der Erhaltung der vorhandenen Arbeitskräfte 
erden Tann, für bie Hebung des wirthſchaftlichen Zuftandes der Geſammtheit 
ineswegs vollftändig, etwa wie die lUnterhaltsfoften ver Arbeitstbiere oder der 
Ralbinen, verloren ift. Eben weil ver Menfch mehr ift, als ein bloßes Arbeits- 
hument, beſchräukt fih der Aufwand, der gemacht werden muß, um feine 
Arbeitäträfte zu erhalten, nicht blos auf dieſen Erfolg; er nährt vielmehr auch 
An Reihe anderer Anlagen und Fähigkeiten in ihm, vie neben feiner eigentlichen 
Omuisthätigleit und in dem Zeiten, wo er vom dieſer ausruht, ſich äußern und 
lad für den Staat und die bürgerliche Gejelihaft nutzbar werden. Darauf 
oben ja die mehrfach in der Bolfswirthihaft eine jo große Rolle fpielenven 
mengnilie der häuslichen Nebenbeihäftigungen, darauf jene mannigfachen Dienft- 
lungen, welche auch von den nicht vermögenden Bürgern unentgeltlich fir das 
Ömeinmeien übernommen werden, darauf eine Menge jener Entvedungen und 
Ging, weiche gerade im unferer Zeit die wirthſchaftliche Beherrſchung ver 
Nation fo weientlich erweitert haben. — Sonad) ift allerdings das fogenannte Rob: 
nommen einer Nation, injofern es aus Arbeitslohn befteht, auch fir die rein 
Sehihaftliche Macht verfelben von mejentliher Bedeutung. Oder, um zu ver 
den fefigeftellten Terminologie zurüdzufehren, vie wirthichaftliche Befähigung einer 
Nution it durch die Größe ihres Gejammteintonmens bedingt. Auf dem relativen 
Örkältnis, im welchem ſich diefes Gejammteintommen in nothwendiges und freies 
Dt, beruht größtentheils die größere oder geringere Leichtigkeit wirthſchaftlichen 
Vorfihrittes und ber Ausgaben für öffentliche Zwede; eine Zunahme des freien 
Sintommens iſt daher ein allgemein vortheilhaftes Ereigniß, aber nur dann, wenn 
he von Abnahme des nothwendigen Einkommens begleitet ift. Der ficherfte 
Doiftab eines günftigen volkswirthſchaftlichen Zuftandes liegt in der relativen 
für ven Einzelnen für nothwendig zu erachtenden Einkommens. 

Fir die Beurtheilung ver wirtbihaftlihen Verhältniſſe ver 
hmmt theils vie Größe, theild die Vertheilung ihres Einkommens in 
die erſtere, infofern fie die Möglichkeit beftimmt, die vorhandenen Be- 
einem größern oder geringern Umfange zu befriedigen, die legtere, 
dieſelbe dad Maß bevingt ift, in welhem jene Möglichkeit den ver- 
töliafien zu Gute fommt. Die konkrete Geftaltung des Volkseinkom— 
bie Art und das Mengenverhältnig jeiner Beftandtheile, wovon ver 
verichiedenen Bedürfniſſen zu Theil werbenden Berüdfichtigung ab- 
einerſeits durch Umftände bedingt, welde über ven volkswirthſchaftlichen 
Öekätsfreis, anf ven wir uns bier zu beichränfen haben, hinausliegen, wie bie 
male Inbivivualität, ber Entwidlungsgang und Zuftand ihrer geiftigen und 
alien Kultur, andererſeits die Folge eben der Größe und Bertheilung des 

Eintommens und bedarf daher feiner abgeſonderten Bebeuchtung. 

Die Erörterung der vollswirthſchaftlichen Bedeutung ver Vertheilung des 
Oelommens hehakten wir uns für ben Artifel „Gütervertheilung“ vor. So bleibt 
ben bier, da die allgemeine Wichtigkeit der Größe des nationalen Einfom- 
end ahne Weiteres Kar ift, nur eine kurze Ueberſicht über die Grundſätze 

die fi anf die Bemefjung und Berehnung defjelben beziehen. 

Diele Bemeſſung kann auf einem doppelten Wege erfolgen. Man kann näm- 
"6 einmal die Sefammtheit der in einer beftimmten Periode neu in das Volks— 
"onögen getwetenen Güter, alfo ven Rohertrag der Volfswirtbichaft berechnen 
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und Hiervon den gemachten Kapitalaufmand in Abzug bringen, ober: aber dat 
Einkommen ſämmtlicher Einzelwirtbichaften, aus welchen ver Kompler der Ball 
vhrtbichaft beſteht, fummiren. Im erftern Falle wird man auf die Quellen zuräd 
gehen müſſen, aus denen überhaupt einem Bolte neue Güter zufließen können. 
Als ſolche treten Anſprüche auf unentgeltliche Bezüge aus dem Auslande nur aut 
nahmsweiſe und in untergeordneter Bedeutung anf, im der Hauptſache ift es die 
inländifche Produktion, auf welche die Nationen angewiefen zu fein pflegen. Die 
neuen Güter, welche aus dieſer hervorgehen, beftehen theils aus Kapitalnutzunger 
und Arbeitsleiftungen, welche unmittelbar den menſchlichen Bedürfniſſen dienen, 
theils aus den durch die Verbindung von Arbeit, Nugungen und Kapital herze 
ſtellten Sachgütern. Beide Boften zufammen bilden den nationalen Robertrag 
Um das nationale Einfommen zu erhalten, muß man von dem zweiten der 
jenigen Theil abziehen, welder zur Erfegung des verbrauchten Kapitals erforde 
lich ift. Der verbleibende Reft erfcheint dann als reiner Güterzuwachs disponit 
ift alfo Einkommen, das zunächſt (urſprünglich) theils den Beranftaltern der Pr 
duktion ald Gewinn, theild ven Arbeitern und Kapitaliften, zu denen wir auf 
die Grundeigenthümer rechnen, als Entfhäbigung für ihre der Produktion ger” 
meten Anftrengungen und Nugungen zufließt. Bei Beziehungen zum Wut, 
welche eine Nation berechtigen von deſſen Produktion einen Theil in Anfprud v 
nehmen, oder umgekehrt verpflichten, ihm einen Theil der eignen Produktion F 
überlaffen, find dann felbftverftänplih bei Berechnung des Nationaleintomne 
die betreffenden Werthe zu⸗ bezüglich abzurechnen. Der in einer beftinmten Periit 
zur Berzehrung dienende, aus früherer Zeit herüber genommene Verbrauchsvorteh 
muß wie eine Güterfumme angefehen werben, welche vie Nation bei ſich fett 
eintaufcht oder anleiht. Man darf ihm nicht zum Cinfommen ver betreffende 
Periode rechnen, und die verzehrten Werthe müfjen im Laufe der Iegteren vurd 
neugeichaffene erſetzt werben. 

Man fann verfucht fein anzunehmen, das Nationaleinkommen falle jhlrt 
lich ganz mit dem Rohertrage der nationalen Produktion zuſammen, indem Alt, 
was in ben einzelnen Gefchäften als Rapitalauslage erfcheine, ſich vom volkswmirtt 
ſchaftlichen Standpunkte aus in letter Inſtanz doch in bie eine oder die an 
Art des Einfommens auflöfe. Es ift das die ausprüdliche Lehre I. B. CS 
Wenn ein Tuchfabrifant, fo meint er, als fein Einkommen audy nur benjenig 
Theil des Werthes feiner Produktion betrachten könne, der ihm nad Erjetun 
feiner Auslagen für den Rohſtoff umd die Arbeit übrig bleibe, fo bilveten dd 
eben diefe Auslagen wiederum das Ginfommen der Arbeiter, die er beichäftigt 
der Pächter, von denen er die Wolle gekauft hat, ver Grunpherren, von ben! 
diefe ihr Land gepachtet, ver Schaffnechte, die fie für ihre Wirthſchaft gem“ 
thet haben ꝛc. — kurz, vom gefammten Werthe ver fahricirten Tuche lafie fd 
ſchlechthin kein Bruchtheil ausfindig machen, welder nicht zur Bezahlung eine 
Einkommens gedient hätte, und das Gleiche müſſe natürlich von allen ander 
Gegenftänden der nationalen Produktion gelten. Diefe Lehre überfteht jedoch de 
eine wejentlihe Moment, daß der Rohertrag der Volkswirthſchaft nicht bles e 
den fertigen Produkten, fondern zugleich in den Rohmaterialien und ven Beur 
beitungen derſelben befteht, die blofe Vorbereitungsftufen für das fertige Fabrik 
find. Wenn in einer Nation jährlich eine beftimmte Anzahl Tücher fertig werte, 
fo fann man freilih fagen, daß deren gefammter Werth fi in Einkommen Der 
jenigen auflöfen laffe, die mittelbar oder unmittelbar zu ihrer Herftellung beige 
tragen baben: der Schafzüchter, Wollſcheerer, Spinner, Weber, Färber u Aber 
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im  gleidzeitigen Rohertrag ver Vollswirthſchaft befinden ſich ja neben den ferti- 
gem Tühern nod andere Mengen von Schafen, die noch nicht geſchoren, Wollen, 
die noch nicht verfponnen, Geſpinnſten, die noch nicht werwebt, Geweben, die nad) 
Et gefärbt find, Güter, die nur den Vorrath erjegen, mit weldem man das 
Berthihaftsjahr anfing und der dur die Fabrikation während vefjelben verzehrt 
wo Tden ift. Wollte man ven Werthbetrag aller tiefer Güter ebenfalld dem Na- 
tiorualeintommen zurechnen, jo würde man ja das Einfommen der Weber zweimal, 
we Spinner dreimal, der Wollſcheerer viermal, der Schafzlichter fünfmal in An- 
\ag bringen. Nicht alfo der geſammte Rohertrag der Volkswirthſchaft, fondern nur 
derjenige Theil deffelben, welcher für den unmittelbaren Gebrauch beftimmt ift, 
begeihnet den Umfang des nationalen Einkommens; doch gilt auch diefer Sag nur 
unter der Vorausſetzung eines ftationären Zuftandes der Volkswirthſchaft. 

Wählt man zur Berechnung des Nationaleinfommens den oben bezeichneten 

zweiten Weg, fo ergiebt fih, daß vafjelbe aus dem Einkommen ver Privat: 
witthſchaften und aus dem der beftehenden Wirthichaftsverbänve, wie des Staates 
left, der Gemeinden, Korporationen zc. ſich zufammenfegt. Bei beiden Arten von 
Einlommen ift darauf zu achten, daß nichts, was nicht wirkliches Einkommen ift, 
eingerechnet, aber auch nichts, was diefen Charakter an ſich trägt, vergeflen werde. 
Daher darf man auf der einen Seite nicht unterlaffen, von der Roheinnahme 
außer dem Grjag der umlaufenden aud die Abnutzung der ftehenden Kapitale und 
den für die Ausgleihung etwaiger Unglüdsfälle zurüdzulegenden Werthbetrag in 
Atzug zu bringen, auf der andern wollen nicht nur die dem Verkehr übergebenen, 
ſondern aud die unmittelbar gebrauchten Güter in Anfag gebracht fein. Erbſchaften 
eiiheinen zwar für Diejenigen, denen fie zufallen, als (außerorventliches) Einkom— 
men, vom Standpunkte ver Bolkswirtbichaft aber können fie nur infofern als ſolches 
geiten, als fie nicht einen Beftandtheil des nationalen Stammvermögens bilden, d. h. 
num infofern, als fie von ausländifhen Erblafiern oder aus dem unverzehrten 
Sintommen inländifcher herrühren. Im legtern Fall ift das Einkommen natürlidy 
bei denen, die es urjprünglich bezogen, nicht zu rechnen; es wird zwar ziveimal 
dezogen, ift aber dod nur einmal verwendbar, und daß die Bedürfniſſe ver er- 
iten Bezieher aufgehört haben, iſt volfswirthichaftlic gleichgültig, da in ver Na— 
tion als fortlebendem Ganzen die verfchwindende Generation dur eine neuheran- 
wachſende mit gleichen Bedürfniſſen erſetzt wird. 

Unentgeltlihe Leiftungen irgend welcher Art an Dritte, geleiftete Arbeit oder 
abgetretene Kapitalnugungen ſowohl, wie überlaffene Sachgüter, müflen, wenn fie 
m Ginfommen der Empfänger in Nehnung kommen, bei dem der Gewährer ab- 
Rest werben oder, wenn man fie hier mitrechnet, bei jenem außer Anſatz blei- 
den. (S. oben urfprüngliches, abgeleitetes Einfommen.) 2) Schulpzinfen, welche ein 





2) Welche Berechnungsart man wählt, bängt von den Umſtänden ab. In der Regel wird, 

De ſchon oben bemerkt wurde, der letztere vorzuziehen fein. Doch giebt ed hiervon Ausnahmen: 
Inmal für die Zwede der Befteuerung, wenn das abgeleitete Einkommen auf einem Rechts: 
Apruch berubt, 3. B. bei grundberrlichen Abgaben, inforern diefe in Folge davon, daft fich die 
Negenteiftung des Berechtigten im Laufe der Zeit verwifcht bat, überbaupt bierber achören. bier 
"das betreffende Einkommen bei denen angucken, die ed abgeleiteter Weife beziehen. Ebenſo 
Auß daber auf einer Mechtsverbindfichfeit berubendes abgeleitetes Einfommen, welches aus dem 
lande bezogen wird, bei den Empfängern mit ein-, folches, welches ins Ausland bezahlt 
Sr, bei den Gewährern abgerechnet werden. — Sodann für die Nente im ftreng wiſſenſchaft⸗ 
kühen Zinne, d. h. für denjenigen Wertbbetrag, der den Inhabern an Nußungen nur wegen 
Vrren.abiofuter oder relativer Seltenheit im Verkehre zufällt. Much die Rente ift offenbar abge: 
iteted Eintommen, praktiſch aber tritt fie kaum jemals rein auf, fondern faft immer nur als 
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Ginzelner oder ein Wirthſchaftsverband zu bezahlen hat, jind felbftverftändlid von 
ver Einnahme in Abzug zu Bringen, um das Einkommen herauszuftellen. Sind 
die Gläubiger Inländer, fo erfcheint der Betrag in deren Einkommen; find «6 
Ausländer, fo bildet diefer Theil der Einnahme überhaupt keinen Theil des no 
tionalen Einfommens. Die Zahlungen hingegen, welde die Mitgliever eines Birth: 
ſchaftsverbandes ald Steuern, Beiträge zc. an deſſen Leitung zahlen, find ven 
deren Einkommen in der Regel nicht in Abzug zu bringen, nämlich infoweit, als 
fi die Präfuntion rechtfertigt, daß jene dafür gleichwerthige Gegenleiftungen 
empfangen. Andererfeits können dieſe Zahlungen im Einkommen der Wirthſchafti— 
verbände nicht in Anfat kommen, weil fie die Koften der ven Wirthichaftögenofien 
ewährten Leiftungen repräfentiven; bier ift vielmehr nur das Einkommen ber 

erbände aus eigenem Bermögen anzufegen, welches unmittelbar ober in ver 
ſchiedene Dienftleiftungen verwandelt ven Genofjen zu Gute fommt, obme in derer 
Einkommen mitberechnet zu werben. — Endlich muß man von der Gejammtbei 
der angeführten Güter, um ven Betrag des Nationaleinkommens richtig zu er 
faffen, die von den verfhiedenen Wirthſchaften erlittenen Einbußen abziehen, in 
fofern dieſe nicht durch die eben für dieſen Zweck beftimmten Erſparniſſe gebedt 
find. 

Nicht felten, namentlich bei Gelegenheit des fogenannten iriſchen Abfenteeit 
mus, iſt der Umftand, daß Inlänver, vie im Auslande leben, dorthin ih 
Einkommen aus Vermögen beziehen, mit der Größe des Nationaleintommens ü 
dem Sinne in Verbindung gebracht worden, daß man gemeint hat, es werde dal 
Ginfommen vesjenigen Theils der inländifhen Producenten, deren Kundſchaft die 
Abwefenden, wenn fie daheim lebten, bilden würden, und folglich das National 
einfommen um das Maß diefer nun ins Ausland gehenden Werthfummen ver: 
mindert. Offenbar liegt jedoch dieſer Anficht vie faljche Vorftellung zu Grunde, 
als feien die betreffenden Producenten für ihre Eriftenz nicht auf ihr eigenes Ein- 
fommen, fonvern auf das ver abweſenden Volksgenoſſen angewiefen. Man über 
fieht dabei, daß die Letzteren, fo lange fie ihr Einfommen im Inlande ausgaben, 
dafür die entjprechenden Gegenwerthe empfingen, und daß bie Probuftionsmittel, 
welche zur Herftellung viefer dienten, nun verwandt werben fünnen, um bie von 
den Abweſenden bisher, eingetaufchten Güter zu erfegen. So lange die Fortgeze 
genen daher nicht ganz aus dem nationalen Berbande heraustreten, wirb man 
ihr Einfommen nicht als dem Nationaleintommen verloren anfehen dürfen, Allein 
auf der ‚andern Seite ift allerdings die Einwirkung, welche eine ſolche Abwelen: 
heit nicht blos auf die Kultur, fondern auch auf die öfonomifchen Berhäftmifi 
einer Nation ausübt, anzuerfennen. Einmal nämlich wird, wenn eine berartigt 
temporäre Auswanderung plöglih in größerem Umfange hervortritt, die regel 
mäßige Cirfulation des Berfehrs meiftens eine Störung erfahren, die nicht ohne 
vorübergehende Entbehrungen und wohl aud dauernde Berlufte am Kapital, 
namentlich dem ftehenden, zu überwinden ift. Sodann kommt, abgejehen von dem 
Vorſchub, den dadurch eine definitive Toslöfung gerade der wohlhabenden Beväl- 
ferungselemente vom Baterlande erhält, ein großer Theil der wohlthätigen Unter: 


mübfam unterfchetdbare Erhöhung urfprünglichen Einkommens, für Mitwirkung bebsder Produ 
tion durch Arbeit oder die Nutzungen fapitalifirter Arbeit. Man kann fie daber bei gm 
des Geſammteinkommens auch nur in Derbindung mit dem urfprüngfichen anfegen und iſt hlerzu 
um fo mehr genöthigt, als es nahezu unmöglich iſt, Diejenigen zu ermitteln, welche definittl 
die Bezahlung der Rente tragen. 
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ſtützungen, welde die Abweſenden gewähren, und der gemeinnügigen Thätigkeit, 
welche fie entfalten, nun dem Lande ihres Aufenthalts, nicht dem ihrer Heimat 
zu Gute. Enpli vermehrt fich leicht die Laft ver öffentlihen Ausgaben. Nicht 
allein, daß wohl mande koftfpielige Einrichtungen zum Schuß und zur Vertre— 
tung der im Auslande ſich Aufhaltenden nothwendig werben, müſſen dieſe auch 
da, wo fie verweilen, mehr oder minder zu den öffentlichen Laften mit beitragen, 
Empfangen fie num and in ven Vortheilen, welche fie von den fremden Gemein- 
wefen genießen, hierfür gleihe Werthe zurüd, fo pflegen fi doch andererfeits 
durch ihre Abmejenheit die Koften ver inlänvifchen Bffentlihen Verwaltung nicht 
zu vermindern. Sie miüffen daher entweder zu biefen mit beifteuern, ohne einen 
Vortheil davon zu haben, oder die Zurüdgebliebenen müſſen fie mitübertragen. — 
Gerade das Umgelehrte von allen tiefen Bemerkungen gilt natürlid von benjeni- 
gen Ländern, welde ver Aufenthaltsort zahlreicher Fremder find. 

Zur volftändigen Würdigung der ökonomiſchen Lage eines Volles ift weder 
die eine noch die andere der oben bezeichneten Berehnungsarten feines Einkom- 
mens entbehrlih. Vermittelſt der erfteren, welche viefes aus dem Robertrage ber 
Broduftion unter Abzug des Erjages für das verbraudte Kapital ableitet, erhält 
man gleihfam die Naturalbeftandtheile des nationalen reinen Güterzumadjjes; fie 
ift deßhalb namentlich zur Bergleihung verfchiedener Perioden und Länder bien- 
lich, wo die Verfchiedenheit der Verkehrsverhältniſſe nicht geftattet, jene mannig- 
faltigen Beftandtheile auf einen gemeinfamen Nenner zu reduciren; allein fie wird 
immer mangelhaft bleiben wegen ver unüberwindlichen Schwierigkeiten, die erzeugten 
Güter, befonders die nicht in den Berfehr gelangten Sachgüter und bie unmittel- 
bar verbrauchten Leiftungen und Nugungen auch nur annäherungsweife richtig zu 
bemeſſen, Schwierigkeiten, die um fo mehr ins Gewicht fallen, je mehr bei einem 
Bolte noch die Naturalwirthfchaft überwiegt. Und aud) noch nach einer andern 
Seite bedarf fie der Ergänzung, da fie über die BVertheilung des Einkommens, 
die, wie wir oben fahen, für die Beurtheilung der ökonomischen Lage einer Nation 
nicht minder wichtig ift, wie deſſen Größe, im Dunteln läßt 9. Hierüber nun 
erhält man Auskunft dur die zweite Berechnungsart, welche fi ja eben auf 
das Einkommen aller einzelnen Wirthichaften fügt, umd bier ift es denn aud) 
weit eher möglih, die von den Erzeugern felbft verbraudten Sachgüter, bie 
Nugungen der Gebrauchskapitalien und der perſönlichen Dienfte mit in Rechnung 
zu ziehen. Dieſe Berehnungsart allein aber läßt num wieder über das objektive 
Maß der der Nation zur Verfügung ftehenvden Güter im Dunkeln nnd giebt nur 
über die Berhältnigmäßigkeit ver Einkommen der verfchiedenen Wirthidhaften Be— 
ſcheid. Da nämlic im Verkehrsleben ver größte Theil des unmittelbar erworbenen 
Einkommens einer jeven Wirthſchaft beftimmt ift, im dieſer nicht in Natur ver- 
braucht, fondern gegen andere Güter vertaufcht zu werben, und da es ferner 
unmöglich ift, alle die Güter im Voraus zu jpecialifiren, welde gegen das un: 


3, Freilich wird die verfchiedene Bertbeilung des Ginfommens auf die Dauer auch auf die 
Art der Produktion einwirken; ein Bolt, bei dem fih der Neichtbum in einzelnen Sünden fon: 
centrirt, wird verbältnigmäßtg mehr Gegenſtände ves feinen, ariftofratifhen, weniger Gegenftände 
des gemeinbürgerfichen, demofratifhen Luxus verbrauchen und daber auch produciren, als ein 
ambered , in welchem das Vermögen gleichmäßiger vertheilt ift. Infofern mag man aus der Art 
Pro —534 wobei man, was den auswärtigen Handel betrifft, die eingeführten, nicht die 
audgeführten 6 üter ald das eigentliche definitive tgeugnüß anfehen muß, allerdings auf die Ver: 
jeilung des € ommens fchliegen; allein diefer Schluß wird doch immer nur ein ſehr allge: 
i nd inzuverlaſſiger fein fünnen. 
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mittelbar erworbene Einkommen werden eingetaufcht werben, fo bleibt nichts übrig, 
als das Einkommen in einer einzigen Art von Gütern anzugeben, welche deſſen 
allgemeinen Taufchwerth bezeichnet, gemeinhin alfo in Geld. Der Geldeswerth 
der einzelnen Einfommen aber zeigt nun wohl das relative Verhältniß derſelben 
untereinander an, dagegen fagt er über die Menge und Mannigfaltigkeit der bie: 
ponibeln Güter, über den der Nation zu Gebote ftehenden Nutwerth offenbar 
nichts aus, und um darüber ind Klare zu fommen, bedarf es des Zurüdgehens 
auf jene erfte Berehnungsart. 

Gewinnt man durch die Verbindung beider Methoden nun zwar aud ein 
allgemeines Bild von dem öfonomifhen Zuftande einer Nation, fo bleibt dod zu 
deſſen fpecieller Würdigung nod ein genaueres Eingehen auf die Einkommensver— 
bältniffe unerläßlich. Es handelt fih dabei namentlih um das Verhältniß bei 
freien zu dem nothwendigen Eintommen und um ven Antheil, den die verihie 
denen Bolksfiaffen an-dem erfteren haben. Defhalb ift es wichtig feftzuftellen, in 
welhem Verhältniß fi das erworbene Einfommen auf Geſchäftsgewinn, Bermi 
gensertrag und Arbeitslohn unter die produftiven Klaſſen vertheilt und im melden 
Umfang auf dieſen die Laft der Erhaltung einer unproduftiven Bevölkerung mit. 
In legterer Beziehung ift namentlich die Unterfuhung nicht zu umgehen, inmie 
weit die Wirthichaftsverbände vie von ven Betheiligten erhobenen Abgaben wirt 
lich durch entſprechende Dienfte vergüten. Ferner ift mit Rüdficht auf die gear 
benen Verhältniſſe des Klimas, Territoriums, die Lebensgewohnbeiten ꝛc. de 
Maß des purhfchnittli für eine Wirthfchaft als nothwendig zu erachtenven Ein 
fommens auf Grund einer Zufammenftellung ver vornehmften Lebensbedürfniit 
und ihrer Preife zu ermitteln und hiermit der Arbeitslohn im den verjciebenen 
Hauptgewerbözweigen zu vergleichen. Nicht minder beveutjam ift endlich die Gr 
winnung einer Weberficht über die Zahl Derjenigen, welche blos auf den Grtray 
ihrer perfönlihen Thätigkeit angewieſen find, in Verhältniß zu denen, melde ein 
mehr oder minder beveutendes Einkommen aus Vermögen beziehen, fowie übe 
das Zahlenverhältnig zwiichen ven Inhabern von Erwerbögeihäften und den Lob: 
arbeitern und die Gruppirung der Letztern um die Erfteren. 

Erft mit Hülfe viefer Daten, die freilich zum großen Theil nur annäherungs 
weife feftzuftellen find, vermag man zu einer geniügenden Beurtheilung des öle 
nomifhen Zuftandes einer Nation und zur Beantwortung von Fragen zu gelan 
gen, wie der: welche Ausficht ein Volk habe, feinen Wohlftand noch weiter ju 
vermehren, welche Mittel es für außerorventlihe Bedürfniſſe aufzumenven im 
Stande fei, welhen Drud eine Vermehrung ver öffentlihen Schulvenlaft auf 
daſſelbe ausüben, in weldher Weife e8 durch gewiffe Veränderungen der ausmär- 
tigen Berfehrsverhältniffe betroffen werden würde :c. Und ebenfo wirb bie jorg: 
fältige Berüdjichtigung aller dieſer Punfte erforverlih, fobald die ökonomiſchen 
Zuftände des nämlihen Volkes zu verfchiedenen Zeiten oder diejenigen verſchiede 
ner Bölfer miteinander verglichen werden follen. Die Anwendung gleihmäßiger 
Schemata bei der Erhebung ver betreffenden ftatiftifchen Thatſachen kann hierbei 
eine mejentliche Erleichterung gewähren; indeſſen ift diefelbe durch die Veränderung, 
bezüglich Verſchiedenheit ver rechtlichen und focialen Verhältniffe, des Maßes und 
Inhalts des wirthſchaftlichen Nothbedarfs ꝛc. vielfach befchränft, und es wird du 
ber die richtige Auffindung und Würdigung ver in Betracht zu ziehenven Bar 
gleihspunfte immer vorzugsweife eine Sache des wiflenfhaftlihen Taftes bleiben. 

So wichtig inveffen die bezeichneten auf das Einkommen bezüglihen Ber 
hältnifie für die Beurtheilung der wirthſchaftlichen Zuftände der Völler find, Ie 


- . 
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N nicht zu überfehen, daß fie biefür nur das eine objektive Moment dat- 
were. Zur vollen Würdigung gehört noch die Berüdfichtigung eines zweiten, des 
uetiven Momentes. Nicht darauf kommt es ſchließlich an, wie viel und welcher 
Kt Süter vorhanden find, in welcher Weiſe fie fich vertheilen, wie viel davon, 
uhbem des Lebens Nothdurft befriedigt ift, noch übrig bleibt zc., fondern bar- 
ai, melde Befriedigung denn nun wirflic diefe Güter gewähren, in welchem 
Berbältniffe fie zu den an das Leben erhobenen Anſprüchen ftehen. Die Volks— 
wirtbihaftsiehre beſcheidet fih, und mit Necht, hierüber feine Auskunft geben zu 
nmen; es ift nicht ihre Aufgabe, das Maß der vorhandenen fubjektiven Befrie— 
Aigamy oder Nichtbefriedigung aus gewiſſen äußern Kennzeichen zu konftatiren, 
Mo die innere Berechtigung der genährten Anfprüche kritifch zu unterfuchen; fie 
Ih an das Äußere objeftive Maß des Nutzens, welhen die Güter zu ge: 
ma vermögen, und zieht hiermit ihre Sceidelinie gegen das Gebiet der ethi- 
Difienihaften. Allein eben damit ift auch die Grenze bezeichnet für das 
‚ welches fie ſich erlauben darf. Wohl hat fie hervorzuheben, daß ein ge- 
Ne Mah; der verfügbaren Güter und eine gewiffe Art der Bertheilung berjel- 
die mothwendige Borbedingung für jede höhere Kulturentwidlung der Völker 
Se, und hat im jedem einzelnen alle zu unterfuchen, inwieweit und auf 
melde Beije vie gegebenen Eintommensverhältniffe diefer Entwidlung förderlich oder 
Fee find; aber fie muß fich hüten, daraus einen allgemeinen Schluß auf 
SE Bohlbefinden einer Nation, auf ihre politifhe Macht oder wohl gar auf 
Umfang zu ziehen, in weldem viefelbe ihre Kulturaufgabe erfüllt. Die Fülle 

Dee Binfommens und feine angemejiene Bertheilung find, wie gejagt, nur Bor- 
eeingungen der Wohlfahrt eines Volles, feiner politifhen und kuſturhiſtoriſchen 
enkung. Diefe wird nad) Größe und Art noch durch andere Momente be- 
m es kann daher nicht jtattbaft fein, ohne Berüdfichtigung der legtern 
dem Maße jener erſtern Glück, Macht und Würdigkeit der Nationen 
ven zu wollen. Die wahre volkswirthſchaftliche Einficht erfennt, daß fie 
Fe einm ausreihenden Maßſtab befist, und weift darauf bin, daß bei einer 
Fe Bentheilung neben dem, was in ven Kreis ihrer Betradhtungen fällt — bie 
Ze ab Bertheilung des nationalen Einkommens — als nicht minder bedeutſam 
0 Ein Anderes in Würdigung gezogen werden muß, deſſen Unterſuchung, fo 
ag 2 gleichfalls auf die eigentlic wirthſchaftlichen Erſcheinungen einwirkt, 
ec aufer ihrem Bereiche Liegt, nämlihd die Gefinnung, mit welder 
Fe Einfommen empfangen, und die fittlihe Kraft, mit welcher es verwendet 
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Bur Literatur. Abgeſehen von den die Lehre vom Einkommen behandeln⸗ 
Abjhpnitten der die geſammte Bolfswirtbichaft umfaffenden Werke, von denen 
amentlih Ad. Smith, Wealth of nations B. II ch. 2 ff.; J. B. Say, Cours 
EN ch. 1—4, Trait@ L. II ch. 5 und Ricardo Principles ch. 26 und 32 
Degen ihrer dogmengeihichtlihen Wichtigkeit zu berüdfichtigen find, haben wir 
a8 ausführliche Behandlungen unferes Gegenftandes bejonders hervorzuheben : 
Storch, eonsid@rations sur la nature du revenu national, Paris 1824, 
dom Berfaffer jelbit beforgte Ausgabe, Halle 1825, und die meifter- 
Abhandlung Hermanns in feinen ſtaatswirthſchaftlichen Unterſuchungen, 
| turzen geſchichtlichen Ueberblick über vie verfchievenen Anfichten 

g bes rohen und reinen Einkommens giebt Roſcher, Grund: 
onalöfonomie $. 147 Anmerkung; die eingehendfte Kritik über Ri- 
ung im dieſer Beziehung Bernhardi, Verſuch einer Kritit der 
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Gründe, die für großes und Heines Grunbeigenthum angeführt werden, $$. 14 
bis 16, Ueber den Einfluß des Abjenteeismus auf die Vollkewirthſchaft vergleiche 
Senior, three lectures on the rate of wages; über das Verhältniß zwiſchen 
dem Nationaleinfommen und dem Drude der öffentlihen Schul Nebenins, 
der öffentliche Kredit, 2te Aufl. Kap. 5 8. 10. v. Mangaibt 


Einfommen: und KRopitalrentenfteuer. 


I. Unter Eintommenfteuer im Allgemeinen verfteht man diejenige 
direlte Staatsabgabe, melde aus dem (eiblih oder auf Bürgerpfliht deflarirten 
oder in fonftiger Weife berechneten) Gefammteintommen des ftenerpflichtigen Staats: 
bürgers nad) irgend einem Maßſtabe berechnet und erhoben wird. Wie vie Ber 
Ihiedenheit ver Einnahmsquellen den Begriff des Einkommens — im au&gercde 
ten Sinne des Wortes — nicht alterirt, fo kann es auch in Abficht auf tie 
allgemeine Einkommenfteuer-Pfliht nur gleichgültig fein, woher die zur Be 
fteuerung gezogenen Einkünfte fließen, ob aus Handarbeit, aus wiffenfchaftlider 
ober fünftlerifcher Thätigkeit, aus Leibgebing, aus Kapitalien oder aus was fenft 
für rentirlichem, beweglichen oder unbeweglichen Vermögen. 

Gegenüber diefer allgemeinen wird die Abgabe zu einer beſon deren 
Eintommenftener, fobald nur eine gewiffe Gattung des Einkommens die Steuer: 
pflihtigfeit erzeugt, und das Subftrat der Steuerberechnung bildet. In dieſem Falk 
erhält fie gewöhnlich ihre Bezeichnung von dem ver Befteuerung zu Grunde lie 
genden fpeciellen Einkommen over Einftommenstheile, So bie Befoldung® 
fteuer, die Lohnſteuer, die ehedem namentlih in mehreren Territorien pi 
fränfifhen Kreifes üblihe Revenüenftener ver Adeligen, welche vorzugsweije 
auf Grundrenten umgelegt war, die Decimationsftener der Geiftlichkeit, amd 
unter anderen insbeſondere auch die Kapitalrentenfteuer, welche ausſchlichend 
die Rente des bewegliden Baarvermögens in Pflicht nimmt. 

In einem anderen Sinne ließe fih der Ausdruck „beſondere Einkommen 
ſteuer“ gebrauden, foferne dieſelbe — ohne gerade eine beftimmte Kategorie 
der Einkünfte ausſchließend in Pflicht zu nehmen — doch infoweit eine Ausſch 
dung trifft, als fie das bereits vom einer anderweiten bireften Steuer betroffen 
Einkommen nicht in ihr Bereich zieht, d. h. infoferne fie nicht vie Rolle einer 
ausjhließenden, ſondern nur einer ergänzenden Steuergattung übernimmt, 
Um der Gefahr einer Doppelfinnigteit zu entgehen, ſei es geftattet, vie Be 
zeihnung „allgemeine und beſondere“ nur in ver erftangeventeten Richtung zu ger 
brauden, wogegen wir dem Begriffe einer ausſchließenden Steuer jenen einer 
ergänzenden gegenüber ftellen. Unter foldher Boransfegung wäre alfo ſelbſt ver 
Hall nit undenkbar, daß eine ausſchließende Einfommenftener zugleih ven Cha— 
valter einer befonderen an ſich träge, infoferne die gefammte Steuerbürve auf 
eine beftimmt begrenzte Einfommensquelle geworfen würde. Hinwieber mag bie 
gleiche Berechtigung anderweiter Steuergattungen neben ver Eintommenfteuer die 
Eigenfchaft diefer legteren als allgemeine nicht aufheben, jo lange fie auf das 
Einkommen überhaupt ohne Rückſicht auf vefien Qualität umgelegt ift. 

II. Bir reihen an die vorftehnde Entwidlung des Begriffes allge 
meinen Einkommenſteuer ven Verſuch zur Beantwortung der nadfolgendei 
entſcheidenden Fragen : 

1. Kann oder foll die allgemeine Eintommenftener zugleich auch eine ane- 


Kapitalrentenfteuer. 347 


ihließende fein, fo daß fie demnach als einzige Steuerquelle alle übrigen birekten 
Steuergattungen entbehrlih macht; oder ſoll fie unter Fortbeſtand der übrigen 
Staatsauflagen nur die Rolle einer ergänzenden und ausgleichenden Abgabe über- 
nehmen ? 

2. Steht der Grundfag einer gemeinfamen, gleihen Steuerpflicht, wie wir 
ihn für die Einfommenftener gleihmäßig wie jede andere Steuergattung vin- 
dieiren müffen, mit der Anwendung eines en Steuermaßes (Steuerfußes) 
in nothwendigem Zufammenbange, und wenn nicht, im wie weit rechtfertigt ſich 

eine Abftufung der Steuerjäße? 
3. Die verhält fih die Einfommenftener, welche blos das rentirende Ber- 
mögen zu ihrem Objekte wählt, zur VBermögensftener im Allgemeinen ? 
Die Erörterung diefer Fragen wird uns gleichzeitig das Material zur Be- 
uribeilung und Beleuchtung ver Gerechtigkeit und Billigkeit, wie der Zwedmäßig- 
Mt und praftiihen Ausführbarkeit diefer Steuergattung bieten. 
> I Benn es der Staatsverwaltung möglih wäre, das Gefammteintommen 
eines jen jelbftitändigen Staatsbürger mit gewifenhafter Genauigkeit zu er- 
> Mitteln, oder wenn jedes felbftftändige Mitglied ver Staatsgefellihaft auf jener 
= Döbe der Dürgertugend und des Gemeinfinnes ftünde, daß feiner Vermögens— 
beflaration unbevingter Glaube beigemefjen werben könnte; wenn es in zweiter 
— Bine möglich wäre, nad feftftehenden Normen alle jene privatwirthfchaftlichen 
Momente in Rüdficht zu nehmen, welche die Steuerkraft des Roheinfommens nad) 
2; einer Richtung erhöhen oder befchränfen oder völlig aufheben, — dann 
— unbedingt eine allgemeine Einfommenftener im ausjchließenpften Sinne des 
Dortes — als Inbegriff aller übrigen direkten Schagungsarten, d. h. eine Steuer 
— Serhaltniß des reinen Einkommens eines Jeden die natürlichfte, ihrem Grund- 
We nach die billigfte und gerechtefte, und für vie Finanzverwaltung die einfachfte 
u wemähigfte Steuergattung fein. 
Die vorangegebenen Prämifen eriftiren aber thatjächlic jo wenig, als über- 
Haupt bei der menfchlihen Unvollkommenheit Hoffnung vorhanden ift, fie je in 
— bollfländig befrienigender Weife eriftent machen zu können. Allenthalben, wo bie 
 Minkommenftener bisher zur Einführung gebracht wurbe, hat man fie deßhalb nur 
als eine Ergänzung in den Lüden des Steuerfyftems den übrigen Staatsabgaben 
“die Seite geſtellt. Sie war beinahe durchweg, wo man fie ins Leben rief, 
ne Folge ver erhöhten Bedürfniffe des Staates, welche den Vortheil gewähren 
Vllte, alle Kategorien ver Staatsbürger nah Maßgabe ver einem Jeden zu 
ftehenven probucirenden Kräfte — vielmehr nad) Maßgabe ver Propuf- 
Üonen feiner Thätigkeit gleihmäßig zu beftenern. Weil aber, wie bemerkt, für 
ne gewifienhafte Ermittlung des Privateinfommens nirgends der volltommer rich 
| eg und das genügende Mittel ausfindig gemacht werben konnte, und weil 
man übervies bei Abwägung der wahren Steuerfraft des Einfommens, wenn man 
geht jein wollte, an Borausfegungen fi) hätte halten müffen, welche zu tief 
Ängreifend in die Privatwirthfhaft und in den äußerſt komplicirten Organismus 
Bu nö waren, als daß man ihrer hätte Herr werden können, — jo 
Dr e8 ein Alt der Klugheit und Gerechtigkeit von Seite der Beſteuerungspolitik, 
% Einkommenfteuer blos als eine ergänzende und ausgleich ende zu beirad- 
Mr Allertiheoretiihen Verſuche, ihr als ausjchliefender und einziger birekter 
Snatsauflage Geltung zu verihafen, haben entweder die Fähigfeit der Gtante- 


Ber on zue Ermittlung des fteuerfähigen Reineinkommens überfchätt, 
Nr das bergreifen jener zahlloſen privatwirthſchaftlichen Faltoren, welche 
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die Steuerpfliht hier aufheben, dort erhöhen oder mindern, nicht genug ge 
würbigt. i € 

In Erwägung alles deſſen fünnen wir ihr demnach bei den gegebenen Ber 
hältniffen nur in der Eigenfhaft ald Ergänzungsftener das Wort reden. Sie 
rechtfertigt fich insbefondere und aus den gleihen Gründen auch nur, foferne bei 
der großen Gefahr einer mangelhaften und unvichtigen Berechnung des Subftrates 
ein möglichſt nievriger Steuerfag M Anwendung gebracht wird. 

Bgl. v. Sparre, die allgemeine Einfommenfteuer als einzige direkte Abgabe. 
Gießen 1845. Lips, über die allein wahre und einzige Steuer. Erlangen 1812. 
Die Bermögens- umd Cinfommensftener ald Grundlage des Steuerweſens ver 
Zukunft; Deutfche Vierteljahresfchrift. 1848. Nr. 42 ©. 180 ff. 

2) Daß die Qualität des Einkommens bei der allgemeinen Einkommen: 
fteuer feinen Einfluß auf die Steuerpflicht äußern könne, liegt im der Natır 
der Sache; denn jede Beftimmung, welde eine Kategorie von Einfünften aufe 
den Kreis der Steuerpflictigfeit feste, wirbe den Begriff der allgemeinen Ein— 
fommenfteuer in den einer befonderen umwandeln. Eine andere Frage aber il 
es, in wie weit die Nüdjiht auf das dem Einkommen gegenüberftehenve Be 
dürſniß, auf die DVerfchievdenheit der Ermwerbsart, auf den Familtenftand, übe: 
haupt die Bedachtnahme privatwirthfchaftlicher Momente Einfluß zu äußern ba 
auf die Anwendung eines verfhiedenartigen Steuermaßes. Daß vie Steuerkuli 
fi lediglih aus der nadten Einkommensſumme bemefien laſſe, ergiebt ſich alt 
eine unrichtige Prämiffe fhon aus dem einfachen Grunde, weil nicht das Ein: 
fommen an fib, fonvern nur das Verhältniß des Einkommens zum un 
erläßlihden Bedarfe und vie Würdigung der auf dem Einkommen laftenden 
Gegenreichniffe einen Schluß geftattet auf den, für andere Zwede als jenen ver 
Selbfterhaltung verfügbaren Gütervorrath eines jeden Staatsbürgers, Inſoferne 
nun jede Steuer „die Erwerbung des Nöthigften nicht verhindern, das Volfsver: 
„mögen nicht Shwächen und ſomit aud) die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerſtören“ 
darf (Rau, Grunpfäge ver Finanzwiffenfhaft Th. IS. 349), läßt fic überhaupt 
die Steuerfähigkeit nur aus jenem Verhältniffe des Einkommens zum Bedarfe 
beurtheilen. Die Nothwenpigfeit, dieſes Verhältniß in Betracht zu ziehen, ergiebt 
fi) aber insbefondere bei der allgemeinen Einfommenftener. 

Wir haben bereit8 angebeutet, auf welde unüberwindlihe Schwierigfeiten 
die Staatöverwaltung bei dem Verſuche, das wahre fteuerfräftige Einkommen zu 
ermitteln, ftört. Um nun der in der gleichmäßigen Befteuerung des Einkommens 
liegenden Ungerechtigkeit entgegen zu wirken, griff man zu einem Austunftsmittel, 
das freilich nur theilweife die Abfiht, der wahren, perfünlihen Beitragsfähigfeit 
des Steuerpflichtigen Rehnung zu tragen, erreiht, — das ift die Anwendung 
eines verfhiedenartigen Steuermafßes. Indem man einem feftgejegten 
Minimum des Einfommens gar keine Steuerfähigkeit anmuthete und deſſen Steuer- 
pflicht als ruhend betrachtete, ftatuirte man für das höhere, ſteuerkräftige Ber: 
mögen eine progreſſive Steuerſtala (Einfommenftener mit fteigender Duke). 

Eine ältere ſtaatswirthſchaftliche Schule hat ſich bisher mit großer Aengftlid- 
teit gehütet, ver direkten Steuer einen jo tief eingehenden Einfluß auf die Einjzeb 
wirthfchaft zuzugeftehen, daß fie ſelbſt damit eine voltswirtbfchaftliche Bedeutung 
gewänne. Sie hatte einfeitig den Staatszweck im Auge, und beurtheilte den 
Umfang der Steuerpfliht beinahe rüdfichtslos nad dem BVerhältniffe des vom 
Staate gewährten perfönlihen und dinglichen Schutes und nach der Größe ber 
Bortheile, welche jever Bürger aus dem Genuffe ver Staatsanftalten zog. Da 
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Rechtsfundament der Steuerpflicht bot ihr gleichzeitig auch die entſcheidendſten 
Anhaltspunkte zur Beurtheilung des Steuermaßes, indem fie Befig und Erwerb 


nicht nad ihrer privat- und voltswirtbicaftlihen Bedeutung, fondern nad) dem . 


Grade der Theilnahme derjelben an den Wohlthaten des Staatsverbandes abwog. 
So lange dem — hiſtoriſch unbeftreitbaren — ſubſidiären Charakter der Steuer 
im Allgemeinen ein größeres Gewicht beizulegen war als gegenwärtig, wo Rega- 
lien und Domanialvermögen des Staates ſich im gleichen Schritte mit der Er- 
weiterung ver ftaatlihen Bedürfniſſe vermindern, fo lange war aud bie 
direfte Steuer ihrer Größe nad gar nicht geeignet, eimen bedeutſamen Einfluß 
auf die Ginzelwirtbihaft auszuüben, mit Ausnahme etwa jemer befonderen 
Schatzungen, die — wie die Kriege» und Türkenſteuern — mur in ganz eror- 
bitanten Fällen erhoben wurden, aber dann aud um fo vrüdenver waren. Diefer 
Einfluß ward aber beftimmend von dem Augenblide an, wo die Steuer für jeden 
einzelnen Pflichtigen zu einer fehr fühlbaren Größe anwuchs, und es die Für— 
jorge für den nationalen Wohlftand als eine dringende Pflicht erheifchte, bei ver 
Bertheilung ver Staatsabgaben insbefondere auf die Bertheilung der Güter und 
produftiven Kräfte in der Geſellſchaft genauere und gewiljenhaftere Nüdficht zu 
nehmen. Es fpringt von jelbft in die Augen, daß bei einer Stener, welche aus: 
ihließend auf das Einkommen umgelegt ift, dieſe Rüdficht noch in erhöhten 
Mafe obwalten muß. In dem wachienden Procentenmaße liegt nun insbefondere 
die Anerkennung der Nothwenvigfeit, das privatwirthichaftliche Interefie bei ver 
Steuerperäquation in Betracht zu ziehen. Man hielt fich biebei an den leitenden 
Grundjag, daß die Steuerfraft eines wirthſchaftenden Subjeftes erft von dem 
Momente ab beginne, wo es nad Dedung der unvermeidlichften Bedürfniſſe einen 
Ueberfhuß an verwendbaren Gütern — an Einfommen babe, und daß diefe Kraft 
in zunehmender Progrejjion wadyje, jobald die Einkommensüberſchüſſe eine ge 
wiffe Höhe erreicht haben. Dabei blieb gleichzeitig nicht unbeachtet, daß fich der 
Umfang des vom Staate gewährten Schuges und der bürgerlichen und politifchen 
Berechtigung gleihfalls an die Größe tes Vermögens und beziehungsweife Ein- 
fommens knüpfe. 

Eine weitere, nicht blos die Größe, fondern aud die Qualität des Gin- 
tommens berüdfichtigende Verfügung enthält z. B. das bayeriſche Eintommenftener- 
gefeß v. 31. Aug. 1856, indem es für ven Erwerb aus einfachem Taglohne vier 
Klafjienfäge mit verhältnigmäßig geringem Betrage (von 20 fr. bis 1 fl.), für 
das höhere Einfommen aus Gewerben, Präbenven, Grundrenten, aus wilien- 
ſchaftlicher und künſtleriſcher Beihäftigung aber eine Progrefiion von 1/, Proc, 
bis 1 Proc. ftatuirte. Auch der preußiſche Entwurf vom Jahr 1847, welder je- 
doch nicht zum Gefege erhoben wurde, hatte in dieſer Beziehung einen Einfluß 
auf das Steuermaß zur Geltung bringen wollen, indem er das nicht fundirte 
Einfommen (aus Lohnarbeit und Gewerbe) nur zu 2/, belegt willen wollte, wäb- 
vend bimmwieder nad der ſächſiſchen Steuerverordnung vom 12. Auguſt 1848 der 
Arbeits- und Gewerböverbienft mit 7/9, die Beſoldungen und feftftchenden Ge— 
halte mit d/;,, das Einkommen aus Örundrenten zu Nio und jenes aus Kapital» 
zinfen im vollen Betrage der Steuerberehnung zu Grunde gelegt find. 

3) Wir haben in der Entwidlung des Begriffes der allgemeinen Einfommen- 
ſteuer als weientlihes Moment bezeichnet, daß nur das rentirlihe Vermögen 
als ihre Subftrat zu betrachten fei. Nicht das Vermögen an fid, jondern daſſelbe 
nach Mafgabe feiner wirklichen Produktion, feines effektiven Grträgnifies, 
der ans ihm gezogenen Früchte und Nutzungen bildet das Fundament der Ab— 
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gabenpflicht. In dieſem weſentlichen Punkte unterfcheivet ſich die Einkommens: von 
der eigentlihen Bermögensfteuer, wie fie — gemäß unferer nachfolgenden ge 
ſchichtlichen Entwidlung — ehedem in einem großen Theile Deutfchlands Gel⸗ 
tung hatte, 

Das Gefammteintommen in feinem nadten Werthsanſchlage als Baſis ver 
Befteuerung zu wählen, widerfpricht geradezu dem Grundſatze einer nothwendigen 
Bedachtnahme der Steuerfühigfeit, da es aus einer größeren oder geringeren An- 
zahl zwar produftionsfähiger — alfo tarabler und zum Werthsanſchlage ge 
eigneter — aber nichts deftoweniger unproduftiver Kräfte beftehen kann. Nach 
feinen drei Hauptbeftandtheilen als Grund», Arbeits- und Anlagefapital bildet es 
zwar die Grundlage der Gefammteinnahme und des Ertrages aus jeder Privat- 
wirthſchaft; das wirflidhe Einkommen ift aber tie ausſchließende Folge der Ent- 
widlung der im Bermögen gründenden Ertragsfühigkeit, feiner thatſächlichen Ren: 
tirlichteit. Wie das perſönliche Arbeitsfapital, fo fann aud das Grundkapital ein 
unfrudtbares fein, das zwar an fi eine abfolute Werthsgröße repräfentirt, 
zu deren Abſchätzung aber nur die Analogie ähnlicher Werthsgrößen die Mittel 
an die Hand giebt, während ihr felbft ver wahre und einzig richtige Mafflab 
zue Beurtheilung ihrer Größe mit Rückſicht auf das Subjeft, nämlid die Rentir 
lichkeit fehlt. Diefe relative Werthſchätzung des Vermögens, die mur aus der 
Summe der wirklichen Früchte deſſelben abgeleitet werden kann, bildet aber gerabe 
den entjcheidenven Faktor bei Beurtheilung der Stenerfraft des ſteuerpflichtigen 
Subjeftes. Jede Belaftung eines unrentirlihen Bermögens oder VBermögenstheilet 
wäre ein Eingriff ver Staatsgewalt in den Kapitalsftod, eine Minderung dei 
Nationalftammvermögens. Sobald aber die Beftenerungspolitit eine Ausſcheidung 
des rentirlihen und unrentirlihen Vermögens nicht blos mit Riüdficht auf bie 
Produktivität, fondern auf die wirkliche Produttion zuläßt, gewinnt die Steuer 
mehr den Charakter einer Einkommens» ald den einer Bermögensfchagung, mie 
biefes auch bei den neueren Borfchlägen, die Vermögensſteuer zur ausfchließenden 
Grundlage eines künftigen gerechten und ebenmäßigen Steuerfpftems zu maden, 
tharfädhlich der Fall ift. (Vgl. deutſche BVierteljahresfchrift 1848. Nr. 42 ©. 188.) 

II. &8 wurben im Borftehenden bereits zum größten Theile die Berenten 
angeregt, welche gegen die Einführung einer allgemeinen Einfonmenfteuer vor: 
gebracht werben können. Wir wollen viefelben hier noch einer befonderen Wärbi 
gung unterftellen. Sie beziehen fich theils auf das Princip felbft, theils bios auf 
die praftiiche Ausführbarfeit und Zwechdienlichkeit diefer Stenergattung. Im erfterer 

bung wurde indbefondere auf den Umſtand hingewiefen, daß nad) dieſen 
Befteuerungsmodus die Erwerbsfähigkeit infoferne außer gehöriger Berückſich 
tigung bleibe, als die Laſt vorzugsweife den Fleifigen, Thätigen und Erwerb# 
Inftigen, alfo gerade den verbienftwollen Staatsbürger treffe, während dagegen 
derjenige, welcher zufolge feiner Trägheit fein, eine Werthsgröße repräfentirendet 
und als foldhes an fich zur Steuerzahlung befähigtes Kapital todt liegen lafle, 
aus dem Kreife tiefer ftnatsbürgerlihen Berpflihtung trete. Andererfeits Km 
diefe Steuer felbft Beraulafjung geben, auf die Nentirlichkeit eines Bermögend 
theiles Verzicht zu leiften. 

Dem ift jedoch entgegenzuhalten, daß jede virefte Steuergattung und zuleg! 
felbft die nackte Vermögensſteuer dieſen Einwurf geftatte. Der Fleiß, die Thätiy 
keit, überhaupt vie Erwerböfähigfeit und der Erwerbswille beziehen ſich im gleichen 
Maße auf das Kapitalvermögen wie auf deſſen Nentirlichteit. Die Berherit 
eines Kapitals beurtbeilt fi nad feinem Umfange und nad feiner inneren U 
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Atät; beide find einer Veränderung fähig, und das Anſtoß gebende Element hie- 
| bei bleibt immer die perfönliche Thätigkeit und Betriebſamkeit, das Erwerbsgeſchick 
und vie Erwerbsluft des Kapitalbefigers. Cine halbwegs zu redhtfertigende Ver— 
| mögenöftener wird ihr fteuerbares Objekt nicht zu einer ftändigen, unmanbelbaren 
Sröge maden wollen, ſondern jederzeit bedacht fein, die gegenwärtige Wertbe- 
ne des Bermögens durd eine Nachtarirung zu ermitteln, um biernad bie 
d zu ergänzen und zu berichtigen. Sie wird aljo jederzeit nur den auf 
Bermehrung des Kapitalftodes wirklich verwendeten Fleiß ohne Rückſicht auf 
a Subjekte liegende größere oder geringere Fähigkeit und ohne Nüdficht 
je mögliche, aber nicht entwidelte Thätigkeit in Kontribution nehmen. — 
Bird jede Grundſteuer bei der nothwendigen periodenweifen Nachboniti- 
res ftenerbaren Grundtapitals die durch ven Fleiß des Beſitzers erhöhte 
Bejhigkeit als eine gleichmäßige Werthshöherung dieſes Kapitals betrachten, 
— fie mag nun die Steuer aus den Früchten oder ans dem Kapitale be- 
— eine entſprechende Mehrung der Schagungsgröße daraus ableiten, 
lihe Erwerbsfähigteit und ver Erwerböwille bleiben unter allen Ber: 
Heine Größe, die der Staat nicht abzumeffen und zu tariren vermag, 
Für feine Steuerrollen gar nicht eriftirt. Ihm kann nur die wirflih an- 
He Rraft und beziehungsweife die hieraus erzielte Wirfuug zum Maßftabe 
fähigkeit dienen. Der Staatsbürger, welcher feine Thätigfeit zum Zwecke 
nicht entfalten will, kann unter gewiſſen Borausfegungen zwar 
x nicht vom Standpunkte der Finanzverwaltung aus hiezu ange 
Was aber die Befürchtung betrifft, daß die Beſteuerung der Rente 
zichte auf die Nentirlichkeit geben könnte, jo ſteht diefer nicht nur 
Kihe Erwerbötrieb jedes vernünftigen Menſchen entgegen, fondern fie 
rabınd) aufgehoben, daß eine richtige Befteuerungspolitit die Einkom⸗ 
ung mie zu einer Höhe wird auwachſen lafien, wo fie hemmend auf 
jötrieb wirken könnte, 
ite dieſem Beftenerumgsprineipe gemachte Vorwurf bezieht ſich auf 
Schwierigkeit und theilweife Unmöglichkeit, das wahre fteuer- 
Smmen mit Rüdficht auf alle Einfluß äufernden privatwirtbfchaftlichen 
f Bedarf, Schulvenftand, Koftipieligfeit des Erwerbes, Familien- 
mitteln. Wir mißlennen nicht die Berechtigung dieſes Einwandes, 
überbies noch zugeftehen, daß der erfennbaren Merkmale des Objektes 
Hanisabgabe verhältnifmärig wenige find, und daß fe überdies faum je 
ee waren, ald gegenwärtig. Unfere jetzigen focialen Zuftände tragen als 
onkretes Kennzeichen das leidenſchaftliche Beſtreben an der Stirne, die 
wahrnehmbaren Signaturen des Staudes- und Vermögensunterſchiedes 
ft verwiſchen. Eine Appellation an Ehre und Vürgerpflict, je 
ie Berpflichtung zur Eivesleiftung bei der Einkommensdeklaration führt — 
Ehatjachen lehren — gleichfalls nicht vollftändig zum Ziele. Nur das 
ten umd öffentlichen Bedienſteten, joweit e8 aus Staats- und 
fließt, fteht unter Rontrole, und er allein trägt mit ver gerin- 
ter Staatsbürger den verhältnißmäßig größten Theil diefer 
» Den gegenüber wäre aber nur die Alternative gegeben, entweder eine 
© Anzahl produktiver Kräfte im Staate, deren Tätigkeit ſich nicht 
td als ſolche ſteuerbare Realitäten (Grundſtücke, Käufer, Realrechte ıc.) 
ider orten alles nicht fundirte Einkommen außer Beſteuerung zu 
eine Neihenfolge beſonderer Einkommenſteuergattungen zur Ein⸗ 
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führung zu bringen. Das erfte widerſpräche dem Grundgeſetze der allgemeinen 
Steuerpflihtigkeit; an Das zweite würden ſich aber tiefelben Schwierigkeiten hängen, 
welde die Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer bevenflid machen, mäh- 
rend hinwieder die Gefammtftenermerfaffung nichts weniger ala an wünfchenswer 
ther Einfachheit gewänne. 

Unter folhen Borausfegungen ericheint immerhin die allgemeine Einkommen 
fteuer (in der vorerörterten Eigenſchaft als ſurrogirende und ausgleichende, nad 
einem billigen Maßftabe und mit fteigender Onote) als die zwedmäßigfte und der 
Billigkeit entſprechendſte. Es wird ſich nur vorzugsweife darum handeln, die Gin: 
fommensfaffionen einer möglichit genauen Prüfung unterziehen zu laffen, und zu 
diefem Behufe wird vie Aufftellung einer aus ehrenwertben, mit den BVerbält 
niffen vertrauten Bürgern beftehenden Prüfungstommiffion oder Jury am zwed- 
dienlichften fein, obwohl wir aud hierin nichts weniger als eine volllommen 
Sarantie für die Zuverläffigkeit ver Faſſionen erkennen wollen. 

Der entfcheidendfte formelle Ginwand gegen die Zweckmäßigkeit vieler 
Stenergattung betrifft die Nothwendigkeit einer beftändigen Nachfatirung , vie ji 
bei der fortwährenden Fluftuation des Einkommens nicht in Abrede ftellen lift. 
Wir haben und aber bereits nachzuweiſen bemüht, daß auch das fundirte Ber: 
mögen — das Bovenfapital, die Realität — in den Händen jedes einzelnm 
Steuerpflihtigen eine jehr wanbelbare Größe fei, daß demnach — ven Oruntlat 
einer gerechten Abwägung der Steuerfraft an die Spitze geftelt — auch vie 
übrigen Arten der Schagungen einer fortlaufenden Revifion, Berichtigung un 
Umſchreibung bedürfen. 

IV. 68 erübrigt noch, vie verfchienenen Gattungen der jpeciellen Ein 
fommenfteuer in Betracht zu ziehen. Indem wir vie allgemeine Einktommenfteuer 
als eine ergänzende und ansgleichende jenen direften Staatsabgaben an vie Seite 
ftellten, weldhe auf das funvirte Bermögen umgelegt find oder das Gewerbsrecht 
nah Maßgabe des Betriebsumfanges in Pflicht nehmen, haben wir gleichzeitig 
der Entbehrlichkeit der kefonderen Einkommensſchatzungen (im engeren, wicht im 
Sinne des bayerifhen Geſetzes) das Wort geredet. Wo das Geſammteinkommen 
im Ganzen zur Pflichtigkeit gezogen ift, erfcheinen alle Arten von Lohnfteuern, welche 
das bloße Fohneinfommen, ohne Beimiſchung von Gewerbeverdienft und Kapital 
zins, ober fpeciell die firen Beſoldungen (Befolvungsfteuer) zum Objekte baben, 
geradezu überflüffig. 

Anders verhält fi dieſes bezüglich ver Kapitalrenten- oder Zinsfteuer, 
weiche auf das Einfommen aus der Rente oder dem Leihzins fruchtbringend an 

elegter Gelpfapitalien und aus dem Geminnantheil oder der Dividende ven 
ftieneinlagen umgelegt iſt. Ihre Einführung als felbftftännige Steuergattung 
rechtfertigt jih trog der mannigfachen Widerſprüche von theoretifcher und prakt 
ſcher Seite her nicht blos ans volfswirthichaftlichen Gründen, ſondern auch vom 
ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus. Da der Grundfag, die Kapitalrentenbefiger 
überhaupt in ven Kreis der Stenerpflichtigkett zu ziehen, mannigfachen Wider 
fprud erfahren hat, je tft es vorerft unfere Aufgabe, die Motive nachzuweiſen, 
welche für die Billigkeit und Gerechtigkeit einer direkten Beſteuerung der Zine 
rente im Allgemeinen ſprechen. 

Daß bei der enormen Maſſe ver in jedem Kulturſtaate vorhandenen, DE 
zinslich ausgeliehenen Gelvfapitalien die Zinsrente nicht den unbeträchtlichſten Theil 
des Privateinfommens bilde, bedarf wohl feines Nachweiſes. Dieje Einfomment‘ 
größen außer Beftenerung zu laffen, widerſpräche geradezu dem oberften Grund— 
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lage der allgemeinen Abgabenpflichtigkeit aller Staatsbürger. In gleichem Maße 
würde es dem Principe zuwiderlaufen, welches in tem ftaatsredhtlichen Titel ver 
Stenerjhulvdigkeit liegt. Der Staat gewährt der Zinsrente nicht nur denfelben 
Schuß und Bortheil, wie jedem anderweitigen Einkommen, fondern er verwendet 
auf die Sicherheit des ausgeliehenen Gelpfapitals, namentlich der Hypothekſchuld, 
noch eine ganz fpecielle und koftjpielige Sorgfalt. 

Was insbefondere die Einwendung betrifft, daß durch eine Befteuerung ver 
Kapitalvente das Geldkapital felbft doppelt in Pflicht genommen würde, fowohl 
in den Händen des Kapitaliften — des Rentengeniefers —, als des gegenmwär- 
tigen Befigers — des Schulpners —, indem Grund und Boden, Häufer, Ge- 
werbe zc. gewöhnlich ohne Nüdficht auf das darauf laftende Schulpfapital mit 
Steuer belegt werben, fo hat diefelbe nur eine jcheinbare Wichtigkeit, bei deren 
Biderlegung wir vorerft ein vielfach überfehenes Moment in der Beftenerungs- 
theorie gehörig zu erwägen haben. 

Die Steuerpflicht ift jederzeit eine perſönliche; das Steuerfubftrat 
aber, welches vorzugsweife das Maß jener Stenerpflicht beftimmt, ift nur info: 
ferne ein perfönlihes, als die perfönlihe Arbeitskraft nad feiner Werthe- 
größe und beziehungsweije nach feiner Rentirlichfeit ven Anhaltspuntt für Berech— 
nung der Steuergröße abgiebt. Wir bemerken ein- fir allemal, daß wir bier 
ausfhliegend von der Schatzung — der direkten Beftenerung — ſprechen. Die 
Konfumtionsftenern,, überhaupt die indireften Staatsabgaben beurtheilen fih nad 
gany verjchiedenen Principien, und das wefentlihe Kriterium verfelben ift vor— 
zugsweife ihr unmittelbarer Bezug auf das belaftete Objekt ohne irgend eine 
Rädfiht auf Vermögen und Steuerkraft des zahlenvpen Subjeftes. Eine Wür- 
digung dieſer grundſätzlichen Verſchiedenheit wird uns nie in die Verlegenheit fegen, 
direfte und indirefte Abgaben in irgend eine Relation zu bringen. 

Den oberften Grundfag der ftaatsrechtlichen Theorie der direkten Beſteuerung 
bildet die gemeinfame Steuerpflicht. Er bezieht fih alfo dem Vorgejagten ge 
mäß ausſchließend auf die Perſönlichkeit aller zum Staatsverbande gehörigen 
Bürger, und es fann dem gegenüber von einer Steuerfreiheit ftrenge genom— 
men gar nicht die Rede fein. Die Steuerpfliht fann nur als eine ruhende be- 
trachtet werden, wenn ber pflichtigen Perſönlichkeit — gleichgültig ob fie eine 
phyſiſche oder juriftische Perfönlichkeit ift — das die Größe der vireften Staats: 
abgabe bedingende und beftimmende Steuerfubftrat zeitweife oder für immer ent- 
weder gänzlich fehlt, oder in fo beſchränktem Maße gewährt ift, daß es gerade 
den dringenpften Bebürfniffen der Eriftenz, die der Staat nicht beeinträchtigen 
darf, entſpricht; — oder aber wenn aus Rüdjicht auf den Zwed der Verwendung 
diefes Stenerfubftrates (firhliche oder Wohlthätigkeitsanftalten) die ganze Werths- 
größe veflelben als eine die Eriftenz der pflichtigen (moralifchen) Perſönlichkeit be- 
dingende betrachtet wird. Die Ungerechtigkeit der die perſönliche Steuerfrei- 
beit ftatuirenden Ausnahmsverorpnungen hat die neuere Steuergefeßgebung bei- 
nahe allenthalben vermieden. 

Diefes vorausgefegt kann in höchſt konjequenter Weife von einer doppelten 
Steuerpfliht nur dann die Rebe fein, wenn ein und derfelben fteuer- 
pflihtigen Perfönlichleit wegen ein und deffelben Steuerfubjtrates 
ju wiederholten Malen die Verbindlichkeit zur Abgabenentrihtung 
auferlegt würde, wenn z. B. der Örunpbefiger aus dem Ertrage feines Boden— 
tapitals zugleih Grund⸗ und Gintommenftener bezahlen müßte. 

Ein anderes Verhältniß — aber feineswegs eine doppelte Inpflichtuahme des 
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Stenerbürgerd — ift e8, wenn ein und biefelbe Werthsgröße in verſchiedenen 
Händen gleichzeitig ein Beftimmungsmittel der Steuergröße abgiebt. In 
biefem Falle kann nur das privatwirtbihaftlide Moment maßgebend fein, 
ob diefe Werthsgröße hier wie dort dem Steuerjubftrate zuzufchlagen fei oder nicht, 
Diefes trifft insbefondere beim Leihkapitale zu. Es ift ebenfo unzweifelhaft wie 
unferen voraufgeftellten Principien über die ausfchliegende Befähigung der Rente 


als Mafftab ver Beſteuerung entfprechend, daß vorberfamft der Darleiber alt | 


Genießer einer beftimmt abgemeffenen ftipulirten Rente für diefe ftenerpflichtig if. 
Demnad fahn es fih nur noch um Grörterung der Frage handeln, weldhen Ein 
fluß das Darlehensfapital auf die Größe der Steuerſchuldigleit des Schuldners 
babe. Hier find folgende Fälle zu unterfcheiven. Entweder wurde die Anleihe zu 
Erzielung der höheren Rentirlichfeit eines fundirten Vermögens gemacht, um 
dieſes Orundvermögen dem Gläubiger zu feiner Sicherheit als Pfand unterftlt 
In diefem Falle muß nad richtigen ökonomiſchen Grundſätzen (die Staatsrege 
rung als Steuerbehörde kann überhaupt nicht die liederliche oder thörichte Wirk 
haft bei ihrer Beftenerungsmarime im Auge haben) ver erhöhte Gewinn bie 
Kapitalvente des Darlehens überfteigen. Diejes Surplus an Renten auf Seite 
des Schulpners gegenüber ver auf feinem Grundvermögen laftenden Paffinins 
pflichtigfeit berechtigt die Staatsverwaltung, lettere bei Berechnung der Ste 
—— nicht in Abzug bringen zu laſſen, ſelbſt dann nicht, wenn ber erhöhr 

erth des Grundvermögens eine Erhöhung jener Steuer hervorruft, deren Sb 
ftrat e8 bilvet. Ein Zahlenbeifpiel mag dieſes verfinnlichen, 

Ein Realitätenbefiger hat einen Grundkomplex im Werthe von 1000 il, 
welcher fi zu 6 Proc. mit 60 fl. rentirt, und worauf etwa nad Mafgabe it 
bayerifchen Grundſteuergeſetzes ein Grundfteuerfimplum nah 1 kr. vom Gulden 
Reinerträgniß, alfo in Summa von 1 fl. laftet. Nach Abzug dieſer Steuet 
beträgt alfo feine Bodenrente 59 fl. Er verwendet eine Anleihe von 200 fl. zu 
Bermehrung feines Grundkomplexes, der num nach 1200 fl. eine Rente von 721. 
abwirft. Hiervon zahlt er 10 fl. nah 5 Proc. landesüblihe Zinsvergütung dem 
Kapitaliften und das erhöhte Grundftenerfimplum von 1 fl. 12 kr., wornad ihm 
nod eine reine Rente von 60 fl. 48 fr., fohin unter Abzug des Paſſivzinſes um 
der Grunpftenermehrung eine Mehrung gegen die frühere Rente von 1 fl. 48 
verbleibt. Der Abzug des Anleihefapitalg von feinem Grundkapitale, ober Wi 
Pafftvzinfes von feiner Grundrente behufs der Grundftenerermittlung würde fid 
aljo keineswegs rechtfertigen. — Wir beabfichtigen mit diefem Zahlenbeifpiele nur der 
Grundſatz zu veranfhaulichen, von welhem in dem konkreten Falle bei Beur 
theilung der Steuerpflicht ausgegangen werben foll, ohne zu mißfennen, mie 
trügeriſch und gefährlich es ift, die Nefultate wirthichaftlicher Erperimente a prior 
in Zahlen zu firiren. Doc liegt es unbeftritten in der Natur der Sache, daß 
biefer Kalkul theoretifch ſich rechtfertigen laſſe, und daß die Privatwirthſchaft noth 
wendig von dem Principe ausgehen müſſe, daß die Darlehensrente in den Hin 
den des Schulpners die Höhe des von ihm zu präftirenden Paffivzinfes zu über 
fteigen habe. Andererſeits gilt freilich auch ein billiges und gerechtes Steu 
als unerläßliche VBorausfegung, um nicht jene Theorie von einem Rentenüberfchufle zu 
einer Illuſion zu machen. Wie aber der Staat bei Aufftellung von Beftenerung® 
grundfägen und bei Ermittlung der Steuerfraft einen normalen Zuftand der Einzel: 
wirthſchaft anzunehmen berechtigt ift, fo kann auch hinwieder von ihm — vom 
Standpunkte der Theorie aus — eine normale und gerechte Befteuerungspolitit 
gefordert werben, 
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Daß aber ber verſchuldete Grundbeſitzer gegenüber demjenigen, welcher ein 
ihuldenfreies Örundvermögen von gleicher Größe mit einer gleihen Grund— 
abgabe zu verfteuern hat, im Abficht auf die Nente verkürzt erſcheint, hat feinen 
natürlichen, umabänderlihen Grund in der gegebenen Verſchiedenheit der Güter- 
vertheilung, die feine Steuergefeßgebung auszugleichen vermag. 

Ein zweiter Fall wäre der, daß das Darlehen zum Zwede ver Wieder- 
inftandfegung eines berabgefommenen fundirten Vermögens gegeben würde. Unter 
viefer Borausfegung wird lebiglich die urſprüngliche Rentirlichkeit diefes Vermögens 
wieder hergeftellt, und der Schulpner ift alfo mit dem Paſſivzinſe offenbar über- 
laftet. Nun wirb aber jede vernünftige Steuerpolitif bei Berechnung der auf ein 
beftimmtes Objekt bafirten perfünlihen Steuerfraft jene VBorausfegungen erwägen, 
welche die Erhaltung und gleihmäßige Rentirlichkeit des Steuerjubftrates bedingen. 
Bie bei der Grumpfteuer die Bonität des Grundſtückes, jo find bei der Haus- 
ſteuer die nothwendigen Reparaturkoften des befteuerten Gebäudes allenthalben in 
Rüdficht genommen. Eine Berminderung der Bodenbonität und eine Vernachläſſi— 
gung des baulihen Zuftandes eines Haufes find privatwirthſchaftliche Mißgriffe, 
für welde keine Steuergefeggebung einzuftehen bat. Es rechtfertigt ſich alſo aud) 
bier nicht eine Abfegung des Paflivfapitals von dem fteuerbaren Vermögenskapi— 
tale des Schuldners. 

Ein dritter denfbarer Fall wäre, daß das Darlehen ohne Bezug auf ein 
fumbirtes Bermögen, blos aus perjönlicher Rüdficht für den Schuloner und im 
Bertrauen auf feine Arbeitsfraft und feinen Erwerbswillen gereiht würde. Hier 
würde es feine Wirkung auf das rein perfünliche Einfommen äußern. Dient es 
zar Dedung anderweiter Schulden, deren Zinfen bei Grmittlung des Einkommens 
zum Behufe der Einkommenftener-Regulirung im richtiger Erwägung des privat- 
wirtbichaftlichen Intereſſes bereits in Abzug gebracht werden durften, fo eignet ſich 
der neue Paſſivzins zweifelsohne zum Abzug an ver Stelle des früheren. Dient 
8 aber dem Schuldner zum ummittelbaren Genufje, jo verliert es feine Eigen— 
haft als Kapital, es wird zum reinen VBerzehrungsgegenftand, ohne die Natur 
änes wahren Einkommens zu gewinnen und zur Einkommenſteuer gezogen werden 
zu können, während der Paffivzins als abjolute Minderung des Einfommens zum 
Abzuge qualificirt bleibt. Die Thatſache der ſchlechten Hauswirthichaft kann — 
bier zum Nachtheile wie oben zum Bortheile der Finanzwirthſchaft — feinen Grund 
um Abweihen vom Principe abgeben. — Hat das Darlehensfapital den Zwed der 
Erweiterung und Erhöhung der perfönlihen Gewerbsthätigfeit, fo bildet vieje 
zwiſſermaßen das Pfandobjeft des Gläubigers (wie das reale Gewerbsrecht that- 
ihlich eim ſolches bilden kann), und es muß bier die Analugie der auf Grund— 
vermögen hinausgeliehenen Kapitalien Pla greifen. 

Aus diefen Prämiffen können wir mit allem Fuge die Steuerpflichtigfeit des 
Kapitafrentenbefigers ableiten. Dieje Staatsabgabe hat aber auch noch eine weitere, 
moralifche Berechtigung, weil die Befteuerung des arbeitslofen Gewinnes 
überhaupt und insbefondere vom Standpunkte der Volkswirthſchaft aus die meiften 
Gründe für ſich hat. Gerade der bieher bezügliche Einwand, daß die Nentenftener 
den Kapitaliften veranlaffen könnte, feine Kapitalien zurüdzuziehen und fie für 
den eigenen Oelonomie- oder Gewerbebetrieb anzuwenden, würde nur eine na- 
tionalo tkonomiſch vortheilhafte Wirkung dieſer Steuer fein, weil fie die Entfaltung 
einer bisher brachgelegenen Thätigkeit hervorrief und damit zur wirfliden Ber- 
mehrung des Nationaleintommens beitrug. Was die Finanzwirthſchaft damit an 
Rentenftener verlöre, gewänne fie an Grund, Gewerbe: oder Finfommenftener in 
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vermehrter Weife wieder, Daß aber auf ſolche Weife der Kapitalnachfrage nicht 
jener nachtheilige Abbruch gefhähe, ven man als eine Konfequenz ver Kapital 
ventenfteuer befürchtete, hat ſich nicht nur thatfächlich beftätigt, ſondern wird auf 
jevem leicht erflärlih fein, dem das Uebergewicht der rein volkswirthſchaftlichen 
Faktoren gegenüber dem Einfluſſe ver Steuer auf die Einzelwirthſchaft nur halb- 
wegs verſtändlich ift. 

Nach dieſem Maßſtabe beurtheilt ſich auch die Beſorgniß, es könmte di 
Kapitalrentenſteuer zur Folge haben, daß die Kapitalien außer Landes gehen, 
und daß ſomit dem Nationaleinkommen ein Verluſt zuwüchſe, der gleich wäre der 
nicht unbedeutenden Differenz zwiſchen der Zinsrente und ber nach wirthſchaft 
lichen Principien höheren Fruchtbarkeit des Kapitals in den Händen des Säul- 
ners. Auch diefe Nachtheile werden ſich nicht ergeben, wie fie fich bisher and 
faktiſch nicht erprobten. Die erhöhte Sicherheit, welche dem Kapitaliften die Dar 
leihe inner Landes ſchon deßhalb gewährt, weil die Zahlungsfähigkeit und de 
Zahlungswille feines Schuloners feiner Beahtung und Kenntnifnahme näher 
rüdt find, gegenüber den mit der Ausleihe außer Landes verbundenen Untoften 
und Weitwenvigfeiten, macht die Vortheile der erfteren bei weitem überwiegen. 

Den Einwand endlih, daß diefe Steuergattung nachtheilig auf den Zinsfuf 
wirken möchte, wirb jede vernünftige Beftenerungspolitif felbft dadurch befeitigen, 
daß fie mit der Steuerquote nicht zu hoch greift. Das hat auch bisher jede vr 
artige Steuergefeßgebung gethan; jo erhebt Württemberg nad dem Geſetze ver 
Jahr 1849 nur 3 Broc., Baden NY, Proc., Sachſen nad einer progreſſiden 
Stala 2/, bis 12/, Proc., Bayern nad) dem Geſetze vom 31. Mai 1856 m 
3 Proc. in der hödften Klaffe von ver Rente über 2000 fl., fo daß alle — 
die Rente nad 5 Proc. gerechnet — in Folge diefes höchſten Steuerfages ledig 
(ih ein Herabfinten des Zinsfußes auf 417/,, Proc. (von 5 fl. auf 4 fl. 5i k) 
ftattfinden könnte. Bon welch' unwefentliher Bedeutung dieſe Differenz gegenüber 
ben Übrigen fursbedingenden Momenten ift, bedarf wohl faum eines Nachweile 
Ueberdies beurtheilt ſich die Trefflichteit eines Steuerfyftems nur unter Anwen 
dung eines möglichft ausgedehnten Maßſtabes, und der gefürchtete Nachtheil wit 
auch damit gehoben erfcheinen, daß der Staat, wohin ver Abflug der Kapitalis 
fi) wenden fünnte, gleihfalls die Kapitalrente beftenert. 

Wir haben nody einige weniger wejentlihe Punkte zu berühren. Daß M 
Kapitalventenbefiger neben der Zinsfteuer auch die indirefte Auflage, die Kon 
fumtionsftener, zu tragen bat, und demnach doch doppelt belaftet ift, ift wohl 
nicht in Abrede zu ftellen. Aber abgefehen davon, daß die Rapitalrentenftener hielt 
Konkurrenz mit allen übrigen direkten Steuergattungen ſich gefallen laflen 
muß, jo haben wir insbefondere den bereit vorgebrachten Grundſatz, daß dit 
Syfteme der direkten und indirekten Beftenerung in feiner Relation ftehen können, 
entichieden zu betonen. Die invirefte Auflage haftet geradezu an der Sade, fi 
trifft diefe ohne irgend welche Rückſicht auf die Perfon des Konfumenten, und fe 
fann denn auch nad diefer Richtung von feiner doppelten Inanſpruchnahme der 
perſönlichen Steuerpflicht die Rede fein. 

Was insbefondere die Frage betrifft, ob der Staat feine eigenen Olän- 
biger als folde beftenern dürfe, fo liegt nicht der entferntefte Grund vor, dieſed 
Berhältnig nad andern Grundſätzen als den oben aufgeftellten einfachen und natür: 
lichen über Steuerpflicht und Steuermaß zu beurteilen. Der Titel des Einlom— 
mensermwerbes, foweit ev nicht die Ginfommensgattung mobdificirt, kann und da 
der Stenerbehörde in feiner Beziehung maßgebend fein. Ihr gegenüber ift es abſolut 
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eihgültig, wie der Steuerpflichtige in den Befig des rentirlihen Kapitals gelangt 
nd wer fein Schulpner oder Nentenzahler fei, ob ein Private, eine Geſellſchaft, 
ne Stiftung oder der Staat felber. Das Verhältniß des Staates als Schulv- 
mtrabent zu ſeinen Gläubigern ift privatrechtliher Natur und fteht mit feiner 
aatsrechtlichen Befugniß der Steuererhebung nicht in entferntefter Konnerität. 
us dem Grunde muß es aud völlig inbifferent fein, ob die Staatsobligation, 
een Rente den Eigenthümer perſönlich fteuerpflichtig macht, auf Namen oder 
au porteur lautet. Das einzige wejentliche Erforderniß ift hier wie bei der Renten— 
faner und ver Einkommenſtener Überhaupt nur die Landſeßhaftigkeit des Steuer- 
vfühtigen, Es beruht demnach lediglich auf einer Billigfeitsrüdficht oder auf dem 

age der Reciprocität, wenn der eine Staat die ihm fteuerpflichtigen Gläu— 
biger eines andern Staates mit Rüdjicht auf die im Auslande etwa alfogleid von 
ber Rente jelbft in Abzug gebrachte Zinsftener nicht wiederholt mit einer ſolchen 


Bir haben im der vorftehenden Entwidlung die ſtaatsrechtlichen und volfs- 
wirkhihaftihen Gründe erörtert, weiche überhaupt für die Beftenerung der Zins- 
rene ſprechen. Es Handelt ſich fchlieglih nur noch darum, zu entſcheiden, ob diefe 
Zinsrente als Beftamdtheil des Einkommens diefem zuzufchlagen fei und gleichzeitig 
mit dieſem der allgemeinen Cinfommenftener als Objekt dienen, oder als felbft- 
fändige befondere Einfommenfteuer — als Kapitalrenten- oder Zins— 
Heuer figuriren fol. Bon jehr entſcheidender Tragweite ift diefe Frage wohl 
Kain; dennoch dürften fih Gründe zu Gunften einer bejonveren Rentenſteuer 
nffindig machen laſſen. Der Zins ift auf ein beftimmtes, entjchieven mehr Sicher— 

gewährendes Kapital fundirt, ald das Einkommen aus der perſönlichen Steuer- 
haft, und fteht alfo dem Erträgniß aus dem Grundkapitale im weiteften Sinne 
8 Wortes näher als dem rein perfönlichen Einkommen. Infoferne wir die Ein- 

er nur als eine furrogirende gegenüber der fteuerpflichtigen Rente des 
Vermögens betrachteten, eignet ſich die Gelpfapitalsrente nicht zur Kom— 
vakätlon hei Ermittlung des rein perfönlichen Einkommens. Dagegen qualificirt fie 
fih zu einer höheren Anlage als die Einfommensftener nicht nur aus dem wirth- 
nicht zu mißachtenden Grunde, wornad dem arbeitslofen Gewinn im 
e der Entfaltung der ruhenden Arbeitskraft die wenigſte Rüdjicht zuzu— 
menden ift, fondern auch von ftantsrechtlicher Seite, weil — wie bemerft — ber 
2 Gläubiger einen beſonders forgfältigen und foftfpieligen Schuß ange- 

äßt. 

Daß die Ermittlung der ſteuerbaren Geldkapitalsrente nicht minder ſchwierig 
Mödls jene des Einkommens überhaupt, läßt fih nicht in Abreve ftellen. Die 

hörde muß daher zu Ähnlichen Mitteln greifen, wie bei der allgemeinen 
Gintommenfteuer, wobei ihr die Hypothekenbücher menigftens einige Beihilfe ge— 
nen, Die Beforgniß, daß durch die Benugung diefer Dokumente wie 
durh die Deklaration des baaren Vermögens- und Schuldenſtandes 
den Öffentlichen Kredite namentlich der handeltreibenden Bürgerklaffe ein Nachtheil 
Süuͤchſe, hat vie Praris fo wenig gerechtfertigt, als fie überhaupt eine wahre 
Migung hat, Abgejehen von der den Prüfungstommiffionen aufzuerlegenden 
Wit der Amtsverfhwiegenheit, wird die durch die Steuerregulivung veranlaßte 
g Über Kreditmißbrauch — wenn fie je vorfommen folte — nur dem 
Fhutdigen zu verbientem Schaden bringen, das allgemeine Intereſſe aber vor 
Fößprer Benachtheiligung bewahren. 
£ die Anwendung einer wachjenden Steuerftala und die Nothwendig- 
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feit periodenweifer Nachfatirung betrifft, fo ſprechen hiefür diefelben Gründe, wi 
bei der Einkommenſteuer. 

Bgl. A. Smith, Unterfuhungen ꝛc. IV. ©. 290. (Breslau 17%, 
Helferih, über die Einführung einer Kapitalfteuer in Baden. Tübingen 1846 
Rau, 1. eit. II $. 377 und die dortfelbft aufgeführte Literatur. 

V. Die direkte Befteuerung des Geſammteinkommens jedes ftenerpflihtige 
Unterthans ift ein ftaatswirthichaftliches Erperiment, an welches -fich erft die neuz 
Zeit wagte. Bis zur zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts kannte man ter 
felbe noch nicht, und felbft die jüngere Bergangenheit hat nur vorübergehend um 
in Zeiten der Noth hievon Gebrauch gemadt. 

In England beftund zwar bereitd zu den Zeiten Adam Smiths eine I 
Befolpdungsftener (befondere Einkommenſteuer) mit erhöhter Quote (4 Pre. m 
jever Amtsbefoldung, welche 100 Pfund Sterling überftieg) gegenüber ver dir 
meinen Landtare; aber eine Ehnfommenfteuer im allgemeinen Sinne wutm 
auf den Antrag Pitt's während der Periode der franzöfiichen Kriegsläufte erkta 
Nah den Beftimmungen des älteften Regulativs (incometax von 1798), maß 
nach dem Frieden von Amiens wieder außer Geltung trat, war das Einem 
unter 60 Pfund Sterling frei. Höheres Einkommen unterlag einer prograiie 
Tare (bis 65 Pf. St. ! 20, bei 200 Pf. St. Yo). Im Jahr 1803 wur ® 
Steuer unter dem Namen property-tax wieder eingeführt, dabei die mäßige ri 
von 135 Millionen Pf. St. als Gefammteinfommen der Nation zu Grunde 
legt und die Erhebung nah 5 Proc. von jedem Einkommen über 150 gi. 
angeordnet. Nad den Anträgen von For und Grenville wurde der Mafflat a 
progreffiver Skala bis auf 10 Proc. erhöht (60 Pf. St. blieben frei; vie hect 
Duote traf nur das Einkommen über 200 Pf. St.), und hiernach ſchon im 34 
1813 ein Erträgniß der property-tax von 141/, Millionen Pf. St. erzielt 3 
Jahr 1816 fand ſich die Regierung veranlaßt, die höchſt unpopuläre Stewr m 
der aufzuheben. Als neuerlich die Finanzbilance einen bedeutenden Ausfal 
beantragte Robert Peel die wiederholte Einführung einer property-tax; 
auch durch Gefeg vom 22. Juni 1842 in Kraft trat. Nah Abzug der 
zinfen und unter Freilaſſung eines Einfommens bis zu 150 Pf. St. it 
Sommer 1853 bis zu 100 Pf.) beträgt fie 7 Pence vom Pf. St., und beh— 
Arbeitslohn, Gewerbeverdienft und Kapitalrente nach) gleichem Maßſtabe. Seit!® 
28. Juni 1853, an weldem die Grenze der Steuerfreiheit auf 100 pi. & 
herabgefegt wurde, ift das Einkommen zwijchen 100 und 150 Pf. lediglich 
5 Pence vom Pf. belaſtet (etwas mehr als 2 Proc.). Die Engländer ſelbſt 
ihr Syitem der Eintommensbefteuerung als ein indireftes, weil die von öffent 
lihen Kaffen, Altiengeſellſchaften ꝛc. gezahlten Zinfen und Dividenden jofort m 
dem geſetzlichen Abzuge belegt werben, ehe fie in die Hände des Gigenthümet 
übergehen, und weil jeder Schuloner ermächtigt und verpflichtet ijt, feinem ur 
biger bei den An ihn gezahlten Zinfen die betreffende Steuer in Anrechnung F 
bringen, was zur unvermeidlichen Folge bat, daß die Staatsverwaltung em 
nambaften Theil der bereits erhobenen Steuern wieder reftituiren muß. n 

Bol. v. Raumer, Brit. Beftenerungsfyftem. Ad. Smith, Untere. D. 
©. 328 (Breslau 1796). Kries, Grundzüge d. engl. Eink.St. Zeitjährift MI 
d. g. Staatswiffenfhaft. X. Jahrg. 2. u. 3. Heft. 

In Frankreich trug ſchon die Ältere taille personelle (Deflaration 1 
11. Auguſt 1776) den Charakter einer Einlommenfteuer, indem fie 1 Sous P * 
(5 Proc.) auf das Einkommen, auf jenes vom Handwerker-Rohnperbieuft üb | 
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Broc. umlegte. Der Nationaltonvent genehmigte ſchon am 7. Februar 1793 
e progreffive Steuer der Stabt Paris; eine allgemeine Einführung der progref- 
sen Einfommenfteuer fand aber erft nad dem Falle der Girondiften ftatt, um 
s durd das a. Aufgebot erhöhte Bedürfniß deden zu können. — Die 
enmwärtige framgdfiiche Steuergefeßgebung kennt nur noch die Perfonal- und 
Robiliarfteuer (impÖt personel et mobilier), welche insbeſondere den breitägigen 
Kebritsichn als Maßſtab zur Bemeffung der Steuerquote des Pflichtigen annimmt 
Se, vom 26. Mai 1831 und 21. April 1832). Das ältere Grundſteuergeſetz 
Don 3, Noveniber 1798 trug noch zum Theile den Charakter eines Einkonmen- 
Demzmegeieges, da es leviglih auf Grund einer allgemeinen Schägung das Rein» 
Hommen aus dem Orunpbefit zur Beftenerung zog. Dieſes Verhältniß hat fich 
er feit der Einführung eines allgemeinen Katafterd (Gef. vom 15. September 
1807) weientlich geändert. Bgl. E. v. Hod, die Finanzverwaltung Frankreichs, 
Eruttgart und Augsburg 1867. 

An Deutihland, namentlich in den ſüddeutſchen Territorien, kannte man 
Sorsem Bios eine VBermögensfteuer. Das Gejammteigentbum des Stenerpflichtigen 
— legenihaft, Mobilien, Vieh, Fahrniß, Kapitalien, Gewerbseinrichtungen ꝛc. 

Di eivliher Einbelennung in vie Cinlagsregifter und Schagungsrollen 
ommen, und hiernach im Kapitalanjchlage mit Schagung belegt. Diefe auf 
be Deklaration bafirte Bermögensftener führte hiernach aud häufig den Na- 
* Eipfteuer!). Dagegen ruhte in ven nördlichen und nordöſtlichen Gebietstheilen 












hands, wie in Holftein, Brandenburg, Böhmen ꝛc. die Steuerlaft nad 
bem Principe beinahe ausfchließend auf dem bäuerliden Befige und ° 
ente. Die Verlegung des Principes einer gerechten, der Tragkraft des 
Unterthanen angemefenen Befteuerung, wie fie in der Belaftung bes 
ohne Rüdficht auf deſſen Rentirlichfeit lag, war jedoch ſchon frübzeitig 
Bereits im 16. Jahrhunderte fuchte man dem Mifftande, wie er in 
age ver Schagungsrollen lag, dadurch entgegenzumwirken, daß man 
manigiahden Gemeinden geftattete, ihre Gefammtfteuer im Ganzen abzutragen und 
Bad eigenem Ermefjen unter ihre Gemeindemitgliever zu repartiren. Diejer Be- 
Fenermgemenns, der ähnlich noch jegt in Frankreich befteht, hat ſich aud in 
Detihland hie und da erhalten. 
Ws aber im Verlaufe der Zeit der Staatshaushalt verwidelter warb, und 
e durch die ftehenden Heere der Ausgabenetat allenthalben eine beveut- 
Sbherung erfuhr, trat die entſchiedene Nothwendigfeit zu Tage, die allge- 
ftnatsrechtliche Pflicht, zu den Laſten des gemeinen Weſens beizutragen, 
gabe der richtig berechneten Steuerkraft des pflihtigen Bürgers zu re 
Man faßte bei allen Gattungen der Auflagen das Erträgniß des fteuer- 
Dbjektes ins Auge, und fah ſich endlich veranlaßt, da wo ein amberweites 
Objekt ald die Arbeitskraft des Plichtigen fehlte, feine Steuerfähigleit 
allein richtigen Maße feines Urbeitsproduftes zu beurtheilen, Die Ein- 
x nach ihren werfchievenen Gattungen als allgemeine und bejonbere, 


















Die Bürger zu Wien zahlten 1462 drei Piennige Eidfteuer von jedem Pfunde Dermögen, 
Eh t ruberg hatte dafür den Ausdrud; Kofu ng In Sachſen führte ſie bie Be 
kmıma Schof- oder Schimmelfteuer. Nach älteren Steuermandaten wurden 3. B. im 
ilen vom 100 je vier Pfennige (1589), im Bambergifchen je der fünfzehnte Pfennig 

hoben. In den meiften Kantonen der | (Züri, Schaffhaufen, Glarus, St. Gallen 
‚fat die Dermögenäftener noch gegenwärtig Geltung. 
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und nad mancherlei Kämpfen namentlih auch bie Kapitalrentenfteuer fanden 
Eingang. Das Ältefte Erwerbftenergejet ift wohl das badische Patent vom 31. Auzıt 







1805, welches aber 1813 bereits wieder aufgehoben wurde. ältere Kapital 
ſteuergeſetz deſſelben Yandes (vom 19. April 1815) warb i ähre feiner Ent 
ftehung wieder befeitigt, bis endlich nad mannigfahen Anregungen auf den Land 


tagen von 1820 bis 1843 und trog bed energifhen Wiberftandes ver Finanz 
männer ein neues unterm 4. Juli 1848 feine Sanftion erhielt. — Lübed em 
nirte bereits unterm 2. Wpril 1817 ein Einfommenftenergefeg mit fteigenver Dun. 
Württemberg am 22. Juni 1820 und Weimar am 29. April 1821 ein fd 
ches, und unterm 24. Juni 1840 aud ein gefondertes Kapitalrentenftenergeid 
Die fähfifhe Einkommenſteuer (Gef. vom 12. Auguft 1848) ftatuirt an ie 
Stelle der progreffiven Stenerquote ein Procentenmaß der Eintommengröße, at 
erhebt die Abgabe aus 7/,, des Arbeiter» und gewerblihen Eintommens, any 
der firen Befoldungen, aus 9/,, der Grundrenten und aus dem vollen Bi 
der Kapitalzinfen. Defterreich (Gef. vom 29. Dftober 1849) belegt Rentrm 
Gewerbeverbienft mit 5 Proc. Steuer, Befolvungen von 600 — 1000 fl. mtl 
Proc., bis 2000 fl. mit 2 Proc. Die bayerifhen Einkommen - umd Karl 
rentenftenergefege haben mehrere Phafen erlebt, und das neuefte — mit man 
fach geänderten Grundfägen — erfhien unterm 31. Mat 1856. Die ergänel 
Natur des bayeriihen Einfommenfteuergefeges wurde bereits befprochen. Dat P 
jonderte Kapitalrentenſteuergeſetz huldigt wie jenes dem Grundſatze einer mähß 
Progreſſion im Steuermaße und einer höheren Belaſtung der Zinsrente alt 
fonftigen Einfommens, — 

Zur Geſchichte und Statiftit der Einfommenbefteuerung vgl. K. H. Lars 
hiftorifhe Entwidlung der deutſchen Steuerverfaffung. Berlin 1793, C. G.Prk 
torius, Verſuch über das Befteuerungswefen. Königsberg 1802. Eicher 
deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte I. 171. Fr. A. v. J das englifde Bir 
fommenftenergefeß vom 22. Juli 1842, aus dem Originaltert überfegt, dm 
Sammlung ver feit dem Jahre 1848 in den deutſchen Bunbesftaaten erfdimm 
Gintommenftenergefege. München 1853. Dann die in Rau’s Grumpfägen M 
Finanzwiſſenſchaft in diefer und in allgemeiner Beziehung angeführte reiht 
teratur. €, Fentich 
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Die Einwanderung iſt das Korrelat und unter normalen Zuſtänden 1 
mäßig aud das Korreftiv ver Auswanderung, fo daß fie den Ausfell m 
legteren wieder dedt. Sowie es indeſſen Gründe giebt, aus melden bie ur | 
wanderung in einer unverbältnigmäßig großen Ausdehnung vorfommen fa‘) 
jo mag in andern Fällen die Einwanderung überwiegen, wie dieſes in Bezug t 
ſolche Staaten, welche noch freien Raum für den Anbau von Grund und Bad 
gewähren und ſich nod in den Anfängen ver politifchen Entwidiung befinden, * 
Natur der Dinge mit ſich bringt. Die Rechtsfragen nun, welche bei der Einwa— 
vorzugsweiſe in Betracht kommen, follen ven Gegenftand dieſes Artikel 

ben, 

Der Einwanderer bat die Abfiht, Unterthan des Staates zu werden, ’ 


— — 





1, S. den Artikel „Auswanderung“ in Bd. I, beſonders S, 590 ff. ; 
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ion Gebiet er einwander er gevenkt nicht blos, eimen längeren oder kllrzeren 
mihalt als Fremder dort zu nehmen und ſich die Rückkehr nad feinem Bater- 
Me und die rechtliche Stellung zu demfelben vorzubehalten 2), Die geſetzliche 
lung der inderung bat daher mit andern Worten bie materiellen und 
N Bedingungen feftzuftellen, die erfüllt werben müffen, um bie Unter- 
haneneigenihaft over das Indigenat in einem bisher fremden Staate zu 
ae Dabei ftellt ſich nun ein wefentliher Unterſchied der Einwanderung 
Komiker der Auswanderung heraus. Während wir e8 als eine natürliche Befug- 
der Uinterthanen erflärt haben, nad; Erfüllung der gefeglichen Obliegenheiten 
ihr bisheriges Baterland auszuwandern, kann man im Allgemeinen nicht 
Mm Rechte der Einwanderung fpreden, das man als Fremder allen 
kom geger Iber hätte. Nur die Forderung läßt fi erheben und rechtfertigen, 
de Menih von jedem Staate als Rechtsſubjekt anerkannt und geachtet werde, 
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fin er ein Fremder ift; nicht aber vie, daß der Staat Jeden ber e8 be- 
8 Unterthban betrachte und aufnehme. Derfelbe muß fi in biefer Be- 
Kine freie Zuftimmumg, alſo auch fein Recht der Zurüdwelfung, vorbe- 
ir bei Staatenverbindungen — im Bundesftaate insbefondere — erſcheint 
Eine Folge der Zufammengehörigkeit der verbündeten Staaten und ihrer 
Km Einheit, daß man den Unterthanen ver Einzelftaaten das Recht ver 
ling von einem Bundeslande in das andere gemwährleiftet. Einen Beleg 
— die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung von 1848, welche in ihrem Ar- 
I Folgendes verfügt: „Der Bund gewährleiftet allen Schweizern, melde 
rien Konfeffionen angehören, das Recht der freien Niederlaffung *) 
nen Umfange der Eidgenoſſenſchaft“, worauf dann die Bedingungen folgen, 
m Borhanvenfein dieſes Recht abhängig gemacht wird. Aehnlihen Inhalts 
Konftitution ver vereinigten Staaten von Norbamerifa, deren Artikel IV. 
M: „Die Bürger eines jeden Staates find zu allen Privilegien und 
{en der Bürger ver übrigen Staaten berechtigt“; worin das Recht ber 
in den übrigen Bundesftaaten von felbft inbegriffen ift. In Deutjd- 
® an einer derartigen bumdesrechtlihen Beftimmung. Die Angehörigen 
u bentichen Bumdesftantes werben in dieſem Punkte von den übrigen 
Meinten als völlig Fremde behandelt. Erſt die Zollvereinsverträge fuchten 
ade in etwas auszufüllen, indem fie wenigftens die Zuläffigkeit zum Hans 
u Oewerbsbetrieb gegenfeitig von gleichen Bedingungen abhängig maden, 
a der Angehörige eines Staates in diefer Beziehung in allen übrigen 
tanten ebenjo behandelt werben joll, wie die eigenen Unterthanen 3). 
de Standpunkt des Staates ift bei der Einwanderung der überwiegende; 
fein Ermefjen ift es anheimgegeben, die Bedingungen auszuſprechen, 
melden er Fremden dans Bürgerrecht zugeftehen will. Nur völferrechtliche 
ten legen ihm dabei gewiſſe Beihräntungen auf. So würde es einem 
* N das Böllerredht anerkennt und im ftändigen Verkehr mit den übrigen 
\ * 


Min 
J 





1, über dieſes Verhältniß den Artikel Fremde.“ 

nm. d. Ned. Das fchweizerifche Staatsrecht unterfcheidet u noch von dem 
„lngörecht das Bürgerrecht. Die Niedergelaffenen haben gleich den Bürgern „freie Ges 
Ve und das Recht der Erwerbung und Veräußerung von Liegenſchaften“, aber fowohl 
EEerband als die politifchen Mechte find in den meiften Kantonen vorzugsweife an die 


mg des Bürgerre unden, ” 
N noch die Oicet fees Bürgerrecht” und „Zollverein“. 
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Staaten fteht, wohl mit Recht als eine Verlegung ver gebührenven Achtung an- 
gerechnet werben, wollte er alle und jeve Einwanderung geradezu verbieten. Ebenio 
würde es nicht ohne Folgen bleiben, wenn ein Staat die Einwanderer aus fra: 
den Staaten in verfchiedener Art behandelte, von den einen läftigere Bedingungen 
forderte, als von den anderen; bie betheiligten Staaten könnten nämlich jevenfalt 
von ihrem Metorfionsrechte gegen die aus dem betreffenden Stante fommenben 
Einwanderer Gebrauh machen. — Weitergehende Befchräntungen ber freien Die 
pofitionsbefugniß des Staates in diefem Punkte können in dem Konföderationsver: 
hältnifje begründet fein, indem vie Gentralgewalt die Sache mit Ausſchluß der 
Einzelftanten zu orbnen verfaffungsmäßig berechtigt ift, wie dieſes namentlich in 
der norbamerifanifchen Union der Fall ift. Nach Artikel I. $. 8 der Konftitution il 
nur der Kongreß für befugt erflärt, „gleichförmige Regeln vorzufchreiben, nad 
welchen Fremde naturalifirt werben." Die Einzelftaaten ericheinen hiernach lediglih 
als die Bollzieher der vom Kongrefie erlafjenen Vorſchriften, die fie weder ale 
ändern noch aufzuheben das Recht haben. Die Konftitution hat indeſſen das Ir 
terefie der Einzelftanten gegen ven möglichen Mißbrauch diefer Gewalt des Kur 
grefies dadurch gewahrt, daß fie diefem das Recht, die Einwanderung vor dem 
Jahre 1808 zu verbieten, ausdrücklich entzieht (Art. I. 8. 9). — Die Schweihe 
Bundesverfaffung überläßt die Verfügung in Bezug auf die Einwanderung ba 
einzelnen Kantonen, nur mit der Beichränftung, „daß kein Kanton Ausländern 
das Bürgerrecht ertheilen darf, wenn fie nicht aus dem früheren Stantsverbant 
entlaffen werben (Art. 43)". 4) Vollkommen freie Hand läßt das deu tſche Pur 
besrecht den Einzelftanten; für fie macht es in der Regel dabei keinen Unterſchiet, 
ob der Einwanderer bisher Unterthan eines deutſchen oder auferbeutfchen Staatet 
war. Nur die Eine Mopififation ift im Bundesrechte gelegen, daß die Bunte 
ſtaaten fich gegenfeitig verbindlic gemacht haben, keine in ihrem Vaterlande nd 
militärpflichtigen Individuen als Unterthanen aufzunehmen, 3) 

Wollen wir uns nun — was wohl hauptſächlich die Aufgabe des Staat 
wörterbuchs in unferer Materie zu bilden hat — einen Ueberbid über bie ver 
ſchiedenen Syfteme, welche von den europäifhen Geſetzgebungen im der Cinwar 
berungsfrage befolgt werben, zu verfchaffen juchen, jo werbient vor Allem 

1) das englifhe Recht als eigenthümlich hervorgehoben zu werden. Dei 
felbe rechnet nämlich zu den natürlichegebornen Unterthanen von England nidt 
blos die Kinder von Englänvern, gleihviel wo fie geboren find, ſondern auch Di 
Kinder von Fremden, wenn fie innerhalb des englifchen Gebietes unter der Her 
haft der englifchen Krone geboren find, aljo insbefondere auch folde, die auf 
engliſchen Schiffen over in ver Wohnung eines englifhen Gefandten im Ausland 
geboren find. 6) 

Außerdem kennt übrigens das englifhe Recht auch eine Naturalifation ven 
Fremden, über deren Ertheilung ein Gefeg vom Jahre 1844 folgende Beltin- 
mungen enthält. Um die Naturalifation nachſuchen zu können, muß der Fremde 

a) fih fünf Jahre ununterbrochen in England aufgehalten haben, 


) Daß das freie Meberfiedlungsredht der Angehörigen der übrigen Kantone nicht verleft 
werden dürfe, verftebt fich von felbft. 

5) ©. die allgemeine KartellsRonvention unter den deutfchen Bundesſtaaten vom 10 Mer. 
1831 und 17. Mai 1832 bei &. von Meder, Staatsalten, Bd. 11. ©. 378 ff. 

6) Die Konfequenz, daß dann Kinder von Engländern, die im Auslande geboren werden, 
ala Fremde zu behandeln feien, war im älteren Rechte wirklich anerkannt. 
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b) ein Gewerbe treiben, an ber Spige eines Gefchäftes ftehen, ober ein un- 
abhängiges Vermögen befigen, und 

e) durch das eidliche Zeugniß von vier Hausbefigern erhärten, daß er einen 
guten und fittlihen Lebenswandel führe und ein rechtſchaffener Mann fei. 

Wenn das Gefuh, das an den Staatöfefretär des Innern zu richten ift, 
mit den Nachweifen über das Vorhandenfein dieſer VBorbevingungen belegt ift, fo 
fommt ed dem genannten Staatsfefretär zu, eine Urkunde ausfertigen zu laflen, 
durch melde der Bittfteller zum naturalifirten englifhen Unterthan für ven Fall 
erflärt wird, daß er innerhalb einer Frift von 60 Tagen die fragliche Urkunde 
dem Gerichtshofe des Lorb Kanzlerd (Court of Chancery) zur Einregiftrirung 
verlegen und vor eben dieſem Gerichtshofe den Unterthaneneid leiften würde. Wirb 
tiefen beiden Bedingungen innerhalb befagter Frift Genüge geleiftet, fo ſoll dies 
ver Gerichtshof dem Impetranten mit dem Beijate bezeugen, daß er von nun an 
in den Genuß aller Rechte eines naturalifirten engliichen Staatsbürgers eingetreten 
ji, Unter diefen Rechten ift indeſſen die Fähigkeit, in dem geheimen Rathe bes 
Königs oder im Parlamente zu figen, noch nicht begriffen; fie könnte nur durch 
ine Parlamentsafte zugeftanden werben. 

2) Eine diefer neueren englifhen Gefepgebung ähnliche Regel über Natura- 
ifetion beftand ſchon feit 1802 in Nordamerika. Wer ind Bürgerrecht ber 
vereinigten Staaten aufgenommen werben will, hat dem Gerichte, bei weldem er 
ve Aufnahme nachfucht, ven Nachweis zu liefern, daß er ſich wenigftens 5 Jahre in 
von vereinigten Staaten und wenigftens ein Jahr in dem Staate oder Territorium, in 
den das Gericht fich befindet, aufgehalten und ſich währen diefer Zeit als ein Mann 
bon gutem moralifhen Charakter, von Anhänglichkeit gegen die Verfaſſung der ver- 
einigten Staaten und als Freund der guten Orbnung betragen haben. Den Beweis 
der Dauer des Aufenthalts kann er nicht durch Eid, fondern nur durch eine von 
äinem court of record ausgeftellte Urkunde liefern. Um biefe zu erhalten, muß er 
fh 3 Jahre vor feiner Aufnahme bei einem court of record melden und bier eidlich 
der an Eivesftatt erflären, daß er bona fide Bürger ver vereinigten Staaten 
werden wolle und für immer jede Übhängigkeit und Treue gegen jeden fremden 
Staat oder Fürften aufgebe. — Bei der Aufnahme felbft hat er dem Gerichte 
eidlich oder an Eidesſtatt zu verfichern, daß er die Bundesverfaffung der vereinig- 
tn Staaten nach feinen beften Kräften befhligen wolle, und daß er fortan jebe 
Abhängigkeit und Treue gegen einen fremden Staat oder Fürften abſchwöre. — 
Dur die auf Grund dieſer Bedingungen gewährte Aufnahme tritt der aufgenom- 
une Bürger in alle Privat- und öffentlichen Rechte eines jolhen ein, nur mit 
Kusnahme jener politifchen Befugniſſe, deren Ausübung die Verfaſſung von einer 
gewiffen Dauer des Bürgerrechts abhängig macht. So kann er nad feiner Re 
eptisn vor Ablauf von 7 Jahren nit ins Haus der Repräfentanten, vor 9 
Jahren nicht zum Senator erwählt werben und ift zudem nicht fähig, zum Prä- 
ſidenten oder Vicepräflnenten der vereinigten Staaten ernannt zu werben. 7) 

3) Die franzöfifhe Geſetzgebung gefteht zuvörderſt in theilmeifer 
Nachbildung des englifhen Rechts den in Frankreich geborenen Kindern von Aus - 
lindern das Recht zu, die Eigenfhaft von Franzoſen zu erwerben. Die Beringung, 
von welcher die Erwerbung abhängig gemacht ift, befteht darin, daß vie betreffende 
Perfon, wenn fie fih in Frankreich aufhält, innerhalb des erften Jahres ihrer 





?, In Brafilien und den La Platas»Staaten beträgt die Naturalifationsfrift 2 Jahre, 
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Gropjährigkeit die Erflärung abgiebt, daß fie die Abficht hege, ihren feften Wohn: 
fig in Frankreich zu nehmen, oder wenn fie im Auslanvde ihren Aufenthalt bat, 
daß fie ſich anheifchig made, dies zu thun, und daß fie innerhalb Jahresfrift 
ihren Wohnfig wirklich dort auffhlage, (Code eiv. Art. 9). — Außerdem Tennt 
das franzöfifche Recht eine Habilitation des Fremden zum Genufje der Civilredte 
eines Franzofen; fie ift Jedem zugeftanden, der mit Erlaubniß des Kaifers dert 
feinen Wohnfig nimmt (Code eiv. Art. 13). In Verbindung damit fteht im neueren 
ſranzöſiſchen Nechte die eigentlihe Naturalifation, wie fie durch Geſetz vom 
3. December 1849 geregelt ift. Wer fie nachſuchen will, bat den Nachweis zu 
liefern, daß er von ver Zeit an, wo er bie Erlaubniß erhielt, fein Domicil in 
Frankreich zu begründen, 10 Jahre lang 8) ohne Unterbrehung ſich vafelbft auf- 
gehalten habe. Das Gefuh ift an den Minifter ver Juftiz zu richten und wir 
vom Kaifer nach erholtem Gutachten des Staatsrathes beſchieden. Dem auf vi 
Weife naturalifirten Fremden mangelt indeffen noch die Wählbarkeit zum get 
gebenden Körper; diefe kann ihm nur durch ein Gefeg verliehen werben. — Di 
vor der Naturalifation gebornen Kinder bleiben Fremde, wenn fie nicht austräd: 
ih mit naturalifirt find. Ein neueres Gefeg (vom 7. Februar 1851) hat jereh 
die Beftimmung des Art. 9 des Code auf fie anwendbar erflärt. 

4) Diefelben Borfchriften gelten im Wefentlihen aud in Belgien; vie du 
faffung vom 25. Februar 1831 beftimmt im Art. 5 ausprüdlih: „Das Staat 
bürgerredht wird durch die gefeßgebende Gewalt verlichen, und nur vie grank 
naturalisation macht den Fremden für die Ausübung der politifchen Rechte ven 
Belgier glei." Die Frift, welche ver Naturalifation vorauszugehen hat, beträgt 
bier nur 5 Jahre. 

5) Die Eigenfchaft eines Schweizers kommt demjenigen zu, welcher da! 
Bürgerrecht irgend eines ver einzelnen Kantone befist. Die Ertheilung deſſelben 
an einen Ausländer gehört, abgejehen von ver oben ſchon berührten Auflage der 
Bundesverfaffung, zu den vorbehaltenen Rechten ver Kantone. Dieſe ihrerieitt 
mahen das Kantonsbürgerreht von dem Befige des Gemeinvebürgerrehts ab 
bängig. Die Geburt innerhalb einer Gemeinde, fowie der länger fortgefegte Auf: 
enthalt in einer folhen haben hier für die Erlangung des Bürgerrechts feine Be 
deutung. 

6) Die veutfhen Gefeggebungen ftimmen bezüglid der Art um 
Weiſe, wie ein Fremder das Landesbürgerrecht (Indigenat) erwerben könne, nid! 
überein. Wir müſſen vaher, um beftimmte und Mare Grundſätze aufftellen j 
fünnen, die wichtigeren Partikularrechte gefondert "aufführen. 

a) Nach öfterreihifhem Recht erwerben Fremde die Staatsbürgerſchaft In 
Defterreih einmal durch den Eintritt in einen öffentlichen Dienft, dann durd An 
tretung eines Gewerbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anfäfftgkeit im Yandı 
nothwendig macht, und durch einen im Lande vollendeten zehnjährigen umunter 
brodenen Wohnfis, jedoch unter der Beringung, daß der Fremde biefe Zeit bin 
durch ſich wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezogen habe. — Neben biefen 
an gewiffe Thatfachen von felbft fih fmüpfenden Erwerbsgründen des Staat 
bürgerrechts giebt es noch eine zweite Erwerbsart, die auf der Verleihung der politt 
hen Behörben beruht. Man kann die Einbürgerung bei den genannten Behörden 


8) Diefe Frift ift auf Ein Jahr verfürgt zu Gunften folcher Fremden, welche Frankreich wich 
tige Dienſte geleiſtet, oder ihm beſondere Talente, Erfindungen u. f. w. mitgebracht haben. 
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indhen, und diefe können fie ertheilen oder abjchlagen, je nachdem ihnen das 
gen, die Erwerbsfähigteit und das fittlihe Betragen des Geſuchſtellers für 
e Gmährung zu ſprechen fcheinen, oder nicht. — Durd die bloße Inhabung 
a pitliche Denügung eines Landgutes, Haufes oder Grundſtücks, durch die An- 
eines Handels, einer Fabrik oder bie Theilnahme an einem von beiben, 
eher Anfähfigkeit in einem ver öſterreichiſchen Kronländer, wird bie 
—— nicht erworben. 9) 
Preußen hat ein neueres Gefeg (vom 31. December 1842) ge- 
Ägungen über die Erlangung ver Eigenjhaft eines Preußen getroffen. 
x gi die Berufung und Anftellung eines Auslänvers in preußifchen 
als Naturalifation. Im Uebrigen ift das Recht, zu naturalifiren, ven 
oligeibehörven (Regierungen) übertragen. Diefe follen aber vie Eigenſchaft 
teuf ſchen Unterthanen nur ſolchen Ausländern verleihen, welche 
nad) den Geſetzen ihrer hisherigen Heimat dispoſitionsfähig find, 
nen unbeſcholtenen Yebenswanvel geführt haben, und nachweiſen, daß fie 
a bem Orte, wo fie fi) nieverzulafen beabfichtigen, eine eigene Wohnung 
Flinterfommen finden, 
Fr: erden Drte ſich und ihre Angehörigen zu ernähren im Stande feien. 
der Einwanderer einem veutfhen Bundesftaate an, fo muß kon— 
M, daß er der Militärpflicht gegen fein bisheriges Baterland genügt 
x davon befreit worden fei. 10) Bor der Ertheilung der Naturalifation 
Iemeinde, im welcher ſich der Fremde niederzulaffen gevenft, über vie 
anfgezählten Erforverniffe mit ihrer Erklärung gehört werben, und 
erhebliche Einwendungen vorbringt, fo fol die Aufnahme verfagt werden. 
feine Gemeinde einen Ausländer ald Mitglied aufnehmen, 
die preußiſche Unterthaneneigenfhaft erworben hat. — Die er- 
malifation erftredt ſich im Zweifel auch auf die Ehefrau und auf vie 
bäterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder. 11) 
baheriſche Recht weicht zunächſt darin von den beiden eben 
I deutjchen Rechtsſyſtemen ab, daß es der Berufung zu einem 
" Staatsamt feinen naturalifirenden Effeft einräumt; die Eigenſchaft 
| — das Indigenat — ift vielmehr Bedingung, um ein fol- 
: und befleiven zu können. 12) Um nun aber dieſe Eigen- 
a ih m, dafür eröffnet dieſes Partifularreht den Ausländern zwei 
























m fe in das Königreich einwandern, ſich darin anſäſſig machen und die 
Be fremden perfönlichen Unterthansverbande beibringen. Auch hier 

3 bes Öfterveichiichen Geſetzbuchs erläuternd hinzugefügt, daß 
fi ober bie zeitliche Denüsung liegender Gründe, die Anlegung eines 


allgem. bürgerl. Gejenbug $$. 29, 30 u. 31. Daß die Ausländerin, die einen 
uralif ——— org! per arg. a. c. aus $. 32. 

feinen Behörden zur Pflicht, Perionen, welche in den bemerften 
nebmen, um etwaigen Meklamationen auf Grund der Kartell: 





— * 


ar Anne, das Staatörecht der preuß. Monarchie Bd. I. S. 286 ff. Der 

* oder Wohnfis ih Preußen bat feine Wirkung für das Indigenat. Bol. noch die 

—D t Heft Nr. 55. 

Senn Zöpfkin feinem Staatsrecht Bd 11. S. 254 das Gegentheil lehrt, fo bat er 
titirten 8. 5 des Edikts und das Gefep vom 15. Aug. 1828 völlig mißverftanden, 
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Handels, einer Fabrik oder die Theilnahme an einem von beiden, ohne fürmlide 
Nieverlaffung und Anfäffigmahung bie Indigenatsrechte nicht begründe. 

6) Will over kann der Fremde anf dieſe Weile das Indigenat nicht erwerben, 
jo fteht ihm frei, ein Geſuch an den König zu richten, ber die Naturallſatien 
nad erfolgter Bernehmung des Staatsraths durch ein befonveres Dekret ertheilt. ) 

d) In Württemberg erfolgt die Naturalifation in der Regel burd ein 
YAufnahmsverfügung der Regierung, bei Frauen des Oberamts (d. i. der Unter 
behörbe). Sollen vie zuftändigen Behörden in der Lage fein, eim foldhes Gefud 
gewähren zu können, fo muß ver die Aufnahme. fuchende Ausländer nachweiſen, 
daß er von einer beftimmten Gemeinde des Landes die vorläufige Zuficherung det 
Bürger und Beifigerrechtes erhalten habe, Diefes Verſprechen zu geben find aber 
die Gemeinden verpflichtet, wenn er außer ben einem Eingebomen nothwendigen 
Eigenfhaften zur Zwangsüberfienlung noch ein um vie Hälfte größeres Vermöm 
befigt, und ein Zeugniß .beibringt, daß er wieder in feinem früheren Waterlan 
werbe angenommen werben, fall& vie dieſſeitige Aufnahme nicht rechtsgültig würk, 
d. i. falls die Staatöbehörven die Aufnahme nicht bewilligten. 1%) — Wuferten 
wird auch bier der ju einem Staatsdienſt berufene Fremde dadurch Inländer, jered 
nur auf die Dauer des Dienftes. 

e) Die übrigen Partitularrehte erkennen als Naturalifationsgründe aufer ie 
Berehelihung einer Auslänberin mit einem Einheimifchen und ber Anftellung & 
Staatsvienfte übereinftimmend an: die befonvere Aufnahme in den Unterthant 
verband, vie entweder vom Landesherrn jelbft over von ven höheren Landesſtellu 
ausgeht. In einzelnen Landesgefegen wirb überdem noch der Erwerbung des Bär 
ger oder Nachbarrechtes in einer Gemeinde 15), ferner dem länger ununterbroden 
fortgefetten Wohnen im Lande die Wirkung des Indigenatserwerbes beigelet; 
doch hat man die legtere Erwerbsart, auf den privatrechtlihen Normen über iv 
figung von Rechten beruhen, in neuerer Zeit in mehreren Staaten befeitigt, I 
welcher fie bis dahin anerfannt war. 16) Bor. 


Eiſenbahnen. 


I. Unter den Erfindungen der neuern Zeit nehmen die Eiſenbahnen eine ber 
vorragende Stellung ein, obgleich durch biejelben nicht fomohl neue Kräfte nugbar, 
als vielmehr bereits benutzte Kräfte zur Erreihung eines befondern Zweckes ver 
wendbar gemacht wurden. Sie verbanten daher ihre Bedeutung der Wichtigtei 
des Zwefäes dem fie dienen, und der Art und Weile, wie fie biefen Zwei 
fördern. 

Diefer Zweck ift ver Verkehr, welcher die Beringung alles geſellſchaftlichen 
und ftaatlihen Lebens bildet, deſſen Beförderung und Vervollkommnung daher Mi 


u » ©. Die pofitiven Normen in dem Edikte über das Indigenat vom 26, Mai 1818 
.3 und 4, : 
16) Dal. R. v. Mohl württ. Staatsr. Bd. 1. S. 310, Derfelbe bemerkt, daß bie Bei 
bringung einer Urkunde über die Entlafjung aus dem frühern Intertbansverbande feine 
a - Bedingung fei. 

15) Dies gilt 4. ®. in Sachſen-Meiningen (Berf.-Urt. $. 6). . 

16) Die Erwerbung des Indigenats durch zebnjührigen Wobnfig ift 3. B. aufgehoben = 
Bayern feit 1818, in Baden feit den Sei, vom 17. Märg 1854; fie beftebt noch außer ODeſter 
reich z. B. in Sachſen-Koburg⸗Gotha. 
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Beförberung und Bervolllommung des Gefellihafts- und Staatslebens ift. Nicht 
eine bejondere Klafje von Interefjen, ſondern alle Interefjen, welche die Menfchen 
in der Geſellſchaft verfolgen, werben durch die Verkehrsanftalten überhaupt und 
die Eifenbahnen insbefondere gehoben: Aderbau, Gewerbe und Handel, Kunft, 
Wiſſenſchaft, Religion, Familie, Gemeinden und Staat, werben durch fie in ihrer 
Lebensentwidelung unterftügt. Die Art und Weife, wie die Eifenbahnen dem Ber- 
tehr dienen, befteht darin, daß fie einen regelmäßigen und ſchnellen Transport 
vermitteln und dadurch ſowohl einen regelmäßigen Gütervertaufh als auch eine 
regelmäßige und ununterbrodene Verbindung zwifchen Perfonen möglih machen, 
welche in weit von einander entlegenen Orten wohnen. 

Die Mittel, worurd die Eijenbahnen dieſes Ziel erreichen, find: 1) die Be 
nusung einer Bahn zur Fortihaffung, melde der anzuwendenden Kraft eimen 
möglichft geringen Wiverftand entgegengefegt und 2) die Anwendung einer Kraft, 
welcher eine beliebige Spannung gegeben werden kann. Die Maffe, die ein Yand- 
ahrwert fortzufchaffen vermag, wird durch zwei Umftände bedingt: 1) die Größe 
der Kraft, welche zum Fortihaffen angewendet werden fann und 2) die Größe 
bes Wiperftandes, weldhe die Bahn der Fortfhaffung entgegenftellt. Dieſer letztere 
num hängt ab: a) von der Reibung der Räder auf dem Boden, b) von der Reis 
bung der Achſen in ven Naben der Räder, c) von ver mehr oder weniger bori« 
zontalen Lage der Bahn. Die Reibung der Räder auf dem Boden oder der Fort⸗ 
\Haffungsbahn ift um fo geringer, je fefter und glatter die Oberfläche berjelben 
iſt, und umgekehrt. Auf den Eijenfchienenwegen ift dieſe Reibung nur fehr gering. 
Je nad dem Zuftande der Reinlichfeit und der größern oder geringern Vollkom— 
menheit ver Schienen und Räder ift zur Ueberwindung verfelben bei horizontaler 
Lage ver Schienen 1/zgg bis! / 00 der fortzufhaffenden Laft erforberlih, d. h. die 
Kraft, welche zum Fortziehen anzuwenden ift, jo weit es ſich dabei um bie Ueber: 
windung des Widerftandes handelt, welden die Reibung der Räder auf den Schie- 
nen verurfacht, ift nur der zweihundertite bis breihunderfte Theil von der Kraft, 
welche zum Heben oder Tragen jener Laft erforderlich fein würbe. Auf einer gut 
gepflafterten Straße dagegen beträgt die zur Ueberwindung biefer Reibung anzu— 
wendende Kraft etwa ein Dreißigftel der fortzufchaffenden Laſt. Was die Rei- 
bung der Achſen in den Naben der Räder betrifft, fo ift diefe von dem Berhält- 
niß abhängig, welches der Durchmeffer des Rades zum Durchmeſſer der Achſe 
bat. Die Eifenbahnen haben in diefer Beziehung feine Eigenthümlichkeit. 

Diefe geringe Fortſchaffungskraft, welde der Eijenbahntransport erfordert, 
zilt jedoch nur für den Fall der horizontalen Lage ver Schienen. Jede Erhebung 
derfelben aus dieſer Lage muß von einer entfpredhenden Steigerung der Zugkraft 
begleitet fein. Diefe Steigerung ift dem Winfel proportional, welchen alddann bie 
Lage der Schienen mit einer horizontalen Linie bilvet; d. h. um die Laſt auf der 
Ihiefen Ebene ver Schienen in die Höhe zu ziehen, wirb eine Kraft erforbert, 
welche ſich zur Laſt verhält, wie die Größe der Steigung zur Länge berfelben. 
If daher 3. B. die Steigung wie 1:200, fo ift zur Hebung ber Laſt auf diefe 
Höhe eine ebenfo große Kraft erforberlih, als um die Laſt auf der horizontalen 
Bahn fortzuziehen. Die Vortheile, welche die Fortfhaffung auf einem Scienen- 
wege gewährt, vermindern fi daher in dem Maße, als die Steigungen auf ber 
Bahn groß find. Es kommt noch dazu, daf mit der Größe der Steigung ſich auch 
die Hafibarkeit (Aohäfion) der Räder auf den Schienen vermindert und folglich 
die Laft durch ihr eigenes Gewicht zurüdgezogen wird. Die Aohäfion der Räder 
auf den Schienen fteht im Verhältniß zu dem Drude, welchen die auf venfelben 
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ruhende Laft auf den Schienen ausübt. Man kann daher durch Berftärkung ver 
Laft der Lokomotive und durch Borridhtungen, welche diefen Drud vermehren (bie 
Kuppelung der Räder) die Adhäſion fteigern. Ebenjo hat man auch durd eine 
folhe Vertheilung der Steigungen, daß fie entweder auf eine vorhergehende fal: 
lende Steigung ver Bahn folgen oder wenigftens mit horizontalen Lagen derſelben 
abwechjeln, fowie auch durch eine zwedmäßige Vorrihtung an der Lokomotive, 
die fogenannte Erpanfion, verfelben zur Ueberwindung der Steigung einen entipre- 
enden Kraftzufhuß zu geben verfucht. 

Alle diefe Hülfsmittel können jedoch die Schwierigkeit nur mindern, nidt 
befeitigen, und die VBortheile des Eiſenbahntransportes find daher nur zu erlangen, 
wo der Bahn eine möglichft Horizontale Lage gegeben werden kann. Es m 
beöwegen, wenn bas Terrain, über weldes bie Eifenbahn geführt werben fol, 
nit von Natur eine horizontale Yage hat, vdemfelben eine ſolche durch Aufidir 
tungen, Ginfchnitte oder Tunnels fo viel thunlich gegeben werben, obgleich dat 
natürlich die Koften der Bahn fi) beveutend erhöhen. Nur ausnabmsweije um 
mit einzelnen Streden in Gebirgsgegenden, wo bie Vortheile diefes Transper- 
mittel8 auf andere Weife nicht zu erreichen find, läßt ſich eine ſehr ftarke Steigum 
ver Bahn rechtfertigen; denn es ift leicht einzufehen, daß, während die Koften wer 
Ebenlegung der Bahn nur einmal gemacht zu werben brauchen, ſich aljo auf ii 
Berzinfung des angelegten Kapitals beſchränkeu, die Koften, welche die Uebermir 
dung einer großen Steigung erforvert, bei jebem Zuge fi wiederholen und } 
nad dem Betrage dieſer Koften, möglicherweife bald ein viel größeres Kapikl 
weggefrefien haben, als dasjenige ift, welches die Ebenlegung der Bahn erforden 
haben würde. . 

Was den zweiten Punkt, die zur Fortichaffung zu verwendende Kraft, be— 
trifft, fo ift von allen elementaren Kräften ver Dampf diejenige, über welt 
der Menſch eine volltommene Herrſchaft erlangt hat, und welche er dem dr 
bürfniffe gemäß vermehren und vermindern kann. Die Benugung des Luft: 
drudes bei der fogenannten atmosphärifhen Bahn findet fich jegt nur noch auf 
Einer Bahn, der Bahn von Paris nad) St.Germain, behufs der Erfteigung ein 
bebeutenden Anhöhe vor ver legteren Statt. Diefe Bahn, deren Länge mu 
"2,500 Meter ift, koftet 6,000,000 Franken. Die Verſuche, die elektro⸗magnetiſch 
Kraft als Zugkraft auf den Eiſenbahnen anzuwenden, haben noch fein befrit 
digendes Rejultat ergeben. 

Die Benutung der Dampffraft gewährt für ven Transport wefentlih zw 
Bortheile: einmal nämlih, im größerer Stärke angewendet werden zu fönnen, 
und fodann, eine größere Geſchwindigkeit des Transportes zu bewirken, als jet 
andere Kraft, die wir anzuwenden vermöchten. Die Lokomotiven, melde bei dei 
Güterzügen angewendet werben, haben jett zwiſchen 200 und 350 Pferbefraft, 
und bei den Perfonenzügen variirt die Stärke zwifchen 100 und 200. Im Not 
falle könnte alfo bei Güterzügen, durch Anwendung von zwei Lokomotiven, DI 
Kraft auf 700 Pfervefraft gefteigert werden. Dazu fommt, daß, was man in der 
Mechanik eine Pferdekraft nennt, beinahe das Doppelte vom dem iſt, was ei 
Pferd mit Fleiſch und Bein zu leiften im Stande wäre, wobei indeſſen nidt ver 
geflen werben darf, daß fich keineswegs die ganze Kraft der Lokomotive auf die 
Raͤder übertragen läßt, fo daß die wirkliche Yeiftung derfelben hinter der mau 
nellen um ein Wefentliches zurüdbleibt. Wollte man aber biefelbe Laft, welche 
durch eine Lokomotive fortgeſchafft werden kann, durch Pferde fortziehen laſſen 
ſo müßten die Wagen, ſtatt an einander gehängt und auf einmal fortgeſchaff 
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wen zu können, in viele Theile zerlegt und jeder Theil beſonders befpannt 
den, wezu dann ein viel größeres Perfonal erforderlich fein mwürbe, als ver 
rausport durch die Lokomotive nöthig macht. — Die bei den Güterzügen ange- 
mdeten Lolomotiven fahren mit einer Geſchwindigkeit von 3—31/, Meilen in 
t Stunde, und diejenigen, welde bei den Perfonenzügen in Anwendung kommen, 
hen eine Geſchwindigkeit von 8—9 Meilen. Wenn nun audy freilich dieſe Ge- 
—9 der Wirklichkeit nicht ganz benutzt werden kann, indem dieſelbe 
uch ten, An- und Abfahren um etwas vermindert wirb, fo kann bei Per- 
Men doch immer noch eine mittlere Geſchwindigleit von 7 Meilen in ver 
Aue erreicht werden, während vie berühmten engliidhen state-coaches nur 2 
Min der Stunde zurüdzulegen vermedhten. 
Die Anwendung des Dampfes als Zugkraft und die große Geſchwindigkeit, 
ad diejelbe für die Fortihaffung gewonnen wird, bedingt aber freilich, 
Ce Bahn, auf der fi die Wagen bewegen, nit nur möglichft eben und 
ea, fondern daß fie auch möglichft gerade fei, daß alſo nicht blos Stei- 
dern daß aud Ariümmungen über ein gewiſſes Maß hinaus vermieden 
de t der Zug nicht durch die Vehemenz feines Ganges aus den Schienen 
DR Kamgfameres Fahren und Borrihtungen an den Rädern machen es zwar 
©, Neinere Bogen zu befahren, als man früher für möglih oder zwedmäßig 
Hele. Nichtsveftoweniger find ftarfe Arümmungen nur ausnahmsmeife anwend- 
der Degung der Bahn in möglichſt gerader Linie unüberfteigliche Hinder⸗ 
Dege ftehen, oder wo viejelbe übermäßig große Koften erfordern würde. 
Rüdfiht auf die Sicherheit erfordert, daß die Benutzung der Bahn nad 
2 feiten Ordnung erfolge, und die einzelnen Züge genau in einander greifen. 
dab die einheitliche Leitung des Verkehrs bedingt, allerdings auch bie 
®  venug ng der Bahn, welde auf KRunftitraßen und Kanälen ftattfindet, aus- 
Fo wird aber dafür jene Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit hervorgebracht, 
fo großen Borzug des Gijenbahntransportes bildet. 
De Vortheile der Negelmäßigkeit und Schnelligkeit des Transporte, 
eienbahnen gewähren, find nicht ohne einen bebeutenden Koften- 
Da zu erzielen. Faſſen wir zuerft das zur Herftellung einer Bahn erfor- 
anlanefapital ins Auge, fo muß daſſelbe der Natur der Sache nad in 
meinen Ländern und bei ven einzelnen Bahnen fehr verfhieven fein. In 
annien koftet die Herftellung einer deutſchen Meile Eifenbahn durchſchnitt— 
400,000—1,200,000 Rthle., in Frankreich 800,000 Rthlr., in Belgien 
00,000 Rthle., in Deutichland etwas mehr als 400,000 Rthlr., in ven 
en Staaten von Norbamerifa nur 220,000 Rthlr. Bei der Bahn von 
nach Bladiwall koftet die deutſche Meile Bahn 7,691,200 Rthlr., bei ver 
a don Rirni g nad Fürth nur 141,700 Rthlr. Diefe Ausgaben find indeſſen 
 Verfähienenen Ländern durchaus nicht für ven nämlichen Gegenftand gemacht 
a denn zisiichen ven verichievenen Bahnen ift, was die Art und Weile 
as betrifft, ein ſehr großer Unterſchied. Die Herftelungskoften, obwohl 
Fe Derichhiedenen Lindern und bei den verſchiedenen Bahnen fehr ungleich, find 
er doc; keineswegs in dem Maße, als die angeführten Durhfchnittszahlen 
fände, ie Di ir mag deßwegen nicht — —— ſein, die wichtigſten 
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die Größe des Roftenaufwandes bedingen, Hervorzuheben. 
Das erite Element deſſelben bilvet die Ausgabe für die Erwerbung des 
i6 Bes und Bodens, auf welchen die Bahn gelegt werben foll. Dieſe richtet 
Men mad) dem Werthe, welchen Grund und Boden in den verſchiedenen 
% J— und Brater, Deutſches Staate⸗-Wörterbuch. IN. 24 
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Ländern haben, aber aud die Art, wie vie Stationen und Bahnhöfe angelegt 
find, ift von großem Einfluß. In Deutfchland liegen die Bahnhöfe und Stationen 
in der Regel vor den Städten; in Großbritannien und Nordamerika find jie 
meiftentheils mitten in ven Städten. Es liegt auf der Hand, daß dadurch bie 
derbung des Bodens ſehr ungleiche Koften verurfaht. Auch vie Koften bei 
Bates felbft werben dadurch modificirt. Bei der Bahn von Mancheſter nad 
Liverpool ift ein Tunnel unter diefer legten Stadt durchgeführt, um im die Mitte 
verfelben zu gelangen. In anbem Städten waren zu temjelben Zwecke kojtbare 
Viadukte, welche über ven Hänfern und Straßen weggeführt find, erforderlid. 
Das zweite Hauptelement Der Koften wird dur den für den Unterbau 
ver Bahn zu machenden Kapitalaufwand gebildet. Wenn der Boden eben, ber 
Grund feft, von Flüffen und Bächen wenig durchſchnitten ift, find natürlich vie 
Koften, um eine möglichft horizontale und gerade Bahnlage varzuftellen, gering. 
ft dagegen das Land gebirgig, von Flüſſen und Bächen durchkreuzt oder w 
Boden moorig und unfeft, jo müſſen Stollen durd die Berge geftochen, Au 
ihnitte und Auffüllungen gemacht, Futtermauern aufgeführt, Brücken gebaut, 
Nofte gelegt und andere Werke ausgeführt werden. Dadurch müffen ſich die Koften 
natürlich ſehr fteigern. Unzweifelhaft hat man im Laufe der Zeit gelemt, vie 
Schwierigkeiten mit weniger Koften zu überwinden, ald man dies früher verflam, 
indem man Mittel erfand, ohne wejentlihe Koftenvdermehrung ftärkere Steigungs 
zu überwinden und ohne Verminderung der Sicherheit und Schnelligkeit der Fakt 
ftärfere Krümmungen zu befahren. Allein diefe Hülfsmittel haben ihre Grenze, 
und es wird deßwegen immer die Natur des Unterbaues ein fehr wichtiges Ele 
ment in dem Koftenbetrage der Eifenbahnen ausmachen, * 
Das dritte Element, welches die Größe des Koſtenaufwandes bedingt, iſt bie 
Art des Dberbaues. Nach dem in England in diefer Beziehung befolgten Sp 
fteme wird der Bahnförper mit einer in der Negel bis zwei Fuß hohen Stein 
bettung überbedt, die zum Tragen der Bahn beftimmten Schwellen find von 
Eichenholz und wenig zahlreih. Die Schienen find fehr ftarf und ruhen im folide 
gußeifernen Stühlen, an denen fie mit Holzfeilen befeftigt find. Die Bahnen habe 
in der Regel voppeltes Geleife. Um eine deutſche Meile Bahn nad) dieſem Sr 
fteme berzuftellen, find ungefähr 9800 Etr. Schienen, 3100 Etr. Stühle, 1% 
Etr. Nägel und 600— 700 Schwellen erforberlih. Nach dieſem koftfpieligen Sr 
jteme find auch die meiften franzöfifchen und belgiſchen und viele deutſche Bahnen 
gebaut. In Deutſchland hat man aber bei dem größeren Theile ver Bahnen die 
Koften des Dberbaues zu vermindern gefuht. Zu dieſem Ende ift die Bettung | 
geringer (1—1}/7‘), die Schienen, welde einen breiten Fuß haben und mad) ihren 
Erfinder Bignoles-Schienen genannt werben, ruhen nicht in Stühlen, fonvern fin | 
mmittelbar auf den Schwellen durch Hakennägel befeftigt. Die Schwellen ſelbſt 
d Fahlreiher, aber nicht fo ſtark und auch oft nicht von Eichen-, fondern von 
Fichten und Birkenholz. Auf einer Meile Bahn liegen etwa 900—1000 Stüd 
Schwellen. Der Eifenbevarf ift verhältnigmäßig viel geringer, als bei den eny 
lifhen, zumal nur ein Theil der deutſchen Bahnen mit doppeltem Geleiſe ver | 
jehen ift, und ſelbſt viefes oft nur auf einzelnen Streden. Es werben, um ein: | 
deutſche Meile Bahn mit einfachem Geleiſe zu belegen, durchſchnittlich 800 bis 
900 Etr. Schienen md nur 275 Ctr. Nägel erfordert. Noch wohlfeiler als In 
Deutſchland hat man die Bahnen in Norvamerifa zu bauen verſucht. Die Bahnen / 
diefes Landes haben nämlich eine jehr ſchwache, oft gar feine Bettung. Die | 
Schwellen find fehr zahlreich, auf diefen ruhen zunächft jogenannte Langjgwelen, 
' — | 
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dann ſehr ſchwache Schienen feftgenagelt ſind. Der Holzbedarf ift zur 
ritelung einer ſolchen Bahn jehr groß, aber dieſer Theil des Materials in 
serifa leicht zu beſchaffen. Der Gijenbevarf ift verhältmißmäßig fehr gering. 
Gin nicht unwichtiges Element der Koften bildet ferner ver Bau der Bahn- 
md Stationen. Sind diefe zahlreich, wie bei ven meiften Bahnen Englands, 
wird dadurch der Koftenbetrag fehr gefteigert. Es kommt dabei indeſſen viel 
der Ausführung an: während man in Großbritannien und noch mehr 
erila ſich dabei auf das Nothwendige beſchrünkte, oft im Bezug auf 
amd dergleichen vielleicht zu ſparſam geweſen ift, hat man in andern 
unit ſelten einen unnöthigen Luxusaufwand gemacht und dadurch das 
mm der Bahn, ftatt daffelbe zu vermehren, vermindert. 

u dem ftehenden Kapital einer Eifenbahn gehört aber nicht nur die Bahn 
mi den dazu nöthigen Gebäuden und Utenfilien, ſondern auch das rollende 
Eh die Solomotiven, Perfonen- und Güterwagen. Die Summe dieſes 
ziptet ſich nad der Größe des Berfehrs, welden eine Bahn zu be- 
7 muß aber eben deßwegen bei den einzelnen Bahnen ſehr verjchieven 
jede Bahn aber ſteckt im dieſen Gegenftänden ein beventendes Kapital. 
Hemstine von der Größe, von der fie jett für die meiften Bahnen gebaut 
Ktet 15,000-— 18,000 Rthlr. Die ſechsrädrigen Perfonenwagen, wie fie 
Hand im Gebrauche find, koften je nad) der Klaſſe zwiſchen 1800 bis 
DIE, ein großer achträdriger Güterwagen etwa 1600—1800 Athlr. 

38 den Betrieb ver Eiſenbahnen betrifft, jo ift befannt, daß derſelbe ohne eine 
ah von Beamten und Arbeitern nicht bewirkt werben fann. So waren 
Meiie bei ven preufiichen Bahnen im Jahre 1854 im Ganzen 13,695 Be- 
a 7,800 Arbeiter bejhäftigt. Bon den Beamten kamen 806 auf vie 
Sewaltung (Direktion, Büreau, Kaffe u. ſ. w.), 8626 auf die Bahnver- 
haltung und Bewadhung der Bahn), 4210 auf die Transpärtver- 
omotivführung, Heizung, Bedienung der Züge, Erpedition der Güter 
je eine Meile Bahn fommen durchſchnittlich 28 Beamte und etwa 
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Mari von jahlihen Gütern für den Betrieb, als Brennmaterial, 
» Billete, Büreaubedürfniſſe u. ſ. w. richtet fih nach der Größe des 
Beldyer auf jeder Bahn ftattfindet. 
mermäßig aud immer der Betrieb einer Eifenbahn eingerichtet: fein 
8 doch leicht erſichtlich, daß durch venfelben ein ſehr wefentlicher Theil 
Be weggefrejlen wird, der aber je nad) ver Größe des Betriebes felbft 
Um einem fo bebeutenden Kapital, wie es der Bau und Betrieb ver 
MER erfordert, entſprechenden Gewinn zu ſichern, muß ein fehr umfafjender 
mden, Diefer nun kaum zum Theil durch die Eifenbahnen felbft her- 
wenn fie im Stande find, die Transportkoften, im Verhältniß 
Seriehröanitalten, zu vermindern; denn im Allgemeinen wächst ver 
dem Ma als die Transportfoften ſich vermindern. 
ransportloftem aber zerfallen wejentlih in zwei Theile. Der eine 
ben fteht im direktem Berhältniffe zu der Maſſe des Transportes umd 
igleit ver Beförderung. Je größer nämlich vie Maſſen, welche fort- 
» m > größer ift die aufzuwendende Maffe des Brennmateriales, 
Abnusung ver Bahn und des vollenden Zeugs. Ebenfo fteht auch 
Tg ufiwandes mit der Größe der Geſchwindigkeit im Verbältniß. 
24 * 
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Der andere Theil der Koften bleibt im Ganzen verfelbe, e8 mag der Vertehr grof 
oder Hein fein. Die Koften für den Bau der Bahn und einen großen Theil ver 
dazu gehörigen Gebäude müſſen gemacht werben, der Verkehr mag groß oder Hein 
fein. Daffelbe gilt von dem zum Betriebe nöthigen Perſonal, welches, um uns 
Einer beim Militärwefen üblichen Bezeihnung zu bebienen, in feinen Gabern vor- 
handen fein muß und nur in Bezug auf die Mannfchaft je nad) der Größe des 
Betriebs zu- und abnimmt. 

Es geht hieraus hervor, daf die Rentabilität einer Eifenbahn fehr weſentllch 
von den Fradtf ägen bebingt wird. Jede Perſon und jeder Gentner Gut muf 
allerbings denjenigen Theil der Fracht ganz tragen, welcher bireft auf viefelben 
fällt. Da aber die Generalfoften fi verhältnißmäßig vermindern, wenn ber Ber: 
fehr wächft, jo kann der Tarif mit Vortheil fo lange herabgefegt werben, als der 
Berkehr in einem ftärferen Verhältniffe zunimmt, als der Tarif für viefen Th 
vermindert wird, Es fei z. B. der Frachtſatz für 1 Centner Gut auf die Meile 6 Pie 
nige, und es werde davon die Hälfte für Specialtoften, die andere Hälfte fir 
Generaltoften berechnet. Angenommen, e8 würben bei diefem Sate 600,000 Ch. 
Güter jährlich beförbert, fo würde die Einnahme der Bahn - vom Güterverkehr 
10,000 Rthlr. betragen. Davon kämen 5000 Rthlr. auf vie Generaltoften. Wirt 
num ber Frachtſatz von 6 Pfennigen auf 5 Pfennige pro Gentner und Meile vr 
mindert und dadurch der Verkehr verdoppelt, jo wäre die Einnahme 16,6662/, Rikk; 
die Specialloften würden 10,000 Rthlr. betragen und es würden zur Dedung d 
Generalkoſten und als Gewinn 66662/, Rthlr. übrig bleiben. 

Aus der gleihmäßigen Tauglichkeit der Eifenbahnen zum Perfonen- um 
Gütertransporte erwächſt denſelben deßwegen ſchon vie Möglichkeit, die Frachtſäte 
bedeutend herunterſetzen zu können, und man muß dies als eine der Haupturſachen 
ihrer raſchen Vermehrung betrachten. Urfprünglicd und fo lange man ven Dampf 
nod nicht als Zugkraft auf venfelben zu benugen verftand, oder wenigftens ver 
der Erfindung der Stephenfon’ihen Lokomotive, welche zuerft auf der Bahn ven 
Mandefter nach Liverpool in Anwendung kam, follten die Eifenbahnen vorzäglid 
nur zum Gütertransport benugt werben. Es war daher nur da, wo ein fe 
großer Verkehr dieſer Art beftand, Hoffnung zu ihrer Anwendung. Später wu 
es umgefehrt vorzüglih nur der Perfonentransport, auf welchen man rechnete. Gi 
fhienen alfo auch Hier zunächſt wieder nur berufen, in fehr dicht bevölkerten Gr 

enden, zwifchen größeren Städten und felbft hier wieder nur für den Theil dei 
Bubtitums, welcher vorher mit der Poft zu reifen pflegte, angelegt werben zu 
können. In Betreff des Gütertransportes waren es nur bie werthoolleren Güte, 
auf welche man die Aufmerffamkeit wendete. Der günftige Erfolg, welcher nad Ber 
minderung der Transportloften durch dieſe Anftalten auch in Betreff dieſer befchränt: 
ten Sphären ihrer Wirffamkeit erzielt wurde, machte die Anwendung berfelben aud 
für minder verfehrsreihe Bezirke möglih. Die Vervollkommnung in dem Ban 
und Betriebe der Bahnen geftattete dann noch größere Verminderung der Trand- 
porttoften. Die daraus hervorgehende Steigerung des Perfonen- und Güterverfehrt 
machte wiederum eine Verminderung ver Fahrpreife möglich, fo daß allmählig die 
Benutzung der Eifenbahn für alle Klaffen von Perfonen und alle Arten von 
Gütern möglich geworben ift, und es bei einer zwedentfpredhenden Verwaltung 
berjelben noch in einem viel ausgevehnteren Maße zu werben veripridt. 

IV. Das zum Bau und Betrieb einer Eifenbahn erforderliche Kapital ift zu 
groß und die Rente oft zu unficher, als daß ver Staat folde Unternehmungen, wen 
er fie als Bedürfniß erkennt, ohne weiteres der Privatſpekulation überlaflen 
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* In en Ländern hat man ſich begnügt, vie Privatgeſellſcha en zu pri⸗ 
giren; eher dem vereinigten Königreiche Oroßbritannien und —** 
m it dies auch der Fall in den vereinigten Staaten von Nordamerila, 
m ber Schmeiz. In andern Staaten bat man zwar Privatgefellichaften 
usführang und dem Betriebe ver Eifenbahnen betraut, ihnen aber zur 
der Sade mancherlei Unterftügung zu Theil werben laffen. Diefe 
—— dadurch in nähere Beziehungen zum Staat getreten: fo in Frank⸗ 
nd, zum Theil aud) in Deutſchland. In andern Staaten endlich haben 
ungen jelbft den Bau und Betrieb wenn nicht ganz, fo doch der Haupt- 
| ern men und Gefellihaften nur die Ausführung der Nebenlinien ein- 
9 in Belgien und zum Theil in Deutſchland, namentlich in Bayern, 
„Baden. Auch in Preußen und Defterreich find einzelne Linien 
En worben, Oelonomiſche Rüdfihten find dabei nur zum 
fen, obgleich. aus diefem Verhältniffe fehr wichtige dkonomifche 


Reſellſchaften bauten, haben ſie das Kapital theils unmittelbar 
n, il mittelbar durch "Anleihen aufgebracht. Die Benutzung dieſes 
=. aber jeine Grenzen und muß immer auf einen Theil des 
beſchränkt bleiben. Wenn dagegen der Staat baut, fo kann gr 
it durch Anleihe aufbringen und in dem Maße, als der Rein- 
ee zu zahlenden Zinſen überfteigt, befigt er einen größern ober 
8, um aus demjelben die aufgenommene Anleihe zu tilgen. Eifen- 
Ben fie nicht durch Aktienſchwindel ins Leben gerufen werben, 
De Bau von folhen Bahnen ein, welde einen angemeffenen , 
1, der dann bei einigen Bahnen wegen des Monopols weit 
ichen KRapitalgewinn ſich erhebt. Baut dagegen der Staat, fo 
er jehr freguenten Bahnen benugen, um den etwaigen Aus- 
mann. u beden. Er hat dadurch den Vortheil, ſich ein vollftän- 
affen, welches er, wo Gefellichaften der Bau und Be- 
* wird, nur dann erhält, wenn wie in England Hinreichenber 
iR, um die Bahnen nad allen Richtungen rentabel j machen, 
ie einer Form, oft durch Uebernahme dauernder Yaften, die 
Di erſtützt. Sollen dem Lande die Vortheile der Eifenbahnen 
je ie u 2 Een werden, fo muß der Staat die Privatbahnen einer 
denn das Interefje der Privatgefellichaften geht 
* ſſen ar Fa mit dem Intereffe des Publitums Hand in 
dieſer G erreicht, fo ift die Steigerung des Verkehrs für Privat- 
1, währen der Staatsregierung daran gelegen fein and, a 
werde, wenn dies ohne Nachtheile für feine 
1. Bay lommt noch, daß die Eifenbahnen ich auf gi 
Ber den Bertheidigungsanftalten des gehören, 
Staat von hödhfter ——— fein muß, ſich die Benutzuug der⸗ 
f, und die erforderlichen Betriebsmittel volllommen zu ſichern. 
afte she und Betriebe von Eifenbahnem im All- 
u. ‚die Staatöregierungen, iſt weder — die Na⸗ 
h wird * nr ‚die bisherige" Erfahrung bewiefen : 
die N 2 
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großen Betrügereien in höherem Grade ausgefegt geweſen find, während die Re: 
gierungen, zur zwedmäßigen Organifation eines umfaſſenden Beamtenweſens viel 
geeigneter als Privatgefellihaften, aud eine durchgreifendere und nachdrüdlichert 
Kontrole zu üben im Stande find. . 

Allen viefen Gründen zum Troß, bie fih noch durch viele andere vermehren 
laſſen, mag es ſich dennoch in vielen Staaten rechtfertigen, den Ban und Betriet 
der Eifenbahnen lieber Privatgefelihaften zu überlaffen; denn micht jeder finar- 
zielle Gewinn ift auch ein folder im politifher Beziehung. Der Staat hat aber 
biefen mehr als jenen ins Auge zu faflen; denn er ift feine Erwerbsgemeinſchaft 
Welche Stellung der Staat zu dem Eifenbahnmwefen anzunehmen habe, ift daher 
eine Frage, die fih nur aus den Berhältnifien eines jeden einzelnen Staute 
entſcheiden läßt, und daher aud von den verſchiedenen Staaten in fehr verſchie 
dener Weife entſchieden worden ift. 

V. Das Mutterland der Eiſenbahnen iſt Ongland, wo zuerſt Schienen 
zum öffentlichen Gebrauche gebaut wurden und es zuerſt gelungen ift, ven 
als Zugkraft zu benutzen. Die Eröffnung der Eifenbahn von Manchefter nad 
Liverpool, 15. Sept. 1830, auf welder dieſe Kraft zuerft in ihrer vollen Wirt 
famfeit benugt werben konnte, darf als der eigentliche Anfang des Zeitaltere da 
Eifenbahnen angefehen werben. Schon 1805 war zwar eine von Trevethit um 
Vivian gebaute Lokomotive auf der Kohlenbahn Merthyr Tydvil im Thätigki, 
allein fie war noch ſehr unvolltommen, und die Erfinder, fowie alle Mechanik 
damaliger Zeit glaubten nicht, daß die Räder einer folhen Maſchine Haftungstrai 
genug auf ben glatten Schienen hätten, um große Laften foribewegen zu Können. 

iefes Borurtheil widerlegte zwar ber fpätere Begründer der Eiſenbahndampf 
bewegung, Georg Stephenfon, im Jahre 1814 dur die That, allein auch fein: 
verbefferten Maſchinen waren noch fehr unvollfommen, und die Bewegung ned 
viel zu langfam, ald daß man große Hoffnung darauf gefetst hätte. Eine Zeitlany 
glaubte man, daß es gelingen werde, den Dampf als Zugkraft auf der gemähr 
lihen Straße anzuwenden, Es wurbe in der That eine Mafchine gebaut, welche dieſe 
Zwed erfüllte, allein die mit derfelben erzielte Geſchwindigkeit war nicht größer, al 
bie der englifchen Poſtkutſchen, und die Koften ver Fortihaffung waren eben fo grek 
Die Verſuche wurden daher nicht weiter fortgefeßt. Im Jahre 1826 num wurde 
bie Erbauung der Eifenbahn von Mandefter nad Liverpool genehmigt. Die Gr 
ſellſchaft, welcher vie Konceffion ertheilt worden war, lief einen Preis von 500 Wi. 
St. für eine Lokomotive ausfegen, welche im Stande wäre, ihr dreifaches Gewidt, 
das auf 6 Tonnen (J 20 Gtr.) feftgefegt war, mit einer Geſchwindigkeit von 10 
englifhen Meilen in der Stunde fortzufhaffen. Sie follte auf Federn ruhen, feinen 
Rauch erzeugen und nicht mehr als 550 Pf. St. koften. Drei Mafchinen bewarben 
fih um den Preis, von denen die G. Stephenfons bei der angeftellten Prüfung 
(OH. 1829) als die vorzüglidyfte erfannt wurde, Ste konnte nicht nur das Drei- 
fache, jondern Das Fünffache ihres Gewichtes und mit einer Gefchwindigfeit nicht 
von 10, foubern von 15—20 engliihen Meilen in der Stunde fortbringen. 
Diefe Vortheile waren von Stephenſon erreicht worden durch die Benugung dei 
Hochdruckes, anf welden man bei den Dampfſchiffen in Folge ver Ungtüdsfäle 
durch Erplofion verzichtet hatte. Er war dadurch im Stande, dem Dampfe eine 
färfere Preffion zu geben und folglich durch ftärkere Spannung ein größere Kraft 
zu ergeugem "Das große Problem, auch den Transport zu Sande durch Dampf: 
kraft zu bewerfjtelligen, war hiemit gelöft, und es galt jest nur noch, bie gewon⸗ 
nenen Rejultate zu benugen. ⸗ 
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Bis zur Eröffnung der Gifenbahn von Nalton nach Darlington (1825) 
waren die Bahnen ausschließlich für den Giütertransport beftimmt. Auf Stephen- 
fons Beranlafjung wurde hier zuerft der Verſuch gemacht, auch Perfonen zu trans: 
portiren, und gelang. Auch vie Bahn von Mandefter nach Liverpool zog bald 
aus bem 3433 den weſentlichſten Theil ihrer Einnahme. Der glüd- 
liche Erfolg diefes Unternehmens bewirkte, daß man nun Eijenbahnen nicht fo ſehr 
für ten Gütertransport, als vielmehr für den Perfonentransport zu bauen begann. 
Bis zum Jahre 1825 einfchlieglih war der Bau von 32 Eifenbahnlinien und bie 
Erweiterung von 14 vom Parlamente genehmigt worden. Bon 1826—1843 be- 
trägt die Zahl ver neuen Linien, welde genehmigt wurden, 113, vie Zahi der 
erweiterten Linien 205. Die zum Bau diefer Bahnen genehmigten Summen be: 
tragen 1826—1843 zufammen 79,047,527 Pf. Sterling. 

Diefe Zufammenftellung ift nad ven von Porter angegebenen Daten. Nad) 
Toot (history of prices vol. V. p. 252) betrug die am 31. Dec. 1843 ‚gench- 
migte Summe 81,900,000 Pf. Bon ver genehmigten Summe waren bis zum 
31. Dec. 1842 verausgabt 65,600,000 Pf., und dafür 2036 engl. Meilen 
Eifenbahn dem Betriebe übergeben. 

Am 31. Dec. 1847 waren genehmigt L. St., verausg. L. St. u. engl. M. Bahn gebaut. 
338,700,000 167,000,000 3945 


„31. „ 1850 362,000,000 240,300,000 6621 
„31. „ 1853 391,300,000 273,500,000 7686 
„3. „ 1855 409,700,000 297,900,000 8280 


Bon der aufgebradhten Summe waren 222,600,000 8. St. durd Aktien 
und 75,000,000 %. St. durch Anleihen zufammengebradt. Die Herftellungs- 
toften einer englifhen Meile Bahn betrugen durchſchnittlich 35,000 8. St. Die 
Zahl der Stationen in Benugung war 1850 — 2030: 1853 = 2460; 1855 
= 2800. 

Die ſämmtlichen Eifenbahnen in Großbritannien und Irland find von privi- 
legirten Gefellihaften gebaut. Es iſt viefer Umſtand nicht ohne wefentlihen Ein— 
fluß auf die Größe der Antagekoften gewefen. Die Erlangung einer Korporations: 
afte durch das Parlament ift mit großen Koften verbunden. Porter (Progress of 
the nation 3. ed. p. 334) führt die Ausgaben auf, welche von 16 Bahnen in 
diefer Beziehung gemacht wurden. Der geringfte Betrag ift 18,592 2. St., ber 
größte 82,292 L. St. Diefe Poften enthalten aber zum Theil and nod andere 
Ausgaben. Nach dem Edinburgh Review Vol. 100 p. 431 (1854) haben bie 
Parlamentsunfoften vor 1854 geſchwankt zwiſchen 650 v. ©t. und 3000 L. St. 
für Die englifhe Meile. Dies find aber nur die vireften Unkoſten; was verwendet 
worden ift, um die Oppofition abzufaufen, läßt fih in Zahlen nicht angeben, 
As die Geſellſchaft, welde die Bahn von London nad) Birmingham baute, bie 
Genehmigung des Parlamentes nicht erlangen konnte, erhöhte fie den Preis des 
Landes von 250,000 2. St. pro (engl.) Meile auf 750,000 2%. St. und ber 
Widerſtand war gebrochen. Es wurde gemwöhnlih, für „Land und Vergütigung“ 
Summen von 4000-8000 2. St. für vie Meile Bahn zu zahlen. Man kann 
ſich nicht wundern, wenn dadurch der Bau der Bahnen theuer wurbe. 

Was den Ertrag des auf die Erbauung der Bahnen verwendeten Kapitals 
betrifft, fo ergiebt ſich derſelbe aus folgender Ueberficht : 
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Davon der Die jährl. Eine Anzabl d. Per: 
. Meilen Geſammt⸗ ae 
abr: — Perſonentrans⸗ Gütertrans- nahme pro ſonen, welche mit 

eröffnet: eimnahme: port: port : Meile war: d.Eifenb. fuhren: 
1849 5450 11,400,000 6,200,000 5,200,000 2100 63,800,000 
1850 6310 13,200,000  6,800,000 6,300,000 2080 72,800,000 
1851 6700 15,000,000 7,900,000 7,000,000 2220 85,400,000 
1852 7070 15,700,000 7,700,000 7,900,000 2200 89,100,000 
1853 7510 18,000,000 8,500,000 9,400,000 2408 102,300,000 
1854 7800 20,200,000 9,100,000 11,000,000 2580 111,200,000 
1855 8120 22,000,000 nicht angegeben — 2660 118,600,000 


Nach den Klaſſen, welche fie benutzten, fuhren im Jahre 1855 von ven 
118,600,000 Reiſenden in ver erften Klaſſe 15,600,090, in der zweiten Klafi 
39,000,000, in der dritten und vierten Klaſſe 63,900,000. Es hat fi die Zah 
der Reifenden von 1849 bis 1855 vermehrt um etwas mehr als 85 pCt.; ü 
Zahl der Reifenden erften Klafje um 114 pCt., vie Zahl der Reifenden dritte 
und vierter Klaffe um 100 pCt., die Zahl der Reifenden zweiter Klaffe aber nır 
um 67 pCt. Die Einnahme aus dem Gütertransport hat ſich von 1849 hi 
1854 mehr als verboppelt, während die Einnahme aus dem Perfonentrandpen 
in biefer Zeit um nicht ganz um bie Hälfte zugenommen hat. Auf die Meile Vah 
berechnet, ift das Einfommen um 27 pEt. geftiegen. Die Betriebskoften nahm 
1854 durchſchnittlich 45 pCt. der Einnahme in Anfprud). 

Was die Verzinfung und den Gewinn des zum Bau und Betrieb vermer 
beten Kapitals betrifft, jo ift es nicht genug, die Dividenden ins Auge zu faflen, 
fondern es muß aud die Berzinfung des durch Prioritätsaktien und Anleihen anf 
gebraten Kapitals berüdfichtigt werden. Im Jahre 1849 war im Ganzen die 
Summe von 229,700,000 2. St. aufgebracht, und zwar 69 pCt. durch gemöhn 
liche Aktien, 22,2 pCt. durch Anleihen und 8,7 pCt. durch Prioritätsaftien; die 
Prioritätsaktien wurden verzinft mit 5,63 pCt., die Anleihen mit 4,67 pCt, die 
Dividende betrug nur 1,88 pCt. Im Jahre 1855 waren 297,600,000 8, &. 
aufgebradit und davon 57 p&t, durch perfünliche Aktien, 25,3 pCt. durch Anleihen 
und nur 17,7 p&t. durch Prioritätsaftien; die Zinfen für die Prioritätsaktien 
waren 4,92 pCt., für die Anleihen 4,35 pCt.; vie Dividende hatte ſich gehoben auf 
3,12 pCt. Das gefammte auf den Bau und Betrieb der Eifenbahnen verwendet: 
Kapital giebt alfo ein Einkommen von etwa 4 pCt., obgleich nach den mandherlä 
Nachrichten, welche die engliihen Blätter über die Berwaltung brachten, biejelk: 
nicht gerade ſehr im Interefje ver Aftieninhaber gehandhabt wird. 

Am Schluffe des Jahres 1855 waren noch 4571 englifhe Meilen Eifenbabn 
fonceffionirt und find alfo in den nächſten Jahren zu bauen. 

Bon allen Staaten des europäifchen Kontinents war Belgien der erſte, 
welcher fid) zum Baue eines vollftändigen, ven ganzen Staat umfafjenden Eifer: 
Wahnnetzes entſchloß, und zwar ſollte daſſelbe von dem Mittelpunkt Mecheln aus 
gehend, durch den Staat ſelbſt zur Ausführung gebracht werden. (Geſetz vom 
1. Mai 1834.) Die Strecke von Brüſſel nah Mecheln wurde am 1. Mai 1835 
eröffnet, das ganze Ne war bereits 1843 vollendet. Es umfaht 556 Kilometer. 
Am Ende des Jahres 1855 hatten 524 Kilom. doppeltes Geleiſe. Die Koften, 
welche der Bau diefer Bahnen erforderte, hatten fi am 31. Dec. 1855 auf 
179,539,590,18 Br. erhoben. Die Roheinnahme war 1850 14,847,540 Fr., 
1855 23,574,618 Fr. Die Betriebsfoften betrugen 1850 61,9 pCt., 1855 
56,4 pCt. von der Einnahme, Außer feinen Staatsbahnen beſaß Belgien am 
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‚ Der, 1856 1010 er Privatbahnen und 87,6 Rilometer waren nod 
Frankreie 





hatte ſchon vor der epochemachenden Eröffnung der Bahn von 
werpool —* kleinere Strecken Schienenweg genehmigt. Sie 
| m Abſatze won Steintohlen dienen. Nachdem durch die Anwen— 
6 Dampfes als 3 den Eifenbahnen eine höhere Bedeutung gegeben 
ar, und beſonders nachdem das junge Königreich Belgien den Entſchluß 
te, ein Eifenbahnneg auf Stantötoften anzulegen, konnte fi die Regie- 
. —— lange nicht über die Art verſtändigen, wie dem neuen 
| Eingang zu verſchaffen ſei. Wenn ſich dadurch die Anlegung von 
e Heine Streden ausgenommen, binzog, fo erwuchs aus biefer 
—* der Vortheil, daß die Bedingungen, unter denen dem Staate 
z gegeben werden könne, genauer unterſucht wurden, als dies an— 
Daher trägt das Eiſenbahnnetz in Frankreich den Charakter 
t, und ift-don innen heraus entwickelt, während es in den meiſten 
m mehr ftüdweije zufammengefett und erft hintennach vervollftän- 
das Geſetz vom 11. Juni 1842 wurde enblid der Gegenftand 
Knecht! die wefentlichften Linien als die Art der Ausführung 
* Dieſe letztere ſollte durch Geſellſchaften geſchehen, dem Staate 
—— Mitwirkung vorbehalten, reſp. auferlegt. Durch ihn 
die Bor: uud Ervarbeiten zu Stande gebracht werben. Auch bie 
tements, welche von den Bahnen durchſchnitten wurden, follten 
ung en, was aber fpäter eine Abänderung erhielt. Der nunmehr 
Gang des Eifenbahnweiens wurde indeſſen durch das er 
revolution umterbrochen. Die jetige Regierung hat den Zeit 
F einzubringen verfucht, daß fie die Auflöfung ter früheren E 
m > die Bildung von großen Genoſſenſchaften herbeiführte, Melden 
inien, ſondern ganze Gebiete zur Ausführung übergeben wurben. < b 
| Bere durch diefe Umftände das Eifenbahnfyftem in Franf- 


‚aus folgender Ueberficht : 
,  Ausgei. Bufgewandte Summen 


Kl om.: Kilom.: den Staat: die Sefellfchaften: 
- un 18 3,300,000 3,300, 
“er un 551  3,228,740  172,097,753_ 175,236, 
m asiT 1261 278,553,677 _ 509,411,555 7,965,2 
57 1728 298%17,147  198,711,088 7,128,235 
| —*  641690,064 697,877.815 
ee: 837 890  55,200,000 430,406,485  485,606,485 
— 963 20,286,000 4658,669,713 478,8655, 718 
| ) 6 706,873,315. 2,419,186,638 8,126,059,973 ® 
856 zurücbezahlt 45,565,000 * 45,565,000 
661,308,315 2,419,186,638 2,080,594,973 
un Ertrag ber franzöftfchen Gifenbahnen betrifft, 


ein Dante Die Zabl der Neifenden D. Summe d. Güter (Tonn.) 
6,378,666 1,059,793 
12,777,923 3, 596, 1773 
— 28,07 ‚458 8,864,501 












































AJujanımen : 









378 Eifenbahnen. 


Die Finnahmen betrugen : 
von den Perionen (Aranfen) : von den Gütern: Verſchiedent 
1841: 8,200,095 od.0/,61,71 4,656,554 0d.0/,35,04 432,458 .%,32 
1857: 37,656,917 „ „ 56,76 25,071,390 „ „ 37,79 3,613,600 „ „54 
1854: 102,228,658 „ „ 50,64 91,587,661 „ „ 45,32 8,129,839 „ „4 

Die Ausgaben betrugen von den Einnahmen 1841 65 pCt., 1847 49 1 
1854 42 pCt. 

Das auf die Anlage verwendete Kapital brachte einen Gewinm von: 18 
3,11 p6&t., 1847 6,39 pCt. 1854 6,58 pCt. 

Die noch foncefftonirten, aber nicht ausgeführten Streden, im Ganzen 47 
Kilometer, follen nad den durch die cahiers des charges den Gefellfchaften w 
erlegten Bedingungen, die Jahr für Jahr die Ausvehnung des Baues feſtſetzen 
1866 vollendet werben. 

In Deutfhland war die erfte Gifenbahn zu öffentlichem Dienfte vie 
von Budweis nad Linz. Die größere Hälfte derfelben wurde bereits im ia 
1828 eröffnet. Sie war für Pferbebetrieb eingerichtet. Die erfte Bahn für Band 
durh Dampfkraft war die von Nürnberg nah Fürth, welche 1834 foncdhht 
und am 8. Dec. 1835 dem Betriebe übergeben wurde. Die glänzenden Erf 
berfelben riefen überall Aftienvereine zum Bau von Eifenbahnen ins Leben. U 
erfte Staatsbahn war die Bahn von Braunſchweig nad Wolfenbittel. Sie # 
am 30. November 1838 eröffnet. Diefen Beifpiele folgten bald bie übrigen &# 
ten nad). Zuerft Baden, dann Hannover, Bayern, Defterreich, Preußen u le 

Die allmälige Ausbildung des deutfhen Cifenbahnneges unter den Fi 
ſammenwirken beider Principien ergeben folgende Zahlen: 

Dis zum Schluffe des Jahres 1840 waren gebaut 108 deutſche Meilen 





u " " " " 1845 " " 313 7 " 
" 7 " " 1850 rn 7 892 " # 
1855 r " 1274 r ' 


Darunter waren 6801/, Meilen Privatbahnen und 5931/, Meilen Ga 
bahnen. Bon diefen Bahnen find noch einige Heinere für Pfervebetrieb eingmit 
Sehen wir von diefen ab, fo ſchwanken die Anlagefoften für die Meile zei 
99,000 Rthir. bei der Bahn von Rendsburg nach Neumiünfter, und 1,060,000 # 
für die Hamburg-Bergevorfer Bahn. Das demnächſt verhältnigmäßig niet 
Anlagefapital erforderte die Bahn von Nürnberg-Fürth: 141,700, das dem 
höchſte die rheinifche Cifenbahn (von Köln nad Aachen): 943,596 Rthlr. 

Auf den deutſchen Eiſenbahnen wurdes befürbert : 





Perſonen: Güter Etr.: 

1840: 3,370,000 3,113,000 
1845: —— 24,061,000 
1850: 26,353,000 106,804,000 
1855 : 36,000,000 345,000,000 


Die Cinnahme aus der Perfonenbeförderung war 1840 doppelt fe gb, & 
die aus der Büterbeförberung; 1855 hatte ſich das Verhältniß umgelehrt — 
Gefammteinnahme betrug 1855 68,000,000 Thaler. Das auf den A 
Betrieb der Eifenbahnen verwendete Kapital brachte bei ven Privatbahnel 
Zinfen und Dividenden im Iahre 1855 einen Ertrag von über 6'/) pet. af 
fänmtlichen deutſchen Bahnen mit Ausfhluß ver öfterreichifchen etwas mehr FT 
4 2 pet. ih pri | 
In Preußen wurde anfänglih der Bau der Eifenbahnen auſchließ | 

# 
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Aegirten Gejellihaften en. Im Jahre 1842 aber entſchloß fi) die Regie- 
ung, „um die Hauptft it den Provinzen und die Provinzen unter einander 
mittelft umfaſſender, in den Hauptrihtungen das Ausland berührender Eifen- 
| m“ zır verbinden, theils durch Uebernahme von Zindgarantie für bie 
Bien der Anlagefapitalien, theils durch Betheiligung an dem Aftientapital jelbft 
Ausführung der Eiſenbahnen zu befördern. Durch Kabinetsorbre vom 22 Dec. 
den die vom Staate garantirten Aftien und Obligationen als pupilla- 
mb depofitalmäßige Sicherheit erklärt. Im Jahre 1847 endlich legte ber 

ft ans Werk, indem bie Regierung den Bau der Saarbrüder 
mbder Ofibahn beſchloß. Da die zur Herftellung der letteren dem ver- 
Randtage proponirte Anleihe von diefem abgelehnt wurde, fo wurden bie 
Ben Arbeiten wieder eingeftellt. Im Jahre 1848 wurde der Bau nochmals 
if genommen, im November 1849 bewilligten die Kammern den zur 
ng der Dftbahn, fo wie der weitphälifchen und Dsnabrüder Bahn nö- 
bit. Seitvem hat die Regierung auch noch die Berliner Berbindungs- 
Miümnfter-Rheina-Osnabrüder-Bahn , fowie die den Anſchluß ver 
die niederſchleſiſch⸗ märliſche Bahn vermittelnde Strede von Frankfurt 
üftein nach Mreuz auf ihre Rechnung zur Ausführung gebracht umd 
h-märtiihe, fowie die Münfter-Hammer-Bahn käuflich erworben. 
zufammenwirkende Thätigkeit der Regierung und Privatgejellihaften 
im preuglihen Staate vorhanden : 

„ Mifen- mit einer Länge mit doppeltem Geſammtkoſten Koſten für die 
"bahnen: von Meilen: Geleiſe: Rthlr.: Meile Rthir.: 
11 144.331 - 18.045 33,866,067 296,190 
u 127.317 20.941 38,437,602 301,886 

22 377.830 84.336 147,567,742 390,566 

490.771 131.729 202,414,049 412,441 
502.743 138.086 209,379,309 418,947 
gebniſſe geftalteten fich auf diefen Bahnen in folgender Weile: 

























7 






29 
320 
5 > "m 


+ 
rden befördert: ih —— ae 
5 ie Einnahme von den unfoften 5 = 
Süter (Gtr.): war Ntbir.: Perſonen: Gütern: Proc.: 


940,904 7,845,026 3,534,694 2,299,091 1,555,500 52,00 5,01 
006,814 9,488,258 3,674,748 2,315,479 1,253,020 52,26 4,56 
246,780 45,111,798 13,004,414 6,314,544 6,154,613 47,62 4,62 
807,755 146,745,272 23,424,619 8,160,243 14,266,752 54,87 5,22 
12,729,837 189,212,711 26,476,453 8,513,307 17,330,463 53,79 5,57 
an Schluffe des Jahres 1856 waren 533.729 Meilen dem Betriebe über: 
Mt, Außerdem find in Preußen feit diefer Zeit noch etwa 230 Meilen theile 
6 gebaut, theils im Bau begriffen, theils fonceffionirt und zur Ausführung 













IM Defterreich wurde durch Kabinetsjchreiben vom 25. November 1837 
aatsberwaltung zwar das Recht, Eifenbahnen zu erbauen oder zu betreiben, 
allen, jedoch zugleich erklärt, daß von viefem Rechte im gegenwärtigen Zeit- 

kein Gebrauch gemacht werden folle. Bermöge Entſchließung vom 19. De 
1841 wurden jedoch die Linien von Wien über Prag nah Dresden, von 
M nach Trieſt, ſodann eine in der Richtung nad Bayern zu erbauenve, fo- 
"Vie don Venedig über Mailand nad) dem Gomerfee, der von Privatunter- 
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nehmungen bereits eriworbenen Privilegien unbeſchadet, für Staatsbahnen erklärt. 
Zugleich wurde eine Generalbireftion für die Staatsunternehmen eingefegt. Im 
September 1842 begann der Bau ver Bahnen nad Prag und ZTrieft. In dem— 
felben Jahre wurde mit ver fächflfchen Regierung eine Uebereinfunft geſchloſſen, 
wornach die in der Richtung nad Dresden zu erbauende Bahn fid in Nieter- 
grumd an die ſächſiſche Bahn anfchliegen ſollte. Am 27. Februar 1845 wurde 
die Anlegung der galiziihen Eifenbahn, von Bochnin, dem Endpunkte der Kaiſer 
Ferbinands-Norbbahn, nah Lemberg und von da nah Brody und Ezernomit 
angeorbnet. 1847 kaufte die Regierung die von einer Privatgefellfhaft ausgeführ: 
ten Theile der lombarbifch » venetianifhen, und im Anfange des Jahres 1850 di 
ebenfalls von einer Privatgefellihaft gebaute und noch unvollendete ungariiht 
Gentralbahn. Durch einen Bertrag mit Bayern vom 19. Juli 1851, vermög 
deſſen fich dieſes Königreich verpflichtete, Bahnen von Münden über Roſenhein 
bis an die öfterreihifhe Grenze bei Salgburg, ferner von Rofenheim an vie öhr 
reichiſche Grenze bei Kufftein, und endlid von Nürnberg über Regensburg bien 
die Öfterreichtfche Grenze zu bauen, übernahm Defterreich die VBerbimplichkeit, diät 
Bahnen bis Brud an ver Mur, bis Innsbrud und bis Linz, reſp. Wien forte 
führen. Schon einige Monate früher, im März, war durch Bertrag mit Tor 
tana, Modena, Parma und dem Kirdhenftaate der Bau einer itaftenifchen Cm 
tralbahn feftgefegt und dur ein Uebereinkommen vom 26. Juli 1852 am 
Privatgefelihaft zur Ausführung überlaffen worven, welche viefelbe aber wine 
aufgab. Im Jahre 1851 kam endlich die Bahn von Mailand nach Como vum 
Kauf am die öſterreichiſche Regierung. Im Jahre 1853 fam der Ankauf der Bier 
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1855 (fanftionirt vom Kaifer unterm 12. Januar 1855) ift der Betrieb in 
nörblihen Staatsbahn von Bodenbach nad Brünn und Olmüg, der füröftlicer 
Staatöbahn von Marchegg bis Szolnod und Szegevin, nebft der Fortfegung vor 
Szegebin nah Temeswar und der Bergwerkseifenbahn von Liſſava über Dramit 
nach Baſiaſchi nebft einer bei Lagerndorf in die legtere mündenven, nod zu er 
bauenden Bahn von Temeswar gegen die Donau auf 90 Jahre (vom 1. Januar 
1858 am gerechnet) der f. f. öfterreichifchen privilegirten Staatseiſenbahngeſellſchaf 
übertragen worben. Außerdem erhielt die Geſellſchaft noch mehrere Kohlen - m 
Eifengruben, fowie 156,719 Joh Staatsforften. Die abgetretenen Eifenbahnen 
hatten eine Länge von 1176 Kilometer (159 Meilen), wovon 981 Kilometer 
(1321/, Meile) im Betriebe waren. Die Kauffumme war 200 Millionen Franken 
oder 77 Mill. fl. Konv.-Münze, in 36 monatlihen Terminen zahlbar. Di 
Öfterreihifche Negierung garantirte für dieſe Summe 5 Proc. Zinfen und ein 
Annuität von 1/, Proc. für die Amortifation der Aftien. Unter beftimmten Be 
dingungen fann die Konceffion nad 30 Jahren vom Staate eingelöft werben. 
Durch einen im April 1857 mit der Gefellfhaft der Katfer Ferdinands-Nordbahn 
abgefhloffenen Bertrag ift vie öſtliche Staatsbahn, melde bereits zum Theil im 
Betriebe war, von Owieszim und Myslowig bis Przemysl mit mehreren Seiten: 
bahnen, 46,, Meilen lang, für die Summe von 15 Millionen Gulden an dieſelbe 
übergegangen. Die zum Anfauf und Vollendung der Bahn erforderliche Summe 
ift auf 34,500,000 fl. veranſchlagt und fol nah und nach aufgebracht werben. 
Die Iombardifch-venetianifhe Eifenbahn (541/, d. M.) nebft ver im Ban 
begriffenen Bahn Coccaglio-Bergamo (51/, dvd. M.), ven mod zu erbauenden 
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Bahnen Bergamo Monza, Bergamo-Lucca, Mailand-Buffalora, mit einer Sei- 
tenbahn nach Sefto-Galende (am Lago maggiore), Mailand über Lodi nad Pia- 
cenza, mit Zweigbahn von Malagno nad Pavia, Mailänder Gürtelbahn, Mantua- 
Borgoforte, Cafarfa über Udine und Görk nah Nabrefina an der Wien-Triefter 
Bahn (zufammen 48 d. M.); ferner die ebenfalls noch zu erbauende, von ver 
früheren Geſellſchaft aufgegebene italienifche Gentralbahn über Parma, Movena 
nad Bologna und von Bologna nad Piftoja, mit Zweigbahn von Reggio über 
Guaftalla nah Borgoforte (38 d. M.) wurde am 31. März 1856 einer Gefell- 
haft von inländifchen, engliihen und franzöfifchen Unternehmern überlaffen. Die 
Konceffion gilt auf 90 Jahre. Die öfterreihifhe Regierung erhält für die bereits 
ausgeführten Streden die Summe von 70 Millionen Lire, und außerdem noch 
30 Millionen, welde mit der Hälfte des Mehrertrags der Bahnen über 7 Proc, 
abgetragen werben, wenn die Gejellihaft nicht vorzieht, ftatt verfelben 20 Mill, 
fire, 10 Mil. nad 6 und 10 Mill. nah 7 Jahren an viefelbe zu entrichten. 

Durch diefe Verträge und einige andere Konceffionen, fowie bie Ausführung 
einiger Linien durch die Regierung jelbft wird man eine vollftändige Abrundung 
erhalten und wird alle Theile des ausgedehnten Reiches ſowohl mit einander als 
mit dem Auslande in Verbindung fegen. 

Am Schluffe des Jahres 1845 hatten die dfterreihifchen Eifenbahnen eine 
fänge von 157 öftr. Meilen, unter weldhen 26 M. mit Pferbebetrieb. Am 
Schluffe des Jahres 1855 hatten fich die Linien auf —— Meilen ausgedehnt, 
wovon 412/, Meilen mit Pferdebetrieb, 3281/, Meilen Lokomotivbahnen. Bon 
diejen leteren waren 82 Meilen im Befige von Privatgeſellſchaften und 2461/, 
Meilen im Befige des Staates, 

Am Schluffe des Jahres 1854 war der Koftenbetrag für die Ausführung 
der Pfervebahnen 3,949,561 fl., der Privat-Folomotivbahnen 44,449,407 fl., der 
Staatsbahnen 200,787,495 fl., im Ganzen 249,186,463 fl. 

Was ven Verkehr der Bahnen betrifft, jo wurden auf ven Staatsbahnen 
mit Ausfhluß der 1855 abgetretenen Theile derſelben: 

1854: 5,023,340 Perſ., 17,562,185 Ctr. ord. und 252,465 Ctr. Eilgut befördert, 
1855: 4,935,211 „  21,720,556 „ u „m 110,051 „u " 

Die Einnahme war: 

1854: 9,499,987 fl., wovon 5,304,951 fl. aus dem Perfonen- Transport, 
1855: 8,720,782 fl, „ 6333,19 fl 4 m 6 - 

Die Bubweis-Pinz-Gemunder Bahn beförberte 1855: 167,380 Perſonen 
und 1,977,965 Etr. Güter mit 967,351 fl. Einnahme und 649,726 fl. Ausgabe; 
die Kaifer Ferdinands Nordbahn: 1,485,613 Perf. (inel. 211,021 Perf. Mil.) 
und 18,801,912 Gtr. mit 10,591,078 fl. Einnahme und 4,161,961 fl. Ausg.; 
die privilegirte Staatseifenbahngefellichaft hatte: 1,937,222 Perf. (incl. 259,048 
Berf. Mil.) und 19,561,757 Ctr. mit 12,396,603 fl. Ginn. und 6,597,875 fl. 
Ausgabe. Am Schluffe des Jahres 1856 waren 4193/, M. im Betriebe, 697 M, 
foncejfionirt und im Bau begriffen, weldye binnen 10 Jahren vollendet fein follen. 

Bon den übrigen zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten hat befonders 
Bayern dem Eijenbahnbau eine große und erfolgreihe Thätigkeit zugewendet. 
E Hatte am Ende des Jahres 1855 bereits 1551/, dv. M. Eifenbahnen dem 
Betriebe übergeben, wovon 133,43 Stantsbahn. Mehrere Streden find ſeitdem 
noch ausgeführt und andere noch koncejfionirt, wovon ein Theil im Bau begriffen. 
Hannover hatte 1855 741/,, 8. Sadfen 71, Baden 44, Kurbeffen 43, 
Bürttemberg 38!/,, Holftein und Lauenburg 317/,;, Medlenburg- 
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Schwerin 29/,, Heſſen-Darmſtadt 231/,, Anhalt 12!/,, Braunſchweig 
111/,, Sahjen-Weimar-Eifenah 9%/,, Sadhjen-Koburg-Gotha 6, 
Naffan 5%,, die Hanjeftädte 4l/,, Limburg 3%,, Frankfurt aM. 3, 
Schaumburg 31/,, Reuß ?/, d.M. 

In den übrigen Staaten Europa's bat das Eiſenbahnweſen bis jegt viel 
weniger Umfang und Bereutung, als in den bisher betrachteten. 

In Rußland wurbe bereits im Jahre 1837 die St. Petersburg-Zarste 
Selo-Bahn, 3,5 d. M. lang, dem Berkehr übergeben. Später baute der Staat 
die Bahnen von Warſchau nah Krafau, 49%, Meilen lang, wovon nicht gan 
10 Meilen auf fremden Gebiete liegen, weldhe 1844, und von Petersburg nad 
Mostau, 881/, d. M. lang, welde 1851 eröffnet wurde. Dieje Bahnen bilden 
nun Theile eines zufammenhängenden Syftems, welches durch eine Konceſſion vom 
Jahre 1856 ver Societd du credit mobilier zur Ausführung übertragen ift. Dit 
Syftem umfaßt 5 Linien: 1) die Warfchauer, 2) von Kowno nad der preufi 
fhen Grenze, 3) von Moskau nad Nifchnei-Nowgorod, 4) von Moskau ükı 
Tula, Kurst und Chaeloff, fo daß Drel 50 Werft rechts liegen bleibt, 5) von 
Malo-Arhangelst (im Gouvernement Orel, ca. 70 Werft von der Stadt biefei 
Namens) über Dünaburg nad Fibau. Die Bahnen haben zufammen eine Län 
von 4000 Werft, und müſſen innerhalb 10 Jahren beendigt fein; jede Line 
bleibt vom Tage ihrer Erbauung an auf 85 Jayre Eigenthum der Geſellſchat 
Das Kapital ver Gefellihaft beträgt 1275 Millionen Rubel Silber. Die Reit 
rung garantirt 5 Proc. jährlihe Zinfen. Zu dieſem Ende ift der Koftenbela 
pro Werft auf 62,500 R. ©. feftgefegt; die Warſchauer Bahn wird nicht nad 
Werften berechnet, jonvern die Koften im Ganzen auf 85 Mil. R. ©. angenem: 
men. Nach 20 Jahren Betrieb auf jeder Bahn hat der Staat das Recht, die 
Bahn an fi zu kaufen, indem er fich verbindlich macht, den durchſchnittlichen 
Gewinn der legten 5 Jahre noch 65 Jahre fortzubezahlen. Nah 85 Jahren geben 
die Bahnen unentgeltlich in das Eigenthum des Staates über. Rails, Maſchinen, 
wie alle übrigen Baumaterialien werben zollfrei eingeführt. 

Schweden bat bis jegt nur eine größere Bahn von Köping nad Hull, 
202/,3 d. M. lang, welhe 1855 dem Betriebe übergeben worden, Das Anlage 
fapital beträgt 2,777,800 Thlr. oder pro Meile 134,000 Thlr. Außerdem fint 
zwei Heine Streden von Malmö nah Lund und von Stora nach Orebro gebaut 
Es ift aber bereits die Ausführung von nody 6 weiteren Bahnen befchloffen, zu⸗ 
fammen 1355/, Meilen, welde in 13 Jahren fertig fein follen. 

Norwegen hat eine Bahn von Ehriftiania nad Eidvold, 91/z d. M. lang, 
welche 3,000,000 Thlr., alſo pro Meile 330,200 Rtbir. koſtet. 

Dänemark hat in feinen nichtveutfchen Gebietstheilen nur 25 d. M. Eiſen⸗ 
bahn und mit jenen zufammen 571/, dv. M. Die Bahn von Kopenhagen nad 
Rostilve wurde 1847 eröffnet und 1856 bis Korſör verlängert (141/, M.). Die 
Bahnen von Schleswig (Tönning nad Rendsburg und Flensburg) wurde 1854 
eröffnet (101/, M. lang). Es find aber mehrere Linien auf Seeland, in dJüt— 
land und Nordſchleswig projektirt. 

In Holland haben die Eifenbahnen ſich neben dem bedeutenden Kanalfuftem 
nur langfam einigen Raum gewonnen. Die holländiſche Gifenbahn, 111/, d. N. 
lang, wurde 1839 von Amſterdam nad Harlem, 1843 (Mai) bis Voeſchoten 
und (Dec.) den Haag, 1855 bis Rotterdam eröffnet, Die Rheineifenbahn, 24 d. 
M, lang, wovon 15 d. M. auf holländiſchem Gebiete, wurde 1843 (Dec.) von 
Anfterdam bis Utrecht, 1845 bis Arnbeim, 1855 (Mai) von Utrecht bis Retter 
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dam und (Dft.) bis Oberfriefen dem Betriebe übergeben. Die Bahn von Utrecht 
nach Rotterdam ift 71/, d. M., die Bahn von Untwerpen nad Rotterdam 13 
d. M. lang, wovon 11 auf bolländifchem Gebiete liegen, 

Die Schweiz hat erft in der jüngften Zeit ſich zur Ausführung eines 
Gifenbahnneges entſchloſſen. Nach langen Verhandlungen des Nationalrathes wurde 
endlich die Ausführung Privatgeſellſchaften überlaſſen. Zufolge des Jahreöberichtes 
ver Poft- und Baudepartements waren Ende 1856 33611/,, jhw. Stunden kon- 
cedirt. Davon waren 7015/,,; Stunven im Betriebe, 14713/,, im Bau begriffen 
und 11715/,5 noch in Angriff zu nehmen, 

Bon den italienischen Staaten hat Sardinien feit 1848 große Thätigfeit 
entwidelt, um ein das Land durchziehendes Eijenbahnneg zu fchaffen. Am Ende 
des Jahres 1848 waren 17, am Ende des Jahres 1856 waren 712 Kilometer 
im Betriebe. Das ganze foncetirte Ney umfaßt 1064 Kilom. 

Die Eifenbahnen in Toskana haben eine Länge von 257 Kilom. Es find 
aber nod andere 380 Kilom., zum Theil mit Rom gemeinſchaftlich, projektirt. 

Das Eifenbahnneg in der Yombardei und im übrigen Oberitalien, deſſen 
Bollendung, wie bereits erwähnt, einer italieniſch-franzöſiſch-engliſchen Geſellſchaft 
überlaffen wird, fol 1081,45 Kilem. umfaflen, wovon 403,79 ausgeführt find. 

Der Kirdenftaat hat erft eine Eljenbahn von Rom nad) Frasfati von 20 
Kilomı. Yänge. Der Geſellſchaft Mirds et Comp. find weitere 619 Kilom. konceſſionirt. 

Neapel hat bis jegt nur Kleine Lofalbahnen von circa 90 Kilometer. Eine 
Bahn von Yagua nad der römijchen Srenze wird auf Staatskoſten gebaut; an- 
dere Bahnen find theils konceſſionirt, theils projektirt. 

In Spanien wurde die erfte Eifenbahn von Barcelona nah Mataro im 
Jahre 1847 eröffnet. Sie hat eine Yänge von 28 Kilometer. Am Schluſſe des 
Jahres 1856 hatte das Yand 5201/, Kilometer ausgeführte Bahnen. Außerdem 
find noch 23441/, Kilometer vier großen Geſellſchaften konceffionitt. 

Portugal hatte im Jahre 1856 124 Kilometer ausgeführte Bahnen. Im 
Bau begriffen waren weitere 95 Kilometer. 

Die umfafjendfte Entwidlung, bejonders in den legten Jahren, hat das 
Gijenbahnmwefen in ten vereinigten Staaten von Norbamerifa gefunden. 
Bor ver Eröffnung ver Bahn von Viverpool nah Mandyefter waren bier nur 
zwei Kleine Schienenwege vorhanden, der eine in Maffahufets, der andere im 
Penſylvanien. Dagegen waren vem Betriebe übergeben im J. 1835 920, im I. 1845 
4510, im J. 1855 23,240 engl. Meilen. Was die VBertheilung nad ven einzelnen 
Staaten betrifft, jo famen von den im Jahre 1854 eröffneten Bahnen auf Maffa- 
chuſets 1300, New-York 2700, Benfylvanien 2000, Obio 3000, Indiana 1500, 
Illinois 2800, zweiundzwanzig andere Staaten 8200 engl. M. Die Längen ein- 
zelner Bahnen überfteigen die der europäiſchen Staaten bei weiten. Die Jllinois- 
Gentralbahn hat eine Yänge von 707, die New-V)orker Gentralbahn 534 engl. M. u. ſ. w. 
Die amerilanifhen Bahnen find, wie die englifhen, von privilegirten Privatgejellichaf- 
ten erbaut. Die Berfuche, welche die Staaten in der Mitte ver dreißiger Jahre machten, 
ven Eifenbahnbau durch die Uebernahme von Zinsgarantieem zu fördern, haben bekannt⸗ 
li ſehr betrübenve Folgen gehabt. Seitdem haben die Geſellſchaften durch die Staaten 
Unterftügungen in der Form von Landgewährungen empfangen. Der Bau ift, wie be— 
reitö oben auseinandergefeßt wurde, nur fehr leicht und kann in fehr vielen Fällen nur 
als ein vorläufiger Nothbau angefehen werben, der jpäter vervolllommnet werben 
muß. Die Baukoften find deßwegen fehr gering und betragen durchſchnittlich auf 
die Meile nur etwa ven fjechsten Theil von ven Koften ver engliihen Bahnen. 
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In Canada find 1700 engl. Meilen Eifenbahn im Betrieb, in dem briti- 
ihen Weftinvien etwa 25. Cuba befist 7411/, Kilometer Eifenbahn. Die im 
Jahre 1855 dem Betriebe übergebene Banama-Eifenbahn ift 49 engl. M. 
(ang. Auch in den übrigen amerikanischen Staaten find verſchiedene Meine Streden 
theils ausgeführt, theils noch im Bau begriffen. 

In Aegypten ift die Bahn von Mlerandria nad Cairo (52%3 d. M. lang) 
vollendet, In VBorvderafien und Oſtindien ift ver Bau von Eifenbahnen be 
reits in Angriff genommen. 

VI So großes Intereffe es hat, die Ergebniffe des Verkehres auf den 
Eifenbahnen verſchiedener Länder vergleihend einander gegenüber zu ftellen, je if 
dies doc mit außerorbentlic großen Schwierigfeiten verbunden, die fich mit ben 
bis jegt zugänglichen Hilfsmitteln noch nicht befeitigen laſſen. Die ganz ungleiden 
Bedingungen, unter denen die Eifenbahnen in den verſchiedenen Ländern erbaut 
worben find und betrieben werben, geftatten nämlich nit, daß nur einfach tie 
ausgeführten Linien nad ihrer Länge oder dem Kapitalaufwande zum Anhalt 
punkte genommen werben, fondern es würde nöthig fein, für dieſe Berhältiit 
zuvor einen gleihmäßigen Ausdruck zu finden. Dazu fehlen aber bis jegt die 
hinreichenden Angaben, over find doc höchſtens nur für einzelne Länder bekannt. 
Um das Intereffe an einer folhen Bergleihung wenigftens im Allgemeinen jı 
befriedigen, entnehmen wir den documens statistiques, welde das franzöjik 
Minifterium für Aderbau, Handel umd öffentliche Arbeiten 1856 heransgk, 
die auf Seite 386 folgende Ueberſicht. 

VO. Die großen Kapitalmafjen, welche der Eiſenbahnbau feit einem Biertel 
jahrhundert in fteigender ‚Progreffion in Anſpruch nahm, konnten nicht verfeblen, 
eine mächtige Wirkung auf den Geldmarkt hervorzubringen, und fie ift nic! 
überall in ruhiger Entwidlung verlaufen. Dreimal find dadurch Geldkriſen, wenn 
nicht ausfchließlih, fo doch weſentlich mit hervorgerufen worden. Die erfte in 
Jahre 1836. Sie bejhränfte fih auf England und die vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Die zweite 1844 und 1845. Sie machte ſich vorzüglich in England 
und Deutfchland geltend. Die dritte endlich, die beveutendfte von allen, verläuft 
jegt unter unfern Augen. Sie hat ihre Wurzel in den vereinigten Staaten von 
Nordamerifa und hat fi bereits mit ihren Wirkungen über alle Völker der ge 
bildeten Welt ausgevehnt. 

Nicht blos Gelvfummen aber, fonvdern vorzüglich auch zum Berbraude be 
ftimmte Gütermafjen haben die Gifenbahnen in Anſpruch genommen. Eifen, Hel, 
Brennmaterial, Del u. ſ. w. werben von ihngn in ganz außerorbentlihen Maſſen 
verbraudt. Sie haben dadurch eine mächtige Rückwirkung auf Aderbau, Forſt 
wirtbihaft, Bergbau, Gewerbe und Handel hervorgebradt. Sie haben überdiet 
bireft einer großen Anzahl von Arbeitern theils vorübergehend, theils dauernd Be— 
fhäftigung gewährt. So find bei ven englifchen Eifenbahnen im Jahre 1848 Im 
Ganzen 52,700, im Jahre 1855 aber 98,000 Perfonen dauernd befchäftigt ge 
weien. Bei den deutſchen Eifenbahnen find gegen 60,000 Menſchen dauernd br 
ſchäftigt. Der Verbrauch von wirthſchaftlichen Gütern ift auch dadurch außerorden 
lich geſteigert und die Bewegung der Waarenpreiſe vielfach beſtimmt worden. 

VII. Noch folgenreicher ift die Wirkung der Eiſenbahnen durch den Zwed, 
den fie verfolgen, vie Belebung des Verkehrs. Die Erleichterung des Handelt 
verfehrs ift dabei Mur —8* Rückſichten, welche in Betracht kommen. Freilich 
iſt ſchon dieſe bedeutend genug. Sie haben nicht nur die Vorziige, welche früher 
dem Waſſertransport allein zukamen, nämlich eine wohlfeile Beförderung der 
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Baaren, auch dem Landtransport verſchafft: fie haben dieſe Vortheile erhöht durch 
die Regelmäßigteit und Geſchwindigkeit, mit denen fie den Transport bewirken. 
Durd fie ift ein beftändiger Jahrmarkt, eine ununterbrohene Meſſe, mit allen 
Produften eines Landes und jelbft über die Grenze der Länder hinaus eröffnet 
worben. Es wird dadurch jedem Bewohner eines Landes die Möglichkeit gewährt, 
nit nur mit jeinen Mitbewohnern, fondern auch mit den Fremden aus allen 
Beltgegenden in Berbindung zu treten, und feine Arbeitsleiftung mit ihnen aus— 
zutaufchen; Alle, welche fein Produkt gebrauchen Ennen, ftellen fih ihm als 
Käufer dar und bieten im den vollen Werth feiner Yeiftung als Preis derſelben; 
es werben ihm in reicher Auswahl alle diejenigen Produkte zum Verkaufe ange 
botem, welche er bedarf; der Mitbewerb bewirkt eine durchgängige Ausgleihung 
und möglichfte Stetigkeit der Preife; die Möglichkeit eines ſchnellen Bezuges ge- 
t, die Ankäufe auf dem augenblidlihen Bedarf zu beſchränken; mit Einem 
Ber es werben die Borzüge, welche in Bezug auf Handel und Verkehr vor 
Erfindung der Eifenbahnen nur große Städte hatten, durch diefelben ganzen 
fändern zu Theil. 
rüber nicht nur in Bezug auf den Berkehr mit wirtbfchaftlihen Gütern, fondern 
ach in Bezug auf den geiftigen Berkehr find jest Stadt und Land einander 
gnähert worden. Die Städte haben aufgehört, die ausſchließlichen Sige der Bil- 
tung zu fein, die aud den Landbewohnern immer zugänglicher wird. Dörfer ver- 
wandeln fid in Vorftädte; die Kunftfammlungen, Bibliothefen und Unterrichts: 
anſtalten werben allgemeiner zugänglih, und es möchte wohl die Zeit nicht weit 
entfernt fein, wo die Landbewohner in weiten Umfreifen um vie Stäbte ihre 
Kinder, ohne nöthig zu haben fie aus dem Hauſe zu entfernen, an den ftäbti- 
ſcheu Lehranftalten Theil nehmen lafjen, wie umgekehrt die Städtebewohner, ohne 
fih weit von ihren Wohnungen und Gefhäften zu entfernen, fi der Vorzüge 
bes Landlebens theilhaftig machen können. Bis jetzt war es allerdings vorzüglich) 
der Dandelöverfehr, welcher durch die Eifenbahnen befördert worben ift. Die 
Zeit ihrer Einführung ift noh zu kurz, als daß fih der Bildungsverfehr 
weiter als im Keime hätte entwideln können; aber diefe Entwidlung wird nicht 
ausbleiben. 
Nicht minder wichtig, als für Wirthſchaft und Bildung, find die Eifenbahnen 
Us Werkzeuge der Staatsbeherrfhung. Entfernte Provinzen werden an bie 
Hauptftadt herangerüdt und können in wenigen Stunden erreicht werben. Die 
Brovinzialbehörven find dadurch und durch die Telegraphie in unmittelbare Ver- 
dadung mit den Gentralbehörven gefegt. Die Armeeen können aus den entfernten 
Teilen eines Landes in wenigen Tagen an die Stellen gezogen werben, welche 
ſanächſt bedroht find, 
Wir ſind freilich noch nicht im Stande, von allen dieſen Wirkungen der 
die Folgen zu überſehen, die nicht verfehlen werden, auch ihre 
ten auf bie geſellſchaftlichen Verhältniſſe zu werfen. Die Aufgabe bleibt 
‚ bie guten Seiten zur Geltung zu bringen, die Nachtheile aber durch zwed- 
entfprechende Einrichtungen zu entfernen, wozu es jegt ſchon nicht an Beranlaf- 


— Literatur über das Eiſenbahnweſen iſt ſehr umfaſſend. Die wichtigſten 
anf dieſelbe bezüglichen Schriften findet der Leſer zuſammengeſtellt in L. C. Gla— 
ſer's allgemeiner Wirthſchaftslehre oder Nationalöfonontie, Berlin 1858, auf 


welche bier der Kürze wegen verwieſen wird. Be 
&. Glaſer. 


es; 
elantfgti und Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. II. 25 
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Elbſchiffahrtsakte, ſ. Schiffahrtsgefege. 
Emancipation, ſ. Frauen, Juden, Sklaverei u. ſ. m. 
Embargo, ſ. Seekrieg. 

Emfer Punktation, |. Katholiſche Kirche. 


Encyklopädiſten. 


Die franzöſiſchen Encyklopädiften mit ihren Häuptern Alembert und Di. 
derot, als Herausgebern der Enchklopädie, und Boltaire als der eigentlichen 
Seele, haben nicht allein durd das ſchwere Geſchütz, welches fie mit vereinten 
Kräften in dem bändereihen, aber Vielen zugänglichen Werte gegen das g 
herrſchende religiöfe, politifhe und fociale Syftem ihrer Zeit richteten, ſonde 
auch durch die leichteren Waffen, weldye fie in befonderen Schriften für beftimmt 
Zwede gebrauchten, ſowie durch ihre vielfeitigen perfönlichen Beziehungen und ihre 

efellfhaftlihe Stellung eine ſolche Geſammtwirkung erzielt, daß in ber framöf: 
Aa Vollsmeinung wie in der Literatur dieſe ganze Aufklärungsperiode häufig 
dur ihren Namen charafterifirt wird, Die Aufgabe, welde die Encyflopäifte 
fi ftellten, war, wie richtig einer der Ihrigen, Condorcet, bemerkt, nicht ſoweh 
neue Wahrheiten zu entwideln, fondern die fhon von den weiterftrebenden G— 
ftern aufgeftellten Anfichten zu verbreiten, fie als Waffen gegen die herrichente 
Borurtheile zu gebrauchen, in diefem Kampfe aber mit großer Klugheit und Gr 
wanbtheit vorzugehen, ſich aller Töne und aller Formen zu bedienen, ber geleht— 
ten Werte wie der Romane und fliegenden Blätter, die Wahrheit öfter mit einem 
Schleier zu umhüllen, um die ſchwachen Augen zu ſchonen, aber doch die Luft zu 
erweden, fie zu errathen, nie mehrere Gegner auf einmal, und auch einen cin 
Aigen nie zu beftig von allen Seiten anzugreifen, bisweilen, wie Alembert un 

oltaire ſchreibt, lieber einen Schritt zurüdzuthun, um einen deſto befferen Sprung 
zu madhen, und es, beſonders bei den in verſchiedenem Geifte gefchriebenen Ir 
tifeln, der Zeit zu überlaffen, zu unterfcheiven das was fie gedacht hätten von 
dem, was fie Ma, aber unverbrüdlic das große Ziel vor Augen zu haben, 
das fi in den Lofungsworten Bernunft, Duldung und Humanität fr 
centrirte. 

Die Encyklopädie felbft ift nicht, wie Montesquien von feinem Werke rühmt:, 
eine proles sine matre creata; fie war zuerft nad dem Vorbilde ber fleinen 
engliichen Encyflopäbie von Chambers (2 Be.) angelegt, aber bald ausgebehnt mm 
in einem andern Geifte ausgeführt worden. Diverot ſchrieb den rhetorifchen Profpeltut 
biefes großen Werfes der Encyclopedie, ou Dictionnaire universel et 
des connaissances humaines, in 36 Bänden und Supplementbänden bei mehreren 
Auflagen, deſſen beide erften Bände 1751 erfhienen, und zu melden Wlembert 
die berühmte, als ein felbftftändiges Werk zu betrachtende Einleitung (Discours 
pr@liminaire) jhrieb. Dem Geijte nad find aber die Encyklopädiſten bie legten 
Sprößlinge einer langen Kulturentwidlung, welche, nah mannigfachen Abirrungen 
und Gegenfägen, nach vielen in allen Gebieten des gefellfchaftlichen Lebens mm 
gehäuften Sünden, auch bei dem mit Recht dagegen erhobenen Kampfe in Grams 
reich mit einer großen Verfündigung gegen alle wahrhafte Vernunft, 9 alle 
rihtigen Grunbfäge der Religion, Sittlihleit und Politik endete, Dir 
iſt aber fein urſprüngliches und ſelbſtſtändiges franzöſiſches Gewächs, fie 
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England, wo Bacon die Grundlage legte, Hobbes und befonders Tode fie 
weiter führte, nach Frankreich geleitet und bier zu ihrem lewten wiſſenſchaftlichen 
und focialen Konſequenzen geführt worden. 

Wie ift aber — muß man fragen — Frankreich, welches in feinem größten 
Bhilofophen, Descartes, einen felbftftändigen für die ganze europäiſche philo- 
ſophiſche Forſchung folgenreihen Anfang und Aufſchwung genommen batte, von 
biefem Pfade abgewichen, zu einem Zögling Englands geworben und in bem 
Irethum noch weit über den Lehrer hinausgegangen? Diefe Frage muß in tieferer 
Auffaffung des Zufammenhangs der geiftigen Strömungen unter den Völkern, 
ihrer Urfachen und Bebingungen beantwortet werden. Die Cartefifhe Philofophie _ 
iR allerdings ein ächtes Erzeugniß des edlen franzöfifhen Genius, der ftets nach 
dem Söchſten und den höheren Zielen des menſchlichen Lebens ftrebt und — 

eigenthümlicher Zug — die Theorie und Praris innigft verbunden erfaßt, auf 
de an ſchnell die That — läßt, aber doch in der Auffaſſung der Dinge 
Berhaltniſſe oft zu ſehr an der Oberfläche in äußerlicher Reflexion und Abſtraktion 
verweilt, jo daß er die Gegenfäge leicht herauslehrt, fie nicht wahrhaft innerlich 
vermittelt, fondern nur durch ein ſchwaches Band äußerlich verfnüpft, die geiftigen 
Kräfte mehr nad den Geſetzen des Mechanismus als des Organismus wirken 
läßt und daher auch im gefellichaftlihen Leben alle Inftitutionen mehr äußerlich 
als innerlich verbindet, mehr mechanifirt als organifirt. Nah dem Ausgange des 
Mittelalters bevurften alle weiter fortgejchrittenen Bölfer Europas einer gründ— 
fihen Reform auf allen Gebieten des geiftigen und gefellfchaftlihen Lebens, 
Deutfchland und England gelangten dazu dur die religiöfe Reformation, welde 
ber Ausgangs» und Stügpunft der früher oder fpäter eintretenden Reformen in 
anderen Lebensgebieten wurde. Frankreich wies die Reformation ab, hätte aber 
nicht minder einer tiefgreifenden Reform bevurft, wodurch die menfchlihe Perſön— 
lichkeit oder Subjektivität in ihrer innerften Wefenhett, in dem Selbſtbewußtſein, 
dem Selbftventen, der Selbfteinfiht und freien Selbftbeftimmung zur Geltung ge- 
bradyt und gefräftigt worben wäre. Die Carteſiſche Philofophie erfaßte richtig dieſe 
innerfte Wurzel, aus welcher die ganze moderne Bildung in Kirche, Staat und allem 
Leben entjproffen ift. Das menſchliche Sein wurde fogar mit dem Selbftventen, Selbft- 
bewußtſein gleichgefett. Uber dieſes Princip wurde von Descartes nicht in analy: 
tiſcher Methode weiter ausgebildet und gefräftigt, fonbern in fühnem Fluge wurbe 
das endliche Selbft mit dem unendlichen Selbft, der göttlihen Subftanz, ſchnell 
verbunden und, ftatt einer das Bewußtſein kräftigenden Pſychologie, vorwaltend 
wieder die Ontologie ausgebildet. Dies war ein großer Fehler und die Urſache, 
weßhalb fih ver franzöfiihe Geift der pſychologiſchen Philofophie Englands zu- 
wandte. Zugleich erwies fi aber bei der Carteſiſchen Philofophie die wichtige 
Wahrheit, daß eine geiftige Bewegung nicht nachhaltig auf was geſellſchaftliche 
Leben einwirken fann, wenn fie nicht am gejellihaftlihen Faktoren einen Rüdhalt 
und Träger findet. Wer möchte behaupten, daß die Reformation in Deutjchland 
geglüdt wäre, wenn fie nicht in den duch Handel und Gewerbe emporblühenden, 
der freien Lebensbewegung geneigten Städten und vielen Fürften eine mächtige 
Stütze gefunden und ſich jelbft alsbald in neuen oder neu organijirten Uni- 
äten eine bleibende Pflanzftätte gefchaffen hätte? Die philofopbifche Be— 

g in Frankreich griff an fi ſchon nicht fo tief in alle wichtigen Intereſſen 

ne Vebens ein, berührte nur die geiftigen Höhen ber Gefellfhaft; die Freunde, 
Zee le den Janjeniften (mie Arnauld, Pascal, Nicole) fand, waren zu 
Aa, m ihr die möthige Verbreitung zu geben, Die Kirche, welche vor Allem 
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einer geiftigen Läuterung und Kräftigung beburft hätte, war ihr zuerft feindlich 
und fpäter, als fie ſich ihr günftiger zeigte, war der belebende Impuls und Fort: 
bildungstrieb erlofhen, die Scholaftif war zugleih immer mehr in Verfall ge 
rathen, fo daß die geiftige Perfönlichkeit und freiheit nirgends zu ührem Rechte 
gelangte. Dazu fam, daß die ſchon feit Ludwig IX. eingeleitete centralifirende 
und nivellirende, die Freiheit in allen Kreifen erbrüdende Richtung unter Lud- 
wig XIV. mit unerbittliher Strenge durchgeführt, alfo aud bier die Perjönlicket 
in ihrem Rechte niedergetreten wurde, 
Jetzt wandte fi der franzöſiſche Genius der geiftigen und politiſchen Be 


wegung und Bildung eines Landes zu, welches in allen Hauptrichtungen des 


bens den Gegenfat zu Fraukreich bildet, aber gerade wegen dieſer eihijhen um 
ellichaftlihen Polarität bis jest die größte Anziehungskraft auf Frankreich ns 
Se bat. Höchſt bemerfenswerth find diefe Wechſelwirkungen zwiſchen ziel 
dern, welche fo oft in der auswärtigen Politik die Beftigften Gegner geweſen 
bis jeßt die hervorragendſten Repräfentanten zweier entgegengefegter Richtungen 
dem ganzen geiftigen, fittlihen und politifchen Yeben geblieben find, der romank 
[hen Richtung auf die Einheit, Gleichheit und Gleichförmigkeit in allen Leben 
zuftänden und zu ber dadurch nothwendig gewordenen größeren Macht 
oben herab Alles beftimmenvden Regierung, und ver germanifhen Rich 
auf Selbftftändigkeit, Freiheit und Selbftregierung der einzelnen Perſönli 
und aller organifchegeiellichaftlichen Yebensfreife, fowie zu einer durch alle 
und Gliederungen des Staatslebens vermittelten umd geftärkten Regierung. 
reich fuchte num in England was ihm fehlte, was es im eigener Kraft nicht 
erringen können, zuerft die neue geiftige Grundlage in der philofophifchen Bir 
dung, fpäter größtentheils die politiichen Principien, fowie aud) feinerfeits En 
vielfady einen neuen oder ftärferen Impuls von Franfreid erhalten hat. Dergeiflig 
Berlehr zwiſchen England und Frankreich war ſchon früher durch die bedeute 
Männer, welche die Träger der Bewegung wurben, vermittelt worden. ur 
Bacon, der methodifche Begründer der neuen entpirifchen und naturaliftifhen 
Richtung, und fpäter Hobbes, der aud mit Descartes in perfünliche Berähtin 
fam, haben wohl ſelbſt Schon theilweis den Einfluß des franzöſiſchen Geiftes empfunden. 
Die eigentlichen Wechfeleinflüffe zeigen fih aber erft nad ven Ansgange dert 
lichen Revolution und der Wiederherftellung der Stuarts, welche durch die abfolukt 
Gewalt, den Luxus, die Sittenlofigkeit, zu welder ver Zuftand ver engliicen 
Ariſtokratie noch die Rohheit hinzufügte, den Hof von Berfailles nachahınten, mob 
mehr aber feit der Vertreibung ver Stuarts und ver Thronbefteigung Wilhelms TH. 
von Dranien 1689, wo ſchon die Folgen der vorigen Sittenlofigfeit, des Drudet 
und des heuchlerifchen Formalismus eintraten, eine gewiffe religidfe Inbiffereng fd 
zeigte und wo unler der Regierung der frommen Königin Anna eine 
von Werfen erfchien, in welchen das pofitive Chriftenthum inbireft und biret 
angegriffen wurde, Im diefer Zeit ſchrieb Toland 1690 fein „Chriſtenthum ohne 
Mofterien” und fein „Pantheiftifon”, Tindal 1706 feine Schrift gegen jebe mil 
dem Staatsweſen verbundene Kirchenverfafjung, fpäter 1739 das Wert: „Dis 
Chriſtenthum fo alt als die Welt“, worin er die Unmöglichkeit der Offenbarım 
die Thorheit des Wunderglanbens beweifen und darlegen wollte, bafnas 
— nur eine von den Verunſtaltungen durch das Judenthum gereini 
nftreligion der Urzeit fei; jo gingen auch Collins, deſſen Schriften , 
Freiheit des Denkens“ 1713, „über die Beweiſe der chriſilichen Nellgie 
= few. befonders von den Enchflopädiften überfegt und beugt wu 
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” , 
* im — Anterſuchungen über Tugend und Berdienſt“ 1699, 
“Til uf. w. über ihren Lehrer Locke hinaus, ber 
x auch Tolerc xderte, aber doch aus den Wirkungen des Chriftenthums, 
haus den 2 N, auf. eine göttliche Offenbarung ſchließen wollte, und 
m einen ve —* wenn auch mit ſittlicher Richtung, gleichwie etwas 
E Boll ftor „Umriffe der natürlichen Religion“ 1724 fieben ſtarke 
—— or Beſonders war es aber, um hier einige andere Schrift- 
M Chubb, Mandeville zu übergehen, Lord Bolingbrofe, ver 
‚gen te amd: fittenloje Minifter der Königin Anna, welder die neuen 
Lehre pi: den jpöttiichen , boshaften, ja lügneriihen Ton Heivete, ven 
mzöſi —* während ſeines erſten diplomatiſchen Aufenthalts daſelbſt 
elernt Bub welchen er nad) dem Tode der Königin während Jacı 















j * noch jungen, aber ſchon dieſer Richtung ergeb 

| I Boltair&einflößte, den er für den Plan beg 
mkreich der er eines reinen Bernunftglaubens und. einer mit 
hen ‚Trieben und Leidenfhaften übereinftimmenden Moral zu 
dieſe m Borhaben beſtärlte ſich Voltaire durch feine Reife nad) England, 
Montesquieu ſich begeben, ver vorher in feinen perfiſchen 
mit beißender Satyre die damaligen religiöfen und gefellichaftlichen 
fen hatte, um durch das Studium der englifhen Berfaffung fih auf 
ext vorzubereiten; wo aber Boltaire in feinem zweijährigen Umgange 
ie Dentern" beſonders feinen Haß gegen das pofitive Chriftenthum 
[ > Verehrung, welche er England durch ein faft- königliches 
ab Renten 1727 zollen ſah, führte ihn auch zu der Phyſik New— 
im Frankreich bekannt machte, und lief ihn noch ſtärker den 
” den. im jeinem Vaterlande ein fieher Despotismus, officielle 
und Mandements auf alle geiftige Bewegung ausübten. Nach 
urde num Voltaire die treibende Kraft der neuen Bewegung, bie 
aber ſchon mit franzöfifcher Frivolität gefärbten Lehren An- 
* — aber zu allen theoretiſchen und praktiſchen Konſe— 
te. 3 1 England ſelbſt hatten jene Lehren das kräftigere religiöfe und 
Bußtjei, (welches in der feitbegründeten bürgerlichen und politiſchen 
e. Stärte gewann, nicht erſchüttern können, in Frankreich dagegen 
Aushöhlung alles geiftigen und fittlichen Lebensterns eine leichte 
* blos von unhaltbaren Vorurtheilen und Ueberlieferungen, 
a ee und fittlichen, aber ihres inneren Haltes, ihrer 
————— und Freiheit entblößten Anſichten. Schon 
längere t allein gewirkt und nicht ohne einen gewiffen Muth 
id, i ie | am die Mitte des 18, Jahrh jene gefellfchaft- 
wiſſenſchaftlich m Kreife bildeten, welde vie neuen verarbeiteten, 
ve ten. Der bebeutenbfte Kreis war aber ver Berein, 
Maren: die Enchklopädie ſchuf, deren Verfaſſer, An- 
—* Eneyklopädiſten * — 
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Taktik lefen, welche viefelben empfehlen. So wie e8 ſchon von übler Borbeventung 
von dem Endausgange des begonnenen Kampfes für Aufklärung war, daß die 
neuen Lehren ihre beveutendften Borkämpfer in Männern wie Bolingbrote und 
Voltaire erhielten, denen aller tiefere Wahrheitsfinn und ſittliche Ernſt fehlte, ie 
muß fih auch bier die Ueberzeugung befeftigen, daß durch unſittliche Mittel nie 
eine für die Menſchheit pofitiv wohlthätige Umgeftaltung des geiftigen oder gejell: 
ſchaftlichen Lebens bewirkt werben fann. Gin förmliher Rampfplan wurde in 
Rüdfiht auf alle Waffengattungen entworfen, allen Streitgenofjen und Verbün— 
deten die angemefjene Stellung gegeben; aber das tief Unfittliche lag in ver Un 
ehrlichkeit des Kampfes, indem man gar nicht ald Gegner auftrat, und, währen 
man ein ganzes religidfes und fittliches Gebäude ummerfen wollte, ſich die Mien 
ab, ala wolle man nur einzelne Schäden ausbeffern. Auch bei den wichtigften 
Setifetn ver Enchflopädie wurde eine befondere Taktik beobachtet. So * 







Artikel: Gott, Seele, Freiheit und mehrere andere in Darlegung aller wi 
Beweife abgehandelt, aber dieſe Beweiſe in andern Artikeln, auf welche meift 
gewiefen wurde, wie Demonftration, Yanatismus, Aberglaube, Vorurtheil, Zufal, 
Thier, Naturreht u. a., wieder entkräftet; wahrfcheinlih nad dem erwähnten 
Ausſpruche Alemberts, daß das Publikum die eigentliche Meinung bald ausfindig 
machen würde. 

Das Haupt und die Seele des Kampfes war Voltaire (1694—17%) 
der aud für die Encyklopävie eine große Thätigfeit entfaltete, weniger tal 
Artikel als durch Anfpornung und Leitung, der in dem ganzen Kampfe fi 
neue Liften und Pläne ausdahte, nah allen Seiten aufmunterte, in einem 
andern Sinne, ald es ver Apoftel verlangte, „Allen Alles war", ver alt 
Iharfblidender Feldherr einen Jeden nad feiner befonveren Befähigung verwandt 
und alle Mittel, auch der Heuchelei, ja felbft ver Lüge empfahl, und veflen fo oft u 
den Briefen an die Vertrauten empfohlenes Tofungswort war: zertretet die Schänd- 
lihe (6erasez l’infame), d. h. die pofitive hriftliche Religion und Kirche. Zu dieſen 
Zwede wollte er auch eine Verbrüverung der Philofophen, eine Art Freimaurert, 
und eine Kolonie errihten, und beftimmte #riebrih den Großen, ihm bien 


— — — 


Cleve anzuweiſen, war aber ſehr erzuürnt, daß, während ver h. Ignaz von Loyela 


12 Proſelyten gefunden habe, er nicht drei Philoſophen finden fönne, die Parit 
für Cleve verlaffen möchten. — An zweiter Stelle ift Alembert (1717—1783) 
zu nennen, der natürliche Sohn der noch weiter zu bezeichnenden Fraunon 
Tenein, die ihn auf der Schwelle ver in ver Revolution zerftörten Kirche &t 
Johann der Runde, wovon Alembert zuerft den Namen trug, ausjegte, Er wur 
jedoch nad einigen Tagen von feinem Vater, Chevalier Destoudhes, von’ eine 
Glaſersfrau die fih feiner erbarmt hatte, zurüdgenommen und erzogen, 

fpäter bekanntlich einen bedeutenden Namen ala Mathematiker, wurde Mitglie 
der Mademie und erhielt von der Kaiferin Katharina IT. die, jedoch von ihm nich 
angenommene, Aufforderung zur Erziehung ihres Sohnes gegen: eine: Reute von 
100,000 Frs. Durch die Feinheit, Klugheit, VBorfiht, die er im Umgangs, 
Schreiben und Reben zeigte, übte er bejonvers einen großen Einfluß aus und 
wurde der Schutzherr aller jungen Talente, die nad Paris famen, und die in 
verfhiedenen Stellungen zum Dienft der gemeinfamen Sache verwendet wurke 
In feiner, als ein Mufter des Lehrftyls gepriefenen Ginleitung zur Enchklopaki 
gab ſich ſchon in der neuen Anordnung aller Wiſſenſchaften, die, nad ber 








forderumg Bacons, nad dem fubjeftiven, d. 5. pſychologiſchen und m 


ſualiſtiſchen Gefichtspunfte Haffificrt wurden, die neue Anſchauungsw 
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lehrung der m fund. — Der Dritte im Bunde war Diderot 
3— 1784), zwar und frechſte, aber im Grunde der gerabefte, wel- 


einer Zeit dachte, offen, felbft mit Gefahr feines Lebens, 
piät immer glei, indem er allmählig vom Deismus zu 
ſehr an den Atheismus ftreifte, überging), dabei philo- 
5 zugleich viel gutherziger als feine Genofjen war. Im 
elbftftändigen Werke, den „philoſophiſchen Gedanken“, 
———— — zu dem gleichlautenden Werke von Pascal, nicht, wie die- 
digkeit der Offenbarung aus der Schwäche der Vernunft, fondern 
t aller überfinnlihen Erfenntniß darlegen wollen; wegen der im 
jel@peiebenen „Briefe eines Blinden zum Nuten der Sehenben“ 
mes eingefperrt, daraus dur die Bemühung feiner Freunde 
a Monaten wieder befreit und machte darauf den Entwurf zu ber 
ie, die er auch, unter vielen BVerlegenheiten und Berfolgun- 
ie N ve gemäßigte Theil des Publitums, felbft Alembert, von ver 
batte, allein, nur unter dem Beiftande von Voltaire und 
unter; Meter Kräfte, zu Ende führte. — Neben diefen Häuptern waren 
m der Enchflopädie Eondorcet, der unglückliche Girondift, der den 
it der Rouſſeau'ſchen politifchen Theorie vermittelte, der — fpäter be- 
\ Bet der nationalbkonomiſch-⸗polemiſche Schriftfteller Morel- 
in einem Wortfpiele als mords-les für alle Gegner bezeichnet) 
in den Wiffenfhaften bedeutende Namen wie Haller, — 
ont und Büffon, der fi fpäter zurüdzog. j 
Encytlopãdie und die Enchflopädiften waren nur ber nette: 
—— Mittelpunkt, von welchem aus die Be 
unterhalten wurde, an welche ſich aber te San 
"anföhloffen. Zu diefen Gruppen gehören einerf 
, mit "Turgot an der Spike, welche der neuen Richtung } 
8 nur einen andern, wenn aud für das Wirtbiehaft 
en Ausdruck gaben, indem fie die Natur als die alleinige 
rgot war mit ben ‚Häuptern der Enchklopädte und ihren 
— und Alembert bezeichnet ihn in einem Briefe an 









* die triftigſten Gründe habe, es zu verbergen, weil das 
ud —— nichts beitrage“, d. b. weil Turget, praktiſch auf 
ve I 1 bedacht, vor, Allem jeine wichtigen nationaltenom 

ig en | Wie Duesnay die beiden Artikel (grain) und 
mie: ich Ar Turgot mehrere Artikel, befonders Markt (foire) und 
r die Enchklopädie geliefert. Gine andere Gruppe, für melde 
e Glied war, bildeten die Materialiften und Atbeiften, 
Baron Holbad ein Bierteljahrhundert wöchentlich ein- 
fielt ‚ und wo ſich aud der fpäter baronifirte, gothaiſche Ge- 

| ‚, der aber jelbft einen befonberen 
* Gemäßigteren dieſer Gruppe gehb— 
— — ſich auszeichnende H 

1 Werke „vom Geiſte“ 1758, wie bie Deffant 
vor Jedermann verrieth, aber von ihr Genuf Ai 
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eine en Dann, welcher „ver Philofophie voll, ein recht ehrlicher Frei- 
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hen Kreife ging dagegen das- „Spftem der Natur V hervor, worin dem 
Materialismus und Atheismus, welden ſchon früher ver don Friedrich II. in Berlin 
protegirte Ya Mettrie in frechſter Weife ausgefprohen, ober, nad dem Aus 
drude des gleichfalls in Berlin angeftellten Marquis d' Axgent, vie Lehre des 
Lafters mit der Unverfchämtheit eines Narren geprebigt hatte, eine mehr willen 
ſchaftliche Form, aber in einer weitfchweifigen geiftlofen Darftelung gegeben wurde 
— In einer entfernten Stellung zu diefen Männern und Öruppen blieb ver 
Abbe Eondillac (1715—1780), der ernfte philofophiiche Denker dieſer Zeit, 
der durch Voltaire mit Locke befannt gemacht war und deſſen Reflexionstheorie 
zum Senfualismus umbilvete, aber doch vor den legten Konfequenzen des Sen 
ſualismus zurückwich, indem er die Immaterialität der Seele und das Dafein 
Gottes annahm. Condillac hat aber unftreitig einem großen Einfluß auf Wiembet 
und Diderot, die ihn hochſchätzten, ausgeübt. 

Außer dieſen Männern und ihren Kreifen waren aber nicht blos * 
Verbreitung der neuen Lehren, ſondern auch für die feinere Ausbildung und W 
Einhaltung gewiffer Grenzen der Mäßigung und des guten Tons befonvers dir 
. flußreich die gefellfchaftlihen Kreife, in welchen eine Frau der anregende Mitte: 
punft war. Ein älterer Kreis, der den Uebergang zu den Encyklopädiften bike, 
verfammelte ſich bei der, fchon als natürliche Mutter von Alembert genannte, 
geiftreihen und durch tiefere Auffaſſung ausgezeichneten, aber fittlich ſehr ir 
ftehenden Frau von Tencin, weldhe jogar ver, auch durch die Kriminalune 
ſuchung nicht ganz abgewälzte, Verdacht der Ermordung eines ihrer Liebhaber traf, iu 
— en bedeutendſten Perſönlichkeiten, und ſogar langdauernd mit dem Papt 

DEE W. im Briefwechſel ſtand, und deren Kreis beſonders durch Fontenelle, 
ntesguien, für deſſen „Geiſt der Geſetze“ fie ungemein thätig geweſen jein 
I Ma den damals noch jungen Helvetius, Marmontel u. W. gebilpet war. 
ihrem Tode war eine Freundin, die Geoffrin ihre Nachfolgerin, die abet 
von Kunſt und Wiſſenſchaft wenig verftand, nur durch feine Pebensart zu glänge 
ſuchte, und die — ein merfwürdiger Zug der Zeit — um wegen ihrer gläubigen 
Devotion keinen Anftoß zu erregen, heimlich zur Meſſe ging, wie, nach ver Be 
merfung Marmonteld, Andere zu Viebesabentheuern. Bon größerer Einwirkung 
auf die Zeitanfichten war dagegen die berzlofe, aber Kluge, im fittlicher Beziehung 
ungefähr auf gleicher Stufe mit der Tencin ftehende Deffant, die befonbers den 
Kreis von BVoltaires Freunden, darunter auch Alembert und während einiger Zeit 
Diderot, um ſich verfammelte. Bon der Deffant trennte ſich aber-— ein Ereignif 
für die damalige große Welt in Frankreich und felbft in Europa — ein Kreik, 
der fi, als eine Art weiter gehender Schule, um die zwar nicht jchöne, aber 
junge und geiftreihe, als Geſellſchafterin bei ver Deffant gebildete Espinailt 
verfammelte,. und von welchem Alembert, ihr gequälter Berehrer, Diderot um 
Turgot die vornehmften Mitglieder waren. Dieſe geiftreihen Frauenkreiſe haben 
auf die Berbreitung der neuen Anfichten einen Einfluß ausgeübt, wie er fid nur 
and der Macht. des gejelligen Lebens und Berfehrs und aus der Stellung er 
Hären läßt, welche ſeit Yubwig XV. vie gebilveten Frauen darin eingenommen 
aben. KL — 

Eigenthümlich war gegenüber dieſen Männern und Kreiſen die Stellunz 
Rouſſeau's, mwelder zwar derſelben Grundrichtung angehörte, aber durch Be 
wahrung eines gewiffen Zuges der Ipealität, durch Achtung der edleren Gefühl: 
und durd die praktiſche Richtung auf die Verbefferung der geſellſchaftlichen Zu 
ftände in Rückkehr zur Natur, Gleichheit und freiheit, bei Allen, welche wid! 
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nah Genuß, fondern nach Befreiung von dem vielfachen Drude und nad einer 
befieren gefellſchaftlichen Ordnung ftrebten, immer größeren Einfluß gewann und 
der Lehrer der framgöfiihen Demokratie wurde. Roufleau fand zwar and feine 
Eitelteit durch mäheren Umgang mit hochſtehenden Berionen, beionders Frauen 
(Herzogin von Luremburg, Fran von Epinap u. W.) geſchmeichelt, allein fein 
duch ein langes phyſiſches Leiden gemährtes mißmutbiges und argmwöhnifches 
Temperament machte ihn höchſt ungefellihaftlid. So blieb er aud ven Kreifen 
der Enchklopädiften fern, kam mit Alembert in Streit über die moralifhe Seite 
bes Schaufpiels, überwarf ſich mit Boltaire und Diverot und wollte überhaupt 
in deren Lehren, nicht mit Unrecht, ein von den Laftern der Großen und Reichen 
erfimbenes Syftem fehen, weldes ihren Egoismns und ihre finnlihe Genußſucht 
zur Tugend ftempeln follte, 

5 Wenn wir nun fohlieglih die von den Eneyklopädiſten in ihren verichiedenen 
Whiancen verbreiteten Lehren in der Kürze ins Auge faflen, fo erbliden wir barin 
bie verfchiedenen Stadien einer Abirrung der Philofophie, weldhe in England mit 
Bacon’8 Unpreifung der äußeren Erfahrungsmethode und einer einfeitigen Natur- 
betradytung beginnt, ſchon in Hobbes zum Materialismus übergeht, durch Locke 
zu einer gemäßigten Reflerionsphilofophie, wenn aucd mit dem Uebergewichte nad) 
ver Seite des Senfualismus zurüdgeführt wird, in Frankreich aber durch ven 
Senfualismus Condillaes hindurch, der noch vor den Konſequenzen zurückſchreckt, zu dem 
reinen Senfualismus des Helvetius gelangt, der fich feinerfeits noch der Konſequenzen 
des Materialismms erwehren will, und fhließlich mit „dem Syfteme ver 9 p 
endet, in welchem vie Logik der Prämiffen und der Methode zu ihren vo 
Rechte gelangt. — Nach dieſem Syſteme giebt e8 nur Materie und Bewegung, die 
erſte beſtehend aus Atomen oder Molekülen, vie andere aus Attraktion und Re- 
pulſion. Was die Gravitation in ver Natur, ift die Selbftliebe im Menfchen. 
Die Seele vom Körper unterjcheiden, heift nur, das Gehirn vom übrigen Körper 
unterfcheiden, denn Denken wie Wollen find nur eine Modifikation des Gehirn- 
organs. Mit der irrigen Selbftverboppelung hängt der Glaube an Gott zufammen, 
der, wenn man unter Gott nur die bewegende Kraft in der Natur verftände, richtig 
wäre, aber durch Unwiſſenheit, falfche Abſtraktion und irrige Auffaffung der Uebel 
in der Welt zu dem Glauben am ein geiftiges Wefen über der Natur ausgebildet 
worden iſt. Das wahre Naturfuftem ift atbeiftifch. Der Atheismus muß auch 
verbreitet werden, weil er allein die ſchädlichen Borurtheile zerftört, den Menfchen, 
der nur ein Glied in der Kette des nothwendigen Zufammenhangs aller Dinge 
iſt, von aller Unruhe befreit, ibm lehrt, ſich in das unvermeidliche Schidial zu 
fügen, die Gegenwart mit Berftand zu genießen, fich mit Anderen zur Gefel- 
haft, feinen Bortheil mit dem Vortheil der Andern zum Gemeinwohle zu ver- 
binden. Aber doch kann felbft der Berfafler des Syſtems ver Natur (jehr wahr- 
ſcheinlich Holbach felbft) eine höhere Ahnung und Mahnung nicht unterbrüden, 
indem er es als möglich zuläßt, daß ver Atheift fich geirrt habe und es doch ein 
höchſtes, nur nicht nad) Analogie des Verhältniffes von Geift und Peib zu denfendes, 
aber auch nicht blindes Wefen gebe, welches dann auch dem Atheiften, der doc nur 
ven Aberglauben, die falfhen Bilder, die anthropomorphiichen Vorftellungen babe 
jerftören wollen, vergeben werde. Mit diefen Grundſätzen war Diverot in feinen 
legten Anfichten am meiften übereinftimmenv geweſen. Intereffant ift, wie aud) 
Diverot, nach ven gleihen Grunpfägen wie unfere modernen Stoffwechjel-Männer, 
ein befonderes Gewicht auf die Nahrung umd auf feine Speifen legte und bei ber 
Frau von Meder, die fi etwas mwunderte, daß bie geiftreichen Herren fo viel 
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auf eine gute Tafel hielten, ſich am feine; ſpäter din mmigfeit audgeze 
Tochter mit der Frage wandte: Dites, ma fille, ment fait-on de 
und die Antwort erhielt: Mais, mon pre, c'est en mangeant. 
Das Syftem der Natur war der lette rohe, jedoch fonfequente 4 uf 
einer philofophifhen Bewegung, welche, zur Ueberwindung des, Dem wahren 
ver Dinge und Berhältniffe jo vielfach widerſprechenden, mittelalterlic 
mit dem Aufruf zur Natur, zur Naturwiſſenſchaft und zur natu 
Methode begann, bald aber das vieldeutige Wort und Princip au 
ſchen und politifhen Wiffenfchaften einführte, eine natürliche 
eine natürliche, befonders die Naturbeziehungen des Menſchen 5 
eine Erziehu g Ar Natur, einen gefellfchaftlihen Zuftand, für melden 
zuftand der Menfchen ein, wenn aud in gewifler Hinficht beſchr 
bleiben, eine Volkswirthſchaft, in welcher die Natur als die Duelle | 
betrachtet werben follte und welche zuletgt in dem Menjchen ül t 
ein Naturweſen ſehen wollte. X 
Die eigentlichen ſtaatsrechtlichen Folgerungen aus den | 
fenfualiftifchen und materialiftiichen Lehren, deren Pathen oder Patrone 
klopädiſten waren, find fon in England in dem Syfteme eines Mk 
widelt worden, veſſen Hauptverdienſt in der ſtrengen un 
Die Lehre von Hobbes hat gezeigt, daß der despotifche Abfolutisn 
Form der Staatsgewalt für die gefellichaftliche Verbindung der Menf | 
—36 ſinnliche, von ſinnlichen Trieben und Leidenſchaften bewegt 
Selbſtbeherrſchung und Selbſtbegrenzung unfähig find und daher 
ht einer mit der möglichft großen Macht ausgerüfteten 
züffen. Diefer despotifhe Abfolutismus war daher auch -b 
x vergeblich nach den wahren Principien der Freiheit und 
DOrganifation ringenden franzöfifhen Revolution. Zur biefer 
taten müſſen auch in der Politik ſtets vie fenfwaliftijchen und 
Lehren führen. Sie können nie die wahre menfchliche P eit 
zur Anerkennung bringen, weil ſich diefe von der blos thieriſchen J 
durch ein höheres, nicht- finnliches, felbft- und gottbewußtes ha. 
unterfcheidet, nie die wahre freiheit, weil die wahre Selbftbef 
{hung der finnlichen Triebe, der niederen Güter und Zwecke — —* 
Güter und Zwecke des Lebens liegt, nie die wahre were 
wirklichen Unterſchiede nicht verwifchen darf, nie eine wirkliche 
ganifation, weil diefe fih von dem bloßen, durd Äußeres Au 
Kräfte beftimmten Mechanismus durd die aus dem Immern ft er 
wirfung aller Glieder und Gliederungen und das gegenfeit ge De 
Freiheit und Ordnung unterfcheivet. Der Senfualiemus * 
franzöſiſchen Aufklärungsperiode hat daher auch nur einen 
zerſtörenden Charakter gehabt, und nirgends neue pofitive. 
Stelle geſetzt. Das franzöfiihe Volt erwartete fi von ir, 64 ſond 
ven Encytlopädiſten, die es als die Führer ber — * 
Umgeftaltung ber gefelfaftlichen Berhältnije h. Dieſer neue Geil 


sa in. 
Pr Pr 
i) Diefe vor der Revolution weit verbreitete Volksanſicht fpricht ſich in da— 
chanson aus, welche man als prediction Turgotine bezeichnet bat, die fchon 1 
foll, und in den Gotha'ſchen cahiers de lecture nr. 11, 1790 wiederabgedrudt 
von den 9 Strophen nur folgende hervor: 
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verfennbar der franzöſiſchen Revolution vorgearbeitet und ihr jpäter, nach ven 
verſchiedenen Phafen, die leitenden Grundſätze in den hie Schattirungen 
gaeben; er hat aber nicht die Revolution jelbft bervorgeräfen; denn dieſe im 
nde nur die Offenlegung der inneren geiftigen, ſittlichen, politifchen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Zerrüttung alley Verhältniſſe; fie war insbeſondere die Frucht 
eines Despotismus, der zuerſt alle ſelbſtſtändigen Yebensnerven des Boltes in 
feinen Gliederungen getödtet hatte und zulegt felbft an Entnervung dahin ſchied, 
um einen troftiofen Zuftand zurädzulaffen, in welchem für lange Zeiten die Prin- 
cipien der Orbnung und Freiheit nur ſchwer den Einklang finden dürften. 
Die franzöfiihen Lehren und Thaten ſollen aber für andere Bölfer eine 
ng fein. Wir find zwar der Unficht, daß durch eine höhere Vorſehung 
und Leitung den Bölfern, einem jeden eine befondere Aufgabe, auch in Zerftörung 
and Aufbau, zugetheilt ift, und daß die verfchievenen Völker, jo wenig fie über 
bie Form einer gleihen Verfaſſung gefchlagen werben können, fih aud in ihrer 
Lebensentwidiung nicht ablonterfeien; wir glauben daher, daß auch ver Mate- 
rialismus nah feinen politiiden und focialen Konfequenzen in Frankreich 
begraben bleiben wird. Aber er kann doch in Deutſchland, wo er in folge 
einer theilweiſen geiftigen und ſittlichen Erlahmung nad einer, Ziel und Wege 
verlierenven Ueberſtürzung in der Philofophie und der Politit hat aufwuchern 
tönnen, manden Schaden ftiften, befonders unter der Jugend, die in den Stu— 
dien felbft immer mehr zu dem blos empirifch Gegebenen hingedrängt wird. Es 
geht jest Überhaupt ein gewiſſer materialiftifcher Aug dur das Leben, umb fo 
wie ver Meaterialismus die Richtung zur Naturwiffenihaft und zum materiellen 
Gütererwerb ausbeutet, jo findet er auch wichtige, wenn gleich fehr umabfichtliche 
Berbündete an Allen, welde ven höheren ivealen Lebenszug vertennen, das Recht 
der Ideen und der entiprechenden Lebensgeftaltung beftreiten, durch die Macht 
der Formen den Geift und das Leben beherrihen, überall nur den Stoff und bie 
Duellen des Stoffes, die Empirie und die Geſchichte, nicht aber zugleich ven 






4. De même pas marcheront 
Noblesse et roture 
Les Frangais retourneront 
Au droit de nalure 
Adieu Parlements et lots 
Adieu Ducs, Princes et Rois 
La bonne aventure! o gu6. 


. Vivent tous nos beaux esprils 
Encyclopedistes, 
Du bonheur frangais &pris 
Grands &conomistes ; 
Par leurs soins au tems d’Adam 
Nous reviendrons, c’est leur plan, 
Momus les assiste! o gue. 


.Puis devenant vertueux 

Par philosophie 

Les Francais auront des Dieux 
A leur fantaisie 

Nous verrons un oignon 

A Jesus damer le pion, 

Ah, quelle harınonie! o gue. 


— 


2.Ce n’est pas de nos bouquins 
Que vient leur science 
En eux ces fiers paladios 
Ont la patience 
Les Colbert et les Sully 
Nous paraissent grands, mais fi 
C’etait ignorance! o gu. 


— 


Ou verra tous les états 


Entre eux se confondre 

Les pauvres sur leurs grabals 
Ne plus se morfondre 

Des biens on fera des lots 
Qui rendront les gens &gaux, 
Le bel oeuf a pondre! o guö 


. D’aprös les novations 


De cette sequelle 

La France des nations 

Sera le modele; 

Et cet honneur nous devrons 
Aux Turgot et compagnons 
Besogne immortelle! o gu6,. 
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belebenden Geift, die den Stoff durchdringenden, geftaltenden und wumgeftaltenie 
Prineipien anerkennen wollen. Möchten Alle, denen die höheren Güter des Lehel 
heilig find, auch diefe Art des Materialismus jhärfer ins Auge faflen, vermeit 
und befämpfen. — | 
Literatur. Die Eneyclopedie jelbft; vie hauptſächlichſten Schriften M 
Enchklopäpiften und ihrer Verwandten; Schloffer, Geſchichte des 18. Jahrhu 
bertö, Bd. 1 u. 2; Villemain, Cours de litterature frangaise; die biegraml 
hen Artikel in mehreren franzöfifhen Werten (tie Encyclopedie des gens & 
monde, La France litteraire, par Quér ard, vie Biographie universelle, nen 
jedoch bis jegt nur die 7 erften Buchſtaben des Alphabets erfchienen find) 


England, ſ. Grofbritannien. 
Enflaven, f. Staatsgebiet. 
Enquete, ſ. Geſetz. 
Enregiftrement, ſ. Grundbücher. 
Epidemie, ſ. Geſundheitspolizei. 1— 
Episkopalkirche, ſ. Großbritannien, Proteſtantiſche Kirk! 
Episkopalſyſtem, ſ. Katholiſche, Proteſtantiſche Kirche. 


Erbgüter. 


Dem Grundbeſitze kommt bei den germaniſchen Stämmen in der 
Zeit eine ſehr erhebliche öffentliche Bedeutung zu. So weit ſich deſſen Geil 
zurüdverfolgen läßt, ift die Lebensweife des Volks im Ganzen mie jedes 
Voltsangehörigen weſentlich eine bäuerlihe, und nur der Grundbeſitz eriäit® 
gemäß geeignet, die Grundlage dauernden Unterhaltes für den Einzelnen 
die Geſammtheit zu bilden; es begreift fi), daß dieſe zunächſt nur ö 
Thatſache alsbald aud auf die Geftaltung der focialen Zuftände hinüber 
Als ein volltommen felbftftänpiger und unabhängiger Mann wird nämlid U 
jolden Verhältniſſen nur derjenige gelten können, welcher mit eigenem Grunde 
thum angeſeſſen ift; wem dagegen felbftftändiger Grundbeſitz fehlt, der wird? 
im Anſchluſſe an einen Grundeigenthümer fid) einen geficherten und redti 
Nahrungsftand begründen können, fei e8 num, daß er als untergeordnete 
milienglied und mit ver Ausfiht auf die dereinftige Erbfolge im Haufe je 
Eltern lebt, oder daß er feinen Unterhalt in fremdem Hausdienft zu gem 
ſucht, oder envlih, daß er fremde Grunpftüde zu abhängigen Befige lem 
zu erwerben und auf biefen eine eigene Haushaltung fi zu begründen M 
Im einen wie im andern Falle wird der Nichteigenthümer, nicht überall 14 
in gleich drückender Weife, die Möglichkeit feiner materiellen Eriftenz 2 
gewiffe Unterwerfung unter einen fremden Willen erfaufen müffen, durch | 
opferung alfo eines Theiles feiner Freiheit und Unabhängigkeit; neben bie MT 
miſche Unfelbftftänpigkeit des Mannes ohne Orundeigenthum tritt fomit, MT 
jene bedingt, auch eine fociale und in gewiſſem Umfange fogar rechtliche Abhenit 
keit deſſelben. 1 

Hiebei bleibt aber das Ältere Recht nicht einmal ftehen. Je freier und | 
herrlicher die ftantlihen und gemeindlihen Zuftände in der Vorzeit ſich gefaltet 
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vefto weniger gieng es am, die volle Berechtigung in Gemeinde und Staat anderen 
als volltommen ſelbſtſtändigen Männern zuzugefieben; je weniger centralifirt der 
Staat, je weniger befeftigt fomit die öffentliche Orbnung war, um jo nöthiger 
erſchien zugleich eine ftrenge und forgfame Ueberwahung der „lofen Leute”, welche 
doch nur von deren Haus- oder Grundherrn gehandhabt werben fonnte. So erflärt 
fh, daß einerfeits der Vollgenuß ver politiichen Rechte in Staat umd Gemeinde 
ven Leuten ohne Grundeigenthum entzogen, und damit den Grundeigenthümern 
gegenüber deren Stand geniedert wurde; daß andererſeits deren Unterwerfung 
unter einen Privatheren auch abgejehen von ven dahin treibenden ökonomiſchen 
Bebürfniffen aus ftaatlihen Gründen erzwungen, und zugleich die Stellung des 
Herrn gegen den abhängigen Mann durch ftaatlihe Anerkennung und Regelung 
befeftigt und auch wohl für den erfteren noch günftiger geftaltet wurbe. Dem 
Schne des Grumdeigenthümers gegenüber, der ohne eigenen Beſitz noch auf feines 
Baters Hofe lebt, treten diefe Ronfequenzen freilich nicht mit aller Schärfe auf, 
da die Ausfiht anf die feinerzeitige Erbfolge deſſen Zurüdfegung zu einer nur 
vorübergehenden macht und überbies defien enge Verbindung mit dem befizenben 
Familienhaupte aud auf ihn einen Abglanz der felbitftänbigen Stellung viefes 
Letztern zurüdfallen läßt; Leute dagegen, welche entweder überhaupt nicht in nädhfter 
Verbindung mit einem befigenden Haufe ftehen, oder melde doch weit von ihrer 
Heimat entfernt auf fremdem Hofe dienen oder fremden Boden bebauen, empfinden 
viefelben in drückendſter Weiſe — fie pürfen geradezu nur noch als mittelbare An- 
gehörige des Staats betrachtet werben, und zwar iſt es ihr Dienft- und Grund: 
berr, der zwifchen biefem und ihnen den Mittelsmann mad. 

Durch den Befig von Grundeigenthum war hiernach mie die ökonomiſche fo 
auch bie gefammte fociale, rechtliche und politifche Stellung des einzelnen Mannes 
nicht nur, ſondern in meit höherem Maße noch aud der einzelnen Familie und 
des einzelnen Geſchlechtes bedingt. Es begreift fih, daß unter ſolchen Umftänven 
ein Beftreben, den an das einzelne Geflecht einmal gekommene Grundbeſitz dieſem 
auf Die Dauer zu erhalten, frühzeitig fi geltend machen mußte; es begreift ſich 
ferner, daß dieſes Beftreben nur in mehr oder minder weitgreifenden Befchrän: 
tungen der dem Einzelnen an feinem Grundeigenthum an ſich zuftehenden Difpo- 
ftionsbefugniffe feine Befriedigung finden fonnte, 

Es ift micht diefes Orts, auf eine Polemik über die vielbeftrittene Frage ein— 
zugehen, ob bereits die ältefte Zeit derartige Beſchränkungen ver freien Verfügung 
über Grundftüde durch Rechte der geborenen Erben gekannt habe oder nicht — ob 
ſolche nur zu Gunften der Descendenten des dermaligen Befiters oder zu Gunften 
feiner gefammten Berwandtichaft beſtanden —, ob viefelben endlich auf alles Grund— 
eigenthum oder nur auf das erbweiſe erworbene fid) bezogen haben 1); doch mag 
wenigftend angedeutet werben, daß Beſchränkungen jener Art, freilich in eigenthüm- 
licher Art begrenzt, in ver That ſchon dem Älteften Rechte anzugehören, und fogar 
mit dem Syftem in genauefter Verbindugg zu ftehen fcheinen, nach welchem vie 
erften Anſiedlungen germanifcher Völkerſchaften ſich regelten. Pro numero eultorum 

(Taeit.), d. h. nad der Zahl ver jelbftftändigen Hausmwirthichaften, erfolgte vie 
Landestheilung und jever Hausvater erhielt bei derfelben einen gleichen Antheil am 
Kante, groß genug, am zur Erhaltung eines Hausſtandes reichlich hinzureichen (Hufe, 
Pflug, mansus, ia u, dgl). Wie mit Rüdfiht auf vie Familie gegeben, fo 





ij Bgl. allenfalls E andbaas, Germaniftifche Abhandlungen. S. 165—206 (Giehen, 1862). 
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Blonomiichen, focialen und politifchen Eriftenz dienen; die 





efamımte Raclommenf at des erften Erwerbers, nicht blos die des jeweiligen 
Beſitzers erfremferfih eines rechtlich geficherten Wartrechtes auf denjelben, 
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aber begreiflich konnte ein ſolches Wartrecht auch nur an den Gütern beſtehen, 
welche durch die Landestheilung felbft an das einzelne Gefchledht gelommen waren. 

In der fpätern Zeit, ald man des langen Zeitabftandes wegen auf die erfte 
Landestheilung nicht mehr zurüdzugehen vermochte, und als überdies durch das 
Berihwinden zahlreiher Häufer oder auch unvermeidliche VBeräußerungen in ven 
Befigverhältniffen bedeutende Veränderungen fih ergaben, dann aud wohl die 
Stürme der Völkerwanderung dieſe in ihren Grundfeſten erjchüttert hatten, lief 
fih das alte Stammgut (althochdeutſch uodal, altſächſiſch odbil, angelfähfid 
edhel, friefiijh ethel, altnordiſch odhal) nicht mehr in feiner früheren Bedeutung 
aufreht halten, und es begreift fih, wenn zunächſt die verjchievenen Rechte uf 
Schwanken gerathen und aus einander gehen. Mande Stämme laffen daffelbe ſofen 
völlig fallen (Salfranten, Thüringer, Angelſachſen); andere geftalten daſſelbe in 
der Art um, daß an vie Stelle des Zurüdgehens auf die Lanvestheilung bie blojt 
Berüdfihtigung ver längeren Vererbung in, einem und demſelben Geſchlechte tritt, 
welche urjprünglic do nur eine Folge der Stammgutsqualität im ältern Sin 
ewejen war (Norwegen, Schweden), oder fie erftreden au wohl das Wartrecht da 
Serwandifgoft über feine urfprünglichen Grenzen hinaus auf ven gefammten Gru— 
beſitz (Alamannen, Bayern, Sadjen); mandmal läßt man bafjelbe nur nod da 
Kindern des dermaligen Befigers zu Gute fommen, wobei indeſſen immerhin auf 
entferntern Berwandten gegenüber die rechtlich erlaubte Veräußerung als eine ſchwert 


Beleidigung gelten mag (Langobarven, Ripuarier); nur felten reprodueirt fi bi | 


der Niederlaffung in den eroberten römifhen Provinzen im Anfchluffe an bie new 
Landestheilung der urfprüngliche Begriff in feiner alten Reinheit (jo bei ven Dur 
gundern). vo 
Indeſſen ift Doch diefes Schwanfen ver älteren Volksrechte, aus welchem mat 
mit Unrecht auf die jpätere Entftehung ver betreffenden Difpofitionsbefhräntungen 
ließen will, nur ein vorübergehenves; bald ftellt fi in den fämmtlichen germr 
nifhen und germaniſch-romaniſchen Rechten wenigftens der Grundſatz feft, daß ein 
gewiffes, durch feine Verfügungen des jeweiligen Beſitzers zu beeinträchtigendes 
Recht des geborenen Erben am Grundeigenthum auf rechtlichen Schug und An 
erfennung Anſpruch habe, und diefer Grundſatz greift fogar vielfach über fein 
urfprünglihen Grenzen infofern hinaus, als auch der abhängige Befig von dem 
felben erfaßt zu werben pflegt, indem die Hof- und Dienftrechte hier wie ander 
wärts nicht felten dem Beijpiele des Landrechtes folgen. In ver That ift viele 
fortdauernde Verfnüpfung des Grundbeſitzes mit ven einzelnen Geſchlechtern auch 
noch in der jpätern Zeit eine durchaus geredhtfertigte. Noch immer beruht, wenn 
audy nicht mehr in der alten Schrofiheit, auf dem flachen Lande wenigſtens der 
ganze Nahrungsftand ver einzelnen Familie wefentlihd auf dem Grundbeſitze, und 
für den bel wie für ven Bauernftand ruht nody immer auf der Eriftenz, Quan— 
tität und Qualität vefjelben vecht eigentlich die gefammte Stellung im Staat und 
in der Gemeinde; ja fogar beim Bürgerftand, der doch ökonomiſch bald vom lie 
genden Gute fi unabhängig. macht, knüpft ſich noch auf längere Zeit hinaus an 
deſſen Beſitz wenigftens die volle fommunale und politifche Berechtigung. 

Im Einzelnen freilich erſcheint auch fpäter noch das verwandtſchaftüche Wart: 
recht jehr verichiebentlic ausgebildet. Zuweilen unterliegen demfelben alle und je: 
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liegenden Güter, anberenale nur die erbweije over jonft aus familienre 
+ Titel von dem vermaligen Befiger erworbenen, ober felbft nur vie ſchon m 
im Erbgange eines bejtimmten Haufes überlieferten Güter; zumeilen fteht das 
ſprachsrecht allen und jeden geborenen Erben zu, jedem nad) der Reihenfolge der 
Nähe der Berwandtſchaft, andere Male nur dem nächſten Erben, jo daß deſſen 
Zuſtimmung jede Difpofition auch zum Nachtheile ver entfernteren Verwandten 
gültig macht; nicht alle Rechte geftatten dem Erben, was freilih das Urjprüngliche 
gewejen jein muß, Das unbejchräntte Revokationsrecht gegenüber einer widerrecht⸗ 
lihen Veräußerung, vielmehr geftatten ihm manche ein bloßes Näherrecht, d. h. 
die Defugniß, unter venfelben Bedingungen wie der fremde Erwerber in dus Ber: 
außerungegeſchaäft einzutreten, welche Minderung feines Rechts anfänglich auf Fälle 
üfter Yeibesnoth des Veräußerers befchränft gewejen war; endlich werden aud) 
wohl gewiſſe Vergabungen, z. B. die an bie Kirche, den König u. ſ. w. von allen 
Beſchränkungen erimirt u. dgl. m. Dabei läßt ſich nidyt verfennen, daß im jpätern 
Mittelalter wenigftens die Rechte der Erben in einem ftetigen Rückſchritte begriffen 
find. Das ſchleſiſche Landrecht von 1356 beſchränkt deren Genuß bereits auf bie 
Descenventen des jeweiligen Befigers, das etwas Ältere öſterreichiſche Landrecht 
bebt viejelben gar ſchon vollends auf; bis in die neuere Zeit herunter haben ſich 
Grbgüter im älteren Sinne, d. h. Güter, melde, weil von der Verwandt: 
ihaft ber ererbt oder jonft erworben, kraft rechtlicher Vorfchrift nicht ohne Zu— 
ſümmung des nächſten Erben veräußert werden dürfen, nur noch jehr ausnahms- 
weile erhalten (im lübifchen und hamburgifchen Rechte, dann in Roftod und Wismar; 
in Sachſen, in einigen Theilen von Hannover, endlich, aber freilich ſehr beſchränkt, 
in einigen Gegenden am Nieverrhein). Die gefteigerte Bedeutung der Yahrhabe, 
auf welche tie Erbgutsqualität nicht oder doch nur ſehr modificirt Anwendung 
inden faun, das Bedürfniß größerer Beweglichkeit jelbjt des Berfehres mit Im: 
mobilien, wie folhes zumal im Bürgerftande fi) geltend macht, die Loslöſung 
mdlich wie der öfenomifhen Selbftftändigfeit und ver focialen Stellung, jo aud) 
ver politiihen Berechtigung von ver eimjeitigen Verknüpfung mit dem Grundbefige 
mußte nothwendig zu ſolchem Aufgeben des älteren Stantpunftes trängen. 
Denn intejjen vie Auſchauungen des Altern Rechts zwar im Allgemeinen den 
veränterten Zeitverhältnijfen und Zeitbebürfnijjen gegenüber nicht mehr feftzuhalten 
waren, jo galt doch ein Anderes für beftimmte abgegrenzte Rechtsſphären. Einerfeits 
nämlich ruhte bis in die nenefte Zeit herunter die politifche Bedeutung des hohen Adels 
ganz entjchieden fortwährend auf deſſen Befig an Land und Leuten, und nicht min— 
der ſtützte fich, wenn auch in minder hervorragender Weije, die eigenthümliche Bere: 
tigung ver Reichöritterichaft und theilweife aud des landſäßigen niedern Adels auf 
teffen Grundbeſitz; eine ftandesgemäße ökonomiſche Stellung, auf melde gerabe 
ter Adel in befonderes Gewicht legen mußte, ließ fich ferner mitteljt dieſes letzteren 
wenn gar nicht amı Leichteften gewinnen, fo doch am Sicherſten behaupten. Bon 
beiden Seiten her ergab fid vemnah für den Adel noh immer das Bebürfnig, 
ſeinen Bejig an liegenden Gütern als einen geſchlechterweiſe geſchloſſenen beijam- 
wen zu halten, und die adeligen Stammmgüter, dann, aus dem Beftreben 
berporgegangen in den Formen des römiſchen Rechts den deutſchen Grundgedanken 
jſener erfteren fefszuhalten, vie Gamilienfideifommifje verdanken dieſem Um⸗ 
ſtande ihr Daſein, beide neben der Diſpoſitionsbeſchränkung durch die Rechte der 
umwärter überdies auch noch den Vorzug der Männer und des Mannsftammes 
in ver Erbfolge fefthaltend umd überdies eine einheitlihe Erbfolge an bie Stelle 
der Grbtheilung unter gleich nah Berufene fegend, und jomit den Örunpgedanten 
Bluntfli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. II. 20 
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eren Rechts ſogar noch im verftärfter Fafjung ausprägend (f. den Ar. 
tgüter). Andererjeits konnte beim Bauernftande zwar von einer politiſchen 
tigung nicht die Rede fein, und ſelbſt feine gemeindliche freiheit hatte durd 
den rabifalen Deſpotismus, welcher ſich in der landesherrlichen Geſetzgebung zumal 
feit dem vorigen Jahrhunderte geltend zu machen wußte, arge Stöße erlitten; 
feine öfonomifche Eriftenz wenigftens war aber nady wie vor an dem Grundbeſit 
genüpft, und auch bäuerliche Grbgüter haben fi darum im weiterem Um: | 
fange behauptet, gleichfalls ausgezeichnet durch die fortwährend erhaltenen Nedt: 
des Anerben, ſowie durch eine aud bier eingebrungene einheitliche Erbfolge. Aber 
freilich hat aud nach dieſer Seite bin die neuere Zeit nicht felten umgeftalten 
eingegriffen, und zwar feinesweges zum Vortheile des Bauernftandes. Schen in 
der älteren Zeit waren neben dem Wartrechte der geborenen Erben mehrfad 
ftantliche oder gemeindliche Beſchränkungen der VBeräußerungsbefugniffe vorgelomme, 
welhe von jenen wohl zu unterfcheiden find; allgemein gab ferner wie beim ld 
rechtlichen Befite des Adels fo auch beim hofrechtlichen des Bauern das Recht ii 
Dbereigenthümers gegen Beräußerungen und theilweife auch wohl gegen Grbtbe 
lungen einen weiteren Schug. Nicht immer hat man num bei der Befeitigung dei 
(ehnsherrlihen oder grundherrlihen Verbandes gehörig beachtet, daß die Uner 
äußerlichkeit des Gutes und die einheitliche Erbfolge in vafjelbe keineswegs bie 
auf das getheilte Eigenthum fi ftüge; vielmehr ließ man oft genug jeme fu 
lien⸗ und erbrechtlihen Gigenthümlichkeiten ohne weiters mit den Rechten des Okt 
eigenthümers wegfallen. Daneben machte ſich ferner auch nod) ver weitere Umftan 
geltend, daß man von nationalökonomiſchem Standpunkte aus die möglichfte Br 
weglichkeit umd zumal die unbegrenzte Theilbarkeit der Güter befördern zu müſſen 
glaubte, indem man von dem Meinen Grunpbefige ſich die günftigften Ergebnift 
für die Landeskultur erwartete; man nahm auch wohl Anftoß an der Bevorzugum 
eines von mehrern gleich nahe Verwandten, welche von der einheitlichen Succeſſien 
in Liegenfchaften ſich doch nicht völlig trennen läßt, u. dgl. m. 

In der neueften Zeit feheint fih übrigens ein entfchiedener Rüdjchla 
gegen jene dem Erbgüterprineip ungünftige Richtung ver jüngften Vergangenhei 
anzubahnen. Die Nationalöfonomie ſowohl als die Politif beginnt gegen da 
maffenhafte Umfichgreifen ver Zwergwirtbfchaften bedenklich zu werden. Mar 
findet, daß es eine Örenze gebe, von welder ab die Verkleinerung des Grund 
befiges deſſen Ertragsfähigteit ſchwächt, ftatt fie zu fteigern. Man bemerkt, daß 
nicht nur der abjolute Betrag des Nationaleinfommens wirthſchaftlich wie politid 
für die Gefammtheit in Betracht komme, fonvdern auch die Art feiner Vertheilung 
unter bie verfchiedenen Volksklaſſen und deren einzelne Angehörige. Man zweifelt, 
ob nicht die abfolute Beweglichkeit aller Güter, deren rafches und ungehindertet 
Rollen aus einer Hand in die andere zu einer allzu großen Schwädung ode 
ſchließlich felbft völligen Vernichtung der fonfervativen Elemente führen möge, dert 
jeder Staat zu feiner Griftenz nothwendig bebarf. 

Aus diefen und Ähnlichen Erwägungen ift unter andern das bayriſche Geſeh, 
die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, vom 22. Februar 1855 hervorgegangen, 
welches indeffen, fo viel befannt, ven gewänfchten Erfolg bisher noch keineswegt 
erreicht oder auch mur zu erreichen begonnen bat. In der That erfcheint es mehr 
als problematiſch, ob man das erftrebte Ziel, die maffenhafte Bildung nämlich ge— 
fhloffener und mit einheitlicher Erbfolge an beftimmte Gefchlechter gebunbener 
Bauerngüter, auf dem von jenem efege eingefchlagenen Wege zu erreichen ver 
möge; von der ihm gewährten bloßen Erlaußniß, durch einen von ihm ausgehen” 
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den Stiftungsaft feinem Gute den Charakter eines Erbgntes beilegen zu bürfen, 
fcheint wenigftens ber bayerifche Baner nicht geneigt zu fein, Gebrauch zu machen, 
fei e8 num, daß ihn feine Scheu vor jeder Berührung mit dem Gerichte vor der 
zu foldem Ende vorgefchriebenen gerichtlichen Willenserklärung abfchrede, over daß 
er, an altem wenn auch von den Gerichten nicht mehr geſchütztem Herkommen 
baftend, die Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit feines Hofes als ohnehin zu 
Recht beftehend oder doch durch das treue Beharren der Seinigen bei der alten 
Sitte hinreichend gefichert betrachte, 

Mehr im Sinne des Volkes umd jedenfalls ohne Vergleich wirkfamer dürfte 
eine gefegliche Beftimmung fein, melde, zum älteren Rechte zurüdfehrend, den 
bäuerlichen Orundbefig von einer beftimmten Minimalgrenze ab ein für allemal 
für untheilbar erklären und zugleich unabhängig von einer derartigen Schranfe 
einem Netraftrehte der nächſten geborenen Erben unterftellen würde. Dabei 
mäßte natürlich jene Minimalgrenze verfchieden normirt werben bei arrondirten 
Höfen ımd bei folhen, deren einzelne Grundftüde in verfhiedenen Feldfluren oder 
Zelgen zerftreut liegen; neben der Grenze, unter welche das Areal des gefammten 
Hofes nicht herabfinken dürfte, wäre überdies letzternfalls noch eine weitere Schrante 
feftzufegen, innerhalb deren die weitere Theilung des einzelnen Grundſtückes nicht 
mehr zugelaffen würde, Sorge müßte ferner dafür getragen werten, daß in Fällen, 
in welden die Veräußerung des gefammten Gutes oder doch einzelner Stüde 
deſſelben (3. B. zu Zweden einer tauſchweiſen Arrendirung u. dgl.) nothwendig 
oder dringend zwedmäßig fich zeigen follte, nöthigenfalis auch ohne die an und für 
fi nothwendige Zuftimmung der Anerben zu berfelben gefchritten werben könne; 
dabei erfcheint aber angemefien, die Verhandlung und Beſchlußfaſſung im foldhen 
Fragen nicht den Gerichten zu überlaffen, wie dies das angeführte bayerifche 
Geſetz thut, vielmehr dieſelbe ven Gemeindeverwaltungen oder auch eigens zu dieſem 
Behufe gefhaffenen Organen der Gemeinde zu überweifen, indem ſolche jedenfalls 
jowohl größere Sachkenntniß zu dem Gefchäfte mitbringen als audy größeren Ber- 
trauens binfichtlic feiner Führung geniefen werben als die ihrer ganzen Berufs— 
ftellung nad) derartigen Fragen ferne ftehenden gelehrten Gerichte. Vergleiche 
Übrigens den Artikel „Landgüter, deren Gebundenheit und Theilbarteit.“ 

K. Maurer. 


Erbmonarchie, ſ. Monardie. 


Erbrecht. 
Privatrechtliches Erbrecht. 


Unter „Erbrecht“ verſteht man das Recht, wonach Einer oder Mehrere 
in ven Nachlaß eines Verſtorbenen um deßwillen, weil er verſtorben iſt, ſucce— 
diren; — nicht minder das Recht, das Jemand auf eine derartige Succeſſion 
bat; — minder dagegen ein gewiſſes eigenthümliches Recht, das ber Erbe 
haben fol, nachdem er die Erbichaft gemacht hat. Nach gemeiner — 
nämlich iſt der Effelt eines Erbgangs der, daß der Erbe reicher — oder aber au 
Ärmer wird; „eine Erbſchaft machen" iſt in ver Sprache deßjenigen, der ein Ver— 
Wnögen erträumen möchte, gleichbebeutend mit „reich werden“. Alfo, denkt man, 
Au den Baarſchaften, Grundftüden, Kapitalien, Fahrniſſen, die der Erbe ſchon vor- 
Tem batte, find durch den Erbgang verlei noch mehr hinzugekommen; vielleicht 
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freilich auch noch mehr Schulden, als er ſchon hatte; der Zuwachs, den fein Ver— 

gen erfahren, hat venjelben Charakter wie das Vermögen, dem er zugewachſen: 
Wr in einzelnen Rechten und Schuldigkeiten, und hat der Erbe das ererbie 
Bermögen nicht anders als das urfprünglide: in feinen einzelnen Theilen over 
Rechten. Nach einer heutzutage fehr verbreiteten, von den angefehenten Iuriften 
getragenen Meinung dagegen foll er das ererbte Bermögen nod anders haben 
als in feinen Theilen — anders als fein fonftiges Vermögen — er foll es nän 
lich überbies als ein Ganzes mit Abftraftion von feinen Tiheilen haben; 
fo daß das „Erbrecht“, dann unter Anderem aud „ein Recht am dem Bermögen, 
und zwar an dem Vermögen als Ganzem mit Abftraftion von feinen 
Theilen” wäre. Diejes Recht ift aber eben fo wenig juriftifh haltbar als « 
logiſch denkbar ift; der Rückzug zur gemeinen, oder weniger modernen und gelehrten 
Meinung ift denn auch allbereit8 angetreten (Ihering, Windſcheid, Köppen). 

Iſt in der That das Erbrecht des Erben, nachdem er einmal vie Erbidaf 
erworben hat, in feinem Beſtand und Inhalt in nichts verſchieden von den Be 
mögensrechten und Verbindlichkeiten, die er fonftwie erworben oder übernommen 
bat, fo kommt dem Worte „Erbrecht“ doch auch in dieſem Stadium nod ein 
zweifach ausgezeichnete Bedeutung zu; einmal die, daß alle die Nechte und Berbind 
lichkeiten, welche in demfelben begriffen find, aus einem ſchon im Worte genant 
ten, und zwar alle aus demfelben Erwerbgrunde (ex causa hereditaria) herrühre; 
zweitens die, daß es nicht blos ein einzelnes Recht, ſondern ein Inbegriff von ir 
Viebig vielen und vielerlei Rechten und Verbindlichkeiten ift, umd zwar von ft 
vielen und vielerlei Rechten und Verbinvlichkeiten als ihrer in dem ererbten 
Nachlaß zufällig‘ enthalten find. Denn das ift ein mit dem römifchen Rechte im 
unfer gemeines verpflanzter Grundfag : daß ver Erbgang eines jeden Erben in 
ven ganzen Nachlaß des Berftorbenen ftattfinde; find ihrer mehrere, fo hat jeder 
an jedem Stüde der Erbſchaft Theil; Obgliationen fallen, fofern fie überhaupt 
tbeilbar find, in fo viele Partialobligationen aus einander als Erben da find, zu 
denſelben Theilen, zu welchen fie Erben find; an den vorhandenen körperlichen 
Sachen bekommen fie nach demſelben Mafftabe Miteigenthum, und bleiben darin, 
bis fie zur Theilung jchreiten, oder von einem aus ihnen zu berfelben gezwungen 
werden: entweder mit der Erbtbeilungsflage (familie bereiscunde actione), went 
Auseinanderfegung der „Erbſchaft“ — oder mit ver bloßen Theilungsflage (com- 
muni dividundo actione), wenn Theilung nur einzelner Sachen begehrt wird. Dat 
deutfche Recht hat diefen Grundfag in feinem vollen Umfange niemals gehabt, 
vielmehr in verjchievdene Nachlaßmaſſen (3. B. Vater- und Muttergut) verfchievene 
Erben und Erbfolgen zugelaffen, und heutzutage nody in Lehens-, Stamm: md 
Fideikommißgütern Vermögensſchichten, welche fih von dem übrigen Vermögen dee 
Berftorbenen unter anderem dadurch unterfcheiden, daß fie von anderen Perfonen 
geerbt werben fünnen, als jenes. Aber fo weit wenigftens geht die Univerſalität der 
Erbfolge auch hier, daß das in diefen befonderen Güterarten liegende Aftivver 
mögen nicht ohne bie damit verknüpften Paffiven (Lehens-, Stammes, Fiveifommiß- 
fhulden) erworben werben Tann, 

Nachlaß aber ift Überall das Vermögen, das der Berftorbene hatte; mur 
wenige Beftanbtheile find derart, daß fie mit der Perfen des Inhabers untergehen, 
(befonders perfünlihe Nutungsrehte — bejonders perſönliche Strafforderungen 
und reine Straffhulden). Nachlaß im technifhen Sinne des Wortes ift ein „Ber 
mögen” und zwar dieſes wieder im techniſchen Sinne des Wortes: alſo Allee, 
was Einer an Tauſchwerth bat. In weiterem Sinne könnte man aber noch 
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eine andere Macht als dieſe Geldmacht Vermögen nennen, und alfo felbft Scepter 
und Krone in den Kreis des Vermögens, und wo fie ererblid find, in ben bes 
Nachlaſſes wie der Erbfolge bereinziehen; ja fo fehr auch öffentliche Gewalten an 
und für fi dem gemeinen Vermögen und feiner privativen Natur entgegengefett 
find, fo liegt doc gerade in der Erblichkeit derfelben, da wo diefe ftattfindet, eine 
“Annäherung zu den gemeinen Vermögen; wie denn andererfeits der Umſtand, daß 
jene Gewalten von ihren Inhabern als Eigen gedacht und behandelt wurden, viel- 
fach zu deren Grblichkeit geführt haben mag. Für eine weitere Verfolgung dieſes 
weiteren Vermögens und feiner Vererbung ift aber hier nicht der Drt. (5. Exb- 
recht im ftaatsrechtlihen Sinne.) — Faßt man hiernach den Nachlaß im engeren, 
tehnifhen Sinne, jo muß er, um Erbſchaft zu werden, vurdh den Tod an Je— 
manden kommen. Wenn der Nachlaß eines Verftorbenen wegen Infolvenz verkauft 
wurde, fo fuccebirte der Käufer nach älterem vömifhen Rechte in das Vermögen 
eines Berftorbenen, ähnlich dem Erben; aber weil der Tod des BVerftorbenen ein 
bloßer Umftand, nicht Urfache feiner Succeffion war, lag in dieſer feine Erbfolge. Se 
ſcharf demnach und jo vollfommen zutreffend für das römiſche Necht jener wahrfchein- 
lich vorciceronifhe Ablativus ift !), jo läßt ſich denn doch fragen, ob der Tod auch 
von allgemeinerem, außer: und überrömiſchem Standpunfte aus von fo wefentlicdher 
Bedeutung fei im Erbrecht? Wenigftens jcheint der Ball, wo der Bauer nad) 
altem Herkommen, glei einem Regenten, „die Regierung“ an feinen Anerben 
abtritt, viel mehr von einen Erbgang in ſich zu haben, als ein Regierungsantritt, 
zu welchem ver neue Regent nad) dem Tode des alten nad redtlicher Ordnung 
gewählt wird, obgleih hier Succeffion in vie Regierung eines Verſtorbenen, dort 
eines Lebendigen Platz greift. Gewöhnlich macht vie Theorie aus der Outsüber- 
gabe des Alten eine „auticipirte” Erbfolge; hält alfo einerfeit® ven Tod als 
Borausjegung der Erbfolge feſt — denn warum fonft „anticipirte Erbfolge? 
räumt aber andererfeits doch eine Erbfolge ohne Borausfegung des Todes ein — 
denn warum fonft „Erbfolge“? So darf man bei ven Germaniften doch wohl an- 
fragen, ob ihnen eine Erbfolge ohne Tod undenkbar fcheine, oder ob vielleicht in 
Gemäßheit des deutſchen Sprihwortes, „daß der Erbe zum Gute geboren wird“, 
nach einer weiteren, germanifhen Vorftellung das Leben eines Erben für bie 
Möglichkeit der Erbfolge entfcheidenver fei, als der Tod eines Erblaffers? ob ein 
„Erblaffen” nicht ohne Tod möglich fei? Jedenfalls ift jelbft im römiſchen Recht 
ber Tod des Grblaffers nicht die einzige Beringung der Erbfolge; nicht minder 
wefentlih ift ein Erbgrund auf Seite des Erben, der mit dem Tode des Erb» 
laffers nichts gemein hat; wäre der Tod eine Bedingung nur der römischen Erb: 
folge, fo würden wir erft im Erbgrund auf deren allgemeineres und zugleich 
eigenftes Wefen kommen. 

Bon den beiden Erbgründen, Berwandtfhaft zu dem Berftorbenen 
und lesgter Wille ves Berftorbenen, ift aber wieberum der ber Ver— 
wandtſchaft ohne Zweifel charakteriftiicher für das Wefen der Erbichaft, als der 
des legten Willens. Mag diefer eimfeitig fein, wie nad römifhem Recht (Te 
ftament), oder zweifeitig, wie nad deutſchem (Erbvertrag), fo ift er doch immer 
nur eine Species des Willens, auf dem auch fonftiger Erwerb, nicht blos ber ver 
Erbfhaft beruht. Denken wir alfo den Erbgrund als einen Erwerbgrund — fowie 





!) Cicero, Top c, 6. — Hereditas est pecunia, qu@e morte alicujus ad quem- 
piam pervenit jure. 
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die Erbſchaft nichts iſt als eine Erwerbſchaft — fo iſt der letzte Wille wenigſtens 
nach ſeiner allgemeinen Natur, als Wille, kein der Erbſchaft eigener Erwerbgrund 
Allein ſelbſt in feiner beſonderen Art, als letzter Wille, gehört er der Erbſchaft 
nicht ausſchließlich an; legtwillig können nicht nur Erben, fondern auch Bormünder 
ernannt und VBermächtniffe gegeben werben; aud die Schenkung von Todeswegen 
ift ein legter Wille. Daß dagegen die Verwandtſchaft als Erwerbgrund mirke, 
fommt außerhalb des Erbrechts nicht vor: fie fteht in einer ausſchließlicheren und 
darum innigeren Beziehung zum Begriffe ver Erbſchaft, als der letzte Wille. Mit 
» diefer dogmatiſchen Bemerkung ftimmen hiftorifche Wahrnehmungen überein. Ju 
Deutſchland giebt e8 urjprünglic fein anderes ald Familienrecht : Heredes tamen, 
successoresque sui cuique liberi: et nullum testamentum. Si liberi non sunt, 
proximus gradus ete. etc. — bemerkt ſchon Tacitus (Germ. c. 20); für die ſla 
viſchen Rechte foll daſſelbe gelten ?). In Rom dagehen ift die testamentaria here 
ditas jedenfalls fehr alt; foweit die Quellen über Erbrecht zurüdreichen, Kommt fe 
überall ſchon neben ver legitima hereditas (dev Kinder und Agnaten) vor; ji 
namentlih in ven XII. Tafeln; allein daß fie eben fo alt fei als lettere, ft 
damit noch nicht erhärtet. Den Namen „legitima* hereditas verftehen freilich die 
Römer ſelbſt fhon davon, daß bier die lex anftatt der voluntas defuncti zur 
Erbſchaft berufe; allein viefelben Römer nennen die legitima hereditas auch „justa* 
hereditas, und zwar im ausdrücklich erflärten Gegenfas gegen die testamentani 
hereditas (l. 3. $. 2 D. pro soc. (17,2); nad dieſer Vorftellung wäre nur ik 
legitima hereditas die „echte und rechte”, ja der Name „legitima“ felbft nur ein 
Ausdruck des „Legitimen‘, wie da, wo von legitimis filiis, cognationibus u, ſ. w 
die Rede ift. Dieſer Yegitimität gegenüber wäre das Teftament eine Neuerung, 
ein Emporfömmling, und ber befannte Zwölftafelfag: Paterfamilias, uti legassit 
super pecunia tutelave sus rei — ein Privilegium. So bei den Römern. Wie 
wenig tief aber unter uns, trogdem daß wir die Teftamente recipirt haben, ver 
Begriff eines auf letztem Willen beruhenden Erbredhtes eingedrungen ift, zeigen 
folgende Nutanwendungen. Wenn in einer Monarchie der jeweilige Monard) das 
Recht hätte, feinen Nachfolger nah freier Wahl, felbft unter Hintanſetzung feiner 
Familie, zu ernennen, fo würden wir eine folhe Monarchie ſchwerlich „Erbmonar: 
hie” nennen, fo geläufig uns fonft das Wort und der Gedanke Erbmonardie if, 
und fo fehr in jener Ernennung des Nahfolgers nur die publiciftifche Parallele 
zu ber privatrechtlichen Erben-Ernennung durch Teftament enthalten wäre. Nur eine 
Monarchie, in welder ver Nachfolger kraft Familienrechtes fuccedirt, nennt man 
Erbmonardie. Nicht minder läßt man beim Lehen und deutſchen Familien-Fidei— 
fommifjen den Gedanken an eine Erbfolge zurüdtreten, over ftellt mitunter vie 
Succeffion in jene Gattung von Gütern in Gegenſatz zur Erbfolge: beherrſcht, 
wie es jcheint von dem Gedanken, daß bier nicht fowohl das Geſchlecht, als vie 
ia rg. des Stifters (pactum et providentia majorum) Succeſſion 
grund fei. | 
Im Weſen der Erbſchaft und des Erbrechts ift alfo nichts urſprünglicher, 
nichts tiefer und eigener, al8 daß die Verwandten erben. Es war vergeblid, 
wenn man bie legtwillige Ernennung von Erben als etwas barftellen wollte, was 


” —V 


2) Slaviſche Rechtsgeſchichte von W. A. Maclejowsri — aus dem Polniſchen ins Deutſche 
überfegt von D J. Fi: und M. Nawrosfi, Stuttgart und Leipzig 3 — S. 270. 
— ein Bud, das man übrigens nur in Ermanglung eines anderen citiren kann. 
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ben fonftigen Regeln und ber Konfequenz des widerftrebe; dagegen ift 
allerdings wahrjheinlih, daß man niemals auf anlen dieſer fünftlichen 
Erbenkreirung gekommen wäre, wenn man den Begriff und das Ding eines Erben 
wicht ſchon vorher gehabt und gekannt hätte; wie bie jure (dur Adoption) ge- 
wonnenen Kinder jpäter fein müjlen, als die natura (durch Ehe) erworbenen, und 
die durch Emancipation befreiten fpäter, ala die dur den Tod des Hausvaters 
zu eigenem Recht gelangten, jo möchten die gemachten Erben fpäter und bloße 
Kopie fein gegenüber ven geborenen. Und wenn es num wiederum vergeblich war, 
daß ältere Juriften I) das Erbrecht der Verwandten aus dem Blut und feiner 
Fortpflanzung folgern wollten, fo muß man doch einräumen, daß das Blut ein 
hartes Motiv zum „erben“ überhaupt, und zur Yamilienerbfolge insbejondere in 
fih enthalte. Denn an ihm möchte fih vor allem der Gedanke der Vererbung 
überhaupt gebildet haben; an ven Vorbild der natürlichen Vererbung bie redht- 
lie; nad der Vererbung des Blutes, des Gefchlechtes, des phufiichen Vermögens 
und Unvermögens, die Vererbung diefes anderen Vermögens. Wenn man aber 
weiter fragte, auf wen die redhtlihe Vererbung geſchehen jolle, jo lag nichts 
näher, als daß, auf wen das Blut, auch Geld und Gut vererbe; ja dies lag in 
dem Borbild der Vererbung jelbft enthalten. 
So mag man das Familienerbreht denn, auch das natürlichere, ober 
das natürlihe, nennen. Allein wie überall, wo in ben Rechten ein In- 
ſtitut auf Natur oder anf Recht zurüdgeführt wird, nicht hier blos Natur 
und Fein Recht, dort blos Recht und feine Natur gemeint ift, jo fol nicht ge- 
fagt fein, daß die teftamentarifhe Erbfolge unnatürlih, fondern nur, daß 
die Familienerbfolge überwiegend natürlich ſei. Allerdings hat aud in Teßterer 
das Recht wmitgearbeitet, nicht etwa blos darin, daß es dem fFingerzeig ber 
Natur gefolgt ift, fondern ganz befonders darin, wie es ihm gefolgt ift. Und 
bier num ift merfwürdig, wie das jüngere und nenefte Familienerbredt *) mehr 
bloße Natur zeigt, als das ältere und ältefte. Nach dem in Deutſchland heutzutage 
geltenden gemeinen Rechte fließen wir von der Erbfolge der Verwandten nur 
aufßerehelihe Kinder und aud viefe nur gegenüber dem Vater und ber väterlichen 
Seite aus; fogar dem Bater gegenüber werben ihnen, woferne dieſer nur nicht 
von ehelihen Kindern beerbt wird, gewiſſe Antheile vergönnt. Außerdem reicht 
das Erbrecht fo weit als das Blut, ohne irgend eine Unterſcheidung des Geſchlechtes, 
der männlichen oder weiblichen Abftammung, des Alters; und die dem Blute nad 
mit dem Erblafjer näher over doch inniger zufammenhängen, find aud näher im 
Rechte. So folgt denn das Erbe vor allem dem Laufe des Bluted abwärts zu ben 
Descendenten; dann geht ed aufwärts, zu den Ascendenten, zugleih aber aud 
ſchon ein wenig feitwärts, zu den liebjten Seitenverwandten — den vollbürtigen 
Geſchwiſtern, dann zu den halbbürtigen Gefhwiftern, endlich zu den übrigen Sei— 
tenverwanbten. Geht das Blut aus, fo wird dem überlebenven Ehegatten veferirt; 
die arme Wittwe hat audy außerdem, neben allen übrigen Klaſſen ber, aljo ähnlich 







3) Dal. W. A. F. Dany, Handb, des gem, deutich. Privatr. Bd. VII. $. 645. 
— 5 Anm. d. Red. Am engften und enger noch als die römifchen ErbHlaffen der Novelle 118, 
ſchließt fi das utalte deutiche, in den neueren Geſetzgebungen aber wieder erweckte Barentelens 
ſy ſtem an die natürliche Fortpflanzung — freilich nur an die durch die Ehe fittlich geregelte 
Fortpflanzung des Blutes an, wonach die Folge zwar durch die Eltern vermittelt, aber forort 
— — in den höheren Parentelen — d. h. in den Seitenlinien — zur Deſcendentenerb⸗ 
e wird, 
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den außerehelichen Kindern, ein außerordentliches Erbrecht. Der Vorrang innerhalb 
der einzelnen Klaſſen richtet ſich überall nach dem Grade der Verwandtſchaft, aber 
in der Klaſſe der Descendenten kommen alle Linien zum Zug; erft innerhalb ver 
Linie entfcheivet die Nähe des Grades; dann gilt auch für die zweite umb dritte 
Klaſſe das Beſondere, daß an Stelle ver vorverftorbenen Gefchwifter deren Söhne 
und Töchter erben follen (fog. Repräfentationsreht). — Zeigt fib in all dem 
mehr blos eine Regulirung der Natur, fo tritt diefer das ältere Recht und ma- 
mentlich das römifche, mit einer gewiſſen Selbftherrlichkeit entgegen, ſchneidet die 
ganze Eine Hälfte ver Verwandtſchaft — die mütterlide — von allem Erbredt 
ab, und giebt es felbft dem Mannesftamme nicht ſchlechtweg: ber Erbe muß in 
ver familia des Erblaffers fein, d. i. in einem Bunde, der fid) zwar vorwiegend 
natürlich bildet aus dem in rechter Ehe gezeugten Mannesftamme, aber nicht 
veftoweniger fein bloßer Naturbund ift, und demgemäß auch jure geknüpft wm 
gelöft werben kann (Adoption — Cmancipation, überhaupt capitis deminuto 
Aber felbft in der familia haben Weiber, mit Ausnahme der Töchter und Scheer 
ftern, fein Erbrecht. Weniger eigenmächtig handelt das ältere deutſche Recht, inten 
es zwar die Söhne ven Töchtern vorzieht, und das Erbredt der „Magen“ (Eri 
tenverwanbten) innerhalb eines gemifjen Grades (des fiebenter von dem gemein 
ſchaftlichen Stammvater an) abjchlieft, dagegen den Mutter-Magen gemeinhis 
dafjelbe Recht läht, wie den Vater-Magen. Aber auch nur gemeinhin. Eine met 
wiürbige Abweichung, und die wahrfheinlicer in das ältefte Recht hinaufreict, } 
vielleicht einmal für alles Grundeigenthum die Regel bildete, erbliden wir in da 
Stammgütern bes hohen und niederen Adels. Gleich ven bürgerlichen „Erb: 
gütern“ mander Städte find viefelben als gemeines Vermögen mit der Fanili 
ihres Inhabers verbunden; die Stammgüter aber bald nur, bald vorzugsmeife mit 
mit dem „Stamme“, d. i. vem Mannesftamm und zwar häufig fo, daß aud anf 
viefem nur Einer erwerben foll: bald ſchlechthin ver Aeltefte im Stamme (Seniont), 
bald der Aeltefte des nächſten Grades (Majorat), bald der Aeltefte der nächſten 
(d. i. erftgeborenen) Yinie (Primogenitur). In den deutfhen Familienfideilem: 
mijfen wirb biefes, jest auf Obfervanz der Gefchlechter, einmal vielleicht, mit 
gefagt, auf gemeinem Braud gegründete Wefen ver Stammgüter durch ausbrid: 
lien Willen des Stifters in wie möglich fhärferen Linien veftaurirt. Gleich der 
Stamm- und Fideikommißgütern vererbt auch das Lehen, wofern im Lehenvertrag: 
nicht ausbrüdlich ein anderes nachgelafien wird (Weiberlehen), nur im Mannet 
ftamme und nur auf Männer. 

Die Thatfahe, daß das ältere Net, und mad ihm theilweife mod das 
neuere, felbft in der Familienerbfolge nicht blos der Natur nachgegangen fe, 
drängt zu der weiteren Frage, weßhalb denn hier und dort ein mehr eigener Ba 
eingeſchlagen werde. Um hierüber einigermaßen Har zu werben, muß man vorher 
noch einen andern Punkt ins Auge faflen. 

Das Erbreht nämlih, mag ed nun Jemand auf Grund ver Verwandt 
ihaft zu dem Erblaſſer oder durch Teftament oder Erbvertrag haben, ift ben 
barerweife von verfhiedener Intenfivität. Ein Erbrecht, das erft mit dem Tode 
des Erblaffers entftünde, alfo nur gegenüber einem herren- (nicht vecht-) los ge 
wordenen DBermögen (hereditas jacens) beftünde, wäre ſchwächer als eines, dat 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaffers, gegenüber einem in der Hand feines echten umd 
rechten Herrn befindlichen Vermögen beftünde und etwa fofort mit der Perfon bei 
Erben eutftünde, fo daß diefer in Wahrheit „zum Gute geboren“ wünde. Aber 
auch wenn man nad den Gründen des Grbrechtes auseinander und 
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Bamilienerbrecht dem lettwilligen, vertragsmäßiges dem teftamentarifchen gegenüber: 
bält, wäre 3. B. das Familienerbrecht ſchwächer als jedes andere, wenn es durch 
Teftament oder Erbvertrag ſchlechthin bejeitigt werden könnte; und das teftamen- 
tarifche ſchwächer als das vertragsmäßige, wenn ihm durch letteres derogirt werben 
fönnte, und nicht auch umgekehrt jenem durch dieſes. Nun findet ſich ein foldher 
mehrfacher Unterfhied der Stärke und Schwäche im Erbrechte in Wirklichkeit vor 
— in Wirklichkeit ein noch mannichfacherer, als ihn die Schablone zu geben 
vermag. z 
Das teftamentarifche Erbrecht entfteht erft mit dem Tode des Erblaffers 
und befteht nur au feinem Nachlaſſe. Alfo vor dem Tode des Erblaffers hat der 
Teftamentserbe Fein Recht; fein Mittel gegen den Widerruf feiner Einſetzung; une 
rechte Mittel, wie 3. B. hinterliftige oder gewalttbätige Abhaltung, würden ihn 
der ihm nad) formellem Recht anfallenden Erbſchaft unwirbig machen und ihrer Ent: 
ziehung (Ablation) ausfegen. Eben jo wenig kann er es hindern, daß der Zeftator 
fein Bermögen noch bei Lebzeiten aufzehre; nichts zwingt ihn, eine infolvente Erb- 
ſchaft anzutreten, oder wenn er je einmal im Intereffe Dritter (Univerfalfiveilom- 
miffere) anzutreten gezwungen würde, fie zu behalten; aber auch nichts berechtigt ihn 
gegenüber dem Eblafjer und feinem Vermögen; fo lange der lebt ift fein Recht Hoff- 
nung und feine Hoffnung zweifacher Willkür preisgegeben: der Veräußerung oder Kon— 
fumtion des Bermögens — der Aufhebung des Teftamentes. Auch das vertragsmä- 
Bige Erbredt beftcht anerfanntermaßen nur am Nachlaß. Konſequent follte man es 
im keiner Weife anf das Vermögen des Lebenden erftreden: weder dadurch, daf man 
dem Bertragserben das Recht der Anfechtung gegen dolofe Beräußerungen des Erb— 
laſſers einräumt, nod ihm die Poftulation — und damit gewiffermaßen ein Recht 
— auf Prodigalitätserflärung beimißt. Wenn eine Prodigalitätserflärung überhaupt 
Interejjenten vorausfegt, jo darf man fie nicht legtwilligen Erben, überhaupt nicht 
folhen Erben zulieb ausfprehen, die nur ein Recht auf den Berftorbenen haben; 
jonft giebt man dieſen unvermerft ein Anrecht auf den Lebendigen. Sofort aber 
jpalten ſich unfere Kategorien. Während aud das vertragsmäßige Erbrecht erft am 
Nachlaſſe befteht, muß man fagen, daß es noh vor dem Tode des Erblaffers 
entftehe. Was fonft will es beveuten, daß dieſe Erbeinfegung von dem zu Be: 
erbenden nicht widerrufen oder durch einen noch fpäteren letten Willen verdrängt 
werben kann? Nod mehr Unterfchiete finden fih im Familienerbrecht. Das der 
Seitenverwandten ift nach heutigem gemeinem Recht mit einer nur jehr bedingten 
Ausnahme weder vor dem Tode des Grblafferd nah an mehr als dem Nachlaffe 
vorhanven; bei Lebzeiten des Erblaffers alſo wiederum bloße Hoffnung, die durch 
Teftamente nievergefchlagen und durch Erbverträge filr immer vernichtet werben Tann. 
Descenventen und Ascendenten dagegen haben nad) heutigem vömifchen Rechte ein 
brecht, das vor dem Tode des Erblaffers, bei Söhnen nnd Töchtern fofort mit 
diefen felbft, bei Enkeln und Urenfeln aber in dem Augenblide entfteht, in wel 
em ihr vor ihnen berechtigter parens wegfält und fie nun an deſſen Stelle nach— 
rüden. Ascendenten find erbberecdhtigt, ſobald fie Ascendenten werden, können aber 
nicht nur von näherftehenden Ascendenten von vornherein, fondern duch Descen- 
denz ihrer Descendenten noch nachträglich ausgefchloffen werden. Diefes mit ben 
Descenvdenten und Ascendenten felbft entſtehende Erbrecht Tann ihnen regelmäßi 
weder durch Teftament noch durch Erbvertrag genommen werben; regelmäßig mu 
der Erblaffer fie erben laſſen, wenn fie nur wollen; dies ift der neuefte Sinn des 
„Notherbrechtes“; nur ausnahmsmeife, aus den gefeglich beftimmten Gründen, 
in einem Zeftament, nit Angabe tes Enterbungsgrumves, kann er fie „enterben". 


% 
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Gerade die Enterbung ift ohne vorgehendes Erbrecht nicht denkbar. So ftark dent 

nad ihr Erbrecht gegenüber dem Willen des Erblaffers ift, jo ſchwach ſcheint es 
gegenüber jeinem Vermögen. Denn wenn er neben feinem Notherben nod ander: 
wärts einfegt, und jenen auf den Heinften Theil der Erbſchaft zurüdvrängt, je 
ſchadet das nicht; genug, daß er eingefett, daß ihm ein Erbrecht, wenn auch 
nicht fein Erbrecht gelafjen ift. man binzunimmt, daß fein Erbtheil nicht 
nur beliebig Hein, fondern überdies überſchuldet fein kann, ohne daß er def: 

wegen in feinen Rechten verlegt ift, fo möchte man auf ven Gedanken kommen, 
daß er mehr blos auf den Namen und die Ehre, ald auf den Vortheil ver Erb— 
ihaft ein Recht habe. Indeſſen geht neben dieſem Notherbrecht ein Pflicht: 
theilsrecht her, nothwendig, wie ver Schatten neben dem Körper. Aber körperlicher 
ift das Pflichttheilsrecht, fchattenhafter das Erbrecht. Was jenem Notherbredt an 
Weſenhaftigkeit abgeht, erſetzt das Pflichttheilsreht. Denn darnach muß, wie jhen 
das Wort jagt, dem Notherben auch etwas werben; es muß ihm mindeftens dı 
Drittel (unter Umftänden die Hälfte) derjenigen Portion werden, welche ihm 
zufiele, wenn der Erblaſſer fein Teftament und feinen Erbvertrag errichtete; mr 
ift gleichgültig, in welcher Form, ob als Erbportion, Vermächtniß, Schenkung ven 
Todes wegen oder unter Lebenden. Dafür aber befteht dieſes Necht nicht blos am 
Nachlaß, fondern ſchon am Vermögen des Lebendigen : infoferne der Erblafjer ve 
Pflichttheil nicht duch Schenkungen an dritte Perfonen verkleinern kann (queml 
inofficios® dotis, donationis). Und ift es gleich nicht felbft Erbrecht, fo mund 
es doch im Erbrecht des Berechtigten und ift nur fein Handlanger. So verftante 
haben wir denn ſchon im heutigen römijchen Rechte ein Erbrecht, das ſofort mit 
der Perſon des Erben entfteht, und bis an ein Gewiſſes am Vermögen bei 
Lebendigen befteht. Biel entwidelter ift noch befonders in dieſer letzteren Richtung 
das deutſche Erbrecht in feinen Erb-, Stamm=- und Fideifommißgütern. Hier ift das 
Anrecht des Erben auf fein Erbe fo ftark, daß diefes ihm von dem gegenwärtigen 
Inhaber durch legten Willen überall nit, durch Veräußerung und Verpfändung 
aber niemals anders als im Falle echter Noth oder unter Zuftimmung des An: 
erben (wie bei Erb- und Stammmgütern), oder nit einmal unter dieſer Voraus 
fegung (wie bei ven Familienfideikommiſſen) entzogen werden kann. 

Man kann nun nicht läugnen, daß biefer enge Zufammenhang zwiſchen dem 
Erben und dem Erbe, wie er fid) zuwörberft in den eben genannten fällen bes 
deutſchen Rechtes zeigt, ven Schein wirft, ald ob dem Erben das Erbgut mit: 

gehöre. Und wirklich haben nicht wenige Juriften älterer und neuerer Zeit ein 
——— des Erblaſſers und des Erben an dem Erbgut zur Quelle 
dieſes Erbrechts gemacht, vielmehr letzteres in Geſammteigenthum aufgelöft, jo daß 
es nicht mehr als ein eigenes und eigenthümliches Recht, ſondern nur mehr als 
Aeußerung eines anderen, des Eigenthums, zu denken ift. Dabei verfteht ſich von 
felbft, daß man auf alte Zeiten zurüdgieng, in denen alles Eigenthum Gemeingtt 
der Familie gewejen ſei — hiemit auf Zuftände, wie fie fi allerdings bei jla: 
viſchen Bölfern #), für Deutſchland hingegen vorberhand nicht nachweiſen laffen. 
Aber auch im römischen Rechte fehlt es nicht am Stoff zu ähnlicher Auflöfung, 
wenigftens des ältejten damilienerbredts. Ein no heute feftgehaltener Satz 
befipben ift der, daß Sohn und Tochter in väterlicher Gewalt, oder Enkel, die au 


5 
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Vgl. Dr. Hermengild Jirnent über die Eigenthumsverletzungen und deren Rechtsfolgen. 
nach un —— — Bee. Wien 1855. . . 
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die Stelle des verftorbenen Sohnes vorgerüdt find (eui heredes), ven Hausvater 
ohne eigenes Hinzuthun (ipso jure) und nothwendig beerben (sui ac necessarii 
heredes) — wenn ihnen auch nachträgliche Ausihlagung geftattet ift. Dies erklärt 
ein römifcher, überdies Haffifcher Jurift (Paulus) daraus, daß ein ſolches Kind noch 
bei Lebzeiten des Vaters mit und neben dieſem Inhaber des Vermögens ſei 
und duch defielben Tod micht fowohl zur „Erbichaft fremden" Gutes als zur 
felbftftändigen Regierung feines eigenen, Gutes gelange (1. 11 D. de liberis et 
post. ber. inst. 28,2). Will man nod weiter zurüd, und glauben, daß in Rom 
zwar von jeher Privateigenthum beftanden, das Privatgrundeigenthbum aber nebft 
Zubehör an Sklaven und Vieh in patriardhalifcher Zeit Gemeingut der gentes 
gewejen ſei, nnd daß demnach das immobile Sonvergut ver einzelnen Käufer 
nicht wie man fo weithin denft, aus dem ager publicus, fondern aus einem 
ager gentilicius ausgeſchieden fei 3), jo würde ſich auch das Erbrecht der Agnaten 
und Öentilen ald Nachwirkung urfprüunglihen Gefammteigenthbums erklären laffen. 
Eine Art Gefammteigenthums hätte, wie urfprünglich in der gens, ſodann noch 
innerhalb des Sonderguts der einzelnen Häufer gegolten; durch die XII Tafeln 
aber wäre das Recht der Thellung und auf Theilung nad dem Tode des Baters 
fanktionirt worden, 

Nach diefer Auffafjung — und damit fommen wir auf unfere urfprüngliche 
Frage zurüd — füme denn aud der Grund diefes ftärferen, im DMannesftamme 
und der engeren Yamilie haftenden Erbrechts auf fremden Boden zu ftehen; es 
würbe ſich nicht mehr darum handeln, warum das Erbredit, fondern warum das 
Eigentyum und namentlid) das Grundeigenthum bier an gens, Agnaten, familia 
engeren Sinnes und nicht an Kognaten — dort an bie Söhne und Schwertmagen 
und nicht an den Weiberftamm fi angejchlofien habe. Inveffen ift es beſſer, die— 
fer Frage vorverhand nicht weiter nachzugehen. Denn jene Auflöfung des Erb— 
rechts in Eigenthum ift hiſtoriſch mindeftens unfiher und dogmatiſch nicht noth— 
wenbig, theilmeife nicht möglich 6). Heutigen Tages, wo felbft Kinder in väterlicher 
Gewalt im Allgemeinen nicht mehr für das Haus, fondern für fich erwerben, kann 
unmöglih was der Vater erwirbt, für jemand anderen erworben fein, als für ihn 
jelbft; kann, daß er es auf feine Kinder bringt, nicht mehr auf eine Konfequenz bes 
Rechtes Ajus), fondern wie das erweiterte Notberben- und Pflichttheilsrecht über- 
haupt nur mehr auf „offieium* — eine Forderung blos fittlihen Urfprungs 
wrücgeführt werden. Das Erbredt der Erb, Stamm- und Fideikommißerben aber 
mag in einzelnen Aeußerungen, bejonders in dem Einfpruc des Anerben gegen 
Beräußerungen ober in ver Unveräuferlichleit des Erbgutes dem Eigenthume näher - 
treten : jo braudt es doch um deßwillen noch nicht jelbft Eigenthum zu fein; ber 
Unterfhieve vom Eigenthum find immer noh mehr als der Aehnlichkeiten. Da- 
gegen, daß dieſes Erbrecht ftärker fei ald das gemeine, und daß diejenige Stärke 
— welche ſich im Einſpruch des Anerben ‚gegen die Veräußerung lie- 
genden Gutes und in der Vindikation des ohne ſeinen Willen veräußerten Gutes 
darthut, vor der Reception des römiſchen Erbrechts in Deutſchland allem Fami— 

lienerbrecht gemein war, iſt klar und ſicher; deßgleichen zugleich aber erhellt, daß 
daſſelbe nicht gerade Vorzug des Mannesſtammes war; noch heute kommt es 
bei den „Erbgütern“ in der Familie weiteren Sinnes vor, und im älteren deut— 


5, Dal. Lange, %., Röm. Alterthümer. S. 187. ® 
5) Dal, Fr. Audınig Zimmerle, das deutjche Stamnıgutöfbftem. Tübingen 1857. 8. 15. 
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ſchen Rechte läßt fich ein gemeiner und durchgreifender Vorzug der Mannesfeite 
vor der Weiberfeite nicht nachweifen. 7) 

Angefichts des deutſchen Rechtes tritt alfo die Frage nach dem Borzug bei 
Mannesftammes und feinem Grunde zurüd und eine befonvere Stärte des Fa— 
milienerbrechtes gegenüber liegendem Gute in den Vordergrund; während im rk 
mifhen Rechte ſelbſt der älteren Zeit das Anrecht der Familie an das Vermögen 
des Lebendigen nur im engften Familienkreiſe und felbft da nur fehr beſcheiden 
und mittelbar hinanreicht, dagegen urfprünglih nur die agnatiſche Berwandtjdaft 
Erbreht hat. Ohne Zweifel ift dieſe Eigenthümlichkeit des altrömifchen Erbrecht 
eine mehr formale, die des deutſchen eine mehr materielle; gleichwohl möchten beit 
gemeinfchaftlihen Grund haben: darin, daß wohl je weiter man zuricdzeht, dee 
mehr die Familien der Staat waren. Indem der altrömifche Gefchlechterftaat ein 
Erbrecht der Familien garantirte, garantirte er nur ein Erbrecht feiner Famile 
d. 5. derjenigen Familien, in deren Organifation und Berbindung er jelbft k 
ftund; das waren aber nur jene im Mannesftanıme gezeugten oder künftlih gr 
pflanzten Gefchledhter. Und wenn das deutſche Recht oder ver Staat für bie dr 
milie am Boden fefthielt, that er es zugleich für ſich; in ihrer Gemeinfchaft war 
auch die feinige, im ihrem Frieden fein Friede nah imnen, viel mehr als man 
e8 heutigen Tages zu denken vermag, da die „Freundſchaft“ mur noch zum ki 
chenmale, nicht mehr zur Sühne für den Gefallenen, vuft. 

Familien blo8 um ihrer felbft willen, ihres Stammes und ihrer Ehre wenn, 
beim Gute zu erhalten, hat das Recht feinen Beruf. Soll das Recht vie Yamllin 
ftüten, jo muß aud die Familie das Recht fügen : ein Pfeller fein im Gebäutt 
des Staates, und als ſolche an feinen Laſten tragen. Je weniger dies in unferen 
modernen Staaten der Fall ift, deſto weniger haben deren Gefeßgebungen ein 
Motiv, über das, was einzelne Familien in ihren Erb:, Stamm- und Fipeifommik- 
gätern an erworbenen Rechten voraushaben, hinaus zu gehen und namentlid 
das Recht der Familienfideilommißſtiftungen zu begünftigen und zu verallgemeinern, 
Was die Seitenverwandten anlangt, fo ift ihr Berdienft, mit einander in Blut: 
gemeinfchaft zu ftehen, durch das Erbrecht, welches fie in Ermangelung eines Te 
ftamentes oder Erbvertrages haben, hinlänglih vergolten; es beftehen feine Pflich 
ten oder Laften der Seitenverwandten unter einander, die fie zum mehr berechtigen. 
Vielmehr mag man auf den Gedanken fommen, ob die Gemeinden oder der Staat 
zum Entgelt für vie Laften, die fie der Verwandtſchaft abgenommen haben und in 
Geftalt der Armenpflege und des polizeilihen Schuges tragen, nicht einigen Yı- 
theil haben follten an dem Erbrecht der Seitenverwandten? 8) Das ftärtere Erb 
recht, welches in befonderen Pflichten zwijhen Eltern und Kindern begründet il, 
wird burd das gemeine Notherben- und Pflichttheilsrecht wiederum in genügenden 
Maße gewährt. Daß das Kind das Kind eines Vaters ift, von dem es etwas gl 
erben hat, ift Glückes genug; diefen Vorfprung vor anderen zu erhalten fei | 


Sache und fein Verdienſt; in eine Zeit, die dahin gekommen ift, jede Art det 


Reihthums, der Bildung und mit Ausnahme nur der oberften alle Ehre und Or 
walt, ver Arbeit und dem Verdienſt, ohne Unterfchied der Perjon, in Ausſicht zu 
ftellen — im eine ſolche Zeit paßt es fhlecht, irgend wen ein Vermögen, gleid- 
viel ob liegenves ober fahrendes, verdienftlos nicht nur geben, fondern privilegien- 


7, 9. Siegel, das deutſche Erbrecht nach den Nechtsquellen des Mittelalters. Heidelberg 
1853. 8. 33, 88. 21124. ' 


8) Vgl. oben Artikel Eigenthum. S. 321, 22, 
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weife, mit Dintanfegung ver Nachgeborenen, und in todter Hand auch erhal: 
ten zu wollen *). Nur fehr beftimmt ausgefprochene und aud an ſich unzweideutige 
Staatövortheile könnten ein ſolches Vorgehen rechtfertigen. Yeichter läßt fich viel- 
feiht ein Wort für Untbeilbarfeit des Grunpbefiges finden; allein viefe bat mit 
Unveräußerlichleit und alfo mit befonterer Stärke des Erbrechts nichts zu Schaffen. 


Brinz. 
Stantsrechtlicdyes Erbrecht. 


Das ſtaatérechtliche Erbrecht war während des ganzen Mittelalters, in 
welchem es weit zahlveihere Aumendungen fand, als in unferer Zeit, auf's engſte 
mit dem privatredtlihen Erbrecht verbunden und verwachlen. Erft die neuere 
Zeit hat angefangen vie beiden Begriffe, wie überhaupt öffentliches und Privat: 
vecht ſchärfer zu trennen, eine Aufgabe, die indeffen noch nicht vollſtändig voll- 
zogen ift. Der principielle Unterfchieb beider wird flar, jobald man nur an den 
verfhietenen Gegenftand beiver denkt. Das Privaterbredht ift Nachfolge in ein 
binterlafjenes Privatvermögen, das Staatserbredt ijt Nachfolge in öffent» 
liche Rechte. Das Privaterbe, der Nachlaß ift von öfonomifhem Werth, das 
ftaatlihe Erbe von politifhem. Das letztere fann wohl mit Bermögensuechten 
verbunden fein, wie denn 3. B. vie Thronfolge zugleih Folge in Staatsdomänen 
fein kann; die vermögensrecdtlihe Seite derſelben ift aber offenbar nicht das 
Befentlihe, ſondern ein zufälliger Beftandtheil verjelben,- tie Regierungs- und 
Dberhauptsrechte im Staate find die Hauptſache. 

Um vefwillen ift aud der innere Grundcharalter beider Erbrechte verfchieven. 
Das eine gehört dem Privatrecht, das andere dem Staatöreht an, und wird von 
vemfelben beftimmt. Das erjtere befteht lediglich um der Privatperfonen 
willen, und gehört ihnen eigenthümlich zu; das legtere nur für ven Staat, 
und ift daher durchaus von dem Staate abhängig; denn da alle öffentlichen 
Rechte, welche einzelnen Perfoneu oder ganzen Körperfhaften zukommen, dieſen 
nie als Gigenthum gehören, fondern ihrem Grunde wie ihrer Wirkſamkeit nad 
immer dem Ganzen vienen, in dem allein jie Sinn und Beftand haben, fo kann 
auch Die Folge in Öffentliche Rechte nie ein unabhängiges Individual: oder Yami- 
lienrecht fein, jondern bat nur infofern Geltung, als ver Staat — ale Geſammt— 
förper — es im Öffentlichen Intereife will. Als daher die neueren Staaten bie 
früheren Erbämter aufhoben, verletten fie keineswegs beftchende Erbrechte einzel 
ner Familien, ſondern übten nur das ihnen gebührende Recht aus, ſich felbft 
auch in ihren Gliedern, d. b. in ihren Nemtern zu organifiren. Das ftaatsredht- 
liche Erbrecht ift daher, wo es befteht, ein Theil der Staatsverfafjung und 
unterliegt in Bewahrung und Abänderung den Beftimmungen der Berfaflung. 
Diefe Konfequenz wird freilich noch nicht überall anerfannt, aber nur deßhalb 
nicht, weil die mittelalterliche Miſchung des öffentlichen mit wem Privatreht noch 
nicht überall befeitigt ift. Auch für die Erbmonarchie ift die rein ftantsrechtliche 
Behandlung die allein würtige, die halb-privatrechtliche zieht die politifchen Rechte 
des Monarchen in die nievrigere Sphäre des Privat: und Familienbefiges nieder, 
berbunfelt die Majeftät der Krone durch Vermengung mit bloßen perjönlichen In- 
terefien, und ftellt das Staatägebiet einem Landgut glei, und die Unterthamen 
und Staatsbürger in Eine Kategorie mit börigen Lenten, die erblich einer Herren: 
familie dienen. 


*) Bol. indeg den Art. „Erbgüter”. ä Anm. d. Ned, 
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Bon ſtaatlichem Erbrecht reden wir übrigens nur da, wo die Folge in eine 
„beftimmte Sphäre öffentliher Rechte an den Familienverband, d. h. an bie 
Erben im eigentlichen veutihen Sinne diefes Wortes geknüpft ift, im der Regel 
an bie natürlihe aus chelicher Abftammung entipringende, nur ausnahmsweiſe 
an bie künſtlich nachgebilvete Familie durch Adoption (f. diefen Art.) oder Erb: 
vertrag, insbejondere durd die unter den deutſchen Dynaftieen vorkommende 
Erbverbrüderung. Dagegen ſprechen wir nie von erbreditlicher Folge, wenn 
in freier Berüdfihtigung der individuellen Fähigkeit oder aus freiem Belieben 
dur Wahl oder Ernennung oder Gnade die Folge in eine öffentliche Redts- 
fphäre angeoronet wird, nachdem der bisherige Inhaber dieſelbe verlaffen bat. 
Bielmehr fegen wir in diefem Sinne Erbmonardie und Wahlmonardie, Erbänter 
und Wahlämter, Erbwürben und Wahlwürben einander entgegen. 

Die Berbindung alfo des ftaatlihen mit dem Familienerbrecht ift für 
unfern Begriff unerläßlih und erhält immerhin einen Zufammenhang des öffet 
lichen mit dem Privatrecht, der ohne Zerftörung des ganzen Begriffs nicht an 
gegeben werden kann. Das römiſche Staatsreht hat daher in Folge feiner ener 
giſchen Scheidung der beiden Gebiete das ftaatlihe. Erbrecht völlig befeitigt, um 
der rümifche Staat hat nur thatfächlich nicht rechtlich die Abftammung aus bi 
ften und hohen Familien in der Verleihung der Würden und Aemter beachte. 
Die germanifchen Bölfer aber haben, mit den meiften übrigen Nationen, M 
politiijhen Werth mächtiger Fürftengefchledhter und fpäter auch anderer hiftorifän 
Familien williger anerkannt, und daher dem Familienerbrecht audy in der Staatk 
verfaffung einen Platz eingeräumt. 

Nicht nothwendig — obwohl während des Mittelalters in reichlichem Make 
eingeführt — ift die Verbindung des ftaatlihen Erbrechtes mit beftinimtem Grunt- 
beſitz, wie z. B. mit befonvderen Herrfchaftsgütern Gerichtsbarkeit, mit Bafallen- 
gütern Lehenspflicht und Antheil am Lehenshofe, und fogar mit bäuerlichen Meier 
und Kellerhöfen Meier- und Kellerämter verbunden waren. Das politifche Recht 
erfcheint dann leicht wie eine bloße Zubehörde des Gutsrechts und an dieſes ge 
bunden, wie ein Gegenftand des Bermögensverkehrs, der Beräußerung, Ber 
pfändung, Theilung u. f. f. unterworfen, was Alles dem Wefen eines öffentlichen 
Rechtes widerftreitet. 

Die heutigen Anwendungen des ftaatlihen Erbrechts find gewöhnlich nur 
zwei no, 1) die Thronfolge (f. d. Art.), 2) die erblihe Reichsſtandſchaft 
(Lords, Herrenfige, Reichsräthe; vgl. die Art. Geſetzg. Körper, Landtag u. ſ. f.. 
Bon untergeorbneter Bedeutung ift die dritte der erblihen Hofämter. In allen 
biefen Fällen erforbert das Staatswohl, welches feine Theilung jener Rechte unter 
mehrere Erben verträgt, daß immer nur Einer zur Folge gelange und mur 
Männer, oder doch fo lange als möglih nur Männer, nicht auch Frauen erben. 
Daher ift die Erbfolge hier nicht nach den gewohnten Regeln des Privaterbredts, 
ſondern nady den Grundfägen der Stammgutsfolge georbnet, welche nur den 
Mannsftanım bedenkt und nur Ginen der Erben folgen läßt. Ob in legterer Be 
ziehung das Syſtem ver Erftgeburt, weldes je den. erftgebornen Sohn je det 
erftgebornen Linie zur Folge beruft, alſo 3. B. den Enkel von dem vorverfter 
benen älteften Sohne des Erblaffers vor dem zweitgebornen Sohne deſſelben, oder 
des Majoratd, wornach der dem Vorgänger nächſtſtehende und ältefte männ 
liche Erbe, alfo in obigem Beifpiel der zmweitgeborne Sohn vor dem Entel das 
Gut erhält, angenommen fei, hängt von der befondern Berfafjung ab; ebenſo wie 
die abfolute oder relative Ausfchließung oder Zuridjegung der Frauen hinter den 
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Männern. Für die Thronfolge hat indeffen das Syſtem der Erſtgeburt den ent⸗ 
ſchiedenen Vorzug erlangt. 

Der gewöhnliche Fall ver Berwirklichung dieſes Erbrechts ift ver Tod 
des bisherigen Trägers jener politiichen Rechte, und ganz im Sinne des beut- 
ſchen Erbrechts fällt das Erbe dem Nachfolger von felber zu und an, ohne daß 
diejer etwas zu thun brandt, ohne daß er nöthig bat, feinen Antritt zu erflären, 
Es berubt dieje Folge nicht auf Willensbeftimmungen weder des Vorgängers nod) 
des Nachfolgers, ſondern auf feſter Staats- und Rechtsordnung, weldhe den Ueber: 
gang der erlevigten Würde auf das nächſte Familienglied beftimmt bat, und von 
feiner Zwifchenzeit wiffen will, in welder die Würde wirflih Teer bleibt. Daher 
vas Sprüdwert: Le roi est mort, vive le roi, welches den todten König fofort 
durch den neuen lebenden erſetzt ſieht. Wenn der Nachfolger auf das politifche 
Erbe verzichten will, fo fann er es freilih, va die politifchen Rechte feine Frohnen 
find, an welche die Perfon wider ihren Willen geſchmiedet ift; aber ver Ueber: 
gang auf ihn hat doch vorläufig ſtattgefunden, und die Folge gebt nun weiter 
auf ven ibm nähften Nachfolger, nicht anf den dem Vorgänger nächften. 

Der Tod des Vorgängers ift aber nicht der einzige Ball. Wenn ver bis- 
berige Inhaber ver politifchen Rechtsſphäre auf diefelbe Verzicht leiftet, ober 
verfeiben entjest wird, kurz aus irgend einem Grunde biefelbe verläßt, fo 
femmt diefe Folge ganz ebenjo zur Wirkſamkeit wie In dem Todesfall; denn im 
allen diefen Fällen hat die Erfüllung jener Rechtsſphäre durd den bisherigen 
Inhaber aufgehört, und bedarf daher eines Erfages durch den Nachfolger. In der 
deutihrechtlihen Stammgutsfolge iſt das überhaupt ebenjo; und da die Folge die 
nämliche ift, wie wenn ber verzichtende oder entjeßte Vorgänger geftorben wäre, 
und ber verwanbtichaftlihe Erbverband dieſe Folge im Einzelnen beftimmt und 
ordnet, fo bat man auch fein Bedenken in folhen Fällen ebenfalls von Erbfolge 
zu ſprechen, ungeachtet weder ein Todter noch ein Ueberlebender va ift. 
Findet doch die deutfhe Sprade keinen Anſtoß darin, bei Lebzeiten einer 
Berfon von ihren Erben zu fprechen, und das deutſche Recht fein Bedenken, ven 
jeweiligen nächften Erben eines Lebenden beftimmte Rechte mit Bezug auf vie 
Süter deſſelben als Erbgüter zuzufchreißen, deren Grund nur aus dem Erbver- 
Eand zu erflären und deren Zwed nur in der Sicherung der Folge in das Erb- 
gut zu finden ift, die daher nur als Erbfechte juriftiih verftanden werden 
können. 

Man kann aber noch in einem andern als dem biöher erörterten Sinne von 
einem ftaatlidhen Erbredt reden, von einem Erbrecht im weiteften Sinn, welches 
nichts anderes ift ala die Meberlieferung des beſtehenden Rechtes an bie 
nachfolgenden Generationen. In diefer Weile geht das Heimats- umd das 
Dürgerreht von den Eltern auf ihre Kinder über, ſchon mit der Geburt dieſer, 
nicht erft nad) dem Tode der Eltern; und fo wird, mie die Sprache und alle 
Errungenfhaft der Kultur, auch das gejammte öffentlihe Recht von den Bor- 
Fahren auf die Nachkommen vererbt. Das fo erfannte Erbrecht ift in der That 
"on größter Bedeutung, von einer viel größeren nod als das ftantlihe Erbrecht 
Em eigentlichen und engeren Sinn. Es bewahrt die Güter, welche bie Väter er- 
=Berungen, fir die Söhne und Enkel, und überliefert diefen, ohne von ihnen eine 
Seſondere Anftrengung zu fordern, eine reiche Erbſchaft, an deren Anfammlung 
Dahrhunderte gearbeitet haben. Indem es die Schäge ver Vergangenheit den Nach 

mmen zum Genuß übergiebt, erleichtert es zugleich dieſen jeden neuen Erwerb 
mit Hülfe der alten Mittel, und indem es den Zuſammenhang erhält mit 
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den vorangegangenen Gejchlechtern, begründet und ftügt es die Fortſchritte 
der künftigen Geſchlechter. Brautiäll. 


Grbverbrüderung, ſ. Thronfolge. 


Erfindungs: und Cinführungspatente. 


1. Erfindungspatent ift die fchriftlihe Urkunde, in welcher die Staategewalt 
eine Berfon als berechtigt erklärt, eine inbuftrielle Erfindung auf beftimmte Zeit 
ausſchließlich auszubeuten. Die zeitweilige Fernhaltung jeder Konkurrenz fol ein 
Ermunterungsmittel zu induftriellen Erfindungen fein, da fie den Erfinder in ben 
Stand fest, dem erfundenen Gegenſtand, oder, wenn die Erfindung im einen neuen 
Erzeugungsmittel oder einem neuen gewerblichen Berfahren befteht, vie mittel 
defielben gewonnenen Produfte fo hoch zu verwertben, daß er für feinen an 
Anlaß der Erfindung gehabten Mühe- und Vermögensaufwand. nicht nur Exit 
erhält, fonvern aud einer angemeffenen Belohnung theilhaftig wird. Beſäße ta 
Erfinder viefes zeitliche ausjchließende Benützungsrecht nicht, jo würden Dritte die 
Erfindung nahahmen und deren Vortheile erndten, ohne mit ven Opfern beſchwen 
zu fein, die er bringen mußte; ja ihre Konfurvenz würde ihm die Mögligtet 
rauben, für feine Opfer auch nur je entſchädigt zu werben; denn da fie di 
Mühe und ven Aufwand der Erfindung nicht zu tragen hatten, können fie mi 
dem Preife des erfunbenen oder mit Hilfe ver Erfindung erzeugten Gegenftaudet 
herabgehen. Allervings ift dieſe Preisermäßigung nüglih für die Gefellichaft, wie 
es aud) im Intereſſe der legteren liegt, daß die Erfindung ſchuell ein Gemeingut 
wird. Allein fchließlid würde die Geſellſchaft doch dabei benachtheiligt fein. Der 
Neiz zu neuen Erfindungen würde ſchwinden und deren Zahl fidh verringern. 
Der Erfinder würde alles aufbieten, feine Erfindung zu verheinliden, um fi 
möglichft lange das faktiſche Monopol, weil das geſetzliche ihm werfagt iſt, zu 
fihern. Hiedurch würden nidt nur Berbejjerungen der Erfindung durch Dritte 
und fih daran knüpfende weitere Erfindungen auf lange und unbeftinmte Zeit 
binausgefhoben, es würde aud mande Erfindung mit dem Erfinder wieber be 
graben werden. Alle dieſe Uebelftänve fallen weg, wenn die Staatögewalt dem Er 
finder die ausſchließende Benützung feiner Erſindung durch eine gewiſſe Zeit zu 
gefteht und ihn darin ſchützt. Die Erfindung kann nun offen ausgeübt werden, 
ihrer Fortbildung fteht fein Hinverniß entgegen. Und ta die Gewährung hei 
ftaatlihen Schußes die Kenntniß des zu ſchützenden Objektes, folglich die Hinter 
legung einer genauen Beſchreibung der Erfindung bei einer öffentlichen Behörte 
nothwendig vorausjegt, fo ift dadurch aud die Erfintung fir alle Zukunft ver 
der Bergeffenheit bewahrt. So erſcheiuen daher die Grfindungspatente als eine 
Mafregel zur Förderung der Induftrie und finden ihre Stelle in der Volkswirt 
ſchaftspolitik. 

Man darf aber nicht glauben, daß gleich urſprünglich bei Entſtehung bei 
Patentinſtituts die erwähnten vollswirthſchaftlichen Erwägungen geleitet haben 
Bliden wir auf England, die Heimat der Grfindungspatente, jo erfahrem wir, 
daß deren Entftehung mit ver unter der Königin Eüſabeth begonnenen Abſchaf 
fung der Monopolien, in deren Feſſeln Gewerbfleiß und Handel bei Ausgang 
des Mittelalters faft überall in Europa lagen, zufammenfält, Als nämlid durd 
das 21. Statut des Könige Jakob I. vom Jahr 1623 die legten nod übrig 
gebliebenen Gewerbs: und Handelsinonopolien aufgehoben wurden, ward hierin 
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‚ zugleih angeorbnet, daß die den erften und wahrhaften Erfindern einer neuen 
Fabrilation bewilligten Privilegien bievon ausgenommen feien; dieſe follten durch 
21 Jahre in Kraft bleiben und ſolche Privilegien auch künftig, jevoh auf nicht 
länger als auf 14 Jahre verliehen werden. Hiernady waren die Erfindungspatente 
urfprünglid nichts anderes als Ueberbleibfel des alten gewerblihen Monopolien- 
weiend. Es verfloß eine geraume Zeit, ehe man fi ihrer volkswirthſchaftlichen 
Zwedmäßigkeit Mar bewußt wurde und ſich aus dem erhaltenen Refte einer ver- 
alteten Volkswirthſchaftspolitik ein Inftitut moderner Vollswirthſchaftspolitik her- 
ausbildete. Diefe Einſicht ſchlug erft durch, als das Patentinftitut außerhalb 
England zu einem Gegenftande der Legislation wurde, was nicht früher als 
gegen das Ende des 18. Jahrhunderts gefhah, wo das franzöfifhe Patentgefek 
vom 7. Jänner 1791 und die nordamerifanifhen vom 10. April 1790 und 21. 
Gebruar 1791 entftanden. Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts verbreitete 
fih das Patentinftitut beinahe über ganz Europa; abgefehen von einigen deutſchen 
und den italienifchen Kleinftaaten mit Einfhluß von Tosfana find es blos bie 
Schweiz, Norwegen, Griechenland und die Türkei, die daffelbe nicht angenommen 
haben. Und auch jenfeits des atlantifchen Dceans haben außer der norbamerifani- 
hen Union bereit8 Paraguay (feit 1845) und Buenos Ayres (feit 1855) ihre 
eigenen Patentgejete. 

Bor Einbürgerung des Patentinftituts und noch eine Zeit lang nachher fuchte 
man zu neuen Erfindungen bie und da au durch Erfindungsprämien, d. i. 
durch Geldbelohnungen, die dem Erfinder nad Zuftandebringung und Konftatirung 
der Erfindung unter der Bebingung der Veröffentlihung verfelben aus der Stants- 
faffe bewilligt wurden, aufzumuntern. Allein diefe Erfindungsprämien, die augen- 
fheinlih ein Ausflug des Merkantiliyftems waren, konnten fid) neben den Erfin- 
dungspatenten nicht behaupten umd find, einzelne feltene Fälle abgerechnet, überall 
außer Braud gelommen. Ihre Verbrängung erklärt fi einfah daraus, weil der 
einzig richtige Maßſtab bei Bemefjung der Belohnung die Nützlichkeit der Erfin- 
dung ift, dieſe ſich aber nicht im Voraus erkennen und fhägen läßt. Täufhungen, 
Mifgriffe und unnüge Gelvopfer können daher bier nicht ausbleiben, während 
bei den Erfindungspatenten der Staat nichts wagt und durch fie blos die Mög: 
lichkeit eröffnet, daß die Erfindung nad Maßgabe ihrer VBerbienftlichkeit ihren 
Lohn in ſich jelber findet. 

Nach den beftehenden Patentgefegen, unter denen das norbamerifanifhe vom 
4. Juli 1836 mit den Zufagbeftimmungen vom 3. Mär; 1837, 3. März 1839 
und 29. Auguft 1842, das franzöfifhe vom 5. Juni 1844, das neue englifche 
vom 1. Juli 1852, das öfterreihiiche vom 15. Auguſt 1852 und das belgifche 
vom 24. Mai 1854 die vorzüglihften find, hat das Patentwefen gegenwärtig 
im Wefentlihen folgende Geftaltung. 

Patente werben blos für jene Erfindungen, die als Handels- oder In- 
duftriegegenftand benützbar find, wie neue induftrielle Erzeugniffe, Erzeugung: 
inftrumente over Erzeugungsmethoden, alfo blos für induftrielle Erfindungen er- 
theilt. Theoretiſche Konceptionen, Lehrfäge, Principien, wiffenfhaftlide Ent- 
dedungen können als foldhe fein Patent beanfpruden. Es bezieht ſich daher das 
Batentinftitut nicht auf fchriftftelerifche und künftlerifhe Produktionen. Auch in- 
duſtrielle Verbefferungen, vie fich ſchwer von eigentlihen Erfindungen unterſchei— 
Ven laffen, fowie patentfähige Verbefferungen bereit3 patentirter Erfindungen machen 
Kievon feine Ausnahme, und es können auf fie aud dritte Verbeſſerer ein Patent 
erlangen. Nur in Frankreich hat der Erfinder diesfalls gegenüber dem dritten Ver— 
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befierer ein einjähriges Vorrecht. — Die zu patentirende Erfindung muß nen 
fein. Sie gilt aber ſchon als neu, wenn fie bisher im Inlande nod nicht and 
geübt wurbe, auch bafelbft noch nicht Gegenftand eines Patentes war und noch 
in feiner öffentlichen Druchkſchrift befchrieben ift. Da hiernach blos eine relative 
Neuheit geforvert wird, fo reihen ſich ven Erfindungspatenten noch als eine weitere 
befondere Art von Patenten die Einführungspatente an, die für bie Ueber: 
tragung einer im Inlande noch unbefannten ausländifchen Erfindung verliehen 
werden. Bezüglich diefer Einführungspatente folgen die Gefeggebungen abweichen: 
den Grundfägen. Die meiften Patentgeſetze gewähren fie ohne Einſchränkung für 
jeve auswärtige, im Inlande noch unbekannte Erfindung und an Jedermann, 
Einige befhränten fie auf die Einbürgerung folder fremden Erfindungen, die im 
Auslande unter Patentſchutz ftehen und auf die Zeit, für die ſie patentirt fine. 
Wieder andere, wie das öſterreichiſche, franzöſiſche, nordamerifanifhe und beigiide 
Geſetz, geftehen fie unter viefen Beſchränkungen blos ven auswärtigen Patet- 
inhabern zu. — Das Patent wird überall nur auf Grund einer überreichte 
Beihreibung der Erfindung verliehen. Insgemein wird geforvert, daß die De 
ſchreibung volftändig und die Erfindung vollendet ift. In Norbamerifa wird je 
doch auch einer noch nicht ganz zu Stande gebrachten Erfindung burd Erteilung 
des fogenannten Caveat ein proviforifcher Schuß für eine beftimmte kürzere Zeit 
gewährt, und das neue englifche Geſetz geftattet bei einer nody nicht vollenden 
Erfindung auch die Einlegung einer blos fummariſchen Beſchreibung mit der Br 
fung eines proviforifhen Schuges auf die Dauer von jehs Monaten, nad) dern 
Ablauf die Beichreibung zu vervollftändigen ift. Im ver Mehrzahl der Patentze 
fee ift vor Ertheilung des Patentes eine Prüfung der Neuheit, zum Theil 
auch der Nützlichkeit der Erfindung angeordnet oder doch geftattet. Blos die 
Patentgefege von Defterreih, Frankreih, England, Belgien, Schweden, Spaniet, 
Portugal, Sicilien und Paraguay erklären eine ſolche materielle Borprüfung für 
unftatthaft und überlaffen die Anfechtung des Patentes wegen mangelnder Neu— 
heit den Privatintereffenten, Dadurch ift aber eine formelle Prüfung, die fid 
lediglich auf die Beobachtung der gefeglich vorgefchriebenen Yörmlichkeiten bezieht, 
nicht ausgejchloffen. Auch verpflichtet das öſterreichiſche Patentgefeg die Staatt 
behörbe zu einer vorherigen Unterfuhung ver gefeglihen Erlaubtheit der Erf: 
dung, bie das franzöfifche Geſetz ſchlechthin verwirft und zu der das belgifche bled 
die Ermädtigung giebt. — Ein Patent kann Jever erlangen, der überhaupt er: 
werbfähig ift, und es wird in der Regel zwifchen In= und Ausländern fein Unter: 
ſchied gemacht. Doch wird nad den meiften Patentgefesen die Patentverleihung 
als ein Alt der Gnade betrachtet und eim rechtlicher Anſpruch auf Geite 
desjenigen, der allen gefeglichen Erforbernifien genügt hat, nicht anerkannt. Nas 
der Praris wird indeſſen bei Ausweis der Iegteren nirgend das Patent verfagt. 
Obligatorifch für die Regierung nad dem Gefege ift die Patentertheilung nur in 
Frankreich, Defterreih, Belgien und Nordamerika. — 


Die Patente begründen überall nur ein zeitlihes Recht. Das Zeitmah 


ift aber in den Gefegen verfchiedenartig feftgeftelt. Entweder werben bie Patent: 
rechte Überhaupt nur als zeitliche Rechte ohne Nennung eines beftimmten Termin 
erklärt, oder e8 werben die Endpunkte ver Patentzeit angegeben, innerhalb deren 
biefe im fpeciellen Falle entwever nach Gutbefinden der Regierung oder nach Wahl 
des Patenterwerbers beftimmt wird; oder e8 ift eine und dieſelbe Zeitfrift für ale 
Patente angeordnet; ober es find mehrere Patenttermine bezeichnet, unter denen 
die Partei wählen kann. Die Patentzeit läuft entweder vom Tage ber Ueber 
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reihung des Patentgefuches oder vom Tage der Ausfertigung des Patentes, Der 
längfte Patenttermin ift mit 15 Jahren angenommen, nur Belgien hat das Mari: 
mum auf 20 Jahre beftimmt. — Nur in wenigen Staaten werden die Patente 
unentgeldlich ertbeilt, in den meiften muß biefür eine beſondere Abgabe entrichtet 
werben. Diefe Abgabe, die Batenttare, ift in einigen Patentgefegen in einem 
beftimmten,, ein für allemal zu zahlenden und fi nad der Dauer des Patentes 
richtenden Betrage bemeſſen, ver jogleich bei Ueberreihung des Patentgefuches oder 
dod bei Aushändigung der Patenturfunde zu erlegen ift; nach anderen befteht fie 
in periodifhen, gewöhnlich jährlihen Zahlungen, die entweder in gleichen ober 
progreffiven Sägen aufgelegt find. Die Verleihung des Patentes wird öffentlich 
fund gemacht und bildet meiftens einen Gegenftand der Eintragung in befondere 
Öffentliche Regiſter Die Beröffentlihung der Befhreibung der Erfin- 
bung erfolgt entweder fogleih nach Ueberreihung des Patentgefuhes oder Aus- 
fertigung des Patentes oder in einer gefetzlich beftimmten Frift darnach, aber noch 
während ver Patentzeit, oder erft nad Erlöfchung des Patentes. Einzelne Patent: 
gejege, wie 3. B. das öfterreichifche, das die Veröffentlichung gleichzeitig mit der 
Ausfertigung des Patentes als Regel anorbnet, geftatten auf Verlangen des 
Patenterwerbers die Geheimhaltung der Beichreibung, was zur Folge hat, daß 
viefelbe erft nah Grlöfhung des Patentes veröffentlicht wird, ver Patentinhaber 
fih dann aber nicht des vollen geſetzlichen Schutes gegen Patenteingriffe erfreut, 
der bei ſogleich veröffentlichter Beichreibung gewährt wird. . 

Das Patent berechtigt feinen Inhaber, die patentirte Erfindung während der 
Patentvauer ausſchließlich afszuüben und demzufolge jedem Dritten bie. Erzeugung 
oder Anwendung des Patentgegenftandes, dann auch — was jedoch nicht von 
allen, namentlid nicht von unferen deutſchen Patentgefegen (mit Ausnahme des 
öfterreihifchen) zugeftanden wird — den Handel damit und die Einfuhr deſſelben 
aus dem Auslande zu unterfagen. Dabei wird aber vorausgefett, daß die fo ge- 
faltete Benützung der Erfindung von dem Dritten in gewerbsmäßiger Weife und 
nit blos für fein eigenes Beduͤrfniß ftattgefunden hat. Der durch einen Patent- 
eingriff Verlegte hat das Recht auf volle Schabloshaltung und vie hiezu führen: 
den vorläufigen gefeglihen Sicherftellungsmittel. Die widerrechtlich nachgemachten 
ober benützten Erfindungsgegenftände und die zur VBollführung des Patenteingriffes 
ausschließlich heftimmten Werkzeuge und Hilfsmittel werben fonfiscirt. Der in 
mala fide handelnde Verleger kann nebftbei auch ftrafgerichtlich verfolgt werben. 
Ferner kann der Patentinhaber fein Patent veräußern und vererben, fowie aud) 
Dritten zur Benügung übertragen. Wo öffentliche Patentregifter beftehen, ift der 
Beſitzwechſel in viefelben einzutragen. Das Patent berechtigt aber nicht blos, es 
verpflichtet auch. Von einer diefer Verpflichtungen, von der Tarzahlung, war be- 
reit8 Die Rede. Außerdem hat faft nad) allen Geſetzen der Patentinhaber die Pflicht, 
die Ausübung der Erfindung innerhalb einer beftimmten Frift zu beginnen und 
fie auch ſpäter durch eine gewiſſe Zeit nicht zu unterbrechen. 

Die Patente erlöfhen durch Ablauf der Patentzeit, durch Berzichtleiftung, 
dann durch Verfalls- und Nichtigkeitserlärung. Der Berfall gründet fid auf 
Thatſachen, die der am ſich gültigen Patentverleifung nachgefolgt find, und tritt 
Allgemein ein bei Nichtzahlung der Tare und Richtausübung der Erfindung binnen 
der gefeglihen Frift. Nihtig wird ein Patent, wenn es an einem urjprünglichen 
Wwejentlihen Mangel leidet, der e8 gar nicht zur rechtlichen Eriftenz kommen ließ, 
insbefondere: wenn der Gegenftand als nicht neu erfannt wird, wenn auf ihn 
im Lande bereits früher ein Patent genommen wurde, wenn ihm ber imduftrielle 
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Charakter fehlt, wenn er gegen bie beftehenden Gefege verftößt, wenn bie De- 
fchreibung der Erfindung fi als unrichtig ober unvollftändig darftellt. Die Er- 
löfhung, die Verfalls- und Nichtigkeitserflärung eines Patentes wird ebenjo wie 
die Verleihung vefjelben öffentlich verlautbart. 

In Betreff der behörblihen Zuftändigfeit bei Berfalls- und Nictigkeits- 
erflärungen, dann bei Streitigkeiten in Folge von Patenteingriffen und über das 
Eigenthum des Patentes herrſcht in den Geſetzen feine Uebereinftimmung. Einige, 
namentlich die deutſchen Patentgefeze, erklären alle die genannten Proceburen mit 
alleiniger Ausnahme jener über Entfhädigungsanfprüde als Verwaltungsjaden; 
andere weifen fie ohne Unterfchied ven Cerichten zu; wieder andere nehmen eine 
Mittelftellung ein und theilen dieſe Geſchäfte zwifchen den Gerichten und Ber: 
+ waltungsbehörben in der Art, daß fie dieſe blos als kompetent zur Führung und 

Entfheidung ver Verhandlungen wegen Berfalles eines Patentes oder zugleich aud 
wegen Nichtigkeit vefjelben erflären. Ein einziges Patentgefeg, das belgiiche, jchreit 
für alle Patentftreitigkeiten, fie ald dringende Angelegenheiten bezeichnend, da} 
fummarifhe Verfahren vor. 

II. Dies in feinen Grundzügen der gegenwärtige Stand der Patentgelrt 
nn Die wünfhenswerthen wichtigeren Berbefferungen, auf die das praktüdt 

ebürfnig hinleitet und die in der Wiffenfchaft ihren Ausdruck erhalten, haka 
in einzelnen Patentgefegen entweder bereits eine ganze oder doch theilweife Ber 
wirflihung gefunden, oder es find in ihnen wenigftens die Anfäge dazu wahr 
nehmbar. 

Zu nennen iſt bier vor Allem die Abſchaffung der materiellen Borprüfung 
der Erfindung (examen pr&alable). Inſoweit ſich diefe auf die Nützlichkeit bezieht, 
wird deren Zweckloſigkeit fo ziemlich allgemein zugegeben, venn es Liegt zu nal, 
daß durch die Patentirung einer nuglofen Erfindung ver Patentinhaber nicht 
gewinnt und die Gefelihaft nichts verliert. Aber auch die vorläufige Prüfung 
der Neuheit erfcheint überfläffig, weil von der Stärke bes Privatinterefjes mit 
Grund erwartet werden fann, daß das für eine nicht neue Erfindung ertheillt 
Patent nicht aufrecht bleibt. Da ferner dieſes Prüfungsgefhäft die Kräfte der 
Regierung überfteigt, fo ah es auch dem Publitum feine Garantie und wird 
nur zu einer Duelle von Verzögerungen und Chikanen für die Erfinder. Ueber 
haupt muß das examen préalable jhon darum fallen, weil es ein Ausfluß dei 
Alles bevormundenden Polizeiftaates ift, der nad dem gefhichtlihen Entwidlung® 
gange des ftantlichen Lebens fortwährend an Terrain verliert und ſich am aller 
wenigften auf wirthfchaftlihem Gebiete, auf dem vie Idee der inbividuellen drei 
beit immer mehr Raum und äußere Geftaltung gewinnt, auf die Dauer be 
baupten fann. 

Eine fi hieran knüpfende weitere Verbeſſerung ift die umverzügliche und 
ausnahmslofe VBeröffentlihung der Befhreibungen ver unter Patentfhut 
geftellten Erfindungen. Sie ift eine nothwendige Folge der Aufgebung des examen 
r&alable; denn wenn die Regierung ihren bevormundenden Einfluß auf tat 
ats fallen läßt und die Patente unter die Obhut der Geſellſchaft geftellt 
find, jo muß es aud der Gefellfchaft und jedem Intereffenten möglich gemadt 
werben, jeben unberechtigten Eingriff in die freie Konkurrenz zurückzuweiſen. Der 
Nutzen des Patentinftituts für die Gefelfchaft tritt erft dann zu Tage, wenn von 
ber Geheimhaltung der Erfindung während der Patentzeit abgegangen wird. Jeder 

-Berbefferung und Weiterführung der Erfindung ift dann freies Feld geöffnet und 
der Stillftand wird verhütet, der in unferer raftlo8 vorwärtstreibenden Zeit allein 
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ſchon ein Rüdfhritt if. Und daß alle berechtigten Interefien im Einflange find, 
zeigt fi) auch bier, denn auch für den Patentinhaber ift die unverzügliche Kund- 
machung ber Beihreibung der Erfindung von Vortheil, weil fie feinen Abſatz be- 
fhleunigt und erweitert und die Zahl der unbeabfichtigten Patenteingriffe ver- 
mindert; daß aber die abfichtlihen nicht zunehmen, dafür forgt eine gute und 
fhnelle Rechtspflege am beften. 

Ferner ift e8 eine ganz zeitgemäße Yorverung, daß die Erfindungspatente, 
bie doch in allen andern Punkten ihre alte Privilegiennatur abgeftreift haben und 
ein völlig modernes Inftitut geworben find, von den beiden einzigen Ueberbleib- 
feln befreit werden, die ihnen noch aus jenem früheren Dafein ankleben; es find 
dies die Auffaffung der Patente als einer bloßen Gnadenſache und die Er- 
bebung der Patenttare. Die ganze gefegliche Regelung des Patentweſens, bie 
Beziehung, in die e8 zum Bollshaushalte gebracht wird, ift ohne Sinn, wenn 
nicht jeder, der die gefeglichen Erforberniffe ausweift, einen rechtlihen Anſpruch 
auf das Patent hat. Was aber die Patenttare betrifft, fo verlangt die Wiffen- 
ihaft im Allgemeinen nicht die völlige Aufhebung, fondern lediglich eine Herab- 
fegung derfelben auf jenes Maß, daß fie blos die Koften des Patentinftituts 
deckt und nicht ferner als Finanzquelle gilt, und die Entrichtung in jährlichen 
progreffiven Sägen nad dem Mufter des belgifchen Geſetzes. Eine gänzliche Auf- 
bebung der Tare fcheint nur bei jenen Berbefferungspatenten am Orte zu fein, 
die der Erfinder für die von ihm ausgehenden Verbeſſerungen feiner bereits 
patentirten Erfindung nimmt. Hiebei mag noch bemerkt werben, daß bie ſchon 
oben erwähnte löblihe Beſtimmung des franzöſiſchen Patentgefeges, die dem Er— 
finder in — auf die Patentirung von Verbeſſerungen ſeiner Erfindung ein 
temporäres Vorrecht vor dritten Verbeſſerern einräumt, allſeitige Nachahmung 
verdient. 

Außerdem bringt es die heutige Geſtaltung des Verkehrs, ſeine ungeheuere 
Beſchleunigung und vielfache Verſchlingung und der ſich immer mehr ausbreitende 
Rechtsſchutz auch in internationalen Verhältniſſen mit ſich, vie bereits von meh— 
reren Geſetzgebungen angenommene beſchränkte Zulaſſung von Einführungs— 
patenten, wornach dieſelben nur für Einführung auswärtiger, noch unter Ba 
tentſchutz ſtehender Erfindungen lediglich auf bie San des legteren einzig dem 
rehtmäßigen Inhaber des auswärtigen Patentes ertheilt werben, zur allgemeinen 
Regel zu machen und Dritten auf ausländifhe Erfindungen auch nicht die Er- 
werbung von Erfindungspatenten zu geftatten, Wird nun noch weiter der Wunſch 
ausgefprohen, daß alle ftreitigen Patentfahen, etwa mit einziger Ausnahme ber 
Berfallfprehung eines Patentes, der Kompetenz der Gerichte unterftellt, daß 
die Patentproceffe ſummariſch verhandelt und bei Fällung ver Erkenntniffe ſach— 
verftändige Gefhworne beigezogen werben, fo dürfte das Maß der Reformen nicht 
zu weit gegriffen fein. Weiter gehen diejenigen, welche eine Regelung bes Patent» 
inftitut8 nach gemeinfamen Grundſätzen in allen Kulturſtaaten anftreben. Die Aus- 
führung diefes Gedankens dürfte wohl erft einer fpäteren Zukunft angehören. 

Für uns Deutfche handelt es fi) nad diefer Seite hin vorläufig um Er- 
teihung eines näher liegenden Zieles, das auch fhon für die Gegenwart ein 
berechtigtes genannt werben muß, nämlich um ein gemeinfhaftlides Patent- 
gefeg für ganz Deutſchland ober wenigftens für ben deutſchen Zollverein. 
Die Uebereinkunft der Zollvereinsftanten wegen Ertheilung von Erfindungspatenten 
dom 21. September 1842 vermag weder den nationalen Wünſchen noch ben 
Bedürfniſſen des Bollshaushaltes zu genügen, da nad ihr jeder Zollvereinsftaat 
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das Patentverleifungsreht behält und für die Ausübung deſſelben nur einige 
wenige, das Recht aus dem Patente überdies fehr enge begrenzende gleichförmige 
Grundfäge aufgeftellt werben. Das von einer Zollvereinsregierung verliehene Patent 
ift nur für den eigenen Staat von Wirkung und der Befit deſſelben giebt, da 
vie Beurtheilung der Neuheit und Eigenthümlichkeit der Erfindung dem Ermeſſen 
einer jeden Regierung überlaffen bleibt, noch feinen Anſpruch auf vie Patentirung 
in einem anderen Bereinsftaate, er bewirkt nur, daß fein Dritter ein Patent 
bierauf erwerben kann. Und aud dort, wo das Patent Geltung hat, iſt der 
Inhaber in der Regel blos gegen die Anfertigung des Patentgegenftandes, nich 
aber gegen die Einfuhr, den Verlauf und den Gebrauch vefjelben durch Dritte ge: 
ſchützt. Ein gemeinfames deutſches Patentgefeß, mit dem die Annahme des Grund— 
fates, daß das in einem deutſchen Staate erlangte Patent ohne weiteres in allen 
übrigen gilt, oder die Uebertragung ver Patentverleihung an ein eigenes Organ 
für ganz Deutfchland im unzertrennlicher Verbindung fteht, kann nur daturd 
angebahnt werden, daß bie deutſchen Regierungen ſich über die Abſchaffung ie 
materiellen Borprüfung der Erfindung einigen und von der Borftellung abgeben, 
daß die Patentverleihung ein Onabenaft fei. 

Ale die beſprochenen Reformen laffen die Auffaffung des Patentwefent at 
eines volkswirthſchaftlichen Inftitutes unberührt. Nun erhebt fid) aber feit längere 
Zeit, bald mit größerer bald mit geringerer Stärke, amch gegen dieſe Auffaflus 
Widerſpruch und eine neue bricht fih Bahn. Ihre Anhänger legen dem Pater 
weien ein juriſtiſches Princip unter und vinbiciren ihm den Charakter eine 
juriftifchen Inftitution. Wir begegnen dieſer Anfiht, auf welche die gewonnen 
Ueberzeugung von ber Widerrechtlichleit des Büchernachdrucks und Die Anerfennun 
bes Autorenrehtes führen mußte, zuerft in dem älteren franzöſiſchen Patentgefegt 
vom 7. Jänner 1791. Das juriftifche Princip finden Einige in einem Vertragt, 
durch den die Gefellfchaft dem, Erfinder die zeitweilige ausſchließende Ausbeutung 
jeiner Erfindung gegen fpätere Ueberlaſſung verfelben zur allgemeinen freien Br 
nügung zugeftehen, Andere in dem Eigenthumsrechte des Erfinder an feiner Cr: 
findung, das ber ftaatlihen Geſetzgebung vorangehe und durch fie blos fein 
Anerkennung. erhalte. Diefes Eigenthumsrecht wird num wieder entweder als cin 
immerwährendes, gleich dem Eigenthume an körperlihen Sachen, erklärt (wie in 
dem von dem Belgier Jobard in zahlreihen Schriften mit großem Gifer ver 
fochtenen Syſtem des Monautopol); oder es wird im Intereſſe ver Gefellſchaft 
blos auf eine beftimmte Zeit befhränft (wie neuerlid von Tillidre im feinem 
trait& theorique et pratique des brevets d’invention etc. Bruxelles 1854). 
Die Analogie des bereits in Geltung getretenen Autorenrehtes, das gleichfalls 
gegen Nachdruch und Nachbildung temporär geſchützt ift, fpridt dafür, daß tas 
juriftifhe Princip des Patentinftitutes im Sinne eines ſchon mit der Thatſache 
der Erfindung begründeten zeitlichen Rechtes an derſelben — mag man dieſes nun 
Eigenthumsreht oder anders heißen — zu allgemeiner bauernder Anerkennung 
gelangen werde. Vor ber juriftifhen Auffaffung kann das Patent fernerhin nicht 
als Privilegium oder Monopol beftehen; ftatt eine ausnahmsweife Begünftigung 
zu fein, ift e8 vielmehr eine von dem Wohle der Gefellihaft geforderte Br 
Ihränfung. Hiedurch tritt das Patentinftitut auf eime neue Entwidlungsbahn und 
fieht weiteren neuen Oeftaltungen entgegen, die zur Zeit mehr nur gemuthmaßi 
als beftimmt angegeben werben können. 

AI. Zum Schluffe muß uod in Kürze der Einwendungen gedacht werben, 
bie in jüngfter Zeit, namentlich, in England gelegenheitlich der legten Revifion ber 
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Patentgefege und in Holland, gegen das Patentinftitut erhoben wurben. 
Man bringt gegen daſſelbe vor, daß es kein geiftiges Eigenthum gebe, daß bie 
Patente ftehengebliebene Nefte des früheren Monopolienwejens feien und alle die 
Nachtheile äußerten, welche die Monopolien für die Inbuftrie und die Konfu- 
menten mit fich führen; daß es einer Ermunterung zu Erfindungen nicht bebärfe, 
indem dieſe als vie nothwendige Weiterführung vorhandener Entwidlungen von 
felbft entftehen, und daß darum auch das Verdienſt des Erfinders nicht fo groß 
jei, um eine Belohnung anſprechen zu Können; daß ferner ver Erfinder auch ohne 
Patent genügende Bortheile habe; daß durch die Patente nicht die Erfindung an 
fih, fondern nur die Anwendung derſelben belohnt werde; endlich daß die Patente 
für den Erfinder felbft nachtheilig feien, weil fie ihm Koften verurfadhen, ihn vor 
Vollendung der Erfindung zur Beobachtung des ftrengften Geheimnifjes nöthigen 
und der fertigen Erfindung eine Publicität geben, die zur Nachahmung reize. Es 
wird genügen, zur Wiverlegung diefer Einwendungen hier nur Folgendes zu be- 
merken. Zur Rechtfertigung des Patentinftituts reihen ſchon volkswirthſchaftliche 
Motive hin und es ift nicht gerade nöthig, für vafjelbe nach einer juriftifchen 
Grundlage zu ſuchen. Die Patente haben in ven beftehenden Patentgefegen einen 
Charakter angenommen, der von jenem ver alten Privilegien ganz verſchieden ift. 
Die zeitweife Beſchränkung der Konkurrenz, die das Patent mit ſich führt, ſichert 
der Geſellſchaft ven künftigen dauernden Befig der Erfindung; fie ift daher ein 
Opfer, das ſich reichlich vergilt, und ba der erfunbene Gegenſtand bisher nicht 
vorhanden war, fo geht der Geſellſchaft felbft für die Gegenwart ein eigentlicher 
Schade nicht zu, es handelt fih nur um bie einftweilige Vertagung eines Ge— 
winnes. Wenn aud) bei manden Erfindungen das perfünliche Verbienft des Er- 
finders gering ift, fo wird es deren doch immer eine nicht Heine Zahl geben, bie 
fortgefetstes Nachdenken, vielfahe Verſuche und längere koftipielige Vorbereitungen 
vorausfegen und demnach eine Belohnung verbienen. Worin der Vortheil bes 
Erfinders beftehen fol, wenn Jeder die Erfindung ſogleich nachmachen darf, ift 
wicht einzufehen. Daß nur die Anwendung der Erfindung des Patentſchutzes theil- 
baftig wird, liegt in der Natur ver Sache, weil bie Erfindung eben erft durch 
die Anwendung erprobt wird und aud nur dieſe für die Induftrie Werth hat. 
Was die behauptete Koftbarteit der Patente und vie mit der Patentirung ver- 
bundene Publicität betrifft: fo liegt jene nicht im Wefen des Inftituts, und ift 
diefe von unverfennbarem Nugen für die Gefellſchaft. Uebrigens ift ſchon darum 
nicht daran zu denken, daß vie genannten Ginwenbungen ben Beſtand des Patent- 
inftituts erfchüttern werben, weil die Tendenz der Gegenwart dahin geht, daſſelbe 
auf eine juriftifhe Grundlage zu ftellen. — 

So jung das Patentinftitut ift, jo befigen wir hierüber doch ſchon eine zahl- 
reihe Literatur, die theils in theoretiihen Grörterungen über das Patentweien, 
theiis in wiffenfchaftlihen Bearbeitungen und Erläuterungen der geltenden Patent: 
gefege, theild in Sammlungen ver legteren befteht. Es feien bier blos erwähnt: 
Carpmaäl, law of patents for inventions. London 1852 (zur Kunde bes 
engliſchen Patentwefens); Phillips, the law of patents for inventions. Boston 
1837 (für das nordamerifanifhe Patentwefen); Regnault, de la legislation 
et de la jurisprudence concernant les brevets d’invention de perfectionnement 
et d’importation. Paris 1825; Renouard, trait6 des brevets d’invention. 
2, ed. Paris 1844 (ein Hauptwerl); Tillidre, trait6 theorique et pratique 
des brevets d’invention de perfectionnement et d’importation. Bruxelles 1854 
(vorzüglich), zugleich Kommentar des neuen belgiſchen Patentgefeges); v. Krauß, 
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Geift ver öfterreichifchen Gefeggebung zur Yufmunterung der Grfindungen im 
Fade ver Induftrie. Wien 1838 (giebt zugleich eine Theorie des Patentwejens); 
v. Kleinfhrod, die internationale Patentgefeßgebung nad ihren Principien, 
nebft Vorſchlägen für ein künftiges gemeines deutſches Patentrecht. Erlangen 1855. 
Dann die Abhandlungen über das Patentwefen von Ammermüller in d. Zeiſſcht. 
f. d. gej. Staatswiffenihaft, 3. Br. 1846, von Weinlig im Archiv f. polit. 
Dekonomie N. F. I. Bd, 1843 und VII. Bo. 1848, von Rob. Mohl in ber 
keit. Zeitichr. f. Rechtsw. u. Geſetzg. d. Auslandes 25. Bd. 1852; von Horn 
im Bremer Handelsblatt Jahrg. 1854 Nr. 155—160, mozu noch neueftens bie 
Abhandlung in der deutſchen Bierteljahrsfhrift: „Der Schug inbuftrieller Erfin- 
dungen in Deutſchland durch eine gemeinfame Patentgefepgebung“ Jahrg. 1857 
3. Heft fam. Eine überfihtlihe Darftellung des Ganges der für Deutfchlant 
befonders wichtigen öſterreichiſchen Patentgefeggebung giebt die Abhandlung ves 
Unterzeihneten: „Die öſterr. Erfindungspatentgefeggebung“ im Archiv f. polit 
Dekonomie N. F. 10. Bd. 1853. Aus der langen Reihe der originellen Schriften 
von IJobard heben wir heraus: Creation de la propriété intellectuelle. Bru- 
xelles 1843; Nouvelle &conomie sociale ou monautopole iudustriel, artistique, 
commercial et litteraire fond& sur la perennité des brevets d’invention ete 
Paris 1844 ; Organon de la propriété intellectuelle. Paris & Bruxelles 1851. 
Unter ven Sammelwerfen bemerken wir: Schuller, Handbuch der Geſetze übe 
ausſchließliche Privilegien auf neue Erfindungen. Wien 1843 (unvollendeh 
Dujeux, Recueil des lois et des reglements en vigueur sur les breveis 
d’invention chez les differents peuples. Bruxelles 1846; Stolle, die ein 
heimische und ausländiſche Patentgefeßgebung zum Schuge gewerblicher Erfindun 
gen. Leipzig 1855. Br. Matowicste. 


Eroberung. 


Große Eroberer find die leuchtenden Kometen am Firmament der Geſchichte. 
Ihre Erfheinung verfegt die Mitwelt in Aufregung; ihre perfönliche Gegenwart 
wirft eleftrifh auf die Schaaren, die auf den Helden, ver fie führt, ihr unbebing: 
tes Dertrauen gejegt haben; der Strahlenglanz ihres Andenkens zieht Jahrhunderte 
hindurch die ftaunenden Blide der Nachwelt zu fi empor. 

Sind wir berechtigt, diefe großen Oeftalten, die mitunter in unvergleichlicher 
Eigenthümlichkeit und Majeftät durch die Geſchichte dahinfchreiten, mit einem und 
demfelben Maßſtabe juriftiicher Lehrfäte zu meſſen? Giebt es überhaupt allgemein 
Säge, nad denen bie Eroberungen, ohne Unterfhied der gefchichtlichen Zeiten un 
Verhältniſſe, beurtheilt werden dürfen? Hat Alexander ein Recht gehabt, das per: 
ſiſche Reih zu erobern und ein griechifchemacedonifhes Reich zu gründen vom 
adriatiſchen Meere bis zum Indus? Sind die Römer zu verurtheilen, wenn fie 
durch ihre Eroberungen bie alte Welt in ven Orbis Romanus verwandelten? 
Durften die Germanen in das römiſche Reich einbrechen und die römiſche Herr 
haft in den Staub treten? Durften überhaupt die einzelnen Helven und bie 
Helvenvölfer alter und neuer Zeit, durch Unterwerfung fremder Stämme mächtige 
Reiche gründen? Darf der gebildete Europäer noch heutigen Tages feine Ueber: 
legenheit benugen, um erobernd fi wilde Stämme zu unterwerfen? 

Soll auf diefe großen Fragen eine Antwort gegeben werben, fo darf man 
dad Verhältniß abgelagerter Nechtsfäge zu den lebendigen Strömungen 
der Geſchichte und zu den großen Proceffen des gefhichtlihen Werd ens nicht 
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verfennen ; fo darf man ſich weder zu einer befhränften, ſchulmeiſterlichen Schä- 
gung jener flaunenerregenden Phänomene beftimmen, nod darf man fi blenden 
und um fein Urtheil bringen laffen durch einen Glanz, hinter dem fich vielleicht 
nur free Rechtsverachtung und eine Selbftfuht von ungewöhnlih großen Di- 
menfionen verbirgt. 

Es giebt Zeiten in der Gefchichte der Staatenbildung, die man nur dem 
gährenden Chaos vergleihen fann. Die Völker find nod in unfteter Bewegung, 
feine fefte Grenze fcheidet den einen Staat von dem andern, feine feſte Orb- 
nung, feine gegenfeitige Anerkennung ftellt den einen vor dem andern ficdher, 
Ales ift Anarhie. Wenn nun in folhen Zeiten Männer auftreten, die dieſem 
Schaufpiel allgemeiner Unordnung nicht ohne Aufregung aller ihrer Lebens- 
geifter zuzufchauen vermögen, Männer, denen dieſer Anblid der Anarchie und Un- 
geftalt unerträglich ift, weil fle in fich ſelbſt die unwiderſtehliche Kraft fühlen, 
Geſetz in die Gefeglofigfeit, Maß in das Ausſchweifende, Geftaltung in das 
Chaos zu bringen; und wenn dieſe Männer vie ihnen von der Borfehung zu— 
getheilte bildende und ordnende Thatkraft, in der Form der Eroberung, zur rin. 
dung fefter Reiche benutzen: fo darf folde Eroberung gar nicht nad) den Regel- 
hen völkerrechtlicher Lehrbücher beurtheilt werben, fondern fie trägt ihr eigenthäüm- 
liches Geſetz in ſich felbft, ift nur der fchaffenden Naturkraft vergleihbar und hat 
ihre Rechtfertigung ſchon in der fiegreihen Gewißheit feiner weltgefchichtlichen 
Aufgabe, die dem Helden mit höherer Nothwendigkeit die Bahnen feiner Thätig- 
teit vorzeihnete. Sind die Bölfermaffen noch völlig roh, fo kann die orbnende 
Macht ihnen nur von einer überwältigend großen Perfönlichkeit fommen; und fo 
lange eine geiftige Einwirkung zur Aufrihtung der Ordnung noch nicht anwenb- 
bar ift, weil e8 an der Empfänglichfeit für geiftige Einflüffe bei den Maffen noch 
fehlt : fo lange währt die Herovenzeit, und fo lange ift die Anwendung phy- 
fifher Gewalt, mithin auch der Gewalt ver Eroberung, volllommen am Orte. 

Und den Heroen begegnen wir nicht blos in der Morgendämmerung ber 
Geſchichte des Menfchengefchlechtes, wo es fih um bie erfte Gründung der Staa- 
ten handelt. Die Staatenwelt erlangt allerdings ſchon früh eine gewiſſe Geftaltung, 
die Berhältniffe der Völker zu einander befeftigen fi, der gefchichtlihe Bildungs: 
proceh gewinnt einen gewiffen Abſchluß und beftimmte Verträge geben dieſem Ab- 
Ihluffe eine formelle Santtion. Allein auch dieſen geregelten Zuſtänden ift feine 
ewige Dauer befhieden; fie find gut und befriedigend eine Zeit lang; darüber 
hinaus werden fie ungehörig und morfh. Daher treten von Zeit zu Bei in ber 
Gefchichte große Perfönlichkeiten und neue Völker auf, die eine ſcheinbar feft- 
geworbene alte Welt zertrümmern, um einen neuen Zuftand ber Dinge berbei- 
zuführen, veffen weltgefchichtliche Stunde gefchlagen hat. Sie zerreißen mit gewalt- 
ſamer Fauft, was die alten Staatenverträge mühfam verknüpft hatten. Sie zer- 
drehen das formelle Recht, um dem materiellen Rechte eine entfprechendere, ſchon 
zu lange entbehrte Form zu fchaffen. Und ift der von ihnen angeftrebte neue 
Zuftand der Weltverhältniffe erft da, fo krönt man jene Perfönlichkeiten mit dem 
Vorbeerkranze des weltgefhichtlihen Helvden. Kommt aber feine folhe große Ber- 
ſönlichkeit, fo ift e8 am Ende die Macht der Zeit allein, die auffteigende Woge 
Der fortfhreitenden Bildung, die völlige Veränderung der Bedürfniffe und ber 
Denkweiſe, die veränderte Zufammengehörigfeit, Wahlverwandtſchaft und Anziehungs- 

aft der Völker, wodurch das alte Staatengebäude aus den Fugen bricht und in 
einem Sturze die alten Berträge mit ſich zu Boden reißt. 

Auch die Heroen diefer Staatenkataſtrophen können nicht mit dem ge- 


426 Eroberung. 


wöhnlihen Maße gemeffen werben. Allerdings finden fie einen beftehenven Rechte 
zuftand vor. Diejen haben fie unzweifelhaft zu achten, wie gebrechlich er auch bereits 
fein möge. Sie würden eine ſchwere Schuld auf ſich Inden, wenn fie ohne Rechts 
grund einen Eroberungstrieg eröffneten. Wird ihnen aber ein Rechtsgrund zum Kriege 
gegeben und führen fie dann ven Krieg ſiegreich: jo kann am fie fchmwerlid tat 


fonft allerdings völlig gerechtfertigte völfervechtlihe Gebot geftellt werben, daß fi, 


nachdem ihnen die Rechtsforberung, die zum Kriege gerechten Anlaß gab, befrierigt 
worben ift, das eroberte Gebiet, weldyes durch die vechtmäßige Eroberung erft in fein 
angemeffenes und natürliches Territorialverhältniß gefommen ift, zu Gunſten vei 
alten Rechtszuſtandes wieder herausgeben. Alte Verträge können hier ven alten 
Zuftand nicht mehr ſchützen. Diefe Verträge haben fich jest überlebt. Die Ver: 
bältniffe find nun einmal völlig andere geworden. Das Völkerrecht erkennt ja jelkit 
den Grundfag an, daß die Verträge, aud wenn fie für ewige Zeiten geſchloſſer 
find, doch nur fo lange Berbinvlichteit haben, als ihnen die noch nicht väliy 
veränderten Umftände einen verftändigen Sinn laffen. An der Clausula rebu: 
sic stantibus, bie in jevem Staatenvertrage ſchweigend enthalten ift, bekommen 
legtlih alle Staatenverträge die_Enplichfeit zu empfinden, die jeder pofitiven &x 
gung anbaftet; viefe Klaufel ift vie Achillesferfe, an der die Alles umwandeln: 
Geſchichte ven altersſchwachen Verträgen ven tödtlichen Stich verfegt. | 

Verſchiedene Anfichten finden fi) in der Beantwortung der Frage, ob hit 
civilifirten Völker berechtigt find, fih das von wilden Stämmu 
bewohnte Gebiet zu unterwerfen. 

Manche Autoren erklären es für ein Recht der gebildeten Völker, die nur ver 
Wilden bewohnten Länder unter eine geordnete ftaatlihe Herrfdaftm 
bringen. Denn e3 fei fittliche Aufgabe des Menſchengeſchlechtes, überall den Staat 
und Rechtszuſtand einzuführen, und es werde dadurch ven Wilden felbft von Ci 
ten ber Gebildeten der befte Dienft geleiftet. Andere ftellen auf, die gebilveten Völler 
dürften neue Staaten nur gründen in völlig unbewohnten neu entvedten Yin 
dern. Wo ſchon irgend eine Bewohnerſchaft ſich vorfinde, da fei nur dieſe ſelbſt zu 
Staatsbildung auf ihrem Gebiete befugt. Die Staatsbildung müfje aus den Ein 
geborenen felbft emporblüben. Man folle ihnen dazu hülfreich die Hand bieten, 
bürfe aber nie Gewalt anwenden. Unterwerfe man die Uniciviltfirten, fo ſei zwar 
der bürgerliche Zuftand im Momente da, während er nur fehr langſam zu Stan: 
kommen werde, wenn er erft darauf gegründet werben folle, daß er eim imnere 
Bedürfniß der Eingeborenen geworben ift. Allein die Schnelligkeit fei bier mut 
fheinbar. Denn diejenigen, bei denen der bürgerliche Zuftand durch Gewalt ber 
vorgebracht werde, hätten anfänglich gar nicht das Bewußtſein, daß ein folder 
unter ihnen eriftirt, ſondern fühlten fi blos unterbrüdt. Gie würden daher die 
Neigung haben, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, Unterjohung durch Empörung 
(Dies ift die Auffaffung Schleiermaher’s, chriftliche Sittenlehre, Berlin 184), 
©. 289.) 

Es muß nun allerdings wohl zugegeben werben, daß die Staatsbildung m! 
möglich den Eingeborenen zu überlafjen fei. Unmenſchliche Gewaltthätigkeiten gege 
fie verüben, um bei ihnen den Staat einzuführen, hieße das Staatenthum auf 
Koften des Menſchenthums einführen; viefer Preis wäre unbedingt zu hoch. Alein 
es ift auch auf der andern Seite zu erwägen, daß das Umherziehen de 
Wilden auf ungeheuren Fänderftreden nit als eine wahre Be 
fignahbme angefehen werden fann. Wollten alle Völker fo viel Raum 
einnehmen, fo hätte das Menfhengefhleht ſchon längft keinen Pla mehr aul 
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ber Erde. Es ift daher zu behaupten: wo wilde Stämme noch feine feften Wohn: 
fige gewonnen und auf beftimmtem Gebiete noch feine gefellfhaftlichen Einrich— 
tungen befigen, va ift der gebildete Europäer von der Gründung eines Staates 
nicht ausgefchloffen. Man kann von ben gebrängt wohnenden Völfern Europa’s 
nicht verlangen, daß fie fih auf ihr Gebiet befchränten. Das Recht ver Wilden 
bat aud eine Grenze. Diefe läßt fih in unſerm Falle finden, wenn man ſich bie 
Erde als den für das ganze Menfchengefchlecht beftinimten und nach dieſer Abficht 
zu theilenden Wohnfig denkt. (Vgl. über viefen Punft Vattel, Droit des gens, 
Liv. I. Chap. XVII. $. 208, 209.) Nicht minder ift zu erwägen, daß ber Zu- 
ftand der Wilden oft nichts weniger ift, als ein Zuftand kindlicher Unſchuld und 
SHarmlofigkeit; daß vielmehr gar häufig wilde Stämme im Zuftande der ent- 
feglihften Entartung angetroffen werben, in welchem fie gewohnheitsmäßig 
Graufamkeiten und Unmenfclichfeiten verüben, die zu hindern eines Jeden Pflicht 
ift, Sobald er nur die Macht dazu befigt. Sollte nım wohl das Intereffe der 
Menfclichteit dem Gebilveten, dem eine entwidelte Induftrie die Mittel zur leich— 
teften und eben deßhalb humanften Unterwerfung uncivilifirter Stämme in bie 
Hand giebt, nicht ein Recht zuſprechen, durch erzwungene Einführung eines ftaat- 
lihen Zuftandes ven Grauſamkeiten, Menfchenfchlächtereien und Menjchenfreffereien 
ein Ende zu maden? Der follte es wirflid eine Pflicht geben, vie Kraft zur 
fofortigen Hemmung der Greuelthaten zurüdzubalten, damit nur ja die Herren 
Menfchenfreffer fih durd den neuen ftaatlihen Zuftand nicht „anfänglich unter- 
drückt“ fühlen?! — 

Die erfte Gründung der Staaten dur Groberung; die Eroberung in ben 
Zeiten großer Staatenkataftrophen, welche am Enve einer alten Welt hereinbrechen 
und eine neue Aera eröffnen; tie Eroberung des von wilden Stämmen bewohnten 
Gebietes, fei e8 um einer civilifirten Bevölkerung den ihr fehlenden und bei den 
Wilden im Ueberfluß vorhandenen Raum zu fchaffen, fei e8 um unerhörten Un- 
menfchlichkeiten ein Ziel zu fegen: alle dieſe bisher beſprochenen Greigniffe find 
vorübergehende Phaſen der Geſchichte, feltene Ausnahmsfälle. Sie liegen außerhalb 
des Kreifes eines geordneten, mehr oder weniger befeftigten Staatenſyſtemes; fie 
gehören den großen geichihtlihen Bewegungen an, nit den Zeiten eines auf 
beftimmten Rechtsbegriffen ruhenden Staatenlebens. Es ift aber bisher noch gar 
nicht berührt worden die nur auf die Berhältniffe eines georbneten 
Stantenfyftems berechnete Lehre, die das heutige Völkerrecht den— 
jenigen Staaten vorfhreibt, welche dieſem Staatenfyfteme an- 
gehören. Diefem Gegenftande ausfchlieglih wird die folgende Erörterung ge- 
widmet fein. 

Man pflegt aufzuftellen, vie Eroberung ftehe in demfelben Verhältniſſe zu 
ben unbeweglihen Saden des Feindes, wie die Beute zu den bewegliden. 
Dies ift durchaus fhief. Denn das unbeweglihe Eigenthum ver Unterthanen des 
feinplihen Staates darf, nad dem heutigen VBölferrechte, nicht weggenommen wer: 
den. Die Eroberung begründet daher im Allgemeinen nicht, wie die Beute, eine 
privatrehtlihe Wneignung. Sie bezieht fi) vielmehr auf das feinbliche 
Staatsgebiet und auf die Souveränetät über baffelbe. 

Das Recht der Eroberung fteht Friegführenden Mächten gegen einander zu; 
ed bildet einen Theil des Kriegsrechtes. Die Eroberung macht den Eroberer einft- 
weilen zum Gonverän bes eroberten Gebietes. Endgültig fann er aber ber 
Regel nach die durch Eroberung erlangte Souveränetät nur fraft einer fürmlichen 
Abtretung derſelben im Friedensſchluſſe erhalten. Die einftweilige Souverä- 
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netät giebt dem Eroberer alle aus ber Souveränetät fließenden Rechte. Er kann 
Geſetze erlaffen und die verfchiedenen Hoheitsrechte ausüben, namentlich aud das 
Münzreht und die Militärhoheit. Defgleihen Hat er die Verfügung über bie 
Staatspomänen, die er für feine Rechnung verwalten laffen, aber auch veräußern 
fann. Findet er einen Berfaffungszuftand getheilter Souveränetät vor, fo fann 
er nicht nur den dem früheren Staatsoberhaupte, fondern auch den ber Bolksver: 
tretung zugetheilten Antheil der Souveränetät als feinen Erwerb betrachten und 
demnad die Verfaſſung abändern. (Vgl. indeß den Artikel „Poſtliminium“.) Bor 
Allem ift er befugt, vermöge ber in feine Hand gelangten Souveränetät die Rechts 
anfprücde durchzuſetzen, deren Befriedigung durch den Krieg angeftrebt wurde, un 
zugleich die von ihm aufgewendeten Kriegsfoften einzutreiben. 

Einen Anfpruh auf dauernde Abtretung des eroberten Gebietes bat 
ber Eroberer regelmäßig nicht. Der Krieg war ihm nur geftattet zur Durd- 
fegung feines Rechtes, Weiter, als es zu dieſem Zwecke erforberlich ift, reicht aus 
das Groberungsredht nit. Hat demnach der Eroberer, vermöge feiner vorüber 
gehenden Souveränetät über das eroberte Gebiet, fein Recht vollftändig durchgeſcht 
und au die Zahlung der Kriegsfoften erlangt, fo muß er den eroberten Staat 
wieber freigeben. Können jedoch die Koften von dem ercherten Staate in keine 
Weife gezahlt werben, fo hat der Eroberer einen Anfprud auf dauernde Abtretun 
eines entjprechenden Theiles des eroberten Gebietes, wenigftens dann, wenn burd 
- eine ſolche Abtretung nicht die geheiligten Rechte der Nationalität verlegt zu me: 
ben brauchen, alfo in demjenigen Falle, wo die Bevölkerung des abzutretenden 
Gebietstheiles mit der des übrigen Staatengebietes nicht eine einheitliche national 
Perfönlichkeit bildet. Auch dann bat der Eroberer einen Anfpruh auf dauernde 
Abtretung eines Gebietötheiles, wenn ihm nur hiedurch Sicherheit für die 
Zukunft gefchafft werben kann. Ja e8 rechtfertigt fi fogar, wenn durchaus nicht 
anders Sicherheit zu gewinnen ift, die dauernde Einverleibung des ganzen erober: 
ten Staates. Berner. 


Erzbifchof, |. Biſchof. 
Erziehung. 
Hittliche und geiftige Erziehung. 


Unter Erziehung verftehen wir die gefammte bewußte und abfichtliche Ein- 
wirkung der mündigen Menfchheit auf die noch unmündige, um dieſe zum Bewuft: 
fein ihrer Lebensaufgabe und zur Tüchtigkeit für viefelbe, d. h. zum Erfüllenkönnen 
und «wollen berfelben zu führen. Der Menſch iſt nicht ein bloßes Naturmefen, 
fondern ugen ein hiſtoriſches; er kann daher nicht durch die Natur, ſondern nur 
durch die Gefchichte, durch hiftorifhe Einwirkung zur vollen wahrhaft menſchlichen 


Bildung und Bollendung kommen. Wenn e8 auf den erften Blid auffallend ober. 


ungeeignet erſcheinen mag, daß der Menſch unter allen Gefhöpfen der Erbe im 
Zuftande der größten, Mäglichften Hillflofigfeit geboren wird, fo zeigt fi ber 
näheren Betrachtung, daß gerade diefe gänzliche Hülfloſigkeit und Verlaffenheit dee 
neugebornen Menfhen von Seite ver finnlihen Natur in feiner höheren Natur 
begründet fei, oder diefer wenigftens wefentlich zu Statten komme. Es tft nämlid 
dadurch die Nothwenvigfeit gegeben, daß der Menſch gleich in den erften Momen- 
ten feines Lebens dem Gebiete der bloßen Natur entnommen und in das Gebiet 
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der Geſchichte, in das Reich des Geiftes aufgenommen werde. Nicht die bewuft- 
lofe Natur, fondern menſchliche Aufmerkfamkeit, Liebe und Sorgfalt, aljo geiftige 
Thätigkeit, erhält das junge Leben und bildet es fort; fo daß felbft das, was ver 
Leib zu feiner Erhaltung und Ausbildung bedarf, zuvor durch das Gebiet des 
Geiftes gehen, vom menfchlihen Urtheil geprüft, von ver Liebe geweiht werben 
muß. Und auf diefe Weife find in der Pflege und Sorgfalt für die leibliche Na- 
tur nothwendig glei die Anfänge der Bildung der geiftigen vorhanden, melde 
dann ihre Fortfegung findet in den verſchiedenen Organen der Erziehung, in ver 
Familie und Schule, durd den Staat und die Kirche. 

As Hauptbedingung der rechten Erziehung muß die Naturgemäßheit 
bezeichnet werben, d. h. es ift fo einzuwirken auf die unmündige Menjchheit, wie 
vie menſchliche Natur es zum Behufe ihrer normalen Ausbildung, ihren Entwid- 
lungsgejegen und ihrem Ziele gemäß forbert. Die Forderung der Naturgemäßheit 
wollen wir alfo nicht in dem beſchränkten und äußerlihen Sinn genommen wiffen, 
wie es zuweilen geſchieht, ſondern in burdhgreifendfter und umfafjenpfter Bedeutung, 
fo daß fie fih auf alle Anlagen und Kräfte, die körperlichen wie geiftigen erftredt, 
und alle Lebens- und Wirkungszwede einſchließt. Wir würden alfo die Erziehung 
niht als naturgemäße anerkennen, fondern ald naturwidrige erflären, welche 3. B. 
die religiöfen Kräfte, Anlagen und Bedürfniſſe unberüdfichtigt, unentwidelt und 
unbefriedigt ließe, wie Rouſſeau fie in Borfchlag gebradt; fo wenig als jene 
naturgemäß wäre, welde vie förperlihen Kräfte und Organe ungeübt und unge 
bildet lafjen würde. Ebenfomenig fünnte die Erziehung als naturgemäß gelten, 
welche nur irgend einen Lebenszweck des Menſchen im Auge hätte, andere aber 
unbeachtet ließe. So wäre unnatürlicy die Erziehung, welde nur darauf ausgienge, 
für ven Lebensgenuß in aller Weife den Zögling empfänglid und fähig zu ma- 
hen, oder nur für irgend einen Lebensberuf tüchtig zu bilden; denn der Menſch 
ift nicht ein blos Nahrung und Genuß ſuchendes Naturweien oder eine bloße Er- 
werbmafdine. Auch wäre es unnatürlih, ihn blos für den Staatszwed zu bilven 
und fo zuzuricdhten, daß er ein mügliches Glied in der Mafchine deſſelben merbe; 
denn ſchon als irdiſchem Individuum würde ihm durch dieſe, eine völlige Selbft- 
Iofigfeit bezwedende Behandlung Unrecht gefchehen. VBollends feine höhere Natur, 
gemäß welder er ein ewiges Ziel erftrebt und die ihm daher als einzelner 
Perfönlichkeit für ſich unendlichen Werth fihert, geftattet niemals, ihn blos ale 
Mittel oder Werkzeug zu betrachten und zu bilden. Wenigftens fann dies ba nicht 
gefchehen, wo das den Menfhen aus der Gewalt der Natur und ber irbifchen 
Geſchichte befreiende und ihm ewigen, felbftftändigen Werth und übernatürliche 
Würde fihernde Chriftentbum zum Verſtändniß gefommen und zur lebengeftalten- 
den Macht geworben ift. 

Naturgemäß alfo wird da die Erziehung fein, wo das natürliche und über- 
natürliche Dafein und Lebensziel des Menfhen im Auge behalten und angeftrebt 
wird, und zwar wie ſich von felbft verfteht, fo, daß das höhere Ziel als das höhere 
und wichtigere, als das maßgebenve angefehen und berüdfichtigt wird, nicht aber 
umgefehrt; womit wir indeß feineswegs dem Principe „falfcher Religiofität und 
Kirchlichkeit” , wie Sailer ed nennt, das Wort geredet haben wollen. Denn das 
höhere Dafeinsziel des Menfhen kann ja felbft nur erreicht werben durch treue, 
pflichtgemäßes Streben nah ven natürlichen Lebenszielen in den verſchiedenen 
Lebensberufen, fo daß das Streben nad jenem das nad) diefem nicht aus-, fondern 
vielmehr einfhlieft. Niemand kann ſich den Himmel verdienen durch Sorglofigfeit 
und Untüchtigkeit in den Gefchäften des Lebens. So aufgefaßt beveutet die For- 
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derung: der Menſch müſſe naturgemäß erzogen werben, in die Sprade ber 
Religion übertragen fo viel al: ver Menfh muß dem Willen Gottes gemäk 
erzogen werben, d. b., fo daß er feine ihm gefegte höchfte Beſtimmung erreichen 
fann und will durch Ausbildung und Anwendung der ihm eigenthümlichen Kräfte 
und Anlagen, die ihn für einen beftinnmten Vebensberuf befähigen. Ganz daſſelbe 
ift gemeint, wenn man fagt, der Menſch müfje feiner Idee gemäß erzogen werben, 
denn dies kann auch nichts anders heißen als: er muß fo erzogen werben, vaf 
dasjenige aus ihm wird, wozu fein Weſen urſprünglich- angelegt und mit Kräften 
ausgeftattet ward, und wird er das, dann geftaltet er fi zu dem, wozu Get 
ihn beftimmt ; der göttliche Wille und Gevanfe von ihm (dee) wird durd ihn 
und an ihm realifirt. Damit wird denn aud die Forderung der „Humanität“ kei 
der Erziehung in Erfüllung gebradt, d. h. es wird wahrhaft zur Menſchlichlei 
erzogen, es wird die menſchliche Natur zu ihrer vollen normalen Geltung un 
Entwidlung gebracht innerlih und äußerlich. 

Indem wir fo in die Forderung ver Naturgemäßheit der Erziehung, auch die Bil 
bung für einen beftinmten Lebenszweck und Beruf aufnehmen, müffen wir durchau 
jenem Princip ver Ziellofigkeit und Vagheit entgegentreten, das man in neuerer dit 
bat zur Geltung bringen wollen im Intereffe eines vagen Humanismus. „Die 
Schule”, fagt man, „hat nicht die Aufgabe, zu nüglichen Zwecken des Lebens 
tüchtig zu machen oder abzurichten; and) nicht die Aufgabe für irgend eine religiöt 
Anfiht zu bilden und abzurichten; auch nicht die Aufgabe für die jeweilige Stach— 
verfaffung abzurichten; — fondern fie hat die Aufgabe: den Menfchen rein um 
frei aus ſich zu entwideln, fie fol ven Kern, der im Menſchen liegt, aus tem 
Innern des Bewußtfeins hervorholen und ihn fich frei erfchließen laſſen.“ Ein 
bloßes Abrichten freilich darf die Erziehung niemals fein, wohl aber allerving! 
eine Bildung für das Leben und feine Aufgaben für den Staat und die Religion. 
Die Kraft des Menfchen entwidelt fich nicht frei und rein ohne beftimmtes Ziel, 
gleihjfam ins Blaue hinein, fondern geftaltet ſich nur im gewiſſer Befchräntung 
auf ein Ziel zur rechten Tüchtigfeit. Biellos und. vag den Menfchen rein un 
frei aus fih entwideln, bieße ihn zur Untüchtigfeit fir pas Leben beftimmen um 
dem allezeit bereiten Mißgeſchick deſſelben ſchutzlos preisgeben; hieße Volt um 
Staat zur Desorganifation vorbereiten und dem Individuum wie dem Vollkle den 
Halt und Troft des religiöfen Glaubens zugleich mit der Tüchtigfeit für das Le 
ben zerftören. Gine Erziehung diefer Art wäre nur geeignet, VBagabunden im je 
cialen, intelleftuellen und religiöfen Gebiete zu bilven. 

Was die Methode der Erziehung im Befonderen betrifft, fo gilt auch von ihr bie 
Forderung der Naturgemäßheit ebenfo wie vom Ziel und PBrincip verfelben, Als ne 
turgemäße Methode aber können wir am füglichften wohl die organifche gelten 
machen, d. h. jene, welde die Entwidlung der organifhen Natur nachzuahmen ftrekt, 
indem fie den Menſchen betrachtet und behandelt als ein felbftthätiges, von innen 
heraus ſich entwidelndes Weſen, das aber zum Beginn und zur Fortſetzung vieler 
körperlichen wie geiftigen Vervolllommnung der Einwirkung von Außen bedarf. 
Analog nämlich der förperlihen Natur entwidelt fih auch die geiftige; felbftthätig 
von Innen ber, aber zugleich beftändig von Außen aufnehmend und der Anregung 
bebürfend für Gemüth, Willen und Erkenntnißkraft. Das Wefen diefer organiſchen 
Methode ift ausgebrüdt oder angedeutet wenigftens ſchon im veutjchen Worte 
„Erziehung“. Der Vorſylbe „Er” ift nämlich die Bedeutung ver Innerlichkeit 
und jelbftthätigen Erhebung aus ver innern Tiefe der Seele eigenthümlich, wie 
das au an dem Worte „Erbauung“ bervortritt; „Ziehen“ aber bridt vie Ein— 
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wirfung von Außen aus, in folge derer die innere Selbftthätigkeit beginnt und 
fortgejegt wird. „Erziehen“ beveutet alfo: fo auf den unmündigen Menfchen, 
d. b. auf Gemüth, Willen und Erkenntnißkraft deffelben einwirken, daß die innere 
Selbjtfraft defjelben erregt wird und von Außen den angemeflenen Stoff zur 
Selbitbethätigung und Verarbeitung erhält, jo daß er allmählig erftarft und felbft- 
ftändig und mündig wird. Mit viefer Forderung der „organischen Methode‘ weifen 
wir zwei einfzitige und eben darum falfche Methoden ab, nämlich die blos mecha— 
nifhe und die, welche man die dynamische nennen fann. Die mechaniſche Methode 
verfäumt (oder hemmt fogar) die Bildung der Selbitkraft, will dem Jüngling Alles 
von Außen nur anthun durch Zwung, äußerliche Uebung und Gewöhnung, 
durch bloße Abrichtung für die Lebensgefhäfte, für Sittlichkeit (Gefegmäßigfeit) 
und Religion (Religionsübung). Der Zögling wird mechanisch behandelt, wie Wachs 
oder Marmor vom Künftler. Ganz das Gegentheil dieſer Methode ift die dynami⸗— 
fhe, deren Schlagwort „Araftübung” ift, die in neuerer Zeit vorzüglih nad Gel- 
tung gerungen bat und angebahnt wurde zumeift durch Peſtalozzi. Sie geht 
zu einfeitig nur auf Erregung und Uebung der Selbftfraft, auf geiftige Gymnaſtik 
oder formale Bildung aus. Sie entſpricht der fubjektiv-ivealiftiihen, apriorifch 
tonftruivenden Methode auf dem Gebiete der Philofophie ziemlich genau und theilt 
mit diefer das Ginfeitige, Unpraftifhe und Verkehrte. Dag Gemüth des Menjchen 
wird nicht gebildet durch bloße Erregung und Beftürmung, der Wille noch nicht 
durch bloße Willkür und freie Vethätigung, denn nicht nur zur Freiheit, ſondern 
auch zur Güte muß derfelbe gebildet werden. Ebenſo wird aud das Erfenntniß- 
vermögen nicht durch bloße Anregung und Heuriftif gebiltet, ſondern durch Dar- 
bieten des Erkenntnißſtoffes, der gleihlam die Nahrung bildet, und felbftthätig 
angeeignet und verarbeitet, zugleich die Kraft ftärft und das Beſitzthum des Gei- 
ſtes erweitert. Wie durch einfeitige Anwendung der mechanifchen Methode unfelbft- 
ftändige, zur Stabilität und zu felbftlofem Gehorfam geneigte Menfchen gebildet 
werben, fo dur vie einfeitig dynamifche Methode Menſchen von zügellofer Will- 
für, leerem Räfonnement und überftürzgendem Egoismus. Beide Methoden find, ein- 
jeitig angewendet, widernatürlid und widergeſchichtlich. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen können wir nun übergeben zur Er— 
örterung des Berhältniffes des Staates zur Erziehung, ober zur 
lurzen Darftellung der Rechte und Pflichten, die dem Staate in Betreff der Er- 
jiehung der Jugend zukommen. 

Daß der Staat das Recht und die Pflicht hat, die Erziehung der Jugend 
wahrzunehmen, dürfte gegenwärtig ſchwerlich mehr verfannt oder in Abrede geftellt 
werden, obwohl allerdings die Zeit nod nicht ſehr weit hinter uns liegt, in wel- 
her er zu dieſer Einſicht gekommen ift und derſelben praftifche Folge gegeben 
bat. Unzweifelhaft ift viefes Necht und dieſe Pfliht, man mag die Aufgabe des 
Staates in Bezug auf die einzelnen Individuen oder in Bezug auf fich felbft als 
Ganzes oder enblih in Bezug auf die Weltgefchichte betrachten. Offenbar wird ja 
der Staat das Wohl der Einzelnen, wie e8 feine Hauptaufgabe ift, ganz befon- 
ders daburd fördern, daß er ihnen die Möglichkeit gewährt, ihre Gaben und 
Kräfte angemefjen zu bilden und zu üben, wodurd fie in ven Stand gejegt wer- 
den, ſich perfönlihe Geltung zu erringen, in irgend einem Lebensberuf tüchtig zu 
wirfen und ihre Griftenz zu fichern. Gute Erziehung und Bildung erfegt gar wohl 
den Mangel jonftigen Beſitzthums und Vermögens, und forgt daher der Staat 
für dieſe, jo bereichert er die Einzelnen dadurch und zugleich ſich felbit als Gan- 
3e8. Gr jeldft wird nämlih aud um fo mehr gebeihen nad Innen und um fo 
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mächtiger fein nach Außen, je mehr all die leiblihen und geiftigen Kräfte, welde 
die Gejammtheit der Individuen in fidy birgt, ausgebildet find nnd in Anwendung 
fommen. Trägt er alfo für viefe Sorge, jo verftärkt er in dem Maße jeine Madt, 
feine innere Energie und Leiftungsfähigfeit. Doc genügt e8 noch nicht, daß die An- 
lagen und Kräfte des gefammten Volkes die „gehörige Ausbildung erhalten, damit fie 
fi) bethätigen können in den verjchievenen Gebieten und Berufen des Lebens, ſen— 
dern die Erziehung muß auch dahin wirken, daß alle Individuen mit ihren Kräften, 
Fertigkeiten und Gütern harmoniſch zuſammenwirken wollen zum Beften ver Ge 
fammtbeit des Volkes, zur Förderung des Staates, d. h. die Erziehung muß aus 
eine patriotifche fein. Der Staat hat dahin zu wirken, daß bie Jugend zum 
Patriotismus erzogen werde, zu jenem Patriotismus, ber das Gegentheil dei 
Egoismus, alfo der eine fittlihe Gefinnung, eine wahrhafte Tugend if. Bil 
dung zum Patriotismus und Bildung zur Moralität, insbefondere zur Menjden 
und Nächftenliebe, dürfen nicht als zwei ganz verſchiedene Dinge betrachtet werben. 
Allerdings ift es richtig, daß ſich Patriotismus, d. h. Liebe zum Baterlande um 
zu heimiſcher Sitte und väterlihen Rechten, vorzüglich da erhalten und bilden wit, 
wo gerechte menfchliche Regierung waltet und wo es ben Einzelnen wohl ergelt; 
allein dieſer Patriotismus jchlägt doch leicht in Egoismus, alfo in das Gegentheil 
des wahren Patriotismus um, wenn ihm die fittlihe Grundlage fehlt. 

Endlich wird der Staat der Erziehung und Bildung der Jugend und damit 
des ganzen Volles auch um feiner weltgefchichtlihen Aufgabe willen feine Sorgkt 
zuwenben müſſen. In der Geſchichte ver Menſchheit haben zumeift nur bie Bil 
eine Bedeutung, welde fi durch ihre Religion und durch ihre Bildung ausge 
zeichnet haben; das find die eigentlichen Träger der Weltgefhichte; die übrigen, 
die bilvungslofen Völker find nicht viel mehr als taube Nieten oder unmefentlihet 
Bauwerk der Geſchichte; oder wenn fie auch momentan eingegriffen haben, fe ge 
ſchah es doch nur in zerftörender, den gefhichtlihen Entwidlungsgang hemmende 
Weile. Durch Bildung kann daher aud ein an fich Heiner Staat groß fein un 
einflußreih im Ganzen der Geſchichte, wie dieſe felbft es ja Hinlänglich bezeugt. 

Daß alfo alle Einzelnen gebildet werben und daß fie patriotifch gebildet wer: 
ben, wird die Sorge des Staates fein müflen. Aber nicht eine zwed- und zielelt 
Allerweltsbildung, von ber oben bie Rebe war, wird er — zu feinem eigenen 
Ruin — zu gewähren haben, fondern e8 muß als fein Recht und feine Pflich 
anerkannt werben, bie für jeden Stand angemefjene Bildung zu ermöglichen un 
zu gewährleiften, ohne freilich in das andere Extrem zu gerathen und etwa eine 
löhnende und erftarrende Kaftenbilvung einzuführen. Damit ift auch_ die fonderbart 
Forderung von „gleicher Bildung für Alle” abgewiefen. Daß alle Menſchen glei 
ches Recht auf Bildung haben, ift theoretifch richtig und läßt ſich auch praltiſch 
zur Geltung bringen; daß aber alle ein Recht auf gleihe Bildung haben 
läßt ſich weder theoretifch begründen, noch könnte diefes Recht, wenn es wirflih 
vorhanden wäre, ohne gänzlihe Auflöfung des Staates und geſchichtlichen organt 
hen Entwidlung eines Bolfes zur Durchführung kommen. Wie wenig übrigen? 
die genannte Forderung in der Natur und im Naturrecht begründet fei, zeigt ſich 
fhon darin, daß gerade die Natur am allerwenigften dieſer Forderung Genügt 
leiftet; denn von Natur aus find die Menfchen fo ungleih an Gaben, Talenten 
und Neigungen, daß alle menfchlihe Bemühung und Künftelei nicht im Stantt 
wäre, bie Ungleichheit zu überwinden und Allen gleiche Bildung zu geben. Uebrir 
gens dürfte jett die Zeit wohl vorüber fein, in welder ideologifhe Schwärmerei 
und naturaliftifche Unnatur ſolche Forderung im Ernfte ftellen fonnte. 


. 
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Alle einzelnen Rechte und Obliegenheiten des Staates in Bezug auf Er- 
ziehung genau zu beftimmen und abzugrenzen dürfte bei der Verſchiedenheit ver 
Verhältniffe und dem fortwährenden Wechfel der Umftände kaum möglich fein. Er 
bat eben das zu thun, was im gegebener Zeit und unter beftimmten Umftänden 
uothwendig ift. Er wird forgen für Schulen und für Lehrer; für zwedmäßige 
Einrihtung jener, für angemefjene Bildung dieſer. Er bat durch allgemeine Nor: 
men oder durch den Lehrplan die Art und Weife der Bildung und Erziehung zu 
beftimmen — fo jedoch, daß dabei mehr dahin gezielt werde, Schaden zu verhi- 
ten und die Jugend vor mißbräudlihem pädagogifhen Erperimentiren zu be 
wahren, ald dahin, ven Lehrer in al’ feinem Thun und Laſſen in erftarrenver 
Weiſe zu binden und zu hemmen und ihn dadurch zu hindern in feiner eigen- 
tbümlihen Weife, feiner Invivivualität angemeffen zu wirken. Insbeſondere in der 
Bollsſchule ift es am wenigften zuläffig, die Individualität des Lehrers zu hemmen 
und feine Auftorität auf das todte Gefeg zu übertragen — aljo das pädagogijche 
Berhältniß im ein juridifches zu verwandeln. Mit Recht foll hier ver Lehrer (ver 
Jugend gegenüber) als lex animata erjheinen. Allgemein aber gilt es in Bezug 
auf die gejeglihen Beftimmungen für Schulen und Lehrer, was der treffliche 
Sailer jagt: „Einfhnürungen taugen überall nichts, in der Kinderftube fo wenig 
wie in Kirde und Staat”; und nicht minder hat verfelbe unfers Eradıtens in 
diefer Beziehung vollfommen das Richtige ausgelprochen, wenn er jagt: „pie Auf- 
gabe der Staatögewalt ift die, den rechten Mann zum rechten Amte binzuftellen; 
das Amt erfüllen wird dann der rehte Mann von jelkft. Es fol alfo vurd das 
Drafel der Staatögewalt im Schulplane nur das Allgemeine beftimmt werben, das 
Einzelne den Lehrern überlaffen bleiben.“ 

Dem bisher Bemerkten haben wir nur nod Einiges beizufügen über das 
Berbältniß des Staates zur Familie und Kirche in ihrer Berechtigung 
und Thätigteit in Betreff ver Erziehung. 

Unmittelbar in die Familienerziehung ber Eltern, einzugreifen und biefe 
turch Gefege zu beftimmen, wäre, wenn aud die Berechtigung dazu für die Staats- 
gewalt gegeben wäre, jedenfalls jo gut wie unmöglid. Nur offenbarer Mißbrauch 
elterlicher Gewalt, oder baarer Unverftand in der Ausübung verfelben fann Ber- 
anlafjung werben für den Staat, dur Eingreifen ins Gebiet der Familien- 
erziehung bie Rechte der Kinder oder die eigenen zu wahren. Der Zwang aber, 
den ver Staat ausübt den Eltern gegenüber in Betreff ver angemefjenen Schul- 
bildung und Erziehung, iſt nicht anders als vollkommen berechtigt. Bildung ift 
ein Recht der Kinder, das ihnen von der Staatögewalt gewährleiftet werben muß, 
dem allenfallfigen Unverftande oder der — der Eltern gegenüber. Kann 
auch der Wille nicht leicht von fremder Vernunft geleitet werden, ſo doch das 
äußere Handeln; undı wenn man auch Niemanden zwingen kann, vernünftig 
zu fein, fo doc vernünftig zu handeln; was in unferm Falle wenigftend den 
Werth hat, daß dadurch eine Rechtsverlegung ber Jugend gegenüber verhindert 
wird. Daß aber der Staat den Eltern die Kinder geradezu nehme und öffentlich 
erziehe und bilde für den Staatszwed, ift na der ſchon oben angeveuteten Auf: 
faffung der Menjhen-Natur und -Beftimmung unzuläffig, ift der Menſchenwürde 
zuwider und widerrechtlich; wäre ein Zurüdjinfen auf einen durch Chriftenthum 
und geicichtlihe Bildung längft überwundenen Standpunkt, Die natürlichite, 
menſchenwürdigſte Bildung erhält der Menſch in ver Familie. Sie ift am meiften 
eeignet, das Gemüth zu erregen und das Herz zu veredeln und geeignet, den 
Billen zum Gehorfam zu bilden und zugleid der Freiheit deſſelben Rechnung zu 
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tragen, weil der Gehorfam aus dem Gemüthe kommt, alfo der freie Wille dadurch 
nicht gebrochen und in Mechanismus oder Sklaverei verwandelt wird, 

In Bezug auf religiöfe Erziehung endlich wurde ſchon oben bemerkt, daß 
fie in der Forderung der Naturgemäßheit begründet fei. Religiofität ift für ven 
Menſchen das Natürliche, Bernünftige, Irreligiofität das Unnatürliche, Widerver⸗ 
nünftige. Darin ſchon ift für die Staatögewalt die Verpflichtung begründet, aud 
der religiöfen Erziehung gebührende Rechnung zu tragen und ver kirchlichen Ge 
meinfhaft und ihren Organen die entjpredende Einwirkung auf die Jugend zu 

eftatten und zu fihern. So lange der Menſch feiner Natur gemäß ein höheres 

iel als ein blos irbijches anftrebt, fanın und darf er nicht als blos irdiſches 
Weſen behandelt und erzogen umd auf die blos irdiſchen Strebungen und Güter 
befchränft werben. Und da die Kirche die Anftalt ift, das höhere überirdiſche Ziel 
dem Menjchen zu zeigen, und die Erreihung deſſelben durch Lehre und Heiligungk- 
mittel zu ermögliden, fo muß ihr auch ver Natur der Sache gemäß das Reit 
zufommen, die Jugend in Lehre und Obhut zu nehmen und Gefinnung, Erlenm— 
niß und Willen derjelben zu bilden, Ueberbies muß dem Stante um feines eige 
nen Heiles willen daran liegen, daß vie religiöfe Gefinnung nicht vernachläſſigt 
werde, denn was man auch fagen möge, die religiöfe Gefinnung und läubigkeit 
ift doch immer die ficherfte Stüte für Beftand und Geveihen des Staates — mil 
fiherer und zuverläffiger als jede äußere Gewalt oder als das wohlverftante 
zeitliche Interefie oder der beredhnende Egoismus. Menſchen, die dazır gebikk 
werden, ihr Glüd und ihre Seligkeit einzig nur in viefem Leben, feinen She 
bungen Gütern und Genüffen zu fuchen, welche gelehrt werben, ver wahre Him- 
mel fei auf der Erbe zu finden und ber Staat allein fei es, der ihn herſtelle — 
folde Menſchen werben den Staat oder zunädft die Staatögewalt alsbald kein 
Worte nehmen und Realifirung des Himmels von ihr fordern, den fie natürlich 
beftändig vermiffen. Und da der Staat niemals im Stande fein wird, alk 
Wünſche, in deren Erfüllung die Ginzelnen ven Himmel auf Erven finden, zu er 
füllen, fo wird Unzufriedenheit, Unruhe und Erbitterung die Folge fein und dat 
Berlangen nad) anderer Staatseinrichtung entftehen, nach einer ſolchen nämlich, vie 
im Stande fei, den verfprodenen, in Ausficht geftellten und zur rechtlichen For: 
derung des Menjchen erhobenen Himmel auf Erden wirklich herzuftellen. Die Re 
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ligion dagegen ift mit ihren Tröftungen und Verheifungen, die fih auf den Glan | 


ben an Gott und Unfterblichkeit gründen, eine unerſchöpflliche Quelle von Glüd 
und Frieden auch bei irdiſchem Mißgeſchick, und läßt die fonft fo übel empfun— 
denen Unterfhiede von Stand, Vermögen und Ehren als fo Nein und unbeveuten? 
erjcheinen, daß fie nicht mehr Veranlaffung zu Unzufriedenheit und Erbitterung 
werben können. Bon irdifhem Streben aber, wie es das Gedeihen des Staatei 
forvert, hält der religiöfe Glaube feineswegs ab, fo daß etwa Erſchlaffung zu 
befürchten wäre; denn gerade der wahre religiöfe Glaube läßt eifriges Wirten im 
Lebensberufe als religiöfe Pflicht erfcheinen und giebt dem Menfchen mehr alt 
alles Uebrige Kraft und Freudigfeit zur Wirkſamkeit in demfelben. Auch ver Pr 
triotismus endlich findet durch religiöfe Erziehung feine Beeinträchtigung, wenn 
fie fi) innerhalb ihrer Schranken hält, fonvern erhält vielmehr die richtige Grund— 
lage und dadurch Förderung. Es wurde ſchon oben darauf hingewiefen, daß patrie 
tiſche Erziehung mit der moralifchen in innigfte Beziehung und Verbindung gebradt 
werben müſſe, wenn fie wahr, förberlicd und menſchenwürdig fein ſoll. Die mora 
liche Erziehung aber läßt ſich nach unferer Ueberzeugung nicht trennen von ber 
religiöjen, ohne aufzuhören moralifch zu fein und in ihr Öegentheil umzuſchlagen — 
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wie fih auch die religiöfe von der moralifhen nicht trennen läßt, wenn fie nicht 
pharifäifch werden will. Gin Menfh, der das Gute tbut nur um feiner felbft, 
um feiner eigenen Würde, feines eigenen hohen Bewußtſeins willen — nicht auch 
aus Geborfam und Piebe zu Gott — ein folder Menſch ift ein Selbftviener, 
ein Ggoift im höchſten Gebiete des Lebens, der fheinbar feinen Yohn will für das 
Gute, .das er vollbringt, und doch nad dem Yohn des Egoismus in feinem Be— 
wußtjein haft. Solche Autolatrie ift faum viel beffer dem innern Werthe nad 
als Pharifäismus; und Egoismus diefer Art ift faum weniger gefährlid als 
änferlich ſich kundgebende Selbftfuht. — Somit ſcheint mir Grund genug vor- 
handen, daß der Staat fid nicht hemmend oder audı nur gleichgültig verhalte 
gegen religiöfe Erziehung der Jugend, wobei ſich von felbft verfteht, daß er feine 
Rechte vor allenfallfigen Uebergriffen kirchlicher und fonfeffioneller Art zu wah— 
ren bat. Hier ift nun freilich eim Örenzgebiet von Rechten und Pflichten des 
Staates und der Kirche, das fich gefeglih kaum jemals ftrenge abmarken läßt 
sei dem beftändigen Wechfel von Verhältniffen, welche die gefchichtliche Entwidlung 
bedingen; daher e8 auch in Bezug auf Erziehung an Konfliften zwiſchen Staat 
und Kirche jelten lange fehlen wird, bie ihre Ausgleichung ſtets am beften auf 
ethbifhem Wege finden dürften, d. h. dadurch, daß die Vertreter der beiverfeitigen 
Rechte billig und gewifjenhaft zu Werke gehen. *) 

Was die Yiteratur über Erziehung betrifft, fo ift fie ins Unermeßliche 
angewachjen, ſeit Rouffeau mit feinem „Emil“ den reformatoriſchen Trieb auf 
dieſem Gebiete rege gemacht, die Philantropiften in Deutfchland ihre breiten 
Werke jchrieben und Peftalozzi den gefammten Lehrerftand mit ftärferem Stan- 
des- und Selbftgefühl zu durchdringen gewußt hat. — Unter ven hervorragenden 
Werken find nod immer zu nennen: Niemeyer, Grundfäge der Erziehung und 
des Unterrichtes (9. Aufl. 1834); Schwarz, Erziehungslehre — in neuerer Zeit 
umgearbeitet von Curtmann. (1843); Schleiermader, Erziehungslehre. Nach 
deſſen Tod aus handiriftlihen Nachlaß und nachgeſchriebenen Vorlefungen heraus 
gegeben. 1849. Auch von den Philofophen Wagner, Herbart, Beneke u. ſ. w. 
find Werke über Erziehung vorhanden. Ein Werk voll treffliher Gedanken ift W. 
Sailers Buch: Ueber Erziehung für Erzieher. Bon rationaliitifhem Standpunft 
aus fchreibt feit Jahren unabläffig über Erziehung Diefterweg. In neuefter Zeit 
erfchienen Werke von ſpecifiſch fonfejftoneller Färbung. So ſchrieb Durſch: „Pä— 
dagogif oder Wiffenfhaft der chriſtlichen Erziehung auf dem Standpunkt des fa- 
tholiichen Glaubens, 1851; Palmer dagegen eine „Evangeliſche Pädagogik“ 

1853, — Ueber das Berhältnif des Staates zur Erziehung insbefonvdere Bon-« 
ſtetten: Ueber Nationalbildung 1802. Zahariä: Ueber Erziehung des. Men- 
ihengejchlehtssvurd den Staat. 1802. F. C. Dahlmann, Bolitil. 1 Bo. 1847. 
— ©. ferner: 8. v. Raumer, Geſchichte ver Pädagogit. 4 Bde. 3. Aufl. 1857. 


Frobſchammer. 
Rörperliche Erziehung. 


Da das Staatswörterbuch über die verſchiedenen Zweige des öffentlichen 
Unterrichts beſondere Artikel bringen wird, ſo erübrigt uns hier nur, einen Theil 
der Erziehung ausführlicher zu beſprechen, der — ſo wichtig er auch iſt — doch 
noch nirgends ein Gegenſtand durchgreifender ſtaatlicher Fürſorge geworden iſt, 
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wir meinen die förperlide Erziehung over Gymnaſtik. Zwar bleibt ein 
guter Theil des zu Leiftenden der yamilie überlaffen, und der angeborne Trieb 
der Jugend zur Uebung ihrer Kräfte führt auch ohne Leitung und Auffict ſchon 
im Spiel zu einer gewilfen Bildung verfelben; dennoch find die übeln Folgen der 
grundfäglihen Vernachläſſigung viefes Zweiges der Erziehung von Geite dei 
Staates fo tiefgreifend, daß von Zeit zu Zeit immer wieder Proteftationen 
dagegen fi erhoben, die aber noch zu feinem befrievigenden Refultat geführt 
haben. Faſt nur zu einigen fanitätspolizeilihen Mafregeln zum Schuge ver 
Jugend hat man fi entfhloffen, wenn die Klagen über körperliche Berfümmerung 
und Berfrüppelung des nachwachſenden Gefchlehts zu laut wurden, wie bie von 
Porinfer „zum Schuß der Geſundheit in Schulen 1836" erhobenen; oder wenn 
die wachſende Anzahl der Friegsuntüchtigen jungen Männer die Aufmerkjamteit ver 
Regierungen auf diefen Punkt Tenfte. Wir verwerfen viefen mediciniſch-politi— 
ſchen Gefichtspunft keineswegs, aber er ift weber der einzige noch der hödk, 
und feinesfall® der, von dem aus — wo es fih um Erziehung handelt — di 
Frage erörtert werden muß. Auch die Berechtigung des nationalen Geſicht 
punftes, von dem aus ber erfte bedeutende Anſtoß auf dieſem Felde erfolgt, 
können wir nicht in dem Sinn zugeben, als ob förperliche Ausbildung ein beior 
beres Streben und Beruf unferes Volkes wäre, ſondern nur fo, daß es Al: 
gabe des deutſchen Stammes ift oder fein fol, ohne Einfeitigfeit das ächt Men 
lihe von allen Seiten in fih aufzunehmen und nad allen Seiten auszubilven. 
Denn fo ſehen wir die Sade an: es ift eine,in dem Dualismus von 
Körper und Geift liegende Forderung, daß aud der erftere eine entjpredenk 
Berücdfihtigung erfahre, und wie der Menſch überhaupt der Erziehung nicht blot 
fähig, fondern auch bevürftig ift, fo braucht aud der Leib zu feiner gehörigen 
Ausbildung Uebung und Schule. Freilich darf diefe Forderung nicht fo geftel! 
werben, als ob vie Förperlihe Bildung einen Gegenſatz bilde gegen die dei 
Geiftes, um dem dost drohenden Spiritwalismus bier ein materielles Gegengemidt 
zu geben; auf viefem Wege fümen wir bald wieder zu dem Punkt, wo bie be— 
kannten Verſuche der neueren Zeit wiederholt gefcheitert find: eine gewiſſe Natur: 
wüchfigfeit zum Princip der Gymnaſtik zu machen, vie ſich zwar unter dem Namen 
nationaler Eigenthümlichkeit zu empfehlen fucht, aber envlih doch nur in ab 
ftoßende Rohheit ausartet. Bielmehr ift die harmoniſche Entwidlung 
des ganzen Menſchen, im dem aber die geiftige Natur den unbeftrittenen Vorranz 
bat, das zu erftrebende Ziel der wahren Erziehung, und fo wenig die Kultur dei 
Geiſtes leidet, wenn zugleid das Gemüth des Zöglings angemefjen beftimmt wird, 
jo wird aud die Ausbildung ver fürperlichen Fähigkeiten die geiftigen Anlagen in 
ihrer Entwidlung nit ftören, fondern fördern und kräftigen. Bas wußten die 
Alten beffer als wir, und merfwürbig ift e8, daß aud in den Zeiten der eifrig: 
ften Bewundernng und blindeften Nachahmung gerade diefe Seite des antılen 
Lebens ohne Einwirkung auf die moderne Erziehung blieb. Gin kurzer Rüdblid 
wird die Sache beweifen, wohl auch erflären, und ein Ueberblid über vie Br 
ftrebungen unferer Zeit vielleicht auch eine Ausfiht auf beffere Zeiten im diefer 
Hinfiht eröffnen. 
Die griehifhe Erziehung zerfiel, der Natur des Menfchen entjpredend, U 
drei gleihberechtigte Theile, einen grammatifhen, mufifhen, gymnaſtiſchen, die 
aber der üblihen Werthſchätzung nad in umgekehrter Ordnung fi) folgen Im 
Vergleih mit unfern jegigen VBorftellungen; denn in exfter Reihe ftand die Förper 
lihe Bildung, während die mufttalifhe, deren Bedeutung für die pſychiſche Ent- 
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widlung des Menfchen uns fo ziemlich ganz unverſtändlich geworben ift, jeden- 
falls für wichtiger galt als die grammatifche, vie ſich faft nur auf die Kenntniß 
des Homer befhräntte. Natürlih, der Kreis der Bildungselemente war ein eng— 
umgrenzter, und das zu Lernende gab fidh bei den eigenthümlichen Lebensverhält- 
niffen eines antiten Bürgers faft von felber; auf der andern Seite mußte der 
Staat an feine Glieder die höchften körperlichen Anforderungen ftellen, wozu nod 
bei den Griechen der vorwiegende äſthetiſche Sinn fam, ver eine ſchöne Ent: 
widlung des Körpers faft zur Bürgerpflicht machte. So kam es, daß — während 
von öffentlichen Schulen in unferm Sinn im Altertum nit die Rebe ift — 
gerade für förperlihe Uebungen in Paläftren und Gymnaſien auf's volftändigfte 
und jchönfte gejorgt war; bildeten diefe doch auch für die Erwachſenen noch be- 
liebte Uebungspläge, und ſchloſſen fih an fie dann auch die weiteren Unterrichts- 
zweige an, fo daß ihr Name noch jegt den höheren Bildungsanftalten geblieben 
it. Auch hielten die Griechen mit Entjchievenheit den Unterfchied feft zwijchen 
eigentlih gymnaftifher und athletifcher Ausbildung, d. b. fie mußten eben 
die einfeitig Förperlihe Bildung auf Koften ver geiftigen — was wir oben als 
einen naheliegenden Abweg bezeichnet haben — zu vermeiden. 

Bei ven Römern blieben die Verhältnifje ganz ähnlich; die Gymnaſtik wurde 
im größten Mafftab öffentli gepflegt, während die geiftige Jugenbbildung ber 
Privatthätigkeit tüchtiger SHaven oder einzelner Schulhalter überlaffen blieb, Ein 
weientlicher Unterfchied zeigte fih dabei allerdings, die Rückſicht auf praktifche, 
insbejondere militärifhe Tüchtigkeit verdrängte faft ganz das äſthetiſche Intereffe, 
und während die Griechen bei ihren Feten fih an dem Spiel der körperlichen 
Kräfte in den Wettfämpfen erfreuten, fuchten die Römer in den blutigen Gefechten 
der Gladiatoren ihren Zeitvertreib. Hier trat denn aud eine Gegenwirkung ein; 
das Chriftenthum verwarf mit der größten Entſchiedenheit diefe ganze Richtung, 
und da es ihm nicht gelang, die vorhandenen, ihrer Auflöfung entgegengehenven 
Elemente zu durchdringen und zu reinigen, fagte e8 fi von ihnen ganz los, und 
entwidelte eine affetiihe Weltanfhauung, die fi hauptfählic im Klerus und in 
den Klöftern Foncentrirte und von da aus bie Givilifirung ber bereinbrechenden 
Germanen unternahm. 

Und allervings folhen Schülern gegenüber war e8 fein Bedürfniß, die Bil- 
bung des Leibes beſonders zu betonen. Der kriegeriſche Geift der Nation, fowie 
ihre ganze politifche Organifation ließ noch auf lange hinaus die Uebung des 
Körpers zu kriegeriſcher Tüchtigkeit für Jeden als etwas durchaus Unerläßliches 
eriheinen, nur daß natürlich im ausfchlieglichen Abjehen auf militärifhe Brauch— 
barfeit vie antife, wahrhaft humane Anfiht der Sache nicht zur Anerkennung 
lam. Ganz anders aber geftaltete ſich alles, als feit ver geänderten Kriegsführung 
und ver allmähligen Umwandlung der Staatsverfaffung und Einridtungen die 
allgemeine Wehrpfliht wenigftens in Prari wegfiel, und das Woaffenreht dem 
Einzelnen mehr und mehr entzogen wurbe, während zugleich der gelehrte wie ver 
Bürgerftand durch die gefteigerten Anforderungen bes Febens und Dienftes mehr 
und mehr in eine einfeitige, dort geiftige bier Handwerksrichtung kam, melde 
förperliche Uebung entweder ald unwürdig verwarf oder als unnöthig außer Acht 
ließ. Der VBauernftand vollends kann hier gar nicht in Betracht kommen. Natür- 
lih verlor ſich die alte volksthümliche Sitte nicht plöglih, und fo finden wir 
aud in einzelnen Städten noch weit herunter öffentliche Uebungen verart, bis fie 
ih zulegt theils in gemeinen Kfopffechtereien um Geld, theild in fogenannten 
Vollsfeſten verloren, die freilich anf die Erziehung keine Rüdwirkung, wenigftens 
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feine gute ausüben konnten, Nur der Abel hielt noch am längften die alte Ge: 
wohnheit ein; doch ſchrumpfte die frühere Ritterlichkeit, die in Turnieren geglängt, 
allmählig zur Gewandtheit im Duell zufammen, daneben aber entwidelte fid ter 
böfiihe Tanz, der allmählig aud in ven mittleren Ständen vie frifchere Bethäti- 
gung ber Kraft befeitigte, jo daß ſich der legte Reſt freier Spielluft, das Ball 
ſpiel, wenigftens in Deutjchland ganz in die Kinderwelt zurüdzog. Der Unterricht 
in dieſen ftandesmäßigen Wertigfeiten, echten und Tanzen, wozu nod das Reiten 
zu rechnen, blieb nun allerdings immer ein Theil der Erziehung, ja ein oft nur 
zu hoch geftellter, aber von den öffentlichen Anftalten blieb er ganz ausge 
ſchloſſen, nur auf den Univerfitäten hat fi) der Univerfitäts-Fecht-, Tanz, Reit: 
lehrer eine beſcheidene Stellung erworben. Dagegen jpielten und fpielen dieſe 
Unterrichtögegenftände in Privatanftalten für die höheren Stände eine Hauptrolk, 
zunächſt jevod in Betracht ihrer Unentbehrlichkeit für das vornehme Leben, jo daf fe 
weder auf die fittlihe Bildung der Jugend einen fördernden Einfluß ausüte, 
nody auch nur dem Körper zu einer. naturgemäßen Entwidlung verhelfen konnte. 

Dier traten nun die neueren Verſuche ein, die Gymnaſtik in ihre berechtigt: 
Stellung wieder einzufegen. Der erfte war Gutsmuths, der — angeregt von 
Bafevow und Salzmann — im philanthropiihen Sinn diefes Feld anjı 
bauen anfing. Daher waren es einerfeit8 fanitätifche Rückſichten, die ihm leiteten, 
andererfeit8 wollte er durch Bejeitigung alles Schnürweiens der Natur nur fan 
Spielraum verſchaffen, nicht aber den Leib felbft zum Gegenftand bilvender Cr 
ziehung maden. So find die von ihm vorgejhlagenen Uebungen wohl geeignd, 
eine gewiſſe Gewandtheit zu geben, doch halten fie ſich vorherrſchend auf ven 


Gebiet der Erholung und des Spiels, und fo find feine Beftrebungen, wie bit 


feines Zeitgenofjen Bieth, ohme bedeutenden Einfluß geblieben. Da bradte die 
Kriegsnoth und der patriotifhe Aufſchwung zunächſt in Preußen ein ganz neut 
Leben aud in diefe Beftrebungen; vor allen war e8 Jahn, der die Sade ent 
jhieden im Sinn und zum Zwed nationaler Kräftigung behandelte, und ju 
gleich eine gründliche Bearbeitung der neuen Disciplin lieferte. Sein Turnplat, 
auf der Hafenhaide bei Berlin 1810—11 gegründet, wurde das Mufter zabl- 
reicher anderer, die fidh in furzem über ganz Deutſchland verbreiteten. Anerkannt 
‚it, daß ihnen immerhin ein Theil der nationalen Erhebung im Jahr 1813 ver: 
dankt wird, nicht minder, daß fie fpäter mit die Hauptftätten waren, wo fid die 
Unzufriedenheit mit der weiteren Entwidlung der veutjchen Verhältniſſe feſtſetzte, 
was dann endlich eine allgemeine Aufhebung verfelben zur Folge hatte, 

Damit war ihre Rolle für die Erziehung ausgefpielt; denn als man am ben 
entſcheidenden Stellen erfannte, daß eben doch auch ein jehr beredhtigtes Bedürf— 
niß auf ihnen feine Befriedigung gefunden, war es zu fpät, das Leben "war ent: 
wichen, und nur wo fi auf's neue politifche Elemente einmifchten, fing das 
Turnweſen wieder an, einen allerdings oft fehr zweideutigen Anklang zu finden; 
in den Schulen war e8 überall vergeblihe Mühe, ven abgebrodhenen Faden mie 
der anknüpfen zu wollen. Freilich gefhah im Ganzen nicht viel Dafür, doch genug, 
um fchliegen zu können, daß in der Sache felbft, d. h. im fpecififh Turneriſchen 
etwas lag, was wenigftens in die beſcheidenen Berhältniffe des Schullebens fih 
nicht fügen wollte. Jahn hatte eben — und wer wollte es ihm perſönlich zum 
Borwurf mahen — fein Abfehen nicht auf Erziehung der Jugend, fonbern auf 
Regeneration des Volkes gerichtet; andererſeits ftrebte er nach erfchöpfender Dar- 
ftellung aller möglichen UWebungen, wobei ein überwiegender Werth auf Entwid: 
lung ungewöhnlicher Kraft und Gewandtheit gelegt wurde. Bon diefer mehr athleti— 
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Ihen Behandlungsweiſe fowie von jener politifchen Auffaffung, verbunden mit dem 
deutſchthümlichen Weſen, das Jahns etwas abfonderlihe Natur feiner Schöpfung 
aufgeprägt hatte, konnten ſich feine Nachfolger, unter denen Eifelen und Maß— 
mann zu nennen, nicht ganz losmacen, doch fo, daß jener mehr die Turnkunſt 
verfolgte, diefer mehr ven Turn geiſt vertrat; der Anftoß zu einer neuen Ent- 
widlung mußte von anderer Seite ausgehen; es ift bezeichnend, daß er zunächft 
vom Ausland fam, zuvörderft aus Schweden. Dort hatte Ting, allerdings an- 
geregt durch deutſche Beftrebungen, ein fehr umfaffendes Syftem ver ganzen Gym- 
naftif aufgeftellt und als Gymnafiard) im ganzen Neich eingeführt; in der neueften 
Zeit ift diefes nun zur Ergänzung bes alten Jahnifhen Turnens, deſſen erneute 
Betreibung fi als unfruchtbar erzeigt hatte, aud in Berlin in der 1851 neu» 
errichteten Gentralturnanftalt eingeführt worden; fein Hauptvertreter ift der Direltor 
verjelben, Rothftein. Kräftigung des Körpers ift das legte Ziel, das mit oft 
peinlicher, anatomijch = phyfiologifher Grünklichkeit bis in die legte Muskel und 
Ader verfolgt wird, weßhalb diefes Syftem auch befonders zu orthopädiſchen 
Zweden verwendet wird; pädagogiſchen entipricht es gerade in feinen Eigenthüm— 
lichkeiten weniger. 

Stehen fih jo in Preußen vie alte Berliner und ſchwediſche Schule nod) 
ſeindlich und einfeitig gegenüber, fo dürfte wohl Spieß in Darmftabt das Ver— 
vienft haben, alle Seiten, vie mediciniſche, pädagogiſche und äfthetifche zur An— 
efennung gebracht zu haben, und der Gymnaftif endlich zu ihrem lange ver- 
tannten Recht verholfen zu haben. Einzelnes fann natürlic hier nicht angegeben 
werden: erwähnt jei nur, daß gemeinfame Uebungen eine große Rolle bei ihm 
Ipielen, daß er aber das mafjenhafte Turnen ganzer Anftalten verwirft und ben 
Unterricht wo möglid nur klaſſenweiſe ertheilen läßt. Daß auf dieſe Weife die 
Gymnaſtik aud für Mädchen nutzbar gemadt werben fan, fei als ein ganz 
befonderes Verdienſt noch ausdrücklich hervorgehoben. 

So ſtehen jetzt die Sachen; der Wettſtreit der verſchiedenen Richtungen, die 
im Grunde daſſelbe Ziel wollen, bürgt dafür, daß es auch erreicht werde, und die 
Wichtigkeit des Gegenſtandes läßt uns hoffen, daß das ſo Gewonnene auch zu 
praktiſcher Anerkennung und Durchführung gelange. Wollen wir unſere Forderungen 
hierin noch, kurz formuliren, jo lauten fie einfach dahin: das Turnen (behalten 
wir doch ja das Wort bei) ſolle als obligatoriſcher Unterrichtsgegenſtand an allen 
höhern Lehranſtalten eingeführt werden unter der Leitung beſonderer Lehrer; an 
den Volksſchulen wenigſtens in den Städten; bei den Mädchen bleibe es freiwillig; 
Turnanſtalten für Erwachſene mögen von Privaten oder Gemeinden hergeſtellt 
werden. — Sehen wir noch, wie weit dieſen Wünſchen ſchon entſprochen, ſo iſt 
in Preußen, nachdem 1841 das Turnen wieder eingeführt wurde, 1851 eine 
Bildungsanſtalt für Turnlehrer errichtet worden, die allmählig die nöthigen Lehrer 
liefern wird; ebenſo in Sachſen und Darmſtadt; in Bayern und Würt— 
temberg, wo durch Klumpps Verdienſt das Turnen nie ganz aufgehört hatte, 
wie im übrigen Deutſchland iſt es genau betrachtet doch nur geduldet, höchſtens 
gewünſcht aber nicht gefördert. Außer Deutſchland hat es, wie erwähnt, in 
Schweden uud in der Schweiz eine rege Theilnahme gefunden; von hier hat 
es Clias auch nah Frankreich und England verpflanzt; doch ſcheint es in 
legterem Yande, wo allerdings andere körperliche Uebungen in roher und feinerer 
Form aud von den Erwachſenen eifrig gepflegt werben, feine rechten Wurzeln 
geichlagen zu haben, währen es in Frankreich nur zu militärifchen Zweden be= 
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nügt wird. So wird wohl auch hierin den Deutfchen der Ruhm bleiben, fih als 
das Kulturvolf im höchſten Sinn zu erweifen. 
Literatur Gutsmuths Oymnaftit für die Jugend 1795. Jahn, 


deutfhe Turnkunſt 1816. Spieß, Lehre der Turnkunſt 1843. Lings Schriften | 


von Maßmann. Rotbftein, die Gymnaſtik nah Lings Syſtem 1847. 
©. Bafl. 


Espartero. 


Joaquim Baldomero Espartero wurde am 27. Hornung 1793 zu Öranatula 
geboren, einem Dörfhen, welches zu der ländlihen Umgebung von Calatravı 
gehört, und mit biefer in der heutigen Provinz von Ciudad Real und dem alten, 
ächten Lande ver Mancha gelegen ift. Sein Vater war Antonio Fernandez & 
partero, der das Handwerk eines Wagners betrieb, da die Heinen Grunbftik, 
die derfelbe befaß, zur Ernährung der zahlreihen, aus neun Kindern beftehene 
Familie nicht hinreichten; die Mutter war Iofefa Alvarez. E. ftanımt fonad an 
dem Herzen des Volkes, aus der Mitte des Landes, und gerade aus demjenigen 
Theile, der von den verffungenen Zeiten der Oretaner "hinweg bis auf bien 
Tag unter allen Wechfelungen das Gepräge des fpanifchen Weſens am treuchen 
bewahrt, und ftet8 neu geftaltet und weiter gebildet hat. 

Der herrſchenden Anficht und der befchränften Lage der Familie gemäß jelt 
fi) E. dem geiftlihen Stande widmen; aber ſchon frühe verrieth fich feine Re 
gung zu dem Kriegswefen in ven Solvatenfpielen ver Jugend. Bald Tamen di 
Öffentlichen Greigniffe feinen geheimen Wünfchen entgegen. Seit 1808 hatten 
Napoleons Willfürlichkeiten gegen Spanien begonnen; die ganze Nation, in ihren 
Gefühlen verlegt, griff zu den Waffen. Auch ver junge E. warb von der allge 
meinen Bewegung fortgeriffen; er trat 1809 zu Sevilla als Freimwilliger in if 
Infanterieregiment Ciudad Real; 1810 wurde er ald Kadett in einer ber ment 
Kriegsichulen aufgenommen, die man zur Bildung tüchtiger Officiere errichtet hatte, 
1812 zum Officier ernannt. Mittlerweile neigte ſich der Krieg zu Ende; bie Haupt 
ſchläge erfolgten auf andern Seiten, und €. konnte fih nur nod an einigen 
Treffen von untergeorbneter Bedeutung betheiligen. 1814 erlangte er eine Lieute 
nantöftelle bei der Expedition wider die empörten fübamerifanifhen Kolonien. E 
nahm — 1823 nad den mörberifhen Treffen von Torata und Moquehua zum 
Dberften und bald darauf zum Brigadegeneral befördert — an den Wechſelfällen 
des Kampfes Theil, der mit der Losreißung der Kolonieen endigte und fehrtt 
1825 nad) Spanien zurüd, nicht blos als geachteter General, ſondern auch im 
Befige eines anfehnlihen Vermögens, welches er meiftens durch glüdliches Spiel 
gewonnen haben fol. In feinem Vaterland wurde €. fehr kühl empfangen, um? 
theilte darin das Schidjal der meiften Generäle aus dem amerikaniſchen Kriege, 
die man damals mit dem Namen der Ayacuchos bezeichnete. Die der verlorenen 
Hauptſchlacht von Ayacucho entnommene Benennung zielte zwar zunächſt auf die 
“vermeintliche Anrücigkeit ihres militärifhen Venehmens in dem amerifanif 
Kriege, enthielt aber zugleih den Vorwurf einer verpänten liberalen Gefinmunz- 
Dahin war e8 in den ſpaniſchen Angelegenheiten nun einmal gekommen. Seit der 
Erhebung Spaniens wider die Franzofen waren Dfficiere und Soldaten gewöhnt, 
zugleich eine politifche Idee zu vertreten, und da fich feit diefer Zeit vie 
Spaniens in bürgerlihen Kriegen verzehrte, fo wucherte die politifche Stellung 
der Armee ununterbrohen fort. Auf diefe Weife erklärt fi die Theilnahme 
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fpanifhen Heeres an allen bürgerlihen Händeln und politifhen Spaltungen, wie 
wir fie in folher Weife in keinem andern Lande finden. 

Bald ftellte fi vie Gewitterſchwüle in dem Luftkreife der bürgerlichen An- 
gelegenheiten wieder ein, und verlodte auch ven thatfräftigen und ehrgeizigen €. 
zur Mitwirkung. Schon im Jahr 1832 erklärte er fih unummunden für bie 
Thronfolge Iſabellens II., und als fi nad dem Tode der Königin gegen Ende 
ves Jahres 1833 der Bürgerkrieg in den basfifhen Provinzen entzündete, bot er 
ver Regierung feine Dienfte an. Sie wurden angenommen, und der empfangenen 
Beifung gemäß landete er fhon am 20. December 1833 mit einem feiner Ba— 
taillone bei dem Grao de Valencia, um fih von da aus gegen San Felipe de 
Jativa und Onteniente zu wenden, wo fi unter dem Häuptling Magraner eine 
Bande gebildet hatte. Mit dieſem unfcheinbaren Greigniffe kehrte E. nad adıt- 
jähriger Berborgenheit auf ven Schauplat friegerifcher Thaten zurid. 

Die Vorgänge, melde in dem nun folgenden Jahrzehend auf der Halbinfel 
ftattfanden, find befannt genug. Die fehnelle Beendigung des Aufftandes in Va— 
lencia verjhaffte dem General E. fhon am 1. Januar 1834 die Ernennung zum 
Kommandanten von Biscaya, umd er bethätigte als foldher Sicherheit des 
Blides und überlegene Talente. Statt feine Streitfräfte in nuglofen Kämpfen um 
ven Beſitz des flachen Landes zu verzetteln, war fein ftetes Augenmerk auf bie 
Behauptung der beberrfchenden Punkte von Durango, Bilbao und Portugalete 
gerichtet. Gelang diefes, fo blieb auf ber einen Seite durch den breiten und tiefen 
Rio Anfo die wichtige Verbindung zwifhen Bilbao und dem Meer offen, auf ber 
andern aud über BVittoria ver Zufammenhang mit dem Innern des Landes ge 
fihert. Zugleich hielt er durch diefes Verfahren die Farliftiihe Armee in den engen 
Kreis der viscapifhen Berge zufammengepreft; jede Unternehmung berjelben nad) 
Außen verlor ihren Stügpunft. Ohne Zweifel hatte E. diefe fihere Taktif aus 
dem amerifanifhen Krieg zurüdgebradht, welcher fchlagend bewies, daß gerade bie 
berſäumniß derfelben, neben verfehlten politiihen Mafregeln, am meiften den 
derluft der überſeeiſchen Provinzen herbeiführte. Die nachfolgenden Ereigniffe haben 
die Boransfiht E.'s volltommen gerechtfertigt. 

Die Durdführung des an fich fehr verftändigen Plans ftieß indeſſen auf 
bedeutende Schwierigkeiten. Zunächft blieb E., deſſen Wirkſamkeit auf Biscaya 
beſchränkt war, von ven Bewegungen der gefanmten Norbarmee und von ben 
Verfügungen des oberften Befehlshabers, das Generals Cordoba, abhängig. So— 
dann fand fih in Zumalacärregui ein Gegner, der mit ftaunenswerther Gewandt- 
beit den Feind durch umvorhergejehene Bewegungen zu ermüden und mit ſchöpferi— 
dem Geifte aus geringen Mitteln einen adhtunggebietenden Heeresförper zu 
ſhaffen verftand. Die Nahmwirkungen feiner Thätigkeit dauerten auch nad) feinem 
Tode, der für die Sache des Don Carlos allzufrühe eintrat, noch längere Zeit 
unverfennbar fort. In dem Gewimmel von unzähligen Treffen, Scharmügeln, 
Zügen, Bewegungen und Gegenbewegungen nehmen die Kämpfe vor Bilbao bie 
beroorragendfte Stelle ein. Schon bei feinem erften Auftreten erzwang fih €. 
den Weg nad Portugalete, wofelbft er am 22. März feinen Einzug hielt. Im 
folgenden Jahre entfegte er durch meifterhafte Bewegungen und glüdliche Kämpfe 
das hart bevrängte Bilbao (1. Juli 1835), vor mwelher Stadt Zumalacärregui 
eine Helvenfeele ausgehaucht hatte. Als indeſſen Maroto, an ver Spige eines 
larliſtiſchen Heerhaufens, die faum befreite Stadt von neuem berannte, eilte €. 
am 7. September 1835 zum zmeitenmale zu ihrem Entfage herbei. Die einge: 
Mängte Lage der Karliften und ihre vergeblichen Anftrengungen, in dem viscapi- 
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hen Lande fefte Punkte zu gewinnen, veranlaßten fie im Jahr 1836, hei ver 
damals allgemein verbreiteten politifhen Mipftimmung, ihre Bewegungen nah 
dem Inneren des Landes auszudehnen. Aber der Zug des Gomez, ven diefer von 
Anfang Juli bis Ende Dezember 1836 nad Afturien und Galicten, von da an 
Madrid vorüber in das fünlihe Spanien, und von dort rückwärts gegen bie 
baskiſchen Provinzen unternahm, wurde zu einem militärifchen Fehler, nachdem 
aud die politiihe Wirkung, die man davon erwartete, fich als nichtig erwieſen 
hatte. Auch diesmal ſchnitt E. “pur ruhelofe Berfolgung dem Feinde jede Ge 
legenheit zur Feftfegung ab. Im Jahr 1836 an Cordobas Stelle zum Ober: 
fommandanten der Norbarmee, zum Bicefönig von Navarra und zum General: 
fapitän ber baskiſchen Provinzen ernannt, beftegelte er die neue ihm zugefallen: 
Stellung mit einer der glänzendften Waffenthaten des ganzen Krieges, ber Ür 
ftürmung des Brüdenfopfes von Luchana (24. Dec. 1836), welche die Entfepum; 
der abermals hart bebrängten Stadt Bilbao zur Folge hatte, Die Königin ſchmite 
den fiegreichen Feldherrn mit dem Titel eines Grafen von Luchana. Die Stel 
E.'s wurde von Tag zu Tag glängender, aber auch ſchwieriger. Während er im 
Norden die Heere der Karliften im Zaume hielt, wurbe die Hauptftabt von de 
Wühlereien der Parteien aufgeregt; die Leidenſchaften entwidelten ſich im Aral 
der Mubbs, drangen von dort in die Nationalgarden, von bier in das Her. 
Leider follte auch E. bald in den Strubel des. parteifüchtigen Treibens hincne 
riffen werben. Die Regierung forderte ihn auf, Madrid gegen ven Kriegszugit 
Don Garlos zu hüten, melden biefer im Sommer 1837 unternahm. As . 
demzufolge am 12. Auguft 1837 feinen Einzug in Madrid hielt, fand er in 
Boden gänzlich unterwählt, die Parteien furchtbar erbittert, die äußerfte Flaub 
der Progreififten auf dem Wege zum Siege, die öffentlihe Meinung ver Regie 
rung entfrembet. War e8 nun eigne Ueberzeugung von der Untauglichkeit vieler 
legteren, oder Befangenheit des Urtheils, welches vie Gefpinnfte der Imtrigue 
nicht zu durchſchauen vermochte, oder endlich die innere Gewißheit, daß ein ef 
liches Ankämpfen wider die herrſchende Strömung die Löfung der militäriihen 
Aufgabe erfchweren würde — furz, er unterftügte die Proteftation ver 
officiere von Aravaca, welche den Sturz des Minifteriums Calatrava herbeiführtt. 
Glüclicherweife Liegen die nachfolgenden Ereigniſſe diefe unglüdlihe Einmiſchung 
des Heeres in den Gang ber bürgerlichen Gewalten wieder vergeflen. E. war 
das Heer der Karliften über den Ebro zurüd, und bejchränfte ven Krieg von 
neuem auf das enge Gebiet der baskiſchen Provinzen. , 

Ihn dort feftgebannt zu halten, war von jest an E.'s eifrigftes Beftreben. 
Er begnügte fi, dem Feinde in feinen engen Grenzen die Mittel des Befteben! 
zu entziehen, und dadurch das Vertrauen befjelben in feine eigne Sache zu ſchwächen. 
Wenn E. dabei unnütes Blutvergießen möglichft zu vermeiden ſuchte, mur die 
Auszüge der Karliften über die bezeichneten Marken hinaus gewaltſam zurüdihlu 
und das Uebrige ver Zeit überließ, fo handelte er — fo oft auch diefes zaubern! 
Berfahren von militärifhem Gefihtspunfte aus getabelt worden ift — im wahren 
Intereffe feines Vaterlandes. In einem VBürgerkriege, in einem Kampf zwiſchen 
Brüdern drängen fi) andere Erwägungen vor, als in ven Friegerifhen Maß— 
nahmen gegen den äußeren Feind; dort gilt es aud die Leidenſchaften zu be 
ſchwichtigen, die Annäherung der Gemüther zu befördern, die politifchen Gegner 
zu vereinzeln und ihnen die Stüge der öffentlihen Meinung zu entziehen, m 
rend bier völlige Zernichtung das erfte Gefeg bleibt. Das Endergebniß rechtfertigte 
E.'s Berfahren auf das vollftändigfte. Die Treffen von Ramales und Guarda⸗ 





Esparterao. 443 


mino bewiefen bereits die Erfchöpfung der Karliften, und Maroto ließ fih am 
1. September 1839 zum Bertrage von Bergara herbei. Derjelbe zernichtete auf 
frieplihem Wege die karliftiihe Armee, und nöthigte den Don Carlos fein Heil 
in der Flucht zu fuchen. E. felbft aber wurde mit dem Titel eines Herzogs vom 
Siege (de la vietoria) gekrönt. Sofort wendete er ſich gegen Gabrera, der ſich in 
Morela feftgefegt Hatte, und von dort aus, durch die weftlichen Bergketten bes 
Königreichs Valencia gefhügt, die Verbindungen des inneren Spaniens unfider 
machte. Der karliſtiſche Häuptling verlor einen Punkt nad dem andern, und am 
30. Mai 1840 mußte fih Morella ergeben. Die Karliften fuchten zwar nochmals 
in Gatalonien fefte Standorte zu gewinnen; als aber auch Berga gefallen war, 
ſah ſich Cabrera am 6. Juli 1840 gezwungen, mit dem Ueberreft feines Heeres 
ebenfalls auf franzöfiihen Boden zu flüchten. 

Mittlerweile hatte fi die Kluft zwifchen ven Parteien, welche nur dur ven 
gemeinfamen Kampf wider Don Garlos vereinigt waren, wie nad dem Giege 
immer, außerordentlich erweitert. Es war natürlih, daß nach der Befreiung des 
Landes von den Hauptgegnern das Beftreben eintrat, der Regierung durd Zurüd: 
führung fonfervativer Elemente größere Feftigkeit zu geben, und daß namentlich 
bie Partei der Moderados darauf hinarbeitete, die fortwährend aufregenden Be— 
fandtheile der Berfaffung allmählig umzubilden. Ein Geſetzesentwurf über bie 
Ayuntamientos follte den demokratiſchen Geift bändigen. Aber ſchon fingen bie 
teivenfchaften wieder an, unter dem Borwande des Gemeinwohles die Zügel 
ſchießen zu laffen, und die ehrgeizigen und gehäffigen Eiferfüchteleien hochſtehender 
Perfönlichfeiten entzündeten fi auf’s neue. Die berrifhe Weife, mit welder €, 
die Beförberung des mit dem Minifterium zerfallenen Linage, feines Adjutanten, 
jum Generale durchſetzte, hatte bereit3 den General Narvaez aus dem Minifterium 
geworfen, und biefen Mann für immer zu einem erbitterten Gegner bes Herzogs 
gemadht. Dafür follte nun das Gefeg über die Ayuntamientos mit aller Kraft 
durchgeſetzt und in ber Partei der Progreffiften zugleih E. gebemüthigt werben. 
Bergeblid; warnte diefer, als er von dem letzten Zuge wider Gabrera, überall 
feftlih empfangen, nah Barcelona zurüdtehrte, die im diefer Stadt weilende 
Königin Regentin, Maria Chriftina, vor der Unterzeichnung des Geſetzes; fie 
that es, umfluger Weife, am 15. Juli 1840 dennoch, und follte bald die fchlim- 
men Folgen dieſes Schrittes erfahren. Die Gefühle der Maffen waren noch zu 
ſehr mit ven Beftrebungen der progreffiftifchen Partei verfhmolzen, und erfannten 
in E. noch zu lebhaft den Ausdruck des Volkswillens, als daß ein Berfuh des 
Rüdgangs, wie Maria Ehriftina ihn anftrebte, hätte gelingen lönnen. Der offene 
Biderftand gegen die Einführung des neuen Geſetzes verbreitete ſich bald über das 
ganze Land; E. eilte nah Madrid, wofelbft er in nod größerem Triumphe als 
in Barcelona empfangen und an die Spige des Minifteriums geftellt wurde. 
Diefen Ereigniffen folgte zu Balencia die Abdanlung Maria Chriftina’s am 10. 
Dftober 1840, und ihre Abreife nach Frankreich. E. übernahm fortan die ſchwere 
Berantwortlichkeit, die Angelegenheiten des tief erregten Volkes zu lenken, und 
wurde am 8. Mai 1841 von den Kortes für die Dauer der Minverjährigfeit der 
Königin zum Negenten des Landes erwählt. 

E. hatte nunmehr die höchſte Stellung erlangt, die ihm je zu Theil werben 
fonnte, aber fie wurde der Wendepunkt feines Glüdes, und ſchon die Art der 
Erhebung enthielt die Keime feines Sturzes. Sie verlegte zunädft die Gefühle 
des füniglihen Haufes, deren Glieder bei diefer Wahl volftändig umgangen wor: 
den waren; fie war in gleih hohem Grade den Wünfhen ver Kurie entgegen. 
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Daran ſchloß fi) die ganze Partei der Moderados, bie Eiferfucht der General, | 
bie den Regenten, als einen aus ihren Reihen Hervorgegangenen, mit neibifhen 
Augen betradhteten. Wollte nun E., wie nicht anders zu erwarten war, eine feite | 


Regierung anbahnen, fo rief er nothwendig aud die ganze Partei der Eraltatot 
gegen fid in das Feld, und feine offene Hinneigung zu England entfrembete ihm 
das franzöfiihe Kabinet. Allen viefen feindlichen Elementen fette E. zwar ein 
feltene Ausdauer und eine bewundernswerthe Energie entgegen; aber dieſe Eigen: 


haften vermehrten nur die Zahl ver Gegner, und das Vertrauen auf die Mailen 
täufchte ihn vollftändig, da ſich auch hier wie anderwärts erwies, daß das Ball 


in feinen Zuneigungen eben fo leicht ermattet, als es viefelben im den Tagen ver 
Gährung auf ftürmifche Weiſe kunpgiebt. 


E. erkannte als nächſtes Bedürfniß die Einführung innerer Reformen, m 


verfolgte diefe Aufgabe in umfaffender Weife. Das von ihm gebildete Miniftern 
Gonzalez legte zu dem Ende den Kortes eine Neihe von Gefegesentwürfen m, 
von denen derjenige vom 14. Auguft 1841, welcher die Zehnten aufhob und de 
Güter der Weltgeiftlichkeit unter die Auffiht des Staates ftellte, unftreitig de 
wichtigfte war. Aber die nationalökonomiſchen Vortheile dieſer Maßnahmen lager 
den Bliden der Maſſen noh ferne, und madten die Geiftlihen zu erbittertn 
Gegnern der Regierung. Während Mifverftänpniffe und verlegte Intereffen em 
beimlihe, aber allmählig wachſende Gährung unterhielten, war eine in fu 

unter der Leitung Maria Chriftina’s gebilvete Junta eifrigft bemüht, durch dx 
Ihwörungen und Schilverhebungen die Macht E.'s zu brechen. Die Gent: 
Concha und Leon follten mittelft eines Hanbftreiches bie junge Königin m 
Madrid entführen, D’Donnel in Pamplona losbrechen, Narvaez ſich gegen Cati 
wenden, Andere an andern Orten die Fahne der Empörung aufpflanzen, um 
zum Stüßpunft der ganzen Unternehmung, wurden abermals die bastifchen Pre 
vinzen auserlefen. Aber abgejehen davon, daß die Verf hwörer über die öffentlik 
Stimmung fih täufchten, herrſchte unter ihnen felbft weder die Sicherheit WI 
Ueberzeugung, noch Vertrauen und Zufammenhang. In den bastifchen Provinz 
erfolgte der Losſchlag zu frühe, in Madrid felbft unterbrüdte ihn E. mit hili 
blütiger Thatkraft. Der General Leon wurde Friegsgerichtlic verurtheilt und am 
15. Oftober 1841 erhoffen. Als E. viefen ftrengen Spruch gegen den Helden 


von Belascoain genehmigte, übte er das durch die Geſetze ihm eingeräumte Redt; 


aber e8 war eim grober politifcher Fehler, davon Gebraud zu machen in einem 
Augenblide, wo alles darauf anfam, die Gemüther zu beruhigen und durd) Groß 
muth aud die Feinde in Freunde zu verwandeln. Der Schatten des jugendlichen 
und unbejonnenen, aber edlen und helvenmüthigen Leon hat am meijten zu ji 
nem Sturze beigetragen. 

Für den Augenblid aber war E. Meifter des Feldes. Er flug den Auf 
ruhr in den baskifhen Provinzen nieder, bezwang Barcelona, den Mittelpunft 
der demokratiſchen Partei, welche die ganze Einrihtung der Regentſchaft von An: 
fang an als ein Werk des Rückgangs betrachtet hatte, und hielt ſchon am 23. 
November 1841 unter dem Jubel der Bevölkerung feinen fiegreichen Einzug in 
Madrid. 

Aus dieſem Siege aber entwickelten ſich deutlicher ſchon die Keime des Um: 
flurzes. Denn es ergab ſich bald, daß im folge der bezeichneten Greignifle Die 
große Partei der Progreffiften fi in zwei große Heerlager theilte, von denen das 
eine der Regierung feindlich gegenüber trat. Die Stellung E.'s wurde fomit der— 
jenigen Grundlage beraubt, von der aus er allein den noch übrigen Karliſten 
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den fhon mächtigeren Moderados, ven Umtrieben der Geiftlichleit und dem Un- 
muth verlegte Intereffen hätte entgegentreten können. Noch ftanden dieſe Gegen- 
füge getrennt, noch waren fie vollflommen dunkel über den gemeinfamen Punkt der 
Vereinigung gegen den Regenten; aber die Ereigniffe arbeiteten ihnen in die Hände, 
Zunähft nahm der franzöfifche Gejandte, Herr v. Salvandy, eine Stellung ein, 
die in dem völferrechtlichen Verkehr zwijchen zwei anfheinend befreundeten Staaten 
ganz unerhört war, aber dem Syſtem zweideutiger Schwäche entſprach, welches 
die Regierung Louis Philippe's in den äußeren Angelegenheiten nur allzuoft be= 
folgte. So bildete fih eine Partei. der Afrancefados, welche allmählig bie einzel 
nen Bruchtheile in ſich vereinigte, und es war eine natürliche Folge, daß E. ſich 
um jo enger an England anſchloß. Die Hinneigung zu Großbritannien wurde in= 
deſſen exft dann für ihn verhängnißvoll, als fein Minifterium damit umging, einen 
Handelövertrag mit jenem Lande abzuſchließen, der auf der Grundlage des freien 
Berfehres abgeichloffen werden follte. Nun wurde aud) das gewerbreiche Eatalonien 
in die Oppofition hineingetrieben, der Widerftand in den Kortes gegen alle wich— 
tigen Gefegesvorfchlige der Regierung gerichtet, und das Minifterium Gonzalez 
genöthigt, am 29. Mai 1842 feine Entlaffung einzureichen. 

Der Weg war gefunden, den Herzog v. PVittoria mit den Waffen zu be- 
impfen, welde die von ihm felber in den Vordergrund geftellte Verfaſſung von 
1837 darbot. Die Gegner verharrten auf dem Boden der Mehrheit in den Kortes, 
und verlangten die Ernennung eines Minifteriums in ihrem Sinne. E. ſuchte 
ywar diefem Zwange auszumweichen; aber das von ihm erwählte Minifterium Rodil, 
nicht hervorragend durch politifhe Befähigung und noch ärmer am rebnerifchen 
Talenten, vermehrte nur die Schwierigfeiten der Lage. Dazu die fortwährenden 
Anfreizungen von Paris aus, das beftändige Gemunkel von dem englifchen Ein- 
Huffe und dem nahe bevorftehenven Abſchluſſe eines nachtheiligen Handelsvertrags, 
die Ungefchiclichkeit vieler Beamten der Regierung, vor allen des Generald Zur: 
bano, eines allzueifrigen Handblangers derfelben, gewaltthätiges Verfahren in Cata- 
\onien! Die Unbehaglichkeit fand bald ihren Wiederhall in dem leicht erregbaren 
Barcelona, deſſen unruhige Bevölkerung fi zu einer neuen Empörung bin- 
reißen ließ. Mit gewohnter Thatkraft unterbrüdte E. auch diefen Aufftand; nad 
jweitägiger Beſchießung, am 3. und 4. December 1842, unterwarf fich bie ſchwer 
beimgefuchte Stadt. E. kehrte, abermals unter öffentlichen Huldigungen, welde 
feine Freunde zu veranftalten wußten, am 1. Januar 1843 nad Madrid zurüd, 

Diefer erzwungene Triumph war der lette, welchen er feierte. Denn die Be- 
ihießung Barcelonas hatte durch ganz Spanien hin eine fo allgemeine Mifftim- 
mung hervorgerufen, daß jedes weitere Vorgehen der Regierung auf Schwierig: 
feiten ftoßen und Widerfeglichkeiten hervorrufen mußte. Es war daher ein jehr 
gewagtes Spiel, als das Minifterium Rodil unter folhen Umftänden die Kortes 
auflöste, und damit eine Berufung an die öffentlihe Meinung unternahm. Die 
Wahlen fielen fo aus, daß das Minifterium ohne Säumen feine Entlaffung ein- 
reichte. Alle feindlichen Bruchtheile vereinigten fih mit den Progreffiften und 
Republifanern gegen die Regierung. E. fah fi genöthigt, am 9. Mai 1843 in 
die Einfegung des Minifteriums Lopez zu willigen, welches ſchon nach feinen 
Örundfägen der ganzen Stellung E.“s feindlid gegenübertreten mußte. Aud in 
die von diefem Minifterium beantragte allgemeine Amneftie willigte der Regent, 
obgleich dadurch feine entjhiedenften Gegner in das Land zurüdgeführt wurden. 
As aber Lopez auh die Entfernung aller mißbeliebigen Bertrauensperfonen, 
namentlih des Generals Linage verlangte, leiftete E. entſchiedenen Widerftand, 
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Schon am 19. Mai wurde die Entlafjung des Minifteriums angenommen, um 
Becerra mit der Leitung ver öffentlichen Angelegenheiten betraut. Diefen Greig- 
niffen folgte zuerft die Bertagung, ſodann am 26. Mai die Auflöfung der Kortes. 

Damit war das Zeichen zum allgemeinen Losbruch gegeben; die Prenuncia 
mientoß gegen die Regierung gingen mit Sturmeseile durch alle Gegenven und 
Städte des Landes. Bergeblid ergriff E. umfaffende militäriihe Mafregeln; ver: 
geblih fuchte er in feinem Manifefte vom 13. Juni 1843 die Gemüther zu br 
ruhigen; alle angewenveten Mittel verftärkten nur die Zahl ver Gegner. Mitten 
unter dem allgemeinen Zufammenfturze der öffentlihen Gewalten verbartte €. 
wie verfteinert zu Albacete. Bon der Wucht der Greigniffe überwältigt, verlieh a 
endlid am 7. Juli diefe Stadt, um fi gegen den Süden zu wenden. Bon bu | 
treugebliebenen Truppen gegen den Andrang der feindlihen Heereshaufen gejhütt, 
erreichte E. endlich Cadix und jchiffte fih am 3. Auguft 1843 nad Englant tie 

In diefem Lande lebte E. fünf Jahre lang, ftill und zurüdgezogen, fern wı 
aller Teilnahme an ven öffentlichen Hänveln der Welt. Nur die heiße Liebe pm 
Baterlande war nicht in ihm erlofhen, wovon feine am 10. Dftober 1844 6 
lafjene Erflärung ein fhönes Zeugniß giebt. Damals fprady er auch, zwar lee, 
aber warm genug, die Hoffnung aus, einft die legten Tage feines Lebens uf 
ſpaniſchem Boden verbringen zu können, und dieſer jehnfüchtige Wunjc mut: 
ihm im Jahre 1848 in ehrenvollfter Weife gewährt. Er fehrte nach Spare 
en ‚ und lebte feitvem unangefohten, aber ohne öffentlihe Wirkſamkeit, ı 

ogronno, bis die Ereigniffe von 1854 ihn nochmals auf die Schaubühne w 
öffentlichen Lebens riefen. 

Es war ein eignes Berhängniß, dag die Bewegung gegen die NRegierum 
und die Königin Maria Chriftina gerade von denjenigen Häuptern der Moderadit 
ausging, die im Jahr 1843 vorzugsmeife zum Sturze E.'8 beigetragen hatten. 
Der General O’Donnel überfprang dabei das richtige Maß fo fehr, daß er nıd 
dem Siege über den General Blafer, am 30. Mai 1854, die Berfaffung vor 
1837 verfündigen ließ. Der Aufſtand wucherte fort, aber erft als ſich aud die 
Hauptftant Madrid ver allgemeinen Bewegung anſchloß, ging die Königin der 
Herzog von Victoria um die Bildung eines Minifteriums an. E. hielt am 19. 
Juli unter dem Jubel der Bevölkerung feinen Einzug in Mabriv und übernabm 
bie Leitung der Gefchäfte. Wir wagen über die num folgende zweijährige Thätig 
feit E.'s fein entſcheidendes Urtheil, da die Greigniffe noch zu nahe liegen un 
daffelbe nicht auf aktenmäßige Duellenfchriften geftügt werben künnte So an 
ſcheinend Leicht fidh auch der Uebergang in den neuen Zuftand gebilvet hatte, 1° 
ift doch nicht zu verfennen, daß die innere Page von Spanien diesmal eine un 
gleich verwideltere war, als am Schluſſe des Krieges mit Don Carlos. Damalt 
handelte es fih um ein einfaches politifches Princip, diesmal um fehwere ſtaats— 
ökonomische und gefellihaftliche Fragen, welde in alle einzelnen Berhältnifje ein 
griffen. Die größten Schwierigfeiten famen der Regierung von den republilaniſchen 
Bewegungen der Städte, die alle ein ftarfes focialiftifches Gepräge trugen, und 
endlich wie in den übrigen Staaten Europas im Jahr 1848 die ganze Maſſe der 
gebilveten und befigenden Stände in Spanien gegen die zerftörenden Grundſate 
vereinigte. E,, in formalen Ideen über Verfaſſungsweſen befangen, ſcheint dieſe 
Beſtandtheile nicht immer ſorgfältig unterſchieden zu haben, und die Kortes müdeten 
ſich nutzlos an einem theoretiſchen Grundgeſetze ab, das zuletzt nicht einmal leben 
fähig wurde. Als die Erbitterung der Socialiften fid) gegen die Verwaltung E.% 
der Haß der Moderados gegen die neue BVerfaffung wendete, hatte der Herz) 
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von Bictoria feinen Rüdhalt mehr. Er gab demnach am 14. Juli 1856 feine 
Entlaffung, und kehrte — 63 Jahre alt — nad Logronno in die Stille des 
Privatlebens zurüd. 

In E. fpiegeln ſich die Fehler, aber aud die großen Vorzüge feiner Nation, 
Die Liebe zum Glänzenden, Ehrgeiz ſelbſt bis zur Eitelkeit, und perfönliche Ge- 
fühle haben ihn mehr als einmal irregeleitet; fein Zurüdfinten in ftarre Ruhe 
und Unbeweglichkeit wirkte ftörend, und madte ihn nicht felten zum Werkzeuge 
fremden Oetriebes. Aber feine unbeftechlihe Liebe zum VBaterlande, feine Kalt- 
blütigkeit in Gefahren, feine Ausdauer und Beharrlichkeit in ven einmal erfaßten 
Grundfägen, feine unangefochtene Revlichkeit erheben ihn zu einem der bedeutendſten 
Charaftere, den das neuere Spanien aufzumeifen "hat. Die Geſchichte wird von 
E rühmen dürfen, daß er zweimal fein Vaterland von den Schreden der Anar- 
die befreit, zweimal die Empörung feines Landes in eine volfsthümliche Richtung 
a bat, wenn aud) vie Formen, im denen diefes gefhah, der Zeit verfallen 
mußten. — 

Das Hauptwerk, weldhes ven Stoff zu der voranftehenden Darftellung ge- 
liefert hat, ift: Espartero, historia de su vida militar y politica y de los 
grandes sucesos contemporaneos. Escrita bajo la direccion de D. Jose Segundo 
Florez, tom. I—IV. Madrid, 1843— 1845. Dafjelbe leivet zwar an über— 
mäßiger Weitſchweifigkeit, theilt aber viele belehrende Aftenftüde mit, und geht 
mit lebendiger Anfchaulichfeit in die Parteibewegungen ein. dieglet. 


Eugen von Savoyen. 


Dem deutſchen Reiche, nach dem weſtphäliſchen Frieden entkräftet durch lange 
Kriegsjahre und innere Zerriſſenheit, drohte Ende des 17. und Anfangs des 18. Jahr- 
hunderts von Oſten und Welten die Gefahr gänzlicher Zertrümmerung. Eugen 
von Savoyen, gleich beveutend als Feldherr wie als Staatsmann, hat ſich den 
Ruhm erworben, dieſe doppelte Gefahr beſeitigt zu haben. 

Geboren zu Paris am 18. Oftober 1663, wurde E., der jüngfte Sohn des 
Herzogs Eugen Morig von Savoyen-Carignan, ſchon in frühefter Jugend für ven 
geiftlichen Stand beftimmt. Seinem lebhaften feurigen Geifte ſagte jedoch dieſer Beruf 
nicht zu. Heimlich begann er ſich für den Kriegerftand vorzubereiten, und widmete 
ih den ernfteften angeftrengteften Studien, während feine Altersgenoffen ſich in 
das üppige Hofleben ftürzten. In feinem 19. Lebensjahre erbat fih E. von Lud— 
wig XIV. die Verleihung eines erledigten Dragonerregiments. Mit beleivizendem 
Spotte wies der in der Fülle der Macht, Schönheit und Jugend glänzende Kö— 
nig die unerwartete Bitte des Heinen Abbe von Savoyen zurüd. So trat E. in 
die Dienfte des deutſchen Kaifers. Beim Entfag von Wien 1683 leiftete er feine 
erite Waffenthat. Unter Ludwig von Baden, Karl von Lothringen und Mar Ema- 
nuel von Bayern machte er dann in den folgenden Feldzügen gegen vie Türfen 
feine Schule durch. Das Jahr 1689 rief ihn nad) Italien: er follte feinen Better, 
den Herzog Viktor Amadäus von Savoyen, zur Allianz mit dem Kaiſer bewe- 
gen. E. erreichte zwar feinen Zwed, aber der Wanfelmuth viefes ehrgeizigen 
und unverläffigen Fürften ließ dem Kaifer nur geringe Bortheile aus dieſem 
Dündniffe ziehen. Nach oft abgebrohenen und ſtets wieder erneuerten Unterhand- 
lungen mit Frankreich erklärte endlih 1696 Viktor Amadäus fih und fein Land 
neutral. 

E. kehrte nach Wien zurück, nachdem er ein glänzendes Anerbieten Ludwigs, 
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in franzöftfhe Dienfte zu treten, ftolz von ſich gewieſen hatte. Schon 1693 war 
er von Leopold in Anerkennung feiner Berbienfte zum Feldmarſchall ernannt, vom 
Könige von Spanien mit dem goldenen Bließe geſchmückt worden. Nicht lange 
ſollte jedoch E. der Ruhe, pflegen vürfen. Sultan Muftapha II. fammelte ein 


Heer von mehr als 100,000 Mann bei Belgrad, weldes feit 1690 wiever dem | 


Halbmonde unterworfen war. In feinem Hauptquartier befand fich der verbannt: 
Graf Tötöly, welcher mit ven zahlreihen Unzufriedenen in Ungarn geheime aber 
enge Berbindungen unterhielt. Im ganzen Lande gährte es; ein fiegreiches Vorbringen 
bes türkiſchen Heeres hätte einen gleichzeitigen gewaltigen Aufftand ver Magyaren 
in den Karpathen, an ver Theiß, an der Donau zur unausbleiblichen Folge haben 
müffen. Einer jolden Kataftrophe vorzubeugen, ernannte der Kaifer — auf ver 


Rath des Grafen Rüdiger Starhemberg — ven Prinzen €. zum Oberbefehlsbater 


in Ungarn, Zum erftenmale jollte diefer felbftftändig einen Feldzugsplan emtweren 
und ausführen und unter welden Berhältniffen? Mit einem durch das weite fat 
zerfplitterten, verhältnifmäßig ſchwachen Heere — es zählte im Ganzen cm 
45,000 Mann — in einer infurgirten Provinz, gegen einen beinahe dreifud 
überlegenen Feind. Auf Berftärtungen war nicht zu hoffen; eine verlorene Schladt 
hätte dem Großherrn einen ungehinverten Weg nad Ofen und Wien geöffnt. 
Mit Scharfblid erfannte E. augenblidlid den einzigen Ausweg aus dieſer gefüh 
lihen Lage und konzentrirte jeine ganze Stärke, um im geeigneten Wugensid 
einen entjcheidenden Schlag gegen den Feind ausführen zu können. 

Anfangs Juli 1697 traf Muftapha bei feinem Heere ein, in denſelben Tu 
E. bei dem feinigen. Als viefer in feinem gewöhnlichen Anzuge, einem einfade 
dunfelbraunen Ueberrode, unanfehnlid und anfprudyslos in feiner Haltung w 
Armee Fam, zudten die alten Eifenfrejfer fpöttifch die Achfeln und lachten: „Did 
Kapuzinerlein wird den Türken wohl nit viel Haare aus dem Bart raufen.' 
Der Großherr wandte fich erft nach Peterwartein und zog dann gegen Szegedin 
Auf dem Marche dahin holte ihn E. am Nachmittag des 11. September ein. Die 
türfijche Reiterei hatte bereits die Theiß überfchritten, das Fußvolk ſtand jack 
noch diesſeits des Fluſſes. Trotz der Erſchöpfung feines Heeres befahl E. chn 
Zögern den Angriff. Diefer rafche Entfhluß entſchied den Ausgang des Feldzuget. 
In wenigen Stunden war die Schladht gewonnen; der Kampf artete zulegt in ein 


furchtbares Gemegel aus, denn, nad E. Schlachtberiht, war der Soldat fo m 


grimmt, „daß er faft feinem Quartier gegeben.” Von der Infanterie des Feindet, 
welche in ihrer ganzen Stärke an der Schladht Theil genommen hatte, entlamer 
nur 2000 nad dem jenfeitigen Ufer der Theiß. Bon den Hufaren verfolgt, eilten 
fie ihrem Sultan nad, welder in dem Kleide eines gemeinen Janitfcharen nad 
Temesvar und von da nad Adrianopel floh. Unermeßlih war die Beute, gerin 
der Verluſt der Kaiferlihen. Das war der Sieg bei Zenta, welder für alt 
Zeiten die Kraft des Halbmondes gebrohen hat» — Den Tag nad der Schladt 
erhielt E. zwei Schreiben des Hoffriegsrathes, in welchen ihm befohlen wur, 
endlich einmal mit dem Manoeuvriren ein Ende zu madhen und den Feind al 
zugreifen. In einer kurzen Schlußbemerkung feiner Relation über die Schladt 
erwähnte der Prinz, daß ihm dieſe Ordres zugefommen feien, und fügte dan 
mit gutmüthiger Ironie bei: „welche aber, gleichwie Zeithero ber status rerum 
ein anderes ausfehen befhommen, alfo auch mit diſer meiner Relation Zu ze 
nilegen beantwortet ſeynt.“ 

- Bosnien wurde noch von den Kaiferlichen beſetzt, dann eilte E. im Triumph 
zuge nach Wien, dem Kaifer perfönlicd das große Siegel des Divans zu über 
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geben, welches am Halſe des bei Zenta gebliebenen Grofvezierd erbeutet worben 
war. Leopold empfing ven Befieger der Osmanen mit Kälte. Auf Anpringen des 
Feldmarſchalls Kaprora, E.'s Feind, ſollte diefer, angeblich wegen Ungehorfams 
gegen bie Befehle des Hoffriegsrathes, vor ein Kriegsgericht geftellt werden. In 
Bien gährte es auf diefe Nachricht; noch zur rechten Zeit kam der geiftig lang- 
fame und finftere Kaifer zu befferer Einfiht. — E. erhielt au für den folgenden 
Feldzug wieder den Oberbefehl in Ungarn, auf fein ausprüdliches Verlangen mit 
unbefhränfter Machtvollkommenheit. er es geſchah nichts von Bedeutung im 
Jahre 1698 : der Schlag bei Zenta hatte die Pforte auf lange Zeit gelähmt. Am 
26, Januar 1699 wurde der Friede unterzeichnet zu Karlowitz. 

Siebenbürgen, Slavonien, ganz Ungarn bis auf Temesvar, der größte Theil 
von Kroatien fielen in demſelben dem Kaifer zu. Defterreihs Befisftand vermehrte 
ſich dadurch um ein jtarfes Dritttheil; von dieſem Tage datirt die weltgejchichtliche 
Stellung, welde dieſe Großmacht heute noch einnimmt. Der Friede von Karlowig 
var zunächft E.'s Wert. 

In den num folgenden zwei Jahren des Friedens begann E. die Errichtung 
kiner 15,000 Bände zählenden Bibliothek, der berühmten Kupferftihfammlung, 
erner eines Münzen und Antitenfabinets; die Anlage des herrlichen Parks im 
Belvedere füllt in denfelben Zeitraum. Der Tod König Karls II. von Spanien, 
inde des Jahres 1700, entriß den Prinzen den Beihäftigungen bes Friedens 
md rief ihn aufs neue zu langjähriger und fieggefrönter kriegeriſcher Thätigkeit. 
Yangft beftehenden Erbverträgen gemäß wäre ber zweite Sohn Kaifer Leopolds, 
Erzherzog Karl, allein zur Thronfolge in Spanien berechtigt gewefen. Nad dem 
Teftamente des kinderlos verftorbenen Königs follte jedoch Ludwigs Enfel, Philipp 
von Bourbon, Erbe ver ungeheuren Ländermaſſen in beiden Welttheilen werben. 
Bapft Innocenzs XII, deſſen Einfluß den Inhalt des Teftamentes beftimmte, er- 
tannte Philipp V an. Auch Ludwig XIV. entſchied fi nach kurzem Befinnen für 
Annahme des Teftamentes und ließ feinen Enkel im Februar 1701 zu Madrid 
trönen. Die Hauptſtadt und ganz Spanien huldigten jubelnd Philipp V. als König; 
Neapel und Mailand erklärten ſich für ihn. Allianzen mit Churbayern und Chur- 
töln, mit Savoyen, Wolfenbüttel und Mantua fiherten dem Könige von Franf- 
reich ein zahlreiches, fampfgeübtes Hülfsheer unter bewährten Führern. So fand 
fi) der Kaifer mit feinen Anſprüchen allein einer Allianz von halb Europa ge— 
genüber. Sein einziger Bundesgenofje, Wilhelm II. von Dranten, faß frank im 
Haag, wo er ſich mehr als König fühlte, denn in feinem Königreihe England. 
Beide Parteien des Londoner Parlaments waren in frieblichfter Stimmung und 
wollten fi um feinen Preis in die Händel des Kontinents mifchen, 

Böllige Entmuthigung herrfhte in Wien. Niemand wagte dem tiefverlegten 

Kaiſer zum Kriege zu rathen gegen den ftets vom Glück begünftigten franzöfifchen 
Herrſcher. E. allein, im Widerfpruche mit ven Miniftern, ftimmte für den Krieg. 
Immer und immer wiederholt er dem unentſchloſſen hinbrütenden Leopold: ſchimpf— 
ih und unverantwortlid wäre es, wolle man ohne Schwertftreich allen feinen ge— 
rechten Anfprücen entfagen. Hieße es nicht alle politifhe Macht, allen Einfluß des 
deutſchen Kaifers im deutfchen Reihe mit einem Sclage vernichten, wenn man 
tie Befigergreifung von Mailand und Brüſſel durch die Franzoͤſen, ein bewaffnetes 
Bündniß deutfher Reichsſtände mit dem Neichsfeinde, in gebuldigem Stillſchweigen 
binnehme? Könne felbft nah dem fhlimmften Ausgange eines Kampfes etwa nod) 
Schlimmeres gefhehen? — E.’8 Anſicht drang endlich dur. Leopold, nachdem er 
fd einmal von feinem Betſchemei und den Einfläffen feiner Beichtväter los— 
Bluntſchli und Brater, Deutfches Staats-Wörterbud. III 29 


450 Eugen von Savoyen. 


geriſſen und für den Krieg entſchieden hatte, ging ohne Zögern und: ikatk 
ans Werk. In rafhem Entjchluffe verlieh er durch ven; berühmten Kt 
dem Churfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg die feit lange 
ftetS verweigerte Königswärdbe; dafiir erhielt er ein ftattliches preußiſches Hi 
heer. Markgraf Ludwig von Baden wurde zum Kommandirenden am Ober 
E. zum Oberbefehlshaber in Italien ernannt. Auf dem dritten Sriegöfhan 
Belgien, follten England und Holland eim Bertheivigungsheer aufſiellen 
vergebens unterhandelte im Auftrag Wilhelms Graf Marlborough mitten 
liſchen Parlamente. Da ftarb am 6. September 1701 ber vertriebene 
und Ludwig XIV. beging im übermüthigen Zornesausbruh vie Unvor 
deſſen Sohn als König von Großbritannien und Irland anzuerkennen, & 
der Wuth tönte durd ganz England; mit beinahe an Einftimmigfeit g 
Mehrheit bewilligte das neugewäbile Parlament alle Mittel zum Kriege‘ 
nige Wilhelm III., der wenige Monate darauf ftarb. Im Frühjahr ei 
Königin Anna den Krieg an Frankreich und Marlborougb übernahn W 
befehl in den Niederlanden. 
Inzwifhen hatte E. den Marfchall Catinat über den Mincio wm 
zurüdgebrängt. Auch der neue Oberbefehlshaber, Marſchall Billeroi, weld 
wig nad) Italien fhidte, vermochte feine Vortheile über €. zu erringen. 
einer mehr als doppelten Weberlegenheit an Zahl wurde der tapfere aber M 
Günftling der Frau von Maintenon bei Chiari am 1. September 1701% 
tigem Kopfe zurückgewieſen. Die Angriffe des Feindes waren jedoch nicht das 
was €, zu bekämpfen hatte. Der nad Rüdiger Starhembergs Tode 4 
friegsrathspräfidenten ernannte Graf Mannsfeld überließ in unverantt 
Trägheit und unbegreiflicher Gleichgültigkeit die kaiferliche Armee in Stalion © 
faum glanbhaften Elende. Ungeachtet E.'s unaufhörlicher Schreiben — en 
briefe nah Wien wurden weder Gelder noch Anweifungen, weder Trupß 
fungen noch Remonten nachgeſchickt, während vie franzöfiihen Streittit 
ununterbrodenen Nachſchub täglich mehr anwuchſen. Im Februar 1702 Ki 
Franzofen überdies das Glück, daß Villeroi bei einem Handſtreich E.s 
mona in feindliche Gefangenfchaft gerietb und der Herzog von Se 
Dann von ungmeifelbaft bedeutenden Feldherrn en an die Spitze det 
geftelt wurde. Die beiden Vettern — E.'s und — Mütter waren 
ſtern, Nichten des Kardinals Mazarin — ſchlugen ſich mit wechfelndem # 
glücke im Laufe des Sommers herum. Im Dezember wurde E. nad Wien — 
die Stelle des Hofkriegsrathspräſidenten zu übernehmen. Es war die ba 
daß eine energifche Hand die oberfte Leitung des Heerwefens exgriff. Zu tl 
dringenden Arbeiten, welche €. für Berbeflerung der Finanzen, Berftärtt 
Berpflegung ber Armeen in Italien und Deutichland zu Wien vorfand,/ 
fi auch noch die Gefahren eines nenen Aufftandes in Ungarn unter: * 
Vergebens eilte E. nach Preßburg und unterhandelte perfönlich mit dem IF 
gnügten. Ihre maßloſen Forderungen konnten ſchlüßlich nur mit den — 
beantwortet werden. 
Während biefer Zeit hatten die Heere des Kaifers und feiner 8 
nur geringe Fortſchritte gemacht. Boufflers hielt fi in den Niederlanden 
gegen Marlborougb; Vendome behauptete in Italien ftanbhaft —F 
Starhemberg das Feld. Der nächſte und gefährlichſte Gegner aber, der M 
jedem Wagſtück ſtets bereite Churfürft von Bayern, Mar Emanuel, aM 
1703 mit dem Heere des Marſchalls Billars vereinigt, den Grafen Sm 
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Höchſtadt geichlagen, Augsburg, Regensburg mit dem zitternden Reichstag und 
Paflau weggenommen. Wien lag unbefhügt vor dem ehrgeizigen Fürften, ver fich 
ihon in dem Traume wiegte, die Arone Böhmens mit dem bayerifhen Churhute 
zu vereinen. E. erfannte vie volle Gefahr, welche feinem Kaifer von daher drohte 
und fuchte mit ver Beredtſamkeit der Ueberzeugung dem alternden, zaghaften 
Leopold die Nothwendigkeit zu beweifen, daß mit Hintanfegung aller anderen 
Rüdfihten nnd vor allen übrigen Gegnern zuerft der Churfürft von Bayern ge- 
Ihlagen werben müffe. Zu diefem Behufe müſſe Marlborougb ven Rhein aufwärts 
marſchiren, das Korps des am Oberrhein ftehenden Markgrafen von Baden ver- 
färfen und mit biefem verbunden fi im gemeinfamen Stoße auf Mar Emanuel’s 
Her werfen. Marlborough, mit welchem €. fih in fchriftlihen Verkehr geſetzt 
hatte und deſſen kühnem Geifte der kühne Plan entſprach, führte ihn aud im 
tiefften Geheimniſſe und auf eigene VBerantwortlichkeit aus. Am 22. Juli 1704 
vereinigte er ſich mit Marfgraf Kudınig bei Geislingen, drang rajch gegen Donau- 
wörth vor und ſchug die bayerifchen Truppen nad tapferer Gegenmwehr auf dem 
Schellenberge. Der Churfürſt zog fih nad Augsburg zurüd und erhielt dort am 
4. Auguſt 40 Bataillone und 60 Schwadronen franzöfiiher BVerftärkungen unter 
Marſchall Tallard. E., der vom Rheine ber dieſem gefolgt war, hatte befien 
Bereinigung mit dem Churfürften nicht zu hindern vermodt. So ftieß er nunmehr 
mit feinem Korps zu dem englifhen Feldherrn. Der Marfgraf von Baden, ein 
twefflicher Heerführer, aber etwas bedächtig und umftändlih, ängftlih für feine 
Würde beforgt und fleinlichft eiferfüchtig auf feinen Rang, übernahm vie Belage- 
rung von Ingolftabt. Und nun binverte Nichts mehr das gemeinfame Handeln 
Es und Marlborougbs in einer Mebereinftimmung, von welcher zwifchen zwei 
Feldherrn verbündeter Mächte die Kriegsgefchichte fein ähnliches Beiſpiel aufzu- 
weilen bat. 

Die Schlacht bei Höchſt ädt am 13. Auguft entfchien das Schidfal Mar Ema- 
nuels; im eiliger Flucht verließ er fein Land. Leopold I. befahl noch, Bayern zu be- 
jegen und in feinem Namen zu verwalten, dann ftarb er, am 5. Mai 1705. Ihm folgte 
als deutſcher Kaifer fein Ältefter Sohn, Joſeph I., in Allem ver Gegenfag feines 
Vaters : ein ritterlicher, prunkliebender Fürft von feurigem, durchdringendem Geifte, 
feiner hohen Würde bewußt, aber auch feiner Pflichten als Herrfcher, feingebilvet, 
ehrgeizig, kraftvoll, eine durch und durch warme Natur, deßhalb fromm und duld- 
ſam, aber alle Einmiſchungen der Hierarchie in die weltliche Politit mit ernfter 
Strenge ablehneud. Bis zu feinem leider zu frühen Tode blieb er E.'s unwan- 
delbarer vertranender Freund. Auf feinen Befehl gieng E. 1705 wieder nad) 
Italien, den nenen Bundesgenoſſen Herzog von Savoyen aus der Bedrängniß zu 
erretten, in welche ihn Vendomes fiegreiches Vorbringen gebracht hatte. Aber erft 
im Frübjahre 1706, nachdem Vendome an des bei Ramillies gejchlagenen Bille- 
roi Stelle nad) Belgien beordert worden war, gelang es E. dur ein geniales 
ftrategifches Manvenver Turin zu entjegen und ven Marſchall Marfin aufs 
Hanpt zu ſchlagen. Der Kriegszug in die Provence und der Berfuh, Zoulon zu 
erobern, fcheiterten im Sommer 1707 an den kräftigen Mafregeln des Marſchalls 
Teffe. Auch auf den übrigen Kriegstheatern, in Ungarn, Spanien, am Oberrhein, 
war das Jahr 1707 für den Kaifer nicht glüclich geweien. Das nad dem Tode 
des Markgrafen Ludwig von Baden einer gänzlichen Auflöfung entgegengehende 
Reichäheer am Dberrheine neu zu organifiren, eilte E. im Frühjahr 1708 nad) 
Deutfchland. Nah wenig Wochen konnte er diefes Korps in geordnetem Zuſtande 
dem zum Oberbefehl berufenen Ehurfürften von Hannover übergeben. 
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E. jelbft, von eirigen Reiterregimentern begleitet, zog den Rhein abwärts 
und langte unerwartet bei Marlborough in Brabant an. Bereinigt rüdten nun 
die Beiden gegen das franzöſiſche Heer, welches inzwifhen Brügge und Gent, im 
Einverftändnig mit ven Landesbewohnern beinahe ohne Schwertftreich, beſetzt bat: 
ten. Zerwürfniffe zwiſchen den Oberbefehlshabern, dem hochmüthigen Herzog von 
Bourgogne und dem ftörrifhen Vendome hinderte ein gemeinfames Handeln ver 
feindlichen Streitfräfte. Am 11. Juli 1708 erfämpften E. und Marlborough den 
glänzenden Sieg bei Oudenarde. Vendome bezog eine fefte Stellung bei Brügge; 
E. und Marlborough wandten fih gegen Lille, die Feftung zu belagern, veren 
Kommandant, der greife Marihall Boufflers, am 8. December 1708 nad 
117tägiger ruhmvoller Vertheidigung fapitulirte. Ludwig XIV. und fein He 
zitterten, denn ſchon ftreiften einzelne Neiterabtheilungen der Alliirten bis an ie 
Seine. E. und Marlborough entwarfen bereits für das nächfte Jahr den Plan zı 
einer Operation nad Paris. Als überdies der hartbevrängte Papſt Clemens IL 
Anfangs 1709 Frieden mit dem Kaifer ſchloß und Karl als König von Spann 
anerkannte, begann Ludwig mit den fiegreihen Feldherrn Unterhandlungen. Abe 


die Bedingungen, welche fie ftellten, waren zu demüthigend; entrüftet brach dıt- 


wig ab, und_der Kampf begann aufs Neue. 

E. und Marlborougb nahmen Zournay und belagerten Mons. Diefet jı 
entjegen, rüdte Marſchall Villars heran; am 11. September 1709 kam ei ki 
Malplaquet zur Schlacht, der blutigften des ganzen Krieges. Das franzifik 
Heer wurde zwar gefchlagen, aber fein Berluft an Todten und Verwundeten mu 
beveutend geringer, als jener ver Sieger. Beide Theile waren nun völlig erſchöpft 
neue Friedensverhandlungen wurden zu Gertruydenburg anfangs 1710 eröffnet 
Der ftolze Ludwig bequemte fi, erft den Befigftand von 1649, fpäter auch ned 
die Herausgabe des ganzen Elfaffes anzubieten; fo ſehr war fein Alles bedrohenda 
Uebermuth in den Fundamenten erfhättert worden. Seine Heere waren aufgerieben, 
Frankreichs Grenzen durchbrochen; die Bevölferung des Landes hatte der lany 
jährige Arieg becimirt, Handel und Induſtrie für Jahrzehnte vernichtet. Die 
Aliirten begingen ven Fehler, dieſes vortheilhafte Anerbieten nicht anzunehmen, 
fie fegten maßlofe Forderungen dagegen. In dem kurzen Zeitraum von breieht 
Jahren ließ das deutfche Reich zweimal die Gelegenheit vorübergehen, Straßburg 
wieder zu gewinnen, im Ryswicker Frieden aus ferviler Unterwürfigfeit für di 
Intereffen des Haufes Habsburg im Breisgau, zu Gertruydenburg aus Unter: 
ſchätzung der feindlichen und Ueberſchätzung der eigenen Kraft. 

Der Kongreß zu Gertruydenburg löfte fi im September 1710 wieder aul, 
€. und Marlborougb begannen wieder gegen Billars ihre Operationen — N 
gelangten in England plöglih die Toried ans Ruder des Staates, Der Staat® 
jelretär Viscount Bolingbrofe begann nun feinerfeits mit Ludwig zu unterhanbeln 
Unglüdlicherweife ftarb wenige Monate fpäter Joſeph I. und durch beffen Ter 
fiel die gefammte öſterreichiſche Monarhie an den fpanifchen Kronprätenbenten, 
Erzherzog Karl. Die Bereinigung beider Kronen auf einem Haupte hätte bem 
Haufe Habsburg ein Europa erbrüdendes Uebergewicht verliehen. Dies trieb Eng 
land um fo mehr zum Frieden, ungeachtet E.'s perſönlicher Bemühungen in Fon 
bon. Der Kongreß zu Utrecht wurde eröffnet 1712; die englifchen Truppen er 
hielten ven Befehl, die Feinpfeligfeiten einzuftellen. Trog diefer ungünftigen Ber 
bältniffe drang der neue Kaifer Karl VI. — eigenfinnig und beſchränkt, wie fein 
Bater — unaufhörlih in E., gegen Villars vorzurüden. E. gehordte und wurd 
im Juli 1712 bei Denain geſchlagen und zum Rüdzug gezwungen. Im Frühjahr 
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‘ 1713 fchloffen England, die Generalftaaten, dann Portugal, Savoyen und Preu- 
Ben zu Utrecht Frieden mit Ludwig XIV. Nunmehr ohne alle Bundesgenoffen 
fonnte au der Kaifer damit nicht länger mehr zögern. E. und Billars, bie oft- 
maligen Gegner, unterzeichneten ben Frieden zu Naftatt am 6. März 1714, 
Mit Recht konnte Villars nad dem Abſchluſſe des Friedens zu E. fagen: „Wir 
find Freunde; ihre Feinde find in Wien, die meinigen in Berfailles." — Im 
September deſſelben Jahres wurde diefer Friede zu Baden auch auf das deutſche 
Reich ausgedehnt unter Zugrundelegung des Befigftandes vom Ryswider Frieden. 
Dies war das ganze Ergebniß des 13jährigen ſchrecklichen Krieges. 

Noch einmal follte E.'s Siegerruhm nah der Verdunkelung der legten Un- 
glädsjahre glänzend wieder aufflammen. Nach zwanzigmonatlihem Frieden, während 
deffen er fi zu Wien der Orbnung des Heerwefens, der Hebung der Finanzen, 
ber inneren Verwaltung des durch neuen Zuwachs beträchtlich vergrößerten Defter- 
reichs mit angeftrengtefter Thätigfeit widmete, rief ihn abermals ein Krieg mit 
der Pforte an die Spike des Heeres in Ungarn. Am 5. Aug. 1716 erfoht €. 
vor Peterwardein unter ven ungünftigften Verhältniffen einen glänzenden Sieg. 
Die Eroberung von Temesvar, deſſen Beſitz die Pforte feit 164 Jahren behauptet 
hatte, war die Folge der gewonnenen Schlacht. Aufgelöft flohen die Ianitfcharen 
und Spahis über die Save zurüd, die Kaiferlihen bezogen ausgedehnte Winter: 
quartiere im Banate. 

Die Pforte machte unerhörte Anftrengungen für den nächften Feldzug. Aber 

andy von Seite der dhriftliden Mächte wurde Alles aufgeboten, das Heer zu 
verftärfen. Freiwillige ftrömten aus allen Ländern Europa's herbei, gegen ven 
Erbfeind der Chriftenheit unter dem flegreihen E. zu kämpfen. Der mit dem 
Kaifer wieder verfühnte Churfürft von Bayern fchicte feine beiden älteften Prin- 
zen und ein auserlefenes Korps von 6000 Mann. Mit 60 Bataillonen und 200 
Schwadronen zog E. Anfangs Juni über die Donau vor Belgrad. Ende Juli 
begannen die Kaiferlihen die Feftung zu befchießen, deren Befagung aus mehr 
denn 30,000 Janitfcharen beftand. Der Großvezir Ali rüdte indeß mit einem 
Deere von 200,000 Mann zum Entfage herbei. In den erften Tagen des Au— 
guftes umringten die Türken E.'s Lager. So fah ſich verfelbe nunmehr in feinen 
Linien felbft belagert. Zudem brad die Ruhr in feinem Heere aus und forderte 
täglich zahlreiche Opfer. Ungeachtet feiner unvortheilhaften Stellung und der mehr 
ala dreifachen Uebermacht des Feindes entſchloß fih E., auf die Tapferkeit feiner 
Truppen vertrauend, zur Schlacht. Am 16. Auguft fand fie ftatt und endete mit 
einer gänzlichen Niederlage des Großveziers. Am 18. fapitulirte Belgrad. Der 
Friede von Bafjarowig, 12. Juli 1718, war ber rühmlichfte und vortheilhaftefte, 
den Defterreih jemals mit der Pforte geſchloſſen. Hammer-Purgftall nennt ihn 
ein leuchtendes Ehrenmal von E.'s Ruhm durch Schwert und Feder. 

Der Sieg bei Belgrad war E.’8 letzter. Bon da an widmete er ſich mit 

Eifer den Geſchäften des Friedens, und fomweit ihm freie Zeit blieb, ven Künften 
und Wiffenichaften. Zahlreiche Intriguen und Kabalen verbitterten ihm jedoch bie 
legten Jahre feines Lebens. Pfaffen und Höflinge, Generale und Minifter wußten 
nach einander den ſchwachen Kaifer Karl gegen ihn einzunehmen. Unbefümmert 
um al’ diefes Treiben, ging der große Mann feinen geraden Weg fort. Mit 
ſcharfem Geifte erfannte er feine Zeit und die neue Weltftellung Defterreichs. Die 
Gründung der oftindifhen Kompagnie in Oftende 1722 ift einzig und allein fein 
Werl. Daß Kaifer Karl diefelbe wenige Jahre nachher wieder aufhob, um Eng- 
land und Holland für die pragmatifche Sanktion zu gewinnen, gefhah nur gegen 
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E.’8 heftigen Widerſpruch. In richtiger Würbigung der politifhen Verhäliniſſe 


bemerkte er damals, daß 200,000 Bajonette und ein gefüllter Schatz befiere Dürg- 
ſchaft gewährten als eine Million Pergamente. Nachdrücklichſt ſprach ſich E. gegen 
die Einmifhung des Kaifers in die polnifhe Königswahl 1733 aus. Der hiedurch 
entftehende Krieg mit Frankreich rief den 71jährigen Feldherrn nod einmal an 
die Spige eines Heeres. Die Jahre 1734 und 1785 verliefen ohme- erhebliche 
Waffenthaten, wenn auch Friedrich der Große, der fi damals mit feinem Vater 
in E.'s Hauptquartier befand, deſſen letzten Feldzug am Rhein als ein Meifte- 


ſtück aus der hohen Schule ver Politit und Kriegsfunft bezeichnet. Der Wien 


Friede endigte diefen Krieg; deſſen Entwurf war E.s letztes Wert. 

Am 21. April 1736 wurde er, vom Schlage gerührt, tobt im feinem Bat 
efunden, Mit dem prachtvollen Geremoniell und ben reihen Ehren, wie fie einem 
rinzen des Kaiferhaufes zu Theil werben, ließ ihn der Kaifer im Stephansten 

beftatten. 

€. von Savohyen ift Defterreich® größter Feldherr. Er unternahm gem ie 
Kühnfte, aber nie Etwas, deſſen Ausführung feine Kräfte überftieg. Daß er bie, 
fowie jene feiner Gegner ftets richtig zu ſchätzen nnd zu erkennen wußte, fefjelte der 
Sieg dauernd an feine Fahnen und fiherte ihm feine Stelle unter dem beta 
tendften Heerführern aller Jahrhunderte. Mit prüfendem Scarfblid entwarf |. 
feine Pläne, mit ruhiger Ueberlegung und unbeugfamer Feftigkeit führte er ir 
aus, mit kalter Zähigkeit verfolgte er die erfodhtenen Vortheile. Wenn aud har 
fam mit feinem Lobe und unerbittlih ftreng, wenn es Noth that, war E. in 
höchſten Grade unparteiifh und belohnte nur das mahre Verdienſt; er fcent 
feine Truppen und forgte für fie. Der gemeine Soldat liebte ihn wie einen Bate 
und hielt fi unter feiner Führung für unüberwindlich. 

Aber nicht als Heerführer allein glänzt E., eben fo groß war er als Ber 
walter feiner Armeen. Ihm gebührt das zu wenig anerkannte Verdienſt, die Ber 
pflegung des faiferlichen Heerweſens in jenen geregelten Gang gebracht zu haben, 
worauf die Schlagfertigkeit einer Armee beruht. Wer in E.'s wmilitärifcher Kome 
ſpondenz — herausgegeben von F. Heller — deſſen Berichte an den Kaifer, den 
Hoftkriegsrath ꝛc. zu leſen Gelegenheit findet, wird dem großen Manne feine Be 
wunberung nicht verfagen, ſich aber auch dann erft eine Vorftellung bilden fünnen 
von ber neibifchen Selbſtſucht und dem böswilligen Stumpffinn, welche feine regt 
Thatfraft unaufhörlic zu lähmen fuchten. 

Eine der glänzendften Seiten dieſes glänzenden Lebens bleibt aber ftets €. 
Verhältniß zu Marlborough. Beide ſchienen von der Natur geſchaffen, fid 
gegenfeitig ergänzen zu follen. Jeder von ihnen befaß, was dem andern fehlte: 
Beiden gemein war das Genie und das Glüd. Marlborougb, eine zugleich ſchöne 
und würbevolle Erſcheinung, begabt mit vollendeter Gewandtheit in Rebe um 
Schrift, vom fehrantenlofeften Ehrgeize befeelt, verwegen bis zur Unbefonmenheit, 
gewiſſenlos jeves Mittel anwendend, wenn es nur zum Ziele führte; E. dagegen 
äußerlich unfcheinbar und ohne Würde, mit fteifen faft pebantifchen Formen, ver 
legen in ver Rebe, hart und ceremonids in der Schrift, aber in al’ feinem Thun 
gewiffenhaft genau bis zur Aengftlichkeit, ausdauernd und zäh, fein Ziel Har und 
unverrüdt im Auge baltend, unerfchütterlid, unermüdlich. Kein häßlicher Zug be 
fledt E.'s Charakter, während egoiftiihe Ruhmfucht, unerfättliche Geldgier und 
politifche Grunpfaglofigfeit das Bild des berühmten englifchen Feldherrn und 
Staatsmannes verzerren und entftellen. In ausdauernder Anhänglichkeit unterhielt 
E. mit Marlborough auch nad) deſſem unerwarteten und jähen Sturze einen freund 
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ichaftlichen Briefmechfel. Aber auch mit Leibnig, Ludwig von Baden, Montesquieu, 
Billard und andern bedeutenden Zeitgenoffen ftand E. bis ans Lebensende in 
brieflihem Bertehr. 

Berbheirathet war er niemals, aber mehr als freundfchaftliche Beziehungen 
verbanden ihn eine Reihe von Jahren bindurd mit der geiftreihen Gräfin Eleonere 
Strattmann-Batthyany. 

Bas E. in feinem langen, thaten- und ehrenreihen Leben geleiftet, leiftete 
er nur bem Staate; an den eigenen Vortheil hat er niemals gedacht. „Defterreich 
über Alles!” war fein Wahlfprud. Drei Kaifern bat er gevient; fein Verhältniß 
zu ihnen, wie ihre Charaktere bezeichnete er fharf und richtig, wenn er fagt: 
„Leopold I. war mein Bater, Joſeph I. mein brüderliher Freund, Karl VI. mein 
geftrenger Herr." 

Im Gedächtniß von Defterreihs Heer wird E38 Namen für immer mit 
gleicher Friſche fortleben. Das Dragonerregiment, zu deffen Oberftinhaber er im 
Jahre 1683 ernannt wurde, führt feinen Namen noch heute und foll ihn auf 
ewige Zeiten fortführen. Das deutſche Bolt, deſſen damals gefährlichfte Feinde, 
Ludwig XIV. und ven Halbmond, E.'s Heldenarm befiegte, bewahrt ihm ebenfalls 
ein danfbares Angedenken. Alt nnd jung, vornehm und niedrig fingen noch immer 
das Boltslied : Prinz Eugenius, ver edle Ritter. 

Literatur. Außer der oben angeführten militärifchen Korreſpondenz von 
5. Heller, Wien, Gerold 1848, zwei Bände, welche leider nur bis Ende Auguft 
1705 reicht, ift noch zu nennen: Hormayr's öfterreichifcher Plutarch IH. Band. 
Histoire du prince Eugöne, 5 vol. Amsterdam 1750. Mailaths Gefchichte Un- 
garns, und verjchiedene Jahrgänge der öſterreichiſchen Militärzeitihrift, endlich eine 
kleine aber gut gefchriebene Monographie : Prinz Eugen von Savoyen von J. 9. 
Hennes, Mainz 1856. Soeben wirb der erfte, bis 1707 reichende Banb von 
Ar. Arneth's „Prinz Eugen von Savoyen“ (Wien 1858) angekündigt, — 
Kauslers Leben des Prinzen Eugen von Savoyen, Freiburg im Breisgau 1839, 
2 Bände, ift ohne Zweifel ein fehr jhägbares mit lobenswürdigem Fleiße und 
größter Gewiflenhaftigkeit verfaßtes Werk, verbient aber in vieler Beziehung 
wenig Glaubwürdigkeit, da es ſich hauptfählih auf die von Sartori heraus— 
gegebenen „hinterlafienen Schriften des Prinzen Eugen von Savoyen” (Stuttgart 
und Zübingen 1811—1821 in 7 Abth.) fügt. Durch die mehrmals erwähnte 
Militärifche Rortefponvdenz von F. Heller ift nämlid bis zur Evidenz nachgewieſen, 
daß die von Sartori herausgegebenen 584 angeblichen Briefe des Prinzen Eugen 
ſaänuntlich falih und nachgeahmt find. Freiherr von Hormayr und andere Gelehrte 
hatten fhon früher gegründete Zweifel gegen die Wechtheit dieſes Machwerks 
erhoben. L. Hörmann. 


Europa. 


Schon von alter Zeit her ift Europa als ein einheitliher geographifcher 
Begriff anerkannt. Zu einem politifhen Begriffe aber wird Europa erft all- 
mählig in unferer Zeit, feitbem eine gemeinfame Civilifation die europäiſchen 
Völker einigt und die Weltpolitif ihnen gemeinfame Aufgaben ftellt. Diefe euro: 
päifche Gemeinjhaft in ihrem: Gründen und in ihrer Entwidlung umfaſſend bar: 
zuftellen, ift innerhalb der engen Örenzen eines einzelnen Artitels nicht möglich. 
Wir müſſen uns daher darauf befchränfen, einige bauptfächlich ftatiftiiche Angaben 
hier aufzunehmen, welche" ald Grundlage weiterer dem Leſer zu überlaffender Er: 
wägungen dienen fünnen. 
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I. Geographiſches. Der Flähenraum Europas nimmt nicht einmal 8 
Procent der feften Erboberfläche ein, während auf Aften 32, auf Amerifa übe 
30 und auf Afrika über 22 Procent fallen. Aber fo Hein die räumliche Aus- 
dehnung ift, mit 180,288 Duabratmeilen, fo zeigt doch bie reiche Gliederung 
feines Innern und die mannigfaltigfte Ausbildung feiner Küften, daß dieſer Heine 
MWelttheil von der Natur darauf angelegt fei, die hervorragendſte Stellung in ver 
Leitung der irdiſchen Gefchichte zu übernehmen. Die Küften Europas werben auf 
4300 Meilen ohne die Infeln. gerechnet, während auf Alien und Amerika, deren 


Flähenraum viermal größer ift als ber europätfche, nur 7700 und 9400 Meilen 


Küfte gezählt werben. Der Bau der zahlreihen und hiſtoriſch höchſt bedeutſamen 
Halbinfeln im Süden und Weften von Europa und bie Tage der britifchen Ju— 
feln erhöht diefe Vorzüge in erheblihem Grabe, und regt den Unternehmungt- 
geift der europätfchen Küftenbewohner unaufhörlich an. 

Nicht minder reich find die Stromgebiete Europas und auf das glüdlidk 
mit den Meeren verbunden. Die vielen und großen Städte an diefen Ströma 
veranfhaulihen ihre Bedeutung lebhaft. In allen biefen Beziehungen ift abe 
wieder der Süden und Welten von Europa vor dem Norden und Oſten bever- 
zugt. Die letsteren viel weniger entwidelten Theile find mit Afien verbunden, die 
erftern dem Mittelmeer und dem atlantifhen Dcean zugewenbet. An ven reih 
gegliederten Küften bes mittelländifhen Meeres nahm die europäifche Geſchict 
ihren Anfang und wurben die erften großen Fortſchritte europäiſcher Civilifatie 
gemacht. Nachdem die griechiſche Halbinfel vorausgegangen, verſuchte Rom ver 
der italifhen aus die Weltherrfhaft zu begründen. Seitvem ift Europa fell 
größer geworden und das europäifche Leben, nit mehr in den engen Rahme 
der Küften eines Binnenmeeres eingefchloffen, wendet fih von den Ufern be 
Oeceans aus nad allen Küften aller Welttheile, 

Nächſt den Küften find für die politiihe Entwidlung die Gebirge von 
größter Bedeutung. Wie auf dem Meer lernt auch im Gebirg der Menſch fein 
Kräfte kennen und üben, und während fein Gemiüth im Anblid der großen Natur 
gehoben wird, gewinnt fein Geift an Gelbftftändigfeit und Freiheit. 
gleich fördert das Gebirg die Stärke und Feftigfeit des Charakters und ergänzt 
jo in ruhiger Weife die Beweglichkeit des Küftenlebens. Der Süden und zum 
Theil die Mitte Europas ift nun wieder auf's reichfte durch Gebirgserhebungen 
gegliedert und von da aus nehmen zugleich die großen Flüffe ihren Urfprung. 

Eben fo günftig find die Himatifchen Berhältniffe. Zwifchen dem 36. und 
72.0 ver nörblihen Breite gelegen, ift Europa der einzige Welttheil, der fat 
ganz innerhalb der gemäßigten Zone liegt, und hinwieder find innerhalb Europa? 
die weftlihen und füolichen Theile günftiger bedacht als die norböftlichen. In jemen 
mit dem Meere in näherer Verbindung ftehenden Ländern find die Gegenfäge der 
höchſten Wärme und Kälte glüdlich gemilvert, in diefen mehr Eontinentalen Re: 
hen find dieſe Gegenfäge jhroffer und dauernder. Sogar die Unregelmäßigfeit 
der Nieverfchläge von Regen und Schnee im Gegenſatz zu der gleichmäßigen 
Trodenheit oder Näffe in andern Welttheilen und die Veränderlichkeit der plöglid 
wechfelnden Windſtrömungen in Europa im Unterſchied zu den regelmäßigen Paflat- 
winden der heißen Zone feinen wieder dazu beftimmt, das europäifche Leben 
auf das mannigfaltigfte anzuregen. 

I. Bevölkerung. Die gegenwärtige Bevölkerung Europas wird von Rede 
auf 266, von Berghaus auf 296 Millionen geſchätzt; fie ift beinahe bmal ſe 
groß als die afrifanifche Bevölkerung mit 46 Millionen und faft 5mal fo zahl 
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reich als bie amerifanifhe mit 56 Millionen, und beträgt mehr als 'ein Drittheil 
ber Bevölkerung des 8mal größeren Afien mit 763 Millionen. In Weftenropa 
ift der Durchſchnitt der Bevölkerung meiftens 2000 Seelen auf die Quadratmeile; 
nur im Oſten (ruffifhes Reich) vermindert fie fi) etwa auf 600 Seelen. Als 
große Anotenpunkte der Bevölkerung haben wir 39 europätfhe Städte mit mehr 
als 100,000 Einwohnern, und zwei Hauptftänte mit einer Bevölkerung über eine, 
die eine berjelben fogar über zwei Millionen. Auch in viefer Beziehung übertrifft 
bie ftäbtiiche Aultur des Weftens wieder bei weiten die des Oſtens von Europa, 

Der Abſtammung nad gehört faft die ganze europätfhe Bevölkerung zu der 
arifhen (indogermanifhen) Bölferfamiliee Zu der femitifhen Familie gehören 
nur etwa dritthalb Millionen, meiftens Juden, die aber bei ihrer äußeren Zer— 
fireuung und innern Berbindung und um ihrer Gefchäftsgewandtheit willen eine 
viel größere Bedeutung haben, ald aus dem Zahlenverhältnig zu fchließen ift. Zu 
den nichtarifchen Völkern gehören ferner ebenfall ungefähr 21/, Millionen Turko— 
tartaren in der europäifchen Türkei, etwa 6 Millionen Ungarn, die indeffen an 
der politifhen Eivilifation der arifhen Völker ihren Antheil haben, und etwas 
über 2 Millionen Finnen im Norden, 

Die ariſch-europäiſchen Völker zerfallen wieder in drei Hauptmaffen: 1) vie 
romanifhen, 2) die germanifhen, 3) die flavifhen Bölfer, und unter 
dieſen find offenbar die romanifhen und germanifhen ſammt ihren Mifchungen 
die Hiftorifch entfcheidenden. Der Süden und Weiten Europas gehört ihnen an. 
Im Oſten breitet ſich die flavifhe Maffe aus. Die in älterer Zeit ebenfalls große 
und weit ausgevehnte keltiſche Bölferfamilie bat faft nur als Stoff gedient für 
die romanifche und germanlſche Givilifation und Staatenbildung, - und hat, ob- 
wohl auch jegt noch über 12 Millionen Europäer in feltifcher Sprache reben, 
doch nirgends einen felbftftändigen Keltenftaat in Europa behaupten können. Die 
Romanen nehmen die ſüdlichen Halbinfeln von Europa ein; urfprünglid war 
Italien der Hauptfig ihrer Kultur und ihrer Macht, gegenwärtig finden fie in 
Italien nur nod einen religiöfen Centralpunkt, in allen übrigen Beziehungen ift 
Frankreich der romanifhe Hauptftaat und Paris wichtiger als Rom geworden. An 
Bevölkerungszahl bilden fie den ftärfften Beftandtheil der europätfchen Bevölkerung, 
ungefähr 82 Millionen. Auf etwa 70 Millionen werden die germanifhen Völker 
gefhägt. Ste nehmen vorzugsweife die Mitte Europas, die britifche Halbinfel 
und den flandinavifhen Norden ein. Im Mittelalter waren die Deutfhen das 
mächtigfte Volk in Europa, heutzutage haben die Engländer fih die größte Welt- 
macht erworben. (Bgl. Artikel: Germanifche und romanische Völker.) Während bie 
Germanen und Romanen in verfhiedene Staaten getheilt find, giebt es gegen- 
wärtig nur Ein großes Slavenre ich, im Often Europas ausgebreitet, ſeitdem ber 
frühere Dualismus der Polen und ver Ruſſen in der neuen Einheit aufgelöft 
worden ift. Die übrigen flavifhen Bölterfhaften find in die germanifchen Reiche, 
vorzüglich in Defterreih, weniger in Preußen eingefügt, und nur im Süden, 
vorzüglih in Serbien, zeigen fi Berfuche einer neuen jlavifhen Staatenbildung. 

Wenn indeffen bie europäifhen Völker fo nah Raffen und Nationen unter- 
fhieden werben, fo darf man ſich diefe Gegenfäge nicht rein vorftellen. Sie find 
alenthalben durch Mifchungen theils getrübt, theild verbunden. Bei allen ethno- 
graphifhen Unterfuhungen nämlich find drei Hauptmomente zu erwägen: bie 
phyſiſche Abftammung, das Blut, ald das erfte und zunächft entſcheidende, fo- 
dann die Fortbilbung und Umwandlung durch die Sprache und das Redt. 
Die Fortpflanzung des Blutes erhält den natürlichen Zufammenhang, der Fort- 
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ſchritt der Eivilifation in Sprache und Recht bringt Umgeftaltungen aud in den 
Nationen hervor. Nicht immer treffen die Gemeinfchaft des Blutes, der Sprade 
und des Rechts zufammen, häufig trennen und durchkreuzen fie ſich und hinwieder 
treten mannigfaltige Mifchungen ein, welde neue Modifikationen hervorbringen. 
So wird mit der Zeit die Blutsgemeinfhaft vergefien, wenn vie Sprade bie 
Brüder Eines Stammes trennt oder die Verfaffung und Rechtsbildung fie eni- 
frembet. Die romanifhen Franken haben fid) fo von den germanifchen Franlen, 
als Franzoſen von den Deutſchen gefchieven, und fogar die deutfchen Schweiger 
oder Elſäſſer theilweife von den ſprachverwandten Deutſchen als Ausländer unt 
Fremde ſich getrennt. Ebenſo wachſen allmählig einander fremde Nationen durd bie 
Sprache oder felbft durch das Recht zu Einem Volk zufammen. So find keltiſche 
Gallier, römiſche Koloniften und germanifche Eroberer zu dem Einen Boll ve 
romanifchen Sranzofen zuſammengewachſen; fo ift in England die britifche halbrem: 
nifirte Urbevölferung mit den angelfächfifhen Einwanberern und dem normannide 
Lehensgefolge zu dem Einen Bolf der germanifchen Engländer verbunden worte; 
jo aber find au die noch in Blut und Sprache getrennten Walifer, Gälen, Ju 
durch die Stantsverfaffung zu Engländern, Bretonen und Basten zu franzofen, 
Gehen, Moraver, Kroaten, Ruthenen u. ſ. f. zu Defterreichern geworden. & 
lange dieſe Abänderungs- und Mifhungsverhältniffe nicht mitberücjichtigt werden, 
find feine richtigen Schlüffe über ven Charakter und die eigenthümliche Art kr 
Völker möglich. 

Gerade die beveutendften europätfhen Völker haben derartige Mifchungen m 
Veränderungen am meiften erfahren. Wir laffen es vahingeftellt fein, ob urjprün 
(id) der Süden Europas eine fhwarze, der Norden eine gelbe finnifche Vevk 
terung gehabt habe, über welche fih dann erft kaulaſiſche Völker verbreitet m 


welche fie theils durch Mifhung umgewandelt, theils verbrängt haben. Wire 


innern nur beiläufig an die biftorifch befannteren Mifchungen ver Hellenen mi 


ven Urbewohnern von Griechenland und an das Bölferfonglomerat in Italim, 


welches in der römifhen Nationalität eine neue Einheit fand. Aber ganz offen 
find in den heutigen Bölfern vergleihen Mifhungen überall nachzuweiſen. Di 


romanifchen Völker find alle aus Mifchungen verſchiedener Nationalelemente en! 
ftanden und unter ben germanifchen Völkern ift das Engliſche in den höhe 
Schichten fo ſtark mit romaniſchen und in den untern fo breit mit keltiſchen El- 
menten gemifht, daß man fogar die Zmeifel derer begreift, welche Bedenken 
haben, es ohne weiters der germanifhen Bölferfamilie beizuzählen. Auch tet 
deutfche Blut hat erhebliche Zuflüffe von feltiihem, romaniſchem und vorzüglid 
von flavifhem Blut empfangen, jenes mehr im Weften und Süden, dieſes mehr 


im Norden und Dften. Was aber die Slaven wieder für Mifchungen fogar mit 


finnifchen, tartarifhen, mongolifhen Raffen im Lauf der Jahrhunderte erfahren 
haben, läßt fich cher vermuthen, als genauer nachweifen. In allen diefen Mifhung* 
fällen kommt es darauf am, zu ermitteln, welches der verfchiedenen Elemente den 
neuen Bolt, fei es in Charakter oder Geift, das entjcheidende Gepräge verliehen 
babe: und darnad) find dann die Mifchvölfer der einen oder der andern Voͤller⸗ 
familie zuzuſchreiben; die andern Elemente haben dann nur die Bedeutung don 
untergeorbneten Beftandtheilen, melde Mopifitationen hervorbringen und Ueber 
gänge vermitteln. 

Im großen Zufammenhang der Gefchichte betrachtet, darf man wohl ben 
Grundcharakter der heutigen europäifchen Bevölkerung romano=germanifc beißen, 


in ähnlicher Weife wie wir die Civiliſation des alt-römifhen Weltreiches ala gräce" 
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romaniſch bezeichnen. Auf der Verbindung jener beiden verwandten Völfer, die 
ſich wechjeljeitig ergänzen und durch ihren Wetteifer fteigern, beruht wohl aud 
alle Zukunft Europas und jeder große Fortſchritt der Civilifation in der Welt. 
Wie fie feit anderthalb Iahrtanfenden in Europa herrſcht, fo herrſcht fie auch in 
Amerika feitvem dieſer Welttheil angefangen hat, an ver Weltgefchichte Theil zu 
nehmen. Der romanifche Beftandtheil erjcheint und wichtiger, wenn wir auf bie 
Bergangenheit fehen, veren Kultur er zunächſt hervorgebracht und überliefert hat, 
der germaniſche mächtiger, wenn wir auf die noch frifche Energie feines Charal- 
ters achten, der nod große Dinge aud in ber Zukunft vorhat. Neben dieſen bei- 
den Elementen zeigt ſich fein brittes, das wir ald ebenbürtig und ebenfo bedeutend 
anerfennen könnten, und wir wüßten aud nicht, woher ein neues nod kommen 
ſollte. Ale andern Völker können wohl einiges beitragen zu biefer Gefammtent- 
widlung; aber fie werben von den romano-germanifchen doch mehr zu empfangen 
als ihmen zu geben haben. 

III. Religion. In religiöfer Beziehung befennt fi faft ganz Europa zum 
Chriftentbum, Nur ein ganz geringer und allmählig verſchwindender Bruchtheil 
‚der europäiſchen Bevölkerung, nicht viel über eine halbe Million Seelen, vor- 
züglich im ruffifhen Reiche, hält noch am ven alten nationalen heidniſchen Ge— 
bräuchen feſt, hat aber für das europälfche Kulturleben keine Bedeutung. Die 
mofaifhe Religion ift ausjchlieklih auf ven femitifhen Stamm ver Juden be- 
ſchränkt und hat keinerlei Ausficht, ſich auszudehnen. In der Türkei und in Ruß— 
land hat der Islam noch einige Verbreitung; die mohammedaniſche Bevöl— 
ferung wird auf etwas über 5 Millionen berechnet, ift aber augenfcheinlich feit 
einem Jahrhunderte in der Abnahme begriffen und nähert fi in.ihren öffentlichen 
Einrihtungen und Anfhauungen den Chriften. Auch in diefer Beziehung ift das 
eigentliche romano-germanifhe Europa faft ganz frei von jenen nichtschriftlichen 
Religionen, wird aber daneben theilweife von philofophifhen Weltanfhauungen 
bewegt, welche ihren Frieden mit dem Chriftenthum noch nicht abgeſchloſſen haben. 
(Bgl. den Art. Chriftenthum.) 

Die europäiſchen Chriften zerfallen aber hinwieder mit Rüdficht auf verfchie- 
venes Bekenntniß und Kirhenverfaffung in drei große Gruppen. Faſt ausſchließlich 
dem Dften und Süpoften gehört die griehifche Konfeffion an, welder vorzugs- 
weile die flavifchen Völker huldigen. Sie zählt beinahe 67 Millionen (in Ruß— 
land allein über 50 Millionen, in der Türkei etwas über 10 Millionen) Belenner, 
und umfaßt ungefähr %/, ver europäifhen Gejammtbevölferung, freilich den am 
wenigften in der Civilifation fortgefchrittenen Theil derfelben. Sie ift die rufftfche 
Staatsreligion und ihr Proteftorat ift ein hergebrachter Grundſatz der ruſſiſchen 
Bolitit. Nicht ohne Anftrengung können die Türkei und ſelbſt Defterreih mit Be- 
zug auf die religiöfen Sympathieen und Antipathieen ihrer griechiſchen Bevölkerung 
die ruffiihen Einflüffe abweifen; fie können es nur dann mit ficherm Erfolge, 
wenn fie jelber möglihft wenig religiöſe Politik treiben und bie modernen 
Eivilifationselemente aud in der Bevölkerung fördern, und dadurch biefelbe für 
ihre eigene Politit zu gewinnen verftehen. 

Am weiteften verbreitet ift die römiſch-katholiſche Kirche. Sie umfaßt 
beinahe 134 Millionen, alfo ungefähr die Hälfte der europäifchen Gefammtbevöl- 
tung. Sie kann vorzugsmeife als die Religion der romanifhen Völker be- 
trachtet Werden; denn in den romanifhen ändern (in den italienifchen Staaten, 
in Spanien, Portugal und in Frankreich) ift der Katholicismus entweder aus- 
ſchließlich anerfannte Staatsreligion oder wird doch von ber weit überwiegenden 
Mehrheit der Bevölterung befannt. In diefer kirchlichen Beziehung ift Rom noch 
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heute die Hauptftabt der katholiſchen Chriftenheit. Ueberdem hat die fathollike 
Religion aud unter der germanifchen Bevölkerung noch eine fefte und audgebrei- 
tete Wirkſamkeit. Beinahe 5/, der öſterreichiſchen Geſammtbevölkerung und nahezu 
die Hälfte der deutſchen Bölter befennen fi zu ihr. Wie an Zahl der Benil: 
ferung und an Autorität der frühern Jahrhunderte, fo ift die katholische Kirche 
durd ihre großartige, die verſchiedenen Nationen zufammenfaffende Organifation 
ben verſchiedenen proteftantifhen und evangelifhen Kirchen überlegen. Aber bin 
wieder haben dieſe den großen Borzug, daß fie mefentlih ein Erzeugniß ver 
germanifhen Vertiefung und Denffreiheit zugleih find und daher auch leichte 


mit der Bewegung ber fortfchreitenden Gefchichte fi) befreunden. In var 


germanifhen Bevölkerung Europas hat der Broteftantismus (das Wort im 
weiteften Sinne gefaßt) immerhin ein fo entfchievenes Uebergewicht, daß aus vieler 
Thatfahe ver Schluß gezogen werben muß, die Germanen finden in der ältem 
fatholiihen Kirche, wie fle aus dem Mittelalter überliefert worden, feine be 
reichende Befriedigung und bebürfen einer freieren Darftellung auch des religiäie 
Lebens. Beinahe 60 Millionen Europäer befennen ſich zu der neueren Geftaltun, 
und unter biefen über 24 Millionen Deutihe, etwa 20 Millionen Englänte 
und zwar ber politifh entſcheidende Theil der engliihen Bevölkerung, und dt 
ganze jkandinavifhe Norden. Außerdem haben doch aud Frankreich, Defterrid 
und Rußland anfehnliche Bruchtheile von proteftantifcher Bevölkerung im fid. 
Diefes Verhältnig erhält dadurch noch ein größeres Gewicht, daß das mächtig 
Bolf Amerifa’8 wieder ein vorzugsweife proteftantifches Gepräge hat. 

IV. Kultur. Durch zwei Dinge vorzüglich zeichnet fich die europäiſch 
Wiſſenſchaft und Literatur vor jeder aftatifchen aus, einmal durch ihre Vielſeiti 
feit und fodann durch ihre energifche Geiftesfreiheit. Die romanifche und die ger 
manifche Literatur haben fich alle Geiftesfhäte aller Völker und aller Zeiten ange 
eignet, und theilen dieſe Schäge hinwieder mit ihren eigenen Geifteserrungenfcafte 
der ganzen gebildeten Welt mit. In diefer Beziehung find die Romanen miete 
vorausgegangen, und lange Zeit war die lateinifhe Sprache die gebildete Welt 
ſprache. Er ihrer vollen freiheit ift aber die europäiſche Wiſſenſchaft erft gelangt, 
feitvem die Germanen diefelbe von der firhlichen Bevormundung emancipirt haben. 

Für die allgemeine Kulturverbreitung in Europa geben vie ftatiftifchen An: 
gaben über die Schulanftalten Zeugniß. In mehreren europäifchen Staaten if 
der Grundſatz, daß alle Kinder die erforberlihe Schulbildung erhalten follen, be 











reits durchgeführt, fo voraus in den beutfhen Staaten und in der Schweiz, me | 
durchſchnittlich auf 6—7 Seelen ein Schulkind gerechnet wird; in andern Staaten, 
wie in Frankreih, in England und in ven nichtdeutfchen Ländern von Defter 
rei, hat man fich doch dieſem Princip fehr angenähert und es fteht aud bie | 


die Durchführung deſſelben in Ausficht. Zurück fteht vorzüglich noch der romani- 
{che und erfiufiv-fatholifhe Süden und der ſlaviſche und griechiſche Oſten. Bir 
die Volksſchule in den höher civilifirten romano-germanifhen Ländern in der That 
fi über alles Volk ausdehnt, und im der ärmften Hütte ihre Lichter anzündet, 
fo find viefelben Staaten aud an höheren und oberften Rehranftalten fehr reid. 
Man zählt ungefähr 100 Univerfitäten mit mehr als 100,000 Studenten. Shen 
wenn die’ Zahlen in Betradht kommen, mehr aber noch, wenn ber wiſſenſchaftliche 
Geiſt gefhägt wird, nimmt Deutſchland mit feinen 21 Univerfitäten hier bie 
erfte Stelle ein. 

V. Handel. Um einen Begriff zu geben von ver riefenhaften Bewegung 
bes europäifchen Handels, wollen wir vorerft aus v. Redens ftatiftifcher Ueber 
fiht (Deutfhland und Europa 1854) einen Auszug mittheilen: 
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462 Europa. 
Dieſe Zahlen mögen zum Theil unſicher und zum Theil ungenügend ſein. 
Seitdem jene Tabelle verfertigt worden, hat ſich die Handelsbewegung wieder 
verändert und iſt offenbar ſehr erheblich geſtiegen. Auch wird nicht ſorgfältig genug 
zwiſchen europäiſchem Binnenhandel und Außenhandel (Einfuhr-, Ausfuhr- um 
Bwifchenhandel) unterfhienen. Da die Tabellen leviglih auf die Zollvegifter ver 
Einzelftanten gegründet find, fo erfheint ver Binnenhandel der Einzelländer in 
denfelben gar nicht, und der in Anſatz gebrachte Außenhandel derjelben kommt, 
wenn man Europa als Einheit faßt, in der Zufammenzählung theilmeife mehr 
fach in Rechnung. Uber trogdem ift doch in biefen Zahlen die enorme Thätigfeit 
ber Europäer und unter biefen wieder die Leberlegenheit der romano=germanijden 
Völker, ganz beſonders aber die Ueberlegenheit der Germanen unwiderleglich auf 
gelpeohen, Der englifhe Handel allein beträgt über 30 Procent des europäilde 
eſammthandels, aber auch der deutfche (ohne Defterreich) faft 22 Procent, te 
Hantel der deutfhen Hanfeftäbte 12,46 Proc., der des beutfchen Zollvereins 9,5) 
mit Defterreih über 26 Proc. vefjelben, und der Handel der vorzugsweife gr 
manifhen Länder (England, Deutfchland, Holland, Schweiz, der ſtandinaviſche 
Staaten) zufammen über 66 Proc., alfo zwei, Drittheile des Ganzen; währent 
unter den romanischen Ländern nur Frankreich mit über 14 Proc. und Belgien 
mit 3,53 Proc. von Bedeutung find. 








Zu demfelben Refultate führt die Vergleihung der Handelsflotte; mur hit | 


bier die Ueberlegenheit Englands noch frappanter hervor. Schon im Jahr 181 

zählte man über 34,000 englifhe Handelsſchiffe mit 4,424,392 Millionen Ton 

Gehalt, und 1852 in Frankreich noch nit 1500 Schiffe mit ungefähr 721,427 

Tonnen Gehalt. Auch bier erfcheint die deutſche Hanvelsflotte von 1853 mit 4 

Schiffen mit 499,338 Laften zu 4000 Pfr. (ungefähr doppelte Tonnenlaft) be 

— als die franzöſiſche, aber viel geringer als die engliſche. (Vgl. d. At 
lotte.) 

VI Verfaſſungszuſtände. Während des Mittelalters wurden ernſilidt 
Verſuche zu einer gemeinſamen ſtaatlichen Organiſation von Europa gemacht. Dit 
auf die Germanen (zuerſt die Franken, dann die Deutſchen) übergegangene römi 
ſche Kaiſerthum war die einheitliche Inftitution, an welche ſich eine völkerrechtlich 
Geftaltung Europas anfchließen konnte. Indeſſen dachte man während des Mitt: 
alters weniger an eine politiihe DOrganifation der europätfhen Menſchheit, als 





vielmehr an das Reich der abendländiſchen Chriftenheit, und es war bie Einigung 


im Recht doch bei weiten ſchwächer als vie religiöfe Verbindung. 


Die neuere Zeit hat den Verſuch gemacht, in füberaliftifher Weiſe durd | 
Berbindung von fünf Großmädten neue Öarantieen für den völferredtlihen 
Frieden zu gewinnen. Zu einer feften Organifation dieſes völferrechtlichen europäl 


hen Inftitutes, zu einer nähern Abgrenzung und Ausbildung ihrer Kompeten 
und zu wahrhaft gemeinfamen politifhen Operationen ift es indeſſen noch nidt 
efommen, ebenfomwenig zu feften Grundfägen über vie erforderliche Zuziehung un 

itwirfung der minder mächtigen Staaten. Es läßt ſich höchſtens behaupten, daß 
erfte, zum Theil noch inftinktive Verſuche einer politifhen Organifation Europas 
gemacht worden find. Den Nationalitäten nach find drei von diefen Großmächten 
germanifd (England, Defterreihh und Preußen), eine romaniſch (Frankreich) und 
eine flavifh (Rußland). Die beiven deutſchen Mächte find ausſchließlich europäiſch 
fontinental, obwohl die Kultur und der Handel ihrer Völker auch aufer Europa 
voße Bedeutung haben. Rußland ift zugleich europäifche und aſiatiſche Grogmadt, 
— hat um ſeiner Kolonieen und ſeiner Kriegsflotte willen auch eine be— 
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deutſame außereuropätfche Stellung und England ift im höchften Grade Weltmacht. 
Bon den 182,288,,, Duadratmeilen Europas nehmen die Länder der fünf Groß- 
mähte 133,099,95 Uuadrotmeilen ein, nämlid 1) Großbritännien 5749,94, 
2) Frankreich 9619,30, 3) Defterreih 12,120,59, 4) Rußland 100,429,46, 
5) Preußen 5103,73, Quadratmeilen; und von 266,543,000 Seelen in Europa 
gehören 178,863,706 ihren Gebieten an: 1) Großbritannien 27,758,266 Einw., 
2) Franfreih 35,781,628 Einw., 3) Defterreih 38,088,400 Einw., 4) Rußland 
60,300,000 Einw., 5) Preufen 16,935,420 Einw. Dazu fommen an außer 
europäiſchen Befitungen 1) auf England in Aften 63,860 Quadratmeilen mit 
159,550,000 Einw., in Afrifa 6489 Duapratmeilen mit 780,000 Einw., in 
Amerika 66,121 DOuadratmeilen mit 3,700,000 Einw., in Auftralien” 21,387 
Ouadratmeilen mit 850,000 Einw., zuſammen 157,857,,,; Quadratmeilen außer 
‚uropäifche Befigungen mit 164,850,000 Einw.; 2) auf Rußland in Aſien 
247,736,45 Duadratmeilen mit 5,200,000 Einw,, in Amerika 27,247,33 Quadrat⸗ 
meilen mit 60,000 Einw., zufammen 247,983,9; Quadratmeilen mit 5,260,000 
Einw.; 3) auf Franfreih in Aſien 6,3, Quadratmeilen mit 179,000 Einw., in 
Afrila 10,202,95 Quadratmeilen mit 3,820,000 Einw., in Amerika 1889,,, 
Quadratm. mit 270,000 Einw., zufammen 12,097 Quabratm. mit 4,269,000 
Ginw, Auf die übrigen europäifhen Staaten aufer den fünf Großmächten kom— 
men folgende Autheile an Flächenraum und Bevölferung : 





Europãiſche Außereuropãiſche 


Staaten. 
[IMR. —— [FR Bevölkerung. 


— — — — — 


bTurkei 
Spanien. 
8 Beide Sicilien 
9 Sardinien ; 
107 Schweden und Norwegen 
(Davon Norwegen . 
11) Banern 
12: Belgien . 
13) Portugal 
14; Niederlande 
15) Kirchenſtaat 
16) 
17) Schweizerifche Eidgenoffenichaft . 
18) Sacien . 
19) Hannover . ä 
Zoäfana (mit Lucca 
Württemberg 
Baden . ; 
Griechenland . j 
Sroßberzontbum Heſſen 
Kurrürftentbum Heften 
Modena . 
Metenburg Schwerin 
28) Parma 
29; Ralfau . 
307) Olbenburg 


Dänemark imit Golftein und Lauenburg 


9472,53, 
8924,97 
240,,, 
1375,46 
(4154,45 
5142.75 
1387,40 
330,95 
1739,51 
670,96 
174. 
2056,49 
754,50 
700,45 
400, 4 
35 h,og 
278,04 
SYD, 58 
152,95 
179.4; 
102,5, 
2 0,8; 
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15,500,000 
14,216,219 
8,804,890 
4,930,000 
4,172,273 
1,400,000) 
4,559,452 
4,426,241 
3,473,758 
3,305,680 
2,893,742 
2,396,000 
2,390,116 
1,087,832 
1,819,253 
1,796,078 
1,733,269 
1,356,943 
995,966 
854,314 
155,288 
586,458 
542,763 
441,737 
429,060 
285,226 


70,539,47 
6246,45 


0,75 


18,6 —RT 
1169,99 


226,5, 


21,100,000 
4,700,000 


10,000 


2,690,000 
16,868,000 


60,000 
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Dazu kommen noch 24 Staaten mit weniger ald 200,000 Seelen, worunter 
21 deutſche Bundesftaaten und nur 3 außerdeutſche (Montenegro, jonifche Infeln 
und San Marino). Die beiden Hleinften europäifhen Staaten find die Republit 
San Marino mit 1,5, Duadratmeilen und 80,000 Einw. und das Fürftenthum 
Liechtenftein mit 2,9, Quadratm. und 7000 Einw. (Siehe v. Reden, a. a. D. 
©. 18 u. 19.) 

Während wir in Afien einen theokratiſchen Zug aud in den politiicen 


Bildungen wahrnehmen, fo hat im Gegentheile die europäifche Verfafjungsbildung 


ein eniſchieden menſchliches Gepräge. Die obrigkeitlihe Macht ift daher in 
Europa ermäßigt durch nationale und menſchliche Geſetze. Europa erträgt wohl 
eine große —— ber Staatsformen, nur die Theokratie erträgt es nicht 
Die ganze europäiſche Geſchichte und die geiftige Selbſtſtändigkeit der europäiſcher 
Bildung haben den Glauben daran gründlich zerftört und laffen die Fiktion ver 
felben nicht mehr aufkommen. Ueberwiegend zeigt fidh ein monarchiſcher Zug ü 
den europäifchen Berfaffungen. Die fünf europäifchen Großmächte find fämmtlis 
Monardhieen und unter den 54 europäifchen Staaten haben 47 monarchiſche Ber 
faffung; von ven 7 Republiken hat eine einzige, die Schweiz, vie freilich jelht 
wieder aus 24 Meineren Republifen zujammengefegt ift, eine unabhängige cur« 
päifche Stellung. Dem romano-germanifhen Charakter Europas aber entipriät 
offenbar die repräfentative Geſtalt der monardifchen Berfaffung, welche ven ver 
ſchiedenen Beftandtheilen der Nation einen beredhtigten Einfluß fichert, beffer dt 
die abfolute, mit welcher ſich leichter flavifhe Bölfer befreunden; die Germanen 
insbefondere haſſen den Staat, wenn er ihnen nicht zugleich perſönliche und poll 
tifche Freiheit verbürgt. 

VII. Finanzen und Kriegsmadt der europäifhen Staaten. Bi 
theilen vorerfi aus Redens ftatiftifchen Zufammenftellungen in veränderter Ort 
nung und im Auszug einige Weberfichten über bie finanziellen und militäriſchen 
Kräfte der europäiſchen Mächte mit. | 


Bon 


Europãiſche Direkte Indirefte Geſammt⸗ 


Domänen 
Steuern. 


Staaten. Steuern. 


R Einnahme. 
Thlr. Ert. 


Jdoyg uꝛq Inv | 
"jdoy ug Inv 
"jJdoyg urq Imv 


1) Großbritannien 

2) Defterreich 

3) Breußen 

4) Uebrige deutſche 
Bundesftaaten 

5) Schweden 

6) Norwegen 

7) Niederlande 

8) Dünemarf 

9 Schweiz 


German. Staaten 


9,030,400]0,33 
22,750,000]0,59 
39,437,098]2,33 


47,675,784 
3,754,286] 1,11 
529,50010,37 
1,641,57710,56 
1,265,476]0,68 
2,169,282[0,91 


128,253,453 


Kantonen.) 


58,752,000]2,12 
59,305,869] 1,53 
22,518,697]1,33 


20,747,069 
8,257,143]2,44 
34,79910,24 
10,608,835]3,64 
2,896,3131]1,56 
(nur in den | — 


183,120,725 


283,281,200 
73,150,000 
28,073,922 


33,985,094 
3,455,468 
3,434,510 

19,240,988 
6,591,390 
1,466,667 


452,679,239 
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Von 5, 5, E | 

Europäische Direkte os | Imdirefte | o | Geſammt⸗ il 
= Domänen = 3 31 
Staaten. Steuern. | >| Steuem. | o | Ginnabme, | 
Thlr. Grt. S J 3 | 
181,271,08115,07] 410,888,673 111,48 

24,791,300]1,74] 104,206,192] 9,86 

12,825,00011,45] 33,201,000| 3,77 

21,266,70014,31 31,404,226] 6,37 

0,415,733]2,14 33,600,573] 7,62 

8,373,90012,31 19,239,084] 5,54 

9,614,00913,32] 16,110,327] 5,57! 

3,401,550]0,43]  7,944,075] 4,43! 

793,784 11,35 2,239,618] 3,82] 


1,323,480]2,68 2,546,068] 5, 


661,378,836 


296,958,816 
45,019,247 
4,266,174 





6,90 


Gelammt-&uropal487,621,805]1,83] 413,26 1,449] 1 ,551778,357,664 lisa] 


Il. Staats : Ausgaben. 


Kür Die 
Regenten und 
ihre Familie. 


Für Landbeer | 
und 
Kriegaflotte. 


Auf Die Geſammt⸗ 
Staatsſchulden. 


S 
Europãiſche Staaten. Ausgabe. 


1) Großbritannien 
2) Seſterreich 
3) Preußen 


4,556,000 
4,175,000 
2,573,099 


112,743,606 
60,200,000 
27,706,453 


192,440,000 
47,950,000 
10,678,800 


367,102,658 
179,550,000 


4) Webrige deutiche 
Bundesftaaten 

5, Schweden 

6) Norwenen 

7) Niederlande 

8: Dünemarf 

9, Schweiz 


7,677,812 
446,194 
151,300 
452,800 
532,270 

13,920 


20,578,395 


7,162,162 
3,353,957 
2,451,000 
1,384,530 


17,242,185 
4,750,646 
1,705,151 
9,086,580 
2,898,161 

385,588 


236,918,170 


114,827,608 
25,769,946 
11,970,000 

9,709,000 


1,523,488 
207,228 
499,290 

20,473,476 

3,246,384 

185,791 


283,204,457 


107,33 1,060 
15,106,726 
6,965,400 
9,602,866 


Blunsfhli un Brater, Deutfches Staate-Wörterbud. III, 


100,271,767 


105,390,438 
16,085,714 
4,841,600 
39,668,154 
15,819,377 
9,451,734 


838,181,404 


409,951,481 
104,422,678 
36,400,000 
34,846,000 
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Kür Die Kür Yandheer I ur Bi : 


Regenten und und . 
ihre Familie. Kriegsflotte. Staatsſchulden. 






Europäifhe Staaten. 




































14) Belgien 735,800 8,841,866 9,648,715 32,660,232 
15) Portugal 959,340 5,991,810 6,747,900 19,524,540 
16) Kirchenftaat 797,500 2,181,743 6,264,000 18,714,308 
17) Tosfana 621,900 1,716,660 1,012,500 8,333,438 





2,321,083 
2,536,815 


609,711,175 


18) Modena 
| 19) Parma 


184,884 455,666 300,066 
439,778 339,017 404,453 









182,803,316 









Romanifhe Staaten 18,090,851 163,383,686 








20) Rupland 11,588,500 104,992,000 36,113,000 297,350,130 
| 21) Türfet 5,136,192 22,632,800 4,557,352 46,250,962 
ı 22) Griechenland 241,000 1,492,025 1,158,511 4,6677346 












Serum | 56,265,738 —J 498,995,006 | 1,861,432,1%3 


au. Landheere und Kriensflotten in Europa. *) 


— — — 














Landheer. Klotte. 
= — 
* = * 
Staaten. Friedena-) 51 Kriegs: | Ausgaben [| 7 Be Ausgaben. IK 
fuß. SI uf. Thlr. Ert. | > | mannung, 
1) Deutiche [BP nalına +R ’ 
Staaten 820,708] 725 1,180,603] 102,168,097 11,41 10,200 
2) Ocfterreich | 530,000] 1,37 57,750,000H 1,48 7,900 
h . 0,77 
ı 3) Preußen 129,332 3 — 428,402] 27,176,476]1,61 1,810 
"} 
| 1,17 
‘ 4) Bavern 53,400 * 95,0001 5,738, 28411,266 — 
5) Brit. Neih | 102,283[3,07] — | 63,955,061[2,30|(48-)50,000 
6, Schweiz :2,00013,01] 108,000 385,58810,16 — 
7) Niederlande] 56,703] 1,71 — 5,886,400 1,78 4,770 
8) Schweden 11,097 1,22 — 4863,61714,1341 28,031 
9) Norwegen 14,324] 1,02 — t,149,880]0,80 29,325 
10) Dänenarf 25,030] 1,05 — 2,006, 25610,78 
Germ Staaten | 1,855,377 1,512,005]270,270,559 132,036 
113 Rranfreih | 358,518]1,00 — S2.236,26711,051 42,500 + 31,060;267] 3,452 
12; Spanien 103,000]0,72] — 19,738,258]2,29 9,500 | 6,03%,521] 1,121 
13; Sardinien 43.475|0, 8553| — 8,711,500]1,32 2,500 597,600f 371 
14) Belsien 31,441]0,71 — 8,584,000]1,76 138,400 
15) Kircenftaat| 13,000]0,45 — 2,181,743]0,76 — _ = 
16) Neapel 45,000]0,51 — 9,861,000]1,12 3,300  2,109,000]. 78 
Noman.Staaten]| 593,437 131,312,768 | 57,800 I 39,937,788] 5,0% 
17) Rußland | 7,000] 1,75 76,424,810]1,26 50,600 | 28,567,000 
18) Türkei 138,680|1,32] — | 20,323,325|1,94] 34,000 | 2,309:469 
— En 
Sejmt.-Europa]2,731,085]| | j416,431,523| | 269,357 [124,054,292 





*) Anm, d. Med. Neuere und ausführlihere Angaben über Yandheer und Flotte finden ne 
theils in den Art. Heerverfafjung und Flotte, theils in den Artifein über die betr. Eingelftauten. 
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Diefe legtern Ueberfichten ftimmen mit den früheren Betrachtungen infofern 
zufammen, als das Uebergewicht der romano-germanifchen Staaten, und unter 
diefen wieder der germanifchen von Neuem anfhaulid wird. In finanzieller Be- 
ziehung erjcheinen England und Frankreich als die mächtigften, und die Stener- 
kaft ihrer Bevölferung als die ergiebigfte; in militärifcher behaupten die deutichen 
Staaten die erfte Stellung. Die deutſchen Heere find auch im Vergleich mit dem 
kanzöfifhen und ruffiichen jo außerordentlich zahlreih, daß bamit die verhältniß- 
mäßig geringe Betheiligung Deutfchlands an den politifhen Geſchicken ver Welt 
ſchwer zu reimen ift und unmwillfürlich fich die Frage aufdrängt, ob die deutſchen 
Staaten nicht mächtiger wären, wenn fie weniger Soldaten hätten und mehr 
politifches Leben entwidelten. Das Beifpiel Englands, weldes die größte Welt 
madıt ift, obwohl es bie kleinſte Yandarmee unter allen Großmädten bat, bürfte 
dafür ſprechen. Blunticli. 


Evangelifche Kirche, j. Proteftantifhe Kirche. 
Expropriation. 


Bei dieſem Worte denken Alle daran, daß Jemand wider feinen eigenen, 
aber um des allgemeinen Beften Willen und gegen Entſchädigung von feinem 
Eigenthum ablaffen muß. Nicht den Umftand, daß Jemand von feinem Eigen— 
thume abläßt, oder daß er um des allgemeinen Beften willen und gegen Ent« 
Ihädigung davon abläßt, fondern allein das, daß er ablaffen muß, denkt man 
als das Entſcheidende, Eigenthümliche ver rpropriation. Darum denn aud) 
„Zwangsabtretung”, „Zwangsveräußerung“ unter ten Namen, und etwas 
„Zwangsweifes" überall in den Definitionen von Erpropriation. Nun fann und 
will auch nicht in Abrede geftellt werben, daß jenes Müſſen wefentlicd mit zur 
Erpropriation gehöre. Allein wenn von den hundert Grundbeſitzern, welde von 
der Eifenbahnbaufommilfion zur Abtretung von Grundſtücken aufgefordert find, neun- 
undneunzig diejes gütlih thun: ift das auch Erpropriation? Man fagt nein I); 
man hält das für einen gewöhnlichen Berfauf oder irgend ein namenlojes, jeben- 
falls aber freiwilliges Geſchäft, wenn fie gleich jämmtlid in der Lage find, ab- 
treten zu müfjen, d. h. gezwungen werben können abzutreten, falls fie das nicht 
gutwillig thäten. Erſt bei dem Hundertften, welchem — weil er fi aus was 
immer für einem Grunde gütlihen Austrags entihlägt — der Proceß gemacht 
werden muß, erft bei ihm foll die Erpropriation ftattfinden. Alſo nicht ſchon jenes 
allgemeinere Mitffen, nicht ver Umftand, daß verjenige, welcher abtritt, zur Wb- 
tretung verpflichtet ift, fol die Erpropriation ausmachen, fondern erft der Um— 
ftand, daß die Abtretung erfolgt, nachdem über die Abtretungspfliht adminiftrativ 
oder richterlich erfannt ift; fei es, daß nach dieſem Erkenntniß freiwillig oder 
zwangsweiſe abgetreten wird 2). Das num aber ift ohne Zweifel falſch. In allen 
Fällen, wo die Abtretung von Eigenthum im öffentlichen Interefje gegen Schablos- 
haltung auf Grund einer hiezu beftehenden rechtlichen Verpflichtung erfolgt, haben 


2) Bol. Treichler, über gen — von 4 tr und anderen Rechten 
(Erpropriation), in der Zeitjchrift für deutfches Recht, Bd. XII ©. 124 oben. 

2) Mittermaier, Rotteck-Welcker'ſches Staatöleriton, 1. Aufl. Bd. VII ©. 16 :+ „Se: 
zwungene Gigenthumsabtretung . . . {ft derjenige At, wodurch der Eigentbümer .. . . ge 
nötbiget wird" x. 
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wir Erpropriation; und es fann juriftifch betrachtet feinen Unterſchied maden, ob 
der Berpflichtete feiner Verpflichtung freiwillig oder auf ein Erkenntniß, ober gar 


erft auf Erekution hin folgt. Wohl aber liegt gerade darin, daß ver Abtretente 


zu diefer feiner Abtretung verpflichtet ift, und daß er hiezu ohne eigenes Hinz: 
thun — Kontraft oder Delitt — verpflichtet ift, der Schwerpunkt und das al. 
gemeine Wefen der Erpropriation. 

Fragt man nun aber nad Grund und Art diefer Verpflichtung, fo läft 
fi) vornherein zwar ein ganz allgemeines, aber nur negatives Kriterium auf: 


ftellen: daß fie nämlih, wie ſchon erwähnt, ohne Willen oder Schuld des da: 


pflichteten da ift. Ihr pofitiver Grund dagegen kann ſich verfchieden geftalten. 
Bor allem fo, daß fie durch Fein Gefeg begründet ift, fondern jedesmal erft durd 
einen Befehl von Seite der Staatsgewalt begründet wird. Ihr legter und tieffter 
Grund ift Hier die Verfaffung des Staates, in deſſen Exekutive unter anberen 
das Recht und die Macht auch viejes Befehles liegt; die Abtretungspflicht ift dam 
nur Pflicht des Gehorfams gegen verfaffungsmäßige Befehle ver Obrigkeit, offer 





bar alfo Bürgerpflicht, eine publiciftifche, feine privatrechtliche Verpflichtung. & | 


ift auffallend, daß über das römische Expropriationswefen fo gut wie gar nidtt 
befannt ift, wiewohl aud zu den römischen Straßen und Aquäduften Grumbaltre: 
tungen nöthig gewefen fein müſſen. Bis hierüber einmal Auffhluß ertheilt ſein 
wird, darf man wohl vermuthen, daß das Erpropriationsrecht in republitaniide 
Zeit am wenigften auf ©efegen, fondern im Imperium oder in ber Poteftas ter 
höheren Magiftrate beruhte, ungefähr wie das Befteuerungsredt. Das dominium 


eminens, aus weldem man bei uns das Recht der Landeshoheit zu Erproprir 


tionen berleitete, ift auch nichts anderes, als eine privatrechtliche Befhöniger 
einer ähnlichen öffentlihen Gewalt. — Sofort aber fann die Abtretungspfl 


gefeglich ausgefproden fein, und das ift in unferen Tagen Regel. Freilih n 


fehr verſchiedenem Umfange. Da giebt es Länder, in denen bie nur ganz alle | 
mein etwa fo der Fall ift, daß es heißt: „Wenn es das Befte erheifcht, mu 


ein Mitglied des Staates gegen eine angemeffene Schabloshaltung (felbft) dat 
(vollftändige) Eigenthum einer Sache abtreten" (öfter. bürg. Geſetzb. $. 365) 
Das andere Ertrem findet fi da, wo zu jeder einzelnen Abtretung over doch ju 
jedem Fall von Abtretungen immer wieder von neuem ein Gefeg nothwendig ift?) 
In Mitte liegen diejenigen Gefege, in denen das allgemeine Befte näher be 
ftimmt %), oder gar auf beftimmte Fälle eingefchränkt ift 5). Wie meit ober m 
nun aber demnad die Abtretungspflicht begrenzt fein möge, fo bleibt fie aud ſe 
Bürgerpfliht. Forderungsberechtigt ift immer nur der Staat, oder doch nur ein 
Gemeinde, und felbft fie nicht etwa in Vertretung ihres Vermögens, fo daß ihr 
Forderung in ihrem Vermögen (pecunia publica) und alfo Vermögensrecht, mit: 
bin doch Privatrecht wäre; fonvern lediglich kraft des Gefeges und um bes all 
gemeinen Beften willen. Ob ver Staat, die Gemeinde das Unternehmen felbft 
ausführe, oder Privaten als Konceffionäre an ihre Stelle treten laffe, kann hierin 


3) So nad der Verfaffung des Kantons Aargau vom 5. Januar 1841 $. 18 und in dem, 


Geſetze von Genf vom 12. Februar 1834. Dann in England, Frankreih, Nordamerika weni 
ftens bei wichtigeren Unternehmungen. Bol. Treichler, a. a. O. S. 149. Aber aud In 
Oefterreich fommen nebftdem daß das Expropriat ionsrecht allgemein fanftionirt iſt, Specialgelef‘ 
vor (Stubenraud, das bürg. Geſetzb. zu $. 365). 

% 3.8. badifches ir vom 28. Auguft 1835 88. 1, 2. 

5) 3. B. bayeriſches Gejep vom 17, November 1837 Art. 1. Vgl. das Sachfenmeiningiid 
Grundgefeß vom 23. Auguft 1829. 
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nichts ändern. Iſt das Dafein einer Verpflichtung zur Abtretung Grunblage für 
den Begriff der Erpropriation, fo liegt in der Publicität diefer Verpflichtung ein 
Kriterium deſſelben. Es ift darum falfh, 3. B. die blos quafitontraftliche Ber: 
pflichtung zur Einräumung gewiffer Nothwege in ihm bereinzuziehen. 

Das allgemeine Befte (utilitas publica)  ift natürlich ein fehr dehnbarer 
Begriff. Gleihwohl halten die Erpropriationsgefege, wo fe ſich konkreter aus- 
prüden, eine ziemlich gemeinfchaftliche Grenze ein. Vorzugsweiſe fhweben ihnen 
öffentliche „Unternehmungen“ (opera), darunter Bauten von Land- und Waffer- 
ftraßen, Kirchen, Spitälern, Feſtungen zc, vor. Aber warum follte man darunter 
niht allenfalls auch die Befreiung der Bauerngüter von ihren grumbherrlichen 
Zaften, die Ausbefjerung der Staatsfinanzen und die Milderung der Hungersnoth 
zählen ? warum aljo nicht auch Ablöfung jener Laften, Zwangsanlehen und ge- 
ng Getreideverkäufe unter die Erpropriationsfäle? Und liegt nicht auch 
bier Abtretungspfliht und Entſchädigung vor? Allerdings. Indeſſen ift doch eini« 
ger Unterſchied zwifchen bier und dort. Bor allem tft es nicht überall bier ber 
Staat, oder die Gemeinde, an welche gegeben werben foll; bei der Ablöfung 
wenigftens und dem Getreideverkauf fteht PBrivatintereffe im Vordergrund. Durd)- 
greifender aber und wichtiger ift das, daß überall hier zwar entihäbigt wird, 
dagegen volle Entfhädigung mit nichten in Zwed und Anlage dieſer Fälle 
liegt; daß der Drang der hier maßgebenden Umftände vielmehr ftets oder oft auf 
das Gegentheil, d. i. auf nichtvolle Entſchädigung binarbeitet, Man möchte 
aud jagen, daß es fich überall hier mehr um die gemeine Noth als ven ge- 
meinen Nugen handle, und daß eben um deßwillen hier mehr blos eine beft- 
mögliche, dort eine abfolut volle Entfhädigung erwartet werben könne. Zu dieſem 
mehr wirtbidhaftlihen und materiellen Motive der Unterjheidung fommt nod ein 
mehr juriftifhes, formelles. Wo blos der gemeine Nuten ober gar nur der ge- 
meine Lurus in Frage fteht, hat der Abtretungsproceß weniger Eile. Wenn es an 
fi) wünſchenswerth ift, daß das Eigenthum nur innerhalb der durd Recht und 
Geſetz begründeten Verpflichtung dem öffentlichen Intereffe weiche, und gegen 
Uebergriffe in der Ausübung des Erpropriationsrechtes alle möglichen Garantieen 
beftehen, fo kann es für diefe da, wo ber gemeine Nugen in frage fteht, nie- 
mals an Zeit für Garantie fehlen; dagegen wohl mandmal in jenen anderen 
Fällen. Hiernach giebt es innerhalb der Fälle, in denen man überall von Er- 
propriation reden könnte, Unterfchieve, von denen Jurisprudenz und Gefeggebung 
unmöglid Umgang nehmen können, und denen denn auch legtere mehr ober 
weniger unbewußt gefolgt find (vgl. Mittermaier, a. a. D. ©. 28 Wr. VID). 
So befteht auch eine unverfennbare Neigung, das Wort Erpropriation auf die— 
jenigen Fälle einzufchränten, in denen die Verpflichtung zur Eigenthbumsabtretung 
nur um bes gemeinen Nugens willen, und darum nur gegen volle Entſchädi— 
gung befteht; und gewiß wäre es gut, dabei zu verharren. Wendet man das 
Wort auch auf Abtretung in Nothftänden an, und wo von feiner vollen Ent- 
ſchädigung mehr die Rede fein kann, fo wird man am Ende aud) diejenigen Fälle 
zur „Erpropriation” herbeiziehen, in benen gar feine Entſchädigung gereicht zu 
werben braucht. Unter dieſe gehört dann vor allem die Steuerpflicht. Aber es ift 
Mar, daß dieſe Dinge auseinander gehalten werben müſſen; und dazu find eigene 
Namen nothwendig. 

Denkt man fi die Exrpropriation nun im biefem eben bemerften engften 
Sinne, fo find es von felbft folgende Punkte, um die fi Jurisprubdenz und 
Geſetzgebung bewegen müſſen oder können; 
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Was (im Gegenfage zu gemeiner Noth) gemeiner Nugen fei, und mas für 
ein gemeiner Nugen derart fein könne, daß er Abtretung des Eigenthums er: 
heiſcht; 

was alles für Eigenthum zur Abtretung gelangen könne; 

worin die volle Entſchädigung beftehe, und welches Berfahren zur Emir: 
fung ſowohl der Abtretung als der Entſchädigung einzufchlagen fei. 

1) Was nun den gemeinen Nugen anlangt, um beffentwillen erproprürt wer: 
ven fol, fo verfteht ſich ſchon aus diefem Worte, daß bloßes Privatinterefie — 
felbft das des Regenten — zur Erpropriation nicht hinreicht. Jene Fälle der 
römifhen Rechts, in denen Wegrechte zu Gräbern, oder wegen Verſchüttung x. 
öffentlicher Straßen eingeräumt, oder des wiürttembergifhen Rechts, in denen 
Baupläte veräußert werden müſſen, zählen wir auch darum nicht in umlern 
engeren Erpropriationsbegriff. Anderfeit8 braucht der Nuten, um ein gemein 
zu fein, nicht gerade dem Staatdganzen zuzufommen; ja nicht einmal einem pol: 
tisch abgegrenzten Theile deſſelben (Gemeinve); er mag fih aud im dem unke 
ftimmteren Raume ber bürgerlichen Gefellihaft verlieren. Was ferner den gemeine 
Nugen anlangt, fo verfteht fih von felbft, daß wenn in einem Lande feine: 
halben die Erpropriationspfliht allgemein, ohne Beftimmung und Ginfchränkung 
auf einzelne Säle, anerkannt ift, dieſelbe Erpropriationspfliht mehr noch wegen 
gemeiner Noth befteht; ein bloßes öffentliches Bergnügen dagegen tft in tem 
Wohl oder Beften nicht mitinbegriffen (Kalejfa, Dr. Franz, einige Betradtu- 
gen über Expr.; Zeitſchr. f. öfterr. Rechtsgelehrſ. 1846. II. ©. 247); ein, m 
möglich verfafiungsmäßiger Abſchluß der Erpropriationspfliht gegen bloßes Ber 
gnügen ift wünſchenswerth. Bon bloßem Bergnügen ift natürlich ein Nuten, m 
zugleich Vergnügen barbietet, zu unterfcheiden; und was der Geſundheit nüf, 
nügt auch dem Vermögen. — Ob die Erpropriationspflict nur allgemein an tt 
Vorausfegung des gemeinen Nutzens gebunden, oder ob dieſer in den Exrproprie 
tionsgejegen zerglievert, und alſo die Erpropriationspfliht auf die einzelnen gr 
nannten Fälle oder Gattungen des gemeinen Nutzens eingeſchränkt werben felt: 
das ift eine Frage, die da nicht auftauchen kann, wo die Erpropriationspfliät 
jedesmal erft durch ein fpecielles Gefeg ©, oder ſchon durd einen obrigfeitlihen 
Befehl begründet werben kann oder muß. Nur wo fie gefeglich zum Voraus um 
allgemein begründet werben foll, ift jene Frage möglich. 

Aber jelbft hier muß wieder vorher gefragt werben, was die Gefege dei 
Staates überhaupt für eine Kraft und Bedeutung haben. Ift die Exekutive m 
gleich Gefeggeberin, jo fommt weniger darauf an, daß fie fich gefeglich einfchränft; 
kann fie ja doch in jedem Augenblick ihre Mäßigung aufgeben, und ihre Begrifl 
ausdehnen. Uber freilich hat die Frage nicht blos eine politifche, ſondern auch eine 
abminiftrative und richterliche Bedeutung. Nur ihre politifhe Bedeutung ift in 
autofratiihen Staaten unerheblich; daß dagegen der ausführende Beamte, inſon— 
berheit eine niebere Behörde, fowie bei allenfallfiger Kompetenz in Erpropriation® 
ftreitigfeiten das Gericht eine bindendere Norm habe, hier und dort gleich erheb⸗ 
ih. Politiſch wichtig kann die Frage erft in konftitutionellen Staaten werben, 
wo bie gefegliche Feſtſtellung ver einzelnen Erpropriationsfälle zur Einſchränkung 
der Erefutive in felbftftändiger Anftrebung des gemeinen Nutzens wird, Berenft 
man nun aber, daß biefer hier auf Koften des Privatredhts erzielt werben fol, 
daß nichts mehr von gemeinem Nuten ift, als das Privatrecht mit allen mög 


6) Dies fordert Häberlin im Archiv für civ. Pr. Bd, 39 S. 168, 
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lichen Garantieen zu umgeben, und daß geſetzliche Abhilfe für nen auftauchende 
Bedürfniffe nicht abgeſchnitten iſt: fo wird man doch wohl lieber für Feftftellung 
ber einzelnen Fälle ſtimmen. Al’ viefe Berlegenheit würde freilich wegfallen, wenn 
man nad dem Borjchlage Treichler's beftimmen wollte, daß vie Erefutive zu 
allen denjenigen Unternehmungen erpropriiven dürfe, zu welchen fie gefeglich, direkt 
ober inbireft, verpflichtet fei. Allein fo gewöhnlich es in fonftitutionellen Staaten 
ift, die Erefutive zu gewiffen Unternehmungen, des dazu nöthigen Geldaufwandes 
halber, zu ermädtigen, fo wenig fcheint es in das Bereich der Geſetzgebung 
zu gehören, viefelbe zu folden zu verpflihten. Wollte man aber das Expro— 
priationsredht auf diejenigen Unternehmungen einjhränfen, zu welden die Regie- 
rung gejeglih ermächtigt wird, fo wilrde das, der vorkommenden Meineren Unter: 
nehmungen wegen, jene viel mehr hemmen und brüden, als eine gejetliche 
Feftftellung der einzelnen Fälle. 

2) Unter vem Eigenthum, das abgetreten werben fol, kann nur Grund» 
eigenthum gedacht werben; jedoch mit Einfluß alles deſſen, was an Rechten und 
Gerechtſamen, aktiv oder paffiv, auf demfelben haftet oder laftet. Die darauf 
paſſiv laftenden Rechte müffen natürlich eigens, durch ihren vom Grundeigenthümer ver: 
jchiedenen Inhaber, zur Abtretung kommen; die anderen zugleich mit dem Grund» 
eigenthum als eine Acceffion deſſelben. Hier fragt man auch, wann das Cigen- 
thum auf den Erproprianten übergehe; allein dies ſcheint nach den gemeinen 
Regeln über Eigenthumsübergang beantwortet werden zu müſſen. (Dod f. Ger: 
bers deutſches Privatr. $. 90, Anm. 2. Hinwiever Bluntfhli, d. Privatr. 
8. 64, Nr. 5.) Desgleihen ift auch die Lehre von der bier zu bietenden Ent- 
Akad ra feine der Erpropriation eigenthümliche Lehre, wiewohl 3. B. das 
bayr. Geſetz diefelbe fpecificiren zu müſſen geglaubt hat. Steht einmal feft, daß 
volle Entſchädigung, mithin nicht blos der gemeine Sachwerth, fondern das ganze 
Interefle präftirt werden muß, jo fragt fi nur mehr, worin das ganze Interefje 
beftehe, und viefes beantwortet ſich nad; gemeinem Givilreht, — oder wie das— 
jelbe ftreitigen Falls erhoben werben müſſe: und damit tritt man bereits über 
in das Erpropriationsverfahren. 

3) Bon einem Erpropriationsverfahren fann nad) obigem nur da die Rebe 
fein, wo ver Staat oder eine Gemeinde, oder ein Konceffionär einen bereits Ex— 
propriationspflichtigen zur Abtretung gegen eine beftimmte Entihädigungsfumme 
auffordert. Es kann fehr wohl vorfommen, daß um Abtretung in Fällen unter: 
handelt wird, wo die Erpropriationspflicht weder durch Geſetz, noch Verordnung 
begrünbet ift, und kann dann von Erpropriationsverfahren feine Rede fein. Aber jelbft 
wo mit Pflichtigen unterhanvelt wird, wenn gleid in verorpnungsmäßigen oder 
fogar gefeglichen Formen, 3. B. unter äffentliher Kundgebung der das Unter: 
nehmen und die nöthigen Grundſtücke bezeichnenden Pläne, mit Beftimmung und 
eigener Zufammenjegung der mit der Unterhandlung zu betrauenden Kommiffion, 
und nah Einhaltung gewiſſer Friften für Einfihtsnahme verfelben, pflegt noch 
nicht von Erpropriationsverfahren gefprochen zu werben. Man fcheint erft Streit 
und Proceß, fontentiöfen, abminiftrativen oder abminiftrativ-fontentiöfen haben zu 
wollen. Der Streit fann aber entweder den Betrag der Entſchädigungsſumme, 
oder das Dafein der Erpropriationspflicht felbft betreffen. Erfteren Falls liegt eine 
bloße Privatfahe vor. Dies wird befonders dann Mar, wenn man fih den Fall 
fo venft, daf der Erpropriationspflichtige mit Vorbehalt der Entfhätigung bereits 
abgetreten hätte — wie denn aud ver Entfhädigungsftreit die Abtretung nicht 
aufzuhalten braudt (vgl. Mittermaier, im Konv.-Lex. der Gegenwart, Bd. I. 
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Abth. 2 ©. 1243 und die dort angef. ſächſ. Gefegf.) — und nunmehr mit feiner 
Forderung auf eine gewiffe, vom Staat zc. abgefchlagene Summe aufträte; un- 
verfennbar läge hier eine fisfalifhe Schuld vor, über deren Größe Gläubiger und 
Schuldner ftritten, und ohne Zweifel vor den Civilgerichten zu ftreiten hätten. 
So wird der Entjhäpigungsftreit denn in den Erpropriationsgefegen auch überall 
an die Civilgerihte verwieſen; in Frankreich an eine Jury. 

Ganz anders, wenn bie Abtretungspflicht jelbft beftritten wird. In was immer 
für Geftalt dies geſchehen möge, ob fo, daß die Nothwendigkeit des Grundſtüces 
zu biefem Unternehmen, oder die gemeine Nüglichleit des legteren, oder das Da- 
fein eines gefeglihen Grpropriationsfalles beftritten ift: fo wirb doch überall 
bier das Dafein einer publiciftiichen Verpflichtung beftritten, und ein folder Streit 
eignet ſich nicht vor die Civilgerichte. Nur die Verfaſſung des Kantons Schaff- 
haufen vom Jahr 1834 $. 6 verweift ihn unzweidentig dahin. Eine andere Frage 
ift nun aber die, ob in foldem Falle überhaupt ein Dritter inzwifchen treten, 
oder aber Erpropriant nad eigenem Ermeffen verfahren ſolle. Die da die Ent 
ſcheidung den Wominiftratiobehörben einräumen, maden am Ende doch den Er 
proprianten zum Richter in eigener Sache. Eigentlid wollten fie jagen, daß ein 
folder Streit unzuläffig fei; läßt man ihn zu, fo muß man aud eine Entſchei— 
dung zulaffen; eine Entſcheidung durch eine der ftreitenden Parteien ift keine Ent- 
ſcheidung; dieſe verlangt innerlich und nothwendig einen Dritten. Und überhaupt 
ſcheint die Sache fo zu liegen, daß ein Streit über die Expropriationspflicht ent 
weder gar nicht zugelaffen, oder aber durch einen dritten, von der Exekutive un- 
abhängigen Richter entjchieven werben fol. Wo die Erpropriationspfliht durch 
bloßen Befehl oder Verordnung der Regierung begründet wird, ba liegt bei ler 
terer nothwendig das Ermeffen des gemeinen Nutens, und die Madt, ihn auf 
durch derlei Befehle zu verfolgen; jede richterliche Entſcheidung über die Statt 
baftigkeit eines ſolchen Befehles wäre ein Eingriff in bie Kompetenz der Exekutive, 
jedes Urtheil gegen ihn eine Lähmung derſelben in biefem Yall; was man Bier 
Streit nennen wollte, wäre, der Streit gegen den Mächtigen, wider den man 
nicht ftreiten, fondern höchſtens um Hilfe rufen fann; in der That alfo fein 
Streit, fondern wofern nur ein Helfer da fein follte, Appellation im urfprüng- 
lihen Sinne des Wortes; und was auf den erften Blick Urtheil fcheinen möchte, 
in Wirklichleit Interceffion irgend einer Gewalt gegen die andere. Ebenfo ftünde 
es auch in dem anderen Falle, da die Expropriationspflicht zwar gefeglidh, aber 
nur im Allgemeinen begründet wäre. Wollte man annehmen, daß hier ein Streit 
mit der Regierung darüber möglich wäre, ob fie die Erpropriation um bes 
im Geſetze vorausgefegten gemeinen Nutzens willen begehre, fo wäre aud) ein von 
der Regierung unabhängiges und über fie erhabenes Urtheil über ven gemeinen 
Nugen poftulirt, ihr eigenes Urtheil über Gemeinwohl jo wenig werth, als das 
der andern Partei. Gewiß darf und fann man aber in Fragen des Gemeinmwohls 
die Regierung nicht zur Partei mahen. Spridt man bier gleihwohl von Streit 
und Entſcheidung, fo find das Worte, und zwar wenig genaue. In Wahrheit 
fann die Regierung bier nicht Partei, mit welcher geftritten, fondern nur Macht 
fein, gegen welche appellirt wird, und das angebliche Gericht bewußt oder unbewußt 
nur die andere, wenn aud nicht höhere fo doch paralyfirende Macht. Anderfeits 
mag in unfern Gefeggebungen wieberholt von „Berufungen", z. B. gegen bie 
Landesregierung an den Landesheren, wie in Sachſen-Altenburg und Preußen, — 
oder gegen bie Kreisregierung an das Minifterium, wie in Baden, ober gegen 
ben Bezirfshauptmann an den Kreispräfidenten (Statthalter) und gegen dieſen an 


Erxpropriation. 473° 


das Minifterium des Innern, wie in Defterrihd (Stubenraud, das bürgerl. 
Geſetzb. I. S. 727), geſprochen werben, fo liegt bier felbftverftändlih nicht 
Appellation und Interceffion im alten Sinne, fondern — wenn man fo fagen 
darf — eine Selbftprüfung einer und verfelben Macht von ihren unterften bis 
in ihre höchſten Potenzen, von ihrem äufßerften bis in ihr innerftes Gewiſſen vor. 
Alenthalben übrigens, wo die Verpflichtung zur Erpropriation fein fpecielles Ge- 
ſetz fordert, ‘wird ihre Konftatirung der GErekutive beigelegt (vgl. die Zufammen- 
ftellung von Mittermaier, im Konv.-Ler. der Gegenw. I. ©. 1240—1244). 
Erft wenn die Erpropriationspflict auf einzelne Fälle eingefchränft oder durch 
ein Geſetz für ein beftimmtes einzelnes Unternehmen begründet ift, und demnach 
in Frage kommt, ob einer biefer Fälle in dem von der Regierung in Angriff 
genommenen Unternehmen vorliege oder nicht, ift ein wahrer Streit, und ein 
wirklicher Richterfpruch denkbar; denn Interpretation gehört nicht zur Exekutive; 
interpretirt ein Dritter, fo liegt barin fein Eingriff in die Erefutive. Nur bie 
Kompetenz der Eivilgerichte ift, weil es fi immer um eine publiciftifche Ver— 
pflihtung handelt, noch nicht begründet. In Bayern entjcheivet denn auch wirklich 
ein Dritter, indem bier in legter Inftanz der Staatsrath richtet. — Ueberall hier 
ift vorausgefegt, daß der gemeine Nugen in Frage und beftritten fei. Nun kann 
aber die VBerneinung ver Erpropriationspfliht, wie bemerkt, aud dahin gehen, 
daß das Grundftüd zu diefem Unternehmen nicht nothwendig fei; und fragt fich 
neuerdings, ob überall hier ein Streit mit der Regierung und richterlihe Ent- 
ſcheidung zuläffig fei. Läge nun in folhen Fällen eine blos technifche Frage vor, 
fo wäre nicht abzufehen, warum hierüber mit der Regierung nicht follte geftritten 
werben können; technifches Urtheil hat fie vor Niemand voraus; allein unauflös- 
ih fcheint in den Plan des Unternehmens auch ver Gedanke des gemeinen 
Nugens verwoben, und alfo mag es wohl gegründet fein, daß auch hierliber bie 
Erekutive einfeitig zu beſchließen pflegt (vgl. Mittermaier, a. a. D.). 
Mebrigens zeigt fih aus Vorigem, daß die Schwierigkeiten der Erpropria- 
tionglehre wenn irgendwo fo im Erpropriationsverfahren, und zwar in der Kom: 
petenzfrage liegen; fowie daß dieſe niemals ohne Rückſicht auf die befondere Ber- 
fafjung des Landes entſchieden werben kann over follte. Auf anderen Punkten find 
darum die einzelnen Erpropriationsgefege mehr nur im Ausprud, bier dagegen 
in der Sache felbft verſchieden. — Bei uns ift das Erpropriationsrecht noch immer 
mehr Gegenftand der Geſetzgebung ald der Jurisprudenz gewefen *). Unter ven 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitungen fteht die neuefte von Häberlin im Archiv für 
civ. Br. Br. 39 (1856) ©. 1 ff., 147 ff. voran. Als Geſetzſammlung ift 
widhtig: v. Wendt's neuefter Erpropriationsfoder oder vergleidhende Dar— 
ftellung der wichtigften älteren und neueren Geſetze über Kanal- und Gtraßen- 
bau, Eifenbahnen u. dgl., ag 1837. Abgeſehen von ber reichhaltigeren 
franzöftfchen, bei Treidler a. a. DO, ©. 126 aufgeführten Literatur und ben 
ihon öfter genannten Aufjägen und Wohandlungen von Mittermaier und 
Treichler, ift hier noch ein Artitel von Bopp im Weiske'ſchen Rechtslexikon, 
Br. 4 ©. 136, und G. M. Klettke, die preuß. Geſetzg. über Zwangsabtre- 
tung (1847) — zu nennen. Brim. 





* Anm. d. Red. Soeben erjcheinen zwei Werke, in welchen die Exrpropriation mit beſon— 
derer Rüdficht auf Eifenbahnbauten behandelt ift: Beihorner, das deutſche Eifenbahnrecht 
Erl. 1858), Abth. 111 (S. 92—189). Ferner Koch, Deutichlands Eifenbahnen (Marburg 18581, 
Abth. 1. Bei Beichorner finden fih auch weitere Literaturnotigen. 
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Erxterritorialität. 


Unter dieſem Inftitute des pofitiven Völkerrechts verfteht man im Allgemeinen 
bie Eremtion gewiffer Perfonen und Saden von der Staatsgewalt besjenigen 
fremdländiſchen Territoriums, in welchem fie fich zeitweilig befinden. Das Wort 
Erterritorialität deutet wohl allerbings auf eine rechtliche Behandlung tiee 
erimirten Perfonen und Sachen gemäß ver Fiktion hin, als ob ſich dieſelben 
gar nicht in dem fremben Territorium (ex(= extra)territorio) befänden und bem 
nad in jeder Beziehung nur nach dem Rechte der eigenen Heimat beurtheilt wir 
den. Doc erkennt die Praris nicht alle rechtlihen Folgerungen, welche aus tiefer 
Fiktion an ſich zu ziehen find, und namentlic keineswegs den erorbitanten Sat 
an, daß Alles, was der Exterritoriale im fremden Gebiete thut, lediglich nach den 
Gefege feiner Heimat zu beurtheilen fei. Diefe Fiktion in ihrer vollendeten Durk 
führung würde die Souveränetät des fremden Staates in diefer Sphäre geraden 
aufheben, während nad) dem praftifhen Völkerrechte vie Erterritortalität ihr doh 
nur gewifle Beſchränkungen auflegt. Die Erterritorialität ift nur aus ber gegm 
feitigen Achtung der Staaten für ihre Souveränetät und für die perfünlicen Rr 
präjentanten dieſer Souveränetät, fowie überhaupt im Intereffe eines unabhängigen 
internationalen Verkehres entftanden und weiter gebildet bis zu ihrer hentigen 
Geftalt, und die heutige Praris erkennt demgemäß nur gewiſſe, freilich-nicht überal 
ganz beftimmte Rechte zu Gunften ver Erterritorialen an. Demgemäß laſſen ſih 
folgende Rechte aufzählen als Ausnahmen von dem jett allgemein gültigen Sup 
des Bölferrehts, daß jeder Fremde beim Betreten unferes Gebietes unfer 
Staatsgewalt, ihren Gefegen und Anordnungen im Ganzen gleich einem Unte 
thanen unterworfen ei. 

Die erterritoriale Perfon behält in der Regel ihr früberes Domicil und wit 
mithin aud in allen vavon abhängigen Saden nad dem Rechte ihrer Heime! 
beurtheilt. Die wefentliche Bedeutung ver Erterritorialität befehränft ſich aber daran 
daß fein Recht ver inneren Hoheitsgewalt, insbefondere fein Akt der polizeilichen un 
richterlichen Gewalt gegen bie erterritoriale Perfon oder Sache ausgelibt werten 
darf, wogegen alle übrigen Rechte, welche dem einzelnen Staat gegen ander 
Staaten zuftehen, unberührt bleiben, namentlih das Recht der Selbfterhaltung 
und Bertheivigung fowie das Recht auf Achtung. Ja auch die Ausübung de 
inneren Hoheitsrechte ift nicht ganz ausgeſchloſſen, infofern nämlich der Erterritorialt 
in dem fremden Gebiete Befugniffe erwerben will, welche eine ftaatsbürgerlid 
Eigenfhaft dort vorausfegen, 3. B. Anlegung einer Fabrik, Betrieb des Han 
delögewerbes. Auch ift der Erterritoriale nicht befreit von Laſten, welche auf dem Ge 
brauch einzelner, dem fremden Staate zugehörigen Sachen haften; 3. B. von Erlegung 
von Brüden-, Wege- und Fährgelvern, fomweit nicht aus bloßer Gefälligfeit hierin 
befondere Zugeſtändniſſe gemacht werben. Ferner ift der Erterritoriale der fremden 
Rechtsordnung unterworfen in Bezug auf Privatrechte, die er im fremden Staat: 
erwirbt oder ertheilt, namentlich in Betreff aller Realrehte am unbeweglichen 
Saden, 3. B. in Bezug auf Erwerb, Uebertragung, Berpfändung und Verpachtung 
von Örundftüden. Ueberhaupt ift der Erterritoriale der auswärtigen Gerichtsbat 
feit in allen den Privatangelegenheiten unterworfen, in welchen er, falls er fid auf 
nicht in dieſem Territorium befände, bei ven Gerichten des fremden Landes Red 
nehmen oder geben müßte, 3. B. im Fall der Beerbung eines Nationalen bed 
fremden Landes. Doc läßt ſich nad der bisherigen Praris nicht allgemein be 
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haupten, daß überhaupt das forum contraetus ftattfinden folle; vielmehr zieht bie 
Praxis hier meift engere Grenzen und übt die Gerichtsbarkeit über den Exterri- 
torialen wefentlih nur bei Realllagen, ferner binfichtlic der Nebenpunfte, melde 
durch eine felbfteingeleitete Procedur herbeigeführt find, 3. B. wegen ber Koften 
und wegen der Gegenklage, fowie in Betreff der fortgefetten Inftanzen. Auch 
werben konfervatorifche Mafregeln, 3. B. Arrefte an Saden, für erlaubt gehalten, 
wie denn, um einen neuerlichen Fall anzuführen, vie Meubles eines norbamerifa- 
nifhen Gefandten wegen rüdftändiger Miethe von dem Vermiether zurüdbehalten 
werben durften. — Unter allen Umftänven ift aber hierbei feftzuhalten, daß gegen 
den Erterritorialen feine unmittelbare Gewalt, namentlich feine Erefution vollftredt 
werben darf und daß gegen ihn überall biejenigen Formen zu beobachten find, 
weiche wider eine Perjon feines Staates, falls fie ſich wirklih in dem fremben 
Staate nit aufhielte, beobachtet werben müßten. 

Mit der Erterritorialität der Perſon ift zugleich eine Erterritorialität derje- 
nigen anderen Perfonen fowie ver Sachen verbunden, welche mit jener in einem 
ftaatsrechtlihen oder familienrechtlihen Zufammenhange ftehen, oder zu ihrem 
öffentlichen oder rein perfünlichen Dienft oder Gebraud beftimmt find. Ein Aſyl— 
recht zu Gunften fremder Perfonen ift aber mit ver Erterritorialität nicht ver- 
bunden. 

Nah der Praris erfreuen ſich folgende Perfonen und Sachen des Privile- 
giums der Erterritorialität : 

1) Die Souveräne in jedem fremden Territorium, in welchem fie fich zeit- 
mweilig aufhalten. Erft nad dem Mittelalter hat fich dies Privileg beftinmt heraus: 
gebildet. Es erftredt fih au auf das gefammte Gefolge des Souveräns, auf 
feine Equipagen ꝛc. Dagegen fteht, falls fie nicht im Gefolge ihres Souveräns 
jih befinden, den Mitgliedern fouveräner Familien, auch dem Thronfolger, das 
Recht der Erterritorialität nicht zu; wenigftens läßt fi eine allgemeine Praris 
nicht nachweiſen, obwohl fie ſämmtlich hohe ceremonielle Rechte genießen und dem 
Thronfolger wohl häufiger die Erterritorialität zugebilligt wird. De fteht das 
Recht jedem wirklichen Hhtregenten oder fouveränen Neichsverweier zu. Bon Aus— 
übung einer Gerichtsbarkeit ver Souveräne im fremden Lande über ihr Gefolge 
und überhaupt über ihre Unterthanen fann fügli nur inſoweit vie Rebe fein, als 
ihnen ſolche im eigenen Lande zufteht. 

2) Die fogenannten harakterifirten Geſandten nad ihren 4 Rlaffen 
(f. ven Art. Gefandte), nicht die anderweitigen diplomatifhen Agenten und Konfuln. 
Auch bier erftredt fih das Privileg auf das Gefolge, das Hotel, die Equipage 
ves Geſandten. Doch werden die vollen Privilegien ver Erterritorialität nur ben 
bei unſerem Staate beglaubigten Gefandten eingeräumt, während die durch unfer 
Gebiet blos durdreifenden Gefandten an fremden Höfen ſich nur einer gewiſſen 
größeren Unverlegbarkeit , eines befonderen Ceremoniells und vergleichen er- 
freuen. 

3) Kriegsfchiffe in fremden Gewäſſern. Uebrigens dürfen fremde Kriege: 
ihiffe in unfer See- und Flußgebiet nur unter Erfüllung gewiffer Förmlichleiten 
einlaufen, und hat jever Staat das Recht, den Aufenthalt derfelben zu befhränfen, 
zu verbieten ꝛc., foweit feine eigene Sicherheit ihm dies zu erfordern ſcheint. Be— 
ſondere Staatsverträge haben dies öfters näher regulirt und namentlich die Zahl 
der Kriegsſchiffe feftgefett, die in unfere Gewäſſer gleichzeitig einlaufen dürfen. — 
Ferner kommt das Privileg den Schiffen zu, auf welchen fich fremde Souveräne 
oder deren Bertreter befinden, und welche zu deren Beförberung ausſchließlich be— 
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ſtimmt find. Dagegen haben Handelsſchiffe an fich dieſes Privilegium nicht; 
fie find vielmehr fammt ihrer Mannfchaft der Gerichtsbarkeit und Poltzeigemalt 
des fremden Landes unterworfen, wenn aud babei eine Bermittelung und Kom 
trole ihres Konfuls überall zugeftanden wird. Freilih hat es felbft im neueften 
Zeiten an einzelnen Prätenfionen nicht gefehlt. Aber die gerichtliche Praris mie 
pie Theorie find bier ziemlich feft. Die Franzoſen find e8 einzig und allein, deren 
mildere Praris aud den Handelsfhiffen, wenigftens in gewiſſen Fällen, bejonvers 
bei Bergehungen am Bord des Schiffes, auch abgefehen von ven bejonveren Kom 
ceffionen durch Staatsverträge, eine Befreiung von der Einwirkung ver fremten 
Staatsgewalt zugebilligt bat. — Cine Ausnahme findet ftatt zu Gunſten von 
Hanvdelsfchiffen, die ohne anzulegen, nur auf der Durchfahrt unfer Seegebiet be: 
rühren, nicht aber aud, obwohl Heffter e8 behauptet, zu Gunften der Schiffe, 
welche wider Willen der Führer genöthigt werden, in einem Territorium zu lar 
ben; wenigftens erkennt die Praris legteres keineswegs allgemein an, und rei: 
fertigen fi) die Fälle, auf welche Heffter ſich beruft, einzig durch ihre Ginge 
larität. 

4) Fremde Truppenkörper, weldhe unfer Gebiet berühren. Es ift dazu fiett 
eine Erlaubniß von Seiten unferes Staates nöthig, natürlich abgefehen von ein’ 
feindlihen Armee. Auf ein Truppentorps, welches auf ver Flucht vor dem feint: 
unfer neutrales Gebiet betritt und nad) Völkerrecht bier auf unfere Aufforberumg 
die Waffen nieverlegen muß, erftredt fih das Privileg gewiß nicht, fondern ver 
zugsweife auf diejenigen Truppen, bie vertragsmäßig auf gewiſſen Etappenftrake 
durch unfer Gebiet marſchiren, ſoweit nicht die befonderen Sagungen der Etappe 
verträge Mopififationen und Ausnahmen enthalten. 

Bergl. Heffter, Völkerrecht $. 42, 45, 80, 205. Bynkershoek, & 
jud. comp. legat. Lugd. Bat. 1721. €. v. Raltenborn. 


F. 


Fabrikweſen und Fabrikarbeiter. 


I. Begriff und geſchichtliche Entwicklung Das Fabrikweſen if 
eine fo überaus vielgeftaltige, vem ganzen wirthſchaftlichen Leben der Neuzeit nad 
vielen Seiten den bezeichnenden Stempel aufprägenvde Erſcheinung, daß es kin 
Wunder ift, wenn — namentlich im gemeinen Sprachgebrauch — der Begriff dei 
Fabrikweſens ein Aufßerft fließender und umfaffender if. Schon die Fabrikation, 
d. h. das Fabrikweſen nad der ausſchließlich privatwirthichaftlichen Seite, wird in 
fehr verſchiedenem Sinn verftanden; von der Mandefterer Spinnmühle, meld: 
mit Zehntaufenden von Spindeln arbeitet, von der Uhrenfabrifation, welche in ben 
Bergen des fchweizerifhen Jura ganze Kantone gleihfam zu Einem Großbetriebt 
zufammenfchließt, bis herab zum Pofamentirer, welcher mit einem halben Dutzend 
Arbeiter und einigen Zwirnmafchinen thätig tft, bis zur Boutique des Schneiders, 
welcher zur Zeit als „Bekleidungsakademiker“ Rod und Pantalons „trigeneme 
triſch“ aufnimmt, bis zur Werkftätte des Schuhmaders, welcher ins Große für 
Mefle und Export arbeitet, ohne Leiften und Pfriemen anders als nad Bäter 
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Sitte zu handhaben, ift von Fabriken und Fabrikanten bie Rebe; wie jede große 
namentlih neue Kulturerfheinung geht aud die Fabrik dur die menſchliche Ein- 
bildung über ſich felbft hinaus, die Yabriffirma hat fih an manches Erwerbsſchild 
geheftet, an welchem fie nicht ohne ironifches Lächeln über die „noble Paffion der 
Zeit” betrachtet zu werben pflegt. Dann aber das Fabrikweſen, wie vielfeitig 
find nidt die allgemein volkswirthſchaftlichen, geſellſchaftlichen, ſtaatlichen Umgeftal- 
tungen und Eigenwirkungen, welche von der Yabrif ausgegangen find und fort 
während ausgehen; um das Fabrifwefen in allen feinen Durchſchnitten zu nehmen, 
müßte man nad) allen Richtungen des Lebens der Gegenwart und der Entwidlung 
der Zufunft das Maß auswerfen. Hierum aber kann es fich hier natürlich nicht 
handeln, da uns der Charakter ver Staatswörterbudys befondere Seiten der Be- 
tradhtung zumeift. 

Nah welcher feiner verfchiedenen Seiten nun aber das Fabrifwefen vom 
Staate aus anzufehen und anzufaffen fein mag, immer wird von feinen wirth: 
ihaftlihen Grundeigenfchaften, melde feine Erfheinungsweife aud nad andern 
Seiten beftimmen, auszugehen fein; denn das Fabrikweſen tritt vor Allem als 
eigenthümlihe Yorm der Erwerbsbethätigung auf. Man fagt nun gewöhnlich, 
das darakteriftiich wirthſchaftliche Merkmal ver Fabrikation beftehe in der Ar— 
beitstheilung, welde eigentlich erft in ihr”zu einer vollen Entwidlung ge 
langt fei. Dies ift nur dann eine erſchöpfende Charakterifirung, wenn die Arbeits- 
theilung in einem weſentlich weitern Sinne aufgefaßt wird, als die Benennung 
eigentlich anzeigt; das Fabrikweſen erhält feine eigenthiümliche Beftimmtheit durch 
die möglichſt umfaffende Bereinigung der möglichſt eigengeftalteten 
wirthſchaftlichen Faktoren für einen unmittelbaren gewerbliden 
Produftiondszwed. Das Fabrifwefen hat aljo zwei ftreng auf einander wirkende 
wirthſchaftliche Pole: großartige Vereinigung und möglichſte Specialifirung ver 
gewerblichen Produftivfaktoren. Und hiemit ift denn auch ſchon der ganze Unter: 
fhied vom Handwerk, gegen welches das Fabrikweſen am häufigfien in Parallele, 
beziehungsweife in Gegenjag zu ftellen ift, gekennzeichnet: Das Handwerk zeigt 
mehr oder weniger eine inbisfrete Bermifhung der gewerblihen Probuftivfaftoren 
innerhalb gegenftändlih und örtlich fi ftreng gegen einander abſcheidender Er— 
werbögebiete, während die Fabrikation diskreteſte Eigengeftaltung ihrer einzelnen 
Faktoren mit größter Weite des probuftiven Gemeinverbandes paart, im Hand— 
werk herrſcht feparatiftiiche roAungeyuoovvn (Blato), im Fabrikweſen föderaliſtiſcher 
Neichthum feharfer aber nicht ausschließlicher Sonderentwidlung. Schon in biefer 
allgemeinen Öegenüberftellung wird ſich das Fabrikweſen dem Handwerk gegenüber 
als Entwicklung und weitere Entfaltung, als hiſtoriſcher Fortfchritt erweiſen; wir 
haben aber vor allen allgemeinen Schluffolgerungen erft die wirthſchaftlichen 
Haupteigenthümlichkeiten des Fabrikweſens nod näher zu verfolgen. 

» Augenfällig und oft entwidelt ift die detailirte Eigen», und was damit 
zufammenbängt, die Maffengeftaltung aller einzelnen wirthſchaftlichen Kräfte 
der Fabrikation. Nicht nur treten die Hauptfaktoren : Kapital, Arbeit, Leitung nicht 
in einer und derſelben Berfon auf, fondern es find bis in die einzelnften Schat— 
tirungen hinein dieſe Grundkräfte perfonificirt; die Arbeit ift in allen Formen 
flaffenmäßig vertreten vom Handlanger bis zum Zechnifer, vom Laufjungen bis 
zum höheren Komptoiriften, für jede Funktion des fo oft möglich abgetheilten 
Produftionsprocefies ift eine eigene Arbeiterfategorie gebilvet. Die Leitung tritt 
in der Form der erft der Fabrikperiode angehörigen höheren Arbeiterklaſſe techni- 
{her und äfonomifcher Direktoren beſonders auf, das Kapital-in Geftalt ver 
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Aktionäre und Obligationäre, Die Hülfsmittel der Arbeit find ebenfalls außer 
ordentlich detailirt worden, vie Werkzeuge vom Heinften Treibhämmerchen bie 
zum Dampfhammer, ver die Eifenluppe wie Taig netet. Und dann melde Aus- 
wahl im Robftoff! Das Korrelat der Detailirung aller wirtbichaftlichen Kräfte 
ift die Maffenhaftigkeit, welche ihrem Auftreten im Fabrifwefen eigen ift; tie 
Aufftellung fpecieller Kräfte fett gehörigen Umfang ber, fpeciellen Aufgabe voraus. 
Der „Betrieb ins Große” gilt denn auch gewöhnlich als die bezeichnenpfte wirth— 
ſchaftliche Eigenthümlichkeit des Fabrilweſens. Wir haben da große mechaniſche 
Kraft bis zu Hunderten von Pferbefräften 1) ſich bemeffend, die mädhtigften Wert: 
zeuge, Bohrer, welche fingerbreite Metallfpähne bohren, Hobel, welche Metallflächen 
wie Wachs pouffiren; die Arbeiter zahlt die Fabrik bis zu Hunderten und Tan 
ſenden, fie arbeitet für den großen Abfag und großentheild auf Vorrath, der Ak 
fat beſchränkt fih nicht auf Stabt und Stabtbezirf, er greift fogar über ven 
nationalen Berbraud hinaus und wird Erport. 

Wie unentwidelt einerfeits und Hein anbererjeits nimmt fi neben der Fabril 
die Handwerksſtätte aus! Statt der Hunderte von Arbeitern in allen Abftufungen, 
welche der Gontremaitre durch Sprach- und Fernrohr beauffihtigt und zufammen- 
hält, figt bier der Meifter unter einigen Gefellen und Jungen jelbft an ver Ar 
beit, an Stelle ver mechaniſchen in Turbine und Dampfmaſchine gefhirrten Naturfraft 
die Muskelkraft des Menſchen, höchſtens ein ärmliches Thier ins Tretrab gejpannt, 
Kapital, Leitung, Arbeit, mechanifche Arbeitskraft in Einer Perſon; feine Auswahl 
des Rohſtoffs, die Waare in einer Lade ftatt im Magazin, der Abfat nicht nur fein 
nationaler, fondern der Maſſe nad ein örtlicher und häufig fogar vorberrfchen 
familienhafter ftatt eines die Erde umfreifenven Erports, mit einem Wort & 
Handwerk faft durchweg die ungetheilte unentwidelte Verwachſenheit der einzelne 
wirthſchaftlichen Elemente, in der Fabrik die maflenhafte Sonverausbiltdung. Ra 
türlich find diefes nur begriffliche Scheivungen: im Leben und in der fulturgefchicht- 
lichen Entwidlung treten Handwerk und Fabrifation unmittelbar in einander über; 
ſchon im gemeinen Sprachgebrauch heißen Yabrifen nicht nur diejenigen Gewerb#- 
betriebe, welche nad allen Seiten eine großartige Theilung der Arbeit darftellen, 
fondern aud diejenigen, welche nur einem oder mehreren ihrer Elemente eine 
fabritmäßige Geftaltung geben, und in diefem Sinn war das Element der Fakrit 
ihon in ver Periode des herrſchenden Handwerksbetriebs vorhanden, wie um- 

efehrt in mancher fogenannten Fabrif viele Elemente nody heute und immerfort 
anbwerfsmäßig find. 

Während das Moment der Arbeitstheilung oder maffenhaften Eigengeftaltung 
der gewerblihen Probuftivfaftoren feit der klaſſiſchen Entwidlung durch Adam 
Smith fo weit ausgefponnen worden ift, ift der andere eigenthümliche Pol ves 
Fabrikweſens, die umfaffende Vereinigung für einen gemeinfamen ge 
werblihen Produktionszweck, das großartige füberaliftiihe Moment, wenig 
beachtet und als felbftverftändlich bei Seite gelaffen worden, E8 kommt allerbings 
nicht durchweg zu jo handgreifliher Erfcheinung, ift aber darum nicht weniger 
wefentlih. Das ebenfo genaue als großartige Ineinandergreifen der fondergeftal- 
teten gewerblichen Produftivelemente im Fabrikweſen erblidt man am beften in 


1) Pierdefraft = dem Mai mechanifcher Kraft, welches 550 Pfund einen Fuß bob in 
einer Sekunde zu beben vermag; doch ift neuerdings die Maßeinheit der Pferdekraft dur ver 
fchiedenartige Annahmen getrübt worden. 
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jenen riefigen Etabliffements, welche eine ganze Inbuftriegattung in fi zu ver- 
einigter Darftellung bringen; man gehe etwa in eine große Mafchinenfabrit, ins 
Arfenal eines großen Staates, in große Eifenwerke, wo an die Erzverhättung bie 
Stahlfabrifation, Stabeifendarftellung in allen Abftufungen, Drabtzieherei, Gie- 
Berei und Werkzeugfabritation fih anſchließen, fo hat man in voller Erfcheinung 
die großartigfte Konfiguration der Fabrikproduktion bei detaillirtefter Eigengeftal- 
tung der einzelnen Elemente. Die großen gewerblichen Aktiengeſellſchaften, welche 
meift ſolche Fabrikwerke ins Leben rufen, ftellen auch ihrer dkonomiſchen Gliede— 
rung nad die großartige Föderation der gewerblichen Probuftivelemente gepaart 
mit maflenhafter Sonderausgeftaltung, das Wefen der Fabrif, wenn nicht. am 
vollendetften doch am finnenfälligften dar und fpielen eben deßhalb eine fo bedeu— 
tende Rolle in der heutigen Fabrikepoche. (Vergl. meinen Aufſatz: „Das heutige 
Atienweien im Zufammenhang mit der neueren Gntwidlung der Bollswirth- 
ſchaft“, Deutſche BVierteljahrefhrift, Jahrgang 1856, Heft 76.) Diefelbe groß: 
artige Konfiguration entwidelt fib auh da, wo wegen Mangeld an ausrei« 
hender Größe des Betriebsvermögens oder aus anderen Gründen die verwandten 
und zufammengehörigen Procefie fcheinbar für fi allein daſtehende Induſtrie— 
zweige und Betriebe bilden. Die Uhrenfabritation hat für jedes Rädchen und 
Stiftchen befondere Fabrifen, die Mefferfabrifation und andere vefgleihen, aber 
alle Reifeberichte aus England, Belgien, ver Schweiz, überhaupt aus allen In» 
duftrieländern weiſen aud auf die kantonliche, graffhaftliche, prowinzmäßige Koa— 
gulation verwandter Fabrifationszweige hin, und von dem bier eingenommenen 
Standpunkt aus wird es nicht fchwer fein, diefe Erfcheinung als ein nothwendiges 
Entwidlungsmoment des Fabrifweiens zu erfennen. Unter allen Borjhlägen ber 
fünftlihen Gewerbebeförberer, an melden die Gegenwart glüdlicher Weife ärmer 
ift, als die jüngere Vergangenheit, gab es denn auch feinen verfehlteren, feinen, 
weldher fo ganz dem ſich abſchließenden entgegengefesten Wefen der eigentlichen 
namentlich fpäteren Hanbwerfsentwidlung entnommen war, als den der Privilegirung 
einzelner Yabrifbetriebe im Umkreis gewiffer Zerritorialbezirte. Das Handwerk 
entwicelte fich örtlich ausfhlieglih, die Fabrik ftrebt durch ihr eigenftes Wefen 
zum Gegentheil, die Handwerksperiode fonnte ſich mit einer örtlichen und auch 
bier faftenmäßig geglieverten Konfiguration der gewerblichen Produftion begnügen, 
die Fabrifperiode kann nicht ruhen, bis fie eine freie nationale (Gemerböfrei- 
heit) und internationale (Hanbelsfreiheit) Konföveration berfelben wird vollendet 


ben. 

Nah ver bisherigen Entwidlung find nun auch die dem Fabrikweſen zu— 
gejchriebenen eigenthümlihen Bortheile und Nachtheile Leicht zu erflären und zu 
beurtheilen. Saft man zuerft das wirthichaftliche Ziel der gewerblichen Probuftion, 
das Fabrikat, ins Auge, fo ift dafjelbe in der Regel gleihmäßiger („egaler"), 
erafter, reichlicher, wohlfeiler. Das Fabrikweſen hat die gewerbliche Rroduftion der 
neueren Kulturländer im auferorventlihen Sinne des Worts vervielfältigt, die Kon- 
fumtion durch Wohlfeilheit man darf jagen verhundertfacht. Und Indem die Fabri- 
fation nicht blos die Yuruserzeugung fteigerte, fondern vor Allem die Erzeugung 
für den gemeinften Verbrauch, ift fie nicht blos den höheren Klaffen zu gut ge: 
fommen, fondern namentlich den unteren. Es ift vielfadh behauptet worben, bie 
Fabrifwaaren ftehen an innerer „Güte“ den Handwerlöwaaren nad), den Beweis 
aber ift man ſchuldig geblieben. Will man überhaupt mit fo unbeftimmten und 
meift nur wegen ihrer vagen Unfaßbarkeit unbefiegbaren Einwendungen biefer 
Art in eine Erörterung ſich einlaffen, fo wird man fagen dürfen: Die „Güte“ 
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der Handwerkswaare repräfentirt, nad) der Qualität des Erzeugniffes hin abgefchattet, 
wiederum jene inbisfrete Vermifhung verſchiedener wirthichaftlicher Momente, welche 
das Handwerfsmäßige gegenüber allem Fabrikmäßigen charakterifirt : Dauer, 
Veftigkeit, Schönheit des Erzeugnifjes find darin zur Indifferenz in einander auf: 
gehoben, was eben bei der Fabrikwaare nit der Fall ift. Die Handwerkswaart 
bat von jeder dieſer Eigenfchaften immer Etwas und ift infofern wenn man will, 
„beſſer“, als eine Fabrikwaare, für welche oft nur die eine oder andere Dur 
lität befonders erzwedt wird. Es läßt fi aber nicht behaupten, daß vie Fabri- 
fation nicht alle Waareneigenfchaften einzeln oder zufammen vollfommener be 
größerer Wohlfeilheit zu erzielen fähig fei. 

Die größere Specialfirung der Arbeit in ver Fabrikation hat zur folge, 
daß überhaupt Arbeitöfräfte zur Verwendung und Berwerthung gelangen, für die 
im Handwerksbetrieb feine oder feine lohnende Stelle vorhanden war. Dies bat 
feine großen Nachtheile erzeugt namentlih in Verwendung der Kinder (morükr 
unter II Näheres), aber aud) feine großen Vortheile. Der mit der Entwidlung 
des Fabrikweſens geftiegene allgemeine Wohlftand hat bier eine feiner tiefften 
Wurzeln. Die Specialifirung des Arbeitsbebürfniffes bewirkt, daß Specialitäten 
der Arbeitstraft, namentlich ver höheren geiftigen, eine unendlich lohnendere Ber 
wendung und daher eine befere fociale Eriftenz gefunden haben, fie bat bewirkt, 
daß ländliche Arbeitskräfte in der engen- obſchon für fich intenfiveren Arbeitsaufgelt 
der Fabrik ſchnellere Verwendung finden konnten, als es je in dem Handwerhk mit 
feiner technifchen Polyhiftorie, mit feinen efellen- und Meifterprüfungen u. |. ®. 
möglich gewejen wäre, wie umgefehrt mit dem Eindringen fabrifmäßiger Element 
in die Landwirthſchaft gewerbliche Arbeiter auf dem Lande reichlicheres Brod finte 
(wie neuerbings in England, vergleiche die treffliche Denkſchrift von Edwin Chadwit: 
De l’avenir de l’agriculture et des travailleurs agricoles. M&moire present‘ a 
congrös international de bienfaisance de Bruxelles; 1856, Bd. II der Kongrei‘ 
verhandlungen.) Den agrariihen Mißſtänden vieler Gegenden Deutfchlands hätt: 
man nie durch jchnelle Verbreitung des Handwerks Abhülfe bringen können, man 
hat fie aber durch Gründung von Fabriken und fabrifmäßigen Hausinduftrieen 
mit größtem Erfolg bekämpft. Beim Lichte betrachtet hat die fogenannte Einſeitig 
keit (Specialität) der Fabrifarbeit die arbeitenden Klaſſen beweglicher, zu Ueber 
gängen von einem Erwerbsgebiet aufs andere fähiger gemacht und hieburd de 
Berarmung und Armenbelaftung entgegenwirkt. Wenn ſodann allgemein menſchli 
betrachtet eine bedauernswerthe Cinfeitigfeit die Yunftion des Yabrifarbeiters nicht 
ſelten charakteriſirt, ſo darf man doch andererſeits nicht überſehen, daß im De 
großartigen Gefammtleitung von Fabrikbetrieben die beſten Kräfte eine unvergleid‘ 
lich vielfeitigere, geiftigere Beihäftigung gefunden haben, und daß aud ber ge 
wöhnlidhe Arbeiter im Allgemeinen durch Erjfegung der gemeinen ungeiftigen Mus 
felarbeit mittelft der mechanifchen Kraft eine im Allgemeinen menſchenwürdigere 
Beihäftigung gefunden hat. 

Eine Folge der großartigeren Konföderation der produftiven Kräfte it 
es, daß im Fabrikweſen Fortſchritte und zeitweilige Rückſchläge univerfeller und 
ſolidariſcher ſind, was ſchon an ſich der Staatsverwaltung ganz andere und gre 
artigere gewerbspolitiſche Geſichtspunkte und die Aufgabe größer geſtellt hat, als 
es reinem Danbmwerföbetrieb gegenüber denkbar und nothwendig erfcheint. 

Wenn wir ſchon feinen Anſpruch machen, auch nur die wirthfchaftligen Eigen‘ 
thümlichkeiten des Fabrifwefens mit dem Vorigen erfhöpft zu haben, jo willen 
wir vollends darauf verzichten, über bie geſellſchaftlichen und ſtaatüchen Eizen— 


und Sabrikarbeiter. 481 


wirfungen des Fabrikweſens, welches natürlich feinerfeits von ftaatlihen und ger 
ſellſchaftlichen Berhältniffen fehr weſentlich beftimmt wird, Genügendes zu fagen, 
wir befchränfen uns auf Umriſſe. 

Das Leben der induftriellen Schichten der Geſellſchaft zeigt diefelben 
zwei Grundrichtungen, welde das Fabrifwefen privat- und vollswirthichaftlich cha- 
rafterifiren : mafjenhafte Sonverentwidlung und weitgegliederte Zufammenfaflung, 
während es umgefehrt das Eigenthümliche einer jcharf ausgeprägten handwerklichen 
Geſellſchaft geweſen ift, im engften Rahmen der Zunft und ihrer inneren Stufen- 
ordnung das gejellihaftlihe Leben abzuſchließen und feine einzelnen Glemente 
indisfret zu vermifchen. Familienſtube und Handwerksftätte, Familien- und Ge— 
ihäftsvermögen find da vermiſcht, wirthſchaftliche und gefellige Exiſtenz aller Glieder 
des Betriebs ift gleichartig. Seit Entwidlung des Fabrifwefens aber ift der Hand» 
werfsftand im dritten und vierten Stand, bourgoisie und ouvriers, auseinander ge- 
treten, das Kapital hat ſich zu einem eigenen Geldſtande (Argyrofratie) beſondert, 
und jeder dieſer Stände hat fi maflenhaft herausgebilvet und lebt eine mehr 
oder weniger mit Gemeinwußtſein begabte und fi weithin zufammenfühlenve 
Maffe ihr eigenes gefelliges Leben. Diskrete ftändifhe Sonderentwidlung der Ge- 
werbsflaffe ift mit dem Fabrikweſen Schritt für Schritt vor fi gegangen. Und 

betanntli find auf diefen Punkt die hauptjählichften Vorwürfe gegen das Fabrik— 
weien von einem gedankenloſen Pſeudokonſervatismus gehäuft worden. Es ift völlig 
irtig, die mit der wirthſchaftlichen Specialifirung der produftiven Yaltoren Hand 
in Band gehende ſtändiſche Sonderbildung, welde wie jene im Ganzen ein Yort- 
ſchritt (weil Entfaltung) ift, ohne weiteres als mit Klaſſenfeindſchaft nothwendig ver- 
bunden zu betrachten. Der großartige Zufammenhalt, welder die Fabrik bei aller 
Sonvergeftaltung kennzeichnet, belebt auch die induftrielle Geſellſchaft. Die Ge- 
ſundheit des neueren Kulturlebens offenbart fi nirgends fo deutlich als darin, 
daß die Entwidlung des Fabrikweſens beim Lichte betrachtet feine Kaftenfeile in 
die Geſellſchaft zu treiben vermodt hat. So falſch es ift, daß ſich alles nivellire, 
und der Stänbebildung der inpuftriellen Geſellſchaft typiſche Schärfe abgehe, fo 
falfch ift es, daß fie faftenhaft fich zerflüfte, Vorwürfe, wie der häufige, daß ber 
Mittelftand in der immer tieferen Kluft zwiſchen wenigen Reihen und einer Maſſe 
Armer zerfhmelze, halten weder vor dem Naifonnement des gefunden Menjhen- 
verftandes noch vor der Statiftit Stich. Die Einfommensftatiftit beweift faſt 
überall und namentlich in England, welches eine ausgeprägte induftrielle Periode 
ichon hinter fi hat, daß der Mittelftand ftetig zunimmt, wobei nod zu beachten 
ift, daß die Einfommen der unteren Klaffen im Durchſchnitt das handwerksmäßige 
Niveau von ehedem erreihen. Allerdings find handwerkliche Mittelftandseriftenzen 
verihwunden mit ſchwerem Wehn, wie es jede Entwidlung bebingt, oft ſchnell 
und zum Theil von maffenhafter Verarmung iu dem Grade mehr begleitet als 
man fie künftlih noch zu erhalten fuchte. Und dennoch beweift die Statiftif mit 
Zahlen, wovon ſchon das wirthſchaftliche Weſen der Fabrikation an fi überzeugen 
konnte, daß der Mittelftand durch das Fabrikweſen nicht ſchmäler geworden ift; 
man giebt fi der gegentheiligen Unficht nur deßhalb fo gerne bin, weil fin der» 
gewöhnlichen optifhen Täufhung verfällt, vie Statiften, welche durd die eine Ku— 
Üffe verſchwinden und in anderem Aufzug durch die andere wieder hereinfonmen, 
nicht als diefelben zu erfennen. , 

Nicht blos aber beruht die Vorftellung von einer immer tieferen Kluft zwi— 
en Arm und Reich, fondern überhaupt die Behauptung kaſtenmäßiger Stände: 
bi (dung im Folge des Fabrikweſens auf entſchiedener Täuſchung. Ein oft unfidt- 

Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. Il. 31 
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bares Band der Gemeinfamkeit hält ſowohl die Glieder der einzelnen Stände ald 
bie Stände untereinander zufammen. Schwerlich hat irgend eine frühere Zeit cin 
ſolches Maß von gegenfeitiger Hingebung der Stände für einander, einen folden 
Umfang philantropifcher Beftrebungen ver höheren für die niederen Klaſſen auf: 
weifen, wie bie jetige, feine eine ſolche gegenfeitige Achtung der Klaſſen gegen 
einander, wie auch Feine eine foldye Gleichheit in der äußeren gefelligen Eridei- 
nung aufzuweien hat. Kann man etwa behaupten, daß Arbeiter und Herrn, 
Handwerker und Fabrikanten von heute ſchroffer fi von einander abheben, al 
einft die Gefellen vom Meifter, als die einft unedlen (unehrlichen) Handwerle ven 
ben geabelteren? Die Kulturgefchichte wird mit Nein antworten, wenndie Kultur 
romantit Ja fagen wollte. Auch innerhalb der einzelnen inbuftriellen Stint 
und Klaſſen von heute findet fi eine Gemeinfamfeit, ein Element des Zuſammen 
halts, welches fich dem Gemeingeift unter der focialen Verfaſſung des Hantwali 
in jever Beziehung an die Seite ftellen fann. Die heutigen Verbindungen zu # 
meinfamer Beförderung des Erwerbes, die gemeinfinnige Hingabe für den Sta 
leiften nicht weniger als ehevem ver zinftige Verband. Sehen wir uns namentlid 
die heutigen Berbindungen der Arbeiter an, fo find fie nicht nur edler (Ilinglin 
vereine, Gefellenvereine, Arbeiterfingvereine) als die einftigen Herbergsaffociation 
der Gefellen (mit ihrer rohen Unfitte des Schleifene, Hobelns, des Duellirens mit 
Stiefelhölgern u. f. w.), fondern auch ergiebiger für geiftige und materielle Unter 
ftügung, wenigftens fteht Nichts der Erwartung im Wege, daß fie letteres iR 
fein werben. Unftreitig genießt ver Arbeiter von heute größere perſönliche Frede 
und Selbftftändigfeit, als der auf den Meiftertifch radicirte Gefelle. Das Korrelatv 
perfönlichen Freiheit, die ifolirte wirthſchaftliche Selbtverantwortlichkeit, hat# 
natürlich im felben Maße entwideln müfjen, aber gleichzeitig hat diefe Selbftverai 
wortlichfeit durch die Entwidlung des Vereinsweſens freie Stügen mächtiger Art e 
halten. Die Aſſociation, welche als eine der induftriellen Geſellſchaft eigene madt 
volle Erſcheinung von Allen anerfannt, aber von Wenigen ſcharf begriffen wirt, i 
in der Fabrifgefellihaft das Element freier Einigung, weldyes zu dem Element gr 
ſellſchaftlicher Individualiſirung hinzukommt, wie in ver Fabrikation wirtbicaftlic 
Sonderausbildung und freie Föderation der einzelnen Elemente einander bebingin. 
Das Wort hat tiefen Sinn, daß die Affociation die moderne Korporation |: 
das Unterfcheivende der Affociation von der handwerklichen Korporation, ver 
der alten feftgefchloffenen, nicht von der neuen geloderten Zunft, befteht een | 
darin, daß fie die einzelnen Mitgliever als individuell felbftftändige aufnimmt un 
erhält, ihre Perſönlichkeit nicht in die innere Indifferenz und den Zwang ki 
korporativen Lebens aufhebt, daß fie nicht örtlich ſich abfchließt, micht den Mar 
hen nad) feinem gauzen gefellfchaftlichen Leben verjchlingt, ſondern ihre Zwei 
einerfeits betaillivt, anderfeits ihre Mitglieder aus allen Ständen, Orten und Br 
häftigungen zufammenführt; überall durchdringt ſich in ihr das Clement der Gin 
feitigfeit mit dem ver Bielfeitigfeit, das der individuellen gefellfchaftlichen Freihei 
und Selbftverantwortlichfeit mit dem ber mannigfaltigen ftändifchen Vermittlung 
und ve vielverzweigten gemeinfamen Zwedverfolgung. Die laudatores temporit 
acti heißen die Afjociation eine verfrüppelte Korporation, mit mehr Wahrheit aber 
wird man fie für die entwidelte und gereifte Zunft, für die Innung der Fabril 
periode anfehen dürfen, deren wirthfchaftliche Eigenthümlichkeiten, Individualiftrung 
md freie mannigfaltige Verbindung, fie ihren Vorausfegungen und ihrer wirt 
lichen Geftaltung nad) repräfentirt. \ 

Berfolgt man, aud nur in den äußerſten Umriffen, vie politiſchen Rid 
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wirkungen fabritmäßiger Geftaltung der gewerblihen Produktion, den Zufammen- 
bang des Fabrifwefens mit dem heutigen Staats: und Gemeindeleben, fo treffen 
wir in politifcher Geftalt alsbald auf viefelben Grundpotenzen, welche das Fabrik: 
wefen wirthihaftlih und foctal durhwalten. Die Staats und Oemeindeverfaffung 
des Handwerks ift die ffändifch-korporative, beziehungsweife zünftige, vie Zunft 
bat während ihrer Blüthezeit ganz entfchieven politiihe Subftanz (vergl. meinen 
Auffag „Abbruch und Neubau der Zunft”, deutfhe BI. Schrift, Jahrgang 1856, 
Heft 73), fo fehr werden die handwerklichen Lebensformen durch unentwidelte 
Verwachfenheit aller bürgerlichen Pebenselemente gekennzeichnet. Umgelehrt bebingt 
eine fabrifmäßige Erwerbsgliederung mit ihrer unendlichen Detaillirung einerfeits, 
ihren fließenden Uebergängen und ihrem großartigen Zuſammenhang andererfeits 
für Gemeinde- und Staatsleben, foweit fie in diefem auftritt, einen Bau, wel- 
der unmöglich ein mehr oder weniger zufällig abgezirteltes Gleichgewichtsſyſtem 
in forporativer Befonderung auftretender Stände fein kann, ſondern welder vie 
Mannigfaltigkeit verſchiedener Eriftenzen und focialer Kräfte einerfeits nad einem 
gewiſſen einfahen Maße (Cenfus) politifch zufammenfaßt und fie andererfeitd ber 
breiten Sonderbethätigung vielgeftaltiger Selbftverwaltung überläßt. Den Kon— 
ſtitutionalismus im ftaatlihen und gemeindlichen Berfaffungsleben wird 
man nur im Zufammenhang mit der Entwidlung des Fabrikweſens recht begreifen 
und in feiner relativen Berechtigung zu würdigen vermögen. Die allgemein 
„Maatsbürgerliche” Indifferenzirung ver ftändifhen Mannigfaltigkeit in ver mo» 
dernen Bildung der höheren Staats- und Gemeindeförper hat einen großen Reid)- 
thum vielgeftaltiget Selfgovernements der befonderen Interefien zum Unterbau, 
welchen nur der einfeitige Ankläger konftitutioneller Berfaffungsbildung überjehen 
tann. Die fogenannte Nivellivungstendenz des Konftitutionalismns fließt biefe 
eben jet wieder fo ungeftüm ſich herborbrängende Selbftverwaltung der befonveren 
Intereflen eben fo wenig aus, als die großartige Zufammenfaffung des fabrif- 
mäßigen Erwerbslebens die jelbftftändige Ausbildung der einzelnen Probuftivfaktoren, 
und jo wenig als das fogenannte gefellige Nivellement vie ſtändiſche Sonderent- 
wielung ausſchließt. Beides bedingt ſich vielmehr aufs Strengfte. 

Di ver häufigen Gegenüberftellung von Handwerks- und Fabrikweſen haben 
wir die Hauptmomente auch ver gefhihtlihen Entwidlung des legteren 
eigentlich ſchon angegeben, es bleibt uns nur übrig, das zerſtreut Bemerkte in 
einigen Säten zufammen zu faſſen. Bom Anfang aller bedeutenden Fulturgefhicht- 
fichen Entwidlungen ift fchwer zu fagen: bier ift er oder da ift er. Es gehört 
zum Begriff ver Entwidlung, daß jede fpätere Stufe in der früheren ſchon vor- 
gebildet if. So hat denn aud der blühende Gewerbfleiß ber mittelalterlichen 
Städte, wie er etwa der Hanfa zur Baſis diente, e8 haben die italifhen, die 
ſlandriſchen Städte im Reformationszeitalter fabrifähnliche Gewerbsentwidlung ge- 
babt, wie denn aus den letzteren das Fabrikweſen faft unmittelbar hervorgewachſen 
ift. Man wird aber fagen müffen, daß die Entwidlung des Yabritwefens, als 
herrſchender feine wefentlichen Merkmale zur vollen Geltung bringender Öeftaltung 
der gewerblichen Produktion, gleichen Schrittes mit der Entwidlung des Maſchinen⸗ 
wefens, mit der verbefierten Lolomotion, mit der Hervorbildung des Welthandels 
durch die Seeherrfchaft der Engländer, mit dem Aufblühen ver eraften Wifjen- 
ſchaften und mit dem fieghaften Durchdringen des modernen Staats: und Völfer- 
rechtsberwußtfein vor fich gegangen ift; es iſt ſchwer zu fagen, welder dieſer ge- 
ſchichtlichen Procefje am der Wiege des andern ſchon geftanden ift, fie haben ſich 
gegenfeitig bebingt, berrfchend aber beginnen fte und das von ihnen getragene und 
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fie tragende Fabrikweſen mit dem 17. Jahrhundert hervorzubrechen und mit pro— 
greffiver Schnelligkeit einander zu entwideln. | 

Das Maſchinenweſen hat feine erften entfcheidenden Triumphe erft im ber 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts errungen, da um 1750 Watt noch Uni- 
verfitätsoptifus war und Arkwright erft 1767 vie Barbierftube aufgab. Dann 
aber folgte die Ausbildung in unüberfehbar ſchnellem Entwidlungsgange, von 
welchem nicht einmal die Höhepunkte (Schiffe- und Landlokomotivmaſchinen, me 
hanifcher Webftuhl, Jacquardweberei u. f. m.) hier überfehen werben können. Die 
Mafchine repräfentirt die volle Gigenthümlichkeit des Fabrikweſens in ber Ab: 
ſchattung auf die Arbeitsmittel. Die motorifhe Mafhine hat von der menſchlichen 
Handarbeit das Element der bloßen Mustelfraft abgelöft und eigen geftaltet; vie 
Arbeitsmaſchine ift das Werkzeug der? Fabrikation, d. h. fie dharakterifirt fich va 
dur, daß fie, möglichft das Atom der Arbeit mit mafjenhafter Kraft erfaft, 
und in ihren höheren Erfcheinungen repräfentirt fie mit ihrer großartigen ftrg 
georbneten Zufammenfafjung der möglichft abgetheilten Arbeitsfunftionen die gang 
Eigenthümlichteit der Fabrifation. Als Lokomotive und Telegraph hat fie erft vie 
heutige Entwidlung des Fabrifwefens, welches ein nationales und internationales 
Süterleben einen lebhaften Eigen und Welthandel bedingt und vorausfegt, mög 
ih gemaht. — Der Welthandel, von den Engländern unter Elifabeth aus 
den Hänben der andern feefahrenden Nationen übernommen und von Cromwell 
durch die Navigationsgefeßgebung befördert, hat fid anolog mit der Ausbiltung dei 
Fabritwefens entwidelt, und welche Steigerung des Erwerbslebens durch das Letzter: 
hervorgerufen worden ift, findet vielleicht in Nichts einen paffenderen Maßſtah 
als in der Zunahme des Handelsmarine. Die Engländer hatten in der Mitte w 
16. Jahrhunderts 135 Meine Fahrzeuge, Ende 1856 hatten fie 1669 Dampf: 
fchiffe mit 383,598 Tonnen. . 

Eben fo wefentlih wie mit der Entwidlung der Mechanik, der Lokomotion, 
der technifchen Chemie und des Welthandels hängt die Ausbildung des Fabril 
weiens mit der Geftaltung des neueren Staatd- und Bölterrehtszuftandes zu 
fammen. Das Handwerk mit feiner lofalen Selbftgenügjamfeit, mit feinem auf 
den Stabt- und Gaubezirk befchränften Horizont konnte zur Noth beftehen unter 
der mittelalterlihen Auflöfung der Staatsidee, unter der Gefangenſchaft des 
öffentlichen unter vem Privatrecht, die Fabrifentwiclung fest ven Yand- und Welt- 
frieden, die Befeitigung der territorialen und felbft der internationalen Verkehrs— 
fhranfen voraus, die Yabrifentwidlung figt auf dem Siegeswagen nationaler und 
Internationaler Verkehrs- und Zollfreiheit und ſchwingt die Palme des Rechts⸗ 
und Weltfriedens. Bezeichnender Weiſe haben eben die Kämpfe, welche die mittel- 
alterlihe Polyarchie abſchloſſen, mit am meiften dazu beigetragen, die Blüthe dei 
alten Handwerkes zu zertreten, in Deutjchland namentlid der 30jährige Krieg. 
Während England und Frankreid aus jenen Kämpfen mit nationaler Einheit umd 
fortan gefihertem innerem Landfrieven hervorgegangen find, errang freilich Deutjd- 
land, weldes troß der Ausbildung des modernen Staatöbegriffs Hunderte von 
Territorien behielt und als das Herz von Europa der Tummelplat der fortvauern- 
den internationalen Fehden blieb, jene ftaatlihen Bedingungen eines blühenden 
Fabrikweſens nicht. Das letztere gelangte denn auch, von den größeren Staaten 
abgefehen, in Deutſchland erft in diefem Jahrhundert der deutſchen Zolleinigung 
und unter dem europäifchen Frieden der legten vier Jahrzehnde zu entſprechender 
Entwidlung, nachdem feit dem 3Ojährigen Krieg das deutſche Gewerbsleben in 
der fiehen Schwebe zwifhen Handwerks: und Fabrilcharakter fteden geblieben 
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war. Der entfcjiedene Fortfchritt zur nationalen Zolleinigung Deutſchlands, welcher 
plöglich üppigen Trieb in die jabrhundertlange Stagnation gebradt hat, erklärt 
nicht nur, fondern rehtfertigt die zündende Kraft, welche die dem Schutzzollſyſtem 
zu Grunde liegende Fiktion nationaler Selbftgenitgfamkeit und Vollendbarkeit des 
Fabrikweſens gerade in Deutfchland lange Zeit geübt hat. In Wahrheit aber 
hatte fhon zu der Zeit, als die „nationale Konföderation der probuftiven Kräfte” 
ins Syſtem geleimt wurde, das Fabrikweſen überall eine internationale Konfö— 
veration angezettelt, da es über die nationale dur fein eigenes Wefen hinaus: 
getrieben wird. Wie aus dem Bicinalweg die Landftraße und aus biefer die nad) 
internationalen Richtpunften gelegte Schienenftraße geworben ift, jo muß ſich aus der 
örtlichen und felbft hausmäßigen (Realgewerbe- und Baunrechte) Eingrenzung des 
Gewerbes die nationale und aus biefer die internationale Gewerbs⸗ und Verkehrs: 
freiheit mit dem Fabrikweſen entwideln, Das Nähere über dieſe Wirkungen und 
Borausfegungen des Fabrikweſens müſſen wir jedoch denjenigen Mitarbeitern über- 
laffen, welche vie Kapitel des Freihandels, Völkerrechts und Weltfriedens fchreiben, 

Ueber das muthmaßlich künftige Verhältniß von Handwerk und Fabrik 
werben häufig begriffsfpielerifhe Betrahtungen angeftellt, welchen wir einige Worte 
widmen mäffen. Dan hat den Sat aufgeftellt, das Handwerk werde ſich ſchließ— 
lich auf dasjenige Gewerbsgebiet zurüdziehen, in welchem vie individuelle Hand: 
fertigteit beftimmend. ſei. Dies ift ebenfo zu viel ald zu wenig gejagt, da am 
Ende nur das Kunftgebiet dem Handwerk übrig wäre und doch auch, wie ſchon jetzt 
vie tägliche Anfhauung lehrt, vie Kunft und die Kunftgewerbe, fowohl was ihre 
Probuftions- als was ihre Abfatverhältniffe betrifft, mit vollen Segeln ins Yahr- 
waſſer des Fabrikweſens eingelaufen find. Das Richtige ift vielmehr, daß ſchon jett 
alle Handwerke fabritmäßige Elemente in fi aufgenommen haben und daß feines 
im Stande fein wird, fie von ſich abzumehren. Uber die einen Betriebe nehmen 
jo viel, die andern fo viel von dem Fabrikcharaller in fih auf und immer wird 
e8 die Minderzahl fein, welche ven Fabrikcharalter in allen ihren Einzelnelementen 
volftändig entwidelt, wie in allem organifchen Leben vie unvollendeteren Formen 
nah Zahl und Art vie häufigeren find; ver gewerblide Mittelmald wird immer 
dider und niannigfaltiger als der Hochwald bleiben, e8 wird immer mehr Klein: 
als Groß betriebe geben, und ganz falfh und engherzig wäre ed, wenn man, 
Kleinbetrieb und Handwerk gleichſetzend, vemfelben nur bei der Kunft einen Zu— 
funftsplag reſerviren wollte. Die Statiftit der hauptſächlichen Kulturländer beweift 
denn auch, daß mit der Entwidlung des Fabrikweſens die leinbetriebe nit nur 
nicht abgenommen haben, ſondern dichter und zahlreicher geworben find. Es ſchlägt 
ver Statiftif ins Gefiht, wenn man behauptet, die Zahl ver felbftftändigen ge— 
werblichen Eriftenzen, wenn man denn durchaus nur die Inhaber befonverer Be: 
triebe felöftftändig nennen will, habe durd die Fabriken abgenommen; von ge— 
wiſſen Betriebsklaſſen fann dies vorübergehend wahr fein, im Ganzen ift e8 eine 
der vielen dem Fabrikweſen beweislos aufgeladenen, der Wirklichkeit widerſprechenden 
Vorwürfe. 

II. Die Stellung des Staates zum Fabrifwefen. Die Zeiten find 
nicht lange vorbei, wo in Deutſchland noch ernſtlich die Frage erörtert wurbe, ob. 
ver Staat die Fabriten überhaupt zulaffen, mwenigftens, ob er fie beförvern folle; 
muß doch noh Rau in feiner Bollswirthfchaftspolitif (Ausgabe von 1844) vie 
Buläßigkeit der Fabriten dem Holzmangel gegenüber in Schug nehmen. Die 
Frage ift heute ſchon thatfählih gelöft, da alle Staaten dem Fabrikweſen bie 
pofitiofte Förderung zu Theil werden laffen. Der im Yabrifweien enthaltene un- 
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ermeßliche kulturhiſtoriſche Fortſchritt iſt heute fo handgreiflich und fo allgemein 
gefühlt, daß es Eulen nad) Athen tragen hieße, ihn im beſchränkten Raume dieſet 
Werkes weiter zu verfolgen, als es in ver obigen Parallelifirung von Handwal 
und Fabrikweſen ſchon geſchehen ift. 

Der allgemeine Standpunkt des Staates dem Fabrikweſen gegenüber ergiebt 
ſich aus dem wirthſchaftlichen und gefellichaftlihen Eigenmwejen des fabrikmäßigen 
Erwerbslebens von felbft. Wenn der Staat fidy einerjeits nicht mundtodt machen 
laflen darf durch ein ertremes laissez faire laissez aller, jo muß er eben fo jehr 
fi zum allgemeinen Grundſatz machen, nur nad genauefter Prüfung und mit 
forgfältigfter Umficht einzugreifen. Wir übergehen dabei alle Anmuthungen ſocia— 
liftifcher Regelung des Fabrikweſens durch den Staat, welde theils durch eim 
falſche Diagnofe ver Uebel der Fabrikentwicklung theils durch das föderaliftiidt 
ftantähnliche eigene Weſen ber Fabrik angeregt worden find und welde nur der 
Fabrifperiove des Gewerbslebens gefhichtlih angehören können und wirklich ar 
gehören. Die Idee der atellers nationaux ift von der Willenfchaft und von da 
Geſchichte jo überwunden, daß wir von demjenigen Standpunkte als dem richtige 
ausgehen, welcher eine birekte ftaatlihe Orbnung der Fabrikökonomik in allen der 
men für verwerflich anfieht. 

Als richtiger Standpunkt des Staates zum Fabrikweſen ergiebt fich einjah 
derjenige der allgemeinen Gewerbebeförderung durch Wegräumung ver 
Entwidlungshinderniffen nad Außen und Innen und durch eine die Selbftwüdis 
feit der Induftrie nirgends ausſchließende Anregung. Die Aufgabe der ehemalige 
Gewerbebeputationen und Kommerzfollegien, die fich heute als „Centralſtellen fü 
Gewerbe und Handel“ an die Spige der Handels- und Gewerbelammern ftellen, # 
nicht mehr die quäleriiche Einhaltung von Zunftregeln, ver Entſcheid von Meile 
rechts⸗ und Prüfungsftreitigfeiten u, |. w., ſondern der viel weitere und fruchtbare 
Gefihtspunft der gewerblichen Bildung der Jugend, der Anregung durch Imduftrie 
ausftellungen, ftändige Mufterlager, der Begutachtung von allgemeinen Fragu 
ber nationalen und internationalen Gewerbsbeförderung. Der Staat hat überal 
nur im Allgemeinen befördernd und orbnend (Fabrikrollen, Fabrikſchiedsgerichte, 
conseils de prudhommes u. f. w.) einzugreifen und bie bejonderen Einmiſchungen 
in die Einzelnheiten des Fabrifwefens als Ausnahme zu betradyten. Es ift dem 
aud) eine häufig ſogar in die Definition des Fabrikweſens aufgenommene Eigen 
thümlichkeit feiner Behantlung durch die Stantsverwaltung gewefen, daß vie ler 
tere, welhe das Handwerk fo fehr unter Heinlihe Vormundſchaft genommen bat, 
das Fabrikweſen von Anfang freier fich bewegen ließ. Der befte Wille vormund 
Ihaftliher Behandlung fcheitert an der Nidytregierbarkeit der internationalen Er: 
werbsorbnung, auf welder das Fabrikweſen ruht, an der Vielgeftaltigkeit der Bil 
dungen, welche durch die Befonderung der gewerblichen Propuktivelemente berver 
gerufen ift; wo „Ein Zritt taufend Fäden vegt“ und viefe Fäden jelbft vom 
Ihärfften Auge nicht überfehen gejchweige beurtheilt und geleitet werben Fönnen, 
muß wie die focialiftifhe jo die bureaukratiſch-empiriſche Regelung des Fabrikwefent 
durch den Staat von felbft aufhören. Eine große Erwerbspolitit, melde ein 
laissez faire, laissez aller wahrlich nicht ift, hat im Fabrikweſen die kleinliche 
Gewerböpolizei abgelöft. 

Wenn nun aber gleic) die ganze Natur des Fabrikweſens die Einzelneingrifte 
des Staates im feine freie Bewegung und Ordnung nur als Ausnahmen zuläßt, 
jo haben wir diefe Ausnahmen, fo weit fie üblich find, als folche näher zu cr 
Örtern. Sie lafjen fih auf einen logifhen Faden ziehen, wenn wir zunächſt zwi⸗ 


und Sabrikarbeiter. 487 


fhen Erridtung und Betrieb ver Fabriken als Objett der Stantsein- 
wirfung unterjcheiden : 

1) Was die Errichtung von Fabriken betrifft, fo pflegt die Gefammtheit 
ver Staatseinwirkung dabei in dem Begriff der Konceffion zufammengefaßt zu 
werben. Der Begriff der Yabrikfonceffion ift daher ein fehr vielveutiger und bat 
in verfchiedenen Staaten verſchiedenen Inhalt. Es kommt uämlich ganz darauf an, 
von was der Staat feine Konceffion abhängig zu machen pflegt. Schon formell 
läßt fi unterfcheiven zwifchen Aominiftrativ- und Legalkonceffion, je nachdem 
die Entjheitung dem arbiträren Ermefjen der Verwaltungsbehörve anheimgegeben 
ift oder je nachdem fie auf bloßer Kognition über die Erfüllung allgemeingültiger 
geſetz licher Vorfchriften beruht. In den meiften Staaten ift das legtere Regel ge— 
worden, und es läßt fi nicht verfennen, daß die damit verbundene Befeitigung 
aller apminiftrativen Willfür der felbftwüchfig gefunden Entwidlung des Fabrik— 
wejens großes Bedürfniß ift. Gang abgefehen von heterogenen Entfheidungsgründen 
der Ronceffion, welden die gewerbliden Interejlen leicht geopfert werben, fo ift 
bei einer Aominiftrativfonceffion Willfür, welche dem Anfehen oder der Integrität 
des Beamtenthums ſchadet und die gewerblidhen Klaffen verlegt, häufig unvermeib- 
lich. Gleiche Freiheit Aller in der Erwerbsbethätigung ift einer tüchtigen Induftrie- 
entwicklung unentbehrlich. Dies hat ehedem fehr gefehlt. Die Anfänge des eigent- 
lichen Fabrikweſens fallen faft überall mit Fabrifationsprivilegien zufammen. Wir 
können ganz unentjchieven laffen, ob vie hiſtoriſche Thatfache, daß die Wiege der 
Iuduftrie und des Fabrikweſens von wucherndem Privilegienwejen aller Art um- 
rankt ift, der Entwidlung der Yabrifation mehr genügt oder mehr geſchadet hat, 
ob die legtere wegen oder troß ber Privilegien groß geworben ift; gewiß ift, daß 
vie heutige Fabrifentwidlung und das heutige Nechtsbewußtfein mit der Privile- 
girung einzelner Betriebe und der Abhängigkeit des Gewerbebetriebe von admini— 
ftrativem Wohlbelieben kaum vereinbar ift. Die Staatsverwaltung wird fi in ber 
Regel auf die Koynition der Erfüllung der allgemeinen gefeglihen Vorſchriften zurüd- 
ziehen und jelbft dieſe wenigitens in erfter Inftanz Standesorganen (Gewerbefam- 
mern, Gewerbe: und Handelsgerichten) überlaffen, will fie ihrem fittlichen Anfehen, der 
natürlichen ftatt fünftlihen Yabrikblüthe und dem Intereffe der Konfumenten, welches 
durch Konkurrenz wahrgenommen wird, dienen. Materiell kann die Konceffion, 
berube fie auf unbefcgränttem Ermeffen der Verwaltungsbehörde oder auf Hand» 
habung beftimmter gefeglicher Normen, dur jehr verjchievenartige Rüdfichten bes 
jtimmt fein. Das abjolut Berfehlte wird in diefer Beziehung nur dies fein, alle 
Fabriken gleihmäßig unter Einen Hut bringen zu wollen. Die Rüdfichten einer 
vernünftigen Aedilität (Baupolizei aus den Nüdfichten ver Feuersgefahr, ver Ge- 
junbheit und Sicherheit der Arbeiter u. ſ. w.), der Rechtspolizei, des Privatredhts- 
ihuges, ver Flußpolizei, der öffentlichen Gejunpheit, ver öffentlihen Ruhe, ver 
(wirflid oder eingebilvet bedrohten) Staatöficherheit müſſen die Staatseinwirkung 
bei Erridtung der Fabrifen mannigfady verſchieden beftimmmen und verſchiedene 
Arten von Fabriken werden daher verſchieden zu behandeln fein, die einen können 
mehr oder weniger frei zugelaffen werben, über bie andern hat felbft eine materielle 
Kognition Statt zu finden (fog. Konceffionsgewerbe, ald da find: Mühlen, Pul: 
vermühlen, lärmende und luftverderbende Gewerbe, welch’ legteren die hohe Staat$- 
polizei auch Drudereien etwas uneigentlich beigefellt hat u. f. w.), Was vie In- 
terefjen det Freuerficherheit, der Straßenorpnung, der Nachbarruhe, des Kirchen» 
friedens u. ſ. w. betrifft, fo fann der Staat viele Konflikte einfach dadurch löſen, 
daß er der Bildung von Fabrikquartieren Vorſchub leiftet, womit er nur 
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einem in der Entwicklung des Fabrikweſens ohnehin ſich geltend machenden Triebe 
entgegen kommt. Bei der Anſiedlung in beſonderen Fabrikquartieren fallen eine 
Maſſe von Intereſſenkolliſionen von ſelbſt weg und wenige geſetzliche Beſtim— 
mungen reichen hin, die noch übrigen ſtreitenden Rückſichten z. B. in Bezug auf 
Feuer- und Straßenpolizei, zu befriedigen und zu verſöhnen. Einzelne Fabrilarten 
werben allerdings immer noch übrig fein, bei welden in jedem gegebenen Fall 
befondere Umftände zu berüdfichtigen find, fie werden daher einer mehr oder weniger 
arbiträren Apminiftrativfonceffion vorzubehalten fein. Die Art der Geltent: 
machung der mancherlei bei Fabrifenerrihtung wahrzunehmenden Interefien if 
in verfchiedenen Staaten eine verſchiedene. England, welches überhaupt für vie 
Regel keine ftaatspolizeilihe Einwirkung bei Fabrikerrichtung kennt, überläßt ſelbſ 
den Schuß der Nachbarrechte der freien civilrectlichen Verfolgung der ſich verletz 
Glaubenden. In den Ländern ftaatspolizeiliher Bethätigung' herrſcht gewöhnlich cin 
öffentliches Provofationsverfahren und es hat fich bafjelbe, fo viel wir bei St 
verftändigen erheben konnten, zur rechtzeitigen Geltendmachung berechtigter Nub 
barintereffen wie zur Abfchneidung chikanöſer Nachbarprocefie fehr wohlthätig un 
wirffam erwiefen, namentlih wo den adminiftrativen Konceſſionsentſcheidunge 
unter ober ohne Kautionsleiftung vorläufige Kraft bis zum richterlichen Austta 
eingeräumt ift. 2) 

Einem befonderen Maß ftaatliher Einwirkung find ganz allgemein, weil nid! 
mit Rüdficht auf ihren techniſchen Fabrikationszweck, fondern wegen ihrer eig 
thümlichen ökonomiſchen Gliederung die Aktienfabriten, zum mindeften bei ihm 
Gründung wenn au nicht bei ihrem fortlaufenden Betriebe unterworfen work 
Ihnen gegenüber nimmt oft der Staat wirflid oder blos täufchendem Anſchce 
nah nicht blos die Rechtmäßigkeit, fendern aud vie befondere wirthichaftlik 
Zwedmäßigkeit des zu gründenden Yabrifbetriebs zur Grundlage feiner Konceffient 
entfheidung. Ift dies fo allgemein gerechtfertigt und woher kommt es? Mit dieſe 
Frage greifen wir in eine an ver DBerathung bes deutſchen Handelsgeſetzbuchet 
entzündete heiße Streitfrage der Zeit hinein, welche umfänglicher im volkswirtk 
fchaftfichen Theile des Artikels „Anonyme Geſellſchaft“ zu erörtern ift. Die Altien 
fabrifen werben zır ausnahmsweifer ftaatlicher Einflußnahme bei ihrer Gründung 
und ihrem Betrieb empfohlen: 1) wegen ihrer angeblichen den Einfluß der Staat: 
gewalt und die Griftenz des Individualerwerbs bedrohenden übermächtigen Stellung, 
2) wegen der Schwindeleien bei ihrer Gründung und Verwaltung. Halten dieſe 
Behauptungen fo allgemein hingeſtellt die Probe der Erfahrung und einer unbe 
fangenen volfswirthichaftlihen Erörterung aus? Die Erfahrung hat immer, um 
niemals fo deutlich, als in der Periode volfswirthfchaftlichen Auffchwungs, meld 
ſeit 1850 batirt, bewiefen, daß die Prüfung der Aftienfabrifen auf ihre „Seli 
bität“, ihre „volkswirthſchaftliche Zweckmäßigkeit“ vom Staate mit Sicherheit nich! 
angeftellt werben ann. Ja die vorgängige Kognition des Staates über bie zu 
gründenden Aftienbetriebe hat den Aktien Kredit und leihten Kurs gt 
geben wie ver Stermpel den Münzen, bat die einzige wirkfame Prüfung, MM 
mentlich die des ſich betheiligenden Publitums, die diligentia in rebus suis ein 
geſchläfert, das Auge der individuellen gefchäftlichen Vorficht geblendet, faltiſch dem 
Schwindel Borfhub geleiftet und das Publitum in das hineingeführt, was (m 


2) Falſch ift es dagegen, wenn die Frage den Verwaltungsbehörden zur definitiven Beet 
dung mit Ausfchluß des Rechtsweges überlaſſen wird. 
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die Staatsfürforge erfparen follte, in Schaden. Eine genaue nationalöfonomifche 
Prüfung erweift auch die angebliche Thatſache als irrig, als fei durch Entwidlung 
des Aktienweſens das Privatgewerbe, die individuale durch die föderale Wirth: 
Ihaftsform mit Vernichtung bedroht. Die Aktiengefellihaft hat ihre großen Vor— 
züge und kann Vieles leiften, was ver Individualbetrieb nicht vermag, aber der 
legtere hat feinerfeits feine eigenthümlichen Vorzüge, und fo wenig das Fabrif- 
wejen im Allgemeinen vie Heinen Gemwerbsbetriebe vernichtet, vielmehr vermehrt 
hat, eben fo wenig verfhlingen, fondern bedingen vielmehr vie großen Aftien- 
betriebe die individuellen Fabrikbetriebe. Es ift alfo weder dazu allgemeiner Grund 
vorhanden, bei Gründung und Berwaltung der Altiengeſellſchaft die gefchäftliche 
Vorſicht der Privaten durch die Garantie illuforifher Staatsauffiht zu erjegen, 
noch dazu, das Privatgewerbe gegen die angeblihe Bedrohung des föderalen 
Altiengewerbes mehr in Schuß zu nehmen, als ehedem den handwerklichen Klein- 
betrieb gegen den fahritmäßigen Privatbetrieb. Eine Bedrohung des Staatseinfluffes 
ſelbſt durch wirthſchaftliche Uebermacht der Aftienfabriten findet bei der heutigen 
Entwidlung der Konkurrenz nicht Statt. Wenn es ſonach ſchon an zutreffenden 
allgemeinen Gründen zu vorzugsweifer Bevormundung der Aktienbetriebe dem 
Staate mangelt, fo fehlt es ihm noch viel mehr an der Fähigkeit, denn es find 
meiftens in ihrer Art befondere, ja fogar neue ſchwer nad) vorhandener Erfahrung 
zu beurtheilende Unternehmungen, die der Staat vor ſich hat. Die Beurtheilung 
des Staates ift daher entweder oberflächlich und mild und dann überfläffig, oder 
zu Ängftlih und dann hemmt fie die induftrielle Entwidlung und lenkt fie nad 
den Ländern freierer Behandlung ab, die goldene Mitte aber ift kaum einzuhalten. 
Der Staat wird daher am Beften au die Aktienfabrifen wie die Fabriken im 
Allgemeinen behandeln und ihre eigenthümliche, d. h. föderale Gliederung infoweit 
durch ſolche befondere und zwar geſetzliche Vorſchriften beritdfichtigen, welche die 
regelmäßige Kenntnißnahme und Wachſamkeit der Aktionäre über den Stand bes 
Gefchäftes befördern und erleichtern. Wo bei der Gründung von Fabriten im All- 
gemeinen befondere abminiftrative Einwirkung ausnahmsweiſe gerechtfertigt ift, mag 
dies dann felbftverftänvlih auch von den Aftienfabriten gelten. Die Streitfrage 
wegen Konceſſion der Aftiengefellfchaften ift wie viele andere nur deßhalb fo 
ihwierig, weil man Unzufammengehöriges vermifcht. Daß der Staat über eine auf 
Aftien zu gründende Eifenbahn ſich eine ganz aus ven Berhältnifien des einzelnen 
Falls zu ſchöpfende Kognition vorbehält, wird vernünftiger Weife immer der Fall 
fein, und aud die englifche Altiengefeggebung hat diefen und verwandte Fälle ver 
Rontrole des Board of Trade vorbehalten. Im großen Durchſchnitt aber werben 
gerade Aktienfabrifen unter allen auf Gewinn berechneten Aftienvereinen bie 
am freieften zu behandelnden fein. Die Schwierigkeit fommt wirklih nur baber, 
daß man bie materielle Natur der einzelnen Aftienvereine zu fehr unter bie 
allgemein juriftifhe Form zefangen genommen, daß man nicht nah Arten unter- 
ſchieden hat. : = 
Das Gleiche, was von den anonymen Altiengeſellſchaften gejagt ift, ift von 
den Kommandite-Aftiengejellfhaften zu fagen, welde auf dem Kontinent 
durch uniforme Behandlung nad; dem juriftifchen Princtp des Code du commerce 
vielleicht um foviel zu fehr der Staatseinwirkung entzogen find, ald ihr die ano- 
nymen Gefellfchaften zu allgemein unterliegen. Frankreich hat denn im Jahr 1856 
(Juli) feine Gefeßgebung über Kommanbditeaktiengefelfhaften in Ergänzung bes 
Code du commerce und des Geſetzes vom 31. März 1833 erweitert, und, ohne 
die Kommanviteaktiengefelihaft ver Staatsprüfung zu unterwerfen, vermehrte ge- 
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jegliche (theilweife fehr zwedmäßige) Beftimmungen getroffen, welde den Zwed 
haben, durch Hemmung des Spekulationsumlaufes der Aktien ſchon zur Zeit ver 
Gründung, durch Aufftelung eines Ueberwachungsrathes, durch ein georbnetes 
Scägungsverfahren in Betreff des Gerantenbeibringens und durch notarielle Be 
ftätigung der wirklichen Erfüllung dieſer verſchiedenen Garantieformen das Kapi- 
tal vor Ausbeutung zu fügen. 

Am meiften entjpricht die neueſte englifche Gefepgebung über „Erwerbs: 
geſellſchaften“ (Art. 19 und 20 Victor. C. 47 vom 14 Juli 1856) vem Stant- 
punkt, welchen wir im vorftehenveu eingenommen haben. Die Grundſätze dieſes Ge 
jeges find: 1) eine abminiftrative VBorprüfung findet in der Regel nicht Statt; 
denn die Einregiftrirung einer Geſellſchaft, welche die vorgefchriebenen geſetzlicher 
Beſtimmungen erfüllt und bie nachweiſt, kann von dem Registrar, welcher ein 
vein notarielle Stellung einnimmt, nicht verweigert werden. Aber dieſe Bedingungen 
fonftituiren 2) eine Legalkonceffion, welde im Ganzen als ängſtlich bezeichnet 
werden muß. Die Berechtigung eine Erwerbogeſellſchaft (geſetzlich iſt dies jere 
aus mehr als 20 Perfonen beftehenve auf Gewinn berechnete Gejellihaft ohne die 
juriftifch formelle Unterfcheivung von Kommandite- uud anonymen Aktiengejellfchaften) 
wird 7. Perfonen als Minimalzahl gegeben. Die rechtsgültige Konftituirung wirt 
von ter Eintragung der von dieſen Perfonen errichteten Geſellſchaftsurkunde 
(memorandum of association) in die Regiſter des Registrar of Joint Stock 
Companies abhängig gemacht. Dieſe behördliche Bormerfung gejchieht nach Prü- 
fung der Erfüllung der gefeglihen Formalien. Die Gefelihaftsurftunde muß cent 
halten: Namen, Ort, Zwed, Kapitalbetrag, Zahl und Betrag der Antheile, ein 
Feſtſetzung darüber, ob beſchränkte oder unbefchränkte Haftbarkeit augenomms 
ift (limited — illimited liability). Letzteres muß aud auf der Firma, im öffen 
lihen Anfündigungen, auf Effekten, Wechſeln, Dokumenten ꝛc. der Gefellfchait 
ſtets bezeichnet fein. Zu unterſcheiden von der Geſellſchaftsurkunde ift das Statut, 
für welches ein allgemeines gefeglihes Formular aufgeftellt ift, ſofern nicht aus 
drückliche Erweiterungen beliebt und beim Registrar hinterlegt find. Jede jpäter 
Abänterung des Statuts hat durch einen Specialbefhluß zu gefhehen, welcher nur 
bei Anweſenheit von wenigftens drei Viertheilen der Stimmbefiger in zwei we 
nigftens einen Monat auseinander liegenden Oeneralverjammlungen gefaßt werben 
fann und ebenfalls beim Registrar hinterlegt werben muß. Um vie unfichere Per 
fönlicyfeit ‘ver Aktiengefelfhaften für das Publifum und die Theilhaber zu firirem, 
ift das englifhe Gejeg weiter und zum Theil wohl zu weit gegangen durch Be 
feitigung eigentliher Au porteur-Aftien, durch Erſchwerungen der Ceſſion u. |. w. 
Jede Befigübertragung ift in dem Regifter der Antheilshaber, weldes im Bureau 
der Induftriegefellihaft aufzuliegen hat, einzutragen, jährlich ift eine neue Lifte 
mit Namen und Adreſſe ver Theilhaber, Angabe der Kapitalfunme u, |. w. aus 
zufertigen, dem Registrar of J. St. C. zu übergeben und Jedermann ift berechtigt 
gegen Gebühr Einfiht und Abſchrift vavon zu eyhalten. Somit find im Allgemeinen 
Atienfabriten gegen Erfüllung dieſer zum Theil engherzigen, großentheild aber 
zwedmäßigen Beftimmungen ohne Weiteres ftatthaft, mit Ausnahme ver Erwerbs: 
gefellfhaften, welche über ein gewiſſes Maß hinaus Yand erwerben (Eifenbahnen, 
Bergwerke u. ſ. w.), diefe bebürfen ver Genehmigung des Handelsamtes (Board. of 
Trade). Ein Fünftel ver Aktionäre kann vom Handelsamte die Anorbnung einer 
Specialunterfuhung der Geſellſchaftsverhältniſſe verlangen, jedoch laufen bie 
Koften nicht auf Gefahr des Hanvelsamtes. Diefes Gefeg ſichert, unbeſchadet ber 
vernünftigen Ausnahmen, ver englifhen Gefellichaftsinduftrie eine geſetzliche Bafis 
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ebenfo ftätiger als georbneter Entwidlung. (Näheres, vergl. Schwebemeyer, 
das Aktiengefelfchaftswefen in England.) 

2) Die Stellung der Staatsgewalt zu dem Fabrikbetrieb. Als allgemeiner 
Grundſatz kann aud hier nur die größte Vorficht bei einzelnen Eingriffen empfoh- 
len werben, ba einerjeits wegen ber Verſchlungenheit aller Verhältniſſe des Fabrik— 
weſens ein verhütetes Uebel leicht zwei andere hervorbrechen läßt und die Verhält— 
niffe eines Fabrifbetriebes überhaupt ſchwer zu beurtheilen find. In einzelnen 
Fällen jedoch wird es wirklich Pflicht des Staates fein, einzufchreiten. 

Zum Schuß höherer fittliher Intereffen : Vielfach ift der Staat im Intereffe 
ver Sonntagheiligung eingefchritten dur Verbot der Arbeit am Sonntag, | 
durch Berbot lärmender Fabrikation während des Gottespienftes u. f. w. Der Staat 
wird ſich hüten müſſen, daß dur die Wahrnehmung des Sabbathintereſſe's nicht, 
wie jo häufig der Fall, tehnifche und ökonomische Yebensvorausfegungen der Fabri— 
fen angegriffen werden, *) Die Rüdficht auf die gottesdienftlihe Ruhe der übrigen 
Bevölferung wird am beften gewahrt werben, wenn man, wie ſchon oben empfohlen, 
das Fabrikweſen in befondere Quartiere zu koncentriren fucht. 

Ein hohes fittlihes Motiv, welchem zu lieb der Staat überall in ven 
Yabrifbetrieb eingegriffen hat, ift das der Jugenderziehung, die Fürſorge für 
vie körperliche und ſittlich-geiſtige Reife der Kinder gegenüber der Yabrifarbeit, In 
Großbritannien wurde zuerft auf Peels Antrag durch den Parlamentsbefhluß von 
1802 (42, Geo. III.) für die Geſundheit der Kinder in den Spinnereien geforgt, 
ſodann durch Akte von 1819, von 1825 (1 u. 2 Geo. IV C. 39, Hobhoufe’s 
Afte) und vom 29. Auguft 1833 (3 u. 4 William IV, cap 103) gemeinhin 
factory-act genannt, ferner durch den factory-act von 1844. Anordnungen in 
gleihem Betreff enthält die preußifche Verordnung vom 6, April 1839 und 
das neuere preußifhe Gejeg vom 16, Mai 1853, vie bayrifhe Verordnung 
vom 15. Januar 1840, franzöſiſches Geſetz vom 22, April 1841. Es ift auf 
folgende Gefichtspuntte Hauptfächlich zu achten: 1) Kinder unter cinem gewiſſen 
Alter dürfen gar nicht gebraudht werben in allen oder gewiſſen Arten von Fab— 
tifen (Seidenfabrifen find in der engliſchen Afte von 1833 günftiger behantelt) : 
Ducpetiaur ſchlägt 10 Jahre vor, Frankreich hat 8, England, Bayern 9, Preußen 
12 Jahre angenommen. Beachtung des Tauffcheines, eines gerichtsärztlichen und 
Schulinfpeftionszeugnifjes faun dem Fabrikanten vorgefchrieben werden; 2) daß von 
dieſem Zeitpunft an bis zum durchſchnittlichen Alter voller Arbeitsreife die Kinder 
‚nur ſchonend, eine gewiße tägliche Stundenzahl (in Preußen bis zum 15. Jahre 
6 Stunden), verwendet werben; 3) daß ihnen der Beſuch der Schule geftattet 
werden muß. In Deutſchland ift hiefür nad dem Standpunkt feines Schulwefens 
wohl überall ausgiebige Yirforge getroffen, in England hat das Geſetz von 
1843 (Grahams Bill) zuerft für den Schulbeſuch der Fabriffinder Fürforge ge 
troffen; 4) daß die Arbeitsräume der Fabriken gehörig gelüftet, gereinigt, daß 
in chemiſchen Fabriken die gejundheitsgefährlichen Stoffe, namentlich Gaſe, ſchnell 
beſeitigt und gebunden werden, was ohnehin das Intereſſe aller Arbeiter fordert. 
England hat beſondere Ueberwachungsbehörden, Factory Inspectors, eingeſetzt, 
welche halbjährlich werthvolle Berichte abſtatten. Nachweiſe über die Wirkungen 
ver Faltoreigeſetze in England, Frankreich, Preußen lauten ſehr günſtig: die Ar- 


*) S. über dieje wichtige Frage, deren Loſung wohl am Sicherften durch Een 
Berabredungen zu bewirken wäre, den Art. „Sonntagsfeier“. Ad. Red, 
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beitsheren haben ſich darein gefügt. Aus England liegt uns der Beriht Mr. Her: 
ners, bes Infpektors des Rancafhire Diftrift, vom 31. Oktober 1850 vor. Darin 
finden ſich folgende Vergleiche über die in Großbritannien 1835 und 1850 beihäl 
tigten Faltoreiarbeiter: 


Zahl ber 1835: 1850: | 
Jünglinge von 13 bis 18 Jahren 47,768 67,864 
Männer über 18 Jahre . . . 82,336 157,866 


Knaben unter 13 Jahren. . . 27715 21,137 
Trauensperfonen über 13 Jahre. 167,130 329,577 
Mädchen unter 13 Jahren . . 28,378 19,638 


353,327 596,082 
Sclagender und erfreuliher könnten dieſe officiellen Zahlen nicht fein. Di 
Kinderarbeit ift, wie aus ven Faktoreibetichten hervorgeht, hauptſächlich durd Fer 
befferung und Vermehrung der Mafchinen erfegt werden. 9) Daß ver vermert: 
Gebrauch verbefferter Maſchinen reine Folge der Faktoreigefete gewefen, wirt ih 
natürlich um fo weniger behaupten laffen, als im fraglihen Zeitraum vas Pr 
ſchinenweſen auch außerhalb ver Faktoreiinduftrieen (Baummwoll-, Flache, Bil, 
Seivenfabrifen zc.) überall eine ähnliche intenfive Steigerung erfahren hat. & 
erhellt aber daraus, daß die Befeitigung unreifer Kinderarbeit ohne Nachtheil fü 
das Fabrifwefen ftattgefunden hat umd der Erſatz durch vermehrte und verbeil: 
Maſchinen nicht nur nicht von einer Verminderung der Arbeiterzahl im Allgemein, 
fondern von einer Verdopplung fpeciell der reifen Arbeiter begleitet geweſen # 
und im Zufammenhang damit fteht die fehr beträchtliche Steigerung der Art 
Löhne, welde im Zeitraum feit 1835 ganz unverkennbar im Gefolge der vera# 
ten Mafchinenarbeit gewefen ift. Die völlige PVefeitigung der Verwendung © 
veifer Arbeitsräfte läßt ſich natürlich nur almählig von fortſchreitender fittlide 
und intelleftueller Bildung der Fabrikherrn und der Arbeitereltern erwarten. ÜÜ 
jegt ift die Gewiſſenloſigkeit der legtern fo groß, daß der Staat um fo unbebent 
licher einzugreifen hat, als dieſer Eingriff erfahrungsmäßig nicht nur nicht [dal 
. fondern darauf hinwirkt, auf die Dauer einen kräftigen Arbeiterftamm zu erhaltet 
und dadurch die zukünftige Kraft des Fabrikweſens zu verbürgen. 
Es dürfte, um den Mißbrauch der Kinder bei dem Fabrikweſen zu verhir- | 
dern, hauptfächlicd darauf ankommen, diejenigen Propuftionen genauer übermade! 
zu lafien (am beften durch das in England bewährte und auch für die Imbuftrte 
ftatifttt und für die Zwede der dem neueren Wirthfchaftsleben fo nöthigen Deffent 
lichkeit nützliche Inſtitut ber Fabrikinſpektoren), bei welden die Kinderarbeit U 
größerem Maße ftattfindet. Die Ueberwachung hätte ſich natürlich auf die Kognitier 
der Erfüllung der gefeglichen Vorſchriften zu beſchränken. Nach einem vortrefflichen 


3) Die Zahl der mechaniſchen Webſtühle (power loom) hat ſich im vereinigten Ran 
von 1835 bis 1850 von 115,782 auf 298,906 vermehrt! Diefe Ziffern mit den obigen fo inirt 
geben beiläufig bemerkt eine der beften ftatiftifchen Antworten auf die unbewiefene Anlage, J 
die Maſchine den Arbeitern das Brod ſchmaͤlere. Während die Maſchinen an Zahl und Krafı 1 
mehr als verdopvelten, haben ſich nahezu auch die Arbeiter verdoppelt und diefe haben Di 
ftatiftifch nachweisbar den Lohn, fteigen ſehen. Gegenwärtig beforgt in den fchottijchen Spinnerei 
ein Mann 1500 bis 2000 Spindeln und erhält 35 Shill. Wochenlohn, in andern Betrieben M 
fhlechteren Mafchinen nur 800 Spindeln mit 20 Shi. Wochenlohn, vor 35 Jahren nur 
feine Spindeln bei 12 Shill. Wochenlohn. (Tooke, History of Prices, Vol. VI.) Solche er 
ſachen fprechen Harer als Dupende philantropifche Klaglieder über den Einfluß der Raſchine 
die Arbeiteregiftenz. 
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Vortrage des Diveltors des preußiſchen ftatiftifchen Bureaus Dieterici an die Ber- 
liner Akademie 1856 (welder eine ftatiftifche Apologie der Induſtrie gegen bie 
verfchiedenen ihr gemachten Vorwürfe enthält) waren nad den Aufnahmen von 
1852 im preußifchen Staat bei den metalliihen Yabrifationen meift nur 1/, bis 
2 pEt. der Arbeiter Kinder, nur bei Stahlwaaren- und Nähnadelnerzengung 15 
bis 20 pCt.; bei Woll- un? Flahsjpinnerei 5 bis 8, bei Baummollengarn 15, 
bei feidenen Zeugen waren es 17, bei Wollgeweben 8, Baummwollgeweben 10, bei 
Tabals- und Zigarrenfabrifation 11, fonft hauptfähli 1 bis 2 pEt. Der Staat 
bat alfo nur diejenigen Fabrikationen ſchärfer beobachten zu laſſen, in welchen viel 
Kinderarbeit verwendet wird. 

Es ift auch für erwachſene Arbeiter eine gefeglihe Beftimmung der Fabrik— 
ftunden vorgefchlagen worben. Die ftörenden Wirkungen einer folhen Mafregel 
überwiegen aber fidherlic die venfbaren Vortheile. Die augenblidlihe Konjunktur 
ipielt im Gejchäftsleben eine wachſende Rolle, der Fabrikherr muß fie benügen / 
fönnen, dem Berbienft der Arbeiter hilft fie und vedt die Ausfälle ungünftiger 
Zeiten; der Zinfenverluft in manchen Betrieben würde zu groß. Merkwürdige Er: 
fahrungen der jüngften Zeit (1850 bis 1856), welde ſich gerade durch einen 
allfeitigen Arbeitermangel charalteriſirte, jcheinen zu beweiſen, daß trotzdem eine 
Abkürzung übertriebener Arbeitspauer mit der wachſenden Intenfivität der Arbeit und 
mit der befleren Bezahlung ver Arbeiter Hand in Hand geht. Nach den von New: 
wach (in Tooke, History of Prices VI. Vol.) mitgetheilten Erhebungen haben 
ih 1851 bis 1857 die Wrbeitslöhne in England im Durchſchnitt um 15 bis 
20 pCt. gefteigert, während fi die Arbeitsftundenzahl von 70 auf 60 Stunden ' 
per Woche in faft allen Gewerben verminderte. 

Der Staat ift im Interefje der Arbeiter noch außerdem vielfah zum Ein- 
greifen in die bkoönomiſchen Berhältuijfe des Habrifbetriebs aufgefordert worden. 
Es wurden fogar in polizeiwifjenfhaftiihen Lehrgebäuden Mafregeln empfohlen, 
um eine Theilnahme ver Arbeiter am Fabrikgewinn durch gefegliche Anordnungen 
zu realifiren. Die Regierungen haben jedoch viefe focialiftifche Klippe mit Recht 
jtreng vermieden, felbft *) in der philantropiſch unſchuldigen Geftalt, die Fabrifheren 
zu regelmäßigen Beiträgen für Alters-, Krankheit und andere Unterftügungszwerte 
gefeglich zu veranlaffen. Die Erfahrung bat dieſe Politit vollftändig gerechtfertigt. 
Während gefegliher Zwang der angegebenen Art gewiß viel Störung in die na- 
tionale Yabrifentwidlung gebracht haben würde, ift in Yorm von Prämienreferven 
für bleibende Arbeiter, in Form von freiwilligen Beiträgen für die Arbeiterkaflen, 
in Form der Fürforge für wohlfeile und gute Verköftigung und Bekleidung von 
ven Fabrifanten mehr geleiftet werben, als fi durch Geſetz hätte erzwingen lafjen. 
Diefe freie Bethätigung der Fabrikherrn entfpringt der jet immer weiter fich ver- 
breitenden Erfahrung und Ueberzeugung, daß theurere, ein höheres materielles und 
intelleftuellsfittliches Bedürfnißmaß kennende Arbeiter felbft privatwirthſchaftlich vor- 
theilhafter find, als armfelige, wohlfeile Löhner. Nichts ift in der Lektüre der neueften 
englifchen volkswirthſchaftlichen Literatur fo wohlthuend als dieſer Sat, welder - 
übrigens nur ald eine befondere Erſcheinung der lange feftftehenden Erfahrung, 
daß Sktlavenarbeit weniger vortheilhaft als freie Arbeit fei, betrachtet zu werben 
braucht. Der Staat kann indeffen durd öffentliche Auszeichnungen der — wenn 





*) Anm, d. Ned. Doch nicht immer, wie 4. B. neuerliche Anordnungen in Wabern be: 
weiien. Bat. übrigens Bd. I. S. 405. 
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auch im beften eigenen Interefie — dem Wohl ihrer Arbeiter hingegebenen Fat- 
rifheren die bezeichnte freie Entwidlung fördern. 


An die Fabriken fchließt fi) gerne eine ihren Arbeitsförper mehr oder we 


niger zwangsweife erfaffende Naturalauslohnung durd Abzüge für den ge 
meinfam gebeten Tiſch, die gemeinfame Bekleidung u. f. w. an. Diefe Naturab 
auslohnung kann zu mißbräuchlicher Ausbentung der Arbeifer nach der konfunmtiven 
Seite ihres mirtbfchaftlihen Lebens führen, und dieſe Ausbeutung — unte 
dem Namen Truck System befannt — ift mit Recht gebrandmarft more. 
Dod wird aud hier eine empirifche direfte Einmiſchung des Staates nur in id 
tenen Ausnahmefällen väthlih und von Erfolg fein. Die völlige Bejeitigung vr 
Mitwirkung der Fabrik zu gemeinfamer Befriedigung ver Konfumtionsbedärfnifi 
der Arbeiter ift um deßwillen unthunlih, weil dadurch mit den möglichen Rt 
bräuchen die größten wirklichen Vortheile für die Arbeiter erfticdt werben wirken. 
Man kann es auch mit Befriedigung fagen, daß das fortfchreitenve fittliche Ve 
wußtfein und defien Stimme, vie öffentliche Meinung, daß ver fteigende Bau 
an Arbeitern und die damit verbundene Wertbihätung der letztern, daß bie Ken 
furrenz auf dem Arbeitsmarkt jene Mißbräuche fehr verringert haben. 

Eine beſondere Beſprechung erfordert das Verhalten des Staates zu de 
Arbeitseinftellungen (strikes). In den Gewerbeordnungen verſchiedener beutlön 
Staaten wird jede Verabredung der Arbeiter zur Arbeitseinftelung im der Ablidt 
eine Lohnerhöhung dadurch herbeizuführen, mit Polizeiftrafen belegt. Dies ift dr 
unbillige, unfreie Behandlung der Arbeiter zum Vortheil der Arbeitsherren, melde 


die Verabredung zur Lohnerniedrigung mit gleichem Rechte oder Unrechte verndt | 
werden müßte. Allerdings haben maflenhafte Arbeitseinftellungen vie äffeni® | 


Ruhe oftmals geftört, im Anfang des vorigen Jahrhunderts haben die Augsburg 
Schuhknechte fogar Kaifer und Reid in Alların gejegt. Dadurch ift aber mir # 
boten, daß die Polizei die geeigneten Mafregeln zur Erhaltung der Ruhe ergteſt 


Sie braucht ſich dabei nicht fo paſſiv zu verhalten, wie es in England, dem Hall 


ſchen Lande der die feiernden Arbeiter nad) Zehntaufenden zählenden strikes, der Fel 
ift; fie kann Zufammentreten zu größeren Notten u. ſ. w. verwehren, überhauft 
ſehr thätig fein, ehe es zu fürmlichem Bruch des Rechtes und der Ordnung kom, 
aber es ift eine unbillige Beſchränkung der Freiheit des Arbeiters, wenn ganz In 
Allgemeinen die Verabredung zur Arbeitseinftellung zum Zweck ver Lohnerböhun 
polizeilich beftraft wird. Selbft die Erfahrung, daß die Arbeitseinftellungen meiſ 
zum Schaden der Arbeiter ausſchlagen, rechtfertigt folchen die wirthſchaftliche ir 
heit der Arbeiter antaftenden polizeilichen Gingriff nicht. 

Wie der Pohnzwang, jo ift in verfchievenen Formen Arbeitszwang ga" 





die Arbeiter vom Staat in Anfprud) genommen worden, hinfichtlich der blau 
Montage und aller plöglichen Arbeitsunterlaffungen. Der Staat wird foweit nicht 


pofitive polizelliche Ueberiretungen konkurriren, gegen die Arbeiter nur dann einſchte— 
ten, wenn fie durch ihr unregelmäßiges Feiern den Arbeitsvertrag verlegen. Du 
Feſtſetzungen in dieſem können fi die Arbeitsheren alle billige Safe verſchaffen 

Das Intereſſe der Konſumenten gegen Verabredungen der Fabrifanter 
über Preife kann der Staat ebenfalls nur auf indiveftem Wege wahrnehmen. 
bauptfächlichfte indirefte Mittel ift Stärkung der Konkurrenz durch mehr oder we 
niger ungehemmte Zulafjung des Auslanves zu derſelben. Die Preiskonlitionen I 
Fabrifanten find gewöhnlich Kunftgewäcfe ver Schußzoll- und Prohibitionsländ 
Den richtigen Streih dagegen führt die Staatsverwaltung durch einen Fed 4 
auf dem Zolltarif. 
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In focialpolitifcher Beziehung ift über die Stellung der Staatsgemwalt 
zum Wabrifwefen das Erforderliche bereits bemerkt, theils in einigen eingeftreuten 
Bemerkungen im erften Theil diefes Artitels, theils im den Artikeln „Arbeitende 
Klaſſen“ und „Affociation”. Wir fchliegen uns, was namentlid die Behandlung 
der Affociation betrifft, ganz den in dem leßtgenannten Artikeln enthaltenen Aus- 
führungen über vie eingebilveten Gefahren des angeblichen Maffenbemußtfeins der 
Fabrilarbeiter an und können nicht genug eine zutrauensvolle Behandlung des 
Alfociationsweiens durch den Staat empfehlen; denn die Affociation ift das ber 
Fabrikgeſellſchaft adäquate Element focialer Verknüpfung, das zeitgemäße Gegen- 
gewicht der vielbeflagten, zum Theil freilich eingebilveten focialen Auflöfung der 
Gegenwart, wie wir weiter oben ausgeführt, Nur darauf mag es uns geftattet 
fein, bier noch hinzuweiſen, daß die Aſſociation mit der ihr eigenthämlichen Scho- 
nung der Indivivmalität, mit ihrer (dem Wefen ver Fabrikation analogen) Indivi- 
dualifirung des Zwecks, mit der unendlichen Verwachſenheit der einzelnen Vereine 
in einander politiih und focial weder die Macht noch den Antrieb zu jener gefähr- 
lichen Aktion fürs KAlaffenintereffe hat, wie ehedem die Zunft. Die legtere mit ihrer 
die Freiheit des Individuums verfchlingenven, eine vielfeitigere gefellihaftliche Ver- 
Hechtung verhindernden Gefchlofjenheit konnte die Straßen der Neichsftädte blutig 
färben und im ihrer fpäteren Entwidlung in eine ververbliche Privilegienfucht, in 
verfnöchertes Klaffenbewußtiein ausarten. Die Affociation trägt verföhnenve nad) 
allen Seiten verknüpfende Kraft in fi. Die polizeiliche Beengung des Affociations- 
geiftes, micht diefer letztere ift veftruftiv für die naturgemäße Orbnung der Fabrif- 
geſellſchaft. u 

Titeratur. Nau, Volkswirthſchaftspolitit; Huber in den Artikeln Arbei- 
tende Klaffen und Affociation, Band I diefes Werkes, und die dafelbft angeführte 
Piteratur; Kleinfhrod, Großbritanniſche Gefepgebung; L. Horner, On the 
employment of children in factories and other works London 1841; Duc- 
petiaux, de la condition physique et morale de jeunes ouvriers; Tooke 
history of Prices Bd. VI, Beilage VII. Säfte. 


Fahneneid, ſ. Eid. i 
Faftion, f. Parteien. 


Familie. 


Der Ausdruck Familie wird in verfchiedenem Sinne gebraudt. Als Familie 
bezeichnen wir die Gemeinſchaft, welche die Ehegatten unter fih und mit ihren 
Kindern verbindet. Familie heißt uns aber aud jene weitere Verbindung, in 
welcher ver Hausvater zu der Gefammtheit der ihm untergeorbneten Hausgenoſſen 
fteht, und im viefem Sinne umfaßt die Bezeihnung außer Weib und Kind auch 
neh die ſämmtlichen gebrödeten Diener des Haufes und alle andern in den häus- 
lihen Berband aufgenommenen Perfonen. Endlich nennen wir Familie auch wohl 
den ganzen Kreis aller durd) das Band der gemeinfamen Abftammung zufanmen- 
gehaltenen Perfonen, allenfalls mit vorzugsmweifer Betonung des Mannsftammes, 
und in dieſer Bedeutung umfaßt der Ausprud demnach einerfeits nicht alle vie- 
jenigen Glieder, weldye zur Familie in jenem erften und zweiten Sinne gehören, 
andererſeits aber greift derfelbe auch wieder fehr erheblich über jene beiden Per- 
fonentreife hinaus, Dabei pflegt uns jene erfte Bedeutung des Wortes als bie 
eigentliche und fpecififchstechnifche zu gelten, die zweite und dritte Dagegen als eine 
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ungenauere und erft abgeleitete; nur mit dem Worte in jenem erften Berftant: 
haben wir es denn aud bier zu thun. 

In einem früheren Artikel wurde bereits auseinandergefegt, daß die Ehe in 
fetter Inftanz durch die Naturordnung bedingt fei, welde ven Gegenſatz ter 
Geſchlechter durch deren fi ergänzende Bereintgung überwunden wiſſen will, und 
zu diefem Ende ven Trieb nach gefchlehtliher Gemeinfchaft dem Menſchen einge 
pflanzt hat, an welchen zugleih vie Forterhaltung der Gattung geknüpft ift 
(S. 203 dieſes Bandes). In gleicher Weife liegt aber aud dem elterlichen un 
Kindihaftsverhältniffe das natürliche Bedürfniß der Erziehung der heranwachſender 
Generationen dur die herangewachſenen zu Grunde, und aud nach diefer Seit 
bin bat die Natur durch das mit der Blutsgemeinfhaft verbundene Gefühl ver 
Zufammengehörigkeit für vie entſprechende Hülfe geforgt. Cine natürliche Grundlagt 
beſitzt demnach die Familie nad ven beiden in ihr enthaltenen Richtungen bir; 
und darin, daß die geſchlechtliche Vereinigung, auf welder vie Ehe fußt, zug 
die nothwendige Voransfegung jener Gemeinfchaft des Blutes ift, welcher int 
elterlihe Berhältnig fein Dafein verdankt, ift auch bereits die Ginheit ber Familie 
trog ihrer Spaltung ‚gefegt. Mit fittlihem Inhalte muß aber jene natürlide 
Gemeinſchaft erfüllt, in rechtliche Form muß fie gebracht werben, wenn den höhere 
Bedürfniſſen der menfhlichen Gefellihaft Genüge geſchehen fol, und zumal tie 
Art und Weile, in welder das gefchlechtliche Verhältnig des Mannes zum Beik 
georbnet wird, ift von entſcheidender Berentung fir die Oeftaltung und den Wert 
des gefammten Familienlebens. Mit Recht wurbe demnach bereits anderwärts Ni 
Ehe als die „Grund: und Gentralinftitution der Familie“ bezeichnet, und = 
nicht minberem Recht die Ueberzeugung ausgeiprodhen, daß „bie Gefittung und 
gefunde Zuſtand der Familie“ wefentlih durch den monogamiſchen Charakter je 
bebingt fei (S. 203 und 215 oben). In ver That ift nur auf ber Örunblagt 
ver Ehe eine rechtliche und fittlihe Orbnung des Yamilienverbandes überhaufl 
möglich, und eine höhere Stufe feiner Ausbildung fann nur unter der Borat 
jegung ber Monogamie erreicht werben, Selbft diejenigen Rechte, welche wie }- 2. 
das Ältere deutfche, auch den Konfubinentindern eine beftimmte Stellung zu der 
Familie ihres Vaters anweiſen, bilden von diefem Sage nur eine ſcheinbare Aut 
nahme; fie laffen jeverzeit die unächten Kinder den Ächtgeborenen nachftehen, oder 
dod in Rechten wie Pflichten nur zu fehr erheblich ungleihen Theilen mit ihnen 
fonfurriven, und überdies folgt in ihnen die rechtliche Behandlung der unehelichen 
Geburt lebigli dem bereits vorher feftgeftellten Mufter ver ehelichen. — Art 
auch in ihrer rechtlichen und fittlihen Ausprägung berührt ſich wieder biefelbt 
Grundeinheit der Familie unbeſchadet der Divergenz ihrer beiven Beſtandtheilt 
Die häusliche Gemeinfhaft unter den Ehegatten ift eine notwendige Folge jene 
consortium omnis vitse, jener individua vitee consuetudo, worin bereits bie Rönel 
mit gefunder Erfenntnig das Weſen der Ehe fegen; nicht minder nothwendig il 
aber daſſelbe häuslihe Zufammenleben für Eltern und Kinber, wenn dem Ve 
dürfniffe der legteren nad Unterhalt und Erziehung, welchem jene erfteren I 
gerade berufen find abzuhelfen, in entſprechender Weife genügt werben foll; in da 
gemeinfamen Häuslichfeit ift ſomit bereits ein zweites Moment gegeben, mel 
die Einheit der Familie troß aller Verſchiedenheit der beiden Verhältniſſe wahr 
aus welchen ſich diefelbe zufammenfegt, Die Natur der Sache bringt ferner mit 
fih, daß wie das Weib dem Manne, fo auch die Kinder den Eltern, und ind‘ 
befondere dem Vater gegenüber vorwiegend der empfangende, untergeorbnelt, 
beherrſchte Theil find, wenn auch diefe ihre Abhängigfeit um ihres eigenen Beſten 


: Samilie. 497 


millen begründet und geltend zu machen ift; feine herrſchaftliche, nicht genoffen- 
ſchaftliche Struftur hat ſomit das eheliche Verhältniß mit dem findlichen und elter- 
lien wiederum gemein, und bier wie dort ift es überdies dieſelbe Perſon, in 
deren Hand Recht und Pflicht der Herrſchaft ſich vereinigt. 

Ueber biefen gemeinfamen Grundzügen dürfen aber freilich vie fehr erheblichen 
Berfchievenheiten nicht überfehen werben, welde zwiſchen ven beiden Hälften der 
Bamilienverbindung von Natur aus beftehen, und demnach aud in ber fittlichen 
wie rechtlichen Geftaltung verfelben fi immerhin in mehr oder minder erheblichem 
Maße geltend machen müſſen. Schon binfichtlih ihrer Begründung unterſcheiden 
fih beide Arten der Familiengemeinfchaft. Die Ehe entfteht durch einen freien 
Billensakt zwifhen Mann und Weib; dagegen wird das elterliche und Kindes: 
verhältnig durch die ehelihe Zeugung und Geburt mit Nothwendigkeit begründet, 
und es ift eine bloße Abnormität, wenn 3. B. das Recht unferes germanifchen 
Heidenthums einen befondern Aft der feierlichen Anerkennung fordert, damit dem 
Kinde feine rechtliche Eriftenz und Stellung gefihert werde. Umgefehrt ift vie Ehe 
wefentlid eine Berbindung für das ganze Leben, und es muß als etwas, wenn 
auch um der menfhlihen Schwachheit willen nicht abfolut zu Verhinderndes, fo 
doch dem eigentlihen Weſen der Ehe Zuwiderlaufendes betrachtet werben, wenn 
eine Scheidung berfelben erfolgt anders als durch den Tod; dagegen ift das 
tinplihe Verhältniß durd die Natur felbft beftimmt, bei Lebzeiten der Betheiligten 
nicht zwar völlig zu erlöfhen (denn aud die Emancipation des römifhen Rechts 
it etwas abnormes), aber dody eine fehr weſentliche Veränderung zu erleiven. Die 
häusliche Gemeinſchaft nämlich, welche der Ehe während ihres ganzen Beſtandes 
weſentlich ift, ift für das elterlihe Verhältnig nur auf fo lange nothwendig, als 
das jugendliche Alter der Defcendenten für dieſe die häusliche Fürforge und Er- 
ziehung nothwendig erfcheinen läßt, wogegen die Natur felbft dazu brangt, daß 
herangewachſene Kinder aus dem elterlihen Haufe ausfcheiden, um fidy ihren eigenen 
Hansftand zu begründen; es ift etwas Unnatürliches, weil das Recht und bie 
Freiheit der jelbftftändig gewordenen Individualität Verlegendes, wenn bei manden 
orientalifhen, oder wieder bei einzelnen flavifhen Stämmen trog der Ausbreitung _ 
der Generationen die Hansgemeinfchaft fih noch fortzuerhalten fucht. Erwachen 
tritt die Frau in die Ehe und ihre perfönlichen Berhältniffe werden normaler 
Weiſe während deren Dauer ſich nicht wefentlich ändern; die Ansprüche, welche fie 
an den Schuß und bie Fürforge des Mannes zu machen hat, werben demnach 
von deren Anfang bis zu ihrem Ende principiell viefelben fein; andererſeits aber 
wird die Frau, weil erwachfen, troß aller Unterorbnung unter den Mann doch 
von Anfang an zugleich in gewiſſem Sinne deſſen Genoffin fein fönnen und follen. 
Auch nach diefer Seite hin geftaltet ſich aber die Sache wefentlih anders bei dem 
Berhältniffe der Eltern zu ihren Kindern; felbft dann, wenn dieſe legteren aus 
dem elterlihen Haufe nicht ausfcheiden, wird doch der Eintritt der Periode ihrer 
Mündigkeit oder Volljährigkeit in ven gegenfeitigen Beziehungen eine erhebliche 
Beränderung begründen, von welcher die Beziehungen ver Ehegatten zu einander 
Nichts wiffen. 

Theils diefe Buntheit ver Geftaltungen in ihrem Innern, theils aber aud) die 
Anlehnung der Familie an andere gleich zu erwähnende Verbindungen hat denn 
aud geradezu zur Folge gehabt, daß ihr Begriff, fo natürlich derſelbe uns erfcheint 
und fo fehr wir geneigt find ihn als einen höchſt urfprünglichen und abſolut 
nothwendigen zu betrachten, doch recht wohl unter beftimmten Vorausfegungen 
ganz in den Hintergrund treten und ſich verbergen konnte. Unfer deutſches Volk 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. III. 32 
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3. B., welches doch eim neuerer Schriftfteller über unſeren Gegenſtand fü 
familienhaftefte erklärt, 1) mußte fogar das Wort aus einer fremben © 
entlehnen, mit welchem es die Familie bezeichnet, und es ift dieſer Mangel 
einheimifchen Bezeichnung keineswegs, wie derfelbe Berfaffer ohne Weiteres ame 
will, blos unferer neueren Spradye eigen; er kehrt vielmehr im allen german 
Mundarten aller Zeiten gleihmäßig wiever, und es läßt fich liberbied ne 
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Der hausherrlichen Gewalt ihres Mannes iſt zunächſt die Ehefrau 
und ebenfo erftredt fich dieſelbe über vie Kinder, infolange fie in der 
Gemeinfhaft ihrer Eltern verbleiben; foferne an dem Hausregimente‘ 


erlegt und gewährt; ver Natur der Sade nad) gelten dabei Eltern 


ſchieden wird, verfteht fi) von felbft, daß jene ganz vorzugsweife zu 
gezählt werden. Die Rechte diefer Kategorie bleiben an und für] 


Bater zu über feine Kinder, folange diefe unmündig find, Mit dem | 
des Miünpigfeitstermines wird dieſelbe Knaben gegenüber befeitigt, 2 
über wenigftens nad manchen Rechten erheblich gefhmälert, und an 
fie über Unmündige, feien fie dies nun um ihres Alters oder ihre 
willen, auch anderen Verwandten zu, wenn ber Vater verftorben ı 
Führung unfähig ift. Auch die vormundſchaftliche Gewalt, am im 
Rechte aud die Mutter in befhränttem Umfange theilnehmen a 
demnach nicht als eine Konfequenz des elterlichen, fondern weit @ 
verwandtfchaftlihen Verhältniſſes liberhaupt, und der in biefem begt 
pflichtung zu gegenfeitiger Treue und Unterftügung. — 
LESE u 
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AB 
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1) Riehl, die Kamille, S. 325 vgl, S. 205, 
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So iſt demnach neben dem Hauſe und der Hausherrſchaft auf der einen, der 
Sippe und der aus ihr herausgewachſenen Vormundſchaft auf der anderen Seite 
für den Begriff der Familie in unſerem engeren Sinne in der That kein Platz 
mehr vorhanden; nur das eheliche Verhältniß, weil durch die Art ſeine Entſtehung, 
dann durch ſeine geſchlechtliche Bedeutung ausgezeichnet, mag daneben noch beſonders 
hervorgehoben werden, und in der That beziehen ſich die für dieſes üblichen Aus— 
drücke, ſoweit fie nicht etwa blos den Begriff der Hausgenoſſenſchaft hervorheben 
und ſomit weiter greifen, jederzeit entweder auf die Thatſache der rechtsförmlichen 
Eingehung oder auf die geſchlechtlliche Selte. Es iſt charakteriſtiſch, daß die alt- 
nordiſchen Quellen, welche urgermaniſche Züge ganz vorzugsweiſe treu zu bewahren 
pflegen, den Vater feinen Sohn unbedenklich als frändi, d. h. Blutsfreund oder 
Stammesvetter, anreden laſſen, und es ift nur ein Nadhflang derfelben Anfhauungs- 
weiſe, wenn wir noch heutzutage feldft den Ausdruck Familie einerſeits auf vie 
ganze Hausgenoffenfhaft und andererſeits wieder auf die ganze VBerwandtichaft des 
Finzelnen ausdehnen. 

Ja fogar im römiſchen Rechte, aus welchem mir doch Begriffe und Namen 
ver Familie entlehnt haben, und weldes in feiner patria potestas und manus eine 
ganz anders fefte Stüte für Beides bot, fheint in der älteften Zeit ein einiger- 
maßen ähnlicher Zuftand gegolten zu haben. Nicht nur die dürftigen Ueberrefte 
des osfifhen Sprachſchatzes fcheinen darauf hinzudeuten, daß der Ausgangspunkt 
für den Begriff der Familie in dem Begriffe des Haufes gelegen habe, 2) ſondern 
auch im Lateinifchen felbft bezeichnet jener Ausprud urfprünglih die Gefjammtheit 
alles deſſen, was der rechtlichen Macht eines Bürgers — war, Sachen 
wie Perſonen, und in einzelnen Wortverbindungen iſt deſſen Geltung für das 
Bermögen ſelbſt noch in der fpäteren Zeit ſtehen geblieben. In einem engeren 
Sinne umfaßt der Ausdruck nur noch die Menjhen, welche fi unter ver recht— 
lihen Herrſchaft eines Anderen befinden; aber aud fo begreift derfelbe wenigftens 
noch Unfreie fo gut wie Freie, und für die erfteren ift die Bezeichnung fogar ganz 
befonders üblid geworden. Erft in feinem engften Sinne umfaßt das Wort nur 
noch diejenigen Perfonen, welche in der patria potestas oder manus eines Anderen 
ftehen, diefen Letzteren miteinbegriffen; faum ift aber durch dieſe legtere Beſchrän— 
fung der römiſche Familienbegriff unferem modernen einigermaßen näher gerüdt, 
fo droht er uns bereits auch ſchon nad einer andern Seite hin abhanden zu 
fommen, während er fich zugleich in einer für unfere Anfhaunng unnatürlichen 
Weiſe juriſtiſch verfteinert. Die familia nämlid in ihrer legten Bedeutung bleibt 
auch dann noch beftehen, wenn der princeps familie, veffen Berfon das fie zu- 
fammenhaltenne Band bildete, verftorben ift, und in Folge deſſen mag ſich jede 
Familie wieder in einer Reihe von Unterfamilien glievern, eben damit aber aud) 
ihr Begriff mit dem der civilen Verwandtfchaft zufammenfallen; andererjeits fann 
die Familienverbindung immer nur durh Männer fortgefegt werben, weil nur 
diefe potestas oder manus befigen fünnen, fie wird ferner durch adoptio over 
arrogatio fünftlic erzeugt, dagegen burd jede capitis deminutio künftlich gebrochen 
werben: fie beruht demnach nur nod auf einem formell juriftifchen, nicht mehr 
auf dem natürlihen Bande der Gefchledhts- und Blutsgemeinfhaft. Das Letztere 
freilich ift bei der Kognation nicht der Fall, auf weldye der Ausdruck familia auch 


2) Neben famelo-dfamilia und famelservus ſteht die Verbalform ſamat-habitata vgl. 
Theod. Mommfen, die unteritafiichen Dialefte, S. 308. 
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wohl Anwendung findet; die Vermifhung dagegen mit ber Geſammtheit ver 
natürlichen Verwandtſchaft tritt hier nur um fo unverholener zu Tage. Immerhin 
tritt indefjen im römiſchen Civilrecht, wenn aud nicht vollftändig unfer moderner 
Begriff ver Familie, jo doch ein dieſem fehr ähnlicher hervor, und die neuere Zeit 


mochte hieran um fo mehr anknüpfen, als es bei ver Wiederbelebung des römiihen 


Rechts in dieſem mie in anderen Punkten mit deſſen der nationaldeutjhen An- 
fhauungsweife fremden Einzelheiten ohnehin nicht allzugenau genommen wurde; 
die allmälig verringerte Bedeutung einerfeits der Hausgenoffenfhaft als folder, 
andererfeit8 auch der Sippe würde ohnehin auch von fi aus zu einer ähnlichen 
Entwidelung haben führen müſſen. 

Nimmt man aber den Begriff der Familie in dem oben feftgeftellten Sinne 
einmal als gegeben an, fo kann feinem Zweifel unterliegen, daß der Ausgange 
punkt für deren fittlihe und rechtliche Behandlung nur in ihrer natürliden 
Grundlage gefucht werden dürfe, in ven Bedürfniſſen alfo welchen fie, und inte 
Mitteln durch welche fie von ber Natur felbft Abhülfe zu gewähren berufen fi 
Einerfeits alfo ift e8 das durch die Verſchiedenheit des Gefchlehts und Alter 
bedingte Bedürfniß nad) gegenfeitiger Ergänzung und Unterftügung, von melden 
ausgegangen werden muß, und andererſeits das durch die gefchlechtliche Berd- 
nigung und die Blutsgemeinfchaft erzeugte Gefühl der untrennbaren Zufanmen 
—— Bon bier aus wird ſich zunächſt ſittlich eine Verpflichtung zu gegenfeitiger 

reue entwideln, melde, an fi unbegrenzt und den ganzen Menſchen umfaflen, 
einen fpecielleren Inhalt nur durch die fpeciellen Berürfniffe des einzelnen Falk 
angewiefen erhält; an fih dem Manne und Bater ebenfogut der Frau und de 
Kindern, als umgefehrt viefen Leteren Jenem gegenüber obliegend, wird dieſch 
doch in Folge der thatfächlihen Ungleichheit in der Bedürftigkeit und Leiftung 
fähigkeit beider Theile beiderfeits eine weſentlich verſchiedene Geftalt annehme 


müſſen, und dort vorzugsweife die Befugniß zu Vertretung und Herrfdaft | 


bier dagegen einen Anfpruh auf Schuß und Pflege entftehen laſſen. 

Auch das Recht wird aber die fo begründete und geftaltete fittliche Pflicht um 
Befugniß anerkennen müffen, und zwar nicht nur infoferne, als e8 deren Erfüllung 
und Ausübung rechtlich möglich machen und geftatten muß, ſondern es wird dieſelbe 
auch, wenigftens im Principe, geradezu zu einer Rechtspflicht und rechtlichen Befuguiß 
zu ftempeln fein; vie berrfchaftliche, nicht gemoffenfchaftlihe Struktur, melde, in 
der Natur der Familie begründet, auch in deren fittlicher Ausprägung fi geltent 
macht, wird dabei aud) fiir deren rechtliche Behandlung maßgebend werden müſſen, 
und eben damit wird für das Nechtögebiet fofort der Begriff der eheherrliden 
und elterlihen, zumal väterliden Gewalt entftehen; aber, wohl bemertt, 
diefe Gewalt ift immerbar eine Gewalt über Perfonen, nicht über Sachen, — fl 
ift demnach in feiner Weife eine vermögensrechtlihe, und darf und foll nicht zu 
einfeitigem Bortheil ihres Inhabers gelibt werden, ſie befteht vielmehr mindeftent 
ebenfofehr zu Nut und Frommen ber derſelben Untergebenen, ift in ihrem Interefl 
zu verwalten, und theilt ſonach mit den Gewalten des Bffentlichen Rechts die 
Eigenfchaft, daß deren Befig und Uebung nicht nur ein Recht fondern zugleid 
aud eine Pflicht ihres Inhabers ift. 3) 


3) Herrn von Rotteck war die Entdeckung vorbehalten, daß der Titel, auf welchem de 
Recht der Eltern über ihre Kinder berube, das Gigenthum fei; „die Kinder find das mahre und 
unb@reitbare Eigenthum der Eltern“ (Staatsleriton, 2. Aufl. Art. Familie IV. ©. 601). 6 
ift ergöplich zu feben, wie der Verfaffer durch feine Unfähigkeit, die Exiftenz irgend einer wenſch 
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Auf Zweierlei wird bezüglih ber rehtlihen Behandlung der Familie 
das Augenmerk gerichtet werben müfjen. Einmal kommt es vor Allem darauf 
an, bie individuelle Berechtigung jedes einzelnen Familiengliedes mit deren Unter- 
ordnung unter die Oefammtheit auseinanderzufegen, in welcher vbiefelben alle 
begriffen find, alfo die Familie rehtlih zu organifiren. Da der Hausvater, in 
zweiter Linte aud die Hausmutter, als das natürliche Haupt der Geſammtheit 
erfcheinen, werben demnach die biefen zuftehenden Rechte es fein, durch welche eben 
jene individuelle Berechtigung der untergebenen Familienangehörigen beſchränkt wird, 
und ihre Seftftellung ift demnach die erfte und Hauptaufgabe des Familienrechts. 
Zweitens aber wird au dafür Sorge getragen werben müffen, daß die eheherrliche 
und elterlihe Gewalt in einer Weiſe gehanphabt werde, welche ven Intereffen der 
ihr Untergebenen nicht nur, fondern auch des Staats im Ganzen entfpricht; bie 
Fürſorge, welche in höherer Inftanz auch diefer legtere Jenen ſchuldet, die Ridficht 
ferner, welche verfelbe fhon um feiner felbft willen dem für feinen Beſtand fo 
wichtigen Familienleben zuzuwenden hat, fordert nothwendig eine ftete Aufmerf- 
famfeit aud nach diefer zweiten Richtung hin, und das Recht ift es, welches für 
deren Bethätigung die Wege zu weifen hat. 

In der erfteren Beziehung wird insbefondere der Umftand von Einfluß fein, 
ob und wieweit die untergeorbneten Familienglieder etwa um ihres Gefchlechtes 
oder ihres Alters willen in ihrer Handlungs- und Difpofitionsfähigfeit beſchränkt 
\eien, und es rechtfertigt ſich vollftändig der Standpunkt bes deutſchen Rechts, 
welder die väterlihe Gewalt eine weſentliche Schmälerung erleiden läßt, fowie ver 
Sohn volljährig wird, und eine zweite, fowie berfelbe aus der Hausgemeinſchaft 
mit feinen Eltern ausfcheidet. Die Rechte ferner, welche der Mutter über ihre 
Kinder zuftehen, werben verſchiedenen Umfanges fein, je nachdem ber Hausvater 
lebt oder verftorben ift, und felbft bei deſſen Lebzeiten werben viefelben ſich auss 
dehnen, wenn er aus irgend melden Gründen auch nur temporär verhindert 
ift feinerfeit8 das Hauswefen zu leiten. Der Fran fowohl als den Kindern gegenüber 
werben endlich die hausväterlichen Rechte, damit die Familie ihren Zweck und 
Beruf ungehindert erfüllen Fönne, einen jehr ausgebehnten Spielraum haben müffen, 
wenn es auch nicht gerathen erſcheint in biefer Beziehung fo weit zu gehen, wie 
dies 3. B. das ältere römifche Civilrecht thut, in welchem bie erorbitante Aus- 
dehnung der patria potestas und der manus die Perfünlichfeit der ihr unterge- 
orbnneten Familienglieder nahezu völlig aufhebt; die Uebung einiges Drudes auf 
die abhängigen Yamilienangehörigen durch den Hausvater wird immerhin im Ber- 
gleihe mit der Untergrabung feiner Wutorität und damit ber Weftigfeit bes 
Familienbandes überhaupt, als das geringere Uebel betrachtet werden müſſen. 

Nicht minder wird e8 in ver zweiten Beziehung die Feineswegs leichte Auf: 
gabe des Staates fein, den richtigen Mittelweg zu treffen zwifchen einer völligen 
Entziehung alles Schuges gegen jeden beliebigen Mißbrauch der hausväterlichen 
Gewalt, und zwifchen einer nody weit fchlimmeren Hineinregiererei in das Heilig. 
thum ber Familie, woburd der normale Beftand und die fittliche Integrität biefer 
letzteren vollftändig vernichtet werden müßte. Ueberhaupt läßt ſich ganz ebenfo wie 
dies bezüglich der Ehe bereits in einem „früheren Artikel ausgeſprochen wurbe 


fichen Verbindung anders ala durch die Annahme eines Grundvertrages fich zu fonftruiren, auf 
dieſes ungebeuerliche Ergebniß binausgedrängt wird; nicht minder ergöglich, fi die Art zu 
betrachten wie er fich drebt und windet, um durch allerhand Verrenkungen die „werdende Per« 
fönlichkeit” des Kindes mit diefem Eigenthumsrechte der Eltern auseinanderzuſetzen. 
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(S. 204), auch von der Familie im Ganzen behaupten, daß ihre Bedeutung als 
Rechtsinſtitut weit untergeorpneten Werthes fei im Vergleiche mit ihrer fittlichen 
Bedeutung. (Bgl.Bv. II S.526.) Wie die Beziehungen zwifhen Mann und Frau, jo 
find and) die zwifchen Eltern und Kindern wefentlicd jo inbivinueller, und dabei fo 
enger und zarter Natur, daß fie die grobe und abftralte Rechtsregel weder berärfen 
noch vertragen; nur foweit das Vermögensrecht in Frage fteht, dann ſoweit 
etwa bie Intereffen und Rechte dritter Perfonen mit im Spiele find‘, wird ver 
rechtliche Charakter des Inftitutes bis ind Detail ausgeprägt bervortreten müflen, 
außerdem aber nur gegen ven gröbften Mißbrauch der Familiengewalt oder die 
ſchwerſte Saumfal in der Erfüllung der Familienpflichten Schug und Abhülfe auf 
dem Rechtswege oder durch abminiftratives infchreiten der Staatsgemwalt zu 
gewähren fein. Mit vollem Rechte wird z.B. ver Staat Frau und Kindern feinen 
ftrafrechtlihen Schuß gegen ſchwere förperlihe Mißhandlung ertheilen; er wird fid 
dagegen nicht einmifhen dürfen, wenn in Ausübung des hausväterlichen Fü 
tigungsrechtes felbft mit etwas größerer als ver gemeinhin üblichen Strenge vor 
gegangen wird. Mit Recht wird ferner ver Staat gegen Eltern einfchreiten, meld: 
ihren Kindern den gebührenden Unterhalt nicht gewähren, oder welche venfelben tie 
erforverliche Erziehung nicht angeveihen laſſen; aber auch in biefer Beziehung win 
deſſen Einfchreiten erft dann geredhtfertigt fein, wenn ganz unzweidentige Pflicht 
verlegung Seitens der Eltern im einzelnen Kalle vorliegt oder einer allgemein 
gültigen Vorſchrift, z. B. über den Beſuch öffentlicher Schulen zuwidergehandel 
wird: in zweifelhaften Fällen wird dagegen der Staat auch hier eher zu wenk 
als zu viel zu thun haben.) Am paflendften wäre no, wenn als eine Ur 
Mittelglied zwifchen der Familie im engeren Sinne und der Staatsbehörde in w 
Fällen, in welchen dieſe legtere ein Einjchreiten wegen Mißbrauch ver elterlice 
Gewalt oder Nichterfüllung der elterlichen Pflichten überhaupt geeignet hält, bi 
gefammte Verwandtſchaft over doch eine beftimmte Anzahl näherer Verwandten ven 
verfelben zur Mitprüfung und Miteinfchreitung eingeladen werben müßte, in ber 


felben Weife wie das franzöfifhe Recht feinen Familienrath als Mittelglin 


zwifchen ven Vormund und die Obervormundfhaft hineinſchiebt. 

Eine lebte Frage wäre endlich noch die, ob und unter welchen Umftänven 
es für den Staat gerathen erſcheine, die Eingehung von Ehen und bamit bie 
Degrünbung nener Familien zu begünftigen oder zu erfchweren. 
Es liegt auf flaher Hand, daß es dem Staate nur erwünfcht fein kann, wenn 
Leute, die in der Lage find auf foliver Bafis eine eigene Familie zu gründen, 
dies auch thun; mit der Zahl der auf dauerhaften Grimdlagen ruhenden Familien 
wird die Kraft des Staates, wird insbefondere auch das Gewicht der konſervativen 
Elemente in deſſen Schooße nothwendig mit wachen. Nicht minder Mar ift aber 
auf der anderen Seite, daß die leichtfertige Eingehung von Chen, welche, auf 
keinerlei ökonomiſche Selbſtſtändigkeit geftügt, von Anfang an ben Keim ihres 


Ruins in ſich tragen, dem Intereſſe des Staates durchaus zuwiderläuft, indem 


auf feinem andern Wege die Gefahr eines jammervoll anwachſenden Prolerariatet 
demfelben fo nahe gerüdt wird ald eben auf diefem. Wie weit es indefjen mit 
Rüdficht auf die Freiheit der Individuen umd den Aufſchwung der Boltswirthidaft, 


) Als eine Verfündigung an der Familie iſt es 3. B. zu betrachten, wenn Eltern ibre 
Kinder ohne Notb fremden Händen zur Erziehung übergeben, ftatt fie im eigenen Haufe und 
unter ibren eigenen Augen aufwachfen zu laſſen. Und doch wäre im ſolchem alle das hindern!‘ 
Eingreifen der Behörde noch weit mehr vom Uebel! 
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ber von freierer Bewegung und erleichterter Konkurrenz zu hoffen fteht, zuläffig 
und räthlich fei nach diefer legtern Seite hin durch beichränfende Mafregeln vor- 
zubauen, wird an anderer Stelle und von andern Gefihtspunften aus zu erörtern 
fein (vgl. Br. I ©. 406, II ©. 130 und den Art. Heimatsreht und Niederlaffung), 
und mag demnach bier nur die Ueberzeugung ausgeſprochen werden, daß in feinem 
Falle ver Staat fi veranlaßt fehen könne, die Eingehung von Ehen irgenpwie 
pofitiv zu beförbern. Iſt das fittliche, fociale und politifche Leben eines Vollkes 
überhaupt noch ein gefundes, fo wird ber natürliche Zug zu einem fröhlichen und 
behaglichen Yamilienleben ſchon von ſich aus und ohne daß es von ber Regierung 
ausgefegter Prämien bedürfte, die überwiegende Mehrheit derer, welche überhaupt 
vernünftiger Welfe eine Yamilie zu begründen vermögen, zur Begründung einer 
folhen beftimmen; ift dagegen ein Bolt in jenen Beziehungen erft kerufaul 
geworben, fo wird auch feine Lex Julia et Papia Poppaea vemfelben zu einem 
geveihlihen Familienleben verhelfen können. Eben damit ift auch bereits unfer 
Urtheil über ven Vorſchlag gefprochen, welchen neuerdings Riehl in feiner Schrift 
über die Familie (S. 92 u. folg.) gemacht hat und welcher dahin gebt, daß bei 
ver Bildung unferer Kammern die aktive Wahlberechtigung wo möglidy ganz auf vie 
Familienväter beſchränkt, die pafflve wenigftens in einem weitaus überwiegenden 
Berhältniffe dieſen zugewieſen werben ſolle. Auch in dieſer Richtung fcheint uns 
einem gefunden Bolfe gegenüber, und als ein foldes dürfen wir Gotttob unfer 
deutſches noch immer bezeichnen, die gewänfchte Beſchränkung vollftändig überflüffig, 
und wir bezweifeln nicht im Geringften, daß eine ftatiftiihe Prüfung des Beſtandes 
ver fämmtlihen deutſchen Wahltammern ein weit größeres Uebergewicht ver 
Familienväter über die Junggefellen als das beantragte von 2:1 ergeben würbe; 
unter überhaupt ungefunden Bollszuftänden aber wüßten wir nicht, welchen Vor— 
theil man fi) von der angeregten Neuerung noch verfprechen dürfte. Mehr wigig 
als zutreffend aber fcheint e8 ung zu fein, wenn ber Verfaſſer eine Infonfequenz 
darin finden will, daß unfere neueren Wahlorpnungen, troß ihrer Begründung auf 
den Genfus ftatt auf den Familienſtand, doch die Weiber von der Wahlfähigfeit 
jowohl als ver Wählbarfeit ausſchließen. Kein Wahlgefeg gründet fi aus- 
ſchließlich auf den Cenſus, und keines kann fi ausſchließlich auf biefen 
begründen, und es ift darum ebenjfowenig eine Inkonſequenz zu nennen, -wenn ein 
ſolches troß des vorhandenen Vermögensmaßes Weiber ihres Geſchlechts willen 
von dem Wahlrechte ausſchließt, ald wenn daſſelbe Kinder um ihres unmindigen 
Alters, Wahnfinnige um ihrer Geiftestranfheit, oder beſcholtene Leute um ihres 
fchlechten Leumundes willen von der Wahlurne wegweift. 8. Maurer. 


Familiengüter, j. Erbgüter, Stammgüter und Fideikommiſſe. 
Fayette, ſ. Lafayette. 

Feſte, ſ. Voltsfefte. 

Fendalitaat, ſ. Lehenweſen, Mittelalterlihe Staatsidee. 


Feuerbach. 


Anfelm von Feuerbach gehörte zu den Männern, denen e8 vergönnt war, 
Dur reihe Begabung, durch eine hohe Stellung und einen ausgedehnten Wir- 
Eungstreis in einer vielfach bewegten Zeit tief eingreifend Einfluß auf die Ent- 
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widlung feiner Zeit auf eine Weife zu üben, daß noch fpät der Thätigkeit bes 
Mannes ein anerfennendes Andenken gefichert bleibt. Feuerbachs Thätigkeit kommt 
in Betrachtung 1) in feiner Wirkſamkeit auf Förderung der Wiffenfchaft, 2) auf 
Berbefferung ver Geſetzgebung, 3) in feiner Theilnahme an den politiichen Käm— 
pfen und 4) im Kampf für religiöfe Freiheit. 

F., geboren 1775 am 4. Nov., ift ver Sohn eines geachteten Advolaten 
in Frankfurt a. M. Gründliher und umfaffender Forfhungsgeift, Liebe zu freier 
Forſchung zeichneten ihn früh aus; während die große Reizbarkeit und Lebhaftig: 
feit 5.8 ihn oft in Lagen verwidelte, in denen bie ftrenge Erziehung dei 
ernften Vaters Beranlafjung zum Widerftreben gab. Das heimliche Verlaſſen dei 
väterlihen Haufes, indem der junge F. ohne Zuftimmung des Vaters nad Jena 
ging (1794), ſcheint zwiſchen Bater und Sohn eine ſchlimme Berftimmung ber: 
beigeführt zu haben; allein die Briefe des Sohnes 1) zeigen, wie zärtlich er ſich 
bemühte, ven Bater zu verföhnen, und wie glüdlich ihn dieſe Berfühnung made. 
Angeftrengter Eifer für das Stubium, bei welchem die Philofophie mehr als ti 
Jurisprudenz den Jüngling anzog, veranlaßte eine lebensgefährliche Krankheit. 
Im Jahr 1795 fendete er bereits feinem Bater einen der Erftlinge feines Gi: 
ftes 2). Am 1. Ian. 1799 erhielt F. die juriftifche Doktorwürde und wurde halt 
Privatvocent in Jena; feine Vorlefungen fanden Beifall; er arbeitete mit Eifer 
am Spruckollegium, mwurbe 1801 Profefior des Lehenrechts (jedoch ohne Beſeb 
dung), erhielt 1802 einen ehrenvollen Ruf nah Kiel und folgte: 1804 einen 
neuen Rufe als Profeffor des Civil- und Ariminalrehts in Landshut. 

Hier begann in F.'s PVerhältniffen eine Periode, weldhe der Wenbepuf 
feines Lebens und die Quelle großer Freuden, aber auch unfäglicher Leiden & 
ihn wurde. Während %. die Freude hatte, daß die Stubirenden mit Liebe a 
ihm hingen und feine Borlefungen zahlreich befuchten, während die Mehrzahl ve 
Profefjoren dem neuen Kollegen Beweife hoher Achtung gaben, verbitterte ein 
Partei dem neu Angelommenen alle Berhältniffe; die Konfeffion und übelverftan- 
dene Nationalität lieferten Vorwände, um gegen den Proteftanten und Ausländer 
zu wirken. Gönner, ein beliebter Lehrer, aber fehr geneigt, andere Kollegen, die 
fi ihm nicht unterwerfen wollten, zu verfolgen und Studenten zu hegen, ridtelt 
feinen Spott und feine Berfolgung vorzüglich gegen %., der mit feinem willen 
ſchaftlichen Geifte und fittlihen Ernft vielfach (vielleicht oft zu hart) gegen Gönner 
um fo mehr fih ausfpradh, je mehr der Letstere durch die Gleichgültigkeit und oft 
Unwiffenfchaftlichkeit feiner Borlefungen und durch manche Exceffe den gemillen- 
haften Kollegen verlegte. Eine Doftorpromotion, bei welder ein junger Mann 
fi) zum Werkzeug Gönners bergab, um F. zu fränfen, führte eine widerliche 
Scene herbei, welche 5. tief verlegte, fo daß er fein Gefuh um Entlaffung ven 
ber Profeſſur einreihte. Manche trübe Stimmung knüpfte fih daran, und ein: 
Bitterfeit gegen Gönner, die doch fpäter auf die bayeriſchen Gefeßgebungsarbeiten 
Einfluß hatte, begleitete ihm durch das Leben. " 

Die trefflihe von F. herausgegebene Kritit des Kleinſchrodiſchen Entwurfe 
hatte die Aufmerkſamkeit der bayerifchen Regierung auf das legislative Talent dei 
geiftreichen Krititer8 gelenkt, fo daß fhon 1804 %. ven Auftrag zur Bearbeitung 


1) ©. Anfelm Ritters von — Leben und Wirken; aus feinen ungedruckten Briefen 
und Tagbüchern gefchildert von feinem Sohne Ludwig Feuerbach. Leipzig 1852. 2 Bir. 

2) Es war dies die Schrift: Ueber die einzig möglichen Beweisgründe gegen das Dafeir 
und die Gültigkeit des natürlichen Rechts. Leipzig 1795. 
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eines Entwurfs des Strafgeſetzbuchs erhielt. Die Folge war, daß F. 1805 nad) 
Münden zuerft als auferordentlihes Mitglied des Juftizminiftertums mit dem 
Titel eines geheimen Referenpärs verfeßt, 1806 als erbentliches Mitglied ernannt 
und 1808 zum wirklichen geheimen Rathe beförbert wurbe. Für die Bearbeitung 
bes Entwurfs des Strafgefegbudhs war durch dieſe neue Stellung Feuerbachs 
Vieles gewonnen, nicht blos weil er jest mit ganzer Kraft dieſer Arbeit ſich 
widmen fonnte, fondern auch weil er jetst erft durch die Arbeiten im Minifterium, 
durch Einficht vieler Alten das Leben, die Praris in Bayern und die Bepürfniffe 
beffer kennen lernte, Schon am Ende des Jahres 1808 hatte F. im Wefentlichen 
den Entwurf vollendet, der ein Gegenftand der Berathung einer aus adhtungs- 
würdigen Praktikern (unter ihnen auch der jett noch für jeden Fortſchritt wirkende 
Graf v. Reigersberg) beftehenden Gefegtommiffion wurde. Gutachten der Lan— 
desgerichte wurden darüber nicht eingeholt 3). Eine neue Richtung erhielt die Thätig- 
fit F.'s als 1808 beichloffen wurde, für Bayern ein (auf den Code Napoleon 
gebautes) Civilgefeßbud bearbeiten zu laffen, und %. als Redaktor ernannt wurbe. 
In der Zwifchenzeit befchäftigten F. Arbeiten im Minifterium (vorzüglich Begnabi- 
gungsanträge an den König), die Theilnahme an der niedergefegten Reicdhsorgani- 
fationstommiffion zur Abfaffung einer Konftitutior für Bayern und die Arbeiten 
in der zur Prüfung des Entwurfs des Strafgefegbuhs ernannten geheime Raths— 
tommiffion von 1810 an, auf eine feine Geſundheit angreifende Weife. Eine 
Quelle ftörender Reibungen und fehmerzliher Eindrücke für F. wurde es, daß 
1811 aud v. Gönner, fein erbittertfter Gegner, in die zulegt erwähnte Kom: 
miffioen als Mitglied berufen war. Eine Reihe von Kränfungen für F. folgte aus 
diefem Mißverhältnif. 

Als 1813 aud Bayern die deutfhe Sache ergriff und von Frankreichs In: 
tereffen fi Iosfagte, begann für F. eine neue Periode, die feiner Zukunft eine 
andere Wendung gab. Mit Begeifterung hatte er feine Freude über die feinem 
lange genährten Wunfche entiprehende, für Deutſchlands Schidfal jo erfolgreiche 
deutfche Stellung Bayerns in mehreren Schriften ) ausgefproden; das Minifterium 
fand den Ton diefer Schriften, die Angriffe gegen den Mann, mit weldem 
Bayern fo lange verbunden war, unziemlich, berief fih auf eine Verordnung, 
nad welcher fein Staatsdiener eine Schrift über auswärtige Verhältniffe Bayerns 
und Politik ohne vorgängige Vorlage der Handfchrift bei dem Minifterium 
herausgeben dürfe, und mißbilligte das Benehmen F.'s. Seine Gegner benügten 
dies, verbächtigten und verleumbeten %. jo, daß felbft der edle König wenigſtens 
vorübergehend verftimmt gegen ihn wurde. Die Folge war, daß F. aus dem 
Minifterium entfernt und 1814 als zweiter Präſident des Appellationsgerichts in 
Bamberg ernannt wurde. Während in diefer neuen Stellung er beveutende Ma- 
terialien für feine praftifche Ausbildung fammelte, wohlthätig als VBorftand wirkte 
und bie Achtung feiner Kollegen genoß, erzeugte feine Stellung als zweiter Prä- 


3) Man hielt dies für überflüffig, indem (mie die Anmerkungen 1 ©. 13 erklären) ſchon 
über den früheren Entwurf (von Kleinfchrod) die Meinungen der Kollegien vorlagen. — Man 
bemerkt aber leicht, daß jener frühere Entwurf wefentlie von dem Feuerbach'ſchen verfchieden 
war umd eben defiwegen die Gutachten der Praftifer über die neue Arbeit nicht hätten fehlen jollen. 

*, Dahin gehörte die Schrift: „Weber die Unterdrüdung und Wiederbefreiung Europa’s.” 
zuns 1813; und die 1814 in Nürnberg erſchienene Schrift: Die Weltherrfchaft das Grab 
der nichheit. Beide Schriften find in Feuerbachs: Kleinere Schriften, Nürnberg 1833, Bd, 1 
und 2 wiedergedrudt. 





. 


506 Seuerbach. 


ſident manche Reibungen und bald Unzufriedenheit mit ſeiner Lage, ſo daß er 
gerne manchen ihm eröffneten Ausſichten, in preußiſche Dienfte zu kommen, ſich 
bingab. Eine richtige Würdigung ver Verhältnifje und der unreinen Beweggründe 
mancher feiner Gegner beftimmte %., das Anerbieten als Generaltommifjär nad 
Salzburg zu gehen, abzulehnen, Ein würdigerer Wirkungskreis eröffnete ſich ihm 
bald durch die Anftelung als erfter Präfivent des Uppellationsgerichts in Anipad. 
Er widmete fi mit Liebe feinem Berufe und fand Entſchädigung für mandı 
Dpfer in der Anerkennung der Regierung und in der Achtung feiner Kollegen. 
Die Freundſchaft mit edlen Männern und rauen (vorzuglid mit Elife von ber 
Rede), Reifen zur Erholung, vorzüglich die Reife (1821) nad Frankreich, Bel 
gien und an den Rhein, wo er jett erft durch eigene Beobachtung die frame 
fiihen Gerichtseinrichtungen kennen lernte, und Bekanntſchaft mit hochgeftelten 
geiftreihen Männern machte, fowie der Umftand, daß fortvauernd der hochherige 
König Mar ihm Beweiſe feines Wohlwollens gab, erheiterten fein Leben, mi 
rend bie nicht erfreuliche Geftaltung der politiſchen und kirchlichen Berhältnifie i 
Deutfhland, die fein Gemüth tief bewegten, die nicht ruhenden Berleumbunge 
feiner Gegner, mande Kränkungen, dur die er in Bezug auf den fyortgan 
der Gefeßgebungsarbeiten (vielleicht zu ſehr) ſich verlegt fühlte, vielfache Faui 
lienleiden (er lebte mehrere Jahre getrennt von feiner Gattin), vorzüglic hart 


Schickſale, welche feine reich begabten, aber nicht glüdlichen Söhne trafen, ihn of 


in eine trübe Stimmung verjegten. An allen bedeutenden Ereigniffen, an ala 
Bedrohungen ver Freiheit, überall wo er glaubte, daß ein Unrecht an Jeman 
verübt worden (3. B. in Bezug auf die Verurtheilung Fonks, und die geheimnis 
volle Geſchichte mit Kaſpar Haufer), nahm F. warmen Antheil und fprad M 
offen, wenn auch zuweilen feiner großen. Lebhaftigfeit gemäß zu Teivenfchaft 
darüber aus. Seine Gefundheit litt vielfach, bis am 29. Mai 1833 in gral 
furt ein Schlagfluß feinem thätigen Leben ein Ende machte. 

Als feine Hauptcharakterzüge ſchildert 3. in einem Briefe ſchon früh Ehrgei 
und Rubhmbegierde; fie waren es auch, welche ihn zu außerorbentlichen, feine Ge 
fundheit ſchwer angreifenden Anftrengungen, daher aber aud zu den großartigen 
Arbeiten brachten, die feinem Namen ein dauerndes Andenken fihern. Auf Red 
nung diefes gewaltigen Ehrgeizes muß feine freude an äußern Auszeichnungen, 
feine Bemühungen Orden zu erhalten, feine Berftimmung, wenn Belohnungen 
Andern zu Theil wurden, denen er nicht nachſtehen wollte, geſetzt werden, Sein 
Feuerfeele (feine Freunde fpielten gerne auf feinen Namen an) umfaßte Ale, 
was ihm wichtig war, mit Yeidenfchaftlichkeit, gab ihm Muth um für ein große 
Ziel zu kämpfen, und unwürdigen Menfchen entgegenzutreten; vieje Leidenſchaft 
lichkeit aber erzeugte auch oft die Einfeitigfeit ver Auffaffung der Menſchen um 
Berhältniffe, und vie häufig zu harten Urtheile über Andere, die er für feine 
Gegner hielt, fowie den rafhen Wechſel der Stimmung, mit der er micht felten 


mit begeiftertem Lob von etwas fprah, was er bald darauf mit hartem Zabel 


geißelt (3. B. Briefe über Kiel und Landshut). 

Kein glüdliher Einfluß auf fein Wirken war es, daß F. zu früh und mi 
Borliebe nur als Gelehrter auftrat 5), das wirkliche Leben nicht kannte, dem Or 
ſchäftsleben fremd war, und Leben und Menſchen fid) jo fonfteuirte, wie fie ihm 


5, Er jelbft gefteht in einem Briefe von 1798, daß er ſich mehr zum Gelehrien ve? 
Profeffion ald zum Gejchäftsmann, mehr zum Philofophen als zum Juriften gebildet habe, MF 
er mehr Talent für den Katheder ald für die Schranken des Gerichts habe, 
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in der Stubirftube vorfamen. Diefe Eigenthümlichkeit wurde auch bedeutend für 
feine Wirkfamkeit in Bayern. Völlig fremd dem eigenthümlichen bayeriſchen Leben 
und Charakter, ließ F. als er nah Landshut Fam, ſich zu manden harten Ur- 
theilen und Spöttereien hinreißen, welde ihm Gegner zuzogen. Der Berfafler 
diefes Aufjages weiß aus Erfahrung, wie. hoch F. wegen feiner reihen Begabung 
und ber früh mit Auszeihnung aufgenommenen Schriften aud in Bayern von 
Praftifern gejhätt wurde; aber e8 kann nicht verfannt werben, daß es außer ben 
‚Barteimännern, die überhaupt neidifh, dem berufenen Ausländer grollten, oder 
unter unwürdigen Borwänden ihn verfolgten, in Bayern noch mande redliche 
Braftifer gab, die nur deßwegen ihm abgeneigt waren, weil fie glaubten, daß er, 
der Ausländer, mit Bayerns Bepürfniffen und Zuftänden unbefannt, nicht im 
Stande wäre, ein für Bayern paffendes Gefegbuh zu machen. Faßt man F.'s 
Figenthümlichkeiten als Gelehrter und feine wifjenfhaftliche Wirkfamkeit ins Auge, 
io tritt in ihm früh eine entſchiedene Neigung zu philofophifhen Forſchungen her: 
vor; biefe Neigung hat er mit Vorliebe ausgebildet. So tragen alle feine For: 
ihungen das Gepräge der Willenfhaft an fih; F. mit feinem großen Talente 
ver feinen Analyfe, mit der Richtung überall ſcharf den Gründen einer bisher 
aufgeſtellten Anſicht nachzuſpüren, überall Grundſätze aufzufuhen, mit feinem 
\ogifch fyftematifirenden, Alles bis zur äußerſten Konſequenz durchführenden Geifte, 
mit feiner großen Klarheit und trefflihen Darftellungsgabe war berufen, auf dem 
Gebiete der Wiſſenſchaft Großes zu leiften, eine Umgeftaltung zu bewirken und 
au de, wo feine Anſichten unrichtig waren, dur feine geiftreichen Arbeiten 
frembe Forſchungen anzuregen. 

Eine Hauptrihtung feiner wiffenfhaftlihen Wirkſamkeit bezog ſich auf die 
philoſophiſche Grundlage des Rechts, daher auf fogenanntes Naturrecht und Rechts- 
philofophie, und vorzüglih auf die Bearbeitung eines Werkes über Univerfal- 
jurisprubenz und Gefeßgebung. Um den Charakter feiner wiffenfchaftlichen Arbeiten 
richtig zu würbigen, muß bemerft werben, daß F. häufig durch eine gewiffe herr: 
ſchende, von ihm als unrichtig und felbft als gefährlih erkannte Richtung feiner 
Zeit zum Kampfe dagegen angeregt wurde und feine Arbeit einen polemifirenden 
Charakter hat. Die damals vielfach herrſchende Unklarheit der rechtsphilofophifchen 
Arbeiten, vorzüglich die Neigung der Zeit, das Sitten- und Rechtsgeſetz zu ver- 
wifhen, bie Unflarheit über ven Zwed und die Aufgabe des Staats, auf einer 
Seite die Mißachtung der Menfchenrechte durch den Staat, auf der andern Seite 
manche Auswüchſe unflarer Freiheitsihwärmer veranlaßten die Bearbeitung feiner 
früheren, durch geiftvolle Wiverlegungen herrſchender Anfichten bedeutenden rechts— 
zhiloſophiſchen Schriften 6), Zur Auffaffung des Geiftes diefer Arbeiten und zur 
Erklärung von F.'s Anſicht über das Verhältniß des philofophifchen Rechts zum 
pofitiven Rechte, und felbft zur Erfenntniß feiner kriminaliftiihen Schriften ift es 
wichtig, an die Anfchauungsweife F.'s von der Entftehung des Rechts und von 
dem Wirken des Staats und der Bedeutung‘ des Geſetzes zu erinnern, indem er 
die Grundlagen des Rechts, das Entftehen aus der Gewohnheit und der Duelle 
des Vollsrechtsbewußtſeins verfannte und alles Heil von der Regierung erwartend 
dem Geſetze eine Allmacht beilegte, Kraft mwelher die Handlungsweiſe der Bürger 
nur durch das Gefeg beftimmt wurbe und der Gefeggeber den Menfchen ſchon 
verantwortlihd machen konnte, wenn der Handelnde nur das Bewußtjein des Ge- 
fees hatte und dadurch von der Begehung des Unrechts abgehalten werben konnte. 


6), Außer feiner Erftlingsfhrift (oben Note 2): Kritik des natürlichen Nechts. Altona 1796. 
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Die ſtrengen Anſichten F.'s über Zurechnung, fein Streben, ven Richter at 
bedingte Beobachtung des Geſetzes zu binden, waren Folgen biefer Rechts 
fung. Eine wegen der geiftreihen Widerlegung mancher Behauptungen ven‘ 
bes, aber aud wegen des Freimuths, mit welchem er die Grenzen der Ci 
gewalt dem Bürger gegenüber zu ziehen fuchte, bedeutende Schrift warf 
Antihobbes 7). Was %. während feines ganzen Lebens befchäftigte, mar bie 
beitung eines Werkes, das den Charafter von Montesquien’s esprit des 
jollte. Der Verfaſſer diefes Artikels 9) hatte das Glüd, daß F. ihm eftih 
lang aus dieſem Werfe vorlas; unfehlbar würde das Werk (mit große 
baftigfeit des Styls gejchrieben) eines der wichtigften der deutfchen Liter 
worden fein und Montesquieu weit übertroffen haben, da %. vorzüglid a 
den frühern Bearbeitern nicht zugänglichen Materialienreichthum jchöpfte 
darin eine Univerſalrechtsgeſchichte aller Völker geliefert, es follten aus alt 
quellen, aus den Werken der großen Männer jeder Nation die Recht 
zwar der Menfchheit eingebornen, bei allen Völkern fid) manifeftirenven, 
bie jedem Bolfe eigenthümlichen Rechtsideen entwidelt, und daraus CAR 
die Grundſätze abgeleitet werden, von welchen jede Gefeggebung di 
fein muß. * 
Ein Haupttheil feiner wiſſenſchaftlichen Wirkſamkeit bezog ſich auß 
rechtswiſſenſchaft, für welche durch ihn ein neuer Wendepunkt begründet 
Dan würde mit Unrecht deßwegen, weil F.'s Theorie und Auffaffung de 
rechts erheblihen Einwendungen unterliegt, den hohen Werth feiner 
lien Yeiftungen verfennen. F.'s Hauptverbienfte beftanden hier in 
Auftreten gegen die im Strafredht durch den Widerfprudh der Beblk 
Lebens mit dem harten Geſetze hervorgerufene principlofe Milde 1 
ftimmtheit in der Strafanwendung, in feinem Streben, die Rechtsqu 
fie durch Sophismen wegzuräfoniven, zu Ehren zu bringen, allgeme 
füge, Mare Begriffe aufzuftellen und konſequent die Strafrechtstheorie, 
die richtige hielt, durchzuführen. Allerdings lag dem Kampfe Fl's gegen 
Praris ein Berfennen der tiefen Bedeutung der Erfcheinung zum Cr 
überall eintritt, wenn die Kraft der fiegreihen öffentlihen Meinung it 
mit der Starrheit des alles Rechtsbewußtſein verlegenden ungeredten © 
tritt. Unbefannt mit dem Rechtsleben und der Lage der Nichter, fiellie® 
rihterlihe Ermeſſen als gefährlid auf, erkannte die Beventung f id 
Grmefjens nicht und fam in dem Strafrechte zu einem Yormalismus, je 
unfeligen Generaliſiren, während er die römiſchen Stellen und die Au pr 
Carolina aus Mangel der Erfenntniß der wahren Ausbildung des gemeinen? 
und unbefannt mit ver mittelalterlichen Grundquelle der consuetudo gem 
wie Gefege der heutigen Zeit betrachtete, und daburd ſowie durch feine Di 
eine vielfach nadhtheilige Härte in die Rechtsanwendung und in vie Gele? 
brachte. Während man in feinen Werken 9) den Scharffinn der Erörterung, 


7, Erſchienen Erfurt 1798. Wenn man die in Feuerbachs Leben S. 39 in Note abgeit 
Worte Grolmanns liest, fo ſollte man — daß fie prophetiſch über die Anfichten 
Staatsmänner von 1849 bis 1857 geſchrieben waren. 2 zit 

8, Man fiebt aus feinen Briefen Leben IT. S. 31), daß er nicht einig über den 
Werks war; er nannte es einmal Darftellungen und Ideen zu einer Weligeſchichte der | 


ebung. , 
i wi; Vorzüglich Er Revifion der Grundgejege und Grundbegriffe des pofit. peink Re N 
1800. 2 Thle. Giehen, und jein Lehrbuch des peinlichen Rechts. Giepen 1801, von di # 
mehreren Auflagen (1847 erfchien die legte mit Zufügen des Verf. diefes Artifeld). 


728 


r 


Seuerbach. 509 


logiſche Kraft und die, Gründlichkeit der Widerlegung der Anſichten Anderer, vie 
Klarheit der aufgeftellten Begriffe, die Konfequenz in der Durdführung feiner 
Theorie bewundern muß, erfennt man (vorzüglid wenn man dem ange ver 
Rechtiprehung in Bayern folgt, wo F. feine Theorie in das Geſetzbuch brachte) 
die irrigen Borausfegungen feiner General- oder phyſiſchen Zmangstheorie, und 
die unhaltbaren nachtheiligen Wirkungen ihrer Anwendung in ber Gefeßgebung 
und Praris. Jeder verftändige praftifche Verehrer F.'s 10) muß zugeben, daß wenn 
diefer Mann das Leben, vie Menfhen, ihre Natur und die Anwendung der Gefege 
gekannt haben würde, er nie zu einer Theorie hätte kommen können, welche darauf 
Alles baute, daß der Verbrecher, ehe er handelt, das Geſetz überlegt und berechnet, 
und daß es nur darauf anfomme, ven Motiven, welche zum Berbrechen beftim- 
men, durch die Strafbrohung ftärfere Motive entgegenzufegen, welche ven zu 
Verbrechen Geneigten von der Begehung abhalten würden. Hätte F. das wirkliche 
Yeben beſſer gefannt, fo wilrde er nie dazu gelommen fein, bei jevem Verbre— 
hen ſich gewiffe Motive, vie zum Betbrechen treiben und fo eine Art Normalgrav 
von Berfhuldung zu konftruiren und darnad die Strafprohung einzurichten. 

Die Fülle und der Umfang der rechtswiffenihaftlichen Thätigkeit F.'s ift 
jo groß, daß man in Berlegenheit ift, alle feine Leiftungen zu charakterifiren. 
Ueberall aber lag in feinen Arbeiten etwas Selbftitändiges, und in ver Entwidy 
lung der Wiſſenſchaft Eingreifendes, Seine zwar Kleine, aber inhaltreihe Abhand- 
lung über Hodverrath 11) war die erfte willenfchaftlihe Arbeit über eine Lehre, 
in welcher fein leitender Grundſatz galt, fie ftellte Grundſätze auf, welche ebenfo 
der willkürlichen Ausdehnung dieſes Verbrechens zum Nachtheil der freien Bewe- 
gung der Bürger entgegenwirken, als die wahren Interejjen des Staats ſchützen 
follten. In feinen Strafredhtsfällen 12) ift ein Schatz feiner pfychologifhen Zer- 
glieverungen in Bezug auf Strafredt enthalten. Arbeiten für das Civilrecht find 
theils folde, die auf Erörterungen einzelner ſchwieriger römifcher Lehren ſich be- 
ziehen 13), theils Abhandlungen, die fih auf die Behandlung des Civilrechts, auf 
die Bedeutung des römifhen Rechts 1%) für Deutichland, insbeſondere auch für 
eine neue Gefepgebung beziehen 15). Man bevauert dabei oft, daß F. dem Eivil- 
geſetzbuche Napoleons eine zu große Bedeutung beilegte 16), Seine Schrift über 
Deffentlichkeit und Münplichfeit des Verfahrens und die (ald Ergebniß feiner Reife 
nach Franfreih) erſchienene Schilderung der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung wur- 
den einflußreih, weil mande in Frankreich felbft nicht hervorgehobene geiftreiche 
Auffaſſung franzöfifher Einrichtungen, aber aud ein ſcharfer Tadel mander Zu- 
ftände verbunden mit Vorſchlägen, wie franzöfifhe Ideen für Deutfchland benützt 


10, Abegg in dem Gerichtsfaal 1856 S. 236 hat Feuerbachs große willenfchaftfichen Der- 
dienfte gerecht gewürdigt. 

11) Philof.sjuriftifche Unterfuchung über das Verbrechen des Hochverraths. Erfurt 1798, 

12) Der Verf. dieſes Artifeld bat die Bedeutung jener Arbeiten, die aus den zum Behufe 
der königl. Entſcheidung über Begnadigung Verurtbeilter gehaltenen Vorträgen an den König ber: 
vorgingen, —— verſucht in feiner, der 3. Ausgabe der Strafrechtsfälle (1849) vorgedruckten 
Einleitung (Abhandlungen) S. 5. 

13) Dahin gehören feine civiliftifchen Verfuche. Gießen 1803. 

0) Wie fehr Feuerbach gegen die einfeitige Auffaffung des römijchen Rechts und feine Ueber— 
ſchätzung war, lehrt fein Brier im Leben I. ©. 123. 

15) Sieber gehören die (ſpäter auch in feinen Heinen Schriften. S. 132 u. 157 gedrudten) 
urſprünglich als Borworte zu Unterholgner jurift. Abbandf. (1810) und zu Borft über Beweistaft 
(1816) gefchriebenen Abhandlungen. 

6), Kleine Schriften S. 175. 
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werden könnten, bei den ſpätern Geſetzgebungsarbeiten in Deutſchland beachtet 
wurden. 
Vorzüglich verdient vie hohe Bedeutung der Wirkſamkeit F.'s auf Geſetz 
gebungsfunft, und Geſetzgebung zunächſt in Bayern, aber auch allgemein auf neue 
Geſetzgebung, eine befondere Beachtung. Der Verf. dieſes Artikeis, ver das Glüd 
hatte, den Winter von 1807 bis Dftern 1808 unter F.'s Leitung zu arbeiten, 
und bis zum Tode von %. mit ihm in Verbindung blieb, ift im Stande, auf 
mande merkwürdige Wendung in der Entwidlung feiner Gejeggebungsarbeiten auf- 
merkſam zu machen. Als Vorarbeit zu den fpätern Arbeiten, zugleih als Zeugnis 
hoher Begabung F.'s zu legislativen Leiftungen erjcheint feine Kritik Des Klein 
ſchrodiſchen Entwurfs. Hier bewährte fich fein Scharffinn, Lücken, Inkonfequenzen, 
Widerfprühe und Mangel ver Klarheit des Auspruds in den Arbeiten Andere 
zu entveden. Kein mit Geſetzgebungsarbeiten Bejchäftigter jollte die in jenem Wert 
enthaltene Entwidlung der Grundſätze, die den Gefeßgeber leiten müſſen, wube- 
achtet laffen. — Bon einzelnen auf Strafrecht bezüglichen Gefegen, welche von 
F. bearbeitet wurden, verdienen befonders das Gefeg vom 7. Juli 1806 übe 
Abſchaffung ver Folter in Bayern und das vom 9. Auguft 1806 über BWil- 
viebftahl 17) hervorgehoben zu werden. Während das erfte Gefeg ihn als Wohl 
thäter Bayerns bezeichnet, da nur feinen unermüdlichen Bemühungen 18) es gelang, 
das Wiberftreben des edlen Königs, das — wie man verfiherte — zur Entvedun; 
ver Schuld unentbehrlihe Mittel der Folter aufzuheben, hatte das zweite Gele 
eine große Berftimmung der befjern Juriften in Bayern erzeugt, die ernſtlich br 
zweifelten, ob ein Mann, ver folhe nur auf Abjchredung beredinete Stu 
drohungen gegen Wilddiebſtahl vorfchlagen, die verberblichite Angeberei und ir 
liche Beweisführungen begünftigen konnte, den Beruf habe, für Bayern u 
Strafgejegbud zu bearbeiten. Die damals in Bayern verbreiteten Beforgniffe be 
zogen fi darauf, daß F. zu fehr fuchen würde feine Theorie, die er als & 
lehrter aufgeftellt hatte, in dem Geſetzbuche durchzuführen, ftatt den Bedürfniſſer 
des Lebens Rechnung zu tragen. Die auf den Entwurf bezüglichen Arbeiten bie 
ben in Geheimnig gehült; ver Entwurf wurde nur als Handſchrift gedruch 
Unummunden ftellte er darin fein Abfchredungsprincip auf 19); eine Vergleichung 
dieſes Entwurfs mit dem Strafgefegbuhe von 1813 lehrt, daß im Wejentlichen 
der erfte dem zweiten zum Grunde liegt, daß aber in manden Punkten der Ent: 
wurf gemilvert 20), in andern verfhärft, oft eine Weglaffung befchloffen wurde, | 
woraus große Streitigkeiten in der Praris entftanden. Ueber die Aufgabe, welche 
fih F. bei Abfaffung feines Entwurfs ftellte, war er fih Kar; man bemerkt aber, 
wenn man feine Erklärung darüber 21) zerglievert, daß er von einer ungerechten 


17) Die darauf fich beziehenden Vorträge find abgedrukt in Feuerbachs Ihemis (Landshut 
1812) S. 136 u. 237. 
18) Noch nachdem König Mar die Aufhebungsverordnung unterzeichnet batte, erflärte er, 
daß Feuerbach es verantworten möge, wenn jet die Schuldigen der Strafe enigingen. Dat 
Geſeß wurde auch nie im Regierungsblatt befannt gemacht. 
19) In $. 6 diejes Entwurfs beißt ed: Wer eine unerlaubte Handlung begeht, für melde 
ein —* dem Uebertreter zur Abſchreckung ein gewiſſes Uebel gedroht bat x. Rach $. 12 
follte die verwirkte Todesftrafe in lebenslänglichen Kerker verwandelt werden, wenn erwiejen wat, 
daß der Verbrecher blos in der Abficht, ——— zu werden, die That verübt. In der Kom 
miffion wurden in $. 6 die Worte: aur A ———— und der e$. 12 ——— 
20) Feuerbach hatte in ſeinem Entwurf als Strafe körperliche —EE bis 100 Etreide 
aufgenommen, 
21) Merkwürdiger Bortrag, in feinen Leben I. S. 212. 
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Anficht Über die Praris und ihre Milde, deren Bebentung - er nicht würdigte, 
und von der Borftellung der Nothwendigkeit der Beſchränkung des richterlichen 
Ermefiens ausging, und in einer Selbfttäufchung lebte, in welder er zwar treff- 
ar Grundſätze aufftellte, aber fie in feinem Entwurfe nicht konſequent durch— 
führte. 

Eine große Berftimmung brachte in Bayern vie Heimlichkeit hervor, in welche 
die Oefepgebungsarbeiten gehüllt waren. Cine Kritik war werer z. B. durch Preife, 
wie bei dem Kleinſchrodiſchen Entwurfe begünftigt, noch möglich gemacht. Als 
1813 das Geſetzbuch verkündet wurde, mußte jeder Unbefangene die hohe Be: 
deutung befjelben anerkennen; aber die Praftifer waren vielfah damit unzufrie- 
ven 2). Während man die Klarheit ver Beſtimmungen, die Meifterhaftigkeit, mit 
weldher er kräftig bisher allgemein befolgte, aber irrige Theorieen verbannte (3.8, 
Art. 143 wegen Tödtlichkeit der Verlegungen), die fuftematifche Anorbnung des 
Geſetzbuchs bewundern mußte, fühlten ſich die Praktifer empört 3) durch die Härte 
der Strafprohungen, durch die Beichränfungen des richterlihen Ermeffens, durch 
die Maffen aufgeftellter gefegliher VBermuthungen. Die durch das dringende Be- 
bürfnig bervorgerufene große Zahl der Begnadigungen zeigte, wie ungenügend 
das Geſetzbuch war. Ueberall erfannte man, daß dem Bedürfniſſe ein Geſetzbuch 
nicht entſpreche, welches — wie ein Kompendium — die der Wifjenfchaft ange- 
börigen Begriffe und (nur mit vielen Unterſcheidungen wahren) Rechtsſätze als 
Gefege aufftellt, einem angenommenen Princip Alles opfert, den Richter zur Ge- 
jegesmafchine machen will und durch ein unfeliges Oeneralifiren eines ver erften 
Erforderniſſe verlegt, daß der Richter in die Lage gefett fein muß, nad) der Be- 
Schaffenheit des einzelnen Falles die Strafe auszuſprechen 2). . 

Es waren fhlimme Zeichen für die Achtung des Geſetzbuchs, daß ſchon 
wenige Monate nach der Wirkſamkeit deffelben durch eim (nicht öffentlich befannt 
gemachtes) Rejkript der Urt. 218 in Bezug auf den Holgviebftahl außer Anwen- 
dung gefegt und 1816 das Kapitel über den Diebftahl völlig abgeändert wurde. 
Einen ſchmerzlichen Eindruck brachte das f, Neffript vom 19. Dt. 1813 hervor, 
durch weldhes allen Staatsvienern und Privatgelehrten verboten wurde, einen 
Kommentar über das Geſetzbuch druden zu laffen. Die Stimme der Wiſſenſchaft 
und ihr Einfluß auf die Fortbildung des Gefeges war dadurch ausgefchlofien, 
weil die Regierung (ein Dunkel ſchwebt darüber, ob %. darauf Einfluß hatte) in 
der Selbfttäufhung befangen war, daß durch die amtlich herausgegebenen An- 
merfungen bie Richter hinreihend Aufklärung finden würden. Gerade diefe Anmer- 
fungen aber waren es, melde die üble Stimmung vermehrten. Man wußte, daß 
diefelben vorzugsweife von Gönner bearbeitet waren, dem Manne, ber zwar an 
die Protokolle des geheimen Rathes fi halten follte, aber mie die Vergleichung 
ergiebt, beliebig feine Anſichten hineinzog, was um fo fhlimmer war, da Gönner 


22) Der Berf. d. Art. bat damals in einem anonymen Artifel in dem Arch. des Ariminafr, I. 
Band ©. 54 auf dem Grund von Mittbeilungen ebrenwertber Praftifer die in der Praxis ziem— 
lich allgemein anerkannten Rebler des Geſetzbuchs dargeftellt. 

23, Die unter dem Titel: Birmanifhes Strafgeſetzbuch, überfeßt von Zaunfchliefer, er 
fchienene Schrift (11822), eigentlich eine Parapbrafe des bayer. Geſetzbuchs, allerdings viele Leber: 
treibungen und unpaffende Witze enthaltend, giebt aber doch ein wahres Bild der über den 
Wertb des bayer. Geſetzbuchs berrfchenden Anfichten in Babern. 

24, Der Berf. diefed Artikels bat darüber in feiner Schrift: Leber die Grundfehler in der 
Behandlung des Kriminalrechts. Bonn 1819, Nacmelfungen gegeben; f. auch wichtige Beweife 
von Walther in der krit. Ueberſchau der deutfchen Gefeßgebung 111. S. 377. 
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entſchieden Gegner F.'s war, und bei aller feiner großen Begabung doch nidt 
mit der Strafrehtswiffenfhaft vertraut war. Allerdings ward die Haudſchrift der 
Anmerkungen 3. mitgetheilt; aber feine Bemerkungen 25) fanden wenig Beachtung, 
und fo zeigte fih bald in der Rechtsanwendung, wie häufig die Aeußerungen in 
den Anmerkungen im Widerfpruche mit dem Terte des Geſetzes und unter ſich 
felbft ftehen 26), 

Das neue bayerische Geſetzbuch war aber auf jeven Fall die wichtigfte Erſchei 
nung auf dem Gebiete ver Strafgefeggebung; in allen fpätern Gefegesarbeiten der 
deutfchen Staaten wurde e8 zum Grunde gelegt; auch im Auslande wurde das Or 
ſetzbuch 27) als eines der beveutendften geachtet und vielfach zu Rathe gezogen. 

Um F.'s Wirkſamkeit auf Geſetzgebung gerecht würdigen zu können, muß ned 
feine Stellung von der Zeit an, als er Münden verließ, erwogen werben, un 
zwar in zweifacher Beziehung, nämlich in Rüdfiht auf fein Verhältniß zu den ner 
Gefepgebungsarbeiten in Bayern und in Anfehung des Einfluffes, welchen feine nur 
Stellung als Vorſtand von Appellationsgerichten auf feine legislativen Anfidie 
ausübte, Nachdem F. aus dem Minifterium getreten war, wurde vie Gefetgebun 
Bayerns freilid andern Perfonen anvertraut. Man wiirde Unrecht thun, wen 
man in den 1822, 1827, 1831 ven Kammern vorgelegten revivirten Entwürfen un 
Motiven der Strafgefegbücher die entſchiedenen Verbeſſerungen verfennen welk, 
welche durd die gemachten Erfahrungen über die Härten des Geſetzbuchs und dur 
die Berichte der Gerichte hervorgerufen wurden; allein ebenfowenig kann verlane! 
werben, daß mande Männer, welche jett auf die Gefegesarbeiten Einfluß erhich 
ten, vorzäglih Gönner, den oft die Feindſchaft gegen F. verblenvete, ungen 
gegen feine Verdienſte waren, und oft Vorſchläge machten, die ſchwerlich auf DE 

ung Anfprud machen konnten. Vorzüglih war der 1822 vorgelegte Entwurf m! 
Bollzeiftrafgefeg6uche eine verunglüdte Schöpfung, über welche F. einen zwar hart, 
aber gerechten Tadel ausſprach 28). Die bayerifhe Regierung hatte zwar fortdauem 
mit F. in Bezug auf Gefegesarbeiten eine Verbindung unterhalten, Gutachten ve 
ihm über einzelne Entwürfe verlangt, felöft den Auftrag zur Revifion des Straf‘ 
geſetzbuchs gegeben 2%). Allein F. war verftimmt, weil er wohl fühlte, daß er dad 
nicht den ihm gebührenden Einfluß hatte, und die gegen ihn in München wirtentt 
Partei bei jever Gelegenheit ihm entgegentrat. 

Wichtig wurde dagegen feine neue Stellung als Gerichtspräfivent. Hier ſe 
er fein Gefegbucd in der Anwendung, er mußte die verlegende Härte der damad 
auszufprehenden Strafurtheile und ihren Widerſpruch mit der Verſchuldung d* 
einzelnen Falles anerkennen; er hörte die amtlihen Aeußerungen und Klagen jeinz 
Kollegen über die Befchränfung des richterlihen Ermefjens. Alle, welche in jan! 
Zeit mit F. über fein Gefegbud) ſprachen, erinnern fi, mit welcher Klarheit un 
Gerechtigkeit er in den Stunden, in denen er gut gelaunt war -(häufig war er Der 
ſtimmt, wenn von dem Geſetzbuch die Rede war), über einzelne Punkte der Geſetz 


* 


25, Die merkwürdige Nachweiſung iſt abgedruckt im Leben Feuerbachs I. S. 237, 24. 
26) Prof. Edel hat in feinem Vortrage über den neuen baver. Entw. S. 117 richtig DF 
In Bezug auf die Lehre vom Diebftahl gezeigt. du 
Den beften Beweis davon giebt das verdienftliche Werf von VBatel: Code penal 
Royaume de Baviere traduit avec des explications. Paris 1852. m 
28) Der ausgezeichnete Vortrag, welchen unfere Staatsmänner wobl beberzigen ur 
erft nach %.'8 Tode allgemein durch die Schrift: Leben Feuerbachs 11. ©. 346 betannt gewotten 
29) Aufklärung darüber geben die Briefe in Feuerbachs Leben 11. 6. 217, 251. 
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gebung urtheilte. Die Frucht der im Stillen betriebenen, auf feine Erfahrungen be- 
gründeten Revifionsarbeiten ift der von ihm binterlaffene Entwurf eines Strafgefep- 
buchs |). In dieſem revidirten Entwurf erfannte F. faft alle Anfichten, vie er 
früher anf das beftigfte beftritt, als richtig an, der Entwurf reinigte das Geſetzbuch 
von fo vielen rein doltrinellen Sägen, milberte die harten Strafprohungen und gab 
dem richterliden Ermeffen einen weiten Raum 31), 

5.8 Wirken würde nicht erſchöpfend genug gewürdigt werben, wenn er nicht 
auch als geiftiger Kämpfer auf vem Gebiete politifher und religiöfer 
Freiheit gefchilvert würde. Wenn F. auch anfangs ein begeifterter Verehrer Napo- 
leons war, deſſen Genialität er erfamnte, fo hatte fpäter bald der Gang der Ereig- 
niſſe ihm gezeigt, wie die Uebermacht des großen Herrſchers Deutſchlands Untergang 
herbeiführen, vie Freiheit bedrohen und ein ſchändliches Spionenfyftem begünftigen 
würde. Daher ergriff er mit Begeifterung die deutſche Sache, feine (oben in Note 4 
angeführten) Schriften von 1813 athmeten das Gefühl der Freiheit und hatten einen 
gewaltigen Einfluß, verwidelten ihn freilih in mande fchlimmen Kämpfe. Mit 
Schmerz erfannte er, wie bald gewiſſe Verſprechungen vergeflen wurven, wie traurig 
fich die politifche Lage Deutichlands geftaltete, wie die großen Staaten eine für 
deutſche Einheit gefährliche Stellung einnahmen; Vorſchläge zur Berbefferung be- 
ihäftigten ihn und Begeifterung ergriff ihn, als in Bayern die Berfafjung einge- 
führt wurde. — Eine Grundrichtung feines Lebens war fein Kampf für Sreibeit auf 
dem religiöfen Gebiete. Ueberall zeigt ſich, daß F. von dem wahren religiöfen Geifte 
befeeit war (fein wichtiger Brief an feinen Sohn, im Leben II. ©. 115), daß er 
aber Beſchränkungen der religiöfen Freiheit für verberblic hielt. Jedes Ereigniß, 
was -diefer Freiheit gefährlich werden konnte, erwedte feine Aufmerffamteit; beveu- 
tend ift in diefer Beziehung ein Brief an Tiedge Über das bayerifche Konkordat, und 
wegen der Beſchränkungen der freiheit der proteftantifhen Kirche. Ein würbiges 
Zeugniß feiner edlen Begeifterung für alles Große ift fein Brief an den ehrwürbi- 
gen Weiler in Mitihen, fathol. Stubiendireftor, einen Mann, an veffen philo- 
fophifche Vorlefungen jeder feiner Schiller fid) immer dankbar erinnern wird. Die 
Schrift Weilers über die religiöfe Aufgabe unferer Zeit (leiver wurde er damals 
wegen biefer Schrift vielfach angefeindet) veranlaßte F., dem würdigen Manne in 
feinem und vieler Freunde Namen die Gefühle inniger Hochachtung auszubrüden. 
Mag man auch zugeben, daß F. mit feiner Feuerfeele und leidenſchaftlichen Auffaf- 
fung oft die Gefahren, durd die er die Freiheit bedroht fah, übertrieb und feine 
Urtheile über Menfchen ungerecht waren, fo muß man doch überall anerfennen, daß 
ſeine Lebhaftigkeit aus edler Duelle und aus Ueberzeugungstreue flof. 

Mittermater, 


Feuerpolizei, f. Polizei. 
Fenerverfiherung, |. Berfiherungsanftalten. 


30) (fin Brief an v. Spies (in dem Leben I. ©. 250) über das Verhältniß Feuerbachs 
zu diefem Entwurfe enthält viel Unerfreuliches und zeigt, daß man von Seite des Minifteriums 
nicht ganz gerecht gegen F. war. Erſt nach Feuerbachs Tode gelangte der revid, Entw. an das 
Minifterium. 

31, Der Verf. dieſes Artikels beſaß von F. eine Abfchrift dieſes Entwurfs und theilte daraus 
im Archiv des Ariminalr. 1847 ©. 587 bis 589 Auszüge mit. Befonders merfwürdig iſt, daß 
in dem Gntwurfe (Tit. IV. 13, 14) der Milderungsgrund der verminderten Zurechnung und das 
allgemeine richterliche Milderungsrecht vorkommt. 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. III. 33 
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Johann Gottlieb Fichte wurde geboren am 19. Mai 1762 im Dorfe Ram 
menau in der Oberlaufig, unfern dem Städtchen Biſchoffswerda, dem Geburtsort: 
feines Landsmannes und Geiftesverwanbten Leſſing. Sein Bater, Bauer und Ban 
weber, wäre aus eigenen Mitteln nicht im Stande gemwejen, den früh ſich ent: 
wickelnden Anlagen des Knaben die angemeffene Ausbildung zu geben. Der Gr; 
muth eines fächfifchen Evelmannes, des Freiheren von Miltitz auf Siebeneihen, 





verdanfte er diefe Gunft; er wurde von ihm, nach dem gewöhnlichen Looſe un 


bemittelter Jünglinge, re bie Theologie beftimmt. Später indeß, als während feiner 
Univerfitätsjahre fein Wohlthäter ftarb, begannen für den gänzlich Berbindunge 
und Mittellofen — er hat, wie er in einem Bittfchreiben anführt, niemals cin 
öffentliche Unterftügung genoffen I) — Jahre des herbften Mangels und bitteren 
Lebenstampfes, zumal da auch feine befannt gewordenen theologifchen Anſichten u 
Sachſen eine Anftellung als Pfarrer ihm erfchwerten. Das Aeußere diefer wehkl 
vollen Schickſale gehört nicht weiter hierher. Aber an ihren Einfluß auf feinm 
Charakter und feine geiftige Entwiclung ift zu erinnern. Der Drud der Abhängiz 
feit, welchen er bald und für immer überwand, erzeugte im ihm jemen Freiheitaſiun 
jene unbeugfame Kraft des Willens, welche auch auf feine politischen umd Rehtt 
anfhauungen von entfcheidendem Einfluß ‚werden mußten. In den verſchiedenſea 
Gegenden Deutfhlands, der Schweiz, Polens und Oftpreußens umbergemert 
und fcharfer Beobachter der geſellſchaftlichen Zuſtände biefer Länder, font 
er nur die Bilder gewinnen, melde er in feiner Jugendichrift („Beiträge # 
Berichtigung der Urtheile des Publitums über die franzöftfhe Revolution") ir 
Fürſtenmacht, Beamtenthum, Adel und Kirche nieverlegte. Der tiefe Unmille üte 
das vernunftempörende Unrecht in den faktiſch begründeten Rechtsverhältniſſen mußt 
ihn fhon damals zu dem fpäter allezeit vertheidigten Satze drängen: „daß m 
aus der ewigen Rechtsidee entfchieden werden könne, was aud in den hiſtoriſch gr 
gebenen Nechtszuftänden eigentlich Rechtens fei.” Aber auch fein perfönlicher Chr 
rafter erhob fi daran zu dem ftolzen Gefühle der Selbſtſtändigkeit, meldes a 
felbft in ber bebrängteften Lage feines Lebens, aus Beranlafjung der Anklage ii 
» Atheismus, alfo ausfprehen konnte: „Es ift wenigftens fo viel gewiß, daß Id 
fieber gar nicht fein möchte, als ver Laune unterworfen fein, und nidt ben 
Geſetze.“ 2) 
Nur alfo aus diefem innerften Mittelpunfte feiner Denkweiſe ift zu begreilen, 


wie die Kant'ſche Philofophie ihn fo entſcheidend ergreifen konnte, und zu erklären, 


4) „Fichte's Leben und literarifcher Vriefwechfel von 3. H. Fichte”, 1830 1. ©. 3. 
„9 „Öerichtliche Verantwortung gegen die Anklage des Atheismus“ 1799 in J. G. Fit! 
ämmtlichen Werfen, V. ©. 288. — Hierbei fei dem Verfaſſer geftattet, eine denfwürdige KT 
Önliche Mittheilung einzufchalten E. M, Arndt fagte mir einmal, daß ihm, wiewohl er jet 
fein philofopbifcher Kopf und nichts weniger als Fichte’ Anhänger, dennoch diefer wegen Jen! 

Perföntichkeit böchft merkwürdig erfchienen fei. Zuhörer defielben in Jena, babe er zwar Ri 
— verſtanden, demungeachtet aber von feinen Gefinnungen und Lehrgehalt einen unan 
loſchlich tiefen Eindruck zuruüdbehalten. Nachher, als er viele Jahre darauf in Peteröburg Mi 
Grein eingeführt worden, babe ihn die Aebnlichfeit in Gefichtszügen, Haltung und Spradk 
Überrafcht zwiſchen beiden Männern. — In Berlin ift e8 befannt, daß, als mach Fichte's Tor 
ein ähnliches Bildniß deffelben vermißt wurde, der große Architelt Schinkel zu fagen piegtt. 
das ähnlichſte fet immer noch die Statue des aroßen Kurfürften auf der „langen Brüde*, 
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wie Kant’s ethiſche Grundanſicht in feiner Lehre zum konfequenteften Ausdruck und 
eigentlichen Abſchluß kommen konnte. In F. zieht fih das Kant'ſche Prineip noch 
einmal zu ‘größerer Strenge und zum Ausdrucke noch ftolzerer Autonomie zufam- 
men; dann aber erfolgt in ihm felber der Umſchwung. Die Unbedingtheit und 
Autonomie des Ih der Natur gegenüber, dies Negative ift der gemeinichaft- 
liche Grundgevante in beiden Philofophieen. In F.'s zweiter Geftalt der Ethik da- 
gegen ift die göttliche Idee und die Kraft Gottes der wahre und einzige Grund ber 
Sittlichleit und das allein Perfonifieirende für das Ich, welches in feiner finnlichen 
Unmittelbarkeit nur weſenloſer Schein bleibt. Nur bie erfte Form feiner Lehre, 
befonders in ihrem praftifhen Theile, ſcheint einigermaßen in bie allgemeine Ges 
danfenmaffe des Wiffenfchaftlihen eingebrungen; Grundes genug für die gegen: 
wärtige Darftellung, die zweite, fo gut als unbeachtet gebliebene Geftalt derfelben 
bier vorzugsweife zu berüdfichtigen. Für alles Yolgende, im Einzelnen wie im 
Ganzen, fo wie über alles fonftige Literarifche kann unfere „Geſchichte der Ethik”, 
welde auf genauer quellenmäßiger Forſchung beruht, die Belege darbieten. 3) 

I. Fichte's Rechts- und Staatslehre in ihrer erften Geſtalt. 
(„Grundlage des Naturrechts nach Principen der Wiffenfhaftslehre”, Jena 1796. 
„Der gefchloffene Handelsftaat; ein philofophifcher Entwurf als Anhang zur Rechts- 
lehre und Probe einer künftig zu liefernder Politik”, Tübingen 1800, 3. ©, 
Fichte's fämmtlihe Werke, Bd. III. Berlin 1845. Wegen des inneren Berhält- 
nifies dieſer Schriften zu Kant ift die „Vorrede des Herausgebers“ in biejem 
Bande zu vergleichen.) 

Das Wihtigfte für vie Gefchichte der Rechts- und der Staatswiffenihaft ift 
umftreitig nadhzuweifen, wie %. bie Idee des Rechts beftimmt und durch welche Gründe 
er ihr den Charakter des „Aprioriſchen“, Bernunfturfprünglihen, vindiciren zu 
mitffen glaubt. 

Das vernünftige Weſen (das unendliche Ich) kann fi im Selbftbewußtfein 
und als Individuum fegen, als Einer neben Andern. Sich ſetzend fegt es auch 
feine Beziehung zu Andern. Das einzige wahrhaft Reale im Individuum ift aber 
feine Freiheit; in ihr liegt das eigentlid Individualifirende, aber zugleich das, wo- 
durh das unendliche Ich hineinwirkt und gegenwärtig ift im emblihen. Dies 
allerurfprünglichfte Berhältnig muß auch eben fo urfprünglih im Bewußtfein bes 
Individuums bervortreten. „Ih kann meine Feiheit nicht denken, ohne bie ber 
Andern mitzudenten, d. b. ohne die meinige durch die der Andern beichränft zu 
denken.” — Dies urfprüngliche und innerlih nothwendige Denen meiner Frei- 
beit läßt nun aber in Bezug auf die fih verwirklichende Freiheit eine boppelte 
Auffafjung, und damit einen Gegenfag des Handelns zu. 1) An ſich ſoll id 
nach diefem nothwendigen Denken handeln; fonft käme mein Handeln mit meinem 
Denten, ich fonach mit mir felber in Widerfprud. Ich bin im Gewiſſen — durd) 
mein urfprünglihes Wiſſen, wie es fein fol — unbedingt verbunden, meine Frei- 
beit zu befchränten. Dies der Standpunkt des Sittengeſetzes. 2) Aber aus dem 
nothmendigen Widerſpruche meiner mit mir felbft im eigenen Bemwußtfein, aus 
meinem Konflift mit dem Gewiffen, folgt nod nicht, daß aud mein wirflider 
Wille und mein Handeln von ihm frei fein müffe Uber dazu kann Jeber ge- 
zwungen werben, e8 zuzugeben, ja innerlichft anzuerkennen, daß Andern die Er— 


3) „J. 9. Fichte Syſtem der Ethik: (Erfter kritiſcher Theil: die vbilojophifchen Lehren 
—* —* t, Staat und Sitte in Deutſchland, Frankreich und England“, Leipzig 1850. S. 93 
bis 168, 
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laubniß zufteht, diefen Widerſpruch aufzuheben, d. 5. ihn zu zwingen, vom jenem 
Handeln abzulaffen, fofern er in einer gemeinfhaftlihen Sphäre ber freiheit mit 
ihnen leben will. Dies tft das Princip und zugleih die abfolute Grenze ds 
„Rechts“. „Ich muß meine Freiheit durd den Begriff von des Andern freikeit 
nothwendig beſchränken unter der Bedingung, daß diefer das Gleiche thut“. Dies 
ift das Rechtsver hältniß und die eben aufgeftellte Formel das Rechtegefet. 
Hiedurch wird zugleich erflärt, wie der Rechtöbegriff mit eben fo urfprünglicer 
Macht das Urtbeil Aller beherrihen müſſe, wie das Gewiffen. Er ift „bie pral: 
tifhe Gewalt des Syllogismus“. 

Freiheit befigt demnach Jever unbedingt; Rechte dagegen erhält Jever nur 
bedingungsweife, unter ver Borausfegung, daß er die aller Andern anerkennt; — 
alfo nur innerhalb eines gemeinen Wejens, welches die Freiheitsverhältnifie (Naht) 
Aller gegen einander abmigt, gleihmäßig beftimmt und beſchützt. „Alle poſtiten 
Rechte gründen ſich auf einen (ftillichweigenden) Vertrag”. „Alles Redt if 
Staatsreht"; alle Verträge fallen daher innerhalb des Staats und fegen in 
voraus. Somit kann er felber nicht aus einem „Geſellſchaftsvertrage“ erklärt wer 
ven. Wie 5. fih anfangs, in feiner Schrift über die franzöfifhe Revolution, u 
Rouffeau anſchloß, jo hat er fpäter die Rouſſeau'ſche Theorie widerlegt, We 
Kant'ſche erweitert und befeftigt. 

Aber dies Deduftionsprincip reicht nicht weiter, als ven Staat für den höhe 
Garanten des „Mein und Dein”, für die bloße Rechts- und Zmwangsanftalt # 
erklären, wodurch er aller eigentlich fittlihen Aufgaben baar und ledig erjhest 
So ift e8 bei Kant gewefen; jo mit noch ausprüdliherem Bewußtſein bei d.? 
der erften Geftalt feiner Nechtslehre: er bezeichnet ihn daher als Nothftaat, „De 
beftimmt, immer mehr ſich überflüffig zu machen“. Zwar bat $., wie unfere Ir 
tit im Einzelnen nachgewieſen, diefen Begriff unmilltürlic erweitert und gefteiget, 
ag jevod die von Kant ber überlieferte Grundauffaſſung principiell überſchreite 
zu können. 

Aber nad einer andern Seite hin hat er viefelbe Aufgabe des Staates ned 


verfhärft und vertieft — im „geichlofienen Handelsſtaate“. Wenn das Naturreit 


(ehrt, daß Jever das ihm nöthige „Eigenthum“ befigen, d. h. vom feiner Arhei 
fol leben können, fo ift die weitere Aufgabe des vollflommnen Staates, Jeden in 
ven Stand zu fegen, gleih angenehm zu leben, d. h. den gleichen Theil von 


Arbeit und Muße zu befigen. Es ift daher vie Pflicht des „Vernunftſtaates“, den 


Bürger nicht nur in dem Beſitzſtande zu fügen, in welchem er ihn findet, fondern weit 
mehr no, Jeden in den ihm zukommenden Bejig erft einzufegen; dem 
Jeder hat an ſich das gleiche Recht auf Wohlfein. In diefem Antheil befteht eigen 
lid das ihm zukommende Seinige, zu welchem ver Staat ihm allmählig zu 
verhelfen hat. Wie er jenes Problem mittelft einer ſehr komplicirten Drganifatien 
und Beauffihtigung der verfchiedenen Arbeits- und Induftriezweige löfen könn, 
fucht der „geichloffene Handelsſtaat“ zu zeigen. Damit der Staat jene Rechtsauf 
gabe erreiche, will ihn F., gleih den fpätern franzöfifhen Socialiften, zu einer 
Öfonomijhen Gefammtanftalt ausbilden; nur mit dem allerdings ſehr wefentlicen 
Unterfchieve, daß jene im finnlichen Wohlfein der Maſſen ven höchſten Zwed de 
Staates und alles Lebens finden, während dieſer die „Muße“ der fittlichen Leben‘ 
aufgabe zugewendet wiffen will! 

II. Rechts- und Staatslehre in ihrer fpätern Form. („Das Syſten 
der Nechtslehre in Vorleſungen aus dem Jahr 1812", Nachgelaffene Werte, Bonn 
1834. Bd. II. ©, 495 fi. „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, 1804 


. Fichte. 517 


„Politifhe Fragmente" 1807, 1813, fänmtliche Werte 1846, Br. VII. „Die 
Staatelehre oder über das Verhältniß des Urftaates zum Vernunftreiche“ 1813, 
Sämmtlihe Werte Br. IV.) 

Auch bier ift das Grundverhältniß zwifchen Recht und Gittlichkeit, zwiſchen 
dem Staate und den höheren Formen ber fittlihen Gemeinfchaft, weſentlich daffelbe 
geblieben : jene beiden Wiflenfchaften find unabhängig von einander. Doch ift ihr 
inneres Berhältniß fchärfer begründet; es ift das von Mittel und Zweck. 
„Das (formale) Recht liegt vor dem Nechte durch das Sittengeſetz, als Bedin— 
gung feiner Erfheinung.“ — So gejellt fi der bisherigen Auffaffung von 
den Pflichten des Staates ein Drittes, wefentlih Neues hinzu. Er hat nicht blos 
die Aufgabe des Rechtsſchutzes, ſodann die ölonomiſche einer Organifation ver 
Eigenthumsverhältniffe (auch diefe Seite hat %. in feiner neuen Lehre aufs Nach: 
drüdlidhfte ausgebildet, doch mit Abfehen von der ungenügenden Form eines „ge 
ichloffenen Handelsſta ates“), fondern zugleich die britte, weit höhere, in ber jene 
beiden erft ihren Zweck und Sinn erhalten: er muß Bildungsanftalten zur Sittlich— 
feit für Alle gründen. Erft dadurch erwirbt er ſich aud als Zwangsanftalt zum 
Rechte eigene Rechtmäßigkeit („Legitimität") Es ift ein burchgreifender Unterfchieb 
des Staates von der Defpotie, daft bei jenem Bildung im Volke herrfcht, bei 
biefer Dreffur. Der Zwang wird nur rechtmäßig, fofern er zugleich zur Frei— 
heit erzieht." — Die ötonomifhe Staatsaufgabe Foncentrirt fid) bei ihm im Eigen- 
thumsbegriff. Der höchſte und allein befriedigende Begriff des Eigenthumsrechtes 
ift das Recht auf Arbeit, deren Ertrag Jedem den nöthigen Unterhalt und freie 
Mufe zur Bildung gewährt, „Arbeitsleiftung“ ift daher die wahre Grundlage alles 
öffentlichen, wie Privatvermögens; ftete und gleihmäßige „Arbeit svertheilung“ 
ferner ift das wahre Ziel und der Erfolg des —— Eigenthumsvertrages. 
Dieſer Vertrag iſt alſo eigentlich ein Vertrag über das Geſetz, das gegenſeitige 
Eigenthum immerfort neu zu ordnen und dieſe Ordnung zu erhalten. 
Sobald Jemand von ſeiner Arbeit nicht leben kann, iſt ihm, was ſchlechthin 
das Seinige iſt, nicht gewährt, der Staats- und Bürgervertrag iſt in Bezug 
anf ihn noch nicht verwirklicht. „Man ſagt gewöhnlich, der Einzelne geht ung 
nichts an. Sind denn die Menſchen unter euch wie die wilden Waldvögel, um 
deren Treiben ſich Niemand bekümmert, deren Exiſtenz darum auch vogelfrei iſt? 
— Ihr ſprecht von Bürgern. Da liegt's eben; ihr habt unter euch Wilde, die 
nicht einmal Bürger ſind. Jedem Bürger muß ſein Leben garantirt werden.“ 

Ebenſo iſt aber auch Jeder zu gleichen Abgaben an den Staat rechtlich 
verbunden, d. h. Jeder muß, feiner Eigenthums⸗ und Arbeitsſphäre gemäß, für 
den Staat dem inneren Werthe nad gleich viel arbeiten. Eine Unterfuhung über 
ven abfoluten und relativen Werth („Grundpreis“) der Dinge fchließt ſich bier 
an: mie diefer, unabhängig von allem Metallgelde, annähernd zu finden, umb 
was dagegen die wahre Bedeutung des Metallgelves fei, wirb meiter gezeigt. Wir 
fönnen auf dieſe tiefgreifenden Unterfuchungen nur kürzlich verweiſen. 

Aber noch eine andere, allgemeinere Bemerkung drängt ſich hier auf. Alle 
ſolche Entwürfe pflegt man mit der fummarifchen Einwendung zurüdzumweifen : daß 
dies überfpannte und unausführbare Anforderungen unpraftiiher Ivealiften feien. 
Wir ermwiedern darauf, nicht um ein beftimmtes Syftem zu vertheidigen, fondern 
im Namen einer ganzen Wiffenfchaft: daß, mas als ſtrenges Recht erwiefen 
worben, dies auch der Ausführbarkeit unabläffig näher gebracht werben müſſe. In 
jeder focialen Frage gilt als erfter Grundſatz: man kann, was man foll, eben we;il 
man es fol! Die „Ethik“, als Wiflenfhaft von der Staatsidee, hat nur bie 
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höchſten, unverrückbaren Aufgaben zu verzeichnen. Der „Politik“ und der Weltgefidht: 
bleibt ihre Ausführung überlaffen, welhe in gar verſchiedenen Geftalten möglich 
ift, und F. hat nicht darin gefehlt, daß er falfche Anforderungen *) an ben Staat 
gemacht hätte, ſondern darin, daß er, bie Grenzen feiner Aufgabe überſchreitend, 
zugleih Vorſchläge zur praktiſchen Ausführung angeben wollte und irrigerweiſe bie 
gleiche Begriffsnothwendigkeit auf dieje übertrug. 

Dies Bedenken gilt zum Theil aud noch für die Löfung der dritten, höchſten 
Stantsaufgabe: Erziehung des Volks zur Freiheit und Sittlichkeit. „Rechtmäßiger‘ 
Dberherr eines Volles kann nur ber fein, welcher die nächte Stufe ver zu real: 
firenden Bildung in einem beftimmten Zeitpunkte erkennt und das Volk erziehend 
dazu vorzubereiten vermag. Die Einficht in folhe Aufgabe kann nur im Stan 
der „Lehrer“ gefunden werben — der Lehrer in univerfalem Sinne, mo vie Je 
nicht blos theoretifch bleibt, fondern thatbegründend wird. Wen die Lehrer ald du 
böchften unter ſich anerkennen, wen dieſe fich unterwerfen, der ift wie höchſe in 
diefem Beitpunkte, in biefem Volke hervortretende praktiſche Intelligenz; — a it 
vechtmäßiger Oberherr „von Gottes Gnaden“, durch die innere, geiftig am ihm id 
erprobende Macht der Idee. So weit führt uns bie Allgemeinheit des Gebankent, 
aber die Wirklichkeit widerſpricht demfelben. 


Hier reiht daher eine geſchichtliche Aufgabe fid an, um die Einfiht u 
erzeugen, bei welchem Zwifchengliede ber Bildung wir ftehen, zu welchem höbern 


wir zu erziehen fein? Die ganze Weltgefchichte befteht nur im dem ſtufenweiſen 
aber unwiberftehlichen Fortfchritte von Autorität und Glauben zum Verſtande 
und zur Freiheit. Dies kennzeichnet den durchgreifenden Gegenfag zwiſchen de 
alten Welt und der neuen. Das Princip ver neuen ift die in bie innere Ude 
zeugung bineinfallende fittlihe Freiheit und die Autonomie des Berftar 
des, der die öffentlichen wie die perfönlichen Verhältniffe künſtleriſch nad te 
fittlihen Idee geftaltet, Dies Princip num ift Hiftoriihe Macht geworden in 
Chriſtenthum, zumähft ala Lehre und als Gebot für ben Einzelnen. Aber & 


ift micht bloß Lehre, Verkündigung ver freimachenden Kraft Gottes an die Eir 


zelnen, ſondern es ift zugleich ftaats- und gefellihaftsbildende Macht: es foren 
und bringt in der Weltgefchichte allmählig hervor eine Berfaffung, im der Jen 
gehorcht nur dem von ihm felber deutlich erfannten Willen Gottes, mo Gott, ohtt 
Zweifel durch Umfturz jedes andern Herrn, alleiniger Herrſcher geworden ift, Diet 





Herrſchaft waltet im Innern ver Gemüther als fittliches Gebot und begeifternder 


Wille, wie wir ſchon jetzt Einzelne ein Heiliges Leben führen fehen, frei vom Rechts 
zwange und unbebärftig der Schranken, welche die Staatsgejege den Lebrigen anf- 
erlegen; nah Außen ruft fle eine völlig gleichmachende Rechtsorbnung hervor, w⸗ 
Jeder bie Stellung erreichen kann, welche feine geiftige Inbivibualität, ver an ihm 
fund werdende Wille Gottes ihm anweiſt. Dies ift der „chriftliche”, zugleich der 
„freie Bernunftftaat“! Die Vorbereitung zw biefer Weltverfaffung if 
einestheils die almählig durch das Chriſtenthum ſich vollendende religiög-fittlicht 
Bildung des Menſchengeſchlechts, welche den Awangsftaat immer überflüffiger mahl, 
anderntheils die allmählige Unterwerfung ver Natur unter die freiheit des Men 
ſchen, durch Verſtand und Wiſſenſchaft. Dieſe lehren, vie Natur für ſich arbeiten 
zu laſſen und erzeugen dadurch bie äußern Bedingungen eines ver Menjchhei 


*) Anm. d. Red, Vorbehalten bleibt inzwifchen immer noch die nähere Prüfung, ob ni! 
F. nach der Neigung feiner Zeit den —E ſelbſt überſpannt babe und —2 zu üben 
triebenen oder unberechtigten Anforderungen an denſelben gekommen fei. 


— — 
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gemäßen Dafeins. Deßhalb wird es Zwed des Staates, den freien Verſtand und 
die Wiffenfhaft zu pflegen. Er glaubt darin feine eigene größere . zu be 
fördern, dient aber dadurch, ohne es zu willen, nur dem allgemeinen Weltplane, 
Das Ziel des ganzen Erddaſeins ift dieſe befreiende Theofratie, durch die das 
ganze Menſchengeſchlecht in einem einzigen, innig verbündeten chriſtlichen Staate 
befaßt wird, der nun nad einem gemeinfamen Plane beflege vie Natur und dann 
betrete die höhere Sphäre eines andern Lebens. 

Der germanifhe Stamm ſcheint von ver Vorſehung ausſchließend beftimmt, 
diefen chriſtlichen Weltftaat, zugleich da8 „Reich“ des wahren Bürgerthums, all- 
mähltg vorzubereiten, und wenn vielleicht auch in fpäter Folgezeit, zuerft zu ver⸗ 
wirklichen. Den Erweis davon findet F. in den drei geiftig epochemachenden Thaten, 
die die Weltgefhichte ausſchließlich dem dentfchen Volke verdankt. Es ift die Ne 
formation, welde principiell zuerft den religidfen Autoritätsglauben durchbrach, 
indem fie die Religion in den innern „Glauben“, in bie eigen zu erlebende 
Ueberzeugung, verlegte. Es ift die zweite damit verwandte große That des durch 
Kant begründeten pealiömns, welcher in der Tiefe des menſchllchen Bewußtſeins 
den ewig fließenden Duell der „Ideen“ entvedte und den Verftand anwies, das 
alfo Dffenbarte in frei beſonnener Kunſt praktifc zu geftalten und ins wirkliche 
Leben einzuführen. Es ift endlich der Peftalozzi’fhe Gedanke einer allgemeinen 
Boltserziehung, der erfte ober funpamentale Hebel, um von Unten auf einen 
neuen Bolfsgeift, dadurch eine neue Menſchheit langſam heramzubilden. Diefe drei 
in ihrer Nachwirkung unvertilgbaren Geiftesthaten Find es zugleich, welche uns 
die innere Gewißheit geben, daß Deutſchland und von ihm aus die Weltgefchichte 
an ihr Ziel fortfchreite; dent an ver flillwirkenden Kraft biefer Geiftesmächte 
wird jeder Äußere Widerſtand ſicher ſich brechen. #) 

enn %. daher, während die Frempherrfhaft auf Deutfchland laftete, felbft 
mit Gefahr feines Lebens gegen die Unterbrildung vang *), fo begleitete ihn bie 
höhere Ueberzeugung, damit zugleich die Zukunft der ganzen Menſchheit zu ver- 
treten. Aber viefer Kampf follte nach ihm nicht mit äußern Waffen, ſondern in 
der unſichtbaren Welt, durch Umbildung des Volksgeiſtes, geführt werben; am ges 
heimen Bünden, Verfhwörungen zu Bollsaufftänden hat er nie Theil genommen, 
Als jedoh die Stunde der äußern Befreiung gekommen war, wollte aud er auf 
die ihm gemäße Weife ven Fräftigften Antheil an ihr nehmen, 5) Und als er im 


4), Darüber find nicht nur F.'s „Neden an die deutiche Nation” und feine „politiichen Frag⸗ 
mente‘ aus dem Jahr 1807 und 1813 (ſämmtliche Werke Bd. VII), fondern befonders auch feine 
beiden Geſpräche über „Patriotiemus” (namentlich das zweite) in ben „Nachgelaffenen Werken‘ 
Bd. 188 zu vergleichen. 

‚.*#) Anm. d. Ned. Fr. Geng, der die Erniedrigung feiner Nation fo tief empfand, 
wie irgend ein Deuticher, jagt über Ay Neden in einem Brief an U. Müller vom 7. Juni 
1808 :_,Die Reden von >. babe mit unendlihem Wohlgefallen gelefen. So bat mid 
fange fein Buch getäufcht. Ich glaubte frewelhafter Weife, Ste hätten er viel Rübmens 
davon gemacht, weil Sie einige Andeutungen auf Ihre leblingsideen darin fanden. Der An» 
fang mißfiel mir, kurz: „ich gieng heraus, um zu fluchen umd fiehe, ich mußte jegnen’. Sollte 
manches auch nicht Stich halten, das bfeibt immer wahr: fo groß, tief und ſtolz Bat faft noch 
Niemand von der deutichen Nation gefprochen.” Dal. auch: 3. ©. Fichte ald Redner an die 
5* ge in: „Unfer Jahrhundert, Gallerie polit. und fiterar. Perſönlichkeiten“ Bd. I. 
(Go 1 3 

5) Die Grundfäge, die ihn bei diefer Entjcheidung feiteten, Bat er in einer „Rede an feine 
Zuhörer vom 19. Februar 1813 („Sämmtliche Werte” Bd. IV. S. 603-610) ausgefprachen, 
welche zu den bezeichnendften Dentmalen feiner Gefinnung und Lebensbeurtheilung gehört, 
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noch nicht vollendeten zweiundfünfzigſten Jahre (ven 27. Januar 1814) am 
ftarb, war e8 die legte Freude, welche er in feinen Todesſchlummer hinübe 
bie völlige Befreiung des deutſchen Bodens, den Uebergang der Verbündeten, 
den Rhein noch zu erfahren. Das Unheilvolle, Entmuthigende in ver jpäten 
ſchichte unfers Vaterlandes zu erleben, ift ihm erfpart geblieben. nn: 
Indem wir dur Vorftehendes die ethifchen Lehren F.'s in gebrängter 
darftellten, gefhah es nicht, um fie gleich abgeſchloſſenen Wahrheiten zu unbe 
Anerkennung zu empfehlen oder Schule dafür zu machen, fonbern um aug 
ihnen ben unveränderlihen Geift der praktiſchen Ideen hervorleuchten zul 
‚welche in verfchievenftem Ausprud, aber in geheimer Harmonie, zu allen 
der Menjchheit ihr ewiges Ziel vorhalten. Dies ift das vor ums Liegenbei 
liche Wunder, das offenbare Myfterium der göttlichen „Vorſehung“ in ver 
gefchichte, welches fi in jedem Augenblide vor unfern Augen begiebt. 
36 

Fideitommiß, |. Stammgüter und Fideikommiſſe. 


Filangieri. 


Kajetan Fllangieri ftammte von einer normanifchen Familie ab; M 
Name wurde abgeleitet von filii angeri, einem Nachkommen des Angerius (MM 
Sohn des Tritel), nad der Sage Waffengefährte von dem berühmten Noms 
Roger. Rajetan !) war geboren am 18, Auguft 1752 in Neapel. Schon früh 
Militärdienfte beftimmt, trat er 1766 in den Dienft, zeigte aber immer eint | 
Liebe für wiffenfhaftlide Studien, insbefondere für die griechifchen und rem 
Klaffiter, nicht weniger fir Philofophie und vie Gefchichte der Gefepgdm M 
verſchiedenen Völker. Schon im achtzehnten Jahre entwarf er den Pirat 
Werkes über öffentlihe und Privaterziehung, wobei & davon ausging, WR | 
folhe Erziehung die Grundlage der Sitten und der Geſetze fei. Gliteh 
arbeitete F. an einem andern Werke: Morale de principi fondata sulla si 
e sull’ordine sociale; beide Werke können als Vorläufer feines fpäteren 
Werkes betrachtet werben. Im Jahre 1774 wurde er Advokat. Der 
Zuftand der Rechtspflege genügte feinem Geifte nicht; es fehlte ebenſo an } 

ſophiſchen Forfhungen, als an der Achtung der Gefege. Eine willfürlide prin 
Praxis war an die Stelle getreten. 

Damals hatte der große Minifter Marcheſe Tanucci den Plan Na 
dem Uebel entgegenzuwirten; das Gefeg von 1774 war die folge tik 
dadurch wurden ‚Die Richter angewiefen den Urtheilen forgfältige Entihetugt 
gründe beizufügen, darin aber nicht auf die Auftorität von Doltoren 
berufen, fondern nur nad dem Ausſpruche des Geſetzes zu entſcheiden, wobei Du} 
neue Gefeg einige Anmweifungen gab, vie Gefege auszulegen, damit bie Unhel 
den Geſetzen gemäß ſeien und miht blos auf willfürliche Anfichten ver Ri 
gebaut mürben. Gegen dies Gefeg erhoben ſich heftige Stimmen ber Ri, 
5. übernahm es in einer Kleinen geiftreihen Schrift, 2) worin er von ber 

















1) S. die Biographie Filangleris durch Donato Tomafi. Sie ift In der Ausgabe M 
sciepza della legislazione. Filadelia 1799, vorgedrudt. 

2) Riflezzioni politiche sull ullima legge sovrana, che riguarda l'adminishrazio"* 
della justizia. Napoli 1774, 
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ber Richter zum Geſetze und der Bedeutung der Entfheidungsgründe handelte, das 
Geſetz zu vertheidigen. Die Schrift lenkte die Aufmerkfamfeit des Minifters wie 
des Publitums auf F., der in der Zwiſchenzeit mit Eifer feine pbilofophifchen 
Studien betrieb und dur die Forſchungen über die Mängel der Gefege zu dem 
Borhaben beftinnmt wurde, leitende Grundſätze für die Geſetzgebung aufzuftellen. 
Der Einfluß feines Ontels, des Erzbifhofs von Neapel bewirkte, daß F. 1777 
an den Hof fam, die Stelle eines Maggiordemo und Kammerherrn erhielt, und 
bald darauf Offizier in der Marine wurde. 

Alles dies konnte feinen wiſſenſchaftlichen Forſchungsgeiſt nicht lähmen, und 
ver Sittenreinheit und der Fledenlofigkeit feines Charakters feinen Eintrag thun. 
Seine fortdauernd auf die politifhen Wiffenfhaften gerichteten Studien erhielten 
eine neue Nahrung, als in Italien ebenfo wie in dem übrigen Europa durch bie 
auf die Grundſätze des Staatslebens gerichteten philofophiihen Forſchungen von 
Baco, Lode, Hobbes, in Frankreich Bodin, Rouffeau, vorzüglid von Montesquieu, 
ein neuer wifjenfhaftliher Auffhwung ſich erhob, insbefondere in Neapel Vico die 
Geifter entzündete 3) und Beccaria den Forfhungen die Richtung gab, die Mängel 
der Geſetze und "die Mißbräuche anzugreifen. Das Nationalgefühl des Italieners 
wurde namentlich angefpornt, hinter den Arbeiten von Montesquieu nicht zurüd- 
zubleiben. Es ift begreiflih, daß F., deſſen Arbeiten ſchon lange eine foldye Richtung 
hatten, am meiften Beranlafjung fand, aud) während feiner Dienftleiftungen bei 
Hofe und bei dem Militär mit der ihm eigenthimlichen Energie das was ihm 
lange vorfchwebte, zur Ausführung zu bringen. So erjdienen 1780 bie erften 
zwei Bände feines Werkes: la scienza della legislazione. %., faft erbrüdt durch 
die Arbeiten die ihm fein Dienft auflegte, durch vielfahe Ehrenbezeugungen bes 
Königs ausgezeichnet, ermüdete nicht in feinen wiffenfchaftlihen Arbeiten und 
bewirkte 1783 die Beröffentlihung des dritten und vierten Bandes feines Wertes, 
Während alle Berftändigen das Wert mit Begeifterung aufnahmen, mußte der 
Berfafler erfahren, daß er wegen der Art, mit der er darin alte Feudaleinrich— 
tungen des Adels befämpft hatte, angefeindet 9) und daß fein Werk auf den Inder 
geſetzt wurde, weil darin die Reichthümer der Kirche angegriffen und Andeutungen 
gemacht wurben, daß ber Verfaſſer noch manche Mißbräuche der kirchlichen Ver— 
waltung angreifen würde. F. fuchte um Entlaffung von dem Hof und Militär- 
dienfte nad, hatte aber die Freude zu bemerken, daß feine Werke immer mehr aud im 
Auslanded) Anerkennung fanden. Eine neue Laufbahn eröffnete ſich ihm durch bie 
im Jahr 1787 erfolgte Ernennung zum Staatsrath im Finanzminifterium, wo 
er jegt mit Eifer nationaldfonomifhe Studien betrieb. Den furdtbaren Anftren- 
gungen unterlag der Körper und Geift. Schon feit 1781 war 8. durch Magen- 
und Nervenleiven mit oft tieferfchütternder Hypochondrie ſchwer ergriffen. Die 
Anfälle der Krankheit kamen häufiger und ftärfer, F. ftarb am 18. Juli 1788. 
Sein früher Tod (F. war erft 36 Jahre alt) fand allgemeine Theilnahme. 

Die legte Arbeit, mit welcher er ſich vor feinem Hinſcheiden bejchäftigte, bezog 
ſich auf jenen Theil feines Werkes, der von der Religion handelte, Die hinter: 


3) Ueber die damalige Nichtung der pbilofophifchen Studien in Neapel ſiehe Manna 
della giurisprudenza e del foro napoletano, Napole 1839, pag 214. 

4) Durd) einen gewiflen Grippa, einen berühmten Mathematiter. Filangieri antwortete ihm 
nicht; aber ein gewiſſer Coſtanzo widerlegte die Kritit von Grippa. 

5, In Bern wurde fein Werk von der ökonomifchen Geſellſchaft ehrend ausgezeichnet, von 
Franklin erhielt Bilangleri fehr anertennende Briefe. Biogralia del Donato Tomasi pag. XCIX. 
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laſſenen Aufzeihnungen und Andeutungen 6) bewiefen, daß dies einer der bebeu- 
tendften Theile des Werkes geworben wäre, da %., erfüllt von der erhabenen 
Anfiht von der Würde der Religion fi) vorgenommen hatte, zu zeigen, wie das 
Ehriftenthbum im Laufe der Zeit entartet war, insbefondere durch Vermiſchung 
geiftlicher und weltliher Macht, Herrfchfudt der Priefter verborben wurde, und 
wie leicht eine wilrbige dem Wefen der Religion ziemende Stellung der Kirk: 
zum Staate gegründet werden könne. F. bereitete außer feinem große Werte ned 
zwei andere vor, nämlich: die neue Wiſſenſchaft und die Istoria civile universale 
e perenne. j 

F. gehörte zu den Männern, deren Wirken, wenn es unpartheiiſch von dem 
Standpunkte der Zeit und der Berhältniffe gewürdigt wird, unter benen ber 
Mann handelte, als ein tiefeingreifendes und eine große Umgeftaltung hervor 
bringendes anerkannt werden muß, während, wenn dies Wirken von der Nah: 
welt, die im Beſitze der Ergebniſſe größerer Fortfchritte ift, gewürdigt mit, 
die Kritik fo viele Ausftellungen an ven Leiftungen bes Mannes zu machen finkt, 
daß feine Arbeiten im Lichte der heutigen Zeit weniger bedeutend erfcheinen möge. 
Der Beweis aber, daß das Wert von F. einen großen Einfluß auf die Ant 
bildung der Gefeßgebungsfunft übte und in allen Ländern auf die wiſſenſchaftlicher 
und legislativen Arbeiten wirkte, ergiebt ſich aus der Literargefchichte, nach melde 
überall %.'8 Werk neben denen von Montesquien und Beccaria glänzt, und zent 
fi noch mehr, wenn man erfährt, daß fein Werk vielfadhe Auflagen erlebte) 
und ebenfo vielfach überfegt wurde. 8) 

Zerglievert man F.'s Werk, fo ergiebt fid) folgender Ideengang. Nachdem de 
Berfaffer im erften Buch: von den allgemeinen Regeln der Geſetzgebungswiſe 
haft, die Frage über Entftehung der Staaten, über das allgemeine Princip v 
Stantslebens (nad) F. Ruhe und Erhaltung), von der abfoluten und relatim 
Güte der Gefege und von den Einflüffen auf die legtere gehandelt Hat, beſchäffig 
er fi im zweiten Buche mit den politifchen und ölonomifhen Gefegen und- va 
mit der Frage Über Steuern und Quellen des Reichthums, über Handel un 
Luxus; das dritte Buch ift vie Auseinanderfegung der Grundſätze des Straforr: 
fahrens (mit Eingehen in alle wichtigen Fragen der Gefeggebung) umd it 
Grundfäge des Strafrechts. Das vierte Buch entwidelt die Grundlagen er 
Erziehung. 

5. geht in feinen Unterfuchungen über ven Staat bavon aus, daß Mi 
Staat fo alt ift, als die Menfchheit, aus dem Willen der Vorſehung in allmäh 
liger Entwidelung des dem Menſchen eingepflanzten Strebens nad Sicherhei 
und Ruhe ift, daß die Vorftelung von einem Naturzuftand auf Irrthum bembt; 
daß die Gefeßgebung fefte Regeln haben müſſe, nicht ver bloße Wille des Gele 
gebers entfcheiden dürfe, daß ferner die Güte der Gefeggebung eine abfolute und 
relative fei, und vie erfte in der Mebereinftimmung ver Gefege mit ven allge 
meinen Orundfägen ber bei allen Völkern begründeten Moralität und mit dem vom 
Schöpfer ven Menſchen eingepflanzten Gefege beftehe, während (Buch I. Rap. 5.7) | 


6) "Biografia di Tomasi. p. LXI. 

7, Es erfchienen 1780 und fpäter Auflagen in Neapel, andere in Venedig, Mailand, Aloreni 
Gatania und 1799 in Filadelfia. 

5) In Pranfreich erfchienen mehrere; die befte von Gallois, Paris 17865 in Deutflant 
von Zink; in Altdorf mit einer merhvürdigen Vorrede von Giebenfeed, worin er dae 
hältniß von enge und Rilangieri qut fchildert. Eine andere deutiche Ueberſetzung iſt von 
Bufterman, Wien 17845 eine ſpaniſche Ueberfegung ift von Rubio. Madrid 1787. 
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der Geſetzgeber die Rüdfichten beachten mitffe, nach welchen ſich die relative Güte 
der Geſetze richtet. F. fordert, daf in der Monarchie zwifchen dem Regenten und 
dem Bolfe eine Mittelllaffe fei, welche einige Theile der Gewalt übt, das Gleich: 
gewicht hält. Diefe muß von den Adelichen und als Depofitaren ver Gefete von 
den Richtern gebildet werben. Er ift Gegner der gemifchten Regierungsform und 
findet große Fehler in der englifhen Berfaffung (Rap. 11). Er tadelt (Rap. 12) 
die Idee von Montesquieu, daß jede Regierungsform einen eigenen Hebel (3. B. 
die Ehre in der Monarchie) habe. Im Bezug auf Nationalökonomie findet 
F. die Grundgedanken in der Erhöhung der Bevölkerung, in der Vermehrung der 
Duellen des Reichthums; er ift Gegner der übertriebenen Einmiſchung der Regie 
rung in die Nationalötonomie, er ift freund des freien Getreivehandels, findet in 
der Beyünftigung des Handels und Entfernung die Hinvderniffe der Freiheit, 
Hauptmittel der Bermehrung des Nationalmohlftandes, fordert firenge Banferott- 
gefege, ift Oegner der Verzehrungs- und überhaupt der indireften Steuern. Zu 
den Theilen feines Werkes, die auf die wiſſenſchaftlichen Arbeiten am meiften 
wirkten, gehören die fcharffinnigen Entwidelungen über Strafverfahren, über 
das Brincip der Freiheit der Anklage und die Gefahren eines öffentlichen An— 
Hägers (Bud III. Kap. 4), vorzüglich der Verfuch (Kap. 9—15), Grundfäge ber 
Beweislehre aufzuftellen. 

Eine Prüfung der Grundgedanken von F. führt zu ven Grgebniffen, daß 
der Berfaffer von den evelften Gefinnungen, als dem Ausfluffe der Reinheit feines 
Herzens, geleitet war; es war eine erhabene Idee, die Geſetzgebungswiſſenſchaft 
aufzuftellen und ihre Grundſätze zu erforfchen; die Quellen des Uebels aufzufuchen 
und die Mifbräuche abzuftellen. Wenn er auch von ver relativen Güte der Gefege 
handelt, und zugiebt daß der Gefepgeber fi) nad vem was feinem Staate anpaft 
richten muß, fo baut doch F. zuviel auf ein Univerfalreht und will dem Geſetz— 
geber zuviel vorjhreiben. Er fteht Montesquien, den er oft mit Spigfindigfeiten 
widerlegen will, in der Klarheit des Grundgedankens auf die Gefchichte und den 
Geiſt der beftehenden Geſetze zu bauen, ebenfo wie Beccaria?) in der Einfachheit 
und der Klarheit fo wie in der Erhabenheit der Ideen und der Konfequenz ber 
Durdführung nad. Er benutzt zwar überall Thatfachen und Zeugniffe der Ge- 
fchichte; allein er ift, vem Vorbilde von Bico folgend, ein faft einfeitiger Bewunderer 
des Alterthums, der Griechen und Römer, und vernadläßigt das Studium ber 
germantfhen Redyisentwidelung. F. fpriht zwar oft von den englifhen Einrid)- 
tungen; aber er fennt fie und würdigt fie zu wenig; er betrachtet den Gefetgeber 
zu Fehr getrennt von dem Volle, und ven in demſelben liegenden Elemente ber 
Fortbildung des Rechts, und will einer fogenannten privilegirten Intelligenz die 
Berbefferung der Zuftände überlaffen; oft wird er von Pode, der ihm einer ver 
größten Denker tft, beftimmt, z. B. in Bezug auf das Recht zu ftrafen; oft wird er 
durch die Macht des Beſtehenden im Widerfpruche mit feinen fonftigen Grund» 
fägen zu einer auf willfürlihen BVBorausfegungen gebauten Rechtfertigung einer 
Einrichtung fortgeriffen, 3. B. in Bezug auf die Todesftrafe. 10) 

Aller diefer Mängel ungeachtet ift 5.8 Werk ein großer Verſuch, der fih an 
Montesquien anſchließt; überall findet man einen Reichthum von fharffinnigen 


— — — 


9, Ueber ihn die gute Würdigung von Walther in dieſem Staatswörterbuch I, ©. 757. 
10, Eine gute Widerlegung feiner Anfihten bei Garmignani in feinem Nachlaß. (serittl 
inediti del Carmignani, Lucca 1851. vol, IV, p. 212, 
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Bemerkungen und eine geiftreiche Fntwidelung der wichtigften Fragen, ;. B. in 
Bezug auf das Strafrecht, überall begegnet man dem edlen Freimuth, Mißbräuche 
anzugreifen mit Verbeſſerungsvorſchlägen, bei denen man nur bebauert, daß #. 
nicht mehr durch Reifen, durch unmittelbarer Berührung mit dem Volle ftatt der 
Lebens am Hofe und in der Stubierftube, die nothwendige praktiſche Grundlage fih 
verfchaffte; auch fein ftrenger Kritiker 11) muß aber befennen, daß wenn Gott ihm tat 
Leben länger gefchenkt hätte, F. eine ganz andere und ausgezeichnetere Arbeit geliefert 
haben würde. Es darf nicht unbeadhtet bleiben, daß %. noch fortvauernd mit hobe 


Ahtung genannt wird; Mohl 12) bezeichnet wohl die Anſicht jeves unpartelifhen 
deutfchen Juriften, wenn er fagt: das was F. war und leiftete, ift unter den 


gegebenen Umftänden ftaunenswerth. In England hat meuerlid ein 
gut gefchriebener Aufſatz 13) während er viele Mängel von F. nachweiſt, ted 


die hohe Bedeutung des Werks anerkannt. In Frankreich hatte zwar Benjamir 


Sonftant, indem er das Werk von F. den Leiftungen von Montesquien und Ba 
tham nachſetzt, ihm nur gute Wbfichten aber feinen großen Geift zugefchriem 
während Perminier, 1%) der zwar vielfachen Tadel ausipricht, die Arbeit von ſJ 
als eine der Aufmerkſamkeit würbige anerkennt. In Italien felbft haben die neue 
Schriftfteller, zwar weniger mehr als früher aus zu weit gehender Nationalität das Ba! 


überf[hägend, die Ungerechtigkeit nachgewiefen, wenn man bewegen %. herabiegn 


wollte, weil er nicht alles leiften konnte was er verſprach; fie zeigen gut, wi 

einflußreih fein Wert auf die Entwidelung feiner Zeit war und noch jegt dem 

unparteiifhen Forſcher eine wichtige Quelle von beadtungswürbigen Ideen biekt 
Mittermaler. 


Finanzweſen, ſ. Hoheitsrechte, Staatswirthſchaft. 
Finanzbehörden. 


Wie jede andere Seite der Staatsthätigkeit, iſt auch die Finanzverwaltung‘) 


wefentlid von dem befonderen Charakter der verjchiedenen Zeiten und Völler, ver 
Eigenthümlichleiten ihrer Verhältniffe und den Richtungen des Volksthumes ab 
hängig. Bei Völkern und Zeiten verfelben Kulturweife ift fie dagegen, wenn aus 
bie Verfaſſungs- und Regierungsform des Staates und überhaupt ver Charakter 
feines politiſchen Lebens nicht gänzlich ohne Einfluß darauf bleibt, doch unabhär 
giger von biefen Momenten, als vielleicht irgend ein anderer Verwaltungsézweig 
Wefentlih Sache des rechnenden Verftandes, weſentlich auf meß- umd zählen 
Momente verwieſen, ift fie aud in Staaten fehr verſchiedener Geftalt und Rich 
tung in ziemlich übereinftimmenver Weife entwidelt worden, und in den Kultur 
ftaaten des neueren Europas findet fid) faum in einem andern Theile der Statt‘ 
verwaltung fo viel Verwandtes, ja Gleichartiges, wiewohl auch hier Verſchieden 
heiten und mannigfaltige Mopifitationen nicht ausbleiben. 


11) Lerminier introductione general à l’bistoire de droit p. 218. 

12, Mohl, Gefchichte und Literatur der Staatswiffenfhaften. 1. S. 37. 

13) Jm Law Review. Auguft 1855. XXII. p. 40. XXIII. p. 88. 

1%, In der Introduction generale à l’histoire de droit, p. 215. 

15) Manna della giurisprudenza dell foro napolitano. p. 227. B. Ondes Regei 


introduzione ai principi delle umane socielä, Genova 1857. p. 370 und Amari erilie | 


di una scienza delle legislazioni comparale. Genova 1857. pag. 126, 
*) Dal, die Art. Staatöverwaltung und Staatswirtbichaft. 
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Weder das Altertbum, noch das Mittelalter konnte dem europäifchen Staate 
der Neuzeit als Vorbild der Finanzverwaltung dienen, wenn aud aus dem Mittel 
alter mande bier einſchlagende Einrichtungen und Berhältniffe auf uns vererbt 
find. Die Kulturftaaten des Altertbums waren, wie überhaupt, fo namentlid in 
ölonomifcher Beziehung in von den unfrigen gänzlich verfchiedene und in der That 
einer Nachbildung ebenfo, wie eines dauernden Beftehens unfähige Pofitionen ver- 
jegt. Wie fie in ihrer Privatwirthſchaft ıheils durch die freiwilligen Gaben einer 
reihen fürlihen Natur erleichtert, theild im Wefentlihen auf fremde Arbeit, auf 
die ihrer Sklaven und unterjodter Völlerſchaften geftellt waren, fo warb aud ihr 
öffentlicher Haushalt theild durch die unentgeltlichen Leiftungen ihrer Bürger und 
die freigebigen Gefchente, mit venen aufftrebende Volfsführer fih um die Gunft 
der Menge bewarben, vieler Ausgaben überhoben, theild erhielt er ſich durd vie 
außerorbentlihen Einnahnten, welde ihm Kriegsbeute und Tribute Befiegter und 
einzelne glückliche Finanzfpefulationen verfhafften. Weniger die Sorge für die Be- 
ziehung regelmäßiger Ginkünfte und deren Verwendung für Jahr aus Jahr ein 
wiederkehrende Ausgaben, als die Bewahrung des für Nothfälle gebildeten Schages, 
den man in Tempeln zu fihern und bamit der befondern Obhut der Götter zu 
vertrauen liebte, befchäftigte die Finanzverwaltung jener Zeiten. Erft in der legten 
Zeit der römifhen Republit und unter den Kaifern näherten fi die Finanzeinrich- 
tungen in etwas den unfrigen. — Das Mittelalter hat den Grund zu vielen 
Gigenthümlichleiten der Finanzverwaltung gelegt, wie fie in den meiften europälfchen 
Staaten beftanden, fo lange die Form des Patrimonialftaates noch nicht den mo» 
dernen Principien und Bedürfniſſen gewihen war. Das Vorherrſchen ver Natural- 
wirthſchaft, als die eigentliche ötonomifche Grundlage des Lehenswefens und der 
Agrarverfaffung, die Bafirung der Regierung auf ein Grundvermögen, aus deſſen 
Ertrag fie die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe des öffentlihen Wefens beftreiten follte, 
die Behandlung dieſes Vermögens als ein Privatgut der fürftliden Häufer, was, 
e8 in vielen Ländern aud) war, die Erweiterung feines Ertrags durd allerlei nutz— 
bare Rechte, Monopole u. dgl., die Ergänzung deſſelben durch verwilligte Steuern, 
die Ueberwahung der legtern durch ftändifhe Beamte, die daraus hervorgehende 
Spaltung der Finanzverwaltung in Kammer und Steuer, Fiskus und Xerar, mit 
getrennten Behörben und boppeltem Krebitwejen, das überhaupt durd die abgefon- 
derte Verwaltung neuentftehender Finanzquellen veranlaßte Specialifiren, die Unter- 
ordnung der Wirthihaftspolitif unter das Finanzweſen und die daraus vielfach 
entfpringende Leitung der erftern dur die Finanzbehörden: das alles bezeichnet 
ven Charakter eines Syſtems, das mit den neueren politifhen, adminiftrativen 
und wirtbihaftlihen Veränderungen faft überall verfhwunden und einem ungleid) 
einfacheren, überfihtlicheren Organismus gewichen ift. 

Die Einrichtung der Finanzverwaltung bezieht ſich zuvörderſt auf die Erhe— 
bung der ordentlihen und außerorventlihen Ginnahmen des Staates, von beren 
größerer oder geringerer Bielartigkeit zugleih die Verſchiedenheit der in dem 
öffentlihen Haushalte beihäftigten Behörden wefentlid abhängt. Im Allgemeinen 
ergiebt fih, daß der Antheil, welden vie Steuern und Abgaben an dem Ge- 
fammteinfommen des Staates tragen, im Zufammenhang fteht mit der Größe 
und Bevölkerung bdefjelben und der Summe feiner Bebürfniffe. In den größten 
und am früheften politijch entwidelten Reichen ift das aus anderen Duellen als 
den Steuern fließende Eintommen in der Regel verhältnigmäßig gering, und wird 
dagegen der öffentliche Kredit in einem fteigenden Berhältniffe für Erhaltung des 
Gleichgewichts in deu Finanzen benugt. Umgekehrt finden wir in fehr keinen 
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Staaten, daß vielleicht mehr ala vie Hälfte der öffentlichen Bebürfnifie ans ven 
eignen Mitteln der Regierung beftritten, der Kredit aber nur im "alle aufer- 
orbentlicher Bebürfniffe, wie fie durd Kriege, Revolntionen u. dgl. entftehen, in 
Anſpruch genommen wird. Die mittleren Staaten halten auch bier im Allgemeinen 
die Mitte. Auch ſcheint e8, daß bei Nationen mit hochentwideltem Verfaſſunge 


leben und Freiheitsfinne die indirekten Abgaben überwiegen, während bei ſtrenget 


geſchulten Völkern oder einfacheren Zuftänden, die direften Steuern im Bor 
grunde ftehen. Weiter hat nun die Finanzverwaltung für die Aufbewahrung der 
erhobenen Summen und für ihre zwedmäßige Ueberführung an die Stelle ihre 
Berwendung zu forgen, und zu biefem Ende und ver nöthigen Kontrole das Kaflen- 
und Rechnungsweſen entfprehend einzurichten unt zu erhalten. Sie hat aber über: 
haupt den öffentlihen Haushalt in geveihliher Ordnung zu erhalten, und zı 
diefem Ende auch bei den Ausgaben des Staates, die allerdings zunädft ver 
deflen Aufgaben und Bepürfniffen abhängen, eine gewichtige Stimme. Denn mar 
auch die Mittel zu dem, was. der Staat wahrhaft braucht, unter allen Umflänte 
beichafft werben müffen, fo wird dod in vielen Fällen die Frage, ob und wien 
der Staat für einen Gegenftand feiner Thätigfeit aufwenden fol, von dem lid 
teren und reicheren Eingehen ver öffentlichen Gelver, von dem fpärlichen ot 
gefüllten Zuftande feiner Kafjen abhängen. 

Der Wirkungsfreis des Finanzvepartements follivirt noch immer mehrfach mit 
dem der Minifterien des Innern, oder, wo bie legtern auf die im engern Sim 
politifchen und die polizeilichen Angelegenheiten befhränft find, mit dem der M 
nifterien des Handels u. j. w. Die Theorie würde an ſich die Frage dahin } 
entſcheiden haben: daß alles dasjenige, was von dem Staate weſentlich aus Gr 
den der Volkswirthſchaftspflege betrieben wird und wobei das volfswirthfchafti 
und nicht das finanzielle Intereffe ven Hauptausfhlag geben fol, auch wenn dar 


erviffermaßen nebenbei für den Staat Einnahmen erwachſen, doch nicht In m 


inangbepartement gehöre, während das letztere umgekehrt alles dasjenige für ſit 
vindiciren fönne, deſſen Beſorgung der Staat ſich lediglich um des finanzielle 
Ertrags willen unterzogen hat. Die Praris ift jedoch felten, und vielleicht nir 
gends mit ganzer Konſequenz, aus biefem Gefihtspunfte verfahren, und es fin 
vielmehr in nicht wenigen Staaten viele wirthichaftspolitifhe Angelegenheiten bei den 
Finanzminifterien geblieben, weil theils die nationaldfonomifhen und bie finanzielen 
Geſichtspunkte ſich noch immer bei ihnen um die Herrſchaft ftritten, theils ta’ 
Finanzminifterium einmal mande mehr zufammenhängende Angelegenheiten bejergtt 
oder die Anftalten und Hülfskräfte befaß, die auch jenen Dingen zu Statten fen 
men konnten, überhaupt aus praftifhen Gründen der leichteren und bequemer?! 
Gefhäftsführung. Die Sache ift auch unter den heutigen Verhältniſſen wenige! 
bedenklich. Denn auch hier ift der Geift mächtiger, als die Form, und ba im 
Allgemeinen die heutigen Finanzmänner aud den nationalöfonomifhen Gefidt! 
punften gebührende Rechnung zu tragen wiflen, fo kann man nicht fagen, dah 
3. B. öffentliches Bauwefen, Bergbau, Münze, Poſt u. dgl. bei ihnen ſchlechter 
aufgehoben wären, als in andern Händen. Im Uebrigen ift bei einzelnen bieft 
Angelegenheiten auch wohl für ein Zufammenwirken mehrerer Minifterien Sort! 
getragen. 

Auch die Finanzverwaltung wurde früherhin in den meiften Staaten folle 
ialiſch geleitet, während neuerdings, und mit beftem Grunde, faft überall De’ 
yſtem der Einzelverwaltung in ihr vorherrſcht und ein Finanzminifter an der 

Spite der ganzen Finanzverwaltung fteht. In einigen Staaten führt derſelbe je 
“ . 
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doch mehr nur den Borfig in immer noch follegialifch eingerichteten Centralfinanz- 
ftellen. So namentlih in Dänemark und befonders in Schweden, wo das 
Finanzweſen eigentlich nod immer kollegialifch verwaltet wird, und der Staate- 
fetretär der Finanzen eigentlih nur den Vortrag im Staatsrathe und die Voll- 
ziehbung des dort Beſchloſſenen hat. In mehreren Staaten, befonders in folchen, 
in weldyen die Operationen des Kreditweſens künftlic ausgebildet und von dem 
Staate eifrig benugt find, kommt jedoch neben dem Finanzminiſter auch noch, 
unter verſchiedenen Namen, ein befonderer Minifter des Schatzes vor, ver es 
weniger mit dem Techniſchen und Speciellen des Dienftes, als mit der fchließ- 
lichen Feftftellung und Erhaltung des Gleichgewichtes in dem Haushalte und zum 
Theil auch mit der politifchen Seite des Gefhäfts zu thun hat. So ift in Eng- 
land die Leitung bes Finanzwefens zwifchen dem erften Lord des Schaßes und dem 
Kanzler der Schattammer getheilt. Der Letztere ift der Vorfteher des Speciellen 
und Tehnifhen in ver Finanzverwaltung, zugleich Mitglied und in Billigfeits- 
fällen Borfigenvder des Schapfammmergerichts. Der erfte Lord des Schates dagegen 
führt die oberfte Auffiht und Leitung ſowohl des Finanzweſens, wie ver Wirth- 
ſchaftspolitik und der Anftalten zur Yandesvertheidigung, und ift befanntlich der 
eigentliche Premierminifter. Unter beiden ftehen nun die einzelnen, das Finanz 
wefen verwaltenden Behörden, welche meift follegialiich organifirt find. Selbft das 
Scatmeifteramt ift ein Kollegium, und nur der erfte Ford tritt aus der Reihe 
feiner Mitgliever mit einer in weit höhere Beziehungen reichenden Stellung ber: 
vor. So hatte im erften franzöfifchen Kaiferthum der Finanzminifter die Auf- 
ſtellung der Budgets und die Erhebung ver öffentlihen Einkünfte, überhaupt bie 
Pflege der regelmäßigen Finanzquellen des Staates; das Schagminifterium aber 
war beftimmt, die Ordnung in den öffentlihen Ausgaben, die Aufbewahrung ber 
angejammelten Gelder, vie Bertheilung ver Fonds für die einzelnen Minifterien, 
das Rechnungsweſen, die Ueberführung der Staatögelder von einem Punkte zu 
dem andern zu leiten nnd zu überwachen, vie Gelpnegociationen, die der Dienft 
erforderte, zu beforgen, die Staatsaftiven beizutreiben, und die Anftalten ber 
Staatsfhuld umd des Penſionsweſens zu dirigiren. Auch in Rußland ift bie 
Leitung des Finanzweſens vertheilt, und hatte man früher das eigentliche Finanz. 
minifterium, das Reichsſchatzamt, weldes die Dispofitionen über die eingegangenen 
Summen, die Verwendung der Refervegelver, das Schulven- und Penfionswefen 
zu verwalten hatte, und die Reichsfontrole zu unterfheiden, während wir gegen- 
wärtig neben dem Finanzminifter den Reichstontroleur, den Minifter ver Reichs— 
domänen, den Minifter der Apanagen, den Generalvireftor des Poftwefens, den 
Generaldirektor ver öffentlichen Bauten, alle als felbftftändige Minifter, treffen. Auch 
in Preußen beftand lange ein beſonderes Schagminifterium. — Nur eigenthim«- 
liche, ausnahmsweiſe Berhältniffe können eine folde Zerfplitterung rechtfertigen, 
wie fie namentlid in Rußland ftattfindet. Die englifche Einrichtung hat, wie fo 
Bieles im der dortigen höheren Staatsverwaltung, mehr gefchichtliche und verfaf- 
jungspolitifhe Gründe. Bei der franzöftihen Einrichtung war eigentlich der Schag- 
minifter der wahre Finanzminifter im höheren Sinne des Wortes und der Finanz- 
minifter faftifh ein Organ veffelben für die Oberleitung eines Zweiges des 
Finanzweſens. 

Nehmen wir aber das gewöhnliche Verhältniß, wo die geſammte Finanzver⸗ 
waltung von Einem Minifter geleitet wird, als die Regel an, fo macht es doch 
die Mannigfaltigkeit der ſich in diefem Departement zufanmendrängenden Geſchäfte 
nothwendig, fie in verſchiedenen Seftionen zu bearbeiten, wobei ſich am natürlich 


528 Finanzbehörden. _ 


ften zunächſt die brei Hauptabtheilungen ergeben: Domänen und Regalien, birdte 
Steuern, indirekte Abgaben, woneben noch befondere Berwaltungsftellen für das 
Schulvenwefen und das Kaflen- und Rechnungsweſen beftehen mögen. Im vielen 
verſchiedenen Abtheilungen behandeln die Minifterialräthe die einzelnen Fächer, in- 
dem fie theils dem Minifter allein, theild aud in Seltionsfigungen Vortrag er- 
ftatten, (wobei immer dem Minifter die entjcheidende Stimme bleibt,) für Ausferti- 
gung und Ausführung feiner Verfügungen Sorge tragen und eine Komtrole über 
die unteren Berwaltungsftellen führen. Es find ferner in der Regel einzelnen 
Hauptiheilen des Finanzweiens bejonvere, jedoch immer dem Minifterium unter: 
geordnete Berwaltungsftellen vorgejegt, namentlih in Fächern, die eime eigm 
tehnifhe Fachbildung vorausfegen. Hier find häufig den lokalen und unteren 
Deamten bejondere Öberbehörben vorgefegt, die dem Minifterium gegenüber die 
Stellung von Mittelbehörden einnehmen, das Ganze ihres Gefchäftszweiges aber 
mit einer gewiljen größeren oder geringeren Selbitftändigfeit vertreten. Es fin 
dies zunächſt namentlich bei ſolchen Angelegenheiten ftatt, die früher ganz adj 
fondert betrieben und erft in fpäterer Zeit unter die Finanzleitung fubjumirt war 
den. So befonvders bei dem Bergbau, auf Grund feiner eigenthümlichen, watır 
gemäßen, geſchichtlichen Entwidlung und der hohen Bedeutung, die ihm die Ber 
zeit beilegte. So das Forft- und Jagdweſen, das ehedem von hohen, zu ie 
perfönlichen Umgebungen der Fürften gehörenden Hofbeamten geleitet ward. & 
das Poftweien, das eine Privatunternehmung war, ehe es in die Hände w 
Staates Überging. Der große Umfang, den das Zoll- und Berbrauchsftenernis 
in den neueren Zeiten erlangt hat, und die mancherlei techniſchen Kenntnifle, % 
es in Folge der Fortfchritte der technifchen Wiffenfhaften und ihrer praktiſte 
Anwendung erfordert, haben ihm gleichfalls eine geſonderte Stellung verihä 
und theilweife ift das auch bei dem Staatseifenbahnen- und ZTelegraphenmdin 
ber Fall geweſen. | 

Es ift neuerdings da und dort zur Sprade gelommen, theild aus Sparjan 


feitsrüdfichten, theils vieleicht in Folge einer Gentralifationstendenz, diefe Mitt 
behörben zu befeitigen und auch diefe Gefchäfte unmittelbar vom Minifterium an | 


leiten zu lafjen, wie dies in manchen anderen Zweigen die tehnifchen Unterbeamten 
ohne eine folhe Zwifcheninftanz dirigirt. Indeß würde damit dod wohl ein Bor 
theil verloren gehen, welder jett aus dein Gegenfage zwijchen dem Vorſtande 
einer ſolchen befonderen Branche, der fid) mit dem Intereffe derſelben iventifcit, 
feine ganze Eigenthümlichkeit und Selbftftändigfeit vertritt und den Zwed beilkk 
ben mit höchſtem Eifer verfolgt, und dem fontrolivenden und moberirenden Rr 
ferenten im DMinifterium hervorgeht, der die Sache mit kühlerem Sinne anfidt 
und einer Ueberfteigerung des Anedes entgegenwirkt. Ueberhaupt geht aus eine 





gewiſſen Selbſtſtändigkeit folder Zweige des öffentlichen Dienftes, vie ihr eig 


thünmliches Leben haben, und aus alle ven Anftalten, die das Bewußtſein dieſer 
Eigenthümlichteit vecht lebendig und räftig erhalten, viel Gutes hervor, und foldt 
Zweige, die in diefer Beziehung den Angriffen der mehanifirenden, uniformiren 
den und verflachenven Zeit noch am meiften wiverftanden, haben ſich vergleih® 
weife au am gefundeften erhalten, 

Eine andere bier erwachfende Frage ift, ob dieſe Fachbehörden kolleglaliſch M 
geftalten feien, oder nicht. Die Kollegialverfaffung ift namentlich bei dem Bergbat, 
ſchon weil es bier vielfach der Wahrung befonderer Rechtsverhältniſſe galt, um 
der Boft vorherrfchend, feltener bei dem Forftwefen. Für die Selbftftänbigfeit de— 
Berwaltungszweiges können Kollegien allerdings mehr thum, als Ginzelbeamte, D 
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nun einmal in allem forporativen Weſen eine ungemein zähe Wiverftandstraft 
liegt, und da das Kollegialprincip immerhin die Autorität verftärkt. Auch wird zu 
Gunſten der Rollegialverfaffung angeführt, daß fie zur Ausübung der Aonminiftrativ- 
juftiz nothwendig fei. Indeß ließen fich in legterer Beziehung wohl vermittelnde 
Einrihtungen treffen, welde für derartige Fälle ein Kollegium aus einem Zu- 
fammentritt verſchiedener Beamten bildeten, wie das auch mehrfach ftattgefunden 
bat und ftattfindet, und an fi fallen die meijten Gründe fir die Rollegialver- 
faffung bei rein techniſchen Behörden weg. 

In Preußen und einigen anderen Staaten ift ein Theil der hier befprochenen 
Funktionen, jedodh and mit Ausnahme des Bergbaues und der Pot, den Mittel- 
regierungsbehörben mitvertraut, denen zu biefem Ende technifche Räthe beigegeben 
find, Eine Ginrihtung, mit der viel Zeitverfhwentung, viel nuglofe Weitläufig- 
feit verbunden ift, und die doch faktifh das Meifte in den Händen des allein 
ſachkundigen Technikers läßt. — Die fpeciellen Einrichtungen der für die fo viel- 
artigen Zweige der Finanzverwaltung ‚erforderliben Unterbehörden, ſowie die Ab— 
grenzung ihres Wirkungstreifes von den der Mittel- und Oberbehörden müſſen 
den den einzelnen Fächern gewidmeten Artikeln vorbehalten bleiben. 

Die Anftalten des Staatsfhuldenwefens hängen zumeift von Berfaffungs- 
inftituten, fowie auch fonft von den Mafregeln ab, die man bei Kontrabirung ver 
Auleihen zur Sicherung und Hebung des Staatöfrebites treffen zu müſſen für 
wöthig erachtet hat. — Bei dem Kaſſenweſen befteht eine Stufenfolge von den 
Elementarkaſſen, die entweder allgemein find, im welche verfchiedenartige, wenn 
nicht alle Einnahmen aus einem beftimmten Bezirke fließen, oder aud als bejondere 
Kaflen für einzelne Einnahmszweige beftehen, durch die Mittelfaffen, bei denen der 
gleiche Unterſchied ftattfindet, zu der Gentralhauptkaffe, in welche übrigens nament- 
ih von einzelnen, abgejonderten Nevenuenzweigen die Erträgniffe auch unmittelbar 
aus den Glementarfafien abgeführt werden. Da num aber ver größere Theil ver 
Jahr aus Jahr ein eingehenden Ginnahmen auch wieder durd die laufenden Be- 
dürfniffe des Staates abforbirt wird, fo ift e8 eine Hauptaufgabe der Kafjenorgani- 
fation, zu verhüten, daß nicht zu viele Gelder einen unnöthigen Umweg über vie 
Gentralfaffe machen, vielmehr auch die Mitteltaffen und menigftens einzelne Ele- 
mentarfafjen zugleich als Ausgabekaſſen zu behandeln, aus welden die örtlichen und 
provinziellen Bedürfniſſe beftritten werden, umd die ihre Einnahmen nicht blos in 
der Form von Baarfchaften, fondern aud in der Form von Uuittungen über be- 
ftrittene Ausgaben einliefern können. Die Gentralfaffe muß für alle Verbindlich— 
feiten des Staates haften und bei ihr muß die Buchführung über ven gefammten 
Haushalt beftehen;. aber fie bedient fih auch der unteren Kaffen als ihrer Organe 
für Ginnahmen und Ausgaben. Im Uebrigen würde in dieſem Gebiete noch man: 
bes zu vereinfachen und zu verwohlfeilern fein, wenn man die Geld- und Kredit— 
inftitute des Privatverfehres, welche in unferer Zeit einen fo mächtigen Aufſchwung 
genommen haben, mit gehöriger Vorſicht zu Hülfe zu nehmen ſich entſchließen 
twollte, wie dies in England, wo der Staat faſt alle feine Geldgeſchäfte durch die 
Bank beforgen läßt, und theilmweife auch in Frankreich ſchon längft geſchieht. Da- 
mit würde auch die Mühe und Verantwortlichfeit der fo wichtigen Kaſſenkontrole 
wefentlich erleichtert, welche übrigens am beften durch eigens dafür angeftellte 
Beamte erfolgt. Endlich ift auch das Rechnungsweſen (f. d. Art.) von hoher Be- 
deutung, in welder Beziehung die, durch Befolgung des faufmännifchen Mufters 
erwirfte englifche Präcifion ebenfalld noch in feinem andern Staate erreicht ift. 
Die in vielen Staaten beftehenden bejonderen Oberrechnungsbehörden haben es 
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nicht mit der Führung, fondern mit ver Prüfung der Rechnungen zu thun, und 
fi dabei, wenn fie nicht ihre natürlichen Grenzen überfchreiten und ſich gewiller- 
maßen, wie weiland die preußifche Generalfontrole, über alle andern Behörden 
erheben wollen, auf die arithmetifche Nichtigkeit der Rechnungen und die Geſetz 
mäßigfeit ihrer Belege zu beſchränken, nicht aber auf die Nothwenbigfeit und 
Zwedmäßigfeit der gemachten Ausgaben einzugehen. 

Bgl. v. Jakob, Staatsfinanzwifenfchaft 8S. 969—989, $. 1211. Frhr. v. 
Malchus, Politit der inneren Stantsverwaltung I. 152 ff. Bülau, vie Bebör- 
den in Staat und Gemeinde. Ran, Finanzwiffenihaft $. 530 ff. 

Bülau 


Findelhäufer, j. Waifen-, Findel- und Rettungshäufer. 
Finnen. ©. dieſen Artitel am Ende des Buchſtabens F. 
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Gleichwie das Individuum, deſſen Rechtöfphäre wefentlih im Gebiete ii 
Privatrechts gelegen tft, zugleich auch zum Subjekt des öffentlichen Rechts ſich m 
hebt, ebenfo tritt der Staat, deſſen Yebensthätigfeit vorzugsmweife im ebiete de 
öffentlichen Rechts fi) bewegt, auch als Subjelt von Privatrecdhtsverhältuiie 
herab in den Kreis der Privatperfonen : hier wie dort berühren ſich Privat: ım 
öffentliches Recht und gehen organiſch in einander über. 

Der Staat nun, infofern er im Privatrehtsverfehr als Berfon auftritt, fd 
fi dar als Fiskus. Er legt hier die Hoheit und Majeftät ab, von welde? 
anf dem Gebiete des öffentlichen Rechts umkleivet ift. Er zieht gewifjermaßen 
gerlihes Gewand an, indem er in die Neihe_der andern Privatrehtöfubjette, # 
nächſt der juriftiihen Perjonen eintritt, deren Natur er theilt. | 

Das Wort und den Begriff des Fiskus haben wir, wie fo Vieles in unſen 
Rechte, von den Römern überfommen, wiewohl zu allen Zeiten die Staaten Ir 
mögen befeffen und mit andern phyſiſchen und moralifhen Perfonen vermögen 
rechtlichen Verkehr gepflogen haben. Bei den Römern aber bildete ſich der Begrij 
des Fiskus in der Kaiferzeit aus — Anfangs im Gegenfage zu dem älteren de 
wrarium, fpäter mit ihm iventifh. Zur Zeit der Republif nämlich hieß der Staa 
als Subjeft von Privatvermögensrechten, ſowie (im objektiven Sinm) der Inbegif 
diefes Vermögens felbft erarium. Als jedoch mit dem Beginne des Kaiferthum: 
eine Theilung- der Provinzen zwifchen dem Senate (ald Vertreter des Bolks) un 
dem Kaifer ftattfand und hiemit im Zufammenhang auch eine Theilung der Stuatt 
Einnahmen und -Ausgaben erfolgte, fo beließ man dem öffentlichen Bermögen wi 
Senates die hergebradhte Bezeihnung serarium, während man das öffentliche Ber 
mögen des Kaifers anfänglich Cæsaris fisous, jpäter fiscus !) ſchlechtweg namnit 
Allein wie das Kaiſerthum den Senat und den Populus, fo verſchlang der fisen! 

das wrarium. In der fpätern Kaiferzeit werben beide Ausprüde vermiſcht ge 
braucht, um das eine Staatövermögen zu bezeichnen. Diefes ift ganz entſchieder 
auch in der juftinianifhen Kompilation der Fall (vgl. 1. 13. pr. 8. 1-4. D. 
14) und hat ſich diefer Sprachgebrauch bis zum heutigen Tag behauptet. Zu all 
Zeit aber — bei den Römern, wie bei und — wird der Staat nad) feiner pr" 


) Die Wortbedeutung von Fiekus iſt: Korb, Geldforb (Staatsfädel). 


Fiskus. 531 


vatrechtlichen Seite, beziehungsweife da8 Staatsvermögen (je nachdem man bie 
fubjeftive oder objektive Bedeutung im Auge hat) unter den Austrüden Fistus, 
Aerar verftanden, und davon das Privatvermögen des Fürften (res privata prih- 
eipis, Schatullgut) durchaus unterfchieden, obwohl von den römischen Kaiſern die 
Privilegien des Fisfus auch auf das Privatvermögen des Kaifers, ja felbft 
auf das der Kaiferin, ausgedehnt worden find (vgl. 1. 6 $. 1 D. de jure fisci 
49, 14). 

Wir haben oben die rechtliche Natur des Fiskus als die einer juriftifchen 

Perfönlichkeit des Privatrehts harakterifirt. Dabei macht es nun zunächſt feinen 
Unterſchied, ob man ihn, wie Biele thun, geradezu als eine universitas, als bie 
Korporation aller Staatsgenofjen auffaffe, oder ob man ihn (wie Savigny) als 
eine eigenartige „außerhalb des Gegenfages der Korporationen und Stiftungen 
ſtehende“ Perfon erkenne — nad) der einen wie nad der andern Auffafiung ift 
er eine und zwar die bedeutendfte juriftifche Perfon des Privatrehts und wird von 
demjelben mit der vollen Nechtsfähigkeit im Gebiete des Vermögensrechtes aus 
geftattet. Er kann demnach (durd feine Vertreter) Befig und Eigenthum erwerben, 
Berträge fließen, ja er fann zum Erben eingefegt und mit Legaten bedacht wer: 
den. Auf diefem Standpunkte gelangen wir jevod zu einem bejonderen Rechte 
des Fiskus (abgefehen von feiner eigenthümlichen, vem öffentlichen Rechte ange— 
hörenden Berfaffung und Vertretung, wovon im folgenden Artikel) eben fo wenig, 
als zu einem befonderen Rechte ver Korporationen und Stiftungen, melde gleich 
ihm volle Redhtsfähigkeit im Privatvermögensredhte befigen. Das pofitive Recht 
aber ift weiter gegangen, es hat — freilid im Widerfpruch mit dem innern Wefen 
des Privatrehts, welches Rechtsgleichheit· ver Perfonen mit zu feinen oberften Prin- 
cipien zählt — den Fiskus in Erinnerung an des Staates Hoheit auf dem äffent- 
lichen Rechtsgebiete mit einer großen Zahl von zum Theil höchſt wichfigen Privi- 
legien ausgeftattet, fo daß man gerabezu von einen bejonvderen Fiskusrechte 
ſprechen konnte und auch wirklidy geſprechen bat und noch fpricht (vgl. die Zitel- 
überſchrift Dig. 49, 14 und Cod. 10, 1. „de jure fisci*). Was römiſcher Staats« 
abfolutismus und faiferlihe Habgier geihaffen hatte, gieng auf das Mittelalter 
infolge ver Reception römifcher Ideen und nody mehr des gefchriebenen Buchſtabens 
über, ja wucherte, begünftigt durch die mittelalterlihen Vorſtellungen ver lehens- 
berrlihen Dberhoheit und des Patrimonialftaates, zu noch weiteren Auswüchſen 
fort. Erſt in der neueften Zeit — feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts — 
gewahren wir, wie mit ber fortjchreitenden —— des Staatsbegriffs und 
der zunehmenden Klärung zwiſchen den unterſchiedenen Gebieten des Privat- und 
öffentlichen Rechtes auch eine fortjchreitende Ausftoßung dieſes durch die Natur des 
Staates nicht geforderten und dem Geifte des Privatrechts widerſtrebenden Aus- 
nahmsrechts des Fisfus Hand in Hand geht. Noch aber ift diefer Proceß nicht 
beendigt: nicht nur daß das gemeine Recht im Wejentlihen noch auf dem Boden 
ver römiſch-juſtinianiſchen Geſetzgebung fteht, auch die neueren Partifulargefeg- 
gebnngen haben zum Theile mehr noch als bloße Rudimente der vömijchmittel- 
alterlichen Ueberlieferung bewahrt. 

Es wird ſich diefes aus der folgenden Darftellung ergeben, welde in großen 
Zügen die Entwidlung des Fiskusrechtes von der römiſch-juſtinianiſchen Geſetz— 
gebung an durch das Mittelalter hindurch verfolgen ſoll. 

Nach dem römiſch-juſtinianiſchen Rechte geniegt nun aber der Fiskus ſehr zahl- 
reicher Privilegien fowohl im materiellen Givil- als im Prozeßrechte. Indem wir 
im Nachftehenden die wichtigeren diefer Vorredhte in dem einen umd andern Ge— 
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biete hervorheben, ſchicken wir gewiffermaßen als leitenden Gefichtspunft den von 
Juftinian felbft in die Digeften aufgenommenen Ausſpruch des Modeſtinus veraus: 
non puto delinquere cum, qui in dubiis qusstionibus contra fiscum facile 
responderit (l. 10. D. 49, 14). Es ftreitet alfo auch bier, wie fonft, im Zweifel 
die Bermuthung gegen das Ausnahms-, für das Regelrecht. 


Im materiellen Civilrechte gefteht die juftinianifche Geſetzgebung dem fistus 


namentlich folgende Vorzüge zu: 1) Die Sachen des Fiskus find der. ordentlichen Er 
fisung (usucapio und longi temporis pr&scriptio) entzogen und nur ber außerorbent: 
lichen Erfigung (in dreißig oder nad Vieler Anficht erft in vierzig Jahren) zugäng 
lich (1. 18. 24. D. 41, 3; 8.9.3.1, 6; 1. 3.C. 7, 38). 2) Der Fiskus hat en 
ftillfchweigendes und generelles (nicht auch privilegirtes) Pfandrecht am Bermöga 
derjenigen, welche mit ihm fontrahirt haben, für alle Forderungen aus dem Kor 
trafte (1. 2. C. 8, 15: fr. de jure fisci $. 5; 1. 47 pr. D. 49, 14); 3) Inglei 
hen fteht ihm eim ftillfchweigendes Generalpfand am Vermögen der Abgabejchulse 
zu (1. 1.C.8, 15. 1. 1. C. 4, 46); 4) Dem Fisfus fällt das erblofe Gut (bim 
vacantia) anheim (1. 96. $. 1 D. de leg. I und tit. Cod. 10, 10), ſowie er 5) 1 
einer Reihe von Fällen die wegen Indignität den zumächft berufenen Erben at 
riffenen Erbſchaften erwirbt (bona ereptoria, tit. Dig. 34, 9 und Cod. 6, B). 
6) Er ift der im Erbrechte und aud fonft noch geforberten Leiſtung von Kur 
tionen überhoben (fiscus presumitur esse locuples vgl. 1. 1. $. 18. Dig. 36, 3. 
1.3. $. 5. D. 35, 3). 7) Er braucht aus feinen eigenen Kontrakten feine Zink 
zu entridten (1. 17. $. 5. D. 22, 1); hingegen darf er zu feinen Gunſten wı 
jeder fälligen Gelvfhuld ohne Zinsverabredung oder vorbergegangene Mahuy 
fofort Zinfen berechnen (1. 17. $. 5, 6. 1. 43. D. 22, 1). 8) Er kann Zahlune 
repociren, welche fein Schuldner zu feinem Schaden einem dritten Gläubiger} 
macht hat, auch wenn viefer Dritte bona fide war und die gezahlten Gehe 
bereits fonfumirt hat (1. 18. $. 10. 1. 21. D. 49, 14). 9) Wer ſich etwas willen‘ 
lid) zum Schaden des Fiskus angeeignet hat, muß nit nur die Sache wie 
herausgeben, fondern noch üderdies den Werth verfelben erfegen (1. 46, $.1. 
D. 49, 14). Endlich 10) ift noch der im juftinianifchen Rechte fehr zahlreider 
Erwerbungen aus Konfisfationen zu gedenken, welche bald das Ganze, bald mı 
eine Quote, bald nur einzelne Gegenſtände des Vermögens betrafen umd welde 
entweder als Strafe für eigentliche Verbrechen und Vergehen in Folge kriminelle 
Verurtheilung oder auch wegen llebertretung anderer, mit dieſer Sanktion belt 
deter gefeglicher Vorſchriften in Vollziehung gefegt wurden (vgl. 1. 1. pr. D. G. 
7. $. 4. J. 4, 18. 1.14. D. 39, 4. 1.61. D. 23, 2 u. ſ. w.). 

Haft eben fo zahlreich und nicht minder wichtig find die proceffualifdtt 
Begünftigungen des Fiskus nah juftinianifhen Recht. Derfelbe genoß nicht mr 
eines eremten Gerichtftandes, injofern (fen in der klaſſiſchen Periode) alle Hishl 
ſachen mit Ausnahme der cause status und Kriminalfahen der Jurispiktion MT 
laiſerlichen Fiskalbeamten, der procuratores Cæsaris, unterworfen waren, ſondern 
es wurde Auch für die fpecififch fisfalifhen Erwerbungen (1. 1. pr. D. 49, 14) ein 


befonderer Proceß, der fogenannte NunciationsproceR, organifirt, wonad im | 


Allgemeinen ein Jever beim Fiskus die Anzeige (nunciatio) einer ihm zuſtehenden 
Erwerbung machen und deſſen Rechte innerhalb einer beftimmten Berjährungsfrill 
von regelmäßig zwanzig Iahren geltend machen konnte. Gelang dem nunmehr jur 
diligenten Durchführung des Proceffes verpflichteten Nuncianten der Beweis N 
fisfalifchen Rechts auf die Erwerbung, fo erlangte er alsvann einen beftimmten 


Theil an der für den Fiskus erftrittenen Sache. Neben viefen, heute antiquirten 
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Beyünftigungen, genoß aber der Fisfus noh insbefondere folgende procefualifche 
Vorzüge: 1) Der Gebrauh der Kompenfationdeinrede gegen venfelben ift ent— 
weder ganz ausgeſchloſſen (3. B. in allen Abgabejahen oder wenn der Fiskus den 
Kaufpreis einer von ihm verkauften Sache gegen den Käufer einklagt, vgl. 1. 1. 7. 
C. 4, 31), ober fie ift in allen andern Fällen davon abhängig, daß der Beflagte 
binnen zwei Monaten von ihrer Vorſchützung an den Beweis feiner Gegenfor- 
derung zu erbringen im Stanbe ift (1. 46. $. 4. D. 49, 14); 2) Im Konkurfe des 
Schuldners hat der Fiskus für feine Forderungen (abgefehen von Strafforderungen) 
ein Vorzugsrecht vor ben übrigen Chirographar-, ja felbft vor faft allen andern 
privilegirten Gläubigern (1. 10. pr. D. 2, 14. 1. 34. D. 42, 5). 3) Er fann ale 
Klöger in Ermanglung anderer Beweismittel den Bellagten zur Evition aller auf 
den Proceß bezüglihen Urkunden anhalten, wohingegen weber er noch fonft Je— 
mand gezwungen werben kann, ihm nadtheilige Dokumente herauszugeben (1. 2, 
$. 1.2. 1.45. $.5. 6. D. 49, 14). 4) Den Schuldnern des Fiskus, wenn fie 
ihrer Schuld überwiefen find, wird das Rechtsmittel der Appellation verweigert 
4.8. C. 7, 65) U. a. 
Mit dem juſtinianiſchen Geſetzeswerk recipirte das Mittelalter nun auch das 
in der vorſtehenden Geſtalt in demſelben ausgebildete Fiskusrecht, ſoweit es bie 
anderen Zuſtände nur immer ertrugen. Allein es begnügte ſich dabei nicht. Der Feu— 
dalſtaat hielt ſich berufen, das Werk des römiſchen Abſolutismus fortzuſetzen — 
wenn auch nicht mit römiſchem Geiſte. Dieſer verſtand zu unterſcheiden und hat 
immer ſcharf unterſchieden zwiſchen Staat und Fiskus: die Privilegien des letzteren 
erſchienen ihm nur als privatrechtliche Vorzüge, nicht als ſtaatliche Hoheitérechte. 
Dem Mittelalter war dieſes helle Auge verſagt. Sein ganzer Rechtszuſtand beruht 
auf der völligen Amalgamirung vor Privat- und öffentlichem Recht. Die Staats— 
gewalt wurde wie ein privatlicher Beſitz, reine Privatrechte wnrden als Ausflüffe 
ver Staatögewalt behandelt. So ward der Staat zum Fisfus und der Fiskus 
zum Staat. Dies zeigte ſich nicht nur fin der Ausübung ftantlicher Hoheitsrechte 
durch die landesherrlihen Fiskalbeamten, fondern ebenfo in der Auffaffung und 
Weiterentwidlung des Fiskusrechts felbft (oder, wie man es jest hieß, der Fis— 
falgeredtigfeit, und draſtiſcher noch der Fiskalg ewalt). Um dem unerfättlicyen 
Fiskus eine erſprießliche Einnahmsquelle zuzuwenden, hatte die lex Julia, indem fie 
für dieſen Fall die gemeine Rechtsregel „res nullius occupanti cedit“ durchbrach, 
vas Vorrecht res Fiskus auf erblofes Gut (bona vacantia) freirt. Was aber den 
Römern als bewußt gefchaffene Ausnahme erihien, dünkte ver mittelalterlichen 
Auffaffung nur als eine natürliche Konſequenz der mit Staatsobereigenthum 
identificirten Staatsherrfhaft — eine Konfequenz, welche alsdaun mit dem gleichen 
Rechte auf alle herrenlofen Sahen überhaupt Anmendung finden mußte. Das 
Staatseigentbum an den res nullius ift aber felbft wieder nur ein einzelner Aus: 
fluß der in Theorie und Praris zur Geltung gelommenen Fiskalgewalt, welcher 
man die allerfrudptbarfte Anwendung zu geben verftand. E8 gehört hieher die große 
Reihe der fogenannten niederen Regalten (f. diefen Artitel), worunter man be— 
griff: das Heimfallrecht (jus albinagii, vermöge deſſen der ganze inlänbijche 
Nachlaß der im Lande verftorbenen Fremden mit Ausfhluß aller Teftaments- und 
Bertragserben, fowie der ausländifhen Inteftaterben dem Fiskus anbeimfiel), das 
Abzug: und Nahftenerreht (vermöge deſſen der Fiskus von Auswanderern 
eine gewiffe Bermögensquote für ſich erhob), das Wildfangredt, das Hage- 
ftolzenredt, das Strandrecht, verfchiedene Arten von Zehntrechten, aud 
das Bergmannsregal nah feinem privatretlihen Inhalt und viele ambere 
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vergleichen Rechte, die, ihrem Weſen nach bloße Privatrechte, als Ausflüfe der 
Staatsgewalt angefehen wurden, aber durch Verleihung Seitens derſelben auch 
an Privatperfonen übergehen konnten. Der Unfug, welcher bie und da ven ven 
Landesherren mit dieſen fisfalifhen Rechten getrieben wurde und die Ausdehnung 
der Begünftigungen, welche den Fiskus vor andern Privatperfonen auszeichneten 
und ihn nicht felten gerichtlich unerreihbar machten, überfteigt alle Begriffe. Die 
Wiſſenſchaft fuchte wohl ver maflofen Willfür entgegenzutreten : allein die rechten 
Waffen fehlten ihr, fo lange fie felbft noch an der Theorie der Fiokalgewalt fei- 
hielt. Die wiffenihaftlihe Erkenntniß der Unnatur des Begriffs ver Fiskalgewal 
iſt von ganz jungem Datum 2). Das Nähere hierüber fiehe in dem Artifel „Re 
alien“. 

u Daß unter diefen Umftänden die neuern deutſchen Geſetzgebungen fid vor 
der mittelalterlihen Auffaffung des Fiskusrechtes nicht ganz frei erhalten hab, 
fegßt nicht in Erftaunen, eher, daß fie derjelben nit noch in höherem Gut 
Raum gegeben haben. Bei weitem am erleuchtetften ift das öſterreichiſche &r 
ſetzbuch, welches, ven Fiskus richtig als eine juriftiiche Perfon des Privatredt: 
erfennend, faft den ganzen Schwarm ber römifchen Privilegien befeitigt um ta 
verkehrten Gedanken des Staatseigenthums an den herrenlofen Sachen mit Bie 
derherftellung der römischen Auffaffung aufgegeben hat (vgl. Oeſterr. Geſch 
$. 382 ff., hiegegen $. 1472, 1485). Eine niedrigere Stufe nimmt im dieſer de 
ziehung das preußifhe Landrecht ein. Der Fiskus ift hier wie bei den R 
mern eine nad allen Seiten ſehr begünftigte Perfon (hinſichtlich der Berjühns 
1. 9, $. 629 —648, Vorzugsrehte am Vermögen der Kaffenbeamten und P# 
ter, fowie anderer (Abgaben-) Schulpner II 14, $. 45—75, hinſichtlich des & 
richtöftandes ibidem $. 84; — vgl. noch I 15, $. 42. I 11, $. 827. Anh. $.% 
111, 88. 714. 1071. T16, $. 368 ff. II 8, $. 1955 ff. u. a.). Insbejonder ® 
aud die Theorie der Fiskusgewalt unverfennbaren Eingang gefunden (vgl. IH, 
8. 24 ff.) und wirb von hier aus dem Staate wenigftens ein Borzugsredt m 
Dffupation gewiffer Arten von herrenlofen Sachen vor allen andern Perfonen bi 
gelegt, welch letztere nur mit feiner Einwilligung Befig davon ergreifen könnt 
(II 16, $.1 ff.), fowie aud das Recht des Staats auf Abfahrts- und Abſcheh 
gelber von dorther abzuleiten ift. 

Schlieflih gedenken wir nod zweier Beftimmungen der neuen deutſchen Par 
titulargefeßgebung, welche nad zwei Hauptrichtungen dem Fiskalunweſen de 
Mittelalters ein Ende gemacht haben und welche um diefer ihrer materiellen Wid- 
tigfeit willen faft allenhalben in das Staatsgrundgefeß aufgenommen worden find: 

1) Der Fiskus hat in allen Privatrechtöftreitigkeiten vor den ordentlicher 
Öerihten Recht zu geben und zu nehmen 3) (bayr. Berf.-Urf. VIII, 5. Bat. 
B.U. II, $. 14. Württ. B.-U. $. 94. Sächſ. B.-U. 8. 50. Preuß. Landr. II 14, 
$. 81. Deftr. Gefeßb. I, 1. $. 20 u. f. w.). k 


2) Selbſt Klüber in feinem öffentlichen Mecht des deutichen Bundes und der Bundes 
ftaaten handelt noch in einem eigenen Abichmitt (88. 473—478) von der „Fisfalgemalt“. Ind 
fo jebr er auch die llebertreibung derfelben verhorrescirt und einer einjchränfenden Interpretation 
das Wort redet, fo führte ihn doch, wie es in der Natur der Dinge liegt, der falſche tank 
punkt zu falfchen Konfequenzen, welche ohne ein richtiges Verfländnig der rechtlichen Natur de⸗ 
Fiskus unvermeidlich find. 

3) Siedurch wird jedoch nicht ausgefchloffen, daß der Fisfus innerhalb der Hierarchle det 
ordentlichen Gerichte eines befreiten Gerichtsftandes genieße. 
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2) Konfistationen des gan Vermögens zur Strafe follen ferner nicht ftatt- 
finden (bayr. B.-U. VIII, 6. Württ. B.-U. $. 9. Sächſ. B.-U. $. 53. Groß. 
heſſ. B.-U. Art. 100 u. a.). 

Literatur. Klüber öffentliches Recht des deutihen Bundes und der Bun- 
desſtaaten 88. 473—478 (man findet bier eine ziemlich ausführliche Angabe ver 
ältern Literatur). Mit Beichränfung auf das römifhe Recht jus fisch: Heim— 
bad in Weiske's Rechtslexikon, Artikel „Fiskus“. miſch. 
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Der Fiskus bedarf, wie jede juriſtiſche Perſon des Privatrechts, der Vertre— 
tung, um handeln am Rechtsverkehre theilzunehmen. Die Art und Weife diefer 
Bertretung wird dind die Verfaffung des Fiskus beftimmt. Diefe hängt aber in 
der Weile innig mit der Berfaflung des Staates nad) feiner öffentlich-rechtlichen 
Seite zufammen, daß regelmäßig denſelben Organen, welche zur Verwaltung der 
Hoheitsrechte, in specie der Finanzhoheit, beftellt find, aud die Vertretung des 
Fiskus im Privatrehtsverfehre übertragen if. Befondere Organe — Fiskal— 
beamte im engeren Sinne, Fiskale — beftehen heutzutage regelmäßig nur zur Ver- 
tretung der fisfalifchen Intereffen in ftreitigen Rechtsſachen. Der Umfang ver 
Thätigkeit diejer Klaffe von Beamten war jedoch weder früher, noch ift er felbft 
beute allerwärts hierauf bejchräntt. e 

Zur Zeit der römifhen Kaifer war die Verwaltung ver fiskalifhen Ange— 
legenheiten, d. i. der kaiſerlichen Finanzen, den procuratores Cæsaris übertragen, 
Anfänglih ohne Gerichtsbarkeit und nur zur Erhebung und Verwaltung ver 
kaiferlihen Einkünfte beftellt, warb ihnen durch Claudius aud eine Jurisdiktion 
in Fisfalfachen, ſoweit fie nicht Friminellen Charakter trugen, verliehen und biemit 
zuerft ein privilegirtes Forum des Fiskus gefchaffen. Die Vertretung aber des 
Fiskus vor Gericht wurde durch die fogenannten advocati oder patroni fisci geführt, 
welhe aus der Zahl ver bei den Gerichten aufgeftellten Anwälte auf beftimmte 
Zeit beftellt wurden. !) 

Der römifche advocatus fisci ging mit der Reception des römiſchen Rechts 
als Fistal (Kammerprokurator) in das deutſche Gerichtswefen über. So lange 
noch die altgermanifche Schöppengerichtsverfaffung beftand, war das Bedürfniß einer 
befonderen Bertretung des fisfalifchen Interejjes nicht jo vorhanden: eine foldhe war 
regelmäßig fhon in dem vom Landesherrn angeftellten Richter gegenüber ven 
Scöppen gegeben. Wohl aber machte die Reception des fremden Rechts, welches 
zumal den Fiskus in fo ausgedehnten Maße privilegirte, ſchon um ber jetzt ein- 
getretenen Umgeftaltung der Gerichtsverfaffung willen eine beſondere Bertretung 
des Fiskus nothwendig. Der deutſche Fisfalanwalt fing aber alsbald an von dem 
römifhen advocatus fisci fi in nicht geringem Maße zu unterfcheiden. Eines» 
theild wurde er jegt regelmäßig zu einem jelbftftänpigen, ftehenden Beamten, 
anderntheils wurde aud fein Wirkungstreis weit umfaffender. Diefe Ungeftaltung 
ging genau Hand in Hand mit der im vorhergehenden Artikel befprodhenen Poten- 
zirung des Fiskusrechts. Wie die Privilegien des Fiskus je mehr und mehr zu 
ftaatlihen Hoheitsrechten gefteigert und die Begriffe von Fiskus und Staat amal 


1) Eine — ausgebildete Inſtruktion für den advocatus fisci enthält der juſtinianiſche 
tit, 9. ’ 


Kodex lib. 11, tit, 9 
T 
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gamirt wurben, fo lag es nahe, aud das Thätigkeitögebiet des Fiskals über vie 
Grenzen einer bloßen fisfaltfhen Vertretung in Privatrehtöftveitigfeiten hinaus zu 
einer möglichft allgemeinen und umfafjenden Vertretung des landesherrlichen unt 
öffentlichen Intereſſes auszudehnen. Anfänglich knüpfte man bei dieſer Kompeten;- 
erweiterung möglichft an fisfalifhe Geſichtspunkte an, die fih namentlich in jener 
Zeit faft bei allen Sachen des Gemeinweſens ohne viele Schwierigkeit entdeden 
ließen. Alsdann aber gewöhnte man fid, an die Vorftellung, daß der Fiskal, wie 
der Vertreter der Privatinterefien des Staates, jo auch der vorzugsweife Vertreter 
des öffentlichen Interefles fei, um fo eher, je ftärfer fih das Bedürfniß in ver 
letzeren Beziehung geltend zu machen anfing, ohne daß dod ein anderes Orga 
zur Erfüllung veffelben vorhanden gewejen wäre. So wurde der Fiökalanmalt 
zugleih zum Staatsanwalt, zum Organ der Oberaufficht, zum Bewahrer ver 
Prärogative der Regierungsgewalt. 

Die Befugnifie des Fiskals der legten Jahrhunderte waren in der That ie 
umfaffend und ihr Charakter zudem jo wenig einheitlih, daß die Schwierigtät 
einer begrifflihen Formulirung derſelben unüberwindlid genannt werben darf. Ü 
gab Fisfale aller Art. Man unterſchied fie nicht nur mit Rüdficht auf die damalige 
politifche Geftaltung Deutfhlands in kaiſerliche (Reichs) und reichsftänvijd: 
(fanvesherrliche) Fiskale, fondern nicht felten aud)- je nach der befonderen Richtung 
ihrer Thätigkeit in Gerichts-, Polizei-, Kammer-, ja ſelbſt Jagd-, Mevi- 
cinal:, Konfiftorialfisfale Regelmäßig vorfommend und von befonber 
Bereutung waren jevoh nur wie Gerichtsfisfale, deren Thätigkeit fich dam 
gewöhnlih auch auf bie anderen Gebiete ausdehnte. Bon Reichswegen beftande 
ſolche Fiskale ſowohl bei den höchſten Reichs- als bei den faiferlihen Yandgerichte 
Des HI. römifhen Reihe Kammerfistal, welhem in ver Folge noch & 
advocatus fisci zur Unterftügung beigegeben warb, hatte vornemlich die Pflich 
über die Erfüllung der reihsverfaffungsmäßigen Verbindlichkeiten durch die Reicht 
glieder zu wachen, gegen die Säumigen flagend beim Reichsfammergerichte einzu 
fchreiten, die zu Gunften des kaiferlihen Fiskus verwirkten Strafen einzutreiben, 
endlich in gewiſſen Kriminalfachen, insbefonvere bei offenbarem Landfrievensbrud 
und bei Minzverbreden, als Ankläger aufzutreten.?) Ganz analog war ti 
Stellung und Kompetenz der Neihshofrathsfistale, deren einer die deutſchen, 
ber andere die italienifchen „Fiskalſachen“ (lato sensu) zu beforgen hatte. 

Eine ähnliche, nur intenfiv bedeutendere Stellung behaupteten bei aller Ver: 
fhiedenheit im Cingelnen die Fiskale auch in den deutfhen Territorien. Die 
Bertretung des landesherrlichen Fiskus in feinen Privatrechtsſtreitigkeiten war, wie 
bereits erörtert, ihre Aufgabe von Anfang an. Die nächfte Erweiterung war bit, 
daß fie unter der Herrfchaft des Anklageprozeffes anfangs ausnahmsweife (went 
nämlich der Fiskus felbft intereffirt oder ein Privatankläger nicht vorhanden war), 
fpäter regelmäßig als „Kläger von Amtswegen" in peinlihden Sachen aufzutreten 
hatten. Diefe Funftion trat allerdings wieder in den Hintergrund, als der Inqui— 
fitionsprozer in den meiften Territorien die Oberhand zu gewinnen begann, un 
blieb dann den Fiskalen wefentlih nur die Sorge für die Einziehung der dem 
Fiskus angefallenen Strafgelder. Nicht jelten aber nahm der Inquifitionsprejeh 
ſelbſt fiskaliſche Einwirkung an, indem entweder nad beendigter Generalunter: 
fuhung ein Fisfal noch förmliche Anklage erhob, oder indem demſelben ſchlechthin 


2) Vgl. K. G. O. von 1555 I. 16. 20. 
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die Führung der Unterfuhung übertragen wurde (fog. fisfalifhe Unterfuchungen). 
Zur höchſten Bedeutung erhob fih aber das Fiskalat in vielen Territorien, inſo— 
ferne es — namentlich in feinem oberften Vertreter, vem Generalfistal, Ober- 
fahwalt — geradezu zum Wächter der Gefege und Berfafjungen beftellt, dem— 
gemäß mit der Oberauffiht über alle Landesbehörden befleivet und mit dem Rechte 
ausgerüftet ward, jegliche Zuwiderhandlung zu verfolgen. So war und ift e8 zum 
Theil noch in ven mellenburgifhen Landen, wo zu dem eben gedachten Zwecke 
Fistale ſowohl bei den Yandesregierungen, als bei ben Landesgerichten angeftellt 
find. Eine ähnlihe Einrichtung wurde im ehemaligen Herzogthum Pommern durch 
eine F. Verordnung von 1799 hervorgerufen. Auch in den brandenburgifchen 
Erblanden wurde im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts das Fisfalat in dem 
angebeuteten Sinne organifirt und wurde 3. B. im Jahre 1740 ver Generalfistal 
beziehungsweiſe auch die unter ihm ftehenden fistaliihen Beamteten) dahin inftruirt: 
die fisfalifhen Procefje fleißig zu betreiben, Beleidigungen der göttlichen Majeftät 
und Invektiven gegen die königliche Perfon, die Berfaffungen und Edikte zur Strafe 
zu ziehen, über bie Beeinträchtigung Fönigliher Gerehtfame zu wachen, auf bie 
Ausführung Lönigliher Verordnungen zu halten, vie Profuratoren und Advokaten 
zur gehörigen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, auf Befchleunigung der Inqui— 
fitionsproceffe und auf Beobachtung der gefeglihen Ordnung berfelben zu wachen. 
Und eine Ordre Friedrichs II. vom 19. April 1763 weift den Generalfiskal an: 
fein Amt wider Jedermann ohne Anfehen der Perſon von den Miniftern an bis 
auf ven Geringften wahrzunehmen und gegen Uebertreter der Gefege zu agiren, 
auch ſowohl bei den Juftize wie bei den Finanztollegien die nöthigen Schritte 
zu thun. 

Sp wurde in Preußen das Fisfalat „zu einer allgemeinen Auffihtsbehörbe 
über die Ausführung ver Gefege in allen Zweigen der Staatöverwaltung 
erhoben.” 3) Noch die preußifche allgemeine Gerichtsordnung räumt dem Fiskalate 
zuit Bezug auf die Rechtspflege im Wejentlichen vie eben gezeichnete Stellung ein: 
cer Öeneralfistal ift oberfter Wächter der Gefege und oberftes Auffihtsorgan über 
Die Juftizbehörden des Landes; die bei den einzelnen Gerichten angeftellten Fiskale 
fand die Anwälte des Fiskus in Givilproceffen, zugleich aber Wächter der Geſetze 
end Auffihtsorgane innerhalb ihrer Sphäre und haben überdieß die ihnen über- 
twagenen Unterfuchungen in den fogenannten fisfalifhen Sachen (Injurienfadhen, 
Defraudationen öffentlicher Abgaben und Gefälle, Vergehen der Beamten, geringere 
gemeine Verbrechen) zu führen. 

Diefes war nun im Ganzen und Großen das Fisfalat, welches das neun- 
zehnte Jahrhundert überfam. Das moderne Rehtsbewußtfein konnte das Inftitut 
in dieſer Geftalt nicht mit günftigem Auge anſehen. Trug es doch in hohem 
Maße das Gepräge einer unklaren Doppelftellung, einer unorganiihen Miſchung 
Disparater Elemente. Es erfhien unangemefjen, daß derſelbe Beamte, welder als 
Barteianwalt einfeitige Parteiintereffen zu vertreten habe, zugleich berufen fein 
folle, Wächter des Gefeges zu fein und eine Oberaufficht über die Gerichte zu 
handhaben, denen er als Sachwalter dod wieder untergeorbnet war. In dem 
großen Sceidungsprozeffe, welchem die fpecifiih mittelalterlihen Rechtsgebilve 
vermöge ihres durchgängigen Miſchcharakters verfielen, konnte das Fiskalat des 





3) Dot. im Archiv des Kriminalvechts, Neue Folge, Jahrgang 1845, einen le Heffter’s: 
dad ehemalige und zum Theil noch beftehende Fiskalat in Deutfchland mit feinen Fehlern. 
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17. und 18, Jahrhunderts ſich nicht behaupten. Das erleuchtetere Rechtsbewußtjein 
des 19. Jahrhunderts verlangte die fisfalifchen und die öffentlichen Intereſſen aus 
in den Organen unterfchieden zu fehen, welde vie einen und die andern zu ver: 
treten beftellt find. Früher hatte es an einem geeigneten Organ im ber legteren 
Beziehung gefehlt und hatte dod das vorhandene und immer wachſende Bedürfniß 
einer folhen Bertretung irgend eine Befriedigung gebeifcht, welche, wenn aud in 
minder entfprechenver Weife, einigermaßen wenigftens durch ven Fiskal gewährt 
wurde. Nun aber hatte die franzöfifche Rechtsbildung ein Imftitut ins Leben 
gerufen, welhes, von einigen Mängeln abgefehen, zur Erfüllung des Berufe 
einer allfeitigen Vertretung des öffentlichen Intereffes in ver Rechtspflege in hohem 
Maße geeignet und würdig war, von der deutſchen NRechtswiffenfchaft den beimat- 
lihen Landen zur Nahahmung empfohlen zu werben. Allein noch bevor tige 
Empfehlung Gehör gegeben und das Inftitut der Staatsanwaltfhaft dr 
geführt ward, wurde in vielen Staaten Deutihlands dem Fisfalat feine frühe 
Stellung genommen und feine Thätigfeit wieder auf die urfprüngliche Aufgak, 
Führung der fisfalifhen Givilprozeffe, befhränft (vgl. z. B. bayerifche Verorduu 
vom-27. November 1825 über die Auflöfung des Generalfisfalates). Ja in Preufe 
wurden in Folge einer. föniglihen Kabinetsorvre vom 10. März 1809 vie erlebigien 
Stellen der Fiskale überhaupt nicht wieder befegt und die Vertretung des fickt 
in Privatrechtsftreitigkeiten den gewöhnlichen Advokaten überlaffen. Nur in wenige 
Gebieten Deutihlands hat das Fiskalat feinen mittelalterlihden Charakter aud ur 
annähernd bewahrt (3. B. Frankfurt a / M., mellenburgifhe Lande, Hambutz 
In Bahern, wo es nad der oben citirten Verordnung lediglich die Bertrduw 
des Fiskus im Nechtöftreitigkeiten zu beforgen hat, ift es in der Weife organ 
daß in jedem Negierungsbezirfe ein Fiskal der Kreisregierung, Kammer T 


Finanzen, beigegeben, während ein zweiter, als Adjunkt des erfteren, bei de | 


Appellationsgericht des Kreifes (dem zur Zeit noch beftehenden gefreiten Geridt* 
ftande des Fiskus) erponirt ift. Ueberdieß ift noch ein Fiskal bei der Staau 
fhuldentilgungsanftalt zur Vertretung derjelben, ſowie in der Refivenzftadt pm 
Kronanmwälte in unmittelbarer Unterordnung unter das Yinanzminifterium m 
Berathung deſſelben angeftellt. Die Kreisfistale find zwar im Allgemeinen felht 
ftändig in der Führung der fisfalifhen Proceſſe; jedoch dürfen fie keinen Rest 
ftreit beginnen oder ſich in einen ſolchen einlaffen, ohne zuvor die Ermädtigun 
ber Kreisregierung erhalten zu haben, welder zu dem Ende der Procep- refp. M 
Erceptionsplan zur Genehmigung vorgelegt werden muß. Auch können fie Vergleid‘ 
nur unter dem Borbehalte der Genehmigung der Kreisregierung abſchließen. 


Ri. 
Fifchfang, ſ. Jagd und Fifhfang. 


Flotte. 


I. Zur Steigerung und größeren räumlichen Ausdehnung des Handelsvertehtt 
eines Volkes dienen hauptfählid vie Wafferwege auf Flüffen und Meeren u 
ihren eigenthümlichen Tvansportmitteln, den Schiffen aller Arten. Schiffbare Flüſt 
welche einem Lande angehören, befonders wenn die Mündungen derſelben in de’ 
Meer in diefem Lande liegen, find die naturwüchfigen Lebensadern eines große 
Berfehres, und die Landwege befter Art vermochten bis auf die neueſte Zeit feiner 
ſolchen Aufſchwung des Handelsbetriebes zu geben, bis zulegt die Eifenbahnen m 


ihren künftlihen Verbindungen ver Flußwaſſerfahrt Hier einen ebenbürtigen, P 
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gewaltigeren Koffurrenten gefhaffen haben. Bor Allem aber hat feit alten Zeiten 
das angrenzende Meer mit fhiffbaren Flußmündungen, mit bafenreihen Buchten, 
Baien, Bufen, Einfchnitten jedes tüchtige Bolt zu großartigen Handelsunterneh- 
mungen angefpornt und hat es die in biefer Beziehung weniger begünftigt gele- 
genen Nachbarn zu überflügeln und zu beherrſchen befähigt. Dies gilt von ven 
Phöniciern herab bis zu den heutigen Briten. Das Meer füllte fi mit Handels» 
fchiffen, groß und Hein; es erwuchs eine zahlreihe Hanpdelsflotte, und zum 
Schuß dieſer frievlihen Inftitution gegen eiferfüchtige Nachbarn umd Fremde, gegen 
Seeränber und gegen Alle, weldhe dem friedlichen Handelsverkehre Widerftand ent: 
gegenfegten, fowie auch direkt zur weiteren Ausdehnung des Handelsverkehres in 
überfeeifhen Gebieten, zur Sicherung neuer Hanvdelsetabliffements in der Fremde, 
zur Durdführung und Befeftigung von Handelskolonieen und überhaupt auch wohl 
zu überſeeiſchen Groberungen, entjtanden bald überall neben den bloßen Handels: 
ſchiffen militäriſch ausgerüſtete Fahrzeuge, Kriegsichiffe aller Art, entftand eine 
Kriegsflotte. 

Bon den verſchiedenen Welttheilen ift Europa der befonvers durch die Meeres- 
umgebung begünftigte. Im Süden giebt das mittelländifhe Meer mit feinen vielen 
Buchten und Einfhnitten, mit dem adriatifhen und ſchwarzen Meere den angren= 
zenden Ländern, alfo Rufland, der Türkei, Griechenland, Defterreih, Italien, 
Fraukreich, Spanien die fchönfte Lage für Hanvelsverkehr. Freilich ift die Ber- 
bindung mit den großen oceanifchen Gewäflern dur die Straße von Gibraltar 
nit recht geeignet, diefe Länder in dem großen oceanifhen Welthandel eine be- 
deutende Rolle fpielen zu laffen; denn nur Spanien und Frankreich berühren zu- 
gleih mit ihren Gebieten den großen atlantifhen Dcean, der fih im Weiten 
Europas öffnet und außer dieſen beiden Ländern noch Portugal und vor Allem 
Großbritannien zu wetteifernden Genoffen des großen überfeeifhen Welthandels 
machte. Aber auch der Norden von Europa hat nod die vortheilhaftefte Meeres- 
lage. Die Nord» und Dftfee mit ihren großen Buchten, Baien und Meerbufen, 
mit den zahlreichen Infeln bilden ein Seegebiet, das in der günftigften Berbin- 
dung mit dem Weltverfehre des atlantiſchen Oceans fteht. Großbritannien ragt 
wie bireft in das atlantifhe, fo aud in das Norpfeegebiet hinein und ift über- 
haupt durch feine Infelform und feine überaus zahlreihen Buchten und Hafen 
das zum Seeverfehr begünftigtfte Land der Welt. Aber aud Belgien, Holland, 
Norddeutſchland, Dänemarf, Schweden, Norwegen und Rußland haben die Vor— 
theile der Seelage und vie befte Befähigung fih am großen überfeeifchen Welt- 
handel nad Amerika, Auftralien, Aflen bin tüchtig zu betheiligen, und fie haben 
es gethan; ihre Handels» und zum Theil Kriegsflotten gehen in alle Theile ber 
Welt, um felbft mit England überall, mehr oder weniger glüdlih, zu fonfurriren. 
Bon den außereuropätfhen Ländern will ih nur nod auf die günftige Lage zur 
See, welde vie vereinigten Staaten von Nordamerika haben, hinweifen und an— 
deuten, daß ihre Seehandelsflotte die zahlreichfte und jelbft der englifchen über- 
legen ift. . 

: Die Möglichkeit der bedeutenden Steigerung und Ausdehnung des Handels 
durch die Seeichiffahrt liegt aber in der größeren Sicherheit und in der unend— 
lichen Leichtigkeit der Seeverbindung, fowie in der größeren Wohlfeilheit des See- 
transportes. Es ift hier nit der Ort dies weiter in den Details auszuführen 
und zu begründen. Es mag genügen, auf ein großartiges Beifpiel hinzuweiſen, 
wie der Landtransport durd den Geetransport eben aus jenen Gründen völlig 
überwunden werben konnte. Bor der Entvedung des Seeweges nad Dftindien und 
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vor der Entvedung von Amerika bezog Europa feine indiſchen Produkte auf Laud— 
wegen bis hin an die Küften des Mittelmeeres, und dieſe Küften hatten darum 
bis zu jener Zeit den eigentlichen Welthandel Europa’s in ihrer Hand. Geitvem 
aber der Transport jener Produkte direkt zur See möglich wurde, geſchah er durch 
die oceanifhen Fahrten der Seefhiffe, und diejenigen Länder, welche zur Fahrt 
in den großen Ocean am günftigften lagen, erlebten einen Aufſchwung des Han- 
dels und ver Seemacht, wie folher vordem noch nie da gewefen war, währen 
die Länder des Mittelmeeres und diejenigen, welche durch den Landtransport biefer 
Güter in Südeuropa, in Kleinafien, insbefondere auch in Süddeutſchland mächtig 
geweſen waren, mehr und mehr auf ein befcheivenes Maß herabfanten. Portugal, 
Spanien, Holland, Frankreich, England, Dänemarf wurden Meifter des Belt 
handels durch ihre Flotten. 

Bis auf die neueſte Zeit benutzte man zur Seefahrt nur Segelſchiffe, nad: 
dem die Ruderſchiffe faft verfhwunden. Bedeutend gefteigert ift aber vie Leichti: 
feit und Schnelligkeit des Seeverkehrs neuerlich durch die Erfindung der Damp): 
ſchiffe. Es ſoll zwar ſchon 1543 ver fpanifhe Seekapitän Blasco de Garay im 
Hafen von Barcelona ein Dampfihiff nad) feiner Erfindung gezeigt und femtt 
zuerft der Dampffraft eine technifche Beveutung gegeben haben; doch behielt « 
das Geheimniß, welches wahrfceinlic auf einer Anwendung der Darapflugel be 
ruhte, für ſich. Auch dachte der Engländer Savary bereits 1700 an eine Damp 
flotte, und Jonathan Hull nahm 1736 ein Patent auf ein Dampfſchiff mit atme 
ſphäriſcher Dampfmafhine, doch fam nichts zur Ausführung. Ebenjo ging es mi 
den Vorſchlägen des Herzogs von Bridgewater und Gautiers. Nach Watt’s Br 
befferungen der Dampfmafchine führte 1775 Perrier das erfte Dampfſchiff ® 
Frankreich aus, welches aber nicht ftromaufwärts fahren konnte. Auch ließ 
Amerikaner Jonathan Fith zu New-York 1788 ein Dampffhiff won Star. 
deſſen Kefjel jedoch bald zeriprang. Erſt Fulton gelang es, 1807 zu Nem-Jerl 
ven Clermont von 160 Tonnen mit einer Mafchine von 20 Pferdekraft heru: 
ftellen, und von nun an machte die Dampfihiffahrt in Nordamerika große Fort 
ſchritte. Schon 1815 lief vie Dampffregatte Fulton von 32 Kanonen vom Stapl 
Seitdem baute man aud in Europa Dampfichiffe, befonders zahlreich in Englant. 
Anfangs benugte man aber die Dampfſchiffe nur zu Meineren Neifen, während fie 
in den zwei legten Decennien auch zu den größten oceaniſchen verwandt werden. 
Neben den Räverfhaufeldampfichiffen werden jest mehr und mehr Schrauben 
dampfer gebaut, deren erftes 1840 ver Engländer Smith (den Archimedes von 
250 Tonnen) baute. 1825 machte das engliihe Dampfſchiff Entreprife die erfte 
Reife von London nah Kalkutta. 

Die Handelsſchiffe werden vorzugsweife zum Waarentransport be— 
ftimmt, doch dienen fie in neueren Zeiten aud zum Brieftransport und werden 
zu dem Behufe befonders ſchnellſegelnde Schiffe erbaut, Patetboote, die zugleib 
Heinere Waarenfendungen und Neifende aufnehmen. Es werden in ben legten 
Decennien biezu befonders Dampfichiffe verwandt, die reguläre Fahrten, ſelbſt bit 
in die entlegenften Gegenden jest machen, befonders von London aus, Groß if 
außerdem die Thätigkeit, welche vie Seefchiffe feit längerer Zeit für die ungeheutt 
Zahl ver europäifhen Auswanderer nad Amerifa und Auftralien aufwenden. 

Die Kriegsflotte eines Landes beruht naturgemäß auf einer tüchtigen Hat 
velöflotte; legtere allein giebt die fichere Bürgfhaft dafür, daß zur Benanman 
der Kriegsſchiffe tüchtige Seeleute, fowie zur Erbauung tüchtige Techniler m 
Werfführer vorhanden find, da es immer eine mißliche Sache fein wird, die Er 
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bauung und Bemannung diefer foftbaren Kriegswerkzeuge allein oder «ud; nur 
vorzugsweife frembländifhen Händen anzuvertrauen. So finden wir denn audh, 
daß die Kriegsflotten der einzelnen Staaten in einem gewiffen Berhältniffe zur 
Größe und Tüchtigfeit ihrer Handelsflotten ftehen. Freilich haben mande Staaten, 
wie 3. B. Preußen, bis zur jüngften Zeit, troß einer bedeutenden und jedenfalls 
des friegeriihen Schuges zur See häufig bebürftigen Hanbelsflotte, es vernach— 
täffigt, eine Seekriegsmacht zu ſchaffen, während andere Staaten bei weitem über 
das Berhältnig zur Zahl ihrer Handelsfchiffe hinaus ſich eine große Kriegsflotte 
zu verfhaffen bemüht geweſen find, wie 3. B. Rußland. Mit Recht können aber 
gewifle Umſtände einen Staat beftimmen, fich eine verhältnißmäßig größere Ariege- 
Motte zu halten. Dahin gehört der Befig von entlegenen und darum ſchwer zu 
Ihütenden Kolonieen, ferner die große Auspehnung des nationalen Seehandels in 
alle entlegenen Theile der Welt und die daraus entftehende Verpflichtung, an fehr 
vielen Punkten der Erde eine Station von nationalen Kriegsihiffen zum Schug 
der nationalen Schiffahrt zu unterhalten, ferner der Beruf ald Großmacht nicht 
blos zu Lande, fondern aud zur See in internationalen Fragen aufzutreten. 
Letzteres hat befonders die große Landmacht Rußland mit Recht beſtimmen müffen, 
eine Seekriegsmacht zu unterhalten, welche freilich fein volles ficheres Fundament 
im einer eben fo großartigen Hanvelsflotte bis jest hat und darum, fo lange man 
fih zur Bemannung der Handels» oder auch Kriegsfchiffe entweder der Fremden 
oder doch eingeborner Binnenländer, nicht naturwüchſiger Küftenbemwohner und 
gleihfam geborner Seeleute bedienen muß, immer eine etwas prefüre Sache ift. 
Preußen wird gerade ald Großmacht fich faft gezwungen ſehen, um wirklich einen 
entſcheidenden Einfluß in ferneren, nicht blos in angrenzenden Ländern und beren 
internationalen Zufällen und Streitigkeiten zu gewinnen und zu behalten, eine 
Kriegsflotte zu Schaffen, welhe zum wenigften einigermaßen der Bedeutfamfeit 
feiner Hanvelsflotte entjprechend ift. Endlich hat aud das ungeheure Uebergewicht 
der engliihen Macht zur See die übrigen Seemächte und namentlih Rußland 
und Frankreich beftimmen müffen, eine Kriegsflotte zu unterhalten, welche viel 
leicht für ihre Seeverhältniffe zu groß ift und die fiir die Aufrechterhaltung ihrer 
Großmachtſtellung in diefer Größe wenigftens nicht abfolut nothwendig wäre, bie 
aber geboten wird, um einigermaßen den englifchen Prätenfionen und Uebergriffen 
zur See entgegenzutreten und bier wieder ein gewiſſes Gleichgewicht der Macht: 
vertheilung herbeizuführen. Die vereinigten Staaten von Nordamerika fcheinen 
neuerlich gleichfalls beſonders aus diefem Gefichtspunfte auf eine Vermehrung ihrer 
Kriegsmarine bedacht zu fein, die im ihrer jegigen Ausdehnung auch nicht einmal 
annäherungsweife der ungeheuren Zahl ihrer Handelsſchiffe und Seeleute entjpre- 
end ift. 
’ Eine Kriegsflotte erfordert aber insbefondere nod günftige Häfen, melde 
wegen der Schwere und des großen Tiefganges aud nur mittlerer Kriegsfahrzeuge, 
bei ihrem feften ſchweren Bau und bei der Wucht ihrer Ranonen- und Munitions- 
laft, eine große Tiefe und ſolche Ufer baben müſſen, vie kriegerifch befeftigt werben 
fönnen, um die im Hafen liegende Flotte gegen jeden feindlichen Angriff zu fichern. 
England befigt eine große Anzahl folder durch Natur und Kunft geſchützter Kriegs— 
häfen. Frankreich ift gleichfalls nit arm daran, wenn es aud zum Theil 
fehr großen Geldaufwandes bedurfte, um das dur künſtliche Einrichtungen zu 
erfegen, was die Natur verfagte. Auch Rußland hat ungeheure Anftvengungen an 
Geld und Material mahen müffen, um einen unüberwindlichen Kriegshafen wie 
KAronftadt herzuftellen. Die preußifche Hüfte fcheint es an einigen Funtten jehr 
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wohl möglih zu machen, einige tüchtige Kriegshäfen, wenn auch mit nicht gan 
unbedeutenden Koften einzurichten, namentlich auf Rügen, aud wohl an ber Jate, 
beit Swinemünde u. ſ. w. Ein Hauptvortheil eines Kriegshafens ift es aber, wenn 
fein Waſſer ein möglichft falziges ift, alfo wenn er nicht zu nahe von Mündungen 
der Flüſſe mit ihren Süßwaffern liegt; deßhalb ift denn audy ein Hafen in der 
um vieles falzigern Nordſee einem Hafen in ver Oftfee, und ein Hafen an ber 
freien Küfte einem Hafen in einem großen engen Meerbufen wie ver bothniihe 
und finnifhe vorzuziehen. Die Schiffe, befonders das Holz, konferviren fih im 
Süßwaffer viel weniger und ift bei Kriegsfchiffen die Wahl des Hafens von um 
fo größerer Wichtigkeit, da diefelben vielfach abgetafelt im Hafen ftationiren müſſen, 
um nicht durch fortwährendes Kreuzen der gefammten Marine die Koften der Unter: 
haltung allzufehr zu fteigern. Schnigler giebt aus dieſen, fowie zum Theil aut 
andern Gründen den ruſſiſchen Kriegsichiffen nur ein Alter von c. 8 Jahren, mi 
wohl etwas zu gering ift, Balbi den fpanifchen und portugiefiihen Schiffen ar 
Alter von 25—30 Jahren, Sir Rihard Philipp den englifhen Handelsſchife 
ein Alter von 20 Jahren, den Kriegsichiffen ein Alter von 12 Jahren. Die eny 
liſche Aomiralität rangirte binnen 12 Jahren von 1815—1827 nicht wenige 
als 445 große Kriegsfchiffe als untauglih aus und verfaufte fie. 


Das Material einer tüchtigen Handels- wie Ariegsflotte befteht in alletem, 


was zum Bau und zur Ausrüftung der Schiffe nothwendig iſt. Es gehört dahin 
Holz, befonders Eichen » und Tannenholz, Theer, Peb, Hanf, Flache, Ei, 
Kupfer, Blei. Glüdlih das Land, welches dies Alles in reichliher Fülle befikt 
Indeffen bei dem regen Verkehr mit allen Welttheilen laſſen ſich dieſe Materialir 
auch aus weiter Ferne jett leicht genug beziehen, und find 3. B. England m 
Holland in der Nothwendigkeit, das meifte Material für ihre Flotten in w 


Fremde zu kaufen, Deutfchland, Preußen, Defterreich befiten es faft vurdaus ir | 


ver reihlidften und beften Fülle. Uebrigens hat man neuerlich auch Schiffe mi 
eifernem Rumpf gebaut, zum Theil von ungeheurer Auspehnung und gegen ti 
Heinen gewöhnlihen Unfälle zur See wie gegen Abnugung durd die Einflüſt 


des Waſſers ficherer als hölzerne Schiffe. Ja man hat ſolche eiferne Schiffe fin 


reich fo fonftruirt, daß die ganze Länge des Fahrzeuges in mehrere abgefchlofen 
Räume getheilt ift, damit, wenn ver eine led werden follte, nicht das ganze Shit 


mit Wafjer ſich fülle. Aber die Berlegungen, welche Kanonenkugeln ſolchen Schiffen 


beibringen, lafien ſich doch kaum fo gut wie bei hölzernen Schiffen zur Stele 
repariren und. darum werben eijerne Schiffe wohl nie ganz die hölzernen im di 
Kriegsmarine verbrängen fünnen. j 
Die Schiffe, welde zu einer Flotte gehören, find nach Art und Bau fer 
verſchieden. Ein fog. volles Schiff, d. h. das ächte und vollſtändige Seeſchiff iſ 
allemal ein Dreimafter, d. h. mit drei vollen Maften; ein foldes Handelsihit 
heißt auch Fregattſchiff; das Barkſchiff hat zwar auch drei Maſte, doch ift der 
eine Maft fein vollftändiger, indem der Hintermaft (Befanmaft) keine Raen bat. 
Ein Schiff mit zwei vollen Maften heißt Brigg, Briggſchiff; Zmeimafter mit 
mancherlei Mopififationen in Bezug auf die Maften und die Takelage find Brig: 
gantinen, Scooner oder Goöletten, Schoonerbriggs, Brigggoeletten, Schooner 
allioten oder Gallioten. Einmaſtige Seefchiffe find die Kutter oder Sloopt 
ußerdem haben die Schiffe nad dem Bau ihres Rumpfes und fonftigen Eigen 
thümlichkeiten noch beſondere Namen. 
Es iſt Regel, vie Tragfähigkeit der Handelsſchiffe in Tonnenzahl auzu 
geben, die Tonne zu 2000 Pfund, oder auch nach Laſien (= 4000 Pf.) MR! 





Flotte. 543 


ſog. Kommerzlaſten (zu 6000 Pf.). Dampfſchiffe werden nach der Pferdekraft ihrer 
Maſchinen klaſſifieirt. Die gewöhnliche Größe der Seehandelsſchiffe iſt zwiſchen 
500—1000, höchſtens 2000 Tonnen; doch hat man in neuerer Zeit auch einzelne 
viel größere gebaut, namentlich eiferne Schraubendampfer. So wird jetst eben in 
England der Schraubendampfer Leviathan vom Stapel gelaffen, ein Schiff, 692 
Fuß lang, mit 80 Kajüten und 5000 Tonnen Gehalt. 

Der Charakter der Kriegsfchiffe beftimmt fi hauptſächlich nad der Zahl 
ihrer Kanonen, die fie am Bord führen, ferner nad) der Lage ver Geſchütze; doc 
ift die Zahl der Maften dabei gleichfalls relevant. Linienfchiffe, Fregatten und 
Koretten find Schiffe mit drei Maften; Briggs, Schoonerbriggs oder Brigg- 
geeletten, Schooner oder Goðletten mit zwei Maften:; Kutter mit einem Mafte, 
Bei Kanonenbooten und Dampficiffen ift die Zahl der Maften nicht feft. 

Sämmtlihe Kriegsfchiffe mit zwei oder drei Deden, d. h. 2 oder 3 verbedten 
Kanonenreihen übereinander, heißen Linienſchiffe, da fie in ber eigentlichen 
Schlachtlinie während des Kanıpfes ftehen. Den Schiffen mit vier Deden machte 
die Schlaht von Trafalgar ein Ende. Auch fommt man mehr und mehr in neueren 
Zeiten von dem Bau fo großer und ſchwerer Schiffe ab und zieht den großen 
Linienjhiffen die ſchweren, aber ſchlank und fchnellfeglig gebauten, beweglicheren 
Fregatten vor, auch bei Dampfern, menigftens in der Maffe, denn die Pinien- 
ichiffe werden faum ganz entbehrlich fein. Die mächtigen Schraubendampfer, welche 
England und Frankreich noch neuerlih gegen Rußland 1854 ausrüfteten, haben 

ihren Entftehungsgrund nur in dem VBorhandenfein von 50 neuen englifchen Linien 
ſchifferümpfen in ven 'britifchen und 20 in den franzöflfchen Arfenalen gehabt und 
ift ihre Einführung infofern nur als ein Auskunftsmittel nautifch» militärifcher 
Detonomie anzufehen. Der norbamerifanifhe Marineminifter Dobbin flug 1854 
dem Kongreß nicht den Bau von Echraubenlinienfhiffen vor, fondern proponirte 
anftatt derſelben Schraubenfregatten. Yegtere erfegen dann die Zahl der Geſchütze 
durch die Schwere, bieten dem Feinde eine geringere Zielflähe als vie hohen 
Zwei- und Dreiveder und an Zonnengehalt kommen fie, ihrer größeren Länge 
wegen, body den andern gleich; fie ſegeln jchneller und feichter, haben geringeren 
Tiefgang und mithin ‚gegenüber den Küften einen größeren Wirkungskreis. 

Die Fregatten werben in der Schladht nicht in die Linie gereiht. Sie find von 
verſchiedener Größe und fehr ungleiher Kanonenzahl. Es führt aber jebe Fregatte 
erftlih unter Ded auf beiden Seiten eine Reihe von Kanonen und außerdem ift 
das offene, mit Brüftung verfehene Deck wiederum mit Gefhüg und zwar regulär 
durdlaufend, doch auch wohl nur auf beiden Enden bejegt, wie neuerlich auch bei 
Korvetten. Bisher hielt man fid nur bei Kriegsfegelfhiffen an die Negel, in bie 
untere Batterie nicht mehr als höchſtens 34 Geſchütze zu ftellen, ja man that 
dies nur bei Linienfchiffen und überfchritt bei den Fregatten nicht die Zahl von 32, 
Dadurch war es bevingt, daß die größte Fregatte nur 32 bevedte (v. h. unter 
Ded ftehende) und ebenfoviel unbededte (auf Ded, hinter Brüftung ftehenve) 
Kanonen, im Ganzen mithin 64 Gefüge zählen konnte und daß man ein ſolches 
Frahrzeug eine Fregatte erften Ranges nannte, 

Unter Korvette verfteht man regulär ein Kriegsichiff, welches feine Artillerie 
in einer einzigen Lage und zwar entweder nur Hinter der Brüftung (Accorter) 
oder unter Ded führt. Doch baut man neuerlihd Schiffe, welche eine volle Lage 
Kanonen unter Ded und aud auf dem Verdeck nod auf dem Hintertheil und auf 
dem Borbertheil des Schiffes hinter der Brüftung (indeſſen bisweilen gleichfalls 
wieder verdedt) Kanonen führen, und nennt auch diefe Fahrzeuge Korvetten, bie 
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fih dann von den reinen Fregatten nur dadurch unterfcheiden, daß ihre Kanonen 
über Def nur auf dem Hinter- und Vordertheil des Schiffes, nicht ringsum ſtehen. 

Linienfchiffe, Fregatten und Korvetten find in der Tafelung nicht von einander 
verſchieden. Ein großes Linienfchiff Hat 1000—2000 Tonnen Tragfähigkeit. Die 
Bemannung ift von 450—850 Mann, Eine Fregatte hat 4—800 Tonnen und 
120—450 Mann. Die englifhen Schiffe erften Ranges haben in der untere 
Lage 32Pfünder, in der zweiten 24Pfünver, in ver dritten und auf dem Dei 
meift nur 12Pfünder. Im Allgemeinen hatten bisher die franzöfifhen Schiffe 
ſchwerere Geſchütze als die englifchen. 

Die zweimaftigen Kriegsfchiffe wie Briggs zc. führen nur 10—18 Kanone 
n. |. w. Die Schooner, fowie die einmaftigen Kutter haben noch weniger Geſchüh 
am Bord. Die Kanonenboote, welche vorzugsweiſe nur zur Küften- und Hafen 
vertheidigung dienen follen, führen regulär nur eine oder zwei Kanonen auf te 
Hinter und Vordertheil und fünnen nicht die offene See halten. Zu biefen ii 
neren Kriegsfchiffen "gehören auch die Bombarbiergallioten, fowie bie Heinen Gr 
feeren der Scheerenflotten Rußlands und Schwedens. 

“ Ueber das richtige Berhältniß der Zahl der Dampfer zu den Segelſchiffen i 
einer Kriegsflotte, ferner ob überhaupt nicht eine Kriegsflotte vorzugsweiſe nur au 
Dampfern zu bilden, herrſcht nod viel Streit. Die franzöfifhe Regierung mtr 
Louis Philipp dachte zuerft an die Herftellung zahlreiher Kriegsdampfſchiffe um 
Napoleon III. hat ven Gedanken weiter verfolgt. Ebenfo die Engländer. Aber tr 
“ Alten in biefer Sache find noch nicht gefchloffen. Bis jetzt haben die Erfahrunge 
einer Seefhlacht noch nicht darthun fünnen, wie weit die Dampfer bei ber grer 
Gefährlichkeit der Berlegungen ihrer Maſchinen, der Entzündung ihrer Role 
vorräthe durch zerfpringende Bomben u. f. w. wirflid einen nachhaltigen Kch 
aushalten können. Der leiste englisch = franzöfifch = ruffifche Seekrieg ſah zwar in 
ungeheure Zahl von franzöfifhen und englifchen großen Kriegsdampfern, befoutet 
in der Oftfee; aber befanntlih fam es zu feinem eigentlichen Gefecht, ba ii 
Rufen hinter den Werken von Kronftadt blieben und aud im ſchwarzen Mer 
es vorzogen, ihre ſchönen Schiffe im Hafen von Sebaftopol zu verfenten. — 

Zahlreiche Staatöfriegsflotten wurden bereits im Alterthum gefchaffen m 
verwandt, wenn auch nicht dauernd unterhalten. So erinnere ich am Phönickn, 
an Karthago, die Altgriehen, Rom. Im Mittelalter fandten die Normanner, 
fandten fpäter vie Barbaresfen und die Hanfa, fowie Venedig, Genua ihre Krieg‘ 
Ichiffe aus. Aber es gefhah dies meift nur zur Durchführung einzelner grok 
Unternehmungen. Regulär mußten die Handelsſchiffe ſelbſt darauf bedacht fein, ſid 
friegerifch zu befhigen, und war dies um fo nöthiger, da die Meere durch zahl 
reihe Seeräuber und bis auf unfer Jahrhundert durch die Barbaresten (f. d. An 
Berberei) ſehr unfiher waren. Alle Handelsichiffe waren bis an die Zähne bewaffue 
und führten deßhalb zugleich eine zahlveihe Mannfchaft mit fi, während in MT 
Gegenwart felbft die größten Handelsſchiffe nur fehr gering mit Mannſchaft beiet! 
find. Bei größeren Reifen und in gefährlichen Meeren wagten bie Handelsſchift 
auch nur vereint in großer Zahl zu ſegeln und bildeten eine kriegeriſche Gemein 
haft, indem fie, wie man es nannte, unter Admiralſchaft fegelten. Da? be 
rühmte Conſolato del Mare enthält darüber genaue Beſtimmungen. Das größte de 
Schiffe, oder bei gleicher Größe das mit dem älteften Kapitän, ober abwedhelnt 
das eine umd das andere, wird als Admiralſchiff (navire directeur) durch befer 
dere Flagge bezeichnet und fo genannt. Jeder Kapitän muß den Anordnungen ii 
Admirals pünktlich Folge leiſten. Auch in neneren Zeiten fam das Segeln mie! 
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Admiralſchaft noch vor, verſchwindet aber jet faft gänzlih, indem man es vor- 
— unter dem Convoy von Staatskriegsſchiffen in ſolchen Fällen zu 
egeln. — 

Eine wirkliche Kriegsflotte muß aus mindeſtens 18 Kriegsſchiffen beſtehen; 
wo nicht, ſo wird ſie Flotille, auch Eskadre oder Geſchwader genannt. — Auf 
dem Aachener Kongreſſe 1818 wurde die europäiſche Kriegsmarine auf 462 Linien— 
ſchiffe, 370 Fregatten und 1032 kleinere Kriegsſchiffe angegeben mit einer Be— 
mannung von circa 1 Million Menſchen. 

1. Zur weiteren Charakteriftil der Marineverhältnifje mag bier eine ftatiftifche 
Ueberjiht der Handels- wie Kriegsflottenbeftände der wichtigeren euro- 
pätihen Staaten *), fowie Nordamerifa’s folgen und damit zugleich eine Angabe 
über See-Aus- und Einfuhr diefer Staaten verbunden werben, um darnach bie 
großartige Thätigfeit der Handelsflotten im Verkehrsleben bemefjen zu können. Frei— 
lich find die Angaben über die Zahl der Handelsfchiffe in den mir vorliegenden 
Unellen zum Theil widerſprechend, weil bald die Küftenichiffahrt mitgerechnet iſt, 
bald nid. 

1) Die englifche Rhederei beftand 1835 aus 20,300 Schiffen mit 2,300,000 
Tonnen und 143,100 Mann Befagung. Darunter befanden ſich fpeciell engli- 
ihe: 14,823 mit 1,853,112 Tonnen und 106,115 Mann; fchottifcdhe 
3287 Schiffe mit 335,820 Tonnen und 23,924 Mann; irlänpifhe: 1627 
Schiffe mit 130,735 Tonnen und 9282 Mann; Rhederei der normannifchen 
Injeln und der Infel Man: 563 Schiffe mit 39,636 Tonnen und 3958 Mann. 
Im Iahre 1855 wurden angegeben: 25,335 Segeljhiffe mit 3,942,495 Tonnen 
und 1524 Dampfer mit 309,237 Tonnen; wobei die Küftenfchiffahrt (1844 c. 
400 Dampfer), ferner die Handelsichiffe der überſeeiſchen Länder, fowie die 
Binnendampfer nicht mitgezäblt find. ’ . 

Nach einer Angabe von 1844, in welcher aber die geſammte Küftenfhiffahrt mit 
eingerechnet wird, betrug die Zahl ver in englifchen Häfen aus- und eingelanfenen 
Handelsihiffe: eingelaufene: 136,659 Segeljhiffe mit 9,438,168 Tonnen und 
15,553 Dampfichiffe mit 3,888,160 Tonnen; ausgelaufene: 140,701 Segeliciffe 
mit 9,904,203 Tonnen und 15,510 Dampffciffe mit 3,270,498 Tonnen, Dazu 
fam nod die von den britifchen Kolonieen unterhaltene Schiffahrt, indem bier 
einliefen: 6176 Schiffe mit 1,452,568 Tonnen, und ausliefen 6539 Schiffe mit 
1,649,322 Tonnen. Da die Küftenfchiffe in demjelben Jahre 10, 20, 30 Reifen 
machen können, fo zählen fie bei diefen Angaben fehr viel. Ohne Rüdfiht auf 
vie Kiüftenichiffahrt lauten die Zahlen viel geringer. Darnady liefen ein 1838: 
19,639 Schiffe mit 3,501,254 Tonnen und 1854: 32,528 Schiffe mit 7,899,742 
Tonnen, und hierunter befanden ſich 1838: 12,890 engliſche Schiffe mit 2,464,020 
Tonnen, fowie 1854: 17,656 englifche Schiffe mit 4,789,986 Tonnen. Ausge— 
laufen waren 1838: 17,204 Schiffe mit 2,916,302 Tonnen und darunter 11,471 
englifche mit 2,058,240 Tonnen, jowie 1854: 35,647 Schiffe mit 7,870,338 
Tonnen; varımter 18,314 engliſche Schiffe mit 4,683,654 Tonnen. 

Der Werth des englifhen Handeld nah Ein- und Ausfuhr betrug 1854 
1200 Millionen Thaler, nämlih Einfuhr 152,590,000, Ausfuhr 115,800,000 


*) Von den außerdeutfchen Seemächten zweiten und dritten Rangs find nur diejenigen in 
dieſe Neberfiht aufgenommen, die in früherer Zeit zu den feefabrenden Nationen erften Ranges 
zähften. Bezüglich der übrigen müſſen wir auf die Artikel Belgien, Brafilien, Dänemark u. f. w. 
vermweifen. Vgl. auch oben ©. 466. Ann. d. Red. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. Ill. 35 
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Pf. St. BVerfchieden von dem wirklichen Werth ift der nad dem Zollliften, ı 
nad) 1854 die Einfuhr angegeben iſt auf 124,338,478 Pf. St. (van 
fremden Ländern 93,940,000 Pf. St., aus britiſchen Rolonieen 30,9 
Pf. St). Bei dem wirklichen Wertbe ver Ein» und Ausfuhr en beibe 
Nordamerita, Einfuhr 291/, Mill. Pf. St., Ausfuhr 21 Mill; das ine 
ſche Neid Einfuhr 10 Mill, Ausfuhr 9 Mil; Fraukreich Einfuhr 1095 
Ausfuhr 3 Mill.; Preußen 9 Mil. Einfuhr, 798,000 Ausfuhr; hing 9 
Einfuhr, Ausfuhr unbekannt; Niederlande 6), Mill. Einfuhr, 41, 8 
fuhr; Hanfeftädte 6 Mill. Einfuhr, faſt 71/, Mill. Ausfuhr; Belgien 3° 
Ginfuhr und faft 11/, Ausfuhr; Egyrten 31/5 Mill. Einfuhr und faft 1 
osman. Reich 21/, Mil. Einfuhr und über 21/, Mill. Ausfuhr. 
Die englifhe Kriegsmarine fteht feit 100 Jahren wahrhaft für 
Die Kriegsflotte der Königin Elifabeth gegen die ſpaniſche Armada im Sa 
Betrug nach Archenholz' Minerva nur 31,983 Tonnen mit 15,272 2% 
Als Wilhelm II. im 3. 1688 ven Thron beftieg, war die Größe ver 
Kriegsmarine 101,032 Tonnen; im Jahre 1800 dagegen 790,950 2 
130,000 Mann Belastung. Die Kriege gegen Spanien, Holland, dran 
die Flotte ungeheuer wachen laſſen. Bis zu diefem Jahre 1800 hatten 
pen Franzofen 45 Pinienfchiffe und: 275 Fregatten und Schaluppen, ® 
dern 25 inienfchiffe und 64 Fregatten und Schaluppen, ven Spani 
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ſchiffe und 67 Fregatten und Schaluppen genommen, Dazu verloren bi 
durch Nelfon die Spanier und Franzojen 17 Linienfchiffe. Werner 1 
dem Meberfalle von Kopenhagen aud ver größte Theil der däniſchen 
in die Gewalt der Briten über, nämlich 18 Linienfhiffe, 15 Fregatt 
Im Iahre 1813, in welchem England die unbebingte Herrichaft zum 
beftand» feine Seemadt aus 250 Yinienfhiffen, 26 Schiffen won ‚0 
nen, 263 (meift kleinen) Fregatten u. f. w., im Ganzen 1044 ri 
26,900 Kanonen mit 145,000 Matrofen. Unter diefen Schiffen war 
viele alte und ſchlechte, ſo daß — wie oben bereits angegeben — b 
veits 445 große Kriegsſchiffe als untauglich ausgemerzt und werde 
Nach Herftellung des Friedens wurde die flotte bedeutend webucirk. 
1845 zählte man 483 Schiffe mit 25,000 Seeleuten und 94 Kompagml 
ſoldaten. Neuerlich wurde aber die Flotte wieder ftarf vermehrt, beſt ber 
des Seekriegs mit Rufland. Im Jahre 1855 beftand demnach die engliſt 
flotte aus 591 Schiffen aller Größe mit 17,291 Geſchützen, darunter 
Schiffe mit 11,473 Kanonen und 289 Schrauben- und Räderdam fer 
Pfervefraft und 5818 Kanonen; dazu kommen aber noch 104 
Hafendienft. Unter den großen Schiffen befinden fih ſchwimmende se 
Schiffe von 130—116 Kanonen. Bon Heinen Fahrzeugen, von den 
ger ala 10 Geſchütze führt, gab es 46 Segler mit 257 Geſch 
Dampfer von 26,786 Pfervefraft und 655 Geſchützen. Die Den 
Flotte beftand aus 54,000 Seelenten, außerdem 15,954 Seeſe 
lichen Dienft. Das Korps der Flottenofficiere, mit Einſchluß ders 
gefegten, beftand aus 34 Apmiralen, 44 Biceadmiralen, 981 
440 Kapitän zur See, 758 Kommanders und 1885 Lieutenant, 
liſche Marinebudget beträgt c, 50 Mill. Thaler, doch gehen bad 
fir Invaliven und Poftvienft ab, y 
2) Die vereinigten Staaten von Norbamerikk 
zur beveutendften Seemacht. Die Tonnenzahl fämmtlicher amerik 
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betrug 1840: 2,096,478 (mit Einſchluß der Dampfſchiffe), 1845 bereits 2,417,002, 
gleichfalls mit Einfhluß der Dampficiffe, auf welche der Betrag von mehr als 
200,000 Tonnen fam, aber ausſchließlich der Wallfiichfänger, welche 190,695, 
und der Küftenfahrer, welche 1,190,898 Tonnen zählten. Die fämmtlihen See— 
fahrer waren 1845 mit etwa 60,000 und die Küftenfahrer mit etwa 30,000 
Matrojen bemannt. Die Hanvelseinfuhr betrug 1. Juli 1844 bis 30. Juni 1845 
117,254,564 Dollars, die Ausfuhr 114,646,606 Dollars, Im Jahre 1855 zählte 
man gegen 30,000 Seefahrzeuge mit 41/, Mill. Tonnen, darunter waren 1600 
oceanifhe und überhaupt 3000 Dampfer. Der Export betrug 1855 bereits 275 
Mill. und die Einfuhr 261 Mil. Dollars (A 5 Frs.). In den Jahren 1845 
bis 1852 wurden nicht weniger als 11,615 neue Schiffe gebaut, darunter 1620 
Dampfer. 

Die Kriegsflotte, zu welcher im Nothfall aud die Dampfer des Poſt- 
dienſtes verpflichtet find, betrug c. 1850: 11 Linienfchiffe, 15 Fregatten, 20 
Sloops, 4 Briggs, 2 Schooner, 16 Dampfer, 5 Vorrathsſchiffe. Im Jahre 1855 
wurde der Beftand der nordam. Kriegsflotte angegeben: im Bau: 4 Lintenjchiffe, 
6 Propellerfregatten und”8 Dampfer; fertig waren: 11 Lintenfchiffe, 15 große 
und fleine Dampfer, 14 Fregatten, 4 Brigas, 22 Korvetten (Sloops?), 11 
Bomben- nnd Zransportfciffe, zufammen reichlich 100 Fahrzeuge mit 2400 
Kanonen. 

3) In Frankreich betrug im Jahre 1843 die gefammte Handelsmarine 13,656 , 
(nah anderen Angaben 16,000) Schiffe mit 599,707 Tonnen; darunter 104 
Dampfihiffe und 11,560 Küftenfahrer. In der Flußſchiffahrt waren außerdem 
65,855 Fahrzeuge mit 166,182 Mann thätig. Die Aus» und Einfuhr zur See 
wurbe auf 1666 Mill. rs. gefhägt. Seitdem ift die Zahl beventend geftiegen, 
namentlih auch bie der Dampficiffe *. Im Jahre 1843 zählte man überhaupt 
aus- und eingelanfene Seefchiffe in den franzöfifchen Häfen 27,996 mit 3,300,000 
Tonnen und darunter waren 11,431 franzöſiſche Schiffe mit 1,205,000 Tonnen. 
Die Zahl der ausd- und eingelaufenen Kiftenfahrzeuge war 79,483 mit 2,424,000 
Tonnen. Im Jahre 1854 waren in franzöfiihen Häfen eingelaufen 9330 fran- 
zöfifche Schiffe mit 1,132,604 Tonnen und 11,077 ausländifhe Schiffe mit 
1,611,667 Zonnen; ausgelaufen: 5754 franzdjifhe mit 798,501 Tonnen und 
ausländifhe 8049 mit 1,065,603 Tonnen. 

Die franzöfiihe Kriegsmarine, vor 1789 fo glänzend, war ſchon bie 
Sorge König Heinrichs IV.; aud Richelieu arbeitete daran und. Yubwig XIV. 
ruhte nicht, bis er diefelbe für damalige Zeit auf einen anfehnlihen Fuß gefett 
hatte. 1756 beftand die franzöftiche Flotte aus 110 Kriegsfchiffen, worunter ſich 
beinahe 40 Fregatten befanden. Diefe Seemacht litt im Kriege gegen England 
nad 1756 ſehr, erholte fich aber bald wieder, jo daß 1780 augeblih in Frank— 
reich eriftirten: 84 Linienfchiffe und 182 Fregatten und Heinere Schiffe. Das 
Kaiferreih Napoleons I. hatte dieſe Flotte zufolge des Kampfes gegen bie 
Engländer in einem traurigen Zuftande binterlaffen; die Reftanration bemühte fich, 
fie wieder emporzubringen. Im Jahre 1830 gab es 32 Linienfchiffe, 41 Fregat- 
ten in See und 21 Linienſchiffe und 31 Fregatten auf den Werften. Unter Louis 
Philipp wurden große Entwürfe gemacht, aber nicht ausgeführt. Unmittelbar vor 
feinem Sturze behauptete ein Abgeordneter in der Deputirtenfammer, daß die 


*) Anm. d. Red. Bal. den Art, „Frankreich. 1855 Tonnengehalt der Seefchiffe (darunter 
225 Dampfer) 872,156. 
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aktive franzöſiſche Seefriegsmaht nur aus 6 Pinienfchiffen, 9 Fregatten, 19 
Korvetten, 58 Dampfihiffen u. ſ. w. beftehe, im Ganzen mit einer Bemannung 
von 34,000 Matrofen. Napoleon III. bat aber die Kriegsflotte jehr gehoben, 
namentli auf Veranlaffung des Seekrieges gegen Rußland. Der jegige Hletten: 
beftand wird angegeben auf 290 Segelſchiffe mit 11,773 Kanonen, als: 53 Segel: 
oder gemifchte Linienfchiffe *) mit 5096 Kanonen, 58 Fregatten mit 3955 Kanonen, 
39 Korvetten mit 868 Kanonen, 101 Briggs, Goöletten und Kutter mit 1066 
Kanonen, 39 Transportihiffe (von 18,500 Tonnen) mit 788 Kanonen. Dazu 
fommen noch 117 Dampfer von 28,750 Pfervefraft und zwar 3 Liniendampfer, 
20 Dampffregatten, 30 Korvetten, 64 Aviſos, Totalfumme 407 Schiffe. Das 
Korps der Marinefolvaten ift im Sept. 1854 feftgefegt auf 4 Regimenter zu 124 
Kompagnieen mit 14,761 Mann. — Unter Louis Philipp umfafte das Marine 
budget faft 141 Mill. Frs., doch da auf die Kolonieen 23 Mil., auf die Waller: 
bauten 101/, Mill., für Artilleriematerial 3 Mill. und für vie Galeeren gleid 
fals 3 Mill. abgingen, fo blieben für ven eigentlichen Seedienſt nur 101, 
Mil. Frs. (25,375,000 Thaler). 

4) Wenden wir ung zu Rußland. Im Jahre 1837 fegelten 1045 Geeihift 
unter ruffifcher Flagge mit einem Tonnengehalt von 173,512 Tonnen, An Küften 
fahrzeugen zählte man in ver Oftfee 1256 und im fihwarzen Meere 5073. Aufer- 
dem gingen 52,383 Barfen und 18,174 Flöße aus den Flußhäfen ab. Späte 
fand wohl eine Vermehrung ftatt, vo hat der Krieg von 1854 bis 1856 unge 
heure Berlufte gebracht. In ven Häfen des baltiichen Meeres liefen 1852 ein: 36% 
Schiffe, und aus: 3507 Schiffe; des weißen Meeres ein: 827, und aus: 84; 
des ſüdlichen Rußlands ein: 3923 und aus: 3889; des laſpiſchen See's ir 
272 und aus: 266, in Summa eingelaufen: 8655 Schiffe mit 790,300 & 
und ausgelaufen 8507 Schiffe mit 768,910 Laft. Im Jahre 1853 mar .pies X 
deutend gefteigert, indem 10,870 Schiffe von 993,682 Laft einliefern und 10,515 
Schiffe von 974,670 Laft ausliefen. Von jenen 8655 Schiffen, welche Rußland! 
Häfen 1852 befuchten, fegelten 2020 unter englifher Flagge, 1125 unter ruf 
fifder, 1072 unter türkiſcher, 650 unter griehifcher, 513 unter nieverläntilde, 
470 unter ſchwediſcher, 450 unter ſardiniſcher, 383 unter öſterreichiſcher, 3& 
unter pröußifcher, 361 unter dänischer, 291 unter medienburgifcher, 258 unter 
bannoverfcher, 186 unter franzöfifher Flagge zc. 

Die ruffiihe Kriegsmarine tatirt ſich erft feit Peter dem Großen. Im 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts zählte aber dieſe Flotte nur etwa 30 größer 
Kriegsſchiffe, 100 Galeeren u. ſ. w.; zu den Kriegsfhiffen wurden gegen 8000 Me 
trofen und 3000 Geefolvaten, zu den Galeeren 1400 Matrofen unterhalten. 
Später, befonders unter Kaiſer Alexander, wurde die Flotte fehr vermehrt um 
follte ſchon 1813 angeblich beftehen aus 289 Segeln (varunter 32 Linienſchifft 
und 18 Fregatten) mit 4348 Kanonen und 32,046 Mann Befagung. Unmittelbar 
vor, Ausbruch des legten großen Krieges 1854 wurde ber Beſtand angegeben auf 
60 Linienfchiffe von 70—120 Gefhüt, 37 Fregatten von 40—-60 Geſchütz, 70 
Korvetten, Briggs, Brigantinen, 40 Dampfer, mit 42,000 Matrofen und 20,0% 
Seefoldaten (einſchließlich der Artilleriften) ; außerdem Kanonenboote, Galeeren und 
die Ruberflettillen für den kaſpiſchen See und für das ochotzkiſche Meer, die fogenannt 
Scheerenflotte an der Süpfeite Finnlands war mit 800—1000 Finnen bemannl. 


) Anm. d. Ned. Bal. den Art, „Frankreich“, wo die Zahl der Linienſchiffe, ungerede 
die auf den Werften befindlichen, zu 44 angegeben ift. 
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Deutſche Ruſſen und Finnen fpielen fowohl in der Handels- als in der Kriege⸗ 
marine Rußlands eine Hauptrolle; übrigens eignen ſich auch die Koſaken am Tas 
ſpiſchen See, ſowie die ruffifhen Anwohner des ſchwarzen Meeren ganz gut zum 
Seedienft. Doch flieht fi die ruffifche Regierung zum Theil genöthigt, reine 
Binnenländer, die noch nie das Meer gefehen haben, zur Kriegsmarine auszu— 
heben und durch ftrenge Disciplin zu Matrofen zu breffiren: immer ein Noth- 
behelf. 

Der obige Beftand der ruffifhen Flotte ift durch den jüngften Krieg bedeu— 
tend vermindert. Die Flotte des ſchwarzen Meeres wurde ganz vernichtet. Auch 
darf Rußland in Folge des Parifer Friedens von 1856 auf dem ſchwarzen Meere 
feine Kriegsflotte, fondern nur eine Meine Flottille zum Zweck des Küftendvienftes 
(von gleicher Stärfe wie eine entfpredhende türfifche) von 6 Dampfbooten zu 800 
und 4 fleineren Fahrzeugen zu 200 Tonnen halten, E8 warb die Flotte zulegt in 
5 Divifionen (3 im baltifhen und 2 im ſchwarzen Meere) getheilt. 

5) Portugals Seemadt ift heutigen Tages fehr herabgefommen. Die Han- 
delsmarine beſteht jetst aus meift nur mittelmäßigen Schiffen in der Zahl von 
500 mit nur 60,000 Tonnen Gehalt. Diefe Schiffe find meift im Küftenhandel 
oder nah den Azoren befchäftigt, können demnach jährlich viele Reifen machen 
und zählen mithin bei der Ueberfiht der portugiefifhen Aus» und Einfuhr fehr 
ftarf. Den Haupthandel haben die Engländer in der Hand. Die Kriegsmarine 
Portugals war im 16. Jahrhundert fehr bedeutend; aber unter der Herrſchaft der 
Spanier, die ihnen über 300 große Schiffe wegfchleppten, und durch den Verluſt 
des oftindifhen Handels fam fie fehr herab und beftand 1750 aus 15 ſchwachen 
Schiffen, unter denen 10 Fregatten waren. Im Jahre 1817 zählte fie wieder 10 
Linienfchiffe, 14 Fregatten und 40 fonftige Kriegsfahrzeuge, 1822 zur Zeit ber 
Fosreifung Brafiliens nur 4 Linienfchiffe und 8 Fregatten in aktivem Dienſt. 
Für das Yinanzjahr 1848/49 ward folgender Etat aufgeftellt: Linienfchiff oder 
Fregatte 1, Korvetten 5, Briggs 6, Poftihiffe 6, Transportfchiffe 2, Dampfer 3, 
Summa 18 Segel und 3 Dampfer. 

6) Spaniens Rheverei umfaßt einfchließlih der Küftenfchifffahrt in neueren 
Zeiten nur 280,000 Tonnen. Spaniens Marine ift fehr gefunten. Im 16. Jahr- 
hundert war biefelbe übermächtig bis zum Untergang ber Armada (1588). Seit 
dem UÜtrechter Frieden war Philipp V bemüht, ſie wieder zu heben. Seit 1753 
wurbe der Beſchluß gefaßt, die Flotte beftändig auf 60 Schiffe von der Linie 
und 24 Fregatten zu fegen. Im Jahre 1796 zählte man fogar 72 Linienfhiffe - 
und noh im Jahre 1808 überhaupt 288 Segel, worunter 42 Linienſchiffe und 
30 Fregatten waren. Die napoleonifhen Drangfale minderten dieſen Beftand 
furchtbar. Im Jahre 1821 waren nur noch 12 Linienfhiffe, 19 Fregatten und 
einige 30 Heine Schiffe vienftfähig. Seitdem ift die Seemacht noch verringert. 
Man zählte im Jahre 1856 91 größere und 319 kleinere Kriegsfahrzeuge, jedoch 
nur mit 1250 Kanonen und 280 Steingefhüten; darunter 4 Linienſchiffe, 9 Fre— 
gatten u. f. w. Die Dampfflotte beftand aus 40 Fahrzeugen von 4970 Pferde— 
fraft. Berfonal der Flotte: 1115 Dfficiere aller Art, 13,500 Matroſen und 
Seefolvaten. 

7) Die niederländifche Handesflotte zählte am 31. December 1851 1800 
Schiffe mit 210,753 Laſt. In vdemfelben Jahre liefen in niederländiſche Häfen 
ein: 6449 Schiffe mit 1,089,000 Tonnen, darunter 3104 niederländiſche Schiffe ; 
e8 fuhren aus: 4339 Schiffe mit 754,708 Tonnen, darunter 2168 niederländiſche 
Schiffe. Werth der Ausfuhr nah einem Durchſchnitt von 1840—1850 gegen 
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212 Mill. fl., ver Einfuhr 266, der Durchfuhr 92 Mill. ; im Jahr 1854 Ant 
fuhr 272, Einfuhr 321, Durchfuhr 118 Mill. fl. 

Die nieverländifhe Kriegsflotte ift auch jet noch vefpeftabel. Im 17. 
Jahrhundert war fie freilich der englifhen überlegen; zu Anfang des Jahres 1784 
zählte fie noch 43 Schiffe von 70—50 Kanonen, 43 Fregatten von 40—24 fr 
nonen u. f. w. 1821: 16 Linienſchiffe und 16 Fregatten, im Ganzen 77 Segel, 
freilich etwas ſehr Geringes, wenn man bebenft, daß im Jahre 1652 Admiral 
Tromp 52, dann Admiral Waflenaer mehr als 100 und 1672 Ruyter 43 Linien: 
fchiffe unter feinem Befehl hatte. Im Jahre 1855, ungeachtet der Trennung von 
Belgien, beftand die niederländiſche Kriegsflotte aus 84 Schiffen mit 2000 Ka— 
nonen und 58 Kanonenfchaluppen mit 174 Geſchütz, darunter 2 Linienſchiffe u 
84, 3 Linienfhiffe zu 74 Kanonen, 15 Fregatten, 19 Dampfidiffe von 300, ven 
220, von 170 x. Pferbefraft (Ranonenzahl verfelben unbelannt). Im Jahr 1851 
betrug die Stärke der Seemannfhaft 4770 Mann, davon 3270 auf Reifen ul 
in den Kolonien. In den Provinzen werben die Angelegenheiten der flotte dur 
vier Marinedireftionen (zu Amfterdam, Vließingen, Willemsoord und Helleveteluis, 
verwaltet. 

4) Die Hanvelsmarine Defterreihs im den deutſchen und außerdeutſchen Be 
figungen beftand 1844 aus 562 Seeſchiffen und 5637 Küftenfahrern , zufammen 
6199 Schiffe mtt 208,551 Tonnen. Die Ausfuhr zur See betrug damals 8, 
die Einfuhr 41 Mill. fl. Ende des Jahres 1856 wurde der Beſtand angegeben: 
651 Segelſchiffe langer Fahrt mit 233,973 Tonnen und 6804 Mann; 27% 
Küftenfahrer von 80,837 Tonnen und 10,153 Mann; 2683 Fijcherbarten = 
11,788 Tonnen und 8876 Mann; 3823 Lichter und Heine Fahrzeuge = 
11,448 Tonnen und 8915 Mann. Die Zahl der Dampfichiffe jeven Ranges k 
trug 68 von 39,083 Tonnen und 2114 Mann Befagung, 13,240 Pferbehatt 
Die Gefammtzahl der unter öfterreihifcher Flagge dienftthuenden Seeleute beim 
mithin mehr als 36,800. Der Tonnengehalt fämmtliher Fahrzeuge, inkluſive de 
fleinften betrug gegen 340,000 Tonnen, vertheilt auf 615 Seefchiffe, 277 
Küftenfahrer der 4 Klaſſen und 6506 Fifcherbarfen und Lichter aller Art, Summ 
9899 Fahrzeuge groß und Hein, 

Die öſterreichiſche Kriegsmarine, wenn man abfieht von den ehemaligen 
Flotten der öfterreihifchen Niederlande, ift noch ziemlich jung, obwohl fie mit da 
venetianifhen eine der älteften und berühmteften im fich fchließt. Im Jahre 1701, 
bei Gelegenheit des Ausbruches des fpanifhen Erbfolgefrieges war bereits die 
Gründung einer aus Heinen Kriegsfahrzengen beftehenven Flotte erfolgt; fie hatt 
die Beftimmung, gegen Neapel zu operiren. Im Jahre 1719 ertheilte Karl VI 
auf den Rath des Prinzen Eugen ven Befehl zur Errichtung einer Flotte, Sit 
ward dem Hofkriegsrath untergeorbnet. Viceadmiral warb 1722 ein Engländer 
Lord Eorbes, der zu Wien feinen Sig nahm. Der Bau eines Kriegsarjenali 
zu Trieft ward angeorbnet. Bereits 1725 war dieſe Flottille zum Auslaufen in 
Trieft bereit, trog der Einſprüche, welde bie großen Seemächte erhoben. Im Jahtt 
1734, als der polnifhe Succeffionskrieg ausbrach, beftand die Flotte auf 3 
Linienfchiffen zu 70, 60 und 40 Kanonen, 2 Armanizza (Dreimafter, im Nangt 
faft ven Fregatten gleich) mit 32 und 30 Kanonen, 1 Fregatte, 4 Goeletten u. |. I, 
im Ganzen 500 Kanonen und 8000 Mann am Bord. Die Officiere waren meiſ 
Genueſer, Nenpolitaner und Spanier. Nach Beendigung des Krieges und Prin 
Eugens Tode zerfiel aber diefe Seemacht ſehr bald. Man bot vie Flottille den 
Venetianern zum Kauf an, die aber ablehnten. Maria Therefia erhielt jpäter von 
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den Engländern den guten Rath, auf eine Ariegsflotte zu verzichten, und während 
des fiebenjährigen Krieges 1758 wurben alle größeren Schiffe und die ganze Aus- 
rüftung des Triefter Arfenals um einen Spottpreis verkauft. 

Erft im Jahre 1815 erfolgte wieder eine neue Organifation der Kriegsflotte, 
und beftand viefelbe bereit8 1822 aus 4 Linienfchiffen, 8 Fregatten, 1 Korvette, 
6 Briggs, 6 Ookletten oder Schoonern und 20 Kanonirfhaluppen, zufammen 
45 Segeln. Außerdem unterhielt Defterreich eine Flottille auf der Donau. Im 
Ganzen wurde fpäter wenig für die Flotte gethan, doch beftand diefelbe 1844 aus 
57 Schiffen (darunter 3 Fregatten) mit 510 Kanonen und 4500 Mann, mit 
Benedig als Kriegshafen und Hauptftation der Seemacht. Nah dem Jahre 1848 
bat num eine großartige Reorganifation begonnen. Defterreih ſchickt fih an, eine 
feiner Hanbelsflotte und feiner europäiſchen Machtſtellung mehr entſprechende 
Flotte herzuftellen. Im Jahr 1856 beſtand demgemäß die äfterreichifche Flotte 
ſchon aus 109 Ariegsfahrzeugen mit 905 Geſchützen und 6400 Mann am Bord. 

9) Die preußiſche Handeldmarine beftand im Jahre 1845 aus 768 See— 
fchiffen mit 104,223 Yaften. Außerdem befaß der ganze Staat 517 Küftenfahr- 
zeuge mit 10,433 Laften; hiezu famen noch 18 Dampffchiffe zur Seefahrt une 
40 vergleihen zu Binnenfahrten. 1844 liefen in preufifchen Häfen ein 6318 
Seeſchiffe mit 486,342 Laſten (darunter 3317 fremde mit 220,733 Yaften) und 
liefen aus 6500 Seefdiffe mit 507,257 Laften (darunter 3302 fremde Schiffe 
mit 220,270 Laften), während im Jahre 1854 7730 Schiffe von 689,559 Laften 
eingelaufen find, und zwar 4794 Schiffe mit 414,803 Laften in Ladung und 
2936 Schiffe mit 274,756 Laften in Ballaft, und ausgelaufen 7577 Schiffe mit 
674,106 Xaften, darunter beladen 6576 mit 585,663 Laften und in Ballaft 981 
Schiffe mit 88,443 Laften. 

Der Beftand der Rhederei Preußens am Schluß des Jahres 1856 war: 
982 Seefhiffe (langer Fahrt) mit 148,6671/, Laften over 297,335 Tonnen und 
8,908 .Mannfchaften; darunter befanden fi 37 Dampfſchiffe. Dazu kamen nod) 
505 Nüftenfahrzenge mit 1160 Mann und mit 67121/, Yaften oder 13,425 
Tonnen; darunter befanden fih 13 Dampffchiffe und außerdem gab es noch eine 
nicht unbedeutende Zahl von Flußdampfern. Davon gehörten dem Regierungs- 
bezirt Königsberg (int. 8 Dampfihiffen) an: 123 Seefhiffe mit 1339 See- 
leuten und 48,768 Tonnen, fowie (intl. 7 Dampfern) 11 Küftenfahrer mit 50 
Seeleuten und 359 Tonnen; Danzig (inf. 6 Dampfern) 116 Seeſchiffe mit 1565 
Seeleuten und 59,732 Tonnen, jowie (infl. 6 Dampfern) 12 Küftenfahrer mit 
296 Seelenten und 497 Tonnen; Stettin (infl. 20 Dampfern) 300 Seeſchiffe 
mit 2509 Seeleuten und 78,957 Tonnen, fowie 142 Küftenfahrer mit 296 See- 
leuten und 3507 Tonnen; Köslin 67 Seeſchiffe mit 655 Seeleuten und 23,098 
Tonnen, fowie 73 Küftenfahrer mit 179 Seeleuten und 2033 Tonnen; endlich 
Stralfund (inf. 3 Dampfer) 376 Seeſchiffe mit 2840 Geeleuten und 46,820 
Tonnen, fewie 267 Küftenfahrer mit 578 Seeleuten und 7029 Tonnen. Summa 
der die See haltenden Schiffe alfo 1487 Fahrzeuge von 310,760 Tonnen und mit 
10,068 Seeleuten. Ueber die zahlreichen Lichter und Wifcherboote, welche bei ver 
öfterreihifhen Marine mit angegeben wurben, läßt fi nah Zahl, Tonnengehalt 
und Mannfhaft leider nichts Beſtimmtes angeben, doch darf man ficherli die 
Mannſchaft diefer Heimen Fahrzeuge auf mindeftens 10,000 angefhlagen und 
fomit die Zahl der preufifhen Seeleute auf etwa 20,000 fegen. Die glnftigen 
öfterreichifchen Küftenverhältniffe bringen mehr Seeleute hervor, doch ift die Tonnen- 
zahl ver preußischen Seefahrzeuge im Ganzen glei der der öſterreichiſchen. 
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Die größte Thätigkeit entwidelt die preußiſche Marine in der Oſtſee; m 
mentlich ift aud vie Fradtichiffahrt preußifcher Schiffe zwijchen ven Häfen Enz: 
lands und Preußens bedeutend. 

Die preußifhe Kriegsmarine ift noch fehr jung und erft in ber Bil 
dung begriffen. Zwar hatte bereits Friedrich Wilhelm der große Kurfürft 6 Fie— 
gatten zu 20—40 Kanonen ausrüften laffen, aud wurden damit einige Helden 
thaten vollführt; fie fümpften gegen franzöfifche Schiffe, fie‘ nahmen ven Spanier 
veihe Schiffe ab, fie freuzten in Weftinvien, in Afrika; fie hatten die preußiſche As: 
(onie Frieprihsburg an ver Golvfüfte von Afrika zu ſchützen. Aber mit dem Aufgeben 
diefer Kolonie unter König Friedrich Wilhelm I 1720 wurden die erften Verſuche 


einer preußifchen Kriegsflotte aufgegeben. Exft Friedrich Wilhelm IV. hat ven Ge 


danken einer preußifchen Marine wieder aufgenommen. Doch ging man fehr lang 
fam ans Werk. Erft nad) dem Jahre 1848 und als die Projekte einer deutſchen 
Kriegsmarine gefcheitert waren, verfolgte man ben Gedanken mit einiger Energie. 
Doch find zur Zeit nur ſchwache Anfänge einer Kriegsflotte gefchaffen. Der Bett 
war 1855: 50 Fahrzeuge mit 210 Gejhügen, nämlich 2 Segelfregatten mit & 
Kanonen, 2 Danıpfforvetten mit 22 Kanonen, 1 Segeltorvette mit 12 Kanenc, 
36 Kanonenfhaluppen mit je 2 Gefhügen; dazu fommen nod einige Scul- un 
Transportſchiffe; auch werden in der nächſten Zeit noch mehrere Korvetten fatli 
fein. Perfonal: 112 Officiere, 1089 Matroſen, fowie ein Seebataillon mit 1} 
Dfficieren und 445 Mann. 

10) Die freie und Hanfeftadt Hamburg hatte im Jahre 1847 außer 9 &r 
dampfern 243 eigene Seeſchiffe von 21,826 Kommerzlaften, im Jahre 1854 ae 
456 Seeſchiffe mit 53,289 Kommerzlaften A 6000 Pfund oder 159,867 Tonuz; 
darunter 11 Seevampfer von 3130 Kommerzlaften. Hamburger Schiffe geben ® 
die bremiſchen in alle Theile der Welt. In Hamburg waren in jenem Jahre dr 
gelaufen: 4896 Schiffe mit 301,368 Kommerzlaften und 40,000 Mann dr 
fagung; darunter 4142 beladen und 754 in Ballaft; ausgelaufen: 4879 Scitt 
mit 296,739 Kommerzlaften, darunter beladen 3039 Schiffe und in Ballaft 14 
Schiffe. Im Jahre 1857 betrug die Summe aller Schiffe 468 mit 57,639 Nom 
merzlaften = 172,917 Tonnen, einfhlieglih von 17 Seedampfſchiffen (ven 70 
bis 375 Pferdekraft); es waren darunter nur fehr wenige unter 150 Tonnen, 
die meiften von 300—800 Tonnen Größe; au find die Hleineren Schiffe, welt 
feine Nummerflagge haben, nicht mitgerechnet. Die meiften viefer Schiffe find hi 
fupfert oder haben Zinkbeſchlag zur befferen Konfervirung des Holzes, — M 
Jahre 1856 find überhaupt aus Hamburg abgegangen 5175 Schiffe mit 387,90 
Kommerzlaften = 1,161,924 Tonnen, eingelaufen 5201 Schiffe mit 390,908 
Kommerzlaften = 1,172,724 Tonnen. — Der Werth der Hamburger Geſamm— 
einfuhr betrug 1853 an 443 Mill. Mark Banko, 1854 an 530 Miu, MartP.; 
der Gefammtausfuhr 1853.an 421 Mil. Mart B. und 1854 an 493 Mil. 
Mark B.; der Werth des Gefammtverfehrs alfo im Iahr 1854 war gegen 1029 
Mil. Markt Banfo = über 500 Mill, Thaler. Kriegsfchiffe befigt Hamburg 
ebenfowenig wie die Übrigen norddeutſchen Seehandelsftaaten. 

11) Die Handeldmarine Bremens zählte im Jahre 1847 fhon 246 Seeſchiſſ 
mit 45,695 Laſten (à 4000 Pfund oder 2 Tonnen), im Jahr 1856 264. Str 
ſchiffe mit 69,799 Laften = 139,598 Tonnen; e8 find darunter 65 volle Shit 
(di8 2000 Tonnen), 108 Barkſchiffe, 51 Briggs u. f. w. Eingelaufen waren 185 
2825 Schiffe mit 224,761 Laften und 17,564 Mann, darunter 2348 in Ladung, 
477 in Ballaft; ausgelaufen 2853 Schiffe mit 229,725 Laften (a 2 Tonnen 
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und mit 17,630 Maun; darunter 2327 in Ladung (1884 Schiffe nad euro— 
päifchen und 443 nad transatlantifchen Häfen) und 526 Schiffe in Ballaſt. — 
Der Gefammtwerth des Bremer Verkehrs betrug im Jahre 1847 ſchon 63, im Jahr 
1848 nur 49, im Jahr 1849 wider 67 und 1850 fon 70, im Jahre 1852 
über 77, im Jahre 1854 fogar 1011/, Mill. Thaler Gold. 

12) Lübeck beſaß im Jahre 1847 68 Seeſchiffe von 4570 Rommerzlaft oder 
13,610 Tonnen; Medlenburg bat jest etwa 330 Seeſchiffe von circa, 75,000 
Tonnen; Hannover circa 850 (meift Heine) Seeſchiffe von circa 65,000 Tonnen, 
Didenburg influfive der vielen Heinen Küftenfahrer etwa 300 Schiffe mit circa 
30,000 Tonnen, Yeider fehlt es uns an Material für vie Rhedereien viefer Heinen 
deutfhen Staaten, indem namentlih in den uns vorliegenden Ueberfichten vie 
Flußſchiffe und Hüftenfahrzeuge von ven eigentlihen Seefchiffen nicht genug unter» 
fhieben werben, und wir wollen body bier nur von Seeſchiffen ſprechen. Ueber— 
baupt find unfere Quellen in Bezug auf diefe legten 4 deutſchen Staaten mangel- 
baft !) geweſen. — 

Als Totalfumme der Seefchiffe der norbbeutfchen Uferftaaten ergiebt fich bie 
runde Zahl von 3700; dazu fommen noch die holfteiniihen Schiffe circa 1400 
an der Zahl, freilich meift Mein, da fie nur etwa 50,000 Tonnen an Gehalt 
haben, während jene 3700 Schiffe Preußens, der Hanſeſtädte, Medlenburgs, 
Hannovers und Oldenburgs circa 750,000 Tonnen repräfentiren. Die Gefammt- 
zahl der norddeutſchen Seefhiffe beläuft fi mithin auf 5000. Schiffe von 
800,000 Tonnen, Leider läßt fih nur annäherungsweife die Zahl der auf allen 
Diefen deutſchen Schiffen bejchäftigten Seeleute angeben, fie wird aber gegen 
30,000 fein. Dazu kommen wahrfcheinlich eben fo viele anderweitig im Seebienft 
mit Heineren Fahrzeugen befchäftigten Seeleute. Außerdem find in ber ruffifchen und 
englifhen wie in der nieverländifchen Marine viele deutſchen Seeleute befhäftigt, fo 
dag man gewiß nicht zu hoch greift, wenn man die Zahl der norbbeutfhen Seeleute 
auf 60,000 Mann fest. Wenn man nun zu diefem norbdeutfhen Marinebeftande 
noch den des Marinerepräfentanten von Süddeutſchland, nämlich Oeſterreichs, fett, 
mit feinen See- und Küftenfahrern an der Zahl von 3394 (darunter 651 eigent- 
liche Seeſchiffe) nebft 6500 Fiſcherbarken und Lichtern, mit dem Tonnengehalt 
feiner fümmtlihen großen und feinen Schiffe von 340,000 Tonnen und mit 
feinen 36,800 Seelenten, fo repräfentiren die deutſchen Staaten eine wirflid 
großartige Handelsmarine von mindeſtens 1,110,000 Tonnen in circa 8000 
Schiffen (indem man nämlich die Fifcherbarfen und Lichter Defterreichs ebenfowenig 
wie die Norddeutſchlands mitzählt) und an 100,000 Seeleute. Jedenfalls ift vie 
deutſche Handelsmarine und zwar ſchon die norddeutſche allein, aud ohne die 
öfterreihifhe, nad der morbamerifanifchen und englifchen- die beveutenpfte und 
fomit die dritte in der Welt. Dagegen ift freilich die deutſche Ariegsmarine bis 
jet noch als eine ziemlich ſchwache und als fehr wenig der Größe der Handeld- 


») Amtlicher Veittbeilung verdanken wir folgende Notizen, die uns während des Drudes zu: 
fommen: Lübeck beſaß im Jahr 1857: 66 Senelichiffe ıdanın 9 noch im Bau begriffen) von 
27,000 Tonnen und 6 Damprichiffe von circa 2500 Zonnen. Medlenburg zählte 1856: 364 
Segelichiffe von 132,500 Tonnen ; nebftden 520 Küftenfahrer und Boote groß und Hein von 
19 Tonnen. Hannover 1856: 776 Seeſchiffe groß und Mein von circa 79,000 Tonnen 
mit 4108 Mann Bemannung, 1964 Wacht: und Alußichiffe mit circa 36,000 Tonnen und 4008 
Mannz dazu 16 Damprichiffe von 1900 Tonnen und 149 Mann Bemannung. ea 
zäbfte nach den im Jahr 1857 amtlich veröffentlichten „Statiftiichen Nachrichten” : 578 Schi 
von 54,932 Ionnen mit 2456 Mann. — Hienach modificirt fich die im Text folgende Berechnung. 
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marine entjprechend zu bezeichnen. Denn außer Preußen und ** 
halten die übrigen deutſchen Seeſtaaten keine Kriegsſchiffe. 
III. Es wurde nun zwar ſchon vor 1848 das Bedürfniß einer t — 
von Kriegsſchiffen zum Schutz der deutſchen Handelsmarine nicht Bi 
auch zur energifchen Geltendmachung deutſcher Intereffen in überſet r 2 
gefühlt und ausgefprodhen. Auch kam bereitd 1817 die Schöpfung € 
famen deutſchen Kriegsflotte beim Bund in — 
Hanſeſtädte bei Gelegenheit der Kunde von Kaperungen der 
Barbaresken in der Nordſee. Es wurde auf dem * 
niedergeſetzt die aber nichts weiter vorſchlug, ale Defterreih ı 
eine Verwendung bei ven Seemächten zu erfuchen, damit dieſe die € 
auch den deutfchen Handel mit zu ſchützen! Seitdem ließen ſich 618 18: 
private Stimmen in der Sache vernehmen. Namentlid) war Herr 
in zwei Schriften (1845 und 1847) bemüht, die Theilnahme für eine be 
flotte zu erregen und beſonders Preußen zu veranlaffen, eine Flott 4 
Aber erſt das Jahr 1848 brachte die Marinefrage mehr in ven? 
Eine Schrift des Konful® Sturz in Berlin, 1848, doch vor ber Poli 
erfchienen unter dem Titel: „Soll und fann Deutfhland eine Damp 
und wie?“, ferner ein Buch des damaligen Seekapitäns —2 
(Berlin 1848) — bereiteten das Publikum auf die balbigft ıw 
vineverfuche des Bundestags und der Nationalverfammlung fehr 
Anregung der freien Städte und der 17 Bertrauendmänner wurde im 
der Ankauf von Schiffen und Ausrüftungsgegenftänden sefäloffen 1m 
and Privatjammlungen zur Ausräftung von deutſchen Kriegsf 
überall in Deutfchland veranftaltet, nachdem vier deutſche Pr oten b 
mahl zu Rendsburg den 21. oder 22. April vergleichen gar sah 
bracht hatten, Freilich haben ſich die Privatfammlungen nachher d 
jehr wirkſam erwiefen; Nationalangelegenheiten der Urt, mu der 
(und zwar mit feinem direkten Gewinn für bie ee erh 
werben, müffen füglic” von der Gefammtheit, vom Staate a 
ernannte ber Fünfzigerausſchuß eine Kommiffion für die Marinea en! 
am 11. Mai einen Aufruf an ganz Deutſchland zu — 
ließ und zur Beſchickung eines Marinekongreſſes für den 31, % 
die Nationalverfammmlung befchäftigte ſich jehr bald nad) — fi 
deutfhen Marine und ernannte einen Marineausfhuß. Der Ham 
fongreß trat dann wirklich zufammen und forderte ale Minimum — 
Flotte 8 Segelfregatten von je 60 Kanonen, 4 dergleiche 
6 Dampfihraubenfregatten von je 500 Pferdekraft und 1500 
räberforvetten von 3400 Pferdefraft und 9—1200 3 
bewaffnet. Man dachte fih dabei, anfangs Deutf r zu 
zweiten Ranges zu erheben. Die Beftimmun ber te im 9 
1) Stationirung von Kriegsfhiffen in der Fremde überall 
und deutfches Eigenthum ein Intereffe haben; 2) Unte * t * 
handlungen in den geeigneten Fällen, Ueberführung 
3) Uebung der Dffictere und Mannfhaften. Die Bejagung 
berecinete man auf beinahe 10,000 Mann, die Herftellun 
Miu. Thaler, die jährlichen Unterhaltungstoften auf : 
den exften beiden Jahren zu erbauenden Schiffe v 
4,750,000 Thaler erfordern. bj 
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Am 8. Juni, noch vor dem Eintreffen diefer Borjchläge, wurde in der National: 
verfammlung vom Marineausfhuffe der Antrag geftellt, die Bundesverfammlung 
zu veranlaffen, daß fie die Summe von 6 Mill. Thalern auf verfaffungsmäßigem 
Wege verfügbar made, und zwar 3 Mill. fofort und 3 Mill. nah Maf- 
gabe des Bedürfniſſes. Mit diefer Summe follten 2 ſchwere Fregatten, 4 Kor— 
vetten, 2 größere und 4 Kleinere Dampfichiffe und 200 Kanonenboote beichafft 
werden. Der Antrag wurde genehmigt. Die inzwijchen kreirte proviforifche Gen- 
tralgewalt brachte durch Verordnungen vom 10. Oktober 1848 und 12. Februar 
1849 obige Summe von 6 Mill. Thaler bei den einzelnen Bundesſtaaten zur 
Umlage. Davon wurden bis zum Eintritt der Wirkfamfeit der Bundescentrals 
tommiffion wirklich eingezahlt 3,629,047 Gulden 41 Kreuzer. Bis Ende 1849 
hatten vollftändig gezahlt: Preußen, Hannover, Holftein-Fauenburg, Medlenburg- 
Schwerin, Naffau, Oldenburg, Anhalt: Deffan, Schwarzburg-Rudolſtadt, Walded, 
Schaumburg, Vippe, die vier Freiſtädte. Defterreih legte Verwahrung gegen bie 
Theilnahme an der Umlage ein. Ohne ausprüdlihe Verwahrung unterblieb die 
" Einzahlung ganz oder zum Theil von Seite der übrigen Regierungen. Die Orga: 
nifation einer Reihsmarinebehörde wurde am 9. November 1848 befchloffen. Es 
wurden num theils alt angefauft, theils neu gebaut folgende Schiffe: 1) die Fre— 
gatte „Deutfhland” von 32 Kanonen, die fi) aber naher nur als Uebungsfchifi 
brauchbar erwies; 2) die Segelforvette „Franklin, die man dem Eigenthümer 
als unbrauchbar zurüditellen mußte; 3—5) die drei Dampfichiffe „Hamburg“, 
„Bremen“ und „Lübeck“, die aber den Winter 1848/49 über erft einer Reparatur 
unterworfen werben mußten; fie hatten je 160 Pfervefraft und je 5 Gefüge; 
6) das armirte Dampfboot „Königin Elifabeth” von 4 Kanonen; 7—8) die zwei 
Keinen Dampfboote „Kiel“ und „Eider“; 9) ver Schooner „Elbe“ » 10) das Dampf: 
ſchiff „Erzherzog Johann“, welches aber bereits auf der Ueberfahrt aus England ftart 
befhädigt wurde; 11) die den Dänen abgenommene Fregatte „Edernförbre” (Ge: 
fion); 12) der „Barbarofia” ; 13) der „Benin“. Im Bau begriffen waren noch 
drei Dampflorvetten, aud mußte man dazu noch rechnen eine in England an- 
gefaufte Dampffregatte. Der Minifter Dudwig gab den Beftand der Kriegsflotte 
Ende April 1849 auf 12 Kriegsichiffe an, von denen aber feines eigentlich dienft- 
fähig war. 

Mit der Gewißheit des Scheiterns der deutſchen Einheitsprojefte ſchwand 
das Intereffe an der Flotte; fhon in ven legten 9 Monaten des Jahres 1849 
war man nur auf Erhaltung, nit auf Mehrung des Beſtandes bedacht, nur bie 
Zahl des Ranonenboote ſoll fi fpäter auf 26 vermehrt haben. Die am 30. Sep: 
teniber 1849 eingefeßte Bundes-Gentral-Kommiffion hob in ihrem Bericht vom 
23. April 1850 in Bezug auf die entfchieven hervortretende Abneigung mancher 
Regierungen gegen die Flotte hervor, daß die ſchon deßhalb zu befürdtenve Auf- 
Löfung derfelben einen fehr ungünftigen Gindrud bei ver Nation machen würde, 
Im Februar 1851 beichloß die Dresdener Konferenz für den Bedarf der Flotte 
eine Umlage von 750,000 fl., aber im Mai 1851, als ver Bundestag wieder 
vollftändig zufammentrat, war der Marinefonds völlig erfhöpft und die Eriftenz 
der Flotte in jeder Beziehung gefährtet. War es doch felbft zweifelhaft, wer der 
Eigenthümer der flotte fei, Preußen drängte am Bundestage zur Entſcheidung, 
Hannover beantragte, die Nordfeeflotte als Eigenthum "des deutfhen Bundes anzu- 
erfennen. Eine Kommiffion warb auf Preußens Vorſchlag ernannt. Einftweilen 
galt e8 aber, für das Nöthigfte ver Flotte zu forgen, die im Häglidften Zuftande 
im Bremerhafen lag und deren deutſche Flagge von feiner fremden Macht refpektirt 
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wurde. Preußen verlangte von den ſäumigen Regierungen Zahlung der Rückſtände 


feit 1848; indeſſen es wurde die vorſchußweiſe Zahlung einer Matrikularumlage 


für den Flottenbedarf beſchloſſen. — Erſt am 6. September 1851 kam der Bericht 
der Flottenkommiſſion in der Bundesverſammlung zur Verhandlung. Es lag ein 
Majoritätsantrag (Baiern, Hannover, freie Städte) vor, der von der Bunbes- 
verfammlung angenommen wurde und einfach nur einen Bericht über Herftellung 
und Koften einer deutſchen Nordſeeflotte verlangte. Das Minoritätsgutachten 
(Preußen, Defterreih) ging praftifcher Weife davon aus, daß doch erft für vie 
jetzige Flotte zu forgen fei; der Bundestag follte fih nach diefem Antrag gegen 
die fernere Beibehaltung derſelben als Bundesſache ausfpredhen, vie unmittelbar 
intereffirten Einzelftaaten aber follten fih darüber verftändigen, die Flotte alt 
ihre befondere Einrichtung zu übernehmen. Der Bundesbeſchluß ließ alles in 
der Schwebe. Auch aus dem öfterreihifchen Projekte einer breitheiligen Bunter: 
flotte (für die Nordſee, Oftfee, adriatifches Meer) wurde nichts. Die Anſichten 
ver einzelnen Bunbesregierungen gingen völlig auseinander. Matrifularbeiträg 
wurden nicht gezahlt. Am 7. Januar 1852 beſchloß man eine Anleihe zum Unter: 
halt der Flotte. Endlich wurde durd Bundesbeſchluß vom 16. Februar 1852 zwar 
das Eigenthums- und Verfügungsreht des Bundes über die vorhandene Flette 
anerfannt, aber e8 war dies nur die Brüde zum Veräußerungsbeſchluſſe; ved 
blieb noch einige Ausficht zur Fortexiſtenz der Norbfeeflotte als beſondere Ein 
richtung der intereffirten Staaten; der Bundestag fette dazu eine endliche Frif 
bis zum 31. März. Die bannoverfche Regierung berief auf den 20. März ta 
Flottenfongreß nah Hannover. Defterreih, Preußen ſowie Niederlande und Die 
mark wurde nicht eingeladen. Trog Einladung erfchienen nicht Würtemim, 
Baden, Kurheſſen, Strelig, Reuß, Rudolſtadt, Heffen- Homburg, Liechterkin, 
Waldeck und Franffurt. Hannover forverte jährlid 927,334 Thaler zur Unte 
haltung einer Norbfeeflotte von 4 Segelfchiffen (2 Fregatten und 4 Korvettei 
und 4 Dampffchiffen. Der Kongref ging am 24. März 1852 refultatlos ans 
einander. Am 2. April 1852 wurbe von Bundes wegen die Auflöfung ver Flett 
bejchloffen und im Oftober wurden die Schiffe, zu denen fi anfangs feine Käufer 
finden wollten, meift zu Spottpreifen verfauft. Preußen übernahm vie beiten 
Schiffe „Gefion” und „Barbaroffa” für feine Flottille, Lübeck ein Kanonenboet; 
Hannover, Oldenburg, Hamburg und Bremen fauften Waffen und Schiffsmaterial; 
das Trodendod zu Brafe übernahm die olvdenburgifche Regierung; etwa 100 Ge: 


ſchütze kamen nad ver Bundesfeftung Mainz; alles andere fam in Privathände 


Der Flottenerlös betrug 934,726 Thaler, 6 Sgr. A Pf., während die Antaufe: 
fumme der Flotte von der Marineabtheilung auf 3,946,400 Gulden und ih 
Werth (nad Abzug vreijähriger Abnugung) am 8. März 1852 noch zu 3,121,765 
Gulden angegeben wurde. Die ſämmtlichen Ausgaben für die Flotte von Bundes 
wegen vom Mai 1848 bis zum 3. Auguft 1854 haben betragen 4,695,752 
Thaler, 17 Sgr., 4 Pf. Die Marinebehörden zu Bremerhafen waren am 1. 
April, die Marineabtheilung des Bundes zu Franffurt am 1. Mai 1853 auf 
gelöft worden. Der um Herftellung der Flotte verdiente Admiral Bromme 
(Brommy), ein Deutfcher, der früher im griechifhen Seevienfte ſich ausgezeichne 


hatte, wurde am 30, Juni 1853 verabſchiedet. ». Raliendern. 
Flußichiffahrt, Ei Land: und Wafferftraßen, Schiffahrté— 
geſetze. 


Forenſen, ſ. Fremde, Stadt: und Landgemeinde. 
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Forſtwirthſchaft und Forftpolizei. 


I. Die Forſtwirthſchaft befchäftigt fi mit der Benützung und Pflege ver 
aldungen. Die fyftematiiche Aufzählung der forftlihen Erfahrungsfäge, die Regeln, _ 
e die Waldungen am zwedmäßigften behandelt und benügt werden, find ber 
genftand der Forſtwiſſenſchaft, welche vorzüglid dem Beſtreben der Deutſchen 
xlowig, Bedmann, Gleditſch, Burgsporf, Mofer u. U.) in der zweiten Hälfte 
| vorigen Jahrhunderts ihren Urfprung verdankt. Bon den Ausländern find als 
übegränder nur etwa die Franzoſen Du Hamel und Reaumur zu nennen. 

Die Wälder werden je nad der Holzart, den Standortsverhältnijjen (Klima, 
fen und Lage) und den Zweden ober den Mitteln der Befiger verjdieven 
hantelt. Die wefentlichften Unterfchiede in der Waldwirthſchaft werden durch die 
t der Verjüngung und durd das Alter, welches man die einzelnen Bäume oder 
WValdbeſtãnde erreichen läßt, hervorgerufen. Die dadurch bedingten Wirthichafts- 
keme oder Betriebsarten find folgende: Der Hochwald. Die Verjüngung bei 
m-erfolgt gleichzeitig auf einer größern, zufammenhängenten Fläche (Schlag) 
d Samennachwuchs; die Beftände erreihen meift ein höheres Alter von min- 
fans 60 Jahren. Bein Femelwaldbetrieb findet ebenfalls die Verjüngung durch 
mennachwuchs ftatt, allein vereinzelt über die ganze Waldfläche, nicht gleichzeitig 
‚julammenhängenven größeren Schlagflächen; man läßt die Bäume ein gleiches 
ver uh-höheres Alter wie beim Hochwald erreihen. Diefe zwei Betriebsarten 
aben-die größte Ausvehnung. Der Niedermwald. wird in zufammenhängenden 
den, jedoch nur mittelft Stod- und Wurzelausfchlages verjüngt; da nur die 
ubhöher und zwar. höchſtens bis ins 40. Jahr Stodausfhläge liefern, fo ift 
auf diefe Holzarten beſchränkt und kann nur Holz bis zum angegebenen Alter 
m. Der Kopfholzbetrieb unterſcheidet fih nur dadurd vom Niederwalb, 
bman bei ihm Die Ausjhläge „am Kopfe“ von 6—10° hohen und in biefer 
Öe entwipfelten Stämmen fi bilden läßt. Beim Mittelwald wird die Ver— 
Kung durch Samennahwuhs und durch Stodausfchlag bewirkt, es ift ein 
Kerwald mit eingewachjenen Samenbäumen (Oberholz) verſchiedenen, nach Um— 
üben ſehr hohen Alters. 

Die Forſtwirthſchaft unterfcheidet fi in folgenden Punkten wejentlid von 
t übrigen Zweigen der Urprobuftion: 

Den Wäldern ift zum größten Theil ver ſchlechteſte Standort angewiefen, 
Feine landwirtſchaftliche Nugung nicht mehr ftattfinden kann; vielen Flächen 
nur durch die Holzzudt ihre Ertragsfähigkeit erhalten. Der befjere Boden 
Rucirt nicht in dem Verhältniß mehr Holz, als fein durch das Ertragsvermögen 
dandwirthſchaftliche Zwecke beftimmter Kaufpreis höher ift, wie der des geringeren 
Pens. Das Grundkapital ift daher im Forftbetrieb ein ſehr niederes. Dagegen 
das Holzvorrathslapital bei den verbreitetften Betriebsarten (Hoch-, Femel- und 
ütelwald) fehr bedeutend und zwar um fo größer, je älter man vie einzelnen 
Aume oder Beftände werten läßt. (Diefes Alter heißt Umtrieb oder Umtriebs- 
1.) Es müſſen nämlich vom haubaren älteften Beftand abwärts alle jüngeren 
teröftufen von Jahr zu Jahr in gleicher Auspehnung und Beſchaffenheit bis 
m jüngften einjährigen Beſtand vertreten fein. Je höher aber ver Umtrieb und 
hit das Holzkapital wird, um fo nieberer verzinft fich daſſelbe. Bei 100jährigem 
triehe beträgt 3. B. der nothwendige Borrath das 30—35 fache vom jährlichen 
rag; bei 130jährigem das 40-45 fache der Maſſe nad), oder das 25—30, 
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beziehungsweife 33—40 fache vom rohen Gelvertrag (excl. der Hanerlöhne). Da 
nothwendige Holzvorrath bei 130jährigem Umtriebe ift nahezu doppelt jo gref 
als bei 100 jährigem. — Der höhere Umtrieb liefert von der gleichen Fläche im 
Jahresdurchſchnitt eine größere Holzmaffe (in obigem Wall beim 130jährigen 
10—150/, mehr als bei 100 jährigem Umtrieb) und als Nutzholz ein werthoolleres, 
dauerhafteres Material für Land-, Wafler- und Schiffbau. Einem Mangel an 
folhen älteren Hölgern läßt fich erft nad längeren Zeiträumen abbelfen, und bat 
Wahsthum durch künſtliche Pflege nur wenig beſchleunigen; felbft vie höchſten 
Preife find nicht im Stande, die Produftiongzeit abzufürzen, und fie werben nr 
wenige Unternehmer herbeiziehen, weil die Spekulation auf zwei oder mehrer 
Generationen hinaus zu unficher ift, ver Hauptertrag in der Regel einem Anden 
zu gut kommt, weil außer den unbedeutenden Zwifchenerträgen lange feine Nugunz 
anfällt, und die Zinfen ſehr nieprig find. Bei den vorhandenen Walpbeflänte 
wird zwar die Steigerung der Holzpreiſe eine forgfältigere Behandlung hai 


führen; allein die geringere Verzinfung des Holzvorraths bei höherem Umtiek » 


enthält für den rechnenden Privatmann die bringende Aufforderung einen Tki 
der Vorräthe zu verfilbern, um mit dem Geldkapital höhere Zinfen zu gewinne: 
dadurch wird aber vie Ertragsfähigfeit des Waldes in quali et quanto gefhwäßt 
zu einer Zeit, wo das allgemeine Intereffe gerade das Gegentheil erheiſcht. 


Das Holz erträgt an und für fich feinen weiten Transport, fofern er ms 


durch Wafferftraßen erleichtert ift; blos bei den werthvolleren Sortimenten bett 
eine Ausnahme. Wird nun der Umtrieb in einem größern Theil der Waldunz 
verfürzt, fo wird deßhalb aud weniger Holz erzeugt, das einen weitern Trautzer 
aushält; es wird alfo aus diefem Grunde eine andere Vertheilung des Waldım“ 
zwiſchen ven Konfumtionsorten nöthig. — Den Forftbetrieb ift zerfplitterter it 
noch nachtheiliger als der Landwirthichaft, weil dadurch die Abfagverhälit 
erſchwert, vie Schug- und Wegbaufoften, wie au die Gefahren vom Wind et 
werben. — Um einen zum rationellen Betrieb nothwendigen Techniker genügt 


befhäftigen zu fünnen, bevarf man eines Areals von mehreren 1000 Morgen. 


Die Waldungen find weniger als anderes Grundeigenthum verkäuflich und mr 
pfändbar; eignen ſich zur Verpachtung gar nit. — Der Forftbetrieb emäkt 
verhältnigmäßig wenige Menſchen, gewährt wenig Arbeitsverbienft; die Wat 
arbeiten, mit Ausnahme der Kulturen, laffen fih aber leicht kontroliren un 
deßhalb im Stüdlohn vergeben, was die Selbftverwaltung wefentlich erleichtert. — 
Das Einfommen aus den Forſten ift nit durch Mißwachs oder Hagelſche 
bedroht; Feuer und Infelten vernichten das Holz nie gänzlich. — Im den Bu 
dungen bietet ſich für Dritte häufig Gelegenheit zu Gewinnung won Produltet 
die der Eigenthümer nicht benügen fann, die aber doc ärmeren und ſchwächere 
Perfonen eine nützliche Thätigkeit geftatten, 3. B. das Sammeln von Beet, 
Schwänmen, Leſeholz zc. : 
Einzelne Walpparcellen erlangen eine befondere Wichtigfeit dadurch, daß Ni 
die Umgebung gegen nachtheilige Naturereigniffe fügen, 3. B. gegen Ueberſchũt 
tung von Flugſand, Lawinen, Steingerölle. — Die Gefamntheit der WEN 
äußert ferner einen ſehr beveutenden Einfluß auf das Klima und die Fruchtbarte 
eines Landes; fie fügen gegen verheerende Stürme, geben ver Luft dem nothige 
Gehalt an Sauerftoff und Waffergas, befördern die Thaubildung, bewirlen er 
gleihmäßigere Bertheilung der Regenmenge auf die einzelnen Jahreszeiten, un 
gleichzeitig eine Vermehrung der atmofphärifhen Nieverfchläge, fie vermindern 
Ertreme von Hige und Kälte. Beſonders wichtig werben fie aber noch dadurch 
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daß fie den Abfluß des Regenwaſſers verlangfamen, einen großen Theil deſſelben 
ins Innere des Erdbodens leiten, jomit die Ueberſchwemmungen feltener und minder 
bedeutend machen; den Flüßen aber einen gleihmäßigeren Waflerftand erhalten, 
Das Abſchwemmen des frudtbaren Bodens und der Gefteinstrümmer ift an be- 
waldeten Hängen unmöglich und dadurch auch nod weiter die Schäblichkeit der 
Hochgewäſſer vermindert. Dieſe wichtigen Funktionen, welche den Waldeigenthümern 
feinen direften Gewinn bringen, und doch für das Geſammtwohl unentbehrlich 
find, müſſen ebenveghalb von Seiten der Staatsregierung befonders gewürdigt 
werben. Sie rechtfertigen ſchon für fih allein die Ausnahme beim Forftwefen, 
daß daflelbe vorherrſchend vom Staate felbft betrieben und mehr ald andere Ge- 
werbe beauffichtigt werben joll (vgl. oben S. 170), worauf aud die oben ange: 
führten Eigenthümlichkeiten deutlich hinweiſen. 

Die für Erhaltung eines entiprehenden Klimas nothwendige Waldfläche ift 
verfchieden nach der Bertheilung und dem Terrain; find beide günftig, fo fann 
mandmal fhon eine Bewalvdung von 25 Procenten des Gefammtareals genügen, 
gemwöhnlih werben aber 30—33 Procente nothwendig. Im Gebirge mit vielen 
fteilen Hängen (abfolutem Waldboden) muß die Worftfläche häufig noch ausge 
dehnter fein, um die Abſchwemmungen des Bodens zu verhüten. 

I. Zur Erhaltung und Herftellug der erforderlihen Bewaldung 
bat die Staatsgewalt folgende Mafregeln zu ergreifen: 

1) Zunächſt muß unter allen Berbältniffen der Wald erhalten werben in 
den Dertlichleiten, wo eine andere Urt der Kultur nicht zuläßig ift, auf dem 
fogenannten abfoluten Waldboden. Dahin gehören nun befonvers alle für die 
Dnellen und Flüſſe fo wichtigen Gebirgswaldungen an fteilen Hängen ober auf 
felfigem Boden, ferner die Beftände auf Flugſand, die der Ueberſchwemmung 
ausgeſetzten Theile der Flußthäler. Ebenſo find die Wälder zu fchonen, melde bie 
nächſte Umgebung gegen Naturereignifie ſchützen. — Am zwedmäßigften ift es, 
wenn der Staat diefe Waldungen erwirbt und mit Rüdfidht auf die genannten 
wichtigen Nebenfunftionen gut bewirtbichaften läßt. Sind die Waldungen aber 
nicht in den Händen des Staats, fo hat er die Eigenthümer gefeglich zu ver: 
pflichten, daß feine Rodungen und feine Kahlhiebe vorgenommen werben, daß bie 
Berjüngung rechtzeitig und auf eine zwedmäßige Weife eingeleitet werde. Der 
Hodwald- oder Femelmald-Betrieb ift zu begünftigen, verberblihe Nebennugungen, 
Laubftrene, Waide von Schafen und Ziegen ganz zu verbieten. Auch die PBarcelli- 
rung ift möglichft zu bejchränfen. Beſondere Aufmerkſamkeit ift dem Vollzug folcher 
geſetzlichen Vorſchriften zu fchenten, durch eine Kommiſſion aus lokalkundigen Mitgite- 
dern find diejenigen Waldungen auszuſcheiden, welche auf abfolutem Waldboden ftehen; 
bei Berfehlungen gegen das Geſetz ift ein kurzes Verfahren vorzufchreiben und bei 
anhaltender Nachläfigteit das Grundſtück in Staateadminiftration zu nehmen oder 
gänzlich zu expropriiren, weil der Staat nicht zugeben darf, daß ein Theil ber im 
Boden ruhenden Kräfte durch Mißbrauch oder Nichtgebrauch von Seiten des 
Eigenthümers für die Zukunft verloren gehe oder gar noch ein größerer Theil der 
Staatsangehörigen durd die Sorglofigkeit oder den Figennug Weniger in ihrem 
Befit oder Leben bedroht werbe. (Ueberſchwemmungen.) Die Aufforftungen in folchen 
2otalitäten find ebenfalls Sade des Staats und es find dieſelben möglichft zu 
ördern. 

2) Die im Beſitz der Gemeinden und ſonſtigen Korporationen 
befindlichen Waldungen find zunächſt aus allgemeinen Ginden unter 
Staatsaufſicht zu ſtellen. (Bgl. oben S. 309.) Da dieſe Ueberwachung baupt« 
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ſächlich den Zweck hat, die Benachtheiligung ver folgenden Generationen zu wer- 
hindern und in dieſer Hinfiht bei der Waldwirthſchaft beſondere Aufmerkamtet 
nothwendig ift, fo laffer fi folgende Maßregeln bei den Gemeindewaldungen 
rechtfertigen: Die Waldungen find in ihrer Gefammtheit zu erhalten, eine Ber: 
teilung und Parcellirung tft zu verbieten, Rodungen, aud auf relativem Wab- 
boden, find ohne Staatögenehmigung nicht zuläßig. Bei Mangel an Wald jollte 
die Genehmigung nur dann ertheilt werben, wenn eine andere mehr dem abjoluten 
Waldboden fi) nähernde Fläche dafür aufgeforftet wird. Der Holzerlös aus jelden 
abgeftodten Flächen ift als Grunpftodstapital zu behandeln. Durch Aufftellun 
eines zuverläßigen und ausreichenden Perfonals ift für die Handhabung des Fort: 
ſchutzes zu ſorgen. Den Walphütern ift eine möglichſt unabhängige Stellun 
gegenüber den Gemeindebehörden zu geben, da fie häufig mit den Privatinterefien 
einzelner einflußgreicher Gemeinveglieder in Kollifion kommen, In der Regel wir 
das Beftätigungsreht von Seiten der Stantsbehörvden genügen. Die Waltungr 
müſſen nachhaltig bewirthſchaftet, namentlid dürfen die Nebennugungen an Be, 
Laubftreue, Harz nicht zuweit ausgevehnt werben. Es müſſen durch geprüfte Te 
nifer Wirthichaftspläne gefertigt und von Zeit zu Zeit (alle 10—20 Jahre) reviitt 
werten. Nebenbei find in kürzeren Friften Walvvifitationen durch Techniler vor 
zunehmen, welche vie Gewißheit geben follen, ob die im Wirthſchaftsplane vergt 
ſchriebenen Mafregeln rechtzeitig und zwedmäßig ausgeführt werden. Die Bat 
der Holz: und Betriebsart, ſowie der Umtriebszeit muß jedoch foweit dem frein 
Willen der Korporation anheim gegeben werten, als dadurch feine Berringerum 
des Walpbeftandes und feines Grtragsvermögens herbeigeführt wird. Allgemein 
Geſetzesvorſchriften laffen fih in viefer Beziehung ohnehin nicht geben, weil zum 
(ofale und andere Berhältnifje (3. B. vie Größe des Beſitzthums, Parcellirung x 


wejentlihen Einfluß darauf haben. — Bedeutendere Vorgriffe auf die fünfte | 


Forftnugungen find nur mit Genehmigung der techniſchen und adminiftrativen Au 
fihtsbehörden zuläffig. Die Verwendung und Berwerthung der Walppropufte zu 


Nugen der Gemeinden ic. fteht den Gemeindebehörven zu. Bezüglich der Wirk 


ihaftsführung innerhalb ver von den genehmigten Wirthihaftsplänen gegeben“ 
Grenzen follten fie aber nur dann jelbftftändig fi) bewegen bürfen, wenn et 
von den Staatsbehörven geprüfter und ihnen mitverantwortlicher Techniler in 
Auftrage der Korporation die Wirthſchaft leitet. Ift die Aufftellung eines feld 
wegen geringer Ausvehnung der Walpflähe oder aus fonftigen Gründen nid! 
thunlich, fo follte zunächſt eine Vereinigung mehrerer Korporationsforfte umter einen 
eigenen Techniker verſucht und durch gejeglihe Beftimmungen erleichtert werden 
Wäre in einzelnen Fällen aud auf tiefem Wege dem Bedürfniß eines tednilher 
Beiraths nicht zu genügen, fo muß der Staat hiefür Techniker aufftellen, met 
die techniſchen Verrihtungen in den Korporationswaldungen vornehmen, überwadhen 
und leiten, wofür dann die betreffenden Gemeinden Koſtenerſatz zu leiſten haben 
(Beförfterungsfteuer.) Als Grundſatz muß übrigens hiebei gelten, daß mehr IT 


Wege der Belehrung, als im Wege des bureaukratiſchen Befehlens, mehr im Bub | 


als auf dem Papier gewirkt werben ſollte. 

3) In Staaten oder größeren Provinzen, wo bie Geſundheit des Lander 
und der Bedarf an Waldprodukten durch die auf abſolutem Waldboden ſtehender 
und durch die im Eigenthum des Staats und der Korporationen befindliche Bu 
dungen nicht gefichert erfcheinen, ift zuerft durch ftatiftiiche Recherchen zu erheben, 
wie weit eiwe folhe Unzulänglichkeit ftattfindet. Dieſe haben ſich zu erftreden 
den geſammten Bedarf an Holz und auf die hinfichtlich der induſtriellen A 
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furrenz mit dem Ausland zuläffigen Holzpreife, auf Umfang, Eigenthumsverhält- 
niffe, Produftionsfähigkeit, Bewirthſchaftung ver Waldungen, auf die zugänglichen 
Surrogate für Holz, die Holzprobuftion der Obft- und Weingärten und ver 
wilden Holzpflanzungen, auf die Möglichkeit und Zuläffigkeit fih aus den benach— 
barten Waldgebieten zu verforgen (Rommunifationsmittel und deren Verbefjerung), 
auf die Auspehnung des fchlechteren, zur Waldanlage tauglihen Bodens, auf die 
Möglichkeit ver Holzerfparniffe durch Bauten von Stein, Holzfonfervirung mit 
chemiſchen Mitteln, thönerne Wafferleitungen, lebendige Heden, gute Heiz-, Koch— 
und Badöfen, namentlih Gemeindebadhäufer, durd eine paſſende Fällungszeit des 
Holzes und Abgabe von trodenem Brennholz. Erforberlihenfalls find dieſe holz— 
erfparenden Mittel dur Belehrung, YAufmunterung, Prämien und dur Beifpiele 
in Öffentlihen Gebäuden ꝛc. zu verbreiten. Würden folhe Maßregeln feinen 
erheblichen Erfolg veripredhen, oder würde es mit Nüdfiht auf's Klima an Wal- 
dungen mangeln, fo ift der einfachfte Weg, das fehlende Areal durch Ankauf von 
Seiten des Staats zu ergänzen. Wäre dies nicht möglich, over nicht fo raſch 
ausführbar, jo müflen auch die übrigen Waldungen unter forftpolizeilihe Aufficht 
geftellt werben. 

Man kann unter viefen zwei Arten unterfcheiden, nämlich die gewöhnlichen 
bäuerlihen Privatwaldungen und die in den Händen des Adels und 
größerer Gutsherrn befindlichen Forſte. Lestere find, ſoweit fie auf abfolutem 
Waldboden ftoden, unter die gleiche Auffiht, wie die übrigen Waldungen dieſer 
Kategorie zu nehmen. Uebrigens fommt in Betracht, daß gerade diefe Klaffe von 
Staatsbürgern oft durch Familienſtatute privatrechtlih an eine geregelte Bewirth- 
ihaftung ihrer Domänen gebunden ift, daß alfo von Seiten der Forftpolizei hierin 
wenig mehr zu thun übrig bleibt, fofern von anderer Seite her dem Mel vie 
unentbehrlice Bafis eines ausreichenden untheilbaren Grundbeſitzes gefeglich ge: 
fichert ift, und fofern im Intereſſe der nachfolgenden Nutnießer der Grundſatz 
aufgeftellt wird, daß nicht blos der Waldboden, fondern auch das nöthige Holz- 
vorrathöfapital ungeſchwächt erhalten werben müſſe. 

Die oben für fämmtlihe auf abfolutem Waldboden und nicht im Staate- 
oder Korporations-Eigenthum befindlichen Waldungen bevorworteten Auffihtsmaß- 
regeln lafjen fi für die Privatwaldungen auf relativem Waldboden nicht alle 
durchführen; es wird in den meiften Fällen genügen, die Waldrodungen und bie 
Kahlhiebe von der Bewilligung der Staatsbehörden abhängig zu madhen, das 
Beweiden ver Waldungen durch Ziegen und Schafe zu verbieten, und dem Wald— 
eigenthümer die Verpflichtung aufzulegen, Blößen und devaftirte Walbtheile binnen 
einer Frift von längftens 3 oder 4 Jahren wieder mit Holz zu bebauen, wibri- 
genfalls dies auf feine Koften durd den Staat gejchehen oder ver Wald zu den 
laufenden Preifen für den Staat oder die Gemeinde erworben würde. — Gehr 
vortheilhaft wirft das Verbot der allzuftarten Parcellirung, weil es die Waldungen 
in den Händen der vermöglicheren Klaffen erhält. Als Minimum eines felbft- 
ftändigen Waldkomplexes läßt fi annähernd bezeichnen beim Nieder- und Mittel- 
wald 10—20 Morgen, beim Femelwald 20—30, beim Hochwald 60—80 
Morgen; in rauhem Klima oder auf fchlehtem Boden 1/; bis 1/, mehr. — Eine 
zwedmäßige Beſchränkung ver Rodungen läßt fi dadurch erreihen, daß man nad) 
dem Borgang in Franfreih das Neubrudland mit einer erhöhten Grundfteuer 
belegt. — Ebenjo läßt fih aber auch wirken durch Aufmunterungen zu zwer- 
mäßiger Walvbehandlung, Belehrungen in populären Schriften, in Aderbaufhulen, 
Muſterwirthſchaften auf bäuerlihen Waldgütern, Prämien fiir gut und zwedmäßig 
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behandelte Privatwaldungen, für neue Waldanlagen ꝛc. Letztere werben am beiten 
fo lange von der Steuer befreit, bis fie nachhaltig einen Ertrag abwerfen. And 
die Anzucht von wilden Bäumen auf Weideplägen, an Bächen, Wegen, wo kin: 
Obſtbäume gedeihen ꝛc. ift von Geiten des Staats und der Gemeinden zu 
fördern. 

II. Waldüberfluß und Holzreihthum können einem Staat oder eine 
Provinz faft eben fo nachtheilig werden, wie das entgegengejegte Ertrem, da cin 
allzudihte Bewaldung das Klima rauh und feucht macht, und nur wenige 
Menſchen Arbeit und Nahrung bietet. Wird unter folhen Berhältnijjen ver Wal 
auf Boden, der zu Ader und Wiefen taugt, ausgerodet, fo verdient dies alt 
Unterftägung; eben jo ſehr ift darauf Bedacht zu nehmen, daß holzverzehren: 
Gewerbe ſich dafelbft anfieveln und daß das Holz mit Yeichtigkeit in die holzarme 
Provinzen verfendet werden kann. Tritt der Staat hiefür nicht felbft ins Mite 
durch Anlage von Land» und Waſſerſtraßen oder Eifenbahnen, jo bat er ie 
wenigftens foldhe Unternehmungen möglichft zu befördern, wenn fie von Pred 
perfonen unternommen werden. Die Begünftigung eines Erporthandels dazegı 
bat ihre großen Bedenklichkeiten: weil nur die theueren werthuolleren Höße iu | 
weite Ferne transportirt werden fünnen, fo wird badurd der Holzpreis Ihr: | 
frühzeitig in vie Höhe getrieben und mit der fortjchreitenden Entwidelung de | 
Gegend, Berbefjerung der Kommumnifationsmittel ꝛc. dehnt ſich der Abfag aud « 
die fhmwächeren Sortimente aus, fo daß für eine größere einheimifche Induſt 
das nöthige Rohmaterial nicht mehr übrig bleibt und aus biefem Grunde 
Bevölkerung die Gelegenheit zum befjern Verdienſte entgeht; denn es ift gar 
daß der Ausfuhrhanvel nicht den vierten Theil der Menſchen ernäbrt, den ® 
auf die Holztonfumtion gerichtete Induftrie zu befhäftigen vermag. 

IV. Die Gefahren, welche die Forfte beprohen und wirklich tree 
erfordern eine vorbeugente Thätigfeit der Staatsgewalt und bei größerer Ye 
dehnung ein unmittelbares Eingreifen derjelben, weil nur durch gemeinſchaftlich 
gleihmäßiges Wirken der Erfolg gefihert ift. Die Abwendung der Feuersgeſeh 
erheifcht eine vorfichtige Behandlung, ftete Beauffichtigung des Feuers im Bi 
und in feiner Nähe während ver trodnen Jahreszeiten, Verbot des Tabafraude: 
aus offenen Pfeifen und Gigarren; Berbot der Errichtung von Wohnungen un 
Fabriken in allzugroßer Nähe ver Waldungen. Bei ausgebrodenem Brand ift ei 
fhnelles Aufgebot ver nöthigen Löſchmannſchaft zu ermöglichen, vie allgemein 
Berpflihtung zu thätiger Mitwirkung beim Löſchen auszufpreden umd dem leiter 
den Beamten die nöthige Vollmacht zu geben. — Gegen Sturmfdaden läßt It 
nur vorbeugend einwirken dur zweckmäßige Orenzzüge, Verhinderung zu ftate 
Parcellirung, Ueberhalten eines Waldmantels von Seiten des Gutsnachbars, falt 
er einen Verjüngungshieb führt. — Dem Infekten- und Mäuſeſchaden wird ve 
gebeugt durch rechtzeitige Räumung der Schläge vom gefällten Holz, raſche En 
fernung der Windwürfe und Dürrhößer, Schonung der Sing: und Heiner 
Raubvögel, der Raben, Füchſe, Dächfe, Igel x. Im Forſtgeſetz find deßhalb de 
entfprehenden Borfchriften zu geben. Haben vie Inſekten überhand genommen, \ 
müſſen in größerer Ausdehnung zwedmäßige Vertilgungsmittel angewendet werd“ 
wozu jeder Walpbefiger Beihilfe zu leiften hat. — Kleinere Walpfomplere lafı 
fi nicht ohne unverhältnigmäßigen Aufwand des Einzelnen gegen Walbfrem 
Ihügen; es ift deßhalb Vorforge zu treffen, daß das für die Gemeindewaldung« 
oder für die Feldmarkung beftellte Schutzperſonal aud die fleineren Privatwe! 
dungen gegen entfpredhende Entſchädigung zu biten babe; eime jelbftftäntige‘ 
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Stellung und ftrenge Beauffichtigung ift für dieſes Perfonal ſchon oben bean- 
ſprucht worden. 

V. Auf ven Waldungen ruhen faft überall eine große Zahl von Servi— 
tuten, vie häufig der Wirthſchaft viele Hindernifje in den Weg legen, die Holz- 
probuftion beeinträchtigen und zu Streitigkeiten Veranlafjung geben. Am ſchädlichſten 
in dieſer Hinfiht find die ungemelfenen Berechtigungen. Für Privatwaldungen 
follte die Ablöfung folder Yaften unter allen Umſtänden gefeglich ermöglicht und 
erleichtert fein, oder wo mit Rüdfiht auf die Unentbehrlichkeit ver Nugung für 
den Berechtigten, 3. B. der Weide, in Gegenden mit vorherrfhend abfolutem 
Waldboden die gänzlihe Ablöfung nicht möglich ift, da muß eine fefte Norm 
gegeben werben, innerhalb deren Grenzen die Nutzung möglichſt unſchädlich aus- 
geübt werden kann. Zwangsweiſe ift die Ablöfung durchzuführen, wenn die Servitut 
dem Belafteten mehr ſchadet ald fie den Berechtigten nützt. — Die Ablöfungs- 
entſchädigung fol nur dann in Wald gegeben werten, wenn folder fo groß wird, 
daß eine felbftftändige Wirtbfhaft darauf möglich ift, und wenn ver feither Be- 
rechtigte die Garantie bietet, daß er den Wald pfleglich behandle. Zweckmäßiger 
ift es in der Regel, zu landwirthſchaftlicher Benugung tauglihen Boden abzutreten 
oder Geld zu geben. Bei Staats- und Korporationswaldungen ift es häufig 
befler, die Berechtigungen, wenn fie einmal firirt find, nicht fo raſch abzulöfen, 
weil die Berechtigten mit ihrem Abldfungsfapital nicht immer haushälteriſch umzu— 
geben pflegen. — Für parcellirten Bejig find Normen zu geben, wonad) jeden 
Einzelnen die Entwäfjerung feines Waldes und vie Abfuhr feiner Erzeugnifje 
möglichft erleichtert werden. — Der Holzbandel muß ſich frei und ungehindert 
bewegen fönnen, Flußzölle ꝛc. find zu befeitigen, die Benugung der Land-, Wailer: 
und Gijenftraßen ift zu erleichtern; alles zum Berfauf kommende Brennholz muß 
beftimmte Dimenfionen erhalten. 

VI. Für die Bildung und Heranziehung von geeigneten techniſchen 
Kräften ift in größeren Staaten die Errichtung einer Forftlehranftalt mit genü- 
gendem Yehrerperfonal nothwendig. Es find Anordnungen zu treffen, daß vie 
jungen Leute genügende VBorfenntniffe mitbringen und daß auf der Vehranftalt 
jelbft die Theorie gründlih gelehrt, und ihre Anwendung auf die Praris fort- 
während gezeigt werde. Die Forftdienft-Ajpiranten find vor ihrer Verwendung einer 
öffentlihen Prüfung zu unterwerfen. Nah erftandener Prüfung müſſen die für 
tüchtig Erfundenen zwedmäßig bejhäftigt werden. — Wiſſenſchaftliche Reifen find 
zu erleichtern; wiſſenſchaftliche Vereine zu unterftüten, namentlich auch bei ältern 
in der Praris ftehenden Männern das Interefie an der fortichreitenden Ent- 
widelung wad zu erhalten durch Anſchaffung von literariihen Hilfsmitteln :c. 

VII. Die Forftftrafrehtspflege muß durch zwedmäßige Geſetze geregelt 
werden. Da die Forſtfrevel jehr häufig find und meift von den ärmeren Klaſſen 
begangen werden, und weil die Waldungen jo leicht zugänglich und wegen ihrer 
großen Ausdehnung nur ſchwer zu beihigen find, fo finden bei viefem Zweig ver 
Strafrehtspflege einige abweichende Grundſätze Anwendung. Die gewöhnlichen 
Waldfrevel werden weder in den Augen des Volks, noch vom Standpunkt des 
Rechts als entehrend angefehen. Die Entwendungen betreffen meift Gegenftänve 
von geringerem Wertb; in manchen Fällen ift übrigens nicht blos der Werth des 
Dbjekts, ſondern aud der invirefte Schaden, welcher durch die Entwendung ge- 
ftiftet wird, zu berüdfichtigen. Manchmal handelt es ſich blos um Uebertretungen 
ver gejeglich vorgejchriebenen Ordnung, welche im Allgemeinen vor Beihärigungen 
ſchützen ſoll. 

36 * 





564 Sorftwirthfchaft 


As hauptfählichfte Erfehwerungsgründe bei Forftvergehen find zu nennen: 
die Berübung bei Naht, an Sonntagen, Angabe eines falihen Namens, Flucht, 
Rüdfälle, Entwendungen zum Zwed des Verkaufs ꝛc. — Der Beweis, daß ein 
Waldfrevel begangen wurde, wird hergeftellt dur) das Geſtändniß des Frevlers 
oder durch die beim Dienfteiv behauptete Ausfage eines verpflichteten Walphüters, 
foferne diefer felbft an Drt und Stelle den Thäter betreten bat, oder durch eine 
urkundliche Vorunterfuhung, welche ausreichende Indicien varüber beibringt, daß 
ein Berbädhtiger im Befig von gefreveltem Holz gefunden wurde. Die Beibringung 
eines ſolchen Beweiſes erfordert in ver Regel eine Durchſuchung des Haufes x. 
und es find biefür Beitimmungen zu geben, welche vor unmöthigem und chikanöſem 
Eindringen in die Wohnungen fihern; zwedmäßig ift es, wenn bei Gewohnbeits- 
frevlern und bei vereinzelten in beftimmter Nähe von fremden Waldungen liegenden 
Wohnungen weniger Formalitäten vorgefehrieben werben; ebenſo ift es nothwenbig, 
Sügemüller, Zimmerleute zc. für das auf ihren Holzlagerplägen vorhandene Hal; 
verantwortlich zu erflären. — Um dem Ueberhandnehmen der Frevel entgegen z 
wirfen, ift erforberlihen Falls der Kleinhandel mit Holz unter befondere Kontrele 
zu ftellen, jo daß jeder Verkäufer fi über den loyalen Erwerb ausweifen muß 

Das Unterfuhungsverfahren bei Forftfrevlern muß einfah und kum 
fein, die Vergehen müſſen in beftimmten Terminen (gewöhnlic alle 2—3 Monate) 
abgerügt werben. Die unrichtige Angabe über den Erwerb des Holzes muß ab 
Ueberweifungsgrund gelten. Gin Kontumacialverfahren, wobei viele Zeit erſpar 
wird, fol allgemein zuläffig fein. Bei geringeren Strafen ift ein Bejchwerderedi 
nicht nothwendig, bei größeren aber muß es dem Walpbefiger und dem Geftraften 
zukommen. 

Außer Geld und Gefängnißſtrafen kommt beim Forſtrügeweſen auch neh 
Strafarbeit vor, wenn eine Geldftrafe nicht bezahlt werden fann. Die Wirkung 
der Gelpftrafe wird durch eine folde Verwandlung namentlidy bei der ländlicher 
Bevölkerung zwar bedeutend abgeſchwächt, wenn bie Yohnsfäge, wie häufig gefchieht, 
zu hoch gegriffen werben; dagegen werben durch eine ſolche Mittelftufe die Ge 
fängnißftrafen vermindert, was etwaige Nachtheile wieder vollftändig ausgleichen 
bürfte, fofern Borforge getroffen ift, daß die Strafarbeit nicht zur Verzögerung 
des Strafvollzugs benügt werden kann. — Die Höhe der Strafen wirb am 
rihtigften bemeffen nach den Werth des gefrevelten Gegenftandes und nach ber 
Größe des geftifteten Schadens, wenn nod nebenbei ein folder verurfadht wurte. 
Dei unerlaubter Wegnahme von Leſeholz und ähnlichen geringen Freveln ift ge 
wöhnlih die Strafe glei dem Werth des Entwenbeten; bei bebeutenberen oder 
erſchwerten Freveln fteigt fie ftufenmweife bis zu einem gewiſſen Mehrfachen des 
Werths und des Schadens. Der Mafftab, welcher bei Verwandlung von Gelt- 
ftrafen in Freiheitsftrafen angewendet wird, ift ins Geſetz aufzunehmen, doch ift es 
zwednäßig, wenn dem Richter dabei einiger Spielraum gelaflen wird. — Außer 
der Strafe ift dem Frevler noch der Erjfak des Entwendeten und des geftifteten 


Schadens aufzulegen. In dem Geſetz felbft find Vorfohriften darüber zu geben, | 


wie der Werth und Schaden in ven einzelnen Fällen ermittelt wird. Gewöhnlich 
muß für größere Bezirke mit gleihen Holzpreifen ein Regulativ aufgeftellt werben, 
welches den Werth der dem Diebftahl ausgefegten Produkte nad Sortiment und 
Duantität enthält und von Zeit zu Zeit revibirt wird. — Die meiften Geſetze 
ſprechen auch noch den Grundſatz aus, daß derjenige für die Strafe einzufteben 
babe, in deſſen Interefje der Frevel begangen oder durch deſſen Fahrläſſigkeit der- 
jelbe möglich gemacht wurde, 3. B. bei Weiberceffen, Frevel durd Kinder x. — 
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In einzelnen Ländern befteht als minder zwedmäßiges Straffyftem ein feftftehenver 
Straftarif, wonach alle Vergehen einer Kategorie ohne befondere Rüdficht auf 
den Werth des Entwendeten mit einer gleich hohen Strafe belegt werden. — Sehr 
wichtig find noch die Anorbnungen, melde einen raſchen Strafvollzug ſichern; 
fowohl bezüglich der Geld- und Freiheitsſtrafen, als auch insbefondere der Straf: 
arbeiten. Es ift daher zmwedmäßig, wenn er mit Ausfhluß der Waldeigenthiimer 
ven Staatsbehörden übertragen if. — Strafnahläffe im Wege der Gnade, 
namentli allgemeine Amneftie find fo viel möglich zu beſchränken, weil fonft bie 
Baldungen bei aufßerorbentlihen Ereigniſſen gar zu leicht aufs Neue angegriffen 
werden. — Unterfuhung und Beftrafung ſämmtlicher Walpfrevel, ohne Ruͤckſicht 
darauf, in welchen Waldungen fie begangen wurden, follte ausſchließlich ven Ge— 
richten übertragen fein. 

VIII. Ueber die Befteurung der Waldungen nur einige Worte. Wo bie 
Waldwirthſchaft nicht frei gegeben ift, da muß bei der Befteurung des Waldes . 
wefentliche Rücdficht hierauf genommen und eine möglichft niedere Steuer aufgelegt 
werben. Wo die Waldwirthſchaft aber fich frei bewegen kann, da ift das im Wald 
repräfentirte Steuerkapital nur nad) der Grtragsfähigfeit von Klima, Lage und 
Boden zu bemeflen; denn fobald man den Holzbeftand mit in Betracht zieht, 
fommt der haushälterifche Wirth viel härter weg, als der verfchwenderifche. Wird 
der Boden dur die Schuld des Beſitzers ertraglos, fo darf dies fein Grund fein, 
vie Steuer aufzuheben. Bei den Holzpreifen ift namentlich die mehr oder minder 
ſchwierige Zugänglichkeit der betreffenden Waldparcellen in Betracht zu ziehen, weil 
durch vermehrte Transportkoften die Preife am Ort der Erzeugung berabgedrüdt 
werben. Die Betriebsart, Umtriebszeit, die Art der Verwerthung müffen nad ven 
örtlihen Verhältniffen in ver Weife feftgeftellt werben, wie fie bei haushälterifchen 
Wirtbihaften ſich finden. 

IX. Die Grundſätze, welde bei Verwaltung der Staatsforfte in 
Anwendung fommen follen, find natürlich ebenfo verſchieden, je nachdem im Land 
ein Ueberfluß oder ein Mangel an Holz befteht; in erfterem Fall läßt ſich eine 
theilweife Veräußerung der auf gutem Feldboden gelegenen Walpflächen zum Zweck 
ver Ausrodung empfehlen, dod fol dies nur allmälig geſchehen. Im Uebrigen 
muß bie Staatsforftverwaltung beftrebt fein, fo wenig als möglid mit den Privat: 
walobefigern zu konkurriren, alfo hauptfählih die Waldungen im Femel- oder 
Hochwald mit höherem Umtrieb zu bewirthichaften; ven lokalen Markt den Privaten 
überlaffen und mehr darauf bedacht fein, die Erzeugniffe ihrer Waldungen auf 
indireftem Wege zu verwerthen, wobei die Errichtung von Glashütten, Eifenwerken 
und fonftigen holzverzehrenden Werfen eine Hauptrolle fpielen. Bei entgegengefegten 
Berhältniffen ift eben fo fehr die Einhaltung des möglichft höchſten Umtriebs 
geboten, weil dadurch allein dem Boden die höchſte Holzmafje abgewonnen wird. 
Die Nebennugungen in den Waldungen find auf das geringfte Maß zu rebuciren 
ober ganz zu befeitigen. Bei Verwerthung der Holzprodukte ift nicht der möglichft 
höchfte financielle Gewinn, fondern der größte Nuten für die Gefammtheit anzu- 
ftreben; von dieſem Gefihtspunfte aus ift namentlich induftriellen Unternehmungen, 
welche einer größeren Zahl von Menfhen Beihäftigung geben, der nöthige Holz- 
bedarf zu mäßigem Preife zu fichern. Es ift die richtige Hiebszeit einzuhalten 
und fein frifch gefälltes Holz unmittelbar vor der Verbrauchszeit zu verkaufen. 

Die Organifation des Dienftes wäre am zwedmäßigften etwa folgende: 
Als unterftes Glied der Wirthichaftsführer (Revierförfter); er bat ſowohl bie 
Adminiſtration der Staatsförfte, als auch die polizeiliche Auffiht über die übrigen 
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Waldungen und die wirthſchaftlichen Verrichtungen in denſelben zu beſorgen, feweit 
fie ihm obliegen. Reviere von 10 —15,000 Morgen gehören ſchon zu den größeren, 
der Waldbeſitz darf dann nicht jehr zerjplittert fein, weder nad ver Zahl ver 
Eigenthümer, noch der örtlichen Lage. Wird über einzelne Kategorien des Wal 
eigentbnms nur eine allgemeine polizeiliche Beauffihtigung verlangt, jo kam je 
nach deren Austehnung obige Fläche noch ziemlicd vermehrt werden. Die nächſte 
Dienftftufe bilvet der Forſtmeiſter, welcher 8—12 Reviere überwachen kann, eb 
vie gefeglihen, adminiftrativen und wiſſenſchaftlichen Vorſchriften in ſämmtlichen 
Waldungen beobachtet werden. Die Grundfäge der Wirthſchaft find von dieſen 
Beamten in Gemeinfhaft mit den Nevierförftern zu berathen und feftzuftellen. 
Ein forftliches Kollegium als verwaltende Eentralftelle für die Staatswaldungen 
ift nicht nöthig, es genügt ein technifcher Referent im Minifterium. Dagegen 
verlangen wir für die Forſtpolizei ein eigenes Kollegium, weldes ſämmtliche Wal 
dungen unter feine Aufficht zu nehmen und aud die leitenden Grundſätze für 
Staatswaldungen zu prüfen und zu genehmigen bat. Das Kaffenmwefen ift getrem 
zu halten und ven technifchen Beamten jede Gelverhebung zu unterfagen. Di 
Berwerthung der Produkte ift aber dennoch ausjchlieglih in ihre Hände zu lau. 
— Für den Forftihug bedarf man Feine technifch-gebildeten Leute; es gend, 
wenn fie zuvor mit dem mechanifchen Theil der vorfommenden Waldarbeiten wr 
traut find. 

Fiteratur: Pfeil, Grundſätze ver Forſtwirthſchaft in Bezug auf Natione 
öfonomie und Staatsfinanzwirthichaft. Leipzig 1822. Feiſtmantel, Darftelun 
des Forftwefens als Staatsaufgabe. Wien 1837. Hundeshagen, Enchklopäk 
der Forftwiffenihaft. 3. Auflage. Tübingen, 1840. III. Band Forftpelin 
Cotta, Grundriß der Forſtwiſſenſchaft. 4. Auflage Dresven 1849. $. 3% 
bis 334. von Berg, Staatsforftwirtbichaftslehre. Yeipzig, 1850. Fiſchbad 
Lehrbuh der Forſtwirthſchaft. Stuttgart, 1856. $. 331368. Forſtgeſetz fi 
das Großherzogthum Baden mit Bollzugsverordnungen und Inftruftionen. Karl 
ruhe 1836. (Enthält noch zu vieles technifche Detail.) Geſetz über die Beaul 
fihtigung der Privatwaldungen des Großherzogtfums Baden vom 27. Apr 
1854. Baierifches Forftgefeß vom 28. März 1852, erläutert von K. Brote. 
Erlangen, 1855. Defterreihifches Korftgefeß vom 3. Dezember 1852, abyr 
drudt in Grebner, die Forſtwirthſchaftslehre. 1. Theil. 2. Auflage. Wien 1851. 
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Fortescue. 


John Fortescue war es, der zuerſt das Vorbildliche ver engliſchen Rechtt 
und Staatöverfaffung genau erfannt und ſchon in fpefulativer Weife den modernen, 
fonftitutionellen Staat begründet bat. 

Abſtammend von altem Gefchleht, das feinen Urfprung auf ven Schildträge 
Wilhelms des Normannen, wie ver Name zeigen fol, zurüdführt, wurde F. wahr 
fcheinlih nahe dem Ende des 14. Jahrhunderts zu Norreis, Pfarrei NorthHuist 
in Devonfbire, geboren, wo das Erbgut feiner Mutter lag. Als fein Vater mit 
Sir John Fortescue angegeben, der von Heinrih V. wegen Auszeichnung in fran- 
zöſiſchen Kriegen die Nitterwürbe erhalten hatte und zum Statthalter von Meaur 
ernannt worden war. 

Ueber die Erziehung F.'s iſt nicht mehr bekannt, als daß er erft auf ber 
hohen Schule zu Oxford und dann im Lincoln’ Inn feine Rechtsftudien matt, 
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wo er von 1424 bis 1429 als einer der Vorſteher genannt wird. Zu Michaelis 
des letztgenaunten Jahres erhielt er den Grad eines Serjeant-at-law und erſcheint 
von num an als thätiger Anwalt, wie aus den Gerichtsprotofollen jener Zeit 
(Year Books) erfihtlid ift. Im 18. und 19. Negierungsjahr Heinrichs VI. (1422 
bis 1461) präfipirt er den Affifen im Norfoll-Diftrikt (circuit). Mit welchem Ernfte 
ih F. feinem Berufe hingab, zeigt am beften, daß er unmittelbar vom Anwalt 
1442 zum Borfigenden eines der 3 oberſten Gerichtshöfe des Königreihs, King’s 
bench, erhoben wurde. In diefer Stellung finden wir ihn bis Oftern 1460, 

Mittlerweile war in England ver Krieg der beiden Roſen (1453—1486) 
ausgebrochen. Bisher hatte fih F. als vorzüglichen Juriften und Richter gezeigt; 
jest erfcheint er als politiiher Charakter durch unverbrüchliche Anhänglichfeit an 
ven legten Gewährsmann alles Rechts im Staate, den König. Bei der Schlacht 
von Towton 1461 war F. anmwefend und floh nad verlorener Schlaht mit dem 
König Heinrih nah Schottland und dann nad Wales. In diefe Zeit voll Wirr- 
niffen fällt wahrfchernlih die Ernennung F.'s zum Kanzler. Doch ſcheint er nie 
wirflih Kanzler gewelen zu fein, ſondern nur den Titel erhalten zu haben, 

Durh den Ausſpruch des erften Parliaments Edmunds IV. verlor F. wegen 
Hochverraths alle feine Befigungen. Um das Jahr 1463 befand er ſich mit ber 
Königin und dem Kronprinzen auf dem Kontinent in der Landſchaft Berry unter 
mißlichen Umftänden, wie aus feinem Briefe an den Grafen Ormond, damals in 
Vortugal ſich aufhaltend, hervorgeht. Hier, jcheint es, fchrieb er für die Erziehung 
des Königsjohns fein Hauptwerf; De Laudibus Legum Anglie. Um 1471 kehrte 
er mit der Königin nah England zurüd. In der Schladht deſſelben Jahres bei 
Tewkesbury gerieth er in Gefangenſchaft, entging jedod dem Schickſal des Haufes 
Yancafter. Nah dem Tode feines Königs und feines Zöglinge war weiterer 
Widerſtand gegen das herrſchende Haus ort nuglos. Sicherlich war es aber nicht 
etwa bios das Berlangen nad den verlorenen Befitthümern, fondern die Macht 
der Umftände und der Drang, dem zerrütteten Vaterland zu dienen, welche ihn 
bewogen, fih nun mit Eduard IV. auszuſöhnen. 

Wie F.'s Geburtsjahr, fo ift aud) fein Sterbejahr unbelannt. Ende 1476 
wird er ald Oberrichter (Chief justice) in den gleichzeitigen Urkunden das letzte 
Mal erwähnt. Er foll 90 Jahre alt geworden fein. Sein Grab befindet fi auf 
feinem nod ver Familie gehörigen Yandfige zu Ebrington in loucefterfhire, 
Sein Geſchlecht blüht noch in ver Linie des Viscount Ebrington und des Orafen 
Fortescne. Die Seitenlinien des Grafen Clermont in Irland ift erloſchen. 

Die eben gegebene Lebensſtizze ift hauptſächlich auf die verläffigen Angaben 
von Edward Foß (The judges of E. 1851 T. IV. p. 308 u. f.) gebaut. 

F. ſchrieb ein Buch über abjolute und befhränfte Monardie und ein Pamphlet 
(Deelaration) über die damals ftreitigen Anvechte zur Arone. Das Werk aber, 
welches hauptjächlich feinen Ruhm begründete und jest noch nachhaltend auf die 
Gegenwart einwirkt, ift das fhon erwähnte, urſprünglich lateiniſch gefchriebene 
Bud: De Laudibus Leg. Anglie, in Form von Gefprähen zwiſchen Kanzler 
und Prinz. Die befte Ausgabe des Buches ift die mit einer englifchen Ueberſetzung 
von 1775 und Noten von Amos (Gambr. 1825). 

Nachdem F. im Gingang die Umftände, unter denen die Gefpräche entftanden, 
angezeigt, unter Hinweifung auf den Bürgerkrieg der Häufer York und Lancafter, 
giebt er als nächſte Veranlaffung verfelben an, daß der Kanzler des Baterd des 
Prinzen, d. b. er felbft, unlieb wahrgenommen, wie viefer fih ausſchließlich 
friegerifchen Uebungen, Reiterfünften und Waffenfpielen, hingab. Er wendet ſich 
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deßhalb an den Prinzen und macht ihn aufmerkſam, daß des Herrſchers Aufgabe 
eine doppelte fei, die Kämpfe feines Volles auszulämpfen und es zu richten in 
Gerechtigkeit (1. Buch der Könige VIII. 20). In derfelben Weife habe aud ver 
römische Kaiſer Iuftinian die Aufgabe erfaßt nad dem befannten Anfang feine 
Inftitutionen: Imperatoriam Majestatem non solum armis decoratam, sed et 
legibus oportet esse armatam. Ebenfo Mofes, der die Könige Israels verpfliäte, 
vie Geſetze alle Tage ihres Lebens zu lefen. Die letzte Hinweifung will dem 
Zögling des alten Kanzlerd nicht einleuchten. Wenn auch Mofes vie König 
Israels verpflichtet habe, den Deuteronomos täglich zu lejen, jo folge daraus ned 
nicht, daß alle andern Könige aud die Gefege ihrer Länder jo kennen lerne 
ſollten. Treffend geht jest F. auf die Heiligfeit aller Gefege und auf die more 
lifche Nothwendigkeit für die Fürften über, ſich nad) ven Geſetzen des Landes zu 
richten, worüber fte die Vorſehung gefegt hat. Er begnügt fih aber nicht mi 
dem Hinweis auf Verpflihtungen, fondern zeigt zugleich, wie in ihrer Erfüll, 
in der Gerechtigkeit alles wahre Glüd liege, und wie gerade biefes durch ti 
Kenntniß der Gefege bevingt fei. Aus der Erkenntniß erwächſt die Liebe zu de 
Gefegen. Kunft und Wiffenihaft haben ja nad dem Sprüchwort feinen Feind di 
den Ummiffenden. Das Geliebte wandelt den Liebenden durch Umgang in fein 
Natur um, Gewohnheit wird eine zweite Natur. So zieht das Reis eines Pin- 
baums, auf einen Apfelftamm gepfropft, diefen in feine Natur. Auf gleiche Bei 
fol der Prinz mit Liebe die Gerechtigkeit üben und fo zum Charalter ein 
gerechten Fürften erftarfen. 

Diefer Auszug aus den 5 erften Kapiteln mag ein Bild geben, in melde 
Methove F. feinen Gegenftand behandelt; er deutet aber auch ſchon an, mi 
tief F. feine Aufgabe erfaßt. Alle politifche Erziehung fol ja zunächſt dahi 
zielen, daß man lerne, was bie Gefege gebieten, freiwillig zu thun (Cicero, & 
republ. I c. 2); und je mehr Einer die Macht hat, zu thun was er will, ve 
mehr joll er lernen, das Rechte zu erfennen. 

Es kann bier fein Auszug aus dem ganzen Buche gegeben werden. Daflelk 
verfolgt einen doppelten Zwed. Einestheils zeigt es den Unterſchied des englifher 
Rechts vom römiſchen Civilrecht, welches als das befte der übrigen Welt geprieſer 
werbe, in ſchlagenden Beifpielen, wobei durchaus die Eigenartigfeit und Borür 
lichkeit des erfteren fowie deſſen Harmonie mit den Grundſätzen des Chriftenthum 
nachzuweiſen verfuht wird, um fo in dem Prinzen, der erft zweifelhaft war, 
welhem Rechte er ſich zuwenden folle, die Liebe zum nationalen Recht anzuregen. 
Anderntheils geht durch das ganze Buch die Abficht, eine höhere Auffafjung ver 
Staat umd Regierung überhaupt, die %. zuerft in einer Meinen Schrift de natura 
legis nature für ven Prinzen begründet hatte, zur Geltung zu bringen. Diele 
n en Bedeutung des Buches, die hier hauptfählih ins Auge M 
affen ift. 

Die Anfhauung F.'s vom Staate ruht zunächſt auf Ariftoteles, der phile 
fophifhen Autorität des Mittelalters, auf Auguftin (de civitate dei) und Thomar 
von Aquin (de regimine prineipum). Der Schwerpunft (agyn) der ganzen Unter 
fuhung liegt bei Ariftoteles in der Frage, ob es beffer fei, vom beften Mam 
oder von den beften Gefegen regiert zu werben. Ariftoteles entſcheidet fi dahin 
ver befte Staat fei derjenige, der von den Beften verwaltet wird. Es gie! 
demnach für ihn keine befte Staatsform. Diefe richtet fi nur nach den beſondern 
Berhältniffen, nad dem eigenthümlichen Wefen und Leben, nach der durdiänitt: 
lichen Tüchtigfeit eines beftimmten Staates (Polit. IV. c. 11). Gegen viefe Auf 
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faſſung ver klaſſiſchen Politiker ſteht die Anſchauung der germaniſch-chriſtlichen 
Schriftſteller im ſchroffſten Gegenſatz. Indem dieſe den Staat vor Allem auf das 
Recht gründen, können ſie doch wieder die Autorität des Ariſtoteles für ſich an— 
führen, der ſich über die Bedeutſamkeit des Rechts trefflich ausgeſprochen hat: 
„Das Recht iſt die beharrliche Vernunft, frei von allen Regungen der Willkür.“ 
Während er den Monarchen ungebunden von Geſetzen herrſchen läßt — einen 
andern Begriff hat Ariſtoteles nicht von der Monarchie —, ſieht er doch in der 
Herrſchaft der Geſetze eine göttliche Herrſchaft, in der bloßen Herrſchaft eines 
Menſchen aber immer auch die eines Thieres. An einem andern Ort (in V ad 
Nieomachum) ftellt er deßhalb fogar den Sat auf, was durch Geſetze geregelt 
werden könne, jolle nimmermehr ver Perfönlichkeit eines Richters freigelaffen wer: 
den. An diefen Sag knüpft auch Dante (de monarchia) feine Auffafjung vom 
Staate an und St. Thomas von Aquin, auf den fih F. zunächſt ſtützt, fpricht 
mit Entſchiedenheit aus, ein Königreich folle fo eingerichtet fein, daß der König 
nicht die Freiheit habe, fein Volk zu tyrannifiren. Auf diefen Sag gründet num 
F. hauptſächlich feine Theorie des „politifchen Königthums“ oder des modernen 
Rechtsſtaats, welcher lestere Begriff freilih bis heute fo mande Mißdeutung 
erlitten hat. Dabei weift F. vor Allem nah, daß die oberfte Gewalt in ver 
„politifhen Monarchie“ als einer Mifhung von Bafilie und Politie feine ge 
ringere ſei, als in der blos regalen ohne Einfhräntung. Hier habe ver Machthaber 
nur die Freiheit voraus, Schlimmes zu thun. 

Die von F. aufgeftellte Theorie ver königlichen Prärogative war von 
bedeutendſtem Einfluß auf vie fpätere engliihe Stantsgefhichte. Die Säge, daß, 
der König ohne Einwilligung des Volks weder Gefege ändern, noch Steuern 
auflegen fönne, wurden politiſche Axiome, die bei allen wichtigen Fragen Autorität 
waren für Parliament und Gerichte. (Siehe Amos zu Kap. IX.) Der von F. 
feinem Zögling gegebene Rath, nicht in eigener Perfon zu Gericht zu figen, wurbe 
ein Stüßpunft für den fonftitutionellen Sag, daß der König öffentlich nicht 
handeln fol ohne die Mitwirkung eines verantwortlichen Minifters (without the 
agency of some responsible minister). Siehe Amos zu Kap. VIII. 

Der große Fortichritt, den F. über die früheren Staatsanfhauungen gemacht 
hat, liegt aber hauptfählih darin, daß er vie Spekulation auf ein beftimmtes 
Land firirt hat. Allerdings hat dafjelbe auch ſchon Cicero unternommen, indem 
er fein Ideal vom gemifhten Staat in der vömifchen Berfaffung zu finden glaubte. 
Indem er aber die theoretiih an die Spige geftellte Königliche Gewalt als ein 
Abftraktum hinftellte, verfannte er völlig die weltgefchichtliche Beventung des zu 
feiner Zeit eingetretenen perfönlichen Königthums als einer felbftftändigen Inftitution. 
Mit weit befierem Grund fieht F. im englifhen Staat fein Ideal von gemifchten 
Staat ald Dominium Politicum et Regale (Kap. 9 und 13). Ebenfo hat Cicero 
zwar aud das Recht in den Begriff des Staats ſchon aufgenommen — eine 
Bereinigung von Menfhen ohne Rechtsgemeinſchaft führt nicht zum Staate —; 
dabei fieht er jevoh als Staatsmann etwas vornehm auf das Recht herab und 
bat es nicht der Mühe werth gehalten, daſſelbe vollftändig im Einzelnen kennen 
zu lernen. Freilich rühmte er ſich, es fei ihm eim Leichtes, in zwei Monaten eine 
wiffenfchaftlihe Kenntniß des Rechtes fih anzueignen. 

In der Hervorhebung des Gerihtswefens in allen feinen Theilen für 
den Staat ruht vor Allem vie Bedeutung F.'s und der publiciftiihen Schule in 
England überhaupt. Heute noch find die Darftellungen F.'s über die Entftehung 
der Geſetze, iiber das Geſchwornengericht, über die Rechtserziehung in den Gerichts: 
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innungen und über andere Theile des Rechtslebens ungeachtet einzelner Lebe: 
treibungen unerreicht. Daß Einzelne nad ihm durch Ueberhebungen unweſentlicher 
Theile des engliſchen Rechts ſich lächerlich machten, iſt fo wenig die Schuld #.%, 
als die Montesquieu’s, Delolme’s oder Palgrave's. Darin, daß F. nur das Redt 
ins Auge faßt, liegt aber aud feine Schwäche. Die jelbftftändige Bedeutung der 
Berwaltung liegt ihm fern; ebenfo das große Ziel der kontinentalen Staatsphile 
ſophie, die Einheit aller Staaten als politifche Aufgabe zu erfafien. 
Gundermann. 


Forum, ſ. Gerichtsſtand. 
Fourier, ſ. Socialiſten. 5 


For. 


Charles James For, geboren den 24. Januar 1749 zu London, war da 
pritte Sohn des erften Lord Holland, deſſen Vater Sir Stephen For bie yamix | 
gegründet. Der aufgewedte Anabe zeigte jhon früh die Gabe ver Diskuflen, 
die ihn fpäter fo berühmt machen follte. „I found Charles very pert and ven 
argumentative* fchreibt fein Vater von dem Fünfjährigen. In Eton und Oper 
beihäftigte er fi befonvers mit Klaffifern, für die er im bewegteften politüde 
Leben ftets eine große Neigung behielt; mit ben neuern Sprachen machten ik 
feine Reifen auf dem Kontinent befannt. In der Geſchichte leidlich bewandert, bat 
‚er fonft wenige Kenntniffe, Philoſophie verachtete er, politiihe Dekonomie lan: 
weilte ihn. Schon auf der Univerfität gab er ſich dem ausgelaffenften Leben hi, 
und feste dies, namentlih das Spiel, auch fpäter in einem Maße fort, das jet | 
ver frivolen Nachficht ver Parifer Geſellſchaft Auſtoß gab. Noch ehe er das geſch 
mäßige Alter von 21 Jahren erreicht, ward er ins Parlament gewählt und tw 
nad) feinen Familientraditionen auf die Seite ver Tories. Sein NRednertalent j% 
fofort allgemeine Beachtung auf fi, als er mit großer Heftigfeit für die Aut 
ftoßung Wilke's ſprach und das Minifterium fuchte dieſe glänzenden Gaben fü 
fi zu gewinnen, indem es ihn 1770 zum Lord der Apmiralität ernannte. Nab 
dem er 1772 feine Stelle wegen einer vorübergehenden Differenz mit dem Pramia 
aufgegeben, ward er 1773 Lord der Schatzkammer, verlor aber diejen Play jhe 
1774 wegen eines ernftern Zwiftes mit Yord North. 

Diefer erfte propädeutiſche Zeitraum feiner parlamentarifhen Wirkſamlei 
ftellte die großen redneriſchen Gaben von F. bereits in ein helles Licht, aber a 
war noch feine felbftftändige Perfönlichkeit, er folgte den Grundſätzen, in denen a 
aufgewadhfen war, er hatte noch feine eignen. Indeß ſchon während viefer Zul 
blieb fein offener und wahrheitliebender Geift nicht blind für die Schwächen jeine 
Partei, und die fi enger knüpfende Freundfchaft mit Burke, ver ihn ftets mi 
Stolz feinen Schüler nannte, öffnete ihm immer mehr die Augen. Schen 1712 
verzichtete er auf feine Stelle, um gegen die „königliche Heiratsafte” zu ftimmen, 
„was im Amt zu thun ich mich hätte ſchämen müſſen“, feine Entlajjung 1774 
befreite ihn von den Berbinvlicheiten gegen das Minifterium, der Top feine 
Baters im felben Jahre von denen gegen feine Familie. So ftand er unabhängt 
da, als der große Kampf mit Amerika begann, in weldem er am der Seite Burke: 
die ganze Macht feiner Beredſamkeit entfalten follte. In dem neuen Parlament! 
(1775) trat er fofort bei der Adreßdebatte lebhaft gegen vie Regierung auf. Di 
beiden Freunde unternahmen ihren Krieg gegen das Minifterium North unter Da 
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ungänftigften Umſtänden, vaffelbe ward vom König aufs äußerſte gehalten, es 
hatte eine große Majorität im Parlament und vie öffentlide Meinung für ſich; 
aber beide fochten in der feften Ueberzeugung, daß die Sache der Amerikaner vie 
ver freiheit fei und „durch Siege oder Niederlagen” gewinnen werde. Als Ende 
1776 feine Partei daran dachte, fih aus dem Parlament zurüdzuziehen, widerſetzte 
namentlich F. ſich dem entichieden und erklärte es für einen Ehrenpunkt, ver Sache 
der Umeritaner unter den ungünftigften Umftänden treu zu bleiben: „ein Aus- 
ſcheiden“, jchreibt er, „mürbe unfere Gegner glauben machen, daß wir eine Sache 
aufgeben, die nicht mehr länger haltbar.” Als die Nachrichten von den Nieder: 
lagen der Engländer und vom Bündniß Frankreichs mit Amerifa kamen, wuchſen 
die Stimmen der Minorität, zu fpät dachte Lord North auf Verſöhnung, feine 
Verſuche F. zu gewinnen fcheiterten, er mußte feine Entlaffung anbieten und 1782 
zwangen bie Greigniffe den König, fie anzunehmen. Im neuen Minifterium Ro— 
dinghbam war %. Staatsfetretär für die auswärtigen Angelegenheiten und zeigte 
ih vollfommen feines VPoftens mächtig. „Er glänzt ſchon im Amte, wie früher in 
der Oppeſition“ fchreibt H. Walpole, Spiel und Müßigang hörten auf, fein 
gewinnendes Weſen machte ihn ven fremden Diplomaten angenehm und biefelbe 
raſche Faflungsgabe, die ihn in der Debatte zu einem fo furditbaren Gegner 
machte, lief ibn in Gefchäften auf ven erften Blid den Punkt erkennen, auf den 
es ankam. Indeß hatte er mit übermächtigen Schwierigkeiten zu kämpfen: bie 
Verwaltung hatte feinen feften Boden, der König, der erklärt hatte, fi niemals 
einem vollftändigen Syſtemwechſel unterwerfen zu wollen, fann nur darauf, bie 
ibm aufgenötbigten Whigs wieder hinauszutreiben, dieſe ihrerfeits hatten verfäunt 
Pitts junge Kraft an ſich zu fetten. Im Innern zwar wurden mande Reformen 
durchgefegt, vor allem gelang e8 den vereinten Beftrebungen von For und Oratta 
Irland zu beruhigen, aber bei der großen Aufgabe des Kabinetes den Frieden 
zu machen, zeigte fich feine Schwäche. England war damals ifolirt, im Krieg mit 
Amerika, Frankreich, Spanien und Holland, den Staaten der bewaffneten Neu: 
tralität gegenüber wenigftens in einer ſchiefen Stellung. F.'s Anſicht ging dahin, 
vie Unabhängigkeit Amerikas unummunden anzuerfennen und in Europa durch ein 
Syſtem von Allianzen ein Gegengewicht gegen die beiden bourboniihen Häufer 
zu gewinnen; dafür richtete er feinen Blick befonders auf die norbiihen Mächte. 

Sp wenig man F.'s Anfihten über die auswärtige Politit im Allgemeinen 
wird theilen können, fo fcheint mir doch in dem damaligen Augenblid eine Ber- 
bindung mit Rußland und Preußen vom englifhen Standpunkte aus fein unglüd: 
licher Gedanke. Ein Memoire, welches %. für Friedrich II., deſſen Rath und 
Beiftand er wünfchte, beftimmt, zeigt die Fritifhe Lage Englands im Jahr 1782; 
ifolirt wie e8 war, wo follte es Stüße und Bermittlung fuchen ald bei den nor: 
pifhen Staaten? Cine andere frage ift, ob die Lage ſchon zu Allianzen reif war, 
ehe der Friede geichloffen, ob nit F. in feiner Deferenz gegen Katharina zu 
weit ging und ob feine Agenten ver dornigen Aufgabe gewacdjen waren. Wenn 
die Berhältniffe hier große Schwierigkeiten fchufen, fo waren die, mit denen %. 
bei den Parifer Frievensverhandlungen zu kämpfen hatte, noch erhebliher. Man 
hatte zwar die alte Trennung der auswärtigen Angelegenheiten aufgehoben, nad) 
der biefelben in ein füpliches und ein nörbliches Departement zerfielen, und F. 
war alleiniger Staatsfetretär des Auswärtigen, aber der Sekretär des Innern 
hatte die Kolonien unter fid, vor Abſchluß des Friedens galt Amerika noch als 
Kolonie und demzufolge beanſpruchte Shelburne die Unterhandlungen in Parts 
mitzuleiten. Er verftändigte ſich aber nicht offen mit F., fonvern empfing von 
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feinem ſekundären Unterhändler geheime Mittheilungen und ertheilte ihm Juſtrul— 
tionen, die er feinen Kollegen vorenthielt. Als F. Beweiſe für Shelburne's Ba: 
fahren in Händen hatte, fah er, daß unter ſolchen Umſtänden, die dem Scharfblid 
von Vergennes und Franklin nicht entgehen konnten, ein günftiger Ausgang ver 
Verhandlungen nicht möglich fei; er hatte jhon den Entſchluß gefaßt fi zurüd- 
zuziehen, al ver Tod Rodinghams die Whigs ihrer Hauptftüge im Kabinet beraukte. 
F. präfentirte den Herzog von Portland als Nachfolger, der König aber ernannte 
Shelburne, worauf %., Cavendiſh und Burke ihre Entlaffung gaben. Dies war 
von einem großen Theile ihrer Partei nicht gebilligt und mehre Whigs bliebe 
im Kabinet. Der Tadel trifft aber, was %. anlangt, nicht fowohl ven Schrit 
jelbft, als die Weife feines Verfahrens. Hätte er nur erflärt, aus erwähnten 
Grunde nicht unter Shelburne dienen zu wollen, fo wäre er in vollem Redt: 
gewejen und hätte durch feine Unentbehrlichfeit vielleicht gefiegt. Aber indem a 
jelbft einen Premier machen wollte, und zwar dazu einen Dann erfor, ven 
einzige Empfehlung fein Rang war, griff er ungefchidt in bie königliche Prim 
gative ein und verurfachte eine Spaltung in feiner Partei, die unheilvoll auf ta 
Gang der öffentlihen Dinge wirkte. 

Die unmittelbare Folge diefes Schrittes war die Koalition mit Lord Nom 
demfelben, veffen Politit er jahrelang fo erbittert bekämpft, gegen Sheltum 
welcher im Parlament nur von Pitts jugendlicher Kraft geftügt, gegen dieſe 
ungleihen Angriff fih nicht halten konnte. Als die Friedenspräliminarien, wei 
nicht anders als ungünftig fein konnten, dem Parlament mitgetheilt wurden, jet 
die vereinte Oppofition ein QTadelsvotum gegen das Minifterium durch, vor mi 
chem fich daffelbe zurüdzog. Nach langem Zögern bequemte fi der König, veile 
Abneigung gegen F. dur die etwas herausfordernde Bertrautheit des Prima 
von Wales mit demfelben nur gewachfen war, zum Koalitionsfabinet, in dem T 
feine frühere Stellung wieder einnahm. Wenn fein NRüdtritt 1782 als ein pi 
tifcher Fehler angefehen werden mochte, fo wird feine Verbindung mit North ü 
der Oppofition wie im Minifterium faum einem fchärfern Tadel entgehen, de 
feinen Charakter trifft. Man hat ihn damit entjchuldigen wollen, daß es nett 
wendig gewejen, dem perſönlichen ungebührlichen Einfluß des Königs eine ma! 
parlamentarifhe Union entgegenzufegen, aber diefe war aus bifparaten Elemente 
gebildet und funnte den König nur erbittern, nicht bezwingen; wenn ferner I 
Friedensunterhandlungen ein ungünftiges Ergebniß zeigten, fo traf vie Edul 
fiher nicht Shelburne, fondern F.'s jegigen Kollegen, North. In Folge jene! 
Tadelsvotums war Bergennes mißtrauifh gegen F., deffen angeftrengte Beni 
hungen feine wefentlihen Aenderungen der Friedensbedingungen herbeizuführe 
vermochten. F. felbft anerkannte, daß fein Verfahren nur durd den Erfolg gerecht 
fertigt werben könne, aber ver Erfolg dieſer Parteiintrigue war kurz und M 
Nachtheil ſchwer für ihn, denn mittelbar bahnte er auf dieſe Weife feinem Neben 
bubhler Pitt den Weg zur dauernden Macht. Der Friede warb gefchloffen, eintgt 
innere Mafregeln gingen durch, aber nur zu bald fand ver König Gelegendeit, 
die verhaßte Herrihaft der Koalition abzuſchütteln durch die berühmte In’ 
diabill. 

Die Mifregierung in Indien war durch die Gewaltmaßregeln der emgliicer 
Profonfuln zu einem erfchredenven Grade gebiehen, dazu herrfchte in London durd 
die Uneinigfeit zwijchen Direktoren, Cigenthümern und Kabinet volltommene An 
archie in der Leitung der innern Angelegenheiten. Schon Chatham hatte währen 
feines zweiten Minifteriums den Plan zu einer großen Reform biefer Berhältnift 
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gefaßt, North’ 8 Mafregel von 1773 verfehlte ihre Wirkung, F. nahm diefe Ideen 
in einer umfaflendern Weile auf. Bon dem unzweifelhaft richtigen Gefichtspunfte 
ausgehend, daß jede Reform dahin zielen müfje, Indien unter die Botmäßigkeit 
der engliihen Regierung zu bringen und fo wahrhaft mit dem britifchen Neiche 
zu vereinigen, ſchlug er vor eine Behörde von 7 Direktoren zu bilden, denen bie 
Macht der bisherigen Direktoren der Gefelihaft übertragen werden folle; ihnen 
zur Seite follten 8 andere ftehen, um die Hanvelsbeziehungen der Eigenthümer 
unter ihre Obhut zu nehmen. Alle 15 follten auf 4 Jahre vom Parlament 
ernannt werben, fpäter follte der Krone das Recht zuftehben die Direktoren zu 
ernennen. Man ift zu weit gegangen, wenn man bie Bill als ein reines Partei- 
mandver bezeichnet, wodurch F. die Oberhoheit der Whigariſtokratie über die Krone 
babe fihern wollen, aber es zeigt fich bier die für feine ganze Perfönlichkeit fo 
Garakteriftiihe Mifhung von humanen Tendenzen und Parteiabfichten. Es ift 
nicht zu bezweifeln, daß die jchreienden Mißbräuche in Indien der Beweggrund 
waren die Sache anzufafjen; in feinen Briefen wie in feiner berühmten Reve für 
die Bil zeigt fich dies ummwiderleglih, und man möchte ihn faft einer edeln Un- 
vorficht zeihen, ein fo gewaltiges Werk mit den ungenügenden Kräften des Koali- 
tionsfabinet8 unternommen zu haben. Aber in der Geftalt der Mafiregel, die er 
vorfhlug, tritt wieder ganz der Parteimann hervor; wenn die Krone fpäter das 
Recht haben follte die Direktoren zu ernennen, warum es ihr nicht gleich geben? 
Die Ernennung durch das Parlament aber warf die ganze „patronage“ von 
Indien auf eine Generation in die Hände ver Whigs. Je tiefgehender dieſe Reform 
war, defto einſchneidender verlegte fie die Intereffirten und mit ihnen verbanden 
fih 3.8 politifhe Gegner, vor allem der König, zu feinem Sturze. Nachdem bie 
Bil im Unterhaus gefiegt, fiel fie bei ven Lords, als der König jeden der dafür 
fimme, für feinen perfönlicen Feind erklärt hatte, So verfaſſungswidrig dies fein 
mochte und fo zweifelhaft Pitts Benehmen war, als er das Minifterium über: 
nahm, fo fehr ift F.'s Taktik zu tadeln, als er in die Oppofition zurüdtrat. Hätte 
er ein Miftrauensvotum beantragt, weil dad neue Minifterium durch unerlaubte 
Einflüffe zur Macht gelangt, fo wäre er im Recht geweſen; aber er beftritt Pitt 
das Recht das Parlament in der Mitte der Seffton aufzulöfen und ftellte ſich 
mit diefer unkonftitutionellen Behauptung ins Unrecht, Pitt löfte auf und vie 
Wahlen gaben ihm eine ftarfe Majorität. Die großen Mängel feiner Inviabill, 
die F. logiſch fo richtig ihm vorwarf, haben fi weniger fühlbar gemacht, da die 
perfönlihe Regierung des großen Reiches der Gefellfchaft ſich zu ihrem Vortheil 
änderte; hiezn trugen gerade F. und feine Freunde (vgl. den Art. Burke) durch 
ihren großen Kampf gegen Haftings wejentlic bei und erreichten fo invireft den 
Zwed, auf ven ihre Indiabill ging. 

Wenn F.'s Oppofition gegen Pitts Bill nicht erfolgreih war, fo war fie 
eben fo falſch als unglüdlich gegen vie weifen Finanzmaßregeln des jungen 
Premiers, den Tilgungsfond für die öffentlihe Schuld, Verminderung einiger 
Haupteingangszölle und den Handelövertrag mit Frankreich. Der Gegenſtand des 
beftigften Kampfes beiver Gegner in diefer Periode war die Regentſchaft, als 
1788 ver König den BVerftand verlor. F., mit dem Prinzen von Wales eng be- 
freundet, behauptete dieſer fei ipso jure Regent, Pitt der ihn ebenfo fehr fürdhtete, 
wollte ihm fein größeres Recht dafür einräumen, als irgend einer andern Perfon, 
68 war eine wunderbare Vertaufhung der Rollen: der Minifter der Krone eiferte 
dafür, daß die Fürften ihre Macht nur vom Volke und deſſen Vertretern ableiten 
tünnten, der Führer der Oppofition ſprach für das Recht des füniglichen Prinzen. 
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Die Genefung des Königs endete den Streit und die Zeit war gefommen, we 
alle diefe innern Differenzen zurüdtreten follten gegen ven großen Kampf um die 
franzöfifhe Revolution und Englands Stellung zu berjelben. 

Es ift befannt, daß F. die Revolution enthuftaftiich begrüßte, er nannte fir 
die größte und befte Begebenbeit und ließ dem Herzog von Orleans fagen, deß 
alle feine Voreingenommenheit gegen eine Berbindung Englands mit Frankreis 
verſchwunden fei. Er bielt feft an feinem Glauben, als der Lauf der Revolution 
fih ſchon entjchieden gegen die Monarchie gewandt hatte und obwohl er geftamt, 
daß die Franzoſen ihr möglichftes thäten um ven Namen ver Freiheit der Bel 
verhaßt zu machen, fo meinte er doch, die europäifchen Defpoten zeigten fi ned 
bei weitem ſchlimmer. „Kein Ereigniß“, ſchreibt er, „jelbft nicht Saratoga un 
Norftown, hat mich fo erfreut als die Flucht ver deutſchen Invafionsarmen.‘ 
Der Bruch zwiihen ihm und Burke ward ſchon beſprochen (vergl. ven Art. Burk, 


er machte der Geftalt ver Whigpartei, wie fie feit der Thronbefteigung Georg. 


beftanden, ein Ende und fpaltete fie in Burkiten, Foriten und Radikale. Zwiſta 
den erften beiden ftand Pitt in vorfichtiger Mitte, eine 1792 -verfuchte Koalitie 
mit For fcheiterte, weil letterer Pitts Nüctritt vom Schapamt verlangte. Ber 
in ber auswärtigen Politif no in den meiften innern Mafiregeln, die mit in 
Revolution zufammenhingen, feine libel Bill von 1792 ausgenommen, wirb un 
F. beipflihten fünnen; feine oft leeren Deflamationen wurden dadurch wiberle 
daß die Nation, welde ſich in ihren theuerften Sütern bedroht fab, fid mit e 
widerftehliher Macht auf die Seite Pitts warf; 1794 trennte fi von F. N 
größte Theil der Whigs, vie nach feinem Bruche mit Burke noch auf feiner Ext 
geblieben waren, und trat zu Pitt. Von nun an ftand er an ter Spike dm 
Heinen Schaar, die in jeder Abftimmung geſchlagen ward, aber die, wie fid m 
läugnen läßt, glänzende Talente in fich vereinigte; er fchreibt felbft „wenn mar 
Parteilichkeit mich nicht täufcht, fo ift unfer Vortheil in ver Debatte ebenfo zw 
gewefen, ald der des Gegners bei der Abſtimmung.“ . 

1798 zog er fih vom Parlamente zurüd, weniger aus Taktik, als aus Rt 
vergnügen über bie politiihen Verhältniffe, und fprad bis 1801 nicht wiet 
Nah dem Frieden von Amiens machte er eine Reife nad Frankreich, in tıfe 
Hauptftadt er von der Gefellfchaft wie vom erften Konful die ausgegeichneif‘ 
Begegnung erfuhr. Nah dem Fall des Addington'ſchen Kabinetes fcheiterte X 
Verſuch Pitts, F. an feiner neuen Verwaltung Theil nehmen zu laffen, aber me 
Pitts Tode fiel ihm in dem nun folgenden „Minijterium aller Talente“ ci 
Hauptrolle von felbft zu. Freilich nur auf gar kurze Zeit: es war ihm nicht vergönm 
feinen Wunſch, den Frieden mit Frankreich, erfüllt zu feben; im Sommer 18% 


erfaßte ihn die Waflerfuht und er ftarb am 13. September in Chiswid-Hent | 


Rühmend find in dieſer legten Periove feines Yebens die Bemühungen, welde er de 
Abſchaffung des Sflavenbanvels und ver Erleichterung des Looſes ver Katholiter 
widmete, zu erwähnen. Die parlamentarifche Reform fand an ihm einen ware 
Fürſprecher, obwohl er ſich nie mit den Plänen der Radikalen befreundete; Im 
Rede von 1797 faßt feine Anfichten über ven Gegenftand bewundernéwürdi 
zufanımen. 

Wie bei Burke der politiiche Denker, jo überwiegt bei F. der Redner da 
praftiihen Staatsmann. Seine Rede gehört ganz ber ——— Unmittelbarte‘ 
war ihr größter Zauber. Wenn er ſich vorbereitet, ward feine Sprache gefeilt uf 
froſtig, deßhalb darf man ihn nicht wie Mafintofh mit Demofthenes dergleicher 


Die wundervolle Schnelligkeit der Auffaffung erfette, was ihm am gediegenen | 
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Wiſſen abging, er ſprach fi im ven Gegenftand hinein und bemeifterte ihn in 
der Rede. Als Debatter par excellence erkannte fein fcharfer Blick fofort die Schwäche 
des Gegners; deßhalb war er in der Entgegnung am bedeutendften, ſcharflogiſche 
Argumentation wie feiner Wit, klare Auseinanderfegung und gewaltige Inveltive 
ftanden ihm gleihmäßig zu Gebote, Spekulation und Phantafie waren feiner Rebe 
fremd, er liebte Anführungen aus den Klaffitern des Altertbums und Englands, 
aber gebrauchte jelten Metaphern. Diefe Eigenthümlichfeiten bedingen es, daß feine 
Reden, wie fie auf uns gelommen, nur eine unvolltommene Vorftellung von dem 
Eindrud geben können, die fie auf die Hörer machten. — Sein Fragment über 
die erften Jahre Jakobs II. zeigt den gewilienhaften Forſcher und den Staatsmann, 
der in der Luft der englifchen Freiheit groß geworden, die hiftoriihe Kunft aber 
wird es nicht ſehr hoch ftellen. Geffden. 


Franken. 


Gewaltigen Einfluß übte — wie fein anderer germaniſcher Volksſtaum — der 
fränfifhe auf die Geftaltung der älteren Geſchichte des weiteren Baterlandes 
und die geiftige wie fittlihe Entwidiung in demfelben. Mehrfah verzweigt und 
bedeutend amısgedehnt tritt er uns gleih von den erften Spuren feines Dafeins 
an entgegen. Ungefähr in ven Gegenden um die Lippe kennt Ptolemäus die Si- 
gambern, und viefen im Nordoſt an der Nordſeite der alsbald zu erwähnenden 
Chatten in den niederen Gegenden, der Infel Batavia gegenüber, bie Chamaven. 
In Verbindung mit diefen erjcheinen auf der peutingerifchen Karte eben bie Si— 
gambern am den Oftufern des Rheins, da wo er fid) ans Einem Bette in mehrere 
Richtungen fpaltet, in feinen jumpfigen und waflerreihen Flächen, als die erften 
Franken. In langer Reihe an ven Ufern des Niederrheins von ver Lippe bis zu 
feinen Mündungen, dicht an der Nömergrenze, erftreden fich viefe beiden Zweige 
fort, und nicht lange nad dem erften Vorkommen bafelbft trifft man den neuen 
Namen auch weiter den Nhein aufwärts bis an die Wemannen ausgedehnt. Fran- 
ten erfcheinen gegen die Mitte des britten Jahrhunderts bei Mainz. Wenn num 
auh von Da an die beiden Haupivölfer, pie Sigambern und Chatten, 
unter dem Gejamminamen der Franken !) zufanmengefaßt werben, fo han: 
deln fie dennody wie früher noch lange Zeit als befondere und getrennte Bölfer : 
fie haben nur den Namen gemein, und ein von nun an unbeflegbares Streben, 
die römiihen Yänder zu verwüften, zu berauben, und in Befig zu nehmen, 

In ver Geſchichte erfcheinen fortan ihre Zweige befanntlid aud unter be- 
Vonderen Namen. Bon den Nieverfranfen find namentlid hervorzuheben die 
Salier und Chamaven, von den Oberfranfen vie Ripuarier und Me chattifchen 
Franken, in deren Urfigen ſpäter als beſonders bezeichnetes Volk die Heſſen vor- 
tommen. 

Was zunächſt vie Salier anlangt, find fie nichts anderes ale die Si— 
gambern, vie ſich wie bemerft etwa von ver Lippe bis zu den Chamaven erftredten, 
die norbwärts neben ihnen ftanden, alfo noch eine beträchtiiche Strede an der 
Mel hinab. Vielleicht erhielten fie fogar von dieſem Fluffe ihren neuen Namen 
als Salier. Bald befegten fie Batavia und das Yand bis über die Schelve, umd 


— [0 
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9 Bgal. die treffliche Darſtellung von Zeuß, die Deutſchen und die Nachbarſtämme. S. 325 
bio 353, und Jafob Grimm, Weſchichte der deutſchen Sprache. I. S. 512-564. 
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der römische Kaifer Julian traf fie bereits im Befige der Gegenden im Weſten 
ver Maas. Ein Theil unterwarf fid), und aud die andern blieben in ihren Sitzen 
Als am Anfange des fünften Jahrhunderts Gallien den wilden Plünderungen der 
fremden Bölfer erlag, erhoben aud fie fi zu glüdlihen Streifzügen gegen 
Weſten. Unberehenbar waren ihre bald darauf errungenen Bortheile unter Chlotie, 
da fie in der gewohnten Richtung nad Welten ſich bleibend feftegten, und nidt 
lange darauf herrſchendes Volt in der germanifchen Welt wurben. Nach ihm wirt 
Meroveus genannt, von welhem das befannte Königsgefchlecht feine Bezeichnung 
führt. Sein Sohn Chilverich fette die Eroberung im Welten fort. Deſſen Sobn, 
der allbefannte Chlovwig, wurde ver Gründer des gewaltigen fränfifchen Reid: 
durch Ueberwältigung aller ummohnenven fowohl fränkiſchen als nichtfräntijhen 
Bölterfhaften. Verweilen wir nun einen Augenblid noch bei den erfteren. 

Die Chamaven traten weniger äußerlich hervorragend in der Gejhidt: 
auf, und find aud vom Anfange des fünften Jahrhunderts an nicht mehr e 
nannt, aber ihr Name hat fi ohne Zweifel im Namen Hameland erhalten, wi 
Gaues, der fi) von der Spaltung des Rheins vie Yffel hinab bis über Devatı 
erftredte, in benfelben Strihen, wo die Geſchichte das Volk zulegt nennt. De 
ift ein Rechtsdenkmal von ihnen erhalten, welches ihren Namen zur Genüge vw 


dem Untergange fidhert. Das frühere capitulare III anni 813 nämlich, melde | 


fpäter von Perg für ein Gaurecht von Xanten erflärt wurde, bat fi nad ve 
neueften Forfchungen von Gaupp ? als ein Volksrecht oder vielleicht beſſer gelas 
Weisthum der hamavifhen Franken herausgeftellt, und ift höchſt wahrjceinlit 
auf dem durch vieljeitige gefegeberifche Wirfjamfeit Karls des Großen ausgeyid 
neten Reichstage zu Aachen im Oktober des Jahres 802 nievergefchrieben workı. 

Sieht man fodann fi etwas bei ven Oſtfranken um, und zwar zuerft kl 
den Ripuariern, fo wurden fie unter Befeitigung ihres in Köln herrſchende 
Königs Sigebert und feines Sohnes Chloderich durch den genannten falifde 
Eroberer Chlodwig deſſen Neiche unterworfen, das dadurch einen nicht unbere 
tenden Zuwachs erhielt. Ihre Wohnfige erftredten fi) nämlich auf beiden Seita 
des Rheins vom Ardennenwalde abwärts, damals der ganzen äußerſten norbiwef 
lihen in niederen Hügelzügen fi bis an die Küfte fortfegenden Erhebung, auf ie 
öftlihen Ufer bis über die Ruhr, auf dem weftlihen bis zur Maas, mit der Haupt: 
ftadt Köln und den beveutenderen Orten Bonn, Aachen, Zülpih, Jülich, und a 
dem rechten Rheinufer Werden an der Ruhr. Auch ihr Name wird fortbefteben, 
fo lange deutſche Rechtsquellen noch eine Geltung haben. Unter ihnen nimmt min 
lid) das ripuarifche Volksrecht eine würdige Stelle ein. Nach einem mehrfach ver 
fommenden Prologe fol viefe Ler auf Betreiben Theodorichs I. von 511—5# 
von rechtskandigen Männern nad) den beftehenden Gewohnheiten aufgezeihnt 


jedoch von ihm felbft — um das Recht mit dem Chriftenthum in Webereinftin 


mung zu jegen — burchgearbeitet, dann die in vemjelben Sinne von Chilvebert Il 
um 594 begonnene Korreftion von Chlotar II. von 613—622 vollendet, enblid 
das Ganze abermal von Dagobert I. von 628—638 renovirt worben fei. Unte 
Karl vem Großen wurden wie es feheint übereinftimmende Abfchriften veranftalte 
und er erließ im Jahre 803 ein zuſätzliches Kapitulare, 


2) Lex Francorum Chamavorum oder das vermeintliche Kantener Gaurecht. Breslau 188. 


8. Dal. dazu Zöpfl die euua Chamavorum, ein Beitrag zur Kritik und (Erläuterung ihre | 


Textes. Heidelberg 1856, 8. 
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Was endlich die hattifhen Franken betrifft, nimmt ſchon nach ven älteſten 
Nachrichten das Land der Chatten einen beveutenden Raum ein, in der Form eines 
Dreieds ausgedehnt, deſſen eine Spige um ven Taunus an den Rhein reicht, die 
zweite im obern Werrathal liegt, und die dritte unter der Diemel bei den früher 
erwähnten Chamaven und den Cherusken endet. Doch weicht der alte Einzelname 
allmälig dem neuen Gefammtnamen ver Franken, und ragt nicht mehr in das fünfte 
Jahrhundert hinüber. Da waren ja die Oberfranfen ſchon allein Herren ver Ge— 
genden am Rhein und an der Mofel. Der größere Theil der chattifchen Franken 
nun ift über dem Rhein auf dem vaterländifhen Boden in den urfprünglichen 
Sigen und im ihren füblihen Umgebungen zurüdgeblieben. Franken zeigt die fol 
gende Zeit zwifchen ven Sahfen, Ripuariern, Alemannen und den erften Weft- 
Haven ausgebreitet vom Thale der Sieg und der Diemel bis an die Murg und 
Enz, burd ven Lauf des Kochers, ver Jagſt und Tauber, des Mains bis in 
feine oberen Thäler an die Nebnig und die Werra. In diefem Umfange vehnen 
fih die oftfränfiihen Gauen aus. Chatten haben ſich alfo nicht blos über den 
vaterländifchen Boden hinaus verbreitet, fie haben im Vaterlande felbft eine er- 
weiterte Stellung eingenommen. Eine ausprüdlihe Angabe freilich über die Zeit 
biefer bedeutenden Verbreitung nah Süden über den Main bis in das untere 
Thal des Nedars giebt die ältere Geſchichte nicht. In fpäterer Zeit finden fich 
gerade in den UÜrfigen ber Chatten die Heſſen, welde 720 zuerft genannt wer- 
ven. Sie dürfen nun wohl auch für Nachkommen des alten Volkes genommen 
werben. Ihr Landftrih, ver fi von der mittlern Fulda über die untere Eder 
längs ver Wefer bis in pas Thal der Diemel erftredte, und deſſen füplicher Theil 
vorzugsweife fränfiihe Bevölkerung hatte, war ein großer Franfengau an ver 
Fulda und Wefer, wie das Grabfeld an ver entgegenfegten Abdacdhung zum Main, 
und der äußerſte Gau gegen vie feinvlihen Sahfen. Die Bewohner dieſes frän- 
tiſchen Grenzſtriches, als deſſen Vertheidiger fie unter befonderer Bezeichnung ges 
nannt werden mußten, wurben am einfachften wohl nad ihrem Gaunamen Haſſi 
oder Heſſi befannt, ver dadurch allmählig als Volksnamen in Gebrauch ge- 
fommen: ift. 

Unter diefen Abtheilungen des fränfifhen Gefanmtftammes waren es, wie 
jhon angedeutet wurde, die Salier, welde unter ihrem König Chlodwig das 
große fränkiſche Reich gründeten. Bon 486 an vernichtete er die Reſte der rö— 
mifchen Herrfchaft zunächſt unter Syagrius bis an die Seine und dann bis an bie 
Loire, fo daß er jeinen Sig nah Seiffens und fpäter nah Paris verlegen konnte. 
Im Jahre 496 erfolgte die Unterwerfung der Alemannen, wovon fhon oben Band I 
5. 125 und 126 die Rebe war. Der nördliche Stridy ihres Gebietes verschwindet von 
da an namenlos in der Yändermaffe des fränkiſchen Befiges. Für die Gefchichte aber 
ift nah mehrfahen Seiten bin dieſes Greigniß von Wichtigkeit. In meld ein 
Berhältnig die Strede Landes, die von der Murg und Sur bis in die Gegenden 
des Donnersberges und Rheingaues hin zwifhen Rhein, Main und Nedar ſich 
ausdehnen mochte, zu den fränkischen Eroberern getreten ift, läßt fi bei dem 
Mangel genauer Nachrichten nicht im einzelnen beftimmen. Doc finden wir bald 
nach der Invafion einen anfehnlihen Theil jener Gegend in fränfiiches Königs— 
ut verwandelt, und das ganze Land trägt unverkennbar das Gepräge fränkiſcher 
Rationalität. Man muß mit dem Bejiegten bier härter verfahren fein, als in dem 
ſüdlichen Theil Alemanniens, denn eine fharfe Grenze in Sprade und Volks— 
charakter trennt bis auf den heutigen Tag den Bewohner dieſſeits des alten Wie- 
mannengebietes von dem jenfeitigen, ven baieriſchen und badifchen Pfälzer von 

Bluntfhli uns Brater, Deutſches Staats-Wörterbudß. III. 37 
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dem Elfäfler und dem „Schwaben" auf dem rechten Mheinufer. Der Kern ver 
alemannifhen Bevölkerung warb wahrſcheinlich herausgebrängt und durd frän- 
fiihe Einwanderer erfegt: freie Franken nahmen in bdiefer Gegend Wohnfige 
ein, und biefe find die Grundlage der pfälzifhen Volksindividuali 
tät geblieben. Allerdings mifchte ſich damit noch ein Reft romanifcher Bevölkerung, 
der auch mehrere Jahrhunderte nachher nody nicht ganz verfhmwunden war. 3) 
Doch weiter in der Ausdehnung des fränfifchen Reiches durch Chlodwig 
Durch den Sieg über die Weftgotben bei Vouglé eroberte er 507 faft das 
ganze füdliche ihnen zugehörige Gallien. Nach weiteren drei Jahren endlich finden ſich 
durch die verfchiedenften nicht gerade mioralifhen Mittel pie legten ſaliſchen 
Herrſcher befeitigt. Nicht minder fiel das Neih der Ripuarier. Wahr: 
ſcheinlich kam aud das Gebiet der Franken im inneren Deutfchlant 
unter Chlodwigs Herrfhaft, und mit diefem die Pandftrihe am unten Main um 
Nedar, welche früher von den Alemannen bejegt, wohl ſchon vor deren Befiegun; 
dur ihn an bie dortigen Franken gefommen waren und nachmals zum öſtliche 
Franken gerechnet werden. Auch nad feinem Tode erfolgten nicht unbedeutende 
Erweiterungen ber jetzt ſchon gewaltigen Monarchie. Im Jahre 531 gelangte ver 
ſüdliche —* bes mächtigen thüringiſchen Reiches zu Franken. Nas 
drei Jahren wurde das Reich der Burgunder erobert. Nur ein Jahr ſpäter wart 
von den Oſtgothen auch deren ſüdlich davon gelegenes letztes Beſitzthum in Gal 
lien, die Provence, abgetreten. Endlich 536 fiel aud das bis dahin noch of: 
gothifch gewejene Rhätien, im welchem befanntlih die vor vierzig Iahren auf: 
genommenen Alemannen und im weftlihen Theile oder Churrhätien noch wid 
Römer fahen. Auch der einflußreihe Stamm der Baiern dürfte, wiewohl unte 
eigenen und angeftammten Fürften, dod in einem gewiſſen Verhältniffe wen 
nicht der Abhängigkeit jo doch des Bündniſſes zum Frankenlande geftanden fein 
Uebrigens jollte früh ſchon deſſen Kraft zerjplittert werben. Es erfolgten ba 
Theilungen. In der zweiten Hälfte des jechiten Jahrhunderts ſchon finden fid 
brei Hauptmaffen: Auftrafien, wozu Ripuarien gehörte, mit der Reſidenz x 
Rheims, Neuftrien mit dem Galierland und der Reſidenz zu Soiſſons, und bat 
Königreihd Burgund Auch die Schwäche der Herrſcher aus dem merovingifchen 
Haufe trug wefentlih dazu bei, daß bie erften Beamten eines jeden biefer Reiche, 
bie fogenannten Hausmeier ®), fi faktiſch an deren Stelle fegen tonnten, bis zulegt 
die Auftrafier fi) 678 nad) Ermordung des Könige Dagobert II. dem mächtigen 
Pipin von Heriftall zuwendeten, ber ald dux et princeps Francorum 
die Herrichaft der drei Neiche führte, welde von feinem Sohne Karl Martell 
fo befeftigt wurde, daß bei jeinem Tode 741 das Reich unter feine Söhne getbeilt 
werden fonnte, und Pipin der Kleine fih fogar nad Abfegung des legten 
merovingifchen Königs felbjt zum König frönen und falben ließ. Bekannt ift vie 
Wirkfamkeit feines Sohnes Karls des Großen. Was von deutſchen Stämmen 
nod nicht unterworfen war, entging jett feinem Schidfale nicht mehr. Im Jahre 
774 endete unter Defiverius die GSelbftftändigfeit des Langobarden reiches 
Die das baierifhe Stammherzogthum mit den Agilolfingern zu Grabe ge 
tragen wurde, davon war oben Band I ©. 690 die Rede. Nach mehr als dreißig 
jährigem Kampfe mußten enblih 804 auch die Sachſen fich unterwerfen um 


3), Häuffers Geſchichte der rheinifhen Pfalz TS. 9. 
+, Dal. Pers, Gefchichte der fränkiſchen Hausmeier. Sannover 1819. 
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das Chriſtenthum annehmen. Bereits vier Jahre früher war ein für vie Zukunft 
wichtiges Ereigniß zum glüdlichen Abſchluß gefommen, indem Karl in der „ewigen 
Stadt" am Weihnadhtstage vom Papft Peo wirklich, zum römifhen Kaifer 
ausgerufen und gekrönt worben, 

Nunmehr ftand das fränfifhe Reich auf dem Höhepunkt feiner 
Macht. E8 wird Sache eines befonderen Artikels über den eben genannten Herr- 
ſcher fein, näher zu fchilvern, welches die Stellung war, in welder er als frän- 
fifcher — und als römiſcher Kaiſer erſcheint. Für den vorliegenden Behuf 
genügt die Andeutung, daß die Zuſtände, welche ſich — was die Verfaſſung, das 
Recht und die Rechtspflege, und bie Verwaltung nad allen ihren Seiten anlangt — 
in dem gemaltigen Reiche, das feinem Scepter gehorchte, gebildet hatten, und na- 
mentlih unter ihm bildeten, noch lange Zeit hindurch theil® die maRgebenden ins- 
befonbere auch für Deutſchland geblieben, theils aber auch die Grundlage ge- 
worden find, auf welcher man weiter fortgebaut bat. 

Was im übrigen die Monarchie felbft betrifft, ging fie raſch ihrem Verfalle 
entgegen. Des Vaters Geift überfam feiner feiner Söhne. Ebenfowenig war es 
bei den Enkeln der Fall. Die beftänvigen Thellungen ſchwächten überdies na- 
türlih die Macht. Ja im Bertrage von Verdun kommen 843 die mühfam er- 
oberten Yandestheile der Hauptfahe nach für immer bereits wieder auseinander. 
Weftfranfen over das nachmalige Franfreih berührt uns fortan nicht mehr: 
vert bildet ſich das franzdfifche Element mehr und mehr aus. Im Gegenfage dazu 
aber umfaßt nun Oftfranfen die deutfchen Gebiete. 

Aus ihnen felbft erfheint von hervorragender Bedeutung zum Theil fogar 
unter dvemfelben Namen, aber dann natärlih im engeren Sinne genommen, 
Das etwa fo zu nennende auſtraſiſche Herzogthum Franzien mit ziemlich beut- 
lichen Grenzen: es umfaßt jenfeits des Rheines die Gauen an der Nahe, von Worns 
und Speier, dieſſeits deſſelben aber alles Yand, das zum Flußgebiete des Maine 
und des untern Nedars gehört, womit im weiteren Sinne auch noch das fübliche 
Thüringen an der Unftrutt und Heflen verbunden war. Der Speffart theilte dieſe 
große Provinz wieder in ein rheinifhes und öftlihes Franken oder Fran— 
konien. Der öftlihe Theil des letteren gegen die Grenzen der Soraben hieß bie 
forabifhe Mark, wie alle vergleihen Bezirfe zum Schug gegen den Andrang 
fremder Böllker beftimmt, bier fpieciell gegen vie fünlid von der Elbe bis an den 
Main verbreiteten flavifhen Soraben. Alfo mit andern Worten, e8 wird unter 
Dftfranten in dieſem Sinned) Heflen, das rheinfräntifche Gebiet, aus dem man 
ein vheinijhes Franzien hat machen wollen, und das nachherige Herzogthum Fran— 
fen im Maingebiet verftanden. Wenn von einem Rheinfranken gefondert die 
Rede ift, fo wollte man feine geographifche Lage von dem gleichnamigen Lande 
am Main unterfheiden, aber nicht ein ganz getrenntes felbitftändiges Herzogthum 
bezeichnen, wie längere Zeit hindurch 6) angenommen worben ift. 

Bei der angeführten Theilung durch den Vertrag von Verdun ift nun frei- 
lich von vornherein Far, daß fie nicht durch nationale, fondern durch dynaſtiſche 
Interefien bedingt iſt. Dod immer bedeutender wurden wieder unter den fpätern 
Karolingern die oberften Beamten in den einzelnen Provinzen, und es ftand nicht 


5) Dal. über die Inkonfequenzen im Gebraudhe der Namen Häuſſſer a. a. O. 1S. 14 


Note 46 und 47. J 
6) Namentlich von Crollius und Kremer, worüber Häuſſer a.a. O. 1I S. 12-14 


zu vergleichen. 
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fange an, fo bilvete fih wieder eine Art von Stammberzogthümern. Be 
züglih Alemanniens und Baiernd war davon bereits die Rede. Was Fraulen 
betrifft, war deſſen Herzog Konrad, früher königlicher Sendbote im rheiniihen 
Franzien und dann aud mächtiger Kammerbote in Oftfranten, nad dem Tode dei 
legten deutſchen Karolingers, Ludwigs des Kindes, im Jahre 911 zum erfien 
deutfhen König erhoben worden. Freilich überzeugte er ſich felbft, daß vem 
alten herrſchenden Volke der Franken vie Hegemonie, die e8 bisher befeflen, wr 
loren gehen werde. Um Deutſchland nicht der Auflöfung preiszugeben, bejaß er 
edle Selbftverläugnung genug, im legten Augenblide feines Lebens feine Yranteı 
felbft zur Anerkennung der Ueberlegenheit der Sachſen aufzufordern. Das Königehaut, 
welches nad dem Abgange der Sahfenfürften dem deutſchen Throne wieder ein 
ganze Neihe kräftiger Herrfcher lieh, war dagegen wieder dem fränfifchen Stamm 
entfproffen. Im Herzogthume felbft aber verurfachten mannigfahe Wirren wid 
auf einander den Wechſel der Dynaſtien. Ia längere Zeit hindurch blieb es vl 
ftändig erledigt. Erquidlicher ift ein Blick anf die für die Folgezeit wichtige Gef 
tung der Berhältnifje im Innern. 

Zunächſt im rheinifhen Franken, aus dem ja fe gewaltig vie Macht ter 
Hausmeier emporgewachfen, erneuerte König Dagobert I. um 630 das wohl au 
den Tagen der Römerherrihaft ftammenve Bisthum zu Speier, und gründete dei 
berühmte Klofter zu Weiffenburg. Unter vemfelben König erfcheint ſodam 
bieffeit$ des Rheins am Main Würzburg als der Gig Radulfs, dem er wege 
ver beftänvigen Anfälle ver Avaren und ber ihnen unterworfenen forabilde 
Slaven, die ſich bis an die ſächſiſchen Saale ausgebreitet hatten, um 630 de 
Oberbefehl über die betreffenden Striche übertragen hatte, Unter deſſen Entel be 
ginnt die Wirkfamfeit des befannten Schugpatrons von Franken, des heilige 
Kilian. Er taufte 688 des Herrfchers jüngeren Bruder Theobald, welder de 
Namen Gozbert annahm und die Wittwe Gailana heirathete. Sie ließ aus Rat 
darüber, daß der Heilige dieſes Eheverhältnig mißbilligte, ihn mebft feinen & 
fährten ermorden, während der Gatte 689 auf einem Kriegszuge abwejend mir 
Doch flug das Chriftenthum kräftige Wurzel. Es entftanden bald Klöfter in groß 
Zahl, Karlftant, Heidenheim, Kigingen, Neuftadt bei Rothenfels, Amorbad. Dr 
heilige Bonifacius errichtete 741 auf dem Scloffe Salz an der Saale mi 
Willen und Hülfe Karlmanns, des Sohnes Karl Martels und Herrſchers übe 
Auftrafien, das Bisthum Würzburg, deſſen erfter Bifchof der heilige Burkbart. 
Im Jahre 744 gründete er weiter das fpäter hodhberühmt Fulda, das Mil 





unter Hrabanıs Maurus 7), dem Begründer des deutſchen Unterrichtsmefens, de 
Pflanzſchule ver Gelehrſamkeit für Jahrhunderte fort geworden ift. Um 780 fällt de 


Gründung des Gumbertsftiftes zu Onolzbad) oder Ansbach), und jene von Schwarzad 
Viele andere religiöfe Schöpfungen fallen in viefe Zeit, die Gründung oder aud 
reihere Dotirung der älteften Kirchen und Klöfter, und durch Erziehung, Kult 
und Berfaffung wird dem neuen Kirchengebäude aud mehr Beftand gegeben a 
es bisher bejefjen hatte. Unter allen im übrigen aud noch fo ungünftigen Ber 


hältniffen erhob ſich die geiftliche Macht dennoch fort und fort. Einen große 


Zuwachs erlangte 985 insbefondere das Bistum Worms, an welches aus 


?) Bgl. darüber die umfaffende Schrift von Kunftmann, Hrabanus Magnentius Raurut 
m ar a ne von Bach, Hrabanus Maurus der Schöpfer des deutfchen Schufmelent. 
ulda 1835, 
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fpäter die Grafihaft im Lobdengau überging, gemäß dem aud fonft fih überall 
äußernden Streben der Kirche, die Grafengerichtsbarkeit in den fih allmählig auf- 
löfenden Gauen an fih zu ziehen. Im Jahre 1007 gründete König Heinrich II., 
nit feiner jungfräulihen Gattin Kunigunde deßhalb heiliggefproden, nicht ohne 
lebhaften Widerſpruch der benachbarten Biſchöfe, in dem feit mehr als einem 
Iahrhundert königlich gebliebenen Schloſſe Babenberg ein neues Bisthum, 
das er mit reihen Schenkungen in Baiern, Schwaben, Dftfranfen und Rhein: 
franfen ausftattete, und ihm feinen Kanzler Eberhart als erften Biſchof vorfegte, 

Als mit Konrad IT. das fränfifhe Herrfhergefhleht ven deutſchen 
Königsthron beftieg, mag er die Erbgüter namentlich im Speiergan und Worms: 
gan zum größten Theile feinem gleihnamigen Vetter überlaffen haben. Gewiß ift, 
daß fie bei veffen unbeerbtem Tode im Juli 1039 wieder vereinigt dem nädhften 
Berwandten, König Heinrich III., anheimfielen. Ihm und feinen Nadhfolgern, Hein— 
vih IV. und V., verblieben dieſe Stammgüter des falfräntifhen Haufes. Das 
Herzogthum floß wieder, wie unter den Karolingern mit der deutfhen Könige: 
würde zufammen, und die blühenden Länder in den beiden genannten Gauen wie 
im Nabgau, aus deren Schooß als freie unbelehnte Grafen die kraftvollſten Herr: 
fcher des Mittelalters bervorgegangen waren, blieben aud fortan Lieblingsaufent- 
halt Konrad II. und der drei Heinriche. Namentlich Worms, Speier, Ladenburg, 
auch das farolingifhe Ingelheim tauchen als Pfalzen der fränfifchen Könige her- 
vor, und in den Zeiten des Glückes wie der Vedrängniß haben dieſe Gegenven 
ihre Herrfcher unter ſich gejehen. Hier wurden die glänzendften Hoffefte und be: 
rühmteften Fürſtentage gehalten, bier lebte aber auch Heinrih IV. im Kirchen: 
banne, abgefest, verfolgt : bier fuchte und fand er feine treueften Anhänger zu dem 
Kampfe, der fein Leben ausfüllt, vem Kampfe zwifhen veutfhem König: 
thum und auslänpifcher Priefterherrfhaft, zwifhen monarchiſcher 
Einheit und oligardifher Zerftüdelung. Auch ihr Begräbnif fanden 
die Könige hier, zu Speier in der angeftanımten Erbe, dem Lande ihrer Bäter. 

Nicht minder fpielte Franken aud in den fchönen Zeiten ver Stauffer 
noch eine nicht unbebeutende Rolle. War ja doch dieſes Gefchleht durch Bande ver 
Verwandtſchaft mit den fränkiſchen Saltern in nächfter Berührung, und hatten 
gerade fie es fih als Nachfolger in Befig und Grundſätzen herangezogen. Das 
öftlihe Franken im Mäingebiet hatte Heinrih V. fhon 1115 dem treulofen Bi: 
jhofe von Würzburg genommen, und feinem Neffen Konrad von Stauffen ertheilt, 
Jetzt bei des Königs kinderloſem Tode gingen aud die rheinfränfifchen Güter an 
viefelbe Familie über. Konrad, nachher deuticher König, zog wahrſcheinlich noch 
die übrigen königlihen Befigungen in Oftfranfen an fi; feinem Bruder Fried: 
rih, Herzog in Schwaben, blieben die rheinfränkiſchen. Er behielt fie bis zu feinem 
Tode im Jahr 1146, wo feine beiden Söhne fo theilten, daß der ältere, Friedrich, 
das Herzogthum Schwaben erhielt, während der jüngere, Konrad, die alten frän- 
fiihen Güter am Rhein in Befig nahm. Zu ſchildern, weldye hervorragende Stel- 
(ung der Rothbart in der gefammten germanifhen Welt eingenommen, müffen wir 
dem Artifel „Hobenftauffen” überlaffen. An Konrad nüpft ſich der Anfang ver 
eigentlich pfälziſchen Landesgeſchichte. 

Die rheinfränkiſchen Lande und die rheiniſche Pfalzgrafenwürde fallen 
jetzt zuſammen und es entwickelt ſich aus dieſer Bereinigung beider Elemente in 
der Hand eines durch ſeine Familie und ſeinen Bruder ſo bedeutenden Fürſten 
eine Wichtigkeit der rheiniſchen Pfalzgrafſchaft, die ſie bald über alle andern 
hinweghebt. Auch war Konrad wie ſeine Nachfolger ſo glücklich, nach und nach 
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ein zufammenhängenpes pfälzifhes Territorium bilden zu können, deſſen Geſchicht 
unter den Stauffern, Welfen, Wittelsbachern des Guten wie des Schlimmen bie 
in die allererfte Zeit unfers Jahrhunderts jo mandes aufzumweifen bat. Wenn für 
die anderen Theile des fräntifhen Stammes auch noch mehrfach die herzogliche 
Bezeichnung von Franken oder Frankonien vorlommt, ift das doc nicht von 
der Bedeutung mehr, die man ihr für die frühere Zeit beilegen moechte. Es bike 
fih eine große Zahl einzelner Territorien, geiftlicher wie weltlider, aller 
dings‘ natürlich fränkiſchen Stammes, aber ohme einheitliche politische Zuſammen 
gebörigfeit. Ia fehr häufig befümpften ſich deren Inhaber aufs heftigfte, namentlich 
die Biſchöfe unter ihnen. Am beveutenpften war Mainz. Nicht minder Würzun. 
Auch Bamberg hatte fich fehr gehoben. Weniger wollte es Eichftätt gelingen. Aut 
ver großen Zahl hervorragender Klöfter fei hier nur Fulda und Ebrach genannt 
Wichtig find außerdem im zwölften Jahrhundert die baierifhen Grafen von Ur 
dechs, infofern fie nach und nach mit Ausnahme der weftlichen Striche beinak 
das ganze Land erwarben, das jest Oberfranfen heißt, und dort bie reiche Ati 
Langheim ftifteten. Ferner find zu erwähnen die Hohenlohe, ihre Abkunft vom de 
alten falifhen Herzogen ableitend, die verfchiebenen Zweige der Henneberge in 
Beſitze des größten nörblichen Theiles des jegigen Unterfranfens bis hinab an da 
Main, die Truhendingen, ſodann vie bereit8 mit großem Hausbefig ausgeftatteten 
Hohenzollern als Burggrafen von Nürnberg, die Werthheim, das uralte Haut 
Kaftell, die Riened, die Abenberg und andere. 

Seit 1197 wurde das Herzogthum nicht mehr befegt, und es erfcein 
von da nur mehr eine faijerliche — die mit dem Sitze zu Rother 
burg meift aus ven fleinen fränkiſchen Städten und ihren Gebieten beftant, 
welche fpäter reichsfrei wurden und dem Haufe der Stauffer bis zu jeinem Er 
löfchen verblieben. Das Ausfterben des mächtigen andehfifchen Geſchlechtes wi 
dem erft breifigjährigen Otto im Jahre 1248 bildet für die fränfifche Territoris 
geihichte 8) das damals bei weitem folgewichtigfte Ereigniß. Nach längeren Fehde 
fiel 1260 ein großer Theil des Beſitzthums Giech, Weismain, Kronach, Kupfer 


berg, Norbhalben nebft anderem an vie Lehenshand von Bamberg zurüd, dat am 
dere theilten wegen weiblicher Verwandtſchaft die Grafen von Truhendingen 


Orlamünde, die Burggrafen von Nürnberg, die jedoch aud den Antheil u 


beiden andern nach und nad an ſich brachten und daraus ihr fogenamntes Yant 
auf dem Gebirge mit dem Hauptfige zu Kulmbach bilveten. 

Nicht minder entſcheidende Folgen hatte das nur zwanzig Jahre nad wem 
Abgange der Andechfer eingetretene Ansfterben des ſtauffiſchen Hauſes für 
Franken. Da kein Geſchlecht, welches gelegentlich die einzelnen Stüde zu einem 
Oanzen hätte vereinigen können, vafelbft die Herzog swürde übernommen hatt 
— Würzburg führte eben lediglich den Titel — und da geiftliche und weltliche 


Gewalt zu jehr das Gleichgewicht hielten, fo bildete ſich hier jeme territoriale 


Zerriffenheit aus; es entftauden jene vielen Heinen Reihsftädte, wie ans äbı 
lihen Urſachen in Schwaben und nad dem Falle Heinrichs des Löwen in Bell 
phalen. Wo fand ſich auch fo viel Boden für die Entftehung einer zahlreichen 
und theilweife höchſt übermüthigen Reihsritterfchaft?), vie an den fräteren Ge 


8) Dal. über das Folgende v. Spruner, Leitfaden zur Gefchichte von Bayern S. IB. 
9 Bgl. den Verfuch einer biftoriichtopogranhiichsftatiftiichen Beſchreibung der unmittelbaren 
freien Reichsritterſchaft in Kranken nad feinen ſechs Orten, Ulm 1801, im vierten 
Bande des geugranhifcheftatiftiihetopograpbiichen Lexikons von Franken. 
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fhiden Frantens nicht eben den geringften Antheil hat? Es leuchtet von felbft 
ein, daß jedes dieſer grrößeren ober Hleineren Territorien — für welde auch im 
fechszehnten Jahrhundert die Eintheilung des deutſchen Neihes in Kreije, 
deren einer der fränkiſche war, bie verlorene politifhe Einheit nicht wieder 
bringen konnte — ſeine Geſchichte hat, die fih wenn nicht früher jedenfalls mit 
dem Ausgange des großen Drama des heiligen römifchen Reiches deutfcher Nation 
ſelbſt abipinnt, verhältnißmäßig zum Theil nicht weniger bewegt als die von 
großen Staaten. Es wird beifpielsweife Bamberg immer mit Stolz ſich des fpäter 
heilig gefprochenen Biſchofs Dtto erinnern, der von 1102—1139 trefflih re- 
gierte, und als Apoftel ver Pommern hochgefeiert ift. Wirft man einen Blid in 
ipätere Zeiten, fo värfte Würzburg fort und fort dankbar das Andenken feines 
Julius Ehter von Mefpelbrunn ehren, der von 1573—1617 der größte 
Wohlthäter feiner Zeit im evelften Sinne des Wortes fi durch herrlichfte An- 
ftalten verewigt bat. Beide Fürſtenthümer fahen noch ſchöne Tage von 1779 bis 
1795 unter dem unvergehlihen Franz Ludwig von Ertbal, ver als Staats- 
mann und Kicchenfürft ein faum zu übertreffendes Mufter bleibt. 

Unter den fränkiſchen Reichsſtädten wurde Nürnberg von feiner an Be- 
rühmtheit erreicht. Ihr höchſt bedeutender Handel und der Erfindungsgeift ihrer 
Bürger erwarben ihr europätfchen Ruf. Hier wurde um 1300 das Drahtziehen, 
1381 das Meffing, 1430 die Windbüchſe erfunden. Ein Nürnberger, Martin 
Behaim, fertigte 1492 die erfte Erdkugel; ein anderer, Peter Hala, 1500 bie 
erſte Taſchenuhr; ein dritter erfand 1517 das Radſchloß. Anton Koburger be- 
ſchäftigte bier 1480 an 24 Preffen über 100 Arbeiter. Diefer Periode gehören 
auch vie herrlichen altveutichen Bauten an, welche nod heute ver Schmud ver 
Stadt find. Weitere Ausführumgen wären nicht ſchwer zu finden. An der Ent: 
widlung des Stäbtewefen überhaupt haben die fränfifchen Gemeinden ihren 
guten Antheil. Die Kämpfe der Bürgerparteien um den Antheil am Regiment 
entbrannten faum irgendwo ſtärler als da. 

Auch die Glaubensfpaltung äußerte ihr belebenvdes Element wie ihre uns 
heilvollen Folgen ſchwerlich anderswo empfindlicher. Noch heute find die traurigen 
Spuren aus den Zeiten der Bauermaufftände und des dreifigjährigen 
Krieges nicht verfhwunden. Auch fo manches andere — und zum großen Theile 
oft allein ſelbſtverſchuldete — Uebel ſchlug ſchwer herniever, bis überhaupt die 
Stunde des Untergamges erfchien. Ob er bei Erwägung der Zuftände, wie 
fie im den Testen Jahrhunderten fo zu fagen im ganzen Beſitzſtande fränfifchen 
Stammes fid, ausgewachſen hatten, zu beflagen, mag die Frage fein. Bezüglich 
des pfälzifchen Landes wenigftens bejammert deffen Geſchichtſchreiber es nicht, daß 
feine nationale Eigenthämlichkeit, duch politiſche Schranken getrennt, als ein Gan— 
zes feitvem nicht hervortreten könne. Deutichland — äußert er — hat damit mur 
gewonnen, wenn eine Provinzialität nach der andern fih an den Gedanken eines 
größeren Gefammtlebens zu gewöhnen anfüngt;” und die Pfalz bat, fcheint es, 
nichts dadurch verloren; denn alle zerriffenen Parzellen des ehemaligen Kurfürſten— 
thums fühlen ſich geiftig und materiell beglüdter, als unter dem weiland pfälziſchen 
Regime des achtzehnten Jahrhunderts, das höchſtens Bornirtheit und Unfenntniß 
ald die „gute alte Zeit“ zurüdwünjchen möchte. 

In feiner politiſchen Selbftftändigteit mehr erſcheint num der fränkiſche Name, 
An fo und fo viele Herren gelangten Theile des fränfifchen Stammes. 

Um fo mehr thut es Noth, zum Schluffe noh einen Blid auf die Sprade 
zu werfen, als auf das Mittel, welches fo wunderbar die einheitlihe Zufammen- 
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gehörigkleit von Gegenden und Völlerſchaften ſichert, die wegen pohitſcher eder 
ſonſtiger Zerſtückelung oft ſchon längſt gegenſeitig nichts mehr von ſich wiſſen 
müßten. Was bier die ältere Zeit anlangt, läßt ſich verhältnißmäßig wenig be 
ftimmen. Irminons zugänglich geworbener Polyptych 19) ſchafft uns das überraihen: 
Ergebniß, daß auf dem anfehnlihen Bezirk der Abtei St. Germain des Pres, in 
Umtreis von Paris felbft gelegen, zu Karls des Großen Zeit faft lauter fränftide 
Kolonen wohnten, und einer geringen Anzahl romanifher weit übermogen, du 
aber dieſem Boden faft gar feine galliihen Eigner verblieben ſcheinen. Yänai 
mußten von ihm alle Kelten gewichen fein, denn wie hätten fie ihre Namen auf: 
gegeben und mit deutſchen vertaufcht? Hätte ein fränkiſcher Biſchof von Chlermig: 
bis zu Karls Tagen feiner Sprade gleihen Dienft wie Ulfilas der gothiſche 
geleiftet, oder wären uns die auf Karls Veranftalten gefammelten Gebichte über 
liefert worben, das wahre eigentliche Verhältniß der fränfifhen zur ſchwäbiſce 
und ſächſiſchen Mundart würde vor unfern Augen offenbar fein. Auch die Be 
rechte liefern hier verhältnigmäßig geringe Ausbeute. Sowohl das ver falle 
ald das ver ripuarifhen als das der hamavifchen Franken ift im lateimilde 
Sprache abgefaßt. Was Insbefonvere vie Lex salica betrifft — von weldes 
vier Redaktionen unterfchieden werben können, deren erfte noch im heidniſcher Ja 
im nördlichen Gallien vor der Ausbreitung der fränfifhen Herrjchaft über vi 


Somme hinaus gemacht ift, während die zweite vielleiht von Chlodwig bemüht. 


die dritte unter Dagobert I zwifhen 630 und 638 fällt, die lette aber in kur 
lingifher Zeit im officiellem Gebrauche war — ift beachtenswerth, daß ſich = 
Handſchriften ver erften drei Texte unter der Bezeihnung Malberg 11) altveutid 
Wörter finden, vie nur in Stellen vorfommen, wo von Bußbeftimmungen de 
Rede ift, unmittelbar vor der Angabe ver Strafe oder Buße in Geld ftehen, ım 
mit diefer in einem Satze zufammenhängen, woraus ihre Beftimmung ziemi 
deutlich hervorgeht. Ferner ift von Intereffe, daß das genannte Volklsrecht: 
neunten Jahrhundert ins Hochdeutſche überfegt wurde, wovon fidh leider nur © 
Bruchſtück bisher aufgefunden hat. 

Soviel nun alle Forfhungen über die ältere fränkifche Sprache 12) einzuiee 
geftatten, hielt fie eine gewifje Mitte zwifchen ver hochveutfchen und füchftihe. 
indem fie bald zu jener, bald zu biefer wendet, die hochdeutſche Yautverfchiebum 
aber nod nicht kennt. Eigenthümlich ift ihr h. Als im Verlauf der Zeit die fran 
fiihe Sprache abzunehmen begann, d. h. das deutſche Element ſchwächer im inner 
Gallien, ftärfer am Rhein waltete, wird zweierlei nur fcheinbar fich Entgegen 
gefetstes erflärlih. Einmal, daß die fränfifhe Mundart von Innen verlafjen un 
ohne Halt fich entfchievener nah Außen wandte und der althochveutfchen nähert, 
wie es aus BVergleihung der Ffarolingifhen mit merovingifchen Urkunden, te 
Eigennamen bei Irminon mit denen bei Gregor von Tours erhellt; dann daß die 
dem fränfifchen Reich unterworfenen Alemannen ihre Sprache felbft eine fräuliſch 
nannten. Was der Frankenkönig Karl im Jahre 842 deutſch ſchwur 13), Flingt fall 
ganz alemannifh, und Otfried felbft, doch wohl ein Wlemanne, dichtete „in freu— 


10) Herausgegeben v Paris von Gusrard, polyptyque de l'abbé Irminon. Il voll. 4 

2) Bol. über die berühmte malbergifhe Stoffe die fchöne Abhandlung von Jate! 
Grimm im Anhange zum erften Bande Ei Geſchichte der deutfhen Sprache, mie in N 
Einleitung zu der Ausgabe der lex salica von Jobannes Merkel. 

12, Jakob Grimm, Gefchichte der deutihen Sprache I S. 537—546. 

13, In dem monumenta Germanis® historica II pag. 666. 
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tisga zungun“ und giebt fein Deutſch für Fränkiſch. Wie vermochte er auch an— 
ders? Sein König, dem er das Lieb zueignet, war ein fränkiſcher, und ver Franken 
Preis ſchwebt auf des Dichters Tippen. Auch das Ludwigslied hält fo ziemlich ven 
Dialekt des Eidſchwures, und fiher wurde es jenfeits des Rheins gelungen, wie. 
Ifivor und Tatian auf der linfen Seite nit auf der rechten verdeutſcht fcheinen, 
fo ſchwer es füllt, die Landſchaft näher zu bezeichnen. Fränkiſch aber im Sinne 
des Altfränkiſchen zur Zeit der Merovinger können diefe Denfmäler nicht heißen, 
und es wird ficherer fein, fie ven althochdeutſchen beizuzählen. Wie fih das frän- 
tifhe Epos zum ſchwäbiſchen und gothiſchen verhielt, hätten uns vie verlornen 
Lieber in reicher Fülle erfchloffen. Siegfried und die Nibelungen find von ben 
nieberländifhen Franken ausgegangen gegenüber ven fuevifchegothifhen Wölfungen 
und Amelungen. Auch vie Thierfage von Reinhart entftand unter Franken. 

Was die fränfifhen Mundarten in ihrem jegigen Beftande anlangt, 
ift der Schmeller für fie nod nicht erftanden. Es mögen daher nachfolgende An- 
deutungen aus Bernharbi’s Sprachkarte von Deutfhland 14) aushülfsweife bier 
Pla finden. Die fogenannten fränkiſchen Mundarten berrihen am Ober- 
und Mittelmain nebft Oberwerra und Rhön. Man hört fie vom Odenwald und 
Speflart bis an das Fichtelgebirge und von dem Rennftiege des Thüringerwaldes 
bis beinahe an den Ausflug der Wernig in die Donau. Die Grenze zwifchen 
der Mundert des Mittelmainsg und des Obermains zieht fih nah Schmeller von 
ver obern Wernig längs der Waſſerſcheide zwifhen Zauber und Regnig zum 
Main, überfchreitet diefe öftlih von Wirzburg da wo derfelbe nicht mehr wie von 
feiner Quelle an M&, fondern M& genannt wird, und wendet ſich weſtlich von 
Schweinfurt gegen die Quellen der Saale, wo die Mundart ber oberen Werra 
fhon beginnt. Was die Grenze diefer — der fogenannten hennebergiſchen — 
anlangt, umfaßt 15) das Gebiet, das als Bafis eines hennebergifchen Ipiotilons 
genommen werben muß, die gefammte Werragegend oberhalb Breitungen, die Ge- 
gend der obern Fulda, der obern Saale (Streu, Bahra, Milz), die obere Rodach 
und Il. Es ift diefes auch der eigentliche Boden ber althennebergifhen Grafſchaft. 
Die Sprade dieſes Völkerwinkels ift zwar in ihren Grundzügen die fräntifche, 
aber dieſe hat fih bier dur ein vielhundertjähriges Zufammenftoßen mit ber 
thüringifhen, durch ein nadmeisbares fehr frühes Affimiliren vieler dem angel: 
ſächſiſchen verwandter Spradrefte, und als Ausorud eines in Rüdfiht auf Bo: 
den, Sitte und Geſchichte zufammengehörigen Volkslebens zu einem eigenthümlichen 
Dialekt gebildet. Die Spradgrenze zwifhen Thüringen und Franken 
felbft Bildet der Nennftieg oder die Waſſerſcheide des Thüringerwalves von Igels: 
hieb bis zum Infelsberg, von da aber zieht ſich dieſelbe, ſowie ver eigentliche 
Rennftieg, über den Nennftiegöberg längs des Thüringerthald durch den farren- 
bacher Grund nad Breitungen und von da nad dem Bleß zur Rhön. Die Mund— 
arten der Rhön, welche mittelft des Uifterthales mit der Werragegend, durch das 
Saale: und Sinnthal mit dem Main, längs der Kinzig mit der Wetterau, und an 
ver Fulda mit Nieverheffen im Verkehr ftehen, haben durch die Einwirkung der 
mehr als taufendjährigen Herrſchaft des Stiftes Fulda zwar einen gewiffen allge: 
meinen Charakter angenommen, zerfallen jedoch bei genauerer Unterfuhung wahr: 
fcheinlih in die noch erfennbaren urfprünglihen Beftandtheile. Die weftliche Grenze 


13) Kaſſel 1844. 8. S. 121 ff. 
15) Nah Brückner, Beitrag zu einem bennebergiichen Wörterbuch im Dfterprogramm der 
Realſchule von Meiningen 1843. 4. 
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der Mundart des Mittelmains fällt bei Miltenberg, wo fie über den Main 
geht, mit dem römischen Pfahlgraben zufammen. Als unterſcheidendes Merkmal zu 
einer genaueren Ermittlung dieſer Grenze fann nah Schmeller insbefondere die 
eigenthümliche Ausfprahe der Infinitioformen dienen. E8 lautet nämlich ſehen, 
leben, eflen am Mittelmain sa. lab over là, ass, dagegen am untern Main 
sd, löwd, dssd. Die weitere Abgrenzung ergiebt fih aus der angegebenen Aus 
dehnung ver benachbarten Spracdgebiete. 

Was nun neben biefen fogenannten fränfiihen Mundarten die jogenanmte 
rheiniſche zwifchen dem Rhein, dem untern Main und ver Lahn betrifft, hat fie 
das Sprachgebiet des Mittelcheins, welches ſich von Raſtadt bis Andernach erftredt, 
wenigftens im Aheinthal gewiffermaßen durchbrochen. Ihre Grenze ift bier nicht 
genau ermittelt. Da fie jedoch in Heſſen, namentlich bei Alsfeld, großentheils mit 
der Grenze des Oblahngaus zufammenfällt, ift es nicht unwahrſcheinlich, vei 
im Allgemeinen vie beiden Lahngaue, die Wetterau, der Maingau, vie beiten 
Rheingaue, der Nidgau, ver Gau Königshundrede und vielleicht auch der Einih 
viefes Sprachgebiet bilden. Man fann die Bezeichnung Main-Lahn- Dialekte dafür 
wählen. Der befannte „franfforter Cabbedehn Kimmelmeier“ redet in ihnen. Schlie- 
ih mögen noch wegen ver weiteren Nachbargrenzen bier eine Furze Anbentun 
finden: Die mittelrheinifhen Mundarten, welche durch die Bogefen im ein 
füpöftlihe Gruppe Rhein-Nedar und eine norbweftlihe Rhein-Moſel geſchieden werten, 
dann die niederrheinifhe Mundart, welche um Bonn, Köln, Aachen, Düſſe 
dorf berrfcht, endlich die wefterwälpifhen Mundarten, veren Gebiet im ©: 
den durch Main-Lahn, im Weften dur Niederrhein, im Norden durch das Nice 
deutſche, und im Often dur die Ever-Fulda-Mundart oder das fogenamr 
Niederheſſiſche begrenzt wird, Nodinger. 


Frankfurt am Main. 


I. In ver großen Zahl ver ehemals reichsunmtittelbaren Städte im Immer 
Deutichlands ift e8 der Stadt Frankfurt a/M. allein vorbehalten geblichen, 
als Mitglied des deutſchen Bundes neben den drei Hanfeftänten Bremen, Hambırz 
und Lübeck ein jelbftftänniges Staatsleben zu führen. Der Größe feines Territe 
riums nad ift Frankfurt der Meinfte deutſche Bundesſtaat. Sein Areal ereiht 
nicht ganz zwei Ouadratmeilen (19/,,) und zerfällt übervies im nicht weniger ad 
acht Parzellen. In der weitaus größten, welche 2/3 des ganzen Gebiets begreift, 
liegt Frankfurt und feine Borftadt Sachſenhauſen, jo wie von den acht zu Frankfurt 
gehörigen Ortſchaften die drei beveutendften. 

Was die Benugung des Bodens angeht, jo jind 29,521 Morga 
Sranffurter Feldmaß als Aderland, Wiefen, Gärten, Weinberge, Baumftäde un 
Weiden verwendet; die Waldungen begreifen 22,516 Morgen und circa 140 
Morgen kommen auf die bebauten Pläge, Hofraithen, Straßen, Wege x. 

Die legte im December 1855 vorgenommene Zählung hat eine Bevölkerung 
von 74,784 Perfonen ergeben, nämlich 64,257 Bewohner ver Stadt und ihre 
Gemarkung und 10,527 fogenannte Landbewohner in den Ortſchaften. Die Ein 
wohnerzahl der Stadt Frankfurt, die in dem Jahre 1823 nur 41,458 betrug, if 
in den legten Decennien in beftändigem, ziemlich gleihmäßigem Steigen begriffen, 
währenn die Zahl der Landbewohner nicht in demſelben Maße fortjchreitet. Ir 
der obengenannten Einwohnerzahl der Stadt find aber nicht weniger als 28,429 
dem Frankfurter Staatsverbande nicht angehörige Individuen einbegriffen, die Jabl 
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ver Staatsangehörigen beſchränkt fi auf 35,828; unter den Landbewohnern ift 
etwa 1/, fremd. Nach einer beiläufigen Schägung wohnen in der Stadt circa 
41,000 Lutberaner, 11,000 Katholiten, 6500 Reformirte, 5000 Juden und 800 
Deutſchlatholiken. Die Bewohner der Yandgemeinden find mit Ausnahme von etwa 
400 Katholifen lutheriſch. | 

I. In ver Geſchichte wird Frankfurts zuerft in der Zeit Karls des 
Öroßen und zwar im Jahre 794 Erwähnung gethan. Nur langſam hat es fid 
zu feiner fpätern Bedeutung entwidelt; es gewann fie namentlich durch den Handel, 
der ihn durch feine Meßprivilegien zugewandt und gefihert wurde, dann aber 
auch als Wahl- und Krönungsftadt der Kaifer des veutjchen Reichs. In der Be- 
wegung des 16. Jahrhunderts wandte fi fehr bald die weitaus größte Zahl 
jiner Bewohner und mit ihr der ganze Rath der Iutheriihen Lehre zu. Daß biefe 
!ehre die herrſchende wurde, 1) konnte Kurmainz nit hindern, feine Nachbarſchaft 
wirkte inbefjen zu mächtig als daß es zu einer völligen Befeitigung des katholiſchen 
Kultus hätte kommen können. Auch hatte der Rath bei aller Vorliebe für vie 
moteftantifche Lehre den Handel Frankfurt's und feine Stellung ald Krönungsſtadt 
allzuſehr im Auge, um nicht eine thätige Parteinahme (und damit eine feindfelige 
Stellung zu dem Reichsoberhaupte) wo möglid zu vermeiden oder wenigftens ſtets 
baldigſt zu einer neutralen Stellung wieder zurüdzufehren. Zu den Streitigfeiten 
und Wirren zwiſchen Lutheranern und Katholiken — noch im Jahre 1766 ent» 
ipaun ſich ein ernftlicher Nechtshandel über die Frage, ob ein Katholif in Frankfurt 
Ramermeifter werden fünne — kam ein ähnliches Moment für beftändige innere 
Disharmonie. Der Rath hatte in ber zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts eine 
große Zahl miederländiſcher Familien, die um ihres Olanbens willen geflohen 
waren, gaftfreumblicd aufgenommen und ihnen Nieverlaffung und Ausübung ihres 
Gottespienftes verftattet. Als man nad einiger Zeit aber entvedte, daß dieſe Ein- 
gewanderten wer Lehre Calvin's zugethan jeien, trat an die Stelle des freundlichen 
Entgegenkommens eine leidenſchaftliche Anfeindung und die öffentlihe Ausübung 
ihres Gottesdienſtes wurde ihnen verwehrt. Trog aller Vorftellungen, welche vie 
benahbarten reformirten Fürften Pfalz und Heffen dem Rathe machten, troß ihrer 
äigenen beftändigen Sollicitationen — fie erbeten ſich z. B. noch im Jahre 1735 
aus freien Stüden, gegen die Grlaubnig zum Bau einer eigenen Kirche auf ewig 
in amplissima forma auf jeden Antheil am Stadtregimente verzichten zu wollen 
— fonnten die Reformirten erft ganz gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts 
dazu gelangen ſich eigene Bethäufer in der Stadt zu erbauen. 

Nicht blos in komfeffioneller Beziehung find indeſſen die legten Jahrhunderte 
für Frankfurt reih am inneren Zwiftigleiten gewejen, auch zwifchen dem Rathe 
und der Bürgerjchaft fehlte es nicht an tiefeinfchneidenden Diffivien, die einerfeits 
wiederholt zur Ginfegung von kaijerlihen Kommiffionen und Grlaffung von faifer- 
lichen Refolutiomen führten, andererfeits ähnlich wie die konfeffionellen Streitigkeiten 
ein beftändiges Anrufen der Neichsgerichte veraulaßten. Die Eimrihtungen, welche 
in der Stadtverwaltung von dem Kaifer in Gemäßheit feines Oberaufſichtsrechts 
getroffen worden waren, 2) und ver Geift der Aufklärung hatten übrigens gegen 


-,„  Aranffurt gehörte fpäter zu den ganz evangelifchen Reichsftädten im Sinne des Artikels 
> 8. 29 des Danabrüfer PFriedensinftrumentes. 

2) Inſtitution der Neumer durch dem Vürgervertrag von 1613 und des- fländigen Bürger: 
ausihuffes durch, Refolution von 1732, 
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das Ende der reichsftäptifchen Zeit wohlthätig und verſöhnend gewirkt. Als vie 
neuen Franken in den franzöfifhen Revolutiondfriegen die Stadt befetten, fanden 
fie ven Rath und die ſämmtlichen Klaffen der Bürgerſchaft im feltener Cintradt. 
Seitven Terrorismus im Innern und räuberifche Kriege nad) Außen einen ein: 
pringlihen Kommentar zum Berftänpnig der in Paris proflamirten Freihei 
lieferten, hatte fih alle Sympathie für die franzöfifche Revolution verloren un 
durh Aufbürden von Kontributionen, vie felbft für den Wohlſtand iranffurts 
erorbitant erfchienen, vervollftändigten vie Apoftel der neuen freiheit die Ent: 
täuſchung. 

Bei Ausführung des Lüneviller Friedens wurde Frankfurt nach $. 27 ve 
Reichsdeputations-Hauptſchluſſes noch feine Stelle unter den ſechs freien und ummit 
telbaren Städten, auf melde fih das Kollegium der Reichsſtädte befchränten folk, 
angewiefen. Wenige Jahre darauf (1806) wurde Frankfurt durch die Rheinbunde 
afte (Artikel XXI.) den Staaten des feitherigen Kurfürften- Erztanzlerd als Fir 
Primas der neuen Konföderation und zwar en toute proprieté et souverainett 
einverleibt. An feinem Orte Deutſchlands wird die Auflöfung des Reichsverbande 
tiefer und aufrichtiger beflagt worden fein al® in Frankfurt. Die Bewohner fonnta 
ih auch mit dem neuen fürftlichen, feit 1810 großherzoglihen Negimente um ie 
weniger befreunden, je mehr ſich vafjelbe nad und nad den modernen or 
des franzöfifchen Kaiferreihs zumandte und namentlih durch Konfkription und de 
anderen Kriegslaften, welche feinem / Regenten durch den Proteftor des Rheinbunde 
auferlegt wurden, immer brüdender wirkte. Um Dalberg gerecht zu werben, mM 
man indeffen anerkennen, daß er perfünlich milde gefinnt war, in Adminiftratie 
und Juftiz viele durchgreifende Berbefferungen einführte und das Beifpiel je 
Toleranz gab, deren Mangel früher in Frankfurt jo bitter empfunden wurde. | 

Mit der Vertreibung der Fremdherrſchaft fiel auch das Großherzog F 
Frankfurt zufammen und am 14. December 1813 veröffentlichte Prinz Philm F 
von Heffen-Homburg ala General-Gouverneur des vormaligen Großherzogibum Fi 
Frankfurt die Genehmigung der verbündeten Mächte, daß die Stadt Franffan 
mit ihrem ehemaligen Gebiete fih von dem Großherzogthume Frankfurt trem j 
und vorläufig in ihre vormalige Municipalverfaffung zurüdtrete. 

An den Kriegen ver Jahre 1814 und 1815 nahm nun Frankfurt ſeinen 
befcheidenen Antheil; auch auf dem Wiener Kongreffe war es durch einen Abee 
orbneten vertreten. Leider ließ derſelbe die Gelegenheit zu einer Arrondirung de 
Gebiets von Frankfurt ungenügt vorübergehen. In dem Artifel 46 der Wine 
Kongreßafte, welcher die Stadt Frankfurt mit ihrem Territorium von 1803 fü 
frei erflärt und ihre Theilnahme am deutſchen Bunde als Mitglied deſſelben ans I 
Ipricht, ift zugleich beftimmt, daß die Inftitutionen Frankfurt's auf dem Prinche 
einer vollfommenen leichheit der Rechte der verſchiedenen chriftlihen Konfeſſione 
begründet werben follten, ſowie daß ſich viele Nechtsgleichheit auf alle Privat 
und öffentlihen Rechte erftreden und in allen Beziehungen ver Regierung um 
Verwaltung beobachtet werden müßte. Die Diskuffionen, welche über vie ® 
gründung ober die Aufrechthaltung der Verfaffung ſich erheben könnten, felte 
zur Kompetenz der Bundesverfammlung gehören und nur durch ſie entſchieden 
werben. 

Die Rückkehr zu ver erflufiven Herrſchaft einer Konfeffion wäre jhlehte: 
dings ein Ding der Unmöglichkeit gewefen und die Abweihung von der reiht 
ſtädtiſchen Verfaſſung war in diefer Beziehung unabweisbar. Im Uebrigen aber 
divergirten die Anfichten in ver Verfaſſungsangelegenheit gar ſehr. Mehr 
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Entwürfe des reftaurirten Rathes erlangten gleicy bei ihrem Bekanntwerden nicht 
ven Beifall der Bürgerfhaft und jchließlid wurde durch 56 Wähler aus ber 
gefammten Bürgerfhaft am 5. Februar 1816 eine Kommiſſion von 13 Perfonen 
gewählt (3 Senatsgliever, 3 Mitglieder des Bürgerkollegs und 7 weitere Bürger 
aus den drei chriſtlichen Konfeffionen) mit dem Auftrage, ven Entwurf einer Ver: 
faffung und deren Einführungsmodus zu berathen. 

Aus den Berathungen diefer XIHN ging der Entwurf der fogenannten Kon- 
titutions- Ergänzungsafte zu der alten Stabtverfafjung der Stadt Frankfurt 
bervor. Er wurde der Bürgerſchaft zur Annahme oder Nidhtannahme vorgelegt; 
und bei der Abftimmung am 17. und 18. Juli 1816 haben fi von 2780 Ab- 
fimmenden 2733 Bürger für vie Annahme erflärt. 

Die Alte wurde am 18. Oktober 1816 wechleljeitig vom Senat und ver 
Vürgerjhaft befhworen. In ihren Hauptzügen- ift fie nod heute das zu Recht 
beſtehende Berfaflungsgeieg Frankfurt's. Sie will die alte reichsſtädtiſche Ber- 
faflung in allen ihren Theilen wieder berftellen, Veränderungen und Zufäge aber 
nur einführen, in fo fern es die Beobachtung des Artikel 46 der Wiener Kon- 
grehafte und der Zeitgeift geböten. Es ift nur die Rede von wenigen Verände— 
rungen; fie find aber tiefeingreifender Natur gewefen. Außer ven konfeffionellen 
Unterfhieden find namentlich auch die Vorrechte, weiche in ven legten Jahrhunderten 
tie „altadeligen Geſellſchaften“ von Limburg und Frauenftein bei Beſetzung ver 
Ratheftellen in Frankfurt unter ſtets wachſendem Wivderfpruche der übrigen Bürger- 
daft ausgeübt hatten, nicht ferner haltbar erſchienen. Ausdrücklich ift ausgeſprochen, 
dej alle der Stabt Frankfurt zuftehenden Hoheits- und Selbftverwaltungsredhte 
auf der Gefammitheit ihrer Bürgerſchaſt beruhen, und daß die Geburt fein Vor— 
reht und keinen Anſpruch auf Ratbsjtellen gebe. Den beiden bereits in der reiche- 
fübtifhen Zeit beftandenen Behörden, dem Senat und dem ftändigen Bürgeraus— 
Shuffle, ift als eine neue Schöpfung die gefeßgebende Verfammlung oder ver 
fogenannte gefeßgebenve Körper beigefelt und die Bürgerfhaft überträgt dieſen 
drei Behörben, welche aus ihrer Mitte und Autorität hervorgehen, die Ausübung 
der ihr zuftehenden Hoheitsrechte. 

Da die eingehende Darftellung des Franffurter Staatsorganismus aus Rüd- 
ſich auf die feit dem 1. Januar 1857 eingeführten Veränderungen richtiger erft 
weiter unten erfolgen wird, fo ſei bier nur furz erwähnt, daß die Konftitutiong- 
Grgänzungsakte die Zahl ver Mitgliever des Senats mit Weglafjung des früheren 
Amts des Stadtſchultheißen auf die reihsftäptifhe Zahl von 42 firirte, die drei 
Rathsordnungen oder Bänfe beibehielt (14 Schöffen, 14 Senatoren und 14 mit 
geringeren Befugnifien befleivete jogenannte Rathsverwandte) und dem Senate die 
Stadt und Iuftizverwaltung in der Weiſe überwies, daß er aus feiner Mitte vie 
Verwaltungsämter und die Gerichte bejegte. Der ftändigen VBürgerrepräfentation 
Jogenannte Ginundfünfziger) und dem Stabtrehnungsrevifionstolleg (jogenannte 
Neuner), welches lettere mit der erfteren vereinigt fein fol, ift in der Konſtitu— 
tions-Grgänzungsafte der ihnen durch die kaiferlihen Refolutionen beftimmte Wir: 
fungskreis im Allgemeinen belafjen, jevod mit Hinweifung auf die Movififationen, 
welhe die neue Inftitution ver gejeßgebenden Berfammlung bedingt. Dieje gejet- 
gebende Berfammlung, der dritte Staatsförper, fol nad ver K.EU. aus 20 
Mitgliedern des Senats, aus 20 Mitgliedern ver ftändigen VBürgerrepräfentation 
und aus 45 Perfonen beftehen, weldhe aus der Mitte der übrigen Bürgerſchaft 
durch indirefte Wahl gewählt werden. Ihr ift namentlich überwiejen die Gefeg- 
gebung überhaupt, die Mitwirkung bei Wiederbefegung vakanter Stellen im Senat 
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und im Bürgerfolleg und an ver Stelle des früheren Reichshofraths vie Vewab— 
rung und Erhaltung der Berfaflung. 

Damit eine Aenderung in der Berfaffung vorgenommen werben könne, {ft im 
ver K.EU. vorgefchrieben, daß Senat und gejetgebenber Körper, jeber tunb | 
eine Mehrheit von 2/3, ſich für viefelbe ausgefprochen und die Bürgerſchaft, melde 
in den brei Abtheilungen (f. unten) abzuftimmen bat, ſich für die Annahme ent- 
fchievden haben müfle. “ 

Gegen diefe Verfaſſung wurde von zmei entgegengefegten Seiten Brote 
eingelegt und Beſchwerde geführt bei der feit dem 5. November 1816 in frant 
furt eröffneten deutfhen Bunbesverfammlung: von Seiten der Mitglieder der 
Geſellſchaften Limburg und Frauenftein und von Seiten der jübifchen Gemeint 
in Frankfurt. Unter Berufung auf wohlerworbene Rechte und früheren Befigitan 
verlangten die adeligen Gefellfchaften, daß ihr Anſpruch auf Befegung einer k- 
ftimmten Zahl von Stellen im Senate auch in der K.E. A. anerkannt mürk. 
In der Denkſchrift, in welcher ihnen der Senat antwortete, charakterifirte er ihr 
Anſprüche als zu jenen Mißbräuchen einer Regierungsform gehörig, welche, man 
fie lange ungerügt bleiben, wohlerworbene Rechte, gar Beftandtheile der Konftitutien 
heißen. Die Beſchwerde blieb erfolglos, das Berlangen der Gefellichaften, derer 
Mitgliedſchaft ſich überdies auf eine ſehr geringe Zahl von Perfonen befhränft 
tonnte fih nur auf ein Vorrecht der Geburt ftügen: als Adelige hatten fi ik 
Glieder des Handels enthalten und Reichthum und Befig fowie höhere Biltus; 
waren im Laufe der Zeiten minveftens in gleihem Maße in ven übrigen rein 
der Bürgerfchaft heimifch geworben. 

Inhalt und folgefhmwerer waren die Klagen ver jüdifhen Gemein 
bei dem Bundestage. Schon in der reichsftäbtifchen Zeit war die Stellung v 
Juden, die fi frühe ſchon in ziemlih großer Anzahl in Frankfurt finden, & 
beftändiger Anlaß zu Mißhelligkeiten zwifchen Rath und Bürgerfchaft geweſen 
häufig warf diefe jenem die Begünftigung der Juden zum Nachtheil ver Chrifte 
vor. Bei allen Beſchränkungen und Beprüdungen hatte ſich die jüdiſche Gemeint: 
in Frankfurt zu einem anſehnlichen Wohlftand emporgefhwungen und and vi 
Bildung der neuen Zeit, welche den deutjchen Juden feit Mofes Menvelfohn fi 
eröffnete, war fräftig in den Geift ihrer jüngeren Glieder eingedrungen. Dr 
Fürſt Primas hatte bereits 1807 viele für die Juden drückende Beſtimmunger 
und Einrichtungen befeitigt und am 28. December 1811 den Juden gegen die 
Verpflichtung, als Abfindung ver auf der Frankfurter Judengemeinde ruhende 
Laften die Summe von 440,000 fl. zu zahlen, das Bürgerrecht und gleiche Befnz 
niffe mit den übrigen Bürgern ertheilt. Diefe Gleihberehtigung wurde den Jura 
bei Herftellung der Selbftftändigfeit ver Stadt wieder entzogen. In der R.CA 
ift die Pflicht des chriſtlichen Staats betont, den Nahrungs: und Gemerbefturt 
der chriſtlichen Bürgerſchaft gegenüber den Einwohnern jüvifcher Religion yı 
fhügen und Senat und Bürgerfchaft waren nur zu geneigt, dieſe Aufgabe ir 
engberziger Weife zu verfolgen. Nach längeren Verhandlungen vor der Bunte“ 
verjammlung, deren Betrachtung heute einen peinlihen Einprud zu machen geeignd 
ift, wurden die privatbürgerlihen Rechte der Jsraeliten durch ein Gefeg ven 
1. September 1824 feftgeftellt. Nah ven Beftimmungen dieſes Geſetzes fellte 
die Juden als israelitiihe Bürger im Staatsunterthanenredhte ver freien Etat! 
Frankfurt ftehen, von der Regierung ganz ausgefchloffen bleiben und des volle 
Staatöbürgerrehts nicht theilhaftig werden, dagegen neben ber ungeftörten Aut 
übung ihrer Religion ihre eigene Gemeindeverfaffung behalten; in privatbürger 
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licher Beziehung follten fie einigen Beichränfungen unterliegen, namentlih war 
jedem Juben nur der Beſitz eines Haufes und eines Gartens geftattet. Als 
bejonders anftößig muß aber bie Firirung der abzuſchließenden israelitifhen Ehen 
auf die Zahl von 15 erfcheinen. 3) 

Durh die K.E. A. waren von den unter der fürſtlich primatifchen Regie 
rung erlafienen Gefegen nur ſehr wenige als definitive beibehalten worden; mehrere, 
wie das fogenannte Frankfurter Bürgerftatut, wurden für abgeichafft erklärt und 
den Übrigen, der Mehrzahl, nur proviforifhe Geſetzeskraft bis zur Beftätigung 
durch den geſetzgebenden Körper beigelegt. In ven nächſten Iahren nah Einfüh- 
rung der Berfaffung war nun das Beftreben ber Gefepgebung darauf gerichtet, 
in den etwas wirren Zuftand theils durch Beftätigung der primatifchen Verord— 
mmgen, theils durch Erlafiung von neuen Geſetzen Klarheit zu bringen und bie 
neuangelegte Drganifation auszuführen; namentlich wurden Gefege über vie Hand— 
babung der Polizei und das Sanitätswefen, über das Procekverfahren, über bie 
Anfftellung des Bundeskontingents, die Gemeindeordnung auf den Dorfihaften und, 
wie bereits erwähnt, das Geſetz über die privatbürgerlichen Rechte der Israeliten 
erlaffen. Auch die mit dem Fürſten von Thurn und Taris vereinbarte Regulirung 
des Poſtweſens fällt in diefen Zeitraum 4) (Mai 1822). Bei weiten die wichtigfte 
Inftitution dieſer Periode aber ift die Errichtung des mit den übrigen drei freien 
Städten gemeinfhaftlihen oberften Gerichtshofs. In Ausführung einer Ber 
fimmung des Artikels XII ver deutſchen Bundesakte hatten ſich vie vier Städte 
ker die Errichtung diefes Gerichts, welches feinen Sig in Lübeck erhielt, über bie 
Emennung des Perfonald und über die bei dieſem Gerichte proviſoriſch zu be- 
ebadhtende Gerichtsorbnung geeinigt. Eröffnet wurde daflelbe am 13. November 
1820, die definitive Gerichtsorbnung, tiber welde fi die Städte nah dem von 
dem Gerichte felbft vorgelegten Gutachten einigten, am 23. Auguft 1831 publicirt. 

Aus den dreißiger Jahren ift für die innere Geſchichte Frankfurt’s, da fich 
jene Zeit in den bürgerlichen Kreifen doch mehr in idealer Weife, in ver Theil: 
nahme an dem allgemeinen Streben und Ringen nad Preßfreiheit und Deffent- 
lichkeit des Stantslebens geäußert bat, und der Putſch vom 3. April 1833 der 
äigentlihen Bevölkerung fremd geblieben war, micht fowohl die nad ver Juli— 
toolution eingetretene politiihe Bewegung hervorzuheben, als vielmehr ver An- 
ſchluß Frankfurt's an den Zollverein durch Bertrag vom 2, Januar 1836. 

Die berüchtigten Edikte Napoleon’s gegen die Artifel des englifchen Handels 
batten in Frankfurt ven Handel während der Kriegsjahre mehr äußerlich ala im 
Kerne getroffen und neben dem Wechſel- und Staatspapierhandel bildete im 
Sranffurt der fogenannte englifhe Waarenhandel (Manufakturen) fteigend einen 
Hauptbeftandtbeil des fommerciellen Verkehrs. Zur Sicherung und Beförderung 
dieſes Handels wurde noch am 13. Mai 1832 mit England ein, Handels- und 
Shiffahrtsvertrag auf 10 Jahre abgefhloflen; fhon am 29. December 1835 
wurde er aber, da er bei veränderten Berhältnifien das Handelsinterefie Frankfurt's 
ſehr — mit Konnivenz Englands in feinen weſentlichen Beſtimmungen 
modificirt. 

Die Ausdehnung nämlich, die der Zollverein in dem Anfange der dreißiger 





3) Die letztere Beſchränkung iſt durch Geſetz vom 6. März 1834 für die Eingehung einer 
milchen ranffurter Jöraeliten wieder aufgeboben worten. 

Der den Mitgliedern und — der fürſtlichen Generalpoſtdirektion zugeſtandene 
mitte Gerichtäftand iſt durch Uebereilnkunft vom 23. März 1849 aufgehoben. 
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Jahre gewann, hatte Frankfurt plöglic ifolirt; nad allen Seiten fand fein Kante! 
fi) von Barrieren des freien Berfehrs umgeben und, fo fehr es ſich auch fträubte, 
war fein Anſchluß eine Nothwendigfeit geworden. Der Schaden, den franffur's 
Handel bei diefem Eintritte mindeſtens vorübergehend erlitt, ift nicht gering anı: 
fhlagen; die Bedingungen, unter welden er erfolgte, find dagegen für bie finanzen 
ver Stadt nicht ungünftig gewefen. Bei der Bertheilung der Zollrevenuen erhält 
Frankfurt in Rüdfiht auf feinen überaus ftarfen Konfum in der Weife ein Pri- 
cipuum, daß bei der Bevölferung der Stadt jeder Kopf im 42/5 fachen Betrag: 
und nur die Bevölferung des Gebiets, wie dies bei den übrigen Vereinsftaate 
allgemein geſchieht, mad der einfachen Kopfzahl zur Berechnung gezogen wirt. 
Außerdem wurden dem Handel felbjt einige Erleichterungen durch Bewilligung fe 
genannter Conti an die Großhändler ꝛc. gewährt. Auf dem betretenen Wege fort 
ſchreitend, betheiligte fih bie Stadt dann aud an der Münchener Münzkonventin 
vom 27. Auguft 1837 und führte ven 241/, Gulvenfuß als geſetzlichen Münzei 
an der Stelle des bis da nominell gangbaren 24 Guldenfußes ein. 

Hatte Frankfurt, das vor dem Kriege faft jchuldenfrei war, im Jahre 182 
denjenigen Theil feiner Staatsfhulden, der mit 5 Procent verzinft wurde, ul 
eine Berzinfung von 4 Procent reduciren, im Jahre 1839 aber ſämmtliche Schu: 
den in eim zu 31/, Procent verzinsliches Anlehen vereinigen und überhaupt in ve 
Frievensjahren im beträdhtlihem Maße vermindern fünnen, fo ſah es fih ir 
Laufe der vierziger Jahre wiederholt veranlaßt, um gemeinfam mit den Nadbar 
ftaaten den Bau der Eifenbahnen (Main-Nedarbahn, Offenbacher Bahn un 
Main-Weferbahn) zu unternehmen, fehr beveutende neue Anlehen zu kontrahira 


Frankfurt ift dafür auch jegt zu einem der wichtigften Anotenpunfte des veutihe 
Gifenbahnneges geworden, da burd die in Privathänden befindlichen Bahn 


(Taunusbahn und Hanauer Bahn) auch die Verbindung nah Weften und Ofte 
bergeftellt ift. 


Auch in der ruhigen Entwidelung feines Gemeinwefens hatte Frankfurt 0 


den vierziger Jahren erfrenliche Fortſchritte gemacht, namentlich äußerte ſich wei 
thätig eine größere Theilnahme aud von Seiten derjeniger Bürger, die nicht vurd 


ein übertragenes Amt direkt zur Verwaltung oder Kontrole berufen waren, m 
die im Gerichtsweſen jest eingeführten Reformen wurden damals im Geifte u 


Bürgerſchaft mindeftens angebahnt. 

Das Jahr 1848 ſah die Vertreter der deutſchen Nation in Frankfurt jun 
erftenmale vereinigt. Die Begeifterung, mit welcher in dem neuen Frankfurt de 
neue Bund, das neue Reich begrüßt wurde, entjprad in ihrer Weife der Trauer, 
welche 1806 in der alten Krönungsſtadt die Auflöfung des Reichsverbandes X 
gleitet hatte und bereitwilligft wurden von Geiten der Stadt die Pflichten guy“ 
die neuen Behörden erfüllt und große finanzielle Opfer gebradt. 

Die Begebenheiten, die fi damals in den meiften einzelnen deutſchen Dun 
desftanten in ähnlichſter Weife wiederholten, find aud Frankfurt nicht erfpar 
worden. Die Preffreiheit, vem deutſchen Volke in unnatürliher Weife vorenthalten, 
wurbe durch ein lafonifches Prefigejeg vom 4. März 1848 verkündet, vie Geſet 
gegen das Vereinsweſen aus dem Jahr 1832 aufgehoben und durch übera 
liberale erfegt. Schon am 28. März 1848 hatte der Senat ſich dahin auge 
ſprochen, daß die Frage einer Verfaflungsrevifion von einer Kommiffien ger! 
werben folle; dieſe ſchlug er vor, in analoger Weife wie 1816 zu mählen um 
zu bilden. Das Bürgerkolleg hatte zugeftimmt und auch im dem geſetzgebender 
Körper war an dem Ginverftändniffe nicht zu zweifeln; nod vor Zuſtandelommes 
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des betreffenden Beichluffes aber theilte ver Senat jelbft am 5. Mai 1848 eine 
Petition mit, in welcher von vielen Staatsangehörigen die direkte Erwählung eines 
Berfaffungsrathes nah ven von dem Borparlamente aufgeftellten Principien- zum 
Behufe der Berfaffungsrevifion gefordert wurde. In dem Senate Frankfurt's lebte 
leider nicht der Geift des Bürgermeifterd von Osnabrüd und der zunächſt vorge 
zeichnete Weg wurde verlaffen. Durch ein Gefeg vom 15. Auguft 1848 wurde 
in Verfaſſungsausſchuß von 30 Berfonen, welde direkt von fämmtlichen ftimm- 
berebtigten Bürgern erwählt werben jollten, berufen, um einen Entwurf der nöthigen 
Verfafjungsänderungen auszjuarbeiten und zur Behandlung auf verfaffungsmäßigem 
Wege vorzulegen. Der gewählte Ausfhuß aber lehnte dieſe Aufgabe ab, hielt vie 
Gründung einer ganz neuen Verfaſſung für geboten und rieth diefe Arbeit einer 
tenftituirenden Verſammlung zu übertragen. Der Modus, den die K.E. A. für 
Lerfoffungsänderungen vorfhreibt, wurde nun tur eine Abftimmung der Bürger: 
haft vom 17. Oktober 1848 aufgehoben und eine verfaffunggebende Verſamm— 
ung berufen. Sie beftanv aus 120 Perſonen, in vireften Wahlen von den 
zroßjährigen Staatsangehörigen Frankfurt's erwählt (100 Abgeordnete der Stadt, 
20 der Landgemeinden). Senat und Bürgerfolleg follten ihre bisherige Wirkfamteit 
fertfegen, ohne aber in der Verfaſſungsſache irgend mitwirken zu bürfen. Hervor- 
zubeben ift namentlich auch, daß die Attribute des gefeggebenden Körpers auf vie 
verfaflunggebenve Berfammlung übergehen und ihr alfo aud die laufenden Geſchäfte 
ver Gefeßgebung und Mitwirfung bei der Verwaltung übertragen fein follten. 

Diefe Berfammlung war in dem Anklange, welchen das aus ihren Be- 
ratbungen hervorgegangene Verfaſſungswerk fand, weniger glüdlih als der Aus— 
ſchuß der XII. Ihre Majorität wollte unter vollftändigftem Bruce mit ven 
früheren, ſtaats⸗ und völferrechtlich beftehenden Verhältniffen einen neuen Freiftant 
Frankfurt gründen: vie gefeßgebende Gewalt follte einem aus 96 Abgeorbneten 
beftehenden Volksrathe, die vollziehende Gewalt einem Negierungsrathe von fieben 
Mitgliedern übertragen werben; aud vie Mitglieder des letzteren follten aus 
unmittelbarer Wahl des Volks in geheimer Abftimmung hervorgehen und ihre 
Amtsdauer auf 5 Jahre befchräntt fein. Schon während ver Berathungen 
dieſes Entwurfs, die ſich fehr lange hinauszogen, waren vielfach Gegenvorftellungen 
bei der Verſammlung ſelbſt überreicht worden; als fie dennoch dem Senate im 
December 1849 ven Entwurf nebft verfchievenen Einführungsgejegen übergab, 
war bereits ein Proteft des Bürgerkollegs gegen die Bornahme einer die Rechte 
der Stadt gefährdenden Abftimmung eingelaufen; höchſt gewichtige Protefte famen 
dann noch weiter von anderen Seiten hinzu und ber Senat verkündete, hierauf 
geftügt, am 3. Januar 1850 als Beichluß, daß eine Abftimmung über den Ver: 
faffungsentwurf nicht ftattfinden könne und die Revifion der Berfaffung auf 
anderem Wege zu bewerfftelligen fei. Indem er das Mandat ver verfafjungs- 
gebenden Berfammlung für erloſchen erklärte, berief er nad ven Beftimmungen 
der R.EU. eine geſetzgebende Verſammlung als Bertreterin der Bürgerſchaft 
auf den 21. Januar 1850; zur Vornahme der Wahl wurden fämmtliche Bürger 
von Stadt und Land aufgefordert in Gemäßheit der Grundrechte und eines fpeciell 
für Frankfurt erlaffenen Gefeges vom 26. Februar 1849, welches die Emanci- 
vation der Israeliten und Landbewohner ausgeſprochen hatte. 

In den feit 1816 beftehenven formen fanden nun Berathungen über vie 
Verfaffungsrevifion ftatt; verſchiedene Vorlagen wurden gemacht und wieder zurüd» 
gezogen, bis endlich der Entwurf eines organifchen Geſetzes, weiches der Senat dem 
geleßgebenden Körper am 2. December 1854 vorlegte, „trog der Bedenken gegen 
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einzelne Beftimmungen und feiner unverfennbaren Lücken, als ein Mittel zur 
Förderung zeitgemäßer Reformen“ in dem gejeßgebenven Körper mit ber vorge 
fchriebenen Majorität von 2/, Stimmen angenommen wurde; auc die Bürgerjhaft 
entfchieb fidy in ihrer Abftimmung am 5. und 6. Febr. 1855 für feine Annahme. 
Diefes Geſetz rebucirt vornehmlich die Zahl ver Senatsgliever auf 21 umb führt 
eine völlige Trennung der Juftiz von der Arminiftration ein. Seine Publilatier 
erfolgte erft am 20. Sept. 1856 gleichzeitig mit den Geſetzen, melde in ter 
Strafrechtspflege durchgreifende Reformen in’s Leben riefen. Vorher, im Jahr 
1853, waren bereits die ftaatsbürgerlichen Rechtsverhältniffe der Israeliten um 
Landbewohner dur ein organifches Gefeg von neuem geregelt worden, nachden 
trog aller früheren Berheißungen in Folge der Reaktion des Buntes gegen die 
Geſetzgebung der Jahre 1848 und 1849 der Senat einen Bundesbefhluß ven 
12. Auguft 1852 verkündet hatte, welcher die betreffenden Emancipationsgefege ver 
19. Oft. 1848 und 20. Febr. 1849 für ungültig erllärte. Durch das Gefeg von 
12. Sept. 1853 ift ausgefprohen, daß alle früheren Beichränfungen ver privat 
bürgerlihen Rechte der Staatsangehörigen aufgehoben, wie öffentlihen Staatsämte 
im Allgemeinen für alle Staatsbürger zugänglid, vie Jeraeliten aber weder in 
den Senat und das Bürgerkolleg noch zu Richterftellen wählbar jeien und in te 
gejegebenven Körper nur in einer auf höchſtens vier befchränkten Zahl gelang 
follten. Die Landbewohner, d. 5. die Mitglieder der Landgemeinden, find dageger 
nur von der Wahl in den Senat und die Bürgerrepräfentation ausgeſchleſſen 
fowie von der Verwaltung des Vermögens der ftäbtiihen Gemeinde und wa 
Aemtern, deren Wirfungsfreis auf die Stadt und ihre Bewohner bejchräntt ü 

- Mit dem organischen Geſetze vom 20. Sept. 1856 wird die Berfaflun 
reviſion für Frankfurt — wenigſtens für bie Grundzüge des Staatsorganismui- 
vorausfihtlih auf einige Zeit zu einem Abfchluffe gelangt, an einem Ruhepunt 
angelommen fein. Abgejehen von ver bemirkten Trennung der Juſtiz von de 
Aominiftration und den in der Strafrechtöpflege eingeführten Reformen find ihr 
Refultate wefentlih verfchieden von demjenigen, was bei dem Ausgange der Reviſie 
angeftrebt und verfolgt wurde; denn der Senat nimmt nad dem neuen organiice 
Geſetze in der Geſetzgebung eine felbftftändigere Stellung ein, als ihm die A.CA 
von 1816 angewiejen hatte. 

II. Berfafjung. Der Senat beiteht mit Einfluß der 4 rechtögelehrten 
Stadtſyndiken aus 21 auf Lebenszeit gewählten Mitglievern. Die Eintheilung ir 
drei Ordnungen, fog. Bänke, ift aufgehoben; doch hat die alte Beftimmung ve 
K.E. A., daß zu zwölf Plägen ‘ver pritten, nicht gleichberedhtigten Nathsorbnun 
die zünftigen Handwerker berechtigt feien, infofern Berüdfichtigung gefunden, al! 
auch noch heute in dem Senate wenigftens 4 Mitgliever dem Hanpwerksftant 
angehören müffen. Auch von einer jeden der drei hriftlichen Konfeffionen mühe 
minbeftens 3 Angehörige in dem Senate wirklich fein. Die Wahl eines Senat 
mitglieds erfolgt dur einen Wahlausfhuß, der durch 6 von und aus dem Senat: 
gewählte und 6 von und aus dem geſetzgebenden Körper. gewählte Wahlberrs 
gebildet ift. Zwifchen denjenigen drei Perfonen, welche in dieſem Ausſchuſſe abfelut 
Stimmenmehrheit erhalten, entſcheidet nach altherfümmlicher Weife das Loos burd 
die fog. Kugelung: Namens der Gewählten werden nämlich aus einem Beute 
brei Augeln gehoben und weſſen Bertreter die dabei befindliche goldene Kugel beit, 
ver ift Senator. Können ſich aber die Wahlheren auf einen Vorgeſchlagenen ein 
ftimmig in der Abficht einigen, ihn ohne Kugelung zu erwählen, fo ift er nad 
einer angemefienen Beftimmung des neuen organifhen Geſetzes gewählt. Ausge 
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ſchloſſen von ver Wahl in ven Senat find, abgejehen von Israeliten und Bürgern 
ver Pantgemeinden, fett dem VBürgervertrage von 1613, „bamit die aus der nahen 
Berwandtnig beforgende Parteilichkeit vermieden bleibe”, nahe Angehörige, und ver 
Kreis der aus dieſer Rüdficht Auszufchließenden wurde 1725 noch ermeitert. 
Außerdem wird bei dem zu Wählenden an pofitiven Oualitäten nicht blos wie 
bei allen Staatöftellen das Frankfurter Indigenat, fondern aud ein Alter von 
treißig Jahren gefordert. 

An der Spike des Senats ftehen die beiden Bürgermeifter; fie werben 
aus den 21 Senatoren in zwei fucceffiven Wahlhanplungen durch Skrutinium und 
Kugelung erwählt. Nach der alten Berfaffung wurde der fog. ältere Bürgermeifter 
ans der Bank der Schöffen, der fog. jüngere aber aus der Bank der Senatoren 
mählt; jegt entjcheivet das Dienftalter der Gemählten. Die Amtsvauer ift num 
in Jahr, und darf fein Senatsglied zwei Jahre hintereinander das Amt des 
Vürgermeifters führen. Im ven Rathefigungen, deren zwei regelmäßig in der Woche 
Rattfinden, führt ver ältere, in subsidium der jüngere Bitrgermeifter den Borfig 
und leitet die Deliberation; es fteht vem ältern Bürgermeifter zu, wenn er nicht 
elbft den Bortrag halten will, für vie betreffenden Gegenſtände Referenten zu 
ernennen; außerdem ift ihm namentlich die Leitung der bewaffneten Macht anver- 
traut. Dem jüngern Bürgermeifter ift das Polizeiwefen untergeorpnet und in feinen 
Anvienzen bat er die Inftruftion der Bürgerrechte: und ähnlicher Geſuche, ſowie 
vie Auffiht über alle Hanpwerksangelegenheiten. 

Der Senat übt die ihm übertragene Erefutive dur eine Reihe von Ber: 
raltungsämtern ans, welche er aus feinen Mitgliedern jederzeit auf die Dauer 
von drei Jahren bildet. Dem verfammelten Senate find namentlid vorbehalten 
Me Öegenftände, welche zur Vorlage bei dem gefeßgebenden Körper kommen, die 
Rekurfe gegen Berfügungen der Yemter, alle Gnadenſachen, wozu aud die Bürger: 
tehtögefuche gehören, und die Aemter- und Dienftvergebungen. Das Recht des 
Senats, die Staatöftellen zu befegen, ift übrigens aus früherer Zeit ber ein fehr 
beſchränktes; um nämlich den Nepotisinus, zu welchem vie Regierung eines kleinen 
Gemeinwefens neigt, möglichft zu paralyfiren, hat der Senat bei Erledigung von 
Staatsftellen nur eine Wahl von drei Kandidaten vorzunehmen und zwifchen dieſen 
der Deus ex machina der Frankfurter Konftitution, die goldene Kugel zu entfcheiden; 
dech kann das Einverftänpnif des Bürgerkolleg's von der Kugelung dispenftren. 

Die Aufammenfegung und der Wirfungsfreis des fogenannten Bürger: 
kolleg's, der ftändigen Bürgerrepräfentation, ift durch die neueften Berfaffungs- 
Änderungen nicht alterirt worden. Diefe Inftitution ift ein Denkmal des Geiftes, 
in welhem vie Bürgerſchaft in dem letzten Jahrhundert der reichsſtädtiſchen Zeit 
der liederlichen Wirtbichaft des Raths entgegentrat und mit Hülfe kaiſerlicher 
Autorität die Freiheit der Stadt von einer jehr praftiichen, von ber finanziellen 
Seite, dauernd zu fügen fuchte In ver That wird durch dieſes Kolleg die 
ihm obliegende Kontrole der Regierung im Rechnungsweſen beftändig auf durch— 
greifende Weile geübt; die ftändige Bürgerrepräfentation fendet nämlih auf bie 
verſchiedenen Berwaltungsämter ftändige Deputirte, welche an den Amtsfigungen 
Antheil nehmen und namentlicd die Zahlungsanmweifungen fontrafigniren. Außerdem 
beftehen auf ven Aemtern neben den von dent Senate angeftellten Beamten befondere 
Bedienſtete des Bürgerkolleg's, ſog. bürgerliche Gegenfchreiber, um über ſämmtliche 
Einnahmen und Ausgaben ein genaues Gegenregifter zu führen: Diefe Gegen- 
Ihreiber werden von dem Bürgerfolleg ernannt und in Eidespfliht genommen, 
und den bürgerlichen Deputirten bei dem betreffenden Aemtern liegt ihre Beauf— 
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fihtigung ob. Als Kollegium hat die ftändige Bürgerrepräfentation in allen Yinany- 
angelegenheiten, namentlich zur Feftfegung des Jahresbudgets, mitzuwirken, und 
bei Veräußerung ſtädtiſchen oder Stiftungsvermögens, bei Verwilligung von Rem: 
nerationen und Onadengaben hat der Senat, der deßhalb ſchriftlich mit ihr konferkt, 
ihre Einwilligung einzuholen. Dem Stadtrehnungsrevifionskolleg (fog. Neunern), 
deſſen Mitgliever der ftändigen Bürgerrepräfentation angehören und aus und von 
ihr erwählt werben, fteht ſodann noch vie Revifion über das ganze Rechnungsmelen 
der ftäbtifhen Aemter und Stiftungen zu. Die Mitglieder der ftändigen Bürger 
repräfentation werben gleichfalls dur einen Wahlausfhuß von 12 Perfonen (6 aut 
dem gefeßgebenden Körper und 6 aus dem Bürgerfolleg) erwählt und zwar unter 
Mitwirkung der Kugel. Der Gemählte muß 30 Jahre alt fein; die Stellung if 
(ebenslänglih, doch kann Entlaffung nad fünfjähriger Thätigkeit micht verweigert 
werben. 

Durch das organijhe Gefeß vom September 1856 ift nicht blos vie Ju 
fammenfegung, ſondern aud der ftaatsrechtlihe Charakter des geſetzgebender 
Körpers der Alte von 1816 weſentlich verändert worden: kaum durch ta 
Eintritt von früher nicht oder wenigftens nicht in dem gleihem Umfange Berechtigten 
(Lanpbewohner und Jsraeliten), aber in hohem Grade durch den Austritt der W 
Rathsglieder und die damit verbundenen Folgen. Mitglieder des Senats lünnen 
jest nicht mehr in die gefeßgebenvde Berfanmlung gewählt werden. Die Abſicht ver 
KEN, daß das ver Bürgerfchaft zuftehenve Recht der Gefeßgebung allein dur 
einen eigenen Staatslörper ausgeübt werde, in welchen der Senat aus feiner Mitt 
zwar aud Deputirte fenvet, bei deſſen Verhandlungen diefe aber „nur durch te 
Uebergewicht der Gründe einen wirffamen Einfluß in Anfehung der gegemüke 
ftehenden großen Majorität der mitftimmenvden Bürger erhalten können“, — vie 
Abfiht war .infofern unausgeführt auf dem Papiere ftehen geblieben, “als der Semi 
faltiſch dadurch eine Mitwirkung bei der Regislatur erhielt, daß ihm die Ausführen | 
der Beſchlüſſe der gefeßgebenden Berfammlung und die Publikation der von ik 
angenommenen Gejege in die Hand gegeben war und begreiflicher Weife in Fällen 
in welchen er die Anficht der geſetzgebenden Verſammlung nicht theilte, auch niet 
erfolgte. Die Sache ift jest umgedreht: die indirefte Vertretung nämlich, die dr | 
Senat früher durch feine Deputirten in dem geſetzgebenden Körper gefunden hattt, 
ift weggefallen, jene faktiſch ausgeübte Mitwirkung bei der Legislatur dagegen ü 
eine rechtliche verwandelt; denn die definitive Entſcheidung fteht, wenn Senat un 
gefeßgebenver Körper verjchievener Anficht find, in den nambafteften Fällen mid! 
mehr bei dem gefeßgebenden Körper, fondern foll auf dem Wege gegenfeitiger 
Berftändigung durch einen Vermittlungsausfhuß (beftehend aus 5 Mitgliedern dei 
Senats und eben jo viel Mitgliedern der gefeßgebenven Verſammlung) herbeigeführt 
werben. Beruht die Verſchiedenheit der Anſichten auf divergirender Auslegun 
gefegliher Beftimmungen, jo fann dann noch von Senat oder geſetzgebendem Körpe 
bie Entſcheidung des Yübeder Gerichtshofs angerufen werden und ift deſſen Aut 
ſpruch fofort mit Kraft authentifcher Interpretation als Geſetz zu veröffentlichen. 
Mit diefer Mopififation ift der Wirkungsfreis des gefeßgebenden Körpers ber ihm 
1816 angewiefene; es gehören dazu die Geſetzgebung im Allgemeinen, in specit 
bie Befteuerung und die Anordnung und Einrihtung des Militärwefens, die Sant 
tion aller Staatsverträge, die Ueberfiht über den gefammten Staatshaushalt unt 
Genehmigung des jährlichen Budgets, der fog. jährlichen statuum exigentie, di 
Entſcheidung in Difjensfällen zwiſchen Senat und Bügerfolleg, in bebeutenbern 
Fällen die Ginwilligung zur Veräußerung ftäptifcher Semeinbegäter, die oben 
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—— Mitwirkung bei Beſetzung von erledigten Stellen im Senate und im 
ärgerfolleg und die Bewahrung und Erhaltung der Berfaffung.- Die Vorträge 
zu den Verhandlungen der Berfammlung erfolgen ſchriftlich von Seiten des Senats, 5) 
Das Recht der Initiative fteht außerdem in mobificirter Weife ver ftändigen Bürger- 
repräfentation als folher und jedem einzelnen Mitglieve des geſetzgebenden Körpers zu. 

Die Verhandlungen des gefeggebenden Körpers find im der Regel öffentlich, 
er wirb jährlich neu gebildet (die Berfammlung muß von dem Senate jedes Jahr 
auf den erften Montag des Novembers zufammenberufen werden, fonft fie fih aus 
eigenem Rechte konftitwirt), und befteht jest aus 57 Mitgliedern aus der Bürger- 
Ihaft der Stadt, aus 20 Mitgliedern aus der ftändigen Bürgerrepräfentation und 
aus 11 von den Landgemeinden erwählten Mitgliedern. In den zu Frankfurt 
gehörigen Landgemeinden ift ver Wahlmodus fehr einfach: im jeder Gemeinde wählen 
bie felbftftändigen Gemeindebürger jährlich je einen und in ven 3 größeren je zwei 
Vertreter direft durch einfache Mehrheit. Romplicirter ift der Wahlmodus für vie 
Mitglieder aus der Bürgerſchaft der Stadt. Ein Wahlcenfus ift aud hier unbe- 
tannt, vielmehr ift jeder Bürger der Stabt zur Theilnahme an der Wahl berechtigt; 
die Wahl gefchieht aber nicht direkt, fondern dur ein Wahlfolleg, welches durch 
die in drei Abtheilungen ftimmende Bürgerfhaft gebildet wird; wählbar ift jeder 
30jährige felbftftändige Bürger, nur die Falliten oder die wegen eines peinlichen 
Vergehens Beftraften oder Ungeflagten find ausgefchloffen. Die K. E. A. beftimmt 
vie Abtheilungen der Bürgerfchaft — die Stadt bildet einen einzigen Wahlbezirt — 
jelgentermaßen: Abtheilung I: die Adeligen, vie Gelehrten, alle Staatsbiener, die 
Offiziere des fog. Linienbataillons, die Gutsbefiger, Rentiers, Lehrer und Künfltler. 
Ahtheilung II: die Handelsleute, ohne allen Unterfhier, aud die verbürgerten 
Handlungceommis und die Wirthe. Abtheilung III: die zünftigen Handwerker und 
alle übrigen Bürger. Jede diefer drei Abtheilungen wählt 25 Wahlmänner, Die 
jo gewählten Wahlmänner vereinigen fi zu dem Wahlfolleg der Fünfundſiebziger 
und wählen aus allen Ständen der Bürgerfchaft durch abfolute Stimmenmehrheit, 
57 Bürger (morunter 4 Jsraeliten fein dürfen) für das bevorftehende Jahr zu 
Mitgliedern des geſetzgebenden Körpers. 

Diefe Eintheilung der Bürgerfhaft, wie fie die K.E.U. aufftellt, nad 
drei Maffen von numerifch fehr verſchiedenem Umfang, von melden übrigens feine 
vor der andern einen Rang oder Vorzug geben ſoll, beruht nicht auf hiſtoriſchem 
Boden, jondern ift das Produkt der Berathungen der XIII. Bei den patriarchaliſchen 
Zuftänden, weldhe dem Jahre 1848 vorausgingen, traten die Mängel der Klaffi- 
fifation und des ganzen Wahlmodus faum hervor; dies hat fi aber geändert, 
feit fih auch in Frankfurt Parteien gebilvet haben, die ſich fchroff gegenüberftehen. 
Die ganze Eintheilung erweift fi nicht blos als eine höchſt willfürlihe, ohne 
irgend welche reelle Bafis — (der Unterſchied, wie er durch die Berfchievenheit des 
Befiges, der Interefien, ver Bildung und Anſchauungsweiſe ꝛc befteht, ift bei den 
ausgebildeten focialen Zuftänden Frankfurts innerhalb ver verfchievenen Abthei- 
ungen felbft ungleich größer als zwifchen den einzelnen Abtheilungen untereinander) —, 
fondern es zeigt ſich audh, daß der Wahlmodus, die indirefte Wahl durch ein 


5) (Eine Vertretung des Senats durch Abordnung von Mitgliedern oder Beamten ale Res 
gierungsfommiffäre wäre durch das neue organifche Geſetz nicht ausgeſchloſſen, auch nicht weniger 
um eigenen Intereſſe des Senats wie im Allgemeinen wünfchenswertb; unbegreiflicher Weife hat 


der Senat aber bie jept hierauf zielende Anträge der Bürgerſchaft abgelehnt. Daß in diefer Be: 
siebung feine Beftimmung getroffen ift, erfcheint ale die fühlbarfte Lücke der letzten Vertaffungsreviflon. 
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einziges Wahltolleg, in ven Händen von Parteien, die ihre Zwecke verfolgen, noth 
wendig ftatt eine verhältnigmäßige Bertretung der Anſichten der Bürger zu be 
fördern, zu der Herrihaft der einen und zum Ausfchluffe der andern Partei fühn: 
Wenn die eine Partei in einer Abtheilung ganz und in der andern aud nur mit 
ver Mehrheit einer einzigen Stimme durchdringt und ſonach von den 75 Stimmen 
in dem Wahifolleg über 38 gebietet, fo ift die ganze Wahl ver Mitglieder vet 
gefeßgebenven Körpers in ihrer Madt. Da nun, wie erwähnt, alljährlich cin 
Integralerneuerung des gefegebenden Körpers ftattfindet, fo ift auch jährlid vie 
Möglichkeit eines totalen Wechfeld in dem gefeßgebenden Körper und damit eine 
dem Wechſel der Perſonen entſprechenden Schwankens in der Verwaltung nak 
gelegt. Die bezeichneten Mängel werden allgemein als folde erkannt, und eine X 
bülfe in viefer Beziehung durch theilmeife Veränderung der Verfaſſung wirt af 
längere Zeit nicht zu umgehen fein. 

Die wirkliche Errungenschaft ver legten Verfaſſungsreviſion ift die durchgeführ 
Trennung der Juftiz von der Adminiftration und vie gleichzeitig ir! 
Leben getretene Reform in der Strafrehtspflege. Der Senat bat jegt di 
Oberaufficht über die Rechtspflege; er forgt für die verfaffungsmäßige Einrictun 
der Gerichte, Beſchwerden über verweigerte oder verzögerte Juſtiz gehen von der 
Dbergerichten an ihn. Der oberfte Gerichtshof ift für Frankfurt im regelmäfigen 
Inftanzenzuge das Oberappellationsgericht zu Lübeck; daneben fteht es aber wenigftent 
in Givilfahen ven Parteien frei, auf Aftenverfendung behufs der Einholung ve 
Entſcheidung eines auswärtigen Spruchkollegiums anzutragen. In Frankfurt jet 
beftehen zunächſt für die Givilrehtspflege ald Kollegialgerichte das Stabtgerik 
und das Appellationsgericht. Für Saden, in weldden ver Streitgegenftand nis 
ven Werth von 300 fl. überfteigt, find als erfte Inftanz die beiden mit gelchi 
Einzelrichtern befegten ſog. Stabtämter und analog für die Yanpbewohner das far 
juftizamt beftellt. Das Stadtgericht, welches die zweite Inftanz für diefe Iuftizämte 
bildet, iſt für alle übrigen Rechtsſachen das Gericht erfter Inftanz. Es beit 
unter dem Borfige eines Direftord aus 9 Räthen und zerfällt rückſichtlich ve 
bürgerlichen Rechtspflege in zwei Abtheilungen, in die für ftreitige Rechtsſachen un 
die für die freiwillige Gerichtsbarkeit. Als zweite Inftanz (reſp. für Saden zu 
Kompetenz der Yuftizämter als dritte) beſteht das Wppellationsgericht: es zäbl 
7 Mitglieder und aus dieſen 7 Räthen wirb ver Präſident (gleichwie der Dircher 
des Stadtgerihts aus deſſen Räthen) auf je drei Jahre vom Senat ernannt. Die 
Mitglieder des AUppellationsgerichts und diejenigen des Stadtgerichts werden burd 
ein Wahltonflave ganz im derſelben Weife wie vie Mitgliever des Senats mi! 
oder ohne Kugelung ermählt. 

Als materielles Civilrecht gilt in Frankfurt das gemeine Recht auf römiider 
Grundlage; doch ift es weſentlich mobdificirt in der Frankfurter „Reformation“ vor 
1578 binfichtlih der Güterrechte der Ehegatten, und durch die neuere Gefepgebun 
bezüglich der Beftimmungen über das Pfandrecht und ähnlicher dem fortgefchrittenen 
modernen Verkehrsleben nicht mehr entfprechenver Lehren. Das Hypothelenweſer 
ift nach den Grundſätzen der Publicität und Specialität geregelt und trefflich ver 
waltet. Seit dem 1. Mai 1851, dem Zeitpunfte der Einführung des Inftitutt 
ver bürgerlichen Che, ift an die Stelle ver frühern ſog. Hauptlirhenbucfübrun 
eine nad den Principien des code civil geordnete Civilſtandesbuchführung getreten. 
Bezüglich der bürgerlichen Nechtsfahen hat das Gefeg vom 7. Nov. 1848 für 
die in Frankfurt befinvlihen Inftanzen ein Prozefverfahren eingeführt, wonad 
die Schriftlichleit möglichft beichränft ift und jedem Erkenntniſſe regelmäßig 
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eine mündliche und öffentliche Verhandlung vor dem erfennenven Richter vor= 
ergeht. 

Biel umfangreicher und durchgreifender hat die Gefeßgebung ber legten Jahre 
fih mit der Verbeſſerung der Kriminalrehtspflege befhäftigen müſſen. Seit 
dem 1. Januar 1857 ift das Strafgefegbuh des Großherzogthums Heſſen, deſſen 
legislatoriſcher Werth anerlannt ift und welches bereitö in dem benachbarten 
Herzogthum Naffa eingeführt war, in unveränderter Geftalt adoptirt, Die ſcharfen 
Strafen, die nach demfelben zu verhängen find, bilden freilich einen grellen Kontraft 
gegen die frühere Kriminalrechtspflege; diefe ging zwar von ber Carolina aus, 
fie war aber durch eine väterliche Gerichtspraris zu einer faft übermäßigen Milve 
zelommen. ©leichzeitig mit dem alten Strafgefege ift aud das alte ſchriftlich— 
mauifitorifche. Strafverfahren derogirt und ftatt deſſen ein öffentlih mündliches 
Anflageverfahren eingeführt worden, das im Wefentlichften vem franzöfifchen 
Kriminalprogefje nachgebilvet ift. Mit Ausnahme einiger weniger Vergehen (Injurien, 
Chebruch, Familiendiebſtahl ꝛc.) wird jede im Strafgeſetzbuch mit Strafe beprohte 
dandlung von ver dem Senate unmittelbar untergeorbneten Staatsanwalt» 
haft verfolgt. Diefe hat die Leitung ver gerichtlichen Polizei, fie kann, wenn 
Gefahr im Verzuge und der Unterfuhungsrichter nicht zur Stelle ift, Hausfuhungen 
und Beihlagnahmen vornehmen; doch ift zu Hausjuhungen und BVerhaftungen 
regelmäßig nur der Unterfuhungsrichter befugt und aud) diefer an die Beobachtung 
gewiſſer den Angefchuldigten ſchützender Formen gebunden. 

Zur Ausübung der Strafjuſtiz beſteht: I. für Uebertretungen des Polizeiſtraf— 
zieged und anderer Kontraventionen das einem Einzelrichter übertragene Rüge- 
gericht. II. Das aus 3 Mitgliedern des Stadtgerichts beftehende Zuchtpolizeigericht. 
IN. Der Affifenhof unter Zuziehung von 12 Gefhwornen; er wird gebilvet aus 
nindeftens 3, meift 5 Mitglievern des Appellations- oder Stadtgerichts. Der 
Pröfident des Affifenhofs wird für die einzelne Affifenperiove vom Appellations- 
geriht ernannt, die Übrigen Mitglieder des Afifenhofs ernennt der Präſident des 
Appellationsgerichts. Der Affifenhof ift kompetent für alle mit Todesftrafe, mit 
Dienftentfegung, mit Zuchthaus allein, oder im höchſten Strafmaße bevrohten Ver— 
brehen, ferner für Aufruhr, Münzverbrehen, Fälihung von Staatspapieren, 
Meineid, Duell, Erprefiung und doppelte Ehe; für alle anderen Vergehen ift das 
Zudtpolizeigericht zuftändig. Verufungen vom Rügegericht geben am das Zucht 
yolizeigericht, Berufungen vom Zuchtpolizeigerichte an IV. das Appellationsgeridht. 
Außerdem befteht V. ein Kaflationshof. Diefen fol das Oberappellationsgericht in 
Lübeck bilden. Bis zur Einführung des bei demfelben zu beobadjtenden Verfahrens 
gehen die Nichtigfeitsbefhwerden an eines der Sprucdfollegien zu Bonn, Jena 
oder Tübingen. ° 

Bei der geringen Ausvehnung des Staatsgebietes und dem Mangel jeglicher 
Genfuseintheilung bot die Bildung der Gefhmwornenlifte in Frankfurt einiger 
maßen Schwierigkeiten. Doc ift ver Modus, melden das Geſetz ſchließlich eingeführt 
hat, ein ganz entſprechender. Aljährlih im Monat Oktober wird unter dem Vor- 
Nge des jüngeren Bürgermeifters eine Kommiſſion, beftehend aus 6 weiteren Mit- 
gliedern des Senats, 7 Mitgliedern des gefeßgebenden Körpers und 7 Mitgliedern 
der ftändigen Bürgerrepräfentation gebildet, welche aus der Zahl der wirklichen 
Bürger in Stadt und Land 200 für die Dienftlifte ver Gefhwornen des folgenden 
Jahres nah abfoluter Mehrheit auswählt. Aus dieſer wird für jede Affifenfigung 
die erforderliche Zahl durd das Loos gewählt. Bemerkenswerth ift, daß das Ge— 
ſtandniß des Angeflagten die Mitwirkung der Geſchwornen ausſchließt; daß jede 
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Schuldigerflärung mit mehr als 7 Stimmen von den Gefhwornen gefaßt fein muß un 
daß dem Gerichtähofe, falls er einftimmig der Anficht ift, die Geſchwornen hätten mit 
Unrecht ein Schulvig gefprochen, freifteht, vie Sache an eine andere Aſſiſe zu verweilen. 

Ein fehr fühlbarer Mangel ver Strafrehtspflege liegt in Frankfurt not 
immer im Auftande des Gefängnifwejens Es fehlt fo fehr am geeigneten 
Gefängnißlofalitäten, daß feit 1848 kraft eines Staatsvertrags mit dem Orof 
berzogthum Hefien alle in Frankfurt zu Zuchthaus: oder Korreftionshansftrai 
BVerurtheilten ihre Strafe in heſſiſchen Strafanftalten verbüßen. 

Für die m. über Kompetenzkonflikte, melde fich zwiſchen Ber: 
waltungsbehörden und Gerichten entfpinnen können, ift durch ein Geſetz von 


20. September 1856 eine eigene Behörde, der Gerichtshof für Kompetenztonflitt, 


eingeführt. Er wird alle drei Jahre gebildet dur 3 Mitglieder des Senats, 3 vor 
den Gerichtsräthen aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern des Appellations- un 
Stadtgerihtd und einem von bdiefen 6 Perfonen gewählten Mitglieve aus te 
Bürgerſchaft. Den Vorfig führt das dienftältefte Mitglied aus dem Genate. 
Im Ganzen verdient die Rechtspflege (und zwar befonders vie für bürger 


liche Rechtsftreitigfeiten nicht erft feit Einführung der neuen Organifation) die 


Bezeihnung einer raſchen und unabhängigen, und Franffurt fteht im viefer dr 
ziehung wohl hinter feinem deutſchen Bundesftaate zurüd. 

Die beveutenpften VBerwaltungsämter, denen die eigentliche Aominiftratier 
meift von Alters ber zufteht, find : für die Verwaltung des ftäbtifchen Gemeinde 
vermögens die Stabtlämmerei und das Forftamt, für die Dorfichaften das Lan 
verwaltungsamt, für die Finanzen, Handel ꝛc. das Recheneiamt — (nad Beſtin 
mung der faiferlihen Refolutionen hat dieſes Amt die ausſchließliche Führung di 
gefammten Kaffenmwefens, mit alleiniger Ausnahme ver zur Berzinfung und Tilgun 
der Staatsfhulden beftimmten Cinnahmen und Ausgaben, des Reflorts ver joy 
nannten Schulventilgungstommiffion) —, für die Handhabung der Polizei d 
Polizeiamt, für das Militärwefen das Kriegszeugamt, für die eigentliche Baupoli 


und die Peitung der öffentlichen Bauten das Bauamt und für die Auffiht übe 


die Berwaltung der Staatseifenbahnen und Oberauffiht über die Privatbahnn 
vie Banamts Eifenbahn-Seftion. 
IV. Nach einer Beftimmung der K. E. A. ift jeder der drei hriftlihen Konfeſſioner 


zunächſt die Sorge für ihre religiöfen, kirchlichen, Schul und Erziehungs 








angelegenheiten unter ver Oberaufficht des Staats überlaffen. Diefe wird vn 


dem Senat geübt, doc ift dem gefeßgebenden Körper die Sanktion organifcher Ein 
richtungen und die Genehmigung allgemeiner Verordnungen vorbehalten. Für Ni 
lutherifche Gemeinde ver Stadt ift feit dem organifchen Gefege vom 7. Februet 
1857 und den daſſelbe begleitenden Ausführungsgefegen an die Stelle ver reiht 
ftäbtifhen Konfiftorialverfaffung eine neue Organifation getreten, welche ſich dem 
Presbyterialſyſtem zuwendet und der Gemeinde wefentliche Rechte einräumt. Die 
Gemeinde war früher ganz ungeglievert, jet ift fie in ſechs Pfarrfprengel ein 
getheilt für die Wahlen in ven Gemeindevorftand und zu den Pfarrftellen; jedem 
Sprengel ift eine der ſechs dem Iutherifchen Kultus gewidmeten Kirchen zugewieſen 
doch befteht noch fein Pfarrzwang. Die Dotation, welde ver Staat der luthe 
riſchen Gemeinde für die Bedürfniſſe ihres Religionskultus und Schulwefens nad 
der K. E.A. zu gewähren bat, ift im Jahre 1830 neben einer Naturalleiftun 
von Holz auf eine ewige unablösbare und unveräußerliche Rente von jährlie 
28,500 fl. firirt worden; außerdem find auch ven evangelifch » proteſtantiſcher 
Gemeinden die Schulgebäude mit völliger Abgabefreiheit überlaflen und hat der 
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Staat vie Verpflichtung übernommen, den ungebedten Bedarf diefer Schulen jeber- 
zeit direlt aus feinen Mitteln zu ergänzen. Die reformirte Gemeinde, welche 
wiederum in die größere veutfchereformirte und die wenig zahlreiche franzöflich- 
reformirte Gemeinde zerfällt, hat ihre eigene Presbyterialverfaffung, feit 1820 ein 
befonderes Konfiftortum und ſchon feit reichsftäntiicher Zeit das Recht der Wahl 
ihrer Prediger, Kirchendiener ꝛc. Einen Beitrag zu den Koften ihres Religionskultus 
beziehen die Reformirten von dem Staate nicht. Die Religionsverhältniffe ver 
Katholiken angehend, fo gehört Frankfurt zu ber oberrheinifhen Kirchenprovinz 
und ift dem Bisthum Limburg zugetheilt. In Gemeinfhaft mit den übrigen be- 
theiligten Regierungen bat die Stadt die Verhältniſſe der oberrheinifhen Kirchen- 
provinz unter Annahme ver betreffenden päpftlihen Bulle durch das Gefeg vom 
5. März; 1830 geregelt und die Rechte ver Staatsgewalt auf Schu und Ober— 
auffiht über vie Kirche in vollem Umfange gewahrt. Auch die fatholifhe Gemeinde 
bezieht nad ver K. E. A. und Geſetz vom 23. März; 1830 eine Staatsbotation 
zu ihrem Kirchen: und Schulwejen. Der Betrag der dafür beftellten ewigen Rente 
war zuerft auf 16,300 fl. normirt, in Folge von Beichwerden beim Bunbestage 
ift derſelbe im Vergleihswege im Jahre 1854 auf 19,100 fl. erhöht worden. Der 
Staat hat außerdem auch ‚ihr gegenüber für ihr Schulwefen dieſelbe Berpflihtung 
übernommen wie bei ven evangelifch-proteftantifchen Gemeindeſchulen. Die israeli- 
tifhe Gemeinde forgt aus eigenen Mitteln für die Berürfniffe ihres Kultus und 
auch ihres Schulwefens unt ihr Vorftand übt unter Kontrole eines Gemeinde: 
ausfhufles zu dieſem Behufe ein vom Staate anerfanntes Recht der Beſteuerung 
ihrer Glieder aus. Zur Handhabung der ftaatlihen Oberaufficht beftellt der Se: 
nat aus feiner Mitte einen Kommiſſär ad hoc. 

Die erfte Biltungsanftalt für alle Konfeffionen, welde Frankfurt befigt, ift 
fein Oymnafium; verfaffungsgemäß fteht es noch wie ehedem unter der Aufficht 
tes lutherifhen Konfiftoriums. Namentlih in ven legten Jahren hat die Sorge für 
die Berbefferung des Schulwejens (und befonders des Gymnaſiums) durch Beru- 
fung ausgezeichneter Yehrträfte, Aufbefferung ver Lehrergehalte und Herftellung 
nöthiger Gebäulichkeiten vie Verwaltung fehr beſchäftigt und der Aufwand des 
Staats für diefe Rubrif feiner Bedürfniſſe ift ſehr geftiegen. 

Frankfurts Gemeinwefen ift begreiflicherweife viel zu flein, als daß von Staate- 
wegen für höhere wiffenihaftlihe Bildung und Kunft etwas Namhaftes geſchehen 
fönnte; in dem empfänglihen Sinne feiner Bewohner haben fie aber ftets eine Stätte 
gefunden und wenn vie Stiftungen des Städel'ſchen Kunftinftituts uud des Senden: 
berg'ſchen medicinifchen Inftituts ſchöne Denkmale eines ſolchen Sinns für bie 
Vergangenheit find, fo zeigt die Sendenberg’ihe naturforſchende Geſellſchaft in 
ihren Sammlungen und Anftalten noch heute, was Liebe zu den Wiſſenſchaften 
durch den Gemeinfinn der Bürger eines feinen Staats vermag. 

Kaum eine andere Stadt in Deutfchland dürfte für ihre Armenpflege 
im Beſitze jo vieler und großer Stiftungen fein als das „mohlthätige" Frankfurt 6). 
Fitr die verſchiedenen größeren Stiftungen beftehen eigene Pflegämter von Bürgern 
gebildet: fie fteben umter Auffiht des Senats und Kontrole ber Bürger⸗Kollegs 
und ber Neuner. Im Allgemeinen macht ſich bei der vorhandenen Trennung der 
einzelnen Stiftungen (befonders auch in fonfeffioneller Beziehung) der Mangel 
einer centralen Leitung geltend. 





6, Das Aranfrurter Armenweien ift umfaſſend dargeitellt von Dr. med. Wilh. Strider in 
ver Monatsichr. für deutiches Städte und Gemeindeweien. Jabra. 1857. S. 289 ff 
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V. Eine Ueberfiht über den nicht fehr verwidelten Staatshaushalt 
Frankfurts bietet einigermaßen der Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben tet 
vergangenen Jahre 1857: 

I. Einnahmen : 
. Gefälle von ftädtifhem Örundeigentbum . . fl. 120,500 
. Regierungs-, Bolizeis, ag Strafen, Stempel, 
Konceffionen und Anmodiationen . 


| Su 


3. Acciſe und Konfumtionsabgaben j s 
4. Hanbelsabgaben, Meßabgaben, Lagergeld, Siacittaegtaph = 497,500 
5. Staptbeleuchtungs- und EN: : . 43,00 
6. Dorfichaften ; i a 10,000 
7. Reinertrag der Eiſenbahnen = 250,00 
8. Einkommen-, Wohn: und Mietbfteuer, Additionalaccife, Grtra- 
Kriegsauflagen, Antheil am Permiffionsftempel und Lotterie = 550,00 
9. Dienft ver Pfandamtskaſſe men ——— 8,000 
10. Berfchievene Einnahmen . . — 10,50) 


— fl. 1,917,900 
II. Ausgaben : 


1. Obere Staatsbehörben und Aa ....fl. 144,648 7k. 
2. Juſtizbehörden . . . 2 en. 111,47 —: | 

3. Berwaltungsäamtr . . 2 2 nn nn 34,662 2: 
4. Militär und Poli . . . nn. 440,101 40 

5. Kirchen-, Schul: und Studienwefen . a a ee 92,216 29 : 
6. Armenwefen und Unterftügungen . . 2. — 62,740 — 

7. Verſchiedene unvorhergefehene Ausgaben, er 45,271 — 
8. Penſionen, Suſtentationen und ewige Rente1908,705 48 

9. Dienſt der Schuldentilgungsffle . » 2 2020.02 554,862 — | 
10. Dienft ver Bfandamtlhlie . . . 2... s 7, 693 54 : 


* fl. 1 ‚922,248 20 h 
Nady den Orundfägen einer guten Haushaltung werben die Ginnahme 
immer nur jehr mäßig angeichlagen, fo daß fie ftets mehr ertragen; das unbeden⸗ 
tende Deficit iſt daher nur ſcheinbar und verwandelt ſich in einen nicht unbeträdt: 
lihen Ueberfhuß. — Unter den Einnahmen find ‚in der Rubrik Handelsabgaber 
vornehmlich der auf Frankfurt entfallende Antheil an den Zollvereinsrevenuen in 
Anſchlage von fl. 350,000 enthalten. Die Eifenbahnen haben fih im dem legte 
Jahren immer mehr und mehr. als nutzbringende Kapitalanlagen erwieſen: Dit 
Main-Nedar-Bahn z. B. hat im Jahre 1857 6,35 pCt, vie Main⸗Weſer-Bah⸗ 
im Jahre 1856 3,76 pGt. Neinertrag des aufgewwandten Bankapitals geliefert, — 
daß vie erftere Bahn allein bei einem Baulapitale (der Stadt Frankfurt) ver 
41/, Millionen den für die Eifenbahnen überhaupt in Ausficht genommenen Ein 
nahmebetrag um circa fl. 35,000 überftiegen bat. Cine amdere ergiebige Finan: 
quelle ift der Antheil ver Stadt an der feit Ende des vorigen Jahrhunderts ir 
Frankfurt beftehenven Kaffenlotterie. Bon annähernd gleichem Ertrage hat fid ti 
Gintommenfteuer (namentlich feit Einführung einer aus Bürgern gewählten Shi 
tzungskommiſſion) erwieſen; diefe Steuer wird von Einkommen unter 300 fl. nid‘ 
erhoben und von den größeren in fteigenvder Sfala von 1/, pCt. bis zu 2 pl 
im höchſten Anfage (bei jährlihen Einkommen von über 8500 fl.). 
Im Ganzen hat Frankfurt siegt gegen fiebenzehn Millionen Staatsjhulten: 
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ſie rühren theils nod aus den Kriegszeiten (circa noch fl. 5,800,000), theils von 
vem Bau der Eifenbahnen her, theils find fie in der jüngften Zeit für ähnliche 
Baubedürfniffe (mamentlih Hafenerweiterung und Berbindungsbahn) und für bie 
Tilgung der befonders aus Vorjhüffen an den Bund entftandenen ſchwebenden 
Schuld aufgenommen worden : das Stabtvermögen und die Erträgnifie der Eifen- 
bahnen bieten den Gläubigern eine anfehnlihe Garantie, abgeſehen von den zu 
ihrer Berzinfung und Tilgung beftimmten aufßerorbentlihen Abgaben, namentlich 
der Einfommen- und ver Wohn- und Miethitener. 

Da für Frankfurt das in wirflihem Dienfte befinvlihde Militär aus ge 
werbenen Soldaten gebildet wird und nur der feit September 1848 eingefchlafene 
Stadtwehrdienſt den Staatsangehörigen obliegt, jo bildet die Ausgabe für das 
Nilitärmejen einen ſehr anfehnlihen Theil des Berürfnißftandes (gegen 
270,000 fl.). Die Stärfe des zu ftellenden Kontingents (Ein Bataillon von ſechs 
Kompagnieen) beträgt gegenwärtig im Ganzen 1007 Mann, nämlih 783 Haupt: 
Iontingent und 224 Reſerve. 

VI. Seit dem Jahre 1849 hat aber Frankfurt ald Sig der deutfhen 
Bundesbehörden außer feinem eigenen Kontingente nod eine ſehr anfehnliche 
Befagung, welde von den drei größten Bundesſtaaten Defterreih, Preußen und 
Bayern (im Ganzen regelmäßig nicht unter 4000 Mann) unterhalten wird. Da 
laum abzufehen ift, ob und wann diefe Bundestruppen Frankfurt wieder verlaffen 
werden, jo wäre es geboten, daß die einfchlagenden Berhältniffe auch in einer 
Reife georbnet würden, melde mit der ftaatsrechtlihen Stellung Frankfurts als 
äiner jelbftftännigen Stadt im Cinklange fteht. Die Lofalverhältniffe der Bun- 
keverfammlung felbft und die Vorrechte der Bunbestagsgejandten find dagegen 
ihon vor Eröffnung der Verfammlung durch einen Notenwechjel mit dem Senat 
im Oktober 1816 in den Präliminarfonferenzen geregelt worden und der Genat 
hat im Februar 1824 die gleichen gefandtichaftlichen Rechte aud den bei dem 
wutihen Bunde affrevitirten Geſandtſchaften gewährt. 

VO. Es ift nicht zu läugnen, daß der Aufenthalt ver Bundesbehörden und 
ver bei dem Bunde affrevitirten Gefandtihaften in Verbindung mit bem allge: 
neinen, fteigenven Fremdenverkehre dazu beiträgt, das großſtädtiſche Anſehen Frank— 
urts zu heben und ihm das Gepräge einer Yurusftadt aufzubrüden, doch ift dieſes 
Moment für die Entwidlung Frankfurts nur von ſekundärer Bereutung : der 
dern feines Lebens ruht nod immer in feinem Handel, nur bat fidy viefer 
ommercielle Charakter Frankfurts im Laufe des Jahrhunderts weſentlich verändert. 
Der eigentliche Waareuhandel beichräntt fih mehr auf Kolenialmaaren, Wein, 
ohe Häute und Leder ꝛc. zc. und die einft jo berühmten Mefien haben faum nod 
sale Bedeutung. Um jo wichtiger ift aber Frankfurt im Staatspapier- und Geld— 
andel. Der Ruf der Solivität, den es als Hanvelsplat genießt, ift, wenn aud) 
uf Koften des Unternehmungsgeiftes, fein eitler und die in Jahre 1854 gegrün- 
ete Frankfurter Banf kann, da ihre Statuten auf anerkannt gefunden Prin- 
ipien beruhen, als Bermittler und Regulator des Verkehrs nur dazu dienen, den 
tredit Frankfurts zu erhalten umd zu befeftigen. Zur Wahrung der Intereffen des 
Jandelsftandes befteht übrigens als deſſen Organ ſchon aus der primatifchen 
yeit eine Handelskammer von zwanzig Mitgliedern, melde auch bei Hanbeld- 
rocefjen Ajfefioren mit votum consultativum zu den Gerichten beputirt. 

Geradezu unerfreulih find die gewerblihen Zuftänve in Frankfurt: ge 
gli beftehen mit geringen Movififationen noch die veralteten Nahrungs- und 
yunftbefhränfungen ; fie find zumal feit dem Eintritte Frankfurts in den Zoll- 
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verein, feitdem das Cinbringen fremder Hanbmwerfsarbeiten als Handelsartilel aus 
zwifchen den Meffen erlaubt ift und fremde Handwerker auf Beftellung Frant: 
furter Einwohnern Arbeiten in die Stabt liefern dürfen, ohne großen praktiſchen 
Werth für die Gewerbtreibenven felbft, dienen aber vielfah nur zur Plage un 
ungerechtfertigten Beftenerung der Konfumenten und "hindern die Ausführung 
größerer induftrieller Unternehmungen. Im Allgemeinen find übrigens vie Ge 
werbtreibenden in Frankfurt auch weit genug vorgefchritten, um eine Aenberun 
des Gewerbeweſens, weldhe ven heutigen Bebürfniffen und anderwärts beftehente 
gewerblichen Zuftänden entfpricht, nicht allein ertragen zu können, fondern fie wär 
ben bald felbft den größten Nuten davon empfinden. Seit November 1855 bi 
der Gewerbeftand eine gefegliche Vertretung feiner Intereffen nad Analogie 
der Hanbelsfammer in einer Gewerbefammer erhalten. Wann aber ver Eärnit 
zur Grlaffung einer neuen Gewerbeordnung gethan werben foll, wird vie Zei 
lehren. 

VII. Ein wegen ver inneren Verwandtſchaft analoges Bild bieten die ve 
ftimmungen über die Niederlaffung in Franffurt, refp. die Aufnahme in das frant 
furter Bürgerredt. Nah alter reichsſtädtiſcher Anfhauung ift dem Senate durt 
die K. E. A. nur geftattet, Fremden, welche erweislic mwenigftens 5000 fl. inferiren, 
im Wege der Gnade das Bürgerrecht zu ertheilen; dagegen befteht noch eine fi; 
ferlihe Refolution von 1725 in Kraft, daß denjenigen fremden, melde fib u 
Frankfurter Bürgerswittwen oder Töchter verheirathen wollen, nicht wohl vi 
Ertheilung des Bürgerrehts vom Magiftrate könne vorenthalten werden. Di 
große Zahl derjenigen, die weder 5000 fl. inferiren können, noch eine Bürget 
wittwe oder Tochter heirathen können oder mögen, ift von ber Erlangung Y 
Bürgerrehts und damit von dem Rechte eine bürgerlihe Nahrung zu betreie 
ausgeihloffen, fie mögen fonft no fo geeignet fein, einen achtbaren Zumade de 
Bürgerſchaft zu bilden. Der Zufluß aber, ven Frankfurt an Mindervermögene | 
wirflid erhält, erfolgt auf einem Wege, bei weldem mehr die Laune des Zufalk, 
als einfichtspolle Prüfung entfcheidet. Selbft die Angehörigen ter frankfurt 
Tandgemeinden genießen bezüglih ver Erlangung des Stadtbürgerrechts fein 
Vorzug vor den Unterthanen jedes andern Staates und ein noch fo langer um 
tabelhafter Aufenthalt in Frankfurt mit auskömmlichem Erwerbe vermag eben I 
wenig eine Ausnahme zu begründen! — 

Im Ganzen genommen gewährt vemungeachtet die Betrachtung des Heinen 
Staats Franffurt einen vorwiegend wohlthuenden Eindrud nicht blos für du 
oberflächlichen Beſchauer, fondern viefer günftige Eindruck bleibt auch dem, mr 
tiefer in das Wefen der Dinge dringt. Die alte Reichsſtadt nimmt auch in der me 
dernen Zeit eine würdige Stellung ein: in ihren Interefien jegt ganz ausſchließlit 
auf Deutſchland angewieſen, ift Frankfurt als autonome Kommune berufen, ar 
dem betretenen Wege für die Entfaltung feiner inneren Kräfte zu forgen um 
feine Stellung im deutſchen Bunde zu behaupten; eine eingreifende Mitwirkun: 
feiner Bürger ift purd feine Verfaſſung gefichert. Unter ver Gunft äußerer Ber 
hältniſſe hat fih Frankfurt innerlich geſund entwidelt. Die Zeit bat feine früherer 
Privilegien vernichtet, aber" es wird jetzt im Intereffe der deutſchen Staater 
felbft liegen, die „freie Stadt” in ihrer Integrität zu ſchützen und zu erhalten: 
ein großes Stüd deutſcher Vergangenheit bat fie gefeben, fie wird and ein 
deutfhe Zufunft haben. 

Quellen: Morig, Stantsverfafjung der Reichsſtadt Frankfurt. Zwei Theile 
1785 und 1786, Kirchner, Geſchichte ver Stadt Frankfurt. 2 Bände. 1807 hi 
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1810. Gefeg- und Statutenfammlung der Freien Stadt Frankfurt. Band I—XIV 
1816— 1858. Vfeffertorn. 
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Von denjenigen Nordamerikanern, welche der allgemeinen Geſchichte angehören, 
hat ſich in der Erinnerung der Europäer neben Waſhington keiner mehr feſtgeſetzt, als 
Benjamin Franklin. Er wurde den 17. Januar 1706 in Boſton geboren. 
Sein Vater, ver als eifrigen Presbyterianer gegen Ende der Regierung Karls I. 
aus England dahin übergeſiedelt war, wollte dieſen ſeinen jüngſten Sohn, einen 
aufgewedten, wißbegierigen Knaben, anfangs der Kirche weihen und Prediger wer— 
den laſſen, daher gab er ihn in eine lateiniſche Schule; aber trotz der Fortſchritte, 
die der kleine Benjamin dort machte, nahm er ihn noch vor Ablauf eines Jahres 
wieder heraus, da eine zahlreiche Familie ihn hinderte, die Mittel für eine gelehrte 
Erziehung aufzubringen. Nachdem der junge F. noch etwas ſchreiben und rechnen 
gelernt, mußte er, geh Jahre alt, feinem Bater im Gefchäfte helfen, obwohl er 
nicht die mindefte Luft battle, Seifenfiever zu werden. Seine Neigung zog ihn 
vielmehr auf die See; außerdem zeigte er ſchon frühzeitig eine große Liebe zum 
Lefen und ftubirte mit Eifer alle Bücher, die er in dem an foldhen Schägen noch 
armen Lande fi verfchaffen konnte. Dies beſtimmte envlich feinen Vater, ihn bei 
einem älteren Sohne, der ein Buchdrucker war, in vie Lehre zu geben. Der an- 
ftellige Benjamin wurde nit nur bald ein gefchicdter Arbeiter, ſondern er ver: 
forgte aud feinen Bruder anfangs beimlih, dann mit deſſen Zuftimmung mit 
Aufjägen für eine Zeitung, die diefer veröffentlichte. Im übrigen vertrugen ſich 
die Beiden fchleht, da ver Eine zu fehr über dem Yehrling ven Bruder und ber 
Andere zu fehr über dem Bruder ven Meifter vergaß. Benjamin verließ heimlich 
Bofton, noch nit 17 Jahre alt, und erhielt in Philavelphia Arbeit (1723). Be— 
fondere Umftänve führten ihn Ende des Jahres 1724 nad London, wo er bis 
zum Juli 1726 blieb uud fi in feinem Handwerk weiter ausbilvete, Mit einem 
Kaufmann kehrte er nad Philadelphia zurüd und wurde deſſen Gehülfe; als aber 
diefer im folgenden Jahre ftarb, nahm %. fein früheres Handwerk wieder auf 
und war fogar jehr bald im Stande, durch Berbindung mit einem andern Bud: 
prudergefellen ein eigenes Geſchäft zu gründen. (Frühling 1728.) Durch Tüchtig- 
feit in feinem Fach und Sorgfalt in den ihm übertragenen Arbeiten, durch an 
geftrengten Flei und einfache, ſparſame Yebensweife, durch Rechtfchaffenheit und eine 
Klugheit, die felbft den Schein zu benugen verfteht, gelang es ihm, fich über bie 
beiden andern Buchdrucker der Stadt emporzufhwingen und allmälig zur Wohl: 
babenheit aufzufteigen. Aber dadurch ließ er fih nun feineswegs verleiten, dem 
Reichthum allein nachzutrachten und darüber feine geiftige Fortbildung zu ver- 
fäumen. 

Es giebt Menſchen, melde keine Schwierigkeit abjchredt, ihren Wiſſensdurſt 
zu befriedigen, jede freie Minute benugen fie dafür, fie kargen jelbft mit dem 
Schlafe; wenn aber daneben auch ein wenig Eitelfeit und Ehrgeiz im Spiel ift, 
fo helfen ihnen diefe nur, die menſchliche Schwäche, die aud fie mandmal über- 
füllt, zu befiegen und ihre Thätigfeit neu anzufpornen. Zu ven Geiftern dieſer 
Art gehört F. Bücher ſich zu verfchaffen, war von Jugend an fein Bemühen ge- 
wefen. Er batte dabei das Glück gehabt, daß ihm einige Werke in die Hände 
fielen, die einen günftigen Einfluß auf ihn auszuüben geeignet waren, wie bie 
Lebensbeihreibungen Plutarchs, XRenophons Denkwürdigkeiten des Sokrates, einige 
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Theile der von Addiſon herausgegebenen Wochenſchrift „der Zuſchauer“, Yedrt 
Bud über den menſchlichen Verſtand. Er lernte ohne fremde Hülfe framäfie, 
italienifh, fpanifh und lateinifh. Auf die Form, von welder doch ganz beiontert 
die Wirkfamkeit eines Schriftftellers abhängt, verwandte er große Aufmerkiamet, 
und er bediente ſich einer höchſt geſchickten Weife, um fi darin zu vervollfemmun 
Wenn viefe Art des Studiums einerfeits geeigmet ift, eine größere Urfprüngliter 
und Selbftftändigfeit hervorzurufen, jo hat fie doch auch ihre Gefahren und fm 
Berirrungen erzeugen. Indem %. mit feinen alten religiöfen Ueberzeugungen bret 
und ein Freigeiſt wurbe, ließ er im feiner fittlihen Führung nad; indem er fit 
bewußt war, die Ausbildung feines Verſtandes in hohem Grade jeiner eigenen 
Thätigfeit zu verdanfen, war er etwas rechthaberiſch und dünkelhaft gewerten 
Aber eine aufmerfjame Beobahtung der Menſchen und die Einficht von den Nat 
tbeilen, die er fih durch fein Verhalten zugezogen hatte, trieben ihn am, ji vn 
diefen Mängeln zu befreien, fein Leben auf Grundſätze zu bauen, nad Tugm 
zu ftreben und feine Vorzüge durch Beſcheidenheit zu jhmücden. 

Im Herbfte 1727 gründete er einen wiffenfhaftliden Verein, deſſen Mi 
glieder, größtentheils Handwerker, einmal in jeder Woche zufammentamen, un 
Fragen der Moral, Politit und Phyſik zu befprehen und ſich gegenfeitig cigm 
Aufſätze vorzulefen; „denn er liebte von frühen Jahren an“, wie es Herver gläd 
li ausprüdt, „nicht fowohl gelehrte als belehrende Gefellichaften, deren Mitgliee 
fi mit einander übten.“ Die Cinrihtung fand folhen Beifall, daß ſich Irie 
fünf bis ſechs Zweigvereine bildeten. Er verſchaffte ferner der Hauptftaht m 
Pennfylvanien eine Bibliothef, indem er eine Anzahl Männer zu einmal 
größeren und jährlichen Fleineren Beiträgen zu gewinnen mußte. Bei feinen bu 
bändlerifhen Unternehmnngen hatte er nicht nur fein leiblihes Gedeihen, jene 
auch die geiftige und fittlihe Ausbildung feiner Mitbürger im Auge. Seine pm 
ſylvaniſche Zeitung und feinen Kalender benugte er auf das Glücklichſte zur Be 
breitung gemeinnügiger Kenntniffe theils durch entlehnte, theild durch eigene Auf 
füge; durch die legtern erwarb er ſich ven ſchwer zu verbienenden Ruf eines guta 
Volksſchriftſtellers. Die Lehren, die er predigte, „gehen“, wie Herder es treffen 
zufammenfaßt, „allenthalben darauf, gejunde Vernunft, Ueberlegung, Rechnurz 
allgemeine Billigfeit und wechjelfeitige Orbnung ins kleinſte und größte Geidit 
der Menjhen einzuführen, den Geift ver Unpulpfamfeit, Härte, Trägheit ver 
ihnen zu verbannen, fie aufmerkffam auf ihren Beruf, fie in einer milde fer 
gehenden, unangeftrengten Art gejhäftig, fleißig, vorfidtig und thätig zu maden, 
indem er zeigt, daß jede diefer Uebungen fich ſelbſt belohne, jede VBernadläfligen 
verjelben im Großen und Kleinen fich ſelbſt ſtrafe.“ Manche gemeinnügigen Ir 
ftalten und Einrichtungen wußte er ins Leben zu führen, nachdem er im feim 
Zeitung vorher die Gemüther auf feine Pläne vorbereitet hatte. So bewirkte " 
eine Berbejjerung der ſtädtiſchen Nachtwache und die Pflafterung der Straßen, f 
gründete Feuerrettungsvereine und ftiftete eine Akademie zur Erziehung ber pem 
ſylvaniſchen Jugend; er half einem andern Manne die Herzen für die Errihtun: 
eines Hofpitald gewinnen. Als in ven vierziger Jahren der engliich-frangäili& 
Krieg die Sicherheit Pennfyloaniens gefährbete, jegte er eine Bewaffnung M 
Bürger ins Werk. In den verfhiedenften Aemtern war er thätig’: als Frieden 
richter, als Mitglied des Stabtrathes, als Poftmeifter in Philadelphia und nad 
als Generalpoftmeifter, als Abgeordneter der Tandesverfammlung. 

So .war F. in feiner Provinz einer der geachtetften und angejehenften Bürge 
geworden, Seine erfolgreiche Beihäftigung mit der Phyſik aber machte ibn aus 
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in Europa befannt, und fein Beweis der Identität ver eleftrifhen Materie und 
des Blitzes fihert ihm auf immer eine ehrenvolle Stelle in der Geſchichte der 
Wiſſenſchaften, wie die folgenden Ereigniſſe der nordamerilaniſchen Kolonieen feine 
politiihe Thätigfeit erweiterten und ihm Oelegenheit gaben, auch auf biefem Ge- 
biete fi einen unvergeflihen Namen zu erwerben. 

Als 1754 zwiſchen Franfreih und England ein neuer Krieg auszubrechen drohte 
und auf den Borfchlag diefes lesteren eine Anzahl von Bevollmächtigten verfchie- 
dener Kolonien über eine engere Verbindung verfelben fih in Albany beriethen, 
ward ein Entwurf F.'s allen andern vorgezogen und mit wenigen Veränderungen 
angenommen. Danach follte die Leitung der allgemeineu Ungelegenheiten der Ko- 
lonien einem von der Krone ernannten und befolveten Oeneralpräfidenten und 
einem von den Landesverſammlungen gewählten großen Rath übertragen werben. 
Aber Mutterland und Kolonien lehnten diefen fogenannten Albanyplan ab; jenes, 
weil es denfelben zu vemokratifh fand, vdiefe, weil er nad ihrer Meinung der 
Krone zu viel Gewalt einräumte; der Vorſchlag trat daher nicht ins Leben. 

In den Streitigkeiten, welche zwifchen den Statthaltern und Landesverfamm:- 
(ungen der Kolonien nicht felten ausbrachen, ftand F. auf Seiten der legtern. Er hatte 
faum feine pennfylvanifche Zeitung begonnen, fo 30g ein Aufſatz in derfelben, worin 
die Landesverfammlung von Maflachufetts wegen ihres Benehmens gegen den Statt- 
balter Burnet vertheidigt wurde, die allgemeine Aufmerkſamkeit auf fih. Als F. ſelbſt 
ein Mitglied der Boltsvertretung von Pennſylvanien geworden war, entftanden aud) 
bier bedeutende Kämpfe zwifchen ven beiden Gewalten, weil die Erbeigenthümer ver 
Provinz, die Söhne Penn’s, für ihre Yändereien Steuerfreiheit in Anfprud nah— 
men. F. wurde nun die Seele der Verhandlungen ter Berfammlung und der Ge— 
jhäftsträger verfelben in England, wo er ſich fünf Jahre aufbielt und eine Ent- 
ſcheidung zu Ounften des Volkes herbeiführte. Doch war er ned nicht lange 
zurüdgelehrt, fo brady der Kampf noch heftiger aus. In der alten Weife gebrauchte 
fogleih F. feine Feder und feinen Einfluß auf die Berfammlung, die ihn fogar 
zu ihrem Präfidenten ernannte. Zwar gelang es der Partei des Statthalters, den 
gefährlichen Gegner bei den neuen Wahlen im Jahr 1764 aus ver Körperichaft 
zu entfernen, deren Mitglied er vierzehn Jahre hintereinander gewejen war; allein 
die Berfammlung fehicte ihn wiederum nah Englanı mit dem Auftrage, vie Um- 
wanblung Pennfyloaniens in eine königliche Provinz zu betreiben. Daran binderten 
ihn aber die damals eben beginnenden Zwiftigfeiten zwifchen dem Mutterland und 
den Kolonien. 

F. führte noch den Borfig in der geſetzgebenden Berfammlung, als die Vor— 
jchläge des engliihen Minifters in Betreff einer Stempelftener nah Amerika ge- 
langten, und er hatte die Inftruftionen unterzeichnet, die in diefer Angelegenheit an 
ven Agenten von Pennfylvanien geſchickt wurden. Nun erhielt er jelbft ven Auftrag, 
gegen den Erlaß dieſes Gejeges zu wirken, und er that Alles, was in feiner Macht 
ftand, wiewohl befanntlich ohne Erfolg. Als darauf ein neues Minifterium, in der 
Abſicht, die Zurüdnahme der Steuer herbeizuführen, die Sache wiederum vor das 
Barlament brachte, berief dieſes F. vor feine Schranfen und 174 Fragen wurden 
ibm bier vorgelegt, die er mit eben jo viel Sachkenntniß und Gefchidlichkeit 
als Freimuth beantwortete; er erflärte, daß feine Landsleute weder diefe Steuer, 
auch wenn man fie ermäßigte, nod eine anbere zahlen würden, man müßte fie 
denn mit Waffengewalt dazu nöthigen. Seine Anfichten über das Verhältniß ver 
Kolonien zu Amerifa, wie er fie in ben Briefen an feine Freunde ausſprach, 
gingen bald dahin, daß die beiden Yänder eigentlich nur durch eine Perſonal-Union 
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verbunden wären. Daher mußten die folgenden Mafregeln des Mutterlandes in 
ihm einen entſchiedenen Gegner finden und er fuchte nady feiner Gewohnheit vurd 
Zeitungsartifel die öffentlihe Meinung in England für die Sache ver Kolonien 
zu gewinnen. Zwar drohte man ihm die Stelle eines Öeneralpoftmeifters zu neb 
men; aber er entbehrte bei aller Gejchmeidigfeit feines Wefens Feineswegs ver net 
wendigen Charakterfeftigkeit; er wollte, wie Wafhingten, das öffentliche Wh 
unter feinen Privatvortheilen nicht leiden laffen, fonvdern nad bejtem Willen m 
Gewiſſen handeln und vie Folgen der Borfehung überlaffen. 

Indefien war er wie für Georgien und Neu-Jerſey, jo aud für Maſſachuſen 
Agent geworden und in legterer Stellung hatte er die Bitten und Beſchwerder 
diefer Provinz, die bei jenen Streitigkeiten in erfter Reihe ftand, vor die Mini 
zu legen. Außerdem gelang es ihm, den Männern, die dort an der Spige der 
Bewegung ftanden, einen wichtigen Dienft zu leiften, indem er ihnen Brife 
fandte, die in feine Hände gefallen waren und in denen ber Statthalter ver 
Maſſachuſetts und Andere Mafregeln gegen die Kolonien anriethen, welche ven Zen 
verfelben erregten. Aber in England wurde num F. immer mißliebiger. Bermit 
lungsvorſchläge, die er Freunden des Minifteriums machte, wurden von bielen 
nicht angenommen, eben fo wenig gelang es dem großen Chatham, der fid mi 
5. berathen hatte, das Parlament für feine Anträge zu gewinnen. Daher verliä 
5. England, wo er nichts mehr nüten fonnte, und fam nad langer Abwefenkt 
den 5. Mai 1775 in Philadelphia an, wo neue Arbeiten feiner warteten. She 
am folgenden Tage wählte man ihn in den Kongreß, ber fid eben damals mr 
fammeln ſollte; dann ward er ein Mitglie des Sicherheitsausfchuffes und fpir 
auch der Yandesverfammlung von Pennfyloanien und vie Stelle eines Generalpt 
meifterd, die ihm das Mutterland entzogen, gaben ihm vie vereinigten Kolem 
wieder. Der beinahe fiebzigjährige Greis nahm an allen Berhandlungen und Pi 
regeln den eifrigften -Antheil. Schon im Juli legte er dem Kongreß einen Enter! 
für eine neue Bundesverfaffung vor, der in manden Dauptpunften mit tem 
Plane von 1754 übereintraf, aber in anderen zu Ounften der Macht der Eine 
ftaaten davon abwich; mehr noch begünftigten dieſelbe die ferneren Berathungen de 
Kongrefies, welche befanntlich einen reinen Staatenbund errichteten. Außerdem ei 
bielt der Entwurf F.'s jene unenglifhen Anfihten von der Nüglichfeit fo des Ein 
fammerfuftems wie ver Uebertragung der vollziehenvden Gewalt an eine Mehrkzi, 
denen er bis an feinen Tod anhing. Diefe beiden Beftimmungen nahm aud we 
Verfammlung, die unter dem Borfige F.'s Über eine neue Verfaffung für Pea 
iulvanien berieth, im ihr Werk auf. Die Lehre fand wenig Beifall in Amerika 
defto größeren bei den Franzoſen, bei Turgot, Gondorcet, Ya Noce-Foucaul, ! 
vaß ein anderer Amerikaner, John Adams, dadurd veranlaft wurde, fie in einm 
umfangreihen Werte „Vertheidigung ver Berfaffungen ver vereinigten. Staaten‘ 
ausführlich zu widerlegen. 

Als die Amerifaner an auswärtige Verbindungen dachten und befonders Fran! 
reich für fi) zu gewinnen fuchten, ernannten fie F. zu einem ihrer Bevollmid 
tigten, und zum dritten Male fuhr viefer im Dienfte feines Vaterlandes über va 
Ocean. Einen befferen Vertreter hätten die vereinigten Staaten nicht finden fünner 
Sein wifienfhaftlicher, wie fein ftaatsmännifcher und fittliher Auf, fein Wig un 
jeine Yaune, feine Meifterfchaft in der Kunft, Artigfeiten in einnehmenter m 
geiftreiher Weife zu fagen und zu erwidern, fein ehrwürbiges Aeußere gemanate 
ihm die Herzen ver Franzofen; feine große Erfahrung und Menfchentenntnig it 
ten ihn in den Stand, im Verkehr mit ihrer Regierung vie rechte Haltung — 
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finden, Zufammen mit Deane und Lee ſchloß er 1778 ein Bündniß und einen 
Handelövertrag mit Franfreih; er wurde dann als amerifanifcher Geſandter am 
Hofe von BVerfailles beglaubigt und wußte befonders diefen zu immer neuen Geld— 
unterftügungen zu bewegen. Er unterhandelte fpäter, zuerft allein, dann im Verein 
mit Jay und 3, Adams, über den Friedensvertrag, durch welchen endlich England 
die Unabhängigkeit feiner früheren Kolonieen anerfannte. Nach feiner Rückkehr in 
bie Heimat ftand er drei Jahre feinem engern Vaterland als Präfident vor. In 
tiefer Zeit nahm er auch, und es war das dritte Mal, daß er fid) mit dieſem 
Gegenſtande befchäftigte, regen Antheil an den Berathungen über eine neue Bundes— 
verfaffung, welche der fogenannte Konvent von Philadelphia 1787 ausarbeitete, um 
fie dem Bolfe der vereinigten Staaten als einziges Heilmittel gegen die zahlreich 
zu Tage getretenen Webelftände einer zu lofen Union zur Annahnie vorzufchlagen. 
Als das Werf fertig war und einige Mitglieder jener denkwürdigen Berfammlung 
fih weigerten, ihre Namen zum Zeichen ihrer Beiftimmung darunter zu fegen, 
da ermahnte er fie, wiewohl vergeblich, in jener befannten Rede, die abweichenden 
Meinungen über Einzelheiten fallen zu laſſen und im Gefühl der Nothwenvigfeit 
einer allgemeinen Regierung die Urkunde zu unterzeichnen. Auch er hatte Aus— 
ftellungen zu maden. „Id glaube mit Ihnen“, ſchrieb er an einen Franzoſen, 
„daß zwei Kammern nicht nöthig wären, und noch andere Artikel der Bundes- 
verfaffung gefallen mir nicht, manche gewünschte fehlen. Dennod Hoffe ich, fie wird 
angengmmen werben." Zum Heile feines Baterlandes wurde diefe Erwartung nicht 
zu Schanden. 

Nach fünfzigjährigem öffentlihem Wirken trat envlih F. im Oftober 1788 
ins Privatleben zurüd; fein Körper, von ver Gicht und dem Stein geplagt, ver- 
langte fhon längft nach Ruhe. Doc verwandte er noch einige glüdlihe Stunden zu 
einigen Heineren Auffägen, die feinem Herzen Ehre machen, gegen den Mißbrauch 
der Prefie dur perfönlihe Rüge, Herabjegung und Verleumdung und gegen bie 
Sklaverei. Er jeßte einen Plan auf für Verbeſſerung des Zuftandes ber freien 
Neger, er unterzeichnete als Präftdent der pennſylvaniſchen Abolitioniſtengeſellſchaft 
eine Denkſchrift verjelben an ven Kongreß, welde um Abjchaffung jener beflagens- 
werthen Einrichtung bat. Die legten Jahre hatten ihm viel Schmerzen gebradht, 
fo daß es für ihn perfönlich befier gewefen wäre, wenn ihn der Tod etwas früher 
abgerufen hätte; aber er freute fih doch, daß er auf diefe Weiſe nod die wach— 
jende Kraft der neuen Bundesregierung fehen konnte. Am 17. April 1790 endete 
fein außerordentlich thätiges, menfchenfreundliches Leben, und zwei Nationen legten 
Trauer an um den Dahingefchiedenen, 
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Politifhe Anmerkung ber Redaktion. 


I» Gefchichte. | 


I. Wenige Länder find fo fehr von ver Natur und den Umftänden begin | 
worven als Frankreich. In dem mittlern Theil der gemäßigten Zone fi aust 
tend, vom atlantiihen und mittellänbifchen Meere beipült, reich am fruchtbem 
Ebenen und fichern Häfen ift es gleih gut für Aderbau und Handel gelegen 
An Deutichland, England, Spanien und Italien grenzend, mit allen diefen Landen 
oft in intime Berührung tretend, konnte fich feine eigene, früh entwickelte und "= 
ganz vernichtete Civilifation durch den Verkehr mit den Nachbarn leicht veroed 
fommmen und vielfältig ausbilden. Diefe Ausbildung wurde ihm dadurch erleihten, 
daß feine Bevölkerung, deren Hauptmaffe aus Galliern befteht, durch Zweige u 
den edelften Stämmen ver Menfchheit verftärft die verfchiedenften Eigenſchafte 
vereinigen Fonnte: 

Es mag für unfern Zwed gleichgültig fein, ob die Gallier (Eelten, Kim, 
Kimren) zwifchen dem 16. und 18, Jahrhundert vor Chriftus das linke Rheinuſe 
betraten, ob fie ein unbefettes oder (wie Gobineau meint) von Stämmen finniid“ 
(mongoliſchen) Urfprungs bevälfertes Land vorfanden. Sie breiteten- fi beit m 
Weiten und nad Süden aus und wanterten einerfeits in Britannien, anberereit 
in Italien ein, Sie bauten früh den Ader, trieben Viehzucht und verfertigt 
jelbft mandye rohe induftrielle Brodufte. Im Jahre 1200 v. Eh. ungefähr kam 
fie mit den Phöniziern, Später mit den Rhodiern und gegen 600 mit den fih 
Maffilia niederlaſſenden Phoceern in Berührung. Lange nody blieben die Gall“ 
dem damals faum im Entftehen begriffenen römiſchen Staate furdtbar, aber me 
und nad erftarkte dieſer, vernichtete oder abforbirte einen gallifhen Stamm 
dem andern, bis endlich Julius Cäſar durch die vollftändige Eroberung Gallien‘ 
die Berfchmelzung diefes Volkes mit den Römern vorbereitete. 
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Es verfloſſen aber Jahrhunderte bis Latiums Sprache, Sitten und Religion 
an den Ufern der Rhone, der Gironde, der Loire und ver Seine ſich feſtfetzen 
fonnten. Raum hatte jevoh Rom feinen Sieg vollftändig errungen, ald das Ans 
ringen germanifcher Völker defjen Genuß verfümmerte. Es gelang felbft einer 
Verbindung germanifher Stämme (Bructerer, Chamaven, Ampfivarier, Chatten, 
Chattuarier, Sicambren), unter dem Namen der Franken bekannt, zuerft das 
Land im Norden der Loire, und fpäter ſüdlichere Diftrifte vom römischen Reiche 
loszureißen und mit deutſchen Gebieten zu einem fränkifchen Reid, unter Chlodewig 
Clovis) zu vereinigen. (486—511 nad Chr) Bon nun an biieb beinahe vier 
Jahrhunderte hindurch das Schidjal Frankreichs mit dem Deutfchlands verbunden. 
Ranbzäge, Yamilienzwifte und Morde, Ausſchweifungen und felbft glüdliche Kriege 
aler Art Shwächten troß der Annahme des Chriftenthums die Nachkommen 
Chlodwigs fo fehr, daß der Hausmeier Pipin der Kleine, Herzog ter Franfen, 
ven legten Meropinger (752) vom Thron und ins Klofter ftoßen konnte. 
bipins Sohn war Karl ver Große (Charlemagne). Unter ihm (fiehe den Art. 
Karl der Große) erreichte das dentich-franzöfifche Frankenreich feine größte Aus- 
dehuung. Allein noh im 9. Jahrhundert ſchieden ſich tie romanischen und bie 
germanischen Länder (843 und 888). Seitdem ift Frankreich von Deutichland 
getrennt. Die Karolinger hielten fih no bis zum Jahre 987 auf dem fran- 
ziiihen Throne, in welhem Jahr Hugo Capet zum König ausgerufen und (3. Juli) 
in Rheims gekrönt wurde. (Siehe ven Art. Capetinger.) 

II. Beim Regierungsantritt des Stifters ver Dynaftie der Gapetinger 
bet Franfreich einen mit Deutfchland ſehr ähnlichen Anblid var. Das Land war 
unter eine Menge!) Baſallen getheilt, welhe faun den König, den fie wählen 
balfen anerfannten, fi unter einanter befriegten und das Land um die Wette 
bermüfteten. Hugo (987—996) felbft befaß nur das Herzogthum Francien (auch 
Ile de France), d. h. die Grafihaften Paris und Orleans, und fein Einfluß auf 
Ne andern Fürſten Sranfreihs beſchränkte fih höchſtens darauf, feinen Sohn 
Robert (996— 1031) noch bei feinen Lebzeiten zu feinem Nachfolger wählen zu 
allen. Diefe Politit befolgte überhaupt beinahe die ganze Linie der direkten 
Sapetinger (987— 1382) und fo gelang es ihnen, die Krone in ihrem Stamm 
Yblih zu machen. 

Der erfte Gapetinger, ver feinem Haufe Anfehen zu geben verftand, war 
kudwig VI. genannt der Dide (1108—1137). Derfelbe hob, auf ven Rath 
eines weiſen Minifters des Abts Suger, die Leibeigenfhaft in feinen Gütern 
uf. Er ertbeilte auch mehreren Städten Privilegien oder korporative Rechte und 
egte fo den Grund zum Entjtehen des Bürgerftandes. Freilich dauerte es lange 
is diefer Keim fih zur vollen Blüthe entwidelte. Ludwig VII. (1137—1180), 
bgleich weniger fräftig als fein Vater, vehnte dennoch feine Oberherrlichkeit aus, 
ie aber erft fein Sohn Philipp Auguft (1180—1223) befeftigte und von allen 
haſallen anerkannt fah. Die Regierung diefes Königs zeichnete fi) beſonders in 
itminiftrativer Hinfiht aus. Die Gerichte in den Erbländern wurden neu geordnet 
md befonvern, nit erbliden Anıtmännern (Bailliffs) anvertraut; der Wppel- 
ationshof, aus 6 Pairs und 6 Prälaten beſtehend, follte die Streitigkeiten ber 
Bafallen ſchlichten. Er ordnete das Kriegswefen, die Zünfte ftellten ihm zum 





1) Man zäblte deren 87 unter Hugo Gapet und zwar 8 Serzogtbümer, 1 Marfgraffchait, 
8 Grafichaften, 4 Vicegraffchaften, 3 Baronien und 3 Herrſchaften ‚Seigneuriesi. Hierunter 
ind weder Burgund, noch Lothringen, neh Flandern, Elſaß und die Provence mitgerechnet. 
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erſten Mal ihr Kontigent und feine Unterthanen begannen eine regelmäßige Steuer 
zu zahlen. Philipp Auguft war glüdlic in feinen Kriegen gegen Richard Loöwenhetj, 
befonders aber gegen deſſen Bruder Johann ohne Land, dem er die Normandie 
und einige andere Provinzen abnahm. Der Kreuzzug gegen die Albigenfer, der zu 
diefer Zeit ftattfand, endigte ebenfalls zu Gunſten des franzöſiſchen Königs 
hauſes, indem er die Yänder des mächtigen Grafen von Toulouſe und die Pre 
vence an bafjelbe brachte. Unter der Regierung Ludwigs IX., des Heilige: 
(1226— 1270), berrfchte meift Frieden im Innern. Das Anfehen ver Könige we 
befeftigt, alle Theile Frankreichs fühlten fi als Einem und demſelben Stat: 
angehörend. Aber zwei Mal entfernte fih Ludwig aus feinem Neiche, um bie Ir 
gläubigen zu bekämpfen. Zwifchen beiden Kreuzzligen beftrebte ſich der fromm 
und wirklich gewiffenhafte König, die Gefeggebung des Landes zu verbefiern. 6 
chaffte vie fogenannten Gottesurtheile und die gerichtlichen Zweikämpfe ab, um 
führte an deren Stelle die Beweisführung durdy Zeugen und Urfunven ein, una 
ihm famen die Juriften (Iegistes) auf, die bald ein Gegengewicht gegen ve 
Geiftlihen und den Adel bildeten. Auch ven Uebergriffen ver Päpfte fuchte a y 
fteuern und die Rechte ſowohl der Krone als auch der gallifanifchen Geiſtlichth 
zu fihern, Sein Nachfolger Bhilipp III. (1270—1285) erwarb Navarra un 
die Champagne durch Heirath, aber ſchwachen Charakters und unwiſſend ging ide 
Regierung ohne eine Spur zu laflen vorüber. Sein Sohn Philipp IV. aa 
ver Schöne (1285— 1314) hingegen, war talentvoll, kühn, ein tiefer Politite, 
aber ränkevoll und der fchlechteften Handlungen fähig. Ohne Treue im feine 
Beziehungen mit dem Auslante, ohne Schonung für fein Volk, ohne Achtung # 
die Religion, überfiel er ohne Grund feine Nadhbarn im Norden und im Sim 
ruinirte er feine Unterthanen durch Erpreflungen aller Art, worin ihm bie Juris 
nur zu fehr beiftanden, zwang er den Papft Clemens V. feinen Sig in Avigs* 
zu nehmen. Allein neben ver Maſſe von Berfolgungen, Hinrihtungen und antem 
Schandthaten diefer Regierung, find doch einige Punkte hervorzuheben, welde ww 
vortheilhaftem Einfluß auf die Zufunft fi erwiefen. Den Bürgern wurde erlark 
adelihe Güter zu faufen und die Stände (Etats generaux) wurden zum erfte 
Mal (28. März 1303) feit den Karolingern zufammen berufen. Die wictigk 
Neuerung hierbei war, daß nicht blos die Geiftlichleit und der Adel, fonvern aut 
der Bürgerftand (tiers état) dabei repräfentirt war. Philipp der Schöne hinterlic 
drei Söhne und eine Toter. Im Berlauf weniger Jahre folgten fich vie erftem, 
Ludwig X. (1314—1317), Philipp V. (1317—1322) und Karl IV. (13% 
bis 1328) auf dem Throne Frankreichs und verbradten ihr kurzes Leben ü 
Schwelgerei. Mit vem Erlöſchen ver unmittelbar männlichen Descendenz ging da 
Thron Frankreichs auf Philipp von Valois über. (S. den Art. Capetinger.) 
II. Das Haus Balois (1328— 1589) brachte Frankreich eine unglüdidt 
Zeit. Verheerende Bürger- und Neligionskriege, zeitweilen eine wirfliche Anardis, 
Miünzverfälfhungen, Erpreffungen, blutige Gmpörungen des entfeffelten Stabtpätd®| 
(3. B. 1382 Maillotins) und roher Landbewohner (1358 Iacquerie)- wechelter 
mit Hungersnoth und Peſt und faft nie mit einer kurzen Ruhe ab. 
| Gleich beim Regierungsantritt Philipps VI. (1328—1350) begann da 
Erbfolgefrieg mit England und zog fi mit wechſelndem Glück durd die Regie 
rung Johanns I. (1350— 1364), Karls V. (1364—1380), Karte VI. (139 
bis 1422) und Karls VII. (1422—1461) hin. Zugleih mit letzterm iur! 
Heinrih IV. von England zum König von Frankreich ausgerufen. Heinrid‘ 
bejaß einen großen Theil des Landes und berrfchte in Paris, der Untergang &* 
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Hauſes Valois ſchien nahe. Da erwacht im kritiſchen Augenblick das franzöſiſche 
Volk, die Jungfrau von Orleans, Johanna d’Arc, begeiſtert es (1429) und 
nad und nad müſſen die Engländer von einem Punkte zum andern ‚weichen. Der 
erfte Valois hatte die Saljfteuer (gabelle) eingeführt, der zweite indirekte Taxen, 
die den Namen aides erhielten; Karl VII. ließ fich zum erften Mal eine Grund: 
jteuer, die jpäter fo berüchtigte taille bewilligen. Als Ludwig XI. (1461—1483) 
jeinem Vater auf dem Throne fogte, war die Anarchie befiegt und die Krone 
hatte ihre Macht wieder gewonnen. Um fie zu befeftigen, mußte Ludwig erft die 
apanagirten Prinzen, welche fih ſchon zu Lebzeiten feines Vaters mit England 
verbunden hatten, um das Neid zu theilen, demüthigen. Es gelang ihm mit Hülfe 
der Städte, denen er wichtige Privilegien ertheilt hatte, Freilich ließ er ſich in 
feinem Kampf mit den Großen manches Verbrechen zu ſchulden kommen, wie er 
denn überhaupt ohne Erbarmen war; allein feine ſchonungsloſe Politik vereitelte 
die ververblihen Rathſchläge feiner Feinde und indem er ben Frieden im Innern 
erhielt, dehnte er feine Macht gegen außen aus. Ludwig XI. verwaltete fein Land 
mit Umfiht, gab den Zünften neue Sagungen, gründete Parlamente, führte vie 
Unabjegbarkeit der Richter ein, befhügte den Aderbau und that viel für die In— 
duftrie, befonders für den Seivenbau. Sein Sohn Karl VIII (1484—1498) 
ftarb aber finderlos und die Krone gieng an einen Geitenftamm der Valois über, 
Ludwig XII. (1498—1515) hatte Franz I. zum Nachfolger. Diefer König, 
„der letzte der Ritter” vermwidelte fein Land durd feine Nebenbuhlerfhaft mit dem 
Kaifer Karl V. in eine Reihe ungliüdlicher Kriege, aber feine Prachtliebe, der Schuß 
ben er den Künften und Wilfenfhaften gewährte — er gründete namentlich das 
College de France und die königliche Druderei — feine oft geiftuollen Antworten 
haben feinem Namen in Frankreich einen umverbienten Glanz verfchafft. Unter 
feinem Sohne Heinrich II. (1547— 1549), ver den deutfhen Proteftanten gegen 
das Haus Habsburg Beiftand leiftete, breitete fi auch in Frankreich die Kirchen- 
reform aus, Aber im eigenen Lande verfolgte er feine proteftantifchen Unterthanen 
mit Feuer und Schwert. Seine argliftige Wittwe Katharina von Medici 
und feine [hwahen Söhne Franz II. (1559— 1560), Karl IX. (1560— 1574) 
und Heinrich III. (1574—1589) fetten dieſe Berfolgungen mit wenigen Unter: 
brechungen fort, wobei fie in den erftarkten franzöfifhen Proteftanten (Hugenotten) 
nicht zu verachtende Gegner fanden. Unter Karl IX. fand (24. Auguſt 1572) das 
Blutbad der Bartholomäusnaht ftatt, worin alle in Paris anwefenden Prote- 
ftanten ermordet wurden. Mit genauer Noth entging damals der Schwager bes 
Königs, Heinrih von Navarra demfelben Schidfal. Diefes Verbrechen erwies fi 
als ein fchlechtes Mittel die Ruhe herzuftelen, aud die von den Lothringifchen 
Prinzen, ven Guifen geftiftete Ligue, oder Bund der Katholiken — der eigentlich 
nur bezwedte dieſen Prinzen die Krone zu verfhaffen — vermochte es nicht. Nur 
mit dem Ausfterben des Haufes Valois, deſſen Ende der Dolch eines fanatifchen 
Mörvers (I. Clement) befchleunigte, und dem Ulebertritt des erften Bourbonen 
Heinrich IV. (1589— 1610) zur Fatholifchen Religion konnte der Friede im Innern 
hergeftellt und befeftigt werben, 

IV. Was vie virefte Pinie der Gapetinger begonnen, das Haus Valois erft 
beinahe beentigt, dann wieder auf's Spiel gefetst hatte, die franzöfifhe Einheit, 
das follte das Haus Bourbon (1589—1791 und 1815—1848) anf immer 
befeftigen. Diefe Einheit war zuletzt durch die Ligue ernftlid bedroht geweſen, ala 
Heinrid IV., ein Nachkomme des jüngften Sohnes Ludwig IX. (des Heiligen), 
zur rechten Zeit fam, die im Lande von den langjährigen Kriegen aufgehäuften 
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Auinen wieder aufzurichten. Tapfer, geiftreih, herablaffend, aber auch ſchlau unt 
nicht fehr gewiffenhaft, faufte er einen feiner Gegner nad) dem andern und nad- 
dem er fo die Ligne aufgelöft, fiherte er den innern Frieden durd das berühmt: 
Edikt von Nantes (13. April 1598), das den Proteftanten Religionsfveiheit verlich, 
und ben äußern durch den Vertrag von Vervins (2. Mai 1598), melder it 
mit Spanien verföhnte. Nachdem er 28 Jahre in den Wechjelfällen eines ſteter 
Krieges verlebt hatte, blieb Heinrih IV. genug Geiftestraft und Yiebe für du 
Öffentliche Wohl, um ſich in der Stille feines Arbeitszimmers mit abminiftrativer 
und finanziellen Reformen zu befchäftigen. Er ließ es fi angelegen fein mit ta 
Hilfe feines Minifters Sülly das Reich zu ordnen und in einen blühenden Zutun 
zu verfegen. In weniger ald 15 Jahren verminderte er die Taille um 4 Mi: 
lionen, fette die Taren auf die Hälfte herab, und fand nod Mittel 100 Milienz 
an Schulven zu bezahlen. Die Feftungen wurden ausgebeffert, die Magazin: ın 
die Zeughäufer gefüllt, vie Landftraßen in guten Stand gejegt und erhalten, w 
Juſtizweſen neu geordnet. Frankreich erreichte ein hohes Anſehen in Europa m 
Heinrich IV. war im Begriff einen ewigen Frieden zu ftiften, als der Dolch dr 
vaillac’8 (14. Mai 1610) dieſen weitgehenden aber wohlthätigen Projekten c 
Ende madıte. 

Ludwig XIII. (1610— 1643), ſchwach an Geift und Körper, hätte die Ju 
ftörung des Werkes feines Vaters nicht hindern können, wenn er nicht 1624 4 
Kardinal Richelieu einen Minifter gefunden hätte, wie er ihm brauchte. S 
fehr man aber auch die Kraft diefes ausgezeihneten Staatsmannes bewunden 
muß, fo fehr ift man geneigt ihm einer unnöthigen Grauſamkeit zu zeiben. E 
fagte übrigens felbft von fi: „ich unternehme Nichts ohne es lange überlegt? 
haben, wenn ich aber einmal meinen Entjchluß gefaßt habe, fo mähe ih U 
hinweg, jo werfe ih Alles Über den Haufen, und dede meinen rothen Bike | 
darüber." Nicelien räumte jeden Widerftann weg auf den die unumfhränt 
Gewalt des Königs ftoßen konnte. (S. den Art. Richelieu.) | 

Beinahe zu gleicher Zeit fand Ludwig XI. im fünfjährigen Ludwig AI. 
(1643— 1715) und Richelieu im Kardinal Mazarin (1643—1661) feinen Nıt 
folger. Mazarin war nicht ohne Fähigkeiten; fo gefhmeidig und ränkevoll er aus 
war, konnte er zwar die Unruhen ver Fronde (1648—1654) nicht verbinden, 
faft in einen Bürgerkrieg auszuarten, allein nad dem Frieden war die Mat! 
des Parlaments gebrochen, der Defpotismus der Regierung hatte feine Schrurt 
mehr und wenn fpäter Ludwig XIV. fagte, I’Etat c’est moi, fo war „in dieſes 
Worte, wie Micyelet fagt, weder Uebertreibung noch Großſprecherei, fondem Kr 
der einfache Ausdrud einer Thatſache.“ Die perfünliche Regierung Ludwigs XIV. 
nah dem Tode Mazarins, fünn im zwei beinahe gleiche Hälften zerlegt werte, 
deren Scheidung etwa ins Jahr 1691 fällt. Die erfte Hälfte (1661—1691) Ü 
die Glanzperiode, die Zeit der Erfolge. Damals blüheten Corneille, Racin, 
Moliere, Boileau, Lafontaine, Descartes, Pascal, Boffuet, Fenelon, Labruyer, 
Lefage und jo mandye andern; damals beförberte Colbert (f. d.) den innern Wohlitan! 
des Landes, hoben fi) die Fabriken, vehnten ſich vie Kolonien aus, beherriät: 
die franzöfiihe Marine vie Meere beinahe eben fo unbeftritten wie feine Heat 
den Kontinent; damals vehnte fi Frankreich aus und erwarb Elſaß nnd Frande 
comte, fo wie einige Bezirke im Norden und im Süden. Spanien war gefhwäht 
England (bis zur Revolution von 1688) im geheimen Einverftänpnig mit Lada 
XIV., Deutſchland, wie gewöhnlich, getheilt. In dieſer erften Periode war Ludelz 
fo mächtig, daß er (24. Februar 1673) dem Parlament verbieten konnte Bor 


Stankreid). 615 


ftellungen (remontrants), zu maden, vom Pabſt (1665) eine Bulle erwirkte, 
welche der franzöfifchen Geiftlichkeit vorfchrieb vie fogenaunten fünf Artikel 
(f. den Art. Gallitanifhe Kirche) zu unterzeichnen und fpäter (1685) das Evikt, 
das den Reformirten freie Religionsübung geftattete, aufhob. Allein nun folgte 
die zweite Periode mit einer Reihe von Mifgefchiden, und felbft häuslihem Un- 
glüd: Frankreich, ausgefogen, von Hunger und Glend leidend, durch biutige 
Religionskriege verwüftet, weiß feinen zuhlreihen Feinden nicht zu widerftehen 
und wird nur durch einen Zufall — die Ungnade der Frau des englifchen Heer- 
führerse Marlborough — vom Berverben gerettet. Die Nachricht hiervon erhält 
Ludwig XIV. wenig Wochen nad dem Tove feines Entels, des Kronprinzen und 
drei Jahre vor dem feinigen. Manche Zeitgenofjen priefen ihn „den Großen." 
Die Nahmelt hat das Urtheil nicht beftätigt. (S. den Art. Yubwig XIV.) 

As Ludwig XV. (1715— 1774) feinem Urgroßvater auf dem Throne 
Frankreichs folgte, begrüßte man ihn als le bienaime, nad) feinem Tode beſchimpfte 
das Bolt feine Leiche. Schon fein VBormund, der Negent, Herzog von Orleans, 
dem es nicht an Talent fehlte, deſſen Unfittlichkeit aber fprihwörtlih geworben 
ift, führte den Staat dem Abgrunde etwas näher, wozu bie durch Law (1716 
bis 1720) veranlaften Papierfchwindeleien das Ihrige beitrugen. Nicht minder 
unfittlih als der VBormund war der Mündel, die Namen der Pompabour und ber 
Dubarry werben ftets neben Ludwig XV. genannt werben und aud dann ber 
Geſchichte ſtrenges Urtheil rechtfertigen, wenn der pare aux cerfs und mandhe 
andere Anefvote ohne Begründung wäre. Nie war die launenhaftefte Willfür- 
herrſchaft, nie die Sittenlofigfeit und die Verſchwendung fo weit getrieben worden 
als unter dieſem König, nie war Frankreichs Anfehen im Auslande fo tief gefunfen 
als während des fiebenjährigen Krieges. Ein Wort, das Ludwig XV. zugefchrieben 
wird, genügt um ihn zu darafterifiren: „Aprös moi le deluge.* Schon über 
feinen Nachfolger brach vie Sündfluth herein. 

Ludwig XVI. (1774—1793) vernadläßigte übrigens fein Mittel derfelben 
einen Damm entgegen zu fegen. Allein ein fittliches, verhältnifmäßig ſparſames 
Leben, Herzensgüte und andere -Bürgertugenden, ohne Energie, feften Willen und 
weitreihenden Blick konnten der hereinbrechenden Fluth nur ein ſchwaches Hin- 
derniß entgegenftellen. | 

Wirfli waren aud der Uebel zu viele, und ihre Wurzeln waren zu tief in 
das Leben der Natur eingedrungen, als daß es leicht gewefen wäre dieſelben aus- 
urotten. 

s Was zuvorderft die Finanzen betrifft, jo hatte fi vie Regierung nad) 
und nad das Recht angemaßt, Steuern nad Belieben auszufchreiben oder bie 
vorhandenen zu erhöhen. Der Übel, die Beamten, felbft die niedern, und in vieler 
Hinfiht aud die Städte waren ganz fteuerfrei, oder doch von den brüdenvern 
befreit; die legtern lagen faft nur auf dem armen Landbewohner. Die Bermwal- 
tung lag im Argen. Mit Ausnahme der Intendanten (Präfekten) und einiger 
andern waren faft ſämmtliche Stellen käuflich. Dabei hatte die Regierung — aus 
Geldnoth — die Stellen ins Unglaublihe vermehrt, und die Bürger biefelben 
gekauft, theild aus Eitelfeit, theils der damit verbundenen Steuerfreiheit willen. 
Dies hatte natürlich eine große Berwidelung der Befugniffe der Behörven zur 
Folge, es entftand mit der Zeit eine große Kompetenzverwirrung, welde beim 
Borhanvenfein einer großen Menge Sporteln und eines drückenden Zunftwejens 
dem Bolt fehr läftig fein mußte. Die Privilegien des Adels erfchienen um fo 
eınpdrender, als fie nicht mehr auf Gegenvienften deſſelben beruheten und als das 
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feudale Verhältniß fi aufgelöft hatte. Der Adel Hatte aufgehört eine Arifte 
fratie „zu fein und mar Kafte geworben; feine Vorrechte waren zulegt noch demäthi- 
gender als drüdend, daher das Verlangen nach Gleichheit allgemein und ummiter: 
ſtehlich. 

Dazu kommt eine ſprichwörtlich gewordene Demoraliſation, der Ludwig XVI. 
übrigens mit einem gewiſſen Erfolg entgegen wirkte. Mit Recht zählt man nes 
zu den Schwierigkeiten der damaligen Zeit — und alfo zu ben mittelbare 
Urfahen der Revolution — das Wirken der Defenomiften und Philofophen, be 
fonders der erftern. Diefelben konnten deſto ungehinderter ihren Ginfluß übe, 
als fie fid) meift in der reinen Theorie und in einer blos idealen Welt bewegten. 
Es wurde dabei zur Mode, fi der untern Klaffen anzunehmen, ihre Yeiven ba: 
vorzubeben, worin felbft viele Mitgliever des Adels einftimmten, ohne jeted 
deßhalb ihre Privilegien vermindern zu wollen. Und das Bolf las mehr als mar 
mußte. Was aber diefe Zünpftoffe beſonders gefährlich machte, das war, me 
Tocqueville nachmeift, einerfeitd die Abſchwächung der Regierungsmaßregeln m 
andererfeit8 die Zunahme des Wohlftandes. 

Um unter diefen Umftänden ven Staatswagen ins rechte Geleife zu bringen 
hätte e8 einer feften Hand und einer großen Geiftestraft bedurft. Ludwig XVL 
war gut, aber ſchwach und unglüdliher Weile nahm er zum Minifter Maurepat, 
der eben fo ſchwach, eben fo unentjchloffen, aber weniger für das Wohl der Natier 
beforgt war als er. Daher konnte fih aud Turgot nit behaupten und Nedet, 
der nah ihm Finangminifter war, mußte aud bald weichen, nachdem er zum 
erften Mal, im Jahr 1781 in dem berühmten Compte rendu, einen Beridi 
über die Finanzlage publicirt hatte. Der Poften eines Finanzminifters wur 
immer fchwieriger zu verwalten, Neder hatte don zwei Nachfolger gehakt, & 
man fih 1783 an Calonne wandte. Diefer beutete den durch Neders Spr 
famkeit und Ordnung wieder erwacdhten Kredit aus, aber da er, in der Hoffnum 
fi) zu erhalten, fid) freigebig gegen den Hof zeigte, verfiegte diefe Duelle hal 
und es blieb fein anderes Mittel den leeren Staatsſchatz zu füllen, als ner 
Steuern auszufhreiben. Allein das Volk konnte, ver Adel mochte nichts geben — 
die allgemeinen Stände (dtats generaux) wollte man aud nicht zufammen rufen, 
da entfchloß man fih die Notabeln zu verfammeln, die den 22, Februar 1787 
ihre erfte Situng in Berfailles hielten. 

Aber dieſe Berfammlung, obgleih aus Privilegirten zufammengefegt, war mai 
entfernt ein willenlofes Werkzeug in der Hand des Minifters zu fein, und alt 
viefer geftehen mußte, die Anleihen Hätten fih in wenigen Jahren auf 1646 
Millionen belaufen und das jährliche Deficit erreihe 140 Millionen, mußte & 
feinem eifrigften Gegner in der Berfammlung, dem Erzbifhof von Gens, Brienn: 
weichen. Diefer erhielt eine neue Stempeltare und einige andere, aber unbeden 
tende Zugeftänpniffe, und da dieſe nicht zureihten, wollte er eigenmächtig ned 
zwei andere Steuern einführen. Das Parlament indeß weigerte fich diefelben zu 
regiftriven. Nach Troyes verbannt gab es nad, allein neue Forberungen riefen 
eine neue und ftärfere Weigerung hervor. Brienne fuchte nun das Parlament zu 
desorganifiren, auf feine richterlihen Befugniffe zu beſchränken und fpäter jet 
aufzulöfen und durch einen hohen Gerichtshof (cour plenidre) zu erfegen. Allein 
das Parlament hatte die öffentliche Meinung für fi, auf welche außer ven bishe 
erwähnten Umftänden auch nod die aus Amerika herübergefommenen Freiheitsibern 
einwirften. Adel, Geiftlichkeit und Bürger waren einig die Verfammlung der 
Stände zu verlangen und der Hof mußte nachgeben. Neder wurde zurüdberufen, 
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die allgemeinen Stände (Etats gendraux ?) den 25. Mai 1789 in Berfailles 
verſammelt. 

V. Die Revolution von 1789 und ihre nächſten Folgen. Den 

5. Mai 1789 verſammelten ſich in Verſailles die Abgeordneten der drei Stände: 
Adel, Geiſtlichkeit und dritter Stand (tiers Kat, Bürger und Bauern), letztere 
allein an Zahl fo ftarf vertreten wie die beiden andern zufammengenommen. Der 
erfte Fehler den die Regierung hierbei beging, war, daß fie vergaß die Leitung 
der Berfammlung in die Hand zu nehmen; der zweite, daß fie, ihre Zeit ver 
fennend, hoffte die Stände zu mwillenlofen Werkzeugen herabzuwürdigen; ver dritte, 
daß fie, nah altem Brauch, drei von einander unabhängige, gleichberedhtigte 
Kammern beibehielt und biefelben gegenfeitig zu annulliren dachte. Allein ver dritte 
Stand weigerte fi hierauf einzugehen: es follte blos Eine Berfammlung gebildet 
und darin ohne Ständeunterfchied abgeftimmt werden. Auf die Weigerung des 
Adels und der Geiftlichleit antwortete der dritte Stand damit, daß er fid, auf 
den Antrag von Sieyes, den 17. Juni zur Nationalverfammlung erklärte, 
Als darauf der Hof den Berfammlungsfaal ſchließen ließ, vereinigten ſich bie 
Deputirten den 20. Juni im Ballfpielhaufe und ſchwuren ſich nicht eher zu 
trennen, bis fie Frankreich eine Konftitution gegeben haben würden. Vergeblich war 
vie Föniglihe Sigung vom 23,, der Hof mußte felbft diejenigen Mitglieder des 
Adels und der Geiftlichkeit, welche fi nicht ohnehin ſchon einzeln der National 
verfammlung angeſchloſſen hatten, verjelben beizutreten veranlaffen. Als der Hof 
aber Neder verbannte, die Verſammlung einzufhüchtern fuchte und Truppen zufam- 
menzog, entftand ein blutiger Aufftand in Paris, der den 14. Juli mit ber 
Erftürmung der Baftille endigte. Den 13. ſchon war die Nationalgarve errichtet 
worben. Das Beifpiel von Paris wurde in den Provinzen befolgt, überall bildeten 
fih Nationalgarden und felbft Municipalitäten. Der König ſah ſich gezwungen 
fih der Nationalverfammlung zu nähern, Neder wieder zurüdzurufen, Bailly 
als Maire von Paris und Tafayette als Kommandanten der Nationalgarden zu 
beftätigen. 

Diefe Erfhütterungen, das Blut das dabei floß, das Gefährliche ver ganzen 
Page mußten der aus fo entgegengefegten Elementen gebilveten Kammer eine wenig- 
ſtens augenblidlihe Einigkeit geben. Die Folge davon war, daß in der Nadıt 
vom 4. Auguſt der Adel freiwillig feine Privilegien auf dem Altar des BVater- 
landes zum Opfer brachte. Der Graf von Noailles bot die Abiöfung der Feudal— 
rechte und die Aufhebung der perjönlihen Dienftbarfeit an; der Herzog von 
Shatelet die Ablöfung der Zehnten; der Biſchof von Chartres die Aufhebung des 
zusfchließlihen Jagdrechts; die herrſchaftliche Gerichtsbarkeit, die Kaufbarkeit der 
Richterftellen, die Ungleichheit der Beftenrung, die Gefälle der Geiftlichkeit, vie 
Zunftrechte, fowie die befondern Freiheiten einiger Provinzen, Städte und Körper: 
ihaften hatten auf den Antrag der Betreffenden daffelbe Loos. Damals erfolgte 
auch nad dem Mufter der vereinigten Staaten eine Erklärung der Menſchenrechte. 
Während die Verfammlung das Ein- oder Zweifammerfyftem und die Ausvehnung 
des königlichen Veto bisfutirte, veranlaßten die fortvauernde Aufregung, die Theu- 
ung, Parteiumtriebe und Hofintriguen den Aufftand vom 5. und 6. Oktober, in 
Folge deſſen der König und bald aud die Nationalverfammlung gezwungen wurben, 
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2), Einige Autoren überfegen mit Unrecht Generalftaaten. Diefes Wort muß den Holländern 
überlaffen bleiben. 
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ihren Sitz nach Paris zu verlegen. Nah dem 14. Juli Hatten die Prinzen vie 
Emigration begonnen, die nachher dem König fo manche Berlegenheiten bereitetz, 
nad dem 6, Dftober traten auch zwei ausgezeichnete Deputirte aus der Kammer. 
Man kann fagen, daß die Nationalverfammlung eine große Anzahl der von ih 
defretirten Mafregeln nur unter dem Drud von außen erließ. So veranlaften 
bie von einigen ihrer Privilegien verluftigen Provinzen angefangenen Unrube 
eine neue Eintheilung des Reichs. Das Projeft war von Sieyes angegeben un 
bon einem befondern Komite ausgeführt worden. Den 22. December 1789 vehretin: 
die Berfammlung die Cintheilung Frankreichs in 83 Departements von ungefik 
gleicher Größe, wobei fo viel ald möglich die alte Provinzialeintheilung weggenitt 
die alten Namen durch neue erfegt, und die Verwaltung auf vemfelben ui 
srganifirt wurde. Jedes Departement erhielt einen Berwaltungsrath von 36 Mi 
gliedern als berathende und ein Direktorium von 5 Mitgliedern als erelutie 
Behörde. Das Departement zerfiel in auf ähnliche Weife organifirte Diftrikte, ie 
Diftrifte in Kantone, welche leßtere feinen Verwaltungs-, fondern blos einen Bi 
bezirt bildeten. Jedes Departement erhielt übrigens ein Kriminalgeriht, je« 
Diftrift ein Eivilgericht, jeder Kanton einen Friedensrichter. Sämmtliche Behhte 
und Richter wurden von den aktiven Bürgern, d. h. denjenigen erwählt, meld 
eine Steuer im Betrage dreier Arbeitstage zahlten. Diejelben wählten and de 
Deputirten zur Nationalverfammlung. 

Diefe neuen Einrichtungen bradten alle diejenigen auf, welche zu ven all 
Provinzialftänden und Parlamenten gehörten, beſonders aber den Adel, und & 
man am 2. December fhon — aus reiner Finanznoth — die Güter der ii 
lichkeit al8 Staatsgut erklärt hatte, fo war aud die mächtige Geiftlichfeit ger 
die Revolution. Diefe Mafregel führte befanntlic auf die Emiffion der nad« 
fo berüchtigten Ajfignaten, d. 5. Anmweifungen auf die Kirdhengüter; ven ers 
400 Millionen folgten nad und nad Taufende von Millionen, jo daß dies Fr 
piergeld in wenigen Jahren ganz entwertet war. Indeſſen fand die Geiftliht« 
noch eine neue und wo möglich größere Beranlaffung zum Widerftand gegen d 
Revolution, durch die Einführung einer neuen Civilverfafjung verfelben. Berges 
aber waren ihre Verfuhe einen eigentlihen Bürgerkrieg zu entzünden, es hi 
bei oft blutigen Emeuten, und auch die von den franzöfifchen Prinzen in Kobla 
aus Emigranten gebildeten Regimenter konnten nur die Wirren vermehren, ax 
nicht den Gang der Revolution aufhalten. Das am 14. Juli, dem Jahrestag de 
Zerftörung der Baftille, auf dem Marsfelde gefeierte patriotifche Feſt der Für 
ration, wozu fämmtliche Departemente Deputirte fandten, gab dem Enthufiasm 
neue Nahrung und war dazu angethan ver Reaktion (contrer&volution fagte mu 
damals) Vorſchub zu leiften. Der 14. Juli wurde als Jahrestag der Befreim: 
betrachtet, das ganze Volk, die Nationalverfammlung und felbft ver König nahme 
Theil an dieſer feier. 

Die Abreife Neders, ver am 4. September 1790 feine Demiffion einreiöt, 
erregte fein Auffehen, e8 war vielleicht auch fein befonders fühlbarer Verluſt mehr 
Der am 2. April 1791 erfolgte Tod Mirabeaus (f. den Artikel) aber beraubt 
Frankreich des einzigen Mannes der vielleiht die Revolution hätte zügeln cr“ 
leiten können. Indeſſen nahın deren Macht immer zu; bie Klubs, beſonders de 
der Jalobiner, unterhielten die Aufregung, wozu überbies die fortwährende Aut 
wanberung des Wels, das am 20. Mai zwifchen Defterreih, England, da 
Schweiz, Spanien und Sardinien zu Dantua gegen Frankreich gefchloffene Büntui 
und zulegt bie geahnte Flucht des Königs den Stoff hergaben, Als aber au 
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20. Juni diefe Flucht wirklich ftatt fand, und Ludwig XVI. am 22. in Varennes 
erfannt und von da nad Paris zurüdgeführt wurde, verlor er den geringen Reft 
feines Anſehens, er wurde einftweilen fuspenbirt. Die Suspenflon dauerte 
Bi zum 14. September, wo er unter lautem Jubel des Bolls die Konftitution 
vom 3. September beſchwor. Diefelbe ließ rechtlich und faktifch fämmtliche Behörden 
von der Bolksfouveränetät herftammen; die Wahlen geſchahen in zwei Stufen; 
eine alle zwei Jahre erneuerte Verſammlung erhielt die geſetzgebende Gewalt; dem 
König wurde die erkutive, mit einem fuspendirenden Veto zuerkannt. 

Am 30. September löfte fih vie Eonftituirende Berfammlung auf, und da 
die Abgeordneten mit unkluger Selbftverläugnung fi die Wiedererwählung verfagt 
hatten, fo vereinigte fich venfelben Tag eine aus lauter neuen Elementen gebilvete 
geſetzgebende Verfammlung. Am 1. Oktober hielt die geſetzgebende Ver— 
jemmlung ihre erfte Sigung. Diefe VBerfammlung beftand, wie bie vorige, aus 
einer Rechten, einer Linken und einem Centrum, nur hatte diefe Abtheilung eine 
andere politiſche Färbung. Die Rechte trug den Namen ver Yenillants und 
fügte fih auf die höhere Mittelklaſſe; fie war fonftitutionell aber entjchieven 
!iniglih. Das Centrum war einfach mit der gegenwärtigen Lage zufrieden, übrigens 
chne Einfluß. Letzterer war und fam immer mehr in die Hände der Linken, bie 
von den Girondins (Deputirten ver Gironde) angeführt wurde, und ſich zum 
Theil auf die untern Klaſſen ſtützte. 

Obgleich weit weniger Feinde des Thrones zählend wurde dieſe Verfammlung 
geich von vorn herein vom König Falt behandelt. Die Umftände waren nicht 
kerart die Gegner einander näher zu bringen. Den 27. Auguft hatten fih ſchon 
ber deutfche Kaifer, ver König von Preußen und der Kurfürft von Sachſen durch 
die Deklaration von Pilnig gegen die Revolution erflärt, und feitvem hatten ſich 
Immer größere Emigranten-Truppen an den franzöfifhen Grenzen gebildet, welche 
unverholen die Abficht ausſprachen, in Franfreih einzurüden und die Revolution 
zu befänpfen. Dabei nahmen die Aufftände und die Aufregung im Innern zu 
und viele Priefter weigerten ſich ven fonftitutionellen Eid zu leiften. Als nun ber 
König nicht entſchieden genug gegen die ausgewanderten Prinzen und deren An- 
hänger auftrat, erließ die Nationalverfammlung Defrete, worin die Emigranten zu 
Hchverräthern und bie Geiftlihen, welche den Eid verweigerten, zu Empörern 
erflärt wurben. Aber Ludwig der XVI. fegte diefen Dekreten fein Veto entgegen. 
Gr genehmigte jedoch dasjenige, weldes feinen älteften Bruder (Monsieur) auf- 
forderte binnen zwei Monaten zurüdzufehren, widrigenfalls er feine allenfallfigen 
Rechte auf die Regentſchaft einbüße. Auf die Aufforderung der Nationalverfamm- 
lung machte der König Einſprache bei den benachbarten Fürften gegen die auf 
Ihrem Gebiete fi zum Einfall in Frankreich organifirenden Truppen. Um ven 
!iplomatifchen Noten Nachdruck zu geben, wurben im December 160,000 Maitn 
zuſammengezogen, dann (1. Januar 1792) der Prinz von Condé umd der Graf 
von Artois (Monsieur) als Hochverräther in ven Anklageſtand gefest (9. Januar), 
die Güter der Emigranten fequeftrirt (16. Januar), Monsieur feines etwaigen 
Rechts als Regent verluftig erflärt. Aus der Rafchheit, womit diefe Mafregeln 
genommen wurden, geht ſchon genügend hervor, wie die Nationalverfammlung dem 
König gegenüber immer rüdfichtslofer vorging. Sie drang ihm die von ihr ge- 
wünſchten Minifter auf, und am 20, April mußte Ludwig XVI., dem Anſchein 
nad freiwillig, dem Kaifer den Krieg erklären. 

Der Krieg begann den 28. April mit dem für Franfreih ungünftigen Gefecht 
bei Quiévrain an der belgtfchen Grenze, im Rüdzug wurde der franzöfifche Ge- 
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neral Theobald Dillon von feinen Truppen maſſakrirt. Bei der Nachricht ven 
diefem Unfall geriethen die Maſſen in Aufregung; die Nationalverfammlung 
erklärte fih in Permanenz, vefretirte die Zufammenziehung einer Referve-Armeer bei 
Paris, die Verbannung der den Bürgereid verweigernden Geiftlichen, und bewaffnet: 
das Volk mit Piken. Der König weigerte fi dieſe Mafregeln zu genehmigen. 
As nun auch der König das Minifterium Roland entließ, konftituirte fih vie 
Nationalverfammlung vollends als Partei. Da erfhienen amı 20. Juni, von der 
Girondiſten aufgereizt, Volkshaufen vor den Tuilerien jchreiend „es lebe vie Nation! 
es leben vie Sunsculotten! Weg mit dem Veto!" Sie drangen fogar in das Schler, 
und als fie die Thüren mit der Art einfchlagen wollten, befahl ver König fie zu 
öffnen und das Volk ftrömte herein. Nie hatte Ludwig XVI. fo viel Muth gezeigt 
als an diefem Tage. Don Nationalgarden umgeben, und auf einem auf einen 
Tiſch geftellten Stuhle fitend, damit er beffer gefehen werben könne, verler ı 
feinen Augenblid feine Ruhe und „feine Geiftesgegenwart. Denen, welde ti 
Sanktion der mit dem Veto belegten, oben genannten Defrete verlangten, erwiden 
er „es ift dies weder bie Form, uch der Augenblid fie von mir zu erhalten.‘ 
Während er fo muthig die Hauptfache verweigerte, war er nachgiebiger in cin 
Kleinigkeit, was einen guten Eindrud machte: er feste eine ihm bingereichte roik 
Breiheitsmüge auf. Erft Abends gelang e8 den Bemühungen vieler Deputirten, 
und Petion’s, des Maire von Paris, das Volk zu zerftreuen. Diefe Auftritt 
wurden laut von Allen gemigbilligt, welhe noch an Recht und Geſetz hielten. Ti 
fonftitutionelle Partei gewann neuen Muth. Lafayette machte feinen Einf 
geltend, die Nationalgarde erbot fi, fih um den König zu ſchaaren. Allein viele 
erwartete feine Grlöfung von den europäifhen Mächten und vereitelte alle t* 
Demühungen. Da erklärte die Nationalverfammlung, den 5. Juli, das Vaterlat 
in Gefahr, errichtete Freifhaaren und bewaffnete das Voll. Die revolutionin 
Aufregung erreichte am 14. Juli, dem Feſte der Föderation, ſchon einen heba 
Grad; allein als nah dem Manifefte (25. Juli) des Herzogs von Braunfhrd;z 
die Preußen in die Champagne rüdten, ald es ven Jafobinern gelang vie Ver: 
ſtädte aufzumwiegeln, da wagte es die Nationalverfammlung am 9. Auguft, vie 
Abfegung des Königs zu diskutiren. Die Berathung mußte aber wegen ti 
Andrangs wüthender Volkshaufen gefchleffen werden. Um Mitternacht ertönen die 
Sturmgloden, der Generalmarſch wird gejchlagen. Faſt in allen Sektionen vor 
Paris verfammeln fih die Maffen, und ziehen während eine revolutionäre Munt 
eipalität, die Kommune, eingefegt wird, in georbneten Schaaren gegen die iv 
feftigten, von einigen hundert Schweizergarten und von Royaliften vertheidigter 
Zuilerien, Ein blutiger Kampf entjpann fi, der aud dann fortgefegt wurde, a 
der König in den Sigungsfaal der Nationalverfammlung flüchtete, und ſchloß wit 
der Niedermegelung der Schweizer. Ludwig XVI fand aber aud hier den faun 
gehofften Schuß nicht; er wurde einftweilen feiner Autorität beraubt, die giren 
piftifhen Minifter famen wieder ang Ruder und man befretirte die Zufammar 
berufung eines Nationaltonventse. Am 13. Auguft zog der König mit feine 
Familie als Gefangener in den Tempel. Die Nationalverfammlung ward von dr 
Kommune gezwungen, ein außerordentliches Tribunal zu ernennen um diejenige 
zu richten, welde man die Berfchworenen vom 10. Auguft nannte, das heißt, die 
Anhänger des Könige, Man kerkerte auch die nicht beeideten Priefter und ale 
Üdelige die man finden konnte, ein, 

Allein das Tribunal fchien der aus Marat, Danton, Eollot-d'Herbeit, 
Billaud-Varennes und andern eben fo berüchtigten Revolutionsmännern befte 
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benden Kommune viel zu ſchwach zu wirken. Diefe ſuchten Dantons Grundfatz 
„man müſſe den Royaliften Furcht einjagen“ ins Werk zu fegen, und fo fam 
es, daß, auf die Nachricht hin, die Preußen nähern fi Paris und bombardiren fhon 
Berdün, die Megeleien der Septembertage ausgeführt wurden. Am 2. September 
nämlih wurden die Barrieren gefchloffen, die Sturmgloden geläutet und etwa 
300 Mörder, welche die Kommune leitete und bezahlte, richteten ein ſchreckliches 
Blutbad unter den in den Parifer Gefängniffen eingefchloffenen Royaliften und 
Prieftern an. Die Nationalverfammlung war machtlos, das Volk, felbft die Sol: 
daten fahen zu, als ob die Sade fie nichts angienge; die Kommune allein herrſchte 
und die Megeleien hörten erft auf als fie deren müde mar. Wber alle bei viefer 
Gräuelthat Betheiligten haben ihren Lohn gefunden. 

Am 21. Sept. trat der Nationalfonvent zufammen, ertremer geftnnt 
als die geſetzgebende Verfammlung, die er ablöfte. So wie die Partei, welde in 
der Konftituante die Linke bildete, in der folgenden Legislatur die Elemente zur 
Rechten bergab, fu fand man auch die Linke der Letztern, die Girondiften, als Rechte 
des Konvents wieder, Auf der linfen Seite deſſelben faßen die unter dem Einfluß 
der Kommune gewählten PBarifer Deputirten und einige heftige Republifaner aus 
ven Departements; da die Einflußreichften unter dieſer Partei die oberften Bänke 
diefer Seite eingenommen hatten, jo nannte man bie ganze Partei die vom Berge 
(Montagnards). Die größte Zahl ver Deputirten aber gehörte weder ver Berg- 
partei noch der Gironde an; da ihre Pläte tiefer ftanden, nannte man fie die 
Ebene (la plaine), fpottweife au den Moraft (le marais). Die Ebene ftimmte 
meift mit der Gironde, wenn fie ihrer Neigung folgen konnte, und mit dem Berg, 
als viefer übermäcdhtig wurde. 

Die erfte Mafregel des Konvents war, den 25. September 1792 vie Re- 
publif zu proflamiren und fie untheilbar zu erflären. Mittlerweile war das Waffen- 
glüd auf die Seite der Franzoſen getreten, Dümouriez drang in Belgien ein, 
Cüſtine bemächtigte ſich Triers und Mainz, Montesguion eroberte Savoyen, und 
va das Volk diefe Erfolge dem Einfluß der Bergpartei zufchrieb, fo gewann viefe 
an Macht. Ehe fie aber daran denken konnte, ihre Gegner, die Girontiften zu 
vernichten, mußte erft das Schickſal Ludwigs XVI. feftgeftellt werden. Ein Dekret 
vom 6. December beftimmte, daß der entthronte König von dem Konvent gerichtet 
werben folle und fein Proceß begann. Nicht ohne Mühe fegten die Girontiften 
durch, daß die Formen der Anklage und ter Bertheidigung beobachtet würden, 
Bergeblid aber waren die Bemühungen der Vertheidiger (Malesherbes, Tronchet 
und Deföze). Ludwig XVI. wurde am 20. Januar 1793 verurtheilt und am 
21. öffentlich hingerichtet. Seine legten Worte waren: „ich fterbe unſchuldig; id) 
verzeihe meinen Feinden, und du, unglüdliches Volk“ .... da übertönte Trommel: 
wirbel feine Stimme und wenig Minuten danach hatte der ſchwächſte, vielleicht 
aber auch der befte der franzöfifchen Könige aufgehört zu Ieben. 

Der Tod Ludwigs XVI. ftellte die Parteien wo möglih noch fchroffer, noch 
unverföhnlicher einander gegenüber und vermehrte die äußern Feinde. Ganz Europa 
vereinigte fi gegen vie Republif, die Vendée ftand auf, viele Provinzen und 
Städte erflärten fih gegen den Konvent. Die VBergpartei fah ihr Heil blos darin, 
daß fie die Verhältniffe auf die Spike trieb, das Volk durd alle Mittel ftets in 
höchſter Aufregung erhielt und überhaupt durch Schreden herrſchte. Die Umftände 
beförberten ihre Abfichten beſſer als vie heftigen Artikel Marats, der mit Erfolg 
pie Plünderung der reihern Kaufleute und „Intriguanten” (Girondiſten) previgte. 
Dümouriez hatte vergeblid verfuht Ludwig XVI. zu retten oder mit Hülfe 
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ber Armee das konſtitutionelle Königthum herzuftellen. Als die Armee ihm auf 
diefem Wege nicht folgen wollte, lieferte er ben Feinden einige Eroberungen 
aus und ging zu ihnen über. Dod) hatte die Bergpartei dieſen letzten Schritt 
nicht abgewartet, um bie gemäßigtern Republikaner anzugreifen. Am 10. Min 
wurde auf Antrag Danton's und troß der Oppofition der Gironbiften das Revo 
lutionstribunal eingefegt. Nach dem Abfall von Dümouriez (4. April 1793) wurk 
ver Wohlfahrtsausſchuß (ComitE du Salut public) gebildet. Die Anklage 
der Linken gegen die Gironbiften wurden immer birefter. Marat und bald aus 
Robespierre und Andere erklärten laut die angefehenften Girondiſten als Yankt 
verräther und verlangten ihre Beftrafung. Als dieſe darauf durch Guadet tie 
Unterfuhung des Treibens der Kommune verlangte, veranlaßte dieſe dem Aufftant 
vom 31. Mai, der erft am 2. Jumi mit der Aechtung der muthigften und be 
rebteften unter den Girondiften aufhörte. Diejenigen welche ſich nicht durch die Audi 
ihrem Schickſal entzogen hatten, wurden hingerichtet. Aber, wie fehr aud de 
Departements darüber ſich entrüftet zeigten, welches auch die Anftrengungen war, 
die befonders yon und die mittäglichen Provinzen machten, überall blieben ti 
Truppen oder die Anhänger des Konvents Sieger. Lyons Bewohner murden ii 
Kartätſchen niedergefchmettert, eine NRevolutionsarmee von 6000 Sanscäletter 
durchzog verheerend vie Provinzen, und Zoulon, das fih den Engläntern übe 
geben hatte, wurbe, zum Theil durch die Gefchidlichkeit des damaligen Artillerie 
fapitäns Bonaparte, wiedergenommen und beftraft. 

Indeffen befhwor der Konvent am 10, Auguſt 1793 auf den Marffthe 
eine neue Konftitution, die vom Jahre I. der Republik, die aber ſogleich bis zum 
Frieden fuspendirt wurde. Diefe in wenigen Tagen verfaßte und angenomme 
Konftitution war die Organifation der Maffenherrfhaft. Die Umſich 
hinverten ven Verſuch, fie ins Leben zu führen. Statt einer Zerfplitterung % 
Macht bedurfte man damals der Koncentrirung. Der Konvent befahl (12. Augıf 
die Verhaftung aller Berbächtigen und die Erhebung aller waffenfühigen Mäme 
Zwölfhunderttaufend Mann wurden mobil gemadt; Carnot leitete das Heerweſen 
Hoche, Pihegru, Moreau, Marceau, Iourdan, Kleber u. a, fm 
mandirten die Truppen und bradten nad und nad den Sieg auf die Seite da 
Republif. Um aber den innern Zuftand des Landes zu bezeichnen, genügt ed Ki 
fpielsmeife folgende Data hervorzuheben. 27. September 1793, Dekret, melde 
das Marimum des Preifes ver eriten Vebensbebürfniffe beftimmt. 28. Septemk, 
Ausgabe von 2000 Millionen Affignaten. 3. Dftober, Arreftation von 53 giren 
diſtiſchen Deputirten. 5. Oftober, Abſchaffung der chriftlihen Zeitrechnung un 
Einführung derjenigen, welche die Stiftung ver Republif (22. September 1792 
zum Ausgangspunkt nimmt. 12. Oktober, Dekret, welches die Zerftärung Yocr 
befieblt. 16. Oktober, Verurtheilung und Hinrihtung der Königin Marie Antoineit: 
31. Dftober, Hinrihtung von 21 Deputirten der Rechten. 6. November, Hu 
richtung des Herzogs von Orleans. (Philipp Egalitd). 7. November, Gotik. 
Biihof von Paris und fänmtliche Geiftlihe feiner Diöcefe ſchwören ver ver 
Konvent den fatholifhen Glauben ab. 10. November, die Parifer Kommune haft 
den fatholifhen Glauben ab und führt ven Kultus der Vernunft ein, und ar 
7. Mai 1794 defretirt der Konvent die Griftenz des höchſten Wefens, a 
24, die Unfterblichleit der Seele. 

Unzählige Maßregeln ähnlicher Art übergehen wir. Die Guillotine war F 
Permanenz und täglich fielen zahlreiche Opfer, zulegt ohne felbft auch nur zus 
Schein vor Gericht geftanden zu haben. Aber ver Bogen war zu fehr geipant, 
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bald mußte die Sehne reifen. Schon am 24. Februar 1794 (6. ventöse III.) 
hatte Robespierre vie ihn felbft beprohenven 20 ertremften Jalobiner (Hebertiften) 
als „Lafterhafte” hinrichten laſſen; am 5. April (16. Germinal) erreichte dafjelbe 
Schickſal Danton und einige andere zu den gemäßigtern Schredensmännern ge= 
börigen Deputirten, welde des Royalismus befhuldigt wurden. Robespierre 
war nun auf den Punkt die Diktatur an fich zu reißen, als envlic das Uebermaß 
der Furcht dem Konvent den Muth gab, fih dem nah Blut dürftenden Tyrannen 
zu widerfegen. Am 27. Juli 1794 (9. Thermidor) wurde er verhaftet und am 
folgenden Tag beftieg er nebſt einer Anzahl feiner Anhänger das Schaffot. 

Frankreich athmete nun auf und vie Mittelflaffen, welche am meiften gelitten 
hatten, unterftügten den Konvent, ber die ertremften Terroriſten ausftieß, die 
Geächteten zurüdrief; vie Gefege des Marimum wurden widerrufen und freie 
Religionsübung bergeftellt. Inveflen hatten die Bürger noch manden Kampf gegen 
die mit den Maffen verbündeten Jalobiner zu beftehen. Bon legtern und be— 
ſonders von der Theurung aufgeregt rüdten die Vorſtädte mehrmal vor ben 
Sigungsfaanl des Konvents; die Emeute vom 1. Prairial (20. Mai 1795) war 
beſonders heftig und gab dem Präfidenten Boiffy d'Anglas Gelegenheit einen 
bewunderungswiürbigen Helvenmuth zu zeigen. Am 26. Dftober (5. brumaire) 
wurde der Kommunift Baboeuf gefangen genommen, am 12. Nov. (22. brumaire) 
der Jafobinerflub geſchloſſen; die Macht der ertremen Partei war gebrochen. 

Die royaliftifhe Reaktion glaubte nun den günftigen Augenblid gelommen, 
ſich ihrerfeits der Herrfhaft zu bemädtigen. In Folge der neuen Konftitution, 
genannt vom Jahre III, welde einen mäßigen Befig ald Bedingung um Wähler 
zu fein aufftellte, und überbies die Wahl in zwei Stufen anorbnete, war bie 
Macht in vie Hände der Mittelllaffen übergegangen und die Royaliften konnten 
hoffen, daß ihre Anhänger die Majorität in der neuen Regierung bilden würden. 
Yestere beftand aus zwei Kammern: einem Nathe ver Fünfhundert und 
dem Rathe der Alten (250 Mitglieder) als gefeßgebende, und einem Direk— 
torium von fünf Mitgliedern als vollziehende Gewalt. Sie hatten gefchidt ven 
Staatsbankerott (September 1797) benügt um in vie Räthe gewählt zu werben, 
und es war ihnen fogar gelungen einen der Ihrigen (Barthelemy) ins Direktorium 
zu bringen, und ſchon arbeiteten fie offen auf den Sturz der Regierung bin. Die 
Direktoren Barras, Rewbell und Lareveillitre kamen ihnen durch 
ven Staatöftreih vom 18. Fructidvor zuvor. Die Royaliften wurden aus den 
Räthen vertrieben und aus Frankreich verbannt. Daſſelbe Schidjal traf nit nur 
Barthelemy fondern auch Carnot, deſſen Kriegsleitung das Direktorium feine Siege 
in Italien und Deutſchland größtentheils verbantte. 

Diefe Siege freilich hatten dem Direktorium einen gefährlidern Gegner als 
die ausgeftoßenen Noyaliften gefhaffen. Der Sieger von Italien, der Liebling 
des Heeres und der Schreden feiner Feinde, der General Bonaparte, wurde 
den Direktorium jegt gefährlich. Es ſchloß diefer jett mit Defterreih den Frieden 
von Campo-Formio und entjchied fi für die Unternehmung nah Egypten, um 
den ehrgeizigen General zu entfernen. Derfelbe jchiffte fi mit 20,000 Mann 
auserwählten Truppen auf einer flotte von 400 Schiffen am 19. Mai 1798 in 
Toulon ein, nahm am 12. Juni Malta und landete am 2. Juli bei Alerandria, 

Um den andern Theil des Heeres zu befhäftigen hatte General Saint-Eyr den 
Befehl erhalten in die Schweiz einzurüden. Die helvetiſche Republit wurbe demo» 
fratifirt, Genf, Biel und Mühlhaufen Frankreich einverleibt. Ungefähr in berfelben 
Zeit hatte Berthier den Kirhenftaat in eine römische Republif verwandelt und 
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den Bapft Pius VI. nah Frankreich geſchickt. Dieſes Verfahren konnte am ven 
Höfen nur Mißtrauen und Beforgniffe erregen, und England nahm den Augen- 
blid wahr wo Bonaparte, nad der Bernichtung der franzöfifchen Flotte durd 
Neljon, in Egypten in immer neue Berlegenheiten ſich verwidelte, um eine neu 
Koalition gegen die Republif zu Stande zu bringen. England, Defterreih, Ruk: 
land, Neapel und die Türkei ftanden nun vereint gegen Frankreich. Das Dird: 
torium zeigte ſich jedoch auf der Höhe feiner Stellung, rief 200,000 Mann durd 
eine regelmäßige Konffription unter die Waffen, ſchickte der in Italien ftehenden 
Armee beträchtliche Berftärtungen, die auch gleih am Anfang des Feldzugs dat 
Königreih Neapel wie das Königreih Sardinien völlig erobert hatte, jo vaf 
ganz Italien am Anfang des Jahres 1799 in den Händen ber Franzofen iur. 
Diefer Sieg war jedoch nicht von langer Dauer, denn die Verbündeten griffen 
nun nad einander die Franzoſen auf drei Seiten an. Erzherzog Karl jäls; 
Jourdan an ter Oftrah am 21. März, bei Stodad am 25. und Lenouf, fdr 
Nachfolger war gendrhigt fein Heer über den Rhein zurüdzuführen. leide 
Schickſal hatten in der Yombardei Scherer’s und Moreau’8 Armeen, die von der 
vereinten Heeren Defterreihs und Rußlands unter Maf und Suwarow an ta 
Etſch geſchlagen und zum Rüdzug gezwungen wurden. Im Auguſt landete ve 
Dergog von York mit 40,000 Mann in Holland und bevrohte die franzöfid: 

renze. | 

Diefe kritifche Lage der Republit nad aufen hatte große Unzufriedenheit mit 
dem Direktorium erzeugt, die Wahlen von 1799 fielen republifanifch aus, « 
Rewbell’s Stelle, nah Carnot's Austritt der einzige ftarfe Charakter und entidir 
dener Anhänger ver Konftitution vom Jahre III, wurde Sieyes, ein eben! 
entſchiedener Gegner vderfelben, gewählt. Die Kammer der Näthe erflärte it 
permanent und forberte das Direktorium auf, ihr Rechenſchaft über vie Lage de 
Landes abzulegen. Bon den urfprünglid ernannten Direktoren erhielt fi nr 
Barras. Diefe Schwankungen in der oberften Yeitung bedrohten die Republif mi 
innern Stürmen, die nur burd den Umfchlag des Kriegsglüds abgewendet wurter 

Der große Sieg Maffenas bei Zürich (27. Sept.) über vie Ruffen umte 
Korfakoff, die Trennung der Defterreiher von den Ruffen, der Rückzug Sumaremi 
aus Italien, die Niederlagen und die Kapitulation des Herzogs von York in | 
Holland (19. Sept. bis 6. Oft.) ermäßigte für den Augenblid vie Heftigfeit der 
Mipftimmung gegen das Direktorium. Aber die Unhaltbarfeit des gegenwärtigen 
Syſtems war unter allen Parteien zur feften Weberzeugung geworben; alt 
wäünfchten, wenn auch aus verfchiedenen Motiven, den Sturz der Konftiturion wit 
des Direltoriums herbei und fahen in der Einheit der Regierung die einzig mör 
fihe Rettung des Staates, 

General Bonaparte hatte diefen Stand der Dinge, diefe Stimmung det 
Gemüther bei feiner Abreife nad) Egypten ſchon vorausgefehen; er hielt die Fr 
eigniffe nun für reif "genug um feine Rolle darin anzutreten. Er übergab da 
Kommando über das egyptifche Heer dem General Kleber und Iandete am 9. Oktober 
1799 in Franfreih. Kaum mar er einen Monat in Paris, ald er bereits am 
18. brumaire (9. Nov.) die Konftitution wie das Direktorium geftürzt hatte. Ir 
der Nacht vom 11. Nov. vefretirten eine Heine Anzahl ver Räthe ein dreilöpfiget 
Konfulat als oberfte Negierungsbehörde und beriefen den General Bonapattt, 
Sieyes und Roger Ducos in diefe Funktion. 

Das von den gebuldeten Näthen ernannte Konfulat gab einer Kommiffien 
derfelben den Auftrag, eine Konftitution abzufafen. Sieyes, ver ſchon bei feinem 
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Eintritt ind Direktorium eine Konftitution in der Tafche hatte, legte num biefelbe 
vor, allein Bonaparte bewirkte eine völlige Umänderung des urjprünglichen Ent- 
wurfs. Das Wert war am 27. December ſchon vollendet und am 2. Februar 
1800 ward die Konftitution des Jahres VIII als angenommen erflärt. 
Ihre äußern Umriffe hatten allerdings ein republifanifches Gepräge, allein genau 
beiehen, war fie der Uebergang zur Monarchie. Die ganze politiihe Gewalt lag 
in den Händen dreier für ihre Regierungshandlungen unverantwortlier Konfuln, 
von denen überdies der erfte allein der eigentliche Gewalthaber war und bie bei- 
den andern nur als Rathgeber und Gehülfen zur Seite hatte. Sie waren alle 
rei nur auf zehn Jahre ernannt, konnten aber wieder erwählt werden. Die ganze 
dolfsvertretung ruhte in einem Senate von 8O Mitgliedern, bei deren Wahl ver 
Ginfluß des Konfulats maßgebend war. Diefer Erhaltungsfenat (Senat conservateur) 
ernannte die Glieder des geſetzgebenden Körpers, des Tribunats, des Kaffations- 
befes und die Konfuln. Seine Thätigkeit beſchränkte fih darauf, die Geſetze, 
Dekrete und Akte der politifchen Gemwalten zu prüfen, als konftitutionsgemäß zu 
beftätigen oder als konftitutionswidrig zu verwerfen. Die Senatorswürbe war 
Senslänglid. Die gefeggebende Macht bejtand aus dem geſetzgebenden Körper von 
200 Mitgliedern, wovon jährlid der fünfte Theil erneuert wnrde, und tem Tri— 
unate von 100 Mitgliedern. Das Tribunat berieth über die Regierungsvorſchläge, 
ver geſetzgebende Körper ftimmte darüber ab. Bonaparte ließ fi als erften Konful 
md Cambacerds und Lebrun als zweiten umd dritten Konful im Senat ernennen. 
Der Beifall, womit der Gewaltftreih des 18. Brumaire von allen PBar- 
tin Anfangs aufgenommen wurde, währte nicht lange, denn Bonaparte be- 
ädjihtigte bei Bejegung der Aemter vorzugsweife die Republifaner ala Mittel 
rei und ſchloß Royaliften und Jakobiner als Ertreme größtentheils aus. Die 
errüttete Lage der Finanzen und der Armee, die nicht minder durch ihre Siege 
I$ durd ihre Niederlagen ftark gelichtet war, der durch unkluge Strenge und 
Yirte des Direktoriums von neuem angefachte Bürgerkrieg in der Vendée ließen 
ch nicht fo ſchnell als eine Konftitution überwinden. Es bedurfte dazu Zeit und 
ie ganze Energie und Umſicht des erften Konfuls. Bonaparte ftellte zuvörderſt 
ie materielle Orbnung und Ruhe dur Eintheilung Frankreihs in 25 Militär- 
ioffionen her. Die Vendée ſuchte er dur AZugeftändniffe zu befänftigen, als 
ies aber mißlang, erflärte er alle empörten Departements außer dem Geſetze, 
orauf dann General Hebouville unter ter Beringung einer allgemeinen Amneftie 
en Frieden herbeiführte. Auch die Departementalverwaltung erhielt eine neue Or— 
anifation, die an die Einrichtungen unter der Monardie erinnerte. An bie 
stelle der gegenwärtigen Räthe traten Präfeften und Unterpräfeften mit derſelben 
on der Regierung allein ausgehenden und abhängigen Macht wie früher vie 
ntendanten und Unterintendanten. In den Gemeinden traten Maires an deren 
Spige, ebenfalls von ver Regierung ernannt. Die Preſſe warb unter die Aufficht 
er Polizei geftellt. Das Heer bedurfte mehr noch als die Verwaltung einer neuen 
rganifation, allein diefe war von zwei Vorbedingungen abhängig, die nicht ganz 
n der Macht Bonaparte’8 lagen. Zuvörberft mußte den Finanzen aufgeholfen 
erben. Zu diefem Behufe wurde ein neues Papiergeld gefhaffen, eine gezwungene 
Inleihe von 12 Mill. bei ven beveutenpften Bankhäufern gemacht, dagegen die 
uf die Güter der Ausgewanderten bafirte Anleihe von 100 Mill, aufgehoben. 
Die Lifte der Verbannten wurde gefchloffen und Jeder darauf geftrichen, ber 
ücht die Waffen gegen Frankreich getragen hatte. Der erfte Konful bot, um 
ie Organifation in der Armee durchführen zu können, Defterreih und Eng— 
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land den Frieden an, den dieſelben jedoch nicht annahmen, da die Deſterreichet 
unter Melas die Franzoſen aus ganz Italien wieder vertrieben hatten und ſich 
anfchicten, in Frankreich einzufallen. Bonaparte übergab nun Moreau den Ober 
befehl über die Nheinarmee, zog bei Dijon eine Refervearmee von 60,000 Man 
zufammen, mit welcher er über die Alpen in Italien einzurüden und den Deſten 
reihern in ven Rüden zu fallen beabfidtigte. Als vie legtern von biefem Bar 
haben hörten, hielten fie es für eine bloße Groffpredherei Bonaparte’s. Allein vi 
am 8. März vefretirte Nefervearmee ging am 16. bis 27. Mai fchon über bi 
Alpen; Bonaparte und Berthier nämlid mit dem Hauptforps über ven große 
St. Bernhard, die andern Korps über den Fleinen St.Bernhard, Mont Eenis, der 
Simplon und den Gotthard. Am 14. Juni entfhied der Sieg bei Marenge übe 
den italienifhen Feldzug. Nah einem für die Defterreiher ſehr nachtheilige 
Waffenftillftand kam der Friede von Luneville (9. Februar 1801) mit Defter 
reich zu Stande, worin die Republif 1200 Dunbratmeilen Yand mit ungefähr 
vier Millionen Menfhen gewann. Der Thalmeg des Rheins warb die neue rm 
zwifchen Franfreih und Deutſchland. Diefem Frieden folgte bald der Friede mi 
Neapel, Rußland, der Pforte und endlih zu Amiens (27. Mai 1802) mi 
England. Die cisalpinifhe, batavifche, helvetiſche, Ligurifhe Republik ſowie tet 
Königreich Etrurien wurden anerfannt. Durd) befondere Verträge mit Opania 
erwarb Frankreich Parma und Youifiana in Amerika. 

In Egypten jedoch nahmen die Greigniffe eine entgegengefegte Wen 
Kleber fiel dur Meuchelmord, fein Nachfolger im Kommando, General Mai 
wurde von den gelandeten Engländern bei Nahmanieh am 21. März auf's Han 
geſchlagen, wornad die Franzofen eine Kapitulation zu fchliefen genöthigt war 
Kraft deren die Ueberbleibfel der egyptiſchen Armee anf englifhen Schiffen = 
Frankreich eingeſchifft wurden. 

Nah dem Friedensſchluß konnte der erſte Konſul der inneren Umgeftaltun 
wieder feine ganze Aufmerkjamfeit ſchenken. Die Aufregung war verfchwunden un 
zeigte ihre legten Spuren nur noch in den Berfhwörungen der Jakobiner ım 
NRoyaliften gegen das Leben Bonaparte’s. Inpuftrie und Handel blühten emper. 
Die vom Drude der innern und äußern Kriege befreite Geſellſchaft, welche ſchet 
unter dem Direktorium aufzuathmen angefangen und nad Bergnügen fidy Lüfte 


gezeigt hatte, überließ ſich demfelben jetzt vollends und fehlen nicht mehr zu abne, 


daß fie in der fittenftrengen Uniform einer Republik ftede. Der erfte Konful für 
verte, fo viel an ihm lag diefes Sichgehenlaſſen der Geſellſchaft, vieles Vergeſer 
der mächften Vergangenheit. Alles was an die Revolution und Volksſouveränch 
erinnern fonnte, wurde in der officiellen Welt vermieden oder abgeftreift. Mi 
Pius VII. hatte der erfte Konful ſchon 1801 Friede oder richtiger ein Konlorde 
abgeichloffen, welches die Geiftlichkeit mit der Republik verſöhnte. Frankreich .erbie 
wieder 9 Erzbiihöfe mit 41 Biſchöfen. Die Sanftion des Konkordates konnt 
wie der erfte Konful befürdtete, auf Widerſtand im Tribunate ftoßen, daher M 
Senat veranlaßt wurde, 20 Tribunen, die im Geruche ftrengen Repnblifanieme 
ftanden, durch ein Senatustonfult auszuftohen und das Tribunat auf 80 Pit 
glieder zu beſchränken. Um viefelbe Zeit gewährte der erfte Konful durch ee 
Senatustonfult eine allgemeine Amneftie zu Gunften der Emigranten mit Aut 
nahme jedoch von etwa taufend Familien, deren Scidfal mit dem ber Baur 
benen eng verfettet fchien. Ein anderes GSenatusfonfult ſchuf die Ehrenlegien, 
durch welche der erfte Konful in den Stand geſetzt wurde, ſowohl Militär a 
Eivilverdienfte zu belohnen. 
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Wiewohl weder ver gefeßgebende Körper noch das Tribunat Geſetzvorſchläge 
zu machen berechtigt waren, jo fand doch der Vorſchlag des Tribunates, dem 
erften Konſul einen öffentlichen Beweis der Nationaldantbarfeit zu geben, im Se— 
nate allgemeine Zuftimmung und derſelbe befhloß, Bonaparte auf weitere zehn 
Jahre zum Konjul zu ernennen. Diefen Beweis des Vertrauens wollte ter erfte 
Konful jedoh nur mit Zuftimmung des Volkes annehmen, daher der Senat in 
einem Plebiscit dem Bolfe die Frage ftellte, ob ver erfte Konſul auf Lebenszeit 
feine Würde behalten folle. 3,577,399 Stimmberedtigte nahmen an der Abftim- 
mung Theil, 3,568,885 bejahten vie Frage, worauf dann am 2. Auguft 1802 
Bonaparte durch einen Senatsbefhluß zum lebenslängliden Konful erhoben 
wurde. Diefe Mopififation der Berfafjung ſchien eine andere zu bebingen, und fo 
ward biefelbe der Art mobificirt, daß der erfte Konful die ganze politifche Macht erhielt. 

Am Anfange des Jahres 1802 ſchon war der erfte Konful zum BPräfi- 
denten der cisalpinifchen Republit ernannt worden; jett erhielten Öenua und 
Yucca und fogar die Schweiz dur die Mediationsakte neue Berfafjungen. Diefes 
Uebergewicht Franfreihs mußte in England die alte Eiferfuht und ven alten 
daß von neuem anfachen. Die Haltung ver englifhen Prefje, mandye Bemerkungen, 
die im Parlamente über den erften Konful fielen, erregten nicht minber feine 
Empfindlichkeit als fein gerechtes Miftrauen in Englants aufrichtige Friedensliebe. 
Er rüftete eine ungeheure Flotte aus, um in England zu landen, und fiel unge- 
achtet der Meutralitätserflärung in Hannover ein. 

VI. Das Kaiferthbum. Der bevorftehende Krieg und häufige Attentate auf 
das Leben des erften Konfuls boten den Anhaltspunkt, auf die Nothwendigkeit einer 
feſten Staatsform die Gemüther hinzulenken und für viefelbe vorzubereiten. Nach- 
dem hierauf bezügliche zahlreiche Aoreffen im Senate und Tribunate eingelaufen 
waren, fanden auch die formellen Berathungen darüber ftatt, deren Endergebniß 
ein Senatsbeſchluß war, wodurch der General Bonaparte ald Napoleon I zum 
erblihen Kaifer der Franzoſen und die ©liever feiner Familie zu faifer- 
lien Prinzen und Prinzeffinnen erhoben wurben. Das Bolt hatte diefen Be— 
ſchluß mit 3,572,329 Stimmen unter 3,574,498 beftätigt und am 20. Mai 
1804 nahm Bonaparte die faiferlihe Würde an. Das Tribunat wurde gänzlid) 
aufgehoben, ver Senat wie der gejeßgebende Körper der kaiſerlichen Gewalt unter- 
georonet. Die Revolution ſchien ihren Kreislauf vollendet zu haben. Indeſſen waren 
ihre bleibenden Veränderungen fehr groß. Die Zerftörung der abgenugten Staats- 
maschine hatte alle geiftigen und moralifhen Kräfte der Gefellihaft in Gährung 
gebracht und dadurch in weniger als zwanzig Jahren Fortſchritte von Jahrhun- 
derten geförbert. Die großen Verbeſſerungen der allgemeinen Zuftände find zwar 
mit ſchweren Opfern erfauft worden, aber nicht Frankreich allein, ganz Europa 
genießt heute noch die Wohlthaten, welche e3 der franzöfifchen Revolution verbanft. 

Geblendet und gehoben zugleich von dem Glanz und der Größe des Mannes, 
ver die Geſellſchaft dem Untergange, der Auflöfung entriffen, war fie ftolz auf 
fein Glüd, das auch ihr Glück geworben. Eher mit Befriedigung als Ueberraſchung 
fah fie einen koftfpieligen Hofitaat entftehen, der an Glanz und Strenge ber 
Gtiquette das alte Königthum weit hinter fich ließ. Am 2. December 1804 kam 
Pius VII. nad Paris, um felber Napoleon und feine Gemahlin zu krönen. Die 
Eivillifte betrug 25 Millionen, wie die Konftitution von 1791 fie feftgefegt hatte, 
Die Senatoren erhielten eine Dotation von 25—30,000 Franten. Der geſetzgebende 
Körper blieb. Der republilanifhe Kalender ward ſchon 1805 abgeſchafft und ver 
gregorianifche wieder hHergeftellt. In vemfelben Jahre legte fih Napoleon den 
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Titel eines Königs von Italien bet, fette fi (26. Mai) die eiſerne Krone in 
Mailand auf und errichtete einen Orden verfelben. Die ligurifche Republif, Parma 
und Piacenza wurden dem franzöfifchen Kaiſerthum, Guaſtalla dem italiſchen 
Königreich einverleibt. Mit Lucca und Piombino ward eine Schwefter des Kailert, 
Elifa Bacciohi, als Herzogthum und franzöfifhes Lehn bejchentt. 

Das Kaiferreih hatte der Kaifer von Defterreih und bie meiften benticer 
Fürften anerfannt, allein vie Geſandten Rußlande und Schwedens hatten 
Paris gleich nach der Proflamation vefjelben verlaffen. England, mit einer Yar 
dung bedroht und dur die Befegung von Hannover verlegt, benutzte die Mij— 
ftimmung Rußlands und Schwedens, um mit diefen Mächten eine neue Koalition 
zu verabreden, für die aud Defterreih gewonnen warb und der Neapel kei 
trat (Frühjahr 1805). Der Krieg begann. Rußlands Heere waren in Deutid- 
land eingetroffen. Maffena beihäftigte den Erzherzog Karl in Italien, Napeken 
ſchlug die Defterreiher bei Elhingen, beſetzte Wien und vernichtete die Rule 
bei Aufterlig. In Folge einer Unterredung mit Franz II. ward in Prefkun 
am 26. Nov. 1805, alfo nah einem Feldzug von faum drei Monaten, tu 
Friede gefchloffen, worin Defterreih 1000 Duadrat-Meilen mit mehr als 3 Nil 
Menfhen (darunter die treuen Tyroler) opfern mußte, bagegen warb Bapen, 
MWürtemberg und Baden ein Gebietszumahs, und eine Königsfrone den beide 
erftern, die volle Souveränetät dem lettern zuertheilt. Italien wurde mit 50 
Duadrat-Meilen abgerundet. Das Glück, das Napoleon auf dem Kontinent 
verfolgen ſchien, hatte ihm jedoch auf dem Meere den Rüden gekehrt, und ii 
Schlaht von Trafalgar, worin Nelfon vie vereinigte franzöfifch-Tpanifche Wett 
befiegte, koſtete Frankreich die Frucht. jehsjähriger angeftrengter Rüftungen : 16 
Kanonen, 15,000 Mann Truppen und Matrofen und 60 Mill. Franken, mis 
letsterer Berluft in dem Augenblick um fo empfindlicher war, als die Bank ve 
Frankreich fid in Gelpverlegenheit befand. Napoleon fam zwar jeht zur lebe 
zeugung, daß er England zur See nicht beifommen könne, allein dieſe Ueber 
zeugung trieb ihn zur Annahme einer Politit, die einen Kampf auf Leben mm 
Tod für England einſchloß. England follte, wie Napoleon verkündigte, auf ber 
feften Lande befiegt werben. Abjonderung Englands vom Kontinent dur Ber 
nichtung von deſſen Einflüffen auf demfelben und eine völlige Abfperrung fein« 
Handels, das waren die Waffen, an denen das ftolze Albion verbluten folkt. 

Napoleon fteuerte wie gewöhnlich rafhen und feiten Schrittes feinem Ziel 
zu. Preußen erhielt Hannover und ward daburd mit England entzweit. Die Dr 
naftie von Neapel ward als mwarnendes Beifpiel der Regierung verluftig erflär 
und Joſeph Bonaparte zum König von Neapel und Sicilien, Ludwig Br 
naparte zum König von Holland, Eugen Beaubarnais, Stiefſohn de 
Kaijers, als Faiferliher Prinz adoptirt und zum Vicekönig von Italien ernannt 
Mehrere andere Minifter und Würdenträger wurben belehnt. So Marſchall Ber 
thier, Napoleons Waffengefährte, mit dem Fürſtenthume Neuchatel, Talley 
rand, ver Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, mit dem Fürftenthume Pr 
nevent, Bernadotte mit dem Fürſtenthume Ponte Corvo, Joachim Murat mi 
dem Großherzogthume Berg. Der Vicelönig von Italien heirathete eine bayerildt 
Prinzeffin, und Stephanie Beauharnais, eine Verwandte der Kaiferin ward al! 
aboptirte Prinzeffin die Gemahlin des Erbprinzen von Baden. Alle die der neu 
Dynaftie unmittelbar angehörten oder mit ihr verbunden waren, follten, um 
Ihlungen von einem einzigen Bande, unauflöslid) an die Perfon des großen Hat 
ſers gefettet werben. Er ſchuf das fogenannte Föderativſyſtem, wodurch hai 
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bisher herrſchende Syftem des Gleihgewidhts in Europa vollends aufgehoben 
wurde. Bayern, Würtemberg und Baden mußten in jenes Syftem eintreten. Nach 
Einverleibung des Churfürftenthfums Hannover in Preußen zog jener Eintritt bie 
völlige Auflöfung des deutſchen Reihs nad fi, das Napoleon ohnehin nicht mehr 
anerfannte, Diefem gelang es ohne Schwierigkeit, an die Stelle des aufgelöften 
veutfhen Reichstörpers ven Rheinbund zu fegen, zu deſſen Proteftor er fich 
(1806) erklärte. Kaiſer Franz IT. legte die deutſche Kaiferfrone nieder. 

Diefes raſche Umfichgreifen der franzöfifhen Uebermacht mußte die mit Ruß— 
land und England mittlerweile fortgeführten Friedensunterhandlungen durchkreuzen 
und lähmen. For’ Mittheilung an Talleyrand von einem Anſchlag auf das Leben 
ves Kaifers hatte für einen Augenblid das gänzlich erftorbene gegenfeitige Ver— 
trauen der Kabinette von Paris und London wieder angefadht; allein der plöß- 
Ihe Tod des genannten engliſchen Minifters und die in Folge des Rheinbundes 
entftandene VBerrüdung der Lage der Dinge machten jeden Erfolg ber Friedens— 
unterbandlungen unmöglich. Der Czar verweigerte vie Ratififation der von Dubril 
angenommenen Präliminarien. Der engliihe Geſandte warb wieder von Paris 
abberufen und ſchon im Herbfte vejjelben Jahres ſah man Preußen mit Rußland, 
Schweden und England vereint auf dem Kampfplage gegen Napoleon. Preußen 
ward vorzugsmeife durch die ihm zugefommene Nachricht, daß der Kaifer Eng— 
land die Rückgabe Hannovers angeboten, und durd die Idee eines nordiſchen 
Bundes als Gegengewicht zum rheinifhen in den Kampf gezogen, der es feinem 
Untergange nahe brachte. Napoleon nahm die Herausforderung in ber boppelten 
Cigenfchaft als Kaifer der Franzofen und Proteftor des Rheinbundes um fo be= 
ritwilliger an, als er wußte, daß feine Gegner noch nicht in der Faſſung waren, 
ihm mit einiger Ausfiht auf Erfolg die Stirne zu bieten. Die Schlachten von 
Ina, Eylau und Friedland Fofteten Preußen fein halbes Reid. Drei deutſche 
Fürften (der Churfürft von Heffen-Kaffel, der Herzog von Braunſchweig und ber 
Fürſt von Dranien) wurden aus der Reihe der Regierenden gelöfcht; zwei neue 
Könige (Sachfen und Weftphalen), ein Herzog von Warfhau und die Republik 
Danzig wurden gefhaffen; der rheinifhe Bund durch den Beitritt von eilf 
deutfchen Fürften erweitert und das angeftrebte zur Bernichtung Englands ent- 
worfene Rontinentalfyftem fing an, eine Wahrheit zu werben, denn bie 
Zuftimmung aller Intereffenten und Kontrahenten zu diefem Syſtem war bie 
Grundlage des am 7. und 9. Julius 1807 von Franfreid mit Rußland und 
Preußen gefchlofienen Friedens. 

Preußens und Ruflands Niederlage, Defterreihs Neutralität oder Paffivität, 
dag, um fich zu erheben, einen günftigen Augenblid abwarten wollte, gewährten 
Napoleon vorerft vollfommene Sicherheit im DOften und Norden und erlaubten 
ihm, auch den Süpd-Weften die Wucht feiner Macht fühlen zu laffen. Eine fran- 
zöſiſche Armee beſetzte Portugal ohne Widerftand und nöthigte die herrſchende 
Dynaftie zur Flucht. Einen Familienzwift am Madrider Hofe benugte Napoleon, 
um den ſchwachen König Karl IV. zur BVerzichtleiftung auf den Thron zu bewegen, 
der fpanifche Thronerbe, Prinz Ferbinand, wurde zur Thronentfagung gezwungen 
und der Fürft von Neapel, Iofenh Napoleon, wurde König von Spanien 
und Indien, ber Großherzog von Berg folgte ihm auf dem Throne von Neapel, das 
Königreich Weftphalen hatte Hieronymus Napoleon erhalten. Der Papſt 
ward aller weltlichen Macht entfleibet. 

Diefe ununterbrodhenen Mebergriffe konnte eine Macht wie Defterreich nicht 
lange ruhig mitanfehen. Defterreich bereitete fi im Stillen zum Kriege vor. Die 
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Spanier, auf Oeſterreichs und Englands Beiſtand zählend, traten im einen ver- 
zweifelten Kampf gegen ven Gewaltigen ein, der Anfangs mit glänzendem Grfolg 
für fie geführt ward. General Dupont warb bei Baylen geſchlagen und mußte 
fapituliven, Prinz Joſeph Madrid und Junot Portugal verlaffen. Als jedoch Ra— 
poleon felber in Spanien an die Spige des Heeres fidh geftellt, fiegte er im einer 
Reihe von Schlachten und unterwarf das Land von neuem dem Seryter feines 
Bruders. Kaum hatte er jevoh, nicht ohne große Opfer, Spanien unterjoht, 
ald Defterreich zum fünftenmal und wieder im Bunde mit England die Waflen 
gegen Frankreich ergriff. Die Tyroler hatten zu gleicher Zeit ſich erhoben, un 
auh in Weftphalen waren Bewegungen ausgebrochen; allein Oeſterreich erlag 
abermals, troß der rühmlichen Anftrengungen und der glänzendften Tapferfeit, va 
Macht des Schidjals. Napoleon fiegte in den Schlachten von Edmühl, Aspem 
und Esling-und viftirte 14. Oktober 1809 in Wien einen Trieben, in welden 
Defterreih 2000 Duadratmeilen mit 31/5 Mill. Menfhen verlor, womit da 
rheinifhe Bund, Italien, Warfhau und Rußland vergrößert wurben. De 
Kirchenſtaat und die illyriichen Provinzen wurden dann mit Frankreich vereint un 
Rom zur zweiten Stadt des Reichs erklärt. 

Die Herrfhaft Napoleons über Deutfchland und Italien ſchien unerfchütte: 
ih. Der ruffifhe Czar war dur die auf Defterreihs Koften erhaltenen Ba 
größerungen an Frankreich gefettet und zwang Schweden zum Anjchluffe an das Kor: 
tinentalfyftem wider England, während die Pforte, unentſchieden ob fie auf Fran 
reih oder England ſich ftügen follte, durch die ruffishen Angriffe abgehalte 
wurde, etwas gegen Frankreichs Uebermacht zu unternehmen. Als Napoleon ji 
von der Kaiferin Joſephine jheiden ließ und die Erzherzogin Maria Louife 18% 
heirathete, erhielt das neue Kaiſerthum fozufagen die Weihe der alten Legitimin 
Zur Befeftigung des Thrones und Erhöhung feines Glanzes ward ſchon früh 
durd ein f. Dekret (1. März 1808) außer den herzoglihen Würden, womit ti 
Helden des Baterlandes belohnt wurden, ein Erbadel hergeftellt, ver fich alkr 
dings von dem Feudaladel weſentlich unterfchien, indem er an ein großes Ber 
mögen geknüpft war und mit dem Verlufte diefes Vermögens auch erlofch, überdie 
keine Art Vorrechte beſaß. Das erwähnte Dekret verleiht den Großwürdenträgen 
den Titel Fürft und Durchlaucht; ihre älteften Söhne heißen Herzoge des Reidt, 
fobald ihr Vater für fie ein Majorat im Betrage von 200,000 Fr. jährlichen Ein 
kommens ftiftet; die Minifter, Senatoren und Staatsräthe, die Präfidenten hei 
geſetzgebenden Korps und Erzbifhöfe führen auf Lebenszeit den Titel Grafen, de 
auf den älteften Sohn (bei ven Erzbifhöfen auf ven älteften Neffen) übergedt 
wenn ein jährliches Einkommen von 30,000 Fr. geftiftet wird. Die Präfidenten de 
Wahllollegien, der erfte Präfivent und der Generalprofurator des Kaſſationshofet, 
der Rechnungskammer und aller Appellationshöfe, die Bifhöfe, die Mairs der guter 
Städte — die das Recht, der Krönung beizumohnen haben — erhalten als Be— 
lohnung für mehrjährige ausgezeichnete Dienfte im Amte, den Titel Baron, de 
auf ihre männlihen Nachkommen übergeht, wenn viefelben ein jährliches Eintem- 
men von 15,000 Fr. nachweiſen können, Die Mitgliever ver Ehrenlegion führer 
ben Titel Ritter, der ebenfalls auf ihre männlichen Nahlommen übergeht, man 
diefelben ein jährliches Einkommen von mindeftens 3000 Fr. befigen. In Ir 
lien wurden ähnliche Titel unter ähnlihen Beringungen nebft den Rittern ven 
Orden der eifernen Krone und endlich 1809 der Orden der drei golvenen Blick 
geftiftet. Schöpfungen ganz anderer Art waren die unfterblihen Gejegbädt 
(Codes Napol6on) die Organifation der Gerichte, die Stiftung ber Uni: 
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verfität. Induftrie und Handel wurben kräftig unterftügt und gehoben und durch 
Prämien die Erzeugung von GSurrogaten für die verbotenen Kolonialwaren 
gefördert, Kanäle, Straßen und andere öffentlihe Bauten zur Hebung des Wohl: 
ftanded angeordnet und ſchnell ausgeführt. Um die Kontinentaljperre gegen England 
wirfjamer zu machen, wurden ganz Holland, und überdem die ganze Küfte der Norb- 
jee, die Mündungen ver Ems, Weſer, Elbe und ſämmtliche Hanfeftädte mit einem 
Sandesgebiet von ungefähr 600 Duadrat-Meilen und einer Million Menſchen dem 
Kaiferreih eimverleibt. Daffelbe war jhon früher, um ver Straße des Simplon 
fiher zu fein, mit Wallis gejchehen. Das franzöfifche Neich zählte nun 130 De- 
partements und erftredte fih von der Texel bis in die Mitte Italiens, von 
ver Elbe bis ind adriatifhe Meer. 

Diefe Gebietövergrößerungen hatten nicht minder als die früheren vie Unzu- 
kievenheit der Fürſten trog der ihnen verheißenen Entſchädigungen erregt; bie 
Erhaltung des Friedens auf dem Kontinent warb von neuem zweifelhaft. Frank— 
wich überfah dieſe Gefahr vorerft über der Geburt eines Thronfolgers, welder 
den Titel König von Rom erhielt, kraft eines Dekrets, daß der jevesmalige 
Kronprinz dieſen Titel führe und der jevesmalige Kaifer fih in ven erften zehn 
Jahren in Rom frönen lafje. Der Jubel in Frankreich war allgemein. Man hoffte, 
daß Napoleon, um die Zukunft feines leiblichen Thronfolgers nicht zu gefährben, 
fürder mehr der Weisheit und Mäßigung ald dem Ehrgeiz Gehör geben werde. 
Der unglüdlihe Gang der Ereigniffe in Spanien und Portugal ſchien dieſe 
doffnung durch feine Warnungen zu verftärken. 

Rußland Ließ feinen Unwillen über vie legten willkürlichen Einverleibungen, 
zumal über vie des Großherzogthums Divenburg laut werben, es fah darin eine 
Verlegung des leiten Friedensvertrages und hielt ſich vaher berechtigt, ſeinerſeits 
die übernommenen Berbindlichkeiten binfichtlih der Kontinentalfperre nicht lünger 
zu halten. Seine Hanbelsverfügungen in den Jahren 1810 und 1811 mußten 
dad „Freundſchaftsbündniß“ zwifhen Alexander und Napoleon in Spannung 
bringen. Napoleon jöhnte fi mit den nordamerifanijhen Freiftanten aus, hoffte 
in ihnen einen Verbündeten gegen Großbritannien zu gewinnen und glaubte daher 
um fo fiherer, mit dem Norden breden zu können. Ein neuer Kontinentalkrieg 
brach 1812 aus, worin Rußland und England auf der einen, Frankreich, Defter- 
vih, Preußen und der Rheinbund auf der andern Seite ftanden. Wäre es zu 
jeder Zeit ein Wageftücd gewejen, den Krieg auf ein fo unermeßliches Gebiet, wie 
das moskowitiſche Reich zu verlegen, jo war der Mißgriff, ihn am Ende des 
Sommers zu beginnen, um fo unbegreifliyer. Napoleon fiel nun mit 500,000 
Mann in Rußland ein, rüdte nad) den Siegen von Oftrov, Plod, Mohilew, Smo- 
Iensf unaufhaltfam vorwärts und ftand am 14. Sept. nad einem abermaligen 
Siege — vor Moskau. Allein dieſe alte heilige Hauptftabt des Landes ward 
durch Kutufow den Flammen preisgegeben und mußte von den Franzoſen geräumt 
werden. Napoleon jah jest ein, daß die Armee, die bereit8 durch Hunger und 
Klima viel gelitten hatte, nur durch einen raſchen Rüdzug und ven Frieden zu 
retten ſei. Stolz hoffte er auf ven legten und verlor eine koftbare Zeit für ven 
erften. Weldye unfäglichen Leiven, als der Rückzug envlid angetreten wurde, das 
Heer von einer immer fteigenden Kälte und fortwährenven Ueberfällen des Fein— 
des zu dulden hatte, ift bekannt genug. In der Nähe von Wilna, ald das Elend 
den höchſten Grad erreicht zu haben fchien, verließ Napoleon im ftrengften In— 
tognito das Heer und eilte nad Paris, um neue Hülfsmittel zu fuchen. Die Ber- 
Infte dieſes Feldzuges, wie ungeheuer fie auch waren, wurden durch die moralijche 
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Wirkung, die fie hervorbringen mußten, noch weit übertroffen. Der Zauber, ve 
Napoleon als Unüberwinvliden umgab, war plöglih in Frankreich nicht minder 
als im übrigen Europa gebroden. Rußland und England warb es baber leichtet, 
eine neue Koalition gegen Napoleon zu Stande zu bringen. 

Diefem kamen vie Folgen feiner Niederlagen nicht unerwartet. Im pri 
1813 war er in Dresven an der Spike einer neuen Armee von 300,0 
Mann erjhienen. Die vorangegangenen Unterhandlungen, welde vem &aiier 
reich ven Rhein, die Maas und die Alpen als Grenzen geben follten, führten 
zu feinem Verſtändniß, worauf dann Defterreih dem Beifpiel Preußens folgt 
und dem Bunde gegen Napoleon beitrat. Napoleon fiegte zwar bei Dresten, 
allein vie franzöfiichen Truppenkorps, die nicht unter feiner unmittelbaren te 
tung ftanden, wurden in Sciefien, Böhmen und Brandenburg geſchlagen. Rd 
der furdtbaren Shlaht von Leipzig erlitt Napoleon felbft eine emtjceinzt: 
Niederlage. Die Sadfen, dann auch die Bayern fielen" von ihm ab m 
mit Mühe fchlug ſich der Reſt feines Heeres nah Franfreih durch. Fiu 
reih8 Grenzen waren jest ernſtlich bedroht, und wiewohl die Nation dieſe Ee 
fahr nicht verfannte, zeigte ich faft nirgends ein begeifternder Aufſchwung um ji 
zu befhwören. Die Nation ſchien zu fithlen, daß die Verbündeten nicht Frankeid, 
fondern Napoleons Uebermadt befämpften. Diejes Gefühl fand in dem von Nr 
poleon geihaffenen Senate felbe ein Organ und war aud im geſetzgebende 
Körper vorherrſchend. 

Die Alliirten waren nun nad Frankreich vorgedrungen und Napoleon erfoäi 
bier in einem furzen aber denkwürdigen Feldzug auf franzöfifchem Boden nr 
einzelne ruhmvolle Siege über die Preußen und Defterreiher, allein er muit 
endlich der Uebermacht weiche und konnte das Vorrüden der Verbündeten w 
Paris nicht hindern. Paris kapitulirte nah einer kurzen Gegenwehr von Seite 
der Nationalgarde am 14. März 1814. Alexander erflärte Tags darauf bein 
Einzug der verbündeten Heere durch eine Proflamation, daß die Verbündeten ir 
alten Grenzen Frankreichs achten, der franzöfiihen Nation es überlaffen, fic ein 
Konftitution zu geben, aber weder mit Napoleon, noch mit irgend einem Mitglier 
feiner Familie unterhandeln wollen. Zugleih warb der Senat aufgeforbert, ein 
proviforifche Regierung zu ernennen. Diefer Aufforderung gemäß hatte der Semt 
am 2, April Napoleon und feine Familie des Thrones verluftig erklärt, die 
Bourbonen als die rechtmäßigen Herrſcher Frankreichs zur Rückkehr eingelader 
und eine proviforifche Regierung ernannt. Gleich bet der Nachricht von der Ueber 
gabe von Paris hatte Napoleon zu Gunſten feines Sohnes und dann ohne alt 
Bedingung abgedankt; am 20, April nahm er von feinen alten Soldaten in fer 
tainebleau Abſchied und zog fi auf die ihm abgetretene Infel Elba zurüd. De 
indeffen wieber zufanmengetretene geſetzgebende Körper hatte die Senatsbeſchlüßt 
beftätigt, und der Graf von Artois, Bruder Ludwigs XVIII., unterzeichnete in 
defien Namen (1. April 1814) den Barijer Frieden, welder Franfreid dit 
frühern Grenzen wiedergab. Ludwig XVII. hatte indeſſen am Tage vor feinen 
Einzug in Paris (2. Mai) diefe Konvention anerkannt, der Nation eine Ber: 
faſſung zugefagt, aber die von der proviforifhen Regierung abgefaßte verworfen. 

VO. Die erfte Reftauration und die Hundert Tage. Der Raftar 
ration der Bourbonen ftanden feine materiellen Hinderniffe entgegen, obwob 
die Wiederherſtellung des legitimen Königthums von Vielen mit Mißtrauen 
und Beſorgniſſen aufgenommen wurde. Dieſe Beſorgniſſe wurden jedoch durg 
die wahrhaft freiſinnige Verfaſſung beſchwichtigt, und Ludwig XVIII. hät 
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an dem Werke ver Wieberherftellung des legitimen Königthums ungeftört fort- 
arbeiten können, wenn nicht die meiften derer, welche die Verfaſſung zu handhaben 
berufen waren, fie faft völlig ignerirt hätten. Die wefentlihften Elemente 
der Charte waren: Gleichheit Aller vor dem Gefege, gleiche Verpflichtung 
zu den GStaatslaften, gleiches Recht auf alle Aemter; individuelle Gewiſſens— 
und Preßfreiheit, Unverleglichkeit des Eigenthums, Vergeſſenheit des Vergan— 
genen, Abſchaffung der Konftription; Unverleglichfeit und Unverantwortlichkeit 
des Könige, in welchem vie ausübende Gewalt koncentrirt ift, der Krieg er- 
klärt, Friedens- und fonftige Berträge ſchließt, Gefege vorſchlägt und ſanktionirt 
und die Aemter beſetzt. Die gefetgebende Gewalt übt der Monarch gemeinfam 
mit einer Pairs- und Deputirtenfammer. Die erfte befteht aus vom König er- 
nannten erblihen over lebenslänglihen Mitgliedern, vie andern aus von ben 
Bihlern ernannten Abgeorbneten. Der König erhält eine für feine Lebenszeit 
betirte Givillifte (fie war für Ludwig XVII. 25 Mill. Fr.). Ferner Unverleglich- 
fit der Richter, Beibehaltung ver Dane zur Aburtheilung von Verbrechen, 
sreiheit der Abftimmung und Abjchaffung ver Konfisfation. Bei Wieverherftellung 
des alten Hofftaates ward der alte Adel wieder in feine Rechte eingefegt, die alten 
Orden wurden ebenfalls wieder hergeftellt, und ver Orden der Ehrenlegion erhielt 
turh das Bild Heinrihs IV. und die Lilien eine legitimiftiihe äußere Form 
md warb überbies in ben weſentlichſten Beftandtheilen feiner Organifation mo— 
dificirt. 

Mit dieſer Modifikation begann die Unzufriedenheit zumal unter dem Militär, 
des in feiner Eigenliebe wie in feinen Intereſſen ſich verlegt fühlte. Noch allge— 
meineres und tieferes Mißvergnügen erregten eine Reihe von Mafregeln, die eben 
o viele Berlegungen ber! Berfaffung waren und auf ein vollftändiges Syftem po- 
itiſcher Reaktion hindeuteten. Napoleon hatte von der allgemeinen Mifftimmung, 
velhe hierburch entftand, Kenntniß, zumal von ver Unzufrievenheit ver Armee, 
ie größtentheils aufgelöft auf verminderten Sold gefest war und vom alten 
Ivel und der Geiftlichkeit ihren Ruhm verhöhnen ſah. Der entthronte Kaifer 
laubte ven Zeitpunkt günftig, um nad Frankreich zurüdzufehren und die vom 
Jaupte gefallene Krone wieder aufzuheben. 

Hundert Tage dauerte der Verſuch zur Verwirklichung dieſes Planes. Am 
. März 1815 war er im Hafen von Frejus in Frankreich gelandet und vom 
jeere wie vom Bolfe mit großer Begeifterung als Retter von einem jchmählichen 
nd umerträglihen Zuftande aufgenommen. Ludwig XVIII traf zwar energifche 
Rafregeln gegen ven Einfall Napoleons, er berief die Kammern, ließ ſämmtliche 
Jeamte und Würbenträger nohmals auf die Verfaſſung beeiven und entfenvete 
ruppen gegen Napoleon, die, wie ihr Anführer, Marſchall Ney, dem König 
chmals ven Eid der Treue leifteten. Ney zumal machte ſich beſonders anheiſchig, 
m in Acht erflärten Kaifer gefangen oder tobt dem König auszuliefern. Doch 
um befand fih Ney vor dem zurüdgefehrten Kaifer, als er, überwältigt von 
fien Berfönlichkeit und den Erinnerungen gemeinjchaftliher Heldentage feinen 
id wie feine Berheißungen vergaß und unter Napoleons Banner trat. Am 
I. März floh der König aus Paris und Tags darauf z0g Napoleon, ohne ven 
ringften Widerftand erfahren zu haben, in die Zuilerien wieder ein. In einem 
ufruf an die Nation verfiherte er, daß er auf fernere Eroberungen verzichte und 
ı Geifte ver Freiheit herrſchen wolle. Wirklich berief er eine Deputirtentanmer, 
aft einer am 22. April erlaffenen fogenannten Zufatafte zur Konftitutionsurtunde 
adwigs XVIII., welde am 1. Junius von ihm und ben Deputirten auf dem 
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WMarsfelde feierlich beſchworen wurde. Aber die auf dem Wiener Kongreß ver 
fammelten Mächte hatten, gleich bei der Nachricht von der Landung in Frankreich 
Napoleon als Störer des Weltfrievens in die Acht erklärt, und in einem Qua— 
brupelvertrag zwifchen Defterreih, England, Preußen und Rußland verpflichtete 
fi eine jede diefer Mächte, 150,000 Mann ins Feld zu ftellen. Bergebens ke 
mühte fi) Napoleon, mit dem Wiener Kabinet in Unterhandlungen zu treten, woran 
er dann um die Mitte Junius mit einer ziemlich ftarten Armee gegen bi 
Heere der Verbündeten aufbrah, die von Belgien bis nah Italien Frankreich 
Grenzen umfchlangen. Bei Eröffnung des Feldzuges ſchien Napoleon vie Gun 
feines frühern Kriegsglüds wieder zu lächeln, aber bei Waterloo (18. Juniu 
wurde er von ben vereinigten Engländern und Preußen aufs Haupt geſchlagen 
Er eilte nah Paris, um von den Kammern neue Hilfsmittel zur Fortfegung vei 
Krieges zu verlangen. Diefelbe hatte aber kein Zutrauen in feine reiheitäverfic- 
rungen und verweigerte bie verlangten Opfer, worauf er am 21. Junius in Bst 
zu Gunften feines Sohnes nochmals abdankte. Es bildete ſich eime provijerike 
Regierung unter Fouché, dem ehemaligen Polizeiminifter Napoleons, Die Berbir- 
deten jeßten ihren Marſch, viesmal ohne Wiverftand, nad) Baris fort und rüdtn, 
nachdem die franzöfifche Armee in Folge einer zwifhen Blücher und Wellingten 
einer- und dem Marſchall Davouft andererſeits abgeſchloſſenen Militärtonventier 
ſich zurüdgezogen hatte, in Paris am 7. Jultus ein. Die noch vwerfammele 
Kammern richteten an bie einrüdenden Heere und an die Nation einen Auf, 
worin fie erklärten, daß fie jede Regierung als gefegwidrig betrachten mürt«, 
welche die Rechte der Nation mißachten follte. Am 9. zog Ludwig XVIIL ae 
mals in ven Zuilerien ein, löfte die gegenwärtige Kammer auf, berief eine ans 
orbniete die Bildung eines neuen Heeres an. 

Mit viefer legten Mafregel begannen wieder die Berfolgungen gegen it 
Anhänger Napoleons und wurden mit größerer Heftigfeit und Erbitterung d 
vor den hundert Tagen fortgefegt. Dies war um fo trauriger, als bie Lage u 
Folge des zweiten am 20. Nov. zwifchen Ludwig XVII. und ven Berbünkta 
abgejchloffenen Parifer Frieden an und für fi fchon keine erfreuliche war 
In dem erften Parifer Frieden erhielt Frankreih die Grenzen von 1792, im zwi 
ten warb es jedoch auf die Grenzen von 1790 beſchränkt und mußte bie dr 
ftungen Philippeville, Saarburg, Marienburg und Landau, ferner das Herr 
thum Bonillon, einen Theil des Niederrheind und der Landſchaft Ger, entf 
den ihm 1814 gelaffenen Theil von Savoyen und das Fürſtenthum Monat 
abtreten. Auch mußte es fich verpflichten, Hüningen zu fchleifen, ven Verbündete 
17 Feftungen auf 3 bis 5 Jahre einzuräumen, ein Ofkupationsheer von 150, 
Mann während dieſer Zeit zu erhalten, 200 Mill. Kriegöftener zu zahlen un 
endlich alle rechtmäßigen Entihädigungsanfprüde von Individuen, Körperjhait 
und Inftituten in den Rändern der Verbündeten zu Sefriedigen, ſowie alle Sci 
der Kunft und Literatur herauszugeben, die die Franzofen aus ven frühe 
befetsten Länder mitgenommen, und welde die Verbündeten im erften Barifer Frie 
den nicht zurüdzufordern gutmüthig genug waren. ' 

VII. Die zweite Reftauration begann wohl mit der Zufage !ır 
wigs XVIII., eine Politik der Mäßigung und Weisheit zu befolgen und ei“ 
allgemeine Amneftie zu ertheilen, allein wie in ver erften Reftauration, jo mar ® 
aud in ber zweiten bie Umgebung Ludwigs XVIII., die ihn hinderte, fein 
Worte treu zu bleiben. Die Wahlen für die Deputirtenlammer wurben im eine 
Weiſe betrieben, daß die Kammer aus lauter leidenſchaftlichen Royaliften beftun, 
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bie fo weit gingen, daß der König mehreren ihrer Beichlüffe die Sanktion ver: 
weigerte, Beide Kammern vermehrten bie im Negierungsvorfchlag aufgeftellten Aus: 
nahmen von der verſprochenen allgemeinen Amneftie und erklärten fich für bie 
Verbannung Aller, die für den Tod Ludwig XVI. geftimmt oder während ver 
hundert Tage ein Amt angenommen hatten. Geiftliher und politiſcher Fanatismus 
walteten nun zügellos, zumal im füplihen Frankreich. In Marfeille und Nismes 
wurben die Proteftanten ald Anhänger des Kaiſers ermorbet. Die heftigen’ An- 
griffe der Ultraroyaliften, welche die Aufhebung der Charte und die Wieberher- 
ftelung des unbeſchränkten Königthums anftrebten, veranlaften bie Regierung, bie 
Kammern am 4. Nov. 1816 aufzulöfen. 

Das Ergebniß der neuen Wahlen entfprach fo ziemlich den Wünfchen der Regie- 
rung. Die neue Kammer zeigte Mäßigung und hatte in ihrem Schooße ein ftarfes 
Gegengewicht gegen die Ultras, wenn auch keine hinreichende Majorität von freiger 
finnten Abgeorbneten. Den legtern gelang es zwar ein neues im liberalen Geifte ab- 
gefaßtes Wahlgefeg (1817) und ein Rekrutirungsgejeg (1818) durchzuſetzen, alle ihre 
Anftrengungen aber, die konftitutionswibrigen Ausnahmsgefege wieder aufzuheben, 
waren vergeblid. Die Unruhen in Grenoble und Lyon jedoch und die entdeckte Ver— 
ihwörung der Ultras zum Umfturz der Verfaſſung brachte eine Annäherung des Mi- 
nifteriums an die liberale Partei hervor. Die VBerminderuug der Oftupationsarmee 
um 30,000 Dann (1817), dann der Beſchluß des Aachener Kongreffes, alle fremden 
Truppen noch im Laufe des I. 1818 aus Frankreich zurüdzuziehen, die durch Welling- 
tons Bermittlung bewirkte Herabjegung der an Privaten auszuzahlenden Entſchä— 
dDigungsfumme von 296 Dil. auf 240 Mill., ferner die Ermäßigung ber rüd- 
ftändigen Kriegsfteuer von 280 auf 265 Mill., endlich die Zuziehung einheimifcher 
Bankiers bei der Anleihe von 1818 befeftigfen auf einige Zeit das Band ver 
liberalen Partei mit dem Minifterium. Da jedoch der Herzog von Rihelieu als 
Deinifterpräfident der liberalen Partei feine Konceffionen machen wollte und jedem An- 
finnen zur Entwidlung des Eonftitutionellen Syftems entſchieden ſich widerjeßte, 
fo entftanden Spaltungen im Kabinet und Abneigungen in ber liberalen Partei, 
die am Ende des Jahres den Herzog zum Niüdtritt veranlaßten. Ludwig XVIII. 
beauftragte den Marquis von Deffolles mit der Bildung eines neuen Minifte- 
riums — feit 1817 das Dritte. Diefes liberale Minifterium konnte fi jedoch 
nicht lange gegen die vereinten Angriffe ver ertremen Rechten und Linken halten, 
und wurde im November 1819 mobificirt. 

Descazes führte den VBorfig in dem neuen Kabinete, das eigentlich biefelbe 
Bolitik fortfegte und auch diefelben vereinten Angriffe ver beiverlei Ultra's auszuhalten 
hatte, Die Royaliften glaubten dur dieſe Schattirung des Yiberalismus unter den 
Räthen der Krone von ihrem Ziele ſich entfernt, und vie liberale Partei verlangte 
die Durchführung liberaler Grundfäge in der Mominiftration. Davon war aber 
feine Spur wahrzunehmen. Die Preßfreiheit wurde erft im Junius 1819 wieder 
bergeftellt, aber aud da nur nominell. Descazes glaubte und bemühte fich, 
durch eine Annäherung an die äufßerfte Rechte dieſe zum Theil zu befriedigen 
und die liberale Partei einzufchüchtern. Ein neues Wahlgeſetz, deſſen Tendenz 
die Degünftigung der großen Örundbefiger war, dann abermalige Ausnahms— 
gefege zur Nieverhaltung des öffentlichen Geiftes follten die neue Wendung des 
Minifteriums Descazes einleiten. Aber diefe Politit befriedigte die Ultraroyaliften 
nicht und verfegte die Liberalen in Aufregung. Die Debatten über das Wabhl- 
gefeg wurben mit Leidenſchaftlichleit und Bitterfeit geführt; der gemäßigten Partei 
ſchien jedoch die Verwerfung des Gefegentwurfes fiher, als die Ermordung 
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des Herzogs von Berry (13. Feb. 1820) ven Ultra's die Zügel der Regierung 
in die Hand fpielte, 

Das Minifterium Descazes ward entlaffen und der Herzog von Richelien 
zurüdberufen. Der Kampf in der Kammer entbrannte von neuen bei der Grit: 
terung über das erfte Ausnahmsgefeg, in Folge deſſen jeder des Hocverratht 
Verdächtige fraft eines von drei Miniftern unterzeichneten Befehls verhaftet um 
nöthigenfalls erft nach drei Monaten vor Gericht geftellt werben fonnte. Mi 
nicht geringerer Yeivenfchaftlichteit wurde der Kampf über einen Gefegentwurf geführ, 
welcher die Wieverherftellung der Cenfur zum Gegenftande hatte. Beide Geier: 
follten nur bis Ende der Seffion 1820 in Kraft bleiben. Das neue zum zweiten 
mal vorgelegte Wahlgefeg ward endlich troß der vereinten Oppofition des linken 
Gentrums (Doktrinairs) und der Linken mit nur geringen Veränderungen ame 
nommen. Die Wahlen fielen durch viefes Geſetz faft ausſchließlich im die Hin 
der reihen Ariftofratie des Grundbefiges, und die Zahl der Wählbaren wart de 
durch in ganz Frankreich auf nicht viel über 16,000 reducirt. Die Ariftohaie 
feierte hiermit einen großen Sieg, aber die Unzufrievenheit im Bolte nahm us 
zu und der Wiverftand trat überall hervor, zumal unter den Beamten, vie ſae 
weigerten, die fonftitutionswidrigen Mafregeln der Regierung auszuführen. Di 
Regierung glaubte diefen Widerſtand leiht durch Abjegungen brechen zu fünne, 
die im Gegentheil die Unzufriedenheit nur vervielfachten. Im Volke und im M 
litär gaben Symptome geheimer Berfhwörungen fi fund. Die Royaliften beutete 
viefe Verfhmörungen aus und brängten die Regierung zu weiteren Ausnahme 
maßregeln. Diefelbe ſchlug vie Verlängerung der Cenſur bis zum Jahr 18 
und Berfhärfung der Strafen auf Prefvergehen vor. Diefe Borfchläge erher 
einen Sturm im Gentrum und in der Linfen; das Minifterium, das auf! 
Rechte rechnete, fand viefelbe im Bunde mit der Oppofition und mußte fi ga@ 
Ente 1821 zurüdziehen. 

Ihre Nachfolger, alle aus ver äußerſten Rechten gewählt, find unter dem I 
men des Minifteriums Billdle, der darin das Portefenille der Yinanzen bit 
und unftreitig der fähigfte Staatsmann ver Reftauratien war, befannt. Die Um‘ 
waren num Herren der Lage. Sie hatten die Zügel der Gewalt in den Hänte, 
verfügten über eine große Majorität, denn bei den Wahlen nad dem nut 
Wahlgeſetz waren faft alle Kandidaten des Centrums burchgefallen und nur em 
30 von der Linken gewählt worden. Das neue Minifterium nahm nun den Fer 
ſchlag des frühern auf Verlängerung der Genfur zurüd, um die parlamentariik 
Konfequenz feines Urfprungs zu retten, und die Cenſur hörte am 5. Februar 18% 
auf, allein es entzog die Preßvergehen dem Ausſpruch der Gefhwornen und verrit 
fältigte die Preßproceffe. Die bloße Nachricht von der Berufung dieſer Männ 
ins Minifterium hatte die Gemüther aufgeregt und erbittert. Die Verſchwörunge 
wurden nun häufig; an mehrern Orten bradhen Unruhen aus. Alle dieſe Borfül 
wurden von ben Royaliften in der Kammer zu Angriffen auf die Revolution, da 
Liberalismus und ihre Vertreter ausgebeutet. Die Linke war jedes Einfluſſes a 
die Gejeßgebung beraubt, denn fie warb bei jever Gelegenheit nicht nur übe 
ftimmt, fondern auch zur Ordnung gerufen, fo daß fie den Entſchluß fahte, 2” 
Abftimmung ſich zu enthalten. Die ftürmifche Seffion ward am 1. Mai 1 
geſchloſſen. 

Beim Beginn der zweiten Seſſion vom 4. Junius zeigte Villdle, den der Kin 
zum Minifterpräfiventen ernannte, nicht minder Mäßigung als ftaatsmännii 
Verwaltungstüchtigkeit. Die wichtigften Verhandlungen in dieſer Seſſion bald 
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zollmaßregeln und vie auswärtige Politik zum Gegenſtande. Durch beide glaubte 
ie Reftauration ihre Unabhängigkeit vom Auslande zeigen zu müflen, da man ihr 
on Seiten der liberalen und patriotifchen Parteien oft den verftedten und offenen 
Sorwurf gemacht hatte, daß fie vom Auslande abhänge. Das napoleonifhe Pro- 
ihitiofpftem, das nad der Rückkehr der Bourbonen bedeutend gemilvert ward, 
am num durch ftarte Zölle in vielen Inbuftriezweigen wieder zur Aufnahme. In 
Spanien, wo der König mit den Korte im Kampfe war, glaubten die Bour: 
onen durch eine Intervention zu Gunſten Ferdinands VII. den doppelten Zweck 
erfolgen zu müſſen: zuvörberft die Unabhängigkeit von England, das gegen dieſe 
intervention war, zu bewähren, und bann ver Yegitimität in Spanien und 
nittelbar der eigenen einen weſentlichen Dienft zu leiften. In Frankreich ſah 
nan jedoch in diefer Intervention nichts als eine Unterbrüdung des Fonftitutio- 
nelen Principe. 

Bei Eröffnung der dritten Seſſion (28. Jannar 1823) kündigte der König 
a ver Thronrede ven Mari von 100,000 Mann nah Spanien an, „um biefes 
Ünigreih mit Europa anszuföhnen“. Die Abfaffung der Note, welche dieſe In- 
ervention der fpanifchen Regierung anzeigen follte, führte zu einem Zwiefpalt 
wiihen dem Minifter des Aeußern und dem Minifterpräfidenten, in deſſen Folge 
er Herzog von Montmorench feine Entlaffung nahm und Herr von Chateau- 
'riand (f. diefen Art.) fein PVortfeuille übernahm. Die Oppofition ſchöpfte aber 
nit Unrecht aus dieſem minifteriellen Zwiſchenfall Muth und griff in ver De- 
wite über die Bewilligung des aufßerorventlihen Kredits zur VBeftreitung ver 
hrigsfoften, die Politif des Minifteriums an. Sie beftritt nicht nur die Noth- 
vendigkeit, fondern auch felbft die Zweckmäßigkeit einer Intervention auf der Halb: 
nel. Der Abgeorbnete Manuel, ein freifinniger Deputirter aus der Vendée, 
nadıte eine Anfpielung auf die Wirkung der Frembdenintervention für Yudwig XV. 
Diefe Anfpielung regte die Rechte fo fehr auf, daß ein Antrag ihn aus der Kam- 
ner auszuſtoßen geftellt und angenommen wurde. In der Kanımer war von num 
n jede Möglichkeit einer Annäherung der Parteien zerftört. Inzwiſchen hatte das 
tanzöfifhe Heer den fpanifchen Boden betreten und im Dftober wurden die Kor- 
% und ihre Konftitution geftürzt. 

In der Seffion von 1824 erklärte bei Gelegenheit der Debatte über das Budget 
er Sinanzminifter, das Deficit betrage feit 1824 jährlich über 72 Millionen; 
! verlangte aljo eine Bewilligung don 107 Mill. Ergänzungsfrevite für diefes 
Jahr und wies nach, daß, um das Gleichgewicht in den Ausgaben und Einnahmen 
erzuftellen, 332 Mill. gededt, neue Hülfsquellen daher geſchaffen werden müßten. 
ir ſchlug eine Reduktion der fünfprocentigen Rente auf eine dreiprocentige vor, 
Den betreffenden Gefegentwurf, den die Deputirtenfammer angenommen hatte, ver- 
varf die Pairstammer. Der Minifter des Aeufern, der das Gefeg in der hohen 
Yammer zu vertheidigen unterlafien, erhielt feinen Abſchied, was Herrn v. Chateau: 
riand mit der Rechten entzweite. Um das Deficit zu decken, wurden num neue 
herbrauchsſteuern ausgefhrieben und das Tabatmonopol erneuert. Die Kammer 
ewilligte Alles mit großer Majorität, da bei den Erneuerungswahlen die 
Oppofition auf 17 Mitgliever zufammengefhrumpft war. Um fich dieſe Majorität 
u fihern, ſchlug der Minifter vor, die allgemeinen Wahlen nur alle fieben Jahre 
vrzunehmen und die Cenſur wieder berzuftellen. Beide Vorſchläge wurden ange- 
nommen. 

Der Top Ludwigs XVII. (16. Sept. 1824) war ver Wendepunkt des Kampfes 
jwihen der Reaktion und der Partei des Fortſchritts. Sein Bruder Karl X., 
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ver ihm auf den Thron folgte, war von jeher die Stütze der UWiltraropafiften, 
die auf ven Sturz der Charte hinarbeiteten, ein Vorhaben, dem Ludwig aus Miti- 
gung nicht minder als aus Baterliebe für fein Werk widerſtrebte. Nun Karl X. 
den Thron beftiegen, erwartete man allgemein die thatfächliche oder fürmlide Be 
feitigung der Eharte für die nächſte Zukunft. Diefen Erwartungen entgegen erklärt 
Karl X., vie Berfafjung achten und befeftigen zu wollen, bob am 29. Sept. ide 
die Genfur auf und ernannte den Dauphin zum Mitglied des Staatsrathe, mei 
ficirte das Minifterium Bildle im gemäßigten Sinne, befrievigte aber aud vi 
Royaliften dur die Vorlage eines Geſetzes, Fraft deſſen die ehmaligen Eigenthimz 
der verkauften Nationalgüter eine Millarve in Renten al® Entſchädigung bekamen 
die zu vertheilen ſich der König vorbehielt. Nach Annahme aller dieſer Mafreges 
und des Budgets ließ Karl X. fih in Rheims am 29. Mai nad altem Her 
fommen frönen und ſchwor der Charte gemäß zu regieren. 

Die Abfichten des Königs mögen aufrichtig geweſen fein, allein vie Kam, 
in welcher über 300 Altadelige, ehemals Privilegirte, faßen, drangen in va Ri 
nifterium, um durch Mafregeln, die ven Geift der Eharte offenbar verlegten, diecht 
zu untergraben. In der Pairsfammer fing man zu begreifen an, daß eine Oppefiter 
Noth thue, und da in der untern Kammer feine auffommen fonnte, legte N 
erfte Kammer fi diefe Miffton bei. Um folde Anwandlungen zu neutralifire, 
ernannte das Minifterium‘ 31 nene Pairs, die jedoch nicht hinderten, daf da 5 
Deputirtenhaufe angenommene Majoratsgeſetz, das im offenbaren Widerfprudk m! 
der Berfafjung war, da diefe die Gleichheit Aller vor dem Geſetze verbürgte, in 
Pairstammer (8. April 1826) verworfen wurde. Wenn irgend etwas für W 
Regierung eine ernfte Warnung fein konnte, von ihrem verhängnifvollen Br 
abzulenken, jo war e8 gewiß die Oppofition einer Kammer, die aus lauter @ 
der Krone felbft erwählten und ihr ergebenen Mitgliedern beftand. Doc der in 
der nicht unempfänglicy für dieſe und ähnliche Warnungen war, hatte das Ungiik 
von Miniftern und Hofleuten umgeben zu fein, die fein Gewiffen mit Erinnerunze 
aus der Revolution ängftigten und ihm fortwährend den Widerftand als das eine 
Mittel, eine neue Revolution zu verhindern, anriethen. Neben dieſer offenbam 
Tendenz ber Regierung, die Konftitution zu umgehen und zu untergraben, beiöil 
tigte die öffentlihe Meinung der Proceß gegen Ouvrard, einen Lieferanten de 
Armee während des ſpaniſchen Feldzugs. Es kamen hier Enthüllungen der änem 
lichften Art zu Tage; die Verwaltung erſchief im Lichte beifpiellofer Nachläſſigle 
und Sorglofigkeit, die den Schatz mehrere Millionen fofteten. Da mehrere bei 
Staatsbeamten in diefen Proceß verflohten waren, mußten die Angeklagten ihr 
gewöhnlichen Gerichte entzogen und vor die Pairsfammer geftellt werben, Einix 
der auf Beftehung Angefhuldigten wurden beftraft, gegen die angeſchuldigte 
Beamten wurde jedoch der Proceß nievergefhlagen, was im Bolfe einen ſehr üte 
Eindruck machte. Ungefähr in derſelben Zeit hatten die Umtriebe ver Jeſuiten de 
allgemeinen Unmwillen der Art erregt, daß man auf Grund früherer Gefege ihn 
ven Aufenthalt, zumal den Unterricht in öffentlihen Anftalten, unterfagen mwolt 
Allein der Apellhof erklärte fi in der Sache als inkompetent, da das betreffen 
Dekret Ludwigs XV., das bie Jefuiten des Landes verwiefen, nur einen abminiftt 
tiven Charakter gehabt habe. Größere Strenge zeigten die Gerichte gegen den AN 
Lamennais, der wegen feiner Angriffe auf die Grundlage der gallitaniſchen Kirk 
verurtheilt wurde. 

Ale diefe Umftände hatte die an die Oppofition fi) anlehnende öffentl 
Meinung ermuntert und gekräftigt, und dem Miniftertum ermfte Beforgmie fit 
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das Ergebniß der bevorſtehenden Wahlen (1827) eingeflößt. Um den Schlag, den 
es erwartete, abzuwenden, hatte Billdle die politiſchen Blätter wieder unter Cenſur 
geſtellt, allein die Oppoſition in der neuen Kammer war bereits ſo mächtig, daß 
die Regierung dieſe Maßregel als „konſtitutionswidrig“ wieder aufzuheben ſich 
gezwungen ſah. Um dieſe Niederlage in ihren Folgen zu neutraliſiren, legte Villdle 
ein ftrengeres Geſetz gegen Preßvergehen vor, das in der Deputirtenfammer zwar 
unverändert durchging, im andern Haufe aber fo wefentlihen Veränderungen 
unterworfen war, daß die Regierung es zurüdzuziehen vorzog. Diefer beharrliche 
Widerftand gegen die unverfennbare Tendenz der Regierung machte die Pairsfammer 
populär und wirkte innmer mehr ermunternd auf die Bourgeoifie, die ihrerfeits 
gegen das Gebahren des Miniftertums eine unverfennbare Manifeftation zu 
machen ſich entſchloß. Eine Revue ver Nationalgarde warb zu diefem Zwed benugt, 
und mehrere Nationalgarbiften fchrieen beim Defiliren vor dem König: A bas les 
Ministres. Billdle ſäumte feinen Augenblid, dem König die Auflöfung der National 
garde anzurathen. Am andern Morgen erjhien die Auflöfungs-Ordonnanz im 
Moniteur, allein diefe Mafßregel erweiterte und reizte die vorhandene Spannung 
zwifchen ven Parteien. 

Wie Ludwig XVIIL, glaubte auch Karl X. die Aufmerffamkeit von ven 
innern Zuftänden nad Außen ablenken und dadurch leichter bewältigen zu können. 
Glücklicher als fein Vorgänger in dieſer Beziehung gab ihm die äußere Politik 
zwei Gelegenheiten an die Hand, die die liberalen Parteien nicht verlegen konnte 
und ihnen fehr erwünjcht gekommen wären, hätten fie nicht gefühlt, daß die Regie— 
rung biefelben eher ald Wetterablenker, denn um des Princips willen in Angriff 
genommen. Der Dey von Algerien hatte ven franzöſiſchen Konſul ſchwer belet- 
dDigt, und ihm, im buchſtäblichſten Sinne des Wortes, in afrikanischer Weife eine 
Ohrfeige gegeben. Die franzöfiiche Regierung ließ fofort Algeriens Küfte blofiren, 
und bereitete fi, im alle die verlangte Genugthuung verweigert würde, viefes 
Seeräuberneft, das den europälfhen Handel ftets beunrubigte, zu zerftören und ber 
Sefittung zu erobern. Ungefähr um diejelbe Zeit ſchloß Franfreih mit England 
und Rußland, trotz Defterreihs Abmahnungen, einen Vertrag zu Gunften der im 
Befreiungstriege gegen die Pforte begriffenen Griechen. Bon dieſer liberalen 
äußern Politif getragen, glaubte Villdle im Innern um fo entfchievener auf ber 
eingejchlagenen Bahn beharren zu können, löfte die Deputirtenfammer auf, und 
verfuchte den Widerftand der anderh Kammer durch die Ernennung von 76 Pairs 
zu brechen. Allein die Unzufriedenheit mit der innern Politik war ſchon fo allge- 
mein und lebhaft, daß die neuen Wahlen noch feinpfeliger gegen das Minifterium 
ansfielen. Villdle mußte feine Entlafjung nehmen (4. Junius 1828) und der König 
berief Herrin v. Martignac, der früher felber unter Villdle's Banner mit Erfolg 
gekämpft hatte, und andere noch minder befannte, aber doch ftreng royaliſtiſche 
Namen ins Kabinet. 

Martignac war fein hinreißender, aber ein angenehmer Rebner, ein gefchmeidiger 
Charakter, von hellem Berftande, wiewohl ohne alles Genie. Seine erften Schritte 
waren auf Befänftigung der liberalen Oppofition abgefehen. Die franzöfifchen 
Truppen wurben aus Spanien zurüdberufen und Morea durch ein franzöfifches 
Heer von den türkifchen Truppen befreit, ver Jefuitenorden als folder und deſſen 
Schulen in Frankreich aufgehoben, ein neues Preßgeſetz vorgelegt und angenommen, 
das Ten Tenvdenzprocefien wie manden Mißbräuchen bei ven Wahlen ein Enve 
machte. Diefe Mafregeln regten die Ultraroyaliften auf, ohne die liberale Partei 
hinlänglich zu befriedigen, die in dem längft verfprochenen Gefegentwurf zur Organi- 
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ſation der Gemeinden und Departements den Prüfſtein des neuen Minifteriums 
erwartete. 1829 legte Martignac die hierauf bezüglichen Projekte vor. Sie enthielten 
in der That Alles, was vie liberalen Parteien unter den obwaltenden Umftänven 
verlangen und die Royaliften ertragen fonnten. Allein die Einen wie die Anden 
nahmen vie Oefegentwürfe in feinpjeliger - Stimmung auf, den Einen war vi 
Grundlage eine zu enge, den Andern eine zu breite, vie erftern zumal ſchluge 
fo wejentlihe Aenderungen vor, daß die Regierung ihre Vorlagen zurüdzunehme 
fi bemüßigt glaubte, Ueber dieſe Schlappe des Minifters triumpbhirten beit 
Seiten der Kammer, eine jede fah darin die Nothwendigkeit einer neuen entihie 
denen Richtung, die Einen nad rechts, die Andern nad links, die ppofitier 
wollte ihrerfeits bei Gelegenheit der Debatte über das Budget von 1830 di 
Krife durch zwar nicht grumdlofe, aber doch übertriebene oder veraltete, Klagen 
über den Zuftand der Finanzen, den Drud der Steuern, die Koften des fpaniider 
Feldzugs u. f. w. befchleunigen. Die Seffion endigte zwar nicht wie bie frikm 
in ſtürmiſcher Aufgeregtheit, aber unter allgemeiner Unzufrievenheit, und all Bi 
fah ven Sturz eines Minifteriums voraus, das allein geeignet gewefen wär, di 
Dymaftie von der Reaktion auf die Bahn der Konftitution zurüdzulenten. 
Kaum waren aber die Kammern geſchloſſen, als die Hofpartei den König jı 
überzeugen wußte, daß die Oppofition durd feine Zugeftänpnifie, wie durchgreifen 
fie audy fein möchten, zu befrienigen fei, und nichts anderes als den Umftun de 
Dynaftie anftrebe, und eine Kataftrophe um fo unvermeivlidher fei, je länger ma 
ihr zuvorzulommen ſäume. Am entſchiedenſten wirkte in diefem Sinne von Tone 
aus Fürft Polignac auf ven König, in deſſen Hingebung und Einſicht Karl X 
unglüdliher Weife ein unbegrenztes Zutrauen feste. Am 8. Auguft erhielt = 
Martignac feine Entlaffung, und Fürft Polignac trat als Minifter ver ausı® 
tigen Angelegenheiten an die Spige des neuen Kabinetes. Die übrigen Mini 
waren jo gewählt, daß jeder einzelne Name mit einer Aufhebung ver Chat 
gleichbedeutend ſchien. Ueber die Pläne diefer Männer konnte der Nation fü 
Zweifel mehr übrig bleiben, alle Welt begriff, daß es der Charte galt, die dur 
fürmliche Wievderherftellung des alten abfoluten Regiments völlig bejeitigt wert“ 
jollte. Im diefer Ueberzeugung organifirte man den Wiverftand gegen ven ber 
ftehenden Staatsftreih. In Paris und vielen Provinzialhauptftänten, zumal in da 
Bretagne, bilveten fid) Vereine zur Verweigerung der Steuern, falls diefelben niet 
verfaffungsmäßig votirt und erhoben würden. Der Minifter des Innern flug in 
Kabinete vor, gegen dieſe Vereine mit Gewaltmaßregeln einzufchreiten und de 
Theilnehmer zu verfolgen. Allein feine Anfichten wurden von der Mehrheit de 
Minifter bekämpft, und er gab feine Entlafjung. Polignac betrieb jegt die Ang 
legenheit Algiers, um die Aufmerkſamkeit dahin abzulenfen, und die Erpeitin 
nad Afrika ward entſchieden. Auch follten mehrere vom Staate unternommen 
Bauten dem Volke Arbeit verfhaffen und für das „Geſchwätz“ ver Prefie glei 
gültig machen, die er überdies durch unausgefegte Verfolgungen zu ermüden befttt 
Der Minifterpräfivent hatte ſich jedoch vollftändig verrechnet, denn alle diefe Mas 
regeln, deren Zweck man durchſchaute, brachten vie entgegengejegte Wirkung ber 
Die Verfolgungen gegen die Tagespreffe zumal reizten dieſelbe nur zu heftigen 
Angriffen und Widerſtand auf und verliehen ihr durch die regere Theilmahme de 
Publitums eine erhöhte moralifche Kraft. F 
Noch hatte man feine Ahnung, wann und wie die unvermeidliche Ari‘ 
zum Durchbruch kommen werde, und in welder Form PBolignac jeinen Staat eſtreid 
gegen die ihm verhaßte Charte ausführen wolle, als am 2. März der König de 


Srankreich. 641 


Kammern mit einer Thronrede eröffnete, worin es hieß: „Die Charte hat bie 
öffentlihen Freiheiten ‚unter die Obhut der Nechte meiner Krone geftellt; es iſte 
meine Pflicht, dieſe Rechte meinen Nachfolgern unangetaftet zu hinterlaffen. Sollten 
fträflide Umtriebe meiner Regierung Hinvernifje in ven Weg legen, fo werde ich 
fie zu beſiegen wiffen“. Dies war eine klare und bejtimmte Herausforderung nicht 
nur der Oppofition in der Kanımer, jondern auch der Vereine, welche ſich gebildet 
hatten, um einer verfaflungswiorigen Erhebung der Steuern entgegenzutreten. In 
ver Antwort auf tie Thronrede erwirerte die Oppofition, welde 221 Deputirte 
zählte, tie Wünſche ver Nation feien nicht in Uebereinftimmung mit den politischen 
Abfihten der Regierung des Königs. Karl X. vertagte fofort die Kammern vom 
19. März auf den 1. September, löfte dann vie II. Kammer auf und berief eine 
nene auf den 3. Auguſt ein. Diefe legtere Maßregel mißfiel den Miniftern 
Chabrol und Courvoijier, fie begriffen recht wohl, daß neue Wahlen nur ter 
Oppofition zu ftatten fommen und ven Widerſtand gegen die Regierung durch bie 
organiſche Aufregung bei den Wahlen nur kräftigen würden. Sie gaben daher ihre 
Entlafjung, worauf Graf Peyronnet, früher Ditglier des Minifteriums Billdle, 
das Portefeuille des Innern übernahm Um die Beforgniffe, welde das aljo 
ergänzte Minifterium einflößte, zu beſchwichtigen, richtete der König am 13. Junius 
einer Aufruf an die Nation und die Wähler, worin er erklärte, daß er die Charte 
beitig halten werde, Die Wahlen fielen indeß feinplic gegen die Regierung aus, 
und dieſe fonnte fih um fo weniger eine Täufhung über das Ergebniß berfelben 
machen, als ſämmtliche 221 Mitglieder der Oppofition, welde vie Antwort auf 
die Thronrede votirt hatten, fiegreih aus dem Wahlkampf gegangen waren. 

Das Minifterium begriff nun, daß es einer folhen Kammer weichen oder 
fie auflöjen müſſe und überhaupt mit dem beſtehenden Wahlgeſetz auf eine 
minifteriele Majorität nicht mehr rechnen könne. Polignac rieth daher dem König, 
durch Ordonnanzen die Preffreiheit bis auf weiteres aufzuheben, und ein neues 
Wahlgefeg zu oftroyiren; der Art. 14 der Charte ermäcdtige die Krone zu 
ſolchen Mafregeln. Diejer lautete: „Der König erläßt die Borfchriften und 
Ordonnanzen zur Ausführung der Geſetze und Sicherheit des Staates (le roi 
fait les röglemens et ordonnances pour l’ex&cution des lois et la süret€ de 
l'état). Am 21, Julius hatte der König dieſem verhängnigvollen Rathe Folge 
jegeben und vie ihm vorgelegten Ordonnanzen unterzeichnet, Am 26. erjchienen 
viefelben im Monitenr und am 27. war das Loos über die VBourbonen geworfen, 

IX. Die Julirevolution. Ludwig Philipp. Die Juliusrevolution hatte 
örnlid und thatfählicd begonnen. Zugleih mit den drei Ordonnanzen, wovon die 
ine die Preßfreiheit juspendirte, die andere die eben gewählte Kammer auflöfte 
nd neue Wahlen im September anordnete, die dritte endlich ein neues Wahlgejeg 
rließ, unterzeichnete Karl X. einen Befehl, welcher dem Marihall Marmont das 
Dberfon.mando über die Parifer Militärbivifion übertrug und ihn zu allen Map: 
egeln zum Schuge der Krone und Aufrechthaltung der Ruhe berechtigte. Als die Be— 
‚ölferung von Paris am Morgen des 26. diefe Maßregeln im Moniteur gelejen, 
erieth fie in die höchſte Aufregung. Wie inftinftmäßig ließ ein Jever feine Ge— 
häfte ruhen, verließ Wohnung oder Werkftätte, um auf öffentlicher Straße die 
Sefühle und Gefinnung der Andern wahrzunehmen. Bald war faft bie ganze 
Bevölkerung unter freiem Himmel und ſchnell entftanden Vollshaufen, in welden 
nan Die Ordonnanzen beſprach und die Charte hoch leben ließ. Die Polizeiagenten 
rieben dieſe Haufen auseinander, felten ohne daß es zu Widerftand gekommen 
väre. Den eften förmlichen Widerſtand leifteten jevocd zwei Tagesblätter und 
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das Handelsgericht. Der „Temps“ und der „National“, jener das Organ tei 

Ainken Gentrums, diefer das Organ einer in die Republik Hinüberftreifenden Oppe 
fition, unterzeichneten eine Proteftation gegen die Auslegung des Art. 14 ver 
Eharte und die darauf geftütten Orbonnanzen. Der Polizeipräfelt gab feine 
Agenten hierauf den Befehl, die Preffen zu befegen und den Drud der Jonmil 
um jeben Preis zu verhindern, was nadı Widerftand der Druder durch Zerftörun 
der Preffen Seitens der Gensdarmen gefhah. Die Eigenthümer der Druderie 
riefen dagegen den Schub des Geſetzes beim Hanbelsgeriht an, und diefes erklärt, 
da bis zur Entſcheidung der kompetenten Gerichte über die Proteftation der 
Journale die Druder in ihrem Gewerbe nicht geftört werden könnten. Da bier 
Ausipruc ohne Folge blieb, Ichloffen die Buchdrucker und Buchbinder ihre Werkftätter. 
die Buchhändler ihre Läden, wodurch Tauſende von Arbeitern brodlos wurden. 

Der Tag des 26. verging in allgemeiner und heftiger Aufregung, am Im 
wurde der materielle Wiverftand vorbereitet, der am 27. in einen blutigen Kur 
überging. Die Vollshaufen begannen damit, die f. Wappen überall herunterzuniie 
und mit den Füßen zu zertrümmern, fie erbrahen Waffenmagazine und Balı 
läden, bewaffneten fih und errichteten eine Menge Barrifaven. Das erfte blung 
Zufammentreffen hatte am Palais Royal ftatt, wo die k. Garbe auf die Ball 
haufen Feuer gab, um fie auseinander zu ftäuben. Das Volk ftürzte im vide 
Mafien auf die Garde und es fam zu einem furdtkaren Gemetel, das mehr 
Stunden zwiſchen ver Garde und den Bollshaufen fortgefegt wurde, weld: m 
den den Sardiften entriffenen Flinten und Säbeln fid) bewaffnet hatten. Ju m 
Rues St.Honore, St.Martin, St.Denis u. f. w. warb der Kampf zmifcden ie 
Volke und den Linientruppen minder heiß geführt, da bie leßtern nur mit Br 
willen von ihren Waffen Gebrauch machten. 

Am 28, hatte die Anzahl der Barrikaden bebeutend zugenommen und gi 
20,000 Handwerker und junge Leute aus der Bourgeoiſie, lettere allerbingt 
fehr geringer Anzahl, vertheivigten dieſe improvifirten Bollwerke. Sämmtlik 
Minifter waren, mit Ausnahme Polignac’s, nah St. Cloud zum König geflohe 
und Paris ward in Belagerungszuftand erflärt. Der Kampf an dieſem Tage hi 
faft auf allen Punkten zum Nachtheil des Marſchalls Marınont aus, da W 
Abfall der Linientruppen häufiger wurde und die ihm treugebliebenen 6 
Schweizer an Lebensmitteln Mangel litten. Nichts defto weniger wies, am R 
Morgens, Polignac jeden Bermittlungsvorfhlag zurüd. Die in Paris anweſenda 
Pairs und Deputirten hatten fich verfammelt und boten ihm die Einftelunz 
Beinfeligfeiten an, wenn bie Ordonnanzen vom 25. zurüdgenommen, tes 
nifterium entlaffen und die Kammern auf den 3. Auguſt einberufen märten. 
lignac verlangte unbebingte Unterwerfung unter tie Gewalt des Königs un 
Kampf warb fortgefest. Das Volk hatte das Arfenal, ven Louvre umd das Pal 
Royal erftürmt, ward von ten Echmweizern zurüdgefchlagen, bekam tiefe Gehi 
jedoch in einem zweiten Anfalle in feine Gewalt und befetste fie, fo daß am Ab 
bie Truppen theils fapituliren, theils die Stadt verlafjen mußten. 

Noch vor diefer entſcheidenden Wendung des Kampfes hatten fid im Hut 
Laffitte's die meiften Deputirten der Oppofition und viele Pairs verfammelt, * 
proviſoriſche Regierung ernannt, beſtehend aus Lafayette, dem Herzog von 
und dem General Gerard, ferner eine Stadtbehörde für Paris, beſtehend aut M 
angefehenften Bürgern, Laffitte und Cafimir Perier an der Spite, die auf dem Eien 
hauſe die Abſetzung Karls X. verfügten. Endlich beſchloß dieſe Verfammlung de 
Pairs und Deputirien, dem Herzog von Orleans unter dem Titel eines Gamer 
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lieutenants die Regentfchaft des Reichs zu übertragen. Derfelbe fam am 30. von 
Neuilly nad Paris, übernahm die ihm angebotene Würde und ernannte Dupont 
de l'Eure, Ouizot, Louis Bignon und Jourdan zu feinen Miniftern, Paris war 
nun förmlih in der Gewalt der Revolution, und Karl X. erhielt von feinen 
Hofleuten den Rath, St.Eloud zu verlaffen, nad Rambouillet ſich zurüdzuziehen 
und dort die ihm treugebliebenen Truppen zu fammeln, wohin er aud am 31. 
abreifte. Etlihe taufend Mann der Garde waren ihm dahin gefolgt. Der König 
fing jedoch endlich zu begreifen an, daß Paris mit diefer Handvoll Soldaten nicht 
zurüderobert werden fünne. Er und der Dauphin richteten daher ein Schreiben 
an ihren Better, den Herzog von Orleans, worin fie denfelben als Reichsverweſer 
hrftätigten und zu Gunften des Herzogs von Borbeaur der Krone unter ver Be- 
dingung entſagten, daß letzterer ſofort als Heinrich V. anerfannt und prokla— 
mirt werde. 

Mittlerweile hatte die proviforifhe Regierung befhloffen, 6000 Mann National« 
garde nad Ramkouillet unter dem Befehle Lafayette’s zu fenden und fo jedem 
femern Rampfe zwifchen ver Garde und dem Volke zuvorzufommen. Diefe Truppe 
ſetzte fih fofort in Bewegung und eine Menge Volk, bewaffnet und unbewaffnet, 
ſchloß ſich derſelben an. Sobald Karl X. Hievon Nachricht erhalten, fchrieb er einen 
jweiten Brief, worin er von der proviforiihen Regierung Abgeordnete als Be: 
dedung verlangte, die ihn und feine Familie fiher bis an die Grenze geleite. Der 
dof fing an, das Schidjal Ludwig XVI. zu fürchten und wollte demſelben noch bei 
$iten entgehen. Die proviforifhe Regierung entſprach fofort dem Wunfche des 
Königs und noch vor dem Eintreffen der Nationalgarde kamen der Marſchall 
Maifon, der Herzog von Coigny, die Deputirten Odilon Barrot und Schoonen in 
Rambouillet an, bewogen den König, feine Garbe zu entlaffen und begleiteten ihn 
nad Cherbourg, wo er ſich mit feiner Familie am 16. Aug. nad) England einfcifite. 

Mit ver Abreife der königl. Familie war der Umfhwung der Dinge beendet, 
die Revolution in ihre zweite Phafe eingetreten. Das Heer, alle Behörden und 
Körperfhaften ſchickten ihre Beitrittsadreffen zu dem Gefchehenen, ganz Frankreich, 
allereings mit Ausnahme des größern Theils des alten Adels und feiner übrigens 
noch zahlreichen Anhänger unter dem Landvolk, wünfchte fih Glück zu dem Siege 
ver drei Tage. Die Jugend, zumal in Paris und den größern Städten, dachte an 
die Republit und wünfchte fie zurüd, im Volle hatte dieſe Idee bald Wurzel gefaßt, 
allein die Leiter der Revolution, Lafayette und Laffitte, glaubten das Volt 
zu einer Republif nicht a die einberufenen Kammern trugen unter ihrem 
Einfluß dem Herzog von Drleans die Krone an. Das neue ober erneute 
Königthum follte ein demokratiſcher, ein auf republifanifche Einrihtungen geftügter 
Thron fein: das wenigftens war die Idee, welche Lafayette und Laffitte und ihren 
Gefinnungsgenoffen vorjhmebt , und vie fie in der Erhebung des Herzogs von 
Orleans verwirklichen wollten; das war aber aud eines der Grundgebrechen des 
neuen Thrones, 

Ohne das Princip der Volfsfouveränetät aufzuftellen, unterſchied fi vie 
Charte von 1830 doch in mehreren wefentlihen Punkten von der Charte von 
1814, Zuvörberft ward viefelbe als ein Pakt zwifchen König und Nation betrachtet, vie 
Souveränetät der letteren alfo anerfannt, dann warb der 14. Art., auf Grund 
defien Karl X. zu Ordonnanzen ſich berechtigt glaubte, entfernt, die Cenſur für 
immer abgejchafit, die Initiative in der Gefeßgebung ven beiden Kammern nicht 
minder als der Krone zuertheilt, das erforderliche Alter der Deputirten von 40 
auf 30 Jahre herabgefest und das der Wähler von 20 auf 25, die Deputirten 
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wie die Wahllollegien erhielten das Recht, fi ihre Präſidenten aus ihrer Mitte 
zu wählen, allein das Princip der Wahlfammer als folde blieb dasfelbe, denn um 
Wähler und Deputirter zu fein, mußte man ein gewiſſes Steuerquotum nachweiſen. 
Die Minifter waren verantwortlid erflärt, allein ver Modus dieſer Verantwert: 
lichkeit blieb einem fpätern Geſetze vorbehalten, ebenfo die Behandlung der Prei; 
vergehen, für welde nun der Grundſatz aufgeftellt ward, daß fie von ten Ge 
ſchwornen abzuurtbeilen feien. Die Ausführung einiger anderer Artikel, wie ti 
Herftellung der Nationalgarde, die Freiheit des Unterrichts u. f. w., wurde gleid- 
falls befonvdern Gejegen vorbehalten. Die alfo veränderte Charte beſchwor da 
König in einer Sitzung der vereinigten Kammern, am 9. Auguft, und beftieg al 
ludwig Philipp I., König der Franzoſen den Thron, und ernannte das previ 
forifhe Minifterium vom 13. Auguft zu einem befinitiven. Der Herzog vor 
Broglie erhielt den Borfig und das Portefeuille der äußern Angelegenbeica, 
Guizot das Innere, Gerard tas Kriegsweſen, Sebaftiani die Yinank, 
Taffitte, Dupin, Perier und Bignon wurden Minifter ohne Portefwilt 

Ludwig Philipp hatte einen fehr fhwierigen Stand, Die Revolutien u 
Frankreich hatte tie Völker. eleftrifirt und ähnliche Bewegungen waren in Pala, 
Belgien, Italien und Deutfhland nad und nad ausgebrochen. Die revolutionär 
Partei in Frankreich drang darauf, alle tiefe Bewegungen zu unterftügen. Gi 
ſolche Politit würde zu einem europäiſchen revolutionären Krieg geführt haben, ta 
weber im Interefje Frankreichs nod) ver neuen Dynaſtie war. Der König ftellte dahe 
das Princip der Nichtintervention auf und nahm die erhobenen Völker inſofern ü 
Schuß, als kraft diefes Principe auc Feine Macht das Recht hatte, in die inner 
Angelegenheiten von Nadbarftaaten bewafinet einzufchreiten. Um viefer Pet 
Nachdruck zu geben, wurde die Armee auf den Ariegsfuß geſetzt, mas man te 
„bewaffneten Frieden" nannte; eine Politik, wodurch Frankreich nicht mur ji 
gegen jede Einmifhung in die eigenen Angelegenheiten, fondern aud alle m 
ihrer Regierung in Konflitt gerathenen Bölfer gegen die Einmiſchung fremte 
Mächte gefhügt glaubte. Diefe Politik befrievigte die demofratiiche Partei nid 
und warb ven ihr als ein Verrat an der Nevolution verſchrieen. Je entfchievene 
aber die demekratiſche Partei eine revolutionäre Politit nad Außen verlangte, un 
jo entſchiedener ftellte Ludwig Philipp fi) vie Aufgabe, gegen vie bemofratijdt 
Partei aud im Innern anzulänpfen, und ihr jeden Einfluß auf den Gang vr 
Regierung zu entziehen. Die Demokraten waren überbieß mit der innern Poli! 
noch unzufriedener als mit der äußeren. Die Herabfegung bes Wahlcenfus genügt 
ihnen nicht, die Souveränetät des Volkes, fagten fie, fei obne allgemeines Stinm 
recht ein leeres Wort. Daß die Zahl von 50,000 Wählern auf 200,000 ae 
fliegen, ändere darum den Charakter des Wahlſyſtems nicht, das alle Nichtbefigente 
ausſchließe. 

Dieſe- Unzufriedenheit ging bald in Aufregung und Gährung über, die mil 
rend des Procefjes der Minifter Karl X. vor ver Pairsfammer fid) immer. fteigertt, 
da das Volk den Tod der ehemaligen Minifter verlangte, der Pairshof aber nur 
auf vieljährige Gefängnißftrafe gegen diefelben erfannte. Es fanden Unruhen un 
Erceffe in Paris ftatt, die jevodh auf die Mehrheit der Kammer nur den Einbrud 
der Nothwendigfeit hervorbradhten, dem revolutionären Treiben kräftig entgegen 
wirken. Diefe Richtung der Deputirtenfammer führte zur Vildung eines in fi 
geeinigten Kabinetes, während die frühern meift eine unnatürliche Koalition fonfer 
vativer neben demofratifhen Elementen waren, die von ver Nepublif nichts als 
den Namen entlehnten, wie fie vom Königthum nichts als die äußere Würde kei 
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behalten wünſchten. Lafayette hatte fomit fein Kommando über bie neuerrichtete 
Nationalgarde niedergelegt, Dupont de Eure und Yaffitte ihre Entlaffung aus 
den Minifterium eingereicht. Aın 13. März bilvete Gafimir Perier eine neue 
Verwaltung. Mit der Bildung diefes Minifteriums fonnte man den Schluß der 
erften Epoche der Juliusregierung bezeichnen, da dasſelbe den bereits begonnenen 
Scheidungsproceß in dem Chaos, welches die Revolution hervorgebracht, vollendete. 

Caſimir Perier war ein konftitutioneller Minifter im vollften Sinne des 
Wortes. Er achtete die Prärogativen der Krone, vertheivigte diefelben mit ebenfo- 
viel Energie als er mit Muth und Offenheit ihr gegenüber auftrat, und nöthigen- 
jalls ihr widerftand. Er fahte das Syftem der richtigen Mitte in feinem vollften 
Umfange auf, machte es nad allen Seiten zur Wahrheit. Er ſah als Grundlage 
verfelben Die Konftitution an, die das Königthum in gleicher Entfernung von der 
abjoluten Monarchie als von der Republik hielt. Zu Trägern der Konftitution 
machte er die Mittelklaffe, die durd Intelligenz, Bermögen und Arbeit ziwifchen 
der meift unthätigen, auf ſtarkem Grundbeſitz ruhenden, jeder Neuerung und jedem 
Fortſchritt feindlichen Adel und einer unruhigen leicht beweglichen, Bildungs» und 
vermögenslofen Demokratie in der Mitte ſich befindet. Perier war nicht herrſch— 
begierig, denn er hätte aud unter ver Nejtauration and Ruder gelangen können, 
hätte er darnach geftrebt; allein er hatte das Bewußtfein feiner Fähigkeiten zur 
Herrfhaft und hat davon, während der furzen Zeit feiner Regierung Beweiſe ges 
geben. Er bielt nad) augen das Syſtem des bewaffneten Friedens aufredt. Die 
Revolution in Polen wurde fo wenig als die Bewegungen in Italien unterftügt, 
die dem Herzog von Nemours angebotene Krone Belgiens zwar zurüdgewiefen, 
allein den Belgiern, die bis auf einen einzigen Punkt ganz Belgien ven Hollän- 
dern abgerungen und ſich unabhängig gemacht hatten, ſchickte Frankreich eim 
Hülfskorps zur Einnahme der Feftung Antwerpen. Ancona befegten die Franzofen 
erit in Folge des Einmarſches der Defterreicher in die römiſchen Legationen, 
Hiermit war das Syftem der Nidtintervention von beiden Seiten verlegt, und 
blieb auch im der Folge ein todter Buchſtabe. Die materielle Noth, eine natürliche 
Folge der nad Nevolutionen eintretenden Störungen im Handel und Gewerbe, 
vermehrte die Unzufriedenheit der unteren Volksklaſſen und machte fie leicht empfäng- 
lich für die Einflüfterungen der Aufwiegier, die ihnen die Möglichkeit eines befjern 
Zuftandes nur dur die Republik in Ansficht ftellten, In Lyon brach ein furdt- 
barer Aufftand aus und aud nach feiner Unterbrüdung dauerte die Gährung hier 
und in vielen andern größern Städten fort. 

Zum Unglid für die Parteien wie für das fonftitutionelle Syftem, raffte 
die Cholera Gafimir Perier (am 16. Mai 1832) weg. Die Parteien wie ver 
König glaubten durch den Tod des energiſchen Minifters eine Schranke befeitigt. 
Ludwig Philipp begann die Regierung felber in Hände zu nehmen und die Minifter 
als die verantwortlihen Vollſtrecker feiner Politif anzufehen. Die Parteien glaubten 
die Regierung gefhwäht durd ven Berluft eines eben jo umfichtigen als ener- 
giſchen Minifters, ver vie fonfervative Partei nicht nur geleitet, jondern aud) 
beherrſcht hatte. Kaum waren drei Wochen nad feinem Tode verftrihen ald die 
Demofraten von Paris, troß der Niederlage ihrer Bartei in Lyon, das Leichen: 
begängnig des republifanifchen Generals Yamarque benugten um loszufchlagen; 
viefer Aufftand wurde jevoh noch an demſelben Tage unterprüdt. Auch die Legi- 
timiften, deren Verſchwörung im Januar 1832 ſchon entdeckt wurde, glaubten jet 
ven Zeitpunkt zu einer Schilverhebung gefommen und die Herzogin von Berri 
fam heimlich nad der Vendée, organijirte dafelbft einen Aufftand, wurde aber 
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von einem jungen Mann (Deutz), dem ſie ihr unbegrenztes Vertrauen geſcheuſt, 
ſchmählich verrathen und gefangen, nachdem der General Salignac ven Aufftant 
unterdruückt hatte, Die republikaniſche Partei überließ ſich jetzt der Geheimbündele, 
und die Attentate auf das Leben des Königs und der Prinzen begannen am 19. 
November 1832, als der König zur Eröffnung der Kammern ritt. Ein Journalit, 
Namens Bergeron, ſchoß aus der Menge eine Piftole auf den König ab, die jeved 
ihr Biel verfehlte. Derfelbe wurde vor bie Alfifen geftellt, aber wegen Mangel 
an hinreichenden Beweifen von ver Ipentität des Verbrechers mit dem Angeflagten 
freigeſprochen. (Späterhin hat ver Elende ſich feines Verbrechens öffentlih ar 
rühmt.) 

Das Minifterium hatte fih indeſſen durch Aufnahme der parlamentariihe 
Führer am 26. Oftober 1832 ergänzt und verftärft. Soult übernahm ta 
Borfig, Thiers das Innere, Broglie das Aeußere, Guizot dem öffentlider 
Unterricht und Kultus, Human die Yinanzen, d’Argout den Handel, Bartk 
die Juſtiz und Rigny die Marine. 


Diefes Minifterium hat fih kaum zwei Jahre unverfehrt gehalten, par 


mentarifhe und Hofintriguen führten häufige Minifterwechfel herbei, melde vi 
fonftitutionelle Syſtem nur ſchwächen konnten. Ludwig Philipp Hatte umter da 
vielen Miniftern, die ihm die wechjelnden Majoritäten parlamentarifder Kent 
nationen zur Verfügung ftellten, zwar tüchtige Beamte und große Rebner, ebe 
feinen einzigen Mann zu finden geglaubt, der bie Lage zu beberrichen, das Aıta 


des Staatsfchiffes mit ftarfer Hand und feftem Blid in die Zukunft zu leitens 


Stande gewefen wäre. Darum nahm er felber biefe Leitung in die Hände, oma 
mit gewiffenhafter Beobachtung der konftitutionellen Formen. Dadurch gerieth M 
Königthum in einen Widerſpruch mit den fonftitutionellen Anfihten. Die Kam 
war eiferfüchtig auf den überwiegenden Einfluß des Königs, auf den Gang 
innern und äußern Politik und dieſe Eiferfucht beutete Stellenjagd umd Parteiſes 
ans, um fortwährende Minifterwechfel zu veranlaffen, wobei es fi nicht m 
Principien, fondern höchſtens um eine einzelne mehr oder minder wichtige Mit 
regel handelte. Der Principientampf trat erft fpäter hervor, als bie donaftildt 
Linke in den Wahlen von 1827 mit den Republifanern fi foalifirte und jo da 
Sturz des Thrones, allerdings ohne es zu ahnen, vorbereitete. Cine dynaſtiſche 
Oppoſition ift am ſich in einem Lande und im einer gewählten Verſammlung cr 
Mifgriff, wo e8 niht nur eine, ſondern fogar zwei antidynaſtiſche Oppoſitionen 
eine legitimiftifche und eine republikaniſche giebt. Hätte die Linke das Berftäntrit 
der Page und ihrer Miffion gehabt, fo würde fie fih von dem von ihr je 
aufgerichteten Throne nicht eher entfernt, geſchweige getrennt haben, als bie I: 
defien natürliche Feinde, Legitimiſten und Republifaner, in völlige Ohnmacht veriek 
hätte. Statt ihn aber zu befeftigen griff fie den Juliusthron an und erjchätter! 
ihn fortwährend durch ihre Bündniſſe mit den Feinden deſſelben. Nah de 
großen Spaltung zwifhen den Anhängern und Gegnern der dynaſtiſchen Felif! 
traten die Heinen Spaltungen ver erftern ein und bie Kammer bot bald vu 
beffagenswerthe Schaufpiel von fieben Fraktionen dar: eine dynaſtiſche und ir 
legitimiftifche Rechte; ein rechte und ein linkes Gentrum und dieſes wieder in 
zwei Fraktionen, wovon die eine zu Thiers die andere zu Paſſy und Dufant‘ 
ſchwor; dann eine dynaſtiſche und eine republitanifche Tinte, die unter Umſtaͤnder 
wieder in weitere Brüche zerfiel. 

Je mehr dieſe Spaltungen einriſſen, deſto häufiger wurden die Miniſterwecht 
und deſto kühner die von den Aufwieglern bearbeiteten geheimen Geſellſchaften, w 
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denen ſich immer ein oder der audere Fanatiker fand, der zu einem Attentat auf 
das Leben des Königs fi hergab. Zunächſt folgte das von den Republikanern 
Morey und Pepin angeftiftete, von Fieschi ausgeführte Attentat, dem Lubwig 
Philipp wie dur ein Wunder entging. Die konſervative Partei glaubte gegen 
das revolutionäre Treiben etwas thun zu müſſen. Man folgerte, die Ausfchrei= 
tungen der Preffe unterhalten die Aufregung in den Maſſen und beförvern bie 
geheimen Gejellihaften und die aus ihnen hervorgehenden Mordverſuche: alfo 
müſſe man die Prefle zügeln. Allein die Preffe wirklich zu zügeln war unmöglid, 
da die Konftitution vollftändige Preßfreiheit verbürgt und Ludwig Philipp keinen 
andern Rechts- und Beftanpboden ald eben die Konftitution hatte, Das doltrinäre 
Vinifterium, an deſſen Spige Broglie ftand, legte nun bie fogenannten Sep⸗ 
tembergefete vor, welche einige wenig beengende Schranken der Preffe anlegten, 
Shranten die übrigens in feiner Weife das Princip der Preffreiheir jelber beein- 
trähtigten, deren aber die Parteien ald Bopanz ſich bevienten, fie als eine offenbare 
Verlegung der Konftitution barftellten, und zu ber Gährung in den revolutionären 
Schichten noch die Unzufriedenheit und das Miftrauen der Mittelflaffe hinzufügten. 
Schon im folgenden Junius hatte der revolutionäre Fanatismus wieder einen 
Mörder bewaffnet: Alibaud, Mitglied der geheimen Gejellichaft ver Menjchenrechte, 
Ihoß eine Piftole auf den König ab. Nichtsveftoweniger legte die Regierung ein 
Jahr nach dieſem Morbverfuh ven Gefegesentmurf einer faft allgemeinen poli- 
tiihen Anneftie vor. Um viefelbe Zeit machte Tonis Napoleon feinen erften 
wrunglüdten Berfucd zum Umfturz des Juliusthrones. inverftänpniffe mit der 
Gemifon von Straßburg ließen ihn ven Erfolg einer Militärrevolution hoffen. 
Der Prinz wurde verhaftet, aber nah Amerika transportirt. Die Mitſchuldigen 
haben die Gefchwornen freigeſprochen, weil ber Hauptfchuldige ihrem Ausſpruch 
entzogen wurde. 

In der äußern Politit waren es die Vorgänge auf der pyrenäiſchen Halb- 
infel, welche, nachdem in Warfchau und Italien „die Ordnung wieder bergeftellt 
war", die Aufmerkfamkeit der Regierung wie der Nation beſchäftigten. Ludwig 
Philipps äußere Politif ging dahin, nirgends die Revolution zu ermuntern, ge 
ſchweige zu unterftügen, damit die norbifhen Mächte feinen Borwand hätten gegen 
die Revolution thätig einzufchreiten. Hingegen unterftügte die Juliuspolitik alle 
tonftitutionellen Beftrebungen des Auslandes, mochten fie von oben oder unten 
ausgehen. Diefe Unterftägung war mehr eine moralijhe als materielle, ba fie 
höchſtens bis zu finanziellem Beiftand ſich verftieg. Die Expedition nah Antwerpen 
blieb eine Ausnahme und follte in Spanien oder fonft wo nicht wiederholt werben. 
As daher Thiers auf Grund des im April 1834 abgefchloffenen Duadrupelver- 
trage (Frankreich, Spanien, Portugal und England) der Königin Ehriftine ein 
Heer zur Bekämpfung der für Don Carlos ftreitenden Legitimiften ſchicken wollte, 
weigerte fi Ludwig Philipp, was zu einem abermaligen Miniſterwechſel Vorwand 
gab. Das Minifterium Thiers wich dem Minifterium Mole (7. Sept. 1836), 
das durch die erwähnte Amneſtie eine Popularität fuchte und erhielt, die es jedoch 
bei Borlage des Disjunftionsgefeges wieder verlor. Durch diefes Geſetz wollte die 
Regierung der ſtandalöſen Straflofigkeit des Hochverraths wie der Mitſchuldigen 
Ludwig Napoleons zuvorkommen, und bei Verbrechen, welde von Militär- und 
Civilperfonen zugleich begangen wurden, die einen vor Kriegs- die andern vor Eivil- 
gerichte ftellen. Die Deputirtenlammer verwarf viefen Vorſchlag, ebenfo einen 
andern, welcher die Deportation zum Gegenſtande hatte, und das Minifterium 
Mole, das bei feiner Bildung eine größere Dauer verſprach, mußte mehrere ber 
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bebeutenpften feiner Mitglieder ala Opfer der unliebfamen Gefegesvorfchläge ant- 
ſcheiden. An Guizot's, Duchätel’s, Perſil's und Gasparin’s Stelle traten (15. 
April 1837) Montalivet, Salvandy, Barthe, LYacave-Laplagne ein. Die alle 
modificirte Verwaltung legte ven Geſetzesvorſchlag vor, welcher für den eben mi 
der Prinzeffin von Medienburg:- Schwerin vermählten Herzog von Orleans cin 
Dotation und für die legtere einen eventuellen Wittwengehalt in Anſpruch nahn 
Die Kammer genehmigte ven Entwurf unverändert, worauf die Seſſion geſchloſſer 
und die Kammer aufgelöft wurde. Die neuen Wahlen fielen zwar zu Gunſier 
des Minifteriums aus, allein die Koalition zwifchen der dynaſtiſchen umd repukli 
fanifchen DOppofition, die fich gegenjeitig unterftügten, um ihre Kandidaten durchn 
jegen, war ein arger Vorgang, der zu weitern Bünbniffen der Art von verbäng 
nißvollen Folgen führte. 

Die koalifirte Linke verfuchte ihre Kräfte zuerft gegen die Vorlage cinr 
Geſetzes, das den Zwed hatte die gröferen Eijenbahnlinien auf Staatskoften, mi 
Belgien das gethan, zu bauen. Diefer Plan wurde als ein Mittel die Wahlline 
durch die Eifenbahnbeamten zu beherrichen von der Oppofition verfchrieen, H. Aray, 
der berühmte Aftronom machte in feinem Berichte über ven Vorſchlag das fonderbar 
Argument geltend, Frankreich müjje mit dem Bau der Eifenbahnen noch marter, 
um die fernern Erfindungen und Verbeſſerungen, welche die Wiffenjchaft, die ned 
fange nicht ihr letztes Wort in diefer Erfindung gefagt habe, benugen zu können 
Bon der doftrinären und fonftigen Fonfervativen Partei ftimmten alle Banguier 
und Kapitaliften, die beim Bau der Eifenbahnen durch Kompagnien fich betber 
ligen wollten, gegen die Regierungsvorlage und jo warb biefelbe verworfen um 
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ftandes, nicht nur hinter England, Amerifa und dem benachbarten Heinen Belgien, 


fondern aud hinter den meiften deutſchen Staaten zurücd, die doch ihre gewähnlii 
Bedächtigkeit auch hierin nicht verläugnet hatten. In demjelben Jahre wurde aber 
mals eine Höllenmafchine entvedt, die ein gewiſſer Huber, ebenfalls Mitglied eine 
geheimen Gefellfchaft, gebaut hatte; derjelbe ward von ven Gefhwornen zu leben* 
längliher Zwangsarbeit verurtheilt. Ebenfo wurde vom Pairshof der Lieutenan 
Laith, der zu Gunften der Rechte Louis Napoleons eine Ylugfchrift gefchriehe 
hatte, zu mebrjährigem Gefängniß verurtheilt. Es war wohl fein zufälliges Zu 
fammentreffen, wenn um viejelbe Zeit Ludwig Napoleon aus Amerika zurädtn 
und in der Schweiz ſich niederließ. Dieje Nieverlaffung flößte ver Regierung nid! 
ungegründete Beforgniffe ein, fie verlangte daher die Ausweifung des Prinz 
vom Schweizer Bunde, der diefelbe jedoch verweigerte, da der Prinz indeſſen de! 
thurganer Bürgerrecht erhalten hatte. Es entftand daraus ein mißlicher Konflit 
Frankreich drohte mit Zwangsmafregeln und hätte die Drohung wahrjheinlis 
vollzogen, wenn der Prinz nicht freiwillig die Schweiz verlaffen und nach Englar 
überzufiedeln fich entſchloſſen hätte. 

Bei Eröffnung der Seflion 1838 erjhien die Koalition aller Parteien vol: 
fommen ausgebildet: Guizot, Thiers, Odilon Barrot, Garnier-Pages und Bert 
ftürmten in gleihem Schritte gegen das Minifterium Molé an, dem man DE 
Topfünde zwei Jahre gedauert zu haben nicht verzeihen konnte. In der äußert 
Politit warf man ihm vor, Ancona geräumt zu haben, wozu er vertragemäfis 
verpflichtet war, in den innern Angelegenheiten machte man ihm ven Vorwurf mi 
ber Politik des Königs zu fehr einverftanden, oder wie die Verbündeten ſich aus 
prüdten, der gefällige Diener feines Herrn zu fein. Die Antwortsadreſſe auf dt 
TIhronrede, wie das Minifterium fie gewünſcht, wurde zwar nad langer um 
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lebhafter Debatte, aber nun mit einer Mehrheit von 11 Stimmen angenommen, 
daher Graf Mole und feine Kollegen am 22. Januar 1839 ihre Entlaffung ein— 
reichten; als aber die Bildung eines neuen Minifteriums täglih auf größere 
Schwierigkeiten ftieß, bebielten fie ihre Portefewilles und appellirten durch Die 
Kammerauflöfung ans Land. Das Ergebnig ver Wahlen war ihnen feinesiwegs 
gänftig und fie reichten am 9. März ihre definitive Entlaffung ein. Die Ver— 
bündeten, die im Sturm gegen das Kabinet jo einig gingen, konnten ſich aber- 
mals über die Bildung eines neuen nicht verftändigen und es vergingen wieder 
drei Wochen mit fruchlofen Unterhandlungen, fo daß der König am 1. April eine 
moviforiihe Verwaltung zu ernennen fih genöthigt ſah. Der Zwifchenzuftand 
würde noch lange gewährt haben, wenn nicht eine am 12, Mai ausgebrocdene 
Gmeute, an deren Spige die Socialiften Blanqui und Barbös ftunden, ven Partei= 
bäuptern begreiflich gemacht hätte, daß ihre parlamentariichen Spiele Frankreich 
dem Abgrund nahe rüden. Während Truppen und Nationalgarden gegen bie 
Infurgenten marfchirten, fam fchnell ein Minifterium, meift aus Mitgliedern des 
iinfen Gentrums mit dem Marihall Soult als Präfiventen zu Stande. Der 
Marſchall übernahm das Bortefeuille des Aeußern, Duchatel des Innern, Bafiy 
der Finanzen, Dufaure ver öffentlihen Bauten, Cunin-Gridvaine — ein 
wiher und populärer Fabrikant und Anhänger des gefallenen Minifteriums Mole — 
den Handel, Billemain ven öffentlihen Unterriht, Schneider ven Krieg, 
Duperr& die Marine und Tefte die Juftiz. 

Das neue Minifterium hatte wenig Glüd. In Algier mußten die franzö— 
fihen Waffen gegen Ab-vel-Kader den fürzeren ziehen, im Orient ſchlug Ibrahim 
baſcha die türfifche Armee bei Nefaib, die Wendung der Angelegenheiten auf ber 
poremätfchen Halbinfel u, f. w. waren Greigniffe, die zu beherrihen das Mini- 
Rertum feinen Gegnern nicht gewachſen ſchien. Doc kaum konnte man fi) hierüber 
ein beftimmtes Urtheil bilden, als es Thiers durch eine palamentarifche Lift ge 
lungen war, das Geſetz, welches für ven Herzog von Nemours eine Dotation 
verlangte und deſſen Annahme gefichert fchien, verwerfen zu laffen, worauf das 
Rabinet feine Entlafjung einreihte und Thiers (1. März 1840) ven Auftrag zur 
Bildung. eines andern erhielt. Es war das ein förmliches Koalitionsminifterium. 
Thiers übernahm mit dem Vorfig das Portefeuille des Aeußern, Remufat 
des Innern, Jaubert ver öffentlihen Bauten, Vivien der Juftiz, Coufin bes 
Öffentlichen Unterrichts, Pelet der Finanzen, Gubidres des Kriegs, Gouin des 
Handels und Rouſſin die Marine, Guizot erhielt den Botfhafterpoften in London 
und D, Barrot die bündigften Zufiherungen einer parlamentarifhen und Wahl 
reform und der Zurücknahme ver Septembergefege. Statt mit diefen Fragen aber 
beihäftigte Thiers die Gemüther mit ver Rückkehr der Aſche Napoleons von 
St.Helena und deren Beifegung unter ven Dom der Invaliden. 

Auh nad außen bin hoffte Thiers die Geifter zu überrafchen und zu be— 
friedigen. Die orientalifchen Wirren, die 1839 eine ernfte Wendung genommen 
hatten, wurden vom Meinijterium Soult im Einverſtändniß mit dem englifchen 
Kabinet vorläufig fo weit geordnet, daß feine den europäijchen Frieden bedrohende 
Krifi8 daraus hervorgehen fonnte. Allein Thiers wollte den ſchwebenden Unter- 
bandlungen eine neue auf das ausfchließliche Intereſſe des franzöſiſchen Einflufjes 
im Orient berechnete Wendung geben; er ſchickte an Mohamed Ali einen geheimen 
Seihäftsträger ab, um den Vicekönig von Egypten zu veranlaffen feinen Streit 
mit dem Sultan allein beizulegen und nicht, wie das bereits vertragsmäßig ver- 
abredet war, unter Mitwirkung der europäifchen fünf Großmächte. Rußland, 
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welches von dieſer geheimen Sendung Wind bekommen hatte, benutzte fie dazu, 
um die engliſch-franzöſiſche Allianz zu ſprengen, und hinter Frankreichs Rüden 
einen Vertrag mit England, Oeſterreich und Preußen zur Regelung des Streites 
zwiſchen dem Sultan und feinem Vafallen abzufchließen. Als die Nachricht vom 
Vertrage vom 15. Julius 1840 in Paris befannt wurde, brachte fie allgemein 
Entrüftung hervor, die um fo größer war, ald man den Grund oder Borwand der 
Frankreich zugefügten Beleidigung nicht fannte und Thiers fi wohl hütete fir 
einzugeftehen. Der Minifterpräfident war überbies entrüfteter als alle Welt um 
drang darauf, für den künftigen Frühling zum Krieg zu rüften. Die Idee dei 
Königs, Paris mit einem Gürtel von Feltungen zu umgeben, jo daß die Haupt 
ftabt bei einem etwaigen Ueberfall des Feindes fi) eine Zeitlang halten könnte, 
ward von Thiers aufgefaßt und troß der Warnungen der radikalen Partei, daj 
dieſe Feftungen nicht gegen Frankreichs Feinde, fondern blos gegen die fein 
der Dynaftie erbaut würden, in Angriff genommen und von ben Kammern mit 
großer Mehrheit genehmigt. Zu offenfiven Rüftungen wollte der König ja 
feine Einwilligung nicht geben, daher Thiers fein Portefeuille nieverlegte, von 
König diesmal aber in mehr als unfreundlider Stimmung jdhieb. 

Die Aufregung, welche dieſe Ereigniffe hervorgebracht hatten, fchienen ven 
Prinzen Louis Napoleon geeignet einen abermaligen Verſuch zu einem Aufſtande 
zu machen, daher er in Boulogne (6. Auguft) mit mehreren Anhängern lankttt; 
ev wurde jedoch von der Garnifon, an die er vergebens einen Aufruf erlaffen hatte, 
verhaftet. Der Pairshof verurtbeilte ihn zu lebenslängliher Haft, worauf er nad 
der Feftung Ham gebradht wurde. Am 15. Oftober fand ein neues Attentat a 
das Leben des Königs ftatt, das ein Nepublitaner Namens Darmés ausfühk 
und wie die frühern das Ziel verfehlte. Die Bildung eines neuen Minifterium 
hatte wieder acht Tage gedauert. Guizot, der von Anfang an gegen Thiei 
Kriegslärm fih fhon von London aus ausgefprodhen hatte, ward zurückberufen 
Der König verzieh ihm vie unverzeihlihen Koalitionsfünden und er bildete ar 
neues Minifterium, worin Soult das Präſidium mit dem Portefeuille des Kriege, 
Guizot das Aeufere, Duchätel das Innere, Martin du Nord die Juli, 
Eunin-Gridaine deu Handel, Human die Finanzen, Tefte die öffentlice 
Bauten, Villemain ven öffentlihen Unterricht und Duperre die Marine über 
nahm. Es war das mit Ausnahme eines einzigen, Tefte, ein rein konfervativ 
Minifterium und beftand aus den Mitgliedern der dynaſtiſchen Rechten, den Ar 
hängern des Grafen Mole und Doltrinäres. Diefe Verwaltung dauerte jal 
acht Jahre. 

Die erfte Aufgabe des neuen Minifteriums war die Gemüther. zu berubigen, 
bie Friedenspolitik, die Thiers aus ihrem Geleiſe verrüdt hatte, wieder himeinzr 
jhieben. Nur die begonnene Befeftigung von Paris wurde als eine für Me 
Zukunft berechnete Maßregel fortgefegt, alle fonftigen Rüftungen aber eingeftelt 
Defterreih und England fahen ein, daß die Ausſchließung Frankreichs von br 
Regelung der orientalifhen Angelegenheiten nur Rußland zu ftatten kommen 
würde, fie erleichterten dem franzöfifchen Kabinet daher fo viel als möglich der 
Rücktritt ins „europäifche Koncert,“ indem fie die Mohamed-Ali auferlegten barter 
Bedingungen weſentlich milverten, worauf Guizot das Geſchehene als eine vol’ 
brachte Thatſache anerkannte und das für Frankreich offen gelaſſene Protolol 
mitunterzeichnete, ſo daß ſchon 1841 die früheren Beziehungen Frankreichs zu de 
Großmãchten, wenigſtens äußerlich, wieder vollkommen hergeſiellt waren. Di 
Gereiztheit und das Mißtrauen, welche dieſe Vorfälle gegen England in der Kation 
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hervorgebracht haben, waren aber nicht fo leicht zu verwifchen und traten bei jeber 
nähern Berührung ver Intereffen beider Länder von neuem hervor, wie die Frage 
des Durchſuchungsrechts in der Seffion von 1841/42 gezeigt hat. Frankreich war 
unftreitig durch den Vertrag von 1837 gebunden, England verlangte jegt nur 
eine dur die Erfahrung gebotene weitere Anwendung des in dieſem Bertrage 
aufgeftellten Princips; allein die Kammern vermeigerten nicht nur dieſe Ermeite- 
rung, fondern verlangten fogar die völlige Aufhebung des Durchſuchungsrechts und 
Guizot ſah ſich gendthigt die Unterhandlungen mit dem englifchen Kabinette zu‘ 
viefem Zwecke zu führen. Noch lebhafter trat vie Gereiztheit gegen England in 
ver fogenannten PBrithard-Angelegenheit hervor. Die franzöfifchen Behörden auf 
Tahiti hatten den ehemaligen engliſchen Konful und jegigen Miffionär Pritchard, 
ter den ihm als politifche und Eonfeffionelle Gegner verhaßten fatholifchen Fran— 
zofen die Niederlaſſung zu erſchweren fuchte, verhaftet und ohne gerichtliches Ber- 
fahren von ver Inſel verwiefen, weil ernfte Verdachtgründe die Eingeborenen 
aufgetwiegelt zu haben, gegen ihn vorlagen. Da Prithard zugleih Kaufmann war, 
verlangte er, und mit Recht, Entfhäpigung für die ihm in Folge der gewaltfamen 
Vertreibung von Tahiti entfprungenen Berlufte. Die franzöfifche Regierung konnte 
nicht umbin diefes Recht dem Grundſatze nad anzuerkennen, machte die Entſchä— 
digung jedeh von dem Einverſtändniß des franzöfifchen und engliſchen Admirals 
viefer Station abhängig. Zu einem ſolchen Einverſtändniß ift es übrigend nie 
gelommen, und Prithard Kat nie eine Entſchädigung von Franfreic erhalten. Die 
Debatte hieritber in den beiden Parlamenten, wie die Haltung der Tagesprefle 
haben nicht nur eine große Aufregung der Gemüther hervorgebradht, ſondern aud) 
wugleich bewiefen, wie ſchwer es fei die frühere freundfchaftlihe Stimmung nicht 
blos der Kabinette, fondern auch der Völker wieder herzuftellen. 

Englands Miftrauen gegen Franfreih trat 1844 im Kriege des legtern 
gegen Maroklo hervor und trieb es zu einer unaufgeforderten Vermittlung, die 
Frankreich veranlaßte, einen förmlichen Bruch mit dem Bundesgenoffen dadurd zu 
vermeiden, waß es auf Entſchädigung ber Kriegsfoften verzichtete und ſchnell den 
Frieden mit Marroffo abſchloß. Guizot gab fih alle Mühe, die alte Allianz 
wieder herzuftellen, nicht indem er derſelben irgend ein Interefje Frankreichs opferte, 
fondern, indem er in beiden Ländern vie Nothwendigkeit diefes Bündniſſes im In— 
terefje der Bildung, des Wortfchrittes und des Friedens zur Anerfennung zu 
bringen, feine Anftrengung fparte. Glücklicherweiſe fand er im Minifterium Aber- 
deen-Peel einen Meinungsverwandten und thätiges Entgegenfommen, jo daß die 
entftandenen Zwiftigfeiten alle gütlih und ſchnell ausgetragen wurden, was Guizot 
bei der franzöſiſchen Oppofition den Spottnamen eines „englifhen“ und Aber- 
deen in England den Spottnamen eines „franzöfifhen" Minifters zuzog. Der 
Unterſchied zwifchen den beiden Bezeichnungen war, daß in England der Spott: 
name feine weitern Folgen hatte, in Frankreich aber Guizot und den König als die 
Träger einer unnationalen Bolitit vem Volkshaſſe preisgab. Die beiden befrenn- 
deten Minifterien veranlaßten, nm das „herzliche Einverſtändniß“ zwiſchen ben 
Regierungen welttundig zur Anfbauung zu bringen, eine Zufammenkunft der Mo— 
narchen beider Nachbarftaaten : Ludwig Philipp befuchte die Königin Biltoria auf 
der Infel Wight und diefe erwiderte den Beſuch in Treport. 

Während diefer Zufammenkunft ſuchte Guizot über eine frage, die vorans- 
fihtfth einen Zuſammenſtoß der beiverfeitigen Intereffen herbeiführen konnte, mit 
Lord Aberdeen fich zu verftändigen. In Spanien war der Dipmaftieenfrieg zu 
Ende, der Parteienlampf aber dauerte ähnlih mie in Frankreich fort, England 
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hatte in Folge des Bürgerkrieges feinen Einfluß in Spanien bedeutend vermehrt 
und ihn an die dynaſtiſche Oppofition und Progreffiftenpartei anzulehnen verftanden, 
Es firebte nun aud, am Hofe eine Stütze feines Einfluffes bei der Wahl bes 
fünftigen Gemahls der Königin Ifabella II. ſich zu ſichern. Gelang viefe Politit, 
dann war Franfreihs Einfluß in Spanien mehr als neutralifirt. Guizot erklärte 
daher Lord Aberbeen, daß er mit der englifhen Bolitif in ver ſpaniſchen Hei 
rathöfrage Hand in Hand gehen wolle, wenn viefelbe die Heirathsfandidaten nidt 
außerhalb ver Linie Bourbon zu wählen ſich anheifchig made. tor 
Aberdeen übernahm ausdrücklich dieſe Verbindlichkeit im Laufe der mündlichen 
Unterredung mit Guizot und wiederholte dieſelbe fpäter in einem Schriftftüd. Das 
Toryminifterium mußte jevody fpäter den Whigs weichen und Lord Palmerfton 
batte fein Portfeuille kaum vierzehn Tage in Händen, als der englifche Geſandte in 
Madrid alle Springfevern in Bewegungen fegte, um die Heirath eines Prinzen 
von Koburg mit Ifabellen zu Stande zu bringen. Wiewohl dieſe Beftrebunge 
noch geheim betrieben wurben, hatte das Tuilerien-Rabinet doch bald Wind dam 
befommen und durch ven Wortbruch des englifhen Kabinets ſich auch nicht mehr 
zum gemeinfchaftlihen Handeln mit dem legtern im dieſer Frage verpflichtet ge 
halten, Guizot betrieb daher feine Unterhanplungen ebenfalls geheim und bradte 
fie rafh zum Wustrage. Die Königin Iſabella wurde mit dem Gohne ihre 
Oheims Don Francisco d'Aſſiſt und die Infantin, ihre Schwefter, mit dem Her: 
zog von Montpenfier (Oftober 1846) verlobt. Darüber gerieth Lord Palmerften 
in Wuth, die ganze englifche Preffe ward gegen Frankreich aufgereizt und das fr 
mühfam errungene „berzlihe Einverftänpniß” zwilchen ven beiden Regierungen 
und Höfen war dahin. Den Geift der franzöfifchen Oppoſition charakterifiren 
war es, daß fie es in tiefem Konflift mit England hielt, und demjelben Guizet, 
ben fie früher einen „engliihen Minifter” geicholten, weil er in unbedeutender 
Fragen lieber nachgegeben als die engliihe Allianz geopfert, jett zum Verbreche 
anrechnete, den franzöfifhen Einfluß in Spanien der engliſchen Allianz nicht ge 
opfert zu haben. Lord Palmerfton fuchte von dieſem Augenblide an vie fra 
ſiſche Politik zu durchkreuzen und Ludwig Philipp immer neue Berlegenheiten zu 
bereiten. So in den portugiefifhen Wirren und in den Händeln mit den Staaten 
des 2a Plata, entfchiedener noch in den Wirren der Schweiz und den Angelegen 
beiten Italiens. 

Seiner Politik treu, unterftügte Ludwig Philipp die freifinnigen Tendenzen, 
welche in Italien feit der durch den franzöfiihen Einfluß im Kouflave zu Stande 
gefommenen Wahl Pius IX. einen mächtigen Aufihwung genommen hatten, Statt 
diefe im Intereffe des gemäßigten und möglichen Fortfchrittes an den Aipen und ben 
Apenninen liegende Politit Ludwig Philipps zu unterftügen, hielt e3 das engliſche 
Kabinet mit der revolutionären Partei, die unter der Yufmunterung und mit dem 
Beiftand Lord Mintos, den zu diefem Zweck Lord Palmerfton nad Italien ge 
ſandt hatte, die Reformbewegung in die Bahn der Revolution trieb. Ein ähnlicher 
Berfahren verfolgte die Politik —* Palmerſtons in der Schweiz. Die Eingriffe 
in die Souveränetät einiger Kantone, zu denen die Schweizer Tagſatzung ſich bin 
reißen ließ, hatte zu einem Sonderbund diefer Kantone geführt, in Folge deſſen 
die Republif am Vorabend eines Bürgerkrieges ftand, vem die europäiſchen Groß— 
mächte und auch nur Sranfreih und England, wenn fie vereint ihren Ginfluß auf 
die einander gegenüberftehenden Kantone und auf die Tagſatzung geltend machten, 
leicht hätten vorbeugen können. Yord Palmerſton gab ſich in der That den Schein, 
gemeinfchaftlih mit dem franzöfifhen Kabinet in der Schweiz zu wirfen, aber 
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nur um Guizot zu täufchen und binzuhalten, während fein Gefandter, Sir Robert 
Peel, den erhaltenen Inftruftionen gemäß tie Bundesregierung zum Angriff trieb. 
Der Zujammenftoß der eitgenöffifschen Armee und der Sonderbundstruppen enbigte 
bald mit der Niederlage ver legteren; ver Sonderbund löfte fih auf und Lord 
Paimerfton erfärte, es liege fein Grund zu weiterer Einwirkung auf die helvetifchen 
Zuftände vor. Die Politif ter Tuilerieen hatte hierbei eine um fo empfinblichere 
Schlappe erlitten, als vie öffentlihe Meinung verjelben eutſchieden und lebhaft 
entgegenftand, da der Konflikt zwifchen den fieben Kantonen und ver Tagſatzung 
tie verhaßten Jefuiten betraf. 

Die Juliuspynaftie ftand nun nad Außen pereinzeit da und ihre Stellung 
im Innern war faum eine befjere. Die parlamentarifhen Parteifämpfe hatten in 
ten mittlern Kiafien die Achtung vor dem König beveutend geſchwächt, da bie 
Parteien tie Schuld ihres endlofen Hader immer tem Throne zuzufchreiben 
wuhten. Die Ariſtokratie hatte fih mit wenigen Ausnahmen ferne gehalten und 
in Louis Philipp den Uſurpator gehaft; tiefelben Gefühle begten wen ihrem 
Stantpunfte ver Bolfsfouveränetät aus die republifanifche Partei, teren Haß und 
gebeimes Treiben in Attentaten auf ten König und feine Familie von Zeit zu 
Zeit wie die aus den Sümpfen auffteigenden fid) entzündenten Dünfte aufloderte, 
Kaum hatte man Tas Attentat Darnés vergeflen, «ls ein anderer Arbeiter, Namens 
Unenifjet, auf tie Herzoge von Nemours und Aumale, die nad ihrer Rückkehr 
aus Algerien ihren Einzug in Paris hielten, einen Mortanjdlag (1841) verſuchte. 
Der ſchwere Schlag, weicher Ludwig Philipp, ten Bater und —— traf, als der 
Ihronerbe am 13, Februar 1842 infolge eines Sturzes aus dem Wagen plötzlich 
Hark, hatte zwar einen Augenblid lang alle dynaftiihen Parteien um den Thron 
geſchaart. Die Mittelklaſſen in ganz Frankreich hatten die unzweideutigften Sympa- 
tbien für den König an den Tag gelegt und in ver Kammer hatten Thiers und 
Odilon Barret und ihre Anhänger — einzelne Stimmen abgerehnet — mit ber 
dynaſtiſchen Rechten für das Geſetz geftimmt, weldes vem Herzog von Nemours 
während der Minterjährigfeit res Grafen von Paris tie Negentihaft übertrug. 
Die alten Spaltungen traten aber bald wieder hervor und das Minifterium wie 
der „unveränveriiche Gedanke” ward nad mie vor die Zielſcheibe maßlofer An- 
griffe der Oppoſition. 

Die Wahl: und parlamentariihe Reform ward jetes Jahr in ben allgemeinen 
Debatten ein oder mehrmals angeregt, von einer compalten Majorität aber ftets 
als umreif befeitigt. Diefer beharrliche Wirerftand in ter Kammer veranlaßte die 
Gegner des Minifteriums, für die Wahlreform außerhalb der Kammer thätig zu 
fein, Unter den Gegnern Guizots befanden fid einige feiner früheren politifchen 
Freunde, wie Duvergier d'Hauranne, die feit der Koalition 1839 fid) von 
ihm getrennt hatten und unter die Fahne von Thiers getreten waren. Duvergier 
d'Hauranne nahm nun die NReformfrage in vie Hand, veranftaltete im Vereine 
mi O. Barrot Zwedeflen in den Departements, bei denen durch Neben über vie 
Nothwendigkeit der Wahlreform die Gemüther aufgeregt wurden, Wie Duvergier 
v’Hauranne von ten Doktrinären, jo hatte ſich Lamartine von der großen 
Fraktion der fonferva:iven Partei getreunt, ohne ſich jedech mit ivgend einer andern 
ju verbünten, da biejelben alle von Thiers beherrſcht wurden und zwifchen diefem 
und Pamartine ftet3 eine perjönlicde und principielle Antipathie obwaltete. Lamar— 
tine that eine geregelte Thätigkeit noth, Mole wie Guizot hatten ihm das Porte- 
jenilfe des öfſentlichen Unterrichtes angeboten, allein der gefeierte Dichter hatte 
wur für viplomatifhe Stellungen Sinn, für das Portefeuille des Aeußern oder 
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einen Botſchafterpoſten erften Ranges. Ludwig Philipp fette bei Lamartine nidt 
die ganze Summe von Eigenſchaften und Fähigkeiten voraus, die ein folder 
Boften erheiſche — und Yamartine ward verftimmt. Sein Bruch mit der dynaſtiſchen 
Rechten trat zuerft bei Gelegenheit des Regentjchaftsgefeges hervor, denn er ſprach 
und ftimmte mit der legitimiftifchen und republifanifhen Linken für vie Regent 
{haft der Herzogin von Orleans. Die Thätigkeit, -die fein Geift im mirklicen 
Leben uicht gefunden, ſuchte Lamartine jest in der Geſchichte und ſchrieb ein 
Stüd Revolution unter dem Titel: Histoire des Girondins. Diefe Gejchichte war 
jedoch nicht allein eine feurige und glanzvolle Apologie der gemäßigten Repukli 
faner von 1791, fondern umgab felbft ihre biutvürftigen Feinde vom Berge mit 
einem gewiſſen Schein von Gerechtigkeit und Patriotismus, fo daß aud fie eine nicht 
geringere Theilnahme als ihre unglüdlihen Opfer erregten. Diefe Verherrlichunz 
der Revolution und der Republif wirkte eleftrijch auf vie Gemüther und arbeitete 
den Agitationen der Wahlreform in die Hände. Georges Sand, Eugene Ei, 
Preupdhon,- Louis Blanc, Conſidérant, und andere Scriftfteler von geringerm 
Rufe, aber nicht geringem Einflufje hatten fociale Gebrechen ber unteren Bolfstlafen 
enthüllt und die Gemüther verfelben für Ideen einer gänzlichen Umgeftaltung der 
Gefellihaft gewonnen. Diefe fanden felbft in ven weitern Schichten der Bourgeelfi 
einen empfänglihen Boden und gaben ihrer Anhänglichkeit an das Königthum den 
Todesftoß. Zwei Iahre Mißwachs und eine Geldkriſe fteigerten die Empfänglid- 
keit der befiglofen und wenig befigenden Klaffen für focialiftifhe Neuerungen oder 
überhaupt für eine Aenderung des Zuftandes. Einige flandalöfe Proceſſe im Jahn 
1847 wurden ausgebeutet, um die ereiztheit und Mißachtung gegen die Regie 
rung zu vermehren, 

Unter diefer Stimmung der Gemüther ward die Seffion von 1848 eröffnet 
und die Wahlreformatoren veranftalteten ein großartiges Banket, welches vi 
währen ver Kammerferien hervorgebrachte Agitation rejumiren und einem entſche 
denden Drud auf die Regierung üben follte. Die Regierung, geftügt auf ei 
ftarfe Majorität, ahnte keine ernfte Gefahr, fie glaubte der Bewegung nur en 
ſchieden entgegen treten zu müſſen, um ihr ein Enve zu machen; fie hielt fie fir 
ein Gefpenft, das ein Fußftoß verfchwinden made. C’&st un spectre sur lequel il 
faut monter pour le faire disparaitre, fagte das Journal des Debats m 
Guizot ließ den König vie Agitation als „von feindjeligen und blinden Leiden 
ſchaften genährt” bezeichnen. Die Oppofition griff dies Wort auf und vie Are 
debatte nahm einen heftigen und erbitterten Charakter wie nod nie zuvor al. 
Mitten unter diefen leidenfhaftlihen Debatten wurde das große Zweckeſſen wer 
anftaltet und auf den 20. Februar feftgefegt. Im dem öffentlichen Aufruf dazı 
fand jevod die Regierung Anhaltspunkte, das Zweckeſſen kraft eines Geſetzes von 
1793 zu unterfagen. Die Oppofition beftritt ver Regierung dieſes Recht, behaup 
tete, das angerufene Gefe babe auf den vorliegenden Fall feine Anmentung. 
Die Minifter entgegneten, daß nicht die Kammer, fondern die Gerichte über die 
Anwendbarkeit eines Geſetzes zu entſcheiden hätten. Die Oppofition verſchob nun 
das Banket auf den 22., um Zeit zu gewinnen. Bis zu einem öffentlichen Zu 
fammenftoß mit der Gewalt wollte fie die Bewegung nicht treiben, weil dies de} 
Signal zur Revolution gewejen wäre und fie in dem Wahne lebte, fie Fünne di 
Bewegung eben fo leicht beherrfchen, wie fie dieſelbe hervorgerufen. Sie entſchlet 
fih endlih, die ihr vom Minifterium angebotene Transaktion anzunehmen. 
Die Reformatoren follten zum Banket gehen und der Polizeikommiſſär werde fi 
auffordern, im Namen des Gefeges aus einander zu gehen, wogegen fie proteftiren 
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und den Rechtsweg einzufchlagen fich vorbehalten konnten. Bon beiden Seiten war 
man verblendet genug, zu glauben, eine gerichtlihe Scene und die Anwartſchaft 
auf einen Richterfpruch über das Bereinigungsredht werde die entfefjelten politifchen 
Leidenfhaften zur Ruhe beſchwören. 

Die-Regierung, die am 20. eine beträchtliche Truppenmacht durch den Tele- 
graphen nach Paris beorvert hatte, gab am 21. Abends auf die Zuficherung D. Bar: 
rots, ed werbe alles ruhig ablaufen, e8 handle fich blos darum, die ftreitige Rechte- 
(de zur Entſcheidung zu bringen, Gegenbefehl. Am 22. zogen vie Deputirten ber 

infen, Odilon Barrot, Duvergier d’Hauranne und Cremieux .an der Spike, 
nah den Champs Elyſée's, wo das Banket hätte ftattfinven follen, und wurben 
von den Studenten, dem Bolfe und felbft von vielen Bürgern mit lebhaften Zu- 
rıfen empfangen. Als fie aber von der „Komödie“ zurüdtehrten, wurden fie kalt 
eder mit Hohn aufgenommen. Die Arbeiter und bie ftubirende Jugend hatten 
tiefen Tag größtentheils gefeiert, auf den Boulevards und in den zur Deputirten- 
Immer führenden Straßen mwogte die Menfchenmenge ven ganzen Tag ab und zu, 
es jhien aber mehr auf eine lärmende Demonftration als auf einen Aufftand 
abgefehen zu fein. Diefe ſcheinbare Harmlofigkeit ver Menge beftärfte die Minifter 
in ihrem Wahne, e8 liege zum energifchen Ginfchreiten fein Grund vor. Der Tag 
verging zwar ohne ernfte Störung, allein die Aufregung der Gemüther hatte 
jugenommen und bie am 23, theilweife aufgebotene Nationalgarde trat unter dem 
Porteirufe, „es lebe die Reform“ in Reih und Glied. Das war das erfte ernftlich 
kunrubigende Symptom. Am Nahmittag hörte man die Nationalgarde mit dem 
Aufe: „Es Lebe die Reform!" aud den: „Nieder mit Guizot!“ vereinen und 
eine Deputation des 4. Bataillons verlangte und erhielt Audienz beim König und 
forderte in entſchiedenem Tone die Entlaffung des Minifteriums. Ludwig Philipp 
verfprah, ven Wunſch der Nationalgarde in ernfte Erwägung zu ziehen, und um 
3 Uhr kündigte Guizot in der Deputirtenfammer an, das Minifterium babe feine 
Entlaffung genommen uud bleibe nur bis zur Bildung eines neuen Kabinetes 
im Amte. Die Linke hatte auf Thiers Rath an demfelben Morgen gegen vie 
Minifter eine Auflage eingereicht, um dadurch die Aeuferlic;keit ihrer Rolle beim 
Bankete zu verhüllen. Die während des Tages immer fteigende Aufregung fchien 
am Abend, als die Nachricht von der Entlaffung des Minifteriums und vie Be- 
rufung des Grafen Mole in vie Tuilerien befannt wurde, auf einmal befhwidhtigt, 
die Kriſis überftanden. Die Nationalgarde jubelte Über ihren Sieg und die Bour- 
geoifte beleuchtete freiwillig die Stadt. 

Doch der Jubel war von allzufurzer Dauer. Die geheimen Gefellfchaften 
hatten dem Treiben der Dynaftifer bisher ruhig zugefehen und ſobald fie bemerft 
batten, daß vie Aufregung einen höheren Grad erreichte und die Krifis überwunden 
Ihien, traten auch fie thätig auf den Echauplag. Gegen 8 Uhr ſah man aus dem 
Faubourg St. Antoine heraus einen Volkshaufen mit allerlei Waffen ausgerüftet 
die Boulevards hinab bis zum Hotel Guizots marjchiren und dem dort aufgeftellten 
Piguet Infanterie, das den verhaften Minifter beſchützen follte, ſich gegenüber 
aufftellen. Ihr Erfcheinen hatte viele Neugierige herbeigelodt, die hinter ihnen 
fanden. Die ganze Haltung tes Volkshaufens war eine die Truppen heraus: 
fordernde. Der blutige Jufammenftoß blieb auch nicht lange aus. Vom bewaffneten 
Volkshaufen fiel ein Schuß auf die Truppe und tödtete einen Unterofficier. Sofort 
fommandirte der Lieutenant Feuer, und der bewaffnete Volkshaufe, wahrſcheinlich aus 
lauter gutgefchulten Barrifadenhelven beſtehend, duckte ſich noch zur rechten Zeit, fo daß 
die Salve des Piquets faft ausſchließlich die dahinterſtehenden mehrlofen Zuſchauer 
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traf. Diefes den revolutionären Traditionen der Fronde entnommene Bubenftüd 
verfehlte vie berechnete Wirkung nicht. Man glaubte, die Truppen hätten wicht zur 
Selbftvertheirigung, fontern auf längft vorher eriheiiten höheren Befehl auf die 
MWehrlofen gefeuert. Die Entrüftung und der Zorn war daher eben jo groß ale 
grenzenlos, und unter tem Rufe: „Verrath! Rache! zu ven Waffen!“ durchzogen 
die Aufwiegler die Statt, verbreiteten vie Nachricht von dem fhrediichen Borfal, 
geboten von allen Fenftern vie Yampen oder Lichter mwegzunehmen, und ſchuel 
waren die feftiidh beieuchteten Boulevards in eine finftere Einöde vermanbelt, in 
der nur die Fakeln leuchteten, womit man die Verwundeten und Todten in tk 
nädftgelegenen Spitäler geleitete. Alle Welt war vor Furcht oder Schreden eder 
in ver Abfiht, zur Rache fi zu bemafinen, nad; Haufe geflüchtet. Das Militär 
jelöft war unbegreiflicerweife aus allen Vieriein zurüdgezogen und amı Careufiek 
plage foncentrirt. Die ganze Nacht hindurch baute man ungeftört eine Anzahl sen 
Barritaden, jo daß Paris am Morgen vom 24. einer belagerten Stadt äheid 
ſah, vie dem Feinde jede Straße, jeden Winfel ftreitig machen und theuer bezahla 
laſſen wollte, 

Die Regierung hatte die Tragweite des teufliſchen Manövers der Rau 
blifaner nidyt verfanunt, aber eben darum auch ven Kopf verloren. Mole rieth tem 
König, Thiers und Odilon Barrot mit ter Bildung eines Kabinetes zu kei 
tragen, Allein tie Reformibewegung ward von ter Revolution bereits überflägelt 
Auf die demokratischen Maſſen hatten Thiers und Barrot feinen Einfluß. S% 
durchzogen muthig die Statt, allein ihre Zureden fanden feinen Anklang; ei bie 
jest, ten fiegenven Republikanein weichen oder ſchnell und energiſch den Kamy 
gegen fie aufnehmen. Marſchall Bugeaud machte ſich anheiſchig, in 24 Stunts 
die Herrschaft des Geſetzes wieder herzuftellen, wenn ihm ver König dem umke 
ſchränkten Oberbefehl übergebe. Ludidig Phiipp wollte mit der Nationalgarte, de 
theils jeden Beiftand verfagte, theils, wenn auch in geringer Anzahl, auf Seite da 
Aufſtändiſchen getreten war, im feinen blutigen Kampf fi einlaffen. Es wurden 
nur halbe Maßregeln ergriffen, die Truppen erhieiten Befehle und Gegenbefchl, 
die Officiere wurden ſchwankend und ließen, wie General Bereau, die Infurgenten 
gewähren, Ludwig Philipp entſchloß fi envlid gegen 2 Uhr auf Zureden ven 
Eremieur und E, von Girardin zu Gunften bes Örafen von Paris dem Throne 
zu entjagen und Paris zu verlaffen. Die Herzogin von Orleans verfügte fih mit 
dem Grafen von Paris und dem Herzog von Chartres in die Deputirtenfanma, 
um den eritern als König unter ihrer Regentſchaft proflamiren zu laffen. Allein 
diefe Konceffion famı wie vie früheren zu fpät, General Bereau hatte, „weil et 
feinen beftimmten Befehl, es zu verbintern, erhalten”, das Bolt in die Kamuer 
eindringen laffen, und dem Kammerpräfidenten Sauzet fehlte es an ver möthigen 
Energie, die Eindringlinge zurüd over minteftens in Reſpelt zu halten. Kaum 
hatte bie edle Herzogin das Wort genommen, als fie auch den Saal verlafle 
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mußte. Die Maſſen waren bereits Meiſter der Lage und die republikaniſchen De 
putirten hatten ſchon eine proviſoriſche Regierung in Bereitichaft, veren Namen 


nah Entfernung der Herzogin aus der Kammer veriefen und vom Volke genehmigt 
wurden. Es waren Dupont de l’Eure, Yamartine, Arago, Marie, Gar 
nier-Pages, Ledru-Rollin, Eremieur. Auf dem Stadthauſe ward zugleid 
eine provijorifhe Regierung ernannt. Die beiden Regierungen verfchuolzen fid mit 
einander und jo erhielten die genannten Mitglieder nod Marraft, Louis Dlans, 
Flocon und den „Arbeiter" Albert zu Kollegen. Hier wurbe vie Republil 
jofort proflamirt und das Ereigniß unter Trommelſchlag in allen Theilen ver 
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Stabt gegen 5 Uhr verkündet. Die Imfurgenten hatten das Palais Royal, vie 
Zuilerien und das Schloß von Neuilly befegt, und nachdem fie ihre Orgien 
darin gehalten, Verwüftungen aller Art vorgenommen. In Dreur hatten fi vie 
Mitglieder der königlichen Familie gefammelt, mehrmals ihren Aufenthalt an der nor- 
maniſchen Küfte gewechfelt und am 2. März fih auf dem englijchen „Erpreß“ 
nah England eingefchifft. 

X. Die Republif von 1848. — Die Februarrevolution war das 
Ergebniß urſprünglicher Gebredhen des Juliuskönigthums, das in der Ariftofratie 
wie im Volle ohne Stüge blieb. Beide befämpften es auf offenen und geheimen 
Wegen. Die Hoffnungen diefer beiden Feinde des Bürgerkönigthums, die oft mit 
einander im Bunde hanvdelten, wurden beftärft durch die fortwährenden Spaltungen 
in der Mittelttaffe, deren Einigkeit allein im Stande geweſen wäre, das in ihrem 
faft ausſchließlichen Interefje errichtete Königthum zu erhalten und zu feftigen. 
Berſchiedene Umſtände, befonvders aber die wirkliche oder vermeinte Bernadhläffigung 
der Interefien der Maſſen hatten die legtern für focialiftifhe Neuerungen aller 
Art, die gleih nah Ausrufung der Republik fih Bahn breden wollten und vie 
Gefellihaft an den Rand des Abgrundes brachten, empfänglicer gemadt. Die 
Demokratie, die von ihrem ſchnellen Siege über das Königthum überrafht war, 
fürdhtete, die Anhänger des Thrones würden an irgend einem Punkte der Provinz 
ſich koncentriren, die Truppen fammeln und gegen die empörte Hauptftabt führen. 
In diefer Beforgniß wurden die Barrifaden nicht nur nicht niedergeriffen, ſondern 
auch verftärft und vermehrt und ein fürmlicher ftrategifcher Plan zur Vertheidi— 
gung der Stadt gegen einen Angriff der Armee von Marc Cauffididre, melder 
fi der Polizeipräfeftur bemächtigt und autonomifch zum Polizeipräfeften ernannt 
hatte, entworfen. Nach viefem Plane, ver vorerft überflüffig war, wurde 5 Mo- 
nate jpäter, als es zur Hauptſchlacht zwifchen den Socialiften und der Republik 
fam, Paris von den erftern angegriffen. Als man nad einigen Tagen fah, daß 
Niemand zur Wiederherftelung des Thrones den geringften Verſuch machte, wurden 
die Barritaden abgetragen, und Arbeiter und Bourgeois bezogen jegt, mit ober 
ohne Uniform, neben einander die Wade. Die Einen, um tie Republif, tie An- 
dern, um minteftens das Eigenthum zu fhüten, da die Truppen Parts hatten 
verlafien müffen. 

Bei Bertheilung der Staatsgeſchäfte hatte Dupont de l’Eure das Prä- 
ſidium, Ledru-Rollin das Innere, Lamartine das Aeußere, Cremieur bie 
Juſtiz, Carnot ven öffentlichen Unterricht, Marie die öffentlichen Bauten, Beth— 
mont ven Handel, Subervic das Minifterium des Kriegs und Goudhaur bie 
Finanzen erhalten. Garnier-Pagds übernahm, unter dem republifanifhen Titel 
eines Maire von Paris, vie Präfeltur der Seine. Auf der Pollzeipräfektur, wo 
anfangs zwei Veteranen geheimer Geſellſchaften, Marc Cauffidiere und So- 
brier, fi vie Gewalt ftreitig machten und dieſer endlich jenem weichen mußte, 
berrfchte Cauſſididre unabhängig von der Regierung, Sobrier aber, der fih in 
ver Aue Riveli eine zweite Polizeipräfeltur errichtet hatte, herrfchte eben fo unab- 
hängig von Cauffiviere. Auf dem Stadthauſe felbft gingen die Richtungen ber 
Mitgiiever der proviforifhen Regierung weit auseinander, die Mehrheit derſelben 
wollte die Revolution nicht über den Sturz des Thrones, wie über die Negation 
jeder erblihen Gewalt und die indirefte Theilnahme Aller an der Regierung ſich ent- 
wideln lafjen. In ihren Augen war die Revolution vollſtändig vollbracht, und es 
handelte ſich bereits darum, fie vor Ausfhmweifungen zu wahren. Lerru-Rollin und 
Flocon ftanden ihnen gegenüber als Träger allgemeiner ſocialiſtiſcher Reformen. 

Blunti&li und Brater, Deutfhes Staate⸗Wörterbuch. III. 42 : 
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Louis Blanc (f. d. Art.) ſtrebte eine Umgeſtaltung der Geſellſchaft vom Cmmt 
aus an. Diefe heterogenen Elemente beftritten gleich Anfangs ſich gegemfeitig iheen 
Einfluß und jedes fuchte die ausfchliepliche Gewalt in feine Hände zu 
Außerhalb ver Regierung war ver Gegenfag der Anfichten, Doktrinen und Beſue 
bunyen noch größer und mannigfaltiger. Die Bonrgeoifie ſchloß ſich vorerft de 
gemäßigten Republif an, in ven Volksmaſſen hatte Ledru-Rollin, der. vie geheime 
Geſellſchaften während des Juliuskönigthums ftets reichlich mit Gelb unterftüg 
hatte, einen ftarfen Anhang, einen nicht geringern hatte Louis Blanc, deſſen Rem 
bei Vielen ftarfen Anklang gefunden, allein aud der Kommunismus Gabe 
zählte zahlreiche Anhänger und Blangui, der eine Gleichheit tes DBermögei 
ohne Syftem zu Stande bringen wollte und in Marat und Babeuf vie erelftn 
Borbilder fah, übten einen gewaltigen Einfluß auf die Maſſen. Er war ver mit 
der diefelben gegen die proviforifche Regierung in Bewegung fette, ven ihr am 
25. ſchon die Aufpflanzung der rotben Fahne verlangte. Lamartine's Berebtiankt 
gelang es, den Sturm zu befhwören und biefes verhängnißvolle Symbol zu at 
fernen. Yamartine glaubte, die Republif gerettet zu haben, allein er hatte da 
unvermeidlihen Konflitt nur binansgefchoben. 

Um die verſchiedenen Parteien des geſellſchaftlichen Umfturzes zu beichwidtige, 
hatte die proviforifhe Regierung zupörberft „das Recht auf Arbeit“ ameramt, 
„die Organifation der Arbeit“ zugefagt, ebenfo vie Bildung einer „perme 
nenten Rommiffion für die Arbeiter" und „die Errihtung von Rationalmwertftätte” 
Louis Blanc endlich erhielt vie Ermächtigung, im Yurembourg über die Organe 
tion der Arbeit parlamentarifche Borlefungen zu halten. Die Folgen diefer Zugeür 
nifje waren verhäugnifivoll denn die Maflen nahmen alle viefe Verheißungen jr 
ihren Konfequenzen als eben fo viele erworbene Rechte für fih und ale m 
brüchliche Verpflichtungen ver Nepublit an, und eben, weil fie ahnten, vai® 
den „Blauen“ im der Regentihaft mit dieſen Verheißungen nicht Emit K 
wurden biefelben furdtbare Waffen gegen diefe „frievlihen und gemäßigten Ra 
blitaner” in den Händen der Socialiften. Nah Außen hatte das Manifeſt Lamır 
tine's ziemlich allgemein beruhigt und den legitimen Thronen die Beſorgniſſe ins 
bewaffneten Bropaganta vorerft benommen. Im Innern aber häuften ſich bie ba 
legenheiten und Schwierigkeiten. Die Kaffen des Staatsſchatzes waren bald gelernt 
denn der Finanzminifter warb von allen Seiten mit Forderungen beftürmt, var 
Goudchaux aud bald feine Entlaffung gab. Die Behelfe, zu welchen der mr 
Finanzminifter Garnier-Pagds feine Zufludt nahm, die Zuſatzſteuer von # 
Cents, erregten Unzufriedenheit unter den mittlern Klaſſen, zumal im deren umtm 
Schichten, und befriedigten die Mafjen nicht, bie von ver Regierung eime fiar: 
progreffive Steuer auf das Beſitzthum erwartet hatten. In den Provinzen hanveit« 
viele der von Ledru-Rollin vahingefhidten Kommifjäre, bei veren Wahl nichts a 
die Vorausfegung revolutionärer Geſinnungstüchtigkeit in's Ange gefaßt war, u 
eine Weife, welche bewies, wie fehr die Yeute umter der Juliusmonardie, met 
die Korruption weder erfunten noch ausgerottet hatte, im viefer Beziehung me | 
Stümper waren. In Paris hatten die von den Fahnenträgern des Schredenfulten‘ 
und ber focialiftifhen Republif zur Empörung eingeſchulten Maſſen endlich de 
Geduld verloren und ſich angeſchickt, die lauen und rathloſen Regenten wen 
24. Februar durch eine energifhe und burchgreifende Regierung zu erjepen. D* 
Regenten waren jedoch auf ihrer Hut und boten die Nationalgarde gegen die ver 
Louis Blanc vorbereitete Demonftration vom 15. und 17. März auf. Am 16, Api 
bedrohte eine ſolche Demonftration in weit größerm Mafftabe die Eriftenz der 





£rankreid. 659 


Regierung, da alle focialiftifhen Parteien fi gegen viefelbe verbünbet hatten. 
Bom Marsfelde aus bewegte fih der Zug nad dem Stadthaus und ftellte ſich 
vor demfelben, vorgeblih um eine Petition zu überreichen, auf. Allein die Regie 
rung batte die Nationalgarde aufbieten laffen, diefe eilte fchnell zu ihrem Schuge 
herbei, und da bie beiden Lager an Zahl ſich tie Stange hielten, die Socialiften 
überdies einander mißtrauten, Gabet Louis Blanc, und diefer Gabet, beide Blan- 
qui, und dieſer beide verachtete, fo wollte feiner im entfcheidenden Augenblid das 
Signal zum Angriff geben, und nachdem fie einige Zeit mit der Regierung par- 
Iamentirt hatten, gaben die Parteihäupter Befehl zum Nüdzug, und aud vie 
Nationalgarde zug Abends vom Stabthanfe ab unter dem Ruf: „Nieder mit dem 
Kommunismus, nieder mit Cabet“. 

Dieje moralifche Niederlage der Socialiften war von großer Wichtigkeit, denn 
wäre es den legtern gelungen, vie proviforifche Regierung in ihrem Geifte zu 
ändern, jo würde ein folder Wechfel in der Negentfhaft auf die am 5. März 
ansgefhriebenen Wahlen zur konftituirenden Nationalverfammlung entſcheidend ge 
wirkt und eine terroriftifch-focialiftifche Mehrheit nach Paris geſchickt haben. Ledru⸗ 
Rollin hatte bereits zu diefem Zwede durch ein terroriftiihes Rundſchreiben an 
die Kommiſſäre (Präfelten) dahin gearbeitet, allein feine Kollegen hatten ſich beeilt, 
daſſelbe öffentlich zu mißbilligen und feine Wirkung zu neutralifiren. Die Wahlen 
fielen nun eher im gemäßigten Geifte aus. Die überwiegende Mehrheit beftand 
aus „Blauen” und Royalijten, vie in ihren Slaubensbefenntniffen der Republik 
fh angeſchloſſen hatten: die Minorität war eben fo wenig homogen, denn fie 
enthielt tie Vertreter aller focialiftiichen Doftrinen und revolutionärer Gelüſte. 
Die focialiftiihe Partei war mit dem Ergebniß der Wahlen fehr unzufrieden, in den 
Klubs ward von der Nothwendigkeit gefprodhen, die Nationalverfammlung zu über- 
wachen, und jelbft außer ven Klubs hörte man nicht felten vie Yeußerung, man 
werde die Mehrheit ins Wafler werfen müffen, um die Republif zu retten. Am 
4. Mai ward die Verfammlung eröffnet umd fie rief umter freiem Himmel auf 
ven Perijtyl des Palais Bourbon die Republif mit einem breimaligen Hod aus. 
Die proviferifhe Regierung, deren Anfehen ohnehin abgenugt war, legte die Gewalt 
nieder, und bie Nationalverfammlung ernannte eine Regierungskommiſſton von 
fünf Mitglievern. 

Dei der Wahl erhielten Arago, Garnier-Pagds und Marie nit nur 
die meiften, fondern auh Stimmen aus allen Fraktionen ver Berfammlung, wäh: 
rend Yamartine faft feine von der Linken und Ledru-Rollin nur wenige von 
der Rechten erhielt. Diefe Zufammenfegung mißfiel den extremen Parteien und bie 
ſchon vor dem Zufammentritt der Kammer begonnene Aufregung gegen biefelbe 
warb nun energifch von den revolutionären Aufwieglern betrieben. Auf ven 15. Mai 
ward von den Klubs eine Demonftration zu Gunften Polens verabredet. An diefem 
Tage bewegten fih die Maſſen unter Anführung von Blanqui, Raspail, Barbas 
und Hubert nah dem Palais Bourbon, umgaben daſſelbe unter dem Rufe: es 
lebe Polen und drangen in die Nationalverfammlung ein, nod che fie Beſcheid 
auf ihre Einlafbegehren erhalten hatten. Barbds beftieg die Tribiine und defretirte 
mit Zuſtimmung des fouveränen Bolfes (von Paris) die Auflöfung der National: 
verfammlung, die Erneuerung einer neuen Regierung u. |. w. Biele von dieſen 
Beichlüffen wurden im Tumult gar nicht gehört, aber unter den Papieren bei ven 
Rärelöführern gefunden, Die Regierungstommiffion hatte den Kopf verloren, 
von den Miniftern, heißt es, fei Flocon im Plane der Rädelsführer, ebenfo Caufjl- 
vidre, der Polizeipräfelt, und Louis Blanc eingeweiht geweſen. Die herbeigeeilte 
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National- und Mobilgarde machte dem unblutigen Aufſtande jedoch ein Ente 
Bis jetzt waren alle Verſuche der terroriſtiſchen und ſocialiſtiſchen Partelen um 
ver Gewalt ſich zu bemächtigen, im friedlicher Form, d. h. unbe waffnet gemadt 
worden. Bald ſollte das anders werden. 

Ohne es zu ahnen, hatte die proviſoriſche Regierung gleichſam in demſelbe 
Augenblicke den blutigen Kampf gegen die gemäßigte und friedliche Republil un 
zugleih deren Bertheidigung organifirt. Denn in demfelben Augenblid, in melden 
fie die Organifation der republifanifchen oder mobilen Garde anorbnete, hatt 
fie auch die verhängnißvollen Nationalmwerkftätten errichten laſſen, im welchen nid! 
nur Millionen von Franken nutlos verfchleubert, fonbern aud die Vorbereitungen 
zu der blutigen Schlacht gleihjam unter den Augen der öffentlihen Behörden gr 
troffen wurden. Die Regierungstommiffion, welche den Sturm herannahen ſeh 
veranlaßte die Nationalverfammlung, die Aufhebung diefer Werfftätten zu bekreliren, 
allein dieſes Dekret befchleunigte den Ausbruch des längft verabredeten Aufftarte. 


.- ur 


eine geringe Truppenmacht zu feiner Verfügung. Wäre die Mobilgarbe nidt gr 
weſen, die meift aus ehemaligen Barrifadenhelvden und fonftigen kampfluftige 
Parifer Burſchen zufammengefegt und zur Bertheidigung der unficher gemorten 
Hauptftabt rafch eingefhult wurde, und hätte fie nicht mit beifpiellofem Hehe 
muth getämpft, fo würben vie Infurgenten gefiegt haben, und Franfreih ne 
dem Erperiment einer focialen Republif unterworfen worben. Erft am 24. Abel 
war e8 dem General Tamoricidre gelungen, die Verbindungen zwifchen w 
verjchiedenen Theilen und dem Hauptquartier des Aufftandes abzufchneiden @ 
damit denfelben zu brechen. Am 25. wurden dann die verfchiedenen infurgire | 
Stabttheile einzeln angegriffen, am 26. fortgefegt und erft am 27. war die Nie 
lage der Socialiften eine vollftändige. Der Kampf warb von Anfang an mi 
leidenſchaftlicher Erbitterung geführt. Nur unter den Linientruppen herrſchte fer 
während Disciplin und Adtung vor dem Kriegsredht; aber in der Nationalgartt, 
befonders unter ven Infurgenten, war die Leidenſchaft fehranfenlos. Der Sieg mar 
überbies theuer erfauft, indem eine beträchtliche Anzahl höherer Officiere ſchwer ver 
wundet oder auf dem Plate geblieben waren. Auch ver Erzbifhof von Paris, ir 
am 25. in Faubourg St. Antoine eine Berföhnung zwifhen ven Infurgenten und te 
Regierungsgewalt vermitteln wollte, fiel auf einer Barrifade, von einer Flinter 
fugel Bee: als Opfer feiner eveln Abficht. 

Nahdem der Kampf zu Ende war, übertrug die Nationalverfanmlung der 
Öeneral Cavaignac die ausübende Gewalt. Zur Berfolgung der Urheber ii 
Aufftandes wurde eine Unterfuchung eingeleitet, die Taufende von Schuldigen meil 
mit Deportation beftrafte. Den Ausfchweifungen der Preffe und Klubs wurden dur 
beſchränkende Geſetze gefteuert, der während des Kampfes verhängte Belagerungt 
zuftand noch einige Zeit aufrechterhalten. Die focialiftiihe und Schreckensparte 
hatte jet die fühnften und rührigften ihrer Häupter verloren, Louis Blanc, Cauff: 
dire, Blanqui, Barbes, Huber, Raspail, Eobrier u. ſ. w. waren alle entwede 
verhaftet oder flüchtig im Auslande, Lebru-Rollin blieb jest ihr einziger Chef; « 
waftenfähiger Macht hatte fie viele Tauſende in Paris verloren. Sie erfamt: 
ſich aber darum weder in der Hauptftabt no in den Provinzen für überwunden, 
fonbern fegte den Kampf in ven Klubs und in ver Preffe gegen Regierung um 
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Nationalverſammlung fort. Die Bergpartei in der letztern nahm aber jetzt eine 
rubigere Haltung an, und fuchte das verlorene Terrain bei Abfaffung ver neuen 
Kcnftitution wieder zu erobern. Die Niederlage der Berg: und focialiftifchen Partei 
hatte jener Fraktion der gemäßigten Republit, welche der ehemaligen dynaſtiſchen 
Oppofition angehörte, ein größeres Gewicht verliehen, und Gavaignac, um biefer 
Veränderung der Lage Rehnung zu tragen und die Orleaniften an ſich zu ziehen, 
nahm Dufaure und Bivien in fein Kabinet auf. 

Am 4. Nov. war die Berathung über die neue Komftitution zu Ende, in 
welder allerdings mehr als Ein Grundfag aufgeftellt war, den die Socialiften zu ihren 
Gunften deuten fonnten. Die Grundlagen derſelben waren: das unbefchränfte allge- 
meine direfte Wahlrecht, kraft deſſen jeder Franzofe nach zurüdgelegtem 21. Iahre 
timmfähig und wählbar ift. Die Kammer befteht aus 750 Mitgliedern, auf brei 
Jahre ernannt; nad welder Frift das Mandat der ganzen Kammer erlojchen ift. 
Die ausübenve Gewalt ift einem auf vier Jahre vom Volke erwählten Präfiventen 
übertragen. Nach Außen verfolgte Cavaignac eine Politik des Friedens, und wies 
jede Einmifhung in die Angelegenheiten Italiens gegen Oeſterreich und im Intereſſe 
ver Revolution zurüd. Auch der römifchen Republik verfagte er jeden effektiven 
Beiftand, war jedoh am Ende feiner Herrfhaft ſchwankend in der Haltung gegen 
Oeſterreich, welches auf die Wiederherftellung der päpftlihen Gewalt im Kirchenftaat 
drang und Frankreich zur Mitwirkung auffordert. Die Wahl Ludwig Napo— 
leons zum Präfiventen überhob ihn der Nothwendigkeit, in diefer äußern Frage 
fh zu entſcheiden. 

Diefe Wahl war ein Ereigniß, das in Franfreid wie in ganz Europa, mit 
wenigen Ausnahmen, alle Welt überrafchte. Eine bonapartiftifhe Partei hatte vor 
diefer Wahl, ja felbft die erfte Zeit nach verfelben in Frankreich nicht eriftirt. 
Die Heine Zahl ver perfönlichen Anhänger des Prinzen hatte feinen Einfluß im 
Lande; und wiewohl fie bald nad dem Ausbrud der Revolution in feinem 
Iutereffe vie Gemüther zu bearbeiten ſuchten, fo hatte er es body mehr feinem 
Namen als ihrem Eifer over ihrer Gewandtheit zu verbanfen, wenn er bei ven 
aften Grgänzungswahlen in einigen Departements zugleid zum Volksvertreter 
erwählt wurbe. Der Wiverftand, auf welden feine Zulafjung in die National- 
verfammlung ftieß, verbreitete feine Popularität. Als es nun zur Präfidentenwahl 
tum, glaubte man allgemein, General Cavaignac werde, da er die gefammte Partei 
der gemäßigten Republik für fi hatte und zudem im Befige der Gewalt war, den 
Sieg über alle feine Mitbewerber, Ledru-Rollin, Ludwig Napoleon und Lamartine, 
tavontragen. Bom 4. Nov. bis 10. Dec. 1848 war die Aufmerkſamkeit von Eu- 
topa auf diefen Akt Frankreichs gerichtet, der für das Schidjal der Republik ent- 
Iheidend war. Wenige nur ahnten, daß zwei mächtige Hebel für die Wahl Ludwig 
Napoleon's wirkten. Zuvörderſt der Name, ben er trug, in welchem für das Yand- 
volf die ganze neuere Geſchichte Frankreich ſich koncentrirte, fodann der Wunfd, 
dur die Wahl eines Prätendenten gegen die Republif, melde den Departements 
von Paris aufgebrungen worben war und bie Niemandens Erwartungen entſprach, 
proteftiren zu können. Diefe beiden Hebel verſchafften Ludwig Napoleon über 
5, Millionen, während alle feine Mitbewerber zufammen faum 2 Millionen, 
Cavaignac nicht viel über 1,400,000 Stimmen hatten. 

ie Republikaner aller Schattirungen fühlten den ſchweren Schlag, welcher 
die Republil eben getroffen; allein fie waren weber vorbereitet, dieſen Schlag zu 
pariren, noch hatten fie überhaupt den Muth, fofort den Kampf gegen ihr eigenes 
Princip und ven Ausſpruch einer ungeheuren Mehrheit des Landes aufzunehmen. 
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Ihre Beſorgniſſe vor ven Folgen dieſer Wahl ſchienen überdies beſchwichtigt, alt 
- Ludwig Napoleon den 20. December mit feierlihem, feftem Tone ven Eid auf 
die Konftitution in der Nationalverfammmlung ablegte und in einigen einfachen 
und warmen Worten dem abtretenden Chef der ausübenden Gewalt für feine ter 
Republik geleifteten Dienfte im Namen Frankreichs dankte. Sein erftes Auftreten 
hatte überhaupt Verſöhnung der Parteien unter dem Schutze der nenen Berfaflun: 
zum Ziele; in der Wahl der Minifter überging er jedoch größtentheil® ſämmtlice 
Schyattirungen der republifanifhen Partei „von geftern”, denn außer Birto, Mi: 
nifter des Handels und Aderban’s, waren alle andern Minifter lauter Republifane 
„von heute”, die Dynaftifer der Iulirepublit. Ddilon Barrot hatte mit den Barfit 
das Portefeuille der Juftiz, v. Maleville das des Innern, Pafſy das der Finanzen, 
Fallour das des öffentlichen Unterrichts, Drouyn de Lhuys das der äußern Ange 
legenheiten, Rulhidres das des Krieges, Tracy-das der Marine, Leon Fander 
das der äffentlihen Bauten. General Changarnier erhielt das Kommando ätr 
fämmtlihe Truppen der erften Divifion und der Nationalgarde. Im Innern fett 
der Präfivent anfangs tie Politit des General Eavaignac fort und trat entſchieden 
gegen bie demokratiſchen Parteien am 29. Januar auf, die unter dem Vorwande 
oder in ber Ueberzeugung, Ludwig Napoleon wolle das Kaiſerthum berftellen, ihr 
von ber Gewalt zu entfernen beabfichtigten. Nach Außen hatte er in den römifher 
Angelegenheiten eine beftimmte Haltung anzunehmen, und entfchied fich gegen ten 
in Rom berrfhenden Terrorismus. Ein franzöfifhes Heer unter dem Oberbefch! 
des Generald Oudinot ward nah Rom beftimmt. 

Sämmtliche monardifche Parteten, von den Legitimiften bis zu den VBonapır 
tiften, hatten ſich miteinander verbündet, und gemeinfchaftli bei den neuen Wahl 
zur gefetgebenven Verfammlung gewirft. Das. Ergebniß derſelben war aud ta 
Verbündeten günftig und zwar größtenfheil® auf Koften ver „Blauen“ over a 
mäßigten Republifaner, die eben durch die Wahl Ludwig Napoleons von der Gemd 
entfernt wurben und den Haß der Monardiften wie ver Socialiften zum Opfe 
fielen. Die Legislative beftand nun aus einer monarchiſchen Rechten, einem weni 
zahlreichen vepublifanifhen Centrum und ver focialiftiichen Linken. Bei der Fall 
des Kammerpräftnenten, die auf Dupin fiel, ftellte fih heraus, daß die Nedte 
die Majorität der Verfanmlung habe. Um die Beforgniffe, welche dieſe Thatfak: 
den Republifanern einflößen konnten, zu beſchwichtigten, mobificirte der Präſident 
fein Kabinet durch den Gintritt von Tocqueville, Dufaure und Languinais, vie 
als aufrichtige Republifaner galten, im Departement des Aeufern, Innern umd dei 
Handels. Die wichtigfte Angelegenheit ver neuen Regierung wie der neuen Ber: 
ſammlung war nun die franzöfifhe Erpedition nad tem Kirchenſtaat. Die Ram 
blifaner, zumal die focialiftifche Linke, betrachteten die Belagerung Roms durd ein 
franzöfifches Heer als eine Verhöhnung des republifanifhen Principe und als ein 
offenbare Verlegung des Art. V in der Einleitung zur Konftitution. Pedru-Rolin 
interpellirte von diefem Stanppunfte aus am 18. Juli die Regierung, allein vie 
Kammer beſchloß, darüber zur Tagesorbnung überzugehen. Tags darauf beantragte 
er, ben Präfidenten und die Minifter auf Verlegung der Konftitution in Anklage 
ftand zu fegen, und als aud dieſer Antrag verworfen warb, verfuchte er am 
andern Tag einen Aufftand hervorzurufen. Der Berfud nahm ein Flägliches Ente: 
bie „Bürger“, welde in Maffe aber unbemwaffnet über vie Boulevards nad N 
Kanımer zogen, um gegen die Verlekung der Konftitution zu proteftiren und j 
bemonftriren, wurden won den Truppen, an deren Spige Changarnier fommar 
dirte, ohme Umftände und Schonung auseinandergeftäubt, und als Lebru-Rellin in 
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Geſellſchaft von faft der ganzen Pinten ins Conservatoire des arts et metiers ge- 
jogen war, um dert eine provfforiihe Regierung zu errichten, im Bolte aber 
gar feine Uuterftügung fand, ergriffen fie die Flucht, ſobald fie die Truppen 
vas Gebäude umzingeln ſahen. Biele von ihnen wurden jedoch verhaftet und vor 
dem hohen Gerichtshof auf Hochverrath angeklagt und verurtheilt. Die Regierung 
benutzte dieſen unfinnigen Berfuh, um ven Belagerungszuftand zu verhängen, 
Beihränktungen ver Preſſe und Klubs zur Geltung zu bringen. Charalteriſtiſch 
und wie durch eine höhere Fügung gelenkt, erfchien es, daß derſelbe D. Barrot, 
welher der Iulivegierung das Recht beftritt, Vollsverſammlungen kraft eines „ver 
alteten” Geſetzes von 1793 zu unterfagen und zu ſchließen, vie Vereine kraft 
vesielben Gefeges unterfagte und ſchloß, und in einem daraus entitandenen Pro- 
le der Kaffationshof deſſen gegenwärtige Rechtsanſchauung fanktionirte, 
Zwiſchen ver Mehrheit der Legislative und dem Präfidenten der Republif 
berichte Anfangs das beite Einvernehmen, allein balv ftellte fih heraus, daß 
letzterer ſich als Herrfcher fühlte und dafür auch angefehen fein wollte. Die Mi- 
nifter hatten die erjten Gelegenheit, diefe Wahrnehmung zu machen. Ein im Auguft 
(1849) an feinen Apjutauten Ney gerichtetes und veröffentlihes Schreiben, worin 
ludwig Napoleon das Verfahren der wiederhergeftellten päpftlihen Regierung rügt, 
hatte den unverfennbaren boppelten Zwed, vie Selbftftänvigkeit des Präfidenten 
md feine liberalen Anſichten zur öffentlihen Kunde zu bringen. Was vor ber 
Bräfiventenwahl nicht leicht möglih und überflüffig war, die Bildung einer bona= 
vartiſtiſchen Partei, war jest etwas Leichtes, und zur Ausführung der Pläne, bie 
der Prinz ſchon damals haben mochte, Unerläßliches. Die in dieſer Hinfiht von 
ihm ergriffenen Mafregeln machten die Majorität der Nationalverfammlung miß- 
trauiſch, und Das gute Einvernehmen war geftört. Ludwig Napoleon ſah ein Mip- 
wollen ver Majorität voraus und glaubte, vie Initiative in der nun unvermeib- 
lihen Spannung zwijchen ver ausübenden und gefeßgebenven Gewalt ergreifen zu 
müflen, Kaum war baber die Kammer nad ihrer erften Vertagung zulammen- 
getreten uno hatte die verlangten Kredite für bie römijche Erpevition mit ftarfer 
Mojorität bewilligt, als ver Präfident ihr eine Botſchaft fandte, worin bie bona- 
partiftifchen Tendenzen nicht leicht überjehen werben konnten, und durch die Ent- 
laſſung des Minifteriums Odilon Barrot und die Ernennung eines andern, aus 
lauter dem Prinzen perfönlich ergebenen Männern den beftimmteften Kommentar erhielt. 
Es waren das: Hautpoul fürs Kriegsweien, Ferdinand Barrot Inneres, A. Fould 
Finanzen, Faucher Iuftiz, Parrieu öffentliben Unterricht, Raynevalle Aeußeres, 
Bineau öffentliche Bauten, Dumas Handel und Aderbau und Romain-Desfofjes 
Morine, Lamoriciere, Gefandter in Petersburg, und Guftan de Beaumont, Ges 
landter in Wien, reichten in Folge dieſes Miniſterwechſels ihre Entlafjung ein, 
Da indefjen ver Präfivent im Geifte ver Mehrheit der Rationalverfanmlung 
gegen bie Revolution reagirte, jo trat ein gutes Einvernehmen zwijchen ven beiden 
Gewalten wieder auf einige Zeit ein. Die Mobilgarde wurde aufgehoben, Franl- 
reich in vier große Mititärdivifionen eingetheilt und Oeneralen anvertraut, auf 
deren Hingebung der Prinz rechnete. Die Preß- und Vereinsfreiheit wurden durch 
weitere beſchränkende Gejege ungefähr auf den Zuftann vor der Revolution zurüd- 
gebracht. Anlaf zu viefen Maßregeln gab ver Sieg, weichen die Socialiften in 
den Ergänzungswahlen vom 10. März davongetragen hatten. Baroche, welcher an 
Gerd. varrot's Stelle das Portefeuille des Innern übernommen hatte, war ber 
Urheber dieſer Gefegvorjchläge, zu denen die Majorität gerne die Hand bot. Bald 
darauf jedoch fand eine abermalige Wahl in Paris ftatt, und Eugene Sue, ver 
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Kandidat der Socialiſten, erhielt vie Majorität. Entrüſtet über dieſen Trotz bean: 
tragte man in ver Nationalverſammlung eine Beſchränkung des allgemeinen Stimm- 
rechts. Der Präfivent fanktionirte auch dieſes Geſetz ohne Widerrede, allein man 
wußte, daß er daſſelbe nicht billige Noch größere Eintracht herrſchte zwiſchen den 
beiven Gewalten in Rüdjiht auf die äußere Politit. Grundlage derſelben war vie 
englifhe Allianz, die dem Präfidenten nach dem Bruche wegen der ſpaniſcher 
Heirathen wieder herzuftellen um je leichter gelingen konnte, ald die Dynaſtit 
Orleans im Erile war und das englifche Kabinet feit 1830 es vortheilhafter fant, 
Bündniſſe mit neuen Regierungen einzugehen als fie zu befämpfen. Das Mißtraum 
der Nationalverfammlung trat jevody wieder deutlich hervor bei der Debatte über 
vie Erhöhung der Dotation des Präfidenten, die übrigens mit flarfer Mehrheit 
bewilligt wurde. Die unverfennbaren Beftrebungen Ludwig Napoleons zur Be: 
mehrung feiner Anhänger erwiderten die monarchiſchen Parteien durch Pilgerfahrten 
zu den Trägern ihres Princips, zum Grafen von Chambord in Wieskata, 
der an die Legitimiften förmlihe Manifefte erlaffen hatte, und nach St.Feonatt 
und Clermont, wo die Herzogin von Drleans und Prinz Joinville wi 
ten, die feit dem Tode Ludwig Philipp's (26. Auguft 1850) einen vorwiegenten 
Einfluß in der Familie übten. 

Ludwig Napoleon ließ fi von dieſer Demonftration nicht irre machen, un 
ſchritt auf der einmal betretenen Bahn feft und umerfchroden vorwärts. Er wieder 
holte nicht allein während ber zweiten Bertagung der Kammer feine Runbreiie 
und Anreden, fondern bewirthete auch fürftlich die bei Berfailles zur Heerſcha 
vereinigten Truppen, die auch häufig den Ruf: „es lebe der Kaiſer“ erjchallen liefen 
Diefe Manifeftationen beunrubigten die permanente Kommiffion, welche kraft x 
Konftitution die abwejende Nationalverfammlung erfegte, und fie beliberirte darük, 
ob fie die Nationalverfammlung einberufen folle. Der Präfivent entließ hier 
den General Neumayer, der feine antibonapartiftiichen Gefinnungen nicht verbil 
hatte, und ertheite damit zugleich dem General Changarnier eine Berwarnunz 
Beim Zufammentritt der Nationalverfammlung (November) überfandte ihr va 
Präfivent eine ganz verſöhnliche Botfhaft, worin der Revifion der Berfaflung 
zwar Erwähnung geſchah, aber in einer Weife, daß die Nationalverfammlung wierer 
auf einen Augenblid befhwichtigt ward. „Ein Jeder hat das Recht”, hieß es darin, 
„die Revifion der Verfaſſung zu beantragen, ich allein habe dieſes Recht nicht, denn 
ich habe dieſelbe beſchworen“. Die Verhandlungen der Kammer über den Beridt 
der permanenten Kommiffton, die Ausfagen des Polizeitommifjärd der Rational 
verfammlung, welde ven Gerüchten von einer Verſchwörung gegen die lettere einige 
Wahrjheinlichkeit gaben, die Haltung des Generals Changarnier endlich brängten 
den Präfidenten wieder um einen Schritt weiter zum Brude. Das Minifteriun 
ward (4. Januar) entlaffen. Baroche, Rouber, Fould und Parrieu behielten ihr 
Portefeuilles, die Austretenden wurden durch Drouyn de Lhuys, Magne, St. Jear 
D’Angely, Bongean und Ducos erfegt, dem General Changarnier warb da 
vereinigte Kommando der Nationalgarve und der Truppen ver erften Militär 
divifion entzogen; Baraguay v’Hilliers erhielt das Kommando über bie legten, 
Perrot über die erftern. 

Das war nun eine volle und förmliche Kriegserklärung des Bonapartiämut 
gegen bie wolfsvertretende Macht. So wenigftens deutete es die Nationalverfamm 
lung, und ſprach nad) breitägiger heftiger Debatte ein Mißtrauenswotum gegen 
die neuen Minifter aus, Ludwig Napoleon bielt es für vathfam, einzulenten, eub 
ließ die Minifter — der Hauptzwed, die Entfegung Changarnier’s, war erreiht — 
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und ernannte ein Minifterium aus beinahe lauter höhern Beamten der Mi- 
niſter. Der Waffenftiliftand zwifchen den beiden Gewalten dauerte nicht lange, . 
benn ber Kampf brach mit erneuerter Heftigkeit aus, als der Präfivent eine aber« 
malige Erhöhung feiner Dotation verlangte und die Nationalverfammlung fie 
verjagte. Das am 24. Januar ernannte Uebergangsminifterium warb entlaffen 
und ein anderes, weldes als ein vorwiegend bonapartiftifches angefehen wurde, trat 
an feine Stelle (11. April 1851). Leon Faucher hatte das Innere, Baroche das 
Aeußere, Fould die Finanzen, Randon den Krieg, Buffet den Handel und Ader- 
bau, Magne die öffentlichen Bauten, Rouher die Iuftiz, Eourcelles den Unterricht, 
Chafleloup-Laubat die Marine. 

Die Gerüchte von einem Stuatsftreihe wurden jett häufiger und fanden 
auf leichter Glauben, denn bonapartiſtiſche Blätter in Paris und in den Departe- 
ments predigten die Sadhe, wenn fie aud das Wort auszufprechen ſich feheuten, 
Der Kampf zwifchen ven beiden Gemwalten wurde nicht mehr verftedt geführt. Auf 
beiden Seiten arbeitete man auf einen Staatsftreich hin. Die Nationalverfammlung, 
db. i, derem monarchiſche Majorität, wollte die Monarchie wieder herftellen, allein 
: die Verſchmelzung ver Legitimiften und Drleaniften kam nicht zu Stande. Um fo 
figerer verfolgte Ludwig Napoleon fein Ziel, die Nationalverfammlung felber genoß 
‚ wenig Achtung mehr im Lande, da die Majorität fortwährend von heftigen und 
Rürmifhen Kämpfen mit ver Linken oder mit der ausübenden Gewalt abforbirt 
war, und ihre ganze Thätigkeit fi auf Repreffiomaßregein gegen die revolutionären. 
Parteien beſchränkte. In der Revifionsfrage unterftütte fie fortwährend die Regie- 
rung und als die revivirte VBerfafjung nicht die nöthige Mehrheit von 2/, Stimmen 
erhielt, ſprach fie über das Revifionsverfahren der Regierung ihren Tadel aus, der 
‚auf fie felber zurüdfiel. 

Während der dritten Bertagung der Kammer traten die gegenfeitigen Pläne 
uch deutlicher hervor; die monatchiſchen Parteien ſchoben die Kandidatur des 
Bringen von Ioinville in den Vordergrund, und Ludwig Napoleon befchäftigte 
ſich ernftlih mit der Ausführung feines Planes. Die an die Nationalverfammlung 
‚ Rovember) gerichtete Boiſchaft vermied zwar forgfältig jede Hindeutung auf einen 
Konflift, allein fie bezeichnete ausdrücklich die Aufhebung des Gefeges vom 31. Mai 
ald eine Konftitutionelle Nothwerbigkeit, ermeuerte fomit doch wieder den Streit. 
Das Minifterium mußte feine Entlaffung einreihen, und das Elyfee trat in 
Unterhandlungen mit den Socialiften, um eine bonapartiftifchfocialiftiiche Verwal⸗ 
‚tung zu Stande zu bringen. Die Unterhanvlungen führten jevod zu feinem Er- 
gebnig, und fo bildete ver Präfivent ein Minifterium aus meift bonapartiftifchen 
Anhängern: Turgot Auswärtiges, Thorigny Inneres, Gorbin Juſtiz, Giraud 
Unterricht, Gafabianca Handel, Lacroffe öffentliche Bauten, Blondel Finanzen, 
Leroh⸗St. Arnaud Krieg und Fortoul Marine. Dieſes Miniſterium ſtellte ſofort 
den Antrag auf Rücknahme des Geſetzes vom 31. Mai. Nach einer langen und 
ſtürmiſchen Debatte wurde der Antrag mit 355 gegen 348 Stimmen verworfen. 
Die Majorität glaubte nun nichts von der Koalition der Secialiften und Bona- 
Partiften im der Kammer zu fürchten zu haben, umd reichte den Vorfchlag ein, 
den Quäftoren die Vollmacht zur Aufbietung der bewafneten Macht zum Schuge 
der Nationalverfammlung zu ertheilen. Der Vorſchlag warb jedoch verworfen und 
8 ftellte fi heraus, daß die Socialiften im Bunde mit den Bonapartiften, beren 
Zahl übrigens zufehends in der Nationalverfammlung zunahm, ven monarchiſchen 
Parteien die Stange hielten. Diefer Stand der Dinge fohredte die letztern ab, fie 
wagten Feine weitern Maßregeln, um dem Stantöftreich des Präfiventen entgegen 


666 Srankteich. 


zutveten; allein was fie bis jetzt gethan, war hinreichend, um biefen zu beſchleunigen. 
Der Präſident beftimmte ven Jahrestag des Sieges bei Aufterlig zur Ausführung 
des Staateftreiches. 

XI. Den 2. December 1851 Morgens mwurben die Generale Cavaignac, 
Leflö, Lamoricidre, Bedau, Changarnier, Oberft Sharras, Thierd und mehrere ander 
parlamentarifhe Notabilitäten in ihren Wohnungen verhaftet, die Natienalver 
fammlung mit Truppen umftellt und durch ein Dekret aufgeläft, das Wahlgeiet 
vom 31. Mai aufgehoben, Paris und der ganze Umfang der erften Militärdlviſie 
in Belagerungszuftand erflärt. Cine Protſamation verkündigte, daß ber Prinz 
Bräfident einen Appell and Volk richten, demſelben ein Plebiscit unterbreiten wer, 
damit es dem Prinzen vie Präſidentſchaft der Republif auf 10 Jahr und das Redit, ein 
mit der Konftitution von 1804 analoge Verfaſſung zu oftroyiren, ertheile. Die Mit 
glieder der Nationalverfammlung hatten ſich auf der Mairie des 10. Stabtbezirit vr 
fammelt und wollten von dort aus den gefeglofen Wiverftand organifiren, allen ie 
Truppen fprengten fie auseinander, worauf Viele von ihnen verhaftet umd nad dr 
cennes und Mazas gebracht, die Meiften aber einige Tage darauf wieder in Freigel 
gejegt wurben. Am 3. December wurden Verſuche eines bewaffneten Widerſtande 
gemacht, woran verhältnigmäßig mehr Bürger als Leute aus den unterm Klaſſen je 
beteiligten; dieſelben hatten jedoch keinen größern Erfolg, als jener ver Nation! 
verfanmlung, denn die Pariſer Truppen, etwa 50,000 Mann ftark, blieben vn 
Präfidenten treu. In den Provinzen ward der Widerftand ebenfalls bald beflegt un 
als vom 14.— 21. December über das Plebiscit abgeftimmt wurde, genehmigten # 
71/, Millionen und nur 650,000 Stimmen verwarfen «8. 

Ludwig Napoleon konnte nun feine Macht als befeftigt und den Grund 
des herzuftellenden Kaiferreihs als gelegt betrachten. Indeſſen mußte vorerfii 
neue Gewalt organifirt werden. Gin Dekret vom 19. Januar verbannte il 
parlamentarifhen und militiärifhen Gegner des Prinzen, melde dieſelbe geführte 
konnten, wie die am 2. Dec. verhafteten Generale und pariamentarifchen Notabii 
täten, eine Anzahl Republifaner wurden als der eheimbündelei übermic 
oder verdächtig, deportirt, und am 14. erfchien die Berfafjung, die wir dem ir 
in einem andern Kapitel vorführen. 

Den bis zum Zufanmentritt des geſetzgebenden Körpers publicirten Dekret 
wurde in dem Verfafjungsatt Gefeestraft beigelegt. Die wichtigſten bierhergeit 
rigen Defrete waren vie vom 22. Januar 1852, wovon das eine vie Famil 
Orleans zwang, ihre Privatgitter in Frankreich binnen Jahresfrift zu verfaufe 
und das andere bie Güter, welche Ludwig Philipp am 7. Auguft 1830 an kin 
Familie durch eine Schenkung übertragen, theild den Domainen zuwies, theils j# 
Wohithätigfeitszwede verwendete. Diejes Dekret veranlafte den erften Minifer 
wechfel. Morny und Fould traten aus, v. Perfigny trat an die Stelle des erfm 
ins Minifterium des Innern und Bineau an die Stelle ves letztern ins Finacz 
minifterium ein. Ein anderes Dekret (14. März 1852) verorbnete die Konverfion * 
Sprocentigen in eine Al / procentigen Rente. Ein drittes vom 18. Februar hatie 
Preßangelegenheiten zum Gegenftande. Die Polizei erhielt die Aufſicht über viefelber 
Ale periodifhen oder Tagesblätter fönnen nah zwei von dem Meinifter ae 
dem Präſidenten erhaltenen Verwarnungen auf mehrere Monate fuspenbirt ım 
nad einer abermaligen Ueberſchreitung völlig unterbrüdt werden. Die Gründen 
eines Journals hängt von der Öenehmigung der Regierung ab. Wahlverfammlun“ 
und politifche Vereine werben unterfagt, und den Berfammlungen aller fonft aut 
rifirten Vereine kann ein von den Sicherheitsbehörden abgeorbneter Agent beiwohren 
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Die Wahlen, welche am 29. Februar vorgenommen wurden, fielen mit ſehr 
wenigen Ausnahmen zu Gunſten der Regierung aus. Der Prinz-Präſident er— 
öffnete am 29. März in ven Tuilerien die Seſſion und warb mit lebhaften Zu— 
rufen von der glänzenden Berfanmlung aufgenommen; ebenfo erfreute ſich die 
Thronrede, worin die Republif als viejenige Regierungsform bezeichnet war, welche 
Niemanden bedrohe und Jeden beruhige, teren Forterhaltung jedoeh von dem 
Benehmen der Parteien jelbft abhänge, Tebhaften Beifals. Die am 10. Mai 
im Marsfelde vorgenommene feierliche Vertheilung ver Adler an die Armee hatte 
im Innern wie nad Außen einen tiefen Eindruck bervorgebadt. In Frankreich 
ſah man darin einen Vorboten des Kaiferreihs, im Auslande hielt man viefe 
Heierlichleit überdies für eine Friegerifche Demonftration, daher man in England 
ohne weiters für ven Krieg ſich vorbereitete und im Dften mit einer Zufame« 
mentunft der Herrfher von Defterreih, Rußland und Preußen antworten zu 
mäffen glaubte. Ein früheres Dekret vom 17. Februar fchaffte alle politifchen 
Feſte ab und erfegte fie durch das einzige Feft vom 15. Auguft, dem Geburtötage 
Napoleons I. Dafjelbe ward ebenfalls als ein Vorbote des zweiten Kaiſerreichs an- 
geſehen. Das Dekret vom 20. März, weldes ven Bau eines „Kryſtallpalaſtes“ 
zum Behufe einer allgemeinen europäifhen Induſtrieausſtellung in Paris anorb- 
nete, deutete Mar genug auf die Richtung bin, die der Prinz-Präfivent einzufchlagen 
geionnen war. Die focialiftiihen Parteien begannen nun ihre Verſchwörungen und 
bon am 1. Juli ward eine entdeckt, deren mächftes Ziel ein Morvanfchlag auf 
das Leben des Prinz» Präfiventen war. In demfelben Monate vurchreifte der 
Prinz die öftlichen Departements und machte dem Großherzog von Baden im Kehl 
einen Beſuch, ver ihm zu Ehren tafelbft eine Heerfchau abhielt. Während dieſer 
Reife machten die Landbevölkerungen manderlei Demonftrationen, um den Prinzen 
zur Wiederherftellung des Kaiferthums zu ermuthigen. Achnlihe und noch häu- 
figere Demonftrationen begegneten dem Präfiventen im Herbfte, als er den Weften 
bereifte, und faft alle Generalräthe hatten ven Wunfh auf Wieverherftellung des 
Kaiſerreichs ausgeſprochen. Der Senat hatte ſchon früher eine hierauf bezügliche 
Petition erhalten. Bei einem Banket, das die Handelsfammer von Bordeaur 
(7, Dtober 1852) zu Ehren des Prinzen veranftaltete, hielt er eine denkwürdige 
Rede, worin das Kaiferreicd, als „der Friede“ bezeichnet wird. 

Der Senat wurde auf den 4. November zufammenberufen, um barüber zu 
berathen, ob eine Aenderung der Regierungsform nothwendig fei. In feiner Bot- 
haft fagte der Prinz-Präfivent, die Konftitution von 1852 fei im Weſen aufrecht 
zu erhalten. Die vorzunehmenden Movifitationen beträfen vorzugsweije die Form; 
die Wiederherftellung des Kaiſerthums habe aber für Frankreich eine ungeheure 
Bedeutung, da das Bolf dadurch wieder herftelle, was ganz Europa vor 37 Jah: 
ren durch die Gewalt der Waffen während Frankreichs Unglüd zerftört habe. Das 
Bott räche in edler Weile vie erfahrene Unbill, ohne irgend eines andern Vollkes 
Unabhängigkeit zu bedrohen und ohne den Frieden ver Welt zu ftören. Die Wie 
verherftellung des Kaijerreihs fei eine Sicherftellung ver Zukunft, da es ben 
Kreis der Revolutionen fchließe, indem es den Errungenichaften von 1789 eine 
erneute Weihe gebe. Am 7. warb das betreffende Senatusfonfult mit 86 unter 
87 Stimmen angenommen, Ein Dekret vom jelben Tage berief das Bolt auf ven 
21. und 22. November, um über das folgende Plebiscit abzuftimmen : „Das 
franzöftfche Bolt wünſcht die Wiederherftellung ver kaiferlihen Würde in ber 
Perſon Ludwig Napoleon Bonaparte's mit Erblichleit auf feine direkten legi— 
timen ober aboptirten Nachkommen und ertheilt ihm das Recht, die Thronfolge in 
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ver Familie Bonaparte zu regeln.“ Am 12. November erſchien in ben öfſentlichen 
Blättern ein Proteft des Grafen von Chamborb gegen bie Wiederherftellung vet 
Kaiferreiche. Am 1. December proflamirte der gefeßgebende Körper das Ergebnik 
der Abftimmung über tas Plebiscit: 7,864,189 Ja, 253,145 Nein. Dieſer 
Körper und der Senat begaben ſich jofort in Mafje nad St.Eloud zum Prinzen, er 
die kaiſerliche Würde unter dem Titel Napoleon III. annahm. Tags darauf 
proflamirte ver Seine-Präfelt das Kaiferreih auf dem Stabthaufe und Napoleon 
bielt in Paris feinen feierlihen Einzug. Am 22. Januar 1853 verfammelte der 
Kaifer ven Senat und den gefeggebenden Körper in ben Tuilerien und erklärt 
venfelben vom Throne herab feine Abficht, Fräulein Montijo, Herzogin von Theke, 
zu ehelihen. Am 30. d. M. ward die Trauung in der Kirche Notredame von 
Baris unter feierlihem Pompe vollzogen. Auf Anlaß diefer Feier gemährte 
Napoleon 4312 politifhen Sträflingen Amneftie. Schon früher (8. Auguft 1852) 
hatten mehrere am Tage des Staatsftreihes verbannte Abgeorbnete, wie The 
u. f. w., bie Erlaubniß zur Rückkehr nad) Frankreich erhalten. 

Das Ausland, zumal die Regierungen, hatten die Wieberherftellung ft 
Kaiferreihs nicht ohne Mißtrauen angefehen, ver Zitel Napoleon III. war de 
Großmächten ſehr anftößig und Rußland nahm fürmlihd Anftand, viefen Titel 
anzuertennen, England allein feste fi über vie formellen Bedenken gänzlich 
hinweg, Defterreih und Preußen umgingen in ihrer Anerfennungsformel ti 
Schwierigkeit durch einen biplomatifhen Ausweg. In England ſprach ſich di 
öffentlihe Meinung bald gegen verlei Bevenfen aus, und am 28. März 185 
empfing der Kaifer in ven Zuilerien eine Deputation an der Spige von Sir} 
Dute, Parlamentsmitglied, die im Namen von 4000 Londoner Kaufleuten % 
poleon eine Adreſſe überreichte, worin biefelben den Wunſch ihrer Mitbürger ft 
fortdauernde Freundſchaft mit Franfreih ausprüdten. 


Diefe Stimmung fand bald in Ereigniffen, vie fih im Driente vorbei 
teien einen gewaltigen Rüdhalt. Rußland hielt den Augenblid, wo Defterreid un 
Frankreich damit befhäftigt waren, die Wunden der Revolution zu heilen, für | 
günftig, um die Ianggehegten Pläne auf den Orient auszuführen. Fürſt Menid 
foff erhielt die Miffion, ver Pforte ein Ultimatum des ruffiihen Kabinett m 


überreihen, worin der Czar das Proteftorat der Griechen in der europäijde 
Türkei, die Unabfegbarkeit der griechiſchen Patriarden von Konftantinopel um 
der Provinzialbifchöfe und bei etwaiger Klage gegen fie die Entſcheidung bes Au 
fers von Rußland verlangte. Die Pforte, welde durch Annahme dieſes Ultime: 
tums ihre Unabhängigkeit gefährbet jah, verwarf es entſchieden, und Menfcitefi 
reifte am 22. Mai nady neuntägigen fruchtlofen Unterhanvlungen und Einſchüch 
terungen von Konſtantinopel mit dem ganzen Geſandtſchaftsperſonal ab. Napeleı 
überfab fofort die ganze Wichtigkeit dieſes Konflikts und ftelte England das Ar 
erbieten eines gemeinfchaftlichen Widerſtandes gegen Rufland und Unterftägung 
der Pforte. Das englifche Kabinet zauderte Anfangs, warb jedoch von der Enerzit 
und Rafchheit, womit das Tuilerieen-Kabinet aufgetreten, mit fortgerifien um 
ſchloß, da Rußland feine gegen den Sultan gerichteten Drohungen ausz 

fi anſchickte, ein Schug- und Trugbündnig mit Frankreich zur Aufredhthaltung 
der Unabhängigkeit der Türkei und des europäifchen Gleichgewichts. Der franz 
ſiſchen Flotte, welche nach dem fhwarzen Meere fegelte, folgte bald die englifche, ut 
bie ruffiihen Truppen, die am 2. Iuli den Pruth überfchritten hatten, rüdten um 
boppeltem Vorwande in bie Donauprovinzen ein, zuvörberft ein „Unterpfand“ für 
die Verpflichtungen des Sultans gegen ven Czar zu haben, und dann ber Dr 
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monſtration der Weſtmächte zur See eine zu Lande entgegenzuſetzen. Oeſterreich 
hatte ſich indeſſen angeſtrengt, feinen Einfluß in St.Petersburg geltend zu machen, 
um ben Czar von einem Kriege gegen die Türkei, ver nothwendigerweiſe in einen 
europäifchen ausarten müſſe, abzuhalten und den Konflikt frieplich beizulegen. Der 
Gegenftand des Streite® ward im Folge diefer Vermittlung einer in Wien von 
den vier Mächten, Defterreih, Frankreich, England und Preußen, abgehaltenen 
Konferenz anheimgegeben. Diefe Konferenz faßte eine Note ab, welche vie Pforte 
an ber Stelle des Menſchikoff'ſchen Ultimatums annehmen follte. Das ruffifche 
Kabinet erflärte fi) mit dieſer Note einverftanden, allein vie Pforte wollte fie 
ohne wefentlihe Abänderungen nicht annehmen, und mit Net, denn, wie aus 
frätern Aeußerungen des Petersburger Kabinets hervorging, war baflelbe ber 
Konferenz. Note nur darum beigetreten, weil es in ihr nichts als die Umfchreibung 
bes Menſchikoff'ſchen Ultimatums ſah. Das ruffifche Kabinet verwarf die zur 
Konferenznote gemachten Abänderungen der Pforte, worauf biefe am 27. Sep- 
tember 1853 an Rußland den Krieg erflärte. 

Dmer Paſcha erhielt den Oberbefehl über die Truppen des Sultans und 
die Pforte wandte fih förmlich an Franfreih und England um materiellen Bei- 
ftand gegen feinen übermäcdhtigen und übermüthigen Nachbar. Das Wiener Kabinet 
machte nod immer Anftrengungen, um den Ausbruch des Krieges zu verhindern 
und glaubte jo ſehr an ven Erfolg. verfelben, ta es am 13. Oftober die Ver— 
minderung des Heeres dekretirte. Am 23. hatte ver Krieg zwifhen Rußland und 
Ser Türkei fürmlih begonnen. Tags vorher waren die franzöfifch-englifhen flotten 
im ven Bosporus eingefahren. Da überfiel der ruffifhe General Nahimoff 
= (30. November) die türfifche Flotte bei Sinope, bohrte fie in ven Grund, zerftörte 
; vie Eitabelle und ftedte die Stadt in Brand. Die Weſtmächte fahen in dieſem 
nächtlichen Ueberfall der türkifhen Flotte im Angefichte ver englifchefranzöfiichen 
Flotten eine ihnen zugefügte Beihimpfung und drangen um fo entjdhiebener auf 
vie Wiederherftellung des Friedens. Als Rußland jedoch auf feinen urfprünglichen 
- Forderungen beftand, braden Franfreih und England ihre viplomatifhen Be— 
"ziehungen ab. Herrn von Kiffeleff wurben in Paris am 6. und Herrn von Bru- 
now in London am 8. Februar 1854 die Päſſe zur Verfügung geftellt. Am 
5. December 1858, noch ehe vie Nachricht von dem Weberfalle Sinope’s in 
Europa angefommen war, hatten die Gefandten von Franfreih, England und 
Preußen mit dem öfterreihifhen Minifter des Auswärtigen ein Protofol in Wien 
unterzeichnet, worin diefe vier Großmächte für die Wiererftellung des Friedens 
zwifhen Rußland und ver Türkei, ſowie für die Unabhängigfeit des türfifchen 
Reichs als eine Bedingung des europätfchen Gleichgewichts ſich verpflichteten. Nach 
dem biplomatifhen Bruche mit dem Petersburger Hof machte Kaifer Napoleon 
durch ein eigenhändiges Schreiben an Nikolaus noch einen legten Berfuh, biefen 
zur Nachgiebigfeit zu vermögen, jedoch vergebens. Am 18. Februar traf die Ant- 
wort des legtern ein, welde vie ihm gemachten Vorfhläge ablehnte. Der fran- 
zöfifche geſetzgebende Körper bemilligte (7. März) eine Anleihe von 250 Millionen 
auf dem Wege Öffentlicher Unterzeihnungen; am 12. wurde ein Alltanzvertrag 
zwiſchen Sranfreih, England und der Türkei in Konftantinopel unterzeichnet, am 
19. ſchiffte fih General Ganrobert mit der erften Divifion in Marfeille ein. Am 27. 
erflärte Frankreich, am 28. England den Krieg an Rußland. Zu gleicher Zeit war 
es zwijchen Griechenland und ver Pforte zum Bruce gekommen und die refp. 
Gefandten hatten Konftantinopel und Athen verlafien. Am 31. war bie erfte fran= 
zöſiſche Divifion in Gallipoli angekommen. 
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Defterreih, deſſen Frievensbemühungen in Petersburg Bis jetzt geſcheiter 
waren, fette fih in die Faſſung, durch fein materielles Gewicht anf Ruflant 
einen Drud zu üben, nöthigenfalld dem ZTripelvertrag vom 12. März beim 
treten. Es fchloß daher vorerft, 20. April, ein Schug- und Trutzbündniß mi 
Preußen, worin beide Mächte ſich gegenfeitig ihr gegenwärtiges Ländergebiet garan 
tirten und die Offenfive gegen Rußland zu ergreifen ſich verpflichteten, johah 
diefes die Donaufürſtenthümer einverleiben oder den Balkan überfchreiten fellte. 

Der erfte feinvlihe Zufammenftoß zwifchen Rußland und den Geemächte 
geihah in Folge eines wirklichen oder vorgeblihen Mißverftänpnifies. Die Flag: 
der letzteren jchien von dem ruffiihen Geſchwader in Odeſſa befchimpft, wer’ 
diefer Hafen bombardirt wurde (22. April). Die vereinigten Flotten hatten de 
ſchwarze Meer blofirt und fingen am 2. Mai au an, die Häfen im ber Dit 
zu blofiren, am 25, fuhr ein Geſchwader verfelben in ven Pyräus ein und Zug 
darauf erließ König Otto eine Erklärung, woburd er feine Neutralität im kr: 
zwifchen Rußland und ver Türkei ausſprach. Die Ruffen hatten an der Dem 
unglüdlid gefämpft, und nachdem ihre Berfuche, den Gouverneur von Silit: 
zu beftehen, mißlungen waren, gaben fie, bedroht überdies von öfterreidiide 
Zruppenbewegungen nah Siebenbürgen, vie Belagerung dieſer Feſtung ui 
(15. Juni) und zogen fi über die Donau zurüd. Einen Monat fpäter fahen I: 
fih in Folge der Aufftellung einer öſterreichiſchen Heeresmacht im ihrem Rüde 
veranlaft, die Räumung der Donaufürftenthümer zu beginnen, welche die Dehe 
reicher kraft eines mit der Pforte abgeſchloſſenen Vertrages befetten (20. Aug‘ 
„Am 16. hatten die Verbündeten Bomarfund in der Oſtſee zerftört; die rufe 
Defagung, 2000 Mann ftark, ergab fih und warb gefangen nah England m 
Frankreich gebracht | 

Durd den Einmarfch der Defterreiher in die Donauprovinzen konnten tin | 
der Türfei gelandeten Truppen der Verbündeten anderweitig verwendet merben, m | 
ihre Anführer, Marſchall St. Arnaud und Lord Raglan, wurden ermächtigt, eine fu 
bung in der Krim zu verfudhen und Sebaftopol anzugreifen, falls ihnen ein feld“ 
Unternehmen ausführbar und Erfolg zu verſprechen ſchiene. Wirklich ſchifften M | 
23,000 Franzofen, 25,000 Briten und 8000 Türken nad der taurifchen Hab 
infel ein und landeten am 14. September 1853 an der Weſtküſte bei Eupater: 
unter dem 45 N. B. ohne allen Widerſtand ver Ruffen, die unter Auführm: 
des Fürften Menſchikoff auf einem Hügel an der Alma das verbündete Heer © | 
warteten. Am 20. griff diefes die Ruſſen an und flug fie auf's Haupt. Die Rufe 
zogen ſich zurüd und ftellten ſich zwiſchen Sebaftopol und Simpheropol auf, U 
Derbündeten rüdten gegen den Norden von Sebaftopol vor, Marſchall St.Ama 
fand ſich jevod den Angriff ver Feftung von dieſer Seite mit Erfolg zu unternehue 
nicht in der Faſſung, da er nur mit Felvartillerie verfehen war. Er ordnete dal! 
eine Schwenkung nad Balaklava an, wahrſcheinlich in der Abſicht, Sebafter‘ | 
von der Süpfeite aus im Berein mit einem Angriffe der Flotten zu nehme 
Der kranke Feldherr fühlte ſich aber bereits dem Tode nahe und übergab N’ 
Kommando dem General Ganrobert, den ver Kaifer ohnedies als feinen Nachfolze 
von vornherein bezeichnet hatte. 

Am 17. Dftober begannen die Verbündeten das Bombarbenent, jedoch oF' 
allen Erfolg. Der urfprünglihe Plan, die taurifche Veſte durch einen Han 
zu nehmen, erſchien nun als miflungen und die Verbündeten waren ber 
Gefahr ausgefegt, durch die Uebermacht oder Kühnheit des Feindes ins Me 
geworfen zu werben. Glüdlicherweife fehlte e8 ven Ruffen an beiden Gigenjchaftt 
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amd die Verbündeten entfchlofien fich, bier zmwifchen dem Meere und’ ver Feftung in 
ihrem Lager fich zu verfhanzen. Da fie jedoch weder auf einen Winterfeldzug über- 
haupt, noch auf einen fo ftrengen Winter vorbereitet waren, jo litten fie, zumal 
die Engländer, denen e8 an allen mangelte, ungemein, und die Hälfte ver nad) 
dem Orient urſprünglich gefandten Truppen waren tbeild der Cholera während 
des Sommers, tbeild dem Wechſel von Froft, Schnee und Regen während bes 
Binters zum Opfer gefallen. Alle viefe Leiden entmuthigten jedoch bie Verbün— 
deten nicht, die franzöſiſchen Truppen befonvers zeigten eine bewunderungswürdige 
Ausdauer, wie einen beifpiellofen Helvdenmuth im Angriff und im Wiverftand. Am 
5. fielen die Ruſſen mit ihrer ganzen Macht bei Interman, wo die Engländer 
poftirt waren, über die Alliirten ber, errangen zwar Anfangs einige Bortheile, 
wurden jedoch mit ſtarken Verluſten zurüdgefchlagen, fobald vie Franzofen ihren 
derbündeten, die fich übrigens ſehr tapfer geſchlagen, zu Hülfe gefommen waren. 
; Der fiegreich abgewieſene Ausfall ver Ruffen war ein Beweis, daß die einander 
gegemüberftehenven Feinde fih das Gleichgewicht hielten und feiner den andern aus 
feiner Stellung zu vertreiben im Stande jei. 

Diefe Lage der Dinge ſchien den unermüdlichen Anftrengungen Oeſterreichs, das 
am 2. December einen Allianzvertrag mit Frankreich und England geſchloſſen hatte, 
günftig, und am 6. Januar 1855 traten die Vertreter Rußlands, Frankreichs und 
Englands unter dem Vorſitz des Grafen Buol, Minifters des Auswärtigen, in Wien 
jufammen. "Die Verhandlungen, vie fid bis gegen März in die Yänge zogen, 
blieben . ohne Erfolg, Die Weftmächte hatten Neutraliftrung des ſchwarzen 
Meeres, Beſchränkung der ruſſiſchen Flotte auf 20 Schiffe im ſchwarzen Meere, 
ihren gegenwärtigen Beſtand — da Menfchitoff jelber die übrigen Schiffe im 
Hafen von Sebaftopol in den Grund Hatte bohren laffen — verlangt. Ruffand 
wies diefe Vorſchläge als mit feiner Würde unverträglih zurüd. Ein von Defterreich 
gemachter Vermittlungsvorſchlag ward zwar von den Vertretern Franfreihs und 
Englands in Wien, Drouyn de Lhuys und Lord Iohn Ruffel, angenommen, erhielt 
aber nicht die Beiftimmung des englifchen Kabinets, worauf auch Napoleon ihn 
. verwarf, was den genannten franzöfifchen Minifter feine Entlaffung zu nehmen 
‚ beranlaßte. 

Der Krieg warb alfo fortgefett. Die franzöfifche Deputirtentammer hatte in 
diefer Borausficht (29. December 1854) eine Anleihe von 500 Millionen einftimmig 
votirt, und der Regierung war e8 gelungen, ven König von Sarbinien zum Ein- 
tritt in den Bund gegen Rufland zu vermögen. Biltor Emanuel verpflichtete ſich 
zur Sendung von 15,000 Mann Truppen nad der Krim. Der am 2. März er- 
folgte Tod des Kaiſers Nikolaus änderte den Stand der Dinge nicht fofort, fein 
ältefter Sohn, der ihm als Alexander II. auf ven Thron folgte, mußte, wie fried- 
ih er auch geftimmt war, den Krieg fortfegen. Am 9. April begann nun von 
neuem das Bombarbement von Sebaftopol und blieb glei ven erften ohne Er- 
gebnig. Am 16. Mai legte General Canrobert fein Kommando in die Hände bes 
Generals Beliffier nieder, blieb jedoch in der Armee ald Kommandant ber erften 
Divifion. Am 24. befegten die Alliirten Kertfch, drangen ins azow’fche Meer ein, 
nahmen dann Ienifale, befegten und befeftigten es. Am 18. Juni griffen die Ver- 
bündeten den Thurm von Malatoff und den großen Redan an, zwei Punfte, 
welche die Feſtung beherrſchten, wurden aber mit ſtarken Verluſten zurüdgefchlagen. 
Am 28. ftarb Lord Raglan, ver englifche Oberfeldberr, an der Cholera. Am 
9. Juli votirte die Deputirtenkammer eine dritte Anleihe im Betrage von 750 
Mil. und die Aushebung von 140,000 Mann Truppen für das Jahr 1855. 
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Am 16. Auguſt verſuchten die Ruſſen wieder einen ſtarken Ausfall, diedmal an 
der Tſchernaja, wo die Sardinier aufgeſtellt waren, die fie fange genug beſchäſ— 
ten, um ben Franzoſen Zeit zu laffen, die bedrohte Stellung zu entjegten. Der 
Kampf dauerte faft den ganzen Tag und endete mit dem Rüdzug ver Ruſſen nad 
fehr beträchtlichen Berluften. Am 8. September endlich, als die franzöfiihen Apıe- 
den nur nod 25 Schritte von den die Befte beherrſchenden Vorwerken entfern 
waren, gelang der Angriff der Franzoſen auf den Malakoffthurm, vie Englände 
wurden jedoch von dem großen Redan, ebenfo die Franzofen vom kleinen zuräd 
eworfen. Die Einnahme des Malatoffthurms veranlaßte den ruffifchen Oberfeh- 
Be Fürft Gortfchafoff, die ganze Süpfeite ver Feftung zu räumen und ſich uf 
die Norbfeite zurüdzuziehen, nachdem er die noch übrigen Schiffe ver Flotte in 
dem Hafen hatte verfenten laffen. 

Diefer Sieg war für den ganzen Krieg entſcheidend und mußte entweder um 
Frieden führen oder ven Kampfplag im nächſten Jahre auf den europäifchen ku- 
tinent verlegen. Die Weftmächte hatten ihren Zwed erreicht, Rußland war um 
ſchwarzen Meere aus der Türkei nicht mehr gefährlid. Die Weftmächte hatten 
auf Taurien feinen Gegenftand des Angriffs, Rußland feinen zu vertheidigen 
Die Flotte war zerftört und von der Befte blieben nur noch einige Forts im 
Norden, die nichts mehr zu beſchützen hatten. Defterreih nahm daher vie im 
vorigen Jahre mißlungene Vermittlung wieder auf, verpflichtete fich gegen di 
Weftmächte im künftigen Frühling am Krieg gegen Rußland thätigen Anthel 
zu nehmen, falls dieſes nicht vie zwiſchen den drei Verbündeten feftgeftellten Für 
denspräliminarien unverändert annehme. Diefe Präliminarien wurden in d 
Form eines Ultimatums vom öſterreichiſchen Gefandten in Petersburg im Nam 
des Wiener Kabinetes überreiht, und Kaifer Alerander nahm fie unbebingt a 
Der Friedenskongreß verfammelte fih dann in Paris unter dem Vorfige w 
Strafen Walewsti, Minifter des Aeußern, und am 30. März 1856 warb te 
Friede unterzeichnet. 

Im Innern entwidelte fih unter dem gewaltigen Impuls, welchen Napolem 
ihr gegeben, die Inbuftrie, deren Auffhwung durch die Februarrevolution unter 
broden war, in überrafhenden Proportionen. Die Eifenbahngefellichaften, vena 
die Regierung weit größere Vortheile als fie früher genofien, gewährte, griffen 
raſch und kräftig die Bauten an und ftatteten Franfreih endlich mit den Haupt: 
linien aus, welde Paris und die franzöfifhen Grenzen nah Norden, Dften, 
Weften und Süden mit einander verbanden, und in Zweigbahnen vie Provinzen 
einander näherten. Auch der Staat führte großartige Bauten, wie den Louvre, ir 
wenigen Jahren aus, Paris und viele Hauptftäbte der Departements wurden eher 
falls veranlaßt, ihre alten engen Quartiere nicht nur zu erweitern, fondern auch hurd 
großartige Verſchönerungen ihnen den Stempel einer neuen Epoche aufzubräde. 
Unter diefer angefpornten Thätigkeit ſchien die Nation nicht zu fühlen, daß Krit, 
Cholera und vier auf einander folgende Mifjahre fie heimgefucht hatten. Dat 
Bündniß zwiſchen Frankreich und England follte durch den gegenfeitigen Beſuch 
ber Souveräne befiegelt werben. Am 17. April 1855 trafen der Kaifer und die 
Kaiferin auf dem Schloffe von Winpfor ein und wurden von der ganzen Nation 
während ihres Aufenthaltes in England mit Begeifterung aufgenommen. Mitt 
Auguft erwiderte Königin Viktoria diefen Beſuch und fand bei ver Bartier Br 
völferung eine vielleiht minder warme aber fehr freundliche Aufnahme. Zwei 
Monate vorher, 15. Mai, hatte Napoleon die allgemeine europäiſche Ausftelun 
im „Kryſtallpalaſte“ der elyſäiſchen Welver eröffnet umd im feiner Rebe unter 
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Anderent geſagt: „Indem ich alle Nationen hieher lud, wollte ich einen Tempel 
ver Eintracht eröffnen." *) 

11. Staatörecht und Verwaltung. 

I. Die Berfaffung. Wenn man unter fonftitutioneller Regierung nur 
eine joldye verfteht, deren Chef regiert aber nicht herrſcht (r&gne mais ne gou- 
verne pas), fo ift das heutige Frankreich fein FKonftitutioneller Staat. Wenn 
man dagegen von der begründeten Unterſcheidung zwiſchen Konftitutionalismus und 
Parlamentarismus ausgeht, jo ift gewiß, daß der erftere nicht im Widerſpruch 
fteht mit einem Staatschef, in deſſen Hand die wirkliche Herrfchaft liegt. **) 

Der Kaiſer ift nah der Konftitution vom 14. Januar 1852 ver Ober- 
beſehlshaber der Land- und Seemacht, er erflärt ven Krieg, ſchließt Frieden und 
Handelverträge, deren Zarifftipulationen Geſetzeskraft haben, ernennt die 
Beamten und promulgirt bie zur Ausführung der Gefege nöthigen Dekrete oder 
Heglemente. Die Gerechtigkeit wird in feinem Namen verwaltet; er kann begna- 
digen und amneftiren. Er allein kann Gefege vorſchlagen. Er kann ein oder 
mehrere Departements in Belagerungszuftand erflären, unter der Bedingung 
den Senat fogleih davon in Kenntniß zu fegen. Er kann Konceffionen für die 
größten von Privaten zu unternehmenven öffentlihen Arbeiten, Eiſenbahnen ꝛc. 
ertheilen, infofern dem Staat dadurch feine Ausgabe erwächſt; lettere müßte durch 
ein Gefeg genehmigt werden. 

Die bier durch gefperrte Schrift hervorgehobenen Befugniffe Hatte Ludwig 
Bhitipp nicht. Daß übrigens ver Kaifer nicht blos eine größere rechtlihe Macht 
bat und nicht blos regiert, fondern auch gouvernirt, geht auch daraus hervor, daß 
die Minifter, obgleih gefeglih und thatſächlich Rathgeber der Krone, feinen 
Minifterrath bilden, der folivarifch verbunden ift: jeder Minifter ift nur für 
feine eigenen Handlungen verantwortlih und zwar blos gegen ben Kater. 

Der Kaifer hat eine Eivillifte und eine Dotation, welde durch Senats— 
beſchluß (Sermatus-Consulte) für die ganze Regierung veffelben geregelt if. Der 
jegige Betrag der Eivillifte ift 25 Millionen; die Dotation (domaine de la cou- 
ronne) beftebt aus Schlöffern, Gärten, Mufeen und ven kaijerlihen Manufalturen 
(Gobelins, Sevres, Beauvais). Dem Kaifer zur Seite ftehen, außer den Miniftern, 
der Senat, ver gefetsgebende Körper und der Staatsrath. 

Der Senat, deſſen Sigungen nicht öffentlich find, befteht 1) aus den Kar- 
dinälen, Marſchällen und Armiralen, 2) aus höchftens 150 andern, vom Kaiſer 
auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern. Sie find unabfegbar und erhalten eine 
Dotation von 30,000 Fr. jährlih, welche mit jedem andern Gehalt vereinigt 
werden kann. 

Der Senat tft „ver Bewahrer des Grundvertrags (pacte fondamental) und 
der Öffentlichen Freiheiten. Kein Geſetz kann promulgirt werden, ohne ihm vorge 
legt worben zu fein. Er verweigert feine Genehmigung (il s’oppose) für bie 
Promulgation von Gefegen, welche die Konftitution, die Moral, die Religion, die 


*, Anm. d. Red. Das Manuftript diefes Artikels ift im Eommer 1857 abgefchloffen und 
der Redaktion zugefendet worden. Seitdem fand das Attentat des Italieners Orfini ftatt (14. Jan. 
1858), an das fich der Beginn eines neuen Abſchnittes in der innern, vielleicht auch der äußern 
Bolitif des Kaiferreiches anfchliefit. Der am Ende des Artikels folgende Nedaftionszufag ift mit 
Rückficht auf diefe neuefte Wendung im April 1858 aefchrieben. 

**) Bol. den Redaltions⸗guſatz am Schluffe dieſes Artikels. 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbuß. II. 43 
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Kultusfreiheit, die individuelle freiheit, tie Gleichheit der Bürger vor dem Grieg, 
die Unantaftbarfeit des Eigenthums, die Unabfegbarkeit der Richter verlegen, oder 
die Vertheidigung des Landes fompremitticen könnten,“ Der Senat jest vurd 
Senatus-Konfult feft: 1) die Konftitution der Kolonieen und Algeriens, 2) Als 
was die allgemeine Konftitution nicht vorgefehen hat und was zu ihrem Cam 
nötbig ift, 3) den Sinn der Artikel der Konftitution, melde zu verfchiebenartige 
Auffaſſung Veranlafjung geben. Diefe Senatusfonfulte werden dem Kaiſer u 
Beftätigung vorgelegt. — Er beftätigt oder aunullirt alle öffentlichen Alte, meld: 
ihm das Gouvernement vorlegt oder welde in Petitionen als unlonſtitutienel 
denuneirt werben. — Er fan, in einem Bericht an dem Kaifer, die Grunklagen 
von Gefegen, welde ein großes Nationalinterefje betreffen, vorlegen. — Er kan 
die Ronftitution betreffende Movififationen vorſchlagen; der Vorſchlag muß ab 
von wenigſtens 10 Mitgliedern unterzeichnet fein. Iſt verfelbe vom Kaiſer une 
nommen, fo entjcheidet ein Senatnöfonfult, jofern nicht einer der in der Pal 
mation vom 2. December enthaltenen Grundſätze dadurch verändert wir; in 
legterm Fall müßte das franzöfifche Volt zur Abftimmung aufgerufen werten’) 
Im Fall der Auflöfung des gejetgebenden Körpers, und bis zur Einberufung ii 
neugewählten, hat der Senat, auf ven Vorſchlag des Kaifers, alle zum Can 
der Negierung nöthigen Beftimmungen zu treffen. Dieſer Artifel 33 ver Konfi- 
tution könnte einft eine große Bedeutung gewinnen, da vie Regierung, wenn je 
des Senats gewiß ift, dem gejeßgebenden Körper nit nadyzugeben möthig bi 
Es ijt dies ein Recht, von dem die Regierung wahrſcheinlich einen fehr ver 
tigen Gebrauch machen wird, 

Der gefeggebende Körper (Corps legislatif) beftcht aus 261 auf 
Jahre gewählten Deputirten, von denen je Einer auf ungefähr 35,000 Bär 


fommt. Wähler ift jeder 21 Jahre alte Franzofe, der jeine bürgerlichen Rat 


genießt. Wählbar ift jeder Franzoſe, der 25 Jahre alt ift, feine bürgerliche Red 
genießt und fein Amt befleivet. Ein Beamter, der das Mandat eines Deputirtn 
annimmt, wird ald Demiffionär betradte. — Jeder Deputirte bezieht, fo lan 
die Sigungen währen, 2500 Fr. des Monats, Die orventlihen Sigungen baum 
jährlich drei Monate. Der gefeggebende Körper kann auch zu aufßerorbentlide 
Situngen einberufen werben. 


Er berathet das Büdget und die Geſetzvorſchläge, welche ihm von den | 


Regierung vorgelegt werden. Ein Deputirter fan nur jo lange Amenbement! 
vorjchlagen, als die Kammerfommiffion noch ihren Bericht nicht gemacht hat. Dei 
Umendement muß jchriftlih formulirt dem Kammerpräfidenten überreicht merken; 
biefer legt e8 der Kommiffion vor, weldhe den Berfaffer des Amendements höre 
fann. Nimmt die Kommiffion feinen Borfhlag an, fo macht fie dem Kammer 
präfibenten davon Anzeige; letzterer übermacht dann das Amendement dem Stauts 
rath. Weigert ſich dieſer dafjelbe anzunehmen, jo kann es nicht in der allgemeine 


— 





3) Folgendes find die bier angedeuteten Grundfäße. 1) Un chef responsable nomm* 
pour 40 ans (aufgehoben durch Eenatustonfult vom 7. November 1852, über dad das frangifti 
Volk abgeftimmt bat), 2%) Des Ministres dependans du pouvoir ex6cntif seul, 3) Ti 
conseil d’Etat form6 des hommes les plus distingués, preparant les lois ei en sonen 
la discussion devant le corps legislatif. 4) Ua corps legislatif diseutant et volant ie 
lois, nommé par le suffrage universel. 5) Une seconde assemblée ſormée de lontes ie 
rg du pays, pouvoir ponderateur, gardien du pacle fondamental et des liberiöt 
publiques, 
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Sigung vörgetragen werben. Ueberhaupt fann in den allgemeinen Gigungen bie 
Regierungsoorlage nur berathen und angenontmen over verworfen werben, — 
Petitionen können nicht an ben gefeßgebenden Körper gerichtet werden. — Die 
Minifter können niht Mitglieder des gefeßgebenden Körpers fein (wohl aber des 
Senats); fie haben felbft, außer dem Staatsminifter, wenn er Geſetzesvorſchläge 
überbringt, feinen officiellen Zutritt in demfelben, Die Gefege werden von Mit- 
gliedern des Staatsraths vertheidigt. — Die Sigungen find öffentlich, außer 
wenn 5 Deputirte das Gegentheil verlangen. Alle Berichte über die Verhand— 
lungen müfjen ausſchließlich aus dem officielen Protokoll gefchäpft werben, und 
jelbft eim Deputirter darf feine Rede nur nad eingeholter Genehmigung ver 
Kammer druden laſſen. — Der Präfident und die PVicepräfidenten der Kammer 
werden jührlic vom Kaifer ernannt. Der Kaiſer beruft den gefetsgebenden Körper, 
prorogirt ihn, löſt ihn auf. In letterm Falle muß der neugewählte binnen ſechs 
Monaten zufammen berufen werben. 

Der Staatsrath ift jet vielleicht der einflußreichfte Staatsförper- Frant- 
reihe. Er hat alle Gefegesvorfchläge zu berathen, ehe fie dem gefeßgebenden 
Körper vorgelegt werben. Er vertritt die Regierung vor diefer Berfammlung. Eine 
große Menge talferliher Defrete müſſen ihm vorgelegt werben, andere werben 
feiner Berathung unterworfen, weil die Regierung gerne von ihrem Rechte Ge- 
brauh macht das Gutachten des Staatsraths einzuholen. Ueberhaupt ift ver 
Staatsrath die höchſte berathende Behörde, an die fih der Kaifer ſowohl als 
jeder Minifter im jeder beliebigen Angelegenheit um Rath wenden kann. Doc 
ertheilt, wie ſich von felbft verfteht, der Staatsrath nur Gutachten, denen ſich die 
Regierung nicht zu unterwerfen verpflichtet if. — Derfelbe fungirt au als 
höchſte Inftanz in der Berwaltungsgerihtsorpnung (f. weiter unten). An ihn kann 
appelliren, wer fih durch einen Meinifterialbefhluß in feinen Rechten verlegt 
glaubt. Er hat außerdem noch vielfahe Befugniffe, wovon die wichtigften fpäter 
erwähnt werben jollen. 

Die Mitglieder des Staatsraths werden vom Kaiſer ernannt und Finnen 
abgefegt werben. Sie beftehen in 40 bis 50 orbentlihen Staatsräthen (Gehalt: 
25,000 Fr.), 15 ordentlihen Mitglievern hors section und 20 auferorbentlichen 
Staatsräthen, aus 40 orbentlihen Nequetenmeiftern (maitres des requätes, ?) 
Gehalt 10,000 und 6000 Fr.), aus einer unbeftimmten Anzahl außerordentlicher 
Requetenmeifter und 40 Auskfultatoren (Auditeurs) in zwei Klaffen (mit 2000 
Fr: Gehalt und ohne Gehalt). Der Staatsrath befteht aus ſechs Abtheilungen 
(Sections); fünf berfelben ift ein beſtimmter Zweig der öffentlichen Verwaltung 
zugewiefen (Iuftiz, Finanzen, Krieg ꝛc.). Die fehfte (Section du contentieux) 
fungirt als oberfter Verwaltungsgerichtshof. Jeder Abtheilung find eine beftimmte 
Anzahl Räthe, Requetenmeifter (Referendare) und Ausfultatore zugewieſen. 

Aus dem Borhergehenven geht hervor, daß ein Gefeg von dem Staatsrath 
abgefaßt, vom Kaifer dem gefetgebenden Körper vorgelegt, von biefem berathen 
und angenommen, vom Senat hinfihtlih feiner Konftitutionalität unter- 
ſucht, envlid vom Kaifer fanktionirt und promulgirt werden muß. Welche filr ven 
Bürger verbindlihen Verordnungen die feierliche Form eines Geſetzes annehmen 
müfjen, und für welde die eines faiferlihen Dekrets genügt, dies ift bis jegt noch 
nicht feftgefeßt worden. Soviel ift aufer Zweifel, daß teine Steuer und 





%) Der mattre des requdtes fann fügfich als Unterſtaatsrath bezeichnet werden. 
43 * 
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keine Strafbeſtimmung ohne Geſetz auferlegt werden kann. Auch fann lein Gaſch 
durch ein Dekret aufgehoben oder verändert werben. Sonſtige wichtige Beſtim— 
mungen werben ebenfalls durch Gefege regulirt, allein hier ift bie Grenzlinie oft 
ſchwer zu beftimmen. Das Dekret, wird gewöhnlich definirt, ift eine Verordnung tes 
Kaifers, beftimmt, die Ausführung der Geſetze zu bewirken; allein dieſe Definition 
ift zu eng, denn viele fehr nöthige und ſehr gefegliche Dekrete pafjen nit hinein. 
In diefem Punkte entſcheiden die Präcedentien, der Gebrauch und ein gewiſſe 
Inftinkt beſſer als jede, nicht auf gefeglihe Beftimmungen fußende Theorie. 

II. Die Berwaltungs-Örundfäge. 

Der Grundcharakter der franzöfifhen Aominiftration ift deren ftreng Logik 
Drganifation nad) allgemeinen Grundfägen, ihre Einheit, — wir vermeiden ab 
fihtlih bier das Wort Gentralifation — und jelbft ihre Symmetrie in ia 
äußern Verhältniſſen, mit andern Worten, fie bildet ein vollftänviges Syſen 
Wir wollen es verfuchen die Umriffe dieſes Syftems hier anzubeuten. 

1.. Trennung von den gefeggebenden Gewalten. Als Ausfluß venta 
vollziehenden Gewalt ift die Verwaltung völlig felbftftändig dem geſetzgebenden 
Körper gegenüber. Wenn legterer das Geſetz votirt hat, fo hat er feine Aujgat 
erfüllt, und bie ver Verwaltung beginnt. Aber mit jehr feltenen Ausnahmen lauu 
die Aominiftration nicht eher das neue Gefeg in Wirffamfeit fegen, bis fie von 


oben herab, durd ein kaiſerliches Dekret, oder wenigftens durd eine Minifteric 


verorbnung dazu aufgefordert worden. Das Verhältniß zwiſchen ver Verwaltun 
und ber gefeßgebenden Gewalt iſt auch fo far, daß beinahe nie ſich Zweifel übe 
dieſen Puntt erhoben haben. 


2. Trennung von der Juftiz. Hier find die Verhältmiffe velitater 


Natur; uns ſcheint jedoch, daß die franzöſiſche Geſetzgebung das ſchwierige Prote 
nit ohne Geſchick gelöft hat. Das Gebiet der Arminiftration ſowohl als das d 
Juſtiz find fo jharf wie möglich abgegrenzt. Die Verwaltung ift die Wahrens 


und Beförderin der öffentlichen Intereffen. Sie bedarf, um zu handeln, fin 
befondern Aufforderung. Bekleidet mit meift Klar definirten Rechten, kaun fie fett: 
beftimmend eingreifen, Gehorſam heifhende allgemeine Beftimmungen feftjegen 
Aber immer nur in Angelegenheiten öffentlichen Interefjes. Es ift ihr nur ine 


ferne geftattet auf den Einzelnen einzuwirten, al® ver Cinzelne eben ein Beftan 
theil des Ganzen ift, und in mannigfaltiger Wechſelwirkung mit demſelben fehen 





lann. Sie darf aber weder Steuern auflegen, dies fommt nur ber gejeggebenten 
Gewalt zu, noch über rein perfönlihe Verhältniffe oder über das Mein und Den 


entſcheiden, noch Strafen zuerfennen. Diefe beiden legtern Befugniſſe ftehen nur 
den Gerichten, oder der Juftizgewalt zu. Lestere darf fih in feiner Hinfiht in 
Berwaltungsangelegenheiten mijhen, nie allgemein gültige Reglements verkünden, 
fie handelt blos, wenn fie aufgefordert worden und entſcheidet oder richtet ic} 
nur einzelne Fälle, Sie darf aber auch nicht von der Aominiftration geftört werten. 
Das Verhältnig der Verwaltung zur Yuftiz kann durch den Umftand veranfdar 
licht werben, daß wenn die Aominiftration — innerhalb ihrer gefeglichen Befug 
nifje — eine Berorbnung erlafjen hat, etwaige Webertretungen derſelben ven 
Richter zu beftrafen find. Die Giviljuftiz richtet nur zwifhen Privaten, Wenn ver 
Staat Gegner ift, fo tritt er auch nur als Privatperfon auf 

3. VBerwaltungsjuftiz (contentieux et tribunaux administratifs). Um die 
Trennung der Verwaltung von ber Juftiz in allen ihren Konfequenzen auszuführen 
mußte auch der Fall vorgefehen werden, daß bie Verwaltung in einer ihrer Be 


fiimmungen bie Rechte des Einzelnen verlege, Wenn dies auch noch fo fehr aut 
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Gründen allgemeinen Intereſſes geſchieht, ſo verlangen doch die jetzt geltenden 
Rechtsprincipien, daß der in ſeinen Rechten verletzte Privatmann ſich Genugthuung 
muß verſchaffen können. Wendet er ſich an den gewöhnlichen Richter, ſo wird der 
Juſtiz Gelegenheit gegeben ſich in Verwaltungsſachen zu miſchen und vielleicht die 
Ausführung einer nothwendigen Maßregel zu verhindern. Dem ſuchte die franzö— 
ſiſche Geſetzgebung durch Errichtung eigener Verwaltungstribunale vorzubeugen. 
Eigentliche Verwaltungstribunale ſind die 86 Präfekturräthe in den 
Departements und der Staatsrath in Paris. Jedoch haben der Präfekt, der 
Miniſter und ſelbſt andere Behörden einzelne hieher gehörige Befugniſſe. Die meiſten 
abminiftrativ-fontentiöfen Sachen gehören aber in das Reſſort der Präfekturräthe. 
Wenn man den Vortrag des Redners lieft, der im Auftrag der Regierung 
im gefeßgebenden Körper die Errichtung von Präfefturräthen vorfchlug, fo ift man 
geneigt zu glauben, man habe mit dem nachherigen Gefeg vom 28. pluviose an VIII 
(16. Februar 1800) beabfichtigt, ein Univerfalgeriht für abminiftrative Strei« 
tigfeiten einzufegen,; d. b. die Kompetenz des Präfefturrathes über alles aus« 
zudehnen, was nicht ausprädlicd einem andern Richter überwiefen würde. Allein 
da der Artikel 4 des angeführten Gejeges einzelne Klaſſen von abminiftrativen 
Streitigkeiten anführt, welche ver Präfefturrath zu entſcheiden befugt ift, jo haben 
ſowohl der Staatsrath als auch die berühmteften Verwaltungsrechtsgelehrte (Vivien, 
Poulatignier, Chauveau) diefe Enumeration als befhränfend angefehen. Nach der 
jeßigen Jurisprudenz müſſen Streitigfeiten, für die das Gefeg feinen Richter im 
Voraus beftellt, dem Minifter zur Entſcheidung in erfter Inftanz vorgelegt werben. 
Der Staatsrath fungirt dann als Appellationshof. Jet läßt fi die Kompetenz 
des Präfefturrathes auf folgende Punkte zurüdführen. 1. Reklamationen einzelner 
Vrivatlente über Steuern oder Auflagen. 2. Durch öffentliche Arbeiten veranlaßte 
Streitigkeiten. 3. Staatsdomainen. 4. Bergehen gegen die die Landſtraßen und Wege 
- betreffenden Verordnungen. 5. Den Gemeinden und öffentlichen Anftalten zu ertheis 
ende Autorifation, vor Gericht aufzutreten. 6. Streitigkeiten in Gemeinde-Angelegen- 
beiten. 7. Wahlangelegenheiten. 8. Deffentlihe Salubrität. 9. Rehnungsrevidirung 
hinſichtlich der Gemeinden und öffentlichen Anftalten, deren Einkünfte 30,000 Fr. 
nicht überfteigen. 10. Militärfervituten. Außer dieſen Eontentiöfen Attributionen 
haben aber die Präfefturräthe auch eine rein abminiftrative Wirkfamteit; wir 
werben darauf zurückkommen. — Wir müſſen bier noch ſchließlich hinzufügen, 
daß der Präfekturrath fih unter andern darin von dem Kreis-Eivilgerichte 
(1. Inftanz) unterſcheidet, daß diefes für alle, andern Richter nicht überwieſene 
Sachen kompetent ift, daß es im beftimmten Fällen letzte Inftanz iſt, daß die 
Procedur genau vom Geſetz geregelt ift und auf Deffentlihfeit und Mündlichkeit 
beruht, was alles bei der Präfektur nicht ftattfindet. 
4. Konflikte. Bei Kompetenzkonflikten find folgende Fälle zu unterſcheiden: 
1. Die Iuftiz- ſowohl als die Adminiftrationsgerichte erklären ſich beide nad) einander 
intompetent (conflit ndgatif)., Wenn dies — mas fehr felten geſchieht — ftatt- 
findet, fo wenbet ſich ber Kläger an ben Staatsrath, der den Richter beftimmt. 
2. Der Kläger wendet fih an ven Präfefturrath, der vom Bellagten als infompetent 
betrachtet wird. Erflärt ver Präfefturrath ſich tcmpetent, jo fteht dem Verklagten das 
Recht zu an den Staatsrath zu appelliven, der die Sache der Juftiz überweifen kann. 
Beftätigt er aber die Rompetenzeiflärung des Präfefturraths, fo ift fein Rekurs 
mehr möglid. Die Yuftizbehörden können nit veflamiren, denn bie Konflikt⸗ 
procedur ift zu Gunſten ver Verwaltung eingeſetzt. 3. Iſt aber die Sache bei ben 
Fuftiztribunalen anhängig gemadt worden, fo Tann nur ber Präfelt (micht ber 
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Verklagte, ſelbſt nicht der Miniſter) zuerſt bei dem betreffenden Gerichte ein de 
clinatoire einreihen, d. h. eine ausführlih wmotivirte, ſich auf das betreffen 
Geſetz ftügende Erklärung, worin die Inkompetenz der Juftiz nachgewieſen wir, 


Findet das Gericht viefen Anfprud begründet, fo erklärt es fich infompetent; ke | 


harrt es aber auf feinem Recht, fo erhebt ver Präfelt ven Konflikt, woburd di 
Entjheivung dem Staatsrath (eigentlih dem Kaifer) übergeben wird. 

II. Allgemeiner Umriß der Verwaltung. 

Die franzöfiiche Verwaltung — wie die faft aller größern Länder — tell 
fih in vrei Stufen: Gentral-, Departemental- (Provinzial) und Lolal 
Behörden; der erfteren ftehen Minifter, der zweiten Präfekten und Unterpräfche, 
ber britten Maires vor. 

Da wir in befonderen Abfchnitten die Departement: und Kommunalverwaltun 
beiprechen werben, fo haben wir bier nur in Betreff der Gentralvermaltung zu 
bemerfen, daß viejelbe aus folgenden Minifterien befteht, deren bloße Benzuunz 
meift binreicht, um ihre Wirkungsfreife zu bezeichnen: 1. Stantsfelretariat und RAin 
fterium des faiferlihen Haufes (die Angelegenheiten des Senats, des geſetzgebenden 
Körpers und des Staatsraths), 2. Minifterium der Juftiz. 3. Miniſterium ve 
auswärtigen Angelegenheiten. 4. Minifterium des Innern (und der Pelil. 
5. Minifterium der Finanzen (Angelegenheiten der Rechnungskammern und te 
Depofitentaffe). 6. Minifterium des Kriegs (Algier), 7. Minifterium der Mari 
und der Kolonien. 8. Minifterium des Bffentlihen Unterrichts und ver Anlı 
9, Minifterium des Aderbaus, des Handels und der öffentlichen Arbeiten, 

IV. Die Departementalverwaltung. 

As in Folge der Nacht vom 4. Auguft 1789, worin alle Provinzial: = 
Lofalprivilegien aufgehoben wurben, die Einheit der Gefege befretirt war, ie 
man auch für nöthig eine neue Landeseintheilung vorzunehmen, Diejelbe fol w 
boppelten Bortheil haben: erftens vie prowinziele Kohäſion zu brechen und vi 
Bürger zu gewöhnen fi als Franzoſen, und nicht als Pilarven, Normanneı, 
Gastogner, Limonfiner und Burgumder zu betrachten; zweitens mehr Glid 
förmigkeit in die Größe ver Lanbestheile zu Bringen; einzelne Provinzen ware 
zehn Mal fo groß als andere. Das Gefeg vom 15. Januar 1790 ſchuf alſo di 
Departements, deren es jetzt 86 giebt. (Bgl. Abjchnitt III Statiftik.) 

An der Spige jeden Departements fteht ein Präfekt, der fich auf eine 
Präfelturrathb und einen Generalrath (conseil general; conseil departe- 
mental wäre richtiger gewefen) ftütt. Das Departement ift zugleich Lambestki 
und felbftftänbige Einheit, moralifhe Perfon, d. h. es kann befisen, kaufen un 
verkaufen, mit einem Worte, eigene Intereflen haben. Der Präfelt hat badurd 
eine doppelte Stellung: er ift einerfeit8 Drgan ver. Regierung, andererſeits # 
präfentant des Departements; in erfterer Eigenfhaft muß er zumeilen (im gens 
vorgefhriebenen Fällen) die Anficht des Präfekturraths hören, in der andern wirt 
er vom Gerneralrath nicht blos kontrolirt, ſondern felbft in feiner Macht befchränt 
Der Präfekturrath befteht aus 3 oder 4 vom Kaifer ernannten befoldeten, able 
baren Räthen; der Generalrath aber aus vom Volke auf neun Jahre gewählter 
unbejolveten Mitgliedern. Der erftere bilvet eine eigentliche, da8 ganze Jahr fur 
girende — berathende — Behörde; der zweite hat blos eine jährliche, zehntägk! 
Sitzung, wo er für das Departement das iſt, was der Munizipalrath in ir 
Gemeinde. Der Kaifer kann nicht ein einzelnes Mitglied abfegen, ‘aber er fauı 
den Generalrath auflöfen. Die Aufführung aller ver einzelnen Fälle, in melde 
ber Präfet das Gutachten des Präfelturraths einholen muß, hat für ben Aut 
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länder um jo weniger Jutereſſe, als der Gefeßgeber hierbei keinen beftimmten 
Principien gefolgt ift. Wir glauben aber die wichtigften Befugniffe des General- 
raths bier in Kürze nach dem Gefeg v. 10. Mai 1838 angeben zu müffen: 

a. Der Generalrath vertheilt das vom gefeßgebenden Körper dem Depar- 
tement zugetheilte Kontingent birefter Steuern unter bie verjchievenen Arrondiſſe— 
ments, woraus das Departement befteht. Er entjcheivet über die Reklamationen 
der Arrondiffements ſowohl als der Gemeinden gegen das ihnen zugewiefene 
Stenerfontingent. Er votirt in den vom Finanzgefeß gezogenen Grenzen, bie zu 
ven Departementalausgaben nöthigen Zufchlagecentimes zu ben direkten Steuern. 
In diefen drei Punkten ift der Generalrath fouverain, d. h. er entfcheivet in letzter 
Juſtanz. Er bedarf auch feiner beſondern Autorifation, um ver höchſten Behörde 
Bünfche in Betreff des Departements vorzulegen. 

b. Der Generalrath berathet (deliböre) über folgende Punkte: 1. Außer⸗ 
erdentlihe Steuern oder Darlehen, welche im Interefje des Departements aufzu- 
nehmen find. 2. Erwerb, Berlauf und Taufh von Departementalbefigungen. 
3. Beränderang der Berwenbung ober der Beſtimmung eines dem Departement 
gehörigen Gebäudes. 4. Art der Berwaltung (gestion) der Departementalbefigungen. 
5. Procefje, welde im Namen des Departements anhängig zu machen ober zu 
führen find. 6. Bergleiche (transactions), die Rechte des Departements betreffend. 
7. Aunahme der zu Gunften ded Departements gemachten Schenkungen und Ber- 
mähtniffe. 8. Klaffifitation und Richtung der Departemental- oder Bicinalftraßen. 
9. Projekte, Pläne und Koftenanfchläge aller andern aus Departementalfonds zu 
beftreitenden Arbeiten. 10. Bon Gemeinden, Vereinen oder bloßen Privaten ange 
botene Beiträge zum Bau von Straßen und andere auf Koften des Depar- 
tements zu unternehmende Ürbeiten. 11. Konceffionen an Bereine, Kompagnien 
oder Privaten von im Intereffe des Departements zu umternehmenven Arbeiten, 
12. Der dem Departement aufzulegende Antheil an ver Ausgabe für paffelbe interef- 
firende, aber vom Staat unternommene Arbeiten. 13. Beiträge des Departements 
zu Ürbeiten, bie zu gleicher Zeit das Departement und die Gemeinden betreffen, 
14. Errihtung und Organifirung von Penfionstaffen und anderweitige Remune- 
rationsarten der Beamten der Präfekturen und Unterpräfefturen. 15. Antheil der 
Ausgabe für Findlinge und Wahnfinnige, welche den betreffenden Gemeinden auf: 
zulegen. find und beren Bertheilung unter denfelben. 16. Alle jonftigen Puntte, 
über die der Rath zu beliberiven von den Gejegen aufgeforbert fein kann. — 
Diefe Berathungen bebürfen einer Genehmigung der Regierung, weldye in ben 
Fällen, bie nur das Departement betreffen, der Präfelt ertheilt; thatſächlich 
abminiftrirt fich hier das Departement felbft. Außerordentliche. Steuern (Nr. 1) 
können nur. durch ein Geſetz auferlegt werden. Die Beſchlüſſe des Generalraths 
aber, melde das Staatsinterefje mit berühren, bebürfen der Genehmigung des 
Kaiſers ober der des kompetenten Minifters. 

e. Ein bloßes Gutachten des Generalrathes wird im einer Menge zum Reffort 
ber eigentlihen Berwaltung gehörigen Fällen eingeholt, z. B. Bezirksverände— 
rungen, Jahrmärkte u. ſ. w. 

In den oben angeführten Punkten find die Befugniſſe des Generalraths noch 
bei weitem nicht erfchöpft; es blieb namentlich die wichtigfte unerwähnt: die Be— 
rathung des Departementalbüdgets. Die Einfünfte des Departements beftehen meift 
aus Zufchlagecentimes zu den. bireften Steuern; dann gibt es auch einige Ge— 
bühren und — jehr wenige — Revenuen bringende Departementalbefigungen. Die 
Ausgaben. werben: in.1. ordentliche (döpenses ordinaires d. h. gewöhnliche, genauer 
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beißen fie bei den Gemeinden obligatoriſche), 2. fakultative, 3. außerordenllihe, 
4. fpecielle Ausgaben getheitt. Man findet im Gefeg vom 10. Mai 1838 vie 
genauern Angaben ver zahlreihen Poften, welche zur erften Kategorie gehören: 
es find im Ganzen diejenigen, weldhe zum Gang ver Verwaltung unentbehrlid 
find, von deren Verweigerung jelbft Nachtheile für den Staatsverband entftchen 
fönnten. Darum giebt auch das Gefeg der Regierung das Recht, die hieher gehörigen 
Poften nöthigenfalls ex officio ins Büdget einzufchreiben oder fie zu erhöhen. 
Zu den fafultativen gehören alle diejenigen, welche vom Gefeg nicht zu den vorigen 
gerechnet werben, alfo blos al® das Departementalintereffe betreffend erachtet werden. 
Die zu diefer Kategorie gehörenden Ausgaben fann die Regierung in feiner Hi 
fit vermehren oder erhöhen, wohl aber vermindern. Die außerordentlichen Aus 
gaben, welche beftimmt find die Unzulänglichkeit der fafultativen zu decken, lönnen 
weber erhöht noch vermindert, fle müſſen beftätigt oder verworfen werden. Spedele 
Ausgaben giebt e8 nur drei, e8 find Beiträge für den Elementarunterriht (Ahr 
feninar u. f. w.), für den Bau der Bicinalmege und in einigen Departemati 
für die Erneuerung des Katafters. Für jede diefer verfchievenen Ausgabellafn 
werben vom Generalrath befondere Zufchlagecentimes votirt, deren Betrag nur fir 
die vorgefehenen Ausgaben verwendet werben darf. Es gibt alfo orbentlide Ju 
ſchlagcentimes für die ordentlichen Ausgaben, fakultative Centimes für vie falub 
tativen Ausgaben u. |. w. Im jährlichen Finanzgefeg beftimmt ver gefetgebent: 
Körper das Marimum ver für jede Kategorie anwendbaren Gentimes, weldes nur 
dur ein befonderes Geſetz überfchritten werben darf. 

Jedes Departement wird in Arrondiffements getheilt, an deren Spige ii 
Unterpräfett fteht. Letzterer hat nicht blos eine ertenfiv, fondern auch inter 
viel geringere Gewalt als der Präfelt. Das Gefe vom 28, pluviose an VIl 
hat die eigentliche Verwaltung in die Hände bes letztern gelegt; mehrere Gele 
haben feine Befugniffe erweitert, befonvers aber hat das fogenannte Decentralife 
tionsgefeg vom 25. März 1852 demſelben eine Menge Entfcheidungen übe: 
tragen, die fonft vom Staatsoberhaupt oder doch vom Minifter ausgingen. De 
Unterpräfeft hingegen bat faft nie felbftftändige Beſchlüſſe zu faflen;. er ift mi 
jehr jeltenen Ausnahmen Bollftreder der ihm zukommenden Befehle; er fammel 
Informationen, ift Mittelglien zwiſchen dem Präfekt und dem Maire. 

Dem Verhältniß des Unterpräfeften zum Präfeften analog ift das Arrondiſſement 
nicht blos Fleiner al8 das Departement, es bildet auch feine moralifhe Perjer, 
bat fein eigenes Büdget; es ift in allen dieſen Hinfichten integrirender Theil dei 
Departements. Der Unterpräfeft hat e8 alfo nie zu vertreten. Es giebt aber bad 
einen bejondern Bezirksrath (conseil d’arrondissement), der auf ähnliche Weil 
wie der Generalrath gewählt wird, aber nie aus benfelben Berfonen befteht; fein 
Befugniffe find im verjüngten Mafftabe diefelben wie die des Generalrathes, ben 
er oft vorarbeitet und zu dem er meift im Verhältniß ver erften Inftanz zum 
Appellationshof ift. Er vertheilt unter die Gemeinden das dem Arrondiffement zu: 
gewiejene Kontingent direkter Steuern, hat aber natürlich fein Büdget zu beratben. 

Präfeften und Unterpräfeften werden vom Kaifer auf den Vorfchlag bei 
Minifterd des Innern ernannt. Keinerlei Bedingung beſchränkt die Wahl. Di 
Gehalt des Präfekten ift 40,000 Fr. für die erfte Klaffe, 30,000 Fr. für die zweite, 
20,000 für die britte; die Unterpräfeften haben 8000, 6000, 4500 fir. Ueber 
dies erhalten bie einen und die andern freie Wohnung, Feuerung, Licht u. ſ. m. 

Die Verwaltung von Paris (GSeine- Departement) weicht im mander 
Pinfiht von der der andern Departements ab. Die Präfekturgemalt ift pwiſche 
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dem Seine- und dem Polizeipräfelten getheilt; diefe Beamten haben in der Stabt 
Paris auch faft alle in andern Gemeinden von den Maires ausgelibten Befugniffe. 
Daher bildet auch der Parifer Municipalraty — mit Zuziehung der Vertreter ber 
Kreife Sceau und St.Denis — den Generalrath des Seine-Departements. Die 
Angaben ver fonftigen Verſchiedenheiten würde den uns bier zu Gebote ftehenven 
Raum überſchreiten. 

V. Gemeindeverwaltung. 

Drganifation. Die Gemeindeangelegenheiten werben von einem Maire und 
einem Municipalrath verwaltet. Da die Gemeinde zu gleicher Zeit Theil des 
Staats ift und felbftftänpige Interefien hat, fo vereinigt auch der Maire in fich einen 
doppelten Charakter: er ift Agent der Regierung und Repräfentant der Gemeinde, 

Als Agent der Regierung hat der Maire vie ihm von berfelben gegebenen 
Aufträge zu erfüllen, die Ausführung ver Gefege zu überwachen oder felbft ins 
Berk zu fegen; er bat überdies (außer in den Präfekturftäbten von mehr als 
40,000 Einwohnern 5) die allgemeine ſowohl als die Ortspolizei zu handhaben. 
Zur Ortspolizei rechnet das noch gültige franzöfiihe Gejeg vom 24. Auguſt 
1790, wie feitvem auch viele deutſche, 3. B. das badifche von 1831: die Sicherheits, 
Reinlichkeits-, Gefunpheits-, Armen-, Feuer⸗, Markt-, nievere Gewerbs-, weltliche 
Kirchen⸗, Sittlichkeits, Gemarkungs- und Gefindepolizei, fo wie die Aufſicht über 
Maße und Gewichte. Jedoch hat der Maire hiebei blos Reglements zu verkünden 
und deren Ausführung zu überwaden; vie Strafen fann nur das Polizeigericht 
erlennen. Uebrigens müſſen ſämmtliche Beſchlüſſe (arrötés) des Maires durch Ber- 
mittelung des Unterpräfekten dem Präfelten vorgelegt werben: diejenigen arrétés, 
welche nur Eine Perſon oder einen einzelnen Fall betreffen, find ſogleich ausführ- 
bar; diejenigen hingegen, welche dauernde Beftimmungen feftjegen, find erft gültig, 
nachdem fie fi) einen Monat lang in den Händen des Präfelten befunden haben; 
hierdurch erhält ver Departementschef Zeit, fein Auffichtsrecht geltend zu machen, 
ohne durch Nachläffigkeit ven Gang der Verwaltung hemmen zu können. Nach 
Berlauf diefer Frift, wenn das Reglement nit annullirt ift — blos verändern 
darf es der Präfeft niht —, tritt es nämlich ohne weiteres in volle Wirkfamteit. 
Da eine ausprüdlihe Genehmigung nicht nöthig ift, pflegt fie auch nicht zu erfolgen, 
ift fie aber gegeben, fo behält doch der Präfekt ſtets ſein Annullirungsredt. 

Der Maire wird vom Kaifer in den Städten von 3000 Einwohnern und 
von dem Präfeften in den kleineren Gemeinden ernannt. 

As Borftand umd Vertreter der Gemeinde beforgt er die Verwaltung ber 
Gemeindegüter, leitet oder überwacht die auf Koften der Gemeinde ausgeführten 
Arbeiten, repräfentirt viefelbe vor Gericht, legt ihr das Budget vor, orbnet bie 
Einnahmen und Ausgaben an u. f. w. Der Maire ift übrigens auch Civilſtands— 
beamter, d. h. er hält die Geburts-, Trauungs- und Sterbeliften, beforgt bie 
Giviltrauungen, Attributionen, welche er unter Auffiht der Juftizbehörde (Staats- 
profurator) ausübt. Der Maire ernennt aud die meiften Kommunalbeamten. In 
Abwejenheit defjelben fungirt an feiner Stelle ver Adjunkt, oder einer der Ad— 
juntte, wenn die Gemeinde mehr als 2500 Einwohner zählt. In Abweſenheit des 
Maire's und der Adjunkten tritt proviforifh das ältefte Mitglied des Municipal- 
raths an ihre Stelle. Eigenthümliche perfönliche Funktionen haben fonft die Muni- 
cipalräthe nicht, fie können nur als Kollegium wirken. 

Der Municipälrath wird alle fünf Jahre von den Einwohnern ber Ge- 





5) Kür diefe Städte hat fie ein Gefeg von 1855 den Präfeften übertragen, 
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meinde gewählt. Wähler find alle 21jährigen, ihre bürgerlichen Rechte genießenden 
Franzofen, welde ſchon 6 Monate in der Genteinde wohnen. Wählbar find ak 
25jährigen, ihre bürgerliden Rechte genießenden Franzofen, auch wenn fie niht 
in der Gemeinde wohnen. Der Municipalrath befteht wenigftens aus 10 Mi: 
gliedern. In den Gemeinden von 501 bis 1500 Einwohnern werden 12 Mitglier 
gewählt und fo fteigt deren Anzahl allmälig mit ver Bevölkerung bis zum Mar 
mum von 36 in den Städten von 60,001 Einwohnern und darüber. 

Wie vie Beſchlüſſe des Generalraths, fo haben auch die des Municipalrath 
fozufagen eine verjchievene Kraft. Das Gefeg (vom 18. Juli 1837) bebient id 
biezu der Worte: regulirt (faßt endgültige Beſchlüſſe rögle), beratktı 
(deliböre), giebt fein Gutachten (donne son avis). 

a. Der Mumtcipalrath regulirt 1. die Verwaltungsweiſe ver Gemeinbegitzr, 
2, die Bedingungen der Pachtverträge, deren Dauer niht 18 Jahre für diedu 

üter und 9 Jahre für die Häufer überfteigt; 3. die Benutzungsweiſe u ie 
Bertbeilung ber Weiden und ber auf Gemeinvebefigungen wachſenden Protit, 
mit Ausnahme des Holzes; 4. die Vertheilung des Deputathoizes im Gemäfkt 
der Forſtgeſetze. Diefe Beſchlüſſe müſſen aber, um volltommene Giültigtett x 
erlangen, ben Bürgern ſowohl als auch der Behörde mitgetheilt werben. Der Mair 
macht nämlich in der Gemeinde auf die gewöhnliche Weife bekannt, daß die Dürze | 
fi auf das Rathhaus begeben fünnen, um Kenntniß von den gefaßten Beihlife 
zu nehmen. Zugleich veicht er beim Unterpräfeften eine Abfchrift verfelben = 
und befcheinigt, daß er bie gefegliche Bekanntmachung gemacht habe. In dem van! 
folgenden 30 Tagen (nöthigenfalls 60 Tagen) hat der Präfet das Redt, i 
Beichlüffe des Mumicipalraths zu amnulliren — aber nicht zu verändern —! 
es in Folge der Uebertretung oder Verlegung eines Geſetzes oder auf Grund i 
gelaufener Beſchwerden der Bürger. Nah viefer Frift find die Beſchlüſſe m 
felbſt erefutorifch, können aber doch immer in Folge ver Klage der Betbeilige 
vom Präfelten aunullirt werden. Der Gemeinde dagegen fteht die Appellation « 
ven Minifter des Innern offen. 

b. Der Municipalrath berathet über folgende Gegenſtände: 1. pas me 
Maire vorgelegte Budget ver Gemeinde, und überhaupt jeve Ausgabe und Cinnahe: 
und was darauf Bezug bat; 2. den Kauf, Verkauf und Austauſch von Gemeint 
gütern, deren Berwendung zu einem öffentlichen Dienfte 2c.; 3. vie Bepingunge 
der auf länger als 9, refpeftive 18 Jahre zu verpachtenden Gemeinve-Grumditäd, 
fo wie ver in Pacht zu nehmenden, für legtere, auf welde Dauer es auf 
fei; 4. die zu unternehmenven Bauten, Reparaturen und fonftige Arbeiten; 5. de 
Eröffnung neuer Straßen und Plätze; 6. die Annahme von Schenkungen m 
Bermächtniffen, ſowohl für die Gemeinde felbft, als auch für die Gemeinveanftalten: 
7. Proceßſachen und noch einige andere weniger wichtige Punkte. Die gefahte 
Beichlüffe müffen theild vom Präfekten, theils vom Kaifer oder vom Minifter de 
Innern genehmigt werden. Einzelne Bürger, die fi) durch dieſelben beeinträctir 
glauben, Können geeigneten Orts appelliren. 

e. Das Gutachten des Municipalraths wird fir folgende Gegenftände dir 
geholt; 1. Bezirfseintheilung in Kultusangelegenheiten; 2. Annahme ver den Bet‘ 
thätigkeitsanftalten beftimmten Schentungen und Vermächtniſſe; 3. Geſuche u" 
Bohlthätigfeitsanftalten, Spitälern, Kirchenkaſſen (fabriques) um Autoriſation 7 
Borgen, Erwerben, Entänfern, Procefführen, VBergleihen zc.; 4. Budget & 
Kirchenkaffen, wenn die Gemeinde zum Kultus beizufteuern hat; 6. fonftige ve 
der Behörbe vorgelegte‘ Gegenftänbe, — 


| 


Scankreid,. 683 


d. Der Municipalrath hat noch andere Befugniffe: er reklamirt nöthigenfalls 
gegen den der Gemeinde aufgebürbeten Steuerbetrag, prüft die Rechnungen des 
Maire und des Einnehmers, und trägt der Behörde Wünfche, das Gemeindewohl 
betreffend, vor. 

Die Sigungen des Municipalraths find nicht öffentlich. Die ordentlichen 
Sigungen finden einmal jährlich ftatt und dauern jevesmal 10 Tage, Die aufer- 
orbentlihen Sigungen können vom Maire mit Genehmigung des Unterpräfelten, 
und auf Verlangen von wenigftens ein Drittel der Mitgliever unter Genehmigung 
des Präfekten zufammenberufen werben, Die allenfallfige Weigerung des Prä- 
fetten muß motivirt fein. Der Präfelt kann ven Municipalcath fufpendiren, ver 
Raifer ihn auflöfen, Er wird bis zur Neuwahl durch eine Municipaltommiffion erfegt. 

Berwaltung der Gemeindegüter. Die Gemeinde ift eine öffentliche 
Anftalt (&tablissement public), d. 5. fie kann befigen, erben, kaufen und ver- 
faufen, aber nur mit Genehmigung der Regierung. In der gefeglihen Noth- 
wendigkeit dieſer Genehmigung beſteht hauptfählih vie Bevormundung des 
Staats. Um Anleihen zu beſchließen, müflen in ven Gemeinden, deren Einkünfte 
100,000 Fr. nicht überfteigen, eben fo viele Höchftbefteuerte, als der Municipal 
rath Mitglieder zählt, zur Berathung zugezogen werden. Die Genehmigung wird 
vom Kaifer ertheilt. In Gemeinden, deren Einkünfte 100,000 Fr. überfteigen, 
werden die Höchftbefteuerten nicht zugezogen, aber die Genehmigung erfolgt durch 
in Gefeg. Hinfichtlih der von is zu führenven Proceffe muß ber 
Runicipalrath gefragt werden; gegen feinen Willen kann fein Proceß anhängig 
gemacht werben, in dem bie Gemeinde als Klägerin over Beklagte auftritt. Stimmt 
er für den Proceß, jo kommt der Maire deßhalb beim Präfekturrath ein. Diefer 
 autorifirt ihn, wenn die Streitſache civilrechtliher Kompetenz ift, wenn die Ge- 
meinde zum Proceß legitimirt ift, wenn der Streit für diefelbe ein hinlängliches 
Intereffe hat und genügende Wahrfcheinlichkeit eines günftigen Erfolgs vorhanden 
ift. Der Präfekturrath hat nicht das Recht, über den ftreitigen Gegenftand felbft 
zu urtheilen; er kann höchſtens feine Autorifation verweigern. 

Ausgaben der Gemeinden. Das Gefeg von 1837 theilt fie in obliga- 
torifhe und fafultative. Zu den erftern rechnet das Gefeg hauptſächlich folgende: 
Verwaltungs- und Polizeiausgaben; Gehalt ver Schullehrer, Förfter und Feldſchützen; 
Emolumente der Einnahme (Tantieme); Kultusausgaben; Koften ver Finblinge, 
Wahnſinnigen und armer Kranken, welche Mineralquellen bevürfen; Grundſteuer ver 
Gemeindegüter; Schulden; Ausgaben für Wahlverfammlungen, Nationalgarde x. 
Obligatorifche Ausgaben kann der Präfeft nöthigen Falls ex officio ins Budget 
einſchreiben. 

Fakultative ſind alle andern, z. B. Reinigung und Begießung der Straßen, 
Unterhaltung des Pflaſters, der Löfchinſtrumente und ähnliche, wahrſcheinlich weil 
deren Nuten jo fühlbar ift, daß es unnöthig ſchien, viefelben zur Pflicht zu machen. 
Falultative Ausgaben kann der Präfekt herunterſetzen, aber nicht erhöhen. 
Gemeindeeinnahmen. Die Einnahmen der Gemeinde zerfallen in a. ordent⸗ 
liche, b. außerorbentlihe, ce. zufällige oder fupplementarifche: 

a. Die ordentliden Einnahmen können in mehrere Klaffen getheilt werben: 
I) Revenüen von Gemeindegütern. Diefe werden entweber in Natura bemugt, 
„B. Deputatholz, Weiden, Torf, und vom Municipalrath vertheilt, oder fie fließen 
direft in die Gemeinbefaffe, wie der Betrag der verpadhteten Hänfer, Grund: 
füde u. ſ. w. 2) Abgaben für Dienftleiftungen, z. B. Miethe für Pläge auf den 
Märkten, in den Strafen :c.; Gebühren für die Benugung ber Gemeinde-Wage 
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und Maße, der Schlachthäuſer ꝛc.; Konceſſion eines beſondern Platzes auf dem 
Kirchhof; Tare für den gemeinſchaftlichen Hirten ꝛc. 3) Verſchiedene Taren, nim 
li: 8 Gentimes vom Franken der Patent-(Gewerbe-)Steuer; ein Theil der Polizei 
gelobußen; Tare der Jagberlaubniß: von den 25 Fr. diefer Tare find 10 Fr. für 
die betreffende Gemeindekaſſe. 4) Indirefte Steuern. Hierher gehört das Oktrri, 
eine am Thore bezahlte Abgabe auf Getränke, auch Fleifh, und felbft (im eimige 
Städten) andere Gegenftände, 3. B. Wildpret, Fiſche, Del, Effig, Holz, Kohlen 
Bauholz und Steine. 1500 Gemeinden haben Oftrois, 5) Direkte Steuern; biete 
find überall nöthig, da nur wenige Gemeinden die oben aufgeführten Reſſource 
befigen. Die direkten Steuern beftehen in Zufchlagecentimes auf die Staatäfteuen 
und in einer Hundefteuer, 

b. Die außerordentlichen Einnahmen beftehen blos aus Zufchlagecentime, 
höchſtens 20 vom 100 ver direkten Staatefteuern. 

c. Zu ben zufälligen und fupplementarifhen Einnahmen rechne ma: 
Einnahmeüberfhüfle des verfloffenen Jahre; Staats- und Departementalbeitiz 
(Subventionen); Einftellungsgelver; Vermächtniſſe ꝛc. ac. 

VI. Kultus und öffentliher Unterridt. 

Kultus. Die Konftitution garantirt zwar die libertE des cultes, freit 
Religionsäbung, und in der Theorie eriftirt fie auch in den Augen Derer, wel 
ben Kultus in äußern und innern theilen. Allein, da für uns jeder Kultus ve 
äußere Manifeftation der Religion ift — den fogenannten innern nennen wi 
Glauben, Religiofität —, fo tönnen wir nicht umhin, mande Beſchränkung wer 
zunehmen, Erftens unterfcheiven die Geſetze zwifhen anerfannten und niät 
anerkannten Kulten (cultes reconnus et non reconnus). Letztere find nur tele; 
ed wird wohl Niemand feines Glaubens wegen verfolgt, allein die Nichtanerkantn 
bürfen fi nicht ohne Erlaubnig des Maire (in Paris des Polizeipräfekten) ve 
fammeln, um ottesvienft zu halten. Die anerkannten Kulte find: ver katholiſh 
der der augsburgifchen Konfeffion (Lutheraner), der reformirte, der israelitifhe. 9 
Geſetzlich hat feine diefer Religionen oder Konfeffionen Vorrechte vor der antım; 
bod lann man eine Heine Ausnahme diefer Regel nachweiſen: die franzöfide 
Kardinäle find als folhe Mitglieder des Senats. 

Die katholiſche Geiftlihkeit bilvet eine Hierarchie, an deren Spitze Karbinält, 
Erzbiſchöfe und Biſchöfe ftehen, deren Mittelgliever die curds, Pfarrer, bilter, 
und deren unterfte Stufen von den Desservants, Pfarrverwefer, und Vicaires, 
Kapläne, eingenommen werden. Die Erzbiſchöfe werden vom Kaifer im Einverftänt 
niß mit dem Papft ernannt; vie eures, welche unabfegbar find, werben vom Ü 
hof mit Genehmigung der Regierung eingefeßt; die Desservants und Vicaires 
werben vom Biſchof allein ernannt und abgejegt. Der Desservant hat zwar ein 
jelbftftändigen Kultusbezirt zu verwalten, und in der Praris nennt man ihm weil 
Mr. le Cur6, allein fein Kirchſpiel heißt nicht cure, fondern Succursale. Er fi 
unter der Aufficht des Cure, der aber feine Jurispiktion über ihn bat; dieſe komm! 
nur dem Biſchof zu. Die Kapläne find wie überall Gehülfen oder temporär 
Stellvertreter des Pfarrers. 

Die beiden proteſtantiſchen Konfeffionen haben an der Bafis dieſelbe Finrie 
tung: Kirchſpiele geleitet von einem Pfarrer, dem jevod ein aus 4 bis 7 gemählten 
Gemeindegliedern beftehender Presbyterialrath zur Seite ſteht. Mehrere Kirhipid: 
bilden einen Konfiftorialbezirt, an deſſen Spite gleichfalls ein gewählter Ratb, de! 


6) Jeht auch der mohammedanijche, wenigftens in Algier. 
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Konfiftorium, fteht. Das Dekret vom 26. März 1856 hat Überdies einen Gentral- 
rath der reformirten Kirchen eingefegt; verfelbe vepräfentirt die Gemeinſchaft der 
Regierung gegenüber, und hat natürlich blos adminiftrative Attributionen. In der 
augsburgiſchen Konfeffion ftehen die Konfiftorien unter Infpektionen und diefe unter 
einem in Straßburg refidirenden Direktorium (Dekret v. 26. März 1852), gebilvet 
aus einem vom Kaifer ernannten Direktor, zwei in jeder Infpeftion gewählten 
nit geiftlihen Deputirten, aus den geiftlichen Infpeftoren und aus einem Pro- 
feffor des proteftantiihen Prebigerfeminars in Straßburg. Die reformirten Geift- 
lien werben von den Konfiftorien, vie lutheriihen vom Direktorium, jedesmal 
unter Genehmigung der Regierung, ernannt. 

Die israelitiſchen Glaubensgemeinden oder Synagogen bilden acht Departe- 
mentalfonfiftorien, weldhe aus einem Groß- oder Oberrabbiner und vier von No— 
tablen gewählten Mitglievern beftehen und die Gemeinverabbiner und Borfänger 
emennen und beauffichtigen. In Paris ift ein Gentraltonfiftorium, beftehend aus einem 
Oberrabbiner und 8 Mitgliedern, Die Departementaltonfiftorien find legterm bier 
abiih untergeordnet. 

Die Geiftlihen der anerfannten Kulte werden vom Staate befolbet. 

Deffentlider Unterridt. Die Organifation des Unterrichtsweſens in 
Frankreich ift in mancher Hinficht von jener in andern Ländern verfchieden. In Frank⸗ 
reich bildet da8 ganze vom Staat angeftellte Perfonal ein Korps, befannt unter dem 
Namen Univerfität, das bis zum Gefeß von 1850 allein den Unterricht ertheilte; 
gt giebt es auch außerhalb ver Univerfität unter dem Namen enseignement libre 
ine gewiſſe Anzahl (meift von Geiftlihen geleitete) Lehranftalten, diefelben find 
jedoch der Aufficht des Staats unterworfen. Der öffentlihe Unterricht theilt fich 
in Brimar-, Selundar- und höhern Unterriht. Der erftere begreift ven theils 
von Laien beiverlei Geſchlechts, theil$ von Freres de la doctrine chretienne und 
Seurs, die fih durch ein fünfjähriges Gelübde verpflichten, geleiteten Elementar- 
interricht. Der zweite fchlieft die Lycdes (Öymnafien) und Collöges communaux 
Progymnafien) ein; er bereitet die jungen Leute zu ben Hochſchulen vor, 

Anftalten oder richtiger Städte, wo ſämmtliche Fakultäten vereinigt find, giebt 
3 nur zwei: Paris und Straßburg; jonft findet man immer nur Cine oder zwei 
Fakultäten in derfelben Stadt. Aber jelbft in Paris und Straßburg fteht jede Falul— 
ät einzeln da; fein Rektor und Senat vereinigt alfo diefelben zu einer Einheit. Man 
äblt in Frankreich fünf Fakultäten: Sciences, lettres, droit, m&decine, theologie. 
Die Grade find: bachelier, licenci6, docteur. Wir müfjen bier natürlich eine 
Menge fpecieller Lehranftalten mit Stilfhweigen übergehen. 

Hinſichtlich des Unterrichtsweſens ift Franfreih in 16 Bezirke getheilt, deren 
ehrperſonal eine Abtheilung der (allgemeinen) Univerfität bildet, der man ben 
tamen Akademie beigelegt hat. (Es ift hier alfo feine gelehrte Geſellſchaft gemeint.) 
In der Spite jeder Akademie fteht ein Rektor, der mit dem Minifter forrefpondirt. 
ir wird von Infpeftoren verſchiedenen Grades in feinem Wirken unterftügt. Er 
itet der mittlern und höhern Unterricht; den Primarunterrict überwacht er blos 
üdfichtlih der Lehrweife und des Lehrftoffs. Die andern den Elementarunterriht 
etrefienden Befugniffe ruhen in der Hand der von Präfekten präfivirten Departes 
ıentalräthe (conseils departementaux , nit wit den conseils generaux zu 
erwechjeln). 

VU. Juftizverwaltung. 

Die Organifation der franzöfifchen  Juftizverwaltung ſcheint und eine der 
gifchften, jedenfalls ſymmetriſchſten zu fein, die es giebt. Sie theilt fi natürlicher 
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Weiſe in Civil-, Handels-, Straf- und befondere Gerichtsbarkeit, melde alle im 
Kaſſationshof ihren Kulminationspunft erreichen. 

a. Die Civilgerichtsbarkeit wird geübt von Friedensgerichten, Arie 
gerichten und Appellhöfen oder kaiſerlichen Höfen (Cour imperiale). 

Das Friedensgericht befteht aus einem vom Kaifer ernannten befolbete 
Richter (der kein Iurift zu fein braucht) und zwei unbefoldeten Suppleanten ober Stel 
vertretern. Der Friedensrichter hat feine eigene Kompetenz ald Richter, und ift and 
Bermittler. Kein Proceh (Ausnahmen Code de procedure art. 48—58) fm 
vor dem Kreisgericht anhängig gemacht werben, bevor die Parteien zur Bereir 
barung vor den friedensrichter gerufen find, der fie. anhört, eimen Bergieid 
zu bewirken fucht, die Bebingungen der Vereinbarung fonftatirt oder die Bergd- 
lichkeit des Bereinbarungsverfuchs befcheinigt. Als Richter entſcheidet er in Cri 
fachen in legter Inftanz 5i8 zum Werth von 100 Fr., im erfter (meift) bis pm 
Werth von 200. Man appellirt an das Kreisgeriht. Details über die Kompeam 
des Friedengrichters findet man in den Gefegen vom 25. Mai 1838 und 2. Mai 185. 

Das Kreisgeriht (tribunal d’arrondissement) heißt auch oft Tribm 
erfter Inftanz, welcher Ausdruck aber eigentlich unrichtig ift, da man z. B, un 
Friedensgeriht an daffelbe arpellirt; das Kreisgericht befteht aus mehren Kid 
tern, deren Zahl zumeift von ber Größe des Bezirks abhängt. Die aus 7 bie 1 
Richtern und 4 Stellvertretern zufammengefegten theilen fich in zwei, bie au 
12 Richtern und 6 Suppleanten beftehenden in brei Kammern, fo daß wentgfter! 
3 und höchſtens 5 Nichter im jeder Kammer ſitzen. ever gehört immer nur G 
Jahr lang derfelben Kammer an, Die Stellvertreter erhalten feinen Gehalt, fie mr 
den aus der Neihe der Advokaten gewählt und fungiren nur, wenn eigenfik 
Richter momentan abgehalten find. Die Kompetenz bes Kreisgerichts geht im ler 
Inftanz bis zum Betrag von 1500 Fr., und wenn es fih um Grundſtücke hand 
bis zu einem Werth von 60 Fr. Renten oder Pacht. In erfter Imftanz gebt 
zu ihrem Reſſort alles, was das Geſetz nicht ausbrüdlic einem andern Ort 
zugewiefen hat. In dringenden Fällen kann der Präfident allein das Nöthix 
veranlafien und felbft ohne weitere Förmlichkeiten richten. 

Der Appellhof befteht aus einer nah der Berdlferung des Sprengeli 
proportionirten Anzahl Räthe. Zählt er 24 Räthe, fo wird er in drei Rammern 
getheilt, und zwar: für den Givilproceh, für forreftionelle Appellationen und für 
die Verfegungen in Anklageftand. Bei 30 Näthen find zwei, bei 40 drei Ein 
fammern ꝛc., deren jede 7 Näthe zählen muß. In manden Fällen muß ver 
fänmtlihen Kammern in pleno geurtheilt werden. Der Appellhof ift gemwähnlit 
zweite und jedenfalls leste Inftanz fir das Kreis-, Korreftionell- und Handelt 
gericht. Nur in fehr wenigen Fällen ift er einzige Inftanz. 

Ueber den Kaſſationshof werden wir weiter unten zu fprechen haben. 

b. Handelsgerihtsbarfeit. Diefe wirb verwaltet: 1. von den Ronfular 
ober Handelsgerichten, deren Mitglieder von ven Kaufleuten und Fabrifanten mir 
ihren Kollegen auf zwei Jahre gewählt und vom Kaifer beftätigt werben, um anf 
ben Prüd'hommes, eine Art Schiedsrichter, von Fabrifanten, Meiftern, Gefeler 
oder Arbeitern unter fich gewählt (zur Hälfte aus Meiſtern, zur Hälfte aus & 
fellen zufammengefeßt), deren Kompetenz ſich auf Streitigkeiten zwiſchen Fabrllanter 
ober Meiftern und ihren Arbeitern beſchränkt. Jede Induftriegruppe hat, wenn ft 
zahlreih genug iſt, ihre eigne Prüp’hommes. Die Handelsgerichtsbarlkeit fur! 
weder Anwälte noch Advokaten. 


e. Strafgerichtsbarkeit. Das franzöſiſche Strafrecht unterſcheidet bei 
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Grade von Geſetzesübertretungen (infractions): Polizeivergehen (contraventions), 
Bergehen (delits) und Verbrechen (crimes). Die erftern werben vom BPolizei« 
gericht 7) abgeurtheilt, die zweiten vom Korreftionstribumal, die dritten vom Affifen- 
bef, der befanntlih aus Gefchwornen, welde die That beurtheilen, und aus 
Richtern, melde die Strafe erfennen, befteht. Das Bolizeigericht kann nur 
15 dr. Geldbuße oder 5 Tage Gefängniß erkennen. Appellation ift nur möglich, 
wenn die Strafe mehr als 5 Fr. betraf oder auf Gefängnif lautet, Die Appel 
lation bringt die Sache vor das Korreftionstribunal, das and drei Richtern 
beſteht. In erfter Inftanz richtet das Tribunal über alle Vergehen, welche eine 
höhere als Polizeiſtrafe nach fich ziehen, ohne Verbrechen zu fein. Man kann 
immer von feinen Urtheilen appelliven, und zwar von den Tribunalen der Kreis- 
fübte an das ber Departementalftabt, von dieſem an das einer aubern Departe 
mentalftadt deſſelben Appellvefiorts und am Sitz eines Appellhofs an biefen. 
Der Appellhof hat noch einige anbere ftrafrechtliche Befugniſſe. So können die 
Uſiſen nicht ſprechen, wenn die Anklagekammer (S. oben) ihnen die Sache nicht 
überwiefen hat. Das Berfahren vor dem Affifenhof wird in einem andern Ar- 
tilel beſchrieben werben. | 

Für Hochverrath befteht noch ein hoher Gerihtshof (haute Cour de 
justice), deſſen Gefchworene unter den Mitgliedern der Generalräthe und beffen 
Richter unter ben Räthen des Kaſſationshofs gewählt werben. 

d. Befondere oder fpecielle Gerichtsbarkeit. Eigentlihe Ausnahme— 

ichte find unkonftitutionell, aber es giebt fpecielle, von den Geſetzen worgefehene 

ungle. Wir begnügen uns, fie zu nennen: abminiftrative Gerichte; Kriegs— 
gerichte; Seegerichte; Disciplinarkammern der Nationalgarve, der Notäre, An- 
wälte ꝛc. Auch das Unterrichtsweſen Hat feine beſondern Disciplinarbehörven: ven 
Departementalvath und den vom Minifter präftvirten Eaiferlichen Rath (conseit 
imperial de l’instruction publique). 

e. Kaſſationshof. Derjelbe würde mit Unrecht als eine britte Inſtanz 
betrachtet werben. Er bat nie Über dem ftreitigen Punkt felbft zu entfcheiden, fon- 
dern blos Über richtige Anwendung des Gefeges, und über die Befolgung ber 
vorgejchriebenen — im Intereffe des Verklagten beftehenden — Procevur (Geſetz 
vom 27. November 1790). Der Kaffationshof zählt mit dem Präfiventen 49 Mit- 
glieder, welche drei Kammern bilden: die Civillammer, die Kriminalkammer und 
die Requetenfammer, aber auch zuweilen zufammen in pleno zu urtheilen haben. 
Keine Kammer kann ein Erkenntniß fprehen, wenn nicht 11 Räthe gegenwärtig 
find, Die Requetenkammer hat (mit einigen Ausnahmen) die beim Kaflationshof 
anhängig gemachten Eivilfahen einer Borunterfuchung zu unterwerfen. Findet fie, 
daß der Rekurs begründet ift, jo überweiſt fie die Sache ver Civilkammer; im 
entgegengefegten Fall erläßt fie ein motivirtes Erkenntniß, wodurch die Sache 
abgewiefen wird; Kriminalfachen gehen direft vor die Ariminalfammer. 

Da die Appellhöfe fonverain find, d. h. in legter Inftanz richten, fo wird, 
wen ein Urtheil derſelben Faffirt ift, ver Proceß fo betrachtet, als wäre er nody- 
in derfelber Lage, wie vor dem Urtheil des Appellhofs. Der Kaffationshof hat 
daher eimen andern Appellhof zu beſtimmen, wo die Sache nochmals gerichtet 
werben: jol. Erfolgt bier daſſelbe Urtheil und wird nochmals um Kaffation einge- 
lommen, fo wird in pleno (toutes chambres r&unies) gefprochen, und vie Rechts⸗ 


7, Der dieſem Auffag zugewiefene Raum geftattet natürlich nicht, die feltenen Ausnahmen 
anzuführen. 
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anſicht des Kaſſationshofes iſt num bindend für den Appellhof, dem vie Sade ma 
endgültigen Sprud überwiejen wird. 

f. Allgemeine Orundfäge Die Richter der Kreisgerichte, Appellbift 
und bes Kaflationshof find unabjegbar, müflen aber feit 1852 in einem gewiſſer 
Alter in ven Rubeftand verfegt werben. Die Friedensrichter find abfegbar, die Hanbds 
richter und andere fpecielle Richter, ebenjo die Geſchwornen find gewöhnlid nm 
auf Zeit inveftirt oder beftallt. In Frankreich giebt es nie mehr als zwei Jaftange, 
da, mie ſchon bemerkt, der Kaffationshof nicht über das ftreitige Faktum urtheilt 

Bei allen Gerichten mit Ausnahme der Friedensgerichte, der Handelsgerict, 
der Präfekturräthe und der Prüd'hommes ift eine Staatsanwaltfchaft thätiz 
Beim Polizeigericht wird dieſe Funktion gewöhnlihd von einem Polizeitommilr 
ausgeübt, bei ven Kreis- und höhern Gerichten von Staatsprofuratoren (procurer 
du roi — procureur de la république — pr. imperial), Generalprofurateen, 
Generaladvokaten und ihren Subftituten. Der Staatsanwalt hat in Kriminalede 
die Anklage zu führen, in Civilſachen oft feine Meinung abzugeben, oder Ki 
als Partei aufzutreten; 3. B. wenn es Staatsſachen oder Minderjährige wi 
Entmünbigte betrifft. Er kann aud „im Interefie des Geſetzes“ appelliven, t.& 
felbft in Fällen, wo die Parteien von dem Spruch der höhern Inftanz nicht ucı 
getroffen werben. 

Außer bei ven Verwaltungstribunalen ift die Deffentlihfeit und Mänt 
lichkeit der Verhandlungen überall die Regel. 

In Civilfahen muß man fi der Avouds (Anwälte) bedienen, und gewöht 
(id dürfen aud nur Advokaten plaidiren. In Kriminalfahen kann man fd 
felbft vertheidigen; es wird aber ein Advokat von Amtswegen (d’office) befkl, 
falls der Beſchuldigte fich feinen gewählt hat. Die Apvofaten können micht zuglad | 
Anwälte fein. Hiervon find jebod ausgenommen die 60 Avocats au Consi 
d’Etat et & la Cour de Cassation; fie find zugleich Wovofaten und Aumälk 
und nur fie können vor diefen Höfen verfahren. Die Advolaten am Staatiral, 
die Notäre, Anwälte, Gerichtfchreiber, Gerichtsvollzieher, Wechſelagenten, Mäle, 
commissairs-priseurs (Abjhäger bei Verſteigerungen) können ihre Nachfolger präle 
tiren, d. h. fie können unter Genehmigung der Regierung ihre Stellen verkauft. 
(Geſetz vom 28. April 1816, Urt. 91.) | 

VII, Steuern. . 

Die franzöfifhe Amtsſprache vefinirt als direkte Steuern biejenigen, die 
auf Grund von Namensliften der Beſteuerten (man müßte binzufegen : jährid 
erhoben, als indirefte Steuern diejenigen, welche durch bie Bermittlung vum 
Fabrifanten oder Kaufleuten eingebracht werben. Zu den legtern muß man ab 
noch gewiſſe Steuern rechnen, die wie die Stempelgebühren vom Staate bird 
aber nur bei gewiſſen Gelegenheiten eingenommen werben. 

Die direften Steuern find, außer einigen kleinern, die Grund«, Thür- un 
Benfter-, Perfonal- und Mobiliar- und die Patentfteuer. | 
‚ Die Örundfteuer ift durch das Gefep vom 23. November 1790 eingefüht 
worden und follte anfangs die einzige Steuer fein. Es ift hierin der Einfluß de 
Phyfiofraten zu erkennen, allein bald fand man ſich veranlaßt (18. Februar 1791) 
die Mobiliarftener zu dekretiren. Sie beftand damals aus brei Elementen : 1) cm 
Berfonalftener im Betrag eines breifahen Tagelohnes; 2) einer hauptfählig nad 
der Miethe (1/,,) tarirten Mobiliarftener; 3) einer progreffiven Lurusfteuer af 
Bediente und Pferde. Die Lurusfteuer ift durch das Gefetz vom 24. April 18% 
(Art. 69) aufgehoben worden, die beiten andern Elemente beftehen noch. Das Geſch 
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vom 17, März 1791 führte dann die Batent- oder Gemwerbeftener ein. Diefe 
Steuer ift bald enger, bald weiter gewefen, und ſchließt jett die Architekten, Aerzte, 
Advokaten, Anwälte zc. ꝛc. ein. Das Gefeß (25. Aprit 1844, 18, Mai 1850, 
10, Juni 1853) theilt die Gewerbeſteuerpflichtigen in fieben Tarifllaffen, von welchen 
jede wieder nach der Bevölkerung der Wohnſtädte grabuirt if. — Die Thür» 
und Fenfterftener wurde durch Geſetz vom 4. frimaire an VII (24. November 
1798) eingeführt, Der Tarif berüdfichtigt einerfeits die Bevölkerung der Gemeinde, 
wo das Wohnhaus fteht, und anderſeits die Anzahl von Deffnungen veffelben. 
3. 2. die Häufer mit Einer Deffnung bezahlen 30 Cent. in Gemeinden unter 
5000 und 1 Fr. in Gemeinden über 100,000 Einwohner; vie Häufer mit 
5 Deffnungen bezahlen nicht 5 + 30 Cent. und 5 + 1 fr., fondern 2 Fr. 50 Eent. 
in der einen und 8 Fr. 50 Gent. in der andern. Doc hatte man hierbei nicht 
vie Abficht, eine progreffive, fonbern eine rein proportionelle Steuer zu begründen. 

Obgleich nun für jede diefer Steuern Tarife beftehen, fo gelten fie doch in 
ber Praris meift nur als Anhaltspunkte. In der Wirklichkeit find dieſe Steuern 
feine Impöts de quotite, d. h. nad einem feften Sag erhoßene Steuern, deren 
Produft man nicht mit Gewißheit vorausfehen fann, ſondern Impöts de r&par- 
tition, Vertheilungsftenern. Der geſetzgebende Körper votirt nämlich nicht blos 
die Totalfummen ver direlten Steuern, er vertheilt fie auch unter die Departe- 
ments, Hier theilt fie ver Oeneralrath unter die Kreife (Arrondiffements), die Kreis- 
räthe unter die Gemeinden, umd in biefen befonvere Nepartiteure unter die Steuer- 
pflichtigen. Immer haftet der größere oder Fleinere Bezirk für das ihm auferlegte 
Steuerquantum; die gefeglihen Tarife mögen da als Marimum gelten. 

Man pflegt no, und meift mit Unrecht, folgende Abgaben zu den bireften 
Steuern zu reinen: 1) Die auf die Güter der fogenannten todten Hand ge- 
legte Tare, Der erfte Artikel des Gefeges vom 20. Februar 1849 lautet. fol- 
gendermaßen: „Vom 1. Januar 1849 an foll von allen grumbfteuerpflichtigen 
Gütern der Departements, Gemeinden, Spitäler, Seminarien, Kirchentaffen, 
Klöfter, Konfiftorien, wohlthätigen Anftalten, anonymen Gefellfhaften und aller 
regelmäßig autorifirten öffentlichen Anftalten eine jährliche Taxe bezogen werben, 
als Erfag für die (nicht ftattfindende) Succeffion und Donations-Abgaben. Diefe 
Tare ift auf 621/, Gentimes vom Franken der Grundſteuer (ohne Zuſchlage— 
centimes) zu berechnen.” 2) Die Abgabe auf Bergwerfe, 3) die Frohnden für 
Kommumalwege, 4) die Abgaben für die Ausrottung von Moräften, 5) die Ab— 
gaben für vie Erhaltung von Domänen, 6) die Abgaben auf Mineralquellen, 
7) die Abgaben der Benfionatsbefiger, 8) die Immatrikulations- und andere Ges 
bühren der Stubirenden, 9) Zaren für Inſpicirung der Maße und Gewichte, 
10) Zaren für den Unterhalt der Hanvelsbörfen und Handeldfammern. » 

Die indirekten Steuern find fo zahlreich, daß wir uns begnügen müſſen, 
fie zu nennen: Tranfftener; Licenz (Schenkjteuer der Wein- und Piqueurdetailliften); 
Abgaben auf Zuder, Salz, Spiellarten, öffentlide Wagen, Eifenbahnen x. 
(yo) des Plages), gemalte Annoncen (an den Wänden), Flußſchifffahrt, Gold— 
und Silberfontrole; Tabalsmonopol; Bulver und Salpeter; Zoll; Poft; Telegraphie ; 
Stempel; Einregiftrirung; Erbſchaftstaxe; Hypotheken; Paß- und Konfulats- 
gebühren; Erfindungspatenttare. Ueberdies Domanialrevenien, wie Holzverkauf und 
Nebengefälle ver Staatsforften, Jagd, Fiſcherei, Gelpbußen. 

Der Finanzminifter und feine Untergebenen centralifiren fämmtlide Ein- 
nahmen. Kein Anderer darf Staatsgelder einfaffiren (außer etwa Konſulatskanzler). 
Die eigentlihen Einnehmer (percepteurs und receveurs) nehmen meift nur bie 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staate-Wörterbud. III. 44 
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direkten Steuern in Empfang; für die indireften giebt es eigne, zuweilen ip: 
cielle Agenten für einzelne Steuern. Dieſe verſchiedenen Einnehmer oder Ygenter 
befinden fich in jedem Departement unter einem Oeneraleinnehmer, einem Dirche 
der direkten und einem Direktor der inbireften Steuern. Der Direktor der direhz 
Steuern hat die Steuerliften auf Grund ver oben erwähnten Bertheilung berw 
ftellen und dem Präfelten zur Genehmigung zu übermachen. Er arbeitet den & 
neral- und Kreisräthen vor, nimmt das ftenerpflichtige Material auf ꝛc. Der Dirt 
tor der indirekten Steuern beauffihtigt die zahlreichen Agenten viejes Verwaltungs 
zweiges und entfcheidet in minder wichtigen Fällen. Der Generaleinnehmer ift vr 
antwortlic für die Verwaltung der ihm untergebenen Einnehmer, er hat ba 
ein ftrenges Auffichtsrecht über fie. Zum Staatsihag fteht er nicht blos in der 
Berhältnig eines Agenten, fondern auch gewiſſermaßen in dem eines Banguia. 
3. B. monatlid wird er beim Schaß um jo viel debitirt ald Steuern fällig ge 
worden find, und er wird für die rüdftändigen Summen — habe er ft ir 
genommen ober nit — mit den betreffenden Intereſſen belaftet. Ebenfo erhii« 
Interefjen für die vorgeftredten (ſowohl eigenen als früher eingezogenen) Geden 
Ueberhaupt beftehen die Emolumente der Einnehmer — bei den untern Stella 
gänzlich, bei den höhern Stellen zum Theil — aus Procenten der Einnahme ım 
Ausgabe. 

Wenn alle Einnahme in den Agenten des Yinanzminifteriums loncente 
ift, fo geichieht die Ausgabe durd eine große Menge Hände. Allein die But 
haltung, die Kontrole, die Aufficht find auf eine wirklich bewunderungsmäriz 
Weiſe organifirt, und das ganze Syftem ift eimerfeits durch den Rechnungs, 
anderſeits burd eine aus dem gefeßgebenden Körper und einigen Mitglied 
der höhern Behörden gewählte Rechnungsabſchlußkommiſſion gefrönt. 

IX. Induftrie, Aderbau, öffentlide Arbeiten. 

Im Allgemeinen herrſcht in Frankreich Gewerbefreiheit. Die Zünfte find tut 
die Revolution aufgehoben worven; jeder fann jedes beliebige Handwerk und felbft m> 
rere auf einmal treiben, die verfchiedenfien Waaren im felben Gefchäft vereinigen, etw 
irgend um Grlaubniß zu fragen oder ſich befonderen Bedingungen zu unterwerit. 
Diefe Regel leidet aber 3. DB. folgende Ausnahmen: Die Ausübung einiger ir 
nannten liberalen Profeffionen (Aerzte, Apotheker, Advokaten) kann nur in Folk 
wohlbeftandener Prüfungen ftattfinden. Bäder und Fleifher — deren Zahl 
vielen Gemeinden begrenzt ift — müſſen fid) befondern Reglements und ber Bied 
und Fleifchtare (in Paris nun aufgehoben) unterwerfen. Die Haufirerei unterliegt % 
ſchränkungen; ebenfo giebt es gewöhnlich Lokal-Marktordnungen, welche dem Verleht di 
ſehr unnöthige Hinderniſſe in ven Weg legen. Ungeſunde oder ven Nachbar in kommed 
rende Fabriken können nicht ohne befondere Erlaubniß errichtet werden. Dampfmafdin« 
müffen vor dem Gebraud von einer befondern Kommiffion erprobt werben u. |.* 

Der Aderbau ift ganz frei. Die Regierung bat nur durch die Adertur 
ſchule, durch Thierfchaue, Ausftelungen und durch die in jedem Arrondifjeme 
eriftirenden Aderbautommiffionen und Vereine Einfluß auf venjelben. Allenjal‘ 
kann man auch hieher rechnen, die zur Unterftügung der Drainage kürzlich (185 
ootirten 100 Mil. Franken. 

Die öffentlihen Arbeiten begreifen Häufer-, Straßen, Brüden-, un 
Hafenbauten. Die Leitung des Baues von Häufern, Paläften oder Monumente 
werden Architekten anvertraut, die bafür ein oder mehrere Procente der Ausgak 
als Emolument beziehen. Die Brinken und Straßen ftehen unter einem Corp: 
des ponts et chausees, aus Ingenieuren verfchievener Klaſſen ober Grat, 
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aus Kondukteuren und Kantonniers gebildet. Nur die Ingenieure ſind Schüler der 
polytechniſchen und der Wegebauſchulen. Die Bergingenieure (ingenieurs des mines) 
ſind ebenfalls Schüler der polytechniſchen Schule; es beſteht für ſie eine beſondere 
Ecole des mines und überdies für die Unterbeamten, Conducteurs des mines, 
eine Bergmannsfdhule in St.Etienne. 

X. Kriegs: und Marinewefen. 

Jever zwanzigjährige Franzofe, der gejund ift und die gehörige Größe 
bat, iſt militärpflictig. Ausgefchloffen vom Militärbienft find diejenigen, 
melde fid eines Berbrehens fchuldig gemacht haben. Befreit ober bispen- 
firt find die jungen Leute in folgenden Fällen: Der ältefte Bruder unter vater- 
und mutterlofen Waiſen; der einzige oder ältefte Sohn (Entel zc.) einer Wittwe 
oder eines blinden oder febenzigjährigen Vaters; einer (der jüngere) von zwei 
Brüdern, welche gleichzeitig militärpflichtig werden; der Bruder eines unter ber 
Sahne mweilenden Soldaten; der Bruder eines im Dienft verftorbenen Militärs; 
ferner die jungen Seeleute; die Schüler der polytehnifhen Schule, welche ſich 
verpflichten, im Staatsdienft wenigftens fo lange zu verweilen, als ihre Militär 
pflicht dauert; Lehrer, welche ſich verbindlich maden, wenigftens 10 Jahre lang 
dem Lehrfache treu zu bleiben; die Studenten der Theologie, die Schüler ver 
geiftlihen Seminarien, Predigtamtsfandivaten; die jungen Leute, welche einen 
großen Preis beim Inftitut oder bei der Univerfität davon getragen haben. Endlich 
auch foldhe, die ihrer Familie erwieſenermaßen unentbehrlich find. 

Dis zum Geſetz vom 26. April 1855 konnte Jeder einen Stellvertreter präfen- 
tiren, der angenommen wurde, wenn er bie vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllte, 
Befondere Kompagnieen beforgten fogar die Stellvertretung als Gefchäft. Jetzt können 
nur nod Verwandte bireft für einander eintreten, und junge Leute deſſelben Orts, 
die an verjelben Ziehung Theil nehmen, ihre Nummern mit einander vertaufchen. 
Da nämlih das Syſtem der Looſung befteht, jo fann man aud durch das Ziehen 
einer hoben Nummer vom Militärbienft befreit werden. Das Gefeg von 1855 
hat übrigens die Stellvertretung im Allgemeinen nicht aufgehoben, e8 hat fie nur 
für die Militärverwaltung vindicirt. Der Kriegsminifter beftimmt jährlich bie 
Summen, für deren Betrag die Militärpflichtigen ihrer Pfliht in der laufenden 
Ziehung enthoben werden können, fie bezahlen die Summe und find frei. Das 
Geld fließt in eine Dotationstaffe der Armee, woraus die fih aufs nene 
engagirenden Soldaten, oder auch fonftige von der betreffenden Behörde angenome« 
mene Vertreter eine angemeffene, ebenfalls jährlich beftimmte Entſchädigung erhalten, 

Die Dienftzeit dauert 7 Jahre und fängt mit dem zwanzigften Jahre an; 
man kann fih aud ſchon zu 18 Jahren — mit Grlaubniß der Eltern — frei- 
willig engagiren. Jeder Soldat kann bis zum höchſten Rang avanciren. Die 
Dffiziersgrade vom Unterlientenant aufwärts find folgende: Lieutenant, Kapitain, 
Bataillons- und Schwadronschef (auch Kommandant und Major), Oberftlieutenant, 
Dberft, Brigadegeneral, Divifionsgeneral, Marſchall (in Frieden 6, im Kriege 12). 
Das Avencement gefchieht in ven untern Graden mehr oder minder theild au 
ehoix, d. h. dem Verdienſt nach, theil® A lancienneté; in den höhern Graben 
nur au choix. Wenigftens ein Dritttheil der Sefondelieutenantsftellen müſſen 
ven Unteroffizieren zu Theil werben (gewöhnlich ift das Verhältniß ihnen viel 
günftiger). Die andern find den Schülern ver Militärfhulen (St.Eyr, Ya Fläche, 
Mes) beftimmt. Wir bemerken nur noch, daß die Militärreglements in Frankreich 
felbft allgemein als mufterhaft gelten, was man nicht von vielen Berwaltungs- 
reglements jagen kann. 
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Wir ſahen oben, daß die jungen Seeleute vom Kriegsdienſt frei find; fe 
haben aber dafür einen Seedienft zu thun. Die bier berührte Einrichtung, 
Inseription maritime, Seebienftpflichtigfeitsliften oder fürzer Seeliften genannt, if 
von Colbert eingeführt und feitdem durch Gefeg vom 3. Brümaire des Jahres IV 
regulirt worden. Auf den Seeliften find verzeichnet: die Seeleute jeden Grati, 
weldhe auf Kriegs-, großen Handels- und Heinen Küftenfchiffen fahren, fih mi 
Fiſchfang in der See oder in den Flüſſen, foweit vie Fluth fteigt, ermähren. Die 
Dienftpflichtigkeit dauert bis zum Alter von 50 Jahren; aber gewöhnlich werke 
nur drei wirflihe Dienftjahre von Männern zwifhen 20 und 40 Jahren gefur: 
dert. Dagegen befteht aber auch eine nachahmungswürdige Einrichtung in der Caisse 
des invalides de la mer, welche gegen eine Abgabe von 3 pCt. von dem Gehab 
aller Seeleute und von verjchiedenen andern Einkünften, jedem Seemann cn 
Halbſold fihert. Diefelbe Kaffe leiftet ven Seeleuten noch viele andere Dienfte, Deren 
Agenten ziehen in allen Welttheilen die den Seeleuten und ihren Fanilien 
ſchuldigen Gelver und Erbſchaften ein, bejorgen die Sendungen der im ber fratt 
weilenden Seeleute an ihre Familien in der Heimat ac. ꝛc. Das Avancement va 
Seeleute und die NRefrutirung der Seeleute gefchieht auf ähnliche Weife wie ii 
der Pandarmee, Die Grade aufwärts find: Seekadet (aspirant de marine), &w 
fähndrich (enseigne), Sciffslieutenant (Infanteriehauptmannsrang), Tregatte: 
fapitain (Oberftlieutenantsrang), Linienſchiffkapitain (Oberft), Gegenapmiral (Er 
gabegeneral), Biceadmiral (Divifionsgeneral), Admiral (Marſchall). 

Wir müfjen bier diefe magere Ueberſicht ſchließen. Es leuchtet ein, daß ur 
führlihe Auseinanderfegungen bei einem fo reichhaltigen Stoff dicke Bände afır 
dern würden, und es fi) hier nur darum handelte, fu viel Thatfachen als mözis 
in den engen Raum weniger Seiten zufammenzudrängen. 


III. Statiſtik. 


I. Das Land. — Die Gewäſſer. Während die vom Kanal beſpülte fra | 


zöſiſche Küfte tiefe Einſchnitte und ziemlich weit auslaufende Spiten vdarbieie. 
rundet fi das Ufer des atlantifhen Meeres zum Golf von Gasconien oder zur 
bisfayifchen Meerbufen aus. Erwähnenswert find im erften Abſchnitt vie bei St 
Malo und an den Mündungen der Somme und der Seine gebildeten Baien, ir 
Golf von St. Malo und die Bai von Ploneffaut. Im atlantifhen Meere nenne 
wir die Bucht von Breft, die Baien von Douarnenez, Aubiern, Hort, Bourgnerf 
und die Mündungen der Yoire, Vilaine und Gironde. Im mittelländiſchen Meer 
bildet die Küfte von Port-Vendee bis Toulon den weiten Golf de Lion (nid! 
Lyon), worin wir die Rhone-Miündungen und ven Teich von VBerre bezeichnen. 
Weiter nah Oſten zu liegen die Buchten von Girmaud, Frejus, Iuan und di 
von der Mündung des Bars gebilvete. 

Bon den zu Frankreich gehörenden Infeln nennen wir zuerft die im mittel 
landifhen Meere gelegene Infel Corſika (la Corse), die ein Departement bil, 
und dann, im Südoſten von Toulon, die Hyeres-Infeln. Im atlantifchen Meer 
find noch bemerfenswerth die Infeln: Duefjant, Groix, Belle-Isle, Noirmoutiet, 
You, Rhé und Dleron. 

Wenn man von einigen Küftenflüffen abfieht, fo find die franzöſiſchen Strom 
fyfteme oder richtiger Waflerbeden folgende: 

— 1) Rhonebeden. Die ſchiffbare Länge feiner Gewäſſer beträgt 1,234, 640 
eter. 

2) Öaronnebeden, mit feinen Küftenflüfjen. Schiffb. Yänge 2,397,035 Meta. 
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3) Loirebecden, mit den Küſtenflüſſen. Schiffb. Länge 2,339,917 Meter. 

4) Seinebeden, mit den Küftenflüffen. Schiffb. Yänge 1,838,758 Meter. 

5) Der zu Frankreich gehörige Theil des Rheinbedens mit den Küftenflüffen. 
Schiffb. Länge 1,007,300 Meter. 

Landfeen zählt Franfreih nur wenige. Der größte ift der von Grand-Lieu 
(Oberflähe 7000 Heltares) in der untern Loire. Defto zahlreicher aber find vie 
oft fünftlih unterhaltenen, öfter natürlihen Teiche, deren einige bie Größe ver 
kleinern Seen übertreffen. Die meiften findet man in ben Departementen Ain, 
Eher, Indre, Meurthe und Saone und Loire. 

Gebirge. Frankreich ift eher ein flaches als ein gebirgiges Land. In leterer 
Klaffe kann man blos den Often und die fühmweftlihe Grenze rechnen. Der Ano- 
tenpunft des eigentlich oder ausſchließlich franzöfiihen Gebirges ift der Lozere im 
gleihnamigen Departement. Bon bier aus ziehen fih nah Südweſten bis zu ben 
Pyrenäen die mittäglichen Gevennen, deren einzelne befondere (meift Lokal-) Namen 
führen. Nach Norpweften gehet ein Zug von Yozere ab nad der Hoc-Auvergne 
zu, um im Departement der Buy de Dome feinen Kulminationspunft zu finden. 
Diefe Kette heißt zuerft Monts de la Marguerite, und weiterhin Monts d'Auvergne, 
Monts Dore, Montd Dome ꝛc.; eine Hügelreihe kann von hier aus bis an den 
Kanal la Manche verfolgt werben. Als Fortfegung der mittäglihen Cevennen 
müffen aber die vom Lozere aus nach Norden bis zum Centre-Kanal ſich erftredenven 
nördlichen Gevennen betrachtet werben. Jenfeitd des Kanals ungefähr beginnt die 
Cote d’or, von der eine Krümmung nach Weften die Monts Faucilles bildet. 
Diefe Krümmung führt uns an die Vogeſen (vosges), die nad Südoſten zu fidh 
an den Jura anfchliefen. Die höchſten Spigen der Gevennen find: Plomb du 
Gantal 1857 Meters; Buy Mary 1658 Meters; Ye Mezen 1766 Meters; 
Puy de Dome 1465 Meters. Höher find manche Spigen der noch zu Frankreich 
gehörigen Theile der Pyrenäen, fo wie die einiger Ausläufer der Alpen; lettere 
geben ihren Namen zweien Departementen des franzöfifhen Reiche, 

Die geologifhen Formationen Franfreihs find mannigfah, wir können aber 
bier nur direfte Andentungen infofern darüber geben, als wir im Abfchnitt der 
Induftrie die mineralifhen Produkte anführen. 

Dei der großen Ausdehnung des Landes muß natürlich eine große Verſchie— 
denheit zwijchen vem Klima bes nörblihen und ſüdlichen Theils deſſelben herr— 
ſchen. Erfteres ift etwa das der Rheingegenden, letzteres das des nördlichen Italiens, 
Die öftlihen Departements find übrigens auch Fälter, und zugleich weniger feucht 
als die weftlichen, welche die ehemalige Normandie, die Bretagne, das Saintonge 
bildeten. 

II. Bevölkerung. $) Nah der Zählung von 1856 hat Frankreich 36,039,364 
Einwohner. Obgleich die franzöfifhe Nation nah und nah aus der Zufammen- 
[hmelzung verfhiedenartiger Elemente entftand, aus romanifirten Galliern, Kelten 
(Bretagne), Franken, Normannen, Basken und andern, jo bildet fie jet doch einen 
der homogenften Staaten. Mit Ausnahme von etwa 100,000 Flamändern im 
Norden, 3—400,000 Deutichen im Often, 50,000 Basen im Süden und 150 
bis 200,000 Briten (Bretagner) im Weften find alle andern Bewobner Frank: 
reichs volftändig amalgamirt. Man unterfcheidet übrigens doch noch die einzelnen 
Stämme, die fi fonft in eben fo viele Provinzen gruppirten, nun aber in den 


8), Statistigue generale de la France t. I et 2e Serie t, II, Off. Publikation des ftatifl. 
Bureau’s. a 


694 Srankreich. 


Departements zerſtückelt find, Die treuen, thätigen aber hartnäckigen Pilarden, vie 
geſchäftskundigen, fleigigen und proceßſüchtigen Normannen, die Lothringer, Elfafie, 
Burgunder mit ihren dem deutſchen ähnlichen Charakter werben ftets ihre von ver ie: 
ſprudelnden, feurigen Provengalen, oder des großſprecheriſchen aber berebtjame 
Gascogners verfhiedene Eigenthümlichfeit bewahren, Ueber den frühern Stand ve 
Bevölkerung Franfreihs hat man nur wenige Data. Die ältefte Zählung rühr 
vom Jahre 1697 ber, nach deren Ergebniß Vauban die Zahl der Einwohner vi 
damaligen Frankreichs zu 19,094,164 annahm, Im Jahre 1790 berechnete Ned 
diefelbe auf 26,363,074, ein Refultat, welches mehrmals als zu nieder an 
gegriffen wurde. Die neueften wirklichen ‚Zählungen find folgende : 


Jahre: Grgebnifi der Zählung: Zährliche Zunahme Einwohnerzahl nah dem 


in Procenten : Ueberfchuß d. Geburten: 

1800 27,445,297 — — 

1805 29,107,425 1.21 27,785,089 
1821 30,461,875 0.31 32,107,849 
1831 32,569,223 0.69 32,615,405 
1836 33,540,910 0.60 . 33,334,067 
1841 34,240,178 0.42 34,313,868 
1846 35,400,486 0.68 35,149,555 
1851 35,783,170 0.22 35,922,055 
1856 36,039,364 0.14 — 


Für die Periode 1851—56 iſt die Bewegung der Bevölkerung, wie fie fd 
aus den Geburtd- und Sterberegiftern herausftellt, noch nicht bekannt; fo viel fi 
aber ſchon für die Zählung von 1851 fihtbar, daß die angegebene Zahl vu 
die aus der vierten Kolonne hervorgehenden Kontrole beftätigt ift. 9) 

Die mit dem Jahre 1856 entigende Periode zeigt die geringfte bis jegt be 
obachtete Vermehrung der Bevölkerung; in derſelben wird auch zum erften M 
ein Ueberſchuß von beinahe 80,000 Sterbefällen über die Geburten 10) wahrgenomma 
Ein ähnliches Refultat ftelt fi für 1855 heraus. Folgendes find zuerft die & 
gebnifle der frühern Perioden : 


Zahl der Geburten Verhältnißzahl Zahl der Sterbefälle Verhältnißzahl vr 


Perioden : (die Todtgebornen Einer Geburt (die Todtgebornen Einem Sierbeſel 
nicht mit einbegr.): zur Bevölker.: nicht mit gerechnet): zur Bevöllerung 
1800—10 ‘ 918,071 30.27 767,498 36.15 
1811—20 942,919 30.82 741,252 38.89 
1821—30 974,480 31.29 755,381 40.11 
1831—40 967,194 "33.78 811,514 39.77 
1841—50 962,812 35.33 817,161 41.54 
1851—54 949,164 36.68 849,565 42.38 
Verhältnißzahl der Verhältnißzabl der 
Perioden: Zahl der Heirathen: Kinder zu den Heirathen zu der 
Heirathen: Bevölkerung: 
1800—10 217,409 4.11 132.9 
1811— 20 234,274 3.86 132.7 
1821— 30 247,230 3.76 127.7 





9) Die Auswanderung ift fehr unbedeutend in Frankreich und wahrſcheinlich von der ir 
wanderung übertroffen oder doch ausgeglichen. 

10) Geburten 921,764; Sterbefälle 992,764. Diefe Zahlen beziehen fich aber mur auf 8 
der 86 frangöfifchen Departements. 
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Berbältnikzahl der Verhältnißzahl der 


Perioden : Zahl der Heirathen ; Kinder zu den Heirathen zu der 
Seiratben : Bevölkerung : 
1831— 40 266,330 3.38 125.8 
1841—50 279,952 3.21 126.0 
1851—54 279,965 3.14 128.0 


Ueber die Urfachen des wenigftens augenbliflihen Stillftandes der Bevölke— 
rung Frankreichs begnügen wir uns auf die im Journal des Economistes (mars 
1857) eingerüdte Arbeit Legoyt's binzumeifen. 

Denn man num etwas näher auf die legte fünfjährige Periode eingeht, fo 
findet man, daß ungefähr 17 Knaben gegen 16 Mädchen geboren werben. Die in 
ter Beriode von 1846—50 gebornen Knaben betragen im jährlihen Durchſchnitt 
487,050, worunter 34,555 unehelihe; die Mädchen: 462,544, worunter 33,439 
uneheliche. Auf die unehelihen Kinder treffen 7.16 pCt. Im Ganzen zählte man 
iührlih Eine Geburt für 37.48 Einwohner. Die jährlihe Durchſchnittszahl der 
Sterbefälle erreicht : fürs männliche Gefhleht 424,985; fürs weibliche 423,636; 
alſo 1 Fall unter 41.60 Individuen männlichen Geſchlechts und 1 unter 42.54 weib- 
lichen Gefchlechts. Außerdem gab es noch jährli 35,219 (weder bei den Geburten 
no bei den Sterbefällen mitgerechnete) Todtgeburten. Heirathen zählte man jähr- 
lih 277,617, Eine unter 63.64 Männnern und 64.56 Frauen, alfo unter 128.20 
Einwohnern. 

Die Dichtigkeit der Bevölkerung beträgt jest etwa 671/, Einwohner auf 
km Gevierttilometer (400 preuf. Morgen). Die Anzahl der Wohnpläge ift nicht 
befannt, aber Gemeinden zählte Frankreich 1836 37,140; 1841 37,040; 1846 
36,819; 1851 36,835; 1856 36,826. Im Jahre 1851 fand eine Klaffifitation 
der Gemeindem nad) ihrer Bevölkerung ftatt ; das Ergebniß war Folgendes: 


Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein: Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein: 

Bevölkerung von den diefer Klaſſe. Bevöfferung von den diefer Klaſſe. 
weniger als 100 Einw. 433 2,001—- 5,000 Einw, 2062 
100— 500 = 15,341 5,001—10,000 = 271 
501—1,000 = 11,955 10,001—20,000 = 93 
1,001— 2,000 = 6,417 20,001—50,000 = 43 
34,156 mehr als 50,000 = 10 
2679 


Die Bevölferung jener 34,156 Gemeinden beträgt 22,232,766 Seelen; die Be- 
völferung dieſer 2679 Gemeinden zerfällt in 12,922,348 ftändige und 628,056 
lottirende Einwohner. Die Bevölkerung der Städte ift feit 1851 bedeutend gewach— 
jen. Es ergiebt ſich jogar aus der Zählung von 1856, daß bie Gefammtbevölterung 
in etwa 60 Departements abgenommen und die von Paris und mehrern andern 
Städten faft auf eine beunrubigende Weiſe zugenommen bat. 

Die obige Klaffificirung der Gemeinden nad) ihrer Einwohnerzahl deutet ſchon 
binlänglih auf den Umftand bin, daß die aderbauende Bevölferung überwiegt. 
Wirklich beftehen aud vie 35,783,170 Einwohner Frankreichs aus 20,351,628 
Aderbauern, 2,094,371 Individuen, die fi) mit der großen Inbuftrie (Fabriken), 
7,810,144, vie ſich mit der Heinen (Handwerker 2c.) beſchäftigen; 3,991,026 In⸗ 
dividuen gehören den liberalen Profeſſionen an, 753,505 dem Dienftbotenftande 
und 782,496 find Bettler, Gefangene, Gebrehlihe (in Spitälern) oder ohne 
befannte Beſchäftigung. Unter 10,000 Uderbauern find 3,518 —— 
1272 Pachter, 694 Maier (Metayers, Pächter, welche die Hälfte der Produltion 
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für ihre Arbeit erhalten), 3008 Tagelöhner, 1350 Aderknechte und Mägde, 150 
Kohlenbrenner oder fonft im Walde Beſchäftigte. Die 1,524,102 zu den liberalen 
Profeffionen gehörigen Familienhäupter oder Männer im Allgemeinen zerfallen 
in: 523,970 von ihren Revenuen oder Renten Lebende; 63,238 vom Staat 
oder den Gemeinden Penfionirte; 112,848 Richter und (befoldete) Staatsbeamt 
aller Grate; 58,363 Oemeindebeamte (befolbete); 84,184 Schreiber, Komptoiriſten 
356,732 Militärs und Seeleute 11); 26,758 Aerzte und Apotheker; 29,262 %: 
vofaten, Anwälte, Notare ꝛc.; 58,084 Profefforen und Lehrer (nod) befentei 
30,357 Lehrerinnen); 19,482 Künſtler (Mufifer, Maler zc., überdies 4357 raue); 
4465 Gelehrte, Literaten ꝛc.; 52,885 Geiftlihe (weltlide und Kloftergeiftlice; 
18,634 Studenten der höhern Schulen, Fakultäten; 76,553 Studenten ver mitt: 
lern Schulen (Gymnaſien 2); 38,644 andere liberale nicht näher angegeben 
Beſchäftigungen. 

Unſere Angaben über die Bevölkerung ſchließen wir mit einer Zufımme: 
ftelung der alten Provinzen und der jegigen aus ihnen gebildeten Deputt:: 
ments. Diejenigen Departements, die nur zu einem verhältnigmäßig Heinen 
Theil Stüde der betreffenden Provinz in fih aufgenommen haben, find mit un 
Klammer eingefchloffen. . 

Alsace (Elſaß) — Bas-Rhin, Haut-Rhin. 

Angoumois — Charente, Ch. inferieure, (Dordogne, Deux-Sevres). 

Anjou — Maine-et-Loire, (Indre-et-Loire, Mayenne, Sarthe). 

Artois — Pas-de-Calais, Somme. 

Auvergne — Cantal, Haute-Loire, Puy-de-Döme. 

Bearn — Basses-Pyr&ndes, (Landes). 

Berry — Cher, Creuse, Indre, Loiret, Haut-Vienne, (Vienne). 

Bourbonnais — Allier, (Creuse, Puy-de-Döme). 

Bourgogne — Ain, Aube, Cöte-d’Or, Marne, Saone-et-Loire, Yonne. 

Bretagne — Cötes-du-Nord, Finistere, Ille-et-Vilaine, Loire- Inferieun, 
Morbihan. 

Champagne — Ardenne, Marne, Seine-et-Marne, (Aube, Haut-Mame, 
Meuse, Yonne). 

Clermontois — (Meuse). 

Comtat Venaisien — (Vaucluse). 

Corse — Corse. 

Dauphin€ — Hautes Alpes, Dröme, Isöre, 

Flandre frangaise — Nord, (Ardennes). 

Foix — Ariege. 

Franche Comté — Doubs, Nord, Haute Saöne. 

Gascogne — Haute Garonne, Gers, Landes, Hautes Pyr&ndes, (Arlege 
Lot-et-Garonne, Basses Pyr@ndes, Tarn-et-Garonne). 

Guyenne — Aveyron, Dordogne, Gironde, Lot, Lot-et-Garonne, (Landes 
Tarn-et-Garonne). 

Ile de France — Aisne, Oise, Seine, Seine-et-Oise, (Seine-et-Mane). 

Languedoc — Ardöche, Aude, H£rault, Lozöre, Tarn, (Haute Garoant, 
Haute Loire, Tarn-et-Garonne). 

Limousin — Corrdze, Creuse, (Dordogne, Viennne). 





"1) Algier, die Kolonien nicht mitgerechnet, 
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Lorraine (Lothringen) — Meurthe, Meuse, Moselle, Vosges. 

Lyonnais — Loire, Rhöne. 

Marche — (Cruise, Haute Vienne). 

Maine — Mayenne, Sarthe, 

Navarre — (Basses Pyrendes). 

Nivernois — Nidvre. 

Normandie — Calvados, Eure, Manche, Orne, Seine inferieure. 

Orange — (Vaucluse). 

Orl&anois — Eure-et-Loire, Loire-et-Cher, Loire, (Yonne). 

Picardie — Somme (Aisne, Ardennes, Oise, Pas de Calais). 

Poitou — Deux Sövres, Vendee, Vienne, (Charente, Charente inf6rieure, 
Creuse, Haute Vienne). 

Provence — Basses Alpes, Bouches du Rhöne, Vau, (Vaucluse). 

Roussillon — Pyrénées orientales. 

Touraine — Indre-et-Loire, (Loire-et-Cher, Vienne). 

Trois Eveches (Meg, Berdun, Zoul) — (Meurthe, Meuse, Moselle). 

Die Grenzen, in welden Umfang und Bevölkerung der einzelnen Departe- 
ments ſchwankt, find aus folgender Zufammenftellung erfichtlich : 


Größter Umfang. Kleinfter Umfang. 
Gironde . . . 974,032 Heltaren. Seine (mit Paris) 47,549 Heltaren. 
Landes. . . . 932,131 E Rhore . . . . 279,039 ⸗ 
Dordogne . . . 918,276 > Tarne et Garonne 372,016 ⸗ 
Größte Bevölkerung. Kleinfte Bevölkerung. 


Seine (mit Paris) 1,727,419 Seelen. Hautes Alpes. . 129,556 Seelen. 
Nord . . . . 1,212,3563 = Lozere . . . „ 140819 = 
Seine inferieure . 769,450 = Basses Alpes. . 149,670 = 

Der Durchſchnitt ift 617,000 Heltaren und 419,000 Seelen. 

II. Kultus. Die anertannten Religionen in Frankreich find, wie wir in einem 
andern Kapitel gefehen haben, vie fatholifche, die proteftantifche (reformirte und luthe— 
riſche) und die israelitifhe. Für die Katholiken ift Frankreich in kirchlicher Hinficht 
in 8O Diöcefen eingetheilt, wovon 15 unter Erzbifhöfen und 65 unter Bifchöfen 
ftehen. Die erzbiſchöflichen Sige find: Paris, Cambrai, Lyon, Rouen, Sens, Rheims, 
Tours, Bourges, Alby, Bordeaux, Auch, Touloufe, Air, Befancgon, Avignon. Sechs 
dieſer Erzbifchöfe find jest (1857) Kardinäle. Zu jedem Bisthum oder Erzbisthum 
zehören 2 oder 3 Generalvifare, im Ganzen 177, ein Kapitel mit 8 ober 9 
virflichen Kanonikern (669), einem großen und einem jogenannten Heinen Seminar. 
ketzteres fteht zu erfterem im Berhältnig wie etwa das Gymnaſien zur theologifchen 
Fakultät. Die Seminare zählen ungefähr 24,000 Schüler oder Studenten; 2568 
Bourfen oder Stipendien find für diefelben im Budget von 1858 ausgefegt. Die 
nittlere katholiſche Geiftlichkeit wird dur 3409 (1857) eurés, Pfarrer (eigentlich 
oyens, Delane) repräfentirt, zur nievern gehören die Borfteher der 29,886 Suc- 
urfalen oder eigentlihen Pfarreien und 7769 Kapläne Der katholifhe Kultus 
ftet den Staat etwa 42 Millionen jährlich. Jever Kardinal hat einen Gehalt von 
0,000 Fr., jeder Erzbifhof 20,000 Fr. (der Erzbiihof von Paris 50,000 Fr.), 
der Bifchof 15,000 Fr. Die Pfarrer von 850 bis 1500 Fr. (aufer ben oft 
hr einträglihen Kafualien). Die dem katholiſchen Kultus zulommenden Bermädt- 
iffe und Schenkungen belaufen fih auf etwa 2 Millionen jährlid. Es be- 
eben auch eine Anzahl Klöfter, befonders für Frauen, Lettere, etwa 1800 an 
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bene umfaffen 36,300 Nonnen; Kloftergeiftliche giebt es zwiſchen 5 un 
6 Tauſend. 

Die reformirte Kirche ift in 105 Konfiftorialbezirke eingetheilt, worin 
530 Geiftliche wirken, und die lutheriſche in 44 mit 253 Geiftlichen. Die the: 
logifhe Fakultät der Reformirten ift in Montauban, die der Lutheraner in Straf- 
burg; in beiden Stäbten find auch vom Staat mit Stipendien verfehene Preiige: 
feminare. Der proteftantifhe Kultus ift mit 1,390,936 Fr. im Budget von 1858 
vorgetragen. 

Der israelitifche Kultus zählt 8 Konfifterialbezirfe mit 116 Dberrabbinen, 
NRabbinern und Borfängern. Eine Rabbinerfchule eriftirt in Metz. Der Staat trägt 
164,400 Fr. zu den Koften diefes Kultus bei. — Der hriftliche und jüdiſche Kultus 
in Algier Eoftet noch überdies 677,200 Fr. 

IV. Deffentlicher Unterricht. Der Elementar-(PBrimär)-Unterriöt 
wird in etwa 60,000 öffentlichen und Privatfchulen ertheilt. Mehr als 31, Ri: 
lionen Kinder befuchen die „Primärſchulen“, an deren Spige 40,000 Lehrer m 
23,000 Rehrerinnen ftehen. Ein Fünftel des Lehrperfonals gehört geiftlichen Drter 
an. 81 Fehrerfeminare, worunter 3 proteftantifche, bilden bie künftigen Lehrer. Dr 
Elementarunterricht ift weit verbreiteter im Oſten und Norden Frankreichs, alt ie 
Süden und im Weften. Im Budget figurirt der Primarunterrict mit 12 Millionen ft 
des Jahrs. Ueber vie Verbreitung und die Zunahme des Elementarunterridts ü 
Frankreich giebt folgende Zufammenftellung den beften Ausweis. 


Zahl der milttärpflichtigen jungen Leute, 1834 1853 
— — — — — — 
— Zahl per  Habl  r6L 
weber lefen noch fchreiben können 149,195 45.72 99,548 33.04 
blo8 lejen können 11,784 3.60 10,445 3.41 
lefen und fchreiben können 155,839 47.77 181,917 60.38 


Solide, über die man feine Data hat 9,480 2.90 9,385 3.11 


326,298 100 301,295 100 

Der mittlere Unterricht wird ertheilt: in 58 vom Staat errichteten Lyele 
(Symnafien), 246 von Gemeinden (freiwillig) unterhaltenen Colldges communau 
(Progymnaften), 1100 Privatinftituten,; überdies noch in ben 126 fleina 
Seminarien. Die Lyceen und Kollegien werden von ungefähr 20,000 Schälm 
beſucht, die Heinen Seminare zählen deren ungefähr eben fo viel, bie Priv 
anftalten 40,000, wovon jedoch viele an dem Unterricht der Tyceen Theil nehme, 
in den Inftituten aber blos Repetitionen erhalten. In Frankreich kommt & 
Sekundarſchüler auf 381 Einwohner. Der Staat verausgabt 2,500,000 dt 
jährlich für den mittlern Unterricht (Enseignement secondaire), 

Den höhern Unterricht zu geben ift die Aufgabe ver Fakultäten und einige 
Specialfhulen. Frankreich unterhält 8 theologifche Fakultäten, worunter 2 proi® 
ftantifche; 9 Rechtsfakultäten; 3 Fakultäten ver Mevdicin (Baris, Montpellier u 
Straßburg); 16 der eraften Wiflenfhaften (Mathematik, Phyſik, Chemie, Natur 
wiffenfhaft); 17 der Literatur (lettres, nämlich Philofophie, Geſchichte, Philologi 
und Literatur). Hierher gehören noch die 3 höhern Apothekerſchulen und die 2) 
mediciniſchen Vorbereitungsfchulen. Der Staat giebt dem höhern Unterricht m 
einen Zufhuß von 800,000 Fr., der größte Theil der Ausgabe wird von M 
in einem befondern Budget aufgeführten Cinnahmen (2,693,500 Fr. für 189 
ber Fakultäten (Immmatrikulationsgebühren, Diplome sc.) beftritten, Cine befond 
Erwähnung verdienen: das außerhalb der Falultäteneinrichtung ftehenbe Collgt 
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de France, 12) 1530 gegründet, deſſen 27 Lehrſtühle ſich über faſt alle Zweige 
der Literatur und der Wifjenfchaft verbreiten. Das naturhiſtoriſche Mufeum mit 
15 Lehrftühlen. Die Schule der lebenden orientaliihen Sprachen, 9 Lehrſtühle; 
die &cole des Chartes und der Cours d’archdologie. Endlich der Cours d’astro- 
nomie, der mit dem Bureau des Longitudes verbunden ift. 

Dem fpeciellen oder profeifionellen Unterricht find gewidmet: die 1794 
gegründete polytechniſche Schule als Borbereitungsanftalt zu mehrern der folgenden 
(3. B. Wegebau und Bergbau); die Kriegsichulen zu Paris, St.Eyr, Saumur, 
Mes und die Marinefhule zu Breft; die Wegebaufhule (Ecole des ponts et 
chaussdes) und die Bergbaufhule in Paris; die Forftihule in Nancy; das Con- 
servatoire des arts et metiers in Paris und vie Ecoles des arts et mätiers in 
Chalons, Angers und Air; Maler, Zeichnen-, Mufit-, Deklamations- und andere 
den jhönen Künften gewidmeten Schulen; vie höhere Manufaktur- und die Hanbeld- 
fhule in Paris. 

Wir befhließen diefe trodene und übrigens unvollftändige Aufzählung. mit 
einigen Angaben über die gelehrten, Öejellfhaften. Unter diefen fteht oben 
an das Institut de France, beftehend aus 5 Alademien und zwar 1. die Aca- 
demie frangaise, 40 Mitglieder; 2. Acaddmie des Inscriptions et Belles-lettres, 
40 Mitglieder; 3. Acaddmie des Sciences (mathdmatiques et physiques), 63 
Mitglieder; 4. Acaddmie des Sciences morales et politiques, 40 Mitgliever; 
5. Acaddmie des Beaux-arts, 40 Mitgliever. Jede biefer Akademien ift in 
mehrere Sektionen eingetheilt und begreift außer den orbentlihen Mitglievern, 
melde 1500 Fr. jährlich beziehen und deren Zahl wir oben angegeben haben, noch 
einige membres libres, die nur 300 Fr. erhalten, und eine begrenzte Anzahl 
Korrefpondenten. Im Budget von 1858 ift die dem Staat obliegenvde Ausgabe 
fürs Inftitut mit 611,300 Fr. vorgefehen. Die wichtigften andern gelehrten Gefell- 
ſchaften — deren es gegen 250 giebt — find: die mebicinifhe Alademie; die 
Gentral-Aderbaugefellfhaft; die Gentral-Öartenbaugefellihaft; bie geographifche, 
meteorologifche, zoologiſche, aftatifche, ꝛc. Geſellſchaft; die Gefellihaften für Alkli— 
matiſation, Chirurgie, praktiſche Medicin, ver deutſchen Aerzte ꝛc., die Sociétés 
d’encouragement pour l’industrie nationale — des gens de lettres, des auteurs 
dramatiques. 

Frankreich zählt 240 öffentliche Bibliotheten mit 5 bis 6 Millionen Bän- 
den; die faiferlihe Bibliothek in Baris wird auf 1,200,000 Bände und 100,000 
Manufkripte geſchätzt. 6- bis 7000 Werke aller Art werden jährlid gevrudt. 
Die Oefammtanzahl der Theater ift 320, wovon 23 in Paris; 28 Städte 
haben ftändige Schaufpielertruppen, 2 Departements blos haben fein Schaufpielhaus, 

V. Wohltbätigfeitsanftalten. Die 1338 Spitäler werben von be 
fondern Kommiffionen verwaltet. Mehrere dieſer Anftalten befigen ein bedeutendes 
Bermögen: 80 verfelben haben mehr als 100,000 Fr. Renten; 237 zwiſchen 30 
und 100,000 Fr. Renten; 278 zwiſchen 10 und 30,000 Fr. R.; die andern 
unter 10,000 Fr. R. Die Gefammteinfünfte der Spitäler betragen 57 Millionen, 
die Bermächtniffe erreichen im Durchfchnitt die jährlide Summe von 2,695,000 Fr. ; 
500,000 Krante ungefähr werben jährlich in viefen Anftalten gepflegt, worunter 
59,500 fterben. 

Hofpizien, Berpflegungshäufer für arme Greife, find eine große Anzahl 
vorhanden. Findelhäufer 144 mit 123,000 Kindern unter 12 Jahren, mit einer 


18) In den meiften der folgenden Anftalten wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt. 
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den Departements zur Laft gelegten Ausgabe von 9 Millionen. Die Zahl ver 
größern Irrenbeilanftalten ift 35. Bon den im Jahr 1851 gezählten Geiſtet— 
franfen werben 20,527 in den Heilanftalten behandelt, wozu die Departement: 
mit ungefähr 6 Millionen beitragen. Hierher gehört noch die berühmte Blinten: 
anftalt des Quinze-Vingts in Paris und bie Unterrichtsanftalt für junge Blink 
(Zahl der Blinden in Franfreih 1851 37,662), jowie 41 Taubſtummen— 
anftalten, worunter 23 vom Staate unterhalten oder unterftüßt werden Zeh 
der Taubftummen 29,512). Bureau’s de Bienfaisance over officielle Ama: 
Unterftügungsfomite’s zählt man beinahe 8000 mit 14,000,000 Fr. Einkünften 
Die Privatwohlthätigfeitsgefellichaften find fehr zahlreich, die einzelnen freilih aber 
auch oft von geringem Umfang. Deffentlihe Leihh äuſer (Monts-de-pictd) bat 
Frankreich jest 48. Es find dies, wie überhaupt alle Wohlthätigkeitsanfalter, 
unter der Oemeindeautorität ftehende Inftitutionen, deren allenfallfiger Ueberiduf 
oder Gewinn den Spitälern anheim fällt. 

Sparkfaffen. Ihre Gefammtzahl ift (1857) 386, wovon 85 in ben de 
partementalhauptftäbten und vie übrigen in ven Fleineren Orten oder Dörfern erriätt 
find. Ihre Dotationen betrugen am 1. Januar 1856 4,600,000 Fr., der Reim: 
fond belief ſich auf 2,560,000 Fr., an Subvention bezogen fie beinahe 30,000 ft. 
Quittungsbücher zählte man Anfangs 1855 865,952; neue famen hinzu im art 
bes Jahres 154,201, ausgezahlt 133,978. Es kommt etwa 1 Quittungsbud ur 
40 Einwohner. Die Gefammtjumme der eingezahlten Gelder betrug am 1. Januz 
1855 271,681,908 Fr.; im Laufe des Jahres kamen Hinzu 120,164,294 ft. 
und gingen ab 119,624,151 Fr. Der mittlere Betrag eines Quittungsbudhet i 
304 Fr. 54 C., im Betrag von weniger als 500 Fr. giebt e8 deren 673,775. 
Unter 100 Perſonen, die fih an der Sparkaffe betheiligen, gehören 31.65 te 
Arbeiterftand, 18.43 dem Dienftboten-, 4.98 dem Beamten-, 8.55 dem Militi 
ftande, 21.35 andern Profeffionen an, 14.86 find Unmündige und 0.18 gehöra 
folgenden Vereinen: . 

Bereine zur gegenfeitigen Unterftüßung (soci6tes de secous 
mutuels). Diefelben beftehen aus Arbeitern, weldhe durch einen Heinen monatlibe 
Beitrag fi ein Recht auf eine feftbeftimmte Unterftägung in Kranfheitefäle 
erwarben. Derartige Vereine beftehen feit Jahrhunderten, allein dieſelben find fi 
1852 von der Geſetzgebung außerorventlih begünftigt worben. Ungeadtet de 
bierburch bewirkten ftarfen Zunahme war deren Zahl am 1. Januar 1856 dennod ef 
auf 3123 geftiegen. Wirklihe Mitglieder zählte man damals 345,128, meruntit 
41,736 weiblichen Geſchlechts (1852 234,280), Ehrenmitglieder (melde blos Kr 
tragen, aber nicht empfangen) 41,434. Die Gefammteinnahmen beliefen fi (18% 
auf 6,170,114 Fr., die Ausgaben auf 4,925,777 Fr. 

Penfionstaffe für reife (Caisse de retraite pour la vieillesse). al 
Jahre 1850 vom Staate gegründet, um ben Arbeitern 2c. Gelegenheit zu get 
ſich mittelft ihrer Erfparniffe ein forgenfreies Alter zu ſichern, zählt viele Kaft 
ihon 42,941 Theilnehmer, wovon 5322 im Jahre 1855 zugelommen wart. 
Die Beiträge werben in Einem Male jährlich oder monatlich eingezahlt, Fit de⸗ 
Marimum von früher 600, jetzt 750 Fr. jährliche Renten erreicht iſt. Der Ste 
gewinnt Nichts (er verliert wahrſcheinlich) am biefer Unternehmung, da die Ste 
lichleits-Chancen den Einlegern zu Gute kommen. Die vom 11. Mai 1851, N? 
Tage der Eröffnung, bis zum 31. Dezember 1855 eingelaufenen Gelder beta” 
42,249,462 fr. in 131,741 einzelnen Einzahlungen. 

Unter die Wohlthätigfeitsanftalten können nody gerechnet werden: bie Km 
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tinderſchulen (Salles d'asile) und die ſogenannten Krippen (er&ches) für Kinder 
unter 2 Jahren. Ihre Anzahl iſt nicht bekannt. 

VI. Juſtiz. An der Spitze der Gerechtigkeitspflege in Frankreich ſteht der 
Kaffationshof. Er beſteht aus 56 Mitgliedern (Präſident, Staatsprokurator 
und Räthe) 1 Dber- und 4 Untergerichtſchreibern (greffiers) und 19 untergeord⸗ 
neten Perfonen. Nach dem Budget von 1858 koſtet diefer höchſte Gerichtshof 
988,300 Fr. Die an den Kaffationshof gelangenden Eivil-Rekurfe betragen etwa 
525 jährlich. 13) 

Die 27 Appellationshöfe beftehen aus 917 Präfiventen, Generalprofura- 
toren und Räthen, 27 Gerichtsſchreibern mit 126 vereiveten Gehülfen, deren Gehalte 
5,137,500 Fr. betragen. Die Durchſchnittszahl der vor diefe Höfe (1851—1855) 
getrachten Procefie ift 9678. Im Jahre 1855 kamen deren 10,150 vor, wobei 
uch 5152 früher anhängig gemachte Procefje unerledigt waren. Diefe 15,302 
Fälle theilen fi in 10,869 Appellationen in Civilſachen, 3820 in Hanvelsfachen, 
347 von Scyiedsrichterfprühen und 266 direft vor den Hof gebrachte Streitig- 
keiten über die Ausführung (KRoftentheilung ꝛc.) von Urtheilen deſſelben Hofs. Die 
Zahl der beendigten Proceffe betrug 10,461, von denen 2569 3 Monate und 
darunter, 2143 zwiſchen 3 und 6 Monaten, 3148 von 7 bis 12 Monaten, 2238 
von 1 bis 2 Jahren, 363 mehr ald 2 Jahren eingefchrieben waren, 

Die 361 Kreistribunale zählen 2488 Präfiventen, Staatsprofuratoren 
md Richter, 361 Gerichtsfchreiber und 480 Gehülfen mit einer Ausgabe von 
1,793,695 Fr. Neue Procefje famen in dieſer Inftanz 111,664 im Jahre 1855 
vor, von 1851—55 113,848, was eine Verminderung von 37 pro 1000 gegen 
die vier vorhergehenden Jahre ausmacht. Zu den obigen 111,664 neuen Procefien 
find hinzuzurechnen 48,308 ältere, im Ganzen alfo 159,972 Fälle, wovon 81,010 
nad der gewöhnlichen und 78,962 nad) der abgefürzten oder fummarifchen Procebur 
ju richten waren (causes sommaires). 124,972 Procejje find beendigt worden. 
Der Präfident hat noch Überdies eigenthümliche Attributionen, welche den 361 
Präfidenten Anlaß zu 198,148 Alten gegeben haben. 

Handelsgerichte eriftiren 220 in Frankreich; in den reifen, worin 
keine befondern Handelögerichte beftehen, werden die Handelsfachen vor das Civil- 
tribunal gebracht. Bei den erftern kommen im Durchſchnitt (1851—1855) 143,339, 
bei den Tegtern 23,161 neue Proceffe vor. Bon vorigen Jahren bleiben bei beiven 
unerlevigt 9922 Fälle. Im Durchſchnitt zählte man in den legten 5 Jahren 2937 
Satllite und Banferotte. Obgleih die (von den Kaufleuten gewählten) Richter der 
eigentlichen Handelsgerichte nicht befolvet werben, fo kofteten dieſe Gerichte doch 
den Staat 179,100 Fr. 

Die Frievdensgerichte beftehen aus 2850 Friedensrihtern und eben fo 
vielen Gerichtsfreibern mit einer Gefammtausgade von 6,072,415 Fr. Koftenfreie 
Vorladungen haben fie 1855 3,034,205 Mal auegefchrieben und hierdurch 1,185,839 
Streitigkeiten gütlich gefhlichtet. Eigentlihe Procefje wurden 456,800 bei ihnen 
anhängig gemacht (77,879 weniger ald 1854), wovon 448,874 abgeurtheilt wurden. 
Bir fommen fpäter no auf die Friedensrichter zurüd. 

Die Verbrechen gehören zum Reffort der Affifenhöfe oder Gefchwornen- 
Gerichte, welde immer von einem Appellationsrath, präfivirt werden. Es giebt eben 
jo viele Ajfifenhöfe als Departemente, ihre dem Staate zur Laft gelegten Koften 


13) Unſere ftatiftifchen Angaben find entlehnt dem Compte rendu gen. de l’admin, de la 
Justice civ, etc,, vom Juftizminifterium publicirt in 40, Paris 1857, 
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betragen 154,400 Fr.; das Lokal liefern vie Bezirke. 5525 Verbrechen tan 
1854 zur Verhandlung. Zunahme 41/, pCt gegen bie 3 frühern Jahre, Unte 
den ſchwerſten Verbrechen heben wir hervor: 215 Meuchelmorde (assassinats), I 
Tödtungen (meurtres), 36 Vergiftungen, 14 Bater(und Mutter)morve, 198 Kinter 
morde, 286 Brandlegungen, 2768 qualificirte Diebftähle. Diefer 5525 Berkrehu 
waren 7556 Individuen als Thäter oder Gehülfen beſchuldigt (Zunahme in dr 
Jahren 7 pCt.). Bon diefen waren 2083 (28 pCt.) der Verbrechen gegen ti 
Perfonen und 5473 der Verbrechen gegen das Eigenthum angeflagt; im Ganzı 
1 Verbrechen auf 4736 Einwohner. Uebrigens wurden von den 7556 Beſchultigte 
1883 von den Gefhwornen freigefprohen. Es erfolgten 79 Todesurtbeile un 
227 lebenslängliche Verurtheilungen. Die Korrektionaltribunale (Zuchtpezi) 
welche aus einer Abtheilung der obigen Kreisgerichte beftehen, hatten über 206,7% 
Dergehen, deren 256,670 Perfonen (38,479 Rüdfällige) beſchuldigt ware, ju 
urtheilen. 23,281 Perfonen wurben freigefprohen, 95,156 zu Gefängnij u 
538 zu Geldbußen verurtheilt. Die einfahen Polizeigerichte, denen meifte 
Friedensrichter vorfteht, haben 403,235 Urtheile gefprohen, wovon 882 pro IM 
zu Geldbußen und 50 pre 1000 zu 1= bis 5tägigem Gefängniß; e8 erfolgten al 
68 Freifprehungen unter 1000 Fällen. 

Hierher muß man nod rechnen etwa 140,000 Unterfuhungen, melde m 
den Unterfuhungsrichtern aus verfchiedenen Gründen aufgegeben worben, alfe ze 
nicht zur Verhandlung gekommen find. — Als Hülfsbeamte der Juftiz (der Staat: 
profuratoren) wirfen mehr oder minder 2849 Friedensrichter, 36,835 Maires, 1857 
Polizeitommiffäre, 18,295 Gensdarmen, 34,611 Feld- oder Ylurfchügen. 

Die von der Staatskaſſe bezahlten Gerichtsfoften beliefen fi auf 5,159,448 ft. 
die eingenommenen 7,101,321 Fr., wovon 3,283,830 als Geldbußen und 3,817,4% 
als eigentliche Koften. — Im Jahr 1854 hat man 3700 Selbſtmorde gezählt, worum: 
993 von Frauen verübte. 

VI. Agrifultur. Die große Ausvehnung Frankreichs von Norden ni 
Süden, feine Yage an zwei Meeren, vie Gebirge, welche es durchziehen, und ande: 
Umſtände bewirken die größte Mannigfaltigkeit in feinen Produkten. Im Eite 
Dliven, Feigen und Apfelfinen ; dann Mais, Seive (Maulbeerbäume) und Bei, 
welche bis zur nörblichen Grenze des mittlern Frankreichs reihen. Im Wehe 
Grasländer und reichliche Viehprotuftion. Im Norden fetter Kornboden, Hanke! 
pflanzen, Runfelrüben, Zuder, Del, Flachs: Gewächſe, welche auch im Often a 
veihen. Der Boden kann nad feiner natürlichen Beſchaffenheit oder mad fein 
Verwendungsart Haffificirt werben. Im erftern Fall finden wir: 4,268,750 Kt 
tare Gebirgsland, 5,676,089 Heltare Heideland, 7,276,368 Hektare reihen Humn: 
boden, 9,788,197 Het. Kreide- oder Kalfboven, 3,417,893 Heft. Gerolle ede 
Kies, 6,612,348 Heft. fteiniges Land, 5,921,377 Heft. ſandiges, 2,232,885 Hk 
lehmigtes Land, 284,454 Heft. moraftiges und Marſchland; das übrige begreift di 
bier nicht aufgezählten Flächen. p 

* der Art der Benutzung iſt der Boden Frankreichs auf folgende Beil 
vertheilt. 


Ackerlannn.ö235, 6581, 658 Heft. 
Wieſen. 64511659226⸗ 
DEN: 5 Fe a BR * 
Wald .. 2.2. 8759,549 > 


Baum- und andere beftenerten Gärten 2... 628,235 : 
Nebertrag 42,219,201 Heft. 
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Uebertrag 42,219,201 Hekt. 
Dliven-, Mandel- und Maulbeerbäume . . . 110,724 — 
Kaftanienwälter 2: 2 Een 563,986 = 
Unbebaute Flächen (Haiden 2) . . . 7,171,203 = 
Ale übrigen Flächen (Straßen, Gewäfler zc. x.) 2,240,630 - 


Oefammtoberflähe-. - > 2 2 2 202020. 52,305,74 - 

Man hat fich oft über vie übermäßige Zerftüädelung des Bodens in Frank— 
reih beklagt und dieſen Mifftand dem Civilgeſetzbuch zugefchrieben, das jedem 
Kinde einen (faft) gleichen Theil ver Erbichaft zu geben vorjchreibt. Die Zerftüde- 
lung ift eine Thatſache. Außer Korſika hat das übrige Franfreih 126,210,194 
Parcellen. Allein die Zerftüdelung ift feine nothwendige Folge des Gefeges, da 
das Gut auf Eines der Kinder übergehen kann, wenn daſſelbe fid) mit feinen 
Geſchwiſtern durd eine Geldſumme oder durch eine Nente abfindet. Die Anzahl 
Nummern auf der Orunpfteuerrolle (cötes foncidres) betrug : 

Im Jahre 1815 10,083,751 ZJährlihe Zunahme 


1826 10,296,693 : 19,331 
. 1835 10,893,526 . 66,315 
. 1842 11,511,811 - 88,331 
. 1851 12,549,954 - 115,349 
- 1852 12,653,715 s 103,761 
. 1853 12,685,350 . 31,635 
. 1854 13,122,758 . 


437,408 14) 
Dagegen war aber die Zahl der Häufer: 15) 
Im Jahre 1822 6,341,371 
- 1826  6,484,176 
1835 6,805,402 
1842 7,143,968 
1845  7,519,310 
Die jährlihe Zunahme war von 1826 bis 1835 35,692, von 1835 bie 
1842 42,652, von 1842 bis 1845 125,114, -wobei man nicht vergeffen muß, 
ie Vermehrung der Bevölkerung zu berüdjichtigen. Mit dem Ausorud Zerftücde- 
ung werben übrigens zwei fehr verwandte, aber dennoch verſchiedene Uebelftände 
zeichnet. 1. Die Parcelliung, welde die großen Wirthſchaften nicht gerade 
rusſchließt, da ein und verfelbe Aderwirth eine große Anzahl Parcellen befigen 
ann; dieſem Uebel ift in Deutichland häufig — in Frankreich äußerft felten — 
urh Zufammenlegung ꝛc. abgeholfen worden. 2. Die Nleinheit — oder das 
3erfieinern der Wirthihaften. Ueber diefen Punkt hat man nur annähernde An- 
aben. Zuerft die Klaffififation der Grundſteuernummern nad ihrem Betrag: 


— 


1835 1842 16) 

Unter 5 Sr.  5,205,411  5,440,580 
Bon 5 bis10 - 1,751,994 1,818,474 
:- 10:20 = 1,524,251 1,614,897 


Uebertrag 8,481,656 8,843,951° 


14) Es ift zu bedauern, daß man nicht die Zahl der in diefen Jahren gebauten Häufer fennt. 

15, In den Städten bildet natürlich jedes Haus eine Cöte, allein auf dem Lande wird das ganze 
a derfelben Gemeinde gelegene Beſitzthum (Haus und Land) zu einer Grundfteuernummer zus 
ummengefaßt. Doch bilden auch mehrere Häufer deffelben Befigers nur eine Cöte, wenn fie in 
emſelben Einnehmerbezirk liegen. 

i6) Man bat ſeitdem keine ſolche Zuſammenſtellung gemacht. 
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Uebertrag 8,481,666 8,843,951 


Von 20 bis 30 Fr 739,206 791,711 
. 30: 50 - 684,165 744,911 
⸗ 50: 100⸗ 553,230 607,956 
= 100» 300 = 341,159 375,860 
«300: 500 = 57,555 64,244 
⸗ 500 = 1000 = 33,196 36,862 
Ueber 1000 ⸗ 13,361 16,346 
Total 10,893,528 11,511,841 


Diefe Zahlen, mit einigen andern fombinirt, laffen vermuthen, daß em 
6,814,000 Hektare in großen, 24,784,000 Heft. in mittlern und 11,212,00 
Het. in Heinen Wirthſchaften vertheilt find. Diefe von der Kultur verwendeten 
41,810,000 Hett. werben theil8 vom Eigenthümer (etwa 21,267,000 Heft.), feilt 
von Pächtern (9,360,000 Hekt.), theils von die halbe Bruttoprobuftion ziebene 
Meiern (Halbern) (11,183,000 Heft.) bebaut. Die meiften Pächter findet man ine 
nörblihen und öftlihen und überhaupt in ven beftkultivirten, reichften Departement; 
die meiften Meiereien in den zwifchen Loire und Garonne gelegenen Gegenden, 
die Eigenthümer find mehr mit den Pächtern als mit den Meiern untermifdt. 

Gehen wir jegt zur Aderbaupropuftion über. Die vorherrſchende Brodfui 
in Frankreich ift der Weizen; daher auch bIE (Korn) mit froment gleichbebenten 
ift. Die Durchſchnittsproduktion veffelben war: in der Periode 1815 bis 180 
48,660,137 Heltoliters oder 10.60 Heftol. vom Hektar und 167 Litres per Cir 
wohner; in der Periode von 1844 bis 1848 80,143,733 Heftol. oder 13.42 Hehel 
vom Heltar und 226 Litr. per Einwohner. Die neueften Ergebniffe find 17): 

Jahre bebaute Fläche durchſch. Prod. Gefammtprod. * 
Hektare Seftoliter Hektoliter 
1849 6,966,153 15.21 90,761,712 
“1850 5,951,384 14.78 87,986,786 
1851 5,999,376 14.33 85,986,232 
1852 6,090,049 14.13 86,065,386 
1853 6,210,605 10.26 63,709,038 

Außer dem Weizen gehören noch zu den Brodfrüchten: Miſchkorn (Wein 

und Roggen), Roggen und Mais. Der Miſchkornbau hatte folgende Refultate: 


Seftare Hektol. Hektoliter 
1849 805,962 16.07 12,953,426 
1850 821,692 15.48 12,725,541 
1851 812,492 25.11 12,274,347 
1852 818,263 15.26 12,488,912 
1853 637,128 11.20 7,137,959 


Der Roggen ſcheint nah und nad vom Weizen verbrängt zu werben; biet 
Kultur trägt aber immer noch ein Bedentendes zur menſchlichen Nahrung in Frant 
rei bei, wie aus folgenden Zahlen hervorgeht: 


Hektare Hektol. Hektoliter 
1849 2,542,718 12.93 32,885,501 
1850 2,497,560 12.37 30,904,541 


17) Die frühern Jahre finden fi in Maurice Block, des Charges de l’Agriculture 
Paris 1851, 
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1851 2,465,513 13.22 32,599,000 
1852 2,453,626 11.88 29,162,499 
1853 2,173,851 9.72 21,136,900 


Mais erntete man von 1846 bi8 1853 10,350,000, 10,428,000, 10,544,000, 
9,532,000, 11,045,000, 9,188,000, 12, 346 ‚000, 7,914,000 Heftoliter; Haide: 
torn etwa eben To viel, dagegen hatte man Kartoffeln im Jahre 1846 78,578,000, 
1847 102,822,000, 1848 87,344,000, 1849 88,757,000, 1850 74,845,000, 
1851 69,585,000, 1852 63,446,490, 1853 61,542,004 Seftoliter. Hierher 
gehört noch eine jährliche PBrobuftion von 4 bis 41), Millionen Heltoliter trockne 
Bohnen, Erbſen und Linſen. In gewöhnlichen Jahren möchte die eigne Produktion 
wohl die Bedürfniſſe Frankreichs befriedigen; in ſehr reichen Jahren wurde ſelbſt 
ausgeführt; allein am häufigſten iſt eine mehr oder minder ſtarke Einfuhr nothwendig. 

Außer den ſchon angeführten Produkten verdienen noch erwähnt zu werben: 
Gerfte, 20 Millionen Heltol.; Hafer, 50 bis 60 Millionen; Runtelrüben, 20 Mil. 
Gentner (von 100 Kilogr.); Hopfen 900,000 Kil.; Kohlfaat 2,500,000 Hektol.; 
Hanf 1,700,000 Kilogr. Saamen und 68 bis 70 Mill. Kilogr. Sefpinnft (Fafern): 
Flachs 750,000 Kilogr. Saamen und 37 bis 40 Mill. Kilogr. Spinnmaterial; 
Krapp, 160 bis 170,000 Gentner (100 il.) 

In einem mittlern Jahrgang wächſt ungefähr 60 Mill. Heltoliter Wein in 
Franfreih, wovon 20 Mill. von den Producenten getrunfen werben und 40 Mill. 
zur Berfteuerung kommen, Dan rechnet, daß 10 bis 12 Mill. Heftol. zu Brannt- 
wein verwendet wird. — Die Produktion der Wälder wird auf 35 bis 36 Mill. 
Steres (Kubitmeter) Holz angefhlagen, und die gefammte Heuproduftion (Öräfer, 
Klee, Luzerne ꝛc.) überfteigt in mittlern Jahren wohl 160 Mill, Gentner (100 Kit.). 
Es verfteht fih von felbft, daß Heu nur einen Theil des Biehfutters ausmacht. 
Wurzeln jowohl als die Rückſtände einiger Aderbauinduftrieen tragen dazu ein 
Bedeutendes bei; in manchen Gegenden wird das Vieh nur auf Weiden erhalten, 
3. B. in den Gebirgen der Auvergne, 

Die Viehzucht war lange in Frankreich fehr zurück, allein feit 20 bis 30 
Jahren find bemerfenswerthe Fortſchritte gemacht worden. Nur ift der Biehftand 
nicht fo zahlreich als es wünſchenswerth wäre; viefem Uebel wirb wohl nad und 
nach in einem gewiffen Maße abgeholfen werben, allein nad) unferer Meinung nicht 
bis zu dem Grade, den manche Schriftfteller in etwas zu abfoluter Form als den 
allein richtigen aufftellen. Das Hinderniß liegt im trodnen und heißen Klima der 
mittäglihen Departements; man kann wohl feinen nachtheiligen Einfluß etwas ver- 
mindern — durch Bewäffern —, allein dod nur, wo man das dazu möthige 
Waſſer hat. Die veranftalteten Zählungen gaben folgende Refultate: 


Rindvieh: 
1812 6,681,952 Stüd, oder 13 Stüd auf 100 Heftare und 229 auf 1000 
Einwohner. 
1829 9,130,632 - 17 auf 100 H., 280 ni KU Einwohner, 
1839 9,936,538 - 19 = = = 290 ; 
1852 12,000,00 )-1)— «= = 2 — +» - - 
Schafe: 
1828 29,130,231 Stüd, 55 auf 100 9., 894 auf 1000 a 
1839 32,151,430 - 61 =» - = 939 - 
1852 33,546,789 = 63 = = = 932 - - ⸗ 


18) Die Geſammtſumme iſt noch nicht bekannt. 
Nluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. IM. 45 
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Pferde zählte man 1812 2,122,617; 1825 2,438,720; 1839 2,818,1%, 

d. i. 5 Stüd auf 100 H., over 82 auf 1000 Einwohner, Nach ver neueften 
Zählung ift — troß den Eifenbahnen — die Zahl von 3 Millionen um einig 
Tauſend überjchritten. 

Maulthiere gab es 1839 373,811 Stüd. 

Eſel 413;8109 = 

Ziegen -2 964,300 = 

Schweine = = = 4,910,072 = 


Im Jahre 1840 ergab fih, daß die jährliche durchſchnittliche Fleiſchlen— 
fumtion eines Franzofen (Kinder mitgerechnet) 20 Kil. per Kopf betrug, webe 
das Rindfleiſch 8.65 K. und das Schweinefleiſch 6.74 8. ausmachten. Jr 
möchte wohl 30 Kil, nicht zu viel für die Durchſchnittszahl fein, und dieſe ftärkee 
Konfumtion trägt wahrfheinlid zum großen Theil die Schuld der fteigeten 
Theurung des Fleiſches. In den Städten ift natürlih die Durchſchnittszah wi 
höher ald die oben angegebene, auf dem Lande viel Fleiner. 

Der Werth der Aderbauproduftion Frankreichs ift verfchieentid 
berechnet worden und ift überhaupt, mit dem Wechfel ver Preife, jedes Jahr a 
anderer. Ohne derartigen Berechnungen eine zu große Wichtigkeit beizulegen, glaute 
wir dennoch einige annähernde Zahlen geben zu müflen, uns dabei an bie cf 
ciellen Breife von 1851 und früher haltend. 

Den Weizen zum Preife von 19 Fr. 50 per Heftol. und die andern Gerzalia 
nad Verhältnig gerechnet, ift der Gefammtwerth verfelben . . 3,073,000,0 
Dazu Kartoffeln (4 Fr. 25 der Heltol) 2» 2 2 2 02 2 ..383,000,00 
Wein (unterfhägt von der off. Statiftit zu 11 Fr. 40 d. Het.) 419,000,0M 
Branntwein zu 54 Fr. 25 d. 9. (jet 3 Mal fo theuer) . . 59,000, 
Eiver (Apfelwein) . 2 2... a a 84,000, 
Andere Produkte des Aderbovens . . 2 2 2 2 nn ne 488,000,00 
Halten RUh RDCHBEN: 646 841,000, 
Du Ge ee tee an re ie BORN 


5,554,000,0% 

Hiezu muß man nod mit Royer (Notes &conomiques 
sur l’admin. des richesses) an übergangenen Produften ꝛc. 
WERDEN EIER u: 1,864,000,0° 
— — 


Zuſammen: 7,418,000,0% 

Da wir Futter und Streu hier ſchon mitgerechnet haben, fo ſtellen wir & 
Biehproduftion allein auf. Sie beträgt 543 Millionen für Fleiih, 767 MU 
für Arbeit, Mitch, Butter und andere jährliche Revenuen, 150 Mil. für Hiut, 
Eingeweide, Fett, Wolle ıc., 15 bis 20 für Honig, Wachs x. Im Ganzen ale 
1,480,000,000 Franfen. 

VII. Induſtrie, Bergwerke, Fifcherei. Frankreich kann mit zu d 
Ländern gerechnet werden, wo die Induſtrie auf einer hohen Stufe der Sch 
kommenheit fteht, ohne daß ihre Blüthe darum auf Koften des Aderbaus erfanf 
wäre. Uns fcheint das in dieſem Reich zwifchen der Agrikultur und den Ma 
fatturen herrſchende Verhältniß ein natürliches und wohlproportionirtes zu Ik 
Die franzöfifche Induftrie erftrebt zwar aud) Wohlfeilheit, aber ihr Hauptven#| 
befteht in einer anderwo nicht erreichten Eleganz, in einem verfeinerten Gejdmt 
Diefer Charakter zeigt ſich nicht blos in Lurusartiteln, fondern auch in ven Oemeieh 
über deren Produktion in Frankreich wir folgende Zahlen befigen. 
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Baumwolle wird meiſt in der Normandie, ver Pikardie und dem Elſaß ver- 
arbeitet; der Verbraud erreiht 150 Millionen Kilogr. jährlich, und daraus werben 
für mehr als 600,000,000 Fr. Waare hergeftellt. 2500 Fabriken beſchäftigen 
250,000 Arbeiter beiverlei Gefchlehts. An Hanf und Flachs werden 125,000,000 
Kil. von 60,000 Arbeitern verfponnen und verwebt; die daraus gewonnenen 
Waaren haben einen Werth von 500 Mil. Franken. Wolle. Das befte Tuch 
wird in Sedan, Louviers und Elbeuf fabricirt, überdies in Lifieur, Limoges, 
Roubair. An andern Orten werben Flanelle, Merinos, Chales, Teppiche, Strümpfe 
und andere Gewebe gearbeitet. Mehr als 92 Millionen Kilogr. Wolle (wovon 
57,780,000 Kil. inländifche) werben jährli verbraudt um etwa für.700,000,000 
Franken Waaren zu verfertigen, womit 150,000 Arbeiter in 2600 Fabriken be: 
Ichäftigt find. Seide. Neun Behntheil der jährlich producirten Cocons (23,323,000 
Kit. unter 24,250,000) werben in den im Rhone-Beden gelegenen Departements 
gezogen. Die Seidenzucht beſchäftigt während der erften zwei Sommermonate Tau— 
ſende von Bauernfamilien, aud eine wachfende Zahl von großartigen Magnanerien. 
Diefe Induftrie, befonders aber das Anfertigen der Gewebe von Lyon, Balence, 
Nimes, der Länder von St.Etienne bringt jährlic) einen Werth von 450,000,000 Fr. 
hervor, 19) Minverwichtige, aber immer noch fehr bedeutende Zweige des franzö- 
ſiſchen Gewerbefleiges find folgende: ©erbereien und andere Induftrien, welche 
Häute und Felle bearbeiten, Handſchuhmacher ꝛc.; ihre Produktion kann auf 120 
bis 130,000,000 Fr. gefhägt werben. Die Papierfabrifation liefert 30 Millionen 
Kil. Bapier; die Drudereien ꝛc. probuciren einen Werth von 40 Millionen Fr.; 
die Möbelfabrifation 50 Millionen Fr.; Seife und Parfümerien 60 bis TO Mil; 
Uhrmaderei 40 Mill.; Bronzewaaren 40 Mill.; Gold: und Silberarbeiten 50 
Mill.; Gläſer, Kryftalle, Spiegel 45 Mill.; Porzellan und Fayence 22 Mill.; 
Zöpferwaaren 30 Mil. Die fogenannten Parifer-Artifel, Yurusgegenftände aller 
Art, deren Werth hauptjählih in der eleganten. Ausführung liegt, belaufen fid) 
auf eine jährlihe Produktion von 150,000,000 Fr. 

Der Bergbau und der Hüttenbetrieb bilben einen beveutenden Theil 
der franzöfifhen Induſtrie. Wir geben bier vie meueften Zahlen, nad dem 
Compterendu des ingenieurs des mines für 1852. Im Ganzen find ertheilt 
worden: 448 Koncejfionen 2%) für Steinkohlen der verfchiedenen Gattungen, 
177 für Eifenerzgruben (für zu Tage liegendes Erz bedarf es feine Erlaub- 
niß) und 199 für andere Mineralien, wovon aber bei Weitem nicht alle im 
Bau find. Hier folgen nun nähere Details, welche ſich alle auf's Jahr 1852 
beziehen. 

i Steinfohlen. In 286 Bergwerten haben 35,381 Arbeiter (jährlicher Lohn 
19,874,688 Fr.) mit Hülfe von 460 Dampfmafchinen (12,880 Pferbekrait) 
49,039,259 Gentner (100 Kit.) zum Werthe von 46,751,806 fr. gefunden. Ge— 
braucht wurden aber 79,585,200 Gentner, 30 Millionen Gentner famen alfo aus 
vem Ausland. Torf. 2153 Torfgruben haben 4,333,272 Gentner zum Werth von 
4,668,223 fr. probucirt. Hier find nicht mitgerechnet 1096 Gruben, welde im 


19, Ueber Seide f. Journ. d’agr, pratique, Rapport de M. Dumas vom 5. März 1857. 
Auch Bulletin de la Société de Encouragement etc.) 

20, Das Geſetz vom 21. April 1810 erflärt — mie der Code Napoleon — das Eigenthum 
des Untergrunds als identifh mit der Oberfläche, behält aber dennoch der Regierung das Recht 
vor die Erzlager denen zu verleihen, welche durch Intelligenz und Kapitalien fi am geeignetften 
zu deren Ausnuguna zeigen würden. Der Eigenthümer wird dann mit einer Rente abgefunden. 


45 * 
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Jahre 1852 nicht bearbeitet worden find. Eifenerz. 88 Gruben (mines) und 
864 Lager (minidres), worin 11,601 Arbeiter 20,806,334 Centner zu Tag ge 
fördert haben. An andern Erzen find gewonnen worden: 


Kupfer (Rhonevepartement) 92,849 Gtr. 121,991 Fr. 
Blei (Oberalpen und Puy du Dome) 35,943 = 135,805 = 
Diei und Silber 78,164 = 968,532 - 
Antimonium 21,799 = 164,743 = 
Zinn 31 = 4,185 = 


Im Ganzen 24 Gruben mit 2103 Arbeitern, deren Lohn fich für das Yk 
1852 auf 686,505 Sr. belaufen hat. Salz wurde probucirt: 4,280,376 Ent. 
zum Werth von 7,833,099 Fr. Die Steinbrüde, Sciefer- und Kalf- ꝛc. Orte 
find ſehr bedeutend, wir haben aber feine Anhaltspunkte, um ihre Produktion abe 
ihägen. Die Kalfprennereien liefern für mehr als 30 Millionen Fr. Kalk im Jahr. 

Hüttenmwerfe. Rohes Gußeifen wird probueirt: 1. mit vegetabilifchen Kar 
ftoffen 2,633,400 Gtr. für 42,709,682 Fr.; 2. mit mineralifhen 2,593,034 &x. 
für 32,267,415 Fr. Eijenguß nad zweiter Echmelzung: 900,886 Et, fü 
28,661,310 Fr. Eifen (roh, Stangen, Blech) wurde fabricirt: 1. mit Holteha 
860,427 Etr. im Werth von 38,385,456 Fr.; 2. Steinfohlen 3,959,351 60 
für 122,116,620 Fr. Rails wurden verfertigt: 604,616 Gtr. für 16,401,490 ft. 
verfhiedene Arten Stahl 180,981 Etr. für 15,388,235 Fr. 

Noch wurde probucirt: Kupfer 19,192 Etr. für 5,167,338 Fr.; Gold 18,31 
Grammes für 62,261 Fr.; Silber 6286 Kil. für 1,354,012 Fr.; Blei 23,403 Cr. 
für 1,036,179 Fr. | 

Fifherei. Der durch den Fiſchfang erworbene Werth beläuft fi auf vi 
Millionen, genaue Data hat man aber nur über den Walfifh- und den Et 
fiihfang, weil diefelben durd Prämien begünftigt werden. Der Wallfifchfang bring | 
jährlih etwa 14,000 Etr. (100 Kil.) Thran und Fiſchbein; der Stodfifhten 
beichäftigt (jährlicher Durchſchnitt von 1850— 1854) 396 Schiffe, mit einer & 
mannuıng von 12,536 Mann, die 271,000 Etr. Waare veflarirten. Die Ausfik 
diefes Artifels überfteigt 161/, Millionen Kilogramm jährlid. . 

IX. Handel, Kreditwefen, Münzwefen. Was den Ausfuhrbante 
betrifft, fo geben die vom Finanzminifterium jährlich publicirten Tableaux dei 
Douanes etc. gefondert den Betrag des fogenannten allgemeinen und des fpeciela 
Handels, Diefer begreift in der Einfuhr blos die für den innern Verbrauch wr 
zollten Waaren und in ber Ausfuhr die inländifche Produktion; erfterer überdie 
noch den Tranfit und die in den Entrepots nievergelegten Waaren. Wir mife 
nod bemerken, daß in denfelben Tableaur die Preife oder Werthe nach 1. officiele 
Werth (valeur officielle) und 2. jegigem Werth (valeur actuelle 2!) angegd® 
werben. Der officielle Werth ift 1826 feſtgeſetzt worden, und jährlih wird um 
der Werth aller Waaren nad den damaligen Preifen berechnet. Seit 1847 wen? 
zu gleicher Zeit auch jährlich feftgeftellte (ſogenannte wirkliche oder jegige) Pr“ 
angewendet. Letztere nähern ſich mehr der Wirklichfeit, erftere eignen ſich befler ? 
retrofpeftiven Bergleihungen. Wir werden daher in Nachftehendem zumeilen % 
officielen, zuweilen die jegigen Werthe angeben. 

Der Geſammtwerth (officiel) der Ein- und Ausfuhr betrug in folgen? 
Perioden, im jährlihen Durchſchnitt: 





21, In Belgien: valeur reelle, 
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Allgemeiner Handel. 


1840 - 1844 2170 Millionen dr. 
1845—1849 2512 ⸗ 
1850—1854 3120 ⸗ 


Der jetzige Werth betrug 1853 3749 Millionen, 1854 3758 Millionen, 
1855 4327 Millionen Fr. Hier folgen für 1855 einige Details: 
Allgem, Handel. Specieller Handel. 


er En ET — 
fe. 5 Werth, Wirkt. Werth, Office. Werth. Wirkl. Werth. 
In Millionen Franken. 
Einfuhr 1952 2160 1366 1594 
Ausfuhr 2027 2167 1442 1558 


3979 4327 2808 3152 
Der größte Theil des auswärtigen Handels findet zur See ftatt; berfelbe - 
beläuft ih auf 3104 Millionen (jetiger Werth), wogegen ber Landhandel nur 
1223 Millionen erreicht. Den bedeutendſten Handel treibt Frankreich mit nach— 
ftehenden Ländern: | 
Einfuhr. Ausfuhr, 
(Specieller Handel.) In Millionen Franken. (Specieller Handel.) In Millionen Branten. 


2E 5 8 Pu u: 
2m win —F * 5* 2 —F 
BE 58 88 BE 88 38 
EEE 3 
an MM R An 0 2] 
England 89.4 244.4 278.2 England 270.1 250.9 307.4 
Bereinig. Staaten 152.8 205.2 176.1 Bereinig. Staaten 174.7 203.8 246.8 
Belgien 120.4 145.8 197.3 Algerien 101.7 155.8 104.2 
Sarbinien 91.6 102.0 114.7 Belgien 118.7 131.2 151.2 
Zollverein 44.8 77.5 168.1 Spanien 66.9 92.7 81.8 
Spanien 38.5 65.8 95.2 Schweiz 56.1 65.4 69.7 
Türkei 43.8 54.5 62.2 Zollverein 45.9 61.0 65.5 
Englifh Indien 38.8 52.2 50.9 Türkei 22.8 61.0 76.2 
Schweiz 30.1 39.4 48.6 Sarbinien 63.1 57.1 63.6 
Algerien 19.5 37.3 53.4 Brafilien 30.1 33.4 35.4 
Reunion-Infel(Bour- Peru 15.7 27.5 28.3 
bon) 19.3 36.1 33.5 Chili 17.1 23.2 24.8 
Beide Sicilien 19.1 27.2 31.2 NReunion-InjellBour- 
Niederlande 16.3 23.0 301 bon) 18.1 22.9 20.9 
Spaniſch Amerifa 12.5 19.4 28.9 Beide GSicilien 15.6 20.9 20.2 
Brafilien 13.6 18.4 25.0 Martinique 23.1 187. 17.8 
Egypten 10.8 17.7 20.0 Mexiko 17.0 16.9 171 
Haiti 16.9 8.8 10.9 Guadeloupe 17.8 16.8 16.0 
Tostana, Luca 12.3 15.5 16.4 Tostana, Yucca 15.0 15.3 16.7 
Martinique 13.4 15.1 20.9 Egppten 6.1 96 9.8 
Rußland 37.3 44 3.1 Nieverlande 144 93 13.3 
Guadeloupe 10.6 13.4 170 Rußland 12.0 80 18.0 


Haiti 55 74 79 
Wir laffen nun ſchließlich biejenigen Waaren folgen, bie ihrem Geſammtwerthe 
nad zu ben wichtigſten gehören; 
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Einfuhr. Ausfuhr. 
Be FE se: € 
5 ea 58 9, : A, 
— ge 82 38 € SE SE & 
— = > e3 3” E” 
ee BEE: s Ei 
Rohe Seide 117.6 153.2 176.2 Geivewaaren (Ge- 
Rohe Baumwolle 119.4 135.1 121.1 webe, Bänder ꝛc.) 237.1 307.0 3583 
Getreide 43.8 75.7 122.7 Baumwollwaaren 154.8 196.0 741 
Rohe Wolle 48.6 68.9 68.9 Wollenwaaren 137.2 171.1 1597 
Zucker aus den franz. Kurze Waaren 43.0 57.1 87 
Kolonien 40.0 595 62.8 Wein 74.1 54.9 1573 
Zabafshlätter 27.3 584 274 Berarbeitete Felle 38.5 45.2 515 
Steintohlen 40.2 57.3 89.3 Leinwand 30.4 42.2 1 
Delfanmen 30.2 42.8 24.1 Leinene Zeuge, Tifch- 
Holz 41,2 40.1 69.7 zeug ac. 27.3 415 8) 


Dann folgen: rohe Häute, fremder Zuder, NRaffinirten Zuder 20.9 38.7 2%: 
Vieh, Kupfer, Kaffee, Indigo u. f. w. Töpferwaaren, Glas 
und Kryſtalle 34.5 36.8 254 
Dann folgen: Bapier, rohe Seide, Metal: 
waaren, Gerberiwaaren, Krapp, Fark, 
DBranntwein und Spiritus, Parfümen:, 
Gold- und GSilberwaaren ꝛc. 

Ueber den innern Handel — der wenigftens den zehnfachen (viellitt 
zwanzigfachen) Betrag des äußern erreiht — hat man nur wenige Data. Ti 
Küftenfchifffahrt, der Transport auf den Eifenbahnen, Kanälen geben einige I: 
haltpunfte, die wir weiter unten finden werben. Dann mögen noch bie Beridt 
der Krebitanftalten einige Andeutungen über den innern Handel geben. 

Bank von Frankreich. Der Betrag der diskontirten Papiere belief fid ir 
Jahre 1856 auf 4674 Millionen Fr., was gegen 1855 eine Zunahme von 91? 
Millionen ausmadt. Hier find nicht mitgerechnet eine Anzahl von 814,000 bau 
einfaffirte Sichtwechfel zum Werth von 1121 Mil. Fr. Vorſchüſſe wurden ul 
Staatörenten, Eifenbahnaftien und andere Werthpapiere gemacht 882 Mill. Die Er 
fulation der Bankſcheine ſchwankte zwifchen 585 und 667 Mill. Fr., der Baarmoratt 
zwifchen 159 und 294 Mil. Fr. Die von der Parifer Hauptbant auf ihre 3 
Filiale und vice versa gezogenen Wechſel beliefen fih auf 513 Mil. Fr. a 
Werth, 137 Mil. Fr. mehr als im Vorjahr. Sämmtliche Operationen der Bart, 
die bloßen Umfchreibungen der Poften mitgerechnet, überftiegen die Summe ver 
35,500,000,000 $r. 

Credit mobilier. Die Mobiliarfrevitgefellihaft hat den Zwed, bie auf 
dem Wirkungsfreis der Bank gelegenen Arevitoperationen zu übernehmen, befonter: 
aber neue Unternehmungen zu gründen. Einige Zahlenangaben ohne weitläufige Aut 
einanderfegungen würden nur einen unvollftändigen Begriff der Operationen dieſet 
Anftalt geben, wir begnügen uns daher, auf ihre jährlichen Berichte hinzuweiſen 
Bol. Urt. Gefellfhaft.) — Credit foncier. Dieſe Anftalt ift im Interefle de 
Aderbaues, oder richtiger des Grundbeſitzes, gegründet worden. Sie verfhafft Anleber 
gegen hypothekariſche Sicherheit, wofür fie Obligationen ausgiebt. Die von biefen Ar- 
leben bezahlten Intereffen enthalten einen Procentfag für die Amortifatton, Ende 189 
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waren im Umlauf 210,473 Obligationen zum Werth von 61,148,250 Fr. — 
Comptoire d’Escompte. Da vie Banf von Franfreih nur mit drei Unter 
ſchriften verfehene Wechfel diskontirt und. fi überbied noch manche andere Be- 
ihräntungen aufgelegt hat, fo wurbe im Jahre 1848 das Eomptoir d' Escompte 
zur Aushülfe gegründet. Die Nüslichfeit diefer Anftalt hat fi fo bewährt, daß 
fie fi kürzlich neu organifirt und ihre nun fehr mannigfahen Geſchäfte ausge— 
vehnt bat. Ihre in Zunahme begriffenen Operationen beliefen fih: 1855 auf 
676,943,808 Fr. und 1856 auf 735,333,235 Fr. — Andere Arevditanftalten, 
aber ohne allen officielen Charakter, eriftiren noch manche, allein man fennt ven 
Betrag ihrer Geſchäfte nicht. Die Ausdehnung, die das Affociationswefen zu 
Gunften von Handels- und Fabrifunternehmungen gewinnt, geht 3. B. aus 
ver Anzahl der jährlich fi gründenden Gefellihaften oder Rompagnieen hervor. 
Blos für 1855 betrug deren Zahl: 18 anonyme Geſellſchaften, 387 Altien- 
gejellihaften, 489 Kommanditen, 2816 einfache Kompagnieen (en nom collectif). - 

Jahrmärkte und Meffen zählt man jährlich 25,378 in Frankreich, worunter 
die Meſſe von Beaucaire fehr berühmt ift. 

Gewerbsfteuerpflichtige (patentes) zählte man. 1855 1,433,783 und 
1856 1,453, 700. 

Erfindungspatente (brevets d’invention) 1855 5512, 1856 5834. 

Münzen. 2) Das in Frankreich feit vem Jahre IV (1796) bis 1855 
influfiv geprägte Gold beträgt an Werth: 

\ 2,864,420,950 Fr. 

das Silber 4,560,217,886 = 
7,424,638,836 = 

X. Schifffahrt. In die franzöfifhen Häfen liefen ein im Jahre 1855 
22,987 Seefhiffe mit einem Gehalt von 3,302,000 Tonnen (von 1000 Kit.) 
und aus liefen 13,770 Schiffe von 2,031,000 Tonnen, zufammen 36,757 be- 
ladene Schiffe. Mit den unbelavenen tft die Gefammtfumme der Bewegung 46,849 
Schiffe. Unter den 36,757 beladenen Schiffen gehörten 15,355 Schiffe mit 
2,182,034 T. Franfreih, 11,504 Sch. mit 1,539,000 T. England. Dann folgen: 
die Vereinigten Staaten mit 493,077 T., Norwegen mit 169,654 T., Sicilien 
mit 154,219 T., Sarbinien mit 143,836 T., Nieverlande mit 74,775 T., 
Griehenland mit 71,645 T., Zollverein mit 68,261 T. Obige 36,757 Schiffe 
zerfallen ferner in 27,797 Segelſchiffe mit 3,515,000 T. und 8900 Dampfer 
mit 1,818,000 T. Letztere, deren Zahl in ftarfer Zunahme begriffen ift, vermitteln 
faft blos den Verkehr mit den übrigen europäifchen Staaten; nad den andern 
Welttheilen gehen unter 100 Schiffen nur 14 Dampfer. 

Bermittelft der Küftenfahrer wurven verfchifft (1855) im Ganzen 2231 T., 
wovon 1,597,916 T. auf die Häfen des atlantifhen Meeres oder der Weit- und 
Nordküſte Frantreihs und 633,808 T. auf die Häfen des mittelländifchen Meeres 
kommen. Hierunter ift die große Küftenfahrt (grand cabotage), welche zwiſchen 
dem mittellänvifchen Meer und dem Ocean ftattgefunven, mit 73,587 T. aus ben 
mittelländifchen Häfen und 32,515 T. aus den Häfen des Oceans (weftliche und 
nördliche Küfte), zufammen 106,102 T., begriffen. Am ftärkften betheiligten ſich 
an der Küftenfahrt: Bei der Abſendung: Marfeille mit 229,855 T., Havre 
mit 192,055 T., Nantes mit 144,181. T., Bordeaur mit 133,119 T. Beim 





2?) Ausführliche Details findet man in den Annuaire de l’Econ. pol. et de Statistique - 
von Block und Guillaumin für das Jahr 1857. Seite 74 und ff. 
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Empfang: Rouen mit 211,827 T., Marſeille mit 199,955 T., Bordeam mit 
167,476 T., Havre mit 153,914 T., Toulon mit 140,476 T., Dünkirchen mit 
130,355 T., Nantes mit 105,506 T. ‚Unter den widhtigften verfchifften Waaren 
heben wir hervor: Holz (354,307 T.), Getreide (276,023 T.), Salz (214,308 7), 
Wein (158,909 T.), Steinfohlen (147,240 T.). Diefe ſechs Artikel bilden 621/, püı 
des gefammten Transport. 

Shiffszahl. *) Die Zahl der in den franzöfifhen Häfen immatrikulirte 


Schiffe geht aus folgender Tabelle hervor: . 
Segelſchiffe: Dampfer: Zuſammen: 

—— — ——— ——— — — U u - > 

Jahr: Schiffe: Tonnengebalt: Schiffe: Tonnengebalt: Schiffe: Tomnengebilt: 


1853 14,545 757,897 174 4,808 14,719 762,705 
1854 14,199 800,580 197 19,102 14,396 819,682 
1855 14,023 848,254 225 23,902 14,248 872,156 
Wie man deutlicher aus der nachſtehenden Tabelle erfehen kann, hat ti 
Größe ver Schiffe beveutend zugenommen. Deren Zahl und Gehalt betr ım 
31. December der Jahre: 1853: 1855: 
Schiffe: Tonnen: Shiffe: Tonnen 
Schiffe von mehr als 500 Tonnen 51 31,612 120 75,63 
= = 100 bi8 500 = 2,307 456,471 2,544 532,2 
= weniger als 100 = 12,361 274,622 11,584 264, 

Man zählt etwa 40 Häfen in Frankreich, wovon 83 im mittelländijde 
Meer. Leuchtthürme und Lichter aller Art werden 156 unterhalten, davon fin 
28 im mittelländifhen Meer. 

XI Berfehrömittel. Eifenbabnen, Landftraßen, Kanäle. Ei 
20 bis 30 Jahren ift in diefer Hinficht fehr viel geſchehen; beſonders eifrig aa 
arbeitet man in der neueften Zeit an der Vollendung des Eifenbahnneges. Seitz 
dieſes rafchefte aller VBerbindungs- oder Transportmittel gehörig gewürbigt werte 
ift, find alle andern beinahe vernadhläffigt worden. 

Wir haben fhon oben gefeben, daß die franzöfifhen Ströme und Flüffe ein 
ſchiffbare Länge von 8817 Ktlometer bilden. Hiezu muß man nun die Kanält 
rechnen, deren Zahl fih auf 97 mit einer Länge von 4,715,180 Meter beläuft 
Die wichtigften find: Der Kanal de Bourgogne, der die Nonne mit der Sum 
und alfo die Rhone und das Geine-Beden mit einander verbindet; die Kanäle dı 
Nivernais, de Briare, d’Orleans, die an verfchiedenen Punkten vie DVerbintun 
ber Poire mit der Seine vermitteln; der Kanal de la Marne au Rhin, ber Ir 
denner Kanal und der von St.Ouentin, weldye die Seine mit dem Rhein in Be: 
bindung bringen; der Kanal du Rhöne au Rhin, deſſen Zwed hinlänglich burd 
feinen Namen angedeutet ift; der Kanal du Centre, der die Loire mit der Rben 
in Kommunifation fegt; envlid der berühmte Kanal du midi, der in einer Lünz 
von 241 Kil. den Ocean (Öaronnebeden) mit dem mittelländifchen Meere vr 
bindet. Die innere Schifffahrt beträgt alfo 13,533 Kilometer. | 

Die Lanpdftraßen zerfallen in Franfreih, nah ihrer Wichtigkeit — um 
nad) den Kaffen, aus denen’ fie unterhalten werden — in drei Klaſſen: 1. Kaiſer— 
liche oder National-Straßen giebt e8 (1854) 654, mit einer Länge von 36,038 Kil 
2) Departementalftragen zählte man (1854) 1694, mit einer Ränge von 45,621 
Kit. mit 27,580 fertigen und 4039 projeftirten oder im Bau begriffenen Brüder 
Zwiſchen beiden vorigen Rlaffen ftehen in der Mitte, weil zugleid) vom Staat un 


*) Dal. oben ©. 547, 
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von den Departementen unterhalten, 69 ftrategifche Straßen (in der Vendée) mit 
einer Länge von 1463 Kil. Im Ganzen alfo ift die Fänge der Lanpftraßen 83,128 
Kilometer. 3) Anerkannte PVicinale (oder Gemeinde-) Üege (1851) zählt man 
284,737 mit einer Länge von 558,441 Kilometer. Außerdem giebt es eine große 
Menge Feld» und Forftwege, die nicht aus einer Gemeinde in die andere führen, 
alfo nicht unter die Vincinalwege Haffificirt werben können. 

Im Eifenbahnbau*) ſucht Frankreich, das lange gegen England und Deutfch 
land zurüd war, nun bie verlorne Zeit einzuholen. Seit 1842 — weldes Jahr 
ein Wendepunft in ver Gefchichte dieſer Verkehrsmittel bildet — hat ſich der 
Staat ver Sache kräftig angenommen, feit 1852 ift berfelben ein neuer Impuls 
gegeben morben und beinahe jährli werben größere Summen für die Herftellung 
von Eifenbahnen verwendet. 

Endlich hat Frankreich jegt ſchon eine mehr als 10,000 Kil. lange Tele- 
hd auf welcher monatlich etwa 50,000 Depefhen verfandt werben. 

an glaubt, daß ſich diefe binnen wenig Jahren verdoppeln werben. 

XU. Finanzen. Die Quellen, woraus der franzöfifhe Staatsihag feine 
Einnahmen zieht, ergeben fih am beften aus der überfihtlihen Darftellung eines 
Büdgets. Wir wählen das vom Jahr 1857, bem bie andern bis auf Heine Ab- 
weichungen in den Zahlen gleichen. 

Einnahmen : 
I. Direkte Steuern (438,369,947 Fr.), und zwar: 


Grundſteuer . . 271,648,873 Fr. 


Perfon- und Mobiliarfteur. . . 2 2 2020202 66,061,571 ⸗ 
Thür: und Fenfterftener . -. . 2 2 20 40, 326,708 = 
Patent: (Gewerbesftur. - . . 2... . .... 59,462,795 ⸗ 
Zufhlag für erfte Zahlungsaufforderun. . . . . 870,000 = 
II. Einregiftrirung (verfaufter Grundſtücke ꝛc.), Stempel ıc. 353,842,046 = 
III. Probulte der Wälder (Holz) und (Süßwaſſer-) Fiſcheree 25,942,500 = 
IV. Zoll (dabei 28 Mill. Salaftuer) . . » 2 2... 231,716,000 = 
V. Indirekte Steuern (404,482,000 Fr.), und zwar 
Trankſteuer (Wein, Bier, Branntwein) . -. . . .  137,911,000 = 
Inländifher Zuder (Runkelrüben) 2). . . 2... 36,365,000 = 
Tabalsmonopol 2) . 2 2 2 2 nenn. 164,000,000 = 
Andere (worunter 7 Mil. Salzftuer) . » -. . . 66,206,000 = 
VI. Poſtertrag 2).656,269,000 = 


. . ... 198,133,733 = 
Sumna 1,708,745,226 Fr. 
Außerordentlihe Einnahmen . . » 2: 2 20.0. 1,129,286 = 
Total 1,709,874,512 Fr. 


VII Andere Einnahmen 


*) S, das Nähere oben S. 377. — 

23) NAunfelrübenzuder. Im Jahr 1856 waren 273 Zuderfabrifen in Thätigkeit, welche 
92,197,663 Kil. Zuder produeirt haben. 46 diefer Fabrifen find in Aisne, 128 in Nord und 
die übrigen in 11 andern Departements. : 

26) Tabak. 39,521,462 Kil. Tabak ift 1855 vom Staat von der Negie gefauft worden und 
zwar 15,318,925 in Frankreich, 4,093,432 im übrigen Europa, 19,851,609 in Amerika. Ueber: 
dies 151,927 Kil. oder 37,981,835 Stück HavannasGigarren. Der Werth diefer Tabafe beläuft 
fi auf 40,899,807 Ar. In den Magazinen befanden fich noch 55,338,507 Kil., jo daß der Ges 
fammtvorrath beinahe 95 Millionen Kilogramm _erreichte. Verkauft wurden 24,530,093 Kilogramme. 

85) Poft. Im Innern derfelben Stadt Foftet jegt ein einfacher Brief von 15 Gramm 10 Gen 
times, wenn er franfirt und 15, wenn er nicht frankirt ift, Von einem Drt zum andern, ohne 
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Ausgaben: 
I. Staatsſchulden (511,225,062 Fr.) 
Konfolivirte Schuld (Al/z,, 4, 3 pCt). > 2 2 2. 308,645,291 fr. 
Lebenslänglihe Schuld (Penfionsfond xc). . . . . 68,212,212 - 
Andere, zum Theil temporäre Schulden . . . „. .  134,367,559 - 
1I. Dotationen (Civillifte 25 Mil). - > 2 2 2020. ..839,470,080 : 
II. Minifterien (813,844 ae und — 


Staatsminiſterium. . . a ——— 9,028,300 : 
Juſtiz nenn 27,476,270 : 
Auswärtige Angelegenheiten ... 20.0.0. 10,006,600 : 
Inneres . . Be ee, A EEE DRG BER 
TIRSUER.. 20 ne ee er le ie 19,193,534 > 
Krieg . Ta ae Ba rt ar, BIO SER IR 
Marine und Kolonien . . . 121,687,821 : 
Deffentliher Unterriht (19,388 ‚750) und Kultus 

(45,133,836) . . 2. 64,522,586 » 
Aderbau, Handel und öffentliche Bauten. 000. 79,890,500 » 
IV. Koften ber ber en 2 2 20. ...170,562,241 > 
V. Rüdzahlungn- . . . . a a EDER IR = 
Total 1,645,490,664 Fr. 

Außerordentlihe Arbeiten . . . 20. 53,414,000 : 


FEN REN ber Pen 1,698,904,664 fi. 
Die Lonfolidirte Staatsfhuld zählte am 1. Januar 1856 1,020,338 6 
ſchriften (Poften, deren Gin Gläubiger oft mehrere hat); bie Rente beim 
284,668,525 (wovon 110,298,525 Zprocentig) und das nominelle Kapital ve 
felben 2, 558, 040,822 Franfen. 
Finanzbeamte. Die direften Steuern werden von 7—8000 Einnehmen. 
363 Kreiseinnehmern, 85 Oeneraleinnehmern erhoben. Die VBerwaltungsarkeite 
werden von 86 Steuerdireftoren, eben fo vielen Infpektoren, 794 Kontroleurs 
und einer großen Anzahl Kommis beforgt. Befondere Infpektoren revidiren N 
Kaſſen. Die Regiftrirung liegt 87 Direktoren, 90 Inſpektoren, 447 Berifilatere 
und Kommis ob. Die Stempelgebühren befchäftigen 350 Agenten. Förſter zäh 
man 3986. Die Douanen werden verwaltet von 31 Direktoren, 196 Imipektera, 
2619 andere Beamten mit Beihülfe von 24,918 einregimentirten Douaniers unit 
277 Rapitänen und 670 Lientenants. Die indirekten Steuern haben 74 Agent 
mit 8670 Untergebenen verjchiedenen Grades. Die Aufficht über ven Tabalktkat 
führen 5 Infpeftoren, 115 andere Beamte und 188 nievere Auffeher. Die At 
bedarf ein Perfonal von 21,390 Individuen. 
XII. Seer und Flotte. In der Unmöglichkeit hier eine ins Einzelr 
gehende Statiftit der verſchiedenen Waffengattungen zu geben *), begmügen m 
ung, aus dem officiellen Compte rendu sur les op6rations du Recruteme 





Unterfchied der Entfernung, foftet der franfirte einfache Brief von 7%, Gr, 20 Gent. und N 
unfranfirte 30. Die einförmige Taxe ift am 24. Auguft 1848, die 453 am 20. Fa 
1854 feftgefegt worden. Daher folgende Nefultate: Im Jahre 1847 cirkulirten 12940000 
Briefe, worunter 12,648,000 oder 10 p&t. franfirte; 1856 cirfulirten deren 231,997,290, m 
unter 227,467,102 oder 90 pCt. frankirte. 

*) S. den Art. „Heerverfaſſung“. 
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— 1856) und dem Büdget von 1868 die wichtigſten Zahlen hervorzuheben. 
Am 1. Januar 1855 beſtand die aftive Armee aus 555,289 Mann und zwar: 


Im Innen . . . .. 375,231 

In Afrika (Algerien) Fa 64,893 

Im Orient (Krim ıc) . . 104,692 

In Italien . . ... 10473 

555,289 

Hierzu die Referve mit . 39,439 

594,728 

Am 1. Jan. 1854 war biefe Zahl. . . 516,672 


Nach dem Burget von 1858 fol die Zahl der Truppen fein im Jahre 1857 
378,911 Mann 90,191 Pferde; im Jahr 1858 392,400 Mann und 83,500 
Pferde. Von diefen 392,400 fümen auf Wlgier 69,521, auf das Innere von 
Frankreich (und Italien) 322,879 Mann, 

Die verſchiedenen Iruppengattungen find auf folgende Zahlen berechnet : 


Infanterie 214,180, worunter 10,156 Offiziere 


Kavallerie 55, 310, = 3,627 

Artillerie 30, 099, ⸗ 1,452 s 
Genie 6,300, . 260 -» 
Gendarmen 20,201, 5 642 = 
Garde 30,042, ⸗ 1,381 ⸗ 


Dann folgen der Train, die Equipage und andere minder zahlreiche Korps. 

Die Zahl der jährlich militärpflichtig werbenden jungen Leute ſchwankt zwi— 
fchen 300,000 und 320,000. Im Jahre 1853 war deren Zahl 301,295, worunter 
geſetzlich befreit wurden : 


Wegen Mangel an ber are EM in er re IE 
Wegen Gebrechen ıc. . . ehr era MET 
Als ältefter Bruder von Waiſen a le Pe a er ee 2,717 
Als Söhne oder Enkel von Wittwen. . . Te 168,648 
Als Söhne von 7Ojährigen oder blinden Tätern a ea 1,175 
ALS jüngerer Bruder eines Blinden ıc. . . 88 
Als ältefter unter 2 Brüdern, welche zu gleicher Zeit mifitärpflichtig find 127 
Als Brüder von Solden, welche fih unter ber Gahne ie . . 16,806 
Als Brüder im Dienft Umgelommener x. . . — 2,219 

417, 7,485 


Außer diefen giebt es nod andere Verhältniſſe, welde von ber Mititärpfligt 
befreien, 3. B. das Studium der Theologie, das Lehrfach ꝛc. Die Zahl ver in 
diefe Kategorie gehörigen jungen Leute ift etwas über 3000. 

Freiwillig traten in den Militärdienft 1853 8600, 1854 16,676, Neue 
Engagements gingen ein: 1853 6003, 1854 7807 alte Soldaten. 

Tranfreih unterhält 118 Feftungen und 64 zum Theil befeftigte Militär- 
poften. Unter diefen 118 Feftungen beſchützen 24 vie Norbgrenze, 6 ziehen ſich 
längs der Grenze zwiſchen Moſel und Rhein hin, 8 andere bilden eine innere 
zweite Reihe. Den Rhein und den Jura vertheidigen 11. Die Grenzen gegen bie 
Alpen find durch 17 Feſtungen gededt; dann liegen 5 am mittellänviihen Meer; 
13 an der fpanifchen Grenze, in den Pyrenäen; 14 am Ocean; 9 am Kanal; 
5 im Innern, darunter Paris, und 6 auf ber Inſel Korſila. 
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Marine. *) Die franzöftfche Flotte befteht aus 44 Linienſchiffen won 74 kit 
120 Kanonen, 60 Fregatten von 44 bis 60 Kanonen, 50 Korvetten, 100 Brigas, 
30 Transportichiffen und etwa 60 anderen Fahrzeugen. Zwei Fünftel viefer Shift 
find Dampfichiffe, geößtentheils eingerichtet, je nach Gutbefinden mit Dampf are 
unter Segeln zu gehen (navires mixtes). Auf den Werften befinvet ſich nod ein 
faft eben fo große Zahl als auf dem Wafler. 

Die Mannfhaft wird zum größten Theil durch die Inscription maritime 
vollzählig gehalten. In die Regifter diefer Inscription werben die Namen fünnt 
licher 20= bis 5Ojähriger Fiſcher und Matrojen eingetragen und daraus bie möthige 
Anzahl herausgehoben. Der Dienft ift vreijährig. Ende 1857 zählten bie mirklid 
bemannten Schiffe, 142 jeder Größe (vie auf Schiffen fih befindenden Uebunz 
fhulen, mit gerechnet), 30,535 Mann. 

XIV. Kolonieen und auswärtige Befigungen. In Afrita. Ei 
nennen 1) Algerien (vgl. den Art. „Algerien”), worin nunmehr etma 200, 
Europäer fi nievergelaffen haben. In jeder ver drei Provinzen (Algier, Im, 
Eonftantine) find ſchon zahlreiche Aderbaudörfer gegründet und manche find mer 
angebaut. Große Anftrengungen werben gemacht, dieſe Dörfer zu mehren und m 
Blüthe zu bringen. 2) Berfchievene Nieverlaffungen, Komptoire oder befeftigt: 
Poften am Senegal, deren Handel hauptfählih in arabifhem Gummi befic. 
3) Die Reunioninfel (Ile de la Reunion), fonft Bourbon genannt, mit 260 He: 
taren. 4) Verſchiedene Kleine Infeln in der Nähe von Madagaskar, Gt. Mari, 
Noſſibé, Mayotta zc. 

In Amerika, Die Infen Martinigue (109,000 Heft. mit 123,495 Ei 
wohnern), Guadeloupe (160,000 Heft. mit 124,934 Einw.), Marie Galante m | 
einige Hleinere unter den Antillen. Ferner : St.Pierre, Miquelon nnd mehrer u 
dere Infelden in der Nähe von Neufoundland. Guyana mit der Infel Cape | 
in Sübamerifa in der Nahbarfchaft des Amazonenftroms,. | 

In Aſien (Oftindien) Pondichery und einige andere Städte. 

In Oceanien (auftraliiche Infeln im ftilen Meer). Die Marquefasinidt 
(Iles Marquesas) mit Nada-Hiva, die Gefellfchaftsinfeln, eigentlih blos unter Ne 
Proteftorat Frankreichs. Endlich das 1855 in Befig genommene Neu-Calevonie, 
wohin die Straffolonieen verlegt werben follen. 

Sämmtliche franzöfifhe Kolonieen — außer Algier — hatten im Jahre 185 
617,000 Einwohner. — | 

Hinfihtlih der Literatur müffen wir uns begnügen, einige Werte zu ner 
nen, in welchen fich nähere Nachweife finden. Lelong, Bibliothöque  litterairt 
de l’histoire frangaise giebt Auskunft über vie ältere gefchichtliche Literatur; U 
den erften 4 Bänden des Catalogue de la Bibliothöque imperiale (Paris, Didet 
ift der Befig ver großen Parifer Bibliothek an gefhichtlichen Werten verzeiht 
©. ferner Heuschling, Bibliographie historique de la Statistique en Frantt. 
Brux. 1851. Einen vollftändigen Auszug aller in Frankreich erfcheinenden am 
lichen Dokumente von ſtatiſtiſchem Inhalt findet man in dem Annuaire de l’Eer 
nomie politique et de Statistique, 1842—1855 von Iof. Garnier und Guille— 
main, feit 1856 von Guillomain und Block herausgegeben. Bollftäntiz 
Nachweiſe der Berwaltungsliteratur **) enthält das Dictionnaire de l'administ. | 


*) Dal. oben ©. 547. 
*) ©. auch Hod, die Finanzverwaltung Frankreichs. Stuttg. u. Augab. 1857, 
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frangaise, herausgegeben von Block (Paris u. Strassb. 1856). — Von geſchicht⸗ 
lichen Werken deutſcher Verfaſſer nennen wir: Ranke, franz. Geſchichte, beſonders 
im 16. u. 17. Jahrh. 4 Bde. Stuttg.u. Augsb. 1852—58. v. Sybel, Geſchichte 
ber Nevolutiongzeit. Bis jet 2 Bde. Düſſeld. 1853, 1854. Schäffner, Ge 
ſchichte der Rechtsverfaffung Frantreihs 3 Bde. Franff. 1843, Bot. 


Politifhe Anmerkung der Redaktion. 


Die Leſer des Staatswörterbuchs dürfen billig erwarten, daß baffelbe auch 
der franzöfiihen Frage gegenüber feine politifche Gefinnung bewähre und vom 
deutſchen Stantpunfte aus die gegenwärtige politifhe Lage der napoleonifchen 
Herrſchaft und ihre Ausfichten mit einigen charafteriftiichen Zügen zu zeichnen 
unternehme. 

Dft fhon wurde Napoleon III. mit Oftavius Auguftus verglihen, und in 
ber That die Aehnlichkeit ſowohl der Situation als der Charaftere fällt Jedermann 
auf. Schon das perfünlihe Verhältniß der beiden Kaifer Napoleon gleicht merk— 
würdig dem Verhältniß des Kaifers Auguftus zu dem großen Cäfar. Wie Au— 
guftus, der Großneffe Cäſars, jo ift auch Napoleon III. nicht ein unmittelbarer 
Abkömmling, fonvdern ein Neffe Napoleons I., und wie jener, fo ift auch dieſer 
als Neffe zugleich ver Erbe eines welthiſtoriſchen Feldherrn, Staatsmanns und 
Herrſchers geworben. Beiden auch fällt die unermeßliche Erbfhaft nicht bequem 
in den Schooß. Der Antritt verfelben ift für beide mit Gefahr und Anftrengung 
verbunden. Sie müjjen beide die reihe Verlaſſenſchaft durch perſönliche Auszeich- 
nung und Arbeit erft erringen. Nach der Ermordung Cäfars wüthete von neuem 
ver Partei» und Bürgerkrieg, den der lebende Cäfar an feinen Triumphwagen ges 
fejjelt hatte, und erft nachdem Auguftus aus den erneuerten Kriegen fiegreid her— 
vorgegangen war, warf fi ihm die ermüdete und frievensbebürftige Nation er- 
Thöpft in die Arme. Yänger noch dauerte die Unterbredhung nad dem tragifchen 
Sturze des erften Napoleon bis zur Erhebung des dritten. Erft als die Revolution, 
welche jener gebänvigt und gejchloffen hatte, nad langen Paufen mit vulfanifcher 
Gewalt wieder ausgebrochen war, und bie focialen Leiden und Gefahren vie Bürger 
ſchreckten, fielen die Maſſen, überbrüfjig des Parteihaders und der Unorbnung dem 
Prinzen zu, von dem fie die Herftellung einer gefiherten Ordnung, ein energifches 
einheitliches Regiment und die Wiedererhöhung der in der neuen Revolution ge— 
funfenen franzöfifhen Macht hofften. Diefes Gefühl war fo ſtark in den Maffen, 
daß fie den furdtbaren Gemwaltaft, duch welchen der Präfivent die beftehende Ver— 
fafjung durchbrach, und feine fouveräne Macht erhob, wie die Rettung des Staates 
binnahmen und dur ihre Zuftimmung nachträglich billigten. Nur vie gefränften 
geiftigen Führer des dritten Standes behielten ven Stachel tief im Herzen. 

Wie Auguftus von cäfarifchen Ideen erfüllt war, fo ift Napoleon III. von 
den Staatsideen feines großen Oheims begeiftert. Die beiden Neffen find zwar 
nicht fo fhöpferifhe Genien, wie die großen Gründer ifter Dynaftien und bie 
Stifter der neuen Kaiferreihe. Aber die beiden Fürſten find doch ebenfalls von 
der Natur mit feltenen Herrjheranlagen ausgeftattet, und beide in hohem Maße 
befähigt, die Herrfhaft eines großen Reiches an fih zu bringen und zu üben. 
Beide find ausgezeichnet durch politifhen Scharf» und Weitblid, beide verftehen es, 
große Plane auszudenfen und vorzubereiten, beide willen die Umftände zu wilr- 
digen, und die Mittel zu berechnen, welche ven Erfolg fihern, beide find rüd- 
fihtslos in Anwendung bdiefer Mittel, und verfolgen mit zäher Ausdauer das 
angeftrebte Ziel. Das Bewußtſein des perfünlihen Herrfcherberufs, da8 Souverä- 
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netätsgefühl, iſt in beiden ſehr ſtark. Sie fühlen und denken ſich als Perſonifllatien 
der Volksmacht und der Staatseinheit. Beide wollen die oberſte Gewalt als eine 
unbefhränfte haben und üben und zwar nicht blos dem Namen und Scheine na, 
womit ſich manche abfolutiftifche Fürften begnügen, fondern in Wirklichkeit. Bei 
fheuen daher auch die perfönliche Anftrengung und Arbeit nicht, ohme welde tat 
nicht möglich ift. Beide ftügen ihre Gewalt vornehmlich auf ven Willen des Bolk, 
als deſſen Häupter und Stellvertreter fie fi denfen, und auf den Beifall un 
das Bebürfnif der großen Maffen, mehr ald auf den ber vornehmeren höhe 
gebildeten Gefellihaft. Beide verheifen und ſchätzen ben Frieden, aber ohne Furdt 
vor dem Kriege, wenn er unvermeidlich erfcheint. Beide denken in ihren Plane 
auch an die Zukunft und bemühen fih, den Yortbeftand ihrer Herrfchaft und Ihre 
Inftitutionen aud für ihre Nachfolger zu fichern. 

Es ift Auguftus gelungen, feine Herrfchaft bis an fein Ende zu behaupten, 
und die Inftitution des Kaiſerthums auf Jahrhunderte hin in fefter Geftalt uf 
zurichten. Wird Napoleon III. eben fo glüdli fein, wie fein römiſches Bortit 
Iſt der Neubau veffelben eben fo feft in feinen Fundamenten und fo fol in 
der Ausführung? Niemand kann die erfte Frage mit Sicherheit beantworten; 
eher läßt fich die zweite prüfen. Wie ernftlih Napoleon III. darauf venft, die 
frienlihe Nachfolge feines Sohnes ſicher zu ftelen, das zeigen die neueften Str 
tuten über die Regentihaft und die Eintheilung Franfreihs in 8 Marjcallatt, 
wie die eventuellen Vollmachten an vie Marſchälle. Diefe äußern Mittel, um ein 
Empörung des Pöbels niederzufhlagen, und um ver Verſchwörung der Klubbs aut: 
gegenzutreten, find mit Umficht gewählt und fräftig vorgeforgt. Solchen militir' 
ſchen Borfehrungen gegenüber erfcheint jeder rohe Kufftand ohnmãchtig un 
hoffnungslos. 

Dennoch kann fih Niemand, der aufrichtig über dieſe Dinge denkt und fpridt 
verbergen, daß der Glaube an die Fortbauer der gegenwärtigen Staatsorbnun 
fowohl in als außer Frankreich nur ſchwach und unfiher und durch die neuefta 
Borgänge und Mafregeln eher noch mehr geſchwächt als geftärkt worden fei. In 
diefen Maßregeln felbft ift auch vie Leidenſchaft offenbar geworben, melde fic nid! 
mehr ficher und zu anomalen Mitteln fi) gevrängt fühlt, die das Rechtsbewußt— 
fein verlegen und die Unzufriedenheit vermehren. Ein Gefeg, welches vie politiid 
Gefinnung wie ein Verbrechen bevroht, die Uebergabe ver Polizei an einen Gr 
neral, der die Formen des blinden militäriihen Gehorfams in die Civilbeamtung 
einführt, das brüdende, beängftigende, immoraliſche Syftem der Spionage, die 
unerträglihen Paß⸗ und Berfehrspladereien, unter denen vie friedlichen Bürge 
am meiften zu leiven haben, die Hemmniffe, welche ver freien wiffenfchaftlihen 
Aeußerung bereitet werben, die Knechtung der Preſſe, die Deportationen Verdͤch 
tiger ohne Urtheil und Recht, find fürwahr nicht geeignet, Vertrauen zu ermeden 
oder Zufriedenheit & verbreiten. 

Aus weldhen Gründen man fich jenen Unglauben erklären möge, das Sympten 
felbft ift unzweifelhaft und am ſich eine Gefahr; denn wie der Glaube die vorhan⸗ 
denen Schwierigfeiten überwinden hilft, indem er ven Muth ftärkt, jo verleitet der 
Mangel an Vertrauen in die Zukunft während der Krifis bald zu halben und un 
reihenden, bald zu übertriebenen und ſchädlichen Mafregeln, die das Uebel ver 
fhlimmern. Der Glaube aber läßt fi zwar wohl in noch jugendliche Gemäthe 
einpflanzen, aber nicht einer alten und reifen Nation aufnöthigen. 

Bergleihen wir überdem die römifche Weltlage zur Zeit des Anguftus mit 
der franzöfifchen unferer Tage weiter, fo zeigen ſich auch neben jener Aehnlichkeit 


Srankreich. 719 


ſehr erhebliche Verſchiedenheiten. Vielleicht hat Napoleon III. ſelbſt dem römijch- 
cãſariſchen Vorbild eifriger nachgeſtrebt, als die Verſchiedenheit der Völker und der 
Zeiten es rechtfertigt. 

Die Gegenſätze erſcheinen groß genug, ſowohl nach Außen als im Innern, 
um nicht überſehen werden zu dürfen. Rom war allein in der Welt, das einzige 
in ſich begründete Weltreich, ohne einen Rival. Rings um die Grenze des römiſchen 
Reiches her lagen unciviliſirte Völker, ohne höhere Staatsbildung, ohne Einigung. 
Auguftus verzichtete nach der Niederlage des Barus in den germaniſchen Wäldern 
auf weitere Eroberungen. Das römiſche Reich hatte feine Schranken gefunden. Aber 
ſoweit die Civilifation reichte, fo weit herrſchte Rom. Civilifation und Römerreich 
waren baffelbe. 

Frankreich dagegen fteht nicht ebenfo allein in ver Welt. Andere Großmächte 
find neben ihm, deren politifche Denkweife und Inftitutionen nicht ohne Einfluß 
auf fein Leben find. Mag aud der romanifche Geift ver franzöfiihen Nation in 
höherem Grade einer unbedingten Centralifation aller Staatsgewalt in der Perfon 
des Kaiſers geneigt fein, und der romanifche Charakter der Franzofen ſich williger 
einer diktatorifchen Gewalt unterwerfen, als das Wefen der germanifchen Völker, 
fo ift do der nahe Vergleich mit der freien Verfaſſung Englands eine unaus- 
gejegt wirkende Warnung gegen eine rüdfichtslofe und leidenfchaftliche Ueberfpannung 
jener centralifirenden Diktatur. Man darf den Franzofen nicht zumutben, daß fie 
völlig auf politifche Freiheit verzichten, während fie nicht blos in ihrer eigenen 
Geſchichte fih oft ſchon aud für die Freiheit begeiftert haben, ſondern in unmittel- 
barer Nähe mit freien Völkern täglich verkehren. Paris und London find heutzutage 
viel näher gerüdt, als je zuvor, und die Reihhaltigkeit und Mannigfaltigfeit viefer 
Beziehungen ift eine Macht, die man nicht ignoriren darf. Weniger bedeutend ift 
die politiihe Einwirkung der deutſchen Staaten, deren Berfafjung zwar nicht par- 
lamentarifch ift, wie die englifche, aber doch befchräntt monarchiſch; aber auch hinter 
dieſen in Volfsfreiheit zurüdbleiben zu müſſen, das weckt in dem gebilveten Fran 
zofen doch das Gefühl der Demüthigung. Ebenfowenig ift die Civiliſation auf 
Frankreich eingeſchloſſen. So groß die Verdienſte der Franzoſen aud für die euro- 
päifche Eivilifation angefhlagen werben, andere nit minder große Verdienſte haben 
aud andere Bölfer aufzuweifen. Auch in dieſer Beziehung ift die Ifolirung Frank— 
reichs unmöglich; die Fortſchritte der allgemeinen Givilifation in der Wiffenfhaft, in 
der Kunft, in humaner Geiftesbildung bedingen und ergreifen auch die franzöfifche 
Nation. Die öffentlihe Meinung Europa’s ift für diefe nicht gleichgültig, und fie ift 
einer fortvauernden Feſſelung der öffentlihen Meinung in Frankreich entſchieden 
ungünftig. 

Sehen wir auf die inneren Unterfhiede zwiſchen ber politiichen Lage von 
Rom zur Zeit des Auguftus und Frankreich in unferer Zeit, fo zeigen ſich diefelben 
fowohl in der Natur der Oppofition gegen den Kaifer, als in ber Bafis, auf die 
er fi ftügen muß. In Rom war eine ernftlibe DOppofition nur von der Ari— 
ftofratie zu beforgen, die ungern auf ihre Herrſchaft verzichtete. Uber die römifche 
Ariftofratie hatte den Glauben an ihre felbftftändige Macht verloren; die Bürger: 
friege hatten ihre Unfähigkeit, vie alte Republif herzuftellen und zu behaupten für 
Jedermann geoffenbart. Die Berzweiflung faß ihr in den Gliedern. Sie dachte 
mehr am finnlihen Lebensgenuß, und den hatte fie ficherer, wenn fie dem Kaifer 
huldigte, als wenn fie ihn befämpfte. Den politiihen Ehrgeiz, ver noch in ihr 
war, fuchte Auguftus überdem zu befriedigen. So hart und graufam er während 
bes Kampfes gehandelt hatte, nad dem Sieg that er für die Verföhnung aud 
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der Ariftotratie, was irgend geſchehen konnte. Die hohe Ariftofratie fand in vem 
immer noch einflußreihen Senat ein beneidete Stellung, und bier durfte auch die 
Dppofition mit Freiheit ſich äußern. Die nievere Ariftofratie der Ritter fand in da 
geordneten Zuftänden und ihrer finanziellen Ausbeutung eine reiche Duelle de 
Gewinns. Die römische Literatur war unter Auguftus in voller Blüthe. 

In Frankreich dagegen ift die beveutendfte Oppofition nicht etwa in den ver 
einzelten focialiftifchen und rothen Klubbs zu fuchen, die auf den Schreden jper 
liren und zum Verbrechen bereit find, noch weniger in der alten Ariftokratie, ſonden 
vielmehr in ven gebildeten Bürgerflaffen, in dem britten Stand. Sie hat dehe 
eine viel breitere Ausvehnung als die römiſche Oppofition. Sie ift überall ine 
franzöfifhen Städten zu finden, fie hat ihren Hauptfig in Paris, dem bifteriide: 
Centrum des franzöfifhen Staats. Sie ift aud nicht fo tief demoralifixt, wie die 
römiſche Ariftotratie e8 war. Die Vorzüge der franzöfifhen Nation find ud in 
dem Bürgerftand lebendig, und immer neue frifche Kräfte ſtrömen aus ven fir 
vinzen und von dem Lande vemfelben zu. Schwerlid ift verfelbe durch die Jar 
lutionsgeſchichte ſchon hinreichend darüber belehrt, daß er unfähig fei, das Regime 
felber zu führen, aber keinenfalls verzichtet er auf eine Theilnahme am ber fiat 
lihen Geſetzgebung und auf die Kontrole des Regiments. Die drei Jahrzehnte tx 
fonftitutionelien Monarchie haben fein Selbftgefühl geftärft, und die Erinnern 
daran ift noch ſtark und weckt das Verlangen nad analogen Zuftänden um I 
mehr, je weiter die Furcht vor der Erneuerung des Jahres 1848 zurüdtritt. Dr 
napoleonifhe Verfaſſung hat zwar dieſem konftitutionellen Sinn einige Rüdidt 
gewidmet theils in ber Bildung des Senats, welder die verfaffungsmäßigen Rat 
und Freiheiten zu ſchützen berufen ift, theils in der Einrihtung eines fog. ct 
gebungstörpers, welchem vie Gefegesentwürfe vorgelegt werden müſſen. Aber % 
jegt find die Keime Eonftitutionellen Rechts in dieſen Inftitutionen nicht zu free 
Entfaltung gelangt, und die darin liegenden Schranfen der Diktatur haben ir 
innere Kraft nicht bewiefen. Es ift unmöglich, daß ber dritte Stand, feit lanze 
an einen bedeutenden Antheil an politiiher Macht gewöhnt, und nun bavon ur 
gefhloffen, darin die Befriedigung feiner Wünſche finde. Ein Theil diefes Stunt 
kann freilich durch materielle Dinge yejättigt werden, durch den Flor der Halt 
fation und des Handels, durch Theilnahme an finanziellen Spekulationen un 
Gewinnften. Aber der geiftig höher ftehende und befjere Theil nicht, und auch jm 
nur mit halbem Herzen. 

Jever Einfichtige giebt zu, daß in den Eonftitutionellen Kammern viel ler 
Gerede zu hören war, daß in dem Fonftitutionellen Gebaren der Parteien Mir 
liche Eitelkeit und unmotivirte Parteieiferſucht nicht felten die öffentlichen Intereſe 
gefährvete und fchädigte. Der Unbefangene muß anerkennen, daß während Jahın 
Napoleon III. die auswärtige Politit mit ftaatsmännifhem Talente geleitet wm 
beſſer geleitet habe, als einer der Konftitutionellen Minifter unter den Bourbens 
und unter Louis Philipp. Aber ver Widerſpruch zwiſchen ter frühern freien Re 
feligkeit und der heutigen erzwungenen Schweigjamteit des dritten Standes iſt F 
ſchroff, um nicht von diefem als eine unnatürliche Knechtung mit dem Gefühl de 
Scham und des Unwillens empfunden zu werben. Der Franzofe fpridt gern jet 
und mit großer Gewandtheit. Nun foll er nur hören, was der Kaifer im Nam 
Frankreichs ſpricht. Mit feinen Ideen glaubt der Franzofe auf die Nation, a 
die Welt zu wirken, und jegt muß er feine Gedanken in ſich verfchliegen. Er ha 
feine Rebnerbühne, feine politifche Prefie mehr. Nur die Iveen des Kaifers gläne 
einfam an dem politifhen Horizont. Der Kaifer denkt allein, fühlt allein, bank! 
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allein in Frankreich. Paris ſelbſt, das Haupt und Herz des Landes, in dem alle 
Nerven und alles Blut von Frankreich ſich einigen, das aufgeklärte geiſtreiche Paris 
iſt ſtumm geworden. Es iſt undenkbar, daß die Oppoſition in Paris auf dieſem 
Wege ertödtet werde, ſie muß im Stillen wachſen; und die Oppoſition von Paris, 
die ſich bei den letzten Wahlen ſchon vernehmlich gezeigt hat, iſt gefährlich, denn 
Paris iſt von Natur doch größer und mächtiger als ſelbſt der Kaiſer, und Paris 
lebt länger als Napoleon III. Die Oppoſition von Paris kann ihre Zeit ab— 
warten. 

Vielleicht kann, was Manche behaupten, der Kaiſer dem Verlangen nach 
größerer politiſcher Freiheit nicht entſprechen, ohne ſofort neue Gefahren herauf— 
zubeſchwören. Vielleicht würde die mißſtimmte Oppoſition die Preſſe und die 
Rednerbühne zu den heftigſten Angriffen auf die nächſten Freunde des Kaiſers, 
auf fein Syſtem, zuletzt auf ihn ſelbſt benutzen, und der offene Kampf der Par- 
teien oder gar die Revolution wieder ausbrehen. Wenn dem fo ift, dann 
ſteht es freilich fehr ſchlimm um Franfreih, aber am fhlimmften um die Golt- 
pität des napoleonifhen Staats. Wir können nur fhwer daran glauben, daß es 
einer fo bedeutenden ſtaatsmänniſchen Natur, wie Napoleon III. ift und bei ver 
ungebheuren Macht, die er in feinen Händen behalten würde, unmöglich fein follte, 
eine dynaſtiſche oder eine revolutionäre Oppofition in Schranken zu halten, ohne 
die dem franzöfifhen Nationalcharakter nothwendige Freiheit zu verweigern. 

Auguſtus ftügte fih endlich außer vem Heere auf die große Volksmaſſe in 
Rom, die von der Ariftofratie nichts zu hoffen, fontern nur zu fürchten hatte, 
und auf die gefammte Provinzialbevölferung, die früher von ven ariftofratifchen 
Profonfuln ausgefogen worden war, und unter den Bürgerkriegen ſchwer gelitten 
hatte. Die kaiferlihe Ordnung ſchützte ihren Frieden, ermäßigte ihre Laſten, und 
jtellte fie dem gepriefenen Italien wejentlich gleih. Napoleon III. ftügt ſich zwar auch 
auf den vierten Stand, auf die Kleinbürgerfchaft und die Arbeiter in den Städten 
und auf die bäuerliche Bevölferung. Aber weder fann er ihr fo große Wohlthaten 
bieten, wie Auguftus den Provinzen, no hat diefe Bevölkerung fo viel von dem 
dritten Stande zu fürchten, als die niedern Klaffen zu Rom und die Provinzialen 
von der Xriftofratie. Ihre Zuftände find nicht wefentlich verändert worden durch 
ven Wechſel der Regierungen: und fie wird von neuen Aenderungen nicht jehr 
beproht; denn fo weit ein geficherter Rechtszuſtand, Frieden, materielle Wohlfahrt 
ihr erwünſcht ift, ftimmen aud die gebilveten Klaffen mit ihr ganz überein. Eine 
beftimmte politifhe Verfaſſung liegt nicht in ihrem Gefichtsfreife. Die politifchen 
Geſchicke von Frankreich aber werben feit Jahrhunderten weit mehr als von dem Lande 
von der Stimmung und von den Gedanken der Stätte und vorzüglid der Haupt- 
ftadt Paris beftimmt. Zwar hat Napoleon III. durd die Einführuug des allge 
meinen Stimmrehts auch den untern Klaffen ein größeres Gewicht verliehen, aber 
die Dankbarkeit für diefe Gabe, weldhe im Grunde doch mehr Schein als Wirklich- 
feit ift, erſetzt jchwerlich für vie Dauer die Mängel dieſes Fundaments der faifer- 
lihen Berfaffung. 

Unferes Gradtens hängt demnach die Haltbarkeit verfelben weſentlich davon 
ab, daß das Kaiferthum, wie es den Ruhm und die Macht von Franfreich in ber 
auswärtigen Politik erhoben hat, auch im Innern den dritten Stand zu verfühnen 
und mit ftarfer Ordnung die politifche Volfsfreiheit zu verbinden wife. Die Aus- 
fiht darauf aber ift in neuerer Zeit viel unwahrfcheinlicher geworben als vorher. 

Bluntfchli. 
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Frauen. 


Das Weib ift auf die ehelihe Gemeinſchaft und die Familie als den nativ 
lichen Mittelpunkt feines Dafeins angewiefen. Bon hier aus nimmt es ald Ehefru 
Hausfrau und Mutter, ohne in die Deffentlichfeit vorzutreten, gleichwohl in in 
Ländern europäifcher Kultur den eingreifenpften Antheil am wirthſchaftlichen, ft 
lihen und politifchen Vollsleben. Diefe Beziehungen der Ehe und ver Familie fr 
in früheren Artifeln erörtert worden (vgl. auch ven Art. „Konfubinat"); es bei 
noch übrig, die Stellung der Frau als ifolirte privatrehtliche Perjönlidte 
und andererfeit8 nad ihren unmittelbaren Beziehungen zum Staats weſen ir 
Auge zu fallen. | 

I. Bürgerlihes Recht. Unbefhadet der hohen Achtung, im melde ii 
weiblihe Geſchlecht von jeher bei den germanifhen Bölfern gehalten wurde, mr 
fein Rechtszuftand zumal in ber erften Periode des Mittelalters ein ſehr berrädin. 
Die Wehrlofigfeit des Gefchlehtes gab ihm Anfpruc auf erhöhten Schuß, bismein 
auf ein höheres Wehrgeld, mußte aber zugleich die Schäßung feines Werthes für de 
Gemeinwefen und feine Rechtsfähigfeit in einer Zeit ſchmälern, mo Alles me 
auf die Kraft des Armes geftellt war. Den Männern allein fiel die Behauptur 
des Familiengutes, die Abwehr von Gewaltthaten, die Uebung der Blutrade m 
regelmäßig die Vertretung der Frauen im gerichtlichen Zweikampfe zu. Dar 
erklärt fi die Geſchlechtsvormundſchaft, unter der auch unverheiratbete volljähiz 
Frauen ihr Leben lang fanden, erklärt fih die Zurüdfegung der Weiber zye 
die männliden Verwandten bei der Beerbung des Grundvermögens, eine Juri 
fegung, die oft zum völligen Ausschluß gefteigert war. Im Grundbeſitz rubter 
einzige Reichthum der Familien, ihre Wehrkraft und politifhe Geltung: er mußtes 
männlichen Familiengliedern bieiben, die diefe Mittel der Macht zu erhalten = 
zu gebrauchen allein befähigt waren. Auch das Lehenrecht in feiner urfprängise 
Strenge ſchloß Weiber unbedingt vom Yehen aus, 

Schon im 13. Jahrhundert findet man unter dem Einfluß veränderter Je 
ftände und Sitten die Schroffheit des älteren Rechtes fehr gemilvert. Die weihliä 
Erbfolge in liegende Güter, fpäterhin noch mehr begünftigt durch die DVerbreit 
des römijchen Rechtes, greift um fi: zunächſt in den Städten, wo ber On 
befig ohnehin von fetundärer Bedeutung ift; Iangfamer beim Adel und Bas 
ftand. Auch Weiberlehen kommen jegt häufig vor; die Pflicht zur — 
durch männliche Stellvertreter geleiſtet oder in Geldreichniſſe umgewandelt. — 
Strenge des Mundiums findet man erſt zu Gunſten der Handelsfrauend 
brochen, dann allgemein ermäßigt und den Charakter des ganzen Inftituts 
wandelt. Die Gewalt des Geſchlechtsvormundes wird zu einer Beiftanbie 
vor Gericht und bei der Vornahme von beftimmten Rechtsgeſchäften. Das Erfen 
niß feiner Zuftimmung wird dadurch faft illuforish, daß die (wolljährige) R 
das Recht erlangt, ihn nad Gefallen zu wählen, j 

Das weibliche Gejhleht, das den Staat fo felten begreift und zu fh 
weiß, hat gleichwohl feine bürgerliche Emancipation nur der erftarkten Star 
gewalt zu verdanken: die Gefchichte zeigt, daß unter einer unentwickelten Staatl 
ordnung nicht allein die politifche, fondern auch die bürgerliche Bollberehtiiet 
auf das wehrhafte Geſchlecht beſchränkt ift. Je ſchwächer die Staatsganat, F 
mehr mithin der Schug des ſchwachen Geſchlechtes auf bie Familie und SH" 
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ſchaft zurüdfällt, um fo theurer muß viefer Schuß durch Aufopferung ver bürger« 
lihen Rechtsfähigkeit bezahlt werben. 

Im heutigen Recht erfcheint die gleiche Berufung der Söhne und Töchter 
zur Erbfolge als herrſchende Regel, von welcher nur einzelne Statuten, fowie vie 
Staats: oder Hausgefete und Gewohnheiten binfichtlich der Erbfolge im adeligen 
Örundbefig zum Theil abweichen. Bei den bürgerlihen un bäuerlichen Erb— 
gätern fteht der Grundſatz der Untheilbarkeit, nicht der Erhaltung beim Mannes- 
famım in erfter Linie, jo daß z. B. nah dem bayr. Gefeß von 1855 (vgl. oben 
©. 402) eine unverheirathete Tochter dem ſchon anfäffigen Sohne vorgeht. Ueber- 
dies pflegt der Gutsübernehmer feinen Gefhwiftern zu einer Abfindung verpflichtet 
zu fein, die zwar nicht nach dem vollen Werthe des Erbgutes berechnet wird, aber 
Cihnen und Töchtern in gleihem Betrage zukommt 1). Die Geſchlechtsvormund⸗ 
haft ift im Laufe diefes Inhrhunderts aus den meiften Gefeggebungen vollends 
verihwunden, wenigftens in das Erforberniß richterlicher Belehrung oder männ- 
liher Beiſtandleiſtung (nah eigener Auswahl) verwandelt. Auch die aus dem römt- 
ſchen Recht überfommene Ungültigfeit weiblicher Bürgſchaften ift durch Landesgeſetze 
zum Theil befeitigt. In der That werden ſich diefe Vorkehrungen und Beneficien 
den Frauen, da fie die Rechtsficherheit im Gefchäftsverfehr mit ihnen gefährben, 
öfter ſchädlich als nützlich erweiſen. Ohnehin ift ihre pincholegiihe Begründung 
dur die „imbecillitas sexus* von fehr zweifelhafter Richtigkeit. Sind Frauen 
manchmal leichter zu überreden, fo find fie dagegen ſchwerer zu überliften; ber 
praftiiche Bid und Takt, der fie zu Handel und Wandel geichidt macht, ift da— 
dur genügend anerkannt, daß Tauſende von Gewerbtreibenden allen Verkehr mit 
dem Publifum ihren rauen überlaffen. Es ſcheint ausreichend geforgt zu fein, 
wenn, nach dem Vorſchlage Welders, bei Interceffionen für den Ehemann bie 
gerihtlihe Belehrung beibehalten und für den Fall, daß Frauen ſich die Aufftellung 
eines Beiftandes erbitten, dieſe Hälfeleiftung gleich der Uebernahme von Vor— 
mundſchaften durch das Gefeß als bürgerliche Pflicht bezeichnet wird. 2) 

Da mit der Befeitigung des Munbium und der veränderten Auffaffung des 
Gerihtswefens auch die Fähigkeit der Frauen vor Gericht aufzutreten, anerkannt 
worden ift, fo wäre die bürgerliche Emancipation diefes Geſchlechtes als vollendet zu 
betrachten, wenn ſich nicht hinfichtlich der Berufswahl weientlihe Beſchränkungen 
erhalten hätten, die mit ver heutigen gefelfchaftlichen Lage der Frauen zum Theil 
unverträglih find. Die mittelalterlihe Zunft übte über ihre Angehörigen eine 
Gewalt aus und fpielte zugleih nah Außen eine politiſche Nolle, woran die 
Frauen feinen Theil haben konnten. In Folge deſſen faben diefe fi) vom Gewerbe- 





1) In den jüdifchen Nitualgefepen, die in einem Theile von Deutfchland noch gelten, 
bat fih ein unbedingtes Vorzugsrecht der Söhne erbalten. Es berubt nicht, wie jene deutfchrecht- 
!ihen Inftitutionen in ihrer heutigen Geftalt, auf der Tendenz, das Vermögen vor Zerfplitterung 
zu bewahren, fondern auf der altjemitiichen Zurückſetzung des weiblichen Geſchlechtes; denn die 
Söhne, jo viele ihrer fein mögen, tbeilen unter fich, obwohl mit Vevorzugung des Erftgeborenen, 
bewegliches und unbewegliches Vermögen. Allein diefem verfteinerten Recht gegenüber bat fich die 
Zitte dem Beifpiel der chriftlichen Nechtsentwidlung angefchloiten und es ift üblich geworden, 
durch letztwillige Verfügung für die Töchter zu forgen. 

2, In den preußiichen Kammern ift fürzlich vorgefchlagen worden, die Frauen von der allge 
meinen Wechjelfähigfeit auszunehmen. Wenn man aber diejes allerdings zweifchneidige Recht dem 
weiblichen Gefchlecht entzieben und zugleih allen Klaffen der männlichen Bevölkerung unbedingt 
einräumen oder belaffen will, fo feblt e8 diefer Mafiregel an Konfequenz. Der einfache Handwerfer 
* —— wird in der Regel nicht leichter mit dem Wechſelrecht umzugehen lernen, als 

ne Frau. 
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betrieb felbft ausgefchlofien, der nur den Mitgliedern der Zumft zukam. Mel: 
würdig ift die einzige Ausnahme zu Gunften han deltreibender Frauen, die in 
den großen Handelsſtädten frühzeitig anerfannt war und von ba fid allgemein 
verbreitete. In jenen Städten mochte das Interefje, alle perfönliden und Ber 
mögensfräfte an dem Wetteifer der Vetriebfamfeit zu betheiligen und dem uf 
ſchwung des ftäntifhen Gemeinweſens dienftbar zu machen, jede andere Rüdjid 
verbrängen. Auch bei den Handwerkszünften wurbe wenigftens den Wittwen ver 
ftorbener Meifter geftattet, den Gewerbebetrieb fortzufegen; nur blieben jie wm 
den Berathungen der Zunftverfammlung ausgefhloffen und die Fähigkeit, ein 
Lehrling zum Gejellen auszubilden, war ihnen nicht zuerkannt, 

Diefe Beichränftheit der Berechtigung zum felbftftändigen Erwerb font 
leichter aufrecht erhalten werden in einer Zeit, wo die Zahl der zum eheleſe 
Leben verurtheilten Frauen geringer und die Zahl der Flöfterlichen Aſyle, die nen 
offen ftanden, fo groß war. In Folge einer (relativen) Abnahme der Che fat 
in unferer Zeit die familienlofen rauen, die weder am eigenen, noch am tm 
lihen Herb oder im Haus einer Dienftherrfhaft gefichertes Brod finden, häutze 
geworben 3). Jenen der unterften Klafje bietet die gefteigerte Fabrikthätigleit du 
fittlid und öfonomifdy nicht beneidenswerthe Zuflucht; aber ihnen und den übrige 
follte überhaupt feine Erwerbögelegenheit unzugänglich fein, die fich mit der Natır 
bes weiblichen Geſchlechtes verträgt. Sind die individuellen Monopole bejeitiz 
worben, fo follte man aud den Monopolien entfagen, die das männliche Gejdleöi 
noch behauptet. Es ift nicht zu rechtfertigen, wenn durch viele Gewerbeordnung 
die unverheiratheten uud verheiratheten Grauen von jedem jelbftftändigen Gemer* 
betrieb, faft nur mit Ausnahme ver eigentlichen „weiblihen Handarbeit" ne 
jest ausgefchlofien find. Eine Reihe von Gewerben fann ebenfowohl unter mir 
licher Leitung und ausjchliegend durch weibliches Perjonal betrieben werben, w 
durch männliches 9). Die Zulaffung ver Frauen in ſolchen Fällen, in ber Ru 
unter dem Vorbehalte, daß nur weibliche Hülfsarbeiter verwendet werben, läßt 
mit jeder Gewerbeverfafiung in Einklang bringen, Wo die Beibringung von Fälr 
feitsnahweifen Grundſatz ift, kann diefe auch von weiblihen Bewerbern geferder 
werden; wo der Innungsverband eine reale Bedeutung bat, ift man nicht gebir 
dert, von denjenigen Öenojjenfhaftsrechten, deren Ausübung nur Männern Fe 
ziemt, die weiblichen Innungsgenofjen auszufhließen, wie e8 mit den Meifter: 
wittwen immer gehalten wurde. Einen Schritt in dieſer Richtung haben Ni 
neuerlih für Defterreih und tas Königreih Sachſen entworfenen Gewerbeen 
nungen gethan. | 

Enpfehlenswerth im unmittelbaren Interefie des Staatshaushaltes, wienet 
von untergeorbnetem Belang, ift aud die Verwendung von frauen zu gewmifie 
öffentlihen Funktionen, die nicht im Bereich des wirflihen Staatsdienftes liege 
3. B. jum niederen Poſt- und Telegraphendienft, wie e8 in Frankreich und w 
Schweiz mit gutem Grfolge gefchieht. Weibliche Berienftete leiften folde de 
richtungen billiger und mit mindeftend gleihem Geſchick. | 

Die weiblihen Bildungsanftalten pflegt der Staat, foweit fie über Ü 


* 


3) Die ftatiftifchen Berechnungen ſtimmen freilich nicht überein. Vgl. z. B. Roſchet, Belt 
wirtbichaft 1 8. 247 und Biedermann, Deutichland im 18. Jahrh. ı S. 336. . 
%, Beiipielöweife: alle Handelsgefchäfte, das Gewerb der Anopfmacher, Buchbinder, Pur’ 
ſchuhmacher, Frauenſchuhmacher, Uhrmacher, Köche, Zuckerbäcker. Ueberfchreitungen der 1m 
mejjenen Grenzen wird ſchon die Sitte zu verhindern wijjen. 
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Volksſchule Hinansreihen, der freien Konfurrenz und ihren Lehrplan ver freien 
Einfiht der Vorfteher zu überlaffen, indem er fih mit einer allgemeinen Ueber- 
wachung begnügt, und von den Lehrern etwa Befähigungsnachweiſe fordert. Diefes 
Princip ift ohne Zweifel das richtige, da unter den Bildungsmitteln, die das weib- 
lihe Geſchlecht für feinen normalen Pebensberuf vorbereiten, die höhere Schul- 
bildung überhaupt in zweiter Linie fteht. Die Verfehrtheiten des modernen weib- 
lihen Unterrichts, fo bitter mit Recht darüber geflagt wird, entfpringen body einer 
allgemeinen Zeitrihtung, welder auch Staatsanftalten zulegt nicht miderftehen 
würden: fie kann nur von innen heraus überwunden werben. Doc follen Staat 
und Gemeinde tüchtige Beftrebungen unter ihren Schuß nehmen und dadurch för— 
dern. Solche Unterftügung verbienen die neuerlich in Württemberg angeregten Lehre 
anftalten, in welchen vie Töchter der Gewerbtreibenden Gelegenheit finden, ſich die 
Kenntniffe anzueignen, die zur Buch-, Kaffe und Korrefponvenzführung erforbert 
werben. Der Öemerbtreibende erhält dadurch in feiner Frau oder Tochter den 
zuverläffigften und mindeft koftipieligen Gehülfen für den faufmännifhen Theil feiner 
Geſchäftsführung; die Tochter wird durch Ausübung folder Fertigkeiten vor fal- 
fcher Verbildung bewahrt, zur Häuslichkeit gewöhnt, und befitt an ihnen eine Aus- 
ftattung, die ihr ebenfowohl im künftigen Eheftand, als im äufßerften alle bei 
felbftftändigem Gefchäftsbetrieb nützlich wird. 5) 

II. Staatsredt. Die Frau ift für eine unmittelbare Theilnahme am 
Staatsleben von der Natur nicht beftimmt und nicht organifirt. Sie gehört ver 
Bamilie wie der Mann dem Staat und der Gemeinde an: beides nicht in dem 
Sinn einer einfeitigen Ausfchließlichkeit ; aber der Schwerpunft des einen Geſchlechts 
liegt bier, des andern dort; feines ift der Aufgabe gewachſen, die Pflichten des 
Familien» und des öffentlichen Lebens zugleich in ihrem ganzen Umfang zu erfüllen. 
Daraus folgt, daß die Frau an politifchen Rechten feinen Theil hat. 6) Bei allen 
civilifirten Bölfern des Alterthums und der Neuzeit wiederholt fih, wenn auch in 
verfchiedener Einfleivung, dieſer Grundfag. Das Chriftenthum, unter deſſen Ein- 
fluß die Stellung des weiblihen Geſchlechts in der Ehe, der Familie, der Gefell- 
Schaft, durch Sitte und Recht fo durchgreifend umgeftaltet und erhoben worden ift: 
auch das Chriftentbum hat dieſen Grundſatz unberührt gelaffen und an vie po- 
litiſche Eimancipation der Frauen nicht gedacht. Es bebürfte feines weiteren Ar- 
gumentes, um ven Gedanken einer politiihen Gleichberechtigung der Gefchlechter 
als falfh, der weiblihen Natur und Beftimmung im innerften Grunde wider: 
ftrebend, zu verwerfen. 


5 ©. (Klummppı Deutfche Bierteljabrsihr. Nr. 81. ©. 125 ff. 

6) Held (Spften des Verfaffungsrechtes 1 S. 264) fagt, die Frauen ſeien vom öffentlichen 
Leben nicht deshalb ausgefchloijen, weil fie dazu weniger befähigt wären, fondern nur deshalb, 
weil fie mit Pflichten nicht belaftet werden dürften, die fie an der Erfüllung ihrer Familien— 
pflichten bindern würden. In der That beftehen aber beide Ausichliefungsgründe in enger 
Wechſelwirkung neben einander. Daß das Weib die Fähigkeit zur Erfüllung politiicher Pflichten 
in weit geringerem Grade befigt, wird ja, abgefehen von jeder pſychologiſchen Begründung, jchon 
durch die Erinnerung an feine Untüchtigfeit für den Waffendienft evident. Es ift für eine Auf 
gabe nicht organifirt, ſomit nicht tauglich, die ihm die Vorfehung nicht beftimmt hat; es darf 
anderjeitd der Aufgabe nicht entzogen werden, für die es von der Vorſehung beftimmt und orga: 
nifirt ift. — Damit fällt auch die Auffaffung desfelben Schriftſtellers, daß die weibliche Thron- 
folge nur infofern ein anomales Jnftitut fei, ald fie der Thronfolgerin zumutbe, auf ihren 
weiblichen Beruf zu verzichten. Die er r Anomalie liegt offenbar darin, daß das zur Herrichaft 
von Natur nicht tüchtige Geichlecht auf den Thron berufen wird. Sie ift größer ald die andere, 
weil fie für dad Ganze verhängnißvoll werden kann. 
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Daß in den erften Perioden des deutfhen Mittelalters eine Theilnahme ver 
Frauen an politifchen Berathungen und Aemtern undenkbar war, folgt ſchen aus 
der oben angedeuteten Beſchränktheit ihrer privatrechtlichen, ohnehin zugleid turd 
politifhe Motive bevingten Stellung. Sie waren vom Grundbeſitz, ter Wunzl 
aller politifchen Berechtigungen ausgeſchloſſen; fie waren unfähig, die eigene Sad: 
vor Gericht zu führen, um jo mehr, über Andere Recht zu ſprechen; fie waren über: 
haupt in ihren perfönlihen Angelegenheiten zu unfelbftftändig, als daß fie ante 
Ordnung der öffentlichen felbftftändig hätten mitwirken fünnen. Als aber tie 
Ausiheidung der Rechtsgebiete begann, blieb der Zuftand politifcher Unteren 
nung, während die bürgerliche Emancipation vor ſich gieng: er beruht auf bie 
benden unwandelbaren Urſachen. 

Nur Eine Anomalie, die ſich gleichfalls durch allen Wechſel der Zeit erhalten 
bat, trat früh hervor : die Berufung von Frauen zur höchſten politifchen Thäty 
feit, nämlih zur Herrſchaft. Sie hatte ihren Urſprung nod in jener Bermifchun te 
beiden Sphären, zunächit der privat- und ber ftaatsrechtlihen Erbfolge. Wir mu 
in Franfreic die Ausfchliegung der Weiber aus einem privatrechtlichen Sas te 
Lex salica ableitete, jo wurden umgekehrt in Deutfchland privatrechtliche Sir 
des einheimiſchen und römijchen Rechts zu Gunften ver weiblihen Succeſſion gi 
tend gemacht. Häufig trat fie zwar nur beim Ausfterben des Mannesftammes um 
immer unter dem Vorbehalt ein, daß bei gleicher Gradesnähe das Weib zuräd 
ftehen mußte. Doch aud dieſes beſchränkte Succeifionsrecht (das noch jett in Greß 
britannien, Spanien u. ſ. w. befteht) erfuhr ftete Anfechtungen; es wurde für wi 
Kurfürftenthümer durch die goldene Bulle und fonft nicht felten durch Erbvadrk 
derungen ausgefchlofien. Gegenwärtig hat in Kurheſſen, Divenburg und den medie- 
burgifhen Herzogthümern das „falifche Geſetz“ volle Geltung. 7) Ju allen übrige 
Staaten ift zwar ter unbegrenzte Vorzug des Mannsftammes anerkannt, aus 
Erbverbrüderung theilweije vorbehalten (Bayern, 8. Sadfen, ©. Heflen); nd 
dem Ausfterben des Mannsftammes find aber die Kognaten zur Thronfolge berufe, 
und zwar regelmäßig fo, daß nicht dem nächſten männlichen Kognaten 8), fonden 
der Erbtochter die Regierung zufällt und erft im ihrer Nachkommenſchaft der Mannt 
ftamm wieder den Borzug behauptet. Näheres in dem Art. „Thronfolge“. — 
Seit man gelernt hat, die ftaatsrechtliche Erbfolge von der privatrechtlichen fharf 
zu unterſcheiden, find für vie weibliche Succeffion nur noch Zweckmäßigleitsgründe 


7) Daß dies auch in Preußen der Fall fei, wird von Zachariä, Staat und Bundet 
reht 1 ©. 312 und Bluntfchli, Staatsreht 11 S. 31 angenommen, dagegen von Könnt 
preuß. Staater. ı S, 125, bezweifelt. $. 53 der preuß. Verf.Ark. ftimmt mit den forreiner 
direnden Artikeln der älteren Verfellrf. von Babern, Sachen, Württemberg, Gannover u. \. ® 
weſentlich, zum Theil wörtlich überein. Während fih aber in diejen Verfajjungen ſodann ci 
Beftimmung anfchließt, die für den Fall, daß der Mannsftamm ausfterben folte, die Succrifer 
der Töchter und Kognaten ausdrüdlich fanktionirt, entbält die preußiſche Verfaflung einen jelde 
Zufag nicht. Ebenjowenig findet er filh nah Rönne in den Hausgeſetzen. Dürfte man gleidweh 
eine eventuelle Succeffion der Rognaten annehmen, fe fpricht die Erwägung, daß jede meiblid 
Thronfolge eine Anomalie it, auch in diefem Fall wenigftens für den nächititebenden Angnater 
männlichen Geichlechtes. mit Ausſchluß der Erbtochter. Val. Held a. a. O. Bd. II S. 260, 64 f.— 
Die Anomalie macht fih doppelt füblbar, wenn nicht verfaffungsmähig vorgeſehen ift, wie ed F 
balten fei, im Fall die Erbtochter fih mit einem auswärtigen Monarchen vermäblt bat, woraus de 
bedenklichſten Perfonalunionen entfpringen können. Aebnlich wie in Preußen fcheint nach den ir 
treffenden Verfafiungsurfunden auch im F. Neuß j. 2. und in den fächfifchen Serzogtbümern de 
Frage zu ftehen, fofern fie nicht bier etwa durch Hausgeſetze Mar entichieden ift. 

8) Nur das badijche Hausgeſetz bat diefen Grundjag angenommen. 
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von problematifhen Werth übrig und aud dieſe können nur geltend gemacht 
werben, wenn fein männlider Kognat vorhanden tft, alfo der Thron durch Wahl 
befegt werden müßte. Allein die überwiegende Macht des Herkommens hält 
in folden Fragen an ven überlieferten Einrichtungen nod lange feft, auch nach— 
dem fie als fehlerhaft anerfannt find. Daß es unziemlih ift, rauen fiber 
Männer die Herrichaft zu geben, und daß Frauen nur in feltenen Ausnahme: 
fällen ver Ausübung des Herrfcherberufes gewachſen find, wird jegt wohl felten 
in Abrede geſtellt. 

Die individuellen Freiheitsrechte, die nicht politiſcher Natur find, ges 
währt ver Staat feinen Angehörigen ohne Unterfchied des Geſchlechtes. Sicherheit ihrer 
Perſon und ihres Vermögens, Freiheit der Bewegung (Wahl des Aufenthalts, 
Auswanderung, Sicherung vor willfürlicher Haft), Wreibeit des Belenntniffes bat 
die Frau in vemfelben Maße anzufprechen wie der Mann, foweit fie nicht burd) - 
die ehelihe Unterorbnung gebunden ift. Die Freiheit ver Meinungsäußerung 
und der Affociation erhält einen politifchen Charakter, infofern fie zur Ein» 
wirfung auf ftaatliche Angelegenheiten gebraucht wird. Es ift deshalb in der Orb- 
nung, wenn Frauen von der Redaktion politifcher Zeitfchriften (wie im Bundes: 
preßgejeß) und von ber Theilnahme an politifchen Vereinen (wie in Preußen, 
Bayern u. f. w.) audgefchloffen werben. Dagegen darf ihnen nicht au der Zu⸗— 
börerraum politifher VBerfammlungen unzugänglic fein: mit bemfelben Recht 
möchte man verfuchen, ihnen das Leſen politifcher Blätter und Bücher zu wehren. 
Wenn in einem für das Staatsleben beveutenden Momente der Sinn der Männer 
von den Öffentlichen Angelegenheiten ganz erfüllt ift, fo geziemt es den rauen — 
nicht handelnd, aber mitfühlend — Untheil zu nehmen. In großen politifchen 
Krifen hat dieſes begeifternde Mitgefühl die Energie der Männer geftählt und 
ven Erfolg eines nationalen Auffhwunges gefördert. 9) Nach den Gefhäftsord- 
— der deutſchen Kammern find mit wenigen Ausnahmen Frauen als Zubörer 
bei Landtagsverhandlungen zugelaffen. — Das Petitionsrecht (abgefehen von dem 
felbftverftännlihen Beſchwerderecht in perfänlichen Angelegenheiten) pflegt den Frauen 
gleihfalls nicht verfagt zu fein und fommt ihnen a menigftens in ben 
Fällen zu, wo gerade die rechtliche Stellung des Geſchlechtes Gegenftand einer 
Petition fein foll, 

Wie die Frauen alle Vortheile des Staatsverbandes genießen, fo tragen fie 
auch mit ihrem Bermögen gleih ven Männern zur Beftreitung des Staatsauf- 
wanbes bei. Keinen Theil nehmen fie dagegen an den perfönlichen Leiftungen, die 
ihrer Natur und Beftimmung wiberftreben : dahin gehört der Kriegsdienſt und ber 
gefammte Staatsdienft. Endlich find, wo die Verfaffung eine politifhe Repräfen- 
tation des Landes, einzelner Bezirke, Stände oder Klafjen anordnet, nur Männer 
zu dieſer Aufgabe berufen. Ueberall: in der Gefeggebung, Verwaltung, Rechts- 
pflege und Kriegsführung tritt alfo das männliche Geflecht zugleich als natür— 
licher Bertreter des weiblichen ein. 

Diefer ftaatsbürgerlihen Unfelbftftändigfeit der Frauen entſpricht es, daß fie 
nirgends zur Leiftung des Staatsbürgereives gehalten find. 

Nach venfelben Grundſätzen ift das Verhältniß zur Gemeinde georbnet. Auch 
in diefem engeren Kreife des öffentlichen Lebens nimmt die Frau nicht unmittelbar Theil 
an ver Berathung und Verwaltung, hat aber gleichen Anſpruch auf Schug und Pflege, 





— — 


9, Val. die kurze aber treffliche Ausführung in den Anſichten über Staats- und öffentliches 
Leben, von Graf Giech (2. Aufl. 1857) ©. 32 ff. 
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auf den Genuß der öffentlihen Gemeindeanftalten und wenn fie felbftftändig und anfäffig 
ift, auf die Nugungen des Gemeindeguts unter denfelben VBorausfegungen, wie 
bie männlihen Gemeindegliever. Doch fehlt e8 in älteren und neueren Oemeinte- 
gefegen nicht an mannigfadhen Abweihungen. Während die Theilnahme an Or 
meindewahlen und Verſammlungen regelmäßig (3. B. in den öftlichen preußiſchu 
Provinzen und der Rheinprovinz, in Bayern, Baden, Kurheſſen u. ſ. mw.) aud te 
felbftftändigen Frauen unberingt verfagt ift, können biefelben nach ber äfterreidi: 
fhen Gemeindeordnung von 1849 und der Land-G.«O. für Weftphalen (1841, 
1856) mwenigftens Stellvertreter aufftellen und nad der k. jächfifchen (1838) um 
braunſchweigiſchen Land⸗G.O. (1850) ſelbſt perfünlih ihr Stimmreht au: 
üben, 19) Hinfichtlid der Gemeindeumlagen fommt eine Begünſtigung ber frau 
nit vor, aud in Betreff ver Gemeindedienfte nur felten: die meiften Gemeine 
orbnungen (3. B. die preufifchen) begnügen ſich, ftellvertretende Leiftung zuzulaſer 
oder vorzujchreiben. In Württemberg find rauen befreit, haben aber, jo oft ax 
Brohne in Geld umgewandelt wird, gleich den männlichen Gemeindegenoffen Kir 
fteuern. In Kurhefien (G.O. von 1834) müſſen felbftftändige Frauen nur tie 
jenigen Frohnen, „die fi überhaupt für ihr Gefchledht eignen”, perfönlih ar 
durch Stellvertreter leiften, womit alfo die Verbinlichkeit, für vie übrigen (. 2. 
Nachtwachdienſte) eine Abfindung in Geld zu entrichten, ausgefchloffen ift. Dielr 
Grundſatz — derfelbe, den auch der Staat befolgt, indem er 3. B. von Frauen kein 
Ablöfung der Kriegspienftpflicht fordert — ſcheint der richtige zu fein, insbejonder 
E Gemeinden, in welchen anverjeits eine Gtellvertretung bei der Ausübung ver 

ahlrechten nicht zuläffig ift. Wenn für die in der Natur des Geſchlechtes be 
gründete Unfähigkeit, ein Necht auszuüben, kein Erſatz geboten wird, tarf aus 
für die natürliche Unfähigkeit zur Erfüllung einer Pflicht fein Erſatz geferden 
werben. — 

Auer den ſchon genannten Schriften vgl. über die gefchichtliche iortent 
widlung des Rechtszuftandes, namentlich der weiblichen Thronfolge: Laboulaye, 
Recherches sur la condition civile et politigue des femmes (Paris 1843); übe 
die heutige Stellung der Frauen im Staat: Bluntſchli, allg. Staatsr. II. Aufl. 
I ©. 157 ff.; über die Berüdfichtigung des Geſchlechts in der Strafgeſetzgebung 
Spangenberg, N. Ardiv des Krim.-R. VI ©. 138 fi; über die mobernen 
GEmancipationsgedanten : die Artikel St. Simon und Socialismus im Staat 
wörterb.; über die focialen Gegenfäge und Beziehungen der Gefchlechter: Riehl, 
bie Familie (Stuttg. 1855) I. Buch. 11) Ferner: Klemm, die Frauen, fultur 
geihichtlihe Schilderungen ihres Zuftandes und influffes. 4 Bde. Dresten 
1854—57. Brater, 


10) Die von Riehl bervorgebobene Erfcheinung, daß im vierten Stande, der den Kern N 
Zandbevölferung bildet, der Gegenſatz der Geſchlechter weniger ftarf ausgeprägt iſt, bat in ‚Dielen, 
obne Zweifel auf altem Herkommen rubenden Beftimmungen ibre vraftijche Wirkung geäußert. 

11) In diefem Buch ftellt Rich! die Behauptung auf: „daß wir in umferer Gel 
gebung und Verwaltung noch faum einen Anfang gemacht baben, auf diefen Irgegeniäf 
alles menschlichen Lebens und feiner ungebeuren Folgen Rückſicht zu nehmen.“ (5. 86), Um de 
„praktiſchen Ztaatsmänner“, am die fi) der Autor ausdrüdlich wendet, zu befriedigen, MT 
einige Begründung feiner überrafchenden Anficht und eine Andeutung, wo und mit 
Anfang zu machen fei, erforderlich geweien. An beidem fehlt es, wenn man von den oben ©. 503 
ſchon gewürdigten Bemerkungen über die politische Vertretung der Frauen abſieht. 


Sreihafen. 729 


Freiburg, ſ. Schweiz. 
Freie Städte, f. Frankfurt, Hanfeftäpte. 


Freibafen. 


Wie der Handel überhaupt, fo bedarf namentlich der Seehanvel der größt- 
möglichen Freiheit, um zu gebeihen. Das Ideal des Handelsverkehrs, insbefondere 
zur See, fcheint der Freihandel zu fein. Dem entſpricht aber bis jegt das wirk— 
liche Handelsleben in feinem Lande der Welt. Ueberall Herrfchen mehr oder weniger 
ſtarle Beſchränkungen des Seehandels, befonvers durch Zölle für Aus- und Ein- 
fuhr von Waaren, Schiffsabgaben, Berbot des Handels für die ausländifche Flagge 
ganz oder doch im Kolonial- oder im Küftenhanvel, Hafenabgaben u. |. w.; und 
nicht blo8 wo das fogenannte Prohibitiv- oder auch das Schutzzollſyſtem herrſcht, 
fonvern auh da, wo dem Namen nad mehr das Princip des freien Handels 
gelten fol, find dieſe Schranken für den Seehandel bald mehr bald weniger 
aufreht erhalten. Schon früh war man auf Milderungen diefes Syftems ver Be- 
fhränfungen bedacht. Es gehören dahin fhon die Entrepots oder Freilagerſtätten 
zur einftweiligen zollfreien Niederlage von land=-oder feewärts eingehenden Waaren. 
Dies Syſtem ift befonders im Zollverein, in Franfreih, England, Belgien und 
Nordamerifa ausgebildet. Die Waaren lagern hier fo lange in offiziell verſchloſſenen 
Räumen, bis fie in den Verkehr treten und dann verzollt werden. Es gehören 
dahin aber insbefondere die fogenannten Freihäfen, die zum Theil auch als 
großartige Entrepots zu betrachten find. Man verftcht nämlich unter einem Frei— 
hafen einen folhen Hafen, zu welchem allen Flaggen der Zutritt offen fteht, ohne 
daß fie viejenigen Bedingungen zu erfüllen haben, an melde die Zulafjung in 
die übrigen Lanveshäfen gefmüpft ift, jo daß fowohl ven eigenen ald den fremden 
Shiffen eine Befreiung von gewiffen oder von allen Zöllen, auch wohl von fon- 
ftigen Laften und Abgaben zufteht, oft aber vorbehaltlih ver allgemein üblichen 
Dafenabgaben. Die Freihäfen bilden eine befondere Art der offenen Häfen, d. h. 
derjenigen, zu welchen fremden Nationen der Zugang geftattet ift, im Unterfchieve 
von den gefhlofjenen, die den Schiffen fremder Nationen nicht zugänglich find. 
Uebrigens ift die Behandlung der Schiffe und Güter in den einzelnen Freihäfen 
nicht ganz gleihmäßig. Es ift aber bier nicht der Ort, auf alle diefe Mopififationen 
einzugehen. 

Solche Freihäfen find in Sardinien Genua, der Haupthafen des Landes; 
in Tostana Pivorno, weldhes gleichfalls Haupthafen des Landes ift. In Frank— 
reich ift Marjeille ein vollftändiger Freihafen rüdfichtlih der Schiffsabgaben in 
Folge der Orbonnanz vom 10. September 1817, indem dort weder von franzöft- 
ſchen nod von fremden Schiffen irgend welche Schiffsabgaben erhoben werben. In 
Neapel find Meffina, gemäß dem Art. 82 des Schifffahrtögefeges vom 29. März 
1819, und Brindifi, nad Verordnung vom 28. Juli 1847, Freihäfen in dem 
Sinne, daß fremde Schiffe nur diefelben Schiffsabgaben zu entrichten haben, wie 
einheimifche, und in den Fällen davon frei find, in welchen Iettere nichts bezahlen. 
In Defterreih find 8 Trieft, Flume und Venedig, und zwar ift Venedig aufs 
Neue durch Faif. Erlaß vom 27. März 1851 zum Freihafen erklärt; ver Bereich, 
auf den fi die Begünftigung hier in Venedig erftredt, ift durd farbige Pfähle 
bezeichnet; dies Freihafenvorreht umfaßt Freiheit des Handelsverkehres und voll- 
ftändige Enthebung von allen Aus- und Einfuhrzöllen rüdfihtlih der ein- und 
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ausgeführten Waaren. Die Berhältniffe in Trieft und Fiume find richt ganz ie 
günftig. Wenigftens legte das Freihafenpatent für Trieft von 1747 (das erfte if 
von 1717) noch mande Beſchränkungen für gewiſſe Waaren auf und ift nidt 
befannt, ob dieſe feitvem aufgehoben find. In Divenburg ift Brake fFreibafen, 
und find dort durch Regierungsbefanntmahung vom 26. Januar 1846 die Shift 
unfoften ber verfchiedenen Art in eine einzige Abgabe unter dem Namen Hafenget 
umgewandelt; dabei genieht aber die Yanvesflagge 25 pCt. Rabatt. In Hannover 
wurde Geftemünde an der Weſer, hart an dem Hafenbezirfe Bremerhaven 
gelegen, durch Gefeg vom 19. Juni 1847, und wurde Harburg durch Reftrig 
vom 4. September 1848 (zur Ausführung des Gefeges vom 10. Auguft 1848 
zum Yreihafen erklärt. 

Ferner find bier aufzuzählen als Freihäfen im Staate Buenos Ayres Babie, 
Blanca und Carmen nah Dekret vom 7. bis 9. Juni 1856 ; in Neugraste 
Panama, Cartagena, Choco, Buenaventura und Tumaco. Im ki 
1852 hat die fpanifche Regierung die Häfen von St.Eruz de Tenerifa, Oretim, 
Cindao, Real, Las Palmas, St. Cruz de la Palma, Arccifje, de Lazarote, Pate 
de Cabras und San Sebaftian auf den canarifhen Infeln zu Freihäfen erfür. 
Im Jahre 1848 that dies die niederländische Regierung in Bezug auf die Häfe 
Manado und Kema an der Norpfpige von Gelebes, und wefentlich können in 
Folge des Gejeges vom 8. September 1853 nebft Verorbnung vom 24. ur 
1854 die moluffifhen Häfen Amboina, Banda, Ternate und Kajelie «! 
Freihäfen betrachtet werden. Auf den Falklandsinſeln ift ver Hafenplag Stanlu 
neuerlih (etwa 1850) zum Freihafen erhoben zum großen Vortheil für alle ve! 
Kap Horn paffirenden Schiffe, da ihnen hierdurch die theuern brafilianifchen Hike 
entbehrlidy geworden find. Aden, in Arabien, ift von den Engländern zum völ: 
gen Freihafen erklärt, indem dort weder Ein- oder Ausfuhrzölle, noch Shift 
abgaben erhoben werben. Endlich ift im dänifhen Weftindien St. Thomas ü 
völliger Freihafen. 

Schlieglih ift Hier noch zu erwähnen, daß die Zollverfaffungen der te 
deutſchen Hanfeftänte Hamburg, Lübeck und Bremen fo liberal find, daß fie fir 
den Seehandel faft viefelben Vortheile in der Beweglichkeit ver Waaren und Shift 
darbieten, wie die Freihafenverfaffungen. Aehnliches gilt auch in Betreff der Hafer 
und Zollverfaffung von Roftod und Wismar. 

Bergl. Oehlrich, Deutfchland zur See (Hamburg 1849) ©. 356, v. Kalten 
born, Europ. Seerecht (1851), Bo. I $. 21 ff, Nizze, Allg. Seerecht (1857 
Br. I 8. 64. €. v. Kaltenborn, 
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Freiheit. 


Freiheit, die Grundkraft des Geiftes, das lebendige Zeugnig der Wirt 
und Ehre der Menfchheit, ver hauptſächlichſte Hebel ver Gefchichte aller el 
Bölter und Grundbedingung ihres Fortfchritts auf den Bahnen ver Geſitturg 
diefe Freiheit ift hier zwar vorwaltend nad) ihrer rechtlichen Seite in ber äußen 
Erſcheinung, jedoch zuwörderft in ihrer Duelle aufzufaflen, wo fie in ber Kat 
ihrer ungetheilten Einheit ſich fund giebt. Denn in ihrer Einheit ift die Freikt 
die wahre, volle, ganze, welche aus fi, wie aus dem allgemeinen Lebendätkt, 
alle befonderen Freiheiten nährt, unter einander verknüpft, ftügt, ergänzt und be 
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grenzt, und felbft jeber einzelnen freiheit, wenn fie irgendwo feften Grund faßt, noch 
die Kraft verleiht, alle andern Freiheiten anzuregen, zu beleben oder wieder zu 
gewinnen. So bildet die Freiheit in ihrer Einheit ein organijch verbundenes Net, 
wie ein geiftiges Nervenſyſtem, in weldem alle Freibeitsnerven mit dem Ganzen 
und unter fi zufammenhängen, weshalb aud von dem Ganzen, vom ganzen freien 
Menſchen die Kraft und Geſundheit wie die Heilung ausgehen muß. Betrachten 
wir num zuvörderſt die Freiheit in ihrem einheitlichen Grunde. 

Freiheit ift zunächft die aus dem Willen als dem Caufalitätsvermögen hervor- 
gehende Selbfturfahlichkeit, Selbftbeftimmung. Der Wille ift als das 
einheitliche Urvermögen von den beiden gleichfalls relativ felbftftändigen Vermögen 
des Denkens und Erfennens und des Gefühls zu unterfcheiden; denn ohne dieſen 
urfpränglich gegebenen Unterfchied, ven in neuerer Zeit nur der pantheiftifhe Mo— 
aismus und der mechaniſche Monadismus geläugnet haben, könnte der Wille, weil 
unfelbitftändig, fi den Gedanken und Empfindungen, möchten fie in Bezug auf 
das Handeln gut oder fchlecht fein, gar nicht entgegenjegen, fondern müßte ihnen, 
je nachdem fie im Gemüthe auftauchen, Folge geben. Der Wille ift aber” das 
leitende, berrfchende Urvermögen, in welches ſich die Perſon in der Einheit ihrer 
Naht und Thätigkeit hineinlegt, fo daß der Willensentihlug Ausdruck und Zeug- 
niß ift von dem, was die Perfon nady ihrem gegenwärtigen Lebens- und Gemüths- 
zuftande ift, und jede einzelne That noch eine Wiederjpiegelung von dem innerften 
Vebensterne des Ich ift. Der Wille ift jedoch ſtets durch einen Inhalt beftimmt, 
den er nicht aus feiner reinen Caufalität, fondern aus den Gedanken und Empfin- 
dungen jchöpft; die Freiheit liegt daher nicht in der Grund» und Beftimmungs- 
lofigkeit des Willens, welche nicht fein fann, fondern in der verfchiedenen Art der 
Beftimmung, nämlich darin, daß der Wille, über ven einzelnen möglich erfannten 
Veftimmgründen waltend, die Wahl der Entſcheidung für ven einen oder anderen 
behält. Dies ift aber nur dann möglih, wenn in der Perfon, dem ganzen Ich, 
nicht eine einzelne Kraft, Richtung oder Thätigfeit in dem Gedanken- ober Ges 
fühlsieben fo die Oberhand gewinnt, daß der Theil das Ganze beherrfcht, fondern 
daß die Perfon in ihrer Einheit, Selbftheit und Ganzheit Herrin ihrer Lebens— 
beftimmung bleibt. Hier entfteht aber die Hauptfrage, wie die Perfon diefe Willens- 
macht für ihre Einheit, Selbftheit und Ganzheit gegenüber ven einzelnen, durch 
innere oder äußere Anreizungen entftandenen Antrieben gewinnen und bewahren könne? 

Dieje Kraft kann nicht aus dem beſchränkten endlichen Selbft ftammen, weldes, 
ıl8 bloßes Einzelwejen oder Individuum, nicht über die Stufe der Thierheit fi 
rheben könnte, fondern, in ven Kreis und die Berkettung der endlichen Weltver- 
yältniffe gebannt, ſich ver Aufeinanderfolge ver Eindrücke hingeben müßte und 
tie einen unbebingten Anfang einer neuen Reihe oder Berfnüpfung ver Handlungen 
n ſich zu finden vermöchte. Gin ſolches Vermögen jegt eine über das Endliche 
ſinausgehende und es beherrſchende Kraft voraus, welche jelbft nur aus dem un— 
udlihen unbedingten Wejen, Gott, ftammen kann, und daher eine göttliche Kraft 
ft, die den menſchlichen Willen ergreift und ihm die göttlichen Ipeen des Wahren, 
Suten, Gerechten, Schönen als Feitfterne des Handelns zeigt. Diefe göttliche mit 
em Selbft des Menjchen weſenhaft verbundene Kraft ift die Bernunft, ein Wefen- 
nd Kraftftrahl der Gottheit, das Vernehmen Gottes und des Göttlichen im Menfchen, 
vodurch die Individualität zur wahrhaften Perfönlichkeit erhoben wird, in welcher 
urch die höhere Kraft eine Selbftunterfcheivung im Selbftbewußtfein, eine Selbft- 
eurtheilung im Gewiſſen, eine Selbftbeftimmung in der Freiheit eintritt. Durch 
ieſe Kraft beherrſcht der Menſch die endliche Zeitreihe ver Thatſachen und Einprüde, 
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vermag er unbedingt eine neue Reihe von Handlungen zu beginnen und fi aud 
unbedingt Gott, dem göttlich Guten in feinem Willen, hinzugeben. Jede Schri- 
hung diefer Kraft, jede Berbunfelung dieſes göttlihen Lichtftrabls durd vie 
Atmofphäre des Sinnlihen und der finnlihen Triebe lähmt den geiftigen Auf: 
ſchwung, die Freubigkeit des Ringens für die höheren Güter des Lebens, und läft 
auf demfelben ven Drud und die Schwere des blos auf Erwerb und Genuß ver 
materiellen Güter gerichteten Strebens laften. Ohne dieſe höhere göttliche, abe 
auh im Menſchen jelbftftändige, weil mit feinem Selbft verbundene Kraft if 
Freiheit undenkbar, und daher müfjen alle Theorieen, welche entweder wie ve 
Senfualismus und Materialismus die höhere Vernunft, oder wie der Pantheitm: 
bie relative Selbftftändigfeit derſelben in der menſchlichen Perfönlichkeit läugnen 
auch die menjchliche Freiheit verwerfen. 

Die Vernunftfreiheit ift ftets auf die Berwirklihung vernünftiger Yebenszmekt ze 
richtet. Diefe Zwede haben zum Inhalt die Güter des Menfhen, welche all u! 
Gott, dem Urquell alles Guten, ftammen und welde eine der ganzen Wefen: m 
Lebensorbnung entfprechende Güterordnung bilden, in welcher jedes Gut nad feine 
Stelle feinen Werth und feine Würbigfeit hat, die niederen den höheren unter: 
orbnen, alle auf Gott zu beziehen und mit dem Gedanken des Einen, Göttlic- Guten, 
zu durchdringen find. Die Freiheit wird ſich in ihrer Ausübung ftets ein Gut zum 
Zweck fegen, aber fie felbft zeigt fi in der Wahl nicht zwiſchen Gutem m 
Böſem, fondern zwiſchen den möglihen Gütern, unter welchen ein Gut in Anze 
meflenheit zu allen Yebensverhältniffen als das befte zu wählen tft. 

Diefe Freiheit ift die gemeinfame Wurzel für die beiden formellen Haupt 
arten der Freiheit, der fittliben und rehtlihen, in welden aller Inhalt, 
alle Güter des Lebens die Formen ihrer Verwirklichung finden. 

Die fittliche Freiheit befteht in der Selbftbeftimmung, in dem reinen Antriek 
des Guten um des Guten willen, und weiſt in biefer Unbevingtheit, welche Kart 
in.dem von ihm als unerflärbar erachteten kategorifhen Imperativ richtig erblidt, 
auf eine abfolute Kraft im Menſchen bin; dieſe Freiheit fol ven eigentlichen-Kern fr 
alle Handlungen bilden und ihnen die aus dem Höchſten und aus dem ganzen Or 
müthe ftammende Kräftigung geben. Die rechtliche Freiheit dagegen zeigt fid nidt 
in der Unbepingtheit des Antriebs zum Guten, fondern in der Ausübung de 
Guten in ven ſich gegenfeitig bedingenden Verhältniffen des menfchlichen Lebens. 
Wie das Recht in der Regelung diefer Verhältniſſe liegt, fo die rechtliche Freihei 
in der Selbftbeftimmung des Menfhen im Thun und Laffen nach dieſer Norm 
des Rechts und ver Rechtsordnung. Sowie das Recht nicht von der Gittlihlei, 
fo ift auch die rechtliche Freiheit von der fittlihen nie ganz abzutrennen, wen 
gleih von ihr zu unterſcheiden. Eine jede erfennbare Handlung erfcheint ftets nad 
zwei Seiten, nad dem fubjeltiven Antriebe als eine fittlihe oder unfittliche, mat 
ihren objektiven Berhältniffen als eine rechtliche oder widerrechtliche. Die Freihel 
ift daher in ihrer fubjektiven Wurzel eine fittlihe, bei ihrer Ausübung in de 
Lebensverhältniffen ſtets auch eine rechtliche. Die rechtliche Freiheit ſoll aber vet 
der fittlichen, wie das Aeufere vom Innern, ald von den innerften Yebensnervit, 
getragen und geftärft werben. Es fann in der Wirklichkeit die Freiheit vet 
lid in den Lebensverhältnifien gewährleiftet fein, ohne daß die fittliche Freiben 
im Innern vorhanden ift; aber, von dem ſittlichen Kern entkleidet, bleibt dann de 
rechtliche Freiheit nur Willkür, welche bald das Recht felbft zerftören, bie Reit 
orbnung zerfegen oder durchbrechen wird. In diefer Hinficht gilt unwiderſprechlit 
was Goethe ſagt: „Alles, was den menſchlichen Geiſt befreit, ohne ihm uglait 
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die Herrſchaft über ſich ſelbſt zu geben, wirkt verderblich“. Von ver anderen Seite 
verlangt aber aud die fittliche Freiheit die ftete Uebung, Bewegung, Kräftigung 
dur die rechtliche Freiheit, indem, durch das Recht, jeder Perſönlichkeit ein freier 
Spielraum ver Bethätigung gewährt werden muß. Ohne die Freiheit in der Rechts— 
ordnung würde die fittlihe Wreiheit die Spannkraft verlieren, verfiehen, ja das 
Leben felbft würde bei ver fittlihen Stagnation bald in Fäulnig übergehen. Daher 
ift nur die Eine ganze Freiheit, nad ihren beiven Seiten, die Grundlage einer 
menſchlich⸗ würdigen Xebensgeftaltung; die Yreibeit, wenn fie ald Abglanz des 
fittlihen Thuns und Lebens in der Selbftorbnung erfcheint, giebt dem Menfchen 
mit der Würde die Ehre. Mit diefer Freiheit verliert aber auch das menfchliche 
Leben feine Ehre vor Gott und den Menſchen. Diefe Freiheit ift die Grundkraft 
der wahren menfhlihen Größe, wie der Hebel des Auffhwungs und der Größe 
der Staaten. Daher zeigt auch die Geſchichte aller Bölfer die innige Wechfel- 
wirkung zwifchen der fittlihen und rechtlichen Freiheit; der Verfall ver Sittlichkeit 
war ftets die Duelle des Verfalls der Rechts- und Staatsorbnung, fowie ber 
Untergang der rechtlichen Freiheit auf die Länge den fittlihen Verfall herbeiführte 
oder bejchleunigte. 

Wir haben nun die rehtliche Freiheit näher zu betrachten. Der Freiheit, 
damit fie ald rehtlihe auf dem gefammten Rechtsgebiete erſcheine, muß ihr Recht 
werten. Diefes Reht muß objektiv als Regelung der Freiheitsverhältniffe und fub- 
jeftiv in den Befugniffen der Freiheit erfaßt werben. Aber in beiden Hinfichten 
hat das Recht, nad) feiner wefentlichen Aufgabe, ver Freiheit 1. Richtung und Ziel 
auf die Lebensgüter, als ihren pofitiven Gehalt, zu geben, 2. ihr vie richtigen , 
Schranken over Örenzen zu fegen, 3. fie felbft und in ihren einzelnen Arten 
und Richtungen im organifhen Ganzen des Lebens zu ordnen und zu vol 
lenden, 4. ihr aud überall in ihrer Bewegung und Weußerung die Form des 
Rechts in der Sitte und dem Geſetze zu geben, 

1. Das Recht, welches überhaupt die Yebensverhältniffe zu ordnen hat, infofern 
fie fi) bei der gemeinfamen menfhlihen Beftimmung gegenfeitig bedingen, hat aud) 
pie darin begriffenen Freiheitsverhältniſſe nad dieſer Beftimmung zu regeln, ihnen 
aljo zupörberft die Richtung auf alle menfhlihen Güter, als den Inhalt jener 
BDeftimmung, zu geben. Dadurch erhält vie Freiheit felbft ihren Inhalt oder pofi- 
tiven Gehalt, Zweck und Beftimmung. Dieje innere Beziehung zwiſchen der Freie 
beit und dem Güterleben des Menſchen und der menfchlihen Geſellſchaft ift lange 
Zeit durch eine einfeitige Rechts- und Staatslehre in dem Bewußtſein verbunfelt 
worden. Es war eine ftrenge Konfequenz des inbividualiftifhen Zuges, der durch 
pie Rechts- und Staatslehren des achtzehnten Jahrhunderts ging, Alles auf bie 
Einzelnen und die Einzelfreiheit zurüdführte und dadurch die beftehende Geſellſchaft 
auflöfte und zerbrödelte, wenn jelbft Kant, der evelfte Repräfentant diefer Richtung, die 
Lehre von den Gütern und Zweden, die er irrigerweife als empiriichen Etoff be= 
trachtete, aus der Moral wie aus ver Rechts- und Staatslehre verbannte und in 
beiden Gebieten die Freiheit nicht blos als Selbftbeftimmung, fondern aud als 
Selbftgefeßgebung auffaßte und aus der Form der freiheit, durch die Marimen 
des Individuums jelbft, ven Inhalt gewinnen wollte (Art. Kant). 

Diefer Formalismus ift ſeitdem vorherrſchend geworben und aud heute noch 
nicht überwunden. Aber wenn aud der freiheit im Privatleben, in der Moral 
wie in dem Rechte die Wahl der Güter als Lebenszwede anheimgeftellt bleiben 
muß, jo giebt e8 doch aud) gemeinfame Güter und Zwede, welche im öffentlichen 
Leben dur gemeinfame Thätigleit zu erftreben find, und die Erfenntnif viefer 
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Güter lehrt im Privat: wie öffentlichen Leben auch ven richtigen Gebraud ver Frei 
heit. Die Freiheit ſtärkt und erfüllt ſich durch einen innern Yebensgehalt nad 
Mafgabe, als die Erfenntnif der Güter des Lebens vollftändiger wird, ſich we 
breitet und darnach das Streben des Einzelnen und der Gemeinſchaft hervorruft; vi. 
Freiheit wird geſchwächt, hohl und leer im Verhältniß als das Bewußtſein dick 
Güter ſich verdunkelt oder verſchwindet. Sobald aber die Freiheit nicht mehr al 
bie edle Strebfraft für die Güter des Lebens, ſondern rein formell für ſich feht 
erfaßt wird, artet fie in zerftörende Willfür aus, wird, je gehaltlofer und bekler 
fie ift, um fo geräufchvoller fi geberven, und im bloßen Streben nad Forma 
und Nebenbingen die edle Sache ver Freiheit felbft aufs Spiel jegen. 

Auf das Güterleben, auf die vernünftigen Lebenszwecke muß daher vie fFreike: 
ihre Richtung erhalten, zunächft im fittlihen Bewußtjein, aber, in beftimmter Hi 
fiht, aud in ver Rechts- und Gtaatsorbnung. Sowie im VPriwatredte die 
menfchlichen Lebensgüter die Grundlage dei Rechtsverhältniffe bilden und nur debei 
der Selbftbeftimmung, ver Wahl, ver größtmögliche Spielraum geftattet ift, m 
fowie es nad) unferer Anficht einen Fortfchritt in der Privatrechtswiſſenſchaft be 
zeichnen würde, wenn man in biefer praftifchen Lebenswiſſenſchaſt den abftrakten, 
ontologijhen Begriff ver Sache durch den praftiichen Begriff des Gutes eriekt, 
und, nad der Berfchievenheit der Güterverhältnifie im Perfonen-, Sachen- m 


DObligationenrechte, die Rechte beftimmte, fo ift auch die Staatsordnung, in meint | 


licher Beziehung zur öffentlihen Güterorpnung, als eine Regelung ver Gefammt 
thätigfeit für die gemeinfamen Güter und Zwede im öffentlihen Interefie p 
erfaſſen, für vie Religion, Sittlichkeit, Wiſſenſchaft, Kunft, Unterricht, Induſtrie un 
Handel. Dieſe Zwede nehmen auch die georbnete freie Thätigfeit der Staatsgeneſſer 


in Anfprud, bilden die Grundlage für die öffentlichen Freiheitsrechte, und ihre Aus | 


übung ift gleihfalld an weſentliche Bedingungen der Einfiht, Bildung, Sittlichteit, al 
Bürgſchaften für wahre Selbftftänvigteit und Selbftbeftimmung, zu knüpfen. J 


gehaltvoller das ftaatlihe und geſellſchaftliche Leben an dieſen Gütern allfeirige 


menſchlicher Kultur wird, je mehr ſich diefelben durchdringen und ftügen, tet: 
fefter und breiter wird auch die Grundlage der Freiheit. 

Es ift aber. irrig, nur in dem einen oder anderen jener Güter allein ede 
vorwaltend die Duelle ver Freiheit zu fehen. Man hört in unferer Epode dw 
vorwaltenden Strebens nach den materiellen Gütern auf dem Gebiete der Induftrit 
und des Handels oft ven Satz aufftellen, daß ein Volk nur durch Verbreitung X 
Wohlftandes frei, der einzelne Bürger wie die Gefammtheit nur felbftftändig un 
unabhängig werden fünne, wenn nicht die materielle Noth wie ein Schmwergemidt 
Alles niederdrüde. Wer wollte in Abrede ftellen, daß dieſe Güter, insbeſonder 
wenn fie durch kräftigende Arbeit gewonnen worden, eine wejentliche Unterlage, ma 
könnte jagen das täglihe Brod der Freiheit find? Uber gerade die materieller 
Güter Üben aud eine Anziehungstraft nach den niederen Regionen des finnlice 
Genuſſes aus, welde, um nicht das Leben aus dem gefunden Gleichgewicht ı 
bringen, ein ſtarkes Gegengewicht in ven geiftigen und fittlihen Kräften der Nation 
fordert; ja der Erwerb und Verkehr in dem materiellen Güterleben würde obr 
die fittlihen Tugenden des Fleißes, ver Mäßigkeit, Sparjamteit, ver Reblicket 
und Treue bald ven wahren wirtbichaftlihen Charakter verlieren und in Shkrebe 
nad leichtem, ſchnellem, nicht aus der eigentlichen Gütererzeugung, fenbern au 
dem Umfat und der Spekulation ſich ergebenden unächtem Gewinn audarten, 1% 
durch das wirthſchaftliche Leben bald zerrüttet werben würde. Die ſittlichen Zuger 
ven erhalten aber ihrerjeits eine höhere Kräftigung und Weihe im dem religiäfe 
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Bewußtfein und Gefühle; alle Güter bebürfen endlich der Wiffenfchaft und Kunft, 
um in das Bewußtfein zu bringen und die Thatkraft dur Uebung zu bilden und 
zu ftärfen. Das Güterleben der menſchlichen Gefellihaft ift daher ein organifches 
Ganze, in weldhem jeves Gebiet feine relative Selbftftändigfeit, aber ein jedes zu 
feinem dauernden Beftande, feiner Vervolllommmnung und Bollendung alle anderen 
vorausfegt, alle Gebiete alfo fich gegenfeitig bedingen, begrenzen und auch ergänzen. 
Die Güterlehre ift daher der oberfte gemeinfame Theil der Moral wie der Rechts— 
Ichre. Das Recht, als eine Regelung ver Lebensverhältniffe, bat alſo aud bie 
Güterverhältniffe und alle Gebiete derfelben nad ihren gegenfeitigen Bedingungen 
des Zufanmenbeftehens und der Yortbildung zu orbnen. Diefe Lebensgüter foll 
die Freiheit fih zum Zwecke fegen, ſich mit ihnen, als dem Lebensgehalte erfüllen. 
Aber der Gehalt jelbft fol durch die Grundkraft der Freiheit in das Leben einge- 
bildet werben, und bie freiheit zugleich ver Yebensäther bleiben, in welchem ein 
ftets friſcher Bildungs und Umgeftaltungsproceß vor ſich geht. 

Das Recht, welches die Freiheit in ihren VBerhältniffen zu regeln bat, muß 
aber, da die Freiheit zuhöchſt Eine ift, dieſelbe auch zuoberft in ihrer Einheit und Ganz- 
beit anerkennen, alfo viefelbe für alle wejentlihen Güter und Lebensgebiete grund- 
fäglid gewährleiften. Wir möchten dies die qualitative rechtliche Regelung ber 
Freiheit nennen, im Unterfchieve von der quantitativen, welde fi nad dem 
Mehr oder Minder der befhränfenden Bedingungen beftimmt, denen die Freiheit 
in der Ausübung unterworfen fein kann. Diefe Schranken in der Ausübung fönnen 
durch verſchiedene Bildungsverhältnifje und Zuftände beftimmt fein und unter Um— 
ſtän den verengert oder erweitert werben. Die Regelung dieſes Quantums nad) 
fonfreten Yebensverhältnifien eines Volles ift befonders Aufgate der Politik der 
Freiheit. Das Recht felbft aber, von dem aud die Politif ihren Ausgang zu 
uehmen hat, muß die Freiheit zuoberft grundfäglich in allen ihren Arten und Rich— 
tungen auf allen Kulturgebieten zur Anerkennung bringen. Im Alterthum wurde 
von den Griehen und Römern die Freiheit nur in einzelnen Richtungen, bei beiden 
Völkern vorwaltend als bürgerliche und politifche Freiheit aufgefaßt. Aber ihr Leben 
ift auch an dem Mangel der höheren Ganzheit in dem göttlih Guten und in der 
Freiheit zu Grunde gegangen. Die menſchheitliche Bildung bei ven Kulturvölfern 
Guropa’s kann ſich nicht mehr mit Bruchitüden der Freiheit begnügen. Cine jede 
einzelne Freiheit hat zwar aud ihre eigenthümliche Lebenskraft durch das Gute, 
worauf fie fich richtet, aber diefer Kraft muß entweder die Möglichkeit gegeben 
werben, in einem organiſchen Bildungstriebe ſich wieder zu ergänzen, die fehlenden 
Ölieder wieder zu gewinnen, oder fie wird allmälig abfterben. Denn an fid) fett 
jede Freiheit die belebenden Einflüffe aller anderen Freiheiten voraus, und daher 
jollten in jedem gebildeten Staate alle wefentlichen Freiheiten grundfäglich zugleich 
anerfannt fein. Das Streben nad) diejen Freiheiten, welche auf vie pofitiven Güter 
des Lebens gehen, gewinnt aud) ftets einen gediegenen, Achtung gebietenven, ftets 
von den Wünfchen der Beſſeren begleiteten Charakter, während das Streben nad 
blos negativer, nihiliſtiſcher Freiheit oder vielmehr Willtür, welde nad Losge⸗ 
bundenheit von allen religiöſen und ſittlichen Grundſätzen, von allen die geſell⸗ 
ſchaftliche Ordnung ſchützenden Normen trachtet, als der ſchlechte Schweif der Freiheit 
erſcheint, der die Freiheit ſelbſt gefährdet und die Staatsmacht beſtimmt, zum Schutze 
der poſitiven Güter des Lebens, zu welchen die Staatsordnung ſelbſt gehört, die 

reiheit nach gewiſſen Richtungen mehr zu beſchränken als es zum innern Gedeihen 
und Aufblühen der Staaten wünſchenswerth iſt (ſ. Art. Anarchie). 

Daher iſt die Freiheit in ihrer Einheit, Ganzheit und Richtung auf die 
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wefentlihen Lebensgüter vor Allem pofitiv zu faflen, indem die Beftimmung 
zum Nichthandeln zwar aud rechtlich geftattet und in manchen Verhältniſſen jeltf 
fittlich geboten fein fann, aber dod immer nur Ausnahme bleiben fol, un « 
“ gefährlih ift, wenn die Ausnahme in der Wirflichfeit Regel zu werben fireit 
Deshalb ift aber aud Verbreitung der Erfenntnig der wefentlihen Güter tei 
Lebens befonvers wichtig, und aud die Rechts- und Staatslehre follte ibrerfeiti 
zu dieſer Verbreitung dadurch beitragen, daß fie jelbft den bisherigen, faft aut 
ſchließlichen Formalismus aufgäbe, und die aus der Ethik zu fchöpfende Lehre ven 
den Gütern und Zweden des menſchlichen Lebens zur Grundlage der Beftimmun 
der privat: und öffentlicheredhtlihen Lebens- und Freiheitöverhältniffe machte. 

2. Die rechtliche Freiheit unterliegt aber aud in ihrer Ausübung beftinmte 
Beſchränkungen, und es ift Aufgabe des Rechts, vie Grenzen durch Feſtſtellung 
der beſchränkenden Beringungen zu ziehen, welche durch die Rüdficht auf wit 
lihe Güter und andere mitbejtimmenve Lebensverhältniffe geboten find. Se it die 
äußere Religionsfreiheit eines Jeden und einer jeden Konfefjion durch die gebührm 
Anerkennung ver anderen religiöfen Konfeffionen nad ihrem Dafein, ihrer Ein 
und freiheit befhränft, und ver Uebertritt von einer Konfeffion zu einer andern 
wird angemefjen an ein beftimmtes, eine gewiſſe VBernunftreife befundendes, Alte 
geknüpft; ebenſo hat die Preffreiheit ihre Schranfe an der Wahrhaftigkeit, an te 
Örundlagen ver fittlihen und ftaatlihen Ordnung, jo wie aud bei der Zeitunge 
prefle an die Perfönlichkeit noh andere Beringungen, 3. DB. eines beftimmte 
Alters, der Unbeſcholtenheit, ver Staatsbürgerfchaft geftellt werben fünnen. Rob 
mannigfaltiger werben die befchränfenden Beringungen in den materiellen wirt: 
ſchaftlichen Gebieten, wo zwar der Ruf nad unbedingter Freiheit jegt am lauteſten 
erihallt, das Zunft» und Konceſſionsſyſtem auch grundſätzlich zu befeitigen ift, we 
aber die freiheit des Ginzelnen bei der Urprobuftion, im Gewerbe und Hank, 
noch mehr die Wirkfamfeit der Gewerbe- und Handelsgeſellſchaſten manden te 
fhränfenden Bedingungen zu unterwerfen ift, die dur die Rückſicht auf dei 
Gemeinwohl, jo wie auf das Wohl der Geſammtheit der Mitglieder geboten Mit 
Dazu kommt, daß nad den Orundfägen wahrhafter Ordnung, im Ginflange mit 
dem germanijchen genofjenjchaftbildenden Triebe, alle Induſtrie- und Handelszweig 
nad) freien genofjenfhaftlihen Berbänden, Gewerbe: und Handelsfammern un 
Gerichten (wozu die Agritulturfammern und Gerichte fommen follten) zu organ 
firen find, wodurd die Ausübung eines Gewerbes oder Handels an mande, aus 
fittlihe, Bedingungen gefnüpft wird. 

So ift alfo die Freiheit, wenn auch unbedingt in ihrer fittlichen Wurzel, des 
in ihrer äußeren Erfcheinung und Ausübung rechtlich bedingt und beſchränkt durch de 
Nüdfihtsnahme auf andere zu achtende wefentlihe Güter und Verhältniffe. Ein 
leere Vorftellung ift daher die durch Kant angebahnte, weit verbreitete und ned 
immer aufrecht erhaltene Anficht, daß nämlich die Freiheit an der gleichen Freihei 
Nor Andern, nad der Marime der Koeriftenz, ihre Grenze finde. Bei Kant wur 
dies allerdings eine ftrenge Konfequenz der ganzen, von aller Objektivität abftrabiren 
den Lehre. Gleihwie Kant in der Naturwiſſenſchaft den Begriff der Materis 
worin fi aud ein wejenhaft Gehaltliches ausprüdt, durch das bloße Zufammen 
wirfen zweier entgegengefegter Kräfte, jo wollte er aud im der Gittenlehre de 
Begriff des Guten, des wefenhaften Gehaltes des Lebens, blos durch die ſubjch 
tive Kraft des freien Willens finden und den Willen äußerlich frei erhalten durd 
gegenjeitige Beſchränkung des Willens Aller. Aber die Freiheit muß im Recht 
und durch das Recht einerſeits beſchränkt werben durch objektive Güter: um 
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Lebensverhältniffe, welche durch das urfprünglich fittliche und rechtliche Wefen des 
Menſchen, als eines Gliedes der göttlichen Welt- und Lebensorbnung, gegeben 
find, und zunächſt gar nicht von der menfchlichen Freiheit abhangen, fondern von 
ihr anzuerkennen und zu achten find; und anderſeits wird auch der Freiheitskreis 
eined Jeden nicht nach dem blos formellen und leeren Freiheitskreiſe der Anden, 
fondern pofitiv durch die Güter, Zwede und Mittel gezogen, melde ber freien 
Selbftbeftimmung und Wahl des Einzelnen anheimgeftellt bleiben. 

3. Das Recht fetst jedoch ver Freiheit nicht blos Grenzen oder Schranken, fonvern 
gewährt ihr in pofitiver Hinficht aud eine weientlihe Ergänzung. So wie das 
Recht nicht blos die Bedingungen des bejchränfenden Nebeneinanderfeins, fondern 
aud des erweiternden Füreinanderſeins und Lebens der Menſchen zu regeln bat, 
jo muß e8 auch, weil alle Freiheiten nur Glieder eines Freibeitsorganismus fin, 
und jedes Glied nicht blos dur das Dafein und die Ausübung der andern be- 
Ihränft, ſondern aud geftärkt wird, für den gemeinfchaftlihen Beſtand und bie 
Wechſelwirlung aller Freiheiten Sorge tragen. Es ift oben gezeigt worden, daß 
feine Freiheit auf die Dauer ohne alle übrigen, von denen fie zugleich bedingt wird, 
beftehen fan. Das Recht einer Freiheit fchlieft daher aud das Recht auf ven 
Beftand aller anderen Freiheiten in fih, und jede Verlegung der einen ift auch 
eine inbirefte Verlegung der andern, entzieht derfelben einen belebenvden Einfluf, 
durch welchen ihre gebeihliche Wirkſamkeit mitberingt ift. Aber auch in der Aus— 
übung haben ſich die Freiheiten rechtlich dadurd zu ergänzen, daß in beftimmten 
Berhältniffen nicht blos ein Unterlaffen, ſondern auch ein pofitives Thun und 
Handeln für Andere, ſelbſt ohne vorhergehende Uebereinkunft oder Vertrag, geforbert 
wird, alfo auch hier eine thätige freie Ergänzung eintritt. Noch mehr freilich ift es fitt- 
liche Pflicht für einen Jeden, feine Freiheitsrechte auch wirflih für die guten 
Lebenszwede auszuüben, indem eine jeve Ausübung ver Freiheit auf einem Gebiete 
des Güterlebens die Güter vermehrt, erhält, kräftigt oder durch innere Aneignung 
wieber die Kraft der Erzeugung erhöht. Die rechtlihe Ergänzung der Freiheit in 
beiden Hinſichten fann aber nur in dem höhern Ganzen der Staats: und Gejell- 
fchaftsorbnung erzielt werben, welche daher auch die wahre Vollendung ver 
Freiheit ift. 

. 4. Die Freiheit fol endlich in den Formen des Rechts, in der Sitte und 
dem Geſetze geregelt werben. Da aber in unfern Kulturverhältniffen das dur 
Sitte und Gewohnheit gebildete Recht nur noch als eine freie Ergänzung des 
Geſetzesrechtes erfcheint, fo ift auch das Recht ver Freiheit vor Allem gejeglich 
feftzuftellen. Das Gefeg fol im Allgemeinen der formelle Ausdruck des Rechts für 
gleich bleibende Berhältnifie fein, und da das Recht felbft eine Regelung der Yebens- 
verhältnifje nach den wefentlihen Gütern und Zwecken ift, jo fol aud das Gejeg 
eine Wiederfpiegelung des ethifhen Weſens und der menſchlichen Geſellſchaft fein. 
In dem Gefege foll der Menſch fein wahres Selbft wiedererkennen, und fi be- 
wußt werden, daß, indem er dem Geſetze gehen, er doch nur dem vernünftigen, 
auch in feinem Selbft ſich abjpiegelnden Wefen der Menfchheit, einer göttlichen 
Lebensorbnung gehorcht, wodurd feine freiheit nicht gehemmt, fondern gehoben 
und ilberhaupt ein menjchheit-würbiges Leben möglich gemacht wird. Das ift auch 
die tiefere ethiſche Bedeutung des Rouſſeau'ſchen Satzes, „daß ein Jeder im ber 
gefeltfchaftlihen Verbindung, indem er dem Gefammtwillen gehorche, nur fi jelbft 
gehordye und fo frei bleibe als vorher"; der Sat hat aber in einer blos äufßer- 
lichen Auffaffung und Anwendung nur zu der Maffenwilllür und Anardie geführt. 
Allerdings iſt es auch eine Forderung für das Rechtsgeſetz, daß daſſelbe durch freie 
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Mitwirkung ver Stantsgenoffen zu Stande fomme; dies ſoll aber geſchehen nach ven vrr- 
ſchiedenen Glieverungen der Lebensgebiete, in Vertretung der geordneten Intereflen, 
und nicht durch Alle, fondern nur durch diejenigen, welche ſelbſt vie früher beyid 
neten Bedingungen, entjprehende Einfidt und Bildung und aud äußere, tu 
fittliche- Selbftbeftimmung unterftügende Selbftftändigfeit nachweiſen können. An ſe 
befteht unn aber formell vie doppelte rechtliche Forderung, daß jede Freiheit geſch 
(id) normirt, und die gefegliche Norm ſtets geachtet werde. Die geſetzliche Norm: 
rung jeder rechtlichen Freiheit nach den Beringungen, unter welchen fie im Etaxt 
auszuüben ift, wird gefordert, damit überhaupt in dem Bewußtſein Aller Reit 
und Freiheit von Willfür unterfchieven werde, das rechtliche Gefühl der Sicherheit 
durch beftimmte Hare Normen entftehe, ein Jeder wiſſe, was ihm durch das Gi 
verboten oder geftattet ift, und damit werer Willfür von unten noch won oben di 
Freiheit jelbft aufhebe. Daher befteht feine Religionsfreiheit, feine Preßfreibeit, kin 
Gewerbefreiheit, wo ©eftattung und Entziehung der Ausübung blos ve im 
Willen einer Aominiftrativbehörde abhängt und nicht ein Gericht, das mad ir 
ftimmten Grundfägen die Gefege anwendet, zur Entſcheidung angerufen meta 
fan. Mag aud) das Konceffionsfyftem, wie in dem Gewerbeweſen, öfter ein Ice 
gang zum Syſtem der Freiheit fein, fo darf es doch nicht mit diefem vermäil 
werten. Ja felbft beveutende erfchwerende Bebingungen, welde ver Ausübung ca 
Freiheit auferlegt werten, und worüber vie konkrete Politik eines Staates zu at 
ſcheiden bat, find im Allgemeinen jeder blos willtürlihen Beurtheilung bei de 
Gewährung oder Entziehung vorzuziehen. Seinerſeits muß aber das Geſetz aut 
ftets geachtet werden. Auch die Freiheit fann nur in der Form umd ber Drum; 
des Gefeges geveihen. Mag das Geſetz hart fein, es ift Geſetz und als folderw 
achten und zu vollziehen, und jede Abänderung muß felbft nur im rechtlicher gem 
geihehen. Durch die Adıtung vor den Formen des Rechts find zwei Völler gm‘ 
geworben, das römiſche während ver Zeit der Republik, das englifhe feit ver Thret 
befteigung Wilhelms IIT., und in den germaniſchen Völkern liegt eim tiefer Ju 
und Sinn ver Gefeglichkeit, der zwar auch erfchüttert ift, aber noch fefte Wundr 
bat und durch allfeitige Achtung des Gefeges wieder gefräftigt werben muß. 

5. Für die Politik der Freiheit möchten wir fhlieglih einen aus dem Reit 
fi ergebenden Hauptgrundfag hervorheben. Diejer lautet: DOrganifirt vi 
Freiheit, oder vielmehr ftellet die Normen in den allgemeinen Bedingungen ar 
unter welchen fid die Freiheit in allen weſentlichen Lebenskreiſen felbft organil 
könne, damit in dem großen Organismus des menſchlich-geſellſchaftlichen Leber 
bie freiheit felbft wohl gegliedert und abgeftuft fei, die Einzelperfönlichkeit fr 
mit ihren nächſten Lebensfreifen verfnüpft und alle Kreife, alle perfönlichen m 
Zwedgenofienihaften in freier Wechſelwirkung unter der gemeinfamen vedilid 
ordnenden Macht des Staates verbunden fein. Die Kreife der Familie, der Ee 
meinde, des Bezirks oder der Provinz, und die gemeinfame Staatsorbnung fin 
die natürlichen, abgeftuften bleibenden ©lieverungen, in deren jeder ſich aud d 
Freiheit eigenthümlich geftaltet und deren Abftufung eine fortfchreitenve Erziebun 
für die Freiheit ift. Aber man bilde und belebe auch die freisgenofjenfchaftlid” 
Verbände auf allen Gebieten der gefellihaftlihen Thätigkeit, umd bejonbers «! 
den wirthſchaftlichen Gebieten ver Urprovuction, der Gewerbe und des Hankch 
und erſetze durch diefelben die unhaltbaren, überall die freie Bewegung und de 
Auffhwung der wirthſchaftlichen Thätigkeit hemmenden Zünfte, aus bemen all 
beſſern fittlihen und wirthſchaftlichen Zwecke, die fie gleichfalls verfolgten, de 
Fürforge für die Genofjen und deren Angehörige in Unfällen des Lebens, für M 
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technifhe Bildung der Glieder, Aufrechthaltung der Standesehre u. ſ. w. in bie 
freien Genoffenfhaften hinübergenommen werden fünnen. Aber man fege auch der 
freien Bildung genofjenfchaftliher Vereine auf dem Gebiete des religiöfen, wiljen- 
ſchaftlichen, künftlerifchen, fittlihwohlthätigen Lebens feine anderen Schranfen ent- 
gegen als welche durch die allgemeinen, in Nüdfiht auf alle anderen ftaatlichen 
und gejellichaftlihen Zwecke beftinnmten Bedingungen gegeben find. 

Der germanifhe Sinn für Gliederung des Lebens und der gefellfchaftlichen 
Thätigleit bat früber die Freiheit verfchiedentlih organiſirt, und ift, in biefer 
Richtung, auf neue Bahnen wahrer, freier, genoſſenſchaftlicher Bildungen zu leiten. 
Dem Weſen des veutfchen Geiftes ift die abftrafte, individualiſtiſch atomiftiiche 
Maſſenfreiheit zuwider, wie fie in Frankreich in Theorie und Praris ausgebildet ift, 
und welche ſtets eine ebenfo äußerlich und mechanifch centralifirte Staatsgewalt hervor- 
ruft, die um fo ftärker fein muß, als die inneren Glieverungen gefhwächt oder aufge: 
boben find. Die wahre Organifation der Freiheit verknüpft das Princip ver Orb- 
nung und der freiheit, ftärft das Ganze durch vie Theile, die Glieder durch den 
Gefammtorganismus; fie bewirkt, nicht im Sinne des divide et impera, aber dod) 
zum Wohle des Ganzen und zur Erleichterung der ſtaatlichen Regierung, eine Ver— 
theilung der Freiheit nach den einzelnen LTebenskreifen, begegnet dadurch der großen 
Gefahr, welche aus der ungeorpneten Maffenfreiheit entjpringt, läßt die Freiheit 
in den niederen Kreijen fi bilden und für die höhern reifen, gewährt ihr in jedem 
Kreife die Befriedigung und Beruhigung, melde aus dem Gelbfthandeln oder der 
Mitwirkung für ſittlich rechtliche Zwecke entfpringt, und erzeugt durch die noth- 
wendige Wechſelwirkung aller Kreife, durch ihre gemeinfame Regelung und Orbnung 
einen emeingeift, der durd die freien Gliederungen nicht gefhwädt, ſondern 
weſentlich geftärft wird. 

Die Gefhihte der Nechtöfreiheit, die wir anderwärts (Nedtsphilofophie, 
Ate Ausgabe) ausführliher behandelt haben, liefert auch thatfählih ven Beweis 
des oben entwidelten Satzes, daß ſich alle Freiheiten Yegenfeitig bevingen, bie 
Rechtsfreiheit ohne die Freiheit auf den geiftigen, fittlihen und materiellen Kultur- 
gebieten weder beftehen noch ſich nach allen Seiten ausbilden kann, daß aber auch alle 
anderen Freiheiten ihre Regelung und Bürgſchaft durch die rechtliche Freiheit auf dem 
privat und öffentlicheredhtlichen Gebiete finden muß, und die Aufgabe unferer Zeit 
dahin geftellt werben fann, die durch das Chriftenthum, die Philofophie und vie 
ganze humane Kultur gewonnenen Güter in geregelter, individueller und gefell- 
fchaftliher Freiheit weiter auszubilden und zu verbreiten. H. Ahreno. 


Freibeitsrechte. 


Im vorftehenden Artikel ift die Freiheit an fid) nach ihrem Dafein und ihrer 
Entwidlung als Recht betrachtet worden. Es wären daher jegt die beſonderen 
Freiheitsrechte im Einzelnen darzulegen; da aber die wichtigſten verfelben in be- 
fonderen Artikeln behandelt werden, fo bleibt hier nur die Aufgabe, die Freiheits— 
rechte im Allgemeinen, in ihrer Gliederung, überſichtlich darzulegen. 

Die befonvderen fFreiheitsrechte entipringen aus den verſchiedenen Aeußerungen 
oder Anwendungen ver Freiheit in den wefentlichen Lebensverhältniffen und Ge— 
bieten; die hauptfählichften Arten verfelben find 1. die freien Perfönlichkeitsrechte, 
welche aus ver Berjönlichleit ober einem Lebensverbande entipringen, in welchem 
die ganze Perſönlichkeit felbft der Zmwed ift, wie die Ehe und Familie, 2. bie 
freien Bildungsrechte, welche durch die weſentlichen Lebens- und Kulturzwede ge- 
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geben find, 3. die privat» und öffentlichen Freiheitsrechte, welche fich aus der ver 
ſchiedenen Richtung der Freiheit ergeben, einerfeit® auf das Cinzelleben, deſe 
Sonderzwede und Intereffen, andrerfeit® auf das Gemeinleben und die Gemeir- 
zwede und Interefien. 

1. In dem ganzen Dafein und dem LTebensorganismus der Berfönlicteit, in 
allen ihren urfprünglichen Gütern des geiftigen und leiblichen Lebens, dem Lehe, 
der Ehre, der Freiheit felbft und in dem allgemeinen Sadhgüterrechte erſcheint die 
Freiheit als der innere Impuls und Hebel, durch welchen das Leben geftaltet un 
in dem Proceffe der Mittheilung und Aneignung erhalten wird. Diejes freie 
Perfönlichkeitsleben ftellt fi) zunächft in räumlicher, ſodann auch im geiftiger U 
grenzung dar, welche gleiherweife vom Rechte zu fehlen ift. In erfter Hinfidt 
ergiebt fid) das Recht des Fürfichfeins und der Befriedung des Einzelnen um ve 
Bamilie in dem Haufe (f. d. Art.) oder der Wohnung. Alle höher gebieten 
Rechte und Gefeßgebungen haben dieſes Hausrecht anerkannt. So wie bat vn 
Princip des freien Selbft durchdrungene römifche Recht das gewaltfame Einträge 
in das Haus als eine Verlegung der perfönlihen Würbe, als Injurie betradtt 
(L.5 D. 47, 10.), fo bat aud das germanifche Recht in Volks⸗ und Stabtrehte 


diefes den Menſchen und Bürger in feiner Perfönlichfeit auch räumlich befrievent 


Recht anerkannt und die Hausfuhung auf beftimmte Fälle eingefhränft. Das ay 
lifche Recht, welches dem Engländer in feinem Haufe, wie verfallen es aud ſen 
möge, eine fefte Burg giebt (f. den Ausſpruch Lord Chatam’s in Bluntſchlit 
Staatsrecht S. 687), hat den alten germanifhen Grundſatz im größten Umfang 
zur Anerkennung gebradt. Auf dem Kontinente hat feit faft 30 Jahren Belgia 
gezeigt, daß der Grundfag durch einige Beſchränkungen volllommen mit ala 
Anforderungen der ftrafenden Gerechtigkeit in Webereinftimmung gebracht werte 
fann, fowie aud in mehreren anderen Berfaffungen, wie in der norwegiſchen ven 
1814, $. 102, in ber portugiefifhen von 1826, $. 145, 146, in der hollänti: 
jhen von 1848, $. 153, und in der preußifchen von 1850, $. 6, ver gleid 
Grundſatz ausgefprodhen worden ift. 

Aber auch die Bethätigung der Perfönlichkeit, ihre Ausftrahlung nad 
den verfchievenen Richtungen, der geiftige Lebensfreis, den fie fich ſchafft md 


perfönlidem Bedürfniß, nad Liebe und Zuneigung, in münblichem oder fhrit- 


lihem Verkehre, muß als freies Fürſichſelbſtleben im Nechte geachtet und geſchütt 
werben (f. d. Art. Rede- u. Preffreiheit). Wie fhon die Sittlichleit vie geiftige 
und leiblihe Zubringlichfeit als eine die Freiheit des abgeſchloſſenen Fürſichſein 
verlegende größere oder geringere Schamlofigteit bezeichnet, die auch im viea 
Fällen rechtlich zurüdgewiefen werben kann, fo ift aud das Ueberwaden, Aut 
horchen, Ausſpioniren deſſen, was in privaten Kreifen vor ſich geht, un 
ebenfo die Verlegung des Briefgeheimniffes herabwürdigend für die Periör 
lichkeit und unwürdig einer ftaatlidhen Behörde. Mag die Verlegung des Brit 
geheimmiffes (f. d. Art.) felbft in dem freien England im Frieden noch in neuere 
Zeit als eine üble Tradition beibehalten fein, wie fih 1851 im Parlamente be 
der Debatte der Flüchtlingsfrage herausftellte, fo läßt fie fi doch nur auf Grund 
lage eines vichterlihen Befehls im Strafverfahren und etwa in Kriegsfällen redt 
fertigen, wie es auch in den oben angeführten Berfafjungen ausgeſprochen ift. 
Die Freiheitsredhte für das leibliche und geiftige Leben verlangen zunädt, 
als Grundlage, Schu des Dafeins von der Empfängniß bis zum Tode, I 
verwerfen fodann jeden Mißbrauch der Freiheit, auch der eigenen gegen alle durd 
die Perfönlichfeit gefegten, von der Freiheit nicht gefchaffenen, jondern nur ven 
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ihr anzuerlennenden Güter des Lebens und der leiblichen Integrität, woraus ſich 
auch die Befugniß zur Vorbeugung gegen den Selbſtmord, Beſtrafung der Vor— 
ſchubleiſtung, in gewiſſen Fällen Beſtrafung der Selbftverftüämmelung, fowie das 
Uneeht der körperlichen Züchtigung ergibt, und nad 'unferer Anfiht aud bie 
Todesſtrafe fi nicht aus Rechtsgründen behaupten läßt. Die Freiheitsrechte treten 
ferner entgegen aller Leib- und Oeifteigenfhaft und Hörigkeit, jeder Feflelung des 
Menſchen an die Scholle, den Boden, durch Unterfagung des Auswanderns, durch 
Beengung der Wahl des Wohnorts, durch Konfignirung an einen Wohnort, wenn 
nit in Folge eines gerichtlichen Urtheild, und insbefondere auch durch ein unge: 
bührlih bejchränfendes und unnütes Paßweſen. Für das geiftige Leben muß das 
Recht die freie Geftaltung des Verkehrs umd der Bildung durch gefelliges und 
gelellichaftliches Leben, fowie durch alle Mittel der. Bildung, durch Bücher, Preffe, 
Unterricht anerfennen und fügen. Vgl. d. Art. Aufenthaltsreht, Auswanderung, 
Lehr: und Lernfreiheit, Leibeigenſchaft, Strafen. 

Auch die Ehre (f. d. Art.) ift nach ihrer fubjeftiven Seite noch von ver 
Freiheit durchdrungen, indem fie, obwohl fie in der menſchlichen Gemeinſchaft durch 
die vom Rechte zu regelnde Anerkennung mitbeftimmt ift, do ihre innere Grund- 
lage in dem ganzen fittlihen Verhalten einer Perfon hat, welcher darüber zunächft 
ein eigeries Urtheil in ihrem Gewifjen zufteht und welche frei zu entfcheiven hat, 
ob fie fih durd die Handlung eines Andern in ihrer Ehre verlegt fühlt, oder ob 
fie von dem fittlihen Rechte, Andern zu verzeihen, Gebrauch machen will, fo daß 
in folhen Fällen des bürgerlichen, ehlichen und Familienlebens ein amtliches Ein- 
Ihreiten, ohne Aufforderung von Seiten der verlegten Partei, unftatthaft ift. 

Die Freiheit felbft, als ſolche, Hat aud für ihr Dafein und ihre Entwidlung 
beſtimmte Rechte in Anfpruch zu nehmen, wie dies in dem vorhergehenden Artikel 
ausgeführt worden ift. 

In dem Sahzüterleben ift die Freiheit des Erwerbs und Berfehrs ber 
mädtigfte Hebel ver Vervollkommnung der wirthichaftlichen Probuftion, ſowie ein 
wichtiges Moment für die angemefjene, gute Bertheilung, unterliegt aber doch auch 
gewiffen Beihränfungen und bedarf überhaupt einer Regelung, welde Voltswirth- 
Ihaftsreht und Politif in den einzelnen Gebieten ver Urproduction, der technifchen 
Gewerbe und des Handels näher darzulegen haben. ©. d. Art. Gewerbefreiheit u. ſ. w. 

In dem nädft höheren Perfünlichkeitstreife der Ehe und Familie (f. d. Art.) 
ift die Freiheit ein weſentlicher Beftandtheil für die ſittlich-rechtliche Geftaltung 
diefer Verhältniſſe. Es darf jedoch nicht überfehen werben, daß bier die Freiheit, 
nicht wie in den DVermögensverhältniffen, das vorwaltend beftimmenve und herr- 
ſchende Princip ift, fondern ihre Bejtimmung und Aufgabe durch das ethifche 
Weſen ver Ehe und Familie erhält, welches ebenjo wie das Wefen ver Einzel- 
perfönlichfeit vor und über der Freiheit befteht, in derſelben zwar ven fittlich-recht- 
lihen Träger erhalten, aber zunächſt durch das Geſetz in feinem Beſtande geſchütz 
werben joll. 

2. Das Freiheitsrecht für alle wefentlichen Lebens- und Berufs- oder Bil- 
dungszmwede der Menfhen, als Religion, Sittlihfeit, Wiſſenſchaft und Kunft, Er- 
ziehung und Unterricht, und die wirthichaftlihen Zwede haben zunächſt als gemein- 
jame Grundlage das Recht, den Beruf überhaupt frei wählen zu können, wenn 
die, gewöhnlich durch das Alter beftimmten, geiftigen Bedingungen vorhanden find 
(j: d. Art. Berufsfreiheit). Das öfterreihifhe Geſetzbuch $. 148 giebt daher dem 
mit zurüdgelegtem 14. Jahre Mündigen das Recht, bei Nichtübereinftimmung mit 
der Anſicht des Baters fein Gefuh vor dem ordentlichen Gerichte anzubringen, 
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welches darüber in Berückſichtigung beftimmter Verhältniſſe zu erkennen hat. Die 
Ausübung eines Berufs follte aber in allen Gebieten, wo die Thätigteit fih auf 
auf Andere, auf ihre Bildung, ihre Güter bezieht, rechtlich gemwiffen Bedingungen 


unterivorfen werben, durch welche der Staat allen Andern eine gewiſſe Bürgihet 


diefer Thätigfeit giebt. Dahin gehört vor Allem der Nachweis der orbnungsmäßige 
Ausbildung für den Beruf; und man fann es nur als eine, bie wahrhafte Orbnunz 
verfehrende Freiheitsanarchie betrachten, wenn ein folder Nachweis entweder, wit 
in Norvamerifa, für gar keinen gefellihaftlihen Beruf, oder wie in ranfreis, 
Belgien und einem Theil Italiens, nit auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, oder, 
wie in Belgien, audy nicht fir den Beruf des Lehrers, oder, wie jet in anf, 
auch nicht für den Beruf des Rechtsanwalts gefordert wird. Im den beutiden 
Staaten hat man in deutſchem Sinn und Geifte mit Recht diefer, die wahrbaft 
Bildung hemmenden Freiheitsanardie widerftrebt, freilich noch viel zu lange an 
ven alten mit dem wirthſchaftlichen Fortfchritte durchaus unverträglichen Zinn 
oder an dem gleichfalls fehlerhaften, bureaukratiſchen Konceffionsfyftem feftgebatn, 
welches, als eine Art Vorgänger für die ſocialiſtiſchen Theorieen, nad dem ım 
oben herab zu beurtheilenden Bebürfniffe die Zahl der Handel- und Gewerde 
treibenden, felbft die Zahl der ausübenven Aerzte und Advokaten beftimmen wil, 
während vie Gerechtigkeit verlangt, daß wer fi für einen gefellfhaftlichen Bent 
orbnungsmäßig ausgebilvet hat, auch in der Ausübung eine Erwerbsquelle finten 
fünne. Das Konceffionsfyftem verwechfelt die freie Geſellſchaft mit dem Staat, 
den freien Beruf mit dem Amt, und ftreift ſtets an einen politifhen Socialismu. 
Dagegen foll allervings bie individuelle Freiheit vom genoſſenſchaftlichen Verbank 
im Berufftande getragen und georbnet fein; man organifire daher neu diefe Bent 
ftände, und es wird dann eine freie Organifation der Geſellſchaft erblühen 
(f. d. vorherg. Artikel). 


Unter den Freiheiten fir die weſentlichen Lebenszwede fteht obenan bie Br: 


fenntnißfreiheit (ſ. d. Art.) als das Recht, den religiöfen Glauben zu befennen 
und barzuleben. Der Glaube (f. d. Art.), als die in das Gemüth aufgenommen 
Auffaffung des perfönlihen Verhältniſſes des Menjchen zu Gott, fett zwar nıtk 
wendig die Annahme des Dafeins Gottes und eines wefenhaften Unterſchiedet 
zwifchen Gott und der Welt und dem Menſchen voraus, fo daß Atheismus ode 
Melt: und Menfchenvergögung fein wirflicher religiöfer Glaube find. Wenn babe 
der Staat diefe Verirrung in mündlichen und fhriftlihen Kundgebungen als einen 
Ausfluß der freien Meinungsäußerung zuläßt, als eine Krankheit, die von inner 
heraus durch wiflenfhaftlihe Gründe und nicht durch blos äußere Mafregeln m 
beben ift, fo kann man es ihm doc) feineswegs zur Pflicht machen, aud em 
gefelfchaftliche, zum Zwede der Verbreitung folder Lehren gefchloffene Derbi 
dungen zu dulden. Dagegen fann man es bei dem Parteifampfe, der heute uf 
theologifhem wie philoſophiſchem Felde über die höchften Religionsgrundfäge, üb 
das wirkliche Verhältnig Gottes zur Welt und dem Menfchen entbrannt ift, dur 
die Umftände gerathen finden, wenn der Staat, wie es nad dem Borgange Nor 
amerifa’8 auch in einigen deutſchen Verfaſſungen feftgeftellt ift, weniger fe 
ftimmte pofitive Grundlagen forvert, als fih nur negativ abwehrend verhält, un 
darauf fieht, daß weder anerkannt umfittlihe Grundfätze verbreitet, noch ein rel’ 
giöſes Bekenntniß blos zum Dedmantel anderer, namentlich politiſcher Zwede be 
nutzt wird, daß nicht die Beftimmungen über das politiiche Vereinsrecht daburd um 
gangen, und insbefondere nicht andere Konfeffionen, religiöfe Gemeinſchaften un 
Genoſſenſchaften in Rede und Schrift, über die Grenzen einer fachlichen Polmil 
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hinaus, oder durch Handlungen verlegt werben. Dagegen betrachten wir bie recht⸗ 
lich geordnete und geübte Bekenntnißfreiheit als eine Grundbedingung der Erhal- 
tung und ortbildung des religiöfen Sinnes und Lebens, und fehen in der Unter: 
vrüdung derfelben einen Hauptgrund ver Abſchwächung, Verflahung und endlich 
des Aufgebens des Glaubens und der Glaubensgemeinſchaft. Selbft in Nordamerika 
müſſen wir in ber fo zahlreichen Seklenbildung einerfeit8 noch ein mächtiges 
genofjenf&haftliches Element als Gegengewicht gegen die inbividualiftifche Freiheits- 
richtung, andrerjeits eine Haupturſache der noch vergleichsweife Fräftigen Erhaltung 
des chriſtlichen Glaubens erbliden. 

Die Unterrihtsfreiheit als Lehr» und Lernfreiheit (f. d. Art.) ift in allen 
Arten und Stufen als ein Recht zu gewähren, nicht blos zur Unterftügung und 
Ergänzung einer vom Staate zu übenden Yürforge, fondern aud als ein noth- 
wendiges Mkittel der Berhätigung der perfönlichen Ueberzeugung. Aber auch dieſe 
Freiheit ift beftimmten Bedingungen zu unterwerfen, einerjeits für die Lehrenven 
durch den Nachweis der nöthigen Befähigung, antrerfeits für die Lernenden durch 
die Verpflichtung in grabuellen Prüfungen ven Beweis ihres Fortgangs zu liefern, 
ohne daß aber eine beftimmte Schule oder ein beftimmter Lehrer vorgefchrieben 
würde. Bor Allem muß aber der Staat für den allgemein-menjhlihen Unterricht 
in den erften Grundſätzen aller religiöfen, ſittlichen und geiftigen Bildung, als 
Grundbedingung alles menfhlihen und bürgerlichen Lebens, die Erziehungspflicht 
ver Eltern aud zu einer rechtlichen Zwangspflicht machen, indem er den Nachweis 
des Schulbefuchs oder des erfolgreichen Hausunterrichts verlangt. Bei dieſer recht- 
lihen Berpflihtung bat felbft Amerika die blos negative Auffafjung der Freiheit 
verlaffen und ven Unterrichtszwang feftgeftellt, während England, Belgien, Frank— 
reih und andere romaniſche Länder ſich bis auf den heutigen Tag noch nicht zur 
Anerfennung biefer natürlihen Nechtspfliht haben erheben können. 

Die Freiheit auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, in der Urprobuftion, den 
techniſchen Gewerben und dem Handel ift, wie ſchon bemerkt, grundſätzlich anzu= 
ertennen, aber wegen ihrer tiefen Einwirkungen auf das Gefammtwohl auch nad) 
allen, ans der Natur der wirtbichaftlihen Gebiete und Zwecke entſpringenden 
wejentlihen Berhältniffen zu regeln. 

Die Bereinsfreiheit endlich, als das Recht, fih für alle fittlid und recht— 
lih erlaubten Zwede mit Andern zu Gejellihaften oder Genofjenfchaften zu ver- 
binden, befteht theil® zum Behufe der Unterftügung und Ergänzung der Staats- 
thätigfeit auf vielen geſellſchaftlichen Gebieten, theild und nod mehr zur gejell- 
ſchaftlichen Berwirklihung von Zweden, die außerhalb ver Aufgabe und des 
Bereichs des Staates liegen und deren Erftrebung er nur an beftimmte, die ein- 
ſchlagenden wefentlihen Verhältniffe wahrende Beringungen zu Emitpfen hat. Für 
unmittelbar ftaatlihe oder politiihe Zwede ift das freie Vereinsreht lange Zeit 
am meiften in Anfpruch genommen, aber gerade auf viefem Gebiete find die Vereine 
am wenigften nothwendig, fomwie auch das politifhe Treiben in ber politifchen 
Rabuliftit der Klubs ſich am meiften als hohl und leer erwiefen hat; und wenn wir 
auch nicht das Recht der freien Bereinigung für politifhe Zwede, wie es in Eng» 
land zur Förderung wichtiger Intereffen (für Wahlreform, Aufhebung der Korn: 
gejege u. f. m.) gelibt worden ift, grundjäglid verwerfen, fo kann daſſelbe doch 
den meiften Beſchränkungen unterworfen werben. Dagegen ift auf das Vereinsrecht, 
ald auf das eigentliche hie Rhodus hie saltus, auf vie fittlihen Wohls- und 
Vohlthätigkeitszwede, auf die gejelfhaftliche Förderung der geiftigen, wiſſenſchaft— 
lihen, künftlerifchen Bildung, jowie der wirthſchaftlichen Interefien in den ver 
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ſchiedenen Formen der Bermögensgejellihaft, hinzuweifen. Die Bedingungen, ar 
welche aud die Ausübung diefer Freiheit zu knüpfen ift, werben nad den ver 
ſchiedenen Arten der Vereine und den dadurch gegebenen Berhältniffen verſchiede 
fein. Für die Vereine, welche blos religiöfe, fittliche, wiſſenſchaftliche Zwecke u. |. m. 
verfolgen, kann der Staat ſich mit der einfahen Anzeige der Konftituirung un 
ber Borlgge der Statuten begnügen, während bei allen Vereinen oder Geſellſchaften 
welche oder infofern fie eine Ausnahme von der Regel ber folivarifchen Vermögens 
baftung, oder das Recht der Erpropriation in Anfprud nehmen oder das Vermöge 
durch Immobilifirung zur fogenannten todten Hand dem lebendigen Verkehr mut: 
ziehen oder überhaupt als Vermögens-Erwerbsgeſellſchaften weſentlich in die öffentlicher 
Berfehrsverhältniffe eingreifen, der Staat, auf Grundlage des ‚Gefeges (Geſchet 
theorie im Gegenfage zur Konceffionstheorie), über die Einhaltung ber, in Rüdidt 
auf das Geſammtwohl oder gemwiffe im Innern der Geſellſchaft zu ſchützende mm 
zu vegelnde Verhältniffe, gefeglich feftgeftellten Beſchränkungen und Beringma 
zu wachen hat. Vgl. d. Art. Gefellihaft, Vereinsredt. 

3. Die Freiheitsrechte haben endlich in allen ſachlichen Gebieten eine jmd 
fache Seite, eine privatrechliche und eine öffentlich-rechtliche Seite, je nad: 
dem fie auf das Selbftleben und die Sonderzwede einer Perſon oder auf ti 
Geftaltung des Gemeinlebens, vie Bollführung der Gemeinzwede und die Wechſe 
verhältnifje aller Glieder und Gliederungen der Rechtsordnung ſich beziehen. Daraus 
ergeben ſich die Privat- und die öffentlichen Freiheitsrechte, welche nad ber Ba: 
ſchiedenheit des Zwedes, aud einen in den Wirkungen verfchievenen Charaftr 
haben. Es fließt aus dem Begriffe der Perfönlichkeit, daß viefelbe den ihr für ihre 
Sonverzwede gebührenven Lebenskreis in fittliher und rechtlicher Freiheit geftalten 
kann und dabei nur ſich felbft in ihrem Gewiſſen verantwortlid ift. Selbft ver 
Mißbrauch eines privaten Freiheitsrechtes, wenn er ſich nicht auf wejentlice m 
antaftbare Güter der Perſon oder auf andere Perfonen erftredt, und nicht eine gemilt 
durch die Sitte oder das gebildete Bewußtſein beftimmte rechtliche Grenze über— 
ſchreitet, kann, aus Achtung des perfönlicen Lebenstreifes, rechtlich nicht bint 
angehalten oder geahndet werben. Dagegen hat der Staat bei den äffentlicen 
Freiheitsrechten, welche fih in ver Bethätigung für ein öffentliches Intereſſe zeigen, 
für öffentlihen Kultus, öffentlihen Unterricht, öffentliche Preffe, öffentliche Sitte 
und Sittlichkeit, insbefondere aber bei den öffentlichen fyreiheitsrechten, welche ven 
Einzelnen zur Mitwirkung für die Geftaltung des ftaatlihen Lebens eingeräumt 
find, 3.8. bei ven Wahlrehten, einerfeits dem Mißbrauche dieſer Rechte, in Rüd: 
fiht auf andere Perfonen und Verhältniffe, zu fteuern, andrerfeits fann er, 
nah unferer Anficht in folhen Verhältniffen, wo ein öffentliches Intereffe vurs 
die wirkliche Ausübung eins Freiheitsrechtes bedingt iſt, auch dieſe Ausübung 
vorſchreiben. Das ift befonders bei dem Wahlrechte der Fall (vgl. d. Art. Wohl 
freiheit), welches zur Kundgebung des öffentlihen Vewußtfeins über vie Leitung 
des Staatsweſens und Über die zur Vertretung diefes Bewußtſeins tauglichſter 
Perfonen dienen fol, und welches daher eben fo wohl eine Befugnif als ein 
Verpflichtung in fid fließt. Diefe Auffaffung hat, unfers Wiſſens, erft in der 
Verfaffung von Brafilien eine rechtliche Anerfennung erhalten, indem beftimmt if, 
daß „jeder Wähler, ver im Augenblicke ver Abftimmung ohne einen gejeplicen 
Grund abwefend ift, zu einer Buße verurtheilt wird"; aber feit 1848 hat fid 
Ihon mehrfah das Bedürfniß einer ähnlichen Feſtſtellung ausgeſprochen um 
dürfte wohl in der Zukunft im einer von dem Bemußtfein der politifchen Rechte 
und Verbindlichkeiten durchdrungenen, die Rechte des Einzelnen und ber Oefammt- 
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beit gleihmäßig beachtenden, politiſchen Praris eine allgemeinere Anerkennung 
gewinnen, 

Literatur für die Artikel Freiheit und Freiheitsrechte. Stahl, Rechtsphilo- 
fophie, 3. Ausg. 1854; Ahrens, Rechtsphilofophie in den verfchiedenen Ausgaben 
von 1839— 1851 und juriftifhe Enchclopäbie 1856; Röder, Grundzüge der 
Rehtsphilofophie 1846 ; Bluntſchli, allgemeines Staatsrecht 1851, 2. Ausg. 1857. 

9. Ahrens, 


Freimaurer. 


I. Meinungen, Borurtheile, Täufhungen. Wie fehr die Menfchen 
durh ihre Phantafie und wie wenig durd die weniger bequeme Prüfung in ihren 
Urtheilen ſich oft beftimmen laſſen, zeigt fich in ver Beurtheilung des Freimaurer- 
ordens recht deutlich. Zu ihrer Entſchuldigung ließ fi früher wohl anführen, daß 
das Dunkel des Geheimniffes, mit dem fi der Bund der Freimaurer umbülle, 
die Phantafie der draußen Stehenven reize und die Prüfung erfchwere, aber heute 
reiht auch dieſe Entſchuldigung nicht mehr aus; denn weder die Gefchichte, noch 
die Organifation, noch die Grundſätze und Beftrebungen viejes Bundes find heute 
mehr ein Geheimnif. Aus den Schriften von Leffing, Kraufe, Bobrik, Hottinger, 
Koß, Fallon und andern, fowie aus zahlreichen Artikeln ver enchclopädifhen Werke 
lann fi Jeder, wer will, ohne große Mühe darüber unterrichten. Geheim find im 
Grunde nur , was in jeder andern Privatgefellichaft gewöhnlich auch geheim ift, 
die innern Verhandlungen, Beiprehungen und Feitfeiern der Logen und die Kenn- 
kihen der Maurer. Diefes Geheimniß dient ohne Zweifel dazu, das wechjelfeitige 
Vertrauen ber Brüder zu einander zu ftärfen und wie das Geheimniß in ver 
lirchlichen Beichte, ihre Aufrichtigkeit zu fichern. Es hat aber mit dem öffentlichen Leben 
Rihts zu ſchaffen. So weit fich dieſes in ber freien Luft der Deffentlichleit bewegt, 
find feine Anforderungen für die Freimaurer ganz gleich verbinvlich wie für Nicht- 
freimaurer, und wir müßten nit, daß jene diefen Pflichten irgenpwo weniger 
willig nachgekommen wären als biefe. 

Man hat den Freimaurerbund oft ſchon mit dem Jeſuitenorden verglichen; 
und da fie ſich antipathifch zu einander verhalten, wie Bol und Gegenpol in ber 
neuern Geſellſchaft einander gegenüber geftellt. In ver That dieſe BVergleihung 
dient zur Aufklärung. Die beiden Verbindungen ftammen aus ber Periode bes 
untergehenden Mittelalters; aber während der Jefuitenorven ſich für die mittelalter- 
lihe Idee der kirchlichen Hierarchie begeifterte und der Wieverherftellung des chriſt— 
lich römiſchen Gottesreihes alle feine Kräfte weihte, fingen die Freimaurer vor- 
züglich feit dem vorigen Jahrhundert an, in ihrer Weile an dem großen Neu- 
bau der modernen Gefellihaft zu arbeiten, und erwärmten fid für vie Idee ber 
Sumanität. 

Beide Orden haben fih von Anfang an über die lofale und felbft über bie 
nationale Beihränfung erhoben, der Jeſuitenorden als ein gemeiner hriftlicher 
Orden, der fFreimaurerbund als ein menfhliher Verein, beide haben fih aud 
viefem Princip gemäß über verſchiedene Länder und Völker hin ausgebreitet, beide 
umfpannen in ihren Intentionen die ganze Erde und die ganze Menfchheit. Aber der 
Segenfag des romanifhen und des germanifchen Urfprungs hat doch ebenfalls 
von Anfang am die ganze Entwidlung verſchieden beftimmt. Der im romanifchen 
Süden (in Spanien und Italien) entftandene Iefuitenorden, die Stiftung Eines 
Mannes, hat die Tendenz zu einem einheitlichen abjoluten Regiment mit feiner 
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Muttermilh eingefogen, und die grenzenlofe Gewalt des Einen Iefwitengeneralt 
ift für immer in Rom foncentrirt worden. Der Freimaurerorden dagegen ift au 
den genoſſenſchaftlichen Vereinen ver germanifhen Bauhütten erwachſen und ver 
züglih in ber mohlgeorbneten Schule der englifchen Freiheit groß gezogen worte 
Daher findet ſich hier nirgends eine abfolute Gewalt, und wenn auch die zablreiden 
Logen der verfchiedenen Yänder und Spfteme unter einander verbunden find und ſich i 
ihrer Verfaſſung gemeinfamen Großlogen unterorbnen, fo giebt es doch kein cr 
heitliches Regiment über alle Logen und feine gemeinfame Reſidenz, fondern nm 
einen freiwilligen Bund weſentlich ſelbſtſtändiger Genofjenfgafter 
Den unbevingten Gehorfam, welchen die Jefuiten ihren Obern fchulden, kennt die 
Loge nicht; und die Lehren der Freimaurer verwerfen ihn, als des Mannes m 
würdig. Der mäßige Gehorfam, den fie fordern, reicht nicht weiter als bie an: 
fannte moralifche Pflicht, und ver freie Wille auch der Einzelnen. Nur eine Zeit 
lang hatten fich hierarchiſche Tendenzen aud in die Freimaurerei eingefchlichen mt iı 
Schottland und Franfreih, im Anfchluß an die vertriebene Königsfamilie der Stut, 
hatten e8 die Jefuiten fogar verfucht, in den Logen Eingang zu finden und bieelbe 
ihren Zwecken bienftbar zu machen. Aber die von Natur verfchiedene Anlage we 
Bundes ftieß diefe Elemente als ihm fremd wieder aus, 

Beide Verbindungen find zunächft nicht Inftitutionen weder der Kirde ned 
des Staates , fie gehören daher aud nicht nothwendig zu dem Organismus ve 
Kirche oder des Staates, Der Impuls zu dieſen Schöpfungen ift voraus ven 
einzelnen für bie Idee begeifterten Privaten ausgegangen. Aber der Jeſuitenorde 
bemädhtigt ſich des ganzen Lebens feiner Glieder. Ihr Dafein iſt von der Ir 
nahme in den Orden an ausfchließlic feinem Dienfte gewidmet; und bie Bank, 
welche fonft das Individuum an die Familie, an die Gemeinde und an ven Stut 
binden, werben von ber übermächtigen Anziehungstraft des Ordens zerriffen. Br 
Weitem nit fo eingreifend ift die Wirkung des Freimaurerorvens. Er will mer 
pie Familie, nod die Gemeinde, noch ven Staat erfeßen oder verbrängen, Wi 
Beziehungen der einzelnen Freimaurer zu der Mannigfaltigteit des Berufsleber 
bleiben unangetaftet. Der Bund macht feine größeren Anſprüche an feine Gliee, 
als die einer freien und intimen Privatgefellfchaft zukommen. Er emtbinvet fein 
Pflichten gegen die Verwandten, gegen die Obrigkeit, gegen das Vaterland. Wih 
rend ber Jefuitenorben daher völlige Dienftbarfeit im Intereffe einer Idee verlangt, 
ift der Freimanrerbund mit jeder andern Pietäts- und Bürgerpflicht und mit vele 
Privatfreiheit wohl verträglich. 

Bor hundert Jahren noch war die Meinung verbreitet, die Freimaurer jde 
Zauberer und Herenmeifter. Ich kenne den in der Univerfitätsbibliothet Münde 
abfhriftlih aufbewahrten Bericht eines Abtes von Blandjtädt, welcher im Jahr 
: 1746 als mwohlbeftellter Erorcift eine Anzahl von Dämonen zu Ausfagen über de 
Freimaurer nöthigte und die Belenntniffe derfelben dem Biſchof von Eichſtädt air 
fandte. Diefes damals ernftlih gemeinte Prolotoll ift heute höchſt poffirlid u 
lefen. Die Angaben der Dämonen find genau fo, wie die Angaben der fehreibent“ 
Tifchgeifter von heute. Sie reden ebenfo gut altbayrifch, wie der fragende Taufe 
beſchwörer, und befennen ihm ganz daſſelbe, was er zuvor weiß und hören mil 
In ihren etwas plumpen Schimpfreven Außern fie feine Ehrfurcht wor den Heilig 
Willibald und Franciscus Kaverius, noch felbft vor höhern heiligen Namen, un 
als Achte Teufel verhöhnen fie die Chriften, und meinen „vie Verdammuiß b 
nicht fo heiß“, als vie Pfaffen lehren. Von den Freimaurern fagen fie; „fie It 
bie Principalherenmeifter und können weit mehr als wir Teufel, haben auch din 
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teufliſchen Glauben“. Aber was dieſelben denn glauben, erfährt der Beſchwörer 
nicht. Statt deſſen läßt er ſich mit der kindiſchen Ausflucht abſpeiſen: „Sobald 
einer ein Freimaurer wird, hat er auch einen Teufel im Kopf und muß gleich 
ſterben, wenn er etwas ſagt von ſeinem Glauben“ —, ohne zu bedenken, daß dieſe 
alberne Entſchuldigung doch nur die Freimaurer ſelbſt, aber nicht die mit geiſtlichen 
Ceremonien gefolterten Dämonen von der Antwort abhält. Ä 
Schwerlic werben ſich heute noch Kirchliche Prälaten finden, welde an, eine 
derartige Abgeſchmacktheit glauben; aber unter den ungebilveten Volksklaſſen treibt 
auch folder Aberglaube noch gelegentlih — obwohl mit geringerer Heftigkeit als 
früher — feinen Spud, Die Angriffe der neuern Zeit auf den Freimanrerbund haben 
daher eine andere Wendung genommen, obwohl viefelben auch jest, wie früher, 
vorzugsweiſe von kirchlichen, feltener von ftaatlichen Ciferern ansgehen. Da ber 
Vorwurf der Zauberei feinen Glauben mehr findet, und der Vorwurf der Unkirch— 
lichkeit und fogar der Härefie — felbft wenn verfelbe zu erweifen wäre — jeven- 
falls weit“ zahlreichere Klafjen der Bevölkerung als die Freimaurer in minbeftens 
gleicher Stärke trifft, und daher zu feiner befonderen Verfolgung dieſes Ordens 
Beranlaffung giebt, fo wird verfelbe num der Verſchwörung gegen bie Throne, und 
als ver geheime Leiter aller Revolutionen angeflagt. Die ultramontane Preffe in 
Süddeutſchland wiederhallt faft täglich von dieſen Klagen, vie in hundert Varia— 
tionen vorgetragen werben, und in Norddeutſchland ftinunt der Iutherifche Zelo- 
tismus wader ein in die Melodie ber katholifchen Kollegen. !) Inveflen ift biefer 
Bormwurf nicht minder unglaublich als der num verfchollene ver Herenmeifterei. Iſt 
es ſchon eine ganz thörichte Vorftellung, die große Umgeftaltung aller ftaatlichen, 
firdylihen und ver gefellfchaftlihen Zuftände, welche fich feit etwa einem Jahr- 
hundert überall in Europa vollzieht, für das Werk einer Intrigue von wenigen 
Berſchworenen zu halten, fo ift es noch abfurder, die wilde revolutionäre Form biefer 
Umgeftaltung, wie fie vorzüglich in Franfreich mit vulfanifcher Gewalt hervorgebrochen 
ift, den Freimaurern zuzufchreiben, welche fämmtlic den gebilveten und meiften® 
auch den vermöglichen Klaſſen angehören und ſchon darum nichts weniger als für 
die Revolution ſchwärmen, deren ganze Organifation überdem zur Achtung der 
mioralifhen Ordnung und Ueberorbnumg erzieht, und welche venn aud in Baris 
großentheild Opfer der Revolution geworben find. Seinen Urfig und zugleich feine 
größte Verbreitung hat der Orden in England, und eben die Engländer haben es 
verftanden und verftehen es, jene nothwendige Umgeftaltung ftatt in revolutionärer 
Ueberftärzung in vollkommen gefeglicher Form zu allgemeiner nationaler Befriedi- 
gung ein- und burdzuführen. Eben weil die moderne Freimaurerei vorzüglich eine 
englifhe Pflanzung ift, fo widerftrebt auch der gefeglihe Charakter derſelben den 
revolutionären Marimen. Freilich find auf dem Kontinent die geheimen Formen 
ver Verbindung aub von Revolutionsparteien hie und da mit Mopifitationen 
nachgeahmt und zu ihren Zweden ausgebeutet worden — die italienifhen Kar— 
Bonari 3. DB. haben viefelben jo benutzt —; aber überall, wo das gefchehen ift, 
Haben vieje Parteien e8 vorgezogen, neue Bünde zu ftiften; ver alte ber Frei— 
maurer paßte alfo nicht zu ihren Zweden. Wäre ver Freimaurerorden eine revoln- 
tionäre Stiftung zu revolutionären Zielen, jo wäre es aud völlig unbegreiflich, 


1%, Wie früher 2. v. Haller, fo macht fidh heute der Advokat Eckert ein Gefchäft daraus, 
pürres Holz zu jammeln und zu dem Scheiterbaufen abauliefern, den die Fanatiker der Beſchränkt⸗ 
Heit anzünden möchten. Herr Eckert ſcheint zwar ein ehrlicher Feind des Bundes; aber ſeine 
Beweis führung iſt ganz die nämliche, wie fie von den Phariſäern gegen Chriſtus und von Nero 
gegen bie -Ehriften geltend gemacht wurde, 
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wie anerkannter Maßen unter feinen Mitgliedern ſich Männer der verfchievenfter 
politifhen Parteien brüderlic zufammenfinden, und zwar nicht etwa nur ans ve 
untern Stufen, fondern aud aus den höhern Kreifen der Gefellfchaft und wir 
lihe Häupter der verfchievenen Parteien, und ebenfo unbegreiflih, daß wieberhet 
ng. Fürſten und Könige als Protektoren und Häupter an bie Spige der ga 
ihrer Yänder getreten find. Die ultramontane Preffe, welche von der Freimaure 
gefahr wie von einem Alp geängftigt wird, fieht fi, um dieſe Unmahrjceinlihkt 
irgendwie zu erflären, zu ber noch unwahrſcheinlicheren Behauptung gemöthigt, 
biefe Fürften — unter denen fogar das in den legten Jahrhunderten gröfte 
ftaatsmännifhe Genie, welches eine deutſche Krone getragen hat, Friedrich de 
Große, ſich befindet — feten felber Betrogene, indem bie wahre Leitung des Orte: 
ihnen unbewußt von geheimen Dbern verwaltet werde. Ich denke, es ift dod md 
verftändiger anzunehmen, daß jene Prefje, welche geneigt ift, das Abenteumüdfi: 
zu glauben, und nur von fernem Hörenfagen her entjtellte Nachrichten beat, 
als daß dieſe Fürften, welche perſönlich in alle Geheimniffe eingeweiht waren uns 
Centrum der Großlogen ihren Sit hatten, über die Natur des Ordens getäuſcht jün. 
Ganz im Gegenfage zu der Anfiht der kirchlichen Eiferer Hält eine ander 
unter den gebilveten Klafjen fehr verbreitete Meinung den Freimanrerbund jnz 
für kirchlich und ſtaatlich ungefährlih, aber aud für völlig Überflüffig. Sie hir 
ihn und feine Wirkfamkeit fehr gering, betrachtet feine Formen als eine finrük: 
und eitle Spielerei, macht ſich über die angebliche geheime Weisheit Inftig, wel 
in den Logen verborgen ſei und behauptet, die Hauptthätigfeit des Ordens beit 
in den vortrefflihen Mahlzeiten feiner Mitgliever. Diefe zweite Hauptanfidt ver 
widelt ſich nicht in folde Ungereimtheiten, wie ihre Gegenfeite, und kann Manki 
für die Richtigkeit ihrer Auffafiung anführen. Man muß fogar zugeftehen, daß i 
das Zerrbild des Ordens richtig erkannt habe. Aber immerhin unterfhägt ſe 
doch die Bedeutung des Bundes. Es ift wahr, die große Mehrzahl der Orten 
brüder gehört heutzutage den mittleren Klaffen ver bürgerlichen Gefelliaft a; 
die Xriftofratie der Geburt und des Reihthums, wie die Ariftofratie des Geil 
und der Talente waren im vorigen Jahrhundert ftärfer dabei betheiligt, als gege 
wärtig. Aber es ift ebenfo wahr, daß — in Deutſchland wenigftens — aud die 
große Anzahl von Maurern fich zum Eintritt in den Bund durch ein zuvor und 
friedigtes ideales Bedürfniß hat beftimmen laflen, und daß nicht blos bie let 
lihe Speife, fondern ebenfo die gemüthliche und geiftige Nahrung, welde X 
Bund bietet, feine Glieder zufammenhält. Es ift allerdings unglaublich, daß da 
Bund in dem Befige wie geheimer Kennzeichen, fo auch geheimer Wahrheiten ie; 
benn für die Wiſſenſchaft giebt es heute überhaupt Feine Geheimlehren mei, 
und die Ideen, welche vorzüglich als freimaurerifch bezeichnet werden, find jde 
lange zum Gemeingut der modern=gebilveten Welt geworben, wie vor allen bie Ne 
der Gewifjensfreiheit und der gegenfeitigen Ahtung aud ber verſchie 
denen religiöfen und politifhen Ueberzeugungen. Aber es ift nit # 
läugnen, daß die Freimanrerei Vieles dazu beigetragen hat, um biefe Ipeen I 
uns einzubürgern und zu verbreiten, und daß fie heute nody überall als dr 
Hauptftüge diefer menſchlichen Duldſamkeit zu betrachten ift, und es ift offendt 
daß die Feindſchaft ver Iefuiten und ver Haß der kirchlichen Zeloten, der fie der 
folgt, hauptſächlich in viefem ihrem beharrlichen Streben ihre Erflärung fin“ 
er die Meifterwerke unferer klaſſiſchen Piteratur aus der Freimaurerei erflär 
wollte, würde dieſelbe Albernheit begehen, welche in ver Erklärung der Revolutiit 
als eines Freimaurerwerls liegt. Aber ganz zufällig ift es doch nicht, daß mehren 
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Fürften der deutſchen Literatur, daß insbefondere Wieland, Leffing, Herder 
und Goethe Freimaurer waren, und verbient doch einige Aufmerkſamkeit, daß der 
fritifche und verftändige Leffing e8 der Mühe werth erachtet, die Idee des fFrei- 
maurerbundes — im Oegenfage freilih zu den Fabeln und Eitelteiten mancher 
Logen — in das hellfte Licht zu fegen (Geſpräche von Ernft und Fall). 

Wollen wir die Bedeutung der Freimaurerei richtig erfennen, fo müſſen wir 
voraus einen Blid auf ihre Geſchichte werfen. 

2. Geſchichtliches. Erft die neuere Kritik, zu welcher wiederum Leſſing den 
Anftoß gegeben, hat das Dunkel, welches früher vie Geſchichte des Bundes deckte, 
einiger Maßen gelichtet. Die nachmeisbaren Wurzeln des Bundes reichen feinen- 
falls über das zweite Mittelalter hinauf. Alles was man früher von einem 
hiſtoriſchen Zufammenhange veffelben mit ven alt-römifhen Bauforporationen, oder 
mit den religiöfen Mifjionen der Culdeer in Britannien, oder gar mit den eleu- 
finifhen Mofterien und mit der Schule des Pythagoras, oder mit den jübifchen 
Efjäern, oder mit dem ägyptiſchen Priefterthbum erzählt hat, ift nur Dunft und 
Rauch, welher aus den Opferpfannen ver Eitelfeit und des myſtiſchen Aberglaubens 
auffteigt. Später haben wohl bie Erinnerungen an ältere Lehren und Myſterien 
aud unter den Freimaurern einige Wirfung äußern können, fie mögen gelegentlich 
zur Bergleihung und Anregung benutt worden fein, aber ganz daſſelbe konnte mit 
aller Geſchichte der Eivilifation gefchehen. Hiftorifch ſicher aber ift der Zufammen- 
bang mit den Baugenoſſenſchaften des Mittelalter8 und vorzüglich mit den 
Baubrüderfhaften ver Steinmegen, deren Bildung und vielleicht auch deren 
Drganifation und Symbolif auf den geiftigen Einfluß des Benedictinerordeng 
zurüdweift. Diefe Baubütten der Steinmegen — in Deutfchland galten die von 
Straßburg, Köln, Wien und Zürih, in England die von York und London als 
Haupthütten — hatten auch eine jehr ausgebildete geheime Symbolif, und wenn 
gleich die Hauptbeventung derfelben eine technifche und innungsmäßige war, melde 
erft in der Freimaurerei zu moralifcher und fpefulativer Symbolif vergeiftigt wurbe, 
fo darf man fi doch in ven Zeiten ver großartigen Kirhenbauten des Mittelalters 
die Bildung diefer Steinmegen nicht zu tief noch gar zu handwerksmäßig vor- 
ftellen. Ein Anſatz zu der jpätern Ausbildung dieſer Symbolif mußte ſchon 
urfprünglich in ihr liegen, und es finden ſich in ven Gteinmeßarbeiten ſelbſt 
Spuren, daß in diefer fünftlerifchen Genoffenfhaft fih manderlei Gedanken einer 
freieren Weltanfhauung regten, wenn glei fie der kirchlichen Autorität vollftändig 
gehorchten und in ihren Orbnungen den Meiftern und Gefellen die Beachtung ver 
chriſtlichen Sitte zur Pflicht machten. 2) 

Die ſchottiſche Maurerei behauptet überdem eine Verbindung des Ordens mit 
dem Orden ver Tempelberrn, als einer zweiten Wurzel der Freimaurerei; und 
Leifing hat dieſe Anficht durch Hinweifung auf die alte Bezeichnung der „Maſoney“ 
als die Tiſchgenoſſenſchaft der Ritter geftügt, indem erft das Mißverſtändniß fpä- 
terer Zeiten die Ausprüde Mafony und Mafonry (Mafoney und Maurerei) ver- 
wechjelt habe. Kloß dagegen beftreitet jeden wirklichen Zuſammenhang der Art. 
Wie dem aud fein mag, die eigentlihe moderne Freimaurerei beginnt erft 
zu Ende des XVII. “oder zu Anfang des XVII. Jabrhunderts, In Frankreich 
und in Deutichland hatte der ftantliche Abfolutismus jener Zeit auch die Freiheit 


2) Ordnung der Straßburger Hauptbütte von 1463: „Man full auch feinen Wert-Man noch 
Meifter in die Ordnung empfehlen, der alſo jars nit zum heiligen Saframent gieng oder nit 
Ghriftlihe Ordnung bielte und das jeine verfpielte”. 
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ver Baugenoſſenſchaften unterdrückt. In England aber wurde dieſelbe nicht bie 
erhalten, ſondern in eine neue höhere Form übergeleitet. Sicher hat ver greß 
Baumeiſter ver Paulskirche, Chriſtoph Wren, und vielleicht auch ber Kin 
Wilhelm III. einen Antheil an dieſer Umgeſtaltung. Die handwerksmäßige wm 
künſtleriſche Bedeutung der Maurerei ging nun unter, und bie ethiſche und fpe: 
lative trat an ihre Stelle. Waren früher wenn auch nicht ausſchließlich doch vorzugt 
weife fogenannte Werktmaurer in vie Logen aufgenommen worden, fo beim 
nunmehr gebildete Männer aus verfchievenen Klaffen ver Gefellihaft das Ude: 
ewicht, und bald verfhwand jede Beziehung zur wirflihen Baukunſt. Die nm 

rganifation fam im Jahr 1717 zur Vollendung; damals wurde Anton Satir 
zum erften Großmeifter der Londoner Großloge gewählt. Im Jahr 1720 wre 
die alten Orbnungen ber Logen von Payne gefammelt und 1721 fam das afı 
von dem Prediger Anderſon im Auftrage des Großmeifterd bearbeitete Kealit- 
tionenbuch zu Stande. Mit der Gutheißung biefer Arbeit durch die Großloge hatt 
die Freimaurerei nun ihr erftes Gefeßgebungswert erworben. 

Um den religiöfen und politifhen Geift dieſer Geſetzgebung zu bezeidnn, 
theile ich (nad Kraufe) die beiden erften Titel ver fogenannten Pflichten wörlit 
mit: „li. Gott und Religion betreffend. Der Maurer ift durch feinen Beruf we 
bunden, dem Gittengefege zu gehorchen; und wenn er bie Kunft recht verftcht, k 
wird er weder ein ftumpffinniger Gottesläugner noch ein irreligiöfer Wilrfen 
(Libertiner) fein. Obwohl aber in alten Zeiten die Maurer verpflichtet wurden 
in jedem Lande der Religion des betreffenden Landes oder Volles anzugebör, 
fo wird e8 gegenwärtig doch für fdidlicher erachtet, fie num zu der Religion 7 
verpflichten, in welcher alle Menfchen übereinftimmen, und die befondere Konfeſſier 
den Einzelnen zu überlaffen, d. h. gute und treue Männer zu fein, oder Mine 
von Ehre und Rechtſchaffenheit, durch was immer für Benennungen oder Ur 
zeugungen fie fich unterfcheiden mögen: hiedurch wird die Maurerei zu ein 
Gentrum der Einigung und zu einem Mittel, treue Freundſchaft unter Menſchen ı 
ftiften, welde außerdem in beftänbiger Entfernung hätten bleiben müſſen.“ 

„2. Bon der blürgerlihen Obrigkeit, ter höchſten und ber untergeordneten 
Der Maurer ift ein friepfertiger Unterthan der bürgerlihen Gewalten, wo er aus 
wohnt und arbeitet und foll fi niemals in Meuterei und Verſchwörung einlafe 
wider den Landesfrieden und die nationale Wohlfahrt, noch ſich pflichtwidrig gege 
die Unterobrigfeiten betragen. Denn gleich wie Krieg, Blutvergiefen und Berwirnun 
der Maurerei immer nachtheilig geweien; alfo waren auch von Alters her Könige un 
Fürſten fehr geneigt, die Mitglieder der Zunft, ihrer Friepliebe und Bürgertreue weg“ 
wodurch fie den böfen Yeumund ihrer Gegner mit der That widerlegten, aufn 
muntern und bie Ehre der Brüderſchaft zu befördern, welche inımer im Arie 
blühte. Sollte vaher ein Bruder ein Empörer gegen den Staat jein, fo ift a 
feiner Empörung nicht zu unterftügen, wie immer er aud als ein unglädice 
Mann bevauert werden möge; und wenn er feines andern Berbrechens übermic 
ift, kann man ihn, obwohl die treue Brüderſchaft feine Empörung mißbilligen I 
und muß, noch der beftehenven Regierung einen Verdacht oder Grund zu peil 
tiſcher Eiferfucht geben darf, dennoch nicht aus der Loge ausftoßen, und fein ver 
bältniß zu berfelben bleibt unverbrüchlich. )“ 


3) Die ältere fogenannte Yorker Konftitution drückt das Princip fürzer fo aus: „Eure 
Könige follt ihr getreu fein ohne Verrätherei und der Obrigkeit geborchen a N bar 
egen alle Menichen ſollt ihr dienſtfertig ſein umd fo viel ibr Fünnt, treue Freundſchaft mit Ihe 
iften, euch auch nicht daran fehren, wenn fie einer andern Religion oder Meinung zugethan fm. 
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In Großbritannien breitete fih nun unter dem Schuge der englifchen Gefege 
während des XVII. Jahrhunderts die Freimaurerei fehr aus. Es wurden eine 
große Anzahl englifher, ſchottiſcher und irifcher Logen geftiftet, und auch gegen- 
wärtig ift der Bund in dieſen Yändern in fteigenver Entwidlung begriffen. Bon 
England aus wurde berfelbe nady dem Kontinent und nad allen Welttheilen ver- 
pflanzt. Unter der Londoner Großloge arbeiteten im Jahre 1844 674 Logen, 
worunter 463 in England, 70 in Amerifa, 52 in Oftinvien, 28 in Weftinvien, 
7 in Afrika, 5 in Auſtralien und 10 in ber Armee. 

AUngefochtener war die Ausbreitung der Maurerei auf dem Kontinent. Schon 
früh erhob ſich Rom gegen viefelbe. In der Bulle: In eminenti apostolatus 
Specula vom 28. April 1737 verdammte dew Papft Clemens XII. den Bund 
als „für das Seelenheil gefährlid und der Keterei verdächtig”, und beprohte bie 
Eintretenden mit der Kirchenftrafe der Erfommuniktation. Indeſſen wurde tiefe Bulle 
in Frankreich von den Parlamenten nicht einregiftrirt und hatte daher in Frant- 
reih aud feine gefeglihe Autorität. Bon der franzöfifchen Polizei zuweilen mit 
Berfolgung bedroht, dann wieder gebulvet, gelangte die franzöſiſche Maurerei 
allmählig zu einem feften und anerkannten Beftand, unter vem Grafen von Eler- 
mont ald Großmeifter, bis auch diefe Verbindung, welcher viele Oirondiften ange- 
hört hatten, und deren Öroßmeifter der Herzog von Orleans geworben war, in 
den Nevolutionsjahren erſchüttert und 1791 faft alle Logen gefchloffen wurden. 
Sie erholte ſich erft wieder, ald auch die politifchen Zuſtände wieder georbneter wurben. 
In der napoleonifchen Periode war ein faiferlicher Prinz, Iofeph, zum Großmeifter 
erwählt worden. Sein Amt wurbe aber von Cambacéres ausgeübt. Als 1809 im 
Staatsrath der Vorſchlag gemacht wurde, zu Gunften der Freimaurerlogen eine 
bejonvere Ausnahme von den Artikeln 291—294 des Code penal zu machen, 
wiberfegte fi der Kaifer mit der Bemerkung: „Nein, nein, wenn die Freimaurerei 
protegirt wird, ift fie nicht zu fürchten; ift fie autorifirt, fo würde fie zu ftarf 
und fünnte gefährlich werden“. Die feitherigen politiihen Wandlungen ver franzd- 
ſiſchen Verfaſſung bat dieſelbe überdauert, obwohl fie auch in ihrem Innern 
mandjerlei Gegenfäte zu überwinden fand. Der Grand-Orient de France zählte 
1830 479 Logen; in Paris allein 67. 

Die erfte deutſche Loge wurde 1733 in Hamburg errichtet. Aber einen 
höhern Aufſchwung erhielt die deutſche Maurerei erft, ald Friedrich I. -im Jahr 
1740 eine Loge zu Charlottenburg eröffnete und vie Loge zu den 3 Weltkugeln 
in Berlin ins Leben rief: ein Beifpiel, vem der Markgraf von Baireuth folgte. 
Es war das der Gegenftoß gegen die Bannbulle Clemens XII. In Berlin ent- 
ftanden drei Großlogen, die große Nationalmutterloge zu den drei Weltkugeln, nun 
mit 96 Töchterlogen, worunter 11 außerhalb Preußen, die Royal-Morf zur Freund: 
ihaft mit 25 Tüchterlogen und die große Landesloge von Deutihland mit 58 
Töchterlogen, unter denen 18 außer Preußen. Das Proteftorat über diefelben übt 
der Prinz von Preußen aus. Zu diefen drei preufifchen Großlogen kommen 
für Deutfhland noch Hinzu die Großloge von Hamburg mit 17 Töchter- 
logen, die von Hannover mit 11, die große Mutterloge des eklektiſchen Bundes 
in Frankfurt am Main mit 13, die große Landesloge von Sachen in Dres- 
den mit 13, die Grofloge zur Sonne in Baireuth mit 8 und die Großloge 
zur Eintradht in Darmjtadt mit 3 Zöchterlogen. Dazu fommen noch 6 ijolirte 
und 2 Logen, die von außerdeutſchen Großlogen abhängen. Die ftärffte Ver- 
breitung hat der Bund in Nord» und Mittelveutfchland, und überwiegend in prote— 
ftantifhen Gegenden. In Defterreich wurde der Orden durch die Kaiferin Maria 
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Thereſia nach den Wünſchen der Kurie 1764 verboten, dann aber doch im Stilen 
wieder geduldet und von Kaifer Joſeph II. 1785 offen gefhügt. In Wien un 
zu Prag bildeten fi damals Großlogen, aber jhon 1790 erfolgte ein neues Ber 
bot durch Leopold II. und feither blieb Defterreih den Logen verſchloſſen. In ala 
andern deutſchen Ländern wirb der Orten theils gebulvet, theils anerkannt. Ir 
Bayern beftehen — außer der Loge zu Regensburg — nur in dem neuern Pr 
vinzen einige Logen; in Altbayern hatte zwar im XVII. Jahrhundert die Maurere 
auch eine Zeit lang im die Ariftofratie Eingang gefunden, wurde dann aber vınd 
die Feindſchaft der kirchlichen Partei wieder verdrängt und gerieth durch ven ſogt 
nannten Illuminatenorden, welder die maurerifhen Formen nachahmte un 
zu feinen politiihen Zweden mißbraudte, in Mißkredit. Obwohl der Küriz 
Marimilian Iofeph I. felbft in ven Orden eingeweiht war, und officiel dk 
Verbindung als gemeinnüglid anerkannte *), fo fah er ſich dennoch in Berüdidt- 
gung der verbreiteten Vorurtheile veranlagt, den Staatsbeamten ven Eintrit in 
den Bund zu unterfagen. 

Aehnlich ift die Verbreitung ver Maurerei in ver Schweiz. Ste ift bedeuterde 
in der proteftantifchen als in ver fatholifhen Bevölkerung. Die fehmweizeriid: 
Großloge Alpina verbindet 24 Logen, unter denen nod feine in einem ren 
fatholifhen Kanton. Ebenfo gewährt ver germanifhe und proteftantifche Norte 
Europa’s, Schweden, Norwegen, Dänemark, Holland, dem Bunde gröpe 
Freiheit und zahlreichere Stätten jeiner Wirkſamkeit als ver katholiſche und romaniik 
Süven, Italien, Spanien und Portugal. Eben in biefen Ländern, wo er it 
mande Berfolgung erlitt, und gerade deßhalb wird bier die Maurerei weit leichter 
in eine politifche Richtung hineingetrieben, die eigentlich ihrem Wefen fremd it. 
Eine ähnliche Erfahrung erleben wir in Belgien, wo in dem Kampfe gegen va 
Ultramontanismus der Freimaurerbund eine einflufreihe Role übernommen bat 
In Rußland waren eine Zeit lang unter Kaifer Alerander I. die Logen in vel« 
Thätigfeit,- wurden aber 1822 aus noch nicht gehörig aufgeflärten Crünte 
geſchloſſen. 

Endlich iſt auch noch der großen Ausdehnung des Ordens in Nor damerile 
und in Braſilien zu erwähnen. So erſtreckt er ſich in der That Über den civil 
firten Erbfreis; und obwohl zunächſt auf hriftlihem Boden erwachſen und ir 
feiner Morat auch driftlich gefinnt — die dogmatifhen Formulirungen überläft 
er dagegen dem freien Glauben der Individuen —, fo hat er doch auch in m 
jüdifhen, mohbammedanifhen und felbft unter ver bramaniſchen Hinte 
bevölferung nicht blos einzelne Freunde, fondern ganze Logen gewonnen. 

II. Princip und Zmwede ver Maurerei. Aus der Geſchichte m 
Maurerei ergiebt füh, daß der Orven eine Verbindung freier Männer fi, 
welche im übrigen verſchiedenen Konfeffionen und Kirchen, wie verfchiedenen pol 
tifhen Parteien, Völkern und Staaten angehören und trogdem, daß fie Maurt: 
geworben find, doch ihrer beſonderen Ueberzeugung und ihrer eigenen politifde 
Fahne treu bleiben können. Zwar werben deshalb wohlwollende und gutmätbizt 
Naturen leichter den Eingang „zu dem Tempel“ finden, ald Charaktere von bir 
terem Metall; aber es können auch entſchiedene kirchliche oder ſtaatliche Partei 
männer ber verfchiedenen Richtungen Maurer werben und Parteimänner bleiben 


*) Berordn. dv. 20. Febr, 1808. „So wenig Wir — die wohltbätige Tendenz der Areimaure, 
ihr Beftreben zur Beförderung alles Guten und den ſonach in mancherlei Beziehungen durt ® 
verbreitet werdenden Nußen mißtennen‘. . 
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Auch an ſolchen Beiſpielen fehlt es nicht in der Geſchichte. Nur ein fo leiden⸗ 
Ihaftliher oder beſchränkter Menſch, welcher alle Andersdenkenden verfluht, kann 
unmöglih in den Maurerbund eintreten, weil er in diefem auch die Andersgläu- 
bigen und feine politijhen Gegner als Menſchen achten und als Brüder lieben 
fol. Nur die Unduldſamkeit und die Berfolgungsfucht, aljo nicht die Entſchieden⸗ 
beit ift grundſätzlich ausgefchloffen. Daraus folgt, daß das Grundprincip des 
Bundes die konfeffionelle Aufopferungstreue nicht verwerfe und den nationalen 
Patriotismus nicht lähme, auch nicht daran denke, die Kirche oder den Staat zu 
verbrängen und zu erfegen, wohl aber, daß nad Leſſings Ausdruck der Bund den 
unvermeibliden Uebeln des Staates oder der Kirche entgegen zu arbeiten und bie 
durh den Glauben und vie Politit getrennten Menſchen wieder menſchlich zu 
einigen ſich vorgefegt habe. Infofern darf der Bund wohl als eine Erziehungs- 
anftalt zur Humanität für Männer bezeichnet werben. Deshalb weift er 
in allen feinen Einrihtungen auf das hin, was den edleren Menfchen gemeinfam 
ift, was ſich menfchlic begründen und begreifen läßt. Seine Gebräuche find von 
diefem ethiſch-⸗menſchlichen Geifte erfüllt und feine Symbolik fpricht ihn in Bildern 
aus. Seine Oottesverehrung hält fih an den allen hriftlihen und nichtehriftlichen 
Bölfern gemeinfamen Glauben an Einen perfönlichen Gott, ver dem Maurer vor- 
züglich als ein fchaffender und erhaltender Künftler, als Erbauer des Weltgebäudes 
nabe tritt, und prägt biefen gemeinfamen Gedanken in fultusartiger Form aus. 
Sehr viele — zumal deutſche — Logen befennen überdem fo beftimmt die chrift- 
lie Religion — freilich ohne auf die Dogmenunterfchieve der Konfeffionen ſich 
einzulafien —, daß fie erklärte Nichtchriften nicht aufnehmen. Die Bibel wird 
als eines ber großen „Lichter“ geehrt. Die maurerifhe Moral betont überall die 
Würde der Menfchennatur und mahnt zur Bruberliebe. Ihrem Wefen nad) ift fie 
hriftlide Moral. 

Weil der Orden zur Humanität erziehen will, fo jchließt er fich zunächft gegen 
die äußere fogenannte profane Welt ab. Er vermeidet es deshalb, an politiichen 
oder religiöfen Agitationen einen unmittelbaren Antheil zu nehmen. Er zieht es 
vor, fi davon fern zu halten; und wenn er ausnahmsweiſe durch den Drang 
der Umftände genöthigt oder veranlaft wird, auch an derlei Streitigkeiten ſich zu 
betheiligen, fo gefchieht das faft nur, um ein Wort des Friedens zu fprechen oder 
um eine Pflicht der Humanität zu erfüllen. Dagegen ftellt er es den einzelnen Ju— 
dividuen frei, fi in die Strömungen des Äußeren Lebens zu ftürzen, und an den 
Gefahren und Kämpfen mit Woge und Wind ſich beliebig zu betheiligen. Aber zu 
feiner Sammlung und zu feiner innern friedlichen Bethätigung hat er fi in den 
Logen einen ftillen neutralen Hafen gebaut, in welchem ver Friede walten foll 
und die Eintracht fogar der außerhalb der Loge wider einander Kämpfenden ge- 
pflegt und geſchützt wird. 

Die am meiften nad) Außen gerichtete Thätigfeit des Ordens tft offenbar die 
Uebung ver Wohlthätigkeit. In ihr offenbart ſich der ſittlich-humane Geift 
am beutlichften und am unangefochtenften. Die Wohlthätigkeit ift nad ihrer Natur 
nicht engherzig fonfeffionell nod national befhränft. Die hriftlihe Religion voraus, 
aber nicht fie allein, aud der Islam empfiehlt viefelbe in freierer menjchlicher 
Weiſe; und die Maurerei wetteifert einigermaßen mit den religiöfen Verbindungen, 
in der Stiftung und Förberung wohlthätiger Anftalten aller Art, obwohl aud 
bier fie die mittelbare Wirkſamkeit durch die freiwillige Arbeit einzelner Brüder 
der unmittelbaren Betheiligung der Loge felbft vorzieht. Eine Menge Erziehungs- 
anftalten für Waifen, für Blinde und Taube, fiir verwahrlofte Kinder, Bildungs» 

Bluntſchli und Brater, Deutfches Staats-Wörterbud. III. 48 
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anftalten für junge Handwerker, Verforgungsanftalten für Wittwen, für Krank, 
Alyle für arbeitsfähige Perfonen, Einrichtungen zur Bildung der untern Bell 
Hoffen und zur Beförberung ihrer Wohlfahrt, Rettungsanftalten u. vgl. find durt 
freimaurerifhe Impulfe geftiftet oder durch freimaurerifche Unterftügung gehalte 
und verbeflert worden. 

Der inneren und wenn gleid nicht fo handgreiflic fruchtbaren, vennes 
beveutenveren Wirkſamkeit des Bundes gehört die Uebung freundlicher Gr: 
felligfeit an, in welder die Erziehung zur Humanität zu perfönlichem Genf 
reift. Der freie und doch gehaltene Austaufh der wechſelſeitigen Anfichten, tu 
Sicherheitsgefühl, daß ein aufrichtiges Wort einen brüderlichen Hörer fine m 
nicht dem Mißbrauche ver Anfchwärzer verfalle, die gemüthliche Gemeinihaft wı 
Männern aus ſehr verfchievenen Ständen, die fich fonft nicht jo Leicht wertranlid 
zufammenfinden würden, in der Loge aber ſich brüberlid begegnen, der ſttich 
Ernft, der fih in den Formen der Freimaurerfefte mit beiterer Fröhlichlet wr 
bindet, das Alles übt eine ftille aber wohlthätige Einwirkung auf viele get 
Männer aus, und dient zugleich dazu, den Charakter auszubilden, die Sitten a 
veredeln und das Leben genußreicher zu geftalten. Die evelfte Blüthe und Frucht vide 
perjönlihen Verbindung aber ift vie Männerfreundſchaft, welche im dem günftige 
Boden der Maurerei reichlihe Nahrung findet, und aud in ſchwierigen Momentn 
oft ſchon die Probe beftanden hat. Freilih hat auch diefe Seite des Maurerlehu 
in der egoiftifhen Spekulation auf Unterftügung mit Geld oder Gunft, mih 
gelegentlich auch Manche zu ven Logen treibt, ein ſchädliches Zerrbild, dem i 
eben fo ausgeſetzt ift, wie jede andere fittliche Anftalt unter den Menfcen. 

Weit die meiften Staaten der civilifirten Welt laffen den Bund ver im 
maurer frei gewähren; und faft nur va, wo bie firdliche Aengſtlichkeit aud 4 
die Staatsregierungen einwirkt, oder ausnahmsweiſe Gründe eine Ausnahme = 
flären, finden wir das Berbot der Maurerei. Da der Bund feine widerredhtlide | 
Awede verfolgt und die Mittel, die er zu feinen Zwecken verwendet, wie vie 
felbft, ganz in dem Bereiche der Privatfreiheit liegen, fo mwüßten wir aud keins 
Rechtsgrund, welcher zu folhen Verboten BVeranlafjung gäbe. Um ven Bomw 
der Kirche, welche die Freimaurerei ſchon darum der Kegerei für verbächtig erflar, 
weil fie ohne alle Rüdficht auf die wechjelfeitige kirchliche Verdammung der ur 
ſchiedenen Konfeffionen Männer aus allen Konfeffionen brüderlich vereinigt, brand! 
fih der Staat, feitvem es fein Vergehen der Kegerei mehr giebt, nicht weiter x 
befümmern, da er ganz daſſelbe auch thut, und auch Nechtgläubige und Ungläuti 
aller Art als berechtigte Unterthanen frievlid” neben einander wohnen md mi 
einander verkehren läßt. Es fann dem Staate felbjt nur, erwünſcht fein, wenn de 
Duldſamkeit in religiöfen Beziehungen, die er felber üben muß, fich immer wat 
auch in der Bevölkerung verbreitet und befeftigt, und jo zulegt jede Zumutlun 
firhlicher Verfolgung als Unnatur und Unrecht unterbleibt. 

Der einzige Grund, welder mit einigem Scheine angeführt werben fum 
um dem Bunde politifche Hinderniffe zu bereiten, ift dag Geheimniß, wed“ 
die Logen für ihre innern Angelegenheiten fördern und ftrenge bewahren. Ar 
die Eriftenz der Logen felbft ift fein Geheimniß, und es fteht auch nidte # 
Wege, daß dem Staate von der Begründung wie von der Verfafjung und Aut 
dehnung der Logen vollftändige Kenntnif gegeben werde. Aber es wiberfirei 
allerdings dem Princip des Bundes, daß eine profane Neugierde im feine Ber 
fammlungen eindringe: und es wiberftreitet in Wahrheit auch dem Princdp d 
bürgerlihen Freiheit überhaupt, daß die freie Privatbejprehung unbejholten« 
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Männer überwacht und polizeilich ausgekundſchaftet werde. Will die Staatsregie⸗ 
rung fih nicht blos aus den Gefegen der Maurer, fondern auch thatſächlich über- 
zeugen, das bie Verbindung in feiner Weiſe ftaatsgefährlich fei, fo ift ihr aud 
dazu der fiherfte Weg geöffnet. Aug. Wilh. Müller (in ver Enchelop. von Erich 
und Öruber) bezeichnet denſelben durch Erzählung eines biftorifhen Vorbildes. 
„As im Jahr 1735 in Amftervam eine Loge errichtet wurbe, welche Verdacht 
erregte und beren Berfammlungen unterfagt wurden, erflärten die befhalb in 
Unterfuhung gezogenen Vorfteher der Loge: „„Wir find als Freimaurer friedliche 
Unterthanen und unferm Baterlande und Landesherrn mit unwandelbarer Treue 
ergeben. Wir leben in Eintracht, Heuchelei und Betrug verabfchenen wir: men- 
ſchenfreundliche Handlungen find uns Pfliht und Genuß. Unfere Gebräuhe und 
Geheimniffe dürfen wir nidt verrathen. Sie find aber weder göttlichen noch 
menſchlichen Gefegen zuwider. Laffet ein Mitglied des Magiftrates bei uns auf- 
nehmen, das wird foldhes bezeugen." Diefe Sprache gefiel dem Magiftrat. Der 
Stabtjefretär ließ fi im Auftrag des Magiftrats aufnehmen und erftattete fo 
— Bericht, daß faſt alle Mitglieder des Magiſtrats ſich aufnehmen 
ließen.“ 

Die Freiheit der Ausbreitung des Maurerbundes wird daher nicht blos that⸗ 
ſächlich, ſondern mit gutem innern Grunde als Regel des civiliſirten Staatsrechts 
anerkannt. 

Literatur. Anderson, The Constitution of the Free Masons oft gedruckt. 
Kraufe, Die drei älteften Kunſturkunden ber Freimaurerbrüderſchaft 2 Bde. 
Dresven 1810. 1820. Held mann, die brei älteften geſchichtlichen Denkmale ver 
deutſchen Freimaurer. Aarau. 1819. Krebs, Geſchichtlicher Ueberblid. Stuttg. 
1840. Kloß, Die Freimaurerei in ihrer wahren Bereutung. Leipzig 1846. Kloß, 
Gefhichte der Freimanrerei in England. Leipzig 1847. Kloß, Geſchichte ver 
Hreimaurerei in Franfreih. 2 Bre. Darmftabt 1852. 53. Fallon, die Mofte- 
rien der Freimaurer. Leipzig 1848. Bluntfän. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, j. Gerihtsbarteit, Notariat. 
Freizügigkeit, ſ. Auswanderung, Nievderlaffung. 


Fremde, Fremdenrecht. 


Das Wort „Fremde“ bezeichnet an fi blos eine Verneinung; man nennt 
die Perfonen jo, welche nicht Angehörige einer gewiſſen Gemeinfhaft find, bie 
außer derfelben ftehen. Je nach ver Grundlage, welche die Gemeinfhaft zu einer 
Einheit verbindet, giebt es daher auch verfchiedene Kategorien von Fremden. 
Wenn wir dabei von der Religions, der Sprad- und Namen-Öemeinfhaft ab- 
jehen, deren jeder Fremde gegemüberftehen, und uns auf das Gemeinwefen xar 
2Eoynv auf den Staat befhränten, jo heißt ein „Fremder“ derjenige, der dem 
Berbande eines beftimmten Staates nicht angehört, nicht daſelbſt einheimiſch ift, 
und der eben darum auch von der Staatögewalt dieſes Landes unabhängig if. 
Man drüdt dieſen Gegenſatz nicht unpaffend dur die Bezeihnung „Inländer 
und Ausländer” aus. In einer weiteren Bedeutung wird das Wort aud zur 
Benennung jener Perfonen gebraudt, welche nicht zur Gemeinde —— 
daſelbſt kein Bürgerrecht und keine Heimat haben; gleichviel übrigens, ob ſie in 
Bezug auf den Staat Inländer oder Ausländer ſeien. In dieſem Sinne hat die 
Eigenſchaft des Fremden Folgen in Bezug auf die gemeinderechtlichen Verhältniſſe, 


48 * 
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wie z. B. in Bezug auf Heimat, und in Bezug auf Polizeiverwaltung (Aufert- 
halt, Legitimation, Paßweſen). 

Wir haben es hier hauptfächlic mit dem Fremden in der erfteren Bedeutung, 
mit dem Ausländer zu thun. Wer gegenüber einem beftimmten Staate als Ein 
heimifcher und wer als Fremder zu betradhten und zu behandeln fei, das bist 
von den Örundfägen ab, welche in demſelben über Erwerb des Staatsbürgerredis, 
reſp. über Naturalifation gelten (f. d. Art. Einwanderung). Die principielle Be 
ftimmung ver Stellung des fremden zu den Staaten, im Berhältniß zu melde 
er ein fremder ift, folgt aus der Natur der Sache. Er ift an ſich von der fremde 
Staatsgewalt unabhängig, infolange nicht bejondere Beziehungen zwifchen ibm un 
dem fremden Staate eintreten, welde eine Abhängigkeit zur Folge babe. ! 
Solche Beziehungen find: 

I. Der Erwerb oder die Ausübung und Realifirung von Rechten im fremden 
Staaten. 

II. Der Befig von Grund und Boden im fremden Lande. 

III. Das Betreten des fremden Stantögebietes und der Fürzere ober länge 
Aufenthalt vafelbft. 

Die Grundfäge, nach welchen vie Verhältniffe der Fremden zu den Staatza, 
mit welchen fie in einer oder mehreren der angeführten Beziehungen fteben, 7 
beurtheilen find, bilden das Fremdenrecht, das fih am klarſten darlegen läft, 
wenn man bie verfchievenen thatſächlichen Gründe einer Abhängigkeit des Freude 
von einander trennt und die daraus fließenden Sätze gejondert erörtert, wie tal 
im Folgenden gefchehen fol. An die Darftellumg des Fremdenrechts follen ie 
einige Bemerfungen über die Wirkungen anreihen, welche aus ven Beziehungs 
zum fremden Staate für das Verhältniß zum Heimatftante fi ergeben. 

I. Dem modernen Fremdenrechte liegt ein allgemeines Princip zu Grunde 
das feine Rechtfertigung theils der Philofophie, theild dem Bölferrechte entnimu! 
und das für jede der drei Beziehungen, in welden Jemand zu einem fremde 
Staate ftehen kann, fein Konfequenzen entfaltet. Diejes Princip befteht var. 
daß der Menſch als folder Rechtsſubjekt, alfo fähig fei, Privatredt: 
vd. i. folhe, die ihm als Eingelnperfon gehören, zu erwerben und ausjwübe, 
fowie zur Geltendmachung verfelben den Schuß der Gerichte anzurufen. Dafelk 
ift zur Beit von faft allen civilifirten Staaten, jedenfalls von allen Hriftligen 
Staaten Europa's anerfannt und bildet für fie den Ausgangspunkt für We 
Behandlung der Fremen. 2) Wenn die Staaten aud in Bezug auf folde Ber 
hältniffe, welche an ſich ſtaatsrechtlicher Natur find, oder doch auf dem Staatstedt 
beruhen und die Staatsgenofjenfhaft nothwendig vorausjegen, mit Recht cin 
wejentlihen Unterfchied zwiſchen Ginheimifhen und Fremden machen, und mu 
den erfteren vie Rechtsfähigkeit zugeſtehen, fo fehlt es für eine ſolche Unterfcheitun 
in privatredtlicher Beziehung an einem haltbaren inneren Grunde. Die Reit“ 
fähigkeit auf dieſem Gebiete fol daher den Fremden ebenſowenig mie den Gi 
heimifchen verfagt werben und eine Zurückſetzung verfelben gegenüber den eigenen Unter 
thanen nur aus befonderen Gründen, wie 3. B. dann ftatuirt werden, wenn ein dritte 


1) Die Beftimmung von Art. 14 des Code Nap., welcher die Ausländer ohne Weiteres M 
franzöfiichen Gerichtöbarfeit unterwirft, ift eine Anomalie, die fih aus der Zeit und An u 
Gntftebung des Code erHlären, aber nicht techtiertigen läßt. 

2), Ueber die desfallfigen Verbältniffe in den Staaten des — — des Mittelalter? 
vgl. K. Th. Pütter, Beiträge zur Völferrechtsgefch. Leipzig 1833. 1 ff. 


| 
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Staat die Fremden nicht auf dem Fuße der Gleichheit mit den Einheimiſchen 
behandelt und ſo gegen ihn das Recht der Retorſion begründet iſt. Dieſe 
vom retorquirenden Staate geübte Zurückſetzung der Unterthanen eines beſtimmten 
Staates ſoll das Mittel bieten, um dieſen zum Aufgeben der ungleichen und zur 
Befolgung der gleichen Behandlung der Fremden zu drängen. — 3) Als eine Folge der 
Anerkennung des Grundfages, daß ter Menſch als folder Rechtsfubjelt fei, 
ericheint es, daß die überwiegende Mehrzahl der europäifchen Staaten die Sklaverei 
nicht als ein Rechtsverhältnig gelten läßt, und daß der Sklave, wenn er das 
Territorium eines ſolchen Staates betritt, von felbft frei ift. 

Die nähere Beftimmung darüber, unter weldhen Bedingungen dem Fremden 
vie Erwerbung und Ausübung von Privatrechten zuftehe, ift Sache der Gefeg- 
gebung der einzelnen Staaten. Daß der richterlihe Schug aud zu Gunften bes 
Fremden, gleichviel ob der Gegner ein Inländer oder ein Ausländer ift, im Zweifel 
ebenfo wie den Einheimifhen zu gewähren fei, ift nur eine Folge ver Anerkennung 
der materiellen Rechtsfähigkeit, und wenn ber eine oder andere Staat, wie 3. B. 
Frankreich A), feine Nechtshülfe dem Fremden gegen einen andern fyremben fchlecht- 
bin verweigert, fo ift diefes eine aus innern Gründen nicht zu vertretende Härte. 
Ob umd in wie weit bei der Beurtheilung ver Rechtsverhältniffe der Fremden bie 
Gejepgebung des Heimatlandes oder die des fremden Staates, in welchem bie 
riterliche Hülfe gefucht wird, in Anwendung zu fommen babe, ift an biefem 
Drte nicht näher zu entwideln (f. den Art. Rechtsquellen, wo von der fogen. 
Kollifion der Statuten gehandelt werben wird). 

Wie die Frage in den Gefetgebungen der wichtigeren beutfchen Staaten 
gefaßt und beantwortet fei, fol der folgende Ueberblid zeigen. 

Das bürgerliche Geſetzbuch für Oeſterreich verfügt desfalls in $. 33: 
„Den Fremden fommen überhaupt gleiche bürgerlibe Rechte und Verbindlichkeiten 
mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem Genuſſe diefer Rechte ausdrücklich die 
Eigenſchaft einer Staatsbürger erfordert wird. 5) Auch müſſen die Fremden, um 
gleiches Recht mit den Eingebornen zu genießen, in zweifelhaften Fällen bemweifen, 
daß der Staat, dem fie angehören, die hierländifchen Staatsbürger in Rüdficht 
des Rechte, wovon die Frage ift, ebenfalls wie die Seinigen behandle. Kann biefer 
Beweis nicht geliefert werden, fo behält ſich hiernach die Regierung das Recht ver 
Retorfion bevor.“ Damit ftimmt im Wefentlihen auch das preufifche Landrecht 
überein, nur in Anfehung ter Vorbetingungen der Retorfion weicht e8 ab. Nach— 
dem in der Einleitung $. 41 das Princip der Gleichheit der fremden und ver 
Einwohner ausgeſprochen ift, fährt der Gefetgeber in 8. 42—45 fort: „Die 
Verſchiedenheit der Rechte ausmärtiger Staaten maht von diefer Regel noch feine 
Ausnahme. Wenn aber der fremde Staat zum Nachtheil der Fremden überhaupt 
oder der preußifchen Unterthanen insbefondere befchwerende Verorbnungen macht, 
oder dergleihen Mißbräuche wiffentlich gegen viefleitige Unterthanen duldet, fo findet 
das Wiedervergeltungsrecht ftatt. Unterrichter follen, ohne Genehmigung ihrer Vor- 
gejegten, gegen Fremde niemals auf Retorfion erkennen. Dagegen können auch 





5 Dot. Heffter, das europälfche Bölferrecht (111 A.) S. 199. Die Retorfion bezweckt 
nicht die eigentliche Wiedervergeltung an fich, fondern diefe ift nur das Mittel, um den 
dritten Staat durch fein eigenes Intereſſe zur Nachgiebigkeit zu nöthigen. 

%) Bol. Foelix, droit internat. prive p. 187. 

5, Solche Rechte find z. B. die Fähigfeit, Vormünder zu werden oder ſchiedsrichterliche 
Funktionen zu verſehen, da wo dieſe auf einer ſtaatlichen Anordnung beruben, 
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Fremde durch Abtretung ihrer Rechte an preußifche oder andere mehr begünftigte Unter 
thanen ſich dem Retorfionsrechte nicht entziehen." Diefelben Säge ftellt das bayeriſch 
Recht darüber auf, nur mit dem Unterſchiede, daß das einſchlägige Geſetz (das Erik 
über das Indigenat 88. 16, 17 u. 18) einen Beftandtheil der VBerfaffungsurtun 
bilvet. 6) Diefe Gefeßgebungen machen dabei mit Recht keinen Unterſchied zwilde 
Befugnifien, die auf dem nationalen, und folden, die auf dem allgemeinen bürger 
lihen Rechte — analog dem römiſchen jus civile und dem jus gentium — br 
ruhen, fondern im Zweifel find die Fremden in Anfehung aller Privatrehtie 
hältnifje gleich rechtsfähig wie die Einheimifhen. Bon einem andern Syſteme geht te 
franzöfifhe Code aus; er ſchließt die Fremden von gemiffen Privatresten aus, 
wenn fie ihm nicht durch ein ausprüdliches Gefeg oder durch einen wölferrehtlice 
Bertrag eingeräumt worben find. Dahin gehört mamentlih das Recht, Erde in 
Frankreich zu fein, fo wie Vermächtniſſe oder Schenkungen in Frantreih zer 
werben, gleichviel ob der Auftor ein Franzofe oder ein fremder ift; im cr 
Falle fällt ver Nachlaß zunähft an die Erben, melde Franzoſen find, in & 
manglung folder an den Staat (droit d’aubaine). Die Ungleichheit ift jres 
durch Geſetz vom 14. Juli 1819 befeitigt worden, indem daſſelbe bie Art. 1% 
und 912 des Code civil für aufgehoben erklärt und Frankreich bat fich feitten 
in diefem Punkte mit den übrigen europäiſchen Staaten auf gleiche Oruntlag: 
geftellt. 

Eine Folge der Gleichftellung der Fremden mit den Einheimifchen auf ten 
Gebiete des materiellen Givilrechts ift, wie ſchon angebeutet, daß dieſelben aus 
im Civilproceß im Allgemeinen glei ven Inlänvern zu behandeln feien, obı 
Rückſicht darauf, ob fie Kläger oder Bellagte find. Diefer Grundſatz leidet jedet 


zur Zeit noch in mehreren Staaten Ausnahmen, von denen wir folgende tr 


wähnen : 

a. Der Fremde, der einen Inländer belangt, ohne mit Grundbeſitz im Sant 
angefeflen zu fein, muß dem Bellagten Kaution wegen der Procefkoften leiften. 
©. code eivil Art. 16; vgl. v. Bayer, Vorträge über den gem. ord. Civilpreaf 
(8. Aufl.) ©. 98. 

b. Der Umftand, daß ver Bellagte ein Ausländer ift, bildet in manden 
Gefepgebungen für fih ein Moment zur Begründung des forum arresti; vgl 
3. B. wegen Bayern Seuffert, Kommentar zur bayer. Gerihtsorbn. (IT. Aufl) 
B. J. S. 79. ff. 

e. Auch im Konkursproceſſe und dem, was damit zuſammenhängt, kommer 
Differenzen vor. So können z. B. nah franzöſiſchem Rechte nur die Franzoſen 
nicht aber die Fremden von der Rechtswohlthat der Giterabtretung Gebraud made 
(f. eode de proc. Art. 905); anderswo bildet die Eigenſchaft eines Ausländer 
den Grund, ihn als Gläubiger dem Inländer bei der Beftimmung der Priorität 
nachzujegen. 

Nicht fähig iſt dagegen der Fremde zur Erwerbung und Ausübung folde 
Rechte, deren Grundlage eine ftantsrechtliche ift, die als Wusflüffe bes Ir 
bigenats, d. i. der Eigenfchaft eines einheimifchen oder ſtändigen Unterthanen fid 
barftellen. Dahin gehören nicht blos die eigentlihen politifhen Rechte, wie; 2. 
das Recht, für die verfchievenen Repräfentativförper zu wählen und gewählt jı 
werben, z. B. für den Landtag, den Landrath, die Gemeindevertretung u. ſ. ®. 


er I Wegen Württemberg f. Weishaar, Handb. des würt, Privatrechts. Th. 1. 86.9 


— 


| 
| 


Sremde, Sremdenredht. 759 


Das Recht als Gefhworner zu fungiren, fondern auch die fogenannten bürgerlichen 
Rechte, wie das Recht zum Betriebe der Gewerbe und des Handels im Lande. 7) 
Dod haben die Staaten des deutſchen Zollvereins fi) vertragsmäßig verpflichtet, 
die Angehörigen der Bereinsftaaten unter denfelben Bedingungen zum Handels: 
und Gemwerböbetrieb zuzulaffen, wie die eigenen Unterthanen, insbefondere follen 
fie feinen höheren Abgaben unterworfen fein, als dieſe. Der gleihe Grundſatz ift 
ſeit 1853 aud auf die Angehörigen des öſterreichiſchen Staates ausgedehnt worden; 
f. den Vertrag über die Fortdauer und Erweiterung des Zollvereins v. 4. April 
1853 Urt. 18 und den Handels- und Zollvertrag mit Defterreih v. 9. Febr. 
1853. Art. 18. 

II. Die Fähigkeit ver Fremden, Privatrechte gleih den Einheimifhen zu 
erwerben und zu bejigen, bringt es von feibft mit fih, daß fie auch Eigenthum, 
fowie fonftige Rechte an Grund und Boden, wie 3. B. Zehentrechte, Grundzinfen, 
Pfandrechte im fremden Staate zu erwerben berechtigt feien, unter Beobachtung 
allerdings derjenigen Formen und Bedingungen, weldhe in dem Lande ver Belegen- 
beit der betreffenden Grundſtücke im Allgemeinen zur Gültigkeit des Erwerbs 
erforberlih find, alfo 3. B. unter Mitwirkung eines Notars oder Eintragung in 
die Öffentlihen Bücher. Solche Fremde, welche in einem Staate, dem fie für ihre 
Perfon nicht unterthan find, Grund und Boden entweder eigenthümlich beſitzen 
oder dingliche Rechte daran haben, pflegt man Yorenfen zu nennen. 8) — Nur 
ausnahmsweiſe findet fi das ungaftliche Princip noch in Kraft, daß der Fremde 
als folder unfähig fei, Rechte an Grundſtücken im Lande zu erwerben, wie dieſes 
3. B. noch in England und Schottland der Fall ift. Sowie die Erforderniſſe des 
Erwerbes ſich nad den Gefegen der belegenen Grundſtücke richten, fo beftimmen 
fih auch die Rechte und Pflichten der forenfen Grundbefiger nad denſelben Ge- 
fegen, und infofern dieſe dabei zwijchen Fremden und Ginheimifchen nicht unter» 
fheiden, haben die erfteren fein Recht, ſich zu beichweren, falls fie etwa im 
fremden Lande läftigere Obliegenheiten zu tragen haben, als in ihrem Vaterlande. 
Sie geniegen in Anfehung ihrer Rechte im fremden Staate den Schuß der Ge- 
richte und der Polizei in dem nämlichen Maße, wie die inländifchen Grunbbefiger, 
daher ihnen 3. B. die poffefforifhen Rechtsmittel zum Schuge ihres Beſitzes gleich 
dieſen zuftehen. Sind etwa mit dem Grundbeſitze politifhe Befugniffe, wie 3. B. 
die gutsherrlihe Gerichtsbarkeit und Polizei, verknüpft, jo ift der Forenſe als 
ſolcher nicht befähigt, dieſelben anzufprehen und auszuüben. Daffelbe Brincip gilt, 
wenn etwa der Grunpbefig in der Hand des Inlänvders zur Ausübung gewiſſer 
politifher Rechte, 3. B. zur Theilnahme an den ftändifhen Wahlen beruft, oder 
die Wählbarkeit gewährt; auch in diefem Punkte fteht ver Forenſe dem Einheimi- 
ſchen nicht gleich. 

Die Pflichten, die der Forenſe als folder zu erfüllen hat, folgen aus dem 
Weſen des BVerhältnifjes; er fteht in einem dinglichen Unterthänigfeitsverhältnifie 


7) In Anjebung der Fähigkeit des Fremden zur Uebernahme eines Staatsamtes ftimmen 
die Geſetzgebungen nicht überein; die Mehrzahl läpt auch den Fremden zu und fießt in der Ueber⸗ 
nahme eine Art von Naturalifation; mehrere Staaten, wie z. B. Bayern, halten den Fremden nicht 
biezu für befähigt, und verlangen die Naturalifation ald Vorbedingung. 

8, Nach älterem Staatsrecht bieß der in einem Zerritorium Angejeffene und dem dortigen 
Zandesheren Unterworfene ein Landſaſſe, das Verhäliniß Yandfafjiat, im Gegenjag zu den 
reihsunmittelbaren Iintertbanen. Bei dem Korenfen, welcher blos Grundſtücke im Lande befaß, 
und infoferne der Landesherrſchaft untergeben war, ſprach man von einem unvollfommenen 
Landfaffiat; vgl. Alüber, Öff. Recht des d. Bundes. 111. Aufl. $. 269. 
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zu dem fremden Staate und muß daher die Zuftänpigfeit der Gerichte vefjelben, 
infofern er mit dinglihen Klagen belangt wird, anerfennen. Perfönlihe Klage 
können bier, al® in foro rei site, gegen ihn an ſich nicht angebradyt werben, wem 
nit etwa das Landesrecht ausdrücklich etwas Anderes verfügt, ſondern fie fin 
bei dem fonft für perſönliche Anfprüde kompetenten Gerichte anzuftellen. Ob um 
in wiefern man etwa die Grundftüde nah Erwirfung eines ausländifhen Urtbeilt 
als Exekutionsobjekt in Angriff nehmen könne, das hängt von den pofitiven Ber: 
ſchriften ab, welche in dem betreffenven Staat über den Bollzug fremdländiſcher 
Richterſprüche gelten, 

Mehrere deutſche Geſetzgebungen erklären übrigens das Gericht der gelegenen 
Sache auch bei perfünlihen Klagen gegen die Forenfen als zuftändig, insbejenter: 
dann, wenn ver Kläger ein Inländer ift. So beftimmt z. B. das oben erwähnte 
bayeriiche Edikt $. 15 Lit. e: „Sie können fowohl von dem Fisfus als von den 
föniglihen Unterthanen nit nur in Reale, jondern auch in Perfonal-Klagiaden, 
infomweit die in Bayern gelegenen Güter einen zureihenden Erefutionsgegenftun 
darbieten, oder dafür angenommen werden wollen, vor den föniglichen Gerichten 
belangt werben." Wehnlihe Beftimmungen gelten in Preußen; f. die prenfiik: 
Gerichtsordnung im Zitel II $. 14; dann in Sachſen und Hannover. 9) Mu 
fagt in folhen Ländern, der Forenfe ftehe zu ihnen in dem Berhältniffe des vollen 
Landſaſſiats (f. oben Note 8), obwohl dies nur in Anfehung der Gerichtsbarkeit 
einen richtigen Sinn bat. 

Die öffentlichen Laften, Staats-, fowohl als Gemeinvelaften, welche nad ven 
Gefegen des Landes auf Grund und Boden ruhen, bat der Forenſe gleich tem 


Inländer zu tragen und er kann angehalten werben, für bie richtige Erfüllung | 
verjelben einen Vertreter zu beftellen. — Ueber das Verhältniß der Unterthanen | 


eines deutfchen Staates gegenüber ven andern Bunbesftaaten bezüglid des Ermerbs 
von Grund und Boden f. oben den Artikel „Deutfches Bürgerrecht“. | 
III. Diejenigen Perfonen, welde ein fremdes Staatsgebiet betreten, unt 
dafelbft in Perſon auf kürzere oder längere Zeit verweilen, bat die Theorie zum 
Unterſchiede von den Einheimifhen, die man ftändige Unterthanen nennt, mit dem 
freilich nicht glüdlid) gewählten Namen „zeitlihe Untertbanen“ belegt. Aus 
welhem Anlaffe fie dahin geführt werden, und ob ver Aufenthalt, den fie im 
fremden Staaate nehmen, kürzer oder länger dauert, ob die Dauer beftimmt if 
oder nicht, ift dabei im Allgemeinen gleihgültig. Es gehören daher zur Kategorie 
der zeitlichen Unterthanen nicht blo8 die Fremden, welde im Lande oder durd 
daſſelbe reifen, fondern auch alle jene, welche fih zum Zwecke ihrer wiſſenſchaft 
lihen oder künftlerifhen Ausbildung da aufhalten, oder hier Geſchäfte treiben, over 
im Dienfte eines Inländers ftehen, oder einfach ihren Wohnfig im Lande aufge 
ſchlagen haben. Wefentlih ift nur, daß fie nicht die Abficht haben, in das Ber: 
hältniß eines ftändigen Unterthanen zu dem Aufenthaltsftaate zu treten, vielmehr ſich 
die Rückkehr nad) ihrem Baterlande vorbehalten (den animus redeundi nicht aufgeben) 


In Anfehung diefer Kategorie von Fremden fragt es fih vor Allem, ob un ' 


unter welhen Bedingungen ihnen der Eintritt ins fremde Gebiet und ver Auf: 
enthalt daſelbſt geftattet fei. Daß ein Staat fi völlig abfchliefe und den Unter- 
thanen fremder Staaten den Zutritt ſchlechthin verfage, ift thatfählih und rechtlich 
unmöglid; denn er würde fih bamit felbft aud vom Genuſſe des Völlerrechts 
ausſchließen. Sobald er fih als ein Glied des europäiſchen Staatenſyſtems befennt 


9) Vgl. Haubold, Lehrb. des k. jäch], Privatr. $. 391 und Strube, rechtl. Bedenken, IL. 25, 
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und dad Bölkerreht überhaupt für fi anruft, muß er aud die Konſequenzen 
bievon — bie rechtliche Gleichheit der übrigen Staaten und die ihnen gebührende 
Achtung u. f. w. — gegen fi gelten lafjen. Würde ein Staat nur den Unter- 
tbanen eines beftimmten Staates den Eintritt verbieten, jo enthielte dies eine Be— 
leidigung für ben letzteren, wofür Genugthuung verlangt werben fünnte. Daher 
tommen denn auch joldhe Verbote meift nur gegenüber folden Staaten in An— 
wendung, mit welchen Feindſeligkeiten ſchon ausgebrochen find, oder. doch auszu— 
brechen drohen, als Sicherungsmaßregel vor Verrath oder auch wohl als Reprefalie. 

Für die gewöhnlichen Verhältniſſe beſchränken fih tie Staaten darauf, gewiffe 
Bedingungen feftzuftellen, unter welchen der Eintritt in ihr Gebiet im Allgemeinen 
jedem Fremden geftattet wird. Die bauptfächlichfte diefer Bedingungen ift, daß ver 
Fremde fi als eine unverbädtige Perjönlichkeit dur einen orbnungsmäßigen 
Faß legitimire. 1%) In der neueren Zeit laffen mehrere Staaten anftatt des Pafjes 
auh die Paßkarte als Legitimation gelten, die feiner Vifirung bedarf; nament- 
ih haben faſt alle deutihen Staaten feit 1851 einen Paffarten-Berein zur Er- 
leichterung des Fremdenverkehrs unter fi abgefchlofien. Als orbnungsmäßig gilt 
ver Pak aber nur, wenn er von der zuftändigen Heimatbehörve ausgeftellt und 
von dem Gefandten over einem fonftigen hiezu autorifirten diplomatifchen Agenten 
des betreffenden Staates vifirt ift. Wer ohne einen ſolchen Ausweis über feine 
Perfon die Grenzen eines Staates überfchreiten will oder überſchritten hat, kann 
ob diefes Mangels zurüdgewiefen refp. aus dem Yande gewiefen werben, ohne daß 
jevodh der Beſitz eines Paſſes für fi ein Recht auf den Eintritt oder zum Auf- 
enthalte im Staate gewährt. 11) 

Wo der fremde im Lande über eine gewiſſe Frift zu verweilen gebenlt, 
macht man es ihm gewöhnlich zur Pflicht, feinen Pak oder feine Paßkarte zu 
produciren, um fi die Aufenthaltsbewilligung zu ermirfen (f. den Artikel Auf: 
enthaltsreht, Bd. I. ©. 508). Mehrere Staaten jehen übrigens von dem Erforber- 
niſſe eines Pafles ab, und geftatten jedem Menſchen freien Zutritt; dahin gehören 
namentlich England und 12) Norbamerifa, dann von ben Feftlandftaaten Belgien 
und die Schweiz. Fragt man fich, welches ver beiden Syſteme in Bezug auf bie 
Zulaffung von Fremden das zwedmäßigere fei, fo fann die Antwort darauf bei 
unbefangener Würdigung der einſchlägigen Verhältniſſe faum zweifelhaft fein. Er- 
wägt man, welden Aufwand von perjönlihen Kräften und Geldmitteln das Paß— 
inftitut dem Staate foftet, wie leicht e8 in den Händen untergeorbneter Behörden 
unrichtig gehandhabt werden fanı, vom Mißbrauche ganz zu geſchweigen, welche 
Beläftigungen es dem reblihen und unverbächtigen Reifenden bereitet, ohne ben 





10), Wir können die Anficht v. Mobl’s, der den Paß als einen Erlaubnißſchein bezeichnet, 
nicht theilen (ſ. deffen Polizeiwiffenichaft, Bd. III. S. 105), weil fie auf einer Vorausfeßung 
berubt, die, wie Mohl an andern Orten felbft aneıfannt, unbegründet ift. Das Reifen ift nicht 
verboten, aljo bedarf es auch feiner Erlaubniß, um zu reiien. 

11) As Surrogat des Pafjes ‚gelten bloße polizeiliche Attefte oder Ausweiſe, namentlich beim 
Grenzverkehr, infoweit derfelbe nicht ganz frei ift, dann die Wanderbücher der reifenden Hand» 
werfögejellen, die Arbeitöbücher u. a. . 

12) Die fogenannte Fremdenbill (alien-bill) von 1793 batte ein anderes Syſtem befolgt; 
darnach hatte fich jeder Fremde ſogleich nach feiner Ankunft einer jtrengen Unterfuchung zu unters 
werfen und nur, wenn fich biebei fein Verdacht gegen ibn ergab, wurde ihm eine Sicherbeitäfarte 
ausgeftellt, die, wenn ſich Bedenken erhoben, zurüdgezogen werden konnte. Diefe uriprünglich bios 
auf ein Jahr genehmigte und fanftionirte Bill ward bis 1814 alljäbrlih auf ein weiteres Jahr 
verlängert. Immer blieb aber noch die Verhaftung und Wegweiſung eines Fremden in ber 
Form eined Geheimrathsbefehls möglih. Erſt neuere Geſetze haben die Zulaffung von Fremden 
auch unabhängig von einem Paſſe verordnet und die Wegweifung als unzuläſſig erklärt. 
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Staat und die Geſellſchaft vor wirklich bedenklichen und gefährlichen Eindringlingen 
ſicher zu ſtellen, ſo wird es ſchwer ſein, genügend erhebliche Vortheile nachzuweiſen, 
welche die Aufrechthaltung des Paßweſens zu rechtfertigen im Stande wären. Fügt 
man hiezu die Fortſchritte, welche in Bezug auf Verkehrsmittel in Europa ftatt- 
gefunten haben und die noch weiter ſich entwideln werden, fo wird man einräumen, 
daß die Ferthaltung des Paßweſens thatfählih unmöglich wird, wenn man nicht 
gewillt ift, ihm zu Liebe auf den vollen Genuß einer fchnellen und bequemen 
Kommunikation zu verzichten, *) j 

Die Verhältniffe der im Staate befinvlihen Fremden, gleichviel auf melde 
Weife fie in’s Land gefommen, ob mit oder ohne Yegitimation, find nad folgenven 
Grundſätzen zu beurtheilen: 

1) Der fremde behält feinen heimatlichen Civilſtand aud im Ausland kei, 
d. i. feine perſönliche Fähigkeit zur Eingehung von Rechtsgeſchäften richte ſich 
auch gegenüber dem fremden Staate und feinen Angehörigen nah den Get 
feines Baterlandes; vgl. das öfterreih. Geſetzb. $. 34, das preuß. Landrest, 
Einl. $. 23. Daß die juriftifche Praris und die Gefeggebung der meiften Staaten 
fi zu diefem Grundſatze befennt, ift nicht das einzige Argument, das für ihn 
ſpricht; auch innere Gründe ftehen ihm zur Seite. Das Wefen der privatrechtliden 
Perfönlichkeit, die Stetigkeit derfelben, fowie die Achtung, weldhe ein Staat vem 
andern fchulvet, dienen ihm zur Rechtfertigung. — Anders verhält es fih in Be 
zug auf den Öffentlihen Stand; derjelbe hat im fremden Staate von Rechte: 
wegen weder zum Bortheile noch zum Nachtheile des Fremden rechtliche Wirffamteit. 
Dies gilt insbefondere von Aemtern, Titeln, Würden, Orden u. f. w.; fie haben 
zunädhft nur gegenüber dem Staate, von dem fie herrühren, vehtlihe Wirkungen. 
Daher denn 3. B. ver Adelige im fremden Staate an ſich auf die Vorrechte feinen 
Anſpruch machen kann, die ihm etwa fein heimatliches Recht einräumt. Mur in 
ceremonieller Hinficht, im Verkehr mit den Souveränen und Höfen werben gewöhn— 
ih die auswärts erworbenen Rangverhältnifje anerfannt. — Eine wahre Ausnahme 
erleidet diefe Regel ver Natur der Sache nad dann, wenn ein Amt zu dem Zwed 
Jemanden übertragen ift, um mit einem fremden Staate zu verfehren und zu 
verhandeln, wie viefes bei den diplomatiſchen Aemtern ver Fall if. Sobald ver 
Gefandte feine Beftallungs- und Beglaubigungspapiere übergeben bat, nimmt er 
im fremden Staate eine amtliche Stellung ein, vie freilich nicht ftantsrechtlichen, 
fondern völferrechtlihen Charakters ift. 

2) Die im Lande befindlichen Ausländer ftehen in Anſehung ihrer PBerjen 
und ihres Vermögens unter dem Schuge der dortigen Staatsgewalt und genießen 
denfelben regelmäßig in gleihem Umfange wie die Inländer. Sie werden demzufolge 

a) im Bereihe des bürgerlihen Rechtes und bes bürgerlichen Pro— 
ceffe8 ebenfo behandelt, wie wir es oben unter I bei ber erften Kategorie von 
Fremden entwidelt haben, d. b. fie ftehen in ver Regel den Inländern glei. Eine 
Folge ihrer Gleichſtellung im Proceffe ift e8, daß fie nicht blos als Kläger ver 
den inländifchen Gerichten auftreten können, gleichviel ob ihre Klage gegen einen 
Einheimifhen oder Fremden gerichtet ift 13), fondern daß fie aud vor den gewöhn— 


* Anm. d. Ned. In der Sikung des englifchen Oberbaufes vom 15. April 1858 nannte 
Lord Glarendon das Pahwefen einen zweckloſen Unfug, den auch der Kaifer der Frauzoſen ver 
einigen Jahren babe abjchaffen wollen, allein die Maffe der dabei intereffirten Beamten babe den 
Plan zu bintertreiben gewupt. Der Gebrauch, der gerade in Frankreich neuerdings von »ieler 
Ginrictun gemacht worden ift, wird dazu beitragen, fie um fo rafcher vollends zu diäfreditiren. 

13) Wegen der Verpflichtung zur Kautionsleiftung |. oben S. 758 Lit. a. 
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lichen Gerichten des Landes Recht nehmen müſſen, wenn nicht etiva eigene Fremden— 
oder Gaftgerichte im Lante beftehen. Eine ſolche exceptionelle Gerichtsbarkeit über 
Fremde haben die Konſuln in den Städten ver Yevante, denen gewöhnlich bie 
Befugniß zufommt, in den Rlagfachen unter ihren Yandslenten und gegen biefelben 
Recht zu fprechen. 14) Bezüglich der civilrechtlichen Verhältniffe der Fremden machen 
indeffen mehrere Gefeßgebungen eine Unterfcheidung, die zuerft dem Code Nap. 
ihren Urfprung verdankt. Der Art. 13 veffelben verfügt nämlih, daß derjenige 
Fremde, weldher mit Ermächtigung des Kaifers fein Domicil in Frankreich aufge: 
Ichlagen bat, alle Eivilrechte, alfo auch jene genieße, vie fonft in der Regel dem 
Fremden verfagt find, fo lange er vafelbft verweilt. Diefelbe Beftimmung ift auch 
in das bayerifche Indigenats-Edift von 1818 $. 19 übergegangen, ohne übrigens 
bier die praftifhe Bedeutung erlangt zu haben, wie in Franfreid. 

Eine andere, unmittelbar nicht hieher gehörige, jedoch mit dem Fremdenrecht 
im Zuſammenhang ftehende Frage ift die, ob ver Aufenthaltsftaat gehalten fei, die 
gegen einen in feinem Gebiete fih aufhaltenten Fremden im PVaterlande oder in 
einem britten Staate erlaffenen rehtsfräftigen Erkenntniſſe zu vollftreden, 
beziehungsmweife ob der Heimatftaat verbunden fei, die auswärts gegen feine Unter- 
thanen gefällten richterlihen Urtheile in Bollzug zu fegen? Stellt man ſich bei 
Beantwortung diefer Frage blos auf den ftaatsrechtlihen Standpunkt, fo tft fie 
zu verneinen; blos im eigenen Gebiete und fomeit das imperium des betreffenden 
Staates reiht, haben die rechtsfräftigen Entſcheidungen der Gerichte unbebingten 
Anſpruch auf Vollſtredbarkeit und auf wirkliche Vollſtreckung. Nur auf Grund 
völferrehtlicher Verträge oder einer auf das Princip der Gegenfeitigfeit gegründeten 
Obſervanz läßt man audy frembrichterliche Urtheile im Yande zum Vollzug bringen. — 
Da Übrigens der Staat überhaupt zur Realifirung des Nechts und der Geredhtig- 
keit berufen ift und ven gleichen Beruf der übrigen civilifirten Staaten anerkennen 
muß und im Allgemeinen wirklich anerkennt, fo erfcheint e8 richtiger, der rechts— 
kräftigen richterlihen Entſcheidung aud im fremden Staate die VBollftredbarteit 
einzuräumen, wenn nur erwiefen wird: « daß das ausländifche Gericht, von dem 
das Urtheil herrührt, in der Sache kompetent geweſen jei; A. daß es feinen 
Landesgefegen gemäß die Sade verhandelt und entſchieden habe; und y. daß darin 
Nichts verordnet fei, was bdiesfeitigen landesgeſetzlichen Geboten und Berboten 
zumiberläuft. Ueber das Vorhanvenfein dieſer Boransfegungen im einzelnen Falle 
entſcheiden bie Gerichte des Staates, in dem die Vollziehung ftattfinden fol. — 
Die Gründe für die Vollziehbarteit frembländifcher Rechtserfenntniffe fteigern ſich 
bezüglich der deutſchen Staaten unter fi; das vechtlihe Band, das fie zu einem 
Ganzen verbindet, follte feine Wirkung vor Allem auf die Uebung der Rechtspflege 
erftreden und die Urtheile des einen Staats in allen andern Bunvesftaaten zur 
Bollftredung geeignet erfcheinen laffen. Bis zur Stunde ift indeß eine foldhe allge- 
meine Regel im Bundesrechte nicht begründet. Die Urtheile ver Gerichte der Bundes- 
ftaaten werden nach venfelben Grundfägen beurtheilt, wie die Urtheile außerdeutfcher 
Gerichte, d. b. fie werben nur dann und infoweit erequirt, als völkerrechtliche Ver— 
träge dies zulaffen, refp. verlangen. 15) 
14) Vergl. darüber Heffter, europ. Völkerrecht (TI. A) S. 415. 
15, Dal. zur Gefchichte dieſer Arage in Deutichland den $. 50 der Grundrechte des deutichen 
Volkes, dann den zum Bollzug diefes Paragrapben vom Neichöverwefer der Nationalverfammiung 
vorgelegten Geſetzentwurf v. 22. Xebr. 1849 in dem ftenograpb. Ber. B. IN, S. 5360. In 


der jüngften Zeit hat Bayern einen Antrag an die Bundesverfammlung gebracht, der die Ber: 
wirflihung des im Texte erwähnten Poſtulats bezweckt. 
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b) Während ihres Aufenthaltes find für die Fremden vie Polizei- unt 
Strafgefete des betreffenden Yandes ebenfo verbindlich, wie für die Einheimifchen: 
auch fie find daher ver Polizeigewalt und den darin enthaltenen Strafbefugniiien, 
fowie ver Strafgerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes unterworfen. Wo diefer Grunt: 
fat durch die neuern Geſetzgebungen nicht ausdrücklich ausgefproden ift, da wirt 
er als felbftverftäntlih gültig vorausgefegt; in den meiften ift er übrigens direkt 
zum Geſetz erhoben. Nicht fo übereinftimmend find vie Normen des pofitiven Rechtes 
in Anfehung der Frage, ob Fremde aud wegen folder Verbrechen und Vergehen 
zu beftrafen feien, welche fie in einem britten Staate begangen haben. Währent 
in dem einen Theil der Staaten, wie 3. B. in England und Norbamerita, vie 
im Auslande gleihviel von wen begangenen Rectsverlegungen völlig ungeftraft 
bleiben, fehen andere auch dieſe fir ftrafbar an und ſuchen ven Urheber ver ge- 
rechten Strafe zu unterwerfen, indem fie ihn ausliefern oder eventuell jelbft firafen. 
(Vgl. die Art. „Aſylrecht“ und „Auslieferung“). Der größere Theil der europäite 
Geſetzgebungen ſchlägt einen Mittelweg ein, indem fie darauf Rückſicht nehme, 
gegen wen das auswärts verübte Delikt gerichtet ift, ob gegen fie felkft um 
gegen ihre Unterthanen, oder gegen fremde Staaten und deren Uintertbanen, 
und inbem fie die legteren als nicht zu ihrer Kompetenz gehörig betrachten, ale 
ftraflos laſſen. Auch vie Staaten der legteren Gruppe weichen in der Ausdehnung 
reſp. Begrenzung ihrer Straffanftionen noch mehr oder minder wefentlid von einander 
ab. Das bayerifhe Strafgefeß 3. B. ftraft die Ausländer wegen der im Auslante 
begangenen Rectsverlegungen dann, wenn biefe an dem Gtaatsoberhaupte vor 
Bayern, oder am Staate felbft oder an einem bayerifchen Untertbanen verübt 
worden find; — das öfterreihifche dann, wenn fie auf die Berfafiung, Die öffent 
lihen Krebitpapiere und das Münzweſen diefes Staates Bezug haben. Eine voll: 


ftändige Zufammtenftellung der desfallfigen pofitiven Gefege f. bei U. F. Berner, | 


Wirkungstreis des Strafgejeges nad Zeit, Raum und Perjonen, Berlin 1858: 
vgl. noch Berner, Lehrb. des deutichen Strafredhts, Leipzig 1857, ©. 194— 203. 

Das Strafverfahren gegen Fremde, die ſich eines ftrafbaren Reatet 
Ihuldig gemacht haben, und der Strafgerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes ver: 
fallen jind, hat nichts Befonderes; 16) diefelben Formen, welde bei vem Verfahren 
gegen den Inländer Anwendung finden, kommen auch für und gegen ven Aus 
länder zur Anwendung. Soweit daher das gefegliche Verfahren fonft ein münt- 
liches und öffentliches ift, und infomeit fonft Geſchworne bei der Urtheilsfällung 
mitwirken, gelten viefelben Vorſchriften auch, wenn der Angefchulpigte ein Fremder 
ift. Daß man einen Theil der Richter aus der Klafje der Fremden wähle, dat 
findet fi nur in England. Die Strafen, welde ver Richter gegen einem ans 
ländiſchen Inquifiten zu verhängen bat, find die nämlichen, wie er fie gegen Im 
länder verhängt. Wenn daher gewiſſe Strafarten, wie z. B. der Pranger oder 
die Brandmarfung, von der Gefeßgebung einfach für aufgehoben erklärt find, ie 
kann audy gegen Fremde nicht mehr auf fie erfannt werben. Eine durch die recht 
lihen und thatſächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte Modifikation dieſer Negel liegt 
darin, daß gegen gewiffe auswärtige Delinguenten vie Randesverweifung entweder 
als Hauptftrafe ausgefprodhen werben darf, oder daß fie doch als Straffolge überall 
ba eintritt, wo ein Ausländer, ber wegen Verbrechen verurtheilt war, feine Strafe 


1) een aljo, daß der Aufenthaltsftant überhaupt eine ftrafrechtliche Unterſuchun 
einzuleiten und durchzuführen berufen iftz inmwieferne dieſes der Fall jei, darüber find die cit. Ar: 
tikel „Aſyl“ und „Auslieferung“ zu vergleichen. 
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verbüßt hat; vgl. das bayer. Strafgefegb. Urt. 31 und 36 und Berner Lehrb. 
des Strafr. S. 184, Note 1. 

Eine Ausnahme erleiden die Grundſätze über Unterorbnung der Fremden 
unter die Civil- und Kriminal-Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsjtaates bezüglich der— 
jenigen Perfonen, welche völkerrechtlich als erterritorial gelten, wie bei ven fremden 
Souveränen und den Geſandten; f, den Art. „Erterritorialität”. 

e) Der Finanzgewalt des Aufenthaltftaates ift der Fremde nicht gleich 
dem Inlänvder unterworfen; vie Steuerpflicht, das Korrelat der Finanzgewalt, laftet 
im Allgemeinen blos auf dem ftändigen Unterthanen. Der Fremde hat nur aus 
befondern Gründen, welde in den befteuerten Objekten liegen, Steuern zu entrichten. 
Gr zahlt daher, abgefehen von ver Grund- und Häuferfteuer, die ihn als Forenſen 
tifft, allerdings die Patent- oder die Öewerbefteuer, wenn er ein befteuertes 
Gewerbe im Lande erwirbt und ausübt. Das gleiche gilt, wenn er Rechtegejchäfte 
im Lande eingeht und vor ven öffentlichen Behörden protofolliven oder beglaubigen 
läßt, welche der Tar- und Stempelpflicht unterliegen, Wenn der Staat für die 
Benugung gewiſſer öffentliher Einrichtungen und Anftalten Abgaben erhebt, jo 
macht es matürlich feinen Unterſchied, ob der Benuger ein In- oder Ausländer 
lei, dahin gehören z. B. die Wegegelver, bie Flußzölle, Ranalgebühren u. a. Was 
dann die Konfumtionsauflagen und insbefondere die indireften Steuern betrifft, 
jo fommt es auch bei ihnen nicht auf den öffentlichen Stand des Konfumenten an, 
iondern die Thatfache des Verbrauchs gewiſſer Artikel begründet die Steuerpflicht, 
und ihr unterliegt daher der Fremde gleih dem Einheimiſchen; Beifpiele liefern 
die Zölle, vie Acciſen u. a. Bon ver Kapitalrenten- und Einkommenſteuer ift der 
Fremde als folder regelmäßig frei; nur dann erflären ihn viele Geſetze für ftener- 
pflichtig, wenn er feinen Wohnfig im Lande genommen, und aud) dann nur in 
Anfehung desjenigen Einfommens, das er aus dem Aufenthaltsftaate bezieht. Die- 
jelben Rückſichten entſcheiden auch dariiber, ob und inwiefern der Fremde die parti= 
fularen öffentlichen Laften, wie Gemeindeumlagen, Kreisabgaben mitzutragen habe; 
auch von ihnen muß er in ver Regel frei bleiben, wenn nicht befondere Gründe 
obwalten, tie auch ihn abgabepflichtig machen. Diefes ift namentlih ver Fall 
bei den Lokalacciſen von Lebensmitteln, dann bei den Gebühren, welche für die 
Benutzung von Gemeindeanftalten zu entrichten find, wie das Schulgeld, und endlich 
bei den Armentaren, welche man gewöhnlich von Allen erhebt, die in ver Gemeinde 
wohnen, ohne Unterfhied, ob fie Fremde oder Einheimifche find. — Befondere 
Grundſätze gelten auch in viefer Beziehung für vie Grterritorialen, worüber das 
Nähere in dem fpeciellen Artikel ſchon mitgetheilt ift. 

d) Der Dienftpflicht überhaupt und der Militärpflicht insbefondere ift der 
Fremde als folder nicht unterworfen, da fie als eine Folge ver Staatsangehörig- 
feit fi) darftellt. Ift vem aber fo, ift der fremde der Natur der Dinge gemäß 
militärfret, jo verfteht e8 fich von felbft, daß man aud fein Nequivalent in Geld, 
teine Reluition von ihm forbern kann. — Eine andere Frage ift es, ob der Fremde 
fähig fei, in den Heerverband eines dritten Stantes einzutreten, und dieſe Frage 
wird von den meiften Staaten bejaht; nur zu den höhern Chargen fordern mande 
Staaten das Indigenat. 

e) Jeder Fremde hat das Recht, das Gebiet des Staates, in dem er fi 
aufgehalten hat, nad feinem Belieben wieter zu verlaffen und die fremde Negie- 
tung ift im Allgemeinen nicht befugt, ihm den Wegzug zu verfagen oder zu be 
Ihränfen, es müßte benn fein, daß er für feine Perfon noch Verbindlichkeiten 
gegen den fremden Staat oder feine Unterthanen zu erfüllen oder ein Delikt 
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daſelbſt begangen hätte, wegen deſſen er dem Aufenthaltsſtaate verantwortlich iſt 
In Fällen der erſteren Art muß der betreffende Ausländer vorher feine Schulven 
berichtigen oder feinen Gläubigern genügende Sicherheit für fpätere Berichtigung 
beftellen. — Diefelbe Regel, die wir bezüglih der Perjon des Fremden aufgeftelt 
haben, gilt auch für fein Vermögen. Sollte er im Lande fterben, fo fann ſein 
Nachlaß feinen gefegmäßigen Erben nicht vorenthalten werden, ohne Rüdficht 
darauf, ob diefe Inländer oder Ausländer feien. — Die diefen Regeln entgegen- 
ftehenden früheren Gebräuche, refp. Mißbräuche, wie das (pfäßifche) Wild fangs— 
recht 17) und das am längften in Frankreich aufrechterhaltene Heimfallsredt 
(jus albinagii, droit d’Aubaine) 18) find in der neueften. Zeit theils ausprädlid 
aufgehoben, theild unanwendbar geworden. — Damit fteht die Frage in Verbin- 
dung, nad) welchen Gejegen vie Nachfolge in das Vermögen eines ſolchen Fremden 
zu beftimmen fei, ob nad den vaterländijhen oder nad denen des Aufenthaits- 
ortes? Die Antwort darauf hängt unfers Eradtens davon ab, ob der Frmte 
feinen Wohnfit im fremden Lande aufgeſchlagen oder fi blos vorübergehend ver 
aufgehalten habe; im erfteren Falle kommen die Gefege des Ortes in Anmwentuny, 
wo der Erblaſſer feinen Wohnfig hatte, im zweiten Wall jene des Orts jeiner 
Heimat, wo er zulett domicilirte, 

So wie dem Fremden das Recht zulommt, beliebig aus dem Staate wegzu— 
ziehen, wo er ſich bisher aufgehalten hatte, jo fteht au dem Staate regelmäßig 
das Recht zu, ihn beliebig aus feinem ©ebiete wegzumeifen, ohne daß ver 
Betroffene Mittel hätte, fi tagegen zu vertheidigen. Nur den Schuß feiner 
Regierung fann er reflamiren, und es verftcht ſich von felbft, daß der Heimatftaat 
des Betheiligten wegen ungegründeter over verlegender Ausweifung fi einmiſchen 
und Genugthuung verlangen fann. In feinem Kalle kann er fid übrigens weigern, 
feine Staatsangehörigen wieder bei fid aufzunehmen, wenn er auch in Ermang- 
lung bejonderer Berträge nicht zu einer förmlichen Uebernahme verpflichtet 
ift. Ein hievon verfdiedenes Spftem befteht in Norbamerika, England und in ber 
Hauptſache aud in der Schweiz und in Belgien. In diefen Staaten fann der 
Fremde, der feinen Aufenthalt im Lande genommen, in der Regel ebenfomenig 
von der Polizei weggewiefen werben, als der Einheimifhe. Ob und inwiefern ver 
Staat verpflichtet fei, die bei ihm verweilenden Fremden auf Verlangen ihrer 
vaterländifhen oder einer dritten Regierung auszuliefern, das wurde fchen 
früher in ven Artifeln „Aſyl“ und „Auslieferung“ erörtert. 

IV. Es erübrigt nod) eine gebrängte Darlegung ver Berhältniffe, melde 
zwifhen dem Staate und feinen im Auslande verweilenden Ange: 
hörigen obwalten. Das thatſächliche Verlaſſen des vaterländiſchen Staatsgebietes, may 
es mit oder ohne Beobadhtung der Vorſchriften über das Paßweſen gefchehen, und ver 
Aufenthalt im fremden Staate, gleichviel wie lange er daure, wenn nur die Abſicht 
der Rückkehr nicht geradezu aufgegeben ift, ändert an fih Nichts an dem Unter 
thanenverhältniffe. Auch im Auslande bleibt der Staatögenoffe feinem Heimatjtaat 
und feinen Gefegen unterthänig, und ift diefen Gehorfam fhultig; fein Stant, 
feine Rechts- und Handlungsfähigkeit wird auch in der Fremde nah Maßgabe ver 
beimatlihen Geſetze beurtheilt. Auf die familienrechtlihen Verhältniſſe insbeſondere 
bat die Entfernung von der Heimat feinen Einfluß; die Vorſchriften über Ein- 





17) Bergl. darüber Walter, deutiche Rechtsgeſchichte, B. I, ©. 
18) ©, darüber Bluntfchli, deutiches Privatrebt, B. I, ©. 
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gehung der Ehe, dann die Wirkungen einer gültig zu Haufe geſchloſſenen Ehe 
verbinden den Unterthanen aud auswärts, — Bon den obligatorifhen Verhältniffen 
bleiben nicht blos alle jene bei Kraft, die vor feiner Entfernung gültig zu Stande 
gefommen find, jondern er fann neue begründen, und zwar genügt es in formeller 
Beziehung, wenn dabei die Beftimmungen des Aufenthaltsortes beobachtet find. 
(loeus regit actum), foferne nur nicht das Geſchäft an fi von den Heimats- 
gejegen verboten ift. Welde Grunvfäge bezüglich der Verlaſſenſchaften folder Per- 
jonen gelten, die in der Fremde verfterben, davon war oben ſchon die Rebe. 

Macht ſich der Unterthan während feines Aufenthalts in einem auswärtigen 
Staate einer Uebertretung der Strafgefege feines Heimatlantes fhultig, fo ift er 
dafür nad ven pofitiven Satzungen ver meiften europätihen Staaten den Gerichten 
veffelben verantwortlih; nur England hält auch in viefem Punkte das Princip der 
Tenitorialität des Rechtes feſt und läßt ſolche Uebertretungen, die im Auslande 
begangen werben, ftrafles. Die Ausübung der Strafgerichtsbarfeit gegen ein 
jelhes Individuum ift aber freilid davon abhängig, ob der Staat, in dem 
dad Delift begangen wurde, daffelbe vor fein Forum ziehe oder nicht, und im 
letzteren alle no davon, ob der Aufenthaltsftaat den Angeſchuldigten ausliefere 
oder nicht. 19) 

Das Unterthanenverhältnig äußert indeß feine Wirkungen in der Fremde nicht 
blos, infoweit es Pflichten begründet, ſondern auch infoferne es Rechte zur Folge 
bat. Der Staatögenofje verbleibt daher im-Auslande nicht blos im Genuſſe aller 
derjenigen Nedhte, welche vie heimifche Berfafjung und Gefeßgebung ihm einräumt, 
jondern er kann die Vertretung und den Schuß feiner Regierung gegenüber den 
fremden Staaten anfpredhen, in deren Gebiete er verweilt, und diefelbe ift ver- 
pflichtet, alle ihr völferrechtlich zu Gebote ftehenden Mittel anzuwenden, um die 
Rechte und Intereffen ihrer Angehörigen gegenüber den fremden Staaten zu wahren 
und beziehungsweife zur Geltung zu bringen. Die teffallfige Thätigkeit bildet einen 
weientlihen Beftandtheil der Wirffamfeit der diplomatiſchen Agenten, welche jever 
Staat, der eine politifhe Bereutung und Stellung anfpricht, bei den fremden 
Staaten bevollmädtigt. — 

literatur: Das praftifche europäifche Fremvenreht von Dr. 8. Th. Pütter, 
Yeipzig 1845, 8.; Trait€ du droit internationale priv par Dr. Foelix, 
Paris 1843. Das legtere Werk enthält zunächſt eine einläßlihe Erörterung ber 
Materie über die Kollifion der Statuten im Gebiete des Privatredhts, und gehört 
daher nur mittelbar hieher; die öffentlich rechtlichen Verhältniſſe werden direkt 
gar nicht berührt. Auch das erftere Werk ift vorzugsweije dem Privatredht ge— 
widmet; nur das Strafrecht wird furz mitberüdfichtigt. Vgl. noh Heffter, das 
europätfche Völkerrecht der Gegenwart (III. Aufl.), Berlin 1855 ©. 112 ff. und 
Dr. I. Besque von Püttlingen, die gefetliche Behandlung der Ausländer in 
Defterreih, Wien 1842, 8. Bär. 


19) Daß der Unterthan auch für die Zeit, während welcher er im Auslande verweilt, feinem 
Heimatlande gegenüber fteuerpflichtig bleibe, folgt aus dem Obigen von ſelbſt. Nur treffen ibn 
jene indirekten Abgaben nicht, die auf den Verbrauch gewiſſer Gegenftände gelegt find, wie 3. B. 
die Acciſe von Lebensntitteln, auch dann, wenn etwa die Gemeinden zur Erhebung von folchen Abgaben 
berechtigt find, und weder der Staat noch die Gemeinde fann dafür ven dem Abweſenden eine 
Entſchädigung — ein Abfentgeld — fprdern. 
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ift im Allgemeinen der verbürgte Zuftand der Sicherheit gegen eine gewaltjame 
feindlihe Behandlung. Er ift die erfte Bedingung und Aufgabe des ftaatlichen 
Seins im Innern der Gefellichaft; ihn gewährt und gewährleiftet ver Fürſt over 
die Gemeinde. So tritt der Gedanke praftifch im älteften germanifhen Boltsleben 
hervor und bildet hier ein bedeutendes Element in der Rechtsentwidelung. Seine 
Stelle vertritt jetzt der publiciftiiche Begriff der öffentlichen Ruhe und Sicherheit 
Der Friede nad) Aufen oder mit antern Völkern und Staaten ift ſowohl Berin- 
gung einer innern naturgemäßen Beförderung der Wohlfahrt und Ordnung, wie 
des internationalen Verkehrs. Nah allen diefen Richtungen bin griff ehemals die 
Kirche tes Mittelalters mwohlthätig vermittelnd turd die Verfüntung von Gettes— 
frieden (treuge pacis) ein, indem fie wenigftens zeitweilig innern und äufem 
Befehdungen und Gewaltthaten einen Stillftand gebot. Nachdem nun die immer 
Ruhe und Ordnung und die Macht des Staates fefter gegründet worden, bleitt 
hauptſächlich nur der Aufere internationale Frieden ein Gegenftand des öffentlichen 
Rechts und der Politik, 

Hier nun ift und Friede der Zuftand, welcher der Beendigung eines Kriege: 
zuftandes unter den darin begriffen gewefenen Parteien nadfolgt, ohne daß eime 
derfelben völlig der andern unterworfen worden ift. Er äußert ſich weſentlich in ver 
Ausſchließung Friegeriicher Waffengewalt und ihrer Wirkungen, in dem Eintritte eine! 
durch willfürliche Waffengewalt nicht weiter geftörten Verhältniffes. Diefer Zuſtand 
ift entweder ſchon die Folge einer von ven Kriegführenden ohne alle Berabrevung 
gegenfeitig beliebten Ginftellung ber Weindfeligkeiten mit Wiedereröffnung eines 
freundſchaftlichen Verkehrs, oder eines fürmlichen Friedensihluffes, was ver gewöhn— 
liche Fall ift, wiewohl e8 an Beiſpielen ver erfteren Art nicht gänzlih mangelt. 

Friedensihlüffe find, nebft den Bündniſſen, die ältefte Art ver Völker- over 
Staatöverträge. Alles, was von dieſen überhaupt gilt, leivet aud Anwendung auf 
Friedensſchlüſſe, im Beſondern rückſichtlich der Form der Abſchließung, ihrer Beftäti- 
gung und Verſtärkung, in welcher letztern Beziehung ehemals Eid und perſönlicher 
Einftand, welchen höhere Vafallen und Kronbeamte ald conservatores pacis 
ihre Herren übernahmen, vorzufommen pflegten, jest aber höchſtens noch Garan— 
tieen dritter Mächte (f. d. Art.) und Unterpfandsbeſtellungen durch Einräumung feiter 
Pläge oder Provinzen üblich ift. Ihrem Inhalte nad) find fie entweder auf den Friedens: 
ftand allein und jchledhthin ausgehend, une paix pure et simple, wie der 1850 
zwifchen Preußen und Dänemark gefchloffene, oder fie find: bedingte Friedens ſchlüſſe, 
unter ee Klaufeln und Berpflihtungen eingegangen, was der gewöhnlichere 
Fall ift. 

Fragen wir nun, was das MWefentliche jedes Friedensſchluſſes jei, fo liegt 
ſolches ohne Zweifel in der definitiven, unbegrenzten Befeitigung des Kriegt- 
ftandes unter den Kriegsparteien. Durdy jene Borausjegungen unterfcheidet fich der 
Friede felbft von einem auf unbeftinmte Zeit oder auf lange Jahre eingegangenen 
Waffenſtillſtande, in welder Form man ſich ehedem mit der Pforte anftatt eines 
Friedensſchluſſes auseinanderzufezen gewohnt war, da den Moslemin durch ihr 
Neligionsgefeg ein bauernder Friede mit Ungläubigen nicht geftattet ift. Jedoch bat 
die Pforte ſchon während des vorigen Jahrhunderts definitiven oder dauernden 
Frieden gefchloffen (Mably, droit publ. de l’Europe t. II, p. 46). — Sodann 
liegt in der definitiven Bejeitigung eines bisherigen Kriegsftandes ganz von jelbft 
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die Nothwendigkeit einer gegenfeitigen Amneftie; d. i. ver bisherige Kriegsftand mit 
feinen Urſachen und Wirkungen darf feinen Grund zu einer Erneuerung des 
Kriegsftandes abgeben; der Friede wirft einen Schleier über Beides, über die Ur- 
ſachen und Wirkungen des Krieges unter den bisherigen Ariegsparteien. Liegt alſo 
ein wahrer Friedensſchluß im der Abficht verfelben, fo verfteht fi) auch die Am— 
neftie in den beiden gedachten Beziehungen ganz von felbft, fogar ohne ausprüdliche 
Klaufel. Nur einzelne Publiciften haben dies beftritten oder in Zweifel gezogen, 
dadurch aber das Weſen eines Friedensſchluſſes und definitiven Friedenszuftandes 
ſelbſt verfannt. 

Nach dem Oefagten find nun aud die Wirkungen der Friedensſchlüſſe — 
abgefehen von ven befonvern Klaufeln und Bedingungen eines jeden — leicht zu be— 
ftimmen. Es find dieſe: 

Zuförderft find alle Anſprüche und Streitigkeiten, welche zu dem Kriege An- 
laß gegeben haben, als getilgt anzufehen und eine Erneuerung fann nicht weiter- 
ftattfinden. Was aber die Anläffe oder Urſachen tes Krieges gewefen feien, muß 
aus den vorangegangenen Berhandlungen und Erklärungen ber SKriegführenden 
entnommen werden. Zweites: was man ſich Lebles während des Krieges zugefügt 
bat, es jei nad Kriegsgebrauch oder gegen venfelben, ift als vergeflen umd ver 
ziehen anzufehen, fo daß weder jett no in Zukunft deßhalb eine Genugthuung 
oder Entihädigung verlangt werben kann. Drittens muß jede fernere feindfelige 
Handlung unter den bisherigen Kriegsparteien unterbleiben. Eine dennoch unter: 
nommene Handlung der Art würde ein Friedensbruch fein, jedenfalls, wenn es 
nicht hiezu käme, zu einer vollftändigen Genugthuung verpflichten. 

Hinfichtlich des ferneren Befig- und Rechtsſtandes unter den Kriegführenden 
ift, ohne entgegenftehende ausprüdliche Klaufeln und Stipulationen, von folgendem 
Standpunkt auszugehen. Der Krieg hat nach der immer noch feftftehenden Praris 
jeden rechtlichen Verkehr und jedes Rechtsverhältniß, was nicht durch den Kriegs- 
gebrauch felbft fanktionirt ift, unter den fämpfenden Parteien aufgehoben, ja die 
rechtliche Eriftenz des einen oder andern Theiles auf die Spite des Schwertes, 
in die Laune des Kriegsglücdes geftellt. E83 wird demnach angenommen, mit ber 
Eröffnung des Kriegsftandes fei jeves noch bindende Vertragsverhältniß erlefhen 
und es beginne ein foldyes überhaupt erft wieder mit dem Frievensfchluffe. Dieſem 
falle alfo auch anheim, die künftigen Rechtsverhältnifie neu zu geftalten. Hieraus 
folgt, fofern nicht der Friedensſchluß felbft Näheres beftimmt, erftlih: Unter den 
Parteien ift der augenblidlihe Befigftand aud für die Folge maßgebend, Was 
jeder Theil inne bat, j mit oder ohne den Einfluß des Kriegsglüdes, behält 
er; ber Friedensſchluß ie die während des Kriegs gemachten Eroberungen 
an Land und Leuten und giebt definitiv das Eigenthum der gemachten Beute. Eben 
fo bildet der dermalige Befigftand die Bafis für vie ftipulirten Reftitutionen und 
Geffionen; d. h. fie find nur in dem Zuftande zu leiften, worin fidy die zu refti- 
tuirenden oder abzutretenden Sachen befinden. Zweitens find und bleiben ohne 
beftimmte Wieverherftellung alle unter den Kriegsparteien vormals’ beftehenden Ver— 
träge außer Kraft, und man fann felbft denjenigen Verträgen, melde ganz oßer 
zum Theil auf den Fall eines ausbrehenden Krieges gefhloffen find, eine größere 
Dauer oder Haltbarkeit nicht zufchreiben, es wäre denn, daß geradezu auf alle 
fünftigen Kriegsfälle unter den Parteien ein immerwährendes Kompromiß geſchloſſen 
worden. Auch verfteht fich von felbft, daß durch einzelne Stipulationen des Friedens— 
fchluffes frühere Verträge ftillfyweigend wieder erneuert werden fünnen, 3. B. 
Grenzverträge‘ dur die ausbedungene Reftitution „in den alten Grenzen“. 

Aluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbuch III. 49 
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Auf diefe Bafis des status quo ift demnach Alles, worüber es an beftimmter 
Klaufeln mangelt, fowie die Auslegung der Klaufeln felbft zurüdzuführen. Andrer 
feits folgt aber aus dem Wefen der Anıneftie, welche fih nur auf die Urſache 
des Krieges und auf deſſen Unbilven erftredt, daß durch diefelbe Forderungen un 
Ansprüche, die bereit8 vor dem Kriege beftanden und in feiner Weife zu vemfelben 
Anlaß gegeben haben, nicht berührt werben, felbige vielmehr aus ihren urſprüng 
lichen, dem Kriege vorausgegangenen Rechtstiteln aud noch ferner gelten gemadi 
werden lönnen, z. B. NRüdftände aus früheren vertragsmäßigen Verpflichtungen 
oder Entfhädigungen für Schadenszufügung, Zurüdforverung von irrtbümlid 
geleifteten, nicht verſchuldeten Zahlungen und dergleichen. Ebenjowenig dürfen kurs 
die Friedensamneftie Rechtsanſprüche von Unterthanen des einen Theiles an den 
anderen friegführenden oder an deſſen Unterthanen für getilgt angejehen werben. 
Denn der Krieg erzeugt nad) heutiger Bölferfitte feinen abfoluten Kriegsſtand gegen 
die Unterthanen; er zieht fie nur mittelbar hinein und zu einer Mitleidenbet, ie 
weit es unvermeidlich ift. Dennoch pflegt zwar während bes Krieges die Einflagum 
folder Forderungen verfagt zu werben; bies ift jeboh nur eine Suspenfion ver 
Dikäodoſie während des Kriegsftandet, welde durd den Friedensihluß von ſelbß 
wieder aufgehoben wird. — Zweifelhaft Fünnte fcheinen, ob durch die Ammefti: 
nicht wenigftens diejenigen Anfprüde und Forderungen niedergefhlagen werte 
möchten, welche während des Krieges unter feindlichen Perfonen durch Einziehung 
einer Obligation des einen Theiles gegen den anderen erwachſen find. Mean wirt 
dies nur mit Unterfheidung beantworten können. Rein civilredhtlihe Privatoblige- 
tionen werben nämlich unbedenklich aud nad dem Frieden ihre Alagbarfeit behalten, 
beziehentlich erhalten. Ift dagegen die Forderung durd) einen Akt kriegeriſcher Gewalt 
begründet worden, 3. B. eine Wechfelobligation, fo wird man unterſcheiden dürfen, 
ob damit eine nach Kriegsgebraudy erlaubte feindfelige Handlung, 3. B. eine Plünte 
rung, eine Wegnahme abgewendet und gleichſam abgekauft werden folle, oder ob der 
At ein rein willtürliher oder gewaltfamer war, um eine Obligation zu erprefien. 
Im legtern Falle würde dem Schulbner ſchwerlich die Einrede erlittener Gewalt zu ver 
fagen fein, während im erftern alle die Klagbarkeit ſchwer zu läugnen ift; fie hat fogar 
in ber Praris die Klagbarkeit ver billets de rangon für ſich, wodurch ein mer 
genommenes Schiff bei dem feindlichen Captor von ver Beſchlagnahme vormals los- 
gekauft werben konnte, Allerdings find in manchen Frievensfhlüffen, 3. ®. im 
Teſchener, alle aus Anlaß des Krieges ausgeftellten Schuldverſchreibungen für null 
und nichtig erklärt worden; dergleichen Beftimmungen lafjen indeß eine ander 
Negel durchſchimmern, und für diefes fpridt, daß be bevädtige Dsnabrüder 
weſiphäliſche Friedensſchluß im Art. IV $. 46 nur vieWurd Gewalt errungenen 
Obligationen unbedingt für ungültig erflärt hat, ganz in Uebereinftimmung mit 
dem zuvor Bemerkten. Gerade jo hat auch bie Frage durch den großen Kurfürften 
Triedrih Wilhelm von Brandenburg in einem Yandtagsabjhied vom 26. Juli 
1653 ihre Erledigung erhalten. 

Nebenwirkungen der Friedensihlüffe finden ftatt für vie Unterthbanen ter 
Kriegführenden und für die Neutralen. Für jene werben die Friedensflaufeln ei 
Sefeg der Nothwendigkeit, welhem fie ſich unterwerfen müffen, felbft wenn vami: 
Opfer und Aenderungen von Privatredhten verbunden find; für diefe, die Neun 
tralen, hören die Bejhränfungen auf, welde fie fih für die Dauer des fremden 
Krieges haben auferlegen müfjen. Dagegen verbleiben ihnen alle Anfprüce wegen 
verlegter Neutralität; die Amneftie gilt nicht in Betreff ihrer. 

Der entjcheidende Zeitpunkt für alles diefes ift vie Unterzeichnung des Friedene 
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fhluffes durch die Bevollmächtigten der Kriegsparteien, felbft nod vor der Rati— 
fifation der Souveräne oder fonftigen Staatsgewalten; denn biefelbe fuspenbirt 
höchſtens nur die definitive Wirkſamkeit und Vollziehung; die Ertheilung erftredt 
fih zurüd auf den Zeitpunkt des eigentlichen Abſchluſſes. Daraus folgt von felbft, 
daß ſchon in der Zwifchenzeit alle Feindſeligkeiten zu unterbleiben haben und jeden- 
falld der status quo aufrecht erhalten werden muß, alfo nur den Aenderungen 
deſſelben, fie mögen auf feindlicher oder neutraler Seite vorfommen, entgegengetreten 
werben darf. Sollten wirklich noch Feinpfeligfeiten verübt werben, fo ift dafür von 
den betreffenden Staatsgewalten Entſchädigung zu leiften ober zu vermitteln, felbft 
in dem Wall, wenn ein Glied der bewaffneten Macht aus Unkunde über den 
Friedensſchluß feindliche Handlungen gegen die andere Partei verlibt hätte. Uebri— 
gend werden gewöhnlid in ven Präliminarien fowie in ven definitiven Friedens— 
ihlüffen nähere Zeitbeftimmungen getroffen, bis wohin etwaige Feindſeligkeiten, Weg: 
nahme von Schiffen u. dergl., annody durch das Kriegsrecht gevedt und von wo an fie 
nichtig oder wirkungslos fein follen. Für die Neutralen würben allerdings derartige 
Beftimmungen ohne ihre Theilnahme feine Geltung haben, rüdfihtlih ihrer viel- 
mehr der Zeitpunkt des Abfchluffes allein entjcheivend bleiben. 

Aus welchen Gründen endlich ein Friedensſchluß angefochten oder aufge- 
boben werben mag, diefe Frage wirb meiſtens durch politiihe Nothwendigkeiten 
und Interefjen dem Rechtsboden entzogen. Auf diefem fann nur auf diejenigen Sätze 
hinverwiefen werden, welche für die Gültigkeit und Dauer der Staatenverträge 
maßgebend find. 

Durch das Vorſtehende dürfte die rechtliche Natur des Friedens und ber 
Friedensfchlüffe nach den Marimen des europäifchen Völkerrechts, wie fie ſich ſchon 
längft in der Praris der Nationen Fund gegeben haben und von den Publiciften, 
namentlich in neuerer Zeit von Battel, Martens, Klüber, Wheaton, Pando, Wild- 
man, eingezeithnet, auch durch des Unterzeichneten Studien bewährt find, genügend | 
dargelegt fein. Es möge nur nod einigen allgemeinen Betrachtungen Raum ver- 
gönnt werben. 

Die erfte darunter gilt der Thatfahe des großen Gegenfages zwifchen dem 
Zuftänden ver alten Welt und der Neuzeit. Dort war ber Krieg die Bafis bes 
Bölkerrechts, der Friede die Ausnahme; jegt, uuter den driftliden Nationen 
wenigftens, ift der Friede die Regel, der Krieg die Ausnahme, deren Ziel jelbft 
nun wieder der Friede ift. Darin und in dem unverfennbaren Bejtreben ver Re— 
gierungen und Nationen für die Erhaltung des Friedens mag num wohl die reale 
Anbahnung eines ewigen Friedens gefunden werben, welchen bie Philoſophen 
ihon jezumweilen als bloßes Ziel der Humanität aufgeftellt haben und die hriftliche 
Offenbarung in höhere Ausficht ftellt. Aber freilich ift er noch im weiter Ferne 
gelegen und die weitere Bafis könnte erft ein allgemeiner europäifcher, verbürgter 
sriedensftand fein, um forthin den Krieg nun noch außerhalb für einen ewigen 
drieden führen zu können. Uber audy hiervon find wir durch innere und äußere 
Mißſtände noch fo weit entfernt, daß wir den Gedanken daran nur als Hoffnungs- 
traum betrachten dürfen und uns ſchon an ven vorangeftellten Thatſachen ber 
gnügen laffen müſſen. Heffter. 


Friedensfchlüffe, S. KRongreffe und Friedensfhlüffe, 
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Friedensgericht, Friedensrichter (WVermittlungs: 
ämter). 


I. Jever Proceß ift immer ein Uebel; er beruht entweber auf einer Rechtt 
verweigerung oder auf einer Unflarheit des Rechtes. Die Rechtsverweigerung lam 
eine willkürliche oder unmwillfürliche fein, je nachdem der Berpflichtete es blos aut 
Bosheit oder Muthwillen oder auf Leichtfinn und Nachläſſigkeit auf vie Klage 
ankommen läßt, oder je nachdem ver Berpflichtete feine übrigens anerkannte Ber 
bindlichfeit blos um deßwillen nicht erfüllt, weil ihm die Mittel dazu fehlen. 

Die Unflarheit des Rechtöverhältniffes liegt entweder darin, daß es zweilel 
baft ift, welches Geſetz auf daſſelbe Anwendung habe, oder wie die Beftimmunz, 
welcher vafjelbe unbeftritten unterliegt, zu verftehen und anzuwenden fei, aer 
darin, daß es bezüglich der Thatſachen, welche ven Rechtsfall bilden, ans 
erforberlihen Beftimmtheit und Erfennbarfeit mangelt, fei es, daß es für die Thır 
ſachen, worauf eine Partei ihren Antrag gründet und dem Rechte nach grünen 
fann, an allen Beweismitteln gebricht, fei es, daß die Urkunden, im melden vie 
Willensakte, auf die es anfommt, niedergelegt find, ſolche nicht zweifellos und mi 
unbeftreitbarer Beftimmtheit entnehmen laffen. 

So ift alfo der Redhtöftreit feiner Duelle, feiner Beranlaffung nad cin 
Uebel, er ift ein foldhes auch zumeift in feinem Verlauf; er ift mit Koften ver 
bunden, und entzieht den darin Befangenen feiner gewöhnlichen Beſchäftigung 
feinem häuslichen und Gewerböberuf; durch das Treiben gerichtlicher Händel mir 
nicht jelten dem Menſchen eine befondere Neigung zum Streiten eingepflanzt, wel 
mit längerer Angewöhnung wählt, und oft für das ganze Leben von da 
verberblichften Folgen ift; jeder Proceß hat Verdruß in feinem Gefolge und nidt 
felten wird in der dadurch hervorgerufenen Erbitterung der Grund zu Feindſchafter 
gelegt, die weit über die Dauer des Procefjes und über feinen nächſten Gegenftan 
binausreihen, den Frieden der Familie, der Nachbarſchaft und ver Gemeinde uf 
lange Zeit untergraben. 

Der Proceß ift nicht felten auch feinem Ergebniß nah ein Uebel. Bi 
ſehr aud das Streben der Procefgejepgebung dahin gerichtet fein mag, dem 
materiellen Rechte das Uebergewicht gegenüber dem formellen zu fichern, immer 
wird es nicht fehlen, daß in Folge der Ungefchiclichkeit oder Verſäumniſſe ver 
Seiten der Parteien oder Sachwalter ald Recht erfannt werden muß, mas nid 
Recht ift, weil das nach der vorgejchriebenen Form eingerichtete Verfahren mur dieſe 
und fein anderes Reſultat geliefert bat. 

Ale dieſe Erwägungen laffen eine gütliche Beilegung eines Streites, ein 
Vergleich als ein Mittel erkennen, weldes in vielen Fällen dem richterlider 
Austrag einer Streitſache vorzuziehen ift. 

So wurde aud die Sahe von ber Geſetzgebung aller Zeiten angefehen. N 
dem älteren germanifhen Rechte waren die Richter angewiefen, ehe fie ent 
jchieden, immer erſt zu verfuchen, die Parteien in Güte (nad Minne) auseinandé 
zu jegen; es war biefes vorzüglich eine Aufgabe der Schiedsrichter, die darım 
Minnerer genannt zu werden pflegten. 1) Bei ven Römern kann bie Sp 
eines gerichtlichen Vergleichsverſuches in jenen Vorſchriften gefunden werden, md 
welchen der Kläger bei Klagen gegen gewiffe Perſonen, 3. B. Verwandte, erft Mi 


1) G. 8, Maurer, Gefchichte des altgermanijchen Gerichtöverfabrens, ©. 268. 
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Grlaubnif des Prätors einholen mußte, ehe die in jus vocatio erfolgen burfte, 2) 
und es war feine Seltenheit, daß die Yiriganten insbefondere bei den arbitrieis 
d. h. in jenen Fällen, wo das Amt des Richters ein freieres, fein Ermeſſen ein- 
über den wörtlihen Inhalt des Geſchäftes hinausgehendes war, dennoch, ehe es 
zum Entfcheive des arbiter fam, ſich verglichen. 3) Das kanoniſche Recht macht dem 
Richter die Anftellung eines Bergleihsverfuchs zur Pflicht und erflärt die Wieder- 
bolung folder Bergleihsverfuhe für zuläflig, fobald genügender Grund zu ber 
Annahme vorhanden ift, daß ver Vergleich zu Stande fommen werve. 9) Nach 
dem jüngften Reichsabſchied von 1654 $. 10 „fol der Richter erfter Inftanz 
die Parteien in zweifelhaften Sachen nicht allein vor angefangenem Rechtsftand 
und Litisfonteftation, fondern au in quacunque parte judiceii durch alle dien- 
ide Mittel und Wege auch fchiedliche Erinnerungen in Güte von einander zu 
ſetzen und hiedurch alle weitläufige foftipaltige Rechtfertigung zu verhüten ſich be- 
fleißen, jedoch, ehe dann er die Güte den Parteien vorjchlägt, vorher in ven Sachen 
fi informiren, und fein Abjehen bei diefen gütlihen Bergleihen dahin jeverzeit 
forgfältig ftellen, damit die eine öffentlich ungerehte Sache führende Partei zu 
demjelben nicht gelaffen, noch der Recht habende Theil damit beſchwert, noch aud) 
die Juftiz wider des andern Theils Willen verzogen werde.“ 

Die eben mitgetheilte wohl bemeſſene Vorfchrift des deutſchen Reichsgeſetzes 
bildet die Grundlage der Vorſchriften der älteren und felbft der neueften veutfchen 
Partikular⸗Proceßgeſetzgebungen über den von den Gerichten zu verfuchenden Ber- 
gleih. Beifpieldweife und zur Charakteriſtik führen wir an bie der bayerifchen 
Gerichtsordnung vom Jahr 1753 und jene des Entwurfes einer Proceforbnung 
in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten für das Großherzogthum Heſſen vom Jahr 1856, 
legtere faft wörtli entnommen ver bürgerlichen Proceßordnung für das Groß— 
berzogthHum Baden vom Jahre 1851. 

Nah der erfteren (Kap. XVII. 8. 1) „thun: nit nur die Parteien wohl, 
wenn fie fich entweber vor oder nad) entftandenem Procefje felbft mit einander in 
Güte verftehen, fondern es liegt aud) jever Obrigkeit ob, in Sachen, welche gering- 
fügig oder dunfel und zweifelhaft find, oder wo es um Ehre und guten Leumund 
zu thun ift, oder, wenn nahe Verwandte, Adeliche oder fonft vornehme Perfonen 
unter fich ftreiten, allen möglichen Fleiß anzuwenden, damit der Streit in Güte 
beigelegt werde, zu welchem Ende beiven Theilen in folden Fällen die von dem 
bevorſtehenden Rechtäftreite zu erwartenden Beichwerden genügend, jedoch alle Zeit 
mit folher Beſcheidenheit zu eröffnen find, daß fi in einem folden Falle Nie 
mand fiber ungebührlihen Zwang oder über Drohung beflagen könne.“ 

Gemäß den Vorſchriften des Entwurfes der Procefordnung für das Grof- 
herzogthum Heſſen (Art. 381—387) liegt dem Richter ob, wo es thunlich erfcheint, 
namentlih in allen zweifelhaften oder vermwidelten Rechtsſachen die gütlihe Bei— 
legung des GStreites durch Vergleich zu verfuchen. Insbefondere darf der Vergleichs— 
verfud niemals unterbleiben und muß der Vorladung zur Verhandlung über bie 
Sache ſelbſt vorausgehen in Streitfahen zwiſchen Eltern und ihren Ablömmlingen, 
zwiſchen Eheleuten und zwifchen Geſchwiſtern. Der Zeitpunkt zum Bergleihsverfuche 
In anderen Fällen ift alsdann vorhanden, wenn der Richter durch den Vortrag der 
Öründe und Gegengründe, vor oder nad) förmlicher Verhandlung, in den Stand 


— — 


2) L. 4 $. 1. D. de in jus voc. (24). 
3) Keller, der röm. Givilproceh $. 67 Note 797. 
%) Cap. II. X. de transact, (1. 36), cap. I i. f. X de mutuis petitionibus (It. 4). 
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geſetzt ift, fih über bie Streitfragen und den wahrfheinlihen Ausgang der Sach 
eine beftimmte Anficht zu bilden. Der Richter ift befugt, die Parteien im ve 
Bergleihstagfahrt zum perſönlichen Erſcheinen vorzuladen. Iſt dies nicht verfügt, 
fo hängt es von der Wahl ver Partei ab, in der BVergleihstagfahrt perfünlis 
allein, oder mit einem Beiftande oder durdy einen bejonders Bevollmächtigen zu 
erjcheinen. Durch richterlich angeorpnete oder von einer Partei in Antrag gebradite 
Vergleichsverſuche oder durch die Erklärung einer Partei, daß fie in Bergleiche- 
unterhanblungen ftehe, darf. ver Gang des Verfahrens nicht aufgehalten werben. 
Das Nichterfcheinen einer Partei in der zum Bergleihsverjuche befonders ange: 
fegten Tagfahrt gilt als Weigerung derſelben, ſich zu vergleichen. 

Die Grundanfhauung des gemeinen deutſchen Procefjes und ber auf em 
felben beruhenden Partitulargefeßgebungen geht alfo dahin, daß die Vermittlung 
der Procefie den ordentlihen Gerichten zuftehe, der Zeitpunkt, wo folde zu 
verfuchen, in der Regel ihrem Ermefjen anheimfalle, und die Weigerung, vor kam 
zu diefem Behufe zu erjcheinen, mit feinem Nachtheile verbunden, ſondern einjah 
als Ablehnung der Sühne aufzufaffen fei. 

Nah dem PVorgange der franzöfifchen Geſetzgebung ift in neuerer Zeit im der 
Schweiz, in einzelnen Öebieten von Deutjhland und in Portugal die Anorbnung 
befonderer Friedens richter getroffen worden, weldye (ganz geringfügige Streitig- 
feiten etwa ausgenommen) nicht Recht zwifchen ven Parteien zu ſprechen, ſondern 
den Frieden zu vermitteln den Beruf haben. Nach franzöfiihem Rechte (Code de 
proc@dure civile, Art. 48—58) fol jeder Givilproceß, abgejehen von einigen 
wenig beveutenven Ausnahmen, vor Allem an das frievensrichterliche VBermittlungs- 
amt gebracht werben, und erft, nachdem der hier zu machende Verſuch, die Parteien 
zu vergleichen, gefcheitert ift, d. h. erft auf das frievensrichterlihe Zeugniß, daß 
diefelben auf ihrem Verlangen, den Streit weiter zu führen, beharren, oder injo- 
fern fie ungehorfam ausgeblieben find, wenigftens bie gefeglihe Buße von zehn 
Franken entridtet haben, kann zur Eröffnung des procefjualifchen Verfahrens ſelbſt 
geſchritten werben. 

Diefe Einrihtung ift vielfah als unzwedmäßig angefehen mworben. 

Man hat gegen diefelbe insbefonvere geltend gemacht, 9) es fei eine offenbare 
Ungeredtigfeit, wenn man eine Partei, troß ihres Harften Rechts, in vie Noth— 
wendigkeit verfege, zuerft noch mit ihrem vielleicht boshaften und hämiſchen Gegner 
fih in einen Vergleichsverſuch einzulaffen, oder wenigftens, wenn ihr natürliches 
Gefühl fi gegen eine folhe Zumuthung fträuben follte, den Zutritt zu Gericht 
fih erft noch durch Bezahlung einer beftimmten Geldſumme zu erfaufen! Ferner 
wurde hervorgehoben, daß ein Vergleihsverfuhb beim Beginne eines Proceffes, 
wo alle faktiſchen und rechtlichen Verhältniffe noch chaotiſch durch einander zu liegen 
pflegen, zu einer leeren Förmlichkeit herabfinfe, während bie Vermittlung mit ber 
Ausfiht auf ein wahrhaft befriedigendes Ergebnig nur dann gefchehen könne, wenn 
zuvor ſowohl die faktiſchen als rechtlichen Berhältniffe gehörig Mar gemacht feien; 
eine folhe allein wünſchenswerthe Vermittlung könne aber natürlich von Niemandem 
beſſer als von dem Gerichte felbft, das eben den ganzen Proceß zu leiten bat, und 
vor deſſen Blide das anfangs fo kraufe Gewebe fih im Laufe der Verhandlungen 
entwirrt und zu immer beutlicherer Durchfichtigfeit geftaltet, vorgenommen werben. 

Es ift nun zwar nicht zu verfennen, daß die ordentlichen Gerichte den Bor: 
theil einer genaueren Erfenntniß der Sadlage, bie ihnen durch das Proceßverfahren 


5) Geib: die Reform des deutjchen Mechtölebens, Lpzg. 1848, S. 68. 
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klarer enthält wird, und zugleich einer gründlichern Einfiht in die Natur des 
ftreitigen Rechtes für fi haben und daß durch beides die Erzielung eines ange- 
meſſenen Bergleiches wejentlich erleichtert wird, Allein, wenn wenigftens für bie 
wichtigeren Rechtsſachen Kollegialgerihte mit größeren Bezirken erfordert werben 
und ein mündliches öffentliches Verfahren ftatt hat (vgl. die Art. „Civilrechts- 
pflege” und „erichtöverfafjung“), jo würde ben orbentlihen Gerichten vie 
für die Bewirkung gütlicher Vereinigung fo mwefentlihe nähere Kenntniß der indi— 
viduellen Berhältniffe mindeftens einer ver Parteien, nämlich ver beflagten, zumeift 
fehlen und ber größte Theil der durch eine vorausgehende friedensrichterliche Ber- 
mittlung zur vermeidenden Uebel bereits eingetreten fein, bis es zur Vermittlung 
vor dem orbentlichen Gerichte kommt. Es ift demnach bei einer follegialen Gerichte- 
verfaſſung die Uebertragung des Bermittlungsamtes an den für geringfügigere 
Sachen zuftändigen Cinzelrichter des Heineren Bezirkes vorzuziehen, welder, da 
er bei wichtigern Sachen nicht felbft Recht zu ſprechen hat, wenn er in folden 
die Ausgleihung mit Nachdruck verfucht, auch nicht in die Lage fommt, das Ver— 
trauen der Parteien in feine Gerechtigkeit zu verlieren, ein Yall, ver bei dem 
orbentlichen Richter leicht eintreten würde. 

Eine weitere Nüdfiht für die Webertragnng des Vergleichsverſuches an 
Friedensrichter bietet ſich auch in ver Erwägung dar, daß die Parteien vor ihnen 
das Sach- und Rechtsverhältniß eher ohne Rüdhalt entwideln werben als vor 
dem ordentlichen Richter, bei weldhem fie einen Einfluß ihrer bei dem Bermitt- 
lungsverſuch gemachten Zugeftänpniffe auf das von ihm bei deſſen Fehlſchlagen 
zu erlaffende Urtheil zu beforgen geneigt ift. Die Belegung der vor dem Frietens- 
rihter ausbleibenden Partei mit einer Gelpftrafe ift als eine Art Ungehorjams- 
oder Orpnungsftrafe wegen Nichtbeachtung einer gefeglichen Vorſchrift gerechtfertiget. 

In Frankreich wird gewöhnlich die Hälfte der Streitigfeiten durch Friedens— 
richter gefchlichtet 6) und der Einrichtung volle Anerkennung zu Theil, die ein für 
allemal auf 10 Franken feftgefegte Strafe für unzwedmäßig gehalten und ftatt 
ihrer eine nad der Wichtigkeit ver Sache ſich richtende, durch das richterlihe Er- 
meſſen feft zufegende gewünſcht. 7) 

Das Amt der Vermittlung ift wejentlid ein Amt des Vertrauens; deshalb 
ift daffelbe in manchen Ländern nicht bejolveten Beamten, fondern den aus ber 
Wahl ihrer Genoffen bervorgegangenen Gemeindebeamten übertragen. So 
bat in Bayern nah dem revidirten Gemeinveedift vom 1. Juli 1834, $. 120, 
wenn in einer Landgemeinde Streitigfeiten unter den Gemeindegliedern entftehen, 
der Gemeindeausſchuß die Pflicht und das Recht, fi der gütlihen Vermittlung 
derfelben zu unterziehen, vorbehaltlich des Rechts der Betheiligten, Männer ihres 
Vertrauens zu benennen, welde unter Leitung des Gemeindevorfteherd oder eines 
andern Mitgliedes des Gemeindeausſchuſſes gemeinfhaftlih mit demſelben bie güt- 
lie Vereinigung, jedoch ohne allen Zwang oder Drohung, zu erwirfen ſich be 
ftreben. Beide Theile find verbunden, vor ihm zu erfcheinen, der Verſuch der Aus- 
ſöhnung gefchieht ohne Zulaffung von Advokaten; aud ohne daß die Parteien 


‚6, Im Jahre 1855 haben die Friedensgerichte in ungefähr der vor fie gebrachten Konte⸗ 
ftationen einen Vergleich zu Stande gebracht. Val. Gerichtsfaal 1857, 11. Bd. ©. 48. In der 
baycrifchen Rheinpfalz wurde in den 6 Jahren, 1850/51— 1855/56, im Durchfchnitt etwas mebr 
ald ein Drittel der vor den 31 Friedens Ajetzt Pandsigerichten angemeldeten Gtreitfachen ver 
dichen; für faft ein Sechftel derfelbeu find die Parteien nicht erfchienen. 

, Regnard: de l’organisation judiciaire et de la procedure civile en France. 
Paris 1855, p. 251 etc. 
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eine Gebühr dafür zu entrichten fhuldig find. In den Stabtgemeinden wird nad 
8. 63 a. a. D. das Bermitilungsamt nad den gleihen Vorſchriften durch vie 
Magiftrate ausgeübt. 8) 

Nah dem Gefege vom 1. Juli 1856, einige Beftimmungen über vie Ge 
richtsverfaffung und das gerichtliche Verfahren in den Lanvestheilen diesſeits bes 
Rheines betreffend, Art. 11, haben unabbrüchig des eben bemerften gemeindlichen 
Sühneverfuhs, mit Nachbildung des Inftituts der Friedensgerichte, wie es in 
Frankreich vorkommt, jedoch unter wejentliher Mopifitation, die Yandgerichte das 
Bermittlungsamt, nit nur in den zu ihrer Zuftändigfeit gehörenden Rechtsftreitig- 
keiten, fondern aud in demjenigen Fällen auszuüben, in welden ber Kläger ver 
Anftellung der Klage bei dem Bezirksgerichte den Beklagten unter allgemeiner 
Bezeihnung des Klagegegenftandes vor das Yandgericht, bei welchem der Beftagte, 
oder, wenn es mehrere find, einer berfelben feinen perfönlichen Gerichtsftand hat, 
zum Berfuhe der Vermittlung vorlaven läßt. Wenn an dem biezu beftimmten 
Tage ber Kläger oder der Beklagte nicht erfcheint, fo ift das Landgericht zu einem Tu: 
mittlungsverfuche nicht verpflichtet. Cine Verpflichtung, vor der Anftellung ver Kiage 
bei vem Bezirfögerichte das landgerichtliche Vermittlungsamt anzugehen, befteht nicht 

Ein eigenes Streitövermittlungsamt ift durch Anordnung von Schiede— 
männern in mehreren Provinzen des Königreihs Preußen?) eingeführt worken. 
In Städten wie auf dem platten Yande wird nämlid je für 2000 Seelen ve 
Bevölkerung zur gütlihen Schlichtung ftreitiger Angelegenheiten aus den Einwohner: 
des Bezirkes ein unbeſcholtener, geachteter und ſelbſtſtändiger Mann, der vas 
24. Jahr zurüdgelegt hat, mit den Gefchäften des bürgerlichen Lebens vertraut 
ift, und die Fähigkeit, einen deutlichen jchriftlihen Aufſatz abzufaffen, beſitzt, als 
Schiedsmann gewählt. Die Wahl geht von ben Gemeinden aus und der Gemählte 
wird von dem Landesjuſtiz-Kollegium beftätiget umd auf fein Amt vereidiget. Be 
ſondere Rechtskenntniſſe und die Anfäffigfeit im Bezirke find feine unumgänglich 
nothwendige Erforberniffe zur Uebernahme des Amtes, 

Der Beruf eines Schiedsmannes befteht darin: Parteien, welche ſich freimillig 
zur Schlichtung ihrer ftreitigen Rechtsangelegenheiten an ihn wenden, anzubören, 
ihre gegenfeitigen Anfprüche oder Einwendungen zu prüfen, bie vorzulegenven 
ſchriftlichen Beweife nachzuſehen, erforberlihen Falls Augenfhein an Drt und 
Stelle einzunehmen und fi zu bemühen, die Parteien über den Grund ihrer 
Forderungen und Cinwendungen zu belehren und eine Bereinigung zwifchen ibnen 
zu ftiften, foldhe, wenn fie zu Stande fommt, jchriftlih abzufaffen, wenn fie aber 
nicht gelingt, den Parteien die Ausführung ihrer Rechte vor dem Richter zu über: 
lafien. Es fteht in dem freien Beſchluß beider Theile, fi eines Schievsmannes 
zu bebienen, fie find auch nicht auf den Schiedsmann des Bezirkes, im meldem 
fie wohnen, beſchränkt; auch können fie zu jeder Zeit entweder ausdrücklich oder 
ftillfhmweigend (durch Nichtericheinen in ver Tagfahrt) von ihrem Befchluffe wieder 
abgehen. Klage wegen Ehrenfränfungen werben nur zugelaffen, ſoferne durch ein 
vom Schiedsmann des Beklagten ausgeftelltes Zeugniß nachgewieſen wird, daß ver 
Kläger die Vermittlung des Schiedsmannes ohne Erfolg nachgeſucht hat, es wäre 
denn, daß Kläger und Bellagter in verfchiedenen Gerichtsbezirken wohnen. 








8) Aehnliche Berugniffe überträgt die würtembergifche Gerichtöverfaffung (Edit IV nem 
1818, $. 16 ff.) den Gemeindebebörden. 

9 Schering, Handbuch für die Schiedömänner in der Provinz Brandenburg, Pommern, 
Pofen. 2te Ausg. Berlin 1847, 


Sriedensrichter, Friedensgericht. 777 


Alle Arten von Vergleichs - oder Frievensgerichten können übrigens erft mit 
dem  erftarfenden Drange bürgerlicher Selbftthätigkeit, ebenjo die rechten Organe 
wie die erforberlihe Willigfeit der Parteien finden. 19) 

Literatur. Mittermaier, der gemeine deutſche bürgerliche Proceß, erft. 
Beitr. 2te Ausg. ©. 129. Puchta, das Inftitut der Schiedsrichter, Erl. 1823; 
derſ. Beitr. zur Gefeßgebung u. Prar. des bürgerl. Rechtsverfahrens, Erl. 1822. 
Bd. I. ©. 326. Der. Iſt der Bergleihsverfuh in Rechtsftreitigkeiten zwedmäßig 
in die Hände der Gerichte gelegt? Im Arch. für civ. Prar., Br. 19., ©. 214 
und 414. Linde, ebd. Bd. 20. ©. 307. Bölder, über die Zwedmäßigfeit des 
Sciedsmannsinftituts in der Zeitichr. f. Eivilr. und Proc. Br. 13. ©. 1. Paul: 
fen über öffentliche Vergleihseinrihtungen in Elvers Themis, Bd. I. ©. 405. 
Henrion de Pansey: De la comp6tence des juges de paix. Paris X. edit. 
1835. Ueberfegt und erläutert von Hoffmann. Zmweibrüden 1834. Curasson 
traitE de la competence des juges de paix. Paris 1854. — 

II. Der franzöfifhe Name: juge de paix ift von ver englifhen Verfaſſung 
entlehnt. In England find jedoch die Friedensrichter (justices of the peace) 
überall nicht Mittelsmänner, fondern, ihrer Hauptbeftimmung nad, beftellt, ven 
Frieden des Königs (der Königin) aufrecht zu erhalten. Friedensbewahrung 
(conservation of the peace) ift das mittelalterlihe Wort für die Polizei mit 
ihren Funktionen zur Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums — aber eine 
Polizei in richterlihem Geifte und richterlihen Formen — mit öffentlihem Ber- 
fahren. Das Friedensrichteramt hat zwei Hauptfreife: " 

1) Ein Strafridhteramt, nämlid den erften Angriff und die Vorunter- 
fuhung bei allen Verbrechen und Vergehen, eine Strafgewalt ohne Zuziehung 
einer Jury wegen Wilddieberei, Fluchen, Trunkenheit, Bagabundiren, Arbeitslofig- 
keit, Nachtſchwärmerei, Unfug aller Art (nuisance) und eine unzählige Menge 
ähnlicher Straffälle, welche mit Geldbußen oder mit Freiheitsftrafen bis höchftens 
zu drei Monaten bebroht find; eine Strafgewalt über Zoll- und Gteuerbefrauba- 
tionen und Kontraventionen, envlih eine Strafgewalt bei eigentlihen Kriminal- 
fällen, die legtere aber nur in den Plenarverfammlungen der Yriedensrichter und 
mit Zuziehung einer Jury. Hieran reiht fih auch eine polizeiliche Jurispiktion 
über Gefinde- und Gewerbsftreitigfeiten aus Lohn: und Arbeitsverhältnifien. 

2) Die adminiftrativen Gefhäfte der Friedensrichter begreifen die Ein- 
treibung von Grafſchaftsſteuern, Ertheilung von Konceffionen für Scentftätten, 
Theater, öffentliche Vergnügungen, die Sorge für die öffentlihen Wege, die Mit- 
auffiht über Unterfuhungs- und Strafgefängniffe, die Oberverwaltung der Orts- 
gemeinden, dad Nieverlaffungs- und Armenwefen. 

Für diefe adminiftrativen Geſchäfte theilt ſich die Grafſchaft in Kleinere Kreife; 
die Friedensrichter diefes Bezirkes bilden dafür Kreisausſchüſſe, fogenannte Heine 
und Specialfigungen (pettyand special sessions), weldhe den Plenarfigungen 
(general-quarter-sessions) untergeorbnet find. Letztere, welche vierteljährlich abge: 
halten werden, bilven 

3) für die Juſtizgeſchäfte ein Appellationsgericht bezüglich der Strafurtheile 
der einzelnen Friedensrichter und ber Heinen Sigungen in Fällen, wo bie zuer- 
kannte Strafe ein gewiſſes Maß überfhreite, und ein Zuchtpolizeigerict, welches 

mit Zuziehung einer Jury über Krimiralfälle (doch felten mit höherer Strafe als 
18 Monate Freiheitäftrafe) entfcheidet. 


10) Deutſche Bierteljahresfhrift. 1857. L. ©. 351. 
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4) Für die Verwaltungsgeſchäfte bilden dieſe Verſammlungen die Pre 
vinzial-Oberbehörden, die Beſchwerdeinſtanz; fie anminiftriren das Grafſchafte 
vermögen, fchreiben die Graffhaftstare aus, regeln die Streitigkeiten über bi 
Einſchätzung zur Armentare, bilden Verwaltungsausſchüſſe für Gefängnifie, fir 
Irrenbäufer, für das Wegbauwefen u. ſ. w. Die vabei erfcheinenven aktiven 
Friedeusrichter wählen ein angefehenes und geſchäftskundiges Mitglied aus ihr 
Mitte zum Vorfiger (chairman). 

Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt durch den Lorbfanzler auf va— 
mittlung und Bericht des Lord-Fientenants; fie gefchieht durch königliche Kommiſſen 
unter vem großen Siegel, nad einem Formular von 1590, durch meldet dir 
hierin Genannten ſammt oder ſonders ermächtiget werben, „den Frieden zu ban- 
baben und alle Vorſchriften un Statuten zum Beften des Friedens und ei 
Bewahrung zu beachten und beachten zu laſſen“. Der fo Emannte muß, mn a 
wirkliche Amtshandlungen vornehmen will, zuvor ein Ermächtigungsdekret (wit dl 
dedimus potestatem) von dem Kronfchreiber in der Kanzlei ertrahiren, merin yr 
wiſſe Perfonen bezeichnet find, welde ihm einen Amtseid, eimen Eid über jet 
Befigqualifitation, ven Huldigungs- und Suprematieeid abzunehmen haben, woran 
er aktiver Friedensrichter wird. Die Verwaltung des Amtes gefchieht unentgeltis 
mit einziger Ausnahme der Friedensrichter in Weftminfter, wo in neueren Zeiten 
die Menge, Wichtigkeit und Verwicklung der Geſchäfte die Beifügung einiger ib 
ganze Thätigkeit denſelben widmenden Perfonen als befolvete Friedensrichter (str 
"pendiary magistrates) nothwendig gemadt haben. 

Zum Friedensrichter fol Niemand beftimmt werben, der nicht an reinem Ueber 
ſchuß von felbft genutztem Eigenthum lebenslänglichen Befig oder 21jähriger Pı& 
tung 100 Pfund Sterling oder an vorbehaltener Rente von auf beftimmte Jahr 
oder auf ein bis drei Leben verliehenem, dann wieder anfallennem Gigentbun 
300 Pfund Sterling genießt. Gründe der Entlaffung, die auch ftillfchweigend gr 
ſchehen kann durch Weglaffung des Namens in einer nen ausgefertigten Komm! 
fion, find üble Amtsführung, Nichtanſäſſigkeit in ver Grafſchaft, Verluſt der Qui’ 
fitation durch Grundbeſitz. 

Der Friedensrichter iſt in ſeinen Handlungen an die Geſetze gebunden, dad 
in ihrer Anwendung fehr viel feiner Unterfheivung, feinem richterlichen Ermeſſen 
(diseretionary power) überlaffen. Diefer Umftand, die große Mannigfaltigtet 
von Gefchäften, die den Friedensrichtern übertragen find, und vie Betradtun 
daß fie ihr Amt unentgeltlich verwalten, haben auf die Anfichten der Prarie un 
die Beftimmungen ver Gefege über die Berantwortlichfeit der Friedensrichter groke 
Einfluß geübt. Bei nicht vorfäglihen Verſehen im Amte find die Gerichte äußert 
nachſichtig, und verfchiedene Statuten haben ſich die Aufgabe geftellt, die Friedert 
richter gegen leichtfertige Entſchädigungsklagen zu ſchützen und viefelben zu furdt 
lofer Ausübung ihres Amtes zu ermuntern. 

Die Achtung vor dem Frievensrichteramt und vor dem Geifte, in welchen # 
verwaltet wird, ift in England allgemein; man erkennt in biefer Inftitution Mi 
wahre und hauptſächlichſte Grundlage des Selfgovernements, Das wichtige um 
einflufreihe Staatsamt wird ald Ehrenamt von Bürgern verwaltet, vie © 
diefe Amtsführung weder ihren a noch ihre ökonomiſche Eriftenz gefnäf 
haben, die Befchwerbeführung gegen Amtshandlungen der einzelnen Friedendricht 
geht an ein Kollegium berfelben, und es fällt die Entſcheidung in zweiter Juſten 
fchin aus gleicher Kategorie Berufenen anheim. Die Beforgung der Iofalen um 
difteiftuellen, abminiftrativen Geſchäfte ift denjenigen Klaffen von Cinmehnen 
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anheimgegeben, die bei deren gehöriger Ordnung vorzugsweiſe ein ſelbſteigenes 
Intereſſe haben. Die Orientirung der Friedensrichter in der ſehr verwickelten eng— 
liſchen Geſetzſammlung, in den ſchwer überſichtlichen Präcedents und Verwaltungs— 
regulativen wird erklärlich theils durch die Vorbildung der engliſchen Gentry auf 
Gymnaſien und Univerſitäten, theils durch populäre Anweiſungen für die Aus— 
übung des friedensrichterlichen Amtes, theils durch die Uebung der Praxis und den 
kollegialen Verkehr in den Kreisausſchüſſen und Quartalſitzungen, theils durch 
allgemeine Gewöhnung der höheren Stände und der geſammten Nation. Der 
korporative Sinn der Inſtitution, der Standesgeiſt gebildeter durch Grundrente 
unabhängiger Männer erhält unverdroſſenen Sinn in einer mühſeligen Verwaltung, 
deren Belohnung nur die Freude am Beruf und das Bewußtſein eines wohlbe— 
rechtigten Einfluſſes iſt, und die ihre wirkſamſte Kontrole, neben dem Rekurs an 
die Mehreren ſeines Gleichen in der Oeffentlichkeit findet. 

Literatur: Blackstones commentaries, by Samuel Warren. London 
1855. ©. 254 ff. Darftellung der inneren Berwaltung Großbritanniens, von 
Pe. Freih. von Binde. Heransgeg. von B. G. Niebuhr. 2. Aufl. Berlin 1848. 
S. 10—46. Geſchichte und heutige Geftalt der Aemter in England, von Gneift. 
Berlin 1857. ©. 612—621. ©. 643 ff. Vgl. deſſen Art. — im 
Staalswörterb. Die neueſten engliſchen Geſetze über ven Wirkungskreis und die recht— 
liche Stellung der Friedensrichter in Strafſachen, dargeſtellt von Mittermaier in ver 
kritiſchen Zeitfchr. der Rechtswiſſenſch. und Gefetg. des Auslandes. Br. 21. ©. 101 ff. 

Einen Verſuch der Einführung des Amtes der Friedensrichter nach dem 
Vorbild in England bietet das f. ſächſiſche Geſetz vom 11. Auguft 1855, bie 
Einfegung der Frievensrichter betreffend. Wir theilen in Nachftehendem die Haupt- 
beftimmungen mit. 

Zur Unterftügung und zum Beirathe der Berwaltung wird für jeden gerichts- 
amtlihen Sprengel’ aus der Mitte der größeren Grunvbefiger, ſowie der fonft 
durch Bermögen, größeren Gewerbsbetrieb oder perfünlihe Stellung ausgezeichneter 
Einwohner des Bezirks eine Anzahl Perfonen vom Könige als Friedensrichter be- 
ftellt. Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt auf Vorſchlag einer Freisftändifchen 
Kommiffion, welde eine Kandidatenlifte aufzuftellen bat, die mindeftens das Zwei: 
fache der zu befegenden Stellen umfaffen muß. Die Ernennung erfolgt für den 
Zeitraum von ſechs Jahren; die Friedensrichter fünnen jedoch eben jowohl nad) 
Ablauf diefes Zeitraumes für die gleiche Zeitvauer von Neuem ernannt, als aud) 
ihrer Stellung durd königliche Entfchließung ſchon früher enthoben werben. 

Die Friedensrichter find obrigkeitliche Perfonen und in dieſer ihrer Eigenſchaft 
dem Amtshauptmann des Bezirkes untergeorbnet, dem Gerichtsamte aber für den 
ganzen Bereich feiner polizeilihen und gemeindeobrigfeitlichen Amtsthätigfeit zur 
Seite geftellt und dazu berufen, bei Handhabung ver gefeglichen Ordnung inner 
halb des Gerichtsfprengels theils unterftütend, theils felbftftändig mitzuwirken, ihre 
Aufmerffamfeit und Fürſorge haben fie zunächft nnd vorzugsweife denjenigen 
Theilen der Sicherheitd- und Wohlfahrtspolizei zu widmen, welde die Aufrecht- 
haltung der öffentlihen Ruhe und Ordnung und die Abwehr von Friedensftörungen, 
die Beranftaltungen für die Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, das 
dıtlihe und Bezirtsarmenmefen, ven Zuftand nicht fisfalifcher öffentlicher Kommuni— 
fationswege, die öffentliche Sittlichkeit, die Nahrungs: und Erwerksverhältniffe der 
arbeitenden Volksklaſſen und die in dieſen verfchievenen Beziehungen ten Berwal- 
tungsobrigfeiten obliegenden Thätigfeitsäußerungen betreffen. Die Theilnahme ver 
Friedensrichter an den Geſchäften ver gerichtlichen Polizei beſchränkt fi auf An- 
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ordnung von Berhaftungen der auf der That ergriffenen oder flüchtigen Verbreke 
und auf Beranftaltung von Hausfuchungen nad geftohlenem Gute. Im Bereidı 
der der friedensrichterlihen WFürforge zugewieſenen Angelegenheiten ftebt es te 
Friedensrichter zu, über die Befolgung der einfchlagenden Gefege und Verordnung 
Aufficht zu führen, gegen Ungebührniffe und Orbnungswidrigfeiten durd Berker 
und Verweiſung auf die beftehenden gejeglichen Strafen, ſowie nöthigenfalls vurt 
Feftnahme der Widerſetzlichen einzufchreiten und die vorfommenen Zuwiderhant 
lungen dem ©erichtsamte anzuzeigen, auch in dringenden Fällen felbft, anfat 
der Behörbe, die dur die Umftände gebotenen Anordnungen zu treffen und bi 
erforderlihen Sicherheitsmaßregeln zu ergreifen. Mit dem von ihm zu erlaflene 
Ge- und Verbote kann er Strafanprohungen bis zur Höhe von fünf Thalm 
verbinden und vollziehen. Der Friedensrichter hat die in feinen amtlichen Wirktungt 
kreis fallenden Gefchäfte nach feinem Ermefjen und unter eigener VBerantiertihteit 
zu beforgen, jedoch von wichtigeren Verfügungen das Gerihtsamt in Kemmtik yı 
fegen. Das friedensrichterlihe Amt hat die Bedeutung eines bürgerlichen Chr 
amtes und wird unentgeltlich verwaltet; ven mit Bejorgung der friedensrichterlide 
Gejhäfte verbundenen Bureauaufwand hat der Friedensrichter aus eigenen Mitte 
zu beitreiten. 

Der Verein ſämmtlicher Friedensrichter des amtshauptmannfchaftlichen Bar: 
oder aud ein, je nad dem Bedürfniſſe, aus der Mitte verfelben zu beſtellende 
Ausſchuß dient der Kreispireftion und der Amtshauptmannſchaft als berathend: 
Organ für die Angelegenheiten des Bezirkes, und eben jo dient dem erichtsamt 
als Verwaltungsbehörde der Verein der in feinem Sprengel angeftellten Frieder 
richter ald berathendes Organ. Der Zufammentritt der gedachten engeren ot 
weiteren frievdensrihterlihen VBerfammlungen erfolgt auf Anordnung der treffene 
oder ber vorgejeßten Verwaltungsbehörde; bei viefen Zuſammenkünften fteht — 
jedem einzelnen Mitglieve frei, felbftftändige Anträge über Angelegenheiten de 
Bezirkes zu ftellen. 


Pant. 


Friedrich der Große. 


I. $riedrid der Große wurde am 24. Januar 1712 geboren. Für das füniz 
lihe Haus und das Land war bie Geburt diefes Prinzen ein befonders glüdlice 
Greigniß, denn nad) dem Tode zweier Söhne Friedrich Wilhelms hatten ih © 
der ſchwächlichen Natur Sophie Dorotheens, feiner Gemahlin, bereits ernfte dr 
forgnifje über die Erbfolge in der neu gewonnenen Königlichen Krone erhoben. De 
Neugeborene follte dazu beftimmt fein, nicht nur diefe Krone im Geſchlecht de 
erften Königs zu erhalten, fondern ihr einen Glanz und der Macht des Hal‘ 
und der Monarchie eine Bedeutung zu verleihen, mit denen verglichen das ererf 
Theil nur wie ein Anfang erfcheint. i 

Indem König Friedrich I. fobald nach der Geburt des Enfels aus dem Lee 
ſchied, fiel Friedrih Wilhelm dem I. als Vater und König die unbefchränfte Entik 
bung und Yeitung der Erziehung des Kronprinzen anheim. Friedrich Wilhelm ır 
fi in feiner Entwidelung möglich felbft überlaffen gewefen und im ver ihm fi 
gönnten Freiheit und Selbftftändigkeit hatte ſich feine originelle Perfönlichkeit au 
gebildet, im vollen Gegenfag zu der geiftigen Richtung und der Regierungsmit 
Friedrichs I. Wie fern aber lag es Friedrich Wilhelm, den Sohn einer Seit 
entwidelung zu überlafien, wie er fie felbft genofjen! Der feften moralifhen Ueber 
zeugung, daß er nur das Wohl des Yandes im Auge babe und von wahrhaft? 
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Dingebung an fein religidfes Belenntnig, an feine fittlihen Grundſätze und 
an fein Regierungsfyftem, fah Friedrich Wilhelm I. in einer Gelbftftänpigfeit, 
welche auf andere Wege führen könnte als bie von ihm für allein heilfam erach— 
teten, nur die Lockung nad faljher Richtung, und ber Zwang, feiner Fräftigen 
eigenwilligen Natur fo nahe liegend, erſchien ihm wie eine Pflicht und ein Recht. 
Aber Friedrich Wilhelms Sohn war eine Natur von eigenfter Art und geiftiger 
Urfprünglichkeit, vor Allem von demſelben felbftftändigen Streben wie bie väterliche. 
Und indem gegen die geiftige Beſchränkung und die Einzwängung in ein gegebenes 
ftrengftes Syſtem ſich das ganze Gefühl des jugendlichen Prinzen auflehnte, ſobald 
er zu einem Bewußtſein feiner felbft kam, brad ver Zwieſpalt zwifhen Bater 
und Sohn aus, der immer wachſend in feinen Außerften Folgen den Thronfolger 
bis hart an die Stufen des Schaffots führte. 

Der tiefe Ernft, welder das Weſen Friedrich Wilhelms I. durchdrang, erfüllte 
ihn auch bei der Aufgabe der Erziehung des Sohnes. Er legte die Sorge ber 
erften Jabre in die Hände einer von ihm hochverehrten Frau, feiner eigenen 
Souvernante, der Frau von Rocoulle, aus einer Emigranten- Familie; fpäter trat 
ein treffliher Mann, der General Finkenftein, in die Stelle ald Gouverneur, Der 
König felbft befhäftigte fi aufs eingehenpfte mit dem Plan der Studien und ber 
geiftigen wie körperlichen Diätetik. In den fchriftlihen Weifungen, welche er 
hierüber erließ, ftellte er als die Zielpunfte ver Erziehung in fidheren Zügen jene 
Momente hin, auf welden ver fürftliche Beruf, der Staat, die Regierung in 
Preußen berubten: der evangelifche Glaube ohne fonfeffionelle Engberzigfeit, vie 
Liebe zum Solvatenleben und Stand, der Sinn für Ordnung und Wirthlichkeit. 

Über indem der König eigenfinnig und pedantiſch dieſe richtigen Bildungs— 
elemente zuvechtftugte, nahm er ihnen einen großen Theil ihrer natürlichen tiefen 
Wirkung, und felbft ohne geiftige Durdbildung ließ er nur einer Lehrthätigkeit 
Raum, die auf das unmittelbar Praktifche, ihm Zugänglihe und Verſtändliche ge- 
richtet war. 

Dem König fchwebte unbewußt als Ideal für die Erziehung des Sohnes 
ein Mann vor, ganz wie er felbft war; aber in ver Perfönlichkeit Friedrich 
Wilhelms war ohne Zweifel das Werthvollſte und Eigenthümlichfte der felbft- 
ftändige fittliche und geiftige Trieb und das bewußte Streben; und biefen Kern 
binweggenommen, bildeten die Eigenfhaften und Befonverheiten, welche vom Vater 
ber fi am Sohne wieder erzeugen follten, ein rohes und geiftlofes Gefüge. 

Den Gegenfag gegen die Richtung und den Willen des Vaters rief in Frieb- 
rich dem Großen zuerft fein Yehrer Duhan de Jandun wach; er wurde von biefem 
den Werken der fchönen Literatur Frankreichs und dem ganzen Ideenkreis jener 
eigenthämlihen geiftigen Bewegung zugeführt, die fih im 18. Jahrhundert vom 
Standpunkt der Vernunft und einer abftraften jchönen Menſchlichkeitsauffaſſung 
gegen die objektiven Ordnungen, zuvörderſt mit Rüdjiht und Wohlwollen, danı 
aber in zerftörender Beindfchaft wandte. Während in Deutfchland ſich dieſe Rich— 
tung zu der ernfteften und gewifjenhafteften Geiftesarbeit geftaltete, und aus ber 
Kritit und der Forfhung fih auf allen Gebieten ein reineres und höheres Schaffen 
entwidelte, behielt fie in Frankreich einen leichteren und anziehenderen Charafter, 
der um fo allgemeiner wirkte, mit dem aber aud ein raftlojes Weitertreiben von 
Negation zu Negation fid) verband, welches die Nation auf feinem Gebiet zum 
nachhaltigen Genuß neuer lebensfräftiger Schöpfungen gelangen lieh. 

Unter Friedrich I. hatte es fcheinen wollen, ald ob Preußens Hauptftadt ber 
Mittelpunkt und die Pflanzftätte ver geiftigen Bewegung Deutfhlands, in einem 
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wirklich nationalen Sinne, werden könnte; Friedrich Wilhelm ſtieß alle bie 
Elemente aus feinem Syſtem aus und brach damit eine werthvolle Travition fir 
immer ab. Indem der König in diefer ganzen geiftigen Richtung nad den Bir 
fungen, die mit ihr fo vielfah in Frankreich und darnach in Deutjchland ver 
bunden waren, nur die verberblichfte Auflöfung des religiöfen und fittlichen Leben: 
der Nation erblidte, ging fein Streben nit nur unabläffig darauf hin, vie be 
ftehenven Ordnungen zu fhügen, fonvdern fein Wille und Gedanfen war, tus 
alle Mittel fein Haus, das ganze Yeben der Nation gegen dieſe ihm verbafte 
Seiftesftrömung abzufperren. Man begreift, daß der König es als einen ſchwern 
Unglüdsihlag empfand, als er feinen Sohn von diefer Richtung ergriffen ſeh 
Aber dem feinen bildungsfähigen und bildungsbedürftigen Geift, dem weichen m 
pfänglichen Gemüth des Kronprinzen einmal zugeleitet, war diefe freiere geitig 
Entwidelung zur Lebensluft geworben, melde die Seele mit begierigen Zügen in 
fih aufnahm, und der Berfuch dieſe Bildungsfeime auszurotten, trieb den um 
lich feurigen Geift gleihen Scritts tiefer in die Abneigung und Beradtung w 
ihn umgebenden und ihm aufgezwungenen Verhältniffe, wie in den Gefchmad un 
die Vorliebe zu einem leichten, in fhöngeiftigem Genuß uud finnlichem Wohle 
hagen dahingebrachten Yeben. 

Es fehlte die vermittelnde Hand, welche den Trieb und die natürlichen Ne 
gungen des jungen Fürſten beachtend und nugend ihn in freien Streben m 
Würdigung und Pflege der ernften Yebensthätigfeit und der fürftlichen Beruſ 
pflihten geleitet hätte !). Weit davon entfernt beförberte das Verhalten des Bater! 
ein blindes und leidenfchaftlihes Fefthalten des Sohnes an dem einmal einge 
ſchlagenen Wege. Und vom Bater, der in feinem Zorn feine Pflicht nicht meh 
fannte, vor der Familie, dem Heere, dem Yande wiederholt und immer ftärter be 
fhimpft und entehrt, mußte Friedrich in einen Zuftand der Verzweiflung geratben, 
bei dem nur der eine Gedanke blieb, aus diefem Zuftande ſich zu retten. 

Der Plan einer Flucht; welche Friedrich bei Gelegenheit der mit feinem Bate 
im Jahre 1730 nad dem Oberrhein unternommenen Reife beabfichtigte, war ir 
Ausflug dieſer verzweifelten Stimmung. Die Frage der engliſch- hannövriſche 
Heirath ftand damit in der That nur in einem. mehr nebenfächlichen Berhältnii. 
Der Gevdanfe einer Verbindung ver beiderfeitigen Kinder war fchon frühzeitig, int 
befondere von Sophie Dorothee und der Königin Karoline gepflegt worben; ir 
ver Zeit, wo König Friedrich Wilhelm mit England in jehr mahe politijhe Pr 
ziehungen trat (1725), war er beftimmter hervorgetreten und ſeitdem immer in 
Auge behalten worden. Die erften fürmlichen Schritte englifcher Seits geldahn 
bereits im Jahre 1727, aber es zeigte ſich bald, daß die inzwifchen in der Pelit! 
Friedrich Wilhelms eingetretene Wendung, welde ihn in bie engfte Berbindun 
mit Defterreih gegen England und Frankreich führte, feine Wünfche und Anti 
ten bezügli einer Yamilienverbindung mit dem englifchen Königshaufe jehr herab 
geftimmt und bedingt hatte. König Friedrih Wilhelm war gern bereit, dem Prir 


— — —— — 


1) Vergleiche die Inſtruktion Friedrichs des Großen an den Major Borcke, Gouverneur da 
Prinzen Friedrich Wilhelm (11., worin der große König fagt: Quand vous le connaltre 
d’avanlage, il faudra voir quelle sera sa passion. Dieu nous garde de la detruire! mas 
travaillons ä la moderer; und weiter: Votre grand art sera de lui faire le tout art 
plaisir; de bannir la p6danterie de ses études el de lui en faire venir le gou. 
Es ift überhaupt von eigenthümlichem Intereſſe, diefe Inftruftion Friedrichs des Großen mit da 
Friedrich Wilhelms I. zu vergleichen. 
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ven von Wales die Tochter Wilhelmine zur Gemahlin zu geben, aber gegen bie 
Berbindung des Kronpringen mit einer englifchen Prinzeffin hatte er bie ftärfften 
Bedenken, da er durch viefelbe die Selbitftänpigfeit feines Staates gefährvet, ven 
Rronprinzen in den Dienft und das Interefje einer fremden Macht gezogen und 
deſſen Thätigkeit vielleicht jelbft gegen das preußiſche Vaterland gerichtet zu fehen 
ürchtete, Bedenken, die fih um fo mehr befeftigten, je entjchievener der Londoner 
Hof fi zeigte, auf die Heirath der Prinzeffin Wilhelmine nur unter der Bedin— 
jung der Öegenheirath des Kronprinzen einzugehen. Wie viel in diefe wichtige Ange- 
egenheit die öſterreichiſche Intrigue fi einmiſchte: e8 wird in Erwägung ber 
vamaligen Berhältniffe nicht verfannt werden dürfen, daß die Stellung, welche 
Friedrich Wilhelm I. zu derfelben nahm, aus einem tiefen Pflichtgefühl wie aus 
nem fichern und weijen politifhen Blid des Herrfchers hervorging. Aber, indem 
fih diefe Kombination zerihlug, wurden vie liebften Wünſche ver Familie, ins- 
beiondere Sophie Dorotheens, wurde die ganze Hoffnung des jungen Prinzen 
vereitelt, der weit entfernt das politiiche Moment in dem Berfahren des Vaters 
zu erfaffen, an die Heirath mit der engliſchen Prinzeffin, ohne daß von befonderer 
Neigung hätte die Rede fein können, die Ausfiht auf Rettung aus dem Zwangs— 
verhältniß beim Vater, auf ein glänzentes Hofleben und eine felbftftändige Stellung 
nüpfte. Wenn ver Kronprinz, nachdem der förmliche Abbruch der Verhandlungen 
entfhieden war, an dem Gedanken ver Heirath fefthielt, jo war dies kaum mehr 
ala eine Chimäre, und es lag nicht die mindefte Hoffnung vor, daß ihn die 
Flucht der Berwirklihung des Gehofiten hätte zuführen fünnen. Für den Staat 
war e8 ein Geſchenk ver göttlichen Vorfehung, daß der Verſuch des Kronprinzen 
vereitelt wurde; fein Gelingen hätte nad) menſchlicher Berehnung nur Unheil 
dem küniglichen Haus und dem Lande bereiten können. 

Kataftrophen fo erfehütternder Art wie die, welche in Folge des Flucht— 
verfuchs Friedrichs ihn und die ganze königliche Familie traf, habch meift ven 
einen tiefgreifenden Einfluß, die Wiederkehr eines Zuftandes, mie er vor ber 
Kataftrophe beftanden, unmöglih zu machen. In Friedrichs Geſchick zeigte fich 
dies gleichfalls und war für feine Entwidlung von großer Bedeutung. Denn welde 
Zeit ſchwerſter Prüfung und härtefter Behandlung auch Friedrich nod zu beftehen 
hatte, von einer geiftigen Einengung wie vordem, war bei vem Aufenthalt zu Küftrin, 
der dem Kronprinzen vom König beftimmt wurde, nicht mehr die Rede. Schon 
die Thätigkeit, welche der König dem Sohne anwies, indem er ihn zuvörderſt als 
Auskultator bei der Kriegs» und Domainenfammer in Küftrin anftellte, war 
ein frifches, anregendes Bildungselement und gewährte dem nad) Selbitftänpigfeit 
vingenden Geifte einen gewifjen Spielraum. Es eröffnete ſich dem Prinzen ein 
Blick in die innere Verwaltung, deren Getriebe und Grundfäge, in dem Umgang 
erfahrener und ſehr unterrichteter Beamten fich feinem Geifte mehr und mehr ent- 
faltend, ebenſo reihe Belehrung boten, wie Urtheil und Negfamfeit des Willens 
wachriefen. Auch dem Militärweien gewann ver Prinz jett ein ernfteres Intereſſe 
ib und erfaßte Klar den Gedanken, daß eine erfte Sorge des Regenten auf biefe 
Grundſäule des Staats gerichtet fein müſſe. Daneben blieb Freiheit und Zeit 
genug für jene Studien, die früher vom Vater fo arg verfolgt worben waren. 
In der franzöfiihen Sprache und Literatur machte er ſich gerade während des 
Küftriner Aufenthalts ganz und ausſchließlich heimiſch, mit Eifer lag er feinen 
boetiihen Neigungen ob, und legte bier die Grundlage zu feiner vollendeten Be- 
handlung des Inftruments, dem er bis in fpäte Jahre die tiefften Empfindungen 
feiner Seele anvertraute. Mit dem Eifer und der Fähigkeit für vie ernfteften 
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Aufgaben des Berufs und einer gleihmäßig durchdringenden Kraft des Berflante 
in Erfaffung ver Fragen nad ihren allgemeinen Grunpfägen wie in ibren De 
taild, mit einem ausgejprohenen Verlangen praftiih zu wirken und zu cafe, 
ging Hand in Hand ein fchöngeiftiges Leben und Streben, das in ungeftörten 
Behagen zu genießen die höchſte Befriedigung feines Geiftes zu fein ſchien. 

Indem fi fo in diefem Zeitraum geiftig bie ganze wunderbare Gigenthin- 
lichkeit Friedrihs des Großen entwidelte und feftftellte, gewann auch der Charakter 
das bleibende Gepräge für das Leben. Das Weiche, Hingebende feines ganm 
Weſens verſchwand, die tiefern Regungen des Gemürhs zogen fich chen zuräd 
und an die Oberfläche trat eine rüdfihtslofe Schärfe und Härte, mit ber di 
Sentimentalität, welche nicht felten zum Durchbruch fam, den fonderbarften Birr 
ſpruch bildete. Die innern Kämpfe, die entjeglihen Schmerzen, denen Ürietrid 
ausgejett gewejen war, hatten die Seele bis auf den Grund geftählt um jm 
unverwüftliche Kraft des Beharrens gegenüber dem äußern Mißgeſchick gefhchtn, 
weldhe fpäter den König unüberwindlic gegen Europa madte. r 

Aber Friedrichs Üefen erlitt aud eine jchwere Einbuße über dieſen un 
glüdiihen Zerwürfnifien. Der Zwang, den Friedrich Wilhelm I. gegen ven Sohn 
auf dem Gebiete des Glaubens und ver fittlichereligiöfen Lebensgrundfäge übt, 
hatte ven Sohn aufgeregt und abgeftoßen, aber Herz und Gemüth waren ver 
dieſen höchſten Dingen tief ergriffen worden und rangen darnach, felbftftäntig ſe 
zu durchdringen und fie als ein lebendiges Gut fih amzueignen, Im der Zu 
des Küftriner Aufenthalts von Neuen um dieſer Frage willen vor die Alternatix 
des Kampfes gegen die väterliche Autorität geftellt, unterwarf ſich Friedrich äufer 
lih, aber Herz und Gemüth 2) wurben zugleih auf immer dem Glauben un 
dem fittlihreligiöfen Element abgewandt, über welche hinweg Friedrich in ke 
Sphäre eines vernunftgemäßen Sittengefeges die höhere Wahrheit und ven Leit 
ftern ſuchte“ 

Friedrich hatte länger als ein Jahr in Küftrin zugebracht, e8 war eine berr 
lihe Verföhnung zwifhen Vater und Sohn erfolgt und Friedrich Wilhelm hatt 
mit wachfender Freude das Eingehen Frievrihs in die ftaatlihen Imtereffen un 
die Sorge für diefelben verfolgt, als dem Sohn mit der Heirathöfrage, freilid 
in anderer Weife wie vordem, noch einmal feine gute Stellung zum Pater, viel 
Errungenschaft der legten Zeiten, und damit alle Ausficht einer erträglicen Er: 
ftenz im frage geftellt wurde. Der König hatte, alle verwirrenden Lockungen ab 
weiſend, unter denen jelbft die Krone Rußlands ſich zeigte, mit dem ſicheren 
politifhen Takt, der ihn gegen die englifche Heirath ftimmte, für feinen Gebt 
nunmehr eine Gemahlin aus einem Eleinen, aber hochedlen, deutſchen und evange 
liihen, ſowie preußenfreundlien Fürftengejchlehte, dem Haufe Braunfchweig gr 
wählt, und er betrachtete es als eine unbedingte Pflicht des kindlichen Geborjams, 
den Sohn dem väterlihen Willen nachfommen zu fehen. 

In Friedrich erhob ſich noch einmal ver volle Trieb feiner Selbſtſtändigle 


2, Der Deismus Friedrichs wird nicht in Abrede geftellt, noch find die bedeutian 
Beftrebungen Friedrichs in Nheinsberg auf dem Gebiet der Neligionspbilofopbie überfeben mern: 
aber ed fann nicht zweifelhaft fein, dag an beiden die Neflexion nur eigentlich Theil hatte. Te 
Gefinnung gegen die pofitiven Neligionsbefenntnife, inöbejondere den Proteſtantismus, weidt 
von webmüthigen Anwandlungen über die eigene Glaubenslofigfeit bis zur Verachtun un 
dent, bei einem jo großen Geifte kaum zu erflärenden, Gefalen an frivolen Angriff. 
meiften tritt die Anficht hervor, daß die Neligion nur ein Werkzeug und Mittel des Menſchen # 
menjchlichen Zwecken jei. 
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und in verzweifelter Stimmung blidte er auf ein ihm, aufgezwungenes Verhältniß, 
an das er für das Leben gebunden fein folltee Doch wie auf dem Gebiete ver 
religiöfen Fragen entſchloß fi der Prinz auch in dieſer Angelegenheit zur Refig- 
nation. Er brad mit den jugenvlih tiefen Empfindungen in fühler Berftanves- 
abrehnung und in dem Geift jener philofophifchen Leichtfertigkeit, die ihm aus 
ver franzöfifchen Literatur als vielgepriefene Yebensweisheit entgegenfam, und warf 
fi mit lebhaftefter Hoffnung in die Ausfichten des mit der Heirath verknüpften 
neuen Hofhalts, der, indem er einen unbefchränften geiftig regen Verkehr, heiteres 
Bohlleben und Genuß ermöglichte, dem freien Schwung feines Wefens die glüd- 
lihfte Entfaltung verhieß. 

Friedrich erflärte ſich bereit, die ihm vom Bater beftinnmte Gemahlin, Elifabeth 
Chriftine von Braunſchweig heimzuführen. Am 10. März 1732 fand die Ber- . 
lobung, am 12. Juni vefjelben Jahres die Bermählung ftatt. Am Tage nach der 
Verlobung war der Kronprinz vom König in das Generalvireftorium eingeführt 
worden und wurde bald tarauf zum Oberſt und Chef tes in Ruppin garnifoni- 
renden Infanterieregiments ernannt, wohin er ſich mit der jungen Gemahlin be— 
gab. Nah dem Kauf von Rheinsberg wurde dieſes der bleibende Aufenthaltsort 
bis zur Thronbefteigung. Friedrich hatte fih faum in feiner neuen Refivenz ein- 
gerichtet, jo fammelte er zu vorübergehenver oder bleibender Gefellihaft einen 
Kreis geiftvoller und ausgezeichneter Männer um fi. So leuchtenden Schein auf 
Friedrichs Geſellſchaft ver fpätern Zeit ver Verkehr mit Voltaire und einer Reihe 
anderer Geifter geworfen hat, fo zeigt doch das Rheinsberger Leben einen ungleich 
zrößeren Reiz, ſowohl durch den menfchlich edlern und beſſern Charakter ver 
Freunde als den wärmeren und natürliheren Ton, der vie Gefellihaft durchdrang 
und miteinander verband. Fouqué und Stille waren bei aller Theilnahme für ven 
eihtern Lebensgenuß und die jhöngeiftige Unterhaltung Männer von fittlich beftem 
Sehalt, wahre und mannhafte Naturen, mit reichem Gemüth und untavelhafter 
Sefinnung; Kaiferlingt war bochgebildet und feurigen Geiftes, fprubelnd von 
yiterer Laune, eine in Begeifterung und Enthufiasmus lebende Natur, Rnobels- 
vorf ein Mann von feinftem Schönheitsfinn, ein harmonifcher Geift, der dem 
iefen Trieb feiner Natur in ernften Studien und ſchöpferiſchem Wirfen Genüge 
bat. Daneben Jordan, humoriſtiſch und ſcharf beobachtend, doc zugleih von fitt- 
ihem Ernſt und wahrer Güte, der frifche, liebenswürdige Chaſot und zeitweife 
ver geniale und ftolze Winterfelot, jowie mande andere mehr oder minder bedeu— 
ende Männer. Wen von Freunden Friedrih nicht perfünlic in dieſen Kreis ziehen 
onnte, mit dem unterhielt er durch Briefwechjel genaue Berbindung, fo mit dem 
ähfifhen Gefandten Suhm in Peteröburg, mit Duhan, mit Algarotti und vor 
Allen mit Boltaire. Die Werke viefes Schriftftellers übten feit Jahren eine un« 
viderftehliche Anziehung auf Frievrih und er verehrte in Voltaire einen der 
zrößten Geifter feiner Zeit, den er für die literarifhe Produktion und die Be— 
yanblung der Sprache als fein Ideal und feinen Meifter anfah. Friedrich knüpfte 
m Jahre 1736 die Korrejponvdenz mit Voltaire an, der geſchmeichelt und wirklich 
ebhaft angezogen von dem Geifte des jungen Fürften, das angebotene Freundes— 
verhältniß mit der ihm eigenen graziöſen Feinheit und bewußten Würde annahm, 
ie Friedrich glücklich machte, den bewunderten Autor geſucht zu haben. Es bilvete 
ich bald ein Verkehr, in vem Friedrich mit dem Weltphilofophen alle Fragen ber 
Bhilofophie und der Literatur erörterte, und jedes feiner literarifchen, poetiſchen 
der profaifhen Erzeugniffe zur Prüfung und Beurtheilung austauſchte. Unter 
em Patronat Boltaires und von ihm nad Belieben forrigirt und gemobelt, 

Bluntihli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. Il, 50 
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erfhien Friedrichs erfte literarifche Publiketion, der Antimachiavell, ven 
urſprünglicher Tert, wie er das volle Eigenthum bes Königs, erft in der Neue 
befannt geworben ift. 

Diefe Arbeit des Prinzen zeigt, wie unter ben philoſophiſchen und literar: 
fhen Studien und in dem heitern Gehenlaffen zu Rheinsberg doch die hohe Leben 
aufgabe, die ihm gefegt war, feinen Geift vor Allem in Anfprud nahm. Ni 
fiherer Hand zeichnete er die Linien feines fürftlihen Berufs, indem er ihm nad 
Ziel und Mitteln eine durchaus fittlihe, felbftlofe, als Pflicht zu betrachten: 
Aufgabe ftellte. Ift dieſe Arbeit aud ganz abftraft gefaßt, jo liegt die Bedeutur 
der entwidelten Theorie doch eben darin, daß fie das tieffte Verſtändniß kr 
gegebenen objektiven Verhältnifie, insbejondere des Staatsweſens offenbarte, melde 
Friedrich einft zu leiten berufen war. Doc nicht blos aus der Höhe ver alle 
meinen Betrachtung faßte Friedrich die Aufgabe feines Lebens ins Auge, fmdern 
er benutste die Reihe der Jahre des Nheinsberger Aufenthalts mit der ihm Agmm 
Raftlofigkeit, um ſich auch praktiſch auszubilden. Die Führung feines Regimatt 
machte ihm im Detail des Heerwejens vollfommen heimiſch und ficher und ein I 
ſchwer zu befrievigender Richter auf diefem Felde wie der königliche Vater, mukt 
mit vollem Lob die Leiftungen des Schnes anertennen; die Wiſſenſchaft tei 
Krieges ſtudirte Friedrich an den Beiſpielen der großen Feldherrn aus dem Zeit 
alter Ludwigs XIV. und der Feldzug, den er mit beim Vater 1734 gegen Frau 
reih mitmachte, bot, fo ruhm- und thatenlos er im Allgemeinen verlief, tod 
manche Belehrung. Bon der Politik praktiſch durd den Vater faft ganz ferne 
halten, verfolgte doch Friedrich mit gefpanntefter Aufmerkſamkeit die Entwidiun 
der europäifchen Politik, und an den öſterreichiſch-franzöſiſchen Krieg von 17% 
und 1735, der den Franzofen Lothringen zubrachte, anknüpfend, ſchrieb er Dr 
trachtungen "über die Lage Europa’ nieder, die eine vollfonmene Bertrautkä 
mit dem fohwierigen Gegenftande und eine Sicherheit des Blicks befunden, der 
die Zukunft bald Recht geben follte. 2 

Auch auf dem Felde ver Landeskunde und ver höhern Berwaltung batı 
Friedrich Gelegenheit gehabt, feine Erfahrung zu mehren und fein Urtbeil zu be 
feftigen, und jo war keins der großen Berufsfäher, welche der Sorge des Re 
genten oblagen, dem thätigen Streben des Prinzen fremd geblieben. Der univer 
felle Geift Friedrichs war gerüftet zu dem großen Werk, das ihn erwartete. 

Mit dem Frühling des Jahres 1740 trat in dem Geſundheitszuſtand rei 
Königs eine bedenkliche Wendung ein; bald zeigte ſich äußerfte Gefahr und Heft 
nungslofigfeit. Der König ftarb am 31. Mai. Seine Seele war in den lex 
Jahren oft von Beſorgniß und Mißmuth erfüllt geweſen, da er die Orunblag 
feines ganzen politiſchen Syftems erjhüttert ſah; jetzt jhied er aus dem Lehen 
in Zuverfiht und Hoffnung auf den Sohn, Gott dankend, daß er ihm einen I 
witrdigen Nachfolger gegeben habe. 

1I. Wie verfhieden die Anfichten und Hoffnungen bezüglich des neuen Regiment 
König Friedrichs fein mochten, zwei weſentliche Punkte waren alsbald und fe be 
ſtimmt entſchieben, daß Niemand im Inland oder Ausland ſich noch Zweifel: 
bingeben Konnte. Wenn Friedrich Wilhelm I. Selbftherrfher im vollen Sinne de 
Worts hatte fein wollen, fo zeigte fih, vaß fein Sohn nicht minder dieſe Cie 
fung einnahm, ja, daß er, wenn fein Vater durch Lebensgewohnheit und Zutraut! 
unbewußt manchem Einfluß der Umgebungen anbeimgefallen war, mit einer 
fchloffenheit und Unbeweglichteit des Charakters feine Autorität aufrichtete, por der 
aller Einfluß in eine nicht blos äußerlihe, fondern volllommene und unbering! 
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Abhängigkeit zerfloß. Sodann wurde klar, daß Aominiftration und Heerwefen, wie 
unter dem Bater, fo unter Friedrich II. die beiden großen und entfcheidenven Fak⸗ 
toren bed ganzen Staatsweſens bleiben würben, Und wenn der junge König nicht 
anftand, fofort manche wichtige Neuerungen zu treffen, fo bewiefen fie nur, daß 
Friedrich II., indem er in ihren Grundlagen und ihren Vorzügen die großen 
Organijationen des Baters erhielt, fie aber erweiterte und reformirte, mit einem 
noch jhärferen Blid und mit mehr ©eift als Friedrich Wilhelm I., den Kern 
und das Weſen ver Dinge ins Auge fahte und für das Reale eine noch höhere 
Gabe der Schägung beſaß, wie fein Vater. 

Während fo im Inneren die Politit des Königs alsbald eine fehr beftimmte 
Richtſchnur einſchlug, entfchien auch wenige Monate nah dem Regierungsantritt 
ein hochwichtiges Ereigniß über Friedrichs Politit nah Außen. 

Kaifer Karl VI. ftarb am 20. Dftober 1740, ohne männlihe Nachkommen 
zu binterlaffen. Die große europäifhe Frage war, ob Maria Thereſia, Karls 
ältefte Tochter, mit dem Herzog Franz von Lothringen vermählt, den Befig der 
Öfterreichifehen Erblande nad der vom Vater feftgeftellten Erbfolgeordnung (vie 
pragmatifhe Sanftion) werde behaupten können. Friedrich war der Erfte, welcher 
in diefer Frage ſich entſchied. Um den weltgeſchichtlichen Schritt, welchen er that, 
rihtig zu wäürbigen, ift es nöthig, einen Blid auf die Politik Friedrich Wilhelms 
zu werfen. Eine Reihe von Motiven wirkten beftimmend auf diefen Monarden 
in feiner Politik ein. Zuerft der nie aus den Augen verlorene Plan, die materielle 
Macht des Staats auf Grund von Erbanfprüdhen durch territoriale Erwerbungen 
u mehren, ferner das Bewußtſein der Berechtigung, in den europäifchen Ange— 
egenheiten mitzufprechen und der Pflicht, als ein mächtiger europäiſcher Fürſt für 
‚ie Aufrechthaltung des europäiſchen Gleichgewichts zu forgen, ſodann das lebhaftefte 
Hefühl des Zufammenhangs mit dem Neich und dem Kaifer als feinem Haupt, 
ndlich die Hingebung an feinen evangelifhen Glauben und damit verbunden ber 
Bille, in Deutfchland und Europa als einer ver Erften zur Erhaltung und Siche- 
ung des evangelifchen Belenntniffes und der evangeliihen freiheit dazuftehen. 
den Wipderftreit, ver in diefen Beftrebungen lag, zu heben und aus einer 
tombination verjelben eine bleibende Grundlage für die preußifche Politik zu 
haffen, war fein unabläffiges Bemühen. Bon diefem Geſichtspunkte aus find in 
riedrich Wilhelms Regierung drei Hauptpunkte hervorzuheben. Zuerft der Herren» 
aufer Vertrag mit Franfreih und England (vom Jahre 1725, 3. September). 
Yie Verbindung Spaniens und Oeſterreichs ſchien noch einmal die Gefahren für 
as Gleichgewiht Europa’s und für die evangelifhen Mächte heraufzubeſchwören, 
egen welche bie erfte Hälfte des fiebenzehnten Jahrhunderts hindurch der ent- 
heidenvde Kampf geführt worden war. Inzwiſchen lagen dieſe Tendenzen doch 
)efterreich insbefondere fehr fern, deſſen Beherrſcher bei allen politifhen Kombi— 
ationen nur den fpecifiich öfterreichifchen Zwed, die Erhaltung der Monardie in 
ner Hand, verfolgte; andererſeits hatte König Friedrich Wilhelm nichts weniger 
a Sinne, als eine Zerftüdelung der Monardie Defterreihs, und der Gebanfe 
nes möglihen Auseinanderfallens des Reihe nur zum Bortheil der großen euros 
iifchen Nachbarmächte erfüllte ihn mit Schreden. Sobald daher Defterreid, Fried⸗ 
ch Wilhelm die Sicherheit gab, daß es an jene gefahrvollen Beftrebungen nicht 
te, zeigte auch er ſich bereit, jede feindſelige Verbindung gegen Defterreih auf- 
ıgeben. Vielmehr glaubte er nun ben geeignetften Moment gefunden zu haben, 

der Berbindung mit Defterreih die nah allen Seiten hin erfprießlihe Wirk- 
meeit und Stellung zu gewinnen, Dem Intereffe der Geſammtheit Deutſchlands 
50 * 
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hielt er ſich überzeugt einen wahrhaften Dienſt zu leiſten, wenn er den Gejanmi: 
beſtand der öſterreichiſchen Erblande und die Verbindung der Kaiſerwürde mit be 
öfterreihifhen Macht aufrechthielt; indem er aber fo im entjcheidenden Augensüd 
Oeſterreichs Intereffen förverte und zur Durchführung der pragmatifchen Sanktier 
feinerfeits bereit war, für biejelbe mit feiner ganzen Macht einzutreten, fordert: 
er als Wequivalent üfterreichifcherfeits ein eben jo neidlofes Unterftüten jene 
Intereffen. Oeſterreich follte fi) verpflichten, Preußens Anſpruch auf Berg an 
erkennen und zur Geltung zu bringen, jo daß, während Preußen vie fathelide 
Kaiſermacht vertrat und fein Intereffe mit dem ihrigen identificirte, dieſe zur Er 
hebung und zum weiteren Wahsthum der größten evangelifchen, deutſchen Tem 
torialmacht die Hand bieten follte. Eine Berbindung beider, glaubte Friebrid Bi- 
beim I., würbe den teutichen Mächten die entſcheidende Stimme in Europa geben 
Die Verträge von Wufterhaufen (12. Dftober 1726) und von Berlin (2. De 
cember 1728) waren der Ausdruck dieſer Ideen Friedrich Wilhelms, Die pohike 
Wirren über die Nachfolge des am 1. Februar 1733 verftorbenen Königs Augut 1. 
fhienen Friedrich Wilhelm geeignet, die Grundfäge der Verbindung, wie er fie wi 
chen Defterreich und Preußen im Sinne hatte, zur weiteren Verwirklichung zu bringen. 

Indem einerfeit8 Frankreich fi erhob, um den ihm genehmen Kandidat 
auf den Thron zu fegen und ein Krieg an der Weftgrenze Deutfchlands und iı 
Italien drohend am Horizont heraufzog, wollte Friedrich Wilhelm eventuell ir 
Namen des Reichs mit größter Energie den Krieg gegen Frankreich geführt willer, 
und feine ganze Kriegsmadht, die er fo lange gepflegt und die europätfchen Ruhm 
genoß, aufbieten, um Frankreich einmal entfchieven niederzumerfen und jo Oder 
reich8 Uebergewicht und für weiterhin ven Beftand des öſterreichiſchen Beſitzes fide 
F ſtellen. Was er dagegen von Oeſterreich forderte, war die Berückſichtigung ein 

ebensinterefjes für Preußen. Dies bedingte die Ausſchließung Auguft III., Kur 
fürften von Sachſen, vom polnifhen Throne. Durd die Verbindung der Krm 
Polen mit dem fähfifhen Kurhaus hatte Preußen in diefer deutfchen Territorie 
macht den gefährlichiten Rival erhalten. Preußen ſah fih mit wenig zujanıma 
hängenden Gebieten zwifchen die beiden Staaten geftellt, über welche der gemein 
fame Fürft herrfchte; zu Polen ftand Preußen felbft nod in Abhängigfeitsverhältut 
und in Deutfchland wie in Europa fah der König von Preußen fich gegenüber 
in ven Herrfhern von Sachſen und Polen deutſche Territorial-Fürſten von an 
gefprochener fatholifcher Tendenz fich erheben, denen mittelft der fremden Krone wirllie 
ein. erheblicher Einfluß auf die europäiſche Staatenpolitif zufiel und vie fid arf 
Grund deſſen ſchon in den ausfhweifenpften Iveen einer Umwälzung ver deutiher 
und der europäifchen Befigverhältnifje ergingen. 

Die. Politit Defterreihs aber ftellte das ganze Gebäude der Ideen und Plän 
Friedrich Wilhelms völlig in die Luft. 

Den König von Preußen für die pragmatifhe Sanftion zu gewinnen um 
von der Verbindung mit England und Franfreic abzuziehen, war momentan für 
Defterreih von höchſtem Interefje gewefen und man hatte feine Bedingungen an: 
nommen, Aber e8 war eine Täuſchung Friedrich Wilhelms, wenn er glaubte, da 
fein politifches Syftem je von Oeſterreich aufrichtig adoptirt worden fei. Defter 
reich wollte fich nicht im Minveften abhängig von dieſer Territorialmacht wien 
auch nicht in der Vertheidigung feiner Eriftenz, und indem es dieſe durch Kom 
nationen mit den großen enropäiſchen Mächten zu fichern feine alleinige Sort 
fein ließ, betrachtete e8 den brandenburgspreußifchen Staat nur in dem Lichte ein? 
jelbftftändig im Neiche ſich erhebenden, dem Kaiſer unabhängig und mit eigenen 
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Willen fowohl für fein Intereffe als für das Intereffe ver Geſammtheit fich 
gegenüberftellenven Macht, veren Stärkung nicht nur nicht zu wünfchen wäre, ſondern 
der im Reiche ſelbſt jede mögliche Nivalität und jedes Hinderniß der Vergrößerung 
bereitet werben müßte. 

Der Ausgang der polnifhen Wirren und des Kriegs mit Frankreich ftellte 
dies Ergebniß jelbft einem fo von Zutrauen erfüllten Manne, wie Frievrih Wil- 
beim I., Kar vor Augen. \ 

Defterreih in Verbindung mit Rußland erhob Auguft II. von Sachſen auf 
den Thron von Polen und bielt ihn bier aufrecht. Den Frieden und die Freundfchaft 
mit Frankreich gewann Oeſterreich nach mattefter Kriegführung gegen eine fehr pre= 
füre Anerkennung der pragmatiihen Sanftion und die Vergrößerung des Beſitzes 
und Einfluffes in Italien um ven Preis eines herrlichen deutſchen Gebietes, 
Lothringens, und der einem alliirten deutſchen Fürſten, dem König von Preußen, 
vertragsmäßig gegebenen Gemährleiftung bezüglich des Befites von Berg. 

König Frievrih Wilhelm entging nicht die üble Lage, in die der Staat 
dur feine Politik gebradht worden war; Preußen ftand ifolirt und ohne Einfluß 
da; die Mächte, welche er um der Freundſchaft mit Defterreich willen verlaffen, 
zeigten ihm Mißtrauen und Abneigung, und Oeſterreich hatte die Verbindung mit 
Preußen nur benugt, um den Einfluß und die Macht diefes Staates zu lähmen 
und feiner territorialen Vergrößerung möglichfte Hinderniſſe in ven Weg zu legen. 
Es fam der bevenflihe Umftand hinzu, daß die europäifhen Mächte ven Glauben 
verloren hatten, daß Friedrid Wilhelm fi entſchließen könne, für feine Interefien 
rückſichtslos und entjchieden feine ſtarke Macht in die Wagfchaale zu werfen und 
mit diefem Glauben verband ſich unmittelbar Rüdfichtslofigkeit und Nichtbeachtung 
gegen dieſen Fürften. 

Sein großer Fehler in der auswärtigen Politit war, daß er die thatlächlichen 
Verhältniſſe viel zu fehr in dem Lichte fah, welches feinen jevesmaligen Wünfchen 
und Anfichten entiprady und ohne genügend ficheren Rüdhalt fi mit dem ganzen 
Gifer feiner Natur vollftändig in eine Richtung warf, in der feftgefettet der König 
das Werkzeug fremder Intereffen wurde, Am Ende feines Lebens mußte er fi) 
geftehen, daß die Ziele feiner Politif ferner als je gerüdt waren. Es war zu 
ipät, um auf neuen Bahnen ihnen nachzuſtreben. Uber er hinterließ dem Nachfolger 
als Vermächtniß die tiefe Erbitterung gegen Oeſterreich als die Macht, von ber er 
ih Hintergangen und zum Dank für treue Dienfte in den beften Intereffen ſchwer 
beeinträchtigt fah, und den Wunſch, daß die von ihm gefammelte Kraft des Staates 
dazu dienen möge, an dem Gegner die Schuld zu rächen. 

König Friedrich hatte diefe Stimmung gegen Oeſterreich felbftftändig in fich. 
ausgebildet und die Wünſche des Vaters fielen bei ihm auf einen völlig bereiteten 
Boden. Seine Politit hatte in den erften Monaten der Regierung an dem Punkt 
angefnüpft, der al® ver einzig gegebene vorlag, die frage über den Befig von 
Berg. Friedrich jondirte noch nad verfchiedenen Seiten hin, wo er auf Grund der 
Unterftügung feines Nechtes auf jenes Territorium nähere Verbindungen anfnüpfen 
tönnte, als fi mit dem Tode Karls VI. ver Horizont für eine großartige 
Thätigfeit eröffnete. 

Mit dem Tage, wo Friedrich jene Nachricht erhielt, ftand fein Entſchluß feft, 
ſeinem Staate auf Koften Defterreihs einen großen Territorialgewinn zu verfhaffen. 
Der König felbft und feine Staatsmänner betrachteten durch die vertragsbrüdjige 
Haltung, welche Defterreih in Bezug auf Berg eingenommen, Preußen jeder Ber: 
pflichtung zu Gunften der pragmatiichen Sanftion für enthoben und dieſen Staat 
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daher durch Feine Rüdficht behindert, die Erbanſprüche auf die Fürftenthümer Liez 
nig, Brieg und Ohlau, fowie auf Jägerndorf, die preußifcherjeits nie ganz, Deftr: 
reich gegenüber, aufgegeben worben waren, zur Geltung zu bringen. Wenn da 
König zu diefer kühnen Politit in dem vollen Feuer jugendlichen ZThatendrangt, 
und ohne einen Gedanken an den Weltkampf, ver ihm aus dieſer That verein 
entftehen ſollte, jchritt, jo wäre doch nichts faljher als zu glauben, daß Frie- 
rich nicht die große politische Bedeutung feiner Handlungsweife fih far ge 
macht und das Auftreten gegen Defterreidh nicht das Ergebniß einer reifen um 
fihern politiihen Erwägung gemwefen wäre. Es genügt, auf bie oben ermähnt 
Schrift Friedrichs vom Jahre 1735 hinzuweiſen, um zu zeigen, daß die entihei 
denden Berhältniffe, Defterreihs Stellung zum Reih und zu Preußen un dx 
Berhältniß Oeſterreichs zu Franfreih und zu England, ihm völlig Har vor Kugen 
Ttanden, wie er denn auch ſchon damals auf den Tod Karls als einen grofen 
Wendepunkt in der Staatengefchichte hinwies. 

Was Friedrih durd Ausbeutung der Krifis, in welche Defterreich durd du 
Ausfterben des Mannsſtammes gerieth, erreichen wollte, war einmal, wie gejagt, 
der Zerritorialgewinn; hatte Defterreich iin der Bergfhen Sade zu Gunften eine 
andern Prätendenten Preußens Vergrößerung gehindert, fo follte die Katfermadt 
erfahren, daß der König von Preußen ftarf genug fei, ſich dafür durch Erbanſprüche 
an öfterreichifches Gebiet und die Eroberung diejes Gebietes zu entſchädigen. Der 
tiefere Gedanke war damit unwillfürlih verbunden, Preußen in Deutfchland und 
in Europa eine paritätiihe Stellung neben Defterreih zu fchaffen und dieſe 
damit für immer.zu zwingen, Preußens felbftftändige Macht zu beachten und y 
berüdfichtigen, viefen Staat als einen Yaltor, der nicht überfehen werben bürft, 
in feine politifhe Berechnung aufzunehmen. 

Endlich aber aud war König Friedrich entfchloffen, die Intereffen umd bie 
Machtſtellung Preußens nicht dem beftehenden Syſtem des europäifchen Gleid- 
en zum Opfer zu bringen, ſondern vielmehr zu beweifen, daß ein folde 

yftem nur dann Beitand und Sicherheit haben könne, wenn Preußen vaflelk 
anerfenne und ftüge, und daß die Macht viefes Staates daher als eine weſentlicht 
Grundlage und Bedingung beffelben betrachtet werden müſſe. 

Indem der König für die Ausführung feiner Pläne, über welche er Alles 
in Zweifel und Ungewißheit erhielt, vie nöthigen Vorbereitungen traf, war bas 
nächfte Ziel, welches er im Auge hatte, die vorläufige fofortige OFkupation 
Schleſiens. Dem Syftem des Vaters, fich durch gute Dienfte umd innigftes Ar 
ſchließen von Defterreih Zugeftänpniffe für das Reht und die Macht Preußens ja 
verdienen, wurde damit allerbings mit Bewußtſein der Rüden gewandt, abe 
Friedrich der Große verband mit diefem Schritt fürerft feineswegs den Plan, die 
Zerftörung ber öfterreihiihen Monarchie zu bewirken, nod fi von dem Soften 
europäiſcher Politik loszureißen, welchem die Aufrechterhalting ber pragmatijcen 
Sanftion als eine Hauptftüge des europäifchen Gleichgewichts erſchien. Aber bie 
Wirkungen der einmal vollzogenen Thatſache Ingen nicht im Bereich von Friedrich 
Willen -allein. 

Am 13. December verließ der König Berlin, wo mande Anhänger ii 
alten Syſtems, vor Allen Leopold von Deffau, mit wenig Befriedigung und Zu 
verficht Friedrichs Entſchluß betrachteten, und eilte zum Heere, das 30,000 Man 
ftarf, insbefondere treffliche Infanterie, an den Grenzen ſich geſammelt hatte. Am 
16. December wurde die Grenze überfhritten und bis Ende Februar war Schlefen 
bis auf wenige feite Pläge in Befig genommen. Friedrich hatte einen irgem 
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emerfenswerthen Widerftand gefunden. Die Evangelifchen, hart unter ver öfter- 
eichiſchen Herrſchaft beprüdt und in Beſorgniß vor neuer Bedrängniß, empfingen 
en König als einen Erretter, die Katholifchen verficherten ſich bald, daß fie unter 
iefem Fürſten in voller Freiheit und Sicherheit ihres Glaubens wiürben leben 
Innen, wenn aud die bisherige ausſchließliche Herrfhaft ver Katholiken in allen 
aatlichen und bürgerlichen Berhältnifjen ſofort vom König befeitigt wurbe. 

Die ganze Aufmerkfamfeit Europa’s hatte fih inzwiihen vom erften Tage 
es Einmarjches in die öfterreihijhen Yande dem König von Preußen zugewendet, 
3etrachten wir die Stellung der großen Mächte, insbefondere Defterreihs, dem 
er Angriff galt. 

Der Gegenſatz zwifhen England und Frankreich beherrfchte vie europäifche 
ßolitik; fo ergeben im Ganzen dem Frieden fowohl Karbinal Fleury als aud Sir 
Robert Walpole waren, feiner von beiden ließ aud nur einen Augenblid ven 
roßen Wiverftreit der Interefien und der Machtftellung der beiden Staaten außer 
lugen. Der Erfolg, den Frankreich im legten Kriege von 1734—1735 gegen 
defterreich durch den Erwerb Lothringens davongetragen, die nahe Verbindung, in 
selbe Die Bourbonenhäufer in Yrankreih und Spanien und durch letzteres auch 
n Italien wiederum getreten waren, hatten die lebhafteften Beſorgniſſe in Eng- 
and hervorgerufen und eine enge Allianz mit Defterreich begründet. In der Er- 
altung dieſer Macht ſah England den ſicherſten Wall gegen die GEroberungs- 
endenzen Frankreichs, und um gegen Frankreich eines mächtigen Bundesgenoſſen, 
er als Kern einer großen fontinentalen Allianz dienen konnte, ficher zu fein, 
atte man englifcherfeits die Garantie der pragmatifhen Sanktion übernommen. 
Run aber trat der Fall ein, an ven man in England am wenigften gedacht hatte, 
aß nämlich die Macht, auf welde man näcft Defterreih am meiften gegen 
sranfreich gerechnet hatte, felbft den Kampf gegen Defterreih aufnahm. Da jedoch 
tönig Friedrich feine Rechtsforderungen an Defterreich mit den beftimmteften Zu- 
iherungen begleitete, daß er nad ihrer Befriedigung mit feiner ganzen Kraft in 
Berbindung mit England und Defterreicdy gegen jeglichen Verſuch Frankreichs, zum 
Syftem Ludwigs XIV. zurüdzugreifen, einftehen wolle, fahen Sir Robert Walpole 
nd andere einfichtige Staatsmänner der Whigpartei die dem englifchen Intereffe 
ntiprehende Löfung diefer Berwidlung fofort ganz Mar. Der Gefammtbeftand ber 
Sfterreichifchen Monarchie war für England nicht an fi das Objekt ihrer Sorge, 
jondern nur infofern darin das ficherfte Mittel zu liegen gejchienen hatte, Frank— 
reich in Schady zu halten; jett aber zeigte fi, daß dieſer Zwed nur durch bie 
Leſſion eimes Gebietstheils zu erreichen wäre, weil fo Preußens Kräfte ber 
Allianz gegen Frankreich gewonnen und die Defterreihs ungeſchwächt viefem Ziel 
erhalten blieben. In diefem Sinne eilte die englifche Regierung, fofort ihre ver- 
mittelnde Thätigfeit in Wien und bei Friedrich geltend zu machen. 

Man hatte englifcherfeits fehr richtig gerechnet, wenn man annahm, daß 
Frankreich eine fo wichtige Krifis nicht vorübergehen laffen würde, ohne feine alten 
Herrfchaftspläne wieder aufzunehmen. Fleury hatte die pragmatifche Sanftion in einer 
Form anerkannt, hinter der er feine wirklichen Abſichten nur verhüllte. Alsbald 
nad dem Tode Karla VI. war in Paris der Plan gefaßt, vie Auflöfung ber 
Öfterreihifhen Monarchie zu bewirken und eine Allianz mit allen Mächten, bie 
Anfprüche erheben würden, beſchloſſen. Was Deutſchland insbefondere betraf, fo 
trat der alte Gedanke hervor, die Kaiſerwürde an Bayern zu bringen, das nicht 
mächtig genug, um allein fein Anfehen über die großen Territorialfürften zu be= 
haupten, fi) dauernd hätte an Frankreich) anlehnen und fo viefem das Protektorat 


792 Sriedrich der Große. 


‘ 
über Deutfhland zubringen müſſen. Das Auftreten Friedrichs zeigte dem Parije 
Kabinet einen unvermutheten aber fofort in feiner Unfhägbarkeit erkannten Bunde: 
genofjen. Bereitd am 14. Januar 1741 bot Fleury dem König von Preußen ti: 
Allianz Frankreichs an. 

In Wien felbft legte man eigenthümlicher Weife dem Vorgehen Friedrich 
die geringfte Bedeutung bei. Wiewohl der Kaiferftaat, dur den Krieg gegen 
Frankreich (1734— 1735) und den nod unglädlidyeren und unfruchtbarerm gegen 
die Türkei aufs äußerſte geſchwächt, zuvörberft faft gar feinen Wiverftand dem 
König von Preußen leiften konnte, der mit dem vom Vater Jahrzehnte lang ge 
(hulten und geübten Heere und den von demſelben haushälterifch gefammelte 
Mitteln den Krieg begann, wiegte man ſich doch in einer übermüthigen Sicherheit 
auf Grund der europäifchen Kombination, durdy welche das Wiener Kabine die 
pragmatiihe Sanftion für unbedingt feftgeftellt erachtete. 

Wenn England, in der Hoffnung durch Defterreihs Allianz gegen Frarküt 
einen mächtigen Bundesgenoffen zu gewinnen, beftimmt worben war, bie may 
matiſche Sanktion zu garantiren, fo hatte natürlich das Wiener Kabinet nicht ge 
zaubert, den Ideen Englands entgegenzufommen, um dies Ziel zu erreichen. Ak 
im Grunde war der leitende politifche Gedanke zu Wien, Defterreich aus den 
Kreife des Gegenjages zwijhen England und Frankreich ſelbſtſtändig heraustreten 
zu laffen, vie Ausfämpfung ihrer Streitigkeiten den beiden Mächten allein jı 
überlafjen und durch eine Verbindung mit beiden Parteien fi den Frieden um 
die befte Garantie gegen jeden Angriff auf den Befisftand ver öſterreichiſche 
Monardie zu verfchaffen. Die freundfchaftliche Verbindung mit Frankreich war 
daher in Wien ein Hauptgefihtspunft und als Frucht des Friedens mit Frankreis 
vom Jahre 1735 (ver Definitivfrievde von Wien wurde erft am 8. November 
1738 abgeſchloſſen) betradytete man in Wien die vollftändige Sicherheit gegen ein 
feindliches Vorgehen Frankreichs. Man mwiegte fih in einem unbegrenzten Zutrauer 
zu Fleury's freundlidhen und friedlichen Abſichten. Andererfeits vertraute man in 
Wien auch noch auf die Garantie Ruflands und hatte die Hoffnung, aud Sad- 
fens Beiftand gegen Preußen zu gewinnen. Weber die Vorftellungen der Allüirten, 
noch der wenig glüdlihe Ausgang des erften Waffenganges bei Molwig im 
Frühjahr 1741 vermodten Defterreih aus feiner falſchen Zuverſicht zu reißen 
und einer Verſtändigung mit Preußen geneigt zu machen. Cine Wendung wurd 
erft durch die Thatſache herbeigeführt, vor deren Möglichkeit man in Wien mutt- 
willig die Augen verjchloffen hatte. Am 5. Juni ſchloß Frankreich mit rietrid 
den Breslauer Bertrag und fügte damit den legten Ring in vie Kette feiner Ir 
griffsmittel gegen den Kaijerftaat. Das bisherige politiſche Syſtem in Wien verla 
damit alle Grundlagen, und fein Hauptvertreter Bartenftein mußte weichen. 

‚Sriedri II. hatte zweimal, insbefondere auf den Rath feines Minifter: 
von Podewils, die Verbindung mit Frankreich abgelehnt, immer in der Hoffnung 
auf eine erfolgreihe Vermittlung Englands in Wien. Da aber die öſterreichiſch 
Regierung unbeweglih blieb, und daher die Hauptmächte, welde vie pragmatiid 
Sanftion garantirt hatten, nämlih England, Holland, Rußland, ſich auf Anrufe 
Defterreih8 wenn auch widerwillig anfdiden mußten, Defterreich militäriſche Hülft 
zu leiften, fo zauberte Friedrich im Angeſicht einer völligen Ifolirung nicht länger, 
fih durd die Verbindung mit Frankreich zu ftärken. Er verzichtete im Allten 
vertrag ganz auf Berg und erhielt dafür die Garantie Nieverfchlefiens und Bre® 
lau's. Die wichtigfte weitere Beftimmung war die Zuficherung ber branden 
burgifhen Stimme an den Kurfürft Karl Albert von Bayern bei der Kaiſerwahl 
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Aber indem der König einen Schritt that, der in einer von deutfchen Fürften 
fo vielfach eingefchlagenen Richtung lag, follte fi bald ergeben, welde andere 
Deveutung und Tragweite er in diefem Yall hatte. 

Sofort ſchon zeigte Friedrih, daß er durchaus nicht gemeint war, den ganzen 
Plan Frankreichs auf Umwälzung der europäifhen Berhältniffe irgend zu unter- 
ftügen ; er faßte freilich für den Fortgang des Krieges, beſonders beim Winterfeldzug 
des Jahres 1741— 1742 in Mähren, weitere Erwerbungen von Defterreich, ins- 
befondere mehrere Kreife Böhmens für ſich ins Auge, fowie aud Landentſchädi— 
gungen an Bayern und Sachſen aus den öſterreichiſchen Gebieten, aber fein Ziel 
war babei vornemlich, wie feine eigenen Intereffen möglichft durch die Allianz zu 
fördern, fo Bayern und Sachſen von Frankreich zu emancipiren und ben herge— 
brachten Einfluß diefer Macht auf Deutfchland abzufchneiven. Bald ließ Friedrich II. 
aud dieſe weiteren Pläne fallen. Er ließ es fi genügen, Bayern und Sachſen 
vor ben fiegreihen Waffen Defterreihs zu retten, und fehrte im Uebrigen unzu= 
frieven über die ganz ungenügenden Unterftügungen Frankreichs, ſowie von Miß— 
trauen über die Beftrebungen diefer Macht erfüllt, von ver er beforgte, daß fie 
ihn im Notbfalle felbft an Defterreic, Preis geben könnte, zu dem alten Gedanken 
zurüd, fid) in gutes Vernehmen mit England zu fegen und durch dieſes Defter- 
reich zur Anerkennung der preußifchen Anſprüche auf Defterreih zu nöthigen. 

Die Berbindung Friedrichs mit Frankreich hatte inzwifchen in den Augen ber 
engliſchen Regierung die Nothwendigfeit Preußen zu befriedigen und damit von 
ber feindlichen Koalition abzuziehen, immer dringender dargethan. Und nachdem 
Defterreich vergeblich verfuhht hatte, durch einen neuen Waffengang, in dem man 
den Feind zu befiegen hoffte, jeder Anmuthung auf Zugeftändniffe an Preußen 
fid) zu entziehen, fonnte Maria Therefia nad der Niederlage von Chotufit 
(17, Mai 1742), wo ber junge König felbft das ſchon wankende Geſchick des 
Zages zu Gunften Preußens entſchied, nicht länger dem Anbringen ihres einzigen 
Alliirten auf den Frieden mit Preußen widerftehen. 

Friedrihs Mäßigung nad dem Siege erleichterte den Schritt, indem er ſich 
auf Grund der früher geftellten Bedingungen auch jetzt zum Frieden bereit erflärte. 
Am 11. Juni 1742 wurden mit dem englifhen Bevollmädhtigen, Lord Hyndford 
die Präliminarien vom Grafen Podewils unterzeichnet und am 27. Juni deſſelben 
Jahres der Definitivfrieve abgefchloffen. Friedrich erhielt Dber- und Niederfchlefien, 
fowie die Grafſchaft Glatz, einige Heine Gebiete ausgenommen; als Gegenhedin— 
gung gewährte er einfach die Neutralität. 

Das Refultat diefes Krieges von nicht zwei Jahren hob Preußen auf eine 
Stufe der Macht und zu einer Selbftftänvigfeit, an welche vie früheren Fürften 
faum gedacht hatten. 

Das Gebiet ver Monardie war um ein Drittheil vergrößert, ein Land von 
650 Duabdratmeilen und 1,200,000 Einwohnern, mit 150 Stäbten und 5000 
Dörfern und von reichfter Ergiebigkeit der Krone gewonnen worden. Die Kaifer- 
macht hatte den preußifhen Waffen nit Stand halten können und einen ber 
föftlihften Theile der Monarchie bieten müffen, um von dem Reichsfürften ven 
Frieden zu erfaufen. Aber auch nad einer anderen Seite lag in dem Frieden ein 
entſcheidendes Greigniß, deſſen Tragweite in Paris aufs tiefite gefühlt wurde. Es 
hatte fih in Deutſchland eine Territorialmaht erhoben, die, wenn fie in ihrem 
Intereffe dazu geführt wurde, mit Franfreih, mit dem Ausland fi zu alliiren, 
fih ſtark und fiher genug fühlte, dieſe Allianz als ein Mittel ausſchließlich zu 
ihren Zwecken zu betrachten und auszubenten, Erfhiene vom Recdtspunft aus 
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Friedrichs Verhalten gegen Frankreich in beſſerem Lichte, wenn er, wozu Fraul 
reich bereit war, fih im Breslauer Vertrag die Neutralität für den Fall der Er 
langung Schleſiens ausbedungen hätte, fo war die Haltung des Königs, je mehr 
fie unvorgefehen und aufßerorventlih war, unter den gegebenen Berhältnifien pol: 
tifh nur um fo bezeichnender und beveutfamer. 

Der Angriff auf ven Befigftand der öfterreihifhen Monarchie war Seitens 
ver alliirten Mächte nur die eine Wale gewefen, um Oeſterreichs Madt m 
ſchwächen; die andere faum minder gefährliche war die Ausſchließung Defterreiht 
vom Befig der Kaiſerwürde, melde Maria Therefia für ihren Gemahl, Fr 
von Lothringen, erftrebte. Anftatt feiner ermählte das Kurfürftenfollegium az 
24. Januar 1742 Karl Albert von Bayern als Karl VII. zum römiſchen aller. 
Indem Friedrich insbefondere diefe Wahl beförberte und umterftügte, lief a 
fih dabei nicht blos von perfünlihen Tendenzen gegen Maria Thereſia leiten, 
fondern wollte damit Ideen realifiren, die er ſich über die Nothwendigkeit tm 
Umgeftaltung ver Reichöverhältniffe gebildet hatte. Die Reihsverwaltung und Kribt: 
gewalt war allmälig völlig von den Intereffen und der Politif der öfterreihiiden 
Hausmacht abhängig gemacht und abforbirt worden. Dem wollte Friedrich cin 
Ende gemadht und die Reichsgewalt in die Hände eines deutſchen Fürften gelegt 
feben, der auf das Kurfürftentollegium hingewieſen und wiederum von dieſen 
geftügt, im Intereffe der Eeſammtheit einer genügenven Autorität im Reihe ge 
nießen und zugleich dem Auslande gegenüber unabhängig ftehen follte. 

Die Neutralität nun, auf welche Friedrich beim Breslauer Frieden eingins, 
hatte er nicht fo verftanden, den Kaiſer an Defterreich preiszugeben, ein Gedanlke, 
der ihm um fo ferner lag, als ja alle Kurfürften bis auf die Stimme Böhme 
denfelben erwählt hatten, der Kurfürft von Hannover, der von Sachſen nich 
minder als der Kurfürft von Brandenburg. Für Defterreich aber war ein Hauptmotiv 
zum Frieden die Ausficht geweſen, nun mit vollfter Kraft ſich gegen ven Raifer Karl VII 
wenden zu können und für Franz die Kaiferfrone zu erzwingen. Bei dieſem Blar 
fam ver öfterreichifchen Politik die Veränderung aufs günftigfte entgegen, welche 
im Anfang des Jahres 1742 in dem englifchen Minifterium eingetreten war. Si 
Robert Walpole mußte am 11. Februar 1742 refigniren, und an feine Stel 
trat Ford Garteret. Diefer Minifter konnte ven geiftvollften, kenntnißreichſten un 
auch gefhäftstundigften Männern feiner Heit beigezählt werben, aber er befak al! 
Staatsmann die gefährliche Eigenfhaft, in der Politif nur ein ergögliches Spiel 
zu fehen und zu ſuchen, bei dem Geift und Phantafie in willfürlihen und unge 
zügelten Kombinationen fid ergehen könnten. 

Friedrichs Hoffnung war gewefen, für den Kaifer durch England einen ar 
ftändigen Frieden und eine anftändige Pofition zu ſchaffen und er war nicht mäßis 
auf Vorſchläge hierzu zu denfen, wie denn unter Anderem auch bei dieſer Gelegen: 
heit der Plan einer Säkularifation im Reich auftauchte: aber ver englifche M 
nifter vereitelte Alles und verband ſich mit Defterreich gegen Spanien, Franfreit 
und Bayern zu einem Offenfivplan im größten Styl, bei dem Defterreich turt 
ven Befig von Neapel in Italien, von Bayern in Deutjchland und durch N 
Vergrößerung der Niederlande zur erften Macht des Kontinents erhoben werben follt. 
Wie hätte Frievrih, was man englifher Seits zuerft wohl hoffte, ſich folder 
Plänen anfhliegen können? Er mußte in ihnen mit Recht die Vorbereitung 
einem völligen Umfturz ver Reichsverfaſſung erblicken, und wenn das Gleichgewich 
Europa’8 durd einen übermäctigen Einfluß Frankreichs bedroht gefunden wur, 
wie durfte Friedrich je finden und barein willigen, daß das Gleichgewicht Europe? 


* 
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durch eine Suprematie Defterreihs in Deutfchland und auf dem Kontinent Eu— 
ropa's bergeftellt würde? Und konnte Friedrich glauben, daß die Politik Defter- 
reichs hierbei ftehen bleiben würde? War er felbft nicht unmittelbar einem fo 
übermächtig geworbenen Nachbar preisgegeben ? 

Friedrich entſchloß fih zum Krieg, um den Kaifer nicht vernichten zu laffen, 
ven er felbft gefetst, aber zugleih um nicht der Gewißheit eines ähnlichen Schid- 
ſals entgegen zu gehen, wenn ver erfte Plan Defterreich gelänge. Sein politifches 
Syſtem war einfah von der Lage der Dinge vorgezeichnet: er wollte in erfter 
Linie unter den deutſchen Fürften felbft eine Union zu Stande bringen und weiter 
trat er wieder in die Verbindung mit Yranfreih, das trog der früheren bitteren 
Erfahrung gern auf die Allianz einging (Bertrag vom 5. Juni 1744). 

Friedrich eröffnete den Feldzug im Auguft 1744; er drang mit feinem wohl- 
gewaffneten Heere durch Sachſen nah Böhmen ein, nahm Prag und eilte dann 
ſüdlich, um mit ſchnellem Schlage eine Entſcheidung herbeizuführen. Aber die Defter- 
reiher wichen in meifterhafter Operation Monate lang jever Schlaht aus und 
am Ende jah fich der ng Ama im November ven Rüdzug nad Schlefien 
anzutreten, wohin nun die Defterreiher fofort die Dffenfive zu fpielen verfuchten. 
Aber ein größeres Mißgeſchick kam zu diefem verunglüdten Feldzug Hinzu. Kaifer 
Rarl VII. ftarb am 20. Januar 1745, und damit fiel von felbft das ganze . 
Spftem, welches Friedrich in Deutſchland aufrechterhalten wollte, zufammen. Um 
'o höher wuchs aber der Kaiferin von Defterreich ver Muth und indem das Wiener 
Rabinet den König von Preußen ifolirt in Deutfchland und von Franfreid fo gut 
vie nicht unterftügt fah, faßte es den Plan ins Auge, nit nur Schlefien wieder 
u erobern, fondern die Macht Preußen durch Zerftüdelung auf die Stufe eines 
leinen Reichsftandes herabzubringen, dem die Möglicheit eines Anſpruchs auf 
Parität mit Defterreih und auf einen Einfluß in den europätfchen Berhältnifjen 
ür immer benommen fein würde. Rußland und Sachſen follten die Hauptgewinner 
ei biefem Proceß werben, jenem war Oftpreußen, dieſem ein Gebiet zur Ber- 
indung Sadhfens und Polens zugedacht; Cleve- wurde für vie Pfalz beftimmt 
nd auch das Herzogthum Magdeburg in die Theilungsmafle geworfen, das ganze 
!and aber follte einige Zeit fequeftrirt werden, um die Alliirten für bie — 
oſten zu entſchädigen. Der Vertrag zwiſchen Oeſterreich und Sachſen vom 18. Mai 
‚745 iſt dieſen Ideen entſprungen. 

Das engliſche Miniſterium ſah jetzt mit Schrecken und Beſorgniß dieſen 
auf der Dinge, aber als Alliirter Oeſterreichs gegen Preußen und Frankreich 
and es von irgend entſchiedenern Schritten ab, um viejen Plänen Stillftand zu 
ebieten. Friedrich felbft fette denfelben bald ein Ziel. Der König hatte in Schle- 
en ein Heer von 114,000 Mann gejammelt, das von der Fräftigften und be- 
eiftertften Stimmung durchdrungen war. Er felbft zeigte fich in dieſer Zeit ber 
defahr der Größe der Aufgabe vollfonımen gewachſen und es durchdrang das 
jeer ein ftolzes Vertrauen zu dem königlichen Feldherrn, der in feinem Blick bie 
dewißheit des Sieges, die Entjhloffenheit unbeugfamen Wiverftandes trug. 

Der König ließ das vereinigte Heer der Defterreiher und Sachſen über das 
fterreichifch fchlefifche Gebirge herabfommen; fobald fie das fchlefifche Gebiet be- 
ceten hatten, griff er fie an und ſchlug fie am 4. Juni bei Hohenfriepberg aufs 
Jyaupt. Die preußifhe Infanterie. genoß ſchon lange großen Ruhms in Europa, 
a diefer Schlaht errang zuerft die von Friedrich neugebilvete Kavallerie unvergäng- 
he Lorbeeren. Der große Gewinn dieſer Schlacht war, daß der Beſitz Schleſiens da- 
urch neu befeftigt und gefichert wurde, doch ſah fich Friedrich nody immer von wachſen⸗ 
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ven Berlegenheiten umringt. Dem Willen Maria Thereſia's gemäß wurbe Frat 
von Lothringen am 13. September 1745 zum Kaifer gewählt; ver König hatt 
feine genügenden Gelpmittel mehr und mußte ſich nach langem Kampfe daju en: 
fließen, von Frankreich Subfivien zu fordern; das Schlimmere für ihn war ar 
die Antwort Frankreich den Muth faffen zu müſſen, keine Subfivien von run 
reich zu nehmen. Inzwiſchen endlich hatte Defterreih ein neues Heer aufgeftli 
und blieb trog ber Unfälle in Italien hartnädig in ver Gegnerfchaft gegen Preufen 
So nahm Friedrid von Neuem den Kampf auf und drang in Böhmen ein. Bi 
Soor, in einer von Höhen umgebenen Ebene, kam e8 zur Schlacht (30. Septemberi 
Die Preußen erftiegen bie Höhen und fiegten nad furdytbar blutigem Kampf. De 
König, welcher hierauf das Heer nad Schleften zurüdzog, hoffte durch vielen Eis 
wenigftens für ben Winter Ruhe zu haben, aber fchon hatten vie Defteice 
einen neuen Plan entworfen und ber Angriff follte viesmal zuvörderſt won Soda 
berserfolgen. Friedrichs Entſchluß machte die feindlichen Entwürfe zu nicte. ri 
Heeresmaffen, die eine unter feiner Führung, die andere unter Leopold von Dein, 
marſchirten in Sachen ein. Am 15. Dezember ſchlug der alte Fürft — mt 
diefem großen Siege ruhmvoll fein Kriegerleben abſchließend — die ſächſiſche Ame 
bei Kefjelsporf; alsbald war Dresden genommen und das ganze Land in preuß 
ſcher Gemalt. 

Defterreih mußte num zum Frieden fich bequemen; wäre es felbft nod nik 
dazu entſchloſſen geweſen, fo war doch die drohende Mahnung Englands entihe 
bend. Hier war inzwilchen der Sturz Garterets erfolgt und die neue Aominiftratie 
fühlte ganz die Bedeutung und die Nothwenvigfeit der Wieverherftellung bes Gir 
verftändnifjes mit Preußen; fie ſah, daß Defterreihs Streben darauf zielte, vi 
große proteſtantiſche deutſche Macht zu vermichten und war vom erften Augenbil 
an entfchloffen, das unter feiner Bedingung zuzulaflen. Sofort waren denn aus 
englifcherfeits Verſuche einer Berftändigung mit Friedrich gemacht worben und mar 
war beiberfeitig ſchon im Auguft zur Feftftellung einer Grundlage für rievenewr 
handlungen gelangt. Auf der Grundlage dieſes Projefts wurde am 25. Decenbe 
1745 ver Friede zwifchen Preußen und Oeſterreich abgeſchloſſen. Preußen erkannt: 
Franz I. als Kaifer an. Defterreich verzichtete von Neuem auf die Gebiete, weit 
Preußen im Berliner Frieden cedirt worden waren, 

Friedrich hatte feine Iveen und Beftrebungen für das Reich fallen lafe 
müffen, die Kaiferwürbe mit aller Macht und allem Einfluß, die ſich daran fmüpft 
blieben dem öſterreichiſchen Herrfcherhaufe. Aber dieſes Scheitern von Friedric 
Ideen wurbe in Preußen wie in Europa faum bemerkt gegenüber dem Rum 
Friedrichs, fo gut wie allein auf die eigenen Kräfte befchränft in im 
fiegreihem Kampf feine Macht und den ganzen Befisftand der Monardie get 
eine gefährliche Koalition behauptet zu haben. 

Als der König nad dem Frieden von Dresven in feine Refidenz zurit 
fehrte, wurde er zum erften Male vom Enthuſiasmus des Volle als ii 
Große begrüßt, und weit über die Grenzen des Landes hinaus fand viefer Ir 
begeifterten Wiederhall. In der erften Zeit feines fühnen Auftretens hatte man wohl? 
noch frifeher Erinnerung an Karl XI. geglaubt, daß auch der junge deutſche Hirt 
nachdem er die Welt einige Zeit mit Unruhe erfüllt, wie ein Meteor verlöid“ 
würde. Aber wie weiten Flug auch durch die politiichen Berhältniffe oder W 
Wechſelfälle des Kriegs die Pläne Frievrihs nahmen, fo verlor er darüber md 
einen Augenblid das Weſentliche und das Mögliche aus ven Augen, und bie e 
barrlichkeit und Energie feines Strebens zeigt ſich in entſcheidendem Moment u 


Sriedrich der Große. 797 


a8 gerichtet, was ſich ihm als eine dauernde Grundlage der Machterweiterung gezeigt 
alte. Dieſe Verbindung genialften Fluges und I Sur Thatkraft mit bewußter 
Näßigung und einem nur die Realität ſchätzenden Geift gaben dem König, ver 
n der Spige des trefflichſten Heeres als ein Feldherr erften Ranges ſich erwieſen 
satte, eine Stellung in Europa, wie fie fein anderer Fürſt beanfpruchen konnte, 
seind und Freund fühlten, daß Friedrih der Große das Gleichgewicht Europa's 
n feiner Hand hielt. Nur um zu zeigen, daß dies nicht Auffaffung von heute, 
ei auf eine Stelle aus den Memoiren Lord Horatio Walpoles hingewiefen, wo biefer 
Staatsmann in einer Denkſchrift aus der Zeit nad) dem zweiter ſchleſiſchen Krieg 
agt: it is plain, that the king of Prussia at present holds in his hands the 
»alance of Europe. We may be sorry for it, but we cannot help it; so it 
s and so it is like to be. Die Memoiren Lord Walpoles find überhaupt ein 
iußerſt lehrreiches Werk für die Politik dieſer Zeit. 

‚ Der Krieg zwiſchen Frankreich und Spanien einerfeits, fowie England und 
Deſterreich andererfeits währte nah dem Zurüdtreten Friedrichs vom Kriegsplan 
anter wechjelndem Erfolge noch zwei Jahre, bis die große Erfhöpfung aller Mächte 
zum Frieden nöthigte. Der Aachener Friede vom 18. Oftober 1748 brachte den 
Kampf zwiſchen Franfreih und England zu feinem Punkte der Entſcheidung; 
ndem er auf Grund der Zurüdgabe der gegenfeitigen Groberungen geſchloſſen 
wurde, ftellte er den Status quo ante wieder her, ber eben in feinem Schooß den 
teten Antrieb zum Kampf trug. Der Friede war faum etwas mehr als eine 
Waffenruhe, bis daß die beiden Mächte wiederum bie nöthigen Kräfte gefammelt 
und den günftigen Moment gefunden hätten, um den alten Streit weiter durch- 
zufämpfen. Für den Streit und Gegenfag der beiden großen deutſchen Mächte 
ſchien der Aachener Friede dagegen eine befinitive Yöfung zu bringen. Defterreid) 
ſah fidy in feinem gegenwärtigen Befigftand. durch Garantirung der pragmatifchen 
Sanftion und damit in feiner europäiſchen Machtſtellung gefichert, Preußen dagegen 
erhielt die Garantie der dur den Breslauer und Dresvener Frieven gewonnenen 
Gebiete. 

Aber in Wahrheit gab es feine Macht, deren ganzer Sinn von dem Tage 
an, wo der Aachener Friede unterzeichnet wurbe, mehr darauf gerichtet war, vie 
Nefultate defjelben vollftändig rüdgängig zu machen, als Defterreih. Wir haben 
bereits geſehen, daß ver Hinblid auf fein fpecielles Intereſſe in ven letzten 
Jahren der Negierung Karla VII. deu Gedanken hervorgerufen hatte, feine Stel 
lung einigermaßen zu mobificiren. In feiner Berehnung getäuſcht war die Allianz 
mit England und der gemeinfame Krieg gegen Frankreich und deſſen Verbündeten 
für Oeſterreich wiederum das leitende Princip der Politik geworben. Doc führte 
das Ergebniß der legten Kriege Defterreih nur um jo entjchiedener auf die früher 
ins Auge gefaßte Bahn. Während nämlid jür England Frankreichs Demüthigung 
und Machtbeſchränkung der oberfte Grundſatz der Politik blieb, trat für Oeſter— 
reich jegt diefer Geſichtspunkt mehr in den Hintergrund umd die Stellung gegen 
Preufen, die Wievereroberung Schleſiens, die möglichſte Schwähung Preußens 
wurde der Mittelpunft aller Beftrebungen des Wiener Kabinets. Den Dresvener 
Frieden, welcher den zweiten ſchleſiſchen Krieg ſchloß, betrachtete Defterreih als ein 
der englifhen Allianz gebrachtes, entſchieden dem öfterreichiichen Interefje wider- 
ftreitendes Opfer und ſchon damals war man in Wien der Anfiht, daß wenn 
nad) einer Seite hin Defterreih den Frieden durch Konceffionen erlangen müſſe, 
das Wichtigere und Beſſere jei, Frankreich zu befriedigen, um alle Kraft gegen 
Preußen zu wenden und Schlefien für vie faiferlihe Monarchie zu retten, 
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Defterreich faßte daher auch alsbald nach dieſem Frieden und noch beftimmte 
nad dem Aachener Frieden den Plan, eine Modifilation feiner Stellung zu Frau 
reih und England herbeizuführen und durch eine neue Kombination der Altana 
und Machtjtellungen nicht nur fi freie Hand gegen Preußen zu verihafe, 
fondern felbft eine große europäifche Koalition gegen diefen Staat zu Stande ja 
bringen. Die Entwidlung diefer Politit füllt die Jahre 1746—1756 und ik 
Refultat ift der fiebenjährige Krieg. 

Oeſterreich faßte vorerft eine Macht ins Auge, die in den letzten Kriegen fid 
wenig geltend gemadt hatte, Rußland. Berbindungen diefer Macht mit Defterrid 
waren nicht neu; die heimischen Wirren hatten zupörberft dieſe Macht von ein 
entſcheidenden Theilnahme an den Ereigniffen abgehalten und eine Zeit ang ha 
Elifabeth mit Frievrih in einem freundlichen Verhältniß geftanvden, aus vme 
befonvers bei Ausbruch des zweiten fchlefifhen Kriegs Nutzen zog. Seitven aber 
hatte fi die Gefinnung der Kaiſerin ganz geändert und das Petersburger Kain 
ſchloß fih in feinvlichften Plänen gegen Preußen dem Wiener Hofe an. Shm 
im Jahre. 1746 ward ein Mlianztraftat zwifchen beiden Höfen gejchloffen, in da 
Defterreih fih vom Dresdener Frieden entbunden erklärte, wenn Preußen Rık 
land angreifen würde, eine Stipulation, die öfterrichifcherfeit8 eine offenbare Ber 
legung des Dresdener Traftats war. In den nächſten Jahren lief es Defterreis 
fein eifrigftes Anliegen fein, dieſe Feindihaft in Petersburg immer lebhafter any: 
fachen und ſchon im Jahre 1753 vereinigte fih das ruffifhe Meinifterkonfeil a 
einem Beſchluß, ver ven principiellen Gegenſatz Rußlands gegen Preußen ir 
ſtärkſter Weife ausſprach und eine entſchieden offenfive Politif anfündigte. — Bm 
das Wiener Kabinet, wie wir gefagt haben, feit dem Aachener Frieden ver eng: 
lifhen Allianz nicht mehr das enticheivende Gewicht, mie früher beilegt, 
fo war es doc weit entfernt, ſich von derſelben losznfagen. Defterreichs Hau: 
bemühen ging dahin, das Londoner Kabinet mit Beforgniffen vor der aggre 
fiven Politik Preußens und ven gefährlihen Plänen, melde dieſes im Bereit 
mit Franfreic ſchmiede, zu erfüllen, eine Abficht, die fo gut gelang, daß va 
Herzog von Nemwcaftle nicht nur in Wien die entfchievenften Zuficherungen geya 
die Bolitif Preußens geben, fondern auch in Petersburg zur Sicherung Oeſterreichs mör 
lichſt die Mißſtimmung gegen Friedrich nähren lieg. — Aber das Hauptaugenmerk ve 
Wiener Politif war Frankreichs Freunvfhaft geworden. Schon auf dem Aadent: 
Friedenskongreß hatte der Staatsmann, welcher dieſe Ideen fpäter verwirklichen felt, 
Graf Kaunit, den Franzofen die Allianz mit Defterreich nahe gelegt und auf ben Pre! 
bingewiefen, welchen Defterreich dafür zu zahlen fich entfchliegen könnte. Kaunitz ver 
folgte diefen Plan dann weiter ald Gefandter in Paris und nachdem er im Jahr 
1752 als Minifter nad Wien zurücgefehrt, wurde mit vollfter Zuftimmung da 
Kaiferin die Verbindung mit Frankreich als Ariom für die weitere Politik feige 
ftellt und für die Realifivung dieſer Idee jedes ſich darbietende Mittel ins Aux 
gefaßt. Frankreich hielt zuvörderft an feiner traditionellen Politik gegen Defterreid 
und der Allianz mit Preußen, mit dem es burd Vertrag bis zum Jahre 175 
verbunden war, feft. Aber das Befremven und Mißtrauen, mit welchem in Par 
die entgegentommenve Haltung des Wiener Kabinets zuerft betrachtet wurde, haft 
fi bis zum Jahre 1754 fchon in eine ziemlich geneigte Gefinnung verwandt 
und es zeigten fih Handhaben für Defterreih, die es mit großen Hoffnung“ 
erfüllten. Indem Defterreih die Allianz Frankreichs zu erlangen tradhtete, fen 
e8 darauf rechnen, zugleich die der Alliirten Frankreichs, der Bourbonen I 
Spanien und Italien und was fehr wichtig, Schwebens, das noch feften Fuß " 
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Deutſchland hatte, zu gewinnen. — In Deutſchland felbft blieb Sachſen — und 
mit ihm der andere Nachbar Preußens, Polen — die Macht, weldhe in den Kreis 
der antipreußifhen Tendenzen zu ziehen bauptfählid von Werth war. 

Der Ausbrud der Streitigkeiten zwiſchen Franfreih und England über die 
Befigverhältniffe in Norbamerifa mußte in feiner Rüdwirfung auf den Kontinent 
Europa's auch die Abfichten Defterreihs zur Reife und Entiheidung bringen. 

Friedrich der Große, welcher nad tem Dreövener Frieden durch den frieds 
lihen Erwerb Oftfrieslands feiner Monarchie eine neue werthuolle Provinz ges 
wonnen batte, war in feiner auswärtigen Politik während ver legtverfloffenen Zeit 
nur von frievlihen Tendenzen geleitet worven, und ber leitende Gefihtspunft war 
fein anderer geweſen, als ſich im ruhigen Beflg feiner Lande zu ſichern. Diefen 
frievlihen Beftrebungen blieb der König treu, als es fi bei dem wieberaus- 
brechenden Kampf zwifchen den beiden großen Seemädten über das Berhältnig zu 
diefen zu eutfcheiden galt. Der König beſchloß, ſich von diefen Streitigkeiten fern 
zu balten und feine Politif nur darauf zu richten, durd die nöthigen Verbindungen 
fih gegen einen Angriff auf die eigenen Lande ſicher zu ftellen. Seine Idee 
ging zugleich weiter darauf, das ganze Reich vor dem Krieg zu bewahren und 
Frankreichs dominirenden Einfluß wie feine Heere von Deutſchlands Grenzen 
fernzuhalten. 

Diefe von Friedrich ins Auge gefaßte Politit brachte dem fortwährend von 
Wien aus über Frievrih in Sorge erhaltenen Kabinet von St. James bie ange- 
nehmfte Enttäufhung. Noch im Herbſt des Jahres 1755 war das englifhe Mi- 
nifterium vorzüglich im Hinblid auf eine franzöfiihepreußifche Aggreffion, fei es 
gegen Hannover, ſei es gegen Defterreich, auf ein Bündniß mit Rußland eingegangen, 
daß dieſes fich eventuell zum Angriff auf Preußen verpflichten follte, und hatte 
Siderftellungen für Oeſterreich gefucht, damit viefes freie Hand gegen Frankreich 
erbielte. Was konnte England daher ermünjchter fein, als vie freiwillig gebotene 
fiherfte Bürgihaft von der gefürchteten Macht felbft zu erhalten, und zwar, nad 
dem Hannover auf feine Anforderung des Schutes gegen Frankreich vom Reiche 
nur eine ſehr lane Zuficherung geworden war. Am 16. Januar 1756 wurde ber 
Neutralitätsvertrag für Deutihland zwifhen England und Preußen abgefchluffen 
(Weftminfter-Traftat). Was Friedrich insbefondere zu einer folhen vertragsmäßigen 
Berbindung mit England bewog, war die Hoffnung, von Rußland her, wo Fried. 
rich die meifte Gefahr für ſich fürdhtete, nunmehr auf Grund des englifcheruffifchen 
Bündniſſes fiher zu fein. 

Die öſterreichiſche Politik ſah fih, um ihr Ziel nicht ins Unbeftimmte bin 
entſchwinden zu laffen, durd ven Weftminfter-Bertrag zu einer Entſchiedenheit ihrer 
Schritte gedrängt, die nicht in der urfprünglichen Berechnung lag. Defterreich hatte 
vahin geftrebt und gehofft, daß England und Preußen getrennt bleiben, und fo 
aus der Berbindung mit Frankreich und dem Angriff gegen Preußen ihm nicht 
ver Bruch mit England erwachſen würde. Der Weftminfter-Vertrag, der Defter- 
reich gegen Preußen, aber ebenfo Preußen gegen Defterreich ficher ftellte, nöthigte 
Defterreih, zu wählen zwifchen England oder Franfrei und Rußland, Das 
Wiener Kabinet ftand nicht an, dieſen Schritt zu ihun und zwar warf es fid 
nunmehr mit rüdhaltslofem Eifer in die Offenftopläne gegen Preußen. Im Winter 
1755— 1756 hatte Frankreich no den Gedanken gehabt, das frühere, nunmehr 
ablaufende Bündniß mit Preußen zu erneuern; aber mit vem Abſchluß des Weftminfter- 
Bertrages gewann die Partei Defterreihs in Paris — an ihrer Spite Yubwig XV, 
und die Pompadour — die Oberhand und die Bereinigung mit Defterreih wurde 
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befchloffen. Am 7. Mai wurde ver Neutralitäts- und Defenfionsvertrag zwiſcher 
Defterreih und Franfreid gezeichnet. 

Doc dies war nur ein einleitender Schritt. Die Offenfive gegen Preußen 
wurde gemeinfam beſchloſſen und die Ausführung dieſes Plans nad) Zeit m 
Gelegenheit, fowie bezüglich der vertragsmäßigen Regelung der Mitwirkung jeves 
einzelnen und der Theilnahme an den erreichten Vortheilen in Berathung genommen. 
Unter den Alliirten war Rußland die Macht, welde am meiften zur Ent 
ſcheidung brängte und den Krieg gegen Preußen noch im Sommer 1756 eröffnet 
wiffen wollte. Oeſterreich dagegen verlangte, daß der Angriff auf das Jahr 1757 
aufgefhoben würde, weil es noch nicht hinreichend gerüftet war und weil es nidt 
hoffen konnte, noch zeitig genug in dem Jahr 1756 vie Verftändigung zwiſchen 
Rußland und Frankreich, ſowie den Offenfivvertrag zwijchen Defterreih und Franf- 
reich abgefhlofien zu jeden. Als das Ziel ver Beftrebungen ftand feft: Die Ereserung 
Schleſiens und eine noch ftärfere und dauernde Schwädhung Preußens durch Beig- 
nahme einzelner Gebiete Seitens alliirter Mächte. Zu diefem Zwed rief Defterreih vr 
Heere Franfreihs und Rußlands in das Reih und war bereit, feinerfeits ven 
bourbonifhen Mächten die Niederlande zu cediren. Was die anteren als Aline 
von Defterreih ins Auge gefaßten Mächte betrifft, jo waren, da Die Verhand— 
(ungen zwifchen den Hauptmächten noch nicht abgejdhloffen waren, weder mit 
Sachſen noch mit Schweden Feftfegungen erfolgt. Aber thatjählih waren viele 
Mächte ſchon Alliirte, insbefonvere handelte es ſich bei Sachſen nur noch um bie 
Bolziehung der Form und die Beftimmung des Preifes, den ver Beitritt zu 
Koalition einbringen folte. 

Dies war die thatſächliche Lage der politifchen Berhältniffe in ver erften 
Hälfte des Sommers 1756. 

König Friedrich hatte einen Augenblid gehofft, dur den Weftninfter-Wertraz 
gegen alle Berwidlungen und Anfeindungen ſicher geftellt zu jein. Aber vie drohende 
große Gefahr zeigte fih ihm, als Rußland vie Ratififation des Büntniffes mit 
England verweigerte und fhlieglid nur in einer Form dafjelbe acceptiren wollte, 
welche die Tendenz gegen Preußen offen an der Stirn trug. Weiter aber gieng 
dem König aus ſicherſten Quellen über die Pläne Defterreihs und feiner Alltirten 
Kunde zu, welde ihm zeigte, daß er am Rande des Abgrundes ftehe. Friedrich 
fühlte, vaß ein Kampf auf Leben und Tod bevorftand; er jah, wie das Metz faft 
ganz über feinem Haupte fih zufammengezogen hatte und daß es in biefer Lage 
nur Gin Mittel ver Rettung gab. Es war ein Glüd, daß die Nachrichten, welde 
der König erhielt, in dem entjcheidenden Punkte, der Stellung Sachſens, um ein 
MWeniges über das Thatfählihe hinausgingen und jo den König antrieben, um fe 
eher den kühnen, aber nothwendigen Schritt zu thun. Die Offenfive zu ergreifen 
und met dem Angriff die noch nicht vereinigten, noch nicht fertig gerüfteten Mächte 
zu überrafhen war die einzige Rettung, fo gewiß ed war, daß damit auch bie 
Gegner fofort zu feftefter Vereinigung geführt werden würden. Mit der Ollu 
pätion Sachſens, dieſes Schlüfjels zu Preußen, eines Yandes, das für bie 
Kriegführung reichfte Mittel bot und immer zur Schabloshaltung dienen Fonnte 
war bie Kette ber Gegner durchbrochen und ihnen eine Hauptbafi$ der Operatione 
entzogen, war dem Feinde ein unerfeglicher Vorſprung abgewonnen. Die Haupt 
fraft der preußifchen Heeresmacht, die Hauptfraft Preußens lag in ver fchnellen 
Bereitfchaft zur DOffenfive; diefe Kraft zu nugen, dadurch fi) die einzige Mög 
lichkeit einer fiegreihen Vertheidigung gegen die ungeheuerfte Uebermacht zu jchaffen, 
war der König entjchloffen. 
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Wer könnte heute leugnen, daß Friedrich ber Große den gerechteſten Ver— 
heidigungskrieg trotz des Angriffes führte? Wer kann behaupten wollen, daß das 
techt der Selbſtvertheidigung nur fo weit gehen darf, Mittel zu ergreifen, vie 
eine Rettung zu bieten vermögen und nur dann zur Vertheidigung fchreiten zu 
yürfen, wenn e8 zu fpät ift? Im ver neueren Gefchichte läßt ſich mit den Ver— 
altniſſen bei Beginn des fiebenjährigen Krieges, insbefondere mit dem Verhalten 
srieprih8 gegen Sachſen, vielleiht nur nod ein Vorgang, nämlich der engliſche 
Ingriff auf Kopenhagen im Jahre 1807, vergleihen, doch mit dem wejentlichen 
nterfhieve, daß Friedrichs Lage eine unendlich gefährlichere als die Englands 
var, Es heißt nicht blos jedes politifchen Urtheils, es heißt jeves wahren mora— 
ihen Gefühls, jedes Oerechtigfeitsfinnes entbehren, Afte der nothwenbigften 
Selbftvertheidigung, wie die in Rebe ftehennen, als rohe Gewaltthat wider vie 
Infhuldigen und Schwachen zu verjhreien. Die Staaten, welche ſich in ähnlicher 
age nicht zu ſolchem höchſten Muth aufzuſchwingen willen, find, wie die Geſchichte 
ı deutlich zeigt, dem Untergang verfallen und haben ihn verbient. 

Friedrich der Große hatte feinen Entfhluß gefaßt, doch ehe er zur Aus- 
Ihrung ſchritt, forderte er zur Rechtfertigung vor feinem Alliirten und vor Europa 
rfiärungen über die Abfichten Oeſterreichs. Die berechnet zweideutigen und höhni- 
yen Antworten, die dem preußifchen Gefandten in Wien zu Theil wurben, ließen 
inen Zweifel und feinen Ausweg. 

Der König brad am 28. Auguft 1756 nad Sachſen auf. Am 10, Oftober 
ug er die Defterreiher unter Braun bei Lomofig in Böhmen, am 15. Oftober 
gab fi das ſächſiſche Heer bei Pirna. Sachſen war aus der Reihe ver Gegner 
ısgeftrihen, das Land in vollem Befige ver Preußen. 

Die Wirkungen, welche Friedrich der Große bei dem Einfall in Sachſen als 
ivermeidlich betrachtet hatte, traten alsbald ein. Man fühlte in Oeſterreich 
sniger den ſchweren Nachtheil, welchen für ven Krieg die Offupation Sachſens 
achte, als daß man glücklich war, durch den Angriff Friedrichs die große Koa— 
ion fofort ins Leben und in Wirkſamkeit gerufen zu fehen. Am 12. Januar 1757 
ırde das Offenſivbündniß zwifchen Defterreih und Rußland, am 21. März ein 
eiches zwifchen Defterreih, Frankreich und Schweren, am 1. Mai (öfterreichifcher- 
ts ratificirt am 14. Juni) das Kriegsbündnig zwifchen Defterreih und Franf- 
cch abgejchloffen. Die Grundlagen ver Bereinigung, welche bereits in der erften 
älfte des Jahres 1756 von den alliirten Mächten ins Auge gefaßt worden 
ıren, erhielten in dieſen Berträgen ihre nähere Feftftellung. Die alten Ideen 
ver Zerftüdelung der preußifhen Monardhie und die Zurüdführung diefer auf , 
ı Schwadhes Churbrandenburg jollten durch den großen Koalitionsfrieg verwirk— 
ht werden; Schlefien, die Grafihaft Glatz und das Fürftenthbum Croſſen in 
er geeigneten Arrondirung waren für Defterreih beftimmt, das Herzogthum 
dagdeburg, der Saalkreis und das Fürſtenthum Halberftadt für Sachſen, Vor— 
mmern für Schweden, Cleve für. die Pfalz; Preußen fiel Rußland zu. 

Zu den genannten Gegnern traten nody zwei andere Mächte, die eine mit birefter 
ıd materieller Unterftügung, die andere ihrer Natur nad mit geiftigem Antrieb 
ıd geiftigen Waffen. Nach dem Einfall Friedrichs in Sachſen leitete der Reichs— 
frath den Proceß gegen den König von Preußen wegen Landfriedensbruch ein, 
id wenn es auch nicht zur Acht kam, fo beihloß doch der Reichstag mit 
tajorität am 17. Januar 1757 ven Reichserekutionskrieg. Der andere Gegner 
ar der Papft und das Fatholifche Intereſſe. So wenig Oefterreih und feine 
Niirten daran dachten und daran denken konnten, ihrem Kampf den Charafter 
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eines Religionsfrieges zu geben und fo fehr fie fi vielmehr bemühten, de 
Beforgniffe zu verſcheuchen, als fei es auf eine Berfolgung und Unterträd; 
der Evangelifchen im Reiche abgefehen, jo gewiß war anbererfeits, daß ter Gedech 
die größte proteftantifche Kontinentalmacht niederzumwerfen, für die Allianz zmilde 
den beiden katholiſchen Großmächten ein entſcheidendes Moment war. Der Part 
bat von dieſem Geſichtspunkt aus die Bildung der Allianz zwifchen Defterreit 
und Frankreich aufs Eifrigfte gefördert und Ludwig XV. fand im dieſer Andid 
die Hauptberehtigung, das ganze Syftem feiner Politif umzuwandeln. 

Gegen diefen großen Bund, welchem aller natürlichen Berechnung nad) es ein keit 
tes fein mußte, Preußen zu erbrüden, blieb Friedrich dem Großen England als ar 
ziger Alliirter, mit welhem am 11. Jan. 1757 das Kriegsbündniß abgefchlofien nur 

So begann der große Kampf im Frühling des Jahres 1757. Tiriebrid get, 
das engliſch-hannöver'ſche Hülfsheer eingefchloffen, über eine Heeresmett ver 
190,000 Mann, die Gegner traten ihm in der Stärke von 250,000 In 
entgegen. Friedrichs Kriegspları ging in den allgemeinften Zügen, die fi wäh 
des Krieges im Wefentlihen erhielten, dahin, den einzelnen Gegnern Hm 
entgegen zu ftellen, die ihr Vorbringen in die preußifchen Staaten aufbalte 
follten, während er felbft mit der Hauptheeresmadht offenfiv gegen die Hauptpunke 
und Hauptmaffen ver Feinde fih wandte, und insbefondere fein Bemühen darır 
richtete, ein kombinirtes Handeln der Feinde, fowie eine Vereinigung ihrer Heu 
zu vereiteln. So wurden und blieben eine Reihe von Jahren hindurch Hefe, 
MWeftphalen und Thüringen nad Weften, das Königreich Sachſen und Schleien, 
Preußen, Pommern und die Mark im Süden, Often und Norven Kriegsihauplik 

Der König eröffnete ven Feldzug mit der Offenfive gegen Oeſterreich; 3 
die Gegner mit der Rüftung ihrer Truppen noch in Nüdftand waren, wollie & 
durch einen Hauptſchlag feinen. wichtigften Gegner, Defterreih, noch che es m 
den Alltanzen Bortheil gezogen, nieverftreden. Es glüdte dem König die Gegu 
zu täufhen und unvermuthet rüdte Friedrich der Große mit dem Heere in te 
Tagen des 18.—20. April in Böhmen ein. Uber dem erften glüdlichen Kampf be 
Prag, Schwerins legtem mit dem Helventod errungenen Siege (6. Mai 1757, 
folgte Mißgefchid über Mißgefhid. Der König felbft wurde von Daun bei Keliı 
(18. Juni 1757) gefchlagen, Böhmen mußte geräumt werben und die Defterreide 
drangen in Schiefien ein. Am 28. Juli erlitt der Herzog von Cumberland v7 
den ran ofen die Niederlage bei Haftenbed; am 30. Auguft ſchlug Aprarin vi 
General Lehwald bei Grofjägernporf; am 7. September Nadasdi den Genen 
MWinterfeld bei Görlig, eine ſchwerſte Niederlage, da Winterfeld in ver Schlaf! 
fiel; am 8. September ſchloß der Herzog von Gumberland die Konvention v= 
Klofter Seven, welche Friedrich der Unterftügung des einzigen Alliirten berandt 
und ihn im Weften ganz bloß ftellte; die Schweden drangen im Monat Septende 
in Pommern und bis nad der Mark vor; Hadik fam auf einem Streifzug 
nad Berlin und der Oberfelpherr in Schlefien, Herzog von Braunſchweig-Veden 
feines Rathgebers Winterfeld beraubt, gab einen wichtigen Poften nad dem anden 
in Schlefien Preis. Dem König zeigte fich feine verzweifelte Lage im Elarften Lit 
aber indem er felbft ver Hoffnung entfagte, dem von allen Seiten her hereinbredent“ 
Unglüd Stand zu halten, erhob fich feine Thatfraft, feine Ausdauer und die Un 
fhöpflichfeit feines Geiftes zu einer Höhe ohne Gleichen, welche den Gebauer 
einer jchimpflihen Unterwerfung als eine Unmöglichfeit weit abwies 3). 


3) Der Brief an die Markgräfin von Baireuth vom 17. September 1757 (Oeuyres aarıl 
p. 308) ift der ſchönſte und ergreifendfte Ausdruck der Stimmung und der Entfchlüffe Friettit⸗ 
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Inzwiſchen gewannen die Verhältniffe auch eine beffere Wendung. Die Ruffen 
ogen ſich in Folge heimifcher Intriguen, die fih an den vermutheten baldigen 
Tod der Kaiferin Elifabeth knüpften, aus Prenfen zurüd; in England befeftigte 
ih envlihd das Minifterium nad langen Krifen und William Pitt erhielt vie 
'eitung der Gefchäfte. Mit dem großen König ging der große Gemeine fortan 
Jand in Hand. Der glüdliche Erfolg dieſer Entwidelung zeigte fih alsbald in 
er Aufhebung der Konvention vom Klofter Seven. Das englifch- hannöver’sche 
jeex trat von Neuem auf den Kriegsihauplag und unter ver Führung des nad) 
zriedrichs Wahl beftimmten Feldherrn, Ferdinands von Braunfchweig, tft es für 
sriedrih eine unſchätzbare Stüte geworden. Aber das Entfcheidende, um bie 
Heſchicke des Verderbens zum GStillftand zu zwingen, that Friedrich” der Große 
elbft. Der König hatte fih im September zuerft nad Weften gewandt, um bie 
Fortihritte der Franzofen und der Reichsarmee zu hindern. Am 5. November 
am es bei Roßbach zur Schlacht, die das feindliche Heer in nichts auflöste, 
Iber faum hatte fi der König bier Sicherheit verfchafft, fo rief ihm der troftlofe 
Stand der Dinge nah Schlefien; wie fehr er eilte, bei feiner Ankunft war 
Ireslan Schon gefallen (24. November) und in ganz Schleſien erhoben fi noch 
inmal alle der öfterreihiihen Herrſchaft befreundeten Elemente zu einer für 
zreußen gefährlichften Haltung. Der König hatte ein Heer von 32,000 Mann 
m fih verfammelt, ein Heer faft nur aus preußifchen Landeskindern. Gegenüber 
er äußerſten Gefahr, gegenüber dem Kampf um vie Eriftenz, den in biefer 
Zedeutung wie der König felbft, jo jeder Soldat mit Bewußtfein erfaßte, durch— 
rang das Heer ein begeiftertes Gefühl, die eigene, die vaterländifhe Sade in 
er Sache ihres Königs und Feldherrn zu vertheidigen, und von bem gewaltigen 
Bort des Königs ergriffen ging es mit einer Freudigkeit und einem Kampfes- 
iuth in die Schlaht, die eine ber berrlichften Züge in ver Kriegsgefchichte 
ilden. 

Am 5. December ſchlug Friedrich das über 80,000 Mann ftarfe Heer ver 
Yefterreicher unter Karl von Lothringen bei Leuthen aufs Haupt. Die Preußen 
atten einen Berluft an Todten und Berwundeten von 5000 Mann, die Defter- 
sicher einen mindeftens doppelt jo großen an Todten und Berwundeten, und 
ufßerdem eine Einbuße von 12,000 Gefangenen und 116 Kanonen. Karl von 
otbringen floh mit dem UWeberrefte feines Heeres nad Böhmen. Fouqusé ſchlug 
ie Oefterreiher noch einmal bei Yandshut, Breslau fapitulirte am 19. December 
nd mit dem Schluß des Jahres war der König Herr von Schlefien. 

Der Feldzug von 1757 verdient nod in doppelter Beziehung ins Auge 
efaßt zu werden. Die Siege Friedrichs, vor Allem der von Roßbach, riefen 
ämlich für den König die nationale Begeifterung in ganz Deutfchland wach; fortan 
‚ard mit dem preußifchen Intereffe die deutſche Sache iventifichrt und der Fürſt, 
yelher die Franzofen, von deren Unthaten die verwüfteten Landſchaften Zeugniß 
blegten, niebergeworfen, wurbe als der Erretter Deutjchlands gefeiert. Es waren 
ndererfeitd? die Schladhten dieſes Jahres von befonderer Bedeutung für bie 
riegskunſt, indem der König in ihnen fein Syftem ver ſchiefen Schlachtordnung 
ur Entwidelung brachte. Die Schlacht bei Yeuthen war „das Refultat aller 
erfahrungen, ein Werk ohne Fehler und ftellte Friedrih den Großen in bie 
teihe der erften Feldherrn aller Zeiten. Diefe Schladht wird immer ein Monument 
es Genius des großen Feldherrn, der Mandvrirfunft und ver Tapferkeit der 
Irmee bleiben, fo lange die Nachwelt fih um unfer Zeitalter befümmern wird.” 
Scharnhorft.) 
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Friedrich trug fih nad diefen glüdlihen Thaten eine Zeit lang mit Frieden 
hoffnungen, doch zeigten fie fi bald als unbegründet. 

So nahm der Krieg feinen Yortgang. Friedrich ftellte außer ven Bejakune 
in den Feſtungen 145,000 Mann ins Feld. Die Heeresmacht der Gegner kim 
nicht weniger als 300,000 Dann. Der König ergriff wieder die Ofienfi 
Unerwartet erfchien er vor Olmütz und begann die Belagerung. Aber von Dar 
allmählig umringt, mußte Friedrich die Belagerung wieder aufheben und zug fd 
trefflid mandvrirend duch Böhmen nad Schlefien zurüd. Bon bier eilte er gem 
die Ruffen, welche durch Polen ihren Weg genommen und fi dann gegen Kftı 
gewandt hatten, die furdtbarften Gewaltthaten übend und das Land mit Pline- 
rung und mit Sengen und Brennen verheerend. Am 11. Auguſt brach ver fin; 
von Landshut auf, vereinigte fih am 22. mit Dohna bei Küftrin und guf wm 
25. Auguft den General Fermor bei Zorndorf an. Die Schlacht währt ven 
8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abents; fie gehört zu den blutigften, mih ve 
Geſchichte kennt; die Preußen hatten einen Berluft an Zodten und Bermundetm wm 
11,000 Mann, die Ruffen einen folhen von 21,000 Mann. Dies ift Seprligei 
großer Tag, der fhon bei Roßbach fo ruhmvoll gefämpft. Er war es, wı= 
feinen Reiterfhaaren zweimal am Tage, fowohl beim Angriff bes linfen ald 
° rechten preußifhen Flügels, den Sieg entſchied. 

Die weitere Beobadhtung der Ruſſen Dohna überlafjend, wandte fih de 
König jest wieder gegen die Dejterreiher, die unter Daun und Landen de 
Prinzen Heinrich bevrohten, welder fih in Sachſen mit größtem Gejdid 7 
behaupten gewußt hatte. Daun wid der Schlacht mit dem König aus. Aber 
diefer ihm nah Baugen bin folgte und der fefteften Stellung der Defteride 
gegenüber eine ‘ganz unhaltbare und blofgeftellte für das Lager wählte, in ta 
Slauben daß Daun nie angreifen würde, zeigte fih ber Sieger von Aulı 
noch einmal als gefährlihfter Gegner und überfiel am Morgen des 14. Oftebei 
das preußifche Heer bei Hochkirch. Die Preußen konnten ſich trot verzweifele 
Kampfes nicht halten; der Verluſt betrug an 10,000 Todte und Berwundete, mil 
100 Gefhügen. Der König verlor nit den Muth; das Bewußtſein vie Nier 
lage verfchulvet zu haben, fpornte ihm nur um fo mehr an, und als Daun e 
anſchickte Dresden zu belagern, eilte er aus Sclefien nad) Sachſen zurüd, wor! 
Daun nad Böhmen zurüdwid. Im Weften hatte Herzog Ferdinand die France 
bei Grefeld geſchlagen (23. Juni) und wiewohl fpäterhin wenig glücklich, ded hi 
zu behaupten gewußt. 

Friedrichs Ausfihten für den Frieden am Schluß des Jahres 1758 mu 
noch trüber als Ende 1757. In Frankreich wurde Kardinal Bernis, der in fen 
Eifer für die Sache Defterreihs ſchon ziemlih lau geworben war, geſtig 
(1. November) und am feine Stelle trat der Günftling der Pompadour, Cheikk, 
einer der eifrigften Vertreter der öfterreichifch-franzöfiihen Allianz, der bich 
Gefandter in Wien gewejen war. Ein für Defterreid) noch immer äufßerft gänfi 
neuer Vertrag wurde zwifchen beiven Mächten am 30. Deceniber 1758 abgeſchleſe 
Insbefondere aber fand das Wiener Kabinet jet die lebhaftefte Unterftügung ? 
der Kaiſerin Elifabeth. 

Für den König zeigte fi in dem neuen Feldzug (1759) fofort als wichtigſte Ir 
gabe, die Vereinigung des öſterreichiſchen und des ruffifchen Heeres zu verhinden 
Nachdem jedoch General Wedell, der die Ruſſen am Vorbringen hindern jelt 
bei Kay von ihnen geſchlagen worden und das ruffifhe Heer im folge MM? 
bis nad Frankfurt gegangen war, bewirkte Laudon, der von Daun tetadi‘ 
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vorden war, am 3. Auguft feine Vereinigung mit bemfelben. Friedrich übergab 
un das Kommando in Schlefien dem Prinzen Heinrih, ließ Fink als Befehls— 
yaber in Sachſen und übernahm felbft die Führung des Heeres gegen die vereinigte 
fterreichifch-ruffiiche Macht. Der König war zur Schlacht entfchloffen, um jedenfalls 
ie Bereinigung der beiden Gros der alliirten Armeen zu verhindern und griff 
12. Auguft) bei Frankfurt die Ruffen an, melde auf den Kunersporfer Höhen 
hre Stellung genommen hatten. Schon fhien der Sieg den Preußen gewiß, aber 
ver König, welder mit dem gewonnenen Refultat nicht zufrieden war, verwandelte 
yurch die geforderte Ueberanftrengung den Sieg in die fchredlichfte Niederlage. 
Der preußifhe Verluſt betrug 17,000 Todte und Verwundete, der König felbft, 
yer in verzweifelter Stimmung faft den Tod fuchte, wurde mit Mühe aus dem 
Feuer fortgeführt. Den Ueberreft des preufifchen Heeres rettete, daß die Ruſſen 
trog der Bitten Yaudons und Dauns nad) dem Siege weder verfolgen noch überhaupt 
a8 Geringfte weiter thun wollten. Aber aus der Troftlofigfeit der erften Tage, — 
ver fennt nicht den furchtbaren Brief an Graf Finfenftein, — raffte ſich der König 
yald wieder zur alten Thätigkeit auf; er eilte nah Sadfen, wo Daun nad) der 
Sinnahme von Dresden eine fefte Stellung genommen hatte und wollte ihn 
durch eine Schlaht zwingen, Sachſen wieder ganz zu verlaffen. Aber das Unglüd 
es General Fint bei Maren, der vom König Daun in den Rüden geſchickt, felbft 
yurh Daun vom König abgefchnitten und zur Kapitulation genöthigt wurde 
20. November), vereitelte alle Pläne Friedrichs gegen Daun, mit dem er nun 
sch den Beſitz Sachſens theilen mußte. Glüdliher als der König hatte Prinz 
Ferdinand gekämpft. Er brachte den Franzoſen am 1. Auguft eine entſcheidende 
Niederlage bei und drängte fie darauf aus Kaffel und Münfter bis Marburg und 
Frankfurt zurüd. 

Friedridy der Große fah, daß feine Lage ſich im letzten Jahre wefentlich ver- 
chlechtert hatte, er ſah, wie die Kräfte, über bie er gebieten fonnte, mehr und 
nehr ſich aufzehrten. Begierig griff er daher nad) jedem Ausweg, der ihm Rettung, 
Frieden bringen konnte. Er fuchte eine Alltanz mit den Osmanen, mit Dänemarf 
u Stande zu bringen, er fuchte Frankreich für einen Separatfrievden zu gewinnen, 
x ſuchte Sardinien und Spanien in Italien gegen Defterreich zu treiben: doch 
ille Bemühungen waren vergeblich. Die Loſung blieb der Kampf. 

Der König konnte für den Feldzug von 1760 fein Heer nicht höher als auf 
30,000 Mann bringen, mit denen er gegen eine Heeresmadht von 280,000 zu fteben 
yatte. Prinz Heinrich follte nad) dem Plan des Königs die Vereinigung ber Defter- 
eiher und Ruſſen verhindern, er felbft wollte ven Hauptfchlag gegen Daun in 
Sadjen führen, um dies wieder zu gewinnen. Die Niederlage Fouqués bei Landshut 
23. Juni) nöthigte indeß den König vorerft fih nad) Schlefien zu wenden. Am 
15. Auguſt ſchlug er Laudon bei Liegnig und nachdem er Berlin, das Tottleben und 
?asch genommen, entfett hatte, zog er gegen Daun, den er bei Torgau traf. 
Der Beſitz Sachſens war ein Preis, um ven Friebrih, und um ben aud das 
Wien er Kabinet jedenfalls eine Schlacht geliefert wiffen wollte. Daun ſtand auf 
sen Höhen, welche fi abfallend gegen Torgau und die Elbe erftreden; ver 
König wollte ihn umgehen, im Rüden angreifen und wenn dieſer Moment gekom— 
men, follte Zieten zugleich in der Front den Angriff machen. Zieten entſchied zu 
Gunſten Preußens das Geſchick der Schlacht, die bis tief indie Nacht ſich hinein- 
zog (3. November). Daun zog ſich nad Dresden zurüd, das er hielt. Das übrige 
Sadjfen fiel in Friedrichs Hände, | 

Die Weftarmee hatte in diefem Jahre mit wenig Erfolg gelämpft. Herzog 
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Ferdinand konnte Kaſſel nicht behaupten und mußte ſich hinter die Diemel zuri 
ziehen. Göttingen fiel in die Hände der Franzoſen und konnte nicht wieder genen 
men werben. 

Inzwilhen war ein Ereignif eingetreten, das für die nächſte Entwidelm; 
wie für bie weitere Politit des Königs die tiefgreifendften Yolgen haben jelk 
König Georg II. von England ftarb am 25. Dftober 1760. Mit dem Regierung: 
antritt feines Enteld, Georgs III., ftellte fi der Macht Pitts der Einfluß eine 
Mannes entgegen, der aus der Günftlingihaft ven Anſpruch herleitete, der leitent: 
Minifter Englands zu werden, um als folder den König der Abhängigkeit von 
ven parlamentariihen Faktionen zu entreißen. Lord Bute war wie fein junger 
töniglier Gönner nichts weniger als ein Freund und Bewunderer Friedrichs, um 
diefe Stimmung trat fehr bald hervor. Pitt hatte noch Autorität genug, um ve 
Erneuerung des Subfivientraftats (12. December 1760) durchzuſetzen. Aber über 
ven Friedensverhandlungen mit Franfreih, die auf Choifenld Antrag anyenärft 
worden waren, ſah er jelbft bereits im DOftober 1761 fich genötbigt zur refiguinn, 
als das Kabinet feine Forderung verwarf, nah Abbruch der Verhandlungen mit 
Frankreich nicht nur gegen biefes, fondern aud gegen Spanien wegen jeines jein- 
feligen Auftretens den Krieg zu führen. Pitts Forderung ftügte ih auf die Kennteä 
von dem Abſchluß des Yamilientraftats zwifhen Franfreid und Spanien. (De 
förmlihe Abſchluß fand. ftatt am 15. Auguſt). Aus diefer Thatfache erklärte fü 
das plögliche fonderbare Verlangen Choifeuls bei ven Verhandlungen, daß die Stwi 
tigkeiten Englands mit Spanien in dem Frieden mitzuerlenigen jeien und vie ſichen 
Sprache, mit der franzöfifcherfeits für den Fall der Ablehnung dieſes Berlange: 
der Abbruch der Verhandlungen angekündigt ward. %) 

Der König verlor in Pitt den befreundeten Staatsmann, der in ver Alien; 
mit Preußen ein Lebensintereffe Englands und in der thätigen Unterftügm: 
Friedrichs, fowie in der Sicherung deſſelben gegen feine Feinde bei einem Frieden 
ſchluß Englanos die Ehrenpfliht der Krone und des Volkes von England fah. 

Wiewohl nun Lord Bute kurze Zeit nad dem Rücktritt Pitts fah, vei 
Spanien das Londoner Kabinet aufs gröblichfte hintergangen hatte und der Aria 
mit dem Beginn des neuen Jahres (4. Januar 1762) gegen Spanien erflärt wurde 
fo blieb doch der Entſchluß dieſes Minifters feft, dem König von Preußen vi 
Subfidienunterftügung zu entziehen. Diefe Maßregel follte nad der Auffaffung ve 
englifchen Minifters ein Mittel zur ſchnellern Herftellung des Friedens fein. In welde 
Weiſe Bute diefe Hinweifung auf den Frieden verftand, das ergab ſich nicht mu 
daraus, daß er ſchließlich den Frieden mit Frankreich einfeitig abfhloß und babe 
‚Preußens Interefje gegen das aller andern alliirten Staaten gefliffentlic preisgab®, 
fondern viel mehr noch aus der Art und Weife, wie er die Feinde Preufens für 
ben Frieden zu gewinnen ſuchte. Es bleibt auf Lord Butes Namen der ſchwen 
Makel, ein Makel, den England am wenigjten feinem Minifter verzeihen vari, 
daß er bie Gegner Friedrichs zu legten großen Anftrengungen antrieb, um fich eine 
vortheilhaften status quo zu verjhaffen und Friedrich dem Großen die Hoffaum 


4) Der König ſpricht über diefe Verbältniffe ausführlich in der histoire de la Guerre # 
sept ans. Chap. XVi. (Oeuvres V, pag. 154.) Friedrich zeigt fich vollfonmen über die Lux 
der Dinge in England unterrichtet. Im die Haltung des Minifteriums kennen zu fernen, in im 
auch bier der Herzog von Neweaftle die komiſchſte Figur fpielt, muß man die Bedford Correspor- 
dence, kr il, pag. 48 E — 

5) Pitts Rede vom 9. December 1762 über die Friedenspräliminarien mit Frankreich in den 
Paſſus bezüglich Preußens, iſt ein vernichtende® Urtbeil über Bute. ” — 
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zu benehmen, baß er die Integrität feines Befigftandes als die oberfte Bebingung 
für den Frieden fernerhin aufrecht halten fünne 6). 

Die Wirkung der Politif Lord Butes ift die gewefen, ven König für eine lange 
und wichtige Epodye von England zu tremmen; in der fchredlihen Lage, in wel 
her ſich Frievrih der Große befand, machte auf ihn das Preisgeben feiner Ehre 
und feiner Intereffen Seitens Englands einen unauslöfhlihen Eindruck; „biefe 
treulofe Politik erfüllte den König mit einer tiefen und bittern Abneigung gegen 
ven engliihen Namen und führte Wirkungen mit fih, bie noch jegt in der civi- 
lifirten Welt empfunden werben. „Macaulay.)‘ 

Schon beim Schluß des Feldzuges von 1760 war Friedrichs Lage eine fehr 
ungünftige gewejen, ver Feldzug von 1761 aber hatte fie in einer Weife verfchlechtert, 
daß Friedrichs Hoffnungslofigfeit und Schreden über das Schwinben feiner einzigen 
Hülfe, der englifhen Allianz, nur zu begreiflich ift. 

Im Weiten hielt Prinz Ferdinand feine Stellung während des Jahres 1761 
noch am beften aufreht; denn wenn aud die Eroberung Kaffeld mißlang, fo ver- 
mochte er dod) wenigftens das Hannöverifche und Braunſchweigiſche zu ſchützen. Auch 
Prinz Heinrich behauptete gegen ven unthätigen Daun den Befig von Sachſen, fo 
weit ald es am Schluß des vergangenen Jahres wieder hatte genommen werben 
können. Dagegen hatte der König die Vereinigung der Ruſſen und der Defterreicher 
unter Yaudon wie im vorigen Jahre, jo auch in dieſem Jahre nicht verhindern 
fönnen und fuchte feine Nettung gegen ihre gemeinfame Aftion in dem Lager von 
Bunzelwig bei Schweidnig, das er in eine fürmliche Feftung umſchuf. Aus dem 
drohendſten Verderben riß ihn das Verhalten der Rufen, welde plötzlich ſich 
von den Oeſterreichern trennten und den Heimzug antraten; doch vermochte Friedrich 
die Eroberung der Feftung Schweidnig durch Yaudon nicht zu verhindern, welche ven 
Defterreihern den Befig des Gebirges verfchaffte und ihmen geftattete, in Schlefien 
jelbft ihre Kriegsquartiere zu nehmen. In Pommern hatte der unermüdliche Belling 
zwar die Schweden aufzuhalten gewußt, jo daß fie ſich darauf befchränfen mußten, 
Schweiih: Pommern Winterquartiere zu nehmen, aber ven Ruffen fiel Kolberg, das 
jo lange vergeblid das Ziel ihrer Bemühungen gewefen, in die Hände und damit 
zugleich ein großer Theil der Provinz. 

Nah fehsjährigem Kampfe ſah der König mit dem Ende des Jahres 1761 
ganz Preußen, Hinterpommern und die Neumark in dem Befig der Ruſſen; vie 
weftlihen Provinzen waren größtentheild in der Gewalt der Franzofen; der frucht⸗ 
barfte Strih von Schleſien, am Abhange des Gebirges, war den Defterreichern 
zugefallen, die Oberlaufig, Thüringen und Sachſen waren zum Theil in ben 
Händen ver Gegner. In den Landen des Königs lagen Handel und Gewerbe ganz 
darnieder, und wo ber Feind nicht dauernd fich hatte feftfegen Fünnen, ba ließ er 
als furchtbare Erinnerung eine völlige Berheerung, Seuden und Hungersnoth 
zurüd. Die Menfhen irrten in einzelnen Lanpftrichen wie die Heerden umber, 
ohne Wohnung, Kleivung und Nahrung und wie im breißigjährigen Krieg fiel 


6) Lord Butes Depeiche zur Rechtfertigung der gegen ihn erhobenen Beichuldigungen an 
Sir Andrew Mitchell (bei Adolphus und in den Mitchell papers) ift ganz nichtsfagend. Wenn 
Lord Bute die Auffaffung des ruffischen Sefandten, wornach Lord Bute Peter gegen Preußen zu 
treiben fuche, für ein Mißverſtändniß erflärt, fo hätte der Lord doch fagen follen, wie feine Aeuße— 
rungen anders verftanden werden fünnten. Es wird aber auch in guten Quellen verfichert, daß fich 
nad Wien bin Ford Bute ganz in ähnlicher Weife, wie ibn der ruffiiche Gefandte mißverftanden hatte, 
pe ließ und wie endlich find die urkundllichen Belege, welche Schloffer beigebracht, miß— 
zuverftehen! 
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Land und Bevölkerung einer gräßlichen Verwilderung anheim. So boten dem köri 
die eigenen Lande, deren Anblid ihn mit Gefühlen bes tiefften Schmerzes erfült, 
immer weniger Hülfsmittel, zugleicy aber waren Sachſen — das ihm nun fegar zum 
Theil entriffen worden — und andere Gebiete, wie Meflenburg, Anhalt, vie in 
ben erften Zeiten eine unſchätzbare Quelle für die Kriegsführung geweſen waren, 
allmählig vollſtändig ausgefaugt worden und die größte Erpreffung brachte nur 
noch ſchwache Erträge. Der fteigende Geldmangel hatte Friedrich dazu gezwungen, 
die Münze immer mehr zu entwerthen, aber ſchon war ein Punkt erreicht, ir 
kaum noch überfhritten werben konnte. 

Das Heer war in ben fortgefegten Feldzügen ſtark zufammengeihmehe, 
ver alte trefflihe Kern faft ganz verſchwunden. Die Armee war mangelhaft aut 
gerüftet und ſchlecht geſchult, und vor Allem war ihr Geift und ihre Haltım 
tief gejunfen, venn bei der wachſenden Schwierigkeit der Rekrutirung war in die 
Reihen des Heeres eine Menge des verworfenften Volks eingedrungen, meld ie 
ftrengfte Disciplin nicht zufammen zu halten vermochte, und die für den Rum 
geringe Sicherheit boten. Dazu fam, daß der Krieg die Reihen der Führe — 
der niederen wie höheren Dffictere — unverhältnißmäßig gelichtet hatte, cn 
ebenfo großer Ruhm für das Officierforps, als ein unerjeglicher Verluſt für ta: 
Heer. Von den Feldherrn, mit denen der König den Krieg begonnen, waren vi 
meiften durch den Tod oder fonftige Umftände ihm entriffen, eine Heldengenoſſen 
haft, unter denen Schwerin, Winterfeld, Keith, Morig von Deſſau, Feugue ber 
vorragen. 

Bon dem einzigen Alltirten, England, feinem Schidfal überlaffen, blieb den 
König in Bezug auf die Verbindung mit anderen Mächten feine andere Ausfidt, 
als die Möglichkeit die Pforte und den Tartarenhan der Krimm, mit bene 
Frievrih in freundſchaftliche Verbindung getreten war, zu Diverfionen gegen 
Defterreih und Rußland zu vermögen, eine Ausſicht, von der der König ſich nid! 
verhehlte, auf wie unfiherem Grunde fie beruhte. 

In einer fo Hoffnungslofen Lage trat dem König der Gedanke wieder nah, 
ber bei ſchweren Unglüdsfällen ſchon manchmal feine Seele erfaßt hatte, und un 
dem Beifpiel des Cato von Utifa, fowie des Kaiſers Otho erwies er die Br 
rechtigung zu einem Schritt, der im äußerften Moment die Pläne ver Gegner 
vereiteln, ihn jelbft aber einem Leben von Unehre und Demüthigung entziehen 
ſollte. 

Inzwiſchen ließ Friedrich nichts unverſäumt, um ſeinen Gegnern bis an die 
äußerſte Grenze des Möglichen Widerſtand zu leiſten. Sein Plan für den nächte 
Veldzug (1762) war, die gefammten Streitfräfte zu vereinigen und mit der ganz 
Armee der Reihe nad die verſchiedenen Heerförper der Feinde amzugreifen 
Aber während der König bei dieſen Entſchlüſſen ſich felbft fagte, daß er midt 
erblide, was fein Verberben aufhalten oder beſchwören könne, war ſchon dei 
Ereigniß emgetreten, weldes in Erſatz der verlorenen Unterftügung Englantt, 
ihm auf einem andern Punkte, anftatt eines hartnädigen Feindes einen enthuf 
ftiihen Freund geben ſollte. Am 5. Januar 1762 ftarb Eliſabeth von Ruflar 
und die erſte Kunde, welche dem König von diefem Todesfalle wurde, brachte ibe 
ſchon die Gewißheit einer günftigen Wendung. Czar Peter, als Thronfolger der 


?) Dergl. hierüber die Korrefpondenz des Königs und des Prinzen Heinrich aus dem Jah 
1762. (Oeuvres XXIV, 234 seq., aud bei Schöning HI. 262 seq.) Die betreffenden Brick 
gehören zu den interefjanteften für die Charakteriftit der fürftlichen Brüder, 
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begeifterte Berehrer Friedrichs, eilte, dem König feine freundſchaftlichen Gefinnungen 
zu verfihern. Alsbald erfolgte der Abſchluß des Waffenftillftandes und die ruffifhen 
Truppen traten den Rückmarſch nad ihren Grenzen an. Am 5. Mai wurde ein 
Friedensvertrag zwiſchen Rußland und Preußen und am 8. Juni ein Offenfiv- 
und Defenſivbündniß abgefchloffen, vemzufolge der Gzar ein Hülfstorps zu ftellen fich 
verpflichtete. Die veränderte Richtung der ruffifhen Bolitit führte auch unmittelbar 
einen Wechfel der Haltung Schwevens herbei, mit dem ſchon am 22. Mai ber 
Friede preußifcherfeits gefchloffen wurde. Mit ganz anderen Hoffnungen z0g nun der 
König im Frühjahr 1762 ins Feld. 

Während wie bisher Ferdinand von Braunſchweig gegen bie Franzofen 
ftand, übergab Friedrich der Große den Befehl in Sachſen dem Prinzen Heinrid) 
und blieb felbft mit dem größeren Theile des Heeres in Schlefien. Sein Ziel war 
Schweidnitz wieder zu erobern, das Daun mit feinem Heere ſchützte. Der König 
hatte ſchon alle Dispofitionen zum Angriff auf die Defterreiher gegeben und bie 
Operationen waren zum Theil in der Ausführung, als die Nachricht von der 
Entthronung Peters und der Thronbefteigung Katharinas, nebft dem Befehl für 
den ruſſiſchen Feldherrn eintraf, fofort den Rüdmarfc mit feinem Korps anzutreten. 
Der König bewog Czernitſchew drei Tage in neutraler Haltung auf dem Plage zu 
bleiben, ſchlug die Defterreicher inzwiſchen bei Burderstorf (21. Juli) und drängte 
Daun glüdlih von Schweibnig ab, das nad drei und jechszigtägiger Belagerung 
fapituliren mußte (8. Oktober). Damit war Schlefien wieder ganz gewonnen. 
Katharina, zuerft vie feindfeligften Gefinnungen gegen Friedrich offenbarend, hatte 
fi ſehr ſchnell gemäßigt und bewahrte den Frieden mit Preußen. So befam 
Friedrich freie Hand, nad der Sicherſtellung Schleſiens fih nah Sachſen zu 
wenden. Doc ehe er fam, hatten der Prinz Heinrich und Geivlig bereits am 
29. Dftober den Feldzug durch den Sieg bei Freiberg über Defterreiher und 
Reihötruppen entſchieden. Im Weften Hatten die Franzoſen nad langem Wider: 
ftande das ihnen jo wichtige Kafjel aufgeben müffen. 

Wenn Jahre lang der Kampf ſich hingezogen hatte, ohne daß die ſchwerſten 
Schläge, die größten —— eine Entſcheidung herbeiführten, und der Friede 
wie ein Unerreichbares bei dem raſtloſen Eifer und der eingefleiſchten Erbitte— 
rung der Kämpfenden erſchien: ſo machte ſich nunmehr die unbezwingliche Gewalt 
der thatſächlichen Verhältniſſe ſo entſchieden und deutlich geltend, daß in kurzer 
Friſt und mit leichter Mühe der Friedensſchluß zu Stande kam. 

Am 3. November waren die Friedenspräliminarien zwiſchen Franukreich und 
England gezeichnet worden; damit ftanden Defterreih und Preußen ſich allein als 
ftreitende Mächte gegenüber und fo fehr erſchien felbft dem größten Feinde, dem 
Wiener Kabinet, die Thatſache feftgeftellt, vaß Preußen nimmermehr durch die 
Waffen von Oeſterreich niedergeworfen werden fünne, daß es alsbald auf ben 
Vorſchlag Sachfens zu Friedensunterhandlungen mit Preußen fidh bereit erflärte, 
Am 15. Februar 1763 wurde der Hubertöburger Friede von Preußen mit Defter- 
reich und Sachſen geſchloſſen. | 

Das Ergebniß des fiebenjährigen Krieges war die Beftätigung und Sicherung des 
Zuftandes vor dem Kriege, defjelben Zuftandes, der mit vem Dresvener Frieden feft- 
geftellt worben war. Aber wenn fcheinbar das Refultat des ungeheuren Kampfes ein 
möglichft geringes war, fo lag darin doch ein Moment von größter und bleibenver 
weltgefchichtlicher Bedeutung. Ganz aus eigener Kraft und in vollfter Gelbft- 
ſtändigkeit hatte Preußen gegen die Anftrengungen aller feiner Gegner, in bem 
europäifhen Staatenſyſtem fih in ber Integrität feines Befigftandes behauptet, 
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fo gering an Umfang und materieller Kraft e8 war, bie Stellung einer eume 
päifhen Großmacht errungen und gefichert. 

Es ift oft bemerft worden, daß mit dem Ende des fiebenjährigen Kriegs 
das Syſtem der europäifhen Pentarchie ſich feftgeftellt habe. In dem Sinn, 
daß mit dem Zurüdtreten einer Reihe von Mächten, wie Spanien, Schwere, 
Polen, die fünf Großmächte, welde wir jest nod als foldye bezeichnen, die 
beftimmenven Yaltoren im Staatenfyftem wurben, ift diefe Bemerkung begrünte. 
Wenn dagegen dabei an ein Verhältnig gedacht würde, wonach diefe fünf Mädt, 
die auftauchenden großen politifchen Fragen mit einander zu behandeln unt fid 
möglicft über eine Ordnung derfelben zu verftändigen, als einen gemeinjuma 
Grundſatz ihrer Politit anerkannt und feftgehalten hätten, fo muß vielmehr tarai 
bingewiefen werden, daß die Zeit vom Hubertöburger Frieden bis zum Tot 
Friedrichs des Großen eine Zerklüftung des Staatenſyſtems und eine Vermimnz 
der Stantenpolitif zeigt, bei der die fünf großen Mächte, ohne irgend wik 
Gemeinfamkeit, und felbft ohne irgend welchen Gedanfen an eine Verftäntigm 
aller unter einander ſich gegenüberftehen. Als drei Hauptmomente der Epoche mifa 
aber bezeichnet werden: die fontinentale Sfolirung Englands, die Machtentfaltun 
Rußlands und die Zurüchdrängung des Einflufjes der Weſtmächte auf die Ent 
ſcheidung der großen Fragen des europälfchen Gleichgewichts. Diefe Moment 
ftehen, wie man fieht, in einem unmittelbaren urſächlichen Zufammenbang. 

Die Richtung, welche die Politit Friedrih® des Großen nad dem Hubert 
burger Frieden einfchlug, war von der Lage der Dinge, man kann fat fage, 
gebieterifch vorgezeichnet. England hatte die Allianz mit Preußen muthwilig aufge 
hoben, Franfreih und Defterreich blieben vertragsmäßig Verbündete: jo war von ba 
Hauptmächten des fiebenjährigen Krieges der König auf Rußland hingewiefen, zu den 
fich Friedrich ſchon darum bingezogen fühlen mußte, weil die Haltung dieſes 
Staates ſchließlich wefentlich zur Rettung Preußens beigetragen hatte. Am 11. April 
1764 ſchloß Friedrich mit Rußland einen Allianzvertrag ab, der 1777 md 
einmal erneuert, mit dem Jahre 1785 außer Wirkung trat. 

Die Angelegenheiten Polens hatten Friedrich insbeſondere mit zu dieſen 
Bertrag beftimmt und durch den Einfluß auf die Geſchicke Polens ift er von grofe 
gefhichtlicher Wichtigkeit geworben. König Friedrich dem Großen ift es nicht cine 
Augenblid entgangen, daß die Eriftenz der Republif Polen als Garantie gegen 
Rußland für die angrenzenden Staaten von höchſtem Werthe fei: aber bie Stär 
fung und Konfolivirung dieſer Macht hielt er, weil vielleicht auch unmöglid, 
burhaus dem preußifchen Interefje nicht entiprechend. Die Haltung, welde Pela 
im fiebenjährigen Kriege eingenommen, hatte bei Friedrich jede Sympathie ü 
dieſes Land ertöptet, deſſen biftorifches Verhältniß zu Preußen an und für id 
ſchon eher zu einem Gegenfag als zu einer Verbindung aufforderte. Es fam bin, 
daß die Konfolibirung dieſer fatholiihen Macht zu einer erblihen Monarchie unit 
einem fatholifchen Fürftenhaufe, over überhaupt nur durch feftere Berfaffungsforme 
bei den damaligen Berhältnifien Oefterreih und Frankreich einen dritten gewichtige 
Altirten, dem König von Preußen aber, für welden bei dem natürlichen Ants 
gonismus gegen Oeſterreich, die Verbindung ver beiden großen latholiſchen Midi: 
Ihon gefährlich genug war, den läftigften Nachbar verfhafft haben würde 

Endlich aber hatte Friedrich ſchon bald nad dem Schluß des ficbenjährige 
Krieges die Eroberung des Gebietes ins Auge gefaht, welches Oftpreußen ees 
feinen fonftigen Staaten trennte, und deſſen Befig für die Konfolidirung umd dal 
Abſchluß der Monarchie nach jeder Richtung Hin von unjhägbarem Werthe we 
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ja wenn von hiſtoriſcher Nothwendigkeit und Berechtigung zu Erwerbungen geſprochen 
werden kann, hiernach von Preußen gewonnen werden mußte. 

Für die Politik der brandenburgiſchen und preußiſchen Herrſcher iſt dies noth— 
wendige Beſtreben, den ſo zerſchnittenen Staat möglichſt abzurunden und die 
Theile deſſelben in ſichere Verbindung zu bringen, ein Beſtreben, das um ſo 
nothwendiger aber auch um ſo ſchwieriger wurde, weil es ſich vielfach darum 
handelte, fremden Mächten den deutſchen Beſitz zu entziehen und Deutſchland 
damit mehr und mehr wieder zu einem ſelbſtſtändigen Körper zu machen, eine 
dauernde Schwierigkeit geweſen. Insbeſondere wurden dieſelben dadurch auf dem Ge— 
biete der allgemeinen, der europäiſchen Politik zuweilen in Richtungen gedrängt, die 
ſie als Herrſcher mächtiger Reiche, großer abgeſchloſſener Territorien, ſchwerlich 
eingeſchlagen haben würden. 

Es iſt nöthig, ſich dieſes Verhältniß klar zu vergezenwärtigen, um ein rich— 
tiges Urtheil über die Politik Friedrichs des Großen, z. B. gegenüber von 
Schweden und insbeſondere in der polniſchen Frage fällen zu können. 

Die entſcheidende Wendung in dieſer wurde durch die Kriegserklärung der 
Pforte gegen Rußland im Oktober 1768 herbeigeführt. Friedrich ſah ſich durch 
dieſe und die in dem Kriege alsbald von den Ruſſen davongetragenen Siege in 
die peinlichſte Lage verſetzt. Er war vertragsmäßig mit Rußland verbunden, auch 
fonnte er der Allianz dieſes Staates nicht entbehren. Denn wenn ihm auch bie 
Idee einer Berftändigung mit Defterreih,, fowohl zur —— gegen die 
Machtentwickelung Rußlands, als gegen die Wiederkehr franzöſiſchen Angriffs und 
Eingriffs in Deutſchland nahe lag, ſo konnte der König doch in keiner Weiſe ſich 
ſo abhängig von der Verbindung mit Oeſterreich machen, daß er jede weitere 
Allianz aufgegeben und in der Allianz mit dem Kaiſerſtaat ſeine ganze Stütze 
geſucht hätte. Die ganze Politik Oeſterreichs ſtritt gegen ſolchen Gedanken; von 
dem bleibenden Uebelwollen und Mißtrauen dieſer Macht hatte er täglich Beweiſe 
und das Wiener Kabinet hielt an Plänen feſt, deren Ausführung Preußen im 
eigenſten Intereſſe mit allen Mitteln zu bekämpfen verbunden war. Von allen 
europäifhen Großmächten blieb aber Rußland der einzige Alliirte, den Friedrich 
gewinnen konnte und der mächtig genug war, Preußen gegen Gefahren, wie fie 
im fiebenjährigen Kriege ver Staat beftanden hatte, wirfjamften Schu zu 
verleihen. Rußland war die Macht, ohne und gegen welche Defterreih nicht unter- 
nehmen fonnte, von Neuem Preußens Stellung und Macht anzugreifen. 
Andererſeits aber fah der König den Gefahren gegenüber, die von einer 
Uebermacht Ruflands drohten, die Nothwendigkeit ein, fi aus der Tage eines Al- 
liirten dieſer Macht herauszureißen, der nur ald Werkzeug zu fremden Zwed benutzt 
wird und der durch die Allianz genöthigt werden kann, zum eigenen Nachtheil 
die Beftrebungen ver alliirten Macht zu unterftügen. 

Der Beſtand ver Pforte hatte für Friedrich ein doppeltes Interefje; dieſe 
Macht konnte für alle Eventualitäten, jowohl gegen Rußland als gegen Defterreich ein 
nicht unwichtiger Alliirter fein. Nunmehr mußte Friedrich nad dem Vertrag von 
1764 mit bedeutenden Geldern Rußland in feinen Operationen fördern, die ſchon 
an ſich dem König höchſt bevrohlih für das Gleichgewicht der Mächte erfchienen. 
Gleichzeitig aber erregten die Fortfchritte Ruflands dem Wiener Kabinet eine ſolche 
Beſorgniß, daß diefes alle Anftalten zum Kriege gegen Rußland traf: eine Even- 
tualität, die Preußen als Hülfsmacht Ruflands und ausfhlieflih zum Vortheil 
Rußlands, auch in den Krieg mit Defterreih verwidelt hätte. 

Die gemeinfame Gefahr ruſſiſcher Uebermacht hatte aber gerade feit dem Res 
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gierungsantritt Joſephs II. ald Kaifer (Franz I. ftirbt 18. Auguft 1765) die beiden 

deutſchen Mächte einander genähert, und die Zufammenkunft der beiden Herſſche 
zu Neife (25. Auguſt 1769) zu einem ſehr bemerfenswerthen Refultate geführt, 
wonach, in Verfolgung des Gedankens, welcher dem Weftminftervertrag zum Grunde 
lag, die Neutralität Deutfhlands für ven Fall eines Kriegs zwiſchen Englard 
und Frankreich gefichert wurde. Die Ausficht des Krieges zwiſchen Oeſterreich un 
Rußland drohte nun gegen den Willen des Königs diefe Berftändigung wieder auf 
zubeben. Friedrichs Politik mußte fomit darauf hingehen, durch ein thätiges Ein- 
greifen, durd einen felbftftändigen Plan, den dem preußifchen Interefle entipre 
chendften Ausweg aus diefer Situation zu gewinnen 3). 

Rußland hoffte aus dem Krieg gegen die Pforte den Beſitz der ganzen nir- 
lihen Donauprovinzen. Defterreih war entſchloſſen den Erwerb der Donaufürften- 
thümer Rußland bis aufs äußerfte ftreitig zu machen, und erhoffte aus dem riy 
zugleich von der Pforte als Lohn vie Rüdgabe ver im Frieden von Belgrad abgetreiam 
Provinzen. Die Möglichkeit des Friedens lag darin, Rußland durdy einen anten 
Gewinn zum Verzicht der Donaufürftenthiümer zu bringen, Defterreich aber bi 
der Ausficht der Erhaltung des Friedens einen Bortheil zu verfchaffen, der ven 
etwaigen Kriegsgewinn aufwöge und diefes zur Annahme jolden friedlichen Vortbeis 
beſonders auch dadurch zu bewegen, daß der Krieg dem Wiener Kabinet mur unter 
den ungünftigften Verhältniſſen möglich blieb. 

Die gleihmäßige Vergrößerung der drei Reihe Rußland, Defterreih un 
Preußen auf Koften der Nepublit Bolen erſchien als das Mittel den Frieden zu 
fihern und das Gleihgewicht ver Mächte zu erhalten. Dem König lag die Abſicht 
oder auch nur der Glaube fern, als ob Polen dadurch nur noch mehr oder gan 
der Gewalt Rußlands anheimfallen würde und gewiß ift, daß die Politif, welde 
zur zweiten und britten Theilung Polens führte, mit der Politik des großen Königs 
bei diefer erften Theilung wenig gemein hatte. Durch die Stellung aber, welde 
Defterreih dur die Betheiligung an der Theilung den Polen gegenüber erhielt, 
als deren Freund es fidh immer gegen Rußland und Preußen gerirt hatte, glaubte 
der König der Gefahr vorgebeugt zu fehen, daß Polen irgend wie wieder als U: 
lüirter Oeſterreichs bei deſſen feindlichen Plänen gegen Preußen auftreten würde. Der 
König hoffte mit der Republif nad der Theilung fi in ein befjeres Verhältniß 
zu fegen, ald es Rufland und Defterreih würde gelingen können. Yür Preußen 
jelbft aber ſah ver König mit Reht in dem Gewinn Pommerellens und Welt 
preußens eine außerorbdentlihe Stärtung und den günftigften Ausgang einer Krifis, 
bie ſich zuerft unter den für Preußen unfruchtbarften und widerwärtigften Aufpicien 
bargeftellt Hatte, 


8) Die Haffiiche Stelle aus den Memoires de 1763—1775, Oeuvres VI., p. 39, möchten 
wir bier nicht unmitgetbeilt lajjen. La situation oü le Roi se trouvait entre ces deux cours 
imperiales, e&tail embarrassaute: s’il consullait ses inlerdts, il ne devait ni soubailer, 
ni employer ses forces pour accroitre la puissance des Russes, qui n’etail que trop 
formidable. Ces raisons, d’autre part, elaient contre-balancdes par des engagements 
solennels, qui obligeaient ce prince d’assister l’Imperatrice son allide dans toutes les 
occasions on elle serait allaquee par l’Imperatrice-Reine; ou il fallait remplir ces en- 
gagements, ou il fallait renoncer aux fruits qu’on esperait d’en recueillir, De plus, le 
parti de la neutralit6 dtait plus dangereux pour la Prusse que celui de soutenir son 
alliee: les Autrichiens et les Russes se seraient battus, puis, en s’accommodant, ils auraint 
pu faire la paix aux depens du Roi; ce prince aurait perdu loule consideralion; personne 
ne se serail fi6 ä sa boune foi; et apres la paix, il serait demeure isole; ce qui serail 
indubitablement arriye, si le Roi avail suivi un plan aussi defectueux.” 
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Das Ergebniß der gefährlichen Verwickelung war im Weſentlichen der Politik, 
wie ſie Friedrich der Große entworfen hatte, entſprechend. Am 17. Februar 1772 
wurde der Theilungsvertrag zwiſchen Preußen und Rußland, am 4. März zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen, am 5. Auguſt wurde er zwiſchen Oeſterreich und Ruß— 
land abgeſchloſſen und am 18. September 1773 cedirte die Republik die beſetzten 
Gebiete. Am 22. Juli 1774 wurde der Friede von Kutſchuck-Kainardje zwiſchen 
Rußland und der Türkei gezeichnet, der, fo große Vortheile er Rußland bot, doch 
weit hinter den urfjprünglichen Forderungen deſſelben zurüdblieb, und in welchem 
insbefondere Rufland die Donaufürftenthümer an die Pforte zurüdgab. Frank— 
reich und England waren ohne allen entjcheidenden Einfluß auf diefen wichtigen 
Vorgang; jenes hatte unter der Hand wohl während der Diffidentenwirren in 
Polen operirt, auch war feinem Antrieb vie leichtfinnige und unvorfichtige 
Kriegserflärung der Pforte gegen Rufland zuzuſchreiben, aber zu einem entſchiedenen 
kräftigen Auftreten fehlten diefem Staate die Kräfte und er acceptirte refignirt bie 
Theilung Polens. England war durch die Zwiftigfeiten mit den Kolonien abforbirt. 
Es fuchte Rußland auf alle Weife zu gewinnen, aber diefe Macht trieb mit dem 
englifchen Minifterium nur fein Spiel und ver Einfluß Englands ging höchſtens 
fo weit, daß das Petersburger Kabinet fih von dem Andringen Englands in dem 
eigenen Beſtreben beftärfen ließ, bei ver Ausführung des Theilungsplans Preußen 
möglihft am Gewinn Abbruch zu thun. So gelang es Rußland Danzig dem 
preußiſchen Antheil zu entziehen und damit ven Keim neuer Berwidelung zwijchen 
Preußen und Polen zu erhalten, | 

Wie tief auch der König gefühlt hatte, daß Rußland in ver Verbindung 
mit Preußen ausſchließlich Vortheil für ſich fuchte und dem Intereſſe deſſelben 
mißgünftig faft entgegentrat, fo zeigte ſich doch bald, wie Mar er die Berbältniffe 
darin erfannt hatte, daß er auf die Politit Defterreihs, auf eine Verbindung 
und ein Einverſtändniß mit diefem Staat fih nicht verlaffen fünne und darum 
an der Allianz mit Rußland feſtzuhalten genöthigt fei. 

Nicht lange nämlid nad) der Theilung Polens faßte Joſeph II, von Ruhm— 
begierde und Eroberungsgelüften getrieben, die Politit ins Auge, welche vereinft 
Ihon Kaunig im zweiten fchlefiihen Kriege entworfen hatte. Die Erwerbung des 
größten Theiles von Baiern wurde das Ziel der Beftrebungen Joſephs, und da 
Kaunig bereitwillig diefe aggreffive Politif des jungen Kaifers, welche feine Idee 
verwirklichen follte, unterftügte, mußte Maria Therefia, die eine ruhige und 
gemäßigte Politit wünſchte, dem Drängen des Sohnes nachgeben. Bom- erften 
Moment an, war man in Wien darüber Har, daß man an Preußen den ent- 
ſchiedenſten Gegner diefer Pläne haben würde und die öfterreichifche Politit war 
daher vorbereitend Jahre lang darauf gerichtet, überall, in England wie in 
Frankreich und felbft in Rußland Mifftimmung und Beſorgniß gegen Friedrich zu 
erregen. Doch hatte man öfterreichifcher Seits ſich wohl nicht der Energie verfehen, 
welche im Angefiht der Gefahr der greife König noch einmal, wie früher, ent- 
wideln würde. As Defterreih nah dem Tode des Kurfürften Marimilian 
Joſeph (ftarb den 30. September 1777) feine Truppen in Baiern einrüden 
ließ und den Kurfürft Karl Theodor von der Pfalz zur Anerkennung ver Rechte 
Defterreihs auf einen großen Theil Baierns nöthigte, war Friedrich entjchlofien, 
auf das Hülfsgefucd des Herzogs von Zweibrüden hin, den Krieg gegen Defter- 
reih zu. führen und mit aller Macht der Gefahr einer Suprematie Oeſterreichs 
in und über Deutichland entgegen zu wirken, Friedrich fah mit der Wiederauf- 
nahme vdiefer Pläne feine gegen Oeſterreich erftrittene paritätifhe Stellung und 
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feine völlige Unabhängigkeit in Deutfchland, fowie in Folge deſſen auch feine 
europäifche Stellung in der Wurzel angegriffen. Seiner Politif fam ſowohl Frant- 
reih, das, felbft geſchwächt und durch den Krieg mit England gefeflelt, eine große 
Machterweiterung Defterreihs nicht fehr günftigen Auges betrachtete, ala Ruflant 
entgegen, welchem bei ver drohenden Wahrfcheinlichkeit eines Krieges mit ber 
Türkei eine große Verwidelung zwifchen den deutſchen Großmächten, in vie et 
ohne Zweifel hineingezogen werben würde, fehr widrig war. So traten beive Mädt: 
als Vermittler auf, und die Einigung über die GStreitfrage des deutſchen Lante 
ward von ihnen zwifchen Defterreih und Preußen mit dem Zefchener Frieden 
(13. Mai 1779) zu Stande gebradt. War ver Alliirte Oeſterreichs, Frankris, 
als Garant des meftphälifchen Friedens von Defterreih in die deutſche Sad 
bineingezogen worden, fo hielt Friedrich zur Sicherung gegen Defterreich und zur 
Wahrung des Beſitzſtandes in Deutfchland für nöthig, feinem Alliirten, Ruflard, 
eine rechtliche Grundlage zur Intervention in den beutfchen Angelegenheiten u 
verfchaffen, und beftimmte vaffelbe in dem Teſchener Frieden auch feinerfeits we 
Sranfreih fih zum Garanten des meftphälifchen Friedens zu machen. 

Friedrichs Vortheil in diefer Verwidelung war gemefen, daß Katharina un 
Joſeph noch nicht in ihren Beftrebungen, in ihrer auswärtigen Politif ven Berührung® 
punft gefehen hatten. Rußland war auf die Seite Friedrichs bier noch einmal getreten, 
weil fich ihm im der öfterreichifchen Politik, die Friedrich in Bezug auf ihre deutſchen 
Pläne befämpfte, noch nicht die Handhabe und die Vermittelung zur leichtern Durd- 
führung der eigenen großen Eroberungspläne gezeigt hatte. Aber Joſephs Begier nad 
Machterweiterung und Länderbeſitz, ungeregelt und ſchrankenlos ins Weite gebent, 
durch feinen ficheren politifchen Blick beftimmt, trieb ihn alsbald nah dem Teſchener 
Frieden der ruffifhen Politif in die Arme. Die Vernichtung der Türkei und bie 
Theilung derfelben unter bie beiden Mächte im Often, und die Durchführung ver 
öfterreihifchen Pläne auf Baiern im Weften wurde bie gemeinfhaftlice Loſung 
der Politik Defterreihs und Rußlands. In der Zufammenfunft Katharinas un 
Joſephs zu Mohilew wurde der Grundſtein zu dieſem gewaltigen Unternehmen 
gelegt und von dieſem Zeitpunft an war, wenn auch mit einzelnen Schwankungen, 
das Einverftändnig und die Freundſchaft zwiſchen beiden Herrfhern in ftetem 
Wachen. König Friedrich erlebte nicht mehr den Verſuch der vollen Durchführung 
diefes politiſchen Syſtems, aber er ſah Anzeichen und Wirkungen genug, um e 
in feiner ganzen Ausdehnung und im feiner ganzen Gefahr zu erkennen. Der König 
fah feinen Einfluß in Petersburg von Tag zu Tag finfen und bereits im Jahre 1781 
den Staatsmann geftürzt, der im Rathe Katharinens ver hauptfächlichfte, ja fat 
der einzige Bertreter der preufifchen Allianz geweſen war; als die Differenzen 
zwifchen ver Pforte und Rußland über die Ereigniffe in der Krimm (1703) ausbrachen, 
fah man Defterreidh ganz auf Seiten Rußlands, wenn auch die Nachgiebigkeit der 
Pforte e8 zu einer Theilnahme Defterreih8 am Kriege gegen diefelbe nicht kommen 
ließ; endlid) war e8 Rußland, das, als Defterreich feinen Plan auf Baiern im 
Jahr 1784 durch einen Austaufch der Niederlande an den Churfürft von Baiern 
realifiren wollte, durch feine Vertreter in Deutſchland für viefen Plan mit 
drohender und biftatorifher Sprade die Zuftimmung der deutſchen Fürften zu 
erlangen ſuchte. 

Friedrich dem Großen war vom Petersburger Kabinet das Eingehen in bie 
roßen ruſſiſchen Eroberungspläne unter der lodenvden Ausficht einer bedeutenden 
ergrößerung Preußens nahegelegt worden; aber dem König erfchien in der Aller: 

native der Rußland gegenüber einzuſchlagenden Politik, entweder „diefe Macht in 
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dem Lauf ihrer ungeheuren Groberungen aufzuhalten oder geſchickt daraus für fi 
ſelbſt Vortheil zu ziehen,” jett ſchon im Intereffe des Staats eine Entfheidung 
geboten, die eher jenes als dieſes Ziel ins Auge faßte. Der König wollte nichts 
thun, „um felbft für das Anwachſen einer ebenfo zu fürchtenden als gefährlichen 
Macht zn arbeiten.” Die enge Verbindung, welche zwiſchen Defterreih und Ruß- 
land ſich bildete, mußte dem König in dieſer Auffaffung beftärfen und zeigte ihm 
die Nothwendigkeit, diefer veränderten Stellung der beiden Nachbarmächte gegenüber 
auch feinerfeits ein neues politiiches Spftem ins Auge zu, faſſen, durch welches 
Preußens Intereffen, Preußens Einfluß und Machtftellung gefichert würven. 

Des Königs Blick richtete fidh wieder auf England. Friedrich der Große hatte 
den thatenlofen Grundſatz infularifher Politit, dem fih vie englifche Regierung, 
ſeit Georgs III. Thronbefteigung meift bingab, oft beflagt und erachtete für vie 
Erhaltung des europäifchen Gleichgewichts einen gewichtigen Einfluß Englands 
anf die europäifche Politit für heilfam und nothwenbig; aber bei ver Gehäffigkeit, 
welche die engliſche Regieruug überall gegen Friedrich zeigte und bei einer englifchen 
Bolitif, welcher die völlige Iſolirung Friedrichs und die Verbindung Rußlands 
Defterreihs und Englands gegen Friedrich als Ziel vorgefhmweht hatte, war 
Friedrich dahin gedrängt worden, möglichit jelbft auf Zurüdvrängung des engli= 
hen Einfluffes und auf Ifolirung diefer Macht hinzuwirken. Und wenn fi vor- 
übergehend, insbefondere bei der Bildung der zweiten Apminiftration Lord Chathams, 
bie Ausficht eines beffern BVerhältnifjes eröffnet hatte, fo war der König von 
einem nur zı begründeten Mißtrauen in die Beftändigfeit des günftigen Wechjels 
und von ber Weberzeugung, daß die ihm feindfelige Richtung auf lange das Feld 
behaupten werde, abgehalten worben, die einmal eingefchlagene Richtung aufzus 
geben. Nunmehr (1782) aber fam ven Ideen des Königs ein wichtiges Ereigniß in 
England jelbft entgegen: der Sturz des Minifteriums North und der Eintritt der 
DOppofition in vie Regierung. Der König durfte fih von dem neuen Minifterium 
befjerer Gefinnungen verfehen und zugleich gab letzterem der Friede mit Amerifa 
wiederum freien Blid und freie Hand für die europäifche Politif. Friedrich zögerte 
niht, dem Wbigminifterium in vertrauenvollfter Weife entgegenzulommen un 
ihm feinen Wunſch auszudrüden, zu dem Syſteme der Freundſchaft und des 
Bündnifjes zurüdzufehren, welches während des letten Krieges zwiſchen Preußen 
und England beftanden hatte. 

Die Nothwendigkeit einer fontinentalen Unterftügung und Stärkung für 
Preußen Hatte fi inzwifhen dem König zu fehr im ven großen Kriegen klar 
gemacht, als daß er fih auf die Verbindung mit England hätte zurückziehen 
wollen; nod immer mit Rußland im Bünbnig und in der Hoffnung, die Bemühun— 
gen Defterreichs in Petersburg vereiteln zu fönnen, fuchte er daher fürerft noch eine 
Vereinigung Englands, Preußens und Rußlands, nebft der Pforte herzuftellen, 
in der Preußen an England eine Sicherung. gegen Rußland, an Rußland gegen 
Defterreich befefien haben würde. Aber bei der ſchon dargelegten Entwidelung, 
welche die freundfchaftlihe Verbindung zwiſchen Defterreih und Rußland nahm, 
mußte ſich allmälig dem König die Unmöglichkeit ergeben, dieſe Idee zu realifiren. 
Preußen und Rußland trennten ſich ganz und die Nichterneuerung des Bündniffes von 
1764, im J. 1785 war nur die legte Konſequenz einer ſchon ausgeſprochenen Situation. 

Friedrich hielt an dem Gedanken ver Verbindung mit England feft; zugleich 
aber in unmittelbarer Anknüpfung an jenen öſterreichiſchen Plan des Taufhes von 
Baiern, der die Allianz zwiſchen den beiden öftlihen Kaiſermächten fo vollftändig 
enthüllt hatte, entwarf er für die Fontinentale Stärkung Preußens mit ſchöpferiſcher 
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Kraft einen, von dem bisherigen Syftem ganz abweichenden, großen Plan, deſſen 
Grundlage die deutſche Stellung des Staats bildete. Wir haben oben varaıf 
bingewiefen, wie Friedrich in den beiden fchlefifchen Kriegen ſich mit Ideen einer 
Reorganifation des Reichs und einer von Preußen zu verfolgenden deutſchen Peliit 
trug. Mit dem Drespener Frieden hatte der König diefelben ganz fallen lafien. 
Das Ziel der Politit Friedrihs war und blieb fortan die Aufrichtung eines nad 
allen Richtungen hin ganz unabhängigen, felbftftändigen und in ſich abgeſchloſſenen 
Staats, einer europäifhen großen Macht; ven Gegenſatz gegen Oeſterreich fahte 
daher audy der König als eine große europäifhe Frage, die im Geift und Enl 
der europäiſchen Politif zu behandeln fei. Die deutſche Stellung Preufens mı 
von Friedrich als eine mehr nebenfädhliche betrachtet und behandelt worben m, 
man möchte fagen, entſchieden dahin geftrebt worden, fie durch die eureniihe 
Stellung des Staats ganz bedeutungslos zu machen und zu erbrüden. Un wenn 
Defterreich mit feiner deutfchen Stellung Mittel und Waffen in den Gtreitigtätn 
gegen Preußen fi zu gewinnen wußte, fo hatte Friebrich e8 genügend gefunte, 
dagegen bie Kraft Preußens als einer großen europäifhen Macht, die Mittel m 
Waffen der europäifhen Politik ins Feld zu führen. - 

Nun aber ergab fih dem Könige am Ende feines Lebens ala Ergebniß ein 
Erfahrung ohne Sleihen, einer Jahrzehnte lang das ganze Staatenfuften um 
faffenden Politik, das Gefühl des tiefen innern Zufammenhangs der ganzen Madt- 
ftellung Preußens mit feiner deutfhen Stellung und der Nothwendigkeit, vie 
deutfche Politik zu einem Orundpfeiler und einer Grundbedingung der europäiſchen, 
überhaupt der Gefammtpolitit Preußens zu maden. 

Wer möchte läugnen, daß, wenn Friedrich der Große feine lange Regierung 
hindurch feine gewaltige Kraft ausfchließlih oder aud nur theilmeis den deutſchen 
Angelegenheiten und der Reorganifation des Reichs zugewandt hätte, Deutſchland 
in bebeutjamfter Weife, wer weiß freilich wie, ſich umgeftaltet und entwidelt haben 
würde? Wer andererfeits kann fi verhehlen, daß wir in der Gründung dei 
Fürſtenbundes und in diefem felbft nur den Ausgangspunkt einer großen Richtung 
der Politif, eine der gegebenen Lage, den rechtlichen und politifhen Berhältnifien 
Deutihlands, fowie dem Bedürfniß des Moments angepaßte Hanphabe zu jehen 
haben? Indem nad dem Tode Friedrichs des Großen dieſe ganze Schöpfung ball 
wieder zu Grabe getragen wurde, erfcheint der Fürftenbund fälſchlich nur zu leicht 
als ein in ſich abgefchloffenes und vollendetes Werk, was er nicht war; anbererfeitt 
ift e8 begreiflidy eine müßige Frage, ob es von diefer Grundlage aus eime meiter 
Entwidelung zu fräftigen und lebensvollen Geftaltungen des Nationalwefens geh, 
da die Möglichkeit oder Unmöglichkeit hierzu fi nicht aus dem Material allein 
das für das Werk vorhanden war, herleiten läßt, fondern im Wefentlihen davon ar 
hängig erklärt werben muß, ob ein Geift vorhanden war, der dieſes Material zu hant- 
haben, mit genialer Kraft daffelbe dem vorgefetten Zwed unterwürfig zu machen wußte. 

Friedrich ergriff die Idee des Fürftenbundes im Jahre 1784 mit einem 
jugendlihen Eifer und einer Energie, der die Thätigfeit der mit der Ausführung 
beauftragten Minifter nie ganz Genüge leiftete. Am 23. Juli 1785 wurde der 
Traktat des Fürftenbundes zwijchen Preußen (Churbrandendburg), Hannover (Chur 
braunfhweig) und Sachen abgeſchloſſen, dem zunächſt Herzog Karl von Zweibrüde 
nebft Bruder, fowie der Churfürft von Mainz, und fodann eine große Anzahl 
deutſcher Fürſten ?) beitraten, 


9%) Droyſens Feftichrift auf Karl Auguft von Weimar beweift, mie hochberechtigt Meier 
große Fürft war, vom Minifter Graf Herhberg al® einer der wichtigften und bervorragendftt 
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Die Grundlage des Bundes, der einen vorwiegend defenſiven Charakter trug, 
war naturgemäß das Syſtem des weſtphäliſchen Friedens. Wie unverkennbar dieſes 
die Elemente in ſich trug, welche zur völligen Auflöſung Deutſchlands einige Jahr— 
zehnte fpäter führten, fo beruhte doc andererſeits auf demſelben nicht nur ber 
ganze Befitftand Deutfchlands, fondern aud Alles, was von nationalem Bewußt- 
fein und von nationaler Freiheit vorhanden war, bie ohne den Religionsfrieben, 
welchen ver weftphälifche Frieden brachte und dauernd ficherte, von deutſcher Erde 
gewichen wären. Der weftphäliiche Friede war zugleib bie einzig legale und 
praftiihe Grundlage, auf welder dem Kaifer gegenüber die Reichsfürſten zur 
Bertretung ber Neichsinterefien und des Reichswohls ſich verbinden konnten. 
Die Details diefer politfhen Kombination haben inzwifhen nur ein geringeres 
Intereffe: aber zwei große und bleibende Geſichtspunkte erheben ſich aus ber zu 
kurzem Leben verurtheilten Schöpfung. Einmal ver Entſchluß Deutſchlands, in 
feiner Gefammtleitung, in feinem Rechts- und Befisftand, überhaupt in feinen 
Intereffen und feiner Entwidelung nicht der Haus- und GStaatspolitif der Krone 
Defterreich dienftbar fein zu wollen, ſodann die Idee einer vollen Selbſtſtändigkeit 
Deutſchlands nad) allen Seiten, einer mächtigen Vertretung der deutſchen Interefien 
und einer Führung Deutfchlands durh Preußen. Man weiß wie oft, bis auf bie 
jüngfte Zeit hinab, die Geſchichte des Fürſtenbundes in diefem Sinne gewirkt 
hat. Zu feiner Zeit jelbft haben einige Theilnehmer mit wenig behaglichem Gefühle 
die Möglichleit einer derartigen Entwidelung dunkel geahnt, andere ein Ziel, wel- 
ches jener Idee wenigftens fehr ven Weg gebahnt haben müßte, als heilfam und 
nothwendig ins Auge gefaßt. Am bemerfenswertheften bleibt, wie Rußland und 
Branfreih das Ereigniß betrachteten. Eine Spannung und ein entfchievener Gegen- 
fat zwifchen dem Kaifer und ven Reichsfürften war eine Situation, die ſchon öfters 
von beiden Mächten, und insbefondere von Frankreich, mit fo viel Glück und Vor— 
theil ausgebeutet worden war, daß fie nur erwünfcht fein fonnte; aber beide Mächte 
erfannten inftinktiv, daß die Politif, die jest eine Einigung gegen Defterreid in 
Deutihland zu Stande gebradt hatte, zugleich dem Einfluß Frankreichs und 
Rußland auf Deutſchland ein Ende zu machen beftinmt war. Die deutfche Groß- 
macht Preußen war in dieſem Fürſtenbunde das Clement, welches vie beiden 
Mächte mit Mißbehagen erfüllte und zu Gegnern machte. Frankreich verfuchte es 
fogar, alsbald zur Bekämpfung der Schöpfung Preußens einen andern „deutſchen“ 
Fürſtenbund unter feiner Aegide mit der Tendenz gegen Defterreih und gegen 
Preußen zu gründen. 

Der Gegenfag zwifchen Preußen und Franfreih, der fi) bier ergiebt, trat 
aud aufs entſchiedenſte in der politifhen “Frage hervor, welche den König in den 
legten Zeiten noch beihäftigte: ven holländiſchen Wirren. Mit England verbindet, 
war Friedrich der Große entfhloffen, für das Haus Dranien und die Unab— 
hängigkeit Niederlands gegen die Umfturzpläne der franzöfiihen Partei und das 
Mebergreifen franzöfifhen Einfluffes aufzutreten. Doc fiel die Ausführung diefer 
Politit dem Nachfolger zu. Mitten in ven VBeftrebungen, die wir mitgetheilt, 
erfüllt von hoben Ideen für die Machtftellung und die Wohlfahrt feines Reichs, 
mitten in dem Werk, das Gleichgewicht Europas auf neuer ficherer Bafis zu 
begründen, ein Sieger mit nie verwelftem Lorbeerreis fchritt er aus dem Leben 


Theilnehmer am Bunde gefeiert zu werden; vgl. Gergbergs Feftrede zum 26 Januar 1786 in 
den Dissertations pag. 243. Jene Schrift zeigt zugleich, wie entichieden der Gedanke in Deutſch— 
land verfolgt wurde, das Werk des Fürftenbundes weiter zu entwideln, 
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(17. Auguft 1786). Die Welt fühlte, daß mit feinem Leben ein Zeitalter ge 
ſchloſſen war. 

IT. Wir haben in kurzen Zügen die Politif und die Heldenthätigkeit des große 
Königs dargelegt, welche aus Preußen eine europäiſche Großmacht ſchuf und inten 
fie das europäifhe Staatenfyftem volllommen umwanbelte, in vbemfelben viejem 
großen deutſchen Staat feine bleibende Stelle und feine dauernde Aufgabe ammie. 
Es bleibt uns noch übrig die Grundfätze und die Schöpfungen berir 
nern Regierung Friedrichs II. zu betraditen, in denen der König die 
Mittel ſuchte, damit der Staat die Stellung, welde Friedrichs kühner Geil 
in Deutſchland und Europa anftrebte, behaupten könnte, 

Die Anfihten Friedrihs vom Urfprung und der Natur des Staats mwurelia 
in ben naturrechtlihen rationaliftiihen Anfhauungen, welche von einer phil 
phiſchen Schule Englands zuerft ausgebildet, fi von da nah Frankreid um 
Deutfhland fortgepflanzt hatten und das philofophifche Gemeingut des adıteänten 
Jahrhunderts geworben find. In den Schriften Friedrichs findet man die belammta 
Ausführungen von der urfprünglihen Regellofigkeit der menſchlichen Geſellſchefu— 
verhältniffe, und wie allmählig das Bedürfniß des Schuges und des gegemjeitige 
Bortheils erft einige und dann mehrere dazu geführt habe ſich zu vereinigen, um 
dur Bertrag den Staat, die ftaatlihe Autorität und das Gefeg zu ſchaffen 
Aber tie Ideen, welche von biefem Grunde aus ſich befonders mit und jet 
Rouffeau gegen die beftehenven ftaatlihen Verhältniſſe und gegen bie Ergebnilt 
der gefchichtlihen Entwidelung richteten, fanden in dem König einen entihie 
denen Gegner. Er betrachtete fie eben fo fehr als eine Berirrung des Geiſte, 
wie als praktiſch gefährlih und ergriff felbft wiederholt die Feder, um gegen die 
Angriffe jener fanatiſchen Schule die fegensreihen Einflüfje der fortſchreitende 
Kultur, das Recht ver gefhichtlihen Entwidelung und vor Allem auch das me 
narchiſche Syſtem zu vertheidigen. 

Zu wahrer Driginalität und zu fittliher Erhabenheit aber erhob ſich rierid 
der Große in ver Aufgabe, aus den allgemeinen Ideen und der Staatsphiloſophit, 
wie er fie überfam, für das praftifche Yeben und für die ganze Entwidelung de 
preußifhen Staatsweſens vie leitenden Grundſätze und die Zielpunkte feftzuftelen. 
Der König faßte ald den Leitftern für die Regierung des Yandes das Wohl 
des Ganzen ins Auge. Unzählig oft in feinen Schriften, in amtlichem un 
nichtamtlihem Ausſpruch gl er dem Lande, ſchärft er Allen, welche in amt 
liher Stellung waren, diefen Grundſatz ein, und mit raftlofer Energie des Geilts 
und Willens ſtrebt er bis ins Einzelfte nah allen Richtungen bin, den Stat 
zum Ausdruck der Interefjen und des Gedeihens Aller zu machen. Und wenn u 
der einen Seite die Regierung des Königs durch dieſes Princip eine bis an de 
Grenze der Härte gehende Kraft und Entſchiedenheit erhielt, jo gewährte doch te 
andererfeits im Hinblid auf diefes höchſte Gefeg aud der Mannigfaltigte 
des Lebens und den Ergebniffen der gejhichtlihen Entwidelung gegenüber de 
Strenge und methodiſchen Durdführung principieller Forderungen, wie jehr © 
im Allgemeinen einer foldhen zuneigte, Raum und Berechtigung. 

Bon jenem Gefihtspunfte aus betrachtete er nun vor Allem das monardilk 
Spftem, die Stellung und Aufgabe des Fürften. Man darf fagen, daß es mel 
keinen Träger einer Krone gegeben hat, der mehr wie Friedrich der Große ver 
dem Bewußtfein erfüllt geweſen wäre, daß die fürftliche Würde und Stellung a 
ein Beruf und als eine Pflicht aufgefaßt werden müßte, und der mehr wie dieſe 
König der Pflicht feines fürftlihen Berufs gelebt habe. Im Großen, wie bie I 
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das kleinſte Detail ſteht Friedrich II. hierin einzig in der Geſchichte da. Der 
König hat einmal das Wort ausgeſprochen: „Die Pflicht iſt mein höchſter Gott“ 
und in der That, wenn man ſagen darf, daß ein Gefühl, das den ganzen 
Menſchen erfaßt hat, das ihn unwandelbar ſein Leben hindurch geleitet, in allen 
Lebenslagen beftimmt und aufrecht erhält, einen religiöſen Charakter an ſich trägt, 
fo war in Friedrich dem Großen das Bewuftfein der Pflicht, fich, fein Leben und 
feine Kraft ganz allein dem Staate, dem Wohl der ganzen Nation bienftbar zu 
zu widmen, wie zur Religion geworben. Bon diefem Gefühl ging jene Thätigkeit 
ohne Gleichen, jenes Eindringen in alle Verhältniffe, jener bis zum Uebermaß 
ſich fteigernde Eifer aus, alles zu erfaffen, alles zu thun; aus dieſem Bewußt⸗ 
fein erwuchs dem König die höchſte moralifche Kraft, welde vom erften Tage 
der Regierung an immer wachſend, noch mitten im Zuſammenbrechen aller phyſiſcher 
Mittel dem Tode jeden Augenblid ftreitig machte. Wie anders in anderem Zeitalter 
die Auffaffung vom Urfprung und Wefen des Königthums ſich geftaltet haben mag: 
das Beifpiel diefer Berufserfüllung wird für alle Zeiten ein leuchtendes Vorbild 
der Fürften bleiben, „Um ſich nie von den Pflichten feines Berufs zu entfernen, 
muß der Fürſt ſich oft erinnern, daß er ein Menſch ift, wie der geringfte feiner 
Unterthanen; wenn er ber erfte Richter, ver erfte General, der erfte Finanzmann, 
der erfte Minifter der Staatsgefellihaft ift, jo ift das nicht, damit er repräfentire, 
fondern um die Pflichten verfelben zu erfüllen. Er ift nur der erfte Diener des 
Staats, verpflichtet mit Redlichkeit, Weisheit und voller Selbftverläugnung zu 
handeln, gleich als ob er jeden Augenblid von feiner Regierung den Bürgern 
Rechenſchaft ablegen müßte,“ find das nicht Orundfäge, die in Wahrheit ein 
Fürftenjpiegel genannt zu werben verbienen? 

Die der König ſich ald den erften Diener des Staats betrachtete, fo ftellte 
er für den gefammten Staatsdienft die Berufspflicht als das oberfte Gebot 
bin: Der König verlangte vom Staatödiener eine ungetheilte, von jedem Neben- 
interefje freie Hingabe, an das Intereffe des Ganzen, ein Aufgehen in der Berufs- 
thätigfeit, wie er es felbft zeigte, und auf dieſem Grunde bildete fi ein Beamten- 
‚ ftand aus, der in ver That als eine der eigenthümlichften Erſcheinungen in ver 
innern Entwidelungsgefhichte des modernen Staatslebens betrachtet werden muß 
und deſſen großer Segen für Preußen, deſſen innern Werth und unfhägbare 
Borzüge Niemand vertennen wird. 

Für den Staatsbürger, für das ganze Staatsleben follte die Monardie in 
dem Geſetz die befte und ficherfte Gewähr geben. Bon der abfoluten monarchiſchen 
Gewalt den Charakter des Willfürlihen und momentan Wechjelnden zu entfernen, 
das Berleihen und Aufrechthalten des Gefeges als den höchſten Beruf des Fürften 
binzuftellen, und in dem Geſetz dem Unterthan die Garantie, wie dem Fürſten 
pie Schranfen gegen die Willkür zu beftimmen: ift Friedrich der Große grundfäg- 
lich während der ganzen Zeit feines Herrfcherlebens bemüht geweſen. Die Gefeg- 
lichkeit wurde, wie in der Haltung der Regierung, fo in dem Bewußtſein ber 
Unterthanen ein Grundzug des peußiſchen Weſens und über der abfoluten Gewalt 
des Fürften bildete fih im Geſetz eine höchſte fittlihe Macht, ver fih der Fürft 
wie der Unterthban gemeinfam unterftellten. 

Das Princip der Toleranz, welches Friedrich der Große fo hoch aufrichtete, 
darf endlich hier nicht unberührt bleiben. Man würde doc fehr irren, wenn man 
dtefelbe nur auf firhliche Indifferenz zurüdführen wollte. Der König faßte vielmehr 
vor Allem die Toleranz als ein politifches Princip ins Auge, durch welches ver 
Staat zu einer wahren Einheit geführt werden könne, und durch welches berfelbe 
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die Fähigkeit erhielte, den Belennern ver verſchiedenſten Glaubensbetenntui 
gleichmäßig gerecht, gleihmäßig werth zu fein. Wenn bisher die großen Düse 
in einer beftimmten und exflufiven religiöfen Richtung ihre Stärfe und ihren Ü 
rafter gefucht hatten, fo war es Friedrich der Große, der zuerft dem Staat du 
volle Unabhängigkeit von ver firhlichen Tendenz vindicirte, die Stärke und Eide 
heit des Staats auf diefe Unabhängigkeit gründete und gegemüber den antıra 
Staaten, für Preußen als europäifhe Großmacht, das Princip der religide 
Freiheit im Staat als ein leitenvdes feiner Politif aufftellte. 

Wenn in Bezug auf vie fatholifhe Bevölkerung Schlefiens Friedrich I 
Große zeitweilig von feinem Grundſatz abwich, fo geihah es im ver That m 
aus dem politiihen Motiv, fi) gegen vie Gefahr zu fichern, melde vie äfle 
reihifhen Sympathien in ver katholiſchen Vevölkerung Schlefiens bradter ım 
nad dem Schluß des fiebenjährigen Krieges verloren ſich die Spuren ein Ju 
rüdfegung der fatholifhen Glaubensgenoffen mehr und mehr. Der Allan da 
großen fatholifhen Mächte gegenüber war Friedrich der Große darauf hingemida, 
mit der religiöfen Freiheit, die er als fein Princip aufrecht erhielt, zugleid ie 
Bedentung Preußens ald des Hauptes der evangelifhen Mächte auf dem Kontinr 
und damit als des Wahrers der evangeliſchen Kirche in Europa zur Geltung ü 
bringen. Aber ed lag dem König fern, den Staat und die Stantägemalt 7 
Gegenſatz zur katholiſchen Kirche zu jegen. Er vermied es, ſich mit dem Haut 
diefer Kirche in principielle Grörterungen oder in vertragsmäßige Regelungen cin 
laffen, und indem er fi darauf beſchränkte, die höchſte Autorität der ftaatiide 
Gewalt mit fefter Hand, wo es praftifch ſich nothwendig zeigte, aufrecht zu erbalks, 
gewährte er der fatholifhen Kirche eine Freiheit und Unabhängigfeit von ver me! 
lien Gewalt, wie fie damals faum in irgend einem Fatholifchen Lande geus 
Mas die proteftantifche Kirche betraf, fo war die Wirkung der Grundjäge Frierit‘ 
des Großen auf ihre Entwidelung und Stellung von geringer Bedeutung, Dem 
ohne Interefie für ein wahrhaft felbftftändiges und reges Firchliches Leben I 
der König die bevenklihe Verbindung und Abhängigkeit der Kirche mit und wm 
den ftaatlihen Autoritäten ganz wie fie war befteben, und fo blieb die Kirk 
in welche mit der vom König geförderten Toleranz auch Unglaube und frive« 
Religionsfpott eindrangen, jeder Strömung von Seiten der ftaatlichen Gewalt hea 
unterworfen und erfuhr nur zu bald nad) dem Tode Friedrichs durd die Te 
denzen berfelben eine vollſtändige Reaktion. Es ift ver evangelifchen Kirche über 
laffen geblieben, aus fich ſelbſt den Geift ver chriftlichen Freiheit und Du 
zu entwideln und in fich felbft ihre ganze Stärke zu ſuchen, und je mehr fe" 
der Yöfung diefer Aufgabe fortfchreitet, defto mehr wird fie auch mittelbar de 
ftaatlihe Princip der religiöfen Toleranz mit chriſtlichem Geift erfüllen un ie 
den Stadel der Feindſchaft gegen Religion und Kirche entwinden. 

Indem vom ftaatlihen und politifchen, alfo vom weltlichen Stanbpunft @ 
in Europa und insbefondere in Deutſchland durh den weftphälifchen Ant“ 
und die Regierung Friedrichs des Großen, das Princip der Duldung und Fri 
auf dem Gebiete des Glaubens aufgerichtet worden, haben die chriftlichen Kirk“ 
welche, anftatt diefe herrliche Frucht der hriftlichen Liebe ſelbſt zu reifen, um iM 
zur Vernichtung ftrebenden inneren Kämpfe willen den Staat dazu führten, jet 
ftändig zur Rettung der Nation und des Staates jene Grundfäge zur Geltu 
zu bringen, felbft verfchulvet, wenn ſich dieſelben fo vielfach gegen vie Reigit 
jelbft gewandt haben und wenden. Für das weitere und engere Vaterland aber! 
das dem Staate eingepflanzte Princip der Glaubensfreiheit und der Toleranz ® 
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unfhäßbares Gut geworben, das die Nation ſich nie wieder entreißen laſſen wird 
und für deffen Sicherung fie Friedrich dem Greßen immer verpflichtet bleibt. 

Wir dürfen, nachdem wir die allgemeinften großen Geſichtspunkte, von denen 
ver König ſich leiten ließ, dargelegt haben, nun noch etwas im Ginzelnen bie 
Regierungsweife Friedrichs des Großen betrachten. 

In der Sorge des Königs nahm begreiflih das Heer eine oberfte Stelle ein. 
Durch dafjelbe hatte Friedrich der Große, ala der Herrfcher eines Heinen Staats 
im Kriege für Preußen den Zerritorialgewinn und vie europäiſche Madtftellung 
errungen, auf demſelben allein beruhte die Sicherheit vor neuem Angriff, die 
Möglichkeit, dauernd das Gewonnene zu behaupten. König Friedrich Wilhelm I. 
hatte ein Heer von 76,000 Mann aufredt erhalten und ſchon dies war im Ber: 
hältnif zum Lande als eine ganz außerorventliche Anftrengung betrachtet worben. 
König Friedrich IT. vermehrte den Beftand des Heeres alsbald nad) dem Regierungs- 
antritt; in ven fchlefifhen Kriegen brachte er es ſchon auf ein Heer von 100,000 
Mann; vor Beginn des fiebenjährigen Krieges hatte e8 140,000 Mann und in 
ver langen riedenszeit von 1763— 86 wuchs es bis auf 200,000 Mann. Bei 
einer Bevölkerung von einigen Millionen (beim Tode Friedrich Wilhelms I. 2 Mil- 
lionen, beim Tode Friedrichs IT. 6 Millionen) war e8 eine Unmöglichfeit, das 
Heer allein im Lande aufzubringen. Die Hälfte bis ein Drittel deſſelben beftand 
aus geworbenen Ausländern. Aber auch fo blieb die Refrutirung eine ungeheure 
Loft umd fog fchrediih am Marke des Landes. Denn wenn nach der beftehenven 
Verfaffung des Landes die oberen Stände ganz von dem Heeresvienft befreit waren 
und der König in NRüdficht auf das Wohl des Landes die Eremtionen, 3. B. in. 
Fabrikdiſtrikten u. f. mw. noch beveutenb vermehrte, fo mußte die niedere Bevölke— 
rung, befonders auf dem Lande, nur um fo umverhältnigmäßigere Procente zum 
Heere ftellen und das in einem Maße, weldhes in Verbindung mit anderen 
Urfahen, die wir weiter unten berühren werben, ver Landeskultur und ber Aus— 
breitung des Wohlftandes und der Gefittung auf dem Lande unüberfteigliche 
Hinderniffe entgegenfegte. Das üble Verhältniß in dem ganzen Kantonwefen war, 
daß je weniger läftig, je wenig hinderlich dem Aufſchwung des Landes es nad) 
mander Seite hin gemacht wurde, es befto fchwerer nad anderer Richtung traf 
und alle Orbnung und Gerechtigkeit im Einzelnen vermochte dieſen grundfäglihen 
Fehler der ganzen Einrichtung nicht zu beffern. Das Werbewefen, fo unentbehrlich 
es war, brachte inzwifchen den großen Nachtheil, in vie Armee und in das Land 
ein fremdes, durch feine fittlihen und nationalen Triebfedern getragene Element 
einzuführen. Eben deswegen mußte eine Disciplin von furdtbarer Strenge auf: 
reht erhalten werben, die in vieler Beziehung felbft nicht anders, mie entfitt 
lihend und verwildernd wirken konnte. Der König fegte fein ganzes Bemühen 
darauf, jenem Uebel durch Pflege und Förderung des militärifchen Geiftes und 
der milttärifchen Tugend in Officieren und Gemeinen fo viel mie möglich A 
begegnen, und damit der ganzen Armee ein höheres Streben und Bewußtſein 
einzupflanzen. Aber nicht nur an Zahl, fondern auch in Leiftung und Ausrüftung 
follte die preußifche Armee nah dem Willen des Königs jeder anderen gewachfen 
fein. Wenn König Frievrib Wilhelm insbefondere die Infanterie ausgebilvet 
batte, fo ließ Friedrich der Große es ſich ſchon in den fchlefifhen Kriegen ange- 
legen fein, eine gute Kavallerie zu ſchaffen. Die Artillerie, deren Werth man 
insbefondere an dem” öfterreichifhen Kriegswefen erprobte, wurde in und feit 
dem flebenjährigen Kriege vermehrt und verbefiert und auch das Ingenieurweſen, 
das vollftändig vernahläffigt worden war, erfuhr in ven Frievensjahren nad dem 
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ſiebenjährigen Kriege größere Berückſichtigung. Durch —— fortgeſetzte Rente 
hielt der König die Ordnung und die Schlagfertigkeit der Armee aufrecht. Zu da 
Erercitien, welche die Geſchloſſenheit der Maſſe, die Präciſion der Bewegunge, 
und bie Kraft und Sicherheit des Angriffs zum Ziel hatten und bie eine ruhmrel 
Trabiton des brandenburgifchen Heeres bildeten, fügte der König den Felbdierh 
hinzu, als die Schule für das Detail der militäriihen Aufgaben im Kriege m 
vereinigte jährlich ftärkere Heeresabtheilungen zu großen Manövern, insbejonte: 
um die Officiere, hohe wie niedere, in der Kunft der Führung der Truppen af: 
zubilvden und fie mit dem Geift und dem Weſen der Schladptenoperationen vertrat 
u maden. 

So hinterließ der König bei feinem Tode eine Armee, vie mit mande 
Fehlern und Schwächen, doch unter den Zeitverhältniffen und nad) dem herridene 
militärifchen Syftem als eine der vorzüglichften ihrer Zeit bezeichnet merden fun. 

In der Apminiftration blieb der König im Wefentlihen bei dem um 
Bater eingeführten Organismus der Berwaltungsbehörben ftehen; aud in da 
neuerworbenen Gebieten wurbe verfelbe meift eingeführt. Darnady lag vie gung 
Berwaltung ſowohl in Städten wie auf dem Lande in den Händen königlichet Br 
amten; in den Städten waren befondere Behörben für Polizei und Steuern, ul 
dem Lande koncentrirte fi die Verwaltung in den Händen des Landraths. Di 
höhere Inftanz bildeten die Kriegs: und Domänenfammern, über denen als Ein 
gungspunft das ©eneraldireftorium in Berlin oder ein befonderer Provinzial 
minifter ftand. Des Königs Hauptbemühen war darauf gerichtet, in die Verwaltung 
zugleich mit befter Zucht und ftrengftem berufsmäßigem Gehorfam, Bildung, fett 
ftändiges Streben und lebendige ſchöpferiſche Theilnahme an dem Beruf zu bringen 
Eine der erften Regierungshandlungen des Könige war gewefen, dem Beamta 
als leitenden Grundſatz einzufhärfen, daß die Intereffen des Landes und bei Ki 
nigs eins und unzertrennlich feien und daß, wenn fie ſich je zu tremmen fohiene, 
das Intereffe des Landes immer die Oberhand behalten müfle, und fein gan 
Leben lang hielt der König diefes Princip aufrecht. 

Diefen Grundfag, daß das Wohl des Ganzen das ausſchließlich Beftimmenk 
fein müffe, führte der König nun auch nah andern Seiten hin auf das Strengfi 
durch. Er forderte von den Beamten eine Ausübung des Berufs, eine Hanthabun 
der Gefege ohne alles Anfehen der Perfon, ohne jede Parteilicyfeit und liebte « 
zu dem Zwede, vie Beamten möglichft aus dem Kreife der heimatlichen Beziehun 
gen zu entfernen. Bor Allem ftreng hielt er auf die Integrität der Kaffenbeamter, 
ſowohl in der Rechnungslegung als in der Veranlagung und Erhebung der Steuen. 
Die gerechte Heranziehung aller Klaffen zu den öffentlichen Laften, vie möglidt: 
Schonung des Unbemittelten ſchrieb er immerfort den Steuerbehörven vor umd * 
Verlegung dieſer Vorfhriften ward unnachfihtlic geahndet. Eine willfürlide um 
ungeredhte Beftenerung bielt der König für einen Schimpf des Staatsweſens un 
für eine Bebrüdung, welche die Bevölkerung zur Erbitterung und zur traurige 
Sleihgültigleit an dem Wohle des Staates treibe. Zur Förderung befoner 
Berwaltungszweige errichtete der König Specialbehörden, fowie zur Kentrole de 
gefammten Rechnungsweſens und damit aller Verwaltungsausgaben eine ober 
ganz unabhängige und felbftftäntige Behörde, die Oberrehentammer. 

Eine tiefgreifendere und umfaflendere Umgeftaltung als in dem Organitu 
der Verwaltungsbehörben führte der König in dem Gerihtswefen burd. Fri 
ri der Große fand die Juftiz des Landes in einem verwahrloften Zuftande, X 
ſonders in die Untergerichte hatten ſich die gröbften Mißbräuche eingefdlide; 
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Unfähigkeit, Nacläffigkeit und Beftechlichkeit der Richter zeigten fich als durchgehende 
Schäden, das Berfahren war endlos und die Parteien darauf hingewieſen, durch 
Ueberbietung in Zahlungen Erledigung und Gewinn des Procefjes zu erlangen. 
Die Befeitigung- diefes Zuftandes und die Herftellung einer trefflihen Rechtspflege 
bleibt eine ver größten Wohlthaten, die das Vaterland dem Könige dankt. Friedrich 
der Große faßte für die Reorgantfation als Ziel mit Harftem Blid die Bedin— 
gungen ins Auge, auf denen ein gerechtes Gericht beruht. Er wollte eine Umbil- 
dung ber Gerihtsbehörben, des Gerichtöverfahrens und der Gefege. Die Gerichts- 
tollegien follten aus wohlunterrichteten, geſetzlundigen Männern beftehen, vie ganz 
und ausfchlieglih ihrem Amte leben und durch eine vom Staate gewährte gute 
Befoldung den Einflüffen ver Parteien und dem Intereffe an den —**8 
ganz entrückt werden ſollten. Die Rechtspflege wurde vom König als ein hohes 
und heiliges Amt hingeſtellt und dem Richterſtand zur Wahrung deſſelben eine 
völlige Unabhängigkeit vindicirt. Der Widerſtand des Richters gegen jeden Ein- 
Muß auf feine Entſcheidung — fowohl von Geiten der Parteien, wie von 
andern Behörden und felbft gegen ven königlichen Willen — wurde als oberfte 
Pflicht gefordert, zu welcher jever einzelne dur den Amtseid verbunden werben 
ſollte. ®eriht und Berwaltung wollte der König nit nur vollftändig getrennt 
wiffen, fondern gegen bie lettere follte der Unterthan für Vermögen und Freiheit, 
für feine perſönliche Sicherheit und Stellung bei der Juſtiz Schu und Gewähr 
finden. Alsbald nad dem zweiten fchlefiichen Kriege wurde biefen Grundzügen 
entfprechend nach dem Plan des Großkanzlers Cocceji (f. d. Art.) die Reorganifa=- 
tion der Kollegien burchgeführt, Gleichzeitig erfolgte eime theilmeife Umgeftaltung 
des Gerihhtsverfahrens Wie viele Mängel im Einzelnen biefer anhaften 
mochten, fo ift doch mit der damals gegebenen Grundlage Bahn gebrochen worben 
und einige der widhtigften Punkte, wie die möglichfte Befchleunigung des Rechts— 
ganges, die gründliche —— und die ſichere Begründung des Urtheils, 
ſowie die Stellung der Advokaten zu Gericht und Parteien ſind einſichtig behandelt. 

Wie für die Verwaltung, ſo gründete der König auch für die Juſtiz eine 
Bildungsſchule des praktiſchen Dienſtes, damit für die Kollegien immer ein geeig— 
neter Nachwuchs an unterrichteten Beamten vorhanden wäre und führte zu demſelben 
Zwecke auch die Staatspröfungen für die Civilbeamten ein. 

Eine vollſtändige Reform des Verfahrens und der Geſetzbücher unternahm 
der König erſt in den ſpätern Jahren ſeines Lebens. Der Arnoldſche Proceß 
(1779) — ein Zeugniß, wie ſich Friedrichs Ideen von einem ehrenfeſten, keinem 
fremden Willen, und ſei es auch dem des Königs, unterwürfigen Richterſtand ſchon reali— 
firt Hatten — gab dazu den Anſtoß, indem der König in dem Großkanzler Carmer 
(f. d. Art), dem Nachfolger des Großfanzlers Fürft, einen Mann fand, der mit 
vollem Eifer auf die Ideen des Königs einging und alsbald an die praftifche Lö— 
fung der Aufgabe im größten Mafftabe Hand anlegte. Unter dem 26. April 
1781 wurde die allgemeine Gerichtsordnung als Landesgeſetz publicirt, 
und im Jahre 1784 erfhien der Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuchs, 
der umter Carmer's Leitung von einer befonderen Kommiffion ausgearbeitet, vorerft 
zum Zwed ver allgemeinen Prüfung und Erörterung befannt gemacht wurde. Der 
König erlebte vie Boffenbung und Durhführung des großen Werts nicht mehr, 
aber der Ruhm vefjelben gebührt ihm. Seit Juftinian war eine gleih umfaffende 
Aufgabe nicht unternommen worben. Und wenn diefer Koder als ein Ausfluß der 
Nttlihen Grundfäge und ver wiſſenſchaftlichen Erkenntniß der Zeit, ſowie des 
durch die gegebenen Verhältniſſe praktiih Gebotenen im Laufe von mehr als einem 
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halben Jahrhundert größter Umwandlungen auf allen drei Gebieten in fein 
Werth und Gehalt und in feiner Brauchbarkeit vielfah als falſch, ſchädlich um 
mangelhaft ſich erwiefen hat, fo ift vod für das gefammte Staatsweſen der einigen 
und umfaflende Charakter des Werts, das Klarheit und Sicherheit auf dem ver 
wilderten Gebiete des Nechts ſchuf, nicht nur politifh, fondern auch fpeciel in 
Bezug auf die trefflihe Entwidlung des Gerichtswefens in Preußen vom größte 
und bleibenpften Segen gewejen. (Bal. Bd. II, ©. 499.) 

In dem Staate Friedrichs des Großen war neben den königlichen Bemil- 
tungs= und Juftizbehörden dem ftändifchen Element nur ein unbebentenver Theil 
von Einfluß und Wirffamkeit eingeräumt. Die Korporationen hatten ſich mat 
aus ber alten Zeit in den Kreid-, Kommunal: und Provinziallandftänden erhalten, 
doch von einer politifchen Bedeutung, von einer Theilnahme an der Gefepgeun, 
an dem ftaatlihen Leben im Großen war nicht die Rede. Friedrich der Orefe jah 
in ihnen nur die Bertreter und Berfechter befonderer Intereflen, und fie \ümm 
ihm darum fehr wenig geeignet, auch für die Verwaltung oder Gefetsgebung de 
Staats benutzt zu werben. Von Wemtern, die mit ftänvifhen Einrichtungen i 
Berbindung ftanden, war das Landrathsamt das Einzige, das der König ale ein 
organifches des Staats betrachtete und in allen Provinzen gleihmäßig einführt. 
Dagegen war es die Nüdficht auf die Intereffen der Gefammtheit, melde der 
König dazu führte, die gefellfhaftliche in den Befigverhältniffen und im Beni 
geichichtlih entwidelte Gliederung der Stände aufrecht zu erhalten. Diefelbe erjhien 
dem König nöthig, um die Erfüllung der geftellten Aufgabe des Ganzen möglid 
zu machen. Im Adel ſah ver König die Pflanzfchule des Heeres und zum Ti 
aud des Beamtenftandes; dem Adel den reichen, wohlgeficherten Beſitz zu erhalten, 
war für fein Anfehen und feine Eriftenz eine Lebensberingung; das Bürgerthun 
ſollte ſich mit ganzer ungeſchwächter Kraft auf Handel, Gewerbe und Kunft were 
und unter der Pflege und Fürforge des Monarchen den Staat zu jemer Hök 
materieller Entwidlung führen, daß er den Anfpruch, welchen er mit den Waffe 
in der Hand auf die Stellung ald Großmacht erhoben, aufrechterhalten und al 
ein dauerndes, unnehmbares Erbtheil betrachten fünnte. Die Maſſe des vierten 
Standes, zerftreut in Stadt und Land, fehien für den Staat nur erft als Material 
Bedeutung zu haben, ihr durch Gewährung befferer Eriftenz mehr Kraft um 
Stetigkeit zu geben, fie zu vermehren; denn wie auch ihr Werth noch verborgen 
lag, man fonnte ſich doch nicht verbergen, wie nöthig fie für den Staat war, de 
das Heer aus ihre hervorging und außerdem ihr Gigenthum am meiften belaftt 
wurde. Die Stände find Mittel zum Zweck, es ift, ald ob der Staat ein große 
Meifterwert ift, fertig im Geiſte des Meifters; bei der Ausführung deſſelbe 
geht der Meifter nach dem Princip der Theilung der Arbeit vor; jedem Arbeiter 
ift fein Wirfungsfreis genau angewiejen, ftreng wird darauf geachtet, daß fein 
ihn überfchreite, feiner den anderen beeinträchtige: der Meifter giebt der Ark! 
die Richtung und fügt Alles zum Ganzen. 

In diefen Ideen bewegte ſich Friedrich der Große: er fpricht ſich mit gröfte 
Klarheit Über die ftändifhen Verhältnifie, ihre Beziehungen zum Staat aus. Di 
Dauern, fagt er, follen niemals NRittergüter faufen, die Evelleute niemals di 
Bauerngüter einziehen; aus dem Grunde, weil jene nicht als Officiere bien“ 
fünnen, die Evelleute, wenn fie Borwerke aus den Gütern machen, die Zab N 
Ginwohner verringern. Auch die Bürger follen feine Güter der Evelleute kaufe; 
fie würden badurd nur gehindert werben, ihr Vermögen im Handel und Bank! 
anzulegen. Man fieht, hier ift feine Spur mehr vom alten Ständewefen mit ben 
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unantaftbaren Recht ihrer gefonverten Eriftenz, ihrer politifhen und bürgerlichen 
Stellung; wenn die Stände beftehen, fo beftehen fie nur, weil ber Staat fie 
beftehen lafjen will, fo wie fie der Staat will. 

Wenn ver König feinem Staate eine europäifhe Machtftellung erften Ranges 
gegeben, fo fühlte Niemand mehr als er felbft, wie nothwendig es fei, alle Hülfs- 
quellen, vie möglih waren, für ven Staat zu eröffnen, um den Anſprüchen, die 
jene Stellung erforderte, genügen zu können. Diefe an ſich fchwierige Aufgabe 
bei der verhältnigmäßig geringen Grundlage des Staats wurbe dadurd erhöht, 
dak wenn mit dem Hubertsburger Frieden nah Außen hin die beanfprudte Stel- 
fung gefihert war, nad Innen der fiebenjährige Krieg eine Verwüſtung ohne 
Gleichen gejhaffen, das ganze Werk ver Regierungsthätigfeit vor dem Kriege ver- 
nichtet und das Land in einen Zuftand wahrer Hülfloſigkeit verfegt hatte. Man 
muß fi) diefe Lage vergegenwärtigen, um zu würbigen, was Friedrich der Große 
in dem Zeitraum bes Friedens von 1763—1783 erreiht und gethan hat. Des 
Königs ganze Sorge war zupörberft darauf gerichtet, dem Lande die Mittel zu 
zu bieten, um an den Gtellen der Berwüftung die Kultur des Bodens wieber 
aufzunehmen und neue Wohnftätten zu gründen. Die Gelder, melde der König 
beim Friedensſchluß für einen eventuellen weiteren Feldzug bereit gehalten hatte, 
murben viefem Zwed zugewandt. An außerorbentlichen Unterftügungen gab ber 
König dann jährlich, je nad dem Bedürfniß der Provinzen vertheilt, ungefähr 
2 Millionen, von 1763—1786 eine Summe von 48 Millionen Thalern. Urbar- 
madhungen im großen Mafftabe und Kolonifationen, Vererbpachtungen von Doma- 
nialgätern, Förderung der Landwirthſchaft durd Belohnungen für Berfuhe und 
vorzüglihe Produktion halfen wejentlih, die Hülfsmittel des Landes zu erhöhen. 
Am Ende feiner Regierung waren durch Kunft der Kultur an 300,000 Morgen ges 
wonnen, mehr als 500 neue Dörfer gegründet und gegen fünfzig Taufend Kolo- 
niftenfamilien angefiedelt worden. Um dem Abel feinen Beſitz Ju erhalten und ihm die 
Möglichkeit zu geben, die Güter wieder in volle Kultur zu bringen, gab er reich— 
liche Darlehne und begründete das Kreditſyſtem der Landſchaft zuvörderſt in Schle— 
ſien und ſodann über alle Provinzen, das fir den Gutsbeſitzerſtand und die Ent- 
widlung der Landwirthſchaft bis auf ven heutigen Tag eine Einrichtung von 
unfhägbarenm Werth geweſen ift. Der König erkannte wohl, daß für die Ent- 
widlung des Landes es nicht minder nothwendig fei, den Bauer in gute Tage zu 
bringen, wie den Gutöbefiger. So lange aber der Bauer faft überall in ver Unter 
thänigfeit des Gutsbefigers ftand und die Frohnden an der Arbeitskraft der Hinter- 
faffen zehrten, war an einen Auffhwung in den bäuerlichen Kreifen nicht zu denken. 
Der König fuchte im Einzelnen diefen Mißſtand zu beffern, er gab den Behörben 
den Auftrag, die ftrengfte Kontrole über die Behandlung der Hinterfaffen Seitens 
der Gutsbefiger zu üben, und fie gegen Ueberbürdung mit Herrenbienft zu ſchützen, 
und feste die Urbarienbebörven ein zur Feftftellung der zwiſchen den Herrn und 
Dinterfaffen ftreitigen Verhältniffe der Dienftleiftungen, fowie er andererfeits bie 
Theilungen und Separationen der Öemeindebefigungen, jelbft durch Belohnungen 
zu fördern fuchte. Aber im Ganzen blieb die Lage des Landmanns eine wenig 
günftige, da die Wurzel des Uebels, die Erbunterthänigfeit und der Frohndienft 
blieb, und der König konnte ſich theild aus Beſorgniß dem Adel zu ſchaden, theils 
aus Rüdfiht auf die großen Koften eines folhen Unternehmens für den Staat. 
nicht zu großen legislativen Maßregeln entſchließen, bie eine neue und gefunde 
Grundlage aller länvlihen Verhältniſſe gefhaffen hätten. 

Eine befondere Sorge und zwar mit großem Erfolg wandte der König dem 
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Berg- und Hüttenwefen zu, das in bem Freiherrn von Heinitz einen fechk 
unterrichteten und thätigen Chef erhielt. Schon im Jahre 1783 wies Herkber 
darauf bin, daß Preußen nicht mehr nöthig habe, vom Ausland Eifen, Kupfe, 
Dlei, Kobalt, Bitriol, Alaun und Kohlen zu beziehen; an Export gewann ke 
Staat bis gegen eine halbe Million. Schon damals erkannte man den Kohle: 
reihthum Preußens und den ungemeinen Gewinn, welde bie Ausbeutung biees 
Produfts gewähren müſſe. 

Es verdienen endlich aud die großen Kanalbauten erwähnt zu were, 
bie ber König vor und nah dem flebenjährigen Krieg unternahm und die fir 
den Handel insgemein, insbefondere aber für die Landkultur durch ben ermör 
lichten Abſatz und die gute Verwerthung der Landprodulkte eine ftetige Förderung 
geblieben find. 

Wie fhon Frievrih Wilhelm I. gleichzeitig die Landeskultur und bie Ent 
widlung der fommerciellen Kräfte angeftrebt hatte, war König Friedrichs Baikı 
nicht weniger darauf gerichtet, Handel und Gewerbe zur Blüthe zu bringe. 
Das Spftem des Schußzolld und der direkten Förderung durch Staatsmittel un 
die Staatsverwaltung beherrfchten die Zeit und Friedrich der Große war in bien 
Ideen aufgewachſen; wie mangelhaft e8 aber auch principiell war, wie entſchieden 
fpäter das Wohl des Landes und das Intereffe gerade des Handels forbern medtt, 
fih diefem Syftem abzuwenden: unter den eigenthlimlichen Berhältniffen, in welhen 
fih ver Staat nad den verheerenden Kriegen befand, war es das nothwendige 
und allein mögliche. Das Land war ohne Kapital, insbeſondere materielles, aba 
auch ohne das geiftige eines ausgebilveten Kunftfleiges und technifcher Fertigkeit; 
die einzelnen - Theile des Landes ftanden in gar Feiner oder fehr befcpräntter 
Handelsverbindung und die Handelsbeziehungen nad) dem Auslande, an und für 
fih vorher unbeveutend, waren mit dem Kriege faft ganz verloren gegangen. 

Das Syſtem def Königs war: die Gewerbe dem dande befannt zu madıen, 
eine Tertigfeit, die der des Auslandes nahe ftände, zu erzielen, Kapital aus ven 
Staatsmitteln zu geben, damit größere und fleinere Unternehmungen zur Aus— 
Übung einträglichfter Gewerbe im Lande ins Leben treten fünnten, durd den 
Schutzzoll ven Abfa im Pande und damit die Möglichkeit des Beftandes für dir 
gewerblichen Unternehmungen zu fihern, überhaupt auch alles Kapital im Lande 
zu erhalten und endlich bei weiterer Entwidlung mit tem Grport der preußiſchen 
Produkte Kapital ins Land zu bringen. Für den Erport und allgemein für den 
Handel fuchte ver König num alle nur denfbaren Verbindungen anzuknüpfen un 
unterftügte mit den Mitteln des Staats alle Pläne, melde nad dieſer Richtung 
bin irgend welche, wenn auch noch fo bebenfliche, Ausficht verſprachen. 

Die gewöhnlichen Irrthümer und Berrehnungen des Schupzollfuftems um 
der Staatsfubventionen traten auch hier ein; von den vielen Gewerben, bie ein 
bürgern unternommen wurde, konnten manche feinen Fuß faffen umd ihre fünf‘ 
lihe Aufrehthaltung forderte große und nutzloſe Summen, Handeldunternehmung? 
zerfloffen fo fchnell wie fie aufgetaucht und der Schwindel trieb mit dem Ber 
mögen des Staats vielfach fein Spiel. Aber anvererfeits zeigte ſich, daß ber Ir 
trieb, mwelden ver König gab, überall Thätigkeit und Muth zu Unternehmung® 
erwedte, es bilvete ſich eine intelligente Arbeiterflaffe und eine Reihe von Gewerke 
nahm durch das gewährte Kapital und fonftige Bergünftigungen einen Auffhwms 
der bald dem Lande bedeutende Kapitalten gewann. In den achtziger Jahren war [der 
ein Erport von 6 Millionen Thaler an Leinwand und von 4 Millionen Thela 
an Tuch⸗ und Wollenftoffen; außerdem ftand die Seiden- und Baummwolleninbuftrt, 
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die Eifenfabritation, die Zuderraffinerie in voller Blüthe, und eine Reihe anberer 
Gewerbe hatten ſich wirklich eingebürgert. 

Fluß- und GSeefchifffahrt wurden vom König ganz befonders begünftigt 
und nachdem Oftfriesland, fomwie fpäter der Danziger Hafen zur Monarchie ge- 
kommen waren, wuchs ber Seeverkehr fo bedeutend, daß Preußen mit feiner 
Handelsmarine von 1200 Schiffen fi ſchon den großen Seemädten anreihte, 19) 
Bon einer Reihe von Unternehmungen , die fi auf den Seehandel bezogen, 
fol nur die Seehandlungsgefelihaft genannt werben und unter andern höchſt 
vortheilhaften Anftalten zur Förderung des Handelaverfehrs verbient wenigftens bie 
Gründung der Bank zu Berlin mit Filialen in andern großen Städten Erwäh— 
nung. In dieſes Gebiet gehören auch zwei Akte der auswärtigen Politik Friedrichs 
des Großen, nämlich fein Beitritt zum Neutralitätsbündniß von 1780, fowie der 
tm Jahre 1785 abgefchloffene Handelsvertrag mit den vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa. Man kann vielleiht jagen, daß ſchon während der Regierung Friedrichs fein 
handelspolitiſches Syſtem ſich überlebt hatte; aber wenn von etwaigen Nachtheilen 
geſprochen werben kann, die bie fortgefegte Aufrechthaltung deſſelben dem ſchon zur 
Selbftftändigkeit reifen Handel und Gewerbe gebracht habe: was find fie im Ber- 
gleich zu dem Bortheil, daß Preußen ohne Handel, ohne Gewerbe, ohne Kapital 
durch den König zur Wohlhabenheit und fo bald zu einer Höhe des Gewerbfleifes 
und des Handels geführt worben war, daß der bisherige Schuß nicht mehr noth- 
wendig erfchien! 

Den wirklich erheblihen Schaden, welchen Handel und Gewerbe, melden das 
Land auf dem materiellen Gebiete und zugleih auf dem moralifchen durch bie 
Maßnahmen des Königs erlitt, wird man nicht ſowohl in dem handelspolittfchen, 
als in dem fistalifhen Syſtem Friedrichs des Großen zu fuchen haben. Die 
Finanzverwaltung des Königs zeichnete fich durch eine Sorgfalt, Ordnung und 
Sparfamfeit aus, die immer ald Mufter gelten kann. Der Thatfache, daß der König 
den ganzen fiebenjährigen Krieg, der ihn eine Summe von 150 Millionen Thaler 
baaren Geldes koſtete, führte, ohne irgend melde Staatsfhuld zu kontrahiren, 
während er faft von ver Hälfte feines Landes gar feine Einnahme hatte, und in 
Bezug auf fremde Mittel ausfhließlih auf die Subfivien Englands und die Kon- 
tributionen in Sachſen angewiefen war, fteht nichts Aehnliches zur Seite. Aber 
auch nah dem Kriege waren übergroße Geldmittel erforberlih. Für das Heer 
mwurben über 12 Millionen Thaler, zwei Drittel der orbentlihen Einnahmen, ver- 
wendet; immer der Gefahr ausgefegt, von Neuem durch den Haß und Neid ber 
großen Nachbarmächte in der. Sicherheit des Beſitzes bebroht zu werden, mußte 
der König die Mittel bereit halten, um einen längeren Krieg beftehen zu können; 
er hinterließ bei feinem Tode einen Staatsſchatz von 70 und einigen Millionen, 
fo daß alſo durchſchnittlich feit 1763 für den Schat 11/, Millionen jährlich zurüd- 
gelegt worden waren. 11) Hierzu fommen nun nod jährlich die zwei Millionen außer- 
orbentliher Unterftügungen neben dem ganzen Bedarf des orbentlihen Etats aller 
. Zweige des öffentlichen Dienftes. 


10) (Eine Kriegamarine zu unterhalten, hielt der König bei den ſchon übermäßig angeftrengten 
Kräften des Staats für nicht gerathen. Indeflen hat er ſelbſt auf die Erwerbung Danzigs hinge⸗ 
wieſen, ald die Eventualität, welche dies Verhältniß ändern würde. 

1) Die Nothwendigkeit eines Staatsfchages, überhaupt die Schwierigkeit, in welcher fih der 
König durch die Höhe der unumgänglichen Ausgaben befand, erkennt felbft Mirabeau an, der das 
ganze finanzielle Syſtem des Königs fonft aufs ſchärfſte tadelte, 


828 Stiedrih der Große. 


In diefer Berlegenheit kam der König auf die Politif, durch vie Erhöhung 
der indireften Steuern, von der er meinte, daß fie die Bevölkerung am leid: 
teften ertrüge, ſowie durch Monopole ſich höhere Einnahmen zu ſchaffen. Bei 
der Durchführung diefes Syftems geriety der König mit fich felbft und feinem 
ganzen Regierungsfpftem in Wiverfpruh; er führte Behörden in das Land ein, 
von Ausländern — Franzofen — gebilvet, die ohne Interefje für das Land in 
willfürlichfter und verlegendfter Weije den Willen des Königs durchführten, zur 
Sicherung der Monopole traten die brafoniichften Strafgejege ein und eine gan; 
unmwürbige Spionage überzog das ganze Yand, während von der anderen Seite bie 
öffentliche Moral dur einen Schmuggelhandel größten Maßſtabes vergiftet wurde 
Friedrich felbft mußte envlid erkennen, daß fein Syſtem undurdführbar war, aber 
fo tief verlegen hatte vafjelbe gewirkt, daß während ver legten Lebensjahre des 
Königs fih in die Verehrung und Hingebung für ihn ein bitterer Unmuth wiſchte 
Was ſolchen drückenden Zuftand allein noch erträglid machte, war die That: 
fache, welcher ſich die Cinſicht des Volfes nicht verſchloß, daß die durch fo übele 
und drüdende Maßnahmen gewonnenen Mittel vom König nur zum allgemeinen 
Beften verwandt wurben. 

Für die Förderung ver Volksbildung hat Friedrich der Große verhältnif- 
mäßig währenn feiner Regierung am wenigften gethan. Der König hatte feinen 
Sinn und fein Verſtändniß weder für den Geift der deutſchen Bildung umt 
Literatur noch für die deutſche Wiffenichaft und deren Pflege in Schule und Uni: 
verfität. Die Sorge für viefe blieb ven Behörden im Allgemeinen überlaffen, ohne 
daß der König durch befonderen Antrieb die Entwidlung auf diefem Gebiete zu 
fördern fi) veranlaßt fand. Für die niederen Volksſchulen geſchah Mandes, tod 
tönnen auf diefem Felde die Leiftungen Friedrichs denen des Vater nicht entfernt 
an die Seite geftellt werden. Eein Interefje foncentrirte fih auf die Afabemie, deren 
Leiftungen ihm Wiffenfhaft und Bildung in der Form und Behandlung der Frau— 
zofen nahe brachten; in der er fi allein heimifch fand, und vie ihm als Mufter 
des Gefhmads erfchien. Aber die Perfünlichkeit und die Thaten des großen Königs 
halfen ohne fein Wiffen und fein befonderes Bemühen, dem deutſchen Geift in 
Wilfenfhaft und Literatur den großartigen Aufſchwung geben, mit welchem im 
Deutihland nad) dem fiebenjährigen Krieg eine ganz neue Kulturepoche eintrat. 
Und wenn man fieht, wie in ber vollen Freiheit und Selbſtſtändigkeit fich vie 
deutſche Literatur und Wiffenfchaft zu glüdlichfter Originalität und männlichfter 
Kraft und Reife entwidelte, wird es als eine Gunft des Geſchicks erfcheinen, dag nicht 
äußerer Einfluß, Willen und Auffaffung mächtiger Gönner und Protektoren be 
—— und verwirrend in das lebendige Ringen ver geiſtigen Kräfte ver Nation 
eingriff. } 
Wie wenig aber auch der König Charakter und Bebeutung der nationalen 
Entwidlung, die um ihn ber ſich zeigte, im Einzelnen zu würdigen vermochte, jo 
hatte er do eine Ahnung von der großen und glücklichen Umwälzung, die im 
Begriff ftand, ſich zu vollziehen, und er begleitete fie mit patriotifchen Wünfchen. 2) 

IV. Wir find der Thätigfeit des Königs eine lange Regierung von ſechs un 
vierzig Jahren bindurd auf den Gebieten ver äußern und innern Politik gefolgt: 
fehren wir noch mit einem Blick zu ver Berfönlidkeit und ven Leben— 
gewohnheiten des großen Monarchen zurüd. 


12) Man vergleiche den Schluß der Abhandlung de la litterature allemande (Oeuvres VIl, 
122). Diefe Arbeit ift eins der eigenthümlichften Geiftesprodufte des Königs, 
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Als Friedrih II. den Thron beftieg, ftand er in der Fülle jugenvlicher Kraft 
und Gefundheit; feine Erfcheinung war von eigenthümliher Anmuth, fein ganzes 
Weſen von einem freien heitern Schwung getragen. Der König war von mittlerer 
Größe, eine ſchlanke und elaftiiche Figur. Sein Antlig, zart und weid in feinen 
Umriffen und in ver Färbung, erhielt Charakter und Würde durch die hochgebietende 
Stim und leuchtete im Glanz des wunderfchönen großen blauen Auges. So erſchien 
er in den ſchleſiſchen Kriegen vor feinem Heere wie eine wahre Helvengeftalt, die 
Alles mit dem Zauber ihrer Perfönlichfeit erfüllte. Bald aber nad) dem Dresdener 
Vrieden wurde Friedrichs Geſundheit ſchwankend und fo ernfte Leiden traten ein, daß 
der König fein Ende nahe glaubte. Beim Beginn des fiebenjährigen Krieges erfchien 
Friedrich der Große ſchon viel älter als er war und während der fieben Jahre 
faft unausgefegt durd Krankheit, übermenſchliche körperliche und geiftige Anftren- 
gungen aufgerieben, fehrte er aus dem Kriege eine gebeugte Greijengeftalt zurüd, 
In den Zügen viefer fpätern Lebensjahre ift das Bild des Königs, man fann 
fagen ein Gemeingut ver Welt geworden; ein Gefiht, ganz eingefallen und von 
einfachiten ſcharfen Konturen, der Mund von feinem Schnitt, umfpielt von Sarkas— 
mus und in feiner Gejchloffenheit der Ausdruck größter geiftiger Energie, eine 
ſcharfe, vorgeftredte Nafe, die Augen, ohne ven Glanz der Jugend, aber noch 
größer fcheinbar geworden und von einer Klarheit und durchdringenden Schärfe, bie 
alles was in ihren Bereich kam ſich unterwürfig machte, hervorbringend unter einer 
marfigen, tief zurüdgebauten Stirn: das Ganze ein wunderbar getreues Abbild 
des zum Herrſchen geborenen gewaltigen und raftlofen Geiftes, der diefem Körper 
inne wohnte. 

In den erften Zeiten feiner Regierung liebte der König ein heiteres reges 
Hofleben und er nahm an Feſten und Zerftreuungen einen lebhaften Antheil. Bon 
der Gemahlin alsbald beim Regierungsantritt fi trennend, fand er für das 
bäuslihe Glück in der täglichen Geſellſchaft eines Kreifes ſchöner Geifter — unter 
ihnen auf mehrere Jahre Voltaires — fowie in der eifrigen Pflege ver Muſik einen 
Erfag, der ihm Erholung und Anregung zugleid, war. Aber allmälig mit der abnehmen- 
ven Körperfraft Friedrichs, da der Tod oder fonftige, oft widrige Umftände jenen Kreis 
der täglichen Genoffen mehr und mehr lichteten und ver König in den Bedrängniſſen 
und Anftrengungen des großen Krieges den Sinn und die Neigung für die Heiterfeit 
und die belebenve Friſche des gefellihaftlihen Verkehrs verloren hatte, wurde es einfam 
und ftil um ven König. Ganz auf fich zurüdgezogen, von den einfachften Be— 
dürfniſſen, in beſchränkteſter Hofhaltung, lebte er Tag-aus Tag ein nur dem Re- 
gentenberuf und wenn er fih Erholung gönnte, fo war es immer wieder bie 
Arbeit, die Beihäftigung mit Literatur, mit hiftorifhen und philoſophiſchen Auf: 
gaben, worin er fie fuchte. Man darf fagen, fein Leben ging völlig in der Arbeit 
und im geiftigen Schaffen auf. 

Den einzigen geiftigen Genuß, welchen er fich gewährte, bot die Natur, bot 
ein Wohnfig, in dem der Köuig von foftbaren Erzeugnijfen der Kunft fi um- 
geben ſah, der ausgeftattet mit allem Reiz des Anmuthigen und Exrhabenen zu 
dem König von dem großen Werk, das er vollbracht, von der Macht des Staates, 
von dem Ruhm feines Vebens in mächtiger Beredtſamkeit ſprach. Die Reſidenz bei 
Potsdam — Sansfouci mit dem neuen Palais — diefe großartige, wahrhaft 
füniglihe Schöpfung, die das lebende Geſchlecht in ihrer vollen Schöne hat wieder 
erftehen jehen, war die Freude des Königs, fie erſchien ihm feine eigenfte Heimat; 
bier, wo er im Leben am liebften geweilt hatte, wollte er auch beftattet jein. 

In der Einfamkeit feines unermüdlich thätigen Lebens ſchöpfte der König aus 
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dem Gefühl ver Pflicht eine nie verſiegende Kraft; aber wie feine Seele ſich imme 
mehr in die Aufgabe verfenkte, für die Intereffen der Geſammtheit des Staats ıı 
forgen, trat bei dem König, möchte man fagen, das Gefühl für ven Einzelnen, vie 
gemüthliche Theilnahme an dem Schidfal, an ven Leiden und Sorgen des Menfchen, 
zurüd. Der König trug aus den großen Kämpfen jeines Lebens Berbitterung um 
Miftrauen gegen die Menjhheit davon und indem er ſich von einem unerbittlicen 
Haß, von der ſchändlichſten Verleumdung und von eifrigfter Tadelſucht faft überal 
in Europa und unabläffig verfolgt ſah, fteigerte fi beim König immer mehr bie 
Kälte, Rüdfichtslofigkeit und fchneidende Schärfe des Charakters, welche, wie wir 
oben bemerkt haben, die Frucht der ſchweren Wirren in der Jugend Friedride 
geworden waren, 

Der König erfchien ſich oft, in einer wehmiüthigen Refignation vie zeigte mie 
tiefen Gefühls er war, als ein Menſch, vem die Borfehung ein langes freudeister 
Leben nur zur Erfüllung einer großen Pflicht auferlegt habe, einfam daſtehend, cm 
Würdigung, ohne Dank, ohne Liebe von Seiten der Menfhen. In diefer Stin- 
mung wandelte ihn wohl felbft der Gedanfe an, daß das ganze Werk feines chen! 
ein vergängliches fein würde, mit ihm der ganze ftolze Bau zufammenfinten fine. 
Aber -er follte beftehen und mit vemfelben der Ruhm deſſen, der das Gebäut: 
aufgerichtet. Ä 

Wenn die Männer wahrhaft groß zu nennen find, welche geftaltenden Geiftet 
lebensvolle, von hohen mweltgefhichtlihen Ideen getragene Schöpfungen begrünbe, 
welde ihren Werten den Trieb der Fortentwidlung und die Kraft der immer vol: 
fommenern Erneuerung eingepflanzt haben und melde ein ganzes Leben, ein 
Summe der wunderbarften Geiftesfräfte, unter den fehwerften Prüfungen der Ber: 
wirklichung folder Schöpfung, ihrer Sicherung und Entwidlung gewidmet haben: 
fo trägt Niemand diefen Beinamen mit mehr Verdienſt als Friedrich II. Die 
Mittel, welche der König ergriff, um feine Ideen durchzuführen, feine Politik im 
Innern und nah Außen, die ganze Regierungsmafdhine mag wohl in mander 
Beziehung noch fo fehlerhaft, einfeitig oder nur momentan brauchbar erfcheinen: 
das Ziel des Königs, die leitenden Grundfäge feiner Regierung, die Geele bie 
er dem ganzen Staat einhaudhte, der Trieb den er ihm einpflanzte: das fin 
unvergänglihe Güter, und Preußen — die Herrfcher wie die Nation — fieht in 
ihnen für alle Zeiten die Gewähr feiner Macht und. Größe. 

Nie darf und wird biefer Staat vergeffen, was der König als die Bedingunz 
feines Geveihens bezeichnet hat: tout soit force, nerf et vigeur! Dann wird in Er 
füllung geben, was der König als feinen legten Wunſch ausfprady, dann wirt 
das Werk, zu dem er den großartigen Plan, die fihere Grundlage mit Meifter: 
band gegeben, immer mehr wachſen und gebeihen. 

„Meine legten Wünſche in dem Moment meines Abfcheidens“, ſchrieb ver 
König im Teftament von 1769, „werben für das Wohl viefes Staates fein. 
Möge er immer mit Gerechtigkeit, Weisheit und Stärke regiert werden; möge er 
der glüdlichfte der Staaten fein durd die Milde der Gefege, der am gerechteften 
verwaltete. in Bezug auf die Finanzen und der am tapferften vertheidigte durch ein 
Heer, das nur Ehre und edlen Ruhm athmet; und möge er blühen fortbauern 
bis an das Ende der Zeiten!“ v. Iarmm). 
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Stimmenverbältnik 33, Inhalt der Bundes: 
gewalt 37. Gefepgebung 37. Gerichtöhoheit 
38. Regierungsrechte (Haushalt, Militärgewalt, 
Polizei, auswärtige Politit) 40. Gewähr: 
leiſtung der Volfsrechte 49, 

Deutiche Bundesverfammlung (von 
Demjelben) 53. VBorgefchichte 53. Ent 
ſtehung 55. Rechtliche Stellung 58. Bundes- 
tagsgejandte 58. Vorſitz 60. Plenum und 
engerer Rath (Religionsangelegenheiten, jura 
singulorum, gemeinnüßige Anordnungen) 61. 
Sejandtichaftsrecht 64. Bundesbehörden und 
SKommiffionen 65. 

Deutfcher Bund, Meform (von Dem: 
Felben) 67. Geſchichte der Reformbeftrebun- 
gen feit 1848 71. Bis zur Kaiſerwahl 71. 
Dis zum Erfurter Reichötag 84. Reaftivirung 
Des Bundestags 93. Bedürfnik und Bedin- 
gungen der Reform 23, 95. 

Deutſche Bundesafte Art. 13: 11, 15, 51. 
Art. 14: 198. B.Befchlüffe, B.Gefege im Ber: 
hältniß zur Randesgefeßgebung 37. B. Diplo⸗ 
matie 48, 64. B.Feſtungen 22, 42, 112. 
B. Finanzgewalt AM B.Gehiet, Schub nad 
Außen 47. B.Geriht 13, 14, fiebe auch Aus 
träge. B.Schiedögeriht. B.Gemwalt 33, 37, 
B.Ölieder 34, 58; deren Rang⸗ und Standesver⸗ 
bältniffe 44. B.Haushalt 40. B. Kanzleikaſſe 
40. B.Kommiffionen 40, 41, 66, B.Kontins 
gente 42. B.Krieg 47. B.Kriegeverfaffung, 
fiehe Heerverfaffung. B.Matrifularfaffe 40, 
B.Militärausfhuß und Militärkommiſſion 41, 
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66. BMilitärgewalt 41. B. Militärſtraßen 
112. B.Politik 43, auswärtige 44. B.Poli-⸗ 
zeigewalt 42. B.Schiedsgeriht 38. B.Servi- 
tuten 111. B.Tagsferien 59. B. Tagsgeſandte 
58. B. Verhandlungen, deren Geheimhaltung 
22, 67. 

Deutiche Kriegäflotte 554. 

Deutfche Landftände, S. Landſtände. 

Deutiche Nationalverfammlung, S. Nationaler: 
fammlung. 

Deutiche Patentgefeßgebung 421. 

Deutfches Bürgerrecht (von Pözl) 
52, 98. 

Deutſches Kaiſerthum 6, 45, 82, S. auch Rö- 
mifches Reich. 

Deutjches Recht und deutfche Rechtäwiffenfchaft 
244. Gemeines Recht, insbeſondere Privats 
recht 246, 252, Mittelalterl. Rechtsbücher 250, 
325. S. auch Germanifche Ehe u. f. w. 

Deutſches Reih, S. Römifches Neich deuticher 
Nation. 

Deutihland: zur Geſchichte der Domänen 
1655 des Eides 268; der Einkommenſteuer 
359. Eijenbahnen 378, 386. Marineftatiftit 
550, 

Deutfchland zur Zeit Friedrichs d. Gr. 816. 

(Deutfhorden, S. Orden.) 

(Diäten, S. Abgeordnete, Bd. 1.) 

Diderot 388, 393. 

Dienftbarkeit, ftaatsrecdhtliche (von 
Zahariä) 108. 1. Begriff 105. 11. Sub⸗ 
jefte 107. 111. Gegenftand 108. IV, Aus 
übung 109, V, Begründung 110. VI. Er⸗ 
löſchung 112. 

(Dienftbotenordnung, S. Gefinde.) 

Dienfteid 286. 

Dienftentlaffung, S. Disciplinarvergehen. 

Dienftgeheimniß 113. 

Dienftmannen, S. Miniftertalen. 

(Diktatur, ©. Abfolute Gewalt [Bd. I], Noths 
recht.) 

(Didcefe, S. Biſchof Bd. 1), Katholiſche Kirche.) 

Diplomatie (von Freih. v. Kaltenborn) 
115. I. Begriff 115. 11. Grundfäße der 
Ausübung 118. 111. Geſchichte 1195 ©. 
auch deutfche Bundesdiplomatie. 

Diplomatif 115. 

Diplomatifches Korps (von Freiherrn 
v. Kaltenborn) 131. 

93 
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Direktorinlregierung in Frankreich 623. 

Diseiplinarvergehben und Diseipli- 
narverfabren (von Bülau) 134. 
1, Schuldisciplin 134. I, Militäriſche D. 1355 
Gefängnifd. 135. 111. Beamtendisciplin 137; 
Quiescenten 143. Gemeindebeamte 143. Geiſt⸗ 
liche 144. D. Vergehen 139. DMittel 141. 
D. Verfahren 144. Gejeßgebung der deutichen 
Staaten 145. 

Diffidenten von E. Hermann) 146. 

Dogmatismus 159. 

Dohm (von Freih. v. Kaltenburn) 150. 

Doktorat (von Medicus) 156. 

Doktrinarismus (von Bluntfhli)159. 

Domänen (von v. Treitſchke) 162. 1. Ge— 
jchichte 162. IL Staatögut oder Ramilien- 
aut? 166, 111. Jura fisci, Veräußerung durch 
einen Ujurpator 169. IV, Zwedmäßigfeit der 
Veräußerung 169, V. Statiftif 172, VI. Ber: 
waltung 173, 

(Dorfgemeinde, S. Landgemeinde.) 

Doyen 133. 

Dreifönigsbündniß 89. 

Dresdener Konferenzen (1850) 94. 

Dritter Stand won Bluntfhli) 176. 
In der frangöfifhen Nationalverſammlung 
617. Im beutigen Kranfreih 720, 

Droit de visite, de recherche 183, 

Drovfen 120. 

(Dſchingis⸗Chan, S. Tſchingis⸗Chigan.) 

Duell 237. 

Dufaure 646, 649, 661, 662. 

Duldung, religiöſe, S. Bekenntnißfreiheit. 

Dumouriez 621. 

Durchſuchuugsrecht (von Freih. v. Kal: 
tenborn) 183. 1. In Kriegszeiten 183. 
11, Zur Unterdrückung des Sklavenhandels 
186. 

Duvergier d’Hauranne 653, 655, 

(Dynaftifhe Interefien, S. Monarchie.) 


©. 


Ebenbürtigkeit (von Schulze) 187. 
1. Bis zum 14. Jahrh. 188. IL, Bom 11. 
bis 16. Jahrh. 189. 111. Neuere Zeit 192, 
IV. Das Ebenbürtigkeitöprincip feit Auflöfung 
des Neichd und im heutigen Privatfürften- 
recht 197. Politiiche Beurtbeilung 201. 


Regifter. 


Ehe (von Bluntfhli) 203. 1. Air 
203. II, Geſchichte 205 ; barbarijche Zuftiar 
205, niedere afiatifche Givilifationen © 
europälfche Givilifation 208. 111. Verbin 
von Staat und Kirche 211, 215. W.® 
gehung der Ehe, Ehehinderniſſe 218, Bezirk 
gung und Grfchwerung 221, 502. V. im 
nung der Ehe 223. 

(be zur linfen Sand 216. Givilche 214, 34, 
222. Gemifchte E. 217, 219. Ehebn Bi 
Ebebindernijfe 218. Eherecht in dx 
die Standesunterfihiede 188. Ehe und furl 
495, 

Ehre (von Maurer) 226. Bad. 
Rechtliche und fittliche (Ehre, Medi 
und Ehrloſigkeit 229. Rechtsſchuß der Ei. 
Injurien 234. Selbſthülfe, Zweilampf. Cu 
gericht 237. a 

Eichhorn, KH. F. (won Freih. v. Ride 
bofen) 287. 

Eid (von Meier) 267. Ginleitung M. 
1. Geſchichte und allgemeine Grundiäge 2° 
11. Ginzelne Anwendungen des Eidet mi 
heutigem Recht 284, 

Eid, politifcher (von Brater) 990. 

Eidesfühigfeit, Eideöverweigerung 283. Ee 
formen 268, 273, 279, 283. Gibesbelfer ZI 
275. Eideszuſchiebung 287. Gidfteuer 35 

Eigenthum won Bluntfhli) 897.1.% 
griff 297. I. Zur Gefchichte 298. 111. N 
und Necht des Staates im Verhältniß me 
Privateigentbum 3135 Gigenthumdabtrte; 
315, 467. IV. Zur Reformfrage des Ei 
thums 315. ©. auch Grundeigentbum, Prix 
eigenthum. 

Eike von Repkow (von Jolly) 251, 39. 

(Einführungspatente, ©. Erfindungspatenk. 

(Einfammerfoften, S. Gefepgebender Kine) 

Einfommen von v. Mangoldt) 38 
I. Begriffe 335; II, Grundfäge über die ®v 
rechnung und Bemeffunggdes Einkommens 3 

Einfommen : und Kapitalrenten 
ftener (von Fentſch) 346. 1. dur 
346. 11. Grundfäge der Einfommenbeis 
rung 346, A113. Einwendungen gegen 
Steuer 350, IV. SKapitalrenten und 3* 
fteuer, Verbindung derfelben mit der 6° 
tommenft. 352, V. Geſchichtliches 38. 

Einwanderung (von Pöz!). 360. 


negiſter 


Eiſenbahnen (von Glaſer) 366. Tech: 
nifche Berhältnifie, Herſtellungs⸗ und Betriebs: 
koften, Frachtſätze 366. Staatd- und Privat: 
bahnen 372, Geſchichte und Statiftit 374, 386, 
648, 713. Bedeutung für Wirthſchaft, Kultur 
und Politik 384. ©. auch Verkehrsmittel. 

(Eibjchifffahrtsatte, S. Schifffahrtsgeſetze.) 

Emancipation, S. Frauen, (Juden, Sklaverei 
u. ſ. w) 

(Embargo, ©. Seekrieg.) 

Emſer Punktation. ©. Römiſch-kath. Kirche.) 

Encyklopädiſten (von Ahrens) 388. 

Engerer Rath des Bundestags 36, 61. 

England: zur Gefchichte der Domänen 164. Gel⸗ 
tung des Ebenbürtigfeitöprincips 201. Ein: 
Bonımenfteuer 358. Grundfäge über Natura: 
lifation 362, Fremdenrecht 761. Friedens⸗ 
gericht 777. Eifenbahnen in €. 374, 386. 
Erfindungspatente 416. Konceffionirung der 
Aftiengefellfchaften 490. Ueberwachung des 
Fabrikbetriebs 491. Zur Statiftif des Fabrik—⸗ 
weſens 492, Marine 541, 545. E.'s euros 
päiſche Politik zur Zeit Friedrichs d. Gr, 791. 
E. zur Zeit von Fox 570. E. und Frankreich 
unter Ludwig Philipp 650, 651, 652, unter 
Napoleon III. 664, 668, 672. 

(EnHaven, S. Staatsgebiet.) 

(Enquete, ©. Gejeß.) 

(Entrepsts 729. 

(Epidenie, S. Geſundheitspolizei.) 

Episkopalkirche, S. Großbritannien, Proteftan- 
tiſche Kirche.) 

(Episkopalſyſtem. S. Römiſch-⸗katholiſche, Prote— 
ſtantiſche Kirche.) 

Erbgüter von Maurer) 398, 412, 415. 

Erbmonardie, S. Erbreht (Monarchie). 

Erbpacht bei Domänen 175, 

Erbrecht, privatrechtliches (von Brinz) 
203. Erbrecht der Familie, der Gemeinde, 
des Staates 321, 412; der Weiber 722, 

Erbredt, ftaatörechtliches (von 
Bluntfhli) 413. Weiblihe Thronfolge 
725, 726, 

Erfurter Reichstag 92, 

Erfindungs: und Einführungspa: 
tente (von Mafowirzfa) 416. 1. Ge 
ſchichte und jegige Einrichtung 416; 11. Män- 
gel und deren Berbefferung 420; III. Eins 
mendungen gegen das PBatentinftitut 422, 
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Eroberung (von Berner) 494. 

Gritgeburtörecht 414. 

(Erzbiſchof, S. Biſchof, Bd. 11.) 

Erziehung, ſittliche und geiſtige (von 
Frobfhammer) 428. Zweck und Me 
thode 428, Nechte und Pflichten des Staates 
431, 502. Fabriffinder 491. Verbältnig des 
Staates zur Familie und Kirche 433, 

Erziehung, Förperliche (von Pfaff) 
435. 

Espartero (von Flegler) 240. 


Eugen von Savoyen (von v. Hörmann). 


447, 

Europa (von Bluntfhli) 455. ı. Geo: 
graphiiches 456, 539, 11. Bevölkerung 456, 
463. 111. Religion 459, IV. Kultur 460, 
V.sandel 460. Vi. Berfajfungszuftände 462. 
Vi. Finanzen und Kriegsmacht 464. 

(Evangelifche Kirche, S. Proteftantiiche Kirche.) 

Erxpropriation von Brinz) 315, 467. 
Begriff und Borausjeßungen 467. Berfahren 
471, 

Erterritorialität (von Freih. v. Kalten: 
born) 474, 


FJ. 


Fabrikweſen und Fabrikarbeiter (von 
Schäffle) 276. I. Begriff und geſchichtl. 
Entwidlung 476. 1, Stellung des Staates 
zum Rabrifweien 485: Errichtung von Fa— 
brifen 487, insbefondere Aftienfabrifen 488; 
Betrieb der Fabrifen 491. Zur Statiftif des 
Fabrifwefend 492. Arbeitseinftellung, Verab⸗ 
redungen der Fabrikherrn 494. ©. auch Er: 
ziehung. 

Fahneneid 296. 

(Faktion, ©. Parteien,) 

Faktoreigeſetze 491. 

Familie (von Maurer) 495. Mann und 
Frau, Eltern und Kinder, Gefinde, Sippfchaft 
495. Hausherrliche Gewalt, vormundſchaftl. 
Pflege 498. Staatliche Feftftellung der Fa: 
milienrechte, Schuß gegen Mißbrauch 433, 
501. Erfchwerung und Begünftigung der Fa— 
mifienbegründung 502. Familienrath 502. 

Familienerbrecht 399, 407, 414, 

Familiengüter, adelige 401, 408, 410, 411.6. auch 
Erbgüter (Stammgüter und Fidellommifter 
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Fayette, ©. Lafapette. 

Femelwaldbetrieb 557. 

Ferdinand, Prinz von Braunfchweig, S. Sie 
benj. Krieg. 

FeriensAusfhuß des Bundestags 60. 

(Fefte, S. Vollsfeſte. 

Feudalſyſtem 310, 320. 

Feuerbach (von Mittermaier) 508, 

(Feuerpolizei, S. Polizei.) 

(Feuerverfiherung, ©. Verfiherungsanftalten.) 

Feuillants 619. 

Fichte (von 3. 9. Fichte) 514. 

Fidelkommiß, S Ramiliengüter, 

Filangieri (von Mittermaier) 520. 

Finanzbehörden ıvon Bülau) 524. 
S. auch Fisfalbeamte, Forſtwirthſchaft. 

Finanzweſen, ©. Domänen, Fiskus, Hoheits— 
rechte, Kaſſabehörden, Kollegialſyſtem, Staate: 
haushalt, Staatswirthſchaft. 

Findelhãuſer, S. Waiſen⸗, Finde und Net 
tungshäuſer.) 

(Fiſchfang, S. Jagd und Fiſchfang.) 

Fiskalbeamte (von Riſch) 535. 

Fiskus von Riſch 530. 

Flotte (von Freih. v. Kaltenborn) 538. 
1. Handels- und Kriegsflotten 538. Arten 
und Bau der Fahrzeuge 542. 11. Zur Ges 
fehichte und Statiftif der Handels⸗ und Kriegs 
flotten 545, 846. 111. Zur Geſchichte der 
deutichen Kriegsflotte 554. S. auch Marine. 

( Flußſchifffahrt, S. Land» und Wafjerftraßen, 
Schifffahrtögefege.) 

Forenſen 759. 

Forftwirthfchaftund Forftpoligei von 
Flihbadı) 557. Einleitung 557, Erbal- 
tung und Herſtellung der erforderlichen Bes 
waldung 559. Waldüberfluß 562. Gefährdung 
durch Brand, Sturm, Inſekten x. 562. Wald: 
fervituten 563. Bildung von Zechnifern 563. 
Frevel 563. Vefteurung der Wälder 565, 
Berwaltung der Staatöforften 565. 

Fortescue won Gundermann) 566. 

Forum, ©. Gerichtöftund. 

(Fourier, ©. Socialiften,) 

Fox (vun Geifden) 570. 

Franken von Rodinger) 875. Gejchichte 
575, Sprache 583. 

Frankfurt am Main von Pieifertorn) 
586, Statiftit 586. Gejchichte 587, Ber: 


negiſter. 


faſſung 594. Kirche und Schule 600. Etam 
haushalt 602. Induftrie 603. Nieberlaftun 
Erwerb des Bürgerrechts 604. Frankfur d 
Sitz der Bundesbehörden 603. 

Fränfifches Reich 576, 577, 611. 

Franklin (won Reimann) 608. 

Frankreich (von Blod) 610. 1%: 
ſchichte: Bis zu den Bourbonen B10; Kt 
zur Revolution von 1789 613; bis re 
volution von 1830 617; bis zur Rerelnn 
von 1848 641; bis auf die jümafte Zei 
655. — IL Staatsrecht und Bm 
tung: Verfaffung 6735 Verwaltung 6%; 
Gemeinden 6815 Kultus und Unterrikt it; 
Juſtiz 685; Steuern 688; Induftrie, Me 
bau, Öffentliche Arbeiten 690; Krieg m 
Marineweien 691. — IN. Statiftit: dad 
692; Bevölkerung 693; Kultus, Unterriät, 
Wohlthätigkeit 697; Juſtiz 701; Agrikulte 
702; Induftrie 7065 Handel, Kredit: un 
Münzwefen 708; Schifffahrt 711; Derkirt 
mittel 7125 Finanzen 713; Heer, Klett 
714; auäwärtige Befigungen 716. Poll 

‚tifhe Anmerkung der Redaktion 717. - 
Franzöſiſche Diplomatie im 17. Jabrh. 19. 
Frankreich zur Zeit der Enchklopädiſten I. 
5.8 europäifche Politik zur Zeit Frierit 
d. Gr. 7915 $. und England unter Bude 
Philipp 650, 651, 652; unter Napoleon Il 
664, 668, 672, Zur Gefchichte der Domint 
164; des dritten Standes 176, 180; M 
Ehe 212; der Einfommenfteuer 358, Natur: 
(ifationsgefeg 363. Eifenbahnen 377, 3% 
Marine 541, 547. Friedensgeriht 774. 

franz 1., König von Frankreich, 613. 

Freanen (von Brater) FSB, Bürgerlide 
Recht 722. Deffentl. Recht 725. Sefchlehtäct 
der Frauen 227. 

(Freiburg, ©. Schweiz.) 

Freie Städte, S. Frankfurt (und Hanfeflätt. 

Freihafen (von Freih. v. Kaltenbert) 
729. 

Freibandel 484. 

Freiheit ıvon Ahrens) 730, Silit 
und rechtliche Freiheit 732. Betrachtung & 
rechtlichen freiheit 733, 

Freiheitsrechte (von Abrinsı 789. 
Freiheitsrechte der Frauen 727. (reibeitimät. 
vom deutſchen Bund gewährleiftet 49, I. 


 Begifler 


Frei Schiff, frei Gut 184. 

Freimaurer (von Bluntſchlij 745. Mei 
nungen, Vorurtbeile, Täufchungen 745. Ge 
fehichtliches 749. Princip und Zwed 752. 

(Freiwillige Gerichtöbarfeit, S. Gerichtäbarfeit, 
Notariat.) 

Freizügigkeit (S. Auswanderung, Niederlaffung). 
#.3. in den deutfchen Bundesftaaten 52, 101. 

Fremde, Fremdenrecht (von Piz!) 755. 
1. Erwerb und Ausübung von Rechten im 
fremden Staat 756. 1. Beflp von Grund 
und Boden 759. I. Aufenthalt im fremden 
Staatögebiet 760. IV. Verhältniß zum Heis 
matsftaat während des Aufenthalts im frem⸗ 
den 766. ©. auch Einwanderung. 

Friede von Heffter) 768. 

Friedensgericht, Friedensrichter 
(VBermittlungsämter] (von Yauf) 
772. 1. Friedendgericht als Vermittlungsanıt 
772. IE. Engliſches Ariedensgericht 777. 

Friedensihlüffe, S. Kongreffe und Friedens 
ſchlüſſe.) 

Friedrich der Große (von v. Jasmund) 
780. 

Friedrih Wilhelm 1. 780, 787, 

Friedrich Wilhelm IV. 84, 86. 

Fürft, S. Monarchiſche Ideen. 

Fürftenbund 816. 

Fürftenrath; des deutfchen Reihe 53. 

Fürftliche Perfonen, deren Exterritorialität 475. 


G. 


Gabella emigrationis, S. Nachſteuer. 

Gallier 610. 

Gandharma⸗Ehe 222. 

Garantie, völkerrechtliche 107. 

Garnier Pages 656, 658, 659. 

Gefährdeeid 288. 

Gefängnifdisciplin 136. 

Gehorfam und Berfafjungstreue 295. 

Geiftlihe Diplomaten im Mittelalter 121. 

Beiftlihe, S. Eölibat, Disciplinarvergehen. 

Geiftliche Gerichte, Anwendung des Eides 275. 

Gemeinde, deren Veto ald Ehehinderniß 221. 
S. auch Erbredt. 

Gemeindebeamte, S. Beamtendisciplin, Disci⸗ 
plinarvergehen. G. Gut und Privateigenthum 
306, 309. G. Ordnung und Fabrikweſen 


837 


483, G. Recht der Frauen 727. G. Wald 
309, 559. 

Gemeindeweſen in Frankreich 681, 695. 

Gemeines deutfches Mecht 246. 

Gemeinnügige Anordnungen beim Bundestag 64, 

Gemeinnüßige Unternehmungen 469, 

Gemiſchte Ehe 217, 219. 

Genoffen, Ungenoffen, Hebergenofjen 191. 

Genoſſenſchaft, S. Aſſociation. 

Gerichtlicher Eid 269, 275, 287. 

Gerichtöhoheit des deutichen Bundes 38. 

Gerichtsſtand der Exterritorialen 474; des Fis— 
fus 5345 der Fremden 760, 762. 

Serichtöverfaffung, S. Recht und Rechtäpflege. 

Sermanifche Bevölkerung in Europa 457, 458. 

Bermanifche Ehe 210, Familie 497. Eid bei 
den Germanen 268. Gerichtl. Inftitutionen 
269. Ehe und Rechtlofigkeit 230. Eigenthums⸗ 
begriffe 307, Verhältniſſe des Grundeigen- 
thums 307, 398. Erbrecht 405, 410. Leibes⸗ 
bildung 437. 

Gefammteigentbum und Sondereigentbum 304, 
306, 307, 309. Gefammteigenthbum der Fa- 
mifie 399, 410. 

Gefandte, ftebende 131. 
Geſandten 475. 

Geſandtſchaftsrecht des deutfchen Bundes 48, 65. 

Geichäftsträger 131. 

Geſchlechtsehre 227. 

Geſchlechtsvormundſchaft 722, 

Gefeßgebende Gewalt und Gefepgebung im 
deutichen Bunde 73. 

Gefepgebender Körper in der fr. Stadt Frank 
furt 596; in Branfreich 674. ©. auch Staats: 
verfaſſung. 

Geſetzgebungswiſſenſchaft, Filangieri's Syſtem 
522. 

Sefinde und Dienftberrfchart 495, 498. 

Geſundheitspolizei in den Kabrifen 491. 

Gewährsadminiftration 174. 

Gewerbefreibeit und Konceſſionsſyſtem 736, 738, 
742. 

Gewerbe und Rabrifation 477, 484. 

Gewerbes und Fabriftongeffionen 487. 

Gewerbe: und Fabrikweſen in der freien Stadt 
Frankfurt 603; in Frankreich 690, 706; in 
Preußen zur Beit Friedrichs d. Gr. 826. 

Gemwerböbetrieb der Frauen 723. 

Gewerbeprivilegien, S. Erfindungspatente 


Giterritorialität der 
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Gewere 299. 

Bewiffensfreibeit, ©. Bekenntnißfreiheit. 

Birondiften 619, 621, 622. 

Glaubensfreiheit, S. Belenntniffreiheit. 

Gleichgewichtsſyſtem 124. 

Gönner 504, 510. 

Gothaer Berfammlung 90, 

Sottesurtheil 269, 276. 

Griechiſche Ehe 208, Erziehung 436. 

Großbritannien, S. England. 

Großmädhte 127, 462. 

Grotius 124. 

Grundeigentbum 300. Zufammenbang mit der 
politifhen Berfaffung 310, 398. Untheilbar⸗ 
feit 313, 402. Freiheit des Erwerbs in den 
deutfchen Bundesftaaten 101. Rechtöverhältniß 
der Korenfen überhaupt 759. S. aud) Eigen 
tbum, Erbgüter, Privateigenthum. 

Srundberren und Grundholden 310, 399. 

Grundrechte des deutſchen Volkes 51, 76, 103. 

Guizot 646, 650. 

Gut, wirtbichaftliches 336. 

Gutsbefiger und Bauern 311. Gutsherrliche Pos 
ligei 312. r 

Gymnaſtik 436. 


SD». 


Hualbrechtöleute 231. 

Handel der europäifchen Staaten 460; der fee 
fahrenden Nativnen 545; Franfreihs 708; 
SHandelspolitif in Preußen zur Zeit Ariedrichs 
d. Gr, 826. 

Sandelöfrauen 722, 724, 

Handelsfhiffe, S. Kriegsfchiffe. 

Handgelübde 295. 

Handwerk und Fabrik 477, 484. 

Sanfeatifche Marine 552. 

Haus, hausberrliche Gewalt 498, Hausrecht 740. 

Heer, deffen Beeidigung auf die Verfaffung 296. 

SHeeresdiaciplin 136. 

Heerweſen des deutfchen Bundes 22, 415 der 
europäifchen Staaten 465, 466; Frankreichs 
691, 714. Heerweien in Preußen zur Zeit 
Friedrihs d. Gr, 821. 

Heimfallsrecht 320, 533. 

Heinrich IV., König von Frankreich 613. 

Heinrich, Prinz von Preußen, ©. Siebenj. Krieg. 

Serrengüter und Bauerngüter 311. 


Begifter, 


Herrenlojed Gut 532, 533, 
Heſſen 575, 577. 

Hiftorifche NRechtefchule 248, 255. 
Hobbes 396. 

Hochfreie, S. Semperfreie, 
Hochwald 557. 

Holbach 393, 395. 

Holzhandel 562, 563. 

Hube 310, 399, 

Subertöburger Friede 809. 


Huldigung, Huldigungseid 285, 292, 24 


Humanismus ald Erziehungsmaxime 43. 


J. 


Immunität 189, 

Indiabill, S. Oftindien. 

Indifche Eigentbumsbegriffe 302. 
Andigenat 361. 

Induſtrie, S. Fabrikweſen, Gewerbe. 
Infamia 230, 

Ingenuität 188. 


Injurie, Injurienflage, öffentliche Beftrafum 


234, 236. 
Innung 482, 495, 


Inſtanz, richterliche, des deutfchen Bundes 4. 


Interim, ©. Bundescontralfonmiffion. 
Iſola, Freib. Kranz v. 124, 
Italieniſche Eifenbabnen 383, 386, 
Jahn 438, 

Janfeniften 389. 

Jeſuiten und Freimaurer 745. 
Johann, Erzherzog von Defterreih 73. 
Foinville, Prinz 664, 665. 

Joſeph l., Kaifer 451. 

Joſeph IT. und Friedrich d. Sr, 812. 


Juden, deren ftaatsbürgerliche Rechte in Deuti® 
fand 52, 100; in der fr, Stadt Franhfun 


590. S. auch Kirchliche Berhältniffe. 
Tüpdifches Eherecht 207, 723. 
Augenderziebung, ©. Erziebung. 
Yüngfter Neichsabfchied 54. 


Jura singulorum in der deutfchen Bundeter 


fammlung 63, 108. 
Jus albinagii 98. 
Jus detractus 101. 
Jus feciale 121. 


Juſtiz⸗ und Verwaltungsfadhen nach frangöffhen 
Recht 676; in Expropriationfällen 47I. 


Begifler. 


K. 


Kaifertbum, S. Deutfches Kaiferthun, Nömis 
ſches Reich. 

Kammergüter 165. 

Kantiſche Anfichten vom Eid 280. Kt.'s Frei⸗ 
heitslehre 733, 736. 

Kapital und Einkommen 335. 

Kapitalrentenfteuer, ©. Einfommen- und Kapis 
talrentenfteuer. 

Karl der Große 578, 

Karl X., König von Frankreich 637. 

Karliftenfämpfe in Spanien 441. 

Karlsbader Konferenzen 18. 

Karolinger 578, 611. 

Kaffen- und Rechnungsbehörden 529. 

Katharina I1. 814. 

Katholifche und proteftantifche Bevölkerung von 
Europa 459. 

Katholifhes und proteftantifches Eherecht 217, 
223. 

Kelten 610. 

Kinder in den Fabrifen 491. ©. auch Erzie— 
bung, Familie. 

Kirche, S. Belenntniffreibeit, Ehe, Landeskirche, 
Religionsfreibeit. 

Kirche und Staat in Bezug auf Ehefachen 211, 
215, 224. j 

Kirchlicher Einfluß auf die Erziehung 435. 

Kirchliche Lehren vom Eid 272, 277, 281. 
Kirchlicher Eid 289. 

Kirchliche Verhältniffe in Preußen zur Jeit Fried: 
richs d. Gr. 8195 in der fr. Stadt Frankfurt 
587, 600; in Franfreih 684, 697. ©. aud 
Religionsftatiftik. 

Klenkok, Johann 332. 

Kollegialfoftem und Bureauſyſtem in der Fi⸗— 
nanzverwaltung 526, 528, 

Kommunismus 315. 

Kompetenz, ©. Gerichtsſtand, Juſtiz⸗ und Ver: 
waltungsjachen. 

Konceffionen zum Fabrikbetrieb 487, 

Konceffionsinftem, S. Gewerbefreiheit. 

Kondominatöverhältniffe 109. 

Konfisfation 535. 

Konſtitutionelle Verfaffung 263, 483. 

Konfulat in Frankreich 624, 627. 

Konfuln 129, 132, 

Konvent 621. 
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Kupfbolzbetrieb 557. 

Korporation und Affociation 482, 

Korporationswaldungen, deren Beauffichtigung 
559. 

Krankenkaſſen der Fabrifarbeiter 493. 

Kreditanftalten in Frankreich 710. 

Krieg und Friede 768. 

Kriegsflotte, S. Flotte. Kriegshafen 541. Kriegs⸗— 
recht, S. Durchſuchungsrecht. Kriegäverfaf- 
fung, ©. Heerweſen. 

Kriege: und Handelsfchiffe, deren Exterritoria- 
fitit 475. ©. aud Flotte, Marine. 

Kurbeffen, Verfaffungsgelübde des Thronfolgers 
292, 

Kuriatfiimmen beim Bundestag 36, 57. 


8, 


Lafayette 617, 620, 642. 

Laffitte 642, 643. 

Lamartine 653,.656, 657, 659, 661. 

Landeögefepgebung und Bundeögefepgebung 37, 
S. auch Steuerbewilligungsredt. 

Landeskirche 147. 

Landgemeinde und Markgenoſſenſchaft 309. 

Landrecht, S. Civilgeſetzgebung. 

Landſaſſiat 759. 

Landſtände u. Regierung, deren Streitigkeiten 39. 

Landftändijche Berfaffung, S. Deutfche Bundes: 
akte. 

Landſtraßen, S. Verkehrsmittel. 

Landtagswahlen, Beeidigung der Wahlmänner 
295. 

Landwirthſchaft und Viehzucht in Frankreich 
690, 702. 

Laudon, S. Siebenj. Krieg. 

LedruRollin 656, 658, 659, 661, 662. 

Lehenweſen, S. Feudalfuftem. 

Lehr: und Lernfreibeit 743. 

Leopold 1., Kaifer 449, 451. 

Lex Francorum Chamavorum, Lex Ripu- 
ariorum 576. Lex salica 584, 726, 

Lorraine, Herzog von, deſſen politifches Tefta- 
ment 125. 

Ludwig VI. der Dice, König v. Franfreich 611. 
Ludwig IX., der Heilige 612. Ludwig XI. 
613. Ludwig XIV. 123, 614. Ludwig XV. 
615. Ludwig XV. 615. Ludwig XVIH. 632, 

Ludwig Philipp, König der Franzoſen 641, 644. 
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Machiavelli 122. 
Majorat 414. 


Mannsſtamm, deffen Bevorzugung bei der Erbs 


folge 408, 411, 414, 722, 726. 
Mansus 310, 399. 


- Manteuffel, Frh. v., S. Olmützer Junftation, 
Marine der europälfchen Staaten 466, 545, 691, 
716, 846; der vereinigten Staaten von N. A. 


546. S. au Flotte, 
Marfgenofjenichaft 309. 
Marlborougb 454. 
Martignac 639. 
Mafchinenwefen, neuere Entwidlung 484. 
Materialiamus und Abfolutidömus 396. 


Materialiften, franzöf., im 18. Jahrh. 393, 395. 


Mepdiatifirte, S. Standesherren, 
Meineid 271, 277. 


Mennoniten und Baptiften, deren Befreiung von 


Eidesleiftungen 283. 
Merovinger 578, 611. 
Metternich 8. 
Mititärifche Disciplin 136. 
Militärgewalt des deutfchen Bundes 41. 
Mitlitärftraßen 112. 
Milttärwefen, S. Heerweſen. 
Milites, S. Nobiles. 
Miniſterialen 190. 


Miniſterverantwortlichkeit in Bezug auf Bundes⸗ 
bevollmächtigte 585 wegen Verweigerung des 
Berfaffungsgelübdes durch den Thronfolger 293. 


Mißheirath, S. Ebenbürtigkeit, 

Mittelmald 557. 

Mole 647, 655. 

Monarhifche Ideen Friedrichs d. Gr. 818, 
Monarchiſche Organifation des Bundes 81. 
Monogamie 208, 215. 

Morganatifche Ehe 215. 

Moſaiſches Eigenthumsrecht 301. 


Muhammedaniſche Ehe 207; Eigenthumsbegriffe 


301. 
Münchner Berfaffungsprojeft (1850) 91. 
Mundarten, fränfifche 585. 


Rt. 


Nachfteuerfreiheit im dem deutfchen Bundesftaa- 


ten 101. 


Näherreht 401. 

Napoleon 1. 622, 623, 624. 

Napoleon III. 647, 648, 650, 661, 717. 

Nationaleintommen 340. 

Nationalverfammfung, deutfche, 1848, 184: 
71, 81. ©. auch Volkövertretung. 

Naturalifation 361. 

Neder 616. 

Neutrale Schiffe 184. 

Niederländifhe Marine 549, 

Niederlaſſungsrecht 52, 3615 im der fr. Etatt 
Frankfurt 604. S. auch Einwanderung Ari: 
zügigfeit. 

Niederwuld 557. 

Nobiles und milites 190, 

Nordamerifa, S. Vereinigte Staaten. 

Nortb 570, 572, 

Notherbrecht 409. 

Nothrecht 292. 

Nunciationsproceh 532. 

Nupeigentbum, S. Obereigenthum. 


D. 


Obereigentbum und Nupeigenthum 310. 

Deffentlihe Meinung 179, 

Oefonomiften 393. 

Okkupation 297. 

Olmüger Punftation 80, 91, 94. 

Oppofition der Staatsdiener 140. | 

Orientalifcher Krieg 668, 

Defterreichifches Eherecht 214; Beftimmungen 
über Naturalifation 364; Eifenbahnen 379, 
386; Marine 550, 846; reibäfen 789; 
Feldzüge unter Prinz Eugen 447. Defterrid 
und Preußen zur Zeit Friedrichs d. Gr. 787. 
Defterreich und Deutſchland 77, 87. 

Oftindifche Kompagnie, Berfaffung und der 
bältniß zur Staatsgewalt 572, 

Oft und Weftfranfen, Oft: und Rheizfranten 579. 


P. 


Päpftlicher Proteft gegen die deutſche Bundet 
afte 15. 

Parlament, deutfches, S. Nationakverfammlun. 

Parteieneid 287, 

PBartifularrecht und gemeines Recht 247. 

Pafld 646, 649, 662, 


Begifter. 


Pafwefen 761, 

Matenttage 419, 421. 

Pauperismus und Ronımunidmus 316. 

Pentarchie 127, 462, 810. 

Perier 642, 646, 

Pfälzer 578, Pfalsgraffchaft amı Mhein 581. 

Pfleghafte, S. Bogtleute. 

Pflichttheilsrecht 410. 

Philipp von Macedonien 121. 

Philipp IV., der Echöne, König von Frank: 
reich 612, 

Philipp Auguft, König von Frankreich 611. 

Pipin von Heriftall 578. 

Pitt und Fox 572. Pitt und Friedrich d. Gr, 
803, 806, 

Plenum ded Bundestags 36, 57, 61. 

Polens Theilung 812. ©. auch Sachſen. 

Pelignac 640, 642. 

Polizei, gutöberrliche 312, 

Poligeigewalt des deutſchen Bundes 42. 

Molizeiliche Eigenthumsbeſchränkungen 314. 

Polygamie 206, 

Portugiefifche Marine 549. 

Pragmatifhe Sanftion 787, 791. 

Prärogative, Fönigliche 569, 

Preßfreiheit in den deutfchen Bundesftaaten 101. 

Preußens Reformbeftrebungen in Betreff des 
gerichtl. Eides 281. Berfafjungseid in P. 285, 
291, 294. Grundfäge über Naturalifation 365. 
Eifenbahnen 378, 386. Fislalat 537, 538, 
Marine 541, 551. Thronfolge der Kognaten 
726, Schiedsmänner 776. Preußen unter 
Friedrich Wilhelm I. und Friedrich d. Gr. 
787. Preußen und Deutfchland 77, 84, 816, 

Prinzipatfoftem 123. 

Prifengericht 186. 

Privateigentbum, Gewährleiftung und Befchrän- 
fung durch den Staat 313. Kommuniftifche 
und ſocialiſtiſche Theorien 315. Reform des 
Erbrechts 321. 

Privatfürftenreht, S. Ebenbürtigkeit. 

ae als Eifenbabnunternehmer 

Privatreht, S. Clvilgeſetzgebung, Deutfches 
Recht, Recht und Mechtöpflege. 

Privatwaldungen, deren Beauffichtigung 561. 

Privilegien, gewerbliche 416, 487; fisfalifche 531. 

Produktivität, wirtbfchaftliche 336. 

Progreffive Skala bei der Befleurung 348, 357. 
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Promifforifher Eid 267, 288, 290, 

Proteftanten, S. Katholiſche und proteftantifche 
Bevölkerung, Kirchliche Verhältniſſe. 

Proteftantifches und katholiſches Eherecht 212, 
217. 

Provinzialräthe und SProvingialverwaltung in 
Frankreich 678, 

Purgatio canonica und vulgaris 276, 


f 
N. 


Radowig 89. 

Ratififation ded Friedensvertrages 771. 

Rechnungsbehörben, S. Kaffen- und Rechnungs: 
bebörden, 

Recht, S. Deutfches Recht, Gemeines Recht. 

Recht und Nechtöpflege in der fr. Stadt Frank⸗ 
furt 598; in Frankreich 685, 701; in Preußen 
unter Friedrich d. Gr. 822, ©. auch Juftig 
und Verwaltungsfachen. 

Rechtsbildung 246, 267. 

Rechtsbücher, S. Deutfches Recht, 

Rechtöfähigkeit der Fremden 756. Rechtöfähigfeit 
und Nectlofigkeit, S. Ehre. 

Rechtsfreiheit, ©. Freiheit. 

Rechtölehre Fichte's 515. 

Reform 67. Bundesreform, S. Deutſcher Bund. 

Reformation, ihr Einfluß auf das Eherecht 212; 
auf die Eideslehre 278. 

Regalien im Mittelalter 533. 

Regierungsantritt, durch das Berfaffungsgelübde 
bedingt? 293. 

Regierungsrechte des deutfchen Bundes 40. 

Meichöbürgerrecht, deutfches 98. ©. auch deut: 
ſches Bürgerrecht. 

Reichsftändifche Häufer, deren Ebenbürtigfeitd: 
princip 193. ©. auch Standeöherrn. 

Reichötag, deutfcher 53. ©. au Erfurt, Ra 
tionalverfammlung. 

Reichöverwefer, deutfcher 73. 

Reinertrag 335. 

Reinigungseld 270, 275, 286. 

Religionsangelegenheiten beim Bundestag 63. 

Religionsfreiheit, S. Belenntnipfreiheit. 

Religionsftatiftit von Europa 459. ©. aud 
Kirchliche Verhältniſſe. 

Religiondverfhiedenheit, ©. Chehinderniſſe. 

Religiöfe Erziehung 429, 433, 

Rente 341, 


842 


Res nullius 305. 

Responsales 131. 

Retorfion 757. 

Retraftörecht 401, 403. 

Rewbell 623, 

Rhederei, S. Flotte, Marine. 

Rheinfranten 579. Rheinifche Pfalz 581. 

Ricardo's Theorie vom Eintommen 338, 

Nichelteu, Minifter Ludwigs XVIII. 635, 636. 

Nipuarier 575. 

Nittertbum 190. 

Robespierre 622, 623, 

Rockingham 571. 

Rom unter Auguftus und Frankreich unter Na- 
poleon 11, 717, 

Römtfche Ehe und Eherecht 192, 209. Ehr⸗ und 
Rechtlofigkeit 229. Eigenthumsrecht 304. Erb⸗ 
recht 404. Familie 499, Fisfus 530, 535. Necep- 
tion des röm. Nechtes in Deutfchland 333. 

Römifches Neich deutfcher Nation 29, 45, 53, 
69, 82, 98, 

Romanifche Bevölkerung von Europa 457, 458. 

Rouſſeau 394. 

Runde, J. F. 245, 256. 

Rußland: Geltung des Ebenbürtigfeitsprincips 
im regierenden Haus 201. Eifenbahnen 382, 
386. Marine 541, 548. Nußland und 
Preußen zur Zeit Friedrichs des Großen 
798, 810, 


®. 


Sachſen, Kgr., Friedenärichterliches Inftitut 779. 
Sachſen und Polen zur Zeit Friedrichs des 
Großen 788, 793, 800, 

Sachſenſpiegel 250, 277, 323. 

Salier 575, 577, 

Sah's Theorie vom Nationaleinfommen 340. 

Schifffahrt, S. Handel, Verfehrömittel, See 
ſchifffahrt. 

Schiffe, S. Flotte. 

Schlefiſche Kriege 790. 

Schöffenbarfreie 190. 

Schuldisciplin 134. Schulzwang 433, 

Schulweſen, S. Bildungsanſtalten, Erziehung. 

Schwabenſpiegel 250, 332. 

N Grundfäge über Naturalifation 361, 

4. 


Schwerin, S. Siebenj. Krieg. 


Regifter, 


Seehäfen 541. 

Seepolizei, Seerecht, S. Durdfuchungsreit. 

Seeſchifffahrt, Seehandel 539, ©. auch Hank, 
Verkehrsmittel, 

Selten 147. 

Selbfthülfe gegen Injurien 237. 

Selbftverwaltung 180, 182, 483. 

Semperfreie 189, 193. 

Senat, S. Staatöverfaffung. 

Septembergefepe 647. 

Servitut, S. Dienftbarkeit. 

Seydlitz. S. Siebenjähriger Krieg. 

Shelbourne 571. 

Siebenjähriger Krieg 798. 

Sicyes 618, 624. 

Sigambern 575. 

Sippfhaft, S. Erbgüter, Erbrecht, Familie. 

Sflavenbandel, S. Durchſuchungsrecht. 

Slaviſche Bevölklerung von Europa 457, 4 

Slaviſches Gemeindeeigenthum 306, 

Socialiſtiſche Ideen vom Eigenthum 315; von 
Induſtriebetrieb 486. Socialiſtiſche Partei in 
der franzöfifhen Republik von 1848 658. 

Sondereigentbum, S. Gefammteigentbum. 

Somntagsheiligung in den Fabriken 491. 

Spanien zur Zeit Espartero's 441. Spaniide 
Erbfolgefrieg 449. Spanifche Marine 54. 

Sparkafien in Frankreich 700, 

Spieß, Turnlehre 439. 

Staatenbildung, völferrechtliche 26; durch Erofe 
rung 425, 

Staatenbund, S. Bundesftaat. | 

Staatsangehörige, Nechte und Pflichten der ım 
Ausland verweilenden 766. 

Stantsanwaltfchaft 536, 538, 

Staatöbürgereid 285, 294. 

Staatsdiener, Sicherftellung ihrer Rechte 1#- 
©. auch Beamte, Beamtendisciplin, Bernie 
ftand. 

Staatserbrecht, S. Erbredt. 

Staatsgläubiger, deren Beſteurung 356. 

Staatsgüter, S. Domänen. 

Staatshaushalt der europäiſchen Staaten 464; 
der freien Stadt Frankfurt 602; Frankreit⸗ 
688, 713. ©. auch Finanzweſen. 

Staatsländereien, Vertheilung an Privaten 304 
320, 

Staatslehre Fichte's 5155 Filangieris 522. 

Staatsnothrecht, S. Rothrecht. 


Begifler. 


Staatsobereigenthbum 533, 

Staatsoberhaupt, deſſen Berfaffungseid 285, 
2%. 

Staatsrath, ©. Staatöverfaffung. 

Staatsihulden, S. Staatshaushalt. 

Staatöverfaffung der europäiſchen Staaten, 
monardifchtonftitutioneller Grundzug 464. 
Staatsverfaffung und Staatsverwaltung in 
der fr. Stadt Frankfurt 594; in Branfreich 
673, 720, 

Staatöverfaffung, S. auch Konftitutionalismus, 

Staatövermögen, S. Staatshaushalt. 

Staatöverwaltung, S. Finanzbehörden, Fisfal- 
beamte, Kollegialſyſtem, Staatöverfaffung. 

Staatswaldungen 170, 565. 

Staatswirtbfchaftliches Syſtem Friedrichs d. Gr. 
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Staatswiſſenſchaften, S. Diplomatie, 

Staatswohlfahrt 469. 

Staat und Kirche, S. Kirche. 

Staats- und Privateigenthum 304. 

Staats- und Privateiſenbahnen 372, 

Stadt, S. Gemeinde. 

Stammesrechte in Deutſchland 250. 

Stammgüter, adelige 401, 408, 410, 411. 

Stammpermögen und Einkommen 335. 

Standesehre 227, 234. Standeserhöhung, kaiſer⸗ 
liche 194. 

Standesherrn, deren Proteſt gegen die deutſche 
Bundesakte 15; deren Reklamationen beim 
Bundestag 405 Garantie ihrer Mechte 51. 
Ebenbürtige Eben 198, 

Stänpdifhe Entwidlung der neueren Zeit 481, 
Ständijche Verhältnifje in Preußen zur Zeit 
Friedrichs d. Gr. 824, ©, auch Bauernfland, 
dritter Stand, Ebenbürtigfeit, Vierter Stand, 

Stein, Frhr. vom 3, 8, 9. 

Steuern 165, 525. Steuerfuftem Friedrichs 
d. Gr.827. Befteurung der Waldungen 565. S. 
au Einfommen- und Kapitalfteuer. 

Steuerbewilligungsrecht der Landftände und Be 
fteurungsrecht des Bundes 41, 

Steuerfreiheit 353. St. F. der Domänen 169, 

« Steuerpflicht der Fremden 765. 

Strafarten bei Forftfreveln 564. 

Strafgerichtöbarfeit über Fremde 764. 

Strafrechtliche Theorie Feuerbachs 508, 510, 

Strike, 494. 

Systöme copartageant 126. 
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Tanucci 520, 

Tauſch der Güter, Nugungen und Dienfte 337, 

Zeftamentarifche Erbfolge 405, 

Theilungsſyſtem, politifches 126. 

Theofratifche Auffaffung des Grundbefiges 301. 

Thiers 646, 649, 666. 

Thronfolge, S. Erbrecht, Regierungsantritt. 

Toleranz, S. Bekenntnißfreiheit. 

Trauung 222. 

Tridentiniſches Koncil, Beſtimmungen über die 
Ehe 213. 

Truckſyſtem 494. 

Turgot 393. 

Turnſchulen 438, 


u. 


Uebergenoſſen, S. Genoſſen. 

Unächte Kinder, deren Ehrloſigkeit 233. 

Unehrlicher Beruf 233. 

Unfreie 188. 

Ungenoſſen, S. Genoffen. 

Unionsprojekt, preußiſches 88. 

Unterricht, S. Bildungsanſtalten, Erzlehung, 
Lehrfreiheit, Schuldisciplin. 

Unterſtützungskaſſen, ©. Verſorgungsanſtalten. 

Untheilbarkeit des Grundbeſitzes, S. Erbgüter, 
Grundeigenthum. 

Uradel 188. 

Urtheile, deren Vollſtreckung im Ausland 763. 

Uſurpator, Gültigkeit ſeiner Regierungshand⸗ 
lungen 169. 


V. 


Valois, Dynaſtie 612. 

Bäterliche Gewalt 500. 

Berantwortlichkeit, S. Minifterverantwortlichkeit. 

Verbrechen und Ehrloſigkeit 232, 

Bereinigte Staaten von N.A., Grundfüge über 
Raturalifation 361, 362, 363. Etfenbahnen 
383, 386. Marine 546. ©. auch Branflin. 

Vereinsrecht 743. Bundesbefchlüffe v. 13. Juli 
1854 102. B.R. in Anwendung auf kirchliche 
Genoſſenſchaften 148. S. auch Affociation. 

Berfaffung, S. Staatöverfaffung. 

Berfaffungsbruc 291. Verfaſſungseid des Staats⸗ 
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oberhauptes 285, 2905 der Gtaatöbürger 
285, 294; der Landtagsmitglieder 294; 
der Staatsdiener 295; des Heeres 296. 
Berfaffungsftreitigfeiten und Bundesſchieds⸗ 
gericht. 39, 

Bergleich 772. 

Berjährung, eriverbende, in Bezug auf Gtaatd 
dienftbarfeiten 110. 

Verkehrsmittel in Frankreich 711. 

Bermittlungsamt 772, 

Bermögenscenfus, ©. Cenſus. Vermögenskonfis⸗ 
fation 535. Dermögenäfteuer und Einfommen- 
fteuer 349, 

Berforgungsanftalten in Frankreich 700. 

Berforgungsanftalten für Fabrifarbeiter 493. 

Verträge, völferrechtliche, werden durch den Krieg 
aufgehoben 769. 

Derwaltung, S. Staatöverwaltung. Verwal⸗ 
tungsbeamte, ©. Beamte, Staatädiener. Der: 
waltungsſachen, S. Adminiftrativfachen, Juſtiz⸗ 
und Berwaltungsfachen. 

Berwandtfchaft und daraus entfpringende Rechts⸗ 
verhäftniffe, S. Ehehinderniffe, Erbgüter, Erb- 
recht, Familie. 

Diebzuht, S. Landwirthſchaft. 

Vierter Stand 177, 181, 182. ©. auch Stän- 
difche Entwicklung. 

Villoͤle 636, 

Vogtleute 190. 

Bölferrechtliche Dienftbarfeiten 105, Völkerrecht: 
fie Staatenbildung 26. Völkerrechtlicher 
Verkehr, ©. Diplomatie, Diplomatifcher 
Körper. 

Vollsrechte, S. Freiheitsrechte, Grundrechte, 

Bollövertretung, S. Cenſus, Landftände, Land: 
tag, Wahlrecht. 

Bolfövertretung beim deutfchen Bund 70. 

Vollswirthſchaftspflege, deren Uebertragung an 
die Finanzbehörden 526. 


Begifter. 


Boltäre 388, 391, 392, 785. 
Bormundfchaft 498. 


W. 


Wahlmanner, S. Landtagswahlen. 

Wahlrecht und Wählbarkeit, Bevorzugung der 
Familienväter 503. Wahlrecht und Wahlpfliat 
744. 

Wahlrecht und Wählbarkeit nach der Berfaffung 
der fr. Stadt Frankfurt 594; nach der fran- 
zöfiſchen Verfaffung 674. 

Waldkultur 557. Waldboden 559. Balderei 
tuten 563. Waldfrevel 563. ©. aud Fark 
wirtbichaft, Gemeindewald, Staatäwah. 

Wartrecht, verwandtſchaftliches 400, 

Weibliches Geſchlecht, S. Frauen. 

Weltſtaat Fichte's 518, 

Weſſenberg, Frhr. v. 9, 10. 

Weſtfranken, S. Oſtfranken. 

Weſtminſter⸗Traktat 799. 

Wiener Kongreß 3. Wiener Schlußakte 19. 

Wohlfahrtsausſchuß 622. 

Wohlthatigkeitsanſtalten in der fr. Stadt Franf: 
furt 601; in Frankreich 699. 

Württemberg, Verfaſſungsgelübde des Thronfol 
gers 293. Grundſätze in Betreff der Naturali- 
fation 366. 


2. 


Beugeneid 287, 

Binafteuer 352. 

Bolleinigung 484. 

Zunft und Affociation 482, 495. 
Amangdenteignung, ©. Expropriation. 
Zweitampf 237. 

Zwergwirthichaft 402. 
Zwifchenherrfcher, S, Ufurpator. 


Berihtigungen und Zufäße. 


Bandı. 

Seite 546 3. 4 v. o. fies: bemißt. 

„5598.235vo „ 1521. 

„ 560 3. 21 v. o. „  vermöge deren. 

„ 796 Sp. 23.7 v. u. fies: Siegel und Wappen 53, 

Band ı. 

„ 7938.14. o. lied: verſuchsweiſe. 

„ 493 3.25v. 0. „ einer beftimmten Art. 

„453. 90 „ äkilius, 

„ 4953.38 v. „ Cäfaren. 

„ 4963. ?2v „  repetil=. 

„ 496 3. 18 v. „ jenem. 

„ 496 3. 31 v. „ fon vor. 

„ 501 3.16». „ an Schuldforderungen, 

„5033. 70.0 „ 17. Jahrh. 

„ 506 3. 14 v. „Ländergebietes. 

„ 507 3. 8 v. „noch. 

„509 3. 21 v. o. 1814. 

„ 6525 3. 13 v. „ die Jemanden. 

„ 5278 6». mannigfaltig verſchiedener. 

„ 530 8. 12 v. wichtig. 

„ 532 3. 19 v. „Haimberger. 

„ 533 3, 14 v. „  gemeinrechtlichen. 

„ 534 3.28 v. „  praftiichen. 

„ 610 3.8,9v. »  Gunnbjörnsfcheeren, Gunnbjörn. 

„ 611 3. 22 v. „  Pritranmannaland. 


„6113. 4v. „»  Annaler. 
„6113. iv Sveinn von Binland. 
„ 61238 2v. „ Beiden. 
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612 3. 17 v. 


" „  Soitramannaland. 
„ 716 3.25 v. 


angewendet werden. 


2 
Ss 


„ 7273.1500. 27. April 1803. 

„ 727 3.200. o. ind die Worte „Reichsgrafen und“ zu flreichen. 

„ 727 3. 24 v. o. Die Bistbüner Trient und Brigen erhielt der Kaifer. 

„ 727 3. 33 v. o. fies: 11. Auguft. 

„ 729 3. 15 v. u. ©. Hildburgbaufen und des Fürſtenthums Saalfeld (von Koburg 
abgetreten) entichädigt. 

„ 247 3. 18 v. o. „ dieſen. 

„ 749 3. 21 v. o. „ Theodisci, 

„ 750 3.1300. „ als eine römiſche. 


„ 7503. 1 v. u. „ in Niederburgund allmädhtig.. 
„ 7543. 500 „ Geridt. 

„ 755 3. 130, u. „ das Birchliche. 

„ 7598. 100.0. „ erftredt. 


Seite 759 3. 7 v. u. lies: Weſtphalen Münfter., 


u 
„ 761 3. 12v. u. „  Dietmarfchen. 
„ 762 3. 19 v. u. „ Städtelollegiums. 
„763 3. 14 v. u. „unrühmlich. 
„ 7633. 2 v. u. pacis. 
„ 765 3. 2 v. u. Othon Morens rer. Laudens. 
Band ım. 
„ 733 10v0w „ Bruber. 
„. 823. 40.0. „  fieben, achten, neunen, 
„172 3. 11 v. u. Anbaltöpunft. 
„201 3. 16 v. o. „ SKonienfes. 
„228 3. 19 v. u. „genvoſſenſchaftliche. 
„ 2923. 8 v. u. „ einer wahrſcheinlichen. 
„ 3023. 2» u. das neuere. 


„ 313 3. 16 v. u. find die Worte „ogl. diefen Art.“ zu ftreichen 

„ 398 3. 14 v. o. find die Worte „Enregiftrement, S. Grundbücher” zu fireichen. 

„ 473. 3v u. lies: find patentfäbig; Verbeſſerungen. 

„ 551. Im Jahr 1858 war der Beftand der Öfterreihifhen Kriegsmarine folgen: | 
4 Schraubenlinienihiff, 800 Pferdekraft 91 Gefhüge 900 Bemannung. 


3 Schr.Fregatten, je 300 Pf.Kr. 3 „ N — 
4 Segelfregatten 171 * 1618 — 
2 Schr.Korvetten, je 230 Pr.Ar. 4 „ 520 — | 
10 Segeltorvetten und Segelbriggs 154 fi 1284 — 
13 Raddampfer, je 40-350 Pi.Rr. 53° „1030 Mi 
3 Schraubenſchooner, je 50-90 Pf.ſtr. 4 67 . | 
7 Segel und Brigafchooner 6 „ 312 — 
24 Kanonierſchaluppen und Peniſchen 72 — 636 ae 
15 Ruderfchaluppen und Zollen 19 „ 490 = | 
2 Pontons 20 E 120 u 
1 Prabme, 1 Obufiere 12 J 90 * 
43 Piroghen für die Lagunenvertheidigung 43 ” 430 * 
7 Transport⸗Trabaleln — „84 
135 Fahrzeuge 852 Gefchüße 8706 — rozu 


noch die Mannſchaft von 2 der obigen Schraubenſchooner und 1 Raddampfer kommen, di 
erft im Bau begriffen find. — Marimalftand des Matrofenforps 8000 Mann, der Raumt 
artilferie (4 Bataillon) 1000 M., der Marineinfanterie (1 Regiment) 3000 M., der Shift 
bautorps 800 M. und 1500 Givilarbeiter unter militärifcher Gerichtsbarkeit. 


Drud ver Schultheß'ſchen Offizin in Zürich, 
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